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I. 

Ueber  factische  und  rechtliche  Bevölkerung. 

Von 
Obersteuerrath  Fabricius  in  Darmstadt. 

Aus  Anlass  des  internationalen  statistischen  Congresses  in  Florenz 
hat  der  Verfasser  zwei  die  Ausführung  der  Volkszählung  betreffende 
Denkschriften  ausgearbeitet,  welche  wir  nachstehend  unter  I.  und  II. 
zur  Veröffentlichung  bringen,  indem  wir  zugleich  unter  III.  die  Be- 
schlüsse, welche  bei  dem  genannten  Congress  in  Beziehung  auf  die 
Volkszählung  gefasst  worden  sind,  nebst  einigen  Bemerkungen  des- 
selben Verfassers  mittheileu. 

I. 

Bei  dem  im  Jahre  1863  in  Berlin  vereinigten  internationalen 
statistischen  Congress  wurde  in  Beziehung  auf  den  Antrag  des  Unter- 
zeichneten ,  auszusprechen , 

»dass    die  nach    dem   Princip    der  factischen   Bevölkerung   er- 
mittelte Volkszahl   eines  Landes,   im  Vergleich  mit  den  auf  an- 
deren Grundlagen  gewonnenen  Bevölkerungszahlen,  die  mittlere 
Einwohnerzahl  de.sselben  am  genauesten  ausdrücke«, 
beschlossen .   die  Entscheidung  hierüber  einem  späteren  Congresse  vor- 
zubehalten (vergl.  Rechenschafthbericht  u.  s.  w.  Bd.  li  S.  473  und  475). 
Weiter  wurde  auf  Antrag  des  Delegirten  der  italienischen  Regierung, 
Herrn  Correnti,  in  Beziehung  auf  die  Volkszählungen  folgender 
Beschiuss  gefasst  (vergl.  ebendas.  S.  475): 

»Um  eine  Volkszählung  zu  gewinnen,  welche  allen  Bedürfnissen 
der  Verwaltung  entspricht,  ist  es  unerlä.sslicli ,  nicht  nur  die 
factische  Bevölkerung  zu  zählen,  sondern  auch  die  rechtliche 
jeder  Gemeinde  und  Provinz  zu  ermitteln.  Es  ist  dazu  uöthig, 
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ein  Kritoriuni  nufzufiiKh  ,.  um  vermittelst  desselben  aus  der 
gleichzeitigen  Zählung  dt  cti.schen  Ijevülkerung  auf  die  recht- 
liche zu  schlicssen.  Die ,  ineik.sanikcit  der  nächhten  statisti- 
schen Cüngicssc  ist  darauf  zu  lichten,  durch  eine  Ueberein- 
stimmung  in  den  bei  den  Vorbereitungsoperatiunen  für  die  Volks- 
zählung zu  befolgenden  Massnahmen  die  nothwendigen  Grund- 
lagen vorzubereiten,  die  factischc  Bevölkerung  festzustellen.« 

Um  die  hiernach  zur  weiteren  Verhandlung  ausgesetzten  Fragen 
beantworten  zu  können ,  wird  es  sich  empfehlen ,  zunächst  die  Be- 
völkerungsbestandtheile ,  aus  welchen  sich  die  factische  und  die  recht- 
liche Bevölkerung  zusannnensetzen,  und  ihre  Bedeutung  für  die  Volks- 
zählung näher  in  das  Auge  zu  fassen. 

Man  versteht  unter  der  f actischen  Bevölkerung  eines  Landes 
die  Gesammtzahl  der  Personen ,  welche  zu  der  als  Normalzeit  der 
Zählung  angenommenen  Stunde  innerhalb  der  Grenzen  des  Landes  an- 
wesend sind.  Als  factische  Bevölkerung  eines  Wohnplatzes  ist  in  Ueber- 
einstimmung  hierniit  die  Gesammtzahl  der  zu  der  angegebenen  Zeit 
innerhalb  der  Ortsgemarkung  anwesenden  Personen  anzusehen. 

Nun  bedarf  man,  um  die  Resultate  der  auf  die  Bevölkerungs- 
verhältnisse eines  Landes  Bezug  habenden  Beobachtungen  mit  den  Be- 
völkerungszahlen für  dieses  Land  in  Verbindung  bringen  zu  können, 
eines  Ausdrucks  für  die  mittlere  Zahl  und  Beschaffenheit  der  Be- 
völkerung während  der  Periode,  auf  welche  sich  die  Beobachtungen 
erstrecken. 

Wenn  es  sich  z.  B,  darum  handelt,  die  Sterblichkeit  in  den  ver- 
schiedenen Altersklassen  während  eines  Jahres  in  Zahlen  auszudrücken, 
so  ist  es  nöthig,  die  mittlere  Zahl  der  während  desselben  Jahres  in 
jeder  Alterklasse  vorhandenen  Personen  mit  der  Zahl  der  daraus  in 
der  betreffenden  Zeit  Gestorbenen  in  Vergleichung  zu  setzen. 

Hieraus  folgt,  dass  die  auf  die  factische  Bevölkerung  eines  Landes 
Bezug  habenden  Beobachtungsresultate  passender  Weise  nur  mit  den 
Zahlen  für  die  mittlere  factische  Bevölkerung  desselben  in  Ver- 
bindung gebracht  werden  können ,  wie  auch  die  bei  einer  bestimmten 
Klasse  von  Landesbewohnern  gemachten  Beobachtungen  nur  auf  die 
mittlere  Zahl  dieser  Bewohner  zu  beziehen  sind. 

Nun  umfasst  die  Bevölkerungsstatistik  eines  Landes  in  der  Regel 
nur  solche  Ereignisse,  welche  in  dem  betreffenden  Lande  selbst  vor- 
gekommen und  dort  beobachtet  worden  sind,  und  erstreckt  sich  z.  B. 
die  Statistik  der  Geburten  und  Sterbefälle  eines  Landes  nur  auf  die 
in  demselben  vorkommenden  Geburten  und  Sterbefälle,   die  Statistik 
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der  Consumtion  nur  auf  die  Consu  )n  innerhalb  der  Landesgrenzen, 
die  Statistik  der  Wohnungsverhä' •  .  e  nur  auf  die  mittlere  Zahl  der 
in  den  Wohnungen  thatsächlich  voi/'^idenen  Personen  u.  s.  w. 

Hiernach  lässt  sich  die  grosse  Wichtigkeit  einer  genauen  Kennt- 
niss  der  mittleren  factischen  Bevölkerung  für  Untersuchungen,  welche 
sich  auf  die  Gesammtbevölkerung  des  Landes  erstrecken,  ermessen. 

Um  die  mittlere  factische  Bevölkerung  für  ein  Jahr  oder  für  eine 
Periode  von  mehreren  Jahren  genau  festzustellen,  wäre  es  nöthig, 
ähnlich  wie  man  den  mittleren  Barometerstand  oder  die  mittlere  Jahres- 
temperatur ermittelt,  die  während  jener  Zeit  in  dem  betreffenden  Lande 
anwesenden  Personen  täglich  zu  einer  bestimmten  Stunde  nach  Zahl, 
Geschlecht,  Alter  u.  s.  w.  aufzunehmen,  und  aus  den  auf  diese  W^eise 
erlangten  Beobachtungsresultaten  das  arithmetische  Mittel  zu  ziehen. 

Es  ist  dies  jedoch  nicht  ausführbar,  weil  die  Volkszählung  einen 
solchen  Aufwand  an  Arbeitskräften  und  Geldmitteln  in  Anspruch  nimmt, 
dass  man  sich  mit  periodischen  Zählungen  und  mehrjährigen  Zähluugs- 
perioden  begnügen  muss. 

Eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Volkszählung  geht  demnach 
dahin,  mit  Hülfe  der  einzelnen  Bevölkerungsaufnahmen  Ausdrücke  für 
die  Bevölkerung  des  Landes  zu  finden,  welche  den  Zahlen  für  die 
mittlere  factisc|ie  Bevölkerung  thunlichst  nahe  kommen  und  dieselben 
zu  ersetzen  geeignet  sind. 

Es  könnte  sich  nun  fragen,  ob  die  Zahlen  für  die  dauernd  im 
Lande  wohnende  Bevölkerung  diesem  Erforderniss  nicht  vorzugsweise 
entsprechen,  da  die  Personen,  aus  welchen  sich  die  genannte  Be- 
völkerungscombination  zusammensetzt,  wenn  auch  theilweise  abwesend, 
doch  den  grösseren  Theil  der  Beobachtungsperioden  an  ihren  Wohn- 
orten anwesend  zu  sein  pflegen  und  daher  an  den  Ereignissen,  welche 
den  Gegenstand  der  Bevölkerungsstatistik  bilden,  vorzugsweise  be- 
theiligt erscheinen. 

Hiergegen  kommt  jedoch  in  Betracht,  dass  die  im  Lande  wohnende 
Bevölkerung  ebenso,  wie  alle  anderen  Bevölkerungscombinationen,  fort- 
gesetzten Veränderungen  unterliegt ,  und  dass  die  für  dieselben  er- 
mittelten Zahlen,  welche  nur  den  factischen  Stand  am  Zählungstage 
•ausdrücken,  ebenso  wenig,  wie  die  für  die  factische  Bevölkerung  fest- 
gestellten, Mittelwerthe  ergeben,  dass  ferner  von  der  im  Lande 
wohnenden  Bevölkerung  beständig  ein  Theil  auf  Reisen  oder  aus 
sonstiger  Veranlassung  abwesend  ist  und  daher  bei  Zusammenstellung 
der  mittleren  factischen  Bevölkerung  der  einzelnen  Wohnorte  ausser 
Ansatz  zu  bleiben  hat. 
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Die  factischc  Bevölkerung  ui  fairst  dagegen  dieselben  Bestandtheile, 
wie  die  mittlere  facti>clie  Bcvülk Mi  iig  (beständig,  zeitweilig  und  vor- 
übergehend Anwesende),  und  steril  der  letzteren  jedenfalls  näher,  als 
die  aus  Anwesenden  und  Abwesenden  eonibinirten  Bevülkerungszableu, 
bei  deren  Feststelking  überdies,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden, 
viellach  Ungenauigkeiten  unterzulaufen  ])tlegen. 

Die  fuctische  Bevölkerung  dürfte  hiernach  für  kurze  Perioden 
direct  und  für  mehrjährige  Perioden  in  den  I)urch.->chnittswerihen  aus 
den  Ergebnissen  mehrerer  auf  einander  folgender  Ziililungen  den  re- 
lativ besten  Ausdruck  für  die  mittlere  factische  Bevölkerung  darbieten. 

Es  wird  dies  namentlich  dann  der  Fall  sein,  wenn  die  Zählungen 
in  einer  zur  Erlangung  von  Mittelwerthen  günstigen  Jahreszeit  vor- 
genommen werden.  In  dieser  Hinsicht  darf  nicht  unbeachtet  bleiben, 
dass  die  Zusammensetzung  der  factischen  Bevölkerung  periodischen 
Schwankungen  unterworfen  ist  und  auch  ausserordentlichen  Störungen 
ausgesetzt  sein  kann.  Bezüglich  der  ersteren  eiinnern  wir  an  die  im 
Sommer  regelmässig  stattfindende  Wanderung  der  Bauhandwerker  in 
die  grossen  Städte,  die  Wegzüge  der  Stadtbewohner  während  der 
heissen  Jahreszeit  auf  das  Land  und  in  die  Bäder,  die  Bewegung  des 
reisenden  Publikums  nach  Gebirgsgegenden  und  in  die  grossen  Städte, 
die  periodischen  Wanderungen  der  landwirthschaftlichcn  Taglöhner  u.  s.w. 

Diese  Verschiebungen  in  der  Zusammensetzung  der  factischen  Be- 
völkerung sind  von  den  Jahreszeiten  abhängig  und  weniger  im  Grossen 
und  Ganzen  als  örtlich  fühlbar.  Wenn  daher  die  Volkszählungen  regel- 
mässig in  der  gleichen  Jahreszeit  und  in  der  Erstreckung  auf  ein 
ganzes  Land  stattfinden,  so  wird  man  immer  für  die  Bevölkerungs- 
statistik brauchbare  und  namentlich  auch  vergleichbare  Resultate  er- 
langen. Im  Allgemeinen  mögen  die  grössten  Verschiedenheiten  in  der 
Zusammensetzung  der  factischen  Bevölkerung  der  einzelnen  Wohnplätze 
hervortreten,  wenn  man  den  Stand  derselben  im  hohen  Sommer  mit 
dem  zur  Zeit  der  kürzesten  Tage  beobachteten  vergleicht.  Es  drückt 
daher  auch  die  im  December  als  an  einem  e.xtremen  Zeitpunkt  gezählte 
factische  Bevölkerung  die  mittlere  factische  Bevölkerung  wohl  nicht  so 
genau  aus,  als  die  im  Herbst  oder  Frühjahr  gezählte,  wenn  erstere 
sich  auch  nicht  so  weit  von  der  mittleren  factischen  Bevölkerung  ent- 
fernen wird,  als  dies  bei  der  am  1.  Juli  gezählten  factischen  Bevöl- 
kerung der  Fall  sein  würde.  Dessenungeachtet  sind  die  im  December 
festgesetzten  Ergebnisse  deshalb  den  in  einer  anderen  Jahreszeit  er- 
mittelten vorzuziehen,  weil  in  den  W^intermonaten  der  Stand  der  Be- 
völkerung weniger,  als  in  der  warmen  Jahreszeit,  zufälligen  Schwankungen 
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unterliegt.  Auch  ist  die  Kürze  der  Wintertage  der  raschen  und  sorg- 
fältigen Ausführung  der  Zählungen  erfahrungsmässig  durchaus  nicht 
hinderlich  und  wird  deren  Zuverlässigkeit,  gegenüber  den  im  Sonnuer 
stattfindenden  Zählungen,  dadurch,  dass  die  Bevölkerung  an  die  be- 
wohnten Gebäude  und  an  die  Wohnungen  gefesselt  ist,  und  dass  die 
Landbewohner  im  Winter  mehr  freie  Zeit,  als  im  Sommer,  zur  Aus- 
füllung der  Zählungslisten  verfügbar  haben,  wesentlich  erhöht. 

Als  Zählungstag  wird  der  1.  Januar  den  Vorzug  vor  anderen 
Tagen  verdienen ,  weil  die  meisten  statistischen  Erhebungen ,  deren 
Resultate  mit  der  Volkszahl  in  Vergleichung  gesetzt  werden ,  mit  dem 
Kalenderjahr  beginnen  und  abschliessen ,  was  namentlich  von  den  Er- 
hebungen über  die  Bewegung  der  Bevölkerung  gilt,  und  weil,  wenn 
in  den  Zählungslisten  zur  Bestimmung  des  Alters  die  Angabe  des  Ge- 
burtsjahrs verlangt  wird,  die  jüngste  Altersklasse  nur  dann  einen  vollen 
Jahrgang  umfassen  kann,  wenn  die  Zählung  zur  Zeit  des  Jahreswechsels 
stattfindet. 

Es  wäre  zwar  sehr  erwünscht ,  diejenigen  Personen ,  welche  ihren 
Aufenthalt  periodisch  ändern,  wenn  auch  ihre  Zahl  im  Verhältniss  zur 
Gesammtbevölkerung  nicht  so  beträchtlich  sein  mag,  als  dieselbe  dem 
Auge  des  Beobachters  sich  gelegentlich  darstellt,  zu  der  Zeit,  in  welcher 
die  Mehrzahl  dieser  Personen  von  ihren  Wohnorten  abwesend  ist,  an 
ihren  Aufenthaltsorten  aufnehmen  zu  können.  Auch  bietet  sich  kein 
anderes  Mittel  dar,  um  sich  über  die  Zahl  und  die  Verhältnisse  dieser 
Personen  sichere  Nachrichten  zu  verschaffen ,  als  die  in  verschiedenen 
Jahreszeiten  wiederholte  Aufnahme  derselben  an  ihren  Aufenthalts- 
orten. 

Indessen  wird  dieser  Umstand,  den  sonst  zu  nehmenden  Rück- 
sichten gegenüber,  doch  nicht  massgebend  für  die  Wahl  des  Zählungs- 
tages sein  können  und  daher  die  Zeit  der  kürzesten  Tage  als  geeig- 
neteste Zeit  zur  Ermittelung  der  factischen  Bevölkerung  festzuhal- 
ten sein. 

Sollten  aussergewöhnliche  Verhältnisse  vorliegen,  zufolge  deren 
zwischen  der  factischen  Bevölkerung  am  Zählungstage  und  der  mittleren 
factischen  Bevölkerung  erhebliche  Verschiedenheiten  bestehen  müssen, 
z.  ß.  wenn  ein  ansehnlicher  Theil  der  Bewohner  einer  Gegend  in  der 
Art  periodisch  auszuwandern  ])flegt,  dass  die  betreffenden  Personen 
zur  Zeit  der  Zählung  nicht  an  ihren  regelmässigen  Wohnorten  untl  auch 
sonst  nicht  im  Inland,  sondern  in  ausländischen  Orten  vorübergehend 
anwesend  sind,  oder  wenn  in  Kriegszeiten  fremde  Truppen  durch- 
ziehen u.  s.  w. ,    so   müssen   selbstverständlich   auch   besondere,    den 
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Umstäiiflen  entsprechende  Vorkeliiiingen  getroffen  werden,  um  aus  der 
durch  die  ZillihiDf^  festgestellten  faclischen  Bevölkerung'  einen  geeigneten 
Ausdruck  fiir  die  mittlere  factische  Bevölkerung  herleiten  zu  können. 

Unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  wird  durch  den  Weclisel  der 
Personen,  welcher  sowohl  bei  den  beständig  und  zeitweiÜL'  Anwesenden, 
als  auch  bei  den  vorübergehend  Anwesenden  eintritt,  und  dem  auch 
die  nndein  Bevölkerungscond)inationen  fortgesetzt  unterliegen,  die  mittlere 
Beschatl'enheit  der  factischen  Bevölkerung  innerhalb  kurzer  Fristen  nicht 
wesentlich  verändert.  Namentlich  beeinträchtigt  der  Ab-  und  Zugang 
bei  den  vorübergehend  Anwesenden  nicht  so  erheblich,  als  man  ohne 
nähere  Prüfung  anzunehmen  geneigt  sein  könnte,  die  Stabilität  der 
factischen  Bevölkerung,  weil  die  Zahl  der  vorübergehend  Anwesenden 
im  Verhältniss  zur  Gesammtbevölkerung  sehr  gering  zu  sein  pflegt 
(nach  den  Zählungen  im  Grossherzogthum  Hessen  von  1861  und  1864 
etwa  0,5  Proc.)  und  weil  bei  dem  Wechsel  der  betreffenden ,  meist  in 
ähnlichen  Lebensverhältnissen  befindlichen  Personen  vielfach  Compen- 
sationen  stattfinden. 

Die  factische  Bevölkerung  eignet  sich  nach  dem  Angeführten  vor- 
zugsweise zur  Grundlange  für  solche  Untersuchungen,  welche  auf  den 
factischen  Zustand  der  Gesammtbevölkerung  Bezug  haben,  die  also 
z.  B.  die  Vertheilung  der  Bevölkerung  nach  Geschlecht  und  Alters- 
klassen ,  die  Dichtigkeit  und  räumliche  Vertheilung  der  Bevölkerung, 
die  Consumtions-,  Sanitäts-  und  Sterblichkeitsverhältnisse  u.  s.  w.  be- 
treffen. 

Der  nach  Abzug  der  vorübergehend  Anwesenden  verbleibende  Haupt- 
theil  der  factischen  Bevölkerung  kann  in  allen  Fällen,  in  welchen  Werth 
auf  thunlichste  Beseitigung  der  einem  Wechsel  unterworfenen  Bevöl- 
kerungsbestandtheile  zu  legen  ist,  z.  B.  bei  der  Berechnung  von  Mor- 
taiitätstabellen ,  gesondert  in  Betrachtung  gezogen  werden. 

Neben  der  vielseitigen  Anwendbarkeit  der  Daten,  welche  durch 
die  Aufnahme  der  factischen  Bevölkerung  gewonnen  werden,  gewährt 
deren  Zählung  endlich  den  sehr  zu  beachtenden  Vortheil ,  dass  hierbei 
allein  die  persönliche  Anwesenheit  der  aufzunehmenden  Personen  mass- 
gebend ist  und  dass  sich  deshalb  die  Aufnahme  der  factischen  Be- 
völkerung in  der  zuverlässigsten  Weise  mit  Hülfe  einfacher,  allgemein 
verständlicher  Zählungsvorschriften  ausführen  lässt.  (Vergl.  Beiträge 
zur  Statistik  des  Grossherzogthums  Hessen,  Bd.  VH,  Einleitung.) 

Der  Begriff"  der  rechtlichen  Bevölkerung  ist  bis  jetzt  noch 
nicht  mit  gleicher  Bestimmtheit,  wie  der  Begriff  der  factischen  Be- 
völkerung festgestellt  worden.    Dem  Wortsiuu  nach  sollte   die  recht- 
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liehe  Bevölkerung  einer  Gemeinde  alle  in  derselben  heimathberech- 
tigte  Personen  und  die  rechtliche  Bevölkerung  eines  Landes  die  Ge- 
sammtzahl  der  in  den  einzelnen  Gemeinden  desselben  heimathberech- 
tigten  Personen,  mögen  sie  im  Inland  oder  Ausland  leben,  umfassen. 
Man  würde  alsdann  die  rechtliche  Bevölkerung  aus  der  factischen  durch 
Ausscheidung  der  in  den  einzelnen  Wohnplätzen  anwesenden  Fremden 
(daselbst  nicht  heimathberechtigten  Personen)  und  Hinzunahme  aller 
abwesenden  Ortsangehörigen  erhalten.  In  diesem  Sinne  ist  jedoch  die 
rechtliche  Bevölkerung  nur  vereinzelt  (z.  B.  1864  im  Grossherzogthum 
Hessen)  aufgefasst  worden.  In  Ländern,  in  welchen  kein  örtliches 
Heimathsrecht,  sondern  nur  ein  Staatsbürgerrecht  besteht,  wird  die 
Bezeichnung  »rechtliche  Bevölkerung«  auf  die  Gesammtzahl  der  Staats- 
angehörigen (Inländer,  Unterthauen)  angewendet.  Unter  »rechtlicher 
Bevölkerung«  einer  Gemeinde  ist  alsdann  die  Gesammtzahl  der  darin 
wohnenden,  oder  der  darin  ansässigen  Staatsangehörigen  zu  ver- 
stehen. In  dem  ersteren  Falle  ergiebt  sich  die  rechtliche  Bevölkerung 
aus  der  factischen  Bevölkerung  in  der  Art,  dass  man,  im  Anschluss 
an  die  factische  Zusammensetzung  der  Haushaltungen,  die  in  denselben 
als  Gäste  (auf  dpr  Durchreise)  Anwesenden  ausscheidet  und  die  auf 
Reisen  abwesenden  Haushaltungsmitglieder  in  Zusatz  bringt.  In  dem 
andern  Falle  bildet  die  Familie  die  Grundlage  und  kommen  als  Ein- 
wohner der  einzelnen  Wohnplätze  nur  die  anwesenden  und  abwesenden 
Personen  mit  ihren  Familienangehörigen  in  Ansatz,  welche  sich  daselbst 
zum  Betriebe  eines  Geschäfts  u.  s.  w.  unter  Begründung  einer  selbst- 
ständigen Haushaltung  dauernd  niedergelassen  haben.  Fremde  Dienst- 
boten, Gewerbsgehülfen,  Soldaten,  Schüler,  Insassen  von  Heilanstalten, 
Gefangene  u.  s.  w.  werden  hierbei  nicht  in  ihren  zeitweiligen  W^ohn- 
orten,  sondern  als  Einwohner  der  Orte,  wo  sie  selbst  oder  ihre  Fa- 
milien ansässig  sind,  gezählt.  In  beiden  Fällen  bleiben  die  Ausländer 
von  der  Mitzählung  ausgeschlossen. 

Die  rechtliche  Bevölkerung  soll  die  Bedeutung  der  einzelnen  Wohn- 
plätze in  ihren  Beziehungen  zum  Staat  und  zur  Gemeinde  ausdrücken 
und  die  Grundlage  für  die  Regelung  der  öffentlichen  Rechtsverhältnisse, 
welche,  wie  die  Abgrenzung  der  Wahlbezirke  für  Parlamentswahlen,  die 
Militärdienstpflicht  u.  s.  w.,  von  der  Volkszahl  abhängen,  bilden.  Hierzu 
eignet  sich  aber  nicht  die  auf  die  Heimathsorte  zurückbezogene 
oder  in  sonstiger  Weise  festgesetzte  Gesammtzahl  aller  Inländer  (Staats- 
bürger nebst  Angehörigen,  Unterthanen),  weil  regelmässig  ein  grosser 
Theil  dieser  Personen  sich  mit  Aufrechterhaltung  des  Heimathsrechts 
resp.  ludigenats  anderwärts  im  Inland  oder  Ausland  dauernd  nieder- 
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zulassen  pflogt  und  in  Folge  dessen  mit  den  Ileiniatlisorten  nur  in  einer 
ganz  ilusserliclien,  oft  nicht  mehr  genügend  nachweisbaren  Verbindung 
Ijleiht,  auch,  soweit  es  sich  um  die  ständig  im  Ausland  Abwesenden 
und  ihre  Angehörigen  handelt .  nicht  mit  hinreichender  Sicherheit  er- 
mittelt werden  kann.  Noch  weniger  lässt  sich  fiir  den  angegebenen 
Zweck  die  der  factischen  Zusammensetzung  der  TTausl.aliungcn  ent- 
sprechende sogenannte  Wohnbevölkerung  benutzen ,  auch  wenn  man 
die  darunter  befindlichen  Ausländer  ausscheidet,  weil  dieselbe  in  den 
zeitweilig  anwesenden,  jodocli  anderwärts  ansässigen  Dienstboten.  Schü- 
lern, Gewerbsgehülfen,  Militärpersonen  u.  s.  w.  ortsfremde,  einem  fort- 
gesetzten Wechsel  unterworfene  Kiemente  enthält ,  weldie  mit  den 
öfl'entlichcn  llcchtsverhältnissen  der  einzelnen  (iemeinden  in  keiner 
unmittelbaren  Beziehung  stehen,  und  von  den  abwesenden  Ortsangehö- 
rigen nur  die  auf  Weisen  oder  sonst  ganz  vorübergehend  Abwesenden 
unifasst. 

Ueberhaupt  ist  es  leicht  zu  erkennen,  dass  weder  der  Ort  der 
Geburt,  noch  das  Heimathsrecht,  noch  die  zeitweilige  Wohnung,  so 
innige  Verbindungen  zwischen  den  einzelnen  Gemeinden  und  den  mit 
denselben  in  lierührung  gekommenen  Personen  schaffen ,  als  dies  hin- 
sichtlich der  dauernden  iSiederlassung  zum  Zweck  des  selbstständigen 
Betriebs  eines  Gesciiäfts  oder  der  Ausübung  eines  Berufs  und  der  Be- 
gründung eines  eigenen  Haushaltes  der  Fall  zu  sein  ptiegt. 

In  der  mit  Zugrundlegung  der  Ansässigkeit  gebildeten  recht- 
lichen Bevölkerung  erhält  man  daher,  namentlich  wenn  man  für  be- 
stinnnte  Zwecke  die  darunter  befindlichen ,  in  der  Kegel  nicht  sehr 
zahlreichen  Ausländer  (im  Au>land  heimathberechtigten  Personen)  aus- 
scheidet,  einen  sehr  passenden  Ausdruck  für  die  Bedeutung  der  ein- 
zelnen Wohnplätze  in  ihren  Beziehungen  zum  Staat  und  zur  politischen 
Gemeinde,  und  eignen  sich  die  betreffenden  Bevölkerungszahlen  vor- 
zugsweise zu  Darstellungen  in  Betreff"  der  öffentlichen  Rechtsverhältnisse, 
des  Bevölkerungsaustausches,  der  Niederlassung,  Besteuerung,  Wehr- 
kraft u.  s.  w.,  Südann  der  confessionellen  und  socialen  Zustände  der 
Gemeinden  und  einzelnen  Landestheile. 

Zum  Behuf  der  gleichzeitigen  Aufnahme  der  factischen 
und  der  rechtlichen  Bevölkerung  kann  man  im  Allgemeinen  in 
der  Weise  verfahren,  dass  man  in  die  Zähhmgslisten  für  die  einzelnen 
Haushaltungen  sowohl  alle  Personen,  welche  in  der  Nacht  vor  dem 
Zählungstag  in  den  betreffenden  Wohnungen  übernachtet  haben,  als 
auch  alle  während  derselben  abwesende  Familienglieder,  insoweit  die- 
selben sich  nicht  bereits   selbstständig  niedergelassen  und  eine  eigene 
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Haushaltung  begründet  haben,  eintragen  und  bei  jeder  der  zu  ver- 
zeichnenden Personen  den  Ansässigkeitsort  (Ort  der  dauernden  Nieder- 
lassung der  Familie),  den  Heimathsort  (Ort  der  Heiniathberechtigung 
nach  den  Landesgesetzen)  oder  eine  andere  Notiz  zur  Unterscheidung 
der  Inländer  und  Ausländer,  sowie  bei  den  Abwesenden  den  Aufent- 
haltsort angeben  lässt.  Solche  Personen,  welche  in  der  Nacht  vor  dem 
Zählungstag  an  ihrem  Wohnorte,  jedoch  nicht  in  ihrer  Wohnung  über- 
nachten, sind  hierbei  in  die  für  ihre  Wohnung  bestimmte  Zählungsliste 
als  abwesend  und  in  die  Zählungsliste  für  die  Haushaltung,  in  welcher 
sie  übernachten ,  als  anwesend  einzutragen.  Ferner  wefden  Personen, 
welche  sich  in  der  fraglichen  Nacht  ausserhalb  der  bewohnten  Gebäude 
und  der  denselben  gleichzuachtenden  Schilfe  und  bewohnten  Wagen 
aufgehalten  haben,  wenn  sie  am  Zähluugstage  in  ihre  W^ohnung  zurück- 
kehren, als  dort  anwesend,  sonst  aber  bei  derjenigen  Haushaltung, 
deren  Wohnräume  sie  an  diesem  Tage  zuerst  betreten,  als  anwesend 
und,  wenn  sie  im  Inland  wohnen,  in  der  für  ihre  eigene  Haushaltung 
bestimmten  Zählungsliste  als  abwesend  eingetragen.  Abgesehen  hiervon 
müssen  sich  alle  Angaben  auf  den  Stand  zu  einer  gewissen  Stunde  des 
Zählungstags  (der  Normalzeit  der  Zählung)  beziehen  und  dürfen  z.  B. 
von  den  am  Zählungstag  Geborenen  und  Gestorbenen  nur  die  vor 
dieser  Stunde  Geborenen  und  die  nach  derselben  Gestorbenen  mit- 
gezählt werden. 

Die  Gesammtzahl  der  als  anwesend  verzeichneten  Personen  ergiebt 
alsdann  die  factische  Bevölkerung. 

Die  Angabe  des  Ansässigkeitsorts  und  Aufenthaltsorts  gestattet 
weiter,  aus  den  aufgezeichneten  Anwesenden  und  Abwesenden  die  am 
Zählungsort  Ansässigen  auszuscheiden  und  besonders  zusammenzustellen. 

In  dieser  Combination  fehlen  jedoch  sämmtliche  am  Zählungsort 
ansässige  Personen,  welche  sich  zur  Zeit  der  Zählung  temporär  ander- 
wärts aufhalten  und,  weil  sie  allein  stehen  oder  weil  ihre  ganze  Fa- 
milie von  dem  Ansässigkeitsört  abwesend  ist,  dort  keinen  Vertreter 
haben,  welcher  sie  als  abwesend  einzeichnen  könnte.  Es  fehlen  in  der 
fraglichen  Combination  weiter  alle  diejenigen  Personen,  welche  keiner 
ansässigen  Familie  angehören  und  von  Ort  zu  Ort  ziehen,  ohne  sich 
dauernd  niederzulassen.  Letztere  bilden ,  wenn  man  die  rechtliche 
Bevölkerung  nur  in  ihren  Beziehungen  zu  den  einzelnen  Gemeinden 
auffasst,  keinen  Bestandtheil  derselben  und  können  daher  bei  Fest- 
stellung der  rechtlichen  Bevölkerung  der  einzelnen  Gemeinden  un- 
berücksichtigt bleiben.  Die  Uebergehung  der  zuerst  erwähnten  Personen 
würde  jedoch   augenscheinlich   einen   wesentlichen  Mangel   bilden.     Da 
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ausserdem  bei  Aufzeichuiig  der  abwesenden  Familienmitglieder  häufig 
Auslassungen  unterzulaufen  pflegen  und  keine  Sicherheit  darüber  be- 
steht, dass  alle  an  ihren  Wohn(»rten  dauernd  ansässigen,  von  auswärts 
zugezogenen  Personen  bei  den  Fa'milien,  welchen  sie  vor  ihrer  Nieder- 
lassung angehörten,  von  der  Mitzählung  ausgochlossen  worden,  so 
empfiehlt  es  sich  dringend,  bei  den  im  lidand  Anwesenden  aus  der 
rechtlichen  Bevölkerung  nicht  von  den  Aufzeichnungen  an  den  An- 
sässigkeitsorten, sondern  von  deji  Aufzeichnungen  an  den  Aufenthalts- 
orten der  bctreftenden  Personen  auszugehen.  Hierbei  können  ohne 
besondere  Schwierigkeit  auch  die  Personen,  welche  zur  Zeit  der  Zäh- 
lung nirgends  ansässig  sind,  den  Gemeinden,  in  welchen  sie  zuletzt 
ansässig  waren  resp.  wo  sich  die  letzte  Niederlassung  ihrer  Familie 
befand,  zugetheilt  werden,  wenn  man  nicht  vorzieht,  den  betreffenden 
Theil  der  factischen  Bevölkerung  als  Hottirende  Bevölkerung  besomlers 
zur  Darstellung  zu  bringen.  Auch  sind  bei  den  angegebenen  Verfahren 
Auslassungen  oder  Doppelzäldungen  nicht  zu  be.sorgen,  weil  in  jedem 
einzelnen  Falle  die  Mitzählung  von  der  persönlichen  Anwesenheit  der 
zu  zählenden  Personen  abhängt. 

Nur  hinsichtlich  der  im  Ausland  Abwesenden  lassen  sich  aus  den 
oben  angegebenen  Gründen  keine  ganz  vollständigen  Angaben  erlangen, 
und  nuiss  man  sich  bezüglich  dieser  Personen  mit  den  Angaben  be- 
gnügen, welche  an  den  Ansässigkeitsorten  und  etwa  aus  Veröffent- 
lichungen der  andern  Staaten  über  dieselben  zu  erhalten  sind. 

Die  Angabe  der  Heimathsorte  oder  des  Heimathslandes  der  ein- 
zelnen aufgenommenen  Personen  gestattet,  die  im  Inland  ansässigen 
Ausländer  aus  der  gezählten  ansässigen  Bevölkerung  auszuscheiden. 
Der  verbleibende  Best  ergiebt  alsdann  die  rechtliche  Bevölkerung  im 
engeren  Sinn,  entsprechend  der  Gesammtzahl  sämmtlicher  Staatsan- 
gehörigen, mit  Ausschluss  derer,  welche  sich  im  Ausland  dauernd 
niedergelassen  haben. 

Es  entsteht  nun  die  wohlberechtigte  Frage,  ob  es  ohne  unverhält- 
nissmässig  grosse  Mühe  ausführbar  sei,  die  von  ihren  Ansässigkeits- 
orten mit  dem  Aufenthalt  im  Inland  Abwesenden  aus  den  Zählungs- 
listen ihrer  Aufenthaltsorte  nach  Ausässigkeitsorten  zusammenzustellen. 

Diese  Frage  kann  erfreulicher  Weise  nach  den  im  Grossherzog- 
thum  Hessen  gesaumielten  Erfahrungen,  woselbst  bei  Concentrirung 
der  Zählungsergebnisse  von  1864  die  ortsangehörige  Bevölkerung  (recht- 
liche Bevölkerung  im  strengsten  Sinne  nach  Heimathgemeinden)  in  der 
angegebenen  Weise  ermittelt  worden  ist,  bestimmt  bejaht  werden.  (Vergl. 
Beiträge  zu  Statistik  des  Grossherzogthums  Hessen,  Bd.  VU,  Einleitung.) 
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Hiernach  werden  sich  folgende  Resolutionen  zur  Annahme  em- 
pfehlen lassen: 

»Der  Congress  spricht  aus: 

1)  dass  die  nach  dem  Princip  der  factischen  Bevölkerung  ermittelte 
Volkszahl  eines  Landes,  im  Vergleich  mit  den  auf  anderen 
Grundlagen  gewonnenen  Bevölkerungszahlen ,  die  mittlere  Ein- 
wohnerzahl desselben  am  genauesten  ausdrücke; 

2)  dass  als  rechtliche  Bevölkerung  eines  Landes  zwar  die  Gesammt- 
zahl  der  Personen,  welche  das  Staatsbürger-  oder  Heimathsrecht 
in  demselben  besitzen  (Staatsangehörige,  Inländer,  Unterthanen), 
anzusehen,  dass  jedoch  bei  Aufnahme  derselben  zwischen  den- 
jenigen Staatsangehörigen,  welche  sich  darin  zum  Betriebe  ihres 
Geschäfts,  zur  Ausübung  ihres  Berufs  u.  s.  w.  unter  Begründung 
einer  eigenen  Haushaltung  dauernd  niedergelassen  haben,  und 
den  im  Ausland  ansässigen  Staatsangehörigen  (beide  Kategorieen 
mit  Familienangehörigen)  zu  unterscheiden,  und  neben  ersteren 
auch  die  Zahl  der  im  Inland  ansässigen  Ausländer  zu  ermit- 
teln sei ; 

3)  dass  bei  der  Zusammenstellung  der  rechtlichen  Bevölkerung  der 
einzelnen  Gemeinden  hinsichtlich  der  im  Inland  anwesenden 
Personen  ausschliesslich  die  Aufzeichnungen  an  den  Aufenthalts- 
orten und  nur  hinsichtlich  der  im  Ausland  befindlichen,  zur 
rechtlichen  Bevölkerung  gehörigen  Personen  die  Aufzeichnungen 
an  den  Ansässigkeitsorten  derselben  zu  benutzen  seien.« 

Fabricius. 

II. 

Mit  Bezugnahme  auf  den  (bei  Bearbeitung  der  vorstehenden  Ab- 
handlung noch  nicht  erschienenen)  Bericht  der  ersten  Section  über  die 
officielle  Bevölkerung  der  Staaten  erlaube  ich  mir,  der  vor- 
stehend genannten  Abhandlung  folgende  Bemerkungen  beizufügen. 

Zu  Frage  1  bis  3*). 

Als  wesentlichste  Grundlage  der  Volkszählung  wird  in  allen  Fällen 
die  factische  Bevölkerung  zu  dienen  haben. 


*)  Die  dein  Congress  von  der  Vorbcreilungscommission  in  Florenz  vorgelegten 
Fragen  und  die  dazu  von  derselben  vorgeschlagenen  Resolutionen  lauten  folgender- 
massen : 
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Die  in  der  fnctisdien  Bevölkorun^f  onth.ilteripii  ^vorübernclienfl 
Anweseiulen*  maclien  eiiKüi.  womi  uiich  in  den  Personen  wccliselnden. 
doch  s  t  ;i  11  di  ^  V  o  r  h  a  n  d  o  n  e  n  IJevülkerungsbestandtheil  aus  und  können 
daher  niclit  unbenicksichti^t  bleiben,  wenn  es  sich  um  die  Gewinnung 
eines  Ausdrucks  für  die  mittlere  Einwohnerzahl  eines  Landes 
oder  einzelner  Landestheile  handelt. 

Für  manche  Zwecke  der  Verwaltung  bedarf  man  allerdings  Be- 
völkerungszahlen, welche  nicht  die  mittlere  Einwohnerzahl  der  einzelnen 
im  Staate  befindlichen  Gemeinden,  sondern  die  Bedeutung  gewisser, 
mit  dem  Gemeindeleben  in  enger  Verbindung  stehender  Bevölkerungs- 
bestandthcile  im  (Jesammtleben  des  Staats,  sei  es  in  volkswirthschaft- 
licher,    staatsrechtlicher  oder  kirchlicher   Hinsicht   ausdrücken.     Diese 


Frage  1.     Ist  bei  Bildung  der  legalen  Bevölkerung  eines  Staates  von  der 
faclischen  oder  der  rechtlichen  Bevölkerung  auszugehen? 

Antwort.     Damit  die  factisclie  Bevölkerung  den  Bedürfnissen  der  Verwaltung 
Genüge  leiste,  empfiehlt  es  sich,  aus  derselben  die  zufälligen  und  nur  vor- 
übergehend vorhandenen  Bestandlheile  auszuscheiden. 
Frage  2.     Was    ist   unter   offizieller  Bevölkerung  zu    verstehen?     Würde    man 
dieselbe  besser  administrative  nennen? 

Antwort.  Die  administrative  oder  wirlhschaflliche  Bevölkerung,  welche 
ausschliesslich  aus  solchen  Bevölkerungsbestandlheilen  zu  besttiien  hat,  die 
den  Charakter  der  Dauer  besitzen,  und  die  in  dem  Gemeindeleben  that- 
sächlich  eine  wirihschaftliche  Aufgabe  erfüllen,  darf  in  keiner  Beziehung 
zu  den  künstlichen  Bestandtheilen  der  rechtlichen  Bevölkerung  gebracht 
werden. 
Frage  3.  Welche  Bestandtheile  sind  bei  Bildung  der  administrativen  Bevöl- 
kerung einzubegreifen  und  welche  muss  man  davon  ausscheiden? 

Antwort.  In  die  adminisiralive  Bevölkerung  sind  aufzunehmen:  1)  alle 
Personen,  welche  ihren  Wohnsitz  und  ihre  dauernde  Niederlassung  in  der 
Gemeinde  haben;  2)  alle  diejenigen,  welche,  ohne  der  Gemeinde  anzu- 
gfliören,  den  grösseren  Theil  des  Jahres  daselbst  wohnen  (man  begreift 
unter  der  letzteren  Kategorie  die  ständigen  Garnisonen,  die  Schüler  der 
Schulen,  die  öffentlichen  Angestellten  u,  s.  w. ,  welche  einen  in  den  Per- 
sonen veränderlichen,  aber  als  Körperschaft  dauernden  Theil  der  Bevöl- 
kerung bilden  und  ein  wichtiges  wirthschaflliclies  Element  der  Gemeinde 
ausmachen);  dagegen  sind  davon  3)  alle  Personen  auszuscheiden,  welche 
sich  zufällig  an  einem  Ort  befinden  und  dort  nur  ganz  kurze  Zeit  wohnen. 
Frage  4.  Welche  Angaben  sind  in  den  ZälilungTslislen  zu  machen,  um  aus  der 
factischen  Bevölkerung  die  adiiiinislrative  herleiten  zu  können? 

Antwort.  Nach  dem  betreffenden  Formularenlwurf  sollen,  durch  besondere 
üeberschriflen :  A-  Anwesende  Familienglieder,  B.  Anwesende  Fremde  und 
C.  Abwesende  Familienglieder  und  durch  Bezeichnung  in  besonderen  Spallen 
des  Formulars:  a.  Vorübergehend  (für  den  kleineren  Theil  des  Jahres)  und 
b.  Ftir  den  grösseren  Theil  des  Jahres  Anwesende  resp.  Abwesende  unter- 
schieden werden. 
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Zahlen  können  aber  meisten theils  nur  dadurch  gewonnen  werden,  dass 
man  aus  der  factischen  Bevölkerung  der  einzelnen  Gemeinden  einzelne 
vorübergehend  vorhandene  Bestandtheile  ausscheidet  und  andere,  in 
der  Kegel  vorhandene,  zur  Zeit  der  Zählung  aber  vorübergehend  fehlende 
Bestandtheile  in  Zusatz  bringt,  sowie  dass  man  innerhalb  der  auf  diese 
Weise  gebildeten  Combinationen  noch  die  für  die  gegebenen  besonderen 
Zwecke  erforderlichen  Unterscheidungen  macht. 

Der  factischen  Bevölkerung  zunächst  steht  die  der  momentanen 
Zusammensetzung  der  Haushaltungen  entsprechende  Wohnbevölke- 
rung. Letztere  umfasst  sämmtliche  anwesende  und  abwesende  Haushal- 
tungsniitglieder  mit  Einschluss  der  an  den  einzelnen  Haushaltungen  theil- 
nehmenden  fremden  Handwerksgesellen,  Dienstboten,  Pensionäre  u.  s.  w., 
und  die  denselben  gleichzustellenden  einzeln  lebenden  Personen  und 
Insassen  von  Anstalten.  In  der  Wuhnbevölkerung  fehlen  also  von  den 
Bestandtheilen  der  factischen  Bevölkerung  die  vorübergehend  als 
Gäste  u.  s.  w.  anwesenden  Personen,  und  werden  die  auf  Reisen  von 
ihien  Wohnorten  Abwesenden  bei  Zusammenstellung  derselben  nicht  an 
ihren  Aufenthaltsorten,  sondern  an  ihren  Wohnorten  gezählt.  Die  Per- 
sonen, aufweichen  das  wirthschaftliche  Leben  der  einzelnen  Gemeinden 
beruht,  sind  vorwiegend  in  der  gedachten  Combination  vertreten.  In- 
dessen ist  die  Zahl  der  vorübergehend  Anwesenden  und  beziehungs- 
weise der  abwesenden  Haushaltungsmitglieder  in  der  Regel  so  klein 
(etwa  V2V0  der  factischen  Bevölkerung),  dass  es  sich  kaum  der  Mühe 
verlohnt,  die  fraglichen  Ausscheidungen  zu  machen,  und  unterliegt  es 
thatsächlich  keinem  wesentlichen  Bedenken,  die  der  W'ohnbevölkerung 
ganz  nahe  stehende  factische  Bevölkerung  einfach  als  Wohnbevölkerung 
gelten  zu  lassen. 

Wie  man  aus  den  anwesenden  und  abwesenden  Haushaltungsmit- 
gliedern die  Wohnbevölkerung  bildet ,  so  ergeben  die  anwesenden  und 
abwesenden  Mitglieder  der  in  den  einzelnen  Gemeinden  ansässigen 
Familien  die  ansässige  Bevölkerung.  Bei  ihrer  Zusammensetzung 
werden  die  fremden  Dienstboten,  Gewerbsgehülfen,  Schüler  u.  s.  w. 
nicht  bei  den  Haushaltungen,  an  welchen  sie  zeitweilig  theilnehmen, 
beziehungsweise  an  den  Orten,  wo  sie  zeitweilig  wohnen,  sondern  i!a, 
wo  ihre  Familien  ansässig  sind  oder  doch  zuletzt  ansässig  waren,  ge- 
zählt. Hierdurch  erhält  man  eine  von  der  factischen  und  der  Wohn- 
bevölkerung sehr  verschiedene  Combination ,  welche  jedoch  insofern 
eine  grosse  Bedeutung  hat,  als  ihre  Elemente  mit  den  einzelnen  Ge- 
meinden in  sehr  inniger,  namentlich  für  die  öffentlichen  Rechtsverhält- 
nisse wichtigen  Beziehungen  stehen.     Selbst  die  alle  Staatsangehörigen 
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umfassende  rechtliche  Bevölkerung  hat  einen  weit  geringeren 
Werth.  als  die  auf  die  angegebene  Weise  gebildete  ansässige  Bevöl- 
kerung, weil  in  vielen  Staaten  kein  örtliches  Heiniathsrecht  besteht 
und  die  rechtliche  Bevölkerung  in  den  im  Ausland  lebenden  Staats- 
angehörigen ein  dem  Staatslebcn  vielfach  entfremdetes  Element  enthält, 
auch  die  im  Inland  ansässigen  Ausländer  darin  nicht  einbegriffen  sind. 
Doch  erscheint  es  für  manche  Zwecke,  z.  B.  für  Bildung  der  Wahl- 
bezirke bei  Parlamentswahlen,  unumgänglich  nöthig.  die  in  der  an- 
sässigen Bevölkerung  enthaltenen  Staatsangehörigen  gesondert  in  Be- 
trachtung zu  ziehen  und  die  zugehörigen  Ausländer  auszuscheiden. 

Statt  der  Bezeichnung  '>ansässige  Bevölkerung<'  kann  man  in  Rück- 
sicht auf  die  Verwendbarkeit  der  betrefi'enden  Combination  für  ad- 
ministrative Zwecke  auch  die  Bezeichnung  »administrative«  oder 
»legale«  Bevölkerung  wählen.  Auch  stehen  den  beiden  ersten  der  in 
dem  Sectionsbericht  vorgeschlagenen  Resolutionen  von  dem  vorstehend 
bezeichneten  Standpunkt  aus  keine  Bedenken  entgegen.  Die  dritte 
Resolution  möchte  jedoch  hiernach  folgendermassen  zu  fassen  sein: 

»Die  administrative  Bevölkerung  einer  Gemeinde  umfasst: 

1)  alle  Personen,  welche  ihre  dauernde  Niederlassung  in  der  Ge- 
meinde haben, 

auszuschliessen  sind : 

2)  diejenigen  anderwärts  ansässigen  Personen,  welche  nur  zeitweilig 
in  der  Gemeinde  wohnen,  wie  fremde  Arbeiter,  Gehülfen,  Dienst- 
boten, Schüler,  Militärpersonen,  Kranke  in  Spitälern,  Ge- 
fangene u.  s.  w., 

3)  alle  vorübergehend  auf  Reisen  (als  Gäste)  anwesenden .  ander- 
wärts ansässigen  Personen.« 

Die  zur  tiottirenden  Bevölkerung  gehörenden  Individuen,  welche 
nirgends  ansässig  sind ,  können  streng  genommen  der  ansässigen  Be- 
völkerung nicht  zugerechnet  werden.  Auch  kommen  dieselben  als 
Bestandtheile  der  factischen  Bevölkerung  zur  Aufnahme,  und  ist  es 
daher  nicht  nöthig,  sie  bei  Zusammenstellung  der  administrativen  Be- 
völkerung besonders  zu  berücksichtigen. 

Zu  Frage  4. 

Zur  gleichzeitigen  Aufnahme  der  factischen  und  der  administrativen 
Bevölkerung  in  dem  angegebenen  Sinne  genügt  die  Aufnahme  folgender 
Personen  und  deren  Unterscheidung  mittelst  besonderer,  in  die  Zählungs- 
listen aufzunehmender  Ueberschriften ,  nämlich: 
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A.  der  anwesenden  Familienglieder, 

B.  der  anwesenden  Fremden, 

C.  der  abwesenden  Familienglieder. 

Entsprechend  würden  ausserdem  die  einzeln  lebenden  und  die  in 
Anstalten  befindlichen  Personen  zu  verzeichnen  sein. 

Alsdann  lässt  sich  aus  den  unter  A.  und  B.  verzeichneten  Personen 
die  factische  Bevölkerung  und  aus  den  unter  A.  und  C.  aufgeführten 
die  administrative  Bevölkerung  in  der  einfachsten  Weise  zusammen- 
stellen. 

Wenn  man  nun  bei  sämmtlichen  aufgenommenen  Personen  nach 
den  von  der  ersten  Section  gemachten  Vorschlägen  noch  weiter  unter- 
scheidet : 

a.  für  den  kleineren  Theil  des  Jahres  Anwesende  (Abwesende), 

b.  für  den  grösseren  Theil  des  Jahres  Anwesende  (Abwesende), 
so  erhält  man  aus  A.b.,  B. b.  und  Ca.  ebenfalls  eine  brauchbare 
Combination,  welche  indessen,  wie  bereits  angeführt,  der  factischeu 
Bevölkerung  (A.  und  B.)  allzu  nahe  steht,  um  ein  selbstständiges  In- 
teresse darzubieten.  Es  fehlen  darin  überdies  die  aus  der  Kategorie 
B. b.  vorübergehend  Abwesenden,  z.  B.  die  auf  Reisen  abwesenden 
Pensionäre  eines  Lehrers  oder  die  in  gleicher  Weise  abwesenden  Dienst- 
boten, und  erscheint  die  Aufzeichnung  der  für  den  grösseren  Theil  des 
Jahres  abwesenden  Familienglieder  (C. b.)  überflüssig,  wenn  nur  die 
vorübergehend  Abwesenden  (Ca.)  bei  Bildung  der  administrativen  Be- 
völkerung berücksichtigt  werden. 

Wählt  man  statt  der  vorgeschlagenen  folgende  Ueberschrift : 
»Dauer  der  Anwesenheit  bei  den  anwesenden  Fremden  und 
der  Abwesenheit  bei  den  abwesenden  Familienmitgliedern«, 
so  lassen  sich  noch  weitere  Combinationen  aus  Anwesenden  und  Ab- 
wesenden bilden,  welche  unter  Umständen  ein  grösseres  Interesse  dar- 
bieten, als  die  vorgeschlagene,  durch  die  Dauer  der  An-  oder  Abwesen- 
heit von  V2  J''^^ir  begrenzte  Combination. 

Im  Uebrigen  erlaube  ich  mir  jedoch,  wiederholt  darauf  aufmerk- 
sam zu  machen ,  dass  hinsichtlich  der  von  ihren  Ansässigkeitsorten 
Abwesenden  an  diesen  Orten  nur  selten  vollständige  Angaben  zu  er- 
langen sind,  indem  viele  derselben  dort  keine  Vertreter  haben,  welche 
ihre  Aufnahme  in  die  Zählungslisten  vermitteln  könnten,  und  die  da- 
her unaufgezeichnet  bleiben.  Auch  würden  bei  Annahme  des  gemachten 
Vorschlags  ohne  Zweifel  viele  Personen  an  ihren  Ansässigkeitsorten  als 
»während  des  grössten  Theils  des  Jahres  abwesend«  aufzuzeichnen  sein, 
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welche  in  Folge  wiederholten  Wechsels  ihres  Wohnorts  an  ihrem  Auf- 
enthaltsort zur  Zeit  der  Zählung  nur  als  "Vorübergehend  anwesend« 
gelten  könnten,  und  die  deshalb  bei  der  Zu-aniinen.stellung  der  ad- 
ministrativen lievülkerung  übergangen  werden  müssten,  obgleich  sie 
einen  wichtigen  liestandtheil  derselben  bilden. 

Ks  sprechen  daher  erhebliche  Bedenken  dagegen,  die  administrative 
Bevölkerung  in  der  angegebenen  Weise  aus  den  Aufzeiclinungen  an  den 
Ansässigkeitsoiten  mit  Zugrundlegung  eines  bestinunten  Zeitma^^es  l'ür 
die  Dauer  der  An-  und  Abwesenheit  herzuleiten. 

Wenn  man  in  den  Zählung.-listen  die  Ansiissigkeitsorte  sämiutlicher 
aufgenonnnenen  Personen  angeben  lässt,  su  kann  man  bei  den  mit  dem 
Aufenthaltsort  im  Inland  von  ihren  Ansässigkeitsorten  Abwesenden  für 
den  fraglichen  Zweck  die  unter  ihrer  eigenen  Mitwirkung  gemachten 
Aufzeichnungen  an  iiiren  Aufenthaltsurten  benutzen,  und  wird  man 
alsdaim  wenigstens  hinsichtlich  dieser  Personen  vollständige  und  genaue 
Angaben  erhalten.  Audi  wird  die  Zusammenstellung  derselben  nach 
Ansässigkeitsurten  namentlich  dann  keine  unüberwindlichen  ijchwierig- 
keiten  darbieten,  wenn  man  sich  bei  der  Concentrirung  der  Zählungs- 
resultate der  in  Italien  bei  den  Zusannnenstellungen  über  die  Volks- 
zählung von  18G1  angewandten  Zählblättchen  bedient. 

Hinsichtlich  der  im  Inland  ansässigen,  zur  Zeit  der  Zählung  im 
Ausland  abwesenden  Personen  muss  man  sich  jedoch  mit  den  an  ihren 
Ansässigkeitsorten  gemachten ,  voraussichtlich  mangelhaften  Angaben 
behelfen. 

Hiernach  möchte  es  sich  empfehlen,  in  den  Zählungslisten  die 
Dauer  der  Anwesenheit  und  Abwesenheit  der  aufgenommenen  Personen 
angeben  zu  lassen  und  in  dieselben  noch  eine  Spalte  für  Angabe  der 
Ansässig keitsorte  aufzunehmen. 

Schliesslich  erlaube  ich  mir,  in  Beziehung  auf  das  im  Sections- 
bericht  vorgeschlagene  Formular  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
man  genauere  Angaben  bezüglich  des  Alters  der  aufgenommenen  Per- 
sonen erhalten  wird,  wenn  man  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Ge- 
burt angeben  lässt,  als  wenn  man  die  Angabe  des  Alters  nach  Jahren 
und  Monaten  verlangt,  weil  der  Geburtstag  einer  Person  stets  dersell)e 
bleibt,  auch  in  der  Regel  sich  in  Familienpapieren  irgendwo  notirt 
findet,  während  die  Zahlen,  welche  das  Alter  ausdrücken,  fortgesetzten 
Veränderungen  unterliegen  und  sich  daher  dem  Gedächtniss  nicht  so 
tief  als  der  Geburtstag  einzuprägen  pflegen. 

Fabricius. 
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III. 

Beschlüsse   des  internationalen  statistischen  Congresses 
zu  Florenz  in  Beziehung  auf  die  Volkszählung. 

I.  La  Population  de  fait  est  la  base  de  chaque  denombrement. 
II.  II  est  necessaire  de  noter  le  müde  et  la  duree  du  sejour  de 
chaque  individu  recense.  C'est  pourquoi  Ton  recommande  d'introduire 
dans  les  bulletins  de  recensement,  au  lieu  des  colonnes,  servant  ä  l'in- 
dication  du  sejour  momentane,  passager,  stable,  uue  colonne  ainsi 
tbrmulee : 

Mode  de  sejour  dans  la  commune  du  recensement. 


Ne  dans  la  commune. 

Ne  dans  une  autre  commune. 

Dans  quelle  commune? 

Depuis  quand  present  dans  la 
commune  du  recensement. 

A  repondre  par  oüi 
ou  non. 

Indiquez  le  nom  et  la 
province. 

Indiquez  le  temps  du  sejour 

par  jours  ou  par  semaines  ou 

par  mois  ou  par  an. 

III.  Quant  aux  absents,  il  faut  marqucr  la  duree  de  l'absence 
et  le  lieu  du  sejour  au  temps  du  recensement.  On  doit  les  nommer 
en  bas  du  bulletin  de  menage,  ä  part  des  individus  recenses  presents. 
Les  questions  ä  adresser  aux  membres  de  la  famille,  parents  des  ab- 
sents, doivent  etre  ainsi  formulees: 


Depuis  quand  absent? 


Oü  se  trouve  l'abseut? 


Nom  de  l'endroit  de  son 
sejour. 


Nom  du  pays. 


Indiquez   le   temps   de 

l'absence  par  jours  ou 

par  semaines    ou   par 

mois  ou  par  an. 


Indiquez  l'endroit  et  le  pays  du  sejour  de  l'absent, 
si  vous  le  savez. 


Comme  absents  ne  sont  ä  euregistrer  que: 

1)  les  chefs  de  menage; 

2)  leurs  femmes; 

3)  leurs  enfants,    qui  n'ont  pas  encore  constitue  eux-memes  un 
menage ; 

4)  les  parents  appartenant  constamment  au  menage   ou  ä  la  fa- 
mille. 

X.  2 
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IV.  Les  recensemcnts  doivent  etre  fuits  a  lY'poqiie  oü  les  depla- 
ceinents  des  individus  de  la  Cdinnmne  sout  reduits  k  leur  niiiiiiiiuiii. 
c'est  ä  dire  ä  la  fin  de  Taiinee. 

V.  II  est  recoinniunde  d'iiitroduire  uue  coloiiiie  pour  indiquer 
le  degr6  de  consanguiiiitö  entre  le  perc  et  la  meie  d'une  tainüle 
quelconque. 

VI.  Dans  les  recherches  du  receiisement,  on  ajoutcra  uiie  colonne 
affect6e  aux  enfants-trouves. 

Mit  den  vorstehend  unter  I.  bis  IV.  verzeichneten  Beschlüssen, 
welche  den  in  dem  Vorstehenden  ausgesprochenen  Ansichten  entsprechen, 
wird  man  sich  nur  einverstanden  erklären  können. 

In  Resolution  I.  wird  im  Hinblick  auf  die  bestehende  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten  die  Nothwendigkeit  auf  das  Neue  be- 
tont, die  factische  Bevölkerung  zur  Grundlage  der  Volkszählung  zu 
machen. 

Die  Resolutionen  II.  und  III.  deuten  den  Weg  an,  wie  zu  ver- 
fahren ist,  um  von  den  zwischen  der  factischen  und  der  Geburts- 
bevölkerung der  einzelnen  Wohnplätze  liegenden  Combinationen  (Wohn- 
bevölkerung, Bevölkerung  mit  dauerndem  Aufenthalt  u.  s.  w.)  jedes- 
mal diejenigen  bilden  zu  können ,  welche  dem  jeweiligen ,  nach  Zeit 
und  Ort  verschiedenen  Bedürfuiss  zu  genügen  geeignet  sind,  ohne  dass 
man  nöthig  hat,  sich  im  Voraus  für  eine  bestimmte  Combinatiou  zu 
entscheiden. 

Wenn  auch  anzunehmen  ist,  dass  neben  der  factischen  Bevölkerung 
die  ansässige  und  die  daraus  entnommene  rechtliche  Bevölkerung  eine 
vorwiegende  Bedeutung  behalten  werden,  so  kann  es  doch  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  auch  andere  Gruppirungen,  wie  solche  sich  mit  Hülfe 
der  vorgeschlagenen  Unterscheidungen  bilden  lassen,  brauchbare  Re- 
sultate ergeben  und  interessante  Aufschlüsse  über  die  Bevölkerungs- 
verhältnisse gewähren  werden.  Dies  wird  namentlich  dann  der  Fall 
sein,  wenn  man  bei  den  betreffenden  Untersuchungen  die  factische  und 
abwesende  Bevölkerung  der  einzelnen  Wohnplätze  oder  die  Zusammen- 
setzung der  factischen  Bevölkerung  des  ganzen  Landes  in  das  Auge 
fasst  und  daran  festhält,  dass  man  aus  den  Zahlen  für  die  an  den 
einzelnen  Wolviplätzen  Anwesenden  und  von  da  Abwesenden,  wie  oben 
nachgewiesen  wurde,  keinen  brauchbaren  Ausdruck  für  die  Gesammt- 
bevölkerung  eines  Landes  bilden  kann. 

Durch  Resolution  IV,  wird  der  Jahresschluss  als  Zeitpunkt  für 
die  Volkszählung   empfohlen,    was   in  Rücksicht  auf  die  zahlreichen, 
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mit  den  Kalenderjahren  abschliessenden  Beobachtungen,  welche  mit 
den  Bevölkerungszahlen  in  Beziehung  zu  bringen  sind,  nur  gebilligt 
werden  kann  (vergl.  oben  S.  5). 

Die  beiden  letzten,  erst  in  der  Plenarversammlung  eingebrachten 
und  ohne  erschöpfende  Discussion  angenommenen  Resolutionen  V.  und 
VI.  werden  für  Staaten,  in  welchen  die  betreffenden  Nachrichten  mit 
Hülfe  der  Aufzeichnungen  über  die  Bewegung  der  Bevölkerung  leichter 
und  vollständiger  erhoben  werden  können ,  als  gelegentlich  der  Volks- 
zählung, nur  als  eine  Aufforderung  anzusehen  sein,  die  bezüglichen 
Ermittelungen  auch  auf  die  bezeichneten  Punkte  auszudehnen. 


IL 
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Miltlieilung  des  stalistisclien  Bureaus  vereiuigter  thüriugisclier  Staaten. 

Obgleich  in  Deutschland  die  Pädagogik  eine  der  reichsten  Literatur- 
geschichten aufweist,  und  eine  regelmässige  Sorge  für  Errichtung  und 
Pflege  der  Volksschulen  zu  den  am  frühesten  anerkannten  Pflichten  des 
Staates  und  der  Gemeinden  gehörte,  so  ist  doch  der  Schulstatistik, 
welche  allein  über  den  jeweiligen  Zustand  des  Volksschulwesens  und 
seiner  Leistungen  für  die  Volkscultur  Auskunft  zu  geben  vermag, 
erst  in  neuester  Zeit  in  einigen  Staaten  eine  regelmässige  amtliche 
Thätigkeit  gewidmet  worden. 

In  Preussen  wurden  zwar  schon  seit  1805  amtliche  Erhebungen 
über  das  Schulwesen  vorgenommen  \) ,  aber  regelmässige  auf  Grund 
der  von  drei  zu  drei  Jahren  stattfindenden  Volkszählungen  ausgeführte 
Publicationen  beginnen  erst  mit  dem  Jahre  1851^),  und  erst  seit  dem 
Jahre  18G4  erscheinen  ausser  diesen  vom  statistischen  Bureau  in  Berlin 
veröffentlichten   allgemeineren  Uebersichten   eingehendere  Nachrichten 


1)  Vgl.  Compte  rendu  general  des  travaux  du  congres  international  de  stalistique 
dans  ses  seances  tenues  1853  — 1860.    Berlin  1863.     p.  201. 

2)  Tabellen  und  amtliche  Nachrichten  über  den  preussischen  Staat  pr.  1849. 
Berlin  1851.  S.  409  ff.  —  Die  am  weitesten  zurüctigreifende  Publication  über  das 
Unterrichtswesen  ist  wohl  die  „statistische  Uebersicht  des  öffentlichen  Unterrichts 
im  preussischen  Staate  im  Jahre  1816  und  1848",  s.  31iltheilungen  des  stat.  Bureaus 
in  Berlin.  Jahrg.  1848.  Nr.  3.  4.  —  Nachweise  über  den  Schulbesuch  der  einzelnen 
Regierungsbezirke  im  Jahre  1837  enthält  das  amtliche  Werk  ,,Die  Bevölkerung  des 
preussischen  Staates"  von  J.  G.  Ho  ff  mann.  Berlin  1839.  S.  59  ff.  —  Eine  Ueber- 
sicht über  die  Zahl  der  Schulen,  Lehrer,  Schüler  in  jedem  Regierungsbezirk  pr.  1843 
findet  sich  in  der  Privatarbeit  Calinich's  „Statistik  der  Schule  im  Königreich 
Preussen",  s.  Zeitschrift  des  Vereins  für  deutsche  Statistik,  herausgegeben  von 
V.  Reden.    1848.    S.  98. 
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Über  das  Volksschulwesen  vom  Königl.  Preuss.  Ministerium  der  Unter- 
richtsangelegenheiten  ^). 

Für  Oesterreicli  erschien  die  erste  Publication  über  die  Volks- 
schulen 1846*),  für  das  Königreich  Sachsen,  das  in  Folge  der  Refor- 
mation wohl  am  frühesten  in  Norddeutschland  den  Volksschulen  be- 
sondere Aufmerksamkeit  zuwendete,  erst  1853  •^)  und  für  Bayern  1855®). 
Endlich  ist  die  erste  amtliche  Mittheilung  für  Hannover  im  Jahre  1866'), 
für  Württemberg  die  erste  umfassendere  Nachweisung  im  Jahre  1867*) 
publicirt  worden ;  beide  Publicationen  beschränken  sich  aber  nur  auf 
die  Mittheilung   der  Ergebnisse  der  jüngsten  Erhebungen.     Für    die 


3)  Die  erste  unter  dem  1.  August  1864  veröffentliclite  Publication  betrifft  die 
Jahre  1859  —  18ül ,  die  zweite  vor  Kurzem  erschienene  bezieht  sich  auf  die  Jahre 
1862  —  1864. 

4)  Tafeln  zur  Statistik  der  österreichischen  .Monarchie  für  das  Jahr  1842,  zu- 
sammengestellt von  der  k.  k.  Direclion  der  administrativen  Statistik.  Wien  1846.  — 
Seitdem  scheinen  ziemlich  regelmässige  Veröffentlichungen  stattgefunden  zu  haben. 
Uns  liegen  noch  folgende  Publicationen  vor:  Tafeln  zur  Statistik  u.  s.  w.  pr.  1843; 
Uebersichtstafein  zur  Statistik  der  österreichischen  Monarchie,  zusammengestellt  von 
der  k.  k.  Direction  der  administrativen  Statistik  S.  545  ff  (enthält  Naclirichten  aus 
dem  Jahre  1847j;  Statistisches  Handbüchlein  für  die  österreichische  Monarchie,  verf. 
von  V.  Czoernig,  herausgeg.  von  der  k.  k.  Direclion  der  administrativen  Statistik. 
Wien  1861.  S.  108.  109  (stellt  die  Jahre  1851—1858  zusammen);  Statistisches  Jahr- 
buch der  österreichischen  Monarchie  für  das  Jahr  1864  und  1865,  herausgeg.  von  der 
k.  k.  stat.  Centralcommission.  Wien  1865  und  1867.  S.  354  und  366  ff. ;  endlich  ver- 
weisen wir  noch  auf  eine  in  der  oben  genannten  Zeitschrift  des  Vereins  für  deutsche 
Statistik,  Jahrg.  1847,  S.  193  ff.  und  483  ff.  erschienene  Privatarbeit  von  Calinich, 
die  eingehend  das  österreichische  Unterrichtswesen  bespricht  und  mancherlei  interes- 
sante statistische  Mittheilungen  enthält. 

5)  Jahrbuch  für  Statistik  und  Staalsnirthschaft  des  Königreichs  Sachsen  von 
E.  Engel.  I.  Dresden  1853.  S.59ff.  (betrifft  die  Jahre  1847  —  1849);  erst  1862 
erschienen  in  der  Zeitschrift  des  statistischen  Bureaus  des  K.  S.  Ministeriums  des 
Innern  S.  127  ff.  weitere  Beiträge  zur  Statistik  der  Volksschulen  pro  1860. 

6)  Beiträge  zur  Statistik  des  Königreichs  Bayern.  Heft  V.  Anstalten  für  Wissen- 
schaft, Kunst,  Unterricht  und  Erziehung  nach  dem  Stande  von  1851  —  1852,  nebst 
Angaben  über  dieselben  aus  früheren  Jahren.  München  1855.  S.  41  ff.  —  Erst  das 
Jahr  1866  brachte  die  zweite  Publication,  s.  Heft  XIV.  Anstallen  für  Wissen- 
schaft u.  s.  w.  nacti  dem  Stande  von  1862  — 1863,  nebst  Angaben  über  dieselben 
aus  früheren  Jahren.     München  1866.     S.  42  ff. 

7)  Zeitschrift  des  Königl.  Hannoversehen  statistischen  Bureaus.  1866.  Nr.  9  u.U. 

8)  Württembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde  pr.  1865.  S.  97  ff. 
—  Eine  dürftige  Notiz  über  die  Zahl  der  schulpflichtigen  Kinder  Württembergs  um 
1840  findet  sich  in  v.  Memminger,  Beschreibung  von  Württemberg.  Stuttgart 
und  Tübingen  1841.  S.  593.  —  Einige  ausführlichere  Nachrichten  enthält  „Das 
Königreich  Württemberg",  herausgegeben  vom  K.  stat. -  topogr.  Bureau.  Stuttgart 
1863.     S.  350.  354.  405.  736. 
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übrigen  deutschen  Staaten  mangelt  noch  jede  Veröffentlichung  amtlicher 
Aufnahmen,  ja  es  ist,  abgesehen  von  Braunschweig  und  Baden ^),  nicht 
einmal  bekannt,  ob  wirklich  solche  stattgefunden  haben. 

Auch  der  Inhalt  der  vorbezeichneten  Publicationen  beweist,  dass 
man  bisher  noch  weit  entfernt  von  der  Anwendung  gleirhnrtiger  Grund- 
sätze geblieben  ist '").  Abstrahirt  man  von  mehr  untergeordneten 
Differenzen  der  einzelnen  Veröffentlichungen,  so  lassen  sich  dieselben 
folgendermassen  gruppiren. 

Den  engsten  Rahmen  weisen  die  Publicationen  des  königl.  preussi- 
schen  ")  und  des  königl.  sächsischen  '^)  statistischen  Bureaus  auf. 
Beide  Mittheilungen  beziehen  sich  nur  auf  die  Zahl  der  Schulen,  Lehrer 
und  Schüler.  Ausser  über  diese  Punkte  giebt  die  neueste  österreichische 
Mittheilung  Auskunft  über  Zahl,  Zugehörigkeit  und  Beschati'enheit  der 
Schulgebäude'"').  —    Die   übrigen  Publicationen   endlich   unterscheiden 


9)  Compte  rendu  gt-rieral  p.  199  und  261. 

10)  Ein  einheitliches  Bindemittel  ist  in  neuester  Zeil  durch  die  inlernaliondlen 
statistischen  Congresse  zu  Brüssel  —  1853  —  und  Wien  —  1857  —  geschafTen 
worden.  Auf  jenem  Congresse  einigle  man  sich  über  die  Art  der  Einlhcilung  der 
verschiedenen  Schulen  sowie  über  die  allgemeineren  Gesichtspunkte  ;  auf  dem  letz- 
leren wurden  für  jede  Art  der  Schulen  die  slalisUschen  Erhebungsmomente  genau 
formulirt      Compte  rendu  general  p.  17.  35. 

11)  Die  Publicationen  des  preuss.  stat.  Bureaus  sind  im  Wesentlichen  unver- 
ändert geblieben;  die  angewandten  Rubriken  unterscheiden  jetzt  wie  früher,  sieht 
man  vom  Jahre  1852  ab,  für  welches  nur  die  Zahl  der  Schüler  publicirt  wurde,  die 
oben  genannten  Punkte.  Dagegen  hat  man  in  der  Specification  der  Theile  des  Slaats- 
gebieles  mancherlei  Variationen  beliebt.  In  der  Millheilung  pr.  1849  führte  man  auf: 
Provinzen,  Regierungsbezirke,  Kreise  und  die  einzelnen  Städte;  bereits  1852  kam 
man  von  dieser  detaillirten  Unterscheidung  ab,  man  liess  die  wichtige  Trennung  von 
Stadt  und  Land  fallen  und  führte  nur  die  Regierungsbezirke  auf;  185S  bezifferte 
man  wieder  Städte  und  Landgemeinden  besonders.  Seit  1861  fiel  wiederum  die 
Trennung  von  Stadt  und  Land  insoweit  weg,  als  nur  noch  die  Städte  von  über 
20,000  Einwohnern  besonders  beziffert  wurden  ;  dagegen  hat  man  sich  in  der  jüngsten 
Publication  der  1849  bestandenen  Einrichtung  wieder  dadurch  genähert,  dass  die 
einzelnen  Kreise  aufgeführt  werden.  —  Die  Confessionen  sind  nicht  geschieden. 

12)  In  Saclisen  bilden  die  Grundlagen  der  statistischen  Publicationen  über  die 
Volksschulen  die  sog.  Kirchenzellel ;  dieselben  beantworten  nur  folgende  Fragen: 
welche  Orte  haben  Schulen  und  welche  keine?  wieviel  Schulen  hat  jeder  Ort?  wie- 
viel Lehrer  zählt  jede  Schule?  wieviel  Schüler  zählt  jede  Schule?  —  W'älirend  die 
1853  erschienene  Publication  zwar  Stadt  und  Land,  jedoch  nur  für  die  Kreisdirections- 
bezirke,  unterscheidet  und  lediglich  den  Schulbesuch  beziffert,  verarbeitet  die  neueste 
Veröffentlichung  das  gebotene  Jlaterial  für  die  einzelnen  Gerichtsamtsbezirke  —  plat- 
tes Land  —  und  Amlshauptmannscliaflen  —  Städte   —  so  speciell  als  möglich. 

13)  In  Ofsterreich  scheinen  die  Ptiblioalionen  über  die  Volksschulen  bis  zum 
Jahre  1863   keine  Veränderung  erfahren  zu  haben;   wenigstens  spricht    ein  Vergleich 
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sich  wesentlich  dadurch  von  den  vorigen,  dass  sie  auch  die  wirth- 
schaftliche  Lage  der  Lehrer  oder,  noch  weiter  gehend,  Einnahme  und 
Ausgabe  überhaupt,  insoweit  sie  mit  dem  Volksschulvvesen  in  Verbindung 
stehen ,  in  den  Kreis  ihrer  Darstellung  ziehen. 

Die  desfallsigen  Mittheilungen  beschränken  sich  nur  auf  die  Lehrer- 
besoldungen in  der  württemberger '"*) ,  .sie  beziehen  sich  auch  auf 
die  jährliche  Schulgeldeinnahme  in  der  hannoverschen'-^)  Publi- 
cation.  Dagegen  enthalten  viel  umfassendere  Nachvveisungen  die*  Zu- 
sammenstellungen des  königl.  bayerischen  statistischen  Bureaus '^),  vor 
Allen  aber  die  des  königl.  preuss.  Cultusministeriums  *^). 


des  Jahrbuches  pr.  1864  mit  den  grossen  slaUslischen  Tafeln  pr.  1842  für  diese  An- 
sicht. Bis  dahin  zerfallen  die  Rubriken  für  die  einzelnen  ohne  Unterscheidung  von 
Stadt  und  Land  aufgeführten  Länder  die  Schulen  und  die  an  denselben  thäligen 
Lehrer  in  katholische  und  akatholischc ,  dagegen  wird  nur  die  Gesammtzahl  der 
schulfähigen  und  schulbesuchenden  Kinder  nach  dem  Geschlechte  angegeben,  endlich 
sind  noch  die  Sdiulen  nach  Sprachen  eingetiieill  und  zwar  in  der  Publicalion  pr.  1863 
detaillirter  als  in  der  früheren.  Die  Nachweise  über  die  Volksschulen  pr.  1864  sind 
in  manchen  wichtigen  Beziehungen  weit  vollkommener  als  die  vorangegangenen. 
Vor  Allem  ist  die  Scheidung  der  Schulen,  Lehrer  und  Schüler  nach  den  ver- 
schiedenen Bekenntnissen  streng  durchgeführt,  ferner  sind  die  Nachweise  über  den 
Charakter  der  Schulen  und  Lehrer  weit  detaillirter,  ebenso  die  Mittheilung  über 
die  Sprachverhältnisse;  endlich  sind  die  im  Texte  erwähnten  Angaben  über  die  Schul- 
gebäude hinzugekommen. 

14)  Die  neueste  würtlemberger  Mitlheilung  unterscheidet  —  und  zwar  ohne 
weitere  Specificalion  des  Staatsgebietes  —  die  unter  Oberaufsicht  der  evangelischen 
und  katholischen  Oberschulbehörde  stehenden  Volksschulen  und  weist  für  jede  dieser 
Kategorieen  nach:  Zahl  der  Schulgemeinden  —  der  Gemeindeschulen  —  der  Schul- 
klassen —  der  ständigen  und  der  unständigen  Lehrerstellen  wie  Lehrer  —  der  Schüler. 
—   Der  Aufwand  für  Lehrerbesoldungen  wird  im  Verlaufe  der  Abhandlung  beziffert. 

15)  Im  Speciellen  giebt  die  hannoversche  Publication  über  folgende  Punkte  Nach- 
weis: Zahl  der  Schulverbände  —  der  Elementar-  und  gehobenen  Schulen  —  der 
Schulkinder  nach  der  Confession  —  jährliche  Schulgeldeinnahme  —  Lehrerstellen 
nach  der  Art  der  Besetzung  —  Gesammlbelrag  und  Abstufungen  der  Lehrerbesol- 
dungen —  Zahl  der  von  1  Lehrer  versehenen  Schulen  bez.  Classen  abgestuft  nach 
der  Zahl  der  zu  unterrichtenden  Kinder  —  Schulgeldsätze.  —  Die  Schulen  sind  nach 
den  Confessionen  und  zwar  mit  Unterscheidung  jedes  einzelnen  Consistorialbezirks 
aufgeführt. 

16)  Die  ältere  bayerische  Publication  scheidet  die  Zahl  der  Schulen  und  Lehrer, 
niclit  aber  die  der  Schüler  nacli  der  Confession,  und  specificirt  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  nach  den  Haupttiteln.  In  der  neuesten  Veröffentlichung  ist  die  Scheidung 
nach  Confessionen  auf  die  Schüler  ausgedehnt  worden,  ferner  hat  man  unter  der 
Rubrik  „Personalbedarf"  eine  Abstufung  der  Lehrergehalte  vorgenommen ,  endlich 
ist  auch  die  Zaiil  der  Schulhäuser  und  deren  gegenwärtiger  Bauwerlh  angegeben. 

17)  Dessen  „statistische  Nachweise"  beziffern  sub  I  — III  die  Städte,  das  platte 
Land  sowie  Stadt  und  Land  zusammen  mit  Unterscheidung  der  einzelnen  Rcgierungs- 
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Wenn  hier  der  erste  Versuch  gemacht  wird,  auch  für  Thüringen 
eine  Statistik  der  Volksschulen  zu  verülTentlichen ,  so  kann  es  nicht 
unsere  Absicht  sein,  etwas  Vollständiges  zu  leisten.  Das  uns  zu  Ge- 
bote stehende  Material  stammt  aus  einer  Zeit,  in  welcher  das  statistische 
Bureau  noch  keinen  Eiufluss  auf  die  Erhebung  desselben  ausübte.  Es 
soll  durch  diese  Veröffentlichung  vielmehr  nur  eine  der  empfindlichsten 
Lücken  in  der  deutschen  Schulstatistik,  soweit  als  möglich,  ausgefüllt 
und  bei  allen  Denen,  ^Yelchen  in  Thüringen  die  Sorge  für  die  Volks- 
schule obliegt,  das  statistische  Interesse  so  weit  gesteigert  werden, 
dass  wir  bald  in  die  Lage  kommen,  über  das  Schulwesen  Thüringens 
etwas  Vollständigeres  zu  leisten. 

Um  eine  mogliciist  klare  Einsicht  in  die  thüringischen  Schul- 
verhältnisse zu  gewähren,  wird  die  nachfolgende  Abhandlung  in  drei 
Abschnitte  zerfallen : 

1)  in  eine  Uebersicht  der  die  Volksschule  betreffenden  Gesetzgebungen 
Thüringens, 

2)  in   eine  Zusammenstellung   der   statistischen  Ergebnisse  über  die 
Volksschule  Thüringens, 

3)  in   eine  Vergleichung   derselben   mit   den   analogen  Verhältnissen 
anderer  deutschen  Staaten. 


L 

Die  tliüriugische  Gesetzgebung  über  das  Volksschulwesen. 

Die  wichtigsten  Punkte,  auf  welche  sich  die  Gesetzgebung  über 
das  Volksschulwesen  erstreckt,  sind  folgende:  Beginn  und  Schluss  der 
Schulpflicht  —  Bezirk  der  Schulgemeinden  —  Erhaltung  der  Volks- 
schulen —  leitende  und  beaufsichtigende  Behörden  —  Besoldungs- 
und Pensionsverhältnisse. 


bezirke.  Die  Nachweise  über  die  Sciiulverhällnisse  gehen  zum  Theil  sehr  in's  Detail. 
Zunächst  werden  Scliulen,  Lehrer  und  Schüler  genau  nach  den  Confessionen  ge- 
schieden; dann  folgen  Nachweise  über  folgende  Punkte:  Zahl  und  Wiederbesetzung 
der  zur  Erledigung  gekommenen  Stellen  —  Gesammlbetrag  und  Art  der  Aufbringung 
der  Lehrergehaitc  —  sonstige  Leistungen  der  Verpflichteten  —  Baukosten  —  Ver- 
besserung der  Lehrerstellen  und  endlich  Rechnungsergebnisse  der  SchuUehrer- 
Willwen-  und  Waisen-  sowie  der  Ponsions- Kasse  für  Elementarschullehrer.  Den 
Anhang  —  IV  —  bilden  endlich  eine  Anzahl  interessanter  Uebersichten,  so  über  die 
wichtigsten  Durchschnittsziffern,  die  Sprachverhällnisse,  die  Abstufung  der  Lehrer- 
gehalte u.  s.  w. 
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Wir  werden  demnach  in  Folgendem  gemäss  dieser  Disposition  die 
thüringischen  Gesetze  reproduciren. 

lieber  Anfang  und  Schluss  der  Schulpflicht  enthalten  die  Ge- 
setze der  verschiedenen  Staaten  folgende  Bestimmungen.  In  Meiningen 
sind  zum  Schulbesuch  berechtigt  und  bez.  verpflichtet  alle  Kinder, 
welche  vor  dem  1.  April  des  betreffenden  Jahres  das  5.  Lebensjahr 
zurückgelegt  haben.  Die  Aufnahme  in  die  Schule  findet  nur  an  einem 
Termine,  zu  Ostern,  statt'*).  In  Weimar  gilt  das  erfüllte  6.  Lebens- 
jahr als  Anfangstermin  der  Schulpflicht  mit  der  näheren  Bestimmung, 
dass  die  Einführung  zu  zwei  Jahresterminen  erfolgen  kann ,  nämlich 
unter  Berücksichtigung  der  Coufirmationszeit  zu  Ostern  resp.  zu  Pfingsten 
für  alle  diejenigen,  welche  bis  zum  1 .  April,  und  ferner  zu  Michaelis  für 
diejenigen  Kinder,  welche  bis  zum  1.  October  das  6.  Lebensjahr  er- 
füllen'^).  Durch  Publicandum  vom  18.  December  1827  war  für  die 
vormals  königlich  sächsischen  Gebietstheile  ausdrücklich  verordnet  wor- 
den, dass  hier  der  Schulbesuch  schon  mit  vollendetem  5.  Jahre  be- 
ginnen solle;  diese  Bestimmung  wurde  jedoch  bald  aufgehoben,  so  dass 
auch  für  diese  Landestheile  die  Verordnung  vom  3.  October  1826  in 
Kraft  trat-").  Für  Altenburg,  Coburg.  Sondershausen  und  Rudolstadt 
bestehen  im  Wesentlichen  gleiche  Vorschriften:  Die  Einführung  der 
schulpflichtigen  Kinder  findet  jährlich  einmal  und  zwar  beim  Beginne 
des  neuen  Schuljahres  statt;  schulpflichtig  sind  alle  diejenigen, 
welche  bis  zum  1.  April  das  Alter  von  5V2  Jahren  erfüllen  oder  erfüllt 
haben.  Mithin  sind  die  Kinder,  welche  mit  oder  nach  dem  30.  September 
eines  Jahres   —   Altenburg  —  resp.   mit   oder  nach  dem   1.  October 

—  Sonderhausen,  Rudolstadt  —  oder  endlich  mit  oder  nach  Michaelis 

—  Coburg  —  das  6.  Lebensjahr  erreichen,  erst  mit  Ostern  des  nächsten 
Jahres  als  schulpflichtig  zu  betrachtend^).  Im  Herzogthum  Gotha,  wo 
die  Einführung  der  Schulkinder  ebenfalls  jährlich  einmal  am  Anfange 
des  Schuljahres,  stattfindet,  beginnt  die  Schulpflicht  mit  erfülltem 
6.   Lebensjahre;   jedoch   kann,    mit   Genehmigung    des   Schul- 


18)  Verordnmig  vom  7.  April  1845  über  die  Zeit  der  Einführung,  Confirmation 
und  Entlassung  der  Schuli<inder  Art.  1  und  2. 

19)  Bekanntmachung  Grossh.  Ober- Consisloriums  zu  Weimar  vom  3.  Od.  1826, 
das  Schulalter  der  Kinder  betr.  1  und  2. 

20)  Desgl.  vom  5.  Mai  1829. 

21)  Altenb.  Verordn.  vom  23.  Febr.  1854,  den  rechtzeitigen  Schulbesuch  betr. 
§.  1  und  2.  —  Coburger  Ges.  über  die  Volksschulen  vom  15.  Juni  1858  Art.  5. — 
Sondersh.  Ges.  über  das  Volksschulwesen  vom  6.  Mai  1852  §.  48.  49.  —  Ru- 
dolst.  Ges.  über  die  Volksschulen  vom  22.  März  1861  §.6. 
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Vorstandes,  die  Aufnahme  auch  dann  erfolgen,  wenn  bis  zum 
1.  Octübcr  desselben  Jahres  jenes  Alter  noch  erreicht  wird";.  In 
Reiiss  j.  L.  endlich  bestehen  für  die  verschiedenen  Territorien  manni«^- 
fach  abweichende  Bestimmun^'en.  In  der  Stadt  Gera  niuss  /u  Ostern 
desjenigen  Jahres  die  Eiiifülirung  erfolgen,  in  welchem  das  betr.  Kind 
bis  zum  30.  September  incl.  das  7.  Lebensjahr  erfüllt  haben  wird ;  je- 
doch kann  die  Aufnahme  auch  ein  Jahr  früher  g(>stattet  werden  ^^J. 
In  der  Stadt  Schleiz  besteht  die  gleiche  Zwangspliicht,  doch  tritt  dazu 
die  Bestimmung,  dass  auch  schon  diejenigen  Kinder  aufgenommen 
werden  können,  welche  bis  zum  31.  März  das  G.  Lebensjahr  erfüllt 
haben.  In  den  übrigen  Ortschaften  der  Landestheile  Gera  und  Schleiz 
tritt  die  Schulpflicht  für  diejenigen  Kinder  ein,  welche  zu  Ostern  oder 
in  den  nächsten  G  Monaten  das  6.  Jahr  erreicht  haben  •''j. 

Für  die  Pflege  Saalburg  gelten  die  gleichen  Bestimmungen  mit 
der  Modiflcation,  dass  die  Aufnahme  nicht  blos  zu  Ostei'ii,  sondci-n  auch 
zu  Michaelis  erfolgen  darf'^^).  Im  Fürstenthum  Lobenstein -Ebersdorf 
endlich  beginnt  die  Schulpflicht  mit  erfülltem  ü.  Lebensjahre^^).  — 
Auch  über  den  Schlusstermin  des  Schulzwanges  weisen  die  einzelnen 
Gesetze  sehr  verschiedene  Bestimmungen  auf;  darin  stinnnen  jedqch 
alle  überein,  dass  die  Entlassung  nur  mit  dem  Ablaufe  des  Schuljahres 
erfolgen  kann,  in  Bezug  auf  das  das  Aufhören  der  Schulpflicht  be- 
dingende Alter  gelten  folgende  Vorschriften.  In  Weimar  hängt  die 
Entlassung  aus  der  Schule  von  der  Confirmation  ab  und  diese  darf  nicht 
vor  erfülltem  14.  Lebensjahre  erfolgen^').  In  Gotha  und  Sondershausen 
muss  jedes  Kind,  um  entlassen  werden  zu  können,  mindestens  13V2  Jahr 
sein^**);  in  Coburg  bedingt  die  Entlassung,  dass  das  betr.  Kind  am 
L  Januar  des  zu  Ende  gehenden  Schuljahres  das  13.  Jahr  zurückgelegt 
hat  '^'^).  In  Meiningen  findet  die  Entlassung  aus  der  Schule  unmittelbar 
nach  der  Confirmation  statt;  die  Zulassung  zu  der  letzteren,  welche 
in  der  Regel  zu  Ostern ,   ausnahmsweise  zu  Pfingsten  vorzunehmen  ist. 

22j  Volksschulgesetz  für  das  Herzoglh.  Gotha  vom  1.  Juli  1863  §.  17.  18. 
23j  Bekaiintmacliung  vom  2.  März  1864. 

24)  Landscliuleiiordnung  für  das  Fürstenllium  Gera  vom  26.  Novbr.  1837  §1  — 
Schulordnung  für  das  Fürstenthum  Schleiz  vom  31.  3Iärz  1819  §.  31. 

25)  Landsch.-Ordn.  vom  I.Juni  1813  §.1  und  Nachtragsverordnung  vom  21.  Mai 
1852. 

26)  Schulordnung  vom  18.  Januar  1824  §.  4. 

27)  Bekanntmachung  Grossh.  Ober  -  Consistoriums  vom  26.  Juni  1817  und  desgl. 
vom  5.  Mai  1829. 

28)  Golhaer  Ges.  a.  a.  0.  §.  19.  —  Sondersh.  Ges.  a.  a    0.  §.  49. 

29)  Coburger  Ges.  a.  a,  0.  Art.  5. 
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setzt  voraus,  dass  die  Knaben  in  den  Stcädten  bis  zum  1.  April  das 
14.,  die  Knaben  auf  dem  Lande  und  die  Mädchen  überhaupt  das 
13.  Lebensjahr  bis  zu  dem  gleichen  Tage  erreicht  haben  ^'').  In  Reussj.L. 
gilt  ebenfalls  als  frühester  Zeitpunkt  der  Entlassung  aus  der  Schule  der 
Termin  der  Confirmation ;  die  Zulassung  bedingt  für  Knaben  ein  Alter 
von  erfüllten  14,  für  Mädchen  von  13  Jahren.  Im  Kudolstädter  Ge- 
setz endlich  findet  sich  blos  die  Bestimnuuig,  dass  die  Entlassung  aus 
der  Schule  gleichzeitig  mit  der  Zulassung  zur  Confirmation  eintritt^'). 

Schon  aus  den  hier  mitgetheilten  Normen  über  den  Umfang  der 
Schulpflicht  ergiebt  sich  vollständig,  welches  Ziel  die  Volksschulen 
i.  A.  erreichen  wollen;  es  besteht  darin,  den  Abgehenden  den  für  das 
gewöhnliche  bürgerliche  Leben  unbedingt  erforderlichen  Grad  von  Bil- 
dung zu  verleihen ,  natürlich  verbunden  mit  der  Aufgabe .  den  Keim 
zu  einem  bewussten  sittlichen  Handeln  in  die  Kinder  einzupflanzen  ^'^). 
Das  Gothaer  Gesetz  fixirt  im  §.  2  die  Gegenstände,  auf  welche  der 
.Unterricht  in  den  Volksschulen  sich  mindestens  erstrecken  soll,  es  sind 
folgende:  Religion  —  auf  Grundlage  der  biblischen  Geschichte,  na- 
mentlich des  neuen  Testamentes  — ,  deutsche  Sprache  mit  Lesen  und 
Schreiben,  Rechnen,  Erdkunde,  Geschichte,  Naturgeschichte  und  Natur- 
lehre, Gesang,  Zeichnen  und  Turnen.  Ganz  speciell  geht  die  Schul- 
ordnung für  Coburg  auf  die  Gegenstände  des  Unterrichts  ein.  Sie 
scheidet  die  Lehrfächer  in  die  unumgänglich  nothw endigen, 
d.  h.  diejenigen,  welche  die  Frage,  ob  ein  Kind  aus  der  Schule  zu 
entlassen  sei ,  entscheiden  —  Religion ,  deutsche  Sprache ,  Schreiben, 
Rechnen  und  (!)  Gesang  —  und  in  diejenigen,  bei  denen  nur  mangel- 
hafte Kenntniss  die  Entlassung  aus  der  Schule  nicht  hindert  —  Ge- 
schichte, Geographie  und  sonstige  gemeinnützige  Kenntnisse.  —  Eine 
Reihe  von  Gesetzen  betont  ausdrücklich,  dass  Privat-  oder  sonstiger 
Unterricht  von  der  Schulpflicht  dann  befreit,  wenn  nachgewiesen  wird, 
dass  die  betreffenden  Kinder  auf  diese  Weise  genügende  Bildung  erhalten, 
welche  selbstverständlich  der  durch  Besuch  der  Volksschulen  zu  er- 
langenden mindestens  gleich  sein  muss  ^^). 

In  der  Regel  soll  der  Bezirk  jeder  Schulgemein  de  mit  dem 
der  politischen   Gemeinde  zusammenfallen^"*),    jedoch   kann   erforder- 

30)  Äleininger  Verordnung  a.  a.  0.  Art.  3.  4.  6. 

31)  Rudolslädter  Ges.  a.  a.  0.  §.10. 

32)  Gotliaer  Ges.  a.  a.  0.  §.  2.  3.  —  Sondersh.  Ges.  §.1.  —  Cohurger  Schul- 
ordnung vom  22.  Od.  1858. 

33)  Golhaer  Ges.   a.  a.  0     §.  5.  26.  27.  —   Coburger  Ges.    a.  a.  0.  Art.  7.  — 
Sondersh.  Ges.  a.  a.  0.  §.6.  7.        Rudolst.  Ges.  a.  a.  0.  §.9. 

34)  Weim.  Ges.  vom  1.  Mai  1851 ,   das  Volksschuhvesen  betr.  §.  2.  —   Golhaer 
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liehen  Falls  auch  eine  Vereinigung?  mehrerer  der  letzteren  zu  einer 
Schulgemeinde  stattfinden  Ueber  die  Bedingungen  einer  solchen  Ver- 
einigung weichen  die  gesetzlichen  Vorschriften  in  den  einzelnen  Staaten 
mehr  oder  weniger  von  einander  ab.  In  Weimar  hängt  die  Art  der 
Zusammensetzung,  ohne  dass  irgend  welche  Normen  vorgezeichnet  sind, 
lediglich  von  dem  übereinstimmenden  Ermessen  der  Staatsregierung  und 
des  Bezirksausschusses  ab^''). 

In  den  übrigen  Staaten  bestehen  genauere  gesetzliche  Bestimmungen. 

In  Gotha  und  Coburg  ist  die  Vereinigung  mehrerer  Gemeinden  zu 
einer  Schulgemeinde  dann  zulässig,  wenn  die  einzuschulenden  Ort- 
schaften nicht  über  V2  Stunde  vom  Schulort  entfernt  liegen  und  der 
Besuch  der  Schule  nicht  zeitweilig  durch  Ungangbarkeit  der  Wege  un- 
möglich wird.  Hier  wie  dort  ist  zur  Vereinigung  sowie  zur  Auflösung 
eines  Schulverbandes  Genehmigung  der  Staatsregierung  erforderlich. 
In  Coburg  ist  die  Vereinigung  der  liegel  nach  noth wendig,  wenn 
die  Schule  einer  einzelnen  Gemeinde  weniger  als  30  Schüler  zählen 
würde.  In  Gotha  ist  in  diesem  Falle  jede  Gemeinde  berechtigt,  auf 
Einschulung  in  eine  Nachbargemeinde  anzutragen  und  es  muss  ein 
solcher  Antrag  genehmigt  werden,  wenn  durch  die  Aufnahme  die 
Leistungen  der  Nachbargemeinde  für  Schulzwecke  entweder  nicht 
steigen  oder  wenn  die  einzuschulende  Gemeinde  sich  zur  Bestreitung 
des  Mehraufwandes  verpflichtet.  Auch  ist  das  Staatsministerium  be- 
rechtigt, eine  solche  Gemeinde  auch  ohne  Antrag  in  eine  Nachbar- 
gemeinde einzuschulen,  wenn  derselben  die  Mittel  zur  hinreichenden 
Erhaltung  einer  selbständigen  Schule  fehlen;  in  diesem  Falle  ist  die 
Staatskasse  verpflichtet,  den  erwachsenden  Mehraufwand,  soweit  er 
nicht  von  der  eingeschulten  Gemeinde  getragen  werden  kann,  zu 
decken.  Uebersteigt  zu  Folge  der  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer 
Gemeinden  für  eine  derselben  der  Beitrag  die  Summe,  welche  die 
Erhaltung  einer  eigenen  Schule  erheischen  würde,  so  muss  einem  An- 
trage auf  Lösung  stattgegeben  werden ,  oder  es  ist  der  Mehrbetrag 
der  Leistungen  aus  der  Staatskasse  zu  ersetzen  ^^).  —  In  Kudolstadt 
setzt  die  Vornahme  einer  Vereinigung  voraus,  dass  die  betreöenden 
Orte  von  dem  Schulorte  »nicht  zu  weit«  entfernt  sind,  sowie  dass  die 
Beschaffenheit  der  Wege  den  Schulbesuch  nicht  hindert.  Beim  Vor- 
handensein dieser  Voraussetzungen  muss  sogar  die  Bildung  einer  ge- 

Ges.  a.  a.  0.  §  6.  —  Cobuiger  Ges.  a.  a.  0.  Art.  1  und  2.  -  Sondersh.  Ge?.  a.  a.  0. 
§.  13.  —  Rudolst.  Ges    a.  a.  0.  §.  1. 

35)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  §.2. 

36)  Gothaer  Ges.  a.  a.  0.  §.  Ö.  —  Coburger  Ges.  a.  a.  0.  Art.  2.  3. 
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meinschaftlichen  Schule  für  die  zu  einer  Schulgemeinde  zu  vereinigen- 
den Ortschaften  dann  erfolgen,  wenn  die  Schule  einer  einzelnen  Ge- 
meinde weniger  als  20  Schüler  zählt ^'').  In  Sondershausen,  wo  Ein-, 
Aus-  und  Umschulung  auf  Anordnung  der  Bezirksschulcommission  unter 
Genehmigung  des  Ministeriums  stattfindet^®),  kann  eine  Schulgemeinde, 
welche  während  der  letzten  10  Jahre  im  Jahresdurchschnitt  weniger 
als  20  schulpflichtige  Kinder  hatte,  insofern  es  Oertlichkeit  und 
Umstände  gestatten,  mit  einer  benachbarten  Schulgemeinde  ver- 
einigt werden  ^^). 

Die  Sorge  für  die  Erhaltung  der  Volksschulen  liegt  zunächst 
den  Gemeinden  ob**^).  Die  Gesetze  für  Gotha,  Coburg  und  Kudolstadt 
bestimmen  das  Beitragsverhältniss  für  die  eine  gemeinschaftliche  Schule 
besitzenden  Gemeinden  so,  dass  alle  Verbindlichkeiten  sich  nach  Maass- 
gabe der  Seelenzahl  jedes  Ortes  repartiren;  jedoch  muss  in  den  beiden 
erstgenannten  Staaten  diejenige  Gemeinde,  welche  den  Vortheil  ge- 
niesst,  die  Schule  in  ihrer  Mitte  zu  besitzen,  um  ein  Dritttheil  höher 
normirt  werden  als  die  übrigen  Gemeinden  und  zwar  in  Coburg  nur, 
insoweit  es  sich  um  die  Kosten  des  Baues  und  die  Unterhaltung  des 
Schulhauses  handelt,  in  Gotha  jedoch  in  Bezug  auf  die  Kosten  für 
die  Volksschule  überhaupt*^).  Ist  eine  Gemeinde  so  unvermögend,  dass 
sie  die  zur  Erhaltung  der  Schule  erforderlichen  Mittel  nicht  aufzubringen 
vermag,  so  leistet  der  Staat  die  nöthige  Unterstützung*^). 

Die  ausführlichsten  Bestimmungen  über  die  Aufbringung  der  Schul- 
lasten sind  in  Altenburg  ^^j  getroffen.  Soweit  diese  Lasten  nicht  auf  Grund 
eines  besonderen  Rechtstitels  einer  landesherrlichen  Kasse  oder  einer 
politischen  Corporation  oder  Privatpersonen  obliegen,  sollen  sie  thun- 
lichst  aus  den  betreffenden  Aerarien  bestritten  werden"**).    Hierbei  sind 

37)  Rudolst.  Ges.  a.  a.  0.  §.  2. 

38)  Sondersh.  Ges.  a.  a.  0.  §.  14. 

39)  Sondersh.  Ges.  a.  a.  0.  §.18. 

40)  Weim.  Ges.  vom  1.  Mai  1851  §.  9  und  vom  14.  Mai  1862  §.7  —  9.  -  Go- 
Ihaer  Ges.  a.  a.  0.  §.12.  —  Cobiirger  Ges.  a.  a.  0.  §.8.  —  Rudolst.  Ges.  a.  a.  0. 
§.3." —  Sondersh.  Ges.  a.  a.  0.  §.20.  —  Reuss.  Ges.  vom  31.  Dcceniber  1862  §.  7. 
—  Allenb.  Ges.  ,  die  Kirchen-  und  Schullaslen  betr.   vom  30.  Juni  1862  §.  3. 

41)  Golhaer  Ges.  a.  a.  0.  §.  13.  —  Coburger  Ges.  a.  a.  0.  Art.  9.  —  Rudolst. 
Ges.  a.  a.  0.  §.  4. 

42)  Weim.  Ges.  a.  a.  0.  —  Allenb.  Ges.  vom  16.  Juli  1862,  über  die  Besoi- 
dungsverhiillnisse  der  Volksschullehrcr  §.  22.  —  Golhaer  Ges.  a.  a.  0.  §.  16.  — 
Coburger  Ges.  a.  a.  0.  §.  10.  —  Rudolst.  Ges.  a.  a.  0.  §.  5.  —  Sondersh.  Ges. 
a.  a.  0.  —  Reuss.  Ges.  a.  a.  0. 

43)  Gesetz,  die  Kirchen-  und  Schullaslen  betr.,  vom  30.  Juni  1862. 

44)  Ges.  a.  a.  0.  §.1. 
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jedoch  gewisse  Grenzen  einzuhalten.  Es  ist  nämlich  die  Verwendung 
des  eigentlichen  Dotationsverniöf^ens  unzulässig,  ebenso  die  Verwendung 
des  allgemeinen  Zuwachsvermögens,  wenn  ohne  dasselbe  die  laufendeo 
Ausgaben  nicht  boslritten  werden,  endlich  darf  das  einem  besonderen 
Zweck  gewidmete  Vermögen  auch  nur  seiner  Bestimmung  gemäss  Ver- 
wendung finden**).  Reichen  die  bezeichneten  Kinnahmen  nicht  aus,  so 
sind  die  Schulgemeinden  des  betreffenden  \erbandes  und  alle  inner- 
halb der  dazu  gehörigen  Flurbezirke  gelegenen  Grundstücke  in  zweiter 
Linie  zur  Aufbringung  der  Schullasten  berufen  "***;.  Als  Mitglieder  eines 
Kirchen-  und  Schulgemeindeverbandes  gelten  alle  der  Landeskirche  an- 
gehörige  Einwohner  der  zu  dem  Verbände  gehörigen  Ortschaften  und 
einzelnen  Wohnhäuser,  sofern  sie  darin  ihren  wesentlichen,  wenn  auch 
nur  durch  vorübergehende  Zwecke  bedingten  Aufenthalt  haben.  Mit- 
glieder anderer  christlichen  Confessionen  oder  der  mosaischen  Religion 
haben,  abgesehen  von  der  Beitragspflicht  wegen  ihres  Grundbesitzes, 
zu  den  Lasten  des  Verbandes,  innerhalb  dessen  sie  sich  aufhalten,  nur 
insoweit  beizutragen,  als  sie  die  vorhandenen  Anstalten  benutzen ^O- 
Befreit  von  der  Beitragspflicht  sind : 

1)  die  Mitglieder  des  herzogl.  Hauses  für  ihre  Person, 

2)  die  Geistlichen,  Schullehrer  und  Kirchendiener,  sowie  active 
Militärpersonen  und  Gensd'armen  wegen  ihres  Diensteinkommens, 

3)  die  dem  herzogl.  Hause  zum  eigenen  Gebrauche  vorbehaltenen 
Domanialgebäude  und  Grundstücke, 

4)  die  zum  herzogl.  Domanialvermögen  gehörigen  Forstgrundstücke 
excl.  frühere  Privatgrundstücke,  deren  Vereinigung  mit  dem  Do- 
manialgute  erst  nach  Erlass  des  Grundgesetzes  vom  29.  April 
1831  erfolgt  ist,  oder  welche  schon  vor  diesem  Zeitpunkte  Pa- 
rochiallasten  getragen  haben, 

5)  alles  zu  öffentlichen  Zwecken  dienende  Staatseigenthura  und  die 
zu  öffentlichen  Zwecken  benutzten  domanialfiscalischen  Gebäude, 

6)  die  innerhalb  des  Verbandes  belegenen  Grundstücke  der  Kirchen. 
Pfarreien  und  Schulen^*). 

Beschränkt  beitragspflichtig  sind  die  Hof-  und  Staatsdiener  rtick- 
sichtlich  ihres  Diensteinkommens.  Sie  geniessen  dieselbe  Bevorzugung, 
welche  ihnen  laut  §.  5  des  Gesetzes  vom  14.  December  1855  in  Bezug 
auf  die  Commuuallasten  gebührt ;  diese  besteht  darin,  dass  das  Dienst- 

45)  Ges.  a.  a.  0.  §.2. 

46)  Das.  §.3. 

47)  Das.  §.5. 

48)  Das.  §.  6. 
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einkommen  stets  nur  zu  2/3  seines  Betrages  in  Ansatz  zu  bringen  ist  *^). 
—  Ueber  das  Belastungsverhältniss  der  Gemeinden  gilt  als 
Grundsatz,  dass,  falls  eine  Parochie  mehrere  engere  Kirchen-  und 
Schulverbände  umfasst,  von  jedem  derselben  die  Unterhaltungskosten 
der  ausschliesslich  für  ihn  bestehenden  Institute  allein,  dagegen  die 
Aufwände  für  gemeinsame  Einrichtungen  gemeinschaftlich  auf- 
zubringen sind;  im  Falle  eines  Widerspruches  Seitens  einer  Gemeinde- 
vertretung, erfolgt,  wenn  eine  gütliche  Vereinbarung  nicht  zu  Stande 
kömmt,  liepartition  auf  sämmtliche  Ortsgemeinden  nach  gleichem  ßei- 
tragsfusse.  Erscheint  eine  solche  gleichmässige  Vertheilung  offenbar 
unbillig,  so  ist  das  Consistorium  ermächtigt,  ein  entsprechendes  Bei- 
tragsverhältniss  festzustellen.  Gegen  dessen  Entscheidungen  ist  mit 
Einhaltung  einer  Frist  von  10  Tagen  Recurs  an  die  Regierung  ge- 
stattet *^).  Innerhalb  der  Gemeinde  werden  die  Parochialabgaben  mit 
Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Einzelnen  und  auf  den  Nutzen, 
den  die  verschiedenen  Classen  von  Parochianen  von  den  betr.  Instituten 
haben,  festgesetzt.  Ueber  die  Vertheilung  und  Aufbringung  entscheiden 
die  Gemeindebehörden ;  die  Gültigkeit  ihrer  Beschlüsse  setzt  jedoch 
die  Genehmigung  der  Kirchen-  und  Schulinspection  voraus*^). 

Einen  wichtigen  Bestandtheil  der  Einnahmen  der  Volksschulen 
bildet  das  Schulgeld.  Man  kann  die  thüringischen  Staaten,  soweit 
die  Gesetze  über  Art  und  Umfang  der  Erhebung  Normen  geben,  in 
zwei  Gruppen  theilen.  Die  eine  besteht  aus  Weimar,  Gotha  und 
Sondershausen  ^''') ;  in  diesen  Staaten  geht  man  von  der  Anschauung 
aus,  dass  i.  A.  der  Wegfall  des  Schulgeldes  wünschbar  sei,  man  legt 
aber  die  Entscheidung  über  die  Erhebung  in  die  Hände  der  politischen 
Gemeinde,  stellt  jedoch  zugleich  in  Weimar  und  Gotha  gewisse  Be- 
schränkungen auf.  Dort  dürfen  jährlich  nur  folgende  Beträge  erhoben 
werden : 

1)  wenn  aus  einer  Familie  nur  1  Kind  die  Schule  besucht,  15  Sgr., 

2)  für  2  Geschwister  25  Sgr., 

3)  für  3  oder  mehr  Geschwister  1  Thlr. 

In  Gotha  darf  von  den  für  Schulzwecke  regelmässig  wiederkehren- 
den Ausgaben ,  soweit  dieselben  nicht  aus  den  Erträgen  der  mit  den 
Schulstellen    verbundenen    Grundstücksnutzungen    und    den    ständigen 


49)  Ges.  a.  i.  0.  §.  9. 

50)  Das.  §.  10. 

51)  Das.  §.13.  17. 

62)  Weim.    Ges.   vom    1.  Mai    1851    §.  11.  —    Gothaer  Ges.   a.  a.  0.   §.  15. 
Sondersh.  Ges.  a.  a.  0.  §.  3. 
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Leistungen  Deckung  finden ,  höchstens  die  Hälfte  durch  Schulgeld  auf- 
gebracht werden;  in  keinem  Falle  aber  darf  das  jährliche  Schulgeld 
in  den  Städten  Gotha,  Ohrdruf  und  Waltershausen  4  Thlr.  für  1  Kind, 
6  Thlr.  für  2  Geschwister  und  8  Thlr.  für  3  uder  mehrere  Geschwister, 
—  in  den  übrigen  Orten  die  Hälfte  dieser  Beträge  übersteigen.  —  Die 
zweite  Gruppe  besteht  aus  Altenburg,  Keuss  und  Itudolstadt;  hier 
ordnen  die  Gesetze  die  Erhebung  vun  Schulgeld  an.  In  Altenburg ^') 
darf  das  Schulgeld  für  ein  Kind  nicht  unter  1  Thlr.  jährlich  betragen, 
und  es  kann  dasselbe  nach  ßedürfniss  bis  auf  2  Thlr.  erhöht  werden. 
In  Reuss^*),  wo  dieselbe  Vorschrift  gilt,  tritt  noch  die  Bestimmung 
hinzu,  dass  es  in  Städten  wenigstens  2  Thlr.  betragen  soll. 

Die  nächste  vorgesetzte  Behörde  der  Volksschulen  ist  der  Schul- 
vorstand; dieser  hat  deren  Interessen  rechtlich  nach  Massgabe  der 
betr.  Gesetze  zu  vertreten*'').  Die  Zusammensetzung  und  Befugnisse 
desselben  weichen  in  den  einzelnen  Staaten  von  einander  ab.  In 
Weimar*^)  besteht  derselbe  aus 

1)  dem  Gemeindevorstand  (d.  i.  dem  Bürgermeister  und  Stellvertreter 
resp.  dem  zweiten  Bürgermeister). 

2)  dem  Ortsgeistlichen ;  sind  deren  mehrere  vorhanden,  so  wird  einer 
derselben  vom  Staatsministerium  besonders  beauftragt. 

3)  den  SchuUehrern  der  Gemeinden;  sind  mehrere  Lehrer  an  der- 
selben Schule  angestellt,  so  tritt  nur  der  erste  in  den  Vorstand. 

4)  zwei  von  dem  Gemeinderathe  gewählte  Schulverordnete;  in  Ge- 
meinden ohne  Gemeinderath  ist  der  Vorsitzende  der  Gemeinde- 
versammlung statt  des  Stellvertreters  des  Bürgermeisters  Mitglied 
des  Schul  Vorstandes. 

Setzt  sich  die  Schulgemeiude  aus  mehreren  politischen  Gemeinden 
bez.  Theilen  derselben  zusammen ,  so  bilden  die  berufenen  Schulver- 
ordneten einen  Schulvorstaud.  Alle  zur  Competenz  des  letzteren  ge- 
hörigen Fragen  werden  unter  dem  Vorsitze  des  Bürgermeisters  oder 
dessen  Stellvertreters  nach  Stimmenmehrheit  entschieden ;  bei  Stimmen- 
gleichheit giebt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag.  Lehrer 
haben  in  allen  ihr  persönliches  Interesse  berührenden  Fragen  nur  be- 
rathende  Stimme ^'^).  —  Was  die  Befugnisse  der  Schulvorstände  be- 

53)  Ges.  vom  16.  Juli  1862  §.  8 

54)  Ges.  vom  31.  December  1862  §.  6. 

55)  Weim.  Ges.  vom  1.  Mai  1851  §.  3.  —  Altenb.  Ges.  vom  30.  Juli  1862 
§.  12.  18.  —  Gothaer  Ges.  a.  a.  0.  §.  64.  —  Coburger  Ges.  a.  a.  0  Art.  12.  — 
Rudolst.  Ges.  vom  17.  März  1854  §.  4.  —  Sondersh.  Ges.  a.  a.  0.  §.  10. 

56)  Ges.  a.  a.  0. 

67)  Ges.  a.  a.  0.  §.  5. 
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trifft,  so  umfassen  dieselben  sowohl  die  Functionen  der  bisherigen  Vor- 
stände als  auch  die  der  betr.  politischen  Gemeinden  in  Schulangelegen- 
heiten, insbesondere  also  die  Disposition  über  das  Schulvermögen,  die 
Verwaltung  desselben  und  die  Aufbringung  der  Schulbedürfnisse  nach 
Vorschrift  der  Gemeindeordnung  vom  22.  Februar  1850.  Handelt  es 
sich  jedoch  um  die  Veräusserung  von  der  Schule  gehörigen  Grundstücken 
oder  von  diesen  gleichstehenden  Gerechtigkeiten,  um  Neubau  oder 
sonstigen  Erwerb  von  Schulhäusern  u.  s.  w.  zum  Besten  der  Schule, 
so  ist  die  Genehmigung  des  Staatsministeriums  erforderlich.  Die  gesetz- 
raässig  gefassten  Beschlüsse  des  Schulvorstandes  sind  für  die  politische 
Gemeinde  verbindlich  und  von  der  Gemeindebehörde  auszuführen.  Nur 
dann,  wenn  ein  Beschluss  die  Veräusserung  von  eigentlichem  Gemeinde- 
gute  oder  die  Aufnahme  eines  Darlehens  fordert,  ist  dessen  Ausführung 
durch  die  Zustimmung  der  Gemeindevertretung  bez.  des  Bezirksaus- 
schusses bedingt  ^^j.  In  letzter  Instanz  entscheidet  das  Staatsministe- 
rium *^).  —  Die  bisherigen  Functionen  der  Schulvorstände  normirt 
das  Gesetz  vom  15.  Mai  1821  und  der  Nachtrag  zu  demselben  vom 
26.  Januar  1836;  sie  beziehen  sich  lediglich  auf  die  Ueberwachung 
der  Schulversäumnisse.  Was  die  Anstellung  der  Lehrer  anlangt, 
so  steht  dem  Schulvorstande  keine  beschliessende  Stimuie  zu,  er  hat 
vielmehr  nur  das  liecht,  die  ihm  gegen  den  betr.  Lehrer  beigehenden 
Bedenken  vor  der  örtlichen  Schulaufsicht  geltend  zu  machen^"). 

Alle  nach  Vorstehendem  nicht  in  die  Grenzen  der  Competenz  des 
Schul  Vorstandes  fallenden  Angelegenheiten  werden  von  dem  Staate  durch 
dessen  Organe  geleitet*''),  d.  h.  die  Kircheninspectionen ,  welche  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Schulinspectionen  unmittelbar  unter  dem  Staats- 
ministerium stehen.  Dem  geistlichen  Beisitzer  der  Kircheninspection 
als  Ephorus  der  Schulen  liegt  ob  die  Aufsicht  über  den  Innern  tech- 
nischen Theil  der  Schulangelegenheiten  —  z.  B.  über  die  Lehrpläne, 
Lehrmethoden,  Amtsführung  der  Lehrer.  Schulephorie  und  Schul- 
inspection  stehen  selbständig  neben  einander;  sie  sind  jedoch  zur 
gegenseitigen  Mittheilung  der  Thatsachen  verpflichtet,  welche  in  den 
jenseitigen  Geschäftskreis  fallen.  —  Die  Befugnisse  und  Pflichten  im 
Einzelnen  specificiren  die  bezüglichen  Dienstvorschriften.  — 

In  Alten  bürg  werden  die  Kirchen-  und  Schulgemeinden  nach 
Vorschrift  des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1862,   die  Kirchen-  und  Schul- 

58)  Ges.  a.  a.  0.  §.  4.  6. 

59)  Das.  §.  6  und  Gemeindeordnung  vom  22.  Februar  1850  §.  170.  171. 

60)  Ausf.- Verordnung  vom  2.  Mai  1851  Art.  4. 

61)  Ges.  vom  I.Mai  1851  §.1  und  Ausf.  -  Verordnung  vom  2,  3Iai  1851  Art.  2. 
X.  3 
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laston  betr. ,  so  lange  keine  besondere  Kepräsentation  geschaffen  ist, 
durch  die  politischen  (jemeindebehünlen  vertreten  mit  folgenden  Mo- 
(lificationcn : 

a)  Die  der  Landeskirche  nicht  angehürigen  Mitglieder  haben  nur 
dann  beschliessende  Stimme,  wenn  es  sich  um  die  Vertheilung 
von  Abgaben  handelt  und  sie  hierbei  wegen  ihres  Grundbesitzes 
betheiligt  sind. 

b)  Zu  den  Berathungen  der  Stadtverordneten  ist  je  ein  Vertreter  für 
jede  der  etwa  eingepfarrten  Landgemeinden  zuzuziehen. 

c)  Bestehen  Kirchen-  und  Schulgemeinden  des  platten  Landes  nur 
aus  einer  politischen  Gemeinde,  so  wird  die  Vertretung  durch 
den  Gemeinderath  und  die  Kirchväter  gebildet;  bestehen  die- 
selben aus  mehreren  politischen  Gemeinden,  so  treten  1 — 4  Mit- 
glieder der  Gemeindeiäthe  jeder  einzelnen  Dorfgemeinde  und  die 
Kirchväter  zusammen.  Die  Gesannntzahl  der  Vertreter  darf 
—  nach  der  Anordnung  der  Kircheninspection  —  nicht  unter 
9  und  nicht  über  21  betragen,  auch  muss  sie  eine  ungleiche  Zahl 
bilden.  Der  Vorsteher  des  Gemcinderaths  ist  dann  Mitglied  der 
Kirchspielsvertrctung,  wenn  überhaupt  nur  ein  Mitglied  des  Ge- 
mcinderaths zur  Theilnahme  berufen  ist;  ausserdem  entscheidet 
die  Wahl  der  Ortsgemeindevertvetung. 

Li  ländlichen  Pai'ochieen  finden  die  Sitzungen  unter  Leitung  des 
Pfarrers  statt,  dem  jedoch  keine  Stimme  zusteht.  Gültige  Beschlüsse 
erfordern  die  Anwesenheit  von  2/3  der  Gemeindevertreter  und  Stimmen- 
mehrheit und  betreft'en  sie  die  Abänderung  der  Aufbringung  der  ge- 
meinschaftlichen Lasten  in  einem  aus  mehreren  Ortsgemeinden  be- 
stehenden Kirchen-  oder  Schulverlsande,  so  sind  sie  auch  noch  in  den 
Gemeindevertretungen  der  einzelnen  Gemeinden  zur  ordnungsmässigeu 
Berathung  und  Beschlussnahme  zu  bringen.  Bei  Stimmengleichheit  wird 
die  Abstimmung  in  einer  der  nächsten  Sitzungen  Nviederholt;  erfolgt 
wiederum  Stimmengleichheit,  so  entscheidet  die  Aufsichtsbehörde.  — 
Handelt  es  sich  um  Feststellung  des  Maassstabes  für  die  Aufbringung 
der  Kirchen-  und  Schullasten,  so  steht  den  Kirchvütern  nur  berathende 
Stimme  zu. 

In  iiachverzeichneten  Fällen  ist  die  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Aufsichtsbehörden  zu  Aufwänden  in  Kirchen-  und  Schulwesen  er- 
forderlich; 

a)  wenn  es  sich  um  Gratificationen  im  jährlichen  Betrage  von  mehr 
als  25  Thlrn.  oder  um  Besoklungszulage  für  Kirchen-  und  Schul- 
diener handelt, 
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b)  ZU  Neubauten,  wenn  die  Baukosten  in  Städten  die  Summe  von 
500  Thlrn. .  auf  dem  Lande  von  200  Thlrn.  übersteigen, 

c)  bei  allen  andern  Bauten,  wenn  die  äussere  Form-  oder  innere 
Einrichtung  und  Ausschmückung  der  Kirchengebäude  oder  die 
Schulstube  verändert  oder  eine  Aenderung  an  Glocken  und  Orgeln 
vorgenommen  werden  soll, 

d)  wenn  die  Ausgabe  aus  dem  Aerar  bestritten  und  dazu  Kapitalien 
verwendet,  sowie  wenn 

e)  Anleihen  gemacht  werden  sollen, 

f)  in  den  Gemeinden  des  platten  Landes  in  allen  Fällen,  wenn  zu 
ausserordentlichen  Ausgaben  eine  Summe  von  mehr  als  50  Thlrn. 
aus  den  nicht  durch  Einlagen  zusammengebrachten  Einnahmen 
des  Aerars  verwendet  werden  soll  oder  wenn  zur  Bestreitung  der 
Kosten  eine  ausserordentliche  und  nicht  blos  einmalige  Umlage 
ausgeschrieben  werden  muss. 

Zu'  a.  bis  c.  ist  die  Genehmigung  des  Consistoriums  stets  er- 
forderlich; Kapitalverwendungen  und  Anleihen  —  d.  und  e.  —  bis  zum 
Betrage  von  1000  Thlrn.  in  der  Stadt  Altenburg  und  von  500  Thlrn. 
in  den  übrigen  Städten  bedürfen  der  höheren  Genehmigung  nicht,  wenn 
zwischen  der  Kircheii-  und  Sclmlinspection  und  den  städtischen  Col- 
legien  Einverständniss  besteht;  Kapitalverwcndungen  und  Anleihen  bis 
zum  Betrage  von  200  Thlrn.  bedürfen  der  Genehmigung  der  Kirchen- 
und  Schulinspectionen ,  zu  dergleichen  über  diesen  Betrag  ist  die  Ge- 
nehmigung des  Consistoriums  erforderlich. 

Die  oberste  Behörde  für  das  Kirchen-  und  Unterrichtswesen  ist 
das  Consistorium ;  unter  demselben  steht  unmittelbar  das  Landkirchen- 
und  Schuleninspectorat,  welches  die  Schulen  des  Landes  zu  jeder  Zeit, 
wenn  es  nöthig  erscheint,  zu  visitiren  hat.  Dem  Consistorium  sind 
ferner  die  Kirchen-  und  Schulinspectionen  untergeordnet,  welche  die 
Aufsicht  über  die  Volksschulen  zu  führen  haben.  Die  Insi)ection  bihlet 
der  Ephorus  und  der  Oberbeamte  des  betr.  Gerichtsamtes,  in  den 
Städten  der  Ephorus,  der  Stadtrath  und  wegen  der  eingepfarrten  Dorf- 
schaften das  betr.  Gerichtsamt. 

Li  Gotha^''^)  ist  die  Zusammensetzung  des  Schulvorstandes  von  dem 
Charakter  der  Schulgemeinde  bedingt. 

a.  In  den  Landgemeinden .  welche  für  sich  eine  Schulgemeinde 
bilden  (incl.  die  Städte  Friedrichroda  und  Zelhi)  besteht  der  Schul- 
vorstand aus  dem  Ortsschultheissen,  dem  Ortsgeistlichen  —  falls  mehrere 


62)  Golhaer  Ges.  a.  a.  0.  §.  65  —  68. 
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vorhanden  sind,  dem  ersten  — ,  dem  oder  den  Ortsschullehrern,  sind 
mehr  al^  2  Schullehrer  angestellt,  den  zwei  ältesten  —  und  endlich 
aus  so  viel  Schulpflegern,  als  Schullehrer  im  Schulvorstande  sitzen; 
letztere  werden  durch  den  Geineindeausschuss  bez.  das  Stadtverordne- 
ten-Cüllegium  aus  den  Genieindemitgliedern  auf  3  Jahre  gewählt. 

b.  Der  Schulvorstand  für  zusannnengesetzte  Schulgemeinden  be- 
steht : 

1.  aus  den  Ortsschultheissen  der  betr.  politischen  Gemeinden  und 
je  einem  durch  den  Gemeindeausschuss  auf  3  Jahre  gewählten 
Schulpfleger ; 

2.  aus  dem  —  ev.  dem  ältesten  —  Geistlichen  im  Schulorte; 

3.  aus  zwei  —  ev.  den  ältesten  —  Schullehrern. 

c.  In  den  Städten  Gotha,  Ohrdruf  und  Waltershausen  endlich  be- 
steht der  Schulvorstand  aus  dem  Senator  für  das  Schulwesen,  aus  zwei 
von  dem  Stadtverordneten-Collegium  aus  den  Gemeindcmitgliedern  auf 
3  Jahre  gewählten  Schulpflegern,  aus  dem  ersten  Ortsgeistlichen,  dem 
resp.  einem  Director  der  städtischen  Schulen  und  aus  einem  der  städti- 
schen Schullehrer.  Letzterer  wird  von  sämmtlichen  unwiderruflich  an- 
gestellten Lehrern  des  betr.  Bezirks  auf  3  Jahre  gewählt ;  sind  mehrere 
Directoren  vorhanden,  so  erfolgt  die  Wahl  eines  derselben  auf  die 
gleiche  Zeit  durch  das  Stadtverordneten-Collegium. 

Ueberall  ist  der  etwaige  Schulpatron  Mitglied  des  Schulvorstandes; 
es  steht  ihm  frei,  sich  durch  einen  im  Schulorte  wohnhaften  geeigne- 
ten Stellvertreter  vertreten  zu  lassen  ^'). 

Die  Befugnisse  des  Schulvorstandes  sind  sehr  ausführlich  festge- 
stellt®*). —  Im  letzten  Quartale  eines  jeden  Rechnungsjahres  hat  der- 
selbe einen  Voranschlag  über  die  Schul -Einnahmen  und  -Ausgaben  im 
nächsten  Rechnungsjahre  zu  entwerfen.  Nach  Stägiger  Auflage  zur 
Einsicht  für  die  Betheiligten  und  event.  Erinnerungsstellung  geht  der 
Voranschlag  an  den  Gemeindeausschuss  zur  Prüfung  und  Beschlussfas- 
sung und  von  diesem  endlich  an  die  das  Oberaufsichtsrecht  übende 
Staatsbehörde  (d.  i.  für  die  Landgemeinden  das  Schulamt,  für  die  Städte 
Gotha,  Ohrdruf  und  Waltershausen  das  Staatsministerium) ;  über  Diffe- 
renzen zwischen  Schulvorstand  und  Gemeindeausschuss  entscheidet  letz- 
tere. —  Der  Schulvorstand  hat  den  Schulbesuch  zu  überwachen,  des- 
halb auch  über  Befreiung  schulpflichtiger  Kinder  vom  Schulbesuch,  über 
Ausschliessung  solcher  aus  disciplinaren  Gründen,  sowie  über  Zulassung 


63)  Golhaer  Ges.  a.  a.  0.  §  69. 

64)  Gothaer  Ges.  a.a.O.  §71—83. 
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nicht  zur  Gemeinde  gehöriger  Kinder  —  in  letzterer  Beziehung  end- 
gültig —  Beschlies=5ung  zu  fassen.  Ferner  hat  er  Gesuche  um  Minde- 
rung oder  Erlass  des  Schulgeldes  zu  entscheiden.  Streitigkeiten  der 
Lehrer  zu  schlichten  und  letztere  in  der  Ausübung  ihrer  Berufstreue 
zu  überwachen,  soweit  hierzu  nicht  die  Bezirksinspectoren  besonders 
berufen  sind.  Erforderlichen  Falls  kann  der  Schulvorstand,  um  seine 
Befugnisse  ausüben  zu  können,  Vorladungen  unter  Androhung  einer 
Geldstrafe  bis  zu  5  Thlrn.  oder  entsprechender  Gefängnisstrafe  erlas- 
sen. In  der  Regel  versammelt  er  sich  auf  Einladung  des  Vorsitzenden, 
doch  ist  auch  jedes  Mitglied  berechtigt,  bei  dem  Vorsitzenden  die  Ver- 
sammlung, die  dann  spätestens  am  dritten  Tage  erfolgen  muss,  zu  be- 
antragen. Persönlich  betheiligte  Mitglieder  des  Vorstandes  haben  weder 
beschliessende,  noch  auch  berathende  Stimme.  Zur  Beschlussfassung 
genügt  die  Anwesenheit  von  mindestens  3  Mitgliedern;  die  einfache 
Stimmenmehrheit  entscheidet;  bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme 
des  Vorsitzenden  den  Ausschlag.  —  Nicht  zur  Competenz  der  Schul- 
vorstände gehört  das  Wahlrecht  bei  Anstellung  der  Volksschullehrer; 
dies  wird  vielmehr  ausgeübt  durch  den  Gemeindevorstand  und  den  Ge- 
meindeausschuss  unter  Vorsitz  des  Bürgermeisters,  aber  nur  dann,  wenn 
die  betr.  Gemeinde  seit  5  Jahren  keinerlei  Staatsunterstützung  zu  Schul- 
zweckea  bezogen  hat.  In  vereinigten  Schulgemeinden  wählt  die  Ge- 
meinde, in  deren  Bezirk  sich  das  Schulgebäude  befindet.  Das  Wahl- 
recht der  Schulpatrone  wird  jedoch  nicht  alterirt;  die  von  diesen  prä- 
sentirten  Lehrer  müssen  aber  den  Gemeinden  auf  ihren  Antrag  in  einer 
Probe  vorgestellt  werden  und  erhalten  nur  dann  die  auch  bei  Ge- 
meindewahl erforderliche  landesherrliche  Bestätigung,  wenn  keine  be- 
gründeten Bedenken  Seitens  der  Gemeindeorgane  vorliegen  ^^).  In  Ge- 
meinden, welche  innerhalb  der  letzten  5  Jahre  Staatsunterstützung  be- 
zogen, besetzt  die  Regierung,  nachdem  der  Designirte  der  Gemeinde 
in  einer  Probe  vorgestellt  und  deren  etwaige  Bedenken  gehört  worden 
sind,  die  erledigte  Stelle  ^^). 

Von  Seiten  des  Staates  wird  die  Aufsicht  über  die  Volksschule  in 
Bezug  auf  Erziehung  und  Unterricht  durch  die  Schulinspectoren  ^^)  ge- 
übt; sie  werden  von  der  Staatsregierung  aus  der  Mitte  practischer 
Schulmänner  gewählt;  jeder  von  ihnen  erhält  einen  Schulbezirk,  deren 
zusammen  höchstens   8  bestehen   dürfen,   zugewiesen.     Im  Besonderen 


65)  Gothaer  Ges.  a.  a.  0.  §  37.  38. 

66)  Golhaer  Ges.  a.  a.  0.  §  39. 

67)  Golhaer  Ges,  a.  a.  0.  §  85—88. 
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haben  dieselben  darüber  zu  wachen,  dass  der  Unterricht  angemessen 
ertheilt  und  benutzt  wird ,  dass  die  Führung  der  Volksschullehrcr  eine 
tadellose  ist;  in  letzterer  Beziehung  sind  die  Inspectoren  gehalten,  er- 
forderlichen Falls  mit  Verwarnungen  vorzuschreiten.  Nicht  weniger 
liegt  ihnen  ob,  Wahrnehmungen  über  Mangelhaftigkeit  dpr  Schullocale 
und  Lehrmittel,  sowie  über  die  Nothwendigkeit,  T^ehrer  zur  Disposition 
zu  stellen,  zu  pcnsioniren,  versetzen  oder  zu  entlassen,  der  betreffen- 
den Behörde  mitzutheilen.  Endlich  haben  die  Schulinspectoren,  um 
das  Interesse  der  Lehrer  für  das  Volksschulwesen  zu  beleben,  regel- 
mässige Conferenzen  anzuordnen;  zu  dem  Zwecke  werden  die  Inspec- 
tionsbezirke  in  Unterbezirke  eingetheilt.  deren  Lehrer  monatlich  min- 
destens einmal  zur  Besprechung  allgemeiner  Schulfragen  zusammenzu- 
treten haben.  —  Die  Inspectoren  selbst  werden  jährlich  wenigstens 
einmal  durch  das  Staatsministerium  zusammenberufen;  unter  dem  Vor- 
sitze des  technischen  Beirathes  des  Staatsministerium>  für  das  Volks- 
schulwesen berathen  sie  über  die  Hebung  des  Schulunterrichts,  und 
legen  die  so  gewonnenen  Beschlüsse  gutachtlich  dem  Staatsministe- 
rium vor. 

Eine  weitere  Äufsichtsinstanz  bilden  die  Kirchen-  und  Schul- 
äniter^**);  diesen  fällt  die  Aufsicht  über  das  Volksschulwesen  zu,  so- 
weit dieselbe  nicht  den  Schulinspectoren  zugewiesen  ist.  Zu  dem  Zwecke 
wird  innerhalb  dieser  Aemter  eine  besondere  Abtheilung  für  Schul- 
sachen gebildet  und  zwar : 

1.  in  den  Bezirken  der  Städte  Gotha,  Ohrdruf  und  Waltershausen 
aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzenden  und  dem  betr.  Schul- 
inspector; 

2.  in  den  Bezirken  der  Landrathsäniter  Gotha,  Ohrdruf  und  Wal- 
tershausen aus  dem  Landrath  als  Vorsitzenden  und  dem  betr. 
Schulinspcctor; 

3.  in  den  Bezirken  der  Justizämter  Volkenroda  und  Nazza  aus  dem 
Justizamtmann  als  Vorsitzenden  und  aus  dem  betr.  Schulin- 
spcctor. 

Die  Oberschulbehörde  endlich  ist  das  Staatsministerium.  Zu  deren 
Geschäftskreis  gehört  ^'^') : 

1.  die  Aufsicht  über  das  Schullehrerseminar; 

2.  die  Prüfung  der  Schulamtscandidaten; 

3.  die  Bestätigung  bez.  Anstellung,  Versetzung  u.  s.  w.  der  Volks- 
schullehrer: 


68)  Goihaer  Ges.  a.a.O.  §89. 
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4.  die  Generalinspection  der  Volksschule  in  Bezug  auf  Erziehung 
und  Unterricht; 

5.  die  Oberaufsicht  über  das  Vermögen  der  Schulen  und  dessen 
Verwaltung,  sowie  über  die  Diensteinkünfte  der  Volksschul- 
lehrer ; 

6.  die  Errichtung  und  Veränderung  von  Schulen,  die  Ein-  und  Aus- 
schulung von  Gemeinden; 

7.  die  Bestimmung  über  Errichtung  neuer  Classen ; 

8.  die  Feststellung  der  Lehrpläne  und  die  Bestimmung  der  dem 
Unterricht  zu  Grunde  zu  legenden  Lehrbücher; 

9.  die  Entscheidung  über  Beschwerden  gegen  Verfügungen  der  un- 
teren Schulbehörden. 

In  Coburg  sind  die  den  Volksschulen  vorgesetzten  Behörden  die 
gleichen  wie  in  Gotha,  auch  haben  sie  eine  ähnliche  Zusanmiensetzung 
und  in  vielen  wesentlichen  Beziehungen  die  gleichen  Befugnisse^"). 
Was  zunächst  die  Zusammensetzung  der  Schulvorstände  anlangt,  so  ist 
dieselbe  in  den  Landgemeinden,  den  Landstädten  und  der  Residenz- 
stadt eine  verschiedene.  Li  den  Landgemeinden  besteht  der  Schul- 
vorstand aus  dem  Ortspfarrer  als  versitzendem  Localschulinspector,  dem 
Schulpatron,  dem  oder  den  Ortsschultheissen,  dem  oder  den  Ortsschul- 
lehrern und  aus  so  viel  durch  die  Gemeindevorstände  zu  wählenden 
Schulpflegern,  als  Schullehrer  im  Schulvorstand  sitzen.  Gehören  meh- 
rere Landgemeinden  zur  Schulgemcinde,  so  stellt  jede  Gemeinde  einen 
Schulpfleger.  —  Der  Schul  vorstand  für  Landstädte  besteht  aus  dem 
Bürgermeister  als  Vorsitzenden,  dem  zweiten  Geistlichen  oder  —  nach 
Wahl  des  Magistrats  —  einem  pädagogisch  gebildeten  Manne,  welcher 
zugleich  Localschulinspector  ist,  zwei  Stadtverordneten  und  dem  ersten 
Lehrer.  Die  in  Landstadtschulen  eingeschulten  Landgemeinden  wer- 
den durch  einen  von  den  Gemeindevorständen  gewählten  Schulpfleger 
vertreten;  zugleich  tritt  auch  ein  von  den  städtischen  Volksschulleh- 
rern aus  ihrer  Mitte  gewählter  Lehrer  mit  in  den  Schulvorstand  ein.  — 
Endlich  werden  die  Schulanstalten  der  Residenzstadt  zunächst  vom 
Schuldirector,  in  der  nächsthöheren  Instanz  aber  von  der  Schulcom- 
mission  geleitet;  diese  besteht  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzen- 
den, zweien  auf  1  Jahr  von  dem  Magistratscollegium  gewählten  Magi- 
stratsmitgliedern, einem  pädagogisch  Gebildeten  und  dem  Schuldirec- 
tor ^0. 


70)  Coburger  Ges.  v.  15.  Juni  1858  Art.  12—23. 

71)  Cob.  Ges.  a.  a.  0.  Art.  13—15. 
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Die  Befugnisse  der  Schulvorstände  sind  im  Wesentlichen  die 
gleichen  wie  in  Gotha  ^'^j.  Den  Localsclmlinspectoren  liegt  die  Ueber- 
wachung  der  inneren  Angelegenheiten  der  Schule  ob;  in  dieser  Hin- 
sicht haben  sie  eine  ähnliche  Stellung  wie  die  Schulinspectoren  in  Gotha, 
doch  sind  dieselben  mehr  an  die  Mitwirkung  des  Schulvorstandes  ge- 
bunden. Trifft  der  Letztere  Entscheidungen,  welche  nach  der  Ansicht 
des  Localschulinspectors  das  Interesse  der  Schule  verletzen,  so  hat  die- 
ser dem  Kirchen-  und  Schulamte  Anzeige  zu  erstatten. 

Conferenzen,  wie  sie  in  Gotha  zur  Förderung  des  Interesses  für 
die  Entwicklung  des  Schulwesens  angeordnet  sind,  finden  in  Coburg 
nicht  statt. 

In  zweiter  Linie  sind  für  die  Beaufsichtigung  der  Volksschulen  die 
Kirchen  -  und  Schulämter  berufen  ^^).  Es  liegt  denselben  ob  die  Be- 
aufsichtigung der  amtlichen  Thätigkeit  der  Lehrer,  des  Verfahrens  der 
Localschulinspectoren  und  der  Schulvorstände,  ferner  führen  sie  die 
obere  Aufsicht  über  die  Schulgebäude  und  den  Schulhaushalt.  Die 
oberste  Aufsicht  über  das  gesammte  Schulwesen  führt  das  Staatsmini- 
sterium^^);  im  Wesentlichen  umfasst  dieselbe  die  gleichen  Punkte  wie 
in  Gotha.  Was  die  Besetzung  der  Schulstellen  ^■''')  betrifft,  so  verbleibt 
den  Magistraten  der  Städte  und  den  Schulpatronen  ihr  bisheriges  Wahl- 
recht; ferner  sind  alle  Gemeinden,  welche  die  Lehrerbesoldungen  in 
genügender  Weise  ohne  Staatsunterstützung  gewähren,  berechtigt,  ihre 
Lehrer  zu  wählen.  Die  Wahl  bedarf  aber  der  Bestätigung  des  Her- 
zogs, welche  durch  Decret  des  Staatsministeriums  erfolgt. 

Für  Rudolstadt '^^j  gelten  folgende  Bestimmungen.  In  jeder 
evangelisch  lutherischen  Kirchengemeinde  soll  ein  Kirchen-  und  Schul- 
vorstand errichtet  werden,  welcher  die  Leitung  der  ihm  zugewiesenen 
kirchlichen  und  Schulangelegenheiten  unter  der  Aufsicht  der  vorgesetz- 
ten Behörden  besorgt.     Derselbe  besteht  aus: 

a.  dem  oder  den  Ortsgeistlichen; 

b.  dem  Lehrer  der  Ortsschule.  Sind  in  einer  Kirchengemeinde  meh- 
rere Lehrer  angestellt,  so  wählt  auf  Vorschlag  des  Ortsgeistlichen 
oder  des  ersten  der  Geistlichen  die  zuständige  Kirchen-  und  Schul- 


72)  Cob.  Ges.  a.  a.  0.  Art.  16—20. 

73)  Cob.  Ges.  a.a.O.  Art.  22. 

74)  Cob.  Ges.  a.a.O.  Art,  23. 

75)  Cob.  Ges.  a.  a.  0.  Art.  28. 

76)  Gesetz  v.  17.  März  1854,  die  Errichtung  von  Kirchen-  und  Schuivorständen 
in  den  evangelisch-lulherischen  Kirchengemeinden  betr. 
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inspection  so  viel  Lehrer,   als  stimmführende  Geistliche  vorhan- 
den sind; 

c.  dem  oder  den  ersten  Ortsvorständen; 

d.  so  viel  durch  die  Wahl  der  Gemeinde  berufenen  Mitgliedern,  als 
in  dem  Vorstande  Geistliche  und  Lehrer  sitzen.  Besteht  für  meh- 
rere Ortsgemeinden  ein  gemeinschaftlicher  Kirchen-  und  Schulvor- 
stand, so  ist  die  Anzahl  der  zu  wählenden  Mitglieder  so  viel  als 
möglich  verhältnissmässig  nach  der  Seelenzahl  auf  dieselben '  zu 
vertheilen.  Die  betr.  Mitglieder  sind  aus  denjenigen  Gemeinde- 
angehörigen zu  wählen,  welche  der  Kirchen-  und  Schulvorstand  in 
doppelter  Anzahl  vorzuschlagen  hat.  Stimmberechtigt  bei  der 
Wahl  zum  Kirchen-  und  Schulvorstand  ist  jedes  männliche  unbe- 
scholtene Mitglied  der  Kirchengemeinde,  welches 

1.  das  25.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat; 

2.  in  der  zur  Kirchengemeinde  gehörigen  Ortsgemeinde  das  Orts- 
btirgerrecht  geniesst,  in  selbständigen  Verhältnissen  lebt  und 
weder  für  seine  Person,  noch  rücksichtlich  seines  Vermögens 
unter  Vormundschaft  steht; 

3.  im  vollen  Besitze  der  staatsbürgerlichen  Rechte  ist  und 

4.  sich  als  Mitglied  der  evangelisch  -  lutherischen  Kirche  und  zu 
ihrer  Ordnung  bekennt. 

Wählbar  in  den  Kirchen-  und  Schulvorstand  sind  nur  solche 
Mitglieder  der  Kirchengemeinde,  welche  das  30.  Lebensjahr  zurückge- 
legt haben  und  die  Eigenschaften  besitzen,  welche  die  Stimmberechti- 
gung bedingen.  Ordentliche  Sitzungen  des  Kirchen-  und  Schulvorstan- 
des finden  alle  2  Monate  auf  schriftliche  Berufung  durch  den  Vor- 
sitzenden statt ;  die  Beschlüsse  werden  nach  absoluter  Stimmenmehrheit 
gefasst;  ihre  Gültigkeit  ist  bedingt  durch  die  ordnungsmässige  Vor- 
ladung aller  und  durch  die  Abstimmung  mindestens  der  Hälfte  der 
Mitglieder,  abgesehen  vom  Vorsitzenden.  Was  den  Geschäftskreis  des 
Kirchen-  und  Schulvorstandes  in  Beziehung  auf  das  Schulwesen  an- 
langt, so  hat  derselbe  auf  Beseitigung  der  Schulversäumnisse  in  der 
durch  die  Verordnung  vom  17.  Dez.  1852  bestimmten  Weise  hinzuwirken, 
er  hat  den  Kirchen-  und  Schulvisitationen,  den  ötfentlichen  Schulprü- 
fungen und  der  Einführung  der  Lehrer  beizuwohnen  und  die  Einhal- 
tung der  desfallsigen  Bestimmungen  zu  überwachen.  Ihm  steht  insbe- 
sondere bei  Besetzung  der  Schulämter  die  Ausübung  des  votum  nega- 
tivum  zu,  kraft  dessen  kein  Lehrer  eingeführt  werden  darf,  gegen  wel- 
chen begründete  und  gewichtige  Einwendungen  erhoben  werden. 

Die  Aufsicht  über  die   Ortsschulen   führen   die  Ortsgeistlichen  als 


42  Statistik   der  Volksschulen    iti   Thüringen. 

Localschulinspectoren ,  über  die  Schulen  der  Diöcese  die  Kirchen-  und 
Schulinspectionen ;  die  Oberbeliörde  für  das  ge.samiiite  Schulwesen  end- 
lich ist  das  Consistorium. 

In  Sondershausen  ^^j  setzen  sich  die  Ortsschulvorstände  zusam- 
men aus 

a.  dem  Ortfjgeistlichen  als  Vorsitzenden;  für  Gemeinden,  in  denen 
mehrere  Geistliche  wirken,  bestimmt  das  Ministerium  den  Geist- 
lichen, welcher  als  Vorsitzender  zu  fungiren  hat; 

b.  dem  Bürgermeister  resp.  Schulzen; 

c.  in  Gemeinden  bis  500  Einwohnern  —  einem,  in  Gemeinden  von 
über  500  bis  1000  Einwohnern  —  zwei,  in  Gemeinden  von  über 
1000  Einwohnern  —  drei,  auf  6  Jahre  von  der  Stadtverordne- 
tenversammlung resp.  dem  Gemeinderathe  gewählten  Schulver- 
ordneten als  Beisitzern. 

Ausserdem  sind  da,  wo  sich  Rittergüter  befinden,  die  mehr  als 
500  preussische,   im  Inlande  belegene  Morgen  umfassen,    deren 
Besitzer   resp.   die   von   ihnen  mit  Genehmigung  der  Regierung 
gewählten  Stellvertreter  berechtigt,   als  Mitglieder  in  den  Orts- 
schulvorstand  einzutreten. 
Der  Ortsschulvorstand  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  die  Schulge- 
meinde  in   allen  Rechtsverhältnissen  zu  vertreten  ^").     Dem  Vorsitzen- 
den des  Ortsschulvorstandes   als   Localschulaufseher  liegt   die  Leitung 
und  Beaufsichtigung  des  Unterrichts  und  der  Schulzucht  ob,    auch  übt 
er  die  Disciplinargewalt  über  das  Lehrerpersonal  ^^).  —  Bis  zum  Jahre 
1859  waren  die  den  Schulvorständen   zunächst   vorgesetzten   Behörden 
die  B  e  z  i  r  k  s  s  c  h  u  1  c  0  m  m  i  s  s  i  0  n  e  n  ^").     Durch  Gesetz  vom  22.  Dezbr. 
1858  wurden  dieselben  aufgehoben    und  an  deren  Stelle  traten  für  die 
inneren   Angelegenheiten   der  Schule   die   Superintendenten    resp. 
Schulinspectoren,  für  die  äusseren  die  Landräthe  ®')-    Die  unmittel- 
bar vorgesetzte  Behörde  der  Superintendenten  resp.  Schulinspectoren 
ist  das  Consistorium**^).     Dasselbe  besteht  aus: 

a.  einem  Vorsitzenden  resp.  dessen  Stellvertreter,  welche  der  Fürst 
ernennt ; 

77)  Ges.  V.  22.  Dezbr.  1858,  di-    Reorganisation  der  Kirchen-  und  Schulgeniein- 
den  belr.  §  1. 

78)  Ges.  über  das  Vülkss^huluesen  v.  6.  Mai  1852  §  10. 

79)  Ges.  V.  22.  Dezbr.  1858  §  2. 

80)  Ges.  V.  6.  31a  i  1852  §  11. 

81)  Ges.  V.  22.  Dezbr.  1858  §  3.  4. 

82)  Ge«    V.  22.  Dezbr.  1858  §  6  flf.  und  Ausführungsverordnung  v.  27.  Dezbr.  1858 
§  13. 
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b.  den  ersten  Geistlichen  der  Städte  Sondershausen  und  Arnstadt,  und 

c.  einer  Anzahl  weiterer  Mitglieder,  die  vom  Fürsten  aus  dem  Stande 
der  Geistlichen  und  Lehrer  berufen  werden. 

Es  gehen  auf  dasselbe  über  die  zum  Ressort  des  Kirchenrathes 
und  die  zum  Ressort  der  Ministerialabtheilung  für  Kirchen-  und  Schul- 
sachen gehörigen  Geschäfte,  letztere  soweit  sie  die  inneren  Angele- 
genheiten der  Schule  betreffen. 

Die  wesentlichsten  Befugnisse  des  Consistoriums  erstrecken  sich 
namentlich  auf 

a.  die  Aufsicht  über  das  Unterrichts-  und  Erziehungswesen; 

b.  die  Aufsicht  und  Disciplin  über  die  Lehrer  in  Bezug  sowohl  auf 
ihre  Amtsführung,  als  auf  Leben  und  Wandel,  desgleichen  die 
Beförderung  ihrer  Fortbildung; 

c.  die  Beaufsichtigung  der  Schulamtscandidaten  und  ihrer  Fort- 
bildung. 

Dem  Consistorium  ist  endlich  das  Gesammtministerium  vorgesetzt; 
dasselbe  überwacht  das  Consistorium  und  erledigt  die  gegen  dieses 
vorgebrachten  Beschwerden  oder  Recurse. 

In  Meiningen  ist  die  oberste  Behörde  für  das  Schulwesen  das 
Staatsministerium,  Abtheilung  für  Kirchen-  und  Schulsachen,  welche  an 
Stelle  des  durch  das  angezogene  Gesetz  aufgehobenen  Consistoriums 
tritt.  Unter  demselben  stehen  die  Kirchen-  und  Schulämter  und  die 
Ortspfarrer  als  Localschulinspectoren ;  diese  Organe  sind  zunächst  zur 
Ausführung  der  Schulvisitationen  berufen.  Die  Kirchen-  und  Schul- 
ämter werden  aus  den  Oberbeamten  des  betr.  Verwaltiingsamtes  und 
dem  Ephorus  der  Diöces  gebildet;  in  den  bedeutenderen  Städten  bilden 
derEphorus  als  Vorsitzender  und  der  Magistrat  das  städtische  Kirchen- 
und  Schulamt,  in  den  übrigen  Städten  tritt  bei  städtischen  Angelegen- 
heiten der  erste  Bürgermeister  dem  Kirchen-  und  Schulamt  des  Bezirks 
hinzu.  —  Auch  das  Stnatsministerium  lässt  von  Zeit  zu  Zeit  durch  be- 
sondere Beauftragte  Visitationen  vornehmen,  deren  Zweck  i.  A.  dahin 
geht:  der  Oberbehörde  eine  genaue,  auf  eigene  Anschauung  gegründete 
Kenntniss  von  der  Beschaffenheit  der  Schulanstalten  zu  verschaffen,  die 
verschiedenen  Beamten  in  ihrem  Wirken  selbst  zu  beobachten  und 
durch  persönlichen  Verkehr  mit  denselben  ein  gemeinsames  und  zusam- 
menstimmendes Wirken  zu  vermitteln*'). 


83)  Verordnung  v,  14.  Sept.  1848,  die  Vcri'inignng  der  oberen  Veinallungsbe- 
liörden  und  die  Bildung  des  Slaalsrriinisteriums  betr.  Art.  2. 11. —  Verordn.  v,  4.  Juli 
184Ö,  die  Kirchen-  und  Schulvisilationen  betr.  —  Herzogl.  S.-Mein.  Hof-  u.  Slaals- 
handbuch  1864. 
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In  Reuss  j.  L.  endlich  bestand  bis  zum  Jahre  18G3  als  Oberbe- 
hörde über  Kirchen-  und  Schulsiicheu  das  Consistoriuni;  seitdem  sind 
die  demselben  zugestandenen  Amtsbelugnisse  auf  das  Fürstliche  Mini- 
sterium, Abtheilun}T  für  Kirchen-  und  Schulsachen.  übergeganf^'en.  Die- 
selbe besteht  vom  1.  Juli  l^Q^  an  aus  dem  verantwortlichen  Vorstand, 
einem  weltlichen  Mitglied  und  zwei  geistlichen  Mitgliedern.  —  Mit  dem 
gleichen  Zeitpunkte  —  1.  Juli  —  trat  die  Kirchcncommission  für  den 
Lande.stheil  Gera  ausser  Wirksamkeit  und  von  diesem  Tage  an  ward 
die  Verwaltung  der  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten,  mit  Ausnahme 
der  Stadt  Gera,  unter  der  Oberaufsicht  der  hetr.  Ministerialabtheilung 
der  »Füistlichen  Kirchen-  und  Schulcommission  Gera«  übertragen;  die- 
selbe setzt  sich  zusammen  aus  dem  Vorstand  des  Landrathsamts  Gera 
und  dem  Superintendenten  der  Diöces  Gera.  Auch  für  jeden  der  bei- 
den andern  Landestheile  besteht  schon  seit  längerer  Zeit  eine  auf 
gleiche  Weise  zusammengesetzte  Kirchen-  und  Schulcommission.  Unter 
jeder  Commission  stehen  die  Schulinspectionen ;  diese  zerfallen  in  den 
Diöcesen  Gera  und  Schleiz  in  Districts-  und  Localinspectionen .  in  der 
Diöces  Ebersdorf  fehlen  dagegen  Districtsinspectionen.  Districtsinspec- 
toren  sind  besonders  bestimmte  Geistliche,  Localinspector  ist  jeder 
Pfarrer  für  die  in  seiner  Parochie  befindlichen  Schulen  **). 

Die  ßesol du ngs Verhältnisse  der  Lehrer  sind  in  den  einzel- 
nen Staaten  folgendermassen  geordnet. 
1 .    W^  e  i  m  a  r  ®'^). 

Noch  im  Gesetz  vom  1.  Mai  1851  war  der  Miuimalbetrag  einer 
Schullehrerbesoldung  auf  125Thlr.  festgesetzt;  mit  dem  I.Januar  1863 
traten  jedoch  zu  Folge  des  in  der  Anmerkung  citirten  Gesetzes  nach- 
folgende Bestimmungen  in  Kraft.  Jede  Schullehrerbesoldung  soll  ein- 
schliesslich freier,  zu  10  Thlrn.  veranschlagter  Dienstwohnung  minde- 
stens 175  Thlr.  betragen.  An  den  gegliederten  Schulen  darf  durch- 
schnittlich in  den  Städten  Allstedt.  Buttstedt,  Ilmenau  und  Ostheim 
die  Besoldung  eines  Lehrers  nicht  unter  250  Thlrn.  betragen,  in  den 
Städten  Apolda,  Jena,  Neustadt  und  Weida  nicht  unter  275  Thlrn.,  in 
den  Städten  Eisenach  und  Weimar  nicht  unter  300  Thlrn.    Keine  der 


84)  Ges.  V.  28.  April  1863,  die  Aufhebung  des  Consistoriums  und  der  geistlichen 
Inspectiongämter  betr.  —  Verordn.  v.  23.  Mai  1863,  die  Ministerialabtheilung  für  Kir- 
chen- und  Schulangelegenheiten  betr.—  Verordn.  v.  23.  3Iai  1863,  die  Errichtung 
einer  Kirchen-  und  Schulcomniission  für  den  Landestheil  Gera  betr.  —  Hof-  und 
Behördenkalender  für  das  Fürslenthum  Reuss  1864. 

85)  Ges.  V.  14.  Mai  1862,  das  Volksschulwesen  betr.  §  2—7.  —  Ges.  v.  1.  Mai 
1851  §9. 
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Lehrerstellen  an  diesen  Schulen  darf  unter  200  Thlrn.  dotirt  sein. 
Nach  sechsjähriger  definitiver  tadelloser  Wirksamkeit  erhalten  die  Leh- 
rer, ^Yelche  Schulen  verwalten,  in  denen  die  Zahl  der  Kinder  im  lOjäh- 
rigen  Durchschnitte  mehr  als  30  beträgt,  eine  Alterszulage  bis  zu  200 
Thlrn.,  nach  12jähriger  bis  zu  225  Thlrn.,  nach  ISjähriger  bis  zu  250 
Thlrn.  gesamraten  Diensteinkommens;  Lehrern  an  Schulen  von  durch- 
schnittlich mehr  als  60  Kindern  wird  nach  24jähriger  definitiver  An- 
stellung noch  eine  letzte  Alterszulage  bis  zu  275  Thlrn.  gewährt.  Leh- 
rern an  gegliederten  Schulen  werden  Alterszulageu  nach  den  gleichen 
Grundsätzen  zu  Theil.  —  Die  ßectoren  der  Schulen  zu  Apolda,  Jena, 
Neustadt  a.  d.  0.  und  Weida  bekommen  eine  Besoldung  von  mindestens 
450  Thlrn.,  die  zu  Allstedt,  Buttstedt,  Ilmenau  und  Ostheim  von  we- 
nigstens 400  Thlrn.  Die  übrigen  Eectoren,  welche  Schulen  von  vier 
oder  mehr  Classen  verwalten ,  beziehen  ein  jährliches  Gehalt  von  min- 
destens 300  Thlrn.  Nach  sechsjähriger  tadelloser  Amtsführung  wird 
jedem  der  vorbezeichueten  Rectoren  eine  Alterszulage  bis  zu  50  Thlrn. 
aus  der  Volksschulcasse  gewährt.  —  Die  noch  nicht  definitiv  angestellten 
Lehrer  beziehen  ein  Diensteinkommen  von  140  Thlrn.  nebst  freier  Woh- 
nung resp.  einer  Wohnungsentschädigung  von  20  Thlrn.  —  Die  Perso- 
nalzulagen werden  lediglich  aus  Staatsmitteln,  jedoch  nur  insoweit, 
als  die  in  dem  Etat  ausgesetzten  Mittel  hinreichen,  geleistet.  Zur  Er- 
leichterung der  Volksschulcasse  dient,  dass  alle  Schulgemeinden  jährlich 
4  7o  der  Gesammtdotation  ihrer  Schulstellen  in  dieselbe  einzahlen. 

2.    Meiningen  ^''). 

Der  Minimalsatz  der  Besoldung  beträgt 

a.  in  Städten  von  mehr  als  4000  Einwohnern  für  die  zwei  am  nied- 
rigsten dotirten  Schullehrerstellen  je  300  Fl.  rhein.,  für  die  nächst- 
höhere 350  Fl,  für  jede  der  übrigen  Stellen  400  Fl. ; 

b.  in  Städten  mit  einem  Schulbezirke  von  3000  —  4000  Einwohnern 
für  die  zwei  untersten  Stellen  je  300  FL,  für  jede  der  übrigen 
350  Fl.; 

c.  in  den  übrigen  Städten  für  die  zwei  geringsten  Stellen  je  250  Fl., 
für  jede  der  übrigen  300  Fl.; 

d.  auf  dem  Lande  bei  einem  Schulbezirke 

aa.  von  300  oder  mehr  Einwohnern  bei  unget heilten  Schulen 
für  Stelleu  ohne  Kircheudienst  250  FL,   für  Stellen  mit  Kir- 


86)  Ges.  V,  13.  Mai  1856,    die  Verbesserung   des   Diensteinkommens    der  Volks- 
Bchuilebrer  betr.  Art.  1 — 3. 
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chentlienst  275  Fl.;  bei  gethcilten  Schulen  für  die  Elemen- 
taiiehrerstellen  2Ü0  Fl.,  für  die  übrigen  27.'^  Fl.; 
bb.  bei  geringerer  Einwohnerzahl   für  Stellen  ohne  Kirchendienst 

200  Fl.,  für  Stellen  mit  solchem  225  Fl. 
Substituten  erhalten  auf  dem  Lande  und  in  den  Städten  mit  we- 
niger als  3000  Einwohnern  des  Schulbezirkes  175  Fl.,  in  Städten  von 
3000  und  mehr  Einwohnern  225  Fl.  jährliche  Besuldung.  Für  Schul- 
gehülfen  endlich  beläuft  sich  der  geringste  Betrag  der  ihnen  zu  gewäh- 
renden Remuneration,  wenn  sie  auf  dem  Lande  und  in  Städten  von 
weniger  als  3000  Einwohnern  V^erwendung  finden,  auf  150  Fl.,  in  Städten 
von  und  über  3000  Einwohnern  auf  200  Fl.  pro  Jahr, 

3.     Altenburg  ^^). 

a.  Die  SchuUchrerstellen  der  ländlichen  Paro chicen  zerfal- 
len in  drei  Classen :  die  Besoldung  der  Stellen  erster  Classe  darf  nicht 
unter  260  Thlr.,  die  der  zweiten  nicht  unter  230  Thlr.,  die  der  drit- 
ten nicht  unter  200  Thlr.  betragen.  Jedoch  haben  die  Lehrer  bei 
Stellen  dritter  Classe  erst  von  dem  vollendeten  6.  und  bei  Stellen 
zweiter  Classe  von  dem  vollendeten  12.  Dienstjahre  an  Anspruch  auf 
den  vollen  Bezug  derjenigen  Beiträge  aus  der  allgemeinen  Schulcasse, 
die  ihr  Einkommen  über  175  Thlr.  und  bis  zu  dem  Minimalsatz  der 
betr.  Stellenclasse  erhöhen.  Einem  Lehrer  zweiter  Classe  wird  nach 
Verlauf  der  ersten  0  Dienstjahre  eine  Besoldung  von  200  Thlrn.  ge- 
währt. Ausser  der  Besoldung  erhält  jeder  Lehrer  freie  Wohnung  oder 
ein  entsprechendes  Geldäquivalent.  Substituten  und  wirklichen,  zur  vol- 
len Stundenzahl  verpflichteten  Neben-  oder  ünterlehrern  steht  ein  Ge- 
haltsminimum von  175  Thlrn.  neben  freier  Wohnung  zu;  rücksichtlich 
der  Alterszulngen  aus  der  allgemeinen  Schulcasse  finden  die  auf  die 
Lehrer  an  Stellen  dritter  Classe  bezüglichen  Grundsätze  Anwendung. 

b.  Was  die  Besoldungen  der  städtischen  Lehrer  resp.  Substi- 
tuten betrifft,  so  muss  an  jährlichem  Einkommen  ausser  freier  Woh- 
nung mindestens  gewährt  werden:  200  Thlr.  einem  Lehrer  bei  seiner 
erstmaligen  Anstellung  im  öffentlichen  Schuldienst  überhaupt,  250  Thlr. 
einem  Lehrer,  welcher  das  12.,  und  300  Thlr,  einem  Lehrer,  welcher 
das  25.  Dienstjahr  zurückgelegt  hat.  Aus  der  allgemeinen  Schulcasse 
werden  im  Allgemeinen  keine  Zulagen  zur  Aufbesserung  städtischer 
Lehrerstellen  gemacht.     Dagegen  wird  jeder  städtischen  Schulgemeinde 


87)  Gesetz   v.  16.  Juli   1862  über   die   Besoldungsverliältnisse   der  Volksscliul- 
l«hrer. 
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eine  bestimmte,  von  5  zu  5  Jahren  vom  Consistorium  festzustellende 
Quote  des  allgemeinen  Schulfonds  überwiesen,  worüber  dann  die  betr. 
Behörde  mit  Genehmigung  des  Consistoriums  zu  verfügen  hat. 

4.  Gotha  8»). 

Die  Besoldung  der  Volksschullehrer  soll  mindestens  jährlich  be- 
tragen 

1.  für  widerruflich  Angestellte:  ausser  freier  Wohnung  150 
Thlr.  für  alle  Vicare  und  Hülfslehrer  und  175  Thlr.  für  alle  proviso- 
risch Angestellte; 

2.  für  unwiderruflich  Angestellte:  ausser  freier  Wohnung 
an  Landschulen  (incl.  die  Schulen  in  den  Städten  Friedrichroda  und 
Zella)  200  Thlr.,  an  den  Schulen  in  den  Städten  Gotha,  Ohrdruf  und 
Waltershausen  250  Thlr.  Von  5  zu  5  Jahren  steigt  die  Besoliung  der 
Lehrer  an  den  Landschulen  mit  50  oder  weniger  Schülern  um  je  30  Thlr., 
an  denen  mit  mehr  als  50  Schülern  (incl.  Friedrichroda  und  Zella)  um 
40  Thlr.,  an  denen  zu  Gotha,  Ohrdruf  und  Waltershausen  um  50  Thlr., 
so  dass  am  Anfange  des  16.  Dienstjahres  die  Minimalbesoldungeu  in 
den  drei  Classen  sich  auf  290,  320,  400  Thlr.  belaufen. 

5.  Coburg»^). 

Das  Minimal -Diensteinkommen  beträgt 

a.  500  Fl.  für  die  Oberlehrer  an  den  Schulen  in  den  Landstädten ; 

b.  350  Fl.  für  die  Unterlehrer  an  diesen  Schulen,  wenn  sie  schon 
über  5  Jahre  als  Volksschullehrer  augestellt  waren,  300  FL,  wenn 
dies  nicht  der  Fall  ist; 

c.  325  Fl.  für  alle  ersten  Lehrer  in  Pfarrdörfern,  deren  Schülerzahl 
mindestens  60  beträgt  j 

d.  325  Fl.  für  alle  ersten  Lehrer  in  eingepfarrten  Ortschaften,  welche 
80  oder  mehr  Schüler  zu  unterrichten  haben; 

e.  300  Fl.  für  alle  ersten  Lehrer  in  Pfarrdörfern  mit  weniger  als  60 
Schülern ; 

f.  275  Fl.  für  alle  ersten  Lehrer  in  eingepfarrten  Orten  mit  weniger 
als  80  Schülern; 

g.  250  Fl.  für  alle  zweiten  und  dritten  Lehrer  in  Landortschaften. 
Doch  soll  jedem  fest  angestellten   Landstadt-  und  Landschullehrer 

eine  Dienstwohnung,   die  höchstens  mit  50  Fl.  für  die  Landstädte  und 


88)  Volksscliulgeselz  v.  1.  Juli  1863  §  42. 

89)  Ges.  über  die  Volksscüulen  v.  15.  Juni  1858  Art.  32.  34—36. 
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25  Fl.  für  die  Landortschaften  in  An.schlag  zu  bringen  ist,  überwiesen 
werden.  Ferner  erhält  jeder  erste  Landschiillehrer  des  betr.  Ortes  einen 
Garten,  Wieswachs  zur  Ernährung  einer  Kuh  und  so  viel  Kartoff'elland, 
als  der  Hausbedarf  erheischt.  l)er  Nutzungswerth  der  Dienstgrundstücke 
ist  nach  den  ortsüblichen  Pachtpreisen  in  Anrechnung  zu  bringen.  — 
Hat  der  Lehrer  10  Jahre  lang  sein  Amt  pfiichtniässig  verwaltet,  so 
erhält  derselbe,  vorausgesetzt,  dass  sein  Diensteinkomnien  weniger  als 
300  Fl.  beträgt,  eine  diese  Summe  erfüllende  Alterszulage. 

6.  Ptudolstadt  ^"). 

Das  jährliche  Diensteinkommen  eines  Lehrers  soll  betragen 

a.  auf  dem  Lande  (eiuchliesslich  der  Stadt  Teuchel)  bei  einer  Schul- 
kiuderzahl 

a.  von  durchschnittlich  mehr  als  70  nicht  unter  350  FI., 
ß.  von  35  bis  70  nicht  unter  300  Fl., 
y.  von  weniger  als  35  nicht  unter  250  Fl. 

b.  In  den  Städten  Stadtilm,  Königsee,  Blankenburg,  Leutenberg  und 
Schlotheim  beziehen  die  liectoreu  ein  Minimal  -  Diensteinkommen 
von  450  FL,  die  Elementarlehrer  mindestens  275  Fl.  und  die  übri- 
gen wenigstens  400  Fl. 

c.  In  den  Städten  liudolstadt  und  Frankenhausen  endlich  beträgt  das 
Diensteinkommen  der  ersten  Lehrer  nicht  unter  GOO  Fl.,  das  der 
Elementarlehrer  nicht  unter  350  Fl.  und  das  der  übrigen  minde- 
stens 500  Fl. 

Ausserdem  erhalten  die  Lehrer,  welche  längere  Zeit  dieselbe 
Schulstelle  bekleiden,  Personalzulagen  und  zwar  nach  5  Jahren  12  Thlr., 
nach  10  Jahren  20  Thlr.,  nach  15  Jahren  26  Thlr.,  nach  20  Jahren 
30  Thlr. 

Bei  der  Bewilligung  dieser  Zulagen  wird  jedoch  als  Ausgangspunkt 
das  gesetzliche  Minimaleinkommen  angenommen,  so  dass,  wenn  die 
wirkliche  Besoldung  höher  ist,  der  Mehrbetrag  von  der  Alterszulage  in 
Abrechnung  kömmt. 

Substituten  erhalten  mindestens  7&  (les  für  die  betr.  Schulstellen- 
Classe  festgesetzten  Minimalbetrages. 

7.  Sondershausen  ^^). 

Jeder  provisorisch  angestellte  Volksschullehrer  hat  ein  Gehalt  von 


90)  Ges.  über  die  Volksschulen  v.  22.  März  1861  §19.  20  und  Ges.  v.  18.  März 
1864  Art.  3. 

91)  Sondershaus.  Ges.  v.  6.  Mai  1852  §  34.  38.  40.  —  Ges.  v.  6.  Juli  1857,  die 
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100  Thlrn.,  in  den  Städten  von  150  Thlrn.  zu  beanspruchen.  Die  Ge- 
halte der  definitiv  angestellten  Lehrer  zerfallen  in  drei  Classen.  Der 
Gehalt  der  untersten  Classe  beträgt  mindestens  ISOThlr.,  in  den  Städten 
200  Thlr.;  die  Höhe  des  Gehaltes  der  zweiten  und  dritten  Classe  hat 
die  Staatsregierung  nach  vollendeter  Prüfung  der  Besoldungsanschläge 
zu  bestimmen.  Die  Beförderung  in  höhere  Gehaltsclassen  ist  bedingt 
durch  ausgezeichnete  Amtsführung  während  eines  wenigstens  10jährigen 
Zeitraums;  sie  erfolgt  durch  Versetzung  oder  durch  Besoldungszulagen 
aus  der  Staatscasse.  Der  Miethwerth  der  Dienstwohnungen  wird  mit 
öVo,  iii  Jen  Städten  mit  10  V«  <les  Gesammtbetrages  der  Besoldung  in 
Ansatz  gebracht. 

8.  Reuss  j.  h."^). 
Die  Besoldung  eines  Volksschullehrers  soll,  ausser  freier  Wohnung, 
mindestens  betragen:  auf  dem  platten  Lande  160  Thlr.,  in  den  Markt- 
flecken und  kleineren  Städten  200  Thlr.,  in  Lobenstein  und  Schleiz 
220  Thlr.,  in  Gera  240  Thlr.  Die  Besoldung  der  Rectoren  und  Ober- 
lehrer ist,  abgesehen  von  der  freien  Dienstwohnung,  folgendermassen 
fixirt:  in  den  Marktflecken  und  kleineren  Städten  auf  300  Thlr.,  in 
Lobenstein  auf  330  Thlr.,  in  Schleiz  auf  350  Thlr.,  in  Gera  auf  400Thli-. 
Festangestellte  SchuUehrersubstituten  beziehen  die  gleichen  Minimal- 
sätze. Die  Besoldung  der  nicht  ständigen  Hülfslehrer  bestimmt  das 
Staatsministerium,  doch  darf  dieselbe  auf  dem  Lande  nicht  unter  120 
Thli-.,  in  den  Städten  nicht  unter  150  Thlr.  betragen.  —  Bei  tadelloser 
Amtsführung  wird  den  Lehrern  nach  Ablauf  von  je  6  Jahren  bis  zum 
24.  Dienstjahre  eine  Zulage  von  je  20  Thlrn.  gewährt.  Lehrer  an  Schu- 
len, welche  im  5jährigen  Durchschnitte  nicht  mehr  als  30  Kinder  um- 
fassen, erhalten  nur  die  Hälfte  der  vorbezeichneten  Alterszulagen. 

Ueber  die  Versetzung  in  Ruhestand  bestimmen  die  Gesetze 
der  verschiedenen  Staaten  Folgendes  ^^).  Anspruch  darauf  hat  Jeder, 
der   ohne   eigenes  Verschulden   zur    weiteren   Amtsführung    untauglich 


Minimalbesoidung  der  städtischen  Lehrer  betr. —  Ges.  v.  18.  Dezbr.  1857,  den  UimIIi- 
salz  der  Dienstwohnungen  der  städtischen  Lehrer  betr. 

Ü2)  Ges.  über  die  Besoldung  der  Volksschullehrer  v.  31.  Dezbr.  1862  §  1—4. 

93)  Weimarisches  Ges.  v.  1.  Mai  1851  §  10.  —  Meininger  Ges.  v.  13.  Mai  1856 
Art.  4  und  v.  16.  Aug.  1847  Art.  8.  —  Altenb.  Ges.  v.  16.  Juli  1862  §15.  —  Go- 
Ihacr  Ges.  a.a.O.  §58.  59.  —  Coburger  Ges.  a.a  0.  Art.  41.  42.  —  Rudolstädter 
Ges.  V.  22.  März  1861  §  34.  —  Sonders!».  Ges.  v.  21.  31ärz  1850  §  15  und  Ges.  über 
den  Civilslaatsdienst  v.  26.  März  1850  §  37.  —  Reussischcs  Ges.  v.  31.  Dezbr.  1862 
§  10  und  Ges.  über  den  Civilslaatsdienst  v.  16.  Juni  1853  §  34.  37. 
X.  4 
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wird,  ausserdem  in  Rudol Stadt,  wer  das  70.  Lebensjahr,  in  Son- 
ders hausen  und  lleuss,  wer  dieses  oder  das  40.  Dienstjahr,  in 
Gotha,  wer  letzteres  und  das  GO.  Lebensjahr  überschritten  hat.  In 
Weimar  erhält  der  Emeritus,  falls  er  nicht  länger  als  20  Jahre  einem 
Schulamte  vorgestanden  hat,  die  Hälfte  seines  bisherigen  Gesammtein- 
kommens,  falls  er  aber  eine  Dienstzeit  von  mehr  als  20  Jahren  hinter 
sich  hat,  zwei  Dritttheile.  In  Meiningen  muss  dem  Senior  oder 
Emeritus  das  gesetzliche  Gehaltsmininuim  ungeschmälert  verbleiben; 
Vs  der  designationsmässigen  Dotation  ist  jedoch  zur  Aufbringung  der 
Substitutcngehalte  zu  verwenden,  vorausgesetzt,  dass  hierdurch  die 
Minimalgrenze  nicht  unterschritten  wird.  In  Alten  bürg  bezieht  der 
Senior  —  nach  behördlichem  Ermessen  —  zwischen  V2  bis  ^3  ^gs 
Diensteinkommens.  In  Gotha,  Coburg,  liudolstadt,  Sonders- 
hausen und  Reu  SS  beträgt  der  Ruhegehalt  bei  einem  Dienstalter  bis 
zu  10  Jahren  40^0  der  Besoldung ;  für  jedes  weitere,  auch  nur  begon- 
nene Dienstjahr  wird  der  Ruhegehalt  um  IV2V0  erhöht;  doch  darf 
derselbe  in  Sondershausen  und  Reuss  80 7o  '^icht  überschreiten, 
und  in  Coburg  und  Rudolstadt  können  mehr  als  80%  nur  dann 
gewährt  werden,  wenn  der  Betreffende  das  50.  Dienstjahr  zurückge- 
legt hat. 

Ueber  die  Art  der  Ausbildung  der  Volksschullehrer  enthält 
nur  das  gothaer  Gesetz  Bestimmungen  ^*).  Die  Aufnahme  in  das  diese 
Ausbildung  verleihende  Schullehrerseminar  bedingt  Gymnasialvorbildung 
und  zwar  mindestens  die  Reife  für  die  Secunda  des  Gymnasiums  oder 
die  Reife  für  die  Prima  des  Progymnasiums  in  Ohrdruf.  Zu  den  be- 
reits auf  dem  Gymnasium  behandelten  Lehrstoffen  (excl.  fremde  Spra- 
chen) kommen  in  dem  Seminar  noch  hinzu:  Pädagogik  und  Geschichte 
derselben,  Anthropologie  und  Psychologie,  Literaturgeschichte  und  Mu- 
sik. Die  Gymnasial -Lehrgegenstände  werden  theils  vervollständigt, 
namentlich  Mathematik  und  Naturwissenschaften,  theils  mit  Berücksich- 
tigung ihrer  Behandlung  in  der  Volksschule  durch  Repetition  befestigt. 
Der  Religionsunterricht  soll  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Chri- 
stenthums,  sowie  die  Geschichte  der  Entwicklung  der  christlichen  Kirche 
zum  Vorwurfe  haben.  —  Auch  Lehrerinnen  kann  in  Gotha  der 
Unterricht  der  Kinder  während  der  drei  ersten  Schuljahre  übertragen 
werden,  jedoch  nur  mit  Genehmigung  des  Staatsministeriums,  nach  vor- 
hergegangener Prüfung  ihrer  Befähigung,  und  mit  Zustimmung  der 
betr.  Schulgemeinde. 


94)  Gothaev  Ges.  a.  a.  0.  §  29-33.  41. 
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IL 

Statistische  Nachrichten  tlher  die  Volksschulen 
Thüringens. 

Der  Unterrichtsstatistik  ist  bisher  in  Thüringen  nur  wenig  Sorg- 
falt zu  Theil  geworden.  Die  Erhebungen  der  verschiedenen  Staaten 
sind  weder  nach  einheitlichen  Grundsätzen  organisirt,  noch  umfassen 
sie  alle  diejenigen  Punkte,  über  welche  eine  den  Anforderungen  der 
Wissenschaft  und  Praxis  entsprechende  Schulstatistik  Auskunft  geben 
soll.  Der  erstgenannte  Mangel  erschwert  natürlich  die  Verarbeitung 
des  Materials  der  Einzelstaaten  zu  einem  Gesammtbild  der  thüringischen 
Schulstatistik ,  der  zweite  macht  es  unmöglich ,  selbst  für  die  einzelnen 
Staaten  eine  erschöpfende  Darstellung  zu  liefern. 

In  manchen  Beziehungen  kann  als  Typus  der  Unvollkomraenheit 
das  bisher  in  Weimar  der  Erhebung  der  Schulnachrichten  zu  Grunde 
liegende  Schema  gelten.  Dasselbe  bildet  zusammen  mit  dem  Formular 
über  die  Kirchennachrichten  die  Gesammttabelle  »Kirchen-  und  Schul- 
uachrichten« ,  welche  alljährlich  von  den  Pfarrämtern  aufzustellen  und 
durch  Vermittlung  der  kirchlichen  Zwischenbehörden  dem  Grossherzogl. 
Staatsministerium,  Departement  des  Innern  einzureichen  sind.  Die 
Einrichtung  der  Schultabelle  ist  nun  so,  dass  man  für  jede  der  Haupt- 
kategorieen  »öffentliche  und  Privatschulen«  die  Untercolumnen :  Zahl 
der  Schulen,  der  Schüler  (mit  Unterscheidung  des  Geschlechts)  und 
der  Lehrer  angeordnet  hat.  Nun  specificiren  diese  Tabellen  aber  nicht 
die  verschiedenen  Arten  von  Schulen,  sondern  sie  umfassen  ohne  die 
mindeste  Specification :  Volksschulen,  Secundar-  und  Ptealschulen.  Gym- 
nasien. Ein  weiterer  sehr  bedenklicher  Uebelstand  liegt  darin,  dass 
Lehrer,  welche  an  mehreren  Schulen  Unterricht  ertheilen,  ohne  die 
nöthige  Erläuterung  an  jeder  derselben  aufgeführt  sind. 

Diese  Mängel  sowie  die  Unvollständigkeit  der  zur  Bezifferung  ge- 
brachten Erhebungsmomente,  welche  mehr  oder  weniger  auch  bei  den 
übrigen  am  statistischen  Bureau  betheiligten  Staaten  zu  beklagen  war, 
haben  dasselbe  veranlasst,  Vorschläge  zu  machen,  um  die  zum  Aufbau 
einer  tüchtigen  Schulstatistik  erforderliche  Basis  zu  gewinnen.  Glücklicher 
Weise  lässt  sich  schon  jetzt  mittheilen,  dass  die  pro] ectirte  Reform  der 
Schulstatistik  für  Thüringen  wenigslens  in  einigen  Staaten,  namentlich  im 
Grossherzogthum  W^eimar  zur  Ausführung  kommen  wird.  — 

In  Nachfolgendem  geben  wir  eine  statistische  Darstellung  des  Volks- 
schulwesens in  Thüringen,  soweit  als  das  bis  jetzt  vorliegende  Material 
es  eben  gestattet. 

4* 
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Zur  Erläuterung  und  besseren  Orientirung  in  vorstehenden  Tabellen 
bemerken  wir  Folgendes: 

Die  Zahl  der  Schulen,  welche  die  Tabelle  für  die  vier  verschiedenen 
Perioden  enthält,  ist  nicht  als  absolut  genau  zu  betrachten,  weil  über 
den  Begriff  »Schule«  in  den  einzelnen  E^rhebungsjahren  grosse  Unsicher- 
heit geherrscht  hat.  So  kommt  es  vor.  dass  in  verschiedenen  Städten, 
ohne  dass  factisch  eine  Veränderung  vor  sich  gegangen,  die  Zahl  der 
Schulen  nach  den  jährlichen  Schultabellen  in  dem  einen  Jahre  um  das 
Doppelte  steigt,  und  in  dem  nächsten  wieder  bedeutend  sinkt.  Die  desfall- 
sigen  Differenzen  beschränken  sich  jedoch  wesentlich  auf  die  Städte;  sie 
rühren  augenscheinlich  daher,  dass  die  Haupt-  oder  Geschlechtsabthei- 
lungen der  Bürgerschulen  bald  als  besondere  Schulen,  bald  nur  als 
Theile  betrachtet  wurden.  Uebrigens  sind  alle  Differenzen  möglichst  be- 
richtigt worden.  Aus  den  mitgetheilten  Zahlen  ergiebt  sich,  dass  die 
Schulen  des  Grossherzogthums,  abgesehen  von  den  städtischen  Schulen 
im  neustädter  Kreise,  in  den  Stadt-  und  Landgemeinden  eines  jeden 
Kreises  sich  vermehrt  haben,  allerdings,  mit  einer  Ausnahme,  nicht  in  dem 
Verhältnisse  wie  die  Bevölkerung.  Letzteres  ist  sehr  erklärlich,  weil  schon 
eine  ganz  bedeutende  Zunahme  der  Bevölkerung  erfolgen  muss,  ehe  man 
zur  Errichtung  ganz  neuer  Schulen  zu  schreiten  gezwungen  ist ;  in  den 
meisten  Fällen  wird  eine  Erweiterung  der  schon  vorhandenen  eintreten. 
So  ergiebt  in  jedem  der  drei  Kreise  des  Grossherzogthums  die  Berech- 
nung der  Bevölkerung  zur  Zahl  der  Schulen  folgende  Resultate:  im 
Weimarer  Kreise  kommen  pro  1835—1844  auf  1  ländliche  Schule  329, 
in  der  Periode  1855—1864  362  Einw.,  im  eisenacher  Kr.  498  und  526, 
im  neustädter  Kr.  552  und  554;  die  gleiche  Erscheinung  zeigen  die 
städtischen  Schulen  des  Weimarer  und  neustädter  Kreises :  pro  1835 — 1844 
kamen  auf  1  solche  in  dem  ersteren  1945,  pro  1855—1864:  1995  Einw., 
in  dem  letzteren  2386  und  3560;  dagegen  sinkt  die  Ziffer  in  den  frag- 
lichen Perioden  im  eisenacher  Kr.  von  2434  auf  1809. 

Die  Zahl  der  Lehrer  ist,  in  absoluten  Zahlen  betrachtet,  ganz 
bedeutend  gestiegen;  pro  1835—1844  wurden  579,  in  der  letzten  Pe- 
riode 663  und  im  Jahre  1865  —  das  wir  später  bei  den  Vergleichungen 
der  thüringer  Staaten  unter  einander  zu  Grunde  zu  legen  haben  — 
sogar  716  Lehrer  gezählt;  am  stärksten  ist  die  Steigerung  im  wei- 
marischen, am  geringsten  im  neustädter  Kreise;  überall  ist  die  Zu- 
nahme der  städtischen  Lehrer  —  sogar  absolut  —  stärker  als  die  der 
ländlichen.  Am  vcrhältnissmässig  grössten  ist  die  Vermehrung 
der  städtischen  Lehrer  im  eisenacher,  am  schwächsten  im  neu- 
städter Kreise;  die  Zunahme  der  ländlichen  Lehrer  dagegen  —  welche 
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übrif^cns  überall  ganz  und  gar  unbedeutend  ist  —  ist  am  relativ-stiirksten 
im  neustüdtcr,  am  scliwäehsten  im  weimaier  Kreise.  —  Fragen  wir  nach 
der  Zahl  der  durchschnittlich  auf  1  Schule  entfallenden  Lehrer,  so 
zeigt  sich ,  dass  dieselbe  in  dem  betrachteten  Zeiträume  nicht  unbe- 
trächtlich gestiegen  ist,  selbstverständlich  jedoch  viel  bedeutender  in 
den  Städten  als  auf  dem  Lande.  In  der  ersten  Periode  kamen  auf 
1  städtische  Schule  3,4«,  auf  eine  ländliche  l,og  Lehrer,  in  der  letzten 
dagegen  4,;3  und  l,ii,  im  Jahre  1805  sogar  5,28  ^"i<^  Ins-  L)ie  ge- 
ringste Steigerung  weist  auf  für  die  städtischen  Schulen  der  eisenacher, 
für  die  ländlichen  der  Weimarer  Kreis;  am  bei  Weitem  bedeutendsten 
ist  die  Zunahme  der  auf  1  städtische  Schule  kommenden  Lehrer  im 
neustädter  Kreise.  Gleich  stehen  sich  dieser  und  der  eisenacher  Kreis 
bezüglich  der  Vermehrung  der  Lehrer  an  den  ländlichen  Schulen,  dort 
waren  pr.  1835 — 1844  durchschnittlich  an  1  Schule  1,03,  pr.  1855  bis 
1864 —  1,08,  1865  —  1,13  Lehrer  beschäftigt  und  hier  in  den  gleichen 
Zeitpunkten  1,05,  l,ii  und  1,15. 

Die  Schülerzahl  des  Grossherzogthums  hat,  absolut  betrachtet, 
bedeutend  zugenommen  und  auch  im  Verhältniss  zur  Einwohnerzahl  ist 
eine  Vermehrung  zu  constatiren:  1835  — 1844  kamen  auf  1  Schüler 
6,49,  1855  — 1864:  6,33,  im  Jahre  1865  —  6,19  Einwohner.  In  den 
einzelnen  Kreisen  sowohl  als  bei  Unterscheidung  von  Stadt  und  Land 
ergeben  sich  jedoch  bedeutende  Verschiedenheiten.  Gegensätze  bilden 
in  dieser  Beziehung  der  weimarische  und  der  eisenach  -  neustädter 
Kreis;  dort  ist  die  Zahl  der  auf  1  Schüler  überhaupt  kommenden  Ein- 
wohner gestiegen,  hier  gefallen ;  dort  ist  die  Zahl  der  auf  1  städtischen 
Schüler  sich  berechnenden  Einwohner  gefallen,  hier  gestiegen;  endlich 
ist  die  entgegengesetzte  Erscheinung  auf  dem  Lande  zu  bemerken. 

Die  wichtigste  statistische  Ziffer  endlich  ist  zweifellos  diejenige, 
welche  Auskunft  giebt  über  das  Verhältniss  der  Lehrer  zu  den 
Schülern.  In  dieser  Beziehung  ist  jedoch,  betrachtet  man  zuvörderst 
die  Schulen  überhaupt,  ein  wesentlicher  Fortschritt  im  ganzen  Gross- 
herzogthume  nicht  ersichtlich.  Es  kamen  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1835  —  1844  auf  1  Lehrer  68,  pr.  1855  —  1864:  65  und  im  Jahre 
1865  —  63  Schüler;  eine  wesentliche  Verbesserung  weist  nur  der 
eisenacher  Kreis  auf.  Betrachtet  man  aber  die  städtischen  und  länd- 
lichen Schulen  gesondert,  so  zeigen  sich  sehr  auffällige  Differenzen. 
Zunächst  ist  die  Schülerziffer  in  den  Landgemeinden  jedes  Kreises, 
wenn  auch  nur  unbedeutend  höher  geworden,  d.  h.  1  Lehrer  hat  durch- 
schnittlich jetzt  mehr  Kinder  zu  unterrichten  als  vor  30  Jahren.  Ein 
ganz   entgegengesetztes  Ergebniss  liefern  die  Städte;  hier  ist  überall 
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die  Zahl  der  auf  1  Lehrer  kommenden  Schüler  bedeutend  gesunken; 
den  grössten  Fortschritt  zeigt  der  eisenacher  Kreis,  den  geringsten 
der  neustädter.  Vergleichen  wir  die  verschiedenen  Kreise  unter  ein- 
ander, und  zwar  unter  Zugrundelegung  des  neuesten  Bestandes,  so 
folgen  dieselben,  mag  man  nun  die  Schüler  überhaupt  oder  die  städti- 
schen oder  die  ländlichen  herausheben,  von  dem  günstigst  situirten 
Kreise  beginnend ,  in  der  Ordnung :  Weimar ,  Eisenach ,  Neustadt  auf 
einander,  d.  h.  also:  im  weimarischen  Kreise  hat  1  städtischer  oder 
ländlicher  Lehrer  gegenüber  den  beiden  anderen  Kreisen  die  geringste 
Schülerzahl  zu  unterrichten  u.  s.  w.  Es  kommen  nämlich  im  wei- 
marischen Kreise  52  Schüler  auf  1  städtischen,  53  auf  1  ländlichen 
Lehrer,  im  eisenacher  Kreise  59  und  81,  endlich  im  neustädter 
Kreise  91  und  84.  Die  gefundenen  Durchschnittsverhältnisse  sind  zwar 
zu  einem  Vergleiche  i.  A.  recht  wohl  geeignet,  da  aber  jede  Durch- 
schnittsrechnung ein  künstliches  Verschmelzen  vielleicht  ganz  heterogener 
Zustände  ist,  so  ist  es  von  Interesse,  möglichst  auch  die  einzelnen  Fac- 
toren  kennen  zu  lernen,  auf  denen  die  berechneten  Durchschnittsziffern 
basiren.  Zu  dem  Zwecke  haben  wir  für  das  Jahr  1864  eine  Scheidung 
der  Lehrer  in  Gruppen  nach  der  Zahl  der  von  ihnen  zu  unterrichtenden 
Kinder  vorgenommen.    Die  wesentlichsten  Ilesultate  sind  folgende: 

In  den  Städten  des  weimarer  Kreises  unterrichten  76  Lehrer 
z=z  52  Vo  unter  50,  14  Lehrer  zwischen  50—70,  51  zw.  70—90,  3  zw. 
90  —  110,  1  über  110  Schüler;  in  den  Städten  des  eisenacher 
Kreises  fällt  die  grosse  Mehrzahl  der  Lehrer  49  =  88%  in  die 
Gruppe  50  —  70,  6  Lehrer  unterrichten  zwischen  70  —  90,  endlich  1 
unter  20  Schüler;  in  den  Städten  des  neu  Städter  Kr.  endlich  herr- 
schen entschieden  ungünstigere  Verhältnisse:  15  Lehrer  =  56%  unter- 
richten zwischen  90—110,  6  zw.  110—130,  4  zw.  70—90,  endlich  2 
über  150  Schüler.  —  Weniger  bedeutende  Differenzen  zeigen  die  Land- 
gemeinden: im  VVeim.  Kr.  unterrichten  147  Lehrer  =  52%  unter 
50  Schüler,  110  zw.  50  —  90,  17  zw.  90—110,  5  zw.  110—130,  2 
über  130;  im  eisenacher  Kr.  gehören  26  Lehrer  =:  20%  der 
Gruppe  »unter  50«  an,  32  Lehrer  unterrichten  zw.  50-70,  24  zw. 
70—90,  27  zw.  90—110,  7  zw.  110—130,  10  zw.  130—150,  4  über 
150;  im  neustädter  Kr.  endlich  fallen  16  Lehrer  :=  22%  in  die 
Gruppe  »unter  50«,  18  Lehrer  unterrichten  zw.  50 — 70,  14  zw.  70—90, 
11  zw.  90—110,  4  zw.  110—130,  7  zw.  130—150,  1  über  150. 

Verschiedene  recht  schätzenswerthe  directe  Mittheilungen  über  den 
Aufwand  für  die  Volksschulen  verdanken  wir  der  Güte  Grosshcrzogl. 
Staatsministeriums,  Dep.  dos  Cultus;  wir  referiren  darüber  Folgendes: 
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Im  Jahre  1850  waren  die  05  Lehrcrstellcii  der  10  grössten  Städte 
mit  10,533  'J'hlrn.,  im  Jahre  lH(i4  die  120  Lehrerstelleii  daselbst  mit 
35,030  Thh'ü.  dotirt;  es  kam  mithin  durchschnittlich  1850  auf  1  Lehrer- 
stelle ein  Einkommen  von  20() ,  1804  von  202  Thlrn.  Nicht  so  be- 
deutend war  die  Erhöhung  der  Lehrergehalte  in  den  übrigen  Orten. 
In  den  20  kleineren  Städten  stieg  das  durchschnittliche  Einkommen 
von  186  auf  211  Thlr.  (im  Jahre  1850:  55  Lehrerat.  mit  10,223  Thlrn., 
1864:  63  Lehrerst.  mit  13,313  Thlrn.),  auf  dem  Lande  von  130  auf 
171  Thlr.  (1850:  442  Lehrerst.  mit  61,261  Thlrn.,  1864:  481  mit 
82,436  Thlrn.).  In  den  Städten  betrug  der  Besoldungszuschuss  aus 
Staatsmitteln  im  Jahre  1850  —  323  Thlr.,  im  Jahre  1864  —  430  Thlr.; 
dagegen  auf  dem  Lande  in  denselben  Jahren  4057  und  6108  Thlr.  Die 
Personalzulagen  beliefen  sich  in  den  Städten  1864  auf  1700,  auf  dem 
Lande  auf  17,353  Thlr.  —  Zu  dem  Aufwände  für  Schnlbauten  leistet 
der  Staat  dürftigen  Gemeinden  aus  den  jährlich  ausgeschriebenen  Land- 
collecten  und  aus  den  Erträgen  der  Karl  -  Alexander  -  Stiftung  Unter- 
stützung. In  dem  Zeiträume  von  1850 — 1864  fanden  4  Unterstützungen 
an  kleinere  Städte  im  Betrage  von  zusammen  043  Thlrn.  Statt,  und 
58  Verwilligungen  an  Landorte  an  zusammen  13,546  Thlrn.;  hierzu 
steuerte  die  Karl- Alexander-Stiftung  in  den  Jahren  1860  und  1861  — 
3004  Thlr.  bei,  die  LandcoUecten  die  übrige  Summe.  —  Die  emeritirten 
Lehrer  beziehen  seit  1863  ihre  Pensionen  ohne  Ausnahme  aus  der  Volks- 
schulkasse; 1863  betrug  die  Gesammtpensionssumme  6762  Thlr.  und 
vertheilte  sich  auf  65  Pensionäre,  so  dass  durchschnittlich  auf  Einen 
104  Thlr.  fallen;  1864  bezogen  die  64  emeritirten  Lehrer  7877  mithin 
durchschnittlich  122  Thlr.  —  Eecht  ausführliche  Nachrichten  liegen 
vor  über  das  interessante  Institut  der  allgemeinen  Pensionskasse  für 
die  Wittwen  und  Waisen  der  Schullehrer  im  Grossherzogthume.  Die- 
selbe wurde  durch  Statut  vom  1.  October  1841  organisirt  und  zwar 
zunächst  für  die  Hinterbliebenen  der  protestantischen  und  israelitischen 
Lehrer;  durch  Nachtrag  vom  30.  Deceraber  1852  wurde  die  Vereinigung 
der  nach  dem  Statut  vom  21.  April  1835  bisher  bestandenen  Pensions- 
anstalt für  die  Wittwen  und  Waisen  der  an  den  katholischen  Schulen 
des  Grossherzogthumes  angestellten  Lehrer  mit  der  allgemeinen  Pen- 
sionsanstalt ausgesprochen  und  unter'm  7.  Februar  1853  genehmigt. 
Das  Statut  vom  1,  October  1841  bez.  die  Nachträge  dazu  bestimmen 
über  die  Mittel  zur  Begründung  und  Erhaltung  der  Anstalt: 
1)  Jedes  Mitglied   zahlt   ein  Antrittsgeld  von    10  Thalern,    welche 

14  Tage  nach  dem  Eintritt  zu  zahlen  und  von  da  an  mit  4%  zu 

verzinsen  sind.     Diese  Antrittsgelder  müssen  jedoch  in  den  ersten 

4  Jahren  der  Dienstzeit  getilgt  sein. 
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2)  Ausserdem  liegt  jedem  Mitgliede  eine  jährliche  Beitragsleistung  von 
IV2  Thlr.  ob.  Durch  Nachtrag  vom  9.  November  1859  ist  dieser 
Beitrag  auf  2  Thlr.,  durch  Nachtrag  vom  29.  August  1862  auf 
2  Thlr.  20  Sgr.  erhöht  worden ; 

3)  die  übrigen  Einkünfte  bestehen  nach  dem  Nachtrage  vom  29.  Aug. 
1862 

a.  in  den  Zinsen  des  Kapitalvermögens  der  Anstalt, 

b.  in   den    landesherrlich    mit   landständischer   Zustimmung   be- 
willigten Zuschüssen  aus  Staatsmitteln, 

c.  in  dem  Ertrage  der  Schul vacanzen, 

d.  in  den  wegen  Anstellung  provisorischer  Lehrer  vacanten  Be- 
soldungstheilen. 

Die  Einkünfte  dienen  zunäclist  zur  Unterstützung  der  hinter- 
bliebenen  Wittwen  und  Waisen  verstorbener  Mitglieder  der  Anstalt; 
diese  Unterstützung  besteht  in  einem  Kostenbeitrage  —  10  Thlr.  — 
zum  Begräbnisse  vers  orbener  Mitglieder  und  in  einer  Pension.  Auf 
diese  Pension  haben  Anspruch 

a.  die  Wittwen  auf  Lebenszeit, 

b.  in  deren  Ermangelung  die   ehelichen  Kinder   bis  zum   erfüllten 
18.  Lebensjahr. 

Die  Höhe  der  jährlichen  Pension  richtet  sich  nach  den  vorhandenen 
Mitteln;  das  Statut  vom  1.  October  1841  setzt  dieselbe  auf  16  Thlr. 
fest;  der  Nachtrag  vom  5.  Mai  184.5  auf  20  Thlr. ;  der  Nachtrag  vom 
9.  November  1859  bestimmt,  dass  die  Höhe  der  jährlichen  Pension  vom 
1.  Januar  1860  an  bis  auf  Weiteres  für  die  am  Schlüsse  des  Jahres 
1859  bereits  vorhandenen  Pensionsberechtigten  auf  24  Thlr. ,  für  die 
von  dem  Zeitpunkte  neu  Hinzutretenden  auf  32  Thlr.  erhöht  wird ;  der 
Nachtrag  vom  29.  August  1862  endlich  bestimmt  eine  jährliche  Pension 
von  32  Thlrn.  für  die  am  Schlüsse  des  Jahres  1862  vorhandenen  Pen- 
sionsberechtigten, eine  solche  von  50  Thlrn.  für  die  von  da  an  Hin- 
zukommenden. 

Ueber  die  Rechnungsergebnisse  der  einzelnen  Jahre  liegt  uns  eine 
detaillirte  Uebcrsicht  vor,  der  wir  die  wichtigsten  Durchschnittsresultate 
entnehmen.  Im  Durchschnitt  der  Jahre  1842  — 1845  betrug  der  Ver- 
mögensstamm der  allgemeinen  Lehrer- Wittwen-Pensionskasse  24,121, 
pr.  1846—1854  32,270,  pr.  1855  —  1864  53,045  Thlr.  —  die  Jahres- 
einnahme in  dem  Durchschnitt  der  gleichen  Perioden  3529 ,  4378, 
6985  Thlr.  —  die  Zahl  der  Mitglieder  171,  596,  638  —  die  der  Pen- 
sionen 35,  147,  168  —  endlich  der  Betrag  der  Pensionen  1621,  2715, 
3819  Thlr. 
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letzterem  eist  auf  31  Einwohner  1  derartigen  Schulen  angehöriger 
Schüler  entfällt,  kommt  im  0.  bereits  auf  22  Einwohner  ein  solcher. 
Auch  die  Zahl  der  von  1  Lehrer  zu  unterrichtenden  Schüler  ist  für 
die  gehobenen  Schulen  des  0.  eine  günstigere;  hier  kommen  nämlich 
im  Durchschnitt  auf  1  Lehrer  62,  im  W.  77  Schüler.  Vergleichen  wir 
dagegen  die  Elementarschulen  beider  Kreise,  so  zeigt  sich,  dass  der 
W.  bedeutend  günstiger  situirt  ist  als  der  0. :  in  den  städtischen  Ele- 
mentarschulen des  letzteren  fallen  auf  1  Lehrer  85,  in  den  Land- 
gemeinden sogar  104  Schüler,  dagegen  im  W.  nur  67  und  74  Schüler. 
Interessante  specielleren  Aufschluss  enthaltende  Daten  ergeben  sich,  wenn 
man  die  Lehrer  nach  der  Zahl  der  zu  unterrichtenden  Schüler  in  Grup- 
pen bringt.  In  den  Städten  des  0.  unterrichten  41  Lehrer  =  46 "/o 
zwischen  20  —  70,  54  70  70  und  mehr  Kinder,  davon  haben  5  Lehrer 
über  110,  14  L.  90  —  110  und  24  L.  70  —  90  Schüler  zu  unterrichten. 
Dagegen  gehören  in  den  Städten  des  Westkreises  9  L.  =:  39  % 
der  Gruppe  50 — 70  Schüler  an,  6  L.  unterrichten  zwischen  70 — 90  und 
endlich  8  L.  zwischen  90  — 110  Schüler.  —  Wiederum  zeigen  wesent- 
lich andere,  sowohl  von  denen  der  Städte  als  im  gegenseitigen  Ver- 
gleiche abweichende  Resultate,  die  Landgemeinden  beider  Kreise.  Im 
0.  geben  47  L.  rin  ca.  50  "/o  zwischen  20 — 110  Schülern  Unterricht, 
die  übrigen  zwischen  110  bis  über  150  —  darunter  sind  13  Lehrer, 
welche  in  die  Gruppe  »über  150«  fallen.  Eine  bedeutend  günstigere 
Stellung  nimmt  der  W.  ein :  46  L.  =:  57  "/o  gehören  der  Gruppe  »unter 
20—70«  an,  von  den  übrigen  unterrichten  14  L.  70—90,  8  L.  90—110, 
5  L.  110—150,  7  L.  über  150  Kinder.  —  Die  Zahl  der  auf  1  Schüler 
überhaupt  entfallenden  Einwwohner  ist  in  beiden  Kreisen  fast  genau 
die  gleiche:  im  0.  kommen  auf  1  Schüler  6,34,  im  Westkreis  6,32  Ein- 
wohner. 

3)  Sachsen-Coburg 

hat  nach  den  Erhebungen  im  Jahre  1865:  8  städtische  und  57  ländliche 
Volksschulen;  an  den  ersteren  unterrichteten  42  Lehrer  1007  männliche 
und  1093  weibliche  Schüler;  an  den  letzteren  waren  70  Lehrer  thätig, 
die  2494  Schülern  und  2486  Schülerinnen  Unterricht  ertheilten.  Es 
kommen  mithin  auf  1  städtischen  Lehrer  nur  50,  auf  1  ländlichen  da- 
gegen 71  Schüler.  Entsprechende,  wenigstens  i.  A.  nicht  ungünstige 
Verhältnisse  ergiebt  eine  Vertheilung  der  Lehrer  in  Gruppen.  In  den 
Städten  unterrichten  27  Lehrer  c:::  66^0  zwischen  20  —  50,  8  L.  zw. 
50  —  70,  6  L.  zw.  70  —  90  Schüler;  dagegen  in  den  Landgemeinden 
34  Lehrer  —  48"/o  2W.  20—70,  25  zw.  70—90,  8  zw.  90—110,  endlich 
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1  über  110  und  2  über  130  Schüler.  Die  Zahl  der  auf  1  Schüler  fallen- 
den Minwolincr  ist,  wie  das  die  Absorption  der  Schider  durcli  höhere 
Bildunysanstalten  sehr  erklärlich  macht,  in  den  Städten  bedeutend 
grösser:  sie  beträgt  hier  7.„„,  in  den  liandgemeinden  (i.;,,. 

4)  Sachsen-Gotha. 

An  den  12  städtischen  Volksschulen  des  Ilerzogthums  unterrichteten 
im  Jahre  1  SOG:  51  i)ädagogisch  und  14  technisch  gebildete  Lehrer  1934 
männliche  und  1!»14  weibliche  Schüler;  an  den  140  Schulen  des  platten 
Landes  ertheilten  189  pädagogisch  gebildete  Lehrer  13JG2  Schulern  Un- 
terricht. —  Entspi'echende  Keductionen  ergeben  für  S.-Gotha  zieiidich  die 
gleichen  Eesultate  wie  fiu-  S.-Coburg :  auf  1  städtischen  Lehrer  kommen  59 
Schüler,  auf  1  städtischen  Schüler  8,3j  Einwohner ;  dagegen  fallen  auf  1 
ländlichen  Lehrer  72  Schüler,  auf  1  solchen  Schüler  (y,^  I^nwohner. 
Auch  die  Vertheilung  der  Lehrer  nach  Gruppen  —  welche  jedoch  nur 
für  die  Landgemeinden  ausführbar  war  —  zeigt  analoge  Zustände: 
97  Lehrer  =:  51%  unterrichten  unter  20  —  70,  34  L.  zw.  70  —  90, 
39  zw.  90—110,  14  zw.  110  —  130,  5  endlich  über  130  Kinder. 

5)  Schwarzburg-liudolstadt. 

In  den  Städten  der  Oberherrschaft  waren  25,  in  denen  der  Unter- 
herrschaft 14  Lehrer  thätig;  in  den  Landgemeinden  dort  108,  hier 
16.  Von  den  ländlichen  Lehrern  der  Unterherrschaft  unterrichteten 
14  Lehrer  mehr  als  70,  2  mehr  als  35  Schulkinder;  von  denen  der 
Oberherrschaft  ertheilten  Unterricht  36  Lehrer  mehr  als  70,  39  mehr 
als  35,  24  über  20,  9  unter  20  Schulkindern.  —  Die  Zahl  der  über- 
haupt vorhandenen  Schüler  ist  nicht  ermittelt.  Zu  deren  wenigstens 
annähernden  Berechnung  bieten  uns  jedoch  die  Ergebnisse  der  letzten 
Volkszählung  die  erforderlichen  Grundlagen.  Den  Altersclassen  vom 
beginnenden  6.  bis  zum  vollendeten  13.  Lebensjahre  gehören  in  den 
Städten  des  Fürstenthums  zusammen  3423  Kindern  an,  in  den  Land- 
gemeinden 8969,  zusammen  12,392.  Hiervon  sind  zunächst  270  Schüler, 
die  den  Volksschulen  nicht  angehören,  in  Abzug  zu  bringen,  es  ver- 
bleiben somit  ca.  12,100  Volksschüler.  Da  diese  270  Schüler  vor- 
wiegend der  städtischen  Bevölkerung  zugeschrieben  werden  können, 
überdies  auch  eine  kleine  Plusdiflferenz  in  den  absoluten  Zahlen  bei  der 
bedeutenden  Schülerzahl  auf  dem  Lande  auf  das  schliessliche  Reductions- 
ergebniss  nur  von  sehr  wenig  Einliuss  sein  kann,  so  bringen  wir  zur 
Ermittlung  der  städtischen  Volksschtiler  jene  270  Schüler  von  den  3423 
Schulkindern  überhaupt  in  Abzug,   dann  bleiben  ca.   3150.     Die  Ge- 
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sanimtscliülerzahl  aber  betrug  12,100,  mithin  liefern  die  Landgemeinden 
ein  Contingent  von  8900  Schülern. 

Die  Schiller-  und  Lehrerzahl  in  entsprechendes  Verhältniss  gebracht, 
ergiebt  somit,  dass  in  den  Städten  durchschnittlich  auf  1  Lehrer  ca. 
80,  dagegen  in  den  Landgemeinden  nur  ca.  70  Schüler  kommen. 

6)  Seh  w  a  r  z  b  u  r  g  -  S  o  n  d  e  r  s  h  a  u  s  e  n. 
Die  Zahl  der  Schulen,  Lehrer  und  Schüler  ist  nach  den  Aufnahmen 
im  Jahre  1865  in  nachstehender  Tabelle  zusammengestellt: 


Landestheil. 


Schulen.    Lehrer 


Schüler. 


Städte  .     .     .     . 

Landgemeinden  . 

Oberherrschaft  .     . 

Städte  .... 
Landgemeinden  . 
Unterherrschaft 

Städte  .... 

Landgemeinden  . 

Fürstenthum      .     . 


7 
38 
45 

10 
54 
64 

17 

92 
109 


82 
42 

74 

24 

58 
82 

56 
100 
156 


1083 
1133 
2216 

968 
2343 
3311 

2051 
3476 
5527 


1164 
1039 
2203 

911 

2228 
3139 

2075 
3267 
5342 


2247 
2172 
4419 

1879 
4571 
6450 

4126 

6743 

10869 


Das  Verhältniss  der  Lehrer  zu  den  Schulen  ist  zunächst  in  den 
Landgemeinden  beider  Herrschaften  ein  ziemlich  gleiches:  l,|o  und  1,07 
Lehrer  durchschnittlich  pro  Schule;  dagegen  für  die  Städte  ein  be- 
deutend abweichendes:  i]i  der  Oberherrschaft  kommen  4.5;,  in  der 
Unterherrschaft  2,^0  Lehrer  auf  1  Schule.  —  Die  Schülerziffer,  d.  h. 
das  Verhältniss  der  Lehrer  zu  den  Schülern  weicht  in  den  Städten 
beider  Herrschaften  nicht  wesentlich,  wohl  alter  in  den  Landgemeinden 
sehr  bedeutend  von  einander  ab :  auf  1  städtischen  Lehrer  der  0.  fallen 
70,  auf  1  ländlichen  52  Schüler  5  dagegen  in  der  U.  78  Schüler  in  den 
Städten,  79  auf  dem  Lande.  Auf  die  specielleren  Difterenzen  führt 
uns  die  Scheidung  der  Lehrer  nach  der  Zahl  der  von  ihnen  zu  unter- 
richtenden Schüler.  In  den  Städten  der  0.  fallen  22  Lehrer  =  69% 
in  die  Gruppe  50  —  70,  4  L.  unterrichten  zwischen  70  —  90,  6  zw. 
90  — 110  Kinder;  in  den  Städten  der  U.  unterrichten  10  L."  =  420/0 
unter  70,  8  L.  zw.  70—90,  4  zw.  90—110,  2  über  HO.  —  Die  Land- 
gemeinden zeigen  wesentlich  andere  und,  auffallend  genug,  die  der  0. 
erheblich  günstigere  Zustände,  als  sie  durchschnittlich  in  den  Städten 
angetroffen    werden.      In    den    Landgemeinden    der    0.    unterrichten 
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21  L.  =  52  Vo  unter  20—50,  9  L.  zw.  50—70,  fi  zw.  70—00,  5  zw. 
90 — 110,  endlich  1  über  110;  ein  ganz  anderes  Tableau  liefert  dieU. : 
hier  fallen  18  L.  ==  31  7o  in  die  Gruppe  »unter  70«,  weitere  18  L.  in 
die  Gruppe  70—90,  10  L.  unterrichten  90—110,  weiter  10  L.  110—130, 
endlich  2  über  130.  —  Die  Zahl  der  auf  1  Schüler  sich  berechnenden 
Einwohner  ist  in  den  Städten  und  auf  dem  Lande  der  0.  fast  genau 
die  gleiche :  G,^;  und  G,,,9 ,  dagegen  eine  wesentlich  verschiedene  in  der 
U. :  G,54  (Städte)  und  5,52  (Land). 

7)  Rcuss  j.  L. 

Die  auf  das  Jahr  1863  bezüglichen  Zahlen  enthält  nachfolgende 
Uebersicht : 


Laudeslheil. 

Scliulcn. 

L  einer. 

Schüler. 

m. 

vv. 

zus. 

Städte     

2 

59 

968 

897 

1865 

Landgemeinden    .     .     . 

28 

33 

— 

— 

2860 

Bezirk  Gera 

30 

92 

— 

— 

4725 

Städte    

4 

18 

— 

— 

1333 

Landgemeinden    .     .     . 

33 

39 

— 

— 

3115 

Bezirk  Schleiz 

37 

57 

— 

— 

4448 

Städte    

2 

12 

446 

401 

847 

Landgemeinden    .     .     . 

38 

43 

— 

— 

2899 

Bezirk  Lobenstein -Ebersdorf 

40 

55 

— 

3746 

Städte    

8 

89 

— 

— 

4045 

Landgemeinden    .     .     . 

99 

115 

— 

— 

8874 

Fürstenthum  Reuss     .     .    . 

107 

204 

~ 

— 

12919 

Für  den  Bezirk  Gera  ergeben  sich  wesentlich  andere  Resultate  als 
für  die  beiden  anderen  sich  ziemlich  ähnlichen  Bezirke.  In  ersterem 
kommen  auf  1  städtische  Schule  durchschnittlich  30  Lehrer,  ferner  auf 
1  städtischen  Lehrer  32,  auf  1  ländlichen  87  Schüler,  endlich  auf  1 
städtischen  Schüler  8,24,  auf  1  ländlichen  7.49  Einwohner.  Dagegen 
kommen  in  den  Bezirken  Schleiz  und  Lobenstein-Ebersdorf  durchschnitt- 
lich auf  1  städtische  Schule  4,50  (Schleiz)  und  6  (L.-E.)  Lehrer; 
auf  1  städtischen  Lehrer  74  und  71,  auf  1  ländlichen  80  und  68  Schü- 
ler; endlich  auf  1  städtischen  Schüler  5,37  und  5,44,  auf  1  ländlichen 
6,21  und  6,17  Einwohner.  Die  Zahl  der  auf  1  Schule  des  platten  Landes 
durchschnittlich  kommenden  Lehrer  ist  in  den  drei  Bezirken  fast  die 
gleiche,  sie  schwankt  zwischen  1,^3  und  l,ig.  — 
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Die  u'esentlidisten  Vorschiedeiiheiten  weisen  die  allerdings  auch 
hervorragend  wichtigen  Spalten  8  —  lo  auf.  Durchschnittlich  konnnen 
in  den  fraglichen  7  Staaten  auf  1  Lehrer  in  den  Städten  Ol,  in  den 
Landgemeinden  72  Schiller.  \'on  diesen  Durchschnitten  aber  entfernen 
sich  einzelne  Staaten  ganz  eiheblicli.  Dem  ersteren  Durchschnitte  ste- 
hen fast  gleich  Weimar  und  Gotha;  nicht  unbedeutend  entfernen  sich 
Altenburg  —  (JB  —  und  Coburg  —  50;  bedeutend  über  demselben  ste- 
hen Soiidershausen  —  74  —  und  Rudolstadt  —  80;  endlich  steht  be- 
trächtlich unter  demselben  Keuss  mit  45.  Dem  Gesammtdurchschnitt 
für  die  Landgemeinden  —  72  —  entsprechen  ganz  oder  annähernd 
Rudolstadt,  Coburg,  Gotha  und  Reuss,  etwas  unter  denselben  fallen 
Weimar  und  Sondershausen ,  bedeutend  über  demselben  steht  endlich 
Altenburg.  Fassen  wir  schliesslich  Stadt  und  Land  zusammen,  so  wei- 
sen die  günstigsten  und  zwar  die  gleichen  Ziffern  auf  Weimar,  Coburg, 
Reuss,  darauf  folgen  (iotlia  und  Sondershausen,  endlich  Rudolstadt  und 
Altenburg.  • 

Zur  Kigänzung  der  so  ermittelten  Resultate  dienen  die  über  die 
Scheidung  der  Lehrer  in  Gruppen  vorliegenden  Daten;  wir  stellen  sie 
hier  vergleichend  zusammen. 

In  die  Gruppe  »bis  zu  50  Schülern«  fallen 
a.  die  Städte 
im  geraer   Landestheil  mit  100  7o,    Coburg  OG.    Weimarer  Kreis 
52,   altenburger   Ostkreis   36,    sonders häus er   Unterh.   4,   eise- 
n  ach  er  Kreis  2; 

b.  die  Landgemeinden 
im   weim.   Kr.   52  "/o,    sondersh.   Oberh.   52,    altenb.  Westkr.  36, 
Lobenstein-Ebersdorf   35,    Schleiz   26,    neustädter  Kr.   23, 
Gotha  22,    eisenacher  Kr.  20,    sondersh.   Unterh.  19,    geraer 
Landesth.  18,  Coburg  16,   altenb.  Ostkr.  14^«). 

In  die  Gruppe  »bis  zu  90  Schülern«  fallen 
a.  die  Städte 
im  eisenacher  Kr.,   Coburg  und   Reuss  mit   100 "/o,   weim.  Kr. 
97,    sondersh.   Oberh.  81,    altenb.   Ostkr.  76,    sondersh.   Unterh. 
75,    altenb.  Westkr.  65,   neust.  Kr.  15; 

b.  die  Landgemeinden 
im  weim.  Kr.  mit  91  "/o,    sondersh.  Oberh.  88,    Coburg  82,    Lo- 
benstein-Ebersdorf 79,   altenb.  Westkr.  75,   Gotha  69,   neust. 


96)  In  der  rudolstädter  Oberh.  fallen  31%  in  die  Gruppe  „bis  zu  35", 
36%  in  die  Kategorie  35  —  70,  die  übrigen  Lehrer  unterrichten  mehr  als  70  Schü- 
ler; in  der  Unlerh.  aber  unterrichlen  12,5%  35  —  70,  87,5%  mehr  als  70  Schüler. 
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Kr.  67,    eisenacher  Kr.  63,   sondersh.  Uuterh.  62,    geraer  Lan- 
desth.  62,  schleizer  Landesth.  59,  altenb.  Ostkr.  43. 

Endlich  fallen  in  die  Gruppe  »über  90  Schüler« 
a.  die  Städte 
im  neust.  Kr.  mit  85  "/o,   altenb.  Westkr.  35,  sondersh.  Unterh. 
25,  altenb.  Ostkr.  24,  sondersh.  Oberh.  19,  weim.  Kr.  3; 

b.  die  Landgemeinden 
im  altenb.  Ostkr.  mit  57%,   eisenacher  Kr.  47,   schleizer  Lan- 
desth. 41,  geraer  Landesth.  41,   sondersh.  Unterh.  38,   neust.  Kr. 
32,  Gotha  31,   altenb.  Westkr.  25,    Lobenstein-Ebersdorf  20, 
Coburg  16,  sondersh.  Oberh.  14,  weim.  Kr.  9. 

Schliesslich  ist  noch  zur  Erläuterung  der  am  weitesten  über  dem 
Gesammtdurchschuitt  stehenden  Ziffer  für  Gotha  in  Sp.  12  zu  bemer- 
ken, dass  in  der  Stadt  Gotha  eine  zahlreich  besuchte  Privatelementar- 
schule besteht,  deren  Frequenz  wir  jedoch  nicht  beziffern  können,  da 
mit  derselben  ein  Kindergarten  verbunden  ist  und  die  uns  vorliegen- 
den Angaben  sich  auf  den  Besuch  der  ganzen  Anstalt  beziehen.  Sie 
wurde  am  Schlüsse  des  Schuljahres  1865  von  484  Knaben  und  200 
Mädchen  besucht.  In  den  übrigen  Staaten  sind  Privat-Elementar- 
schulen  entweder  gar  nicht  vorhanden  oder  von  so  verschwindendem 
Umfange,  dass  sie  füglich  ignorirt  werden  konnten.  — 

Von  Wichtigkeit  ist  endlich  noch  das  Verhältniss  der  schulbesu- 
chenden zu  den  schulpflichtigen  Kindern.  Leider  ist  es  jedoch  unmög- 
lich, vollständig  genaue  Vergleiche  anzustellen,  weil  der  Berechnung 
der  schulpflichtigen  Kinder  die  jährlichen  Altersclassen  zu  Grunde 
gelegt  werden  müssen,  wogegen  in  den  meisten  thüringer  Staaten  — 
wie  aus  den  oben  mitgetheilten  gesetzlichen  Bestimmungen  hervorgeht 
—  der  Anfangs  -  wie  Endtermin  der  Schulpflicht  kein  grade  vollendetes 
Lebensjahr  bedingt,  sondern  im  Laufe  desselben  erfolgt.  Für  einige 
Staaten  —  Altenburg  und  Reuss  —  erscheint  es  sogar  ganz  unthun- 
lich,  einen  derartigen  Vergleich  anzustellen,  und  zwar  für  Altenburg, 
weil  der  Schlusstermin  der  Schulpflicht  unbestimmt  gelassen  worden 
ist,  für  Reuss,  weil  in  den  verschiedenen  Landestheilen  sehr  abwei- 
chende Anfangstermine  der  Schulpflicht  bestehen  und  die  jährlichen 
Altersclassen  nur  für  das  ganze  Staatsterritorium  zusanmiengestellt 
sind.  —  Die  Nachweise  für  Weimar,  Gotha,  Coburg,  Sündershausen, 
welche  im  Allgemeinen  ein  äusserst  günstiges  Verhältniss  der  schul- 
pflichtigen zu  den  schulbcsucheuden  Kindern  constatiren,  berechtigen  zu 
der  Annahme,  dass  gleiche  Zustände  auch  in  den  übrigen  Staaten  vor- 
liegen.   Sie  sind  in  der  nachstehenden  Tabelle  zusammengestellt: 

X.  5 
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Wenn  auch  aus  den  dargelegten  Ursachen  die  Zahlen  unserer  Ta- 
belle auf  keine  absolute  Genauigkeit  Anspruch  erheben  können,  so  be- 
weisen sie  doch  jedenfalls,  dass  die  Schulpflicht  nicht  blos  auf  dem 
Papiere  steht,  sondern  dass  derselben  gehörig  nachgekommen  wird 
(Sp.  7).  Allerdings  sind  die  Minusdifferenzen  bei  den  Landgemeinden 
in  S.-Coburg  und  Schw.-Sondershausen  nicht  unbedeutend,  doch  beru- 
hen dieselben  wesentlich  wohl  auf  der  ungenauen  Art  der  Construi- 
rung  der  Schulpflichtigen  aus  den  jährlichen  Altersclassen.  —  Dass 
die  Städte  durchgängig  einen  bedeutenden  Ueberschuss  der  schulbe- 
suchenden über  die  schulpflichtigen  Kinder  ergeben,  erklärt  sich  dar- 
aus, dass  häufig  die  Schüler  in  der  That  die  Bürgerschulen  länger  be- 
suchen, als  das  Gesetz  vorschreibt,  sowie  daraus,  dass  unter  den  von 
den  Schulpflichtigen  in  Abzug  gebrachten  Nicht- Volksschülern  ein  Theil 
das  schulpflichtige  Alter  bereits  zurückgelegt  hat. 

III. 

Vergleichungen  mit  anderen  Staaten. 

Werfen  wir  schliesslich,  Behufs  eines  Vergleiches  mit  Thüringen, 
einen  Blick  auf  das  Volksschulwesen  in  anderen  Staaten.  Aus  deut- 
schen Staaten  liegen,  wie  in  der  Einleitung  zu  dieser  Abhandlung  spe- 
ciell  dargelegt  worden  ist,  schulstatistische  Publicationen  vor  von  Preus- 
sen,  Oestreich,  Sachsen,  Würtemberg,  Bayern,  Hannover. 

Was  zunächst  das  Verhältniss  der  schulbesuchenden  zu  den  schul- 
pflichtigen Kindern  betrifft,  so  ist  dasselbe  ebensowenig  genau,  wie  dies 
in  Thüringen  der  Fall  war,  zu  ermitteln.  In  Preussen,  Sachsen,  Wür- 
temberg glaubt  man  jedoch  zuverlässig  annehmen  zu  können,  dass  den 
Verpflichtungen  des  Schulgesetzes  durchaus  nachgekommen  wird.  So 
hat  man  namentlich  in  Preussen  herausgerechnet,  dass  von  3,457,000 
schulpflichtigen  Kindern  —  5.  bis  14.  Jahr  —  nur  der  Verbleib  von 
15,500  nicht  nachgewiesen  werden  kann;  die  Schlussfolgerung,  dass 
diese  Kinder  ohne  allen  Unterricht  aufwachsen,  wird  jedoch  nicht  zu- 
gegeben, sondern  man  neigt  der  Ansicht  zu,  dass  in  einigen  Bezirken 
die  Mangelhaftigkeit  der  statistischen  Unterlagen  die  Difterenz  erkläre. 
Indessen  dürfte  den  in  dieser  Beziehung  für  Preussen  gewonnenen  Re- 
sultaten nur  ein  geringer  Werth  beizugelegen  sein.  In  den  einzelnen 
Provinzen,  Bezirken  u.  s.  w.  bestehen  nämlich  sehr  verschiedene  Be- 
stimmungen über  Anfang  und  Schluss  der  Schulpflicht.  Diese  Un- 
gleichheiten hat  man  nun,  um  ein  Ilauptresultat  zu  erhalten,  durch  die 
Annahme  gleicher  Altersclassen  für  das  ganze  Staatsgebiet  zu  beseiti- 
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gen  gesucht.     Dass  aber  durch  ein  derartiges  Verfahren  etwaige  ÄLän- 
gel  im  Schulbesuch  nicht  aufgedeckt  werden  können,  leuchtet  ein. 

Die  wesentlichsten  iil)rigen  Durchschnitts/iffern  können  da- 
gegen gleichniässig  für  alle  Staaten  ermittelt  werden;  sie  sind  auf 
Grund  der  jüngsten  Publicationcn  in  folgender  Uebersicht  zusammen- 
gestellt ") : 

Auf  1  Schule  Auf  1  Lehrer  Auf  1    Schüler 

Einwohner  Schüler  Einwohner 

Thüringen G83  68  G,82 

Bayern 581  63  8,oi 

Würtemberg    ....  794  G3  7,5g 

Hannover 524  67  6,1» 

Preussen 765  80  6,3« 

Sachsen 770  103  ö,;, 

Oestreich 1172  ?  12,8, 

Thüringen  nimmt  hiernach  im  Vergleiche  mit  den  übrigen 
Ländern  eine  normale  günstige  Stellung  ein. 

Für  Oestreich  die  zweite  Spalte  auszufüllen,  tragen  wir  Bedenken ; 
würde  man  nämlich  die  Gesammtzahl  der  Lehrer  —  63,692  — 
ohne  weitere  Unterscheidung  zur  Schülerzahl  in  Proportion  bringen,  so 
erhielte  man  das  treffliche  Durchschnittsergebniss :  auf  1  Lehrer  kom- 
men ca.  43  Schüler.  Beachtet  man  aber  die  Factoren,  aus  denen  sich 
die  Lehrerzahl  zusammensetzt,  so  muss  man  diese  Rechnung  in  einem 
Vergleiche  mit  anderen  Staaten  ganz  unterlassen.  Unter  den  63,000 
Lehrern  befinden  sich  nämlich:  1221  Nonnen,  26,216  Welt-  und  1677 
Ordensgeistliche,  zusammen  also  29.114  Lehrer  geistlichen  Charakters, 
von  denen  es  zweifelhaft  ist,  ob  sie  als  vollbeschäftigte  Lehrer  oder 
nur  als  Religionslehrer  zu  betrachten  sind. 

Zur  Erläuterung  der  Ziffern  in  den  beiden  ersten  Columnen  ist 
nichts  hinzuzufügen,  sie  reden  deutlich  genug;  dagegen  dürften  einige 
Bemerkungen  über  den  Charakter  der  letzten  Spalte ,  welche  das  Ver- 
hältniss  der  Schüler  zu  den  Einwohnern  beziffert,  am  Platze  sein.  Rela- 
tiv gleiche  Bevölkerungsziffern  der  verglichenen  Gebiete  vorausgesetzt, 
würden  die  so  berechneten  Durchschnitte  eine  genaue  Scala  bilden  für 
die  Stärke  des  Schulbesuchs.  Treten  deshalb  starke  Differenzen  auf, 
so  müssen  sich  dieselben  nothwendig  zurückführen  lassen  entweder  auf 
die  Frequenz  der  Schulen  oder  eine  abnorme  Besetzung  der  in  Betracht 
kommenden  Altersclassen.    Beide  Fälle  enthält  unsere  Uebersicht.    Die 

97)  Von  einem  Vergleiche  der  nach  der  Zahl  der  zu  unterrichtenden  Schüler  in 
Gruppen  gebrachten  Lehrer  müssen  wir  leider  absehen,  da  eine  derartige  Schei- 
dung nur  noch  in  der  Publication  für  Hannover  vorgenommen  worden  ist. 
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höchsten  Durchschnittsziffern  konnnen  nach  derselben  auf  Oestreich  und 
Bayern,  auch  Würtrmberg  weist  ein  ungünstiges  Verhältniss  auf.  Wäh- 
rend aber  in  den  erstgenannten  Staaten  der  Schulbesuch  ein  sehr  man- 
gelhafter ist,  so  dass  aus  diesem  Grunde  auf  1  Schüler  eine  hohe 
Einwohnerzahl  entfällt,  so  liegt  für  Würtemberg,  wie  der  Aufsatz  des 
Finanzassessors  Gull  (Württ.  Jahrb.  1865  S.  116  ff.)  nachweist,  die  Ur- 
sache in  der  geringen  Zahl  der  in  der  Periode  1851  bis  1859  stattge- 
fundenen Geburten. 

IV. 

Anhang. 

Zur  Vervollständigung  des  in  Vorstehendem  entworfenen  Bildes 
über  das  Schulwesen  Thüringens  erübrigt  nun  noch,  die  in  den  einzel- 
nen Staaten  bestehenden  Institute  zur  Heranbildung  von  Volksschulleh- 
rern vorzuführen. 

In  S.- Weimar  bestehen  2  Seminare,  zu  Weimar  und  zu  Eisenach. 
Das  erstere  ist  1726  durch  Herzog  Wilhelm  Ernst  gegründet,  1788  neu 
organisirt  und  seit  Michaelis  1862  mit  einer  Seminarvorschule  (Präpa- 
randenanstalt)  versehen.  Das  Seminar  wurde  besucht  im  Durchschnitte 
der  Jahre  1840/44  von  64,  pro  1845/54  von  75,  pro  1855/64  von  79 
Zöglingen  —  die  Präparandenanstalt  pro  1862/64  durchschnittlich  von 
51.  An  den  beiden  Instituten  sind  13  Lehrer  thätig.  —  Das  eisena- 
cher  Seminar  ist  1783  gegründet,  1847  reorganisirt ;  dasselbe  zählte  in 
den  gleichen  Perioden,  wie  sie  für  Weimar  angenommen  wurden,  im 
Jahresdurchschnitt  32,  34,  24  Zöglinge  incl.  der  Seminarpräparanden ; 
an  demselben  wirken  8  Lehrer. 

Das  Schullehrerseminar  für  Alten  bürg  in  der  gleichnamigen 
Hauptstadt  zählte  1865  drei  Classen  mit  82  Zöglingen,  die  von  5  Leh- 
rern unterrichtet  wurden. 

Das  Seminar  in  Coburg  war  1864  nur  von  3  Zöglingen  besucht, 
die  von  9  Lehrern  Unterricht  empfingen. 

An  dem  gothaer  Seminar  waren  1865  9  Lehrer  thätig,  darunter 
4  Nebenlehrer;  die  Zahl  der  Seminaristen  belief  sich  in  diesem  Jahre 
auf  54  —  incl.  7  Ausländer  — ,  von  denen  12  in  Gl.  I.  25  in  Gl.  11, 
17  in  Gl.  III  sassen.  Die  Gandidatenprüfung  absolvirten  im  jährlichen 
Durchschnitt  von  1832/41:  5,3.  pro  1842/51:  7,^,  pro  1852/62:  9,4. 
pro  1864/66:  11,,.  Die  Zahl  der  jährlich  angestellten  Volksschulleh- 
rer entspricht  bis  zum  Jahre  1864  der  Zahl  der  jährlich  entlassenen 
Schulamtscandidaten ;  erst  seit  1864  sind  zur  rascheren  Durchführung 
des  neuen  Volksschulgesetzes  auch  auf  anderen  Semiuarieu  gebildete 
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Lehrer  zugezogen  worden.  —  Seit  1864  besteht  auch  in  der  Stadt 
Gotha  ein  Privatseminar  zur  Ausbildung  von  Lehrerinnen  in  Verbindung 
mit  dem  schon  älteren  Institut  für  Kindergärtnerinnen.  Die  Anstalt 
zerfällt  in  2  von  einander  getrennte  Classen  mit  je  Ijährigem  Cursus. 
Die  Aufnahme  bedingt  die  Reife  zum  Abgang  aus  der  höheren  Töch- 
ter- oder  der  1.  Bürgermädchen  -  Schule  zu  Gotha.  Nach  absolvirter 
L  Classe  erfolgt  die  Zulassung  zum  Staatsexamen.  Letzteres  haben 
seit  18G4  13  Seminaristinnen  bestanden. 

In  Schw. -ßudolstadt  bestehen  2  Schullehrerseminare;  das  zu 
Rudolstadt  hat  einen  2jährigen,  das  zu  Frankenhausen  einen  3jährigen 
Cursus.  In  ersterem  werden  6  ordentliche  und  6  ausserordentliche  Zög- 
linge ausgebildet;  jene  geniessen  ausser  unentgeltlichem  Unterricht 
freien  Mittagstisch,  Logis,  Heizung  und  Licht.  Neben  dem  Seminar- 
inspector  unterrichten  noch  9  Lehrer.  —  Das  Seminar  zu  Franken- 
hausen bildet  regelmässig  nur  4  Seminaristen  aus ;  Unterricht  ertheilen 
der  Seminarinspector  und  4  andere  Lehrer. 

Das  den  15.  Januar  1844  gegründete  Landesseminar  zu  Sonders- 
hausen besteht  aus  2  Classen  mit  Sjährigem  Cursus.  Im  Jahre  1865 
wurden  die  24  Zöglinge  —  6  in  Cl.  I,  18  in  Cl.  II  —  von  6  Lehrern 
unterrichtet. 

Endlich  hat  das  Fürstenthum  Reuss  2  Seminare,  zu  Gera  und 
Schleiz;  an  dem  ersteren  werden  von  4  Lehrern  durchschnittlich  10, 
an  dem  letzteren  von  9  Lehrern  ca.  20  Zöglinge  unterrichtet. 

Vergleichen  wir  schliesslich  die  relative  Zahl  der  Seminarschüler 
der  verschiedenen  Staaten,  so  ergiebt  sich,  dass  auf  1  Seminarschüler 
Einwohner  kommen:  in  Weimar  1415,  Gotha  2159,  Sondershausen  2758, 
Reuss  2882,  Rudolstadt  4097,  Altenburg  4434,  Coburg  15989. 
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I. 

Jam  es  E.  Th  orol  d  K  og^o  rs,  A  history  of  ai^ricnlture  and 
prices  in  Eng^Iand ,  from  llie  year  after  tlie  Oxford  Parlia- 
menl  (1259)  to  the  commcncement  of  the  continenlal  war  (1793) 
Vol.  I.  711  pp.  Vol.  II.  714  pp.  1259—1400.     Oxford  1866. 

Seit  Alexander  von  Humboldfs  Untersuchungen  über  die  Gold- 
production  Amerikas  im  sechszelinteu  Jahrluindert  und  Tooke's  umfassen- 
der  Preiso-eschichte  der  Jahre  1793  bis  1838  ist  die  Frage  über  die  Pro- 
duktion und  die  Consumtion  der  edeln  Metalle  und  die  dadurch  bedingten 
Preisschwankungen  nationalökonomische  Tagesfrage  geworden,  welche  na- 
mentlich die  englische  Litteratur  vielfach  beschäftigt  hat.  Indessen  haben 
sich  die  meisten  Untersuchungen  nur  auf  zwei  Epochen  beschränkt,  auf  das 
sechszehnle  und  auf  das  neunzehnte  .Jahrhundert  und  im  letzteren  besonders 
auf  die  kalifornische  und  australische  Goldausbeute  und  die  dadurch  hervor- 
gerufene Entwerthung  des  Geldes  in  der  Gegenwart.  Der  Gedanke,  eine 
vollständige  urkundliche  Preisgeschichte  Englands  zu  schreiben  und  diese 
bis  zu  dem  .lahre  fortzuführen,  in  welchem  das  Werk  Tooke's  beginnt, 
lag  daher  sehr  nahe,  und  wir  würden  schon  die  gewissenhafte  Ausführung 
dieses  Gedankens  als  eine  höchst  anerkennenswerthe  Bereicherung  der  Wis- 
senschaft zu  begrüssen  haben. 

Das  oben  genannte  Buch  des  Oxforder  Professors  Bogers,  von  dem 
bis  jetzt  die  beiden  ersten,  das  dreizehnte  und  vierzehnte  .Jahrhundert  um- 
fassenden Bände  vorliegen,  giebt  aber  noch  mehr  und  verfolgt  Ihalsärhüch 
eine  viel  umfassendere  Aufgabe.  Es  enthält  eine  wirkliche  Geschichte  der 
nationalökonomischen  Cultur  Englands,  die  mit  unsäglichem  Fleisse,  um- 
fassender Sachkenntniss  und  feinem  kritischen  Tacte  aus  bisher  unbenulzlen 
archivalischen  Quellen,  namentlich  aus  alten  Rechnungsbüchern  geistlicher 
Stiftungen  und  adeliger  Grundbesitzer  herausgearbeitet  ist  und  ihre  Auf- 
gabe in  so  vollkommener  Weise  erreicht,  dass  wir  seit  Böckh's  Staals- 
haushaltung  der  Athener  auf  dem  ganzen,  freilich  bis  jetzt  immer  noch  sehr 
dürftig  angebauten  Gebiete  der  nationalökonomischen  Culturgeschichle  kein 
Buch  kennen,  welches  dem  vorliegenden  an  die  Seite  gestellt  werden  könnte. 
Während  der  zweite  Band  auf  714  enggedruckten  Seiten  uns  die  urkundlichen 
Belege  und  Preistafeln  vorführt,  rollt  der  erste  Band  in  29  Capiteln  auf  Grund 
jener  Belege  uns  ein   so   reiches  und   lebendiges  Gesammtbild  des  ökonomischen 
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Lebens   und    seiner  Entwickelung    im   Mittelalter  auf,    wie  wir  es  von   keiner 
anderen   Nation   besitzen. 

Anfang  und  Ende  der  beliatidelten  Periode  sind  zuiiiulisf  nur  durch 
jiusserliche  Grunde  bedingt,  ersterer ,  weil  erst  vom  Jahre  1259  an  die  ur- 
kundlichen Oiiellen  regelmässiger  lliessen ,  letzterer,  \\eil  mit  ilim  ein  Jahr- 
hundert iiblaufl  ,  aber  beide  umscbliessen  eine  der  wichtigsten  Avirthschaft- 
licben  CuUurepocheii  Englands.  Es  ist  die  Zeit  der  ersten  drei  Eduarde,  in 
der  das  Raiibriticrtbum  erlischt  und  die  Leibeitrenscbaft  und  die  grundlicrr- 
licheu  Bande  üreiost  werden,  und  der  zugleich  die  treihtiü^cu  Hebel  des  NN  irtii- 
schaftslebens  Grossbrilaiiuiens ,  seine  Staats-  und  Gerichtsverfassung,  sein 
Recht,  seine  Universitäten  und  selbst  sein  Sprachidiom  ihre  Entstehung  ver- 
danken. 

Im  Anfange  dieser  Epoche  sehen  wir  das  Land ,  sow  eif  es  nicht  dem 
Könige,  geistlichen  Corporationen  und  städtischen  Gemeinschaften  gehörte, 
mit  den  Edelhöfen  der  Lords  bedeckt.  Die  Ackerflur  derselben,  wenn 
man  von  den  zu  ihr  gehörigen  Waldungen  und  Viehweiden  absieht,  zerfällt 
in  3  Bestandtheile;  den  einen  liess  der  Lord  gleichsam  als  Domäne  durch 
seinen  Verwalter  bestellen,  einen  anderen  bcsassen  die  freien  Zinsbauern 
(Copyholders),  welche  dem  Lord  Geldzins  zahlten,  den  dritten  hatten  die 
leibeigenen  Hintersassen  inne ,  welche  zu  Frohndiensten  verpflichtet  waren, 
die  aber  schon  damals  in  Geldzins  umgewandelt  werden  durften,  falls  der 
Lord  einwilligte.  Nach  einem  häuligen  Wechsel  von  Hungersnöthen  und 
gesegneten  Ernten  folgt  1348  der  Ausbruch  des  schwarzen  Todes,  der  1361 
und  1369  seinen  furchtbaren  Umzug  wiederholt.  In  Folge  seiner  Ver- 
heerungen tritt  ein  starker  Mangel  an  Arbeitskräften  ein.  Der  ländliche 
Arbeitslohn  steigt  zum  Theil  über  100  Procent.  Die  Frohnden  müssen 
herabgesetzt  werden ,  weil  die  Hintersassen  entfliehen  und  anderwärts  als 
freie  Arbeiter  Unterkommen  finden.  Gleichzeitig  wirft  die  alte  Bewirth- 
schaftung  durch  Verwalter  in  Folge  des  hohen  Lohnes  keinen  Ertrag  mehr 
ab.  Während  in  den  Jahren  1332  —  33  der  Kapitalwerth  eines  Edelhofes 
18  Procent  Zins  brachte,  betrug  1350  —  51  die  Verzinsung  nicht  4*'/q. 
Man  hebt  deshalb  die  Selbstbewirfhschaftung  immer  mehr  auf  und  greift 
zum  Zeitpachtsystem,  das  in  der  zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
allgemeine  Regel  wird.  Aber  der  Kampf  zwischen  den  Grundherrn  und 
den  verschiedenen  Klassen  ländlicher  Arbeiter  dauert  fort  und  steigert  sich, 
da  die  Lords  nicht  nur  das  Recht  behalten,  ihren  Hintersassen  die  Umwand- 
lung der  Frohndienste  in  Geldleistung  zu  verweigern,  sondern  auch  die  Hülfe 
des  Parlaments  gegen  die  Arbeiter  in  Anspruch  nehmen  und  drückende  Lohn- 
gesetze erwirken.  Es  kommt  1381  zum  allgemeinen  Volksaufstand  unter 
Wat  Tyler.  Man  fordert  unter  Anderem  Abschaffung  der  Leibeigenschaft 
und  Ersetzung  der  Frohndienste  durch  eine  jährliche  feste  Abgabe.  Der 
sechszehnjährige  König  Richard  II.  gesteht  die  Forderung  zu  und  schlägt  den 
Aufstand  nieder.  Das  Parlament  verweigert  die  Sanction  des  Zugeständnisses 
und  der  König  widerruft  es.  Aber  die  Macht  der  Verhältnisse  ist  stärker 
als  der  Wille  der  Gesetzgeber.  Trotz  des  Widerrufs  macht  die  Beseitigung 
der  Leibeigenschaft  in  der  Praxis  solche  Fortschritte,  dass  der  Uebergang  von 
der   Natural-  zur   Geldwirthschaft,   der  sich  auf  dem  Continent  erst  im  acht- 
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zehnten    und    neunzehnten   Jahrhundert    vollzog,    in   England  schon   am   Ende 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  als  beinahe  vollendet  erscheint. 

Diese  ökonomische  Umwälzung  bildet  gleichsam  den  rothen  Faden ,  der 
sich  durch  die  reichhaltigen  Darstellungen  des  gangen  Productions  -  Yerthei- 
lungs-  und  Consumtionsprocesses  jener  Zeit  im  vorliegenden  Buche  hindurch 
zieht.  Es  ist  hier  nicht  der  Raum,  den  Inhalt  dieser  reichhaltigen  Darstellungen 
in's  Einzelne  zu  verfolgen ,  aber  wir  werden  nicht  unterlassen ,  in  beson- 
deren Specialerörterungen  auf  denselben  zurückzukommen  ,  zumal  da  der 
Verfasser  theihveis  zu  Ergebnissen  gelangt ,  welche  den  herrschenden  An- 
schauungen vollständig  widersprechen  (z.  B.  dass  der  Arbeitslohn  im 
Mittelalter  weit  höher  war  als  in   neuerer  Zeit). 

Schliesslich  mag  hier  noch  ein  Mangel  des  Buches  nicht  verschwiegen 
werden  ,  der  in  den  Augen  der  Engländer  freilich  weniger  in's  Gewicht 
fällt  als  in  denen  der  deutschen  Wissenschaft.  Der  Verfasser  schreibt  durch- 
weg nur  als  Engländer;  er  wendet  seinen  Blick  nie  auf  die  gleichzeitige 
Culturentwickelung  des  übrigen  Europa  und  zeigt  eine  auffallende  Unkenntniss 
der  nationalökonomisch  -  historischen  Litteratur  anderer  >'ationen.  Ja,  selbst 
in  der  englischen  Litteratur  seines  Faches  seheint  er  weniger  bewandert  zu 
sein,  als  man  erwarten  sollte.  Wenigstens  muss  es  auffallen,  dass  er  da, 
wo  er  aus  dem  ehemaligen  Bodenertrag  Englands  den  Schluss  zieht,  dass 
die  Bevölkerung  Englands  vor  dem  Ausbruch  der  Pest  noch  nicht  zwei 
Millionen  Köpfe  betragen  habe  (S.  57),  mit  keiner  Silbe  die  üeberein- 
stimmung  dieses  Resultates  mit  dem  schon  viel  früher  von  Chalmers  aus 
einer  Steuerrolle  des  Jahres  1377  gezogenen  Ergebnisse  erwähnt.  (Vergl. 
M'Culloch,  Statist,  account  of  the  British  Empire  \.  396  und  Hilde- 
brand's  Jahrbb.  Bd.  II  S.  472.)  Indessen  ist  dieser  Mangel  bei  so  um- 
fassenden ,  langjährigen  archivalischen  Arbeiten ,  wie  dem  Verfasser  zur 
Herstellung  seines  Werkes  nothwendig  waren,  um  so  begreiflicher,  als 
kein  anderes  Land  archivalische  Forschungen  von  bedeutendem  Umfange  über 
denselben  Gegenstand  aufzuweisen  hat,  und  um  so  entschuldbarer,  als  er 
nirgends  die  Unbefangenheit  des  Urtheils  bei  dem  Verfasser  beeinträchtigt. 

H. 


Miscellen. 


Ilie  Volkszählung  in  den  8taaien  de»  norddeutschen  Bundes 
vom  3.  Uecembcr  18(i7. 

Mittheilung  des  statistischen  Bureaus  vereinigter  thüringischer  Staaten. 

In  den  Staaten  des  deutschen  Zollvereins  werden  bekanntlich  am  Schlüsse 
je  dreijähriger  Perioden  Volkszählungen  veranstaltet.  Die  hierauf  bezüglichen 
Vorschriften  des  Zollvereins  sind  stets  lediglich  von  dem  linanziellen  Ge- 
sichtspunkt ausgegangen,  einen  geeigneten  Massslab  zur  Verlheilung  der  Zoll- 
revenuen  zu  erhalten,  und  sie  haben  sich  deshalb  wesentlich  darauf  be- 
schränkt, zu  bestimmen,  welche  Personen  gezählt  werden  sollten  ').  Es  war 
somit  vollständig  in  das  Belieben  der  einzelnen  Staaten  gestellt,  sowohl  die 
Methode  zu  bestimmen,  nach  welcher  die  Zählung  auszuführen  sei,  als  auch 
darüber  zu  entscheiden,  ob  und  welche  weitere  Ermittlungen  über  die  Be- 
völkerung vorzunehmen  seien.  —  Die  Entstehung  des  norddeutschen  Bundes 
resp.  mehrere  wichtige  Bestimmungen  der  Bundesverfassung,  namentlich  die 
Vorschriften  im  Art.  60  über  die  Friedenspräsenzstärke  des  Bundesheeres, 
im  Art.  62  über  die  Bestreitung  des  Aufwandes  für  das  Bundesheer,  sowie 
im  Art.  70  über  die  Aufbringung  der  durch  die  Einnahmen  des  Bundes  nicht 
gedeckten  Ausgaben  mussten  diese  Freiheit  der  einzelnen  Regierungen  we- 
sentlich beschränken.  Demgemäss  legte  die  preussische  Regierung  dem  Bun- 
desrathe  eine  Reihe  von  Formularen  mit  dem  Antrage  vor,  dieselben  bei  der 
bevorstehenden  Volkszählung  im  ganzen  Bundesgebiete  zur  Anwendung  brin- 
gen zu  lassen,  damit  sowohl  die  Erhebung  als  Zusammenstellung  des  Mate- 
rials durchaus  nach  einheitlichen  Grundsätzen  und  Formen  erfolge.  Da  der 
Bundesrath  die  Nothwendigkeit  nicht  erkannte,  den  gesammten  Zählungs- 
mechanismus in  den  einzelnen  Staaten  umzugestalten ,  so  beschränkte  sich 
derselbe  darauf,  in  seinem  Beschlüsse  vom  9.  October  1867  diejenigen  Er- 
hebungsmomente zu  lixiren,  welche  für  die  Bundeszwecke  erforderlich  schie- 
nen.     Der  Beschluss   lautet: 


1)  Bekanntlich  liegt  den  desfallsigen  Bestimmungen  kein  festes  Princip  zu 
Grunde;  dieselben  schwanken  vielmehr  zwischen  allen  denkbaren  Principien  umher 
und  sind  deshalb  unklar  und  inconsequent. 
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»Es  ist  erforderlich,  dass  die  Urzählungslisten  erkennen  lassen  : 

1.  die  Staatsangehörigkeit  jeder  Person; 

2.  die  Zahl  der  Personen,  welche  am  Orte  der  Zählungszeit  im  Sinne 
der  für  die  Zählung  im  Zollverein  geltenden  Bestimmungen  vorüber- 
gehend anwesend  sind, 

3.  die  Zahl  der  Personen,  welche  von  ihrem  gewöhnlichen  Aufenthalts- 
orte zur  Zählungszeit  abwesend  sind,  jedoch  so,  dass  es  möglich 
ist,  die  im  Sinne  der  für  die  Zählung  im  Zollvereine  geltenden  Be- 
stimmungen vorübergehend  Abwesenden  von  den  übrigen  für  längere 
Zeit  und  in  anderer  Art  Abwesenden  zu  trennen." 

Durch  diese  Bestimmungen  beabsichtigte  man,  in  die  Lage  zu  kommen, 
je  nach  Erfordern  sowohl  die  factische,  rechtliche^),  als  Zollabrechnungsbe- 
völkerung construiren  zu  können ,  da  die  Frage ,  welche  Bevölkerung  bei 
Ausführung  der  oben  erwähnten  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  zu 
Grunde  zu  legen?  noch  keine  Entscheidung  gefunden.  Die  Ausführungsvor- 
schriften zu  den  mitgetheilten  Beschlüssen  des  Bundesrathes  sind  wesentlich 
folgende.  Zunächst  wird  angeordnet,  unbedingt  daran  festzuhalten,  dass 
in  die  Zählungslisten  jede  Person  einzeln  nach  Vor-  und  Zunamen,  Ge- 
schlecht, Alter  und  Beruf  eingetragen  wird.  Dann  wird  vorgeschrieben,  dass 
die  in  der  preussischen  Zählungsliste  angewandten  Spalten ,  welche  sich  auf 
die  Staatsangehörigkeit,  sowie  die  Art  des  Aufenthaltes  beziehen,  überall 
genau  und  zwar  mit  denselben  Ausdrücken  beizubehalten  sind.  Da  endlich, 
zur  Construirung  der  rechtlichen  Bevölkerung,  die  nach  Vorstehendem  zu 
bewirkenden  Angaben  nicht  genügen ,  vielmehr  auch  die  Zahl  derjenigen 
abwesenden  Haushaltungsangehörigen  erforderlich  ist ,  deren  Aufzeichnung 
nach  dem  preussischen  Vorschlage  zu  unterbleiben  gehabt,  so  ist  die  weitere 
Bestimmung  getroffen  worden,  jidass  alle  Mitglieder  der  in  der  Zählungsliste 
verzeichneten  Haushaltungen  eingetragen  werden,  welche  am  Zählungstage 
abwesend  sind."  —  Nach  all'  diesen  Vorschriften  gestalten  sich  nun  die 
Rubriken  für  die  Art  des  Aufenthaltes   folgendermassen : 
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2)  Die  Vorlage  der  preussischen  Regierung   sali  von  der  Ermittlung   der   recht- 
lichen Bevölkerung  ganz  ab. 
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Es  Irift  nunmehr  Hie  Frage  an  uns  heran:  Ist  die  Einriclilune^  der 
Tabellen  in  Vorbindung  mit  den  ^(igcbenen  Vorschriften  geeignet,  um  die 
Construining  der  ZillVrn  zu  ermöglichen  ,  welche  nuiti  zu  erlangen  beab- 
sichtigt ? 

Zunächst  ist  es  unzweirelhalt ,  dass  die  aus  den  Zahlen  der  Spalten  I 
bis  4  sich  zusammensetzende  lac tische  Bevölkerung  genau  construirt  wer- 
den kann.  Dagegen  sprechen  gewichtige  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit 
der  zu  ermittelnden  Zollabreclinungsbevölkerung  sowohl,  als  gegen  die  Rich- 
tigkeit und  practische  Vcrw  erthbarkeit  der  liir  die  rechtliche  Bevölkerung 
gefundenen    Zahlen. 

Die  erstere  Ziffer  lasst  sich  nach  dem  vorstehenden  Schema  nur  so  fin- 
den, dass  die  Zahlen  in  Sp.  4  bis  7  oder  8  zusammengezählt  werden.  Nun 
entsprechen  zwar  die  zur  Ermittlung  der  anwesenden  Zollabrechnungsbe- 
völkerung getroffenen  Vorschriften  denen  Seitens  des  Zollvereins  erlassenen, 
ein  Gleiches  ist  aber  nicht  mit  den  Abwesenden  der  Fall.  -Nach  den  Bestim- 
mungen des  Zollvereins  sollen  nanilich  sämnitliche  nicht  über  1  Jahr  .abwe- 
sende, exci.  der  auf  der  Wanderschaft  abwesenden  Gesellen  und  Gehülfen,  an 
ihrem  W^ohnortc  und  bezüglich  bei  ihren  Angehörigen  in  Ansatz  gebracht 
werden.  Da  nun  die  gemäss  der  bundesräthlichen  Vorschrift  in  Anwendung 
zu  bringenden  Rubriken  für  die  j^nicht  über  1  Jahr  Abwesenden"  die  über- 
haupt möglichen  Arten  der  vorübergehenden  Abwesenheit  nicht  erschöpfen, 
so  ist  es  klar,  dass  in  Sp.  8  eine  grosse  Anzahl  Personen  fallen 
müssen,  welche  nach  der  Zollvereinsbestimmung  zu  zählen  sein  würden: 
da  nun  Sp.  8  ausser  diesen  Personen  auch  noch  die  auf  längere  Zeit  Abwe- 
senden umfasst,  diese  von  jenen  aber  auf  keine  Weise  zu  unterscheiden  sind, 
so  erübrigt  nur,  entweder  Sp.  8  bei  Construirung  der  Zollabrechnungsbevöl- 
kerung ganz  unberücksichtigt  zu  lassen  oder  sämmtliclie  darin  verzeichnete 
Personen  mit  in  Ansatz  zu  bringen.  Die  Folge  ist  im  ersten  Falle  eine 
bedeutende  Minus-,  im  zweiten  eine  vielleicht  noch  beträchtlichere  Plus- 
differenz. 

Zu  ähnlichem  Ergebnisse  führt  uns  die  Betrachtung  des  Weges ,  auf 
welchem  man  die  rechtliche  Bevölkerung  zu  finden  vermeint.  Dieselbe  lässt 
sich  nur  durch  Summirung  der  Zahl  der  Unterthanen  des  betreffenden  Staa- 
tes ermitteln ,  welche  in  Sp.  4  bis  8  eingetragen  sind,  Nun  leuchtet  aber 
ein,  dass  bei  der  jetzigen  Vorschrift,  nach  welcher  «alle  Mitglieder"  der  ein- 
getragenen Haushaltungen  aufgezeichnet  werden  sollen,  die  doppelte  Zählung 
einer  grossen  Anzahl  von  Personen  ganz  unvermeidlich  ist.  Jeder  in  Sp.  8 
einzutragende  Abwesende  fällt  nämlich  da,  wo  er  sich  aufhält,  also  an  sei- 
nem Zählungsorte,  in  Sp.  4;  gehört  nun  dieser  Zählungsort  dem  gleichen 
Staate  an  wie  der  Ort,  von  welchem  er  abwesend  ist,  so  wird  ein  und  das- 
selbe Individuum  bei  der  schliesslichen  Construirung  der  rechtlichen  Bevölke- 
rungsziffer in  Sp.  4  und  Sp.  8,  also  doppelt  gezählt.  Es  ergiebt  sich 
somit  die  unumgängliche  Nothwendigkeit  einer  Vorschrift,  welche  diesem 
Dilemma  durch  die  Bestimmung  ausweicht,  dass  alle  diejenigen  Abwesen- 
den, welche  nicht  in  eine  der  3  Spalten  für  die  vorübergehende  Abwesen- 
heit fallen,  nur  dann  verzeichnet  werden,  falls  sie  sich  im  Auslande  auf- 
halten. 

Erfolgt   aber  auch   diese   Bestimmung,    so   sind  trotzdem   die  gegründet- 
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steti  Bedenken  gerechtfertigt,  die  so  ermittelte  Zilfer  in  irgend  einer  Weise 
practiscii  zu  verwerthen.  Der  Begriff,  die  Bedingungen  und  Voraussetzungen 
der  Staatsangehörigkeit  sind  in  den  verschiedenen  Staaten  des  norddeutschen 
Bundes  noch  so  verschieden  von  einander,  dass  man  nicht  daran  denken 
darf,  die  rechtliche  Angehörigkeit  allein  als  Massstab  für  die  an  das  ein- 
zelne Individuum  resp.  dessen  Vertreter,  den  Staat,  zu  erhebenden  An- 
sprüche anzuwenden.  Es  ist  vielmehr  nöthig,  mit  dem  j^rechtlichen"  Mo- 
mente ein  anderes  festes  und  dauerndes  in  Verbindung  zu  bringen,  und  das 
ist  die  Ansässigkeit.  Letzteres  Princip  gegenwärtig  näher  auseinander- 
zusetzen, liegt  nicht  in  unserer  Aufgabe.  Wir  begnügen  uns  vorläufig  viel- 
mehr mit  der  erfolgten  Auseinandersetzung,  die  hinreichen  wird,  um  dar- 
zuthun,  dass  die  durch  die  Volkszählung  von  1867  gefundene  rechtliche 
Bevölkerung  unmöglich  geeignet  ist,  als  Grundlage  bei  Ausführung  der  oben 
erwähnten  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  zu  dienen. 


II. 

Die    Vertheilung^    dos     laudwirthscliaftliclieii    l'riiatg;ruiid- 
besitKes  im  Herxog^thuine  Braunschweig;. 

Das  statistische  Bureau  des  Herzogthums  Braunschweig  hat  vor  Kurzem 
behufs  Erörterung  der  Frage,  ob  Geschlossenheit  oder  freie  Theilbarkeit  des 
Grundbesitzes  wünschbar  sei,  eine  Uebersicht  über  die  Vertheiking  des  land- 
wirthschaftlichen  Privat- Grundbesitzes  des  Herzogthums  in  Wirthschafts- 
complexe  zusammengestellt  und  handschriftlich  drucken  lassen ,  die  um  so 
mehr  das  Interesse  der  Wissenschaft  in  Anspruch  nimmt,  als  sie  unmittelbar 
den  Catasteru  entlehnt   ist. 

Indem  wir  im  Nachstehendem  die  Hauptresultate  dieser  Uebersicht  mit- 
Iheilen,  haben  wir  folgende  Bemerkungen  vorauszuschicken.  Die  Uebersicht 
umfasst  lediglich  den  landwirthschafllichen  Pri  va  t- Grundbesitz  (im  engsten 
Sinne  des  Wortes)  mit  Ausschluss  der  Besitzungen  des  Staates,  der  Ge- 
meinden, Corporationen,  Kirchen,  milden  Stiftunaen  u.  s.  w.  Auch  der  forst- 
wirthschaftliclie  Grundbesitz  ist  ausser  Ansatz  geblieben  und  nur  bei  den 
Besitzungen  mit  über  300  Morgen  nachrichtlich  nolirt  worden.  Ebenso  ist 
die  nicht  zur  Grundsteuer  \eranlagte,  mithin  nicht  calastrirte  Feldmark  der 
Stadt  Braunschweij»   unberücksichtigt  gelassen. 

Die  Quelle  der  zusammengestellten  Zilfern  sind  die  Grundsteuer- 
Cataster,  welche  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  vom  24.  August  1849 
über  die  Erhebung  einer  allgemeinen  Grundsteuer  angelegt  worden.  iNach- 
dem  die  Calaster  für  agrarstatistische  Zwecke  bereits  im  Jahre  1858  feld- 
marksweise exirahirt  waren,  die  daraus  gewonnenen  Resultate  aber  für  den 
einen  und  andern  praktischen  (iesichtspunkt  nicht  ausreichend  erschienen, 
wurde  die  Arbeit  des  Extrahirens  im  Jahre  1862  in  anderer  Form  wieder- 
holt   und    damit    der    Besitzstatus    am    Schlüsse    des    Jahrs    1861    fixirt. 

Die  seit  dem  Schlüsse  des  Jahres  1861  etwa  eingetretenen,  jedenfalls 
sehr    unbedeutenden    Veränderungen    in    den    Besitzständen    sind   um  so   mehr 
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unberiicksichtis:!    gelassen,    als    sie  das   Gcsammthild    der   Bcsitzvertheilung   in 
kaum  bcmerkbarar  Weise  würden  alterireii   können. 

Bei  der  zifiermässiffen  Feststellung'  des  ümfanges  der  einzelnen  Be- 
sitzstände sind  sä  nun  1 1  i  c  h  (•  Z  u  b  e  li  o  r  u  n  t^en  eines  Besitzstandes 
oline  Bütksicht  auf  deren  Lii}(e  iniierlialb  oder  ausserhalb  der  Feldmark, 
sowie  innerhalb  oder  ausserhalb  des  Herzoirthums ,  in  Heeliiiunt;  ffezojüren. 
Selbslversländliih  sind  daye^en  die  auf  diesseiliüem  Terrilorium  belef^enen 
l'arcellen  ausländischer   Besitzer   ausgeschlossen   geblieben. 

Mehrere  Hole  oder  ßesitzcomplexe  eines  und  desselben  F>igenlhümers, 
insbesondere  die  nur  f'ac tisch  in  den  Wirthschaftscomplex  grösserer  l'ri- 
vatgüter  hineingezogenen,  jedoch  nicht  rechtlich  incorporirten  Hofe 
sind  als  einzelne  Hole  zur  ZilVer  gebracht,  weshalb  die  Zahl  der  Besitzungen 
grösser  erscheint,  als  die   der  Besitzer  es   wirklich   ist. 

Die  Grössen-Angaben  in  den  (irundsteuer-Cataslern  beruhen  zum  bei 
Weilern  grössfcn  Theile  auf  neueren,  bebuf  der  (iemeinheilstheilungen  vorge- 
nommenen Vermessungen,  in  den  nicht  separirten  Feldmarken  auf  den,  bei 
der  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  vorgenommenen  Landesvermessung 
entworfenen  Dorf-  und  Feldbeschreibungen  und  den  diesen  entsprechenden 
Flurkarten,  in  einigen   wenigen   Fällen  auf  speciellen    neueren    Vermessungen. 

Die  Resultate  der  Uebersicht  sind  folgende : 

Im  Privatbesitze  befindet  sich  eine  Gesammtfläche  an  Gärten,  Aeckern, 
Wiesen,  Aengern   und  ablassbaren   Teichen  von 

714,510,4  Morgeu 
und  zwar  in  23,927  Besitzungen  vertheilt. 

Ausserdem  sind  noch  Wohnhäuser  ohne  Zubehör  an  landwirthschaft- 
lichen   Grundstücken  vorhanden  2359 

(davon    in    den    Städten    [e.xci.   Braunschweig]     1148   und 
-     Landgemeinden        .      ,      .     .      1211). 

Von  der  Gesammtfläche  entfallen  : 

a.  auf  111  Gutscomplexe  mit  einem  Areal 

von  300  Mrg.   und  darüber  ....        73,334,6   ^^'""g.  =   10,^6  Vo 
(mit  Ausschluss  von  21,393  3Irg.  Forsten)  und 

b.  auf  23,816  Besitzungen   unter  300  Mrg.      641,175,8   Mrg.   =  Sg,^^»^ 

23,927.  714,510,1    ^•'■^-   =   100,„ 

im  Durchschnitt  also   auf  eine  Besitzung 

ad  a  nr   660,  ^    Mrg.   (mit  Einschluss  der  Forsten  ::==  853, ^  Mrg.), 
ad  b  =r     26,9     - 
Von   den   sub  b  bezeichneten   Besitzungen  befinden   sich 
in  den  Städten  (excl.  Stadt  Braunschweig)       4027  mit    31,130,6  Mrg.  Areal, 

-    -    Landgemeinden 19,789    -    610,045,2     - 

Hiernach  berechnet  sich  im  Durchschnitt  auf  eine  Besitzung 
in    den    Städten   (excl.   Stadt  Braunschweig)        7,^    Mrg. 

Landgemeinden 30, g 

Areal. 

Die  in  den  Landgemeinden  belegenen  Besitzungen  unter  300  Mor- 
gen, für  sich  allein  znsammengefasst,  classificiren  sich  der  Grösse  nach 
wie  folgt : 
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Zahl  der  mit  Areal 

Besitzungen  Morgen 

in  7o  in   "/o 

unter   1  Mrff.   2660  =:  13,,/ 
1-2     -      1588  ~     8, 
2-3      -      1139:=     5„6>35,,,Vo       2715, ,  =i  0,,^  >    l^g^/o 


A  1087,0  =  0„,\ 

,\  2240,,  =0,3,1 

*—    o      -       iioy  —      i>576  /  3^51  iVo  2715,,  — O,,^/    1 

3-   4     -        861   =     4,3-1  2937,,  =0,18  j 

4-5     -        700=     3,5,/  3112,8=0,.,/ 


5—10  -  2143  =  10 

10  —  15  -  1529 

15  —  20  -  1108 

20  —  25  -        952 


0,83\  15,335,,  =2,5, \ 

7„3^  ^      18,744,8  =  3,0,  I 
5,co  /  33,0  0  /o  1^5^40,0  —  3,  j  2  /  15,, ,  /( 

_     _               4,8,  21,339,3  =  3,50/ 

25-30     -        798=     4,03/  21,608,3=3,5,/ 

30-35     -        705=     3,-6  22,910,o  =  3,,^, 

35-40     -        637  =     3,22!  23,828,9  =  3,91 

40-50     -      1049  =     5,30  I  46,969,2  =  7,, 0 

50-60     -         679=     3,",3l2„  „/     36,942,,  =  6,o6  _^       . 
60-70     -        511=     2,58  >^'''  /o  33,123,8  =5,, 3^  ^*'09 /o 

70-80     -        445  =     2,25  1  33,004,o  =  5,,, , 

80-90     -        351=     l,,,!  29,809,,  =4,89 

90-100     -        317=     1,60/  30,071,9  =  4,93 

100-125      -         562=     2,84  63,139,  .  =  10,35 

125  —  150     -        373  =     1,88|  50 

150-175      -         275  =      1,,J  43 


'39 

175  —  200     -         170  =     0,86  I     o       0/     3 
200-225     -  93  =     0,,, 


0/ 
i  /o 


225-250     -  81   =     0,,,  I 

250  —  275      -  45  =     0,231 

275-300  18  =     0,jo/ 


50.958.2  =  8,35\ 
43,677,,  =7,, 6 
31,734,5  —  5,20  \  40      0/ 
19,652,5  =  3,22  r""»/ 
19,195,9  —  3, ,5  I 

11.751.3  =  1,92 

5115,2=0,8,/ 


Summa  19,789  =   IOO.q  610,045,2=100,0 

Unter  den  vorstehenden  26  Classen  von  Besitzungen  ist  mithin  keine 
einzelne  derselben  so  stark  vertreten ,  wie  die  erste  mit  Zubehör  unter 
1  Morgen,  nächst  dieser  die  sechste  mit  Zubehör  von  5  —  10  Morgen;  beide 
zusammen  absorbiren  24,2,  "/o  ^^^  Gesammtzahl  der  Besitzungen,  indess 
nur  2,0  9  Vo  ^^^  Gesamnitareals.  Ueber  ein  Dritttheil  —  35,,i*'/o  —  liegt 
in  den  Classen  bis  zu  5  Morgen,  sodann  ein  weiteres  Dritttheil  —  33, „  %  — 
in  Complexen  von  5  —  30  Morgen,  fast  ein  Viertheil  —  23,,,  ^/q  —  in  Be- 
sitzen von  30—100  )Iorgen,  und  endlich  etwa  ein  Zwölftheil  —  8, ,  8  Vo  ~ 
in  solchen  von    100  —  300  Morgen  Grösse. 

Theilt  man  die  Zahl  der  B  e  si  tz  -  C  0  nip  I  ex  e  in  zwei  gleiche  Hälften, 
so  werden 

10,620  Besitze  unter   15  Morgen  =:   53,6,  Vo  »"«^ 
9169         -      von  15-300-       =  46,33  «/o 
gefunden ,     mithin    wird    als    Grenzscheide    zwischen  beiden   Hälften   etwa  die 
Grösse    von    12  — 13    Morgen    anzunehmen    sein.      Werden     aber    die    ausser 
Ansatz  gelassenen   1211  Wohnhäusser  ohne  Zubehör  an   landwirthschafttichem 
Areal    mit    in    Rechnung    gezogen,    so    stellt    es    sich  heraus,    dass   die  eine 
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Hälfte    der   Zahl    der   Besitzungen    in   Complexen    mit   Arealzubehör    unter    10 
Mor^^en,   die    andere    iiingejj^en   in   solchen    von    über    10   Morgen    besieht. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Verllieiliing  der  Fla  c  h  e  n  g  r  6  s  se  des 
Areals  innerhalb  der  einzelnen  Besitzclassen.  Unter  diesen  nimmt  die 
Classe  mit  Zubehorungen  von  100—  125  Morgen  mit  10,3j.  '*/o  der  Ge- 
sammtlläche  den  ersten,  die  Classe  von  125—150  Morgen  mit  8,35  "/o  ^*^" 
zv^eiten  IMalz  ein.  Während  der  Antheil  der  Besitzungen  unter  5  Morgen 
an  dem  Gesammtareale  ^noch  nicht  Yjq  —  (1,93  °/o)  ~~  beträgt,  lallen  auf 
die  Classen 

von        5—    30   Morgen  =   15,^1  % 

-  30-100        -         :zz42„„Vo 

-  100-300        -        =  40,,  „  Vo 

Fast  genau  die  Hälfte  des  Gesammtareais  —  49, jg  '*/q  —  kommt 
auf  die   Besitzclassen   bis  zu   80  Morgen. 

Schliesslich  können  wir  bei  Mittheilung  dieser  Resultate  unser  Bedauern 
nicht  unterdrücken,  dass  das  statistische  Bureau  Braunschweigs  diese  Ver- 
öiTentlichung  nicht  benutzt  hat,  um  auch  über  den  Umfang  der  Domänen 
und  des  Gemeinde-  und  Corporationsbesitzes  sowie  über  die  Ausdehnung 
der  verschiedenen  Bodenculturen  die  nöthigen  statistischen  Notizen  hinzufügen 
und  so  die  Statistik  der  Bodenvertheilung  in  Braunschweig  vollständig  zu 
liefern.      Hoffentlich  folgt  diese   Ergänzung  bald   nach. 


III. 

Die  Statistik  der  landwirtlischaftliclien 

Production. 

Kritik   ihrer   bisherigen    Leistungen,    sowie   Vorscliläge 
zu    ihrer   Förderung. 

Von 
Dr.  J.  Conrad. 

Die  ersten  Versuche  einer  statistischen  p]rmitteking  der  landwirth- 
schaftlichen  Verhältnisse  im  Staate  reichen  bereits  bis  in  das  vorvorige 
Jalirhundert  zurück,  und  Frankreich^)  war  das  Land,  von  dem  die 
erste  Anregung  ausging.  Wohl  mehr  der  grosse  Gehlbedarf  Ludwig's  XIV., 
als  die  Fürsorge  für  seine  Unterthanen  veranlassten  diesen  Herrscher, 
Nachforschungen  über  die  Steuerkraft  des  Landes  anzustellen  und  von 
den  Präfecten  der  verschiedenen  Provinzen  Berichte  über  die  Verhält- 
nisse derselben  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Landwirthschaft 
einzufordern.  Kein  Wunder,  dass  der  Erfolg  ein  wenig  befriedigender 
war,  da  es  an  jeglichen  brauchbaren  Vorarbeiten  fehlte.  Die  vor- 
handenen Karten  variirten  oft  um  den  vierten  Theil  der  ganzen  Fläche 
und  auch  die  Schätzungen  der  Bevölkerung  wichen  um  20  Procent  von 
einander  ab.  Deshalb  sah  sich  Vauban  zu  dem  originellen  Versuch 
veranlasst,  auch  ohne  besondere  Vorarbeiten  eine  Statistik  der  Agri- 
culturverhältnisse  zu  Stande  zu  bringen,  indem  er  für  eine  Quadrat- 
meile die  Ausdehnung  der  einzelnen  Culturarten  ermitteln  Hess  und 
das  gefundene  Verhältniss  sofort  auf  den  ganzen  Staat  übertrug.  Ein 
ganzes  Jahrhundert  vertloss,  ehe  man  in  Frankreich  einen  neuen  Schritt 
in  dieser  Richtung  that. 

Ein  anderes  Land  hatte  inzwischen  ein  hierher  gehöriges,  nicht 
zu   unterschätzendes    Unternehmen    eingeleitet,    nämlich    Schweden'^). 


1)  Slatislique  de  la  France.     Agiiculture  1840  p.  II. 

2)  Coiiipte  rendu  general  des  travaux   du  Congres    intern,    de  slatistique.     Ber- 
lin lb63. 

X.  0 
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Bereits  1735  forderte  der  schwedische  Reichstag  von  den  Provinzial- 
bchörden  statistische  Angaben  iibor  die  Lage  der  Land\virth.«-chaft  ein. 
Da  die  darauf  eingelaufenen  Berichte  wenig  befriedigten .  wurden  seit 
1741  an  dieselben  Organe  specielle  Fragen  zur  Beanwortung  gerichtet, 
die  sich  auf  die  Ausdehnung  der  seit  dem  letzten  Berichte  zur  Be- 
ackerung gezogenen  Fläche,  die  Quantität  der  Aussaat  und  den  Ertrag 
der  verschiedenen  Culturarten,  die  Lage  der  Laudwirthe  u.  s.  w.  er- 
streckten. Bis  1772  liefen  die  Antworten  regelmässig  ein,  dann  aber 
■wurden  die  Berichte  den  Pfarrern  anvertraut,  welche  Angaben  über 
den  Ausfall  der  Ernte  und  der  Getreidepreise  den  einzureichenden 
Bevölkerungstabellen  beizufügen  hatten.  Ein  Verfahren,  das  im  Be- 
ginn dieses  Jahrhunderts  nur  durch  Vermehrung  der  Fragen  erweitert 
und  durch  Berichte  von  den  Behörden  vervollständigt  wurde. 

Auch  Sachsen^)  zeigte  schon  in  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
ähnliche  Bestrebungen.  Eine  Verordnung  der  kurfürstlich  sächsischen 
Regierung  vom  Jahre  1755  verlangt  die  Anfertigung  von  Tabellen  über 
die  Aussaat  und  den  Ertrag  an  Getreide  in  jedem  Orte  und  ausserdem 
—  was  sehr  bemerkenswerth  —  die  Quantität  des  Selbstverbrauchs 
und  des  zum  Verkauf  disponiblen  Getreides ,  sowie  die  etwa  noch  für 
die  Brauerei  zugekaufte  Gerste.  Dass  dieser  Verordnung  Folge  ge- 
leistet, geht  aus  verschiedenen  detaillirten  Angaben  über  die  Ernten 
des  Landes  bei  späteren  Schriftstellern  hervor.  1772,  dann  1791  wurde 
die  alljährliche  Erhebung  des  Ernteertrags,  des  Vorraths  an  Getreide 
sowie  die  Anzahl  der  Consunienten  angeordnet  und  unrichtige  Angaben 
mit  schweren  Geldstrafen  bedroht. 

So  möchte  Schweden  und  Sachsen  der  Ruhm  gebühren,  zuerst 
regelmässige  Ernteerhebungen  vorgenommen  zu  haben,  noch  bevor  der 
Name  der  Statistik  selbst  existirte.  Erst  viele  Jahre  später,  in  diesem 
Jahrhundert  haben  andere  Staaten  Aehnliches  aufzuweisen ,  und  die 
genannten  Länder  sind  bis  heutigen  Tages  nur  wenig  über  die  damaligen 
Leistungen  hinausgekommen. 

Gleichfalls  ist  es  Sachsen ,  bei  dem  die  ersten  Spuren  einer  Vieh- 
zählung zu  finden  sind,  da  sich  bereits  in  einer  Abhandlung  über  den 
Zustand  Sachsens  aus  dem  Jahre  1697  eine  Anzahl  Tabellen  befinden*), 
die  nebst  andern  Nachrichten  auch  Bruchstücke  über  die  Zahl  der  da- 
mals vorhandenen  Pferde,  Ochsen  u.  s.  w.  enthalten.  Aus  den 
Jahren    1703   und    1707  liegen   für   dasselbe   Land  Verordnungen   für 


3)  Zeitschrift  des  königl.  sächs.  stal.  Bureaus.     Herausg.  von  Engel.     Jahrg.  I 
(1855)  S.  168, 

4)  a.  a.*  0.  S.  169. 
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Viehzählungen  vor.  Immerhin  waren  es  erst  die  Kriegszeiten  des 
jetzigen  Jahrhunderts,  welche  die  Kenntniss  namentlich  der  vorhandenen 
Pferde  als  nothwendiges  Bedürfniss  hervortreten  Hessen  und  die  Vieh- 
zählungen in  den  verschiedenen  Staaten  allgemein  einführten*). 

Die  Verbreitung  der  physiokratischen  Ansichten  in  der  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  konnte  nicht  verfehlen,  auch  auf  die  Agrarstatistik 
Einfluss  zu  üben.  Wie  das  Mercantilsystem ,  welches  den  Menschen 
als  Productionsraaschine  schätzen  lehrte,  das  Bestreben  hervorrief,  die 
Menschenzahl  genauer  zu  kennen  und  ihre  Bewegung  fortdauernd  zu 
beobachten,  wodurch  es  allmählig  die  Ausbildung  der  Bevölkerungs- 
statistik veranlasste ,  so  führte  die  Lehre  der  Physiokraten ,  welche 
den  Schwerpunkt  der  volkswirthschaftlichen  Production  ausschliesslich 
in  der  Landwirthschaft  suchte,  zunächst  neue  Versuche  herbei,  den 
Zustand  der  Landwirthschaft  genauer  kennen  zu  lernen. 

Ein  solcher  Versuch  ist  von  dem  berühmten  Engländer  Arthur 
Young  unternommen,  der  eine  genaue  Schilderung  der  Landwirth- 
schaft von  England^)  und  Frankreich'')  nach  Beobachtungen ,  die  er 
auf  vielen  Reisen  gemacht  hatte,  entwarf  und  selbst  nach  seinen  zahl- 
reichen statistischen  Notizen  die  besäete  Fläche  Frankreichs,  wenn 
auch  immerhin  in  ziemlich  willkürlicher  Weise,  berechnete.  Die  grosse 
Verbreitung,  welche  seine  Werke  fanden,  sind  ein  Zeichen  des  grossen 
Interesses,  welches  man  damals  an  der  Landwirthschaft  nahm.  Die 
physiokratische  Lehre  wirkte  noch  in  anderer  Beziehung;  sie  hatte  zu 
beweisen  gesucht,  dass  sich  der  Grund  und  Boden  am  besten  zur  Be- 
steuerung eigne,  was  von  den  stets  geklbedürftigen  Regierungen  mit 
Eifer   erfasst  wurde.     Da   aber   der  Bauernstand  die  immer  mehr   an- 


5j  In  Kurliessen  hatten  vor  1805  sclion  8  Viehzählungen  stattgefunden  ,  die  bis 
weit  in's  vorige  Jalirhundert  zurückdaliren.  —  Beiträge  zur  Stat.  Kuriiessens  1867 
Heft  2  S.  69.  Landw.  Zeilschr.  für  Kurii.  1860  S.286,  1861  S.  57.  —  In  Württem- 
berg beginnen  die  Viehzählungen  1816,  dann  fanden  1831  und  1840  u.  s.  w.  dergleiclien 
statt.  Memminger's  Beschr.  Württembergs  1841  S.  407.  —  In  Bayern  1810.  38.  44. 
54.  63.  Viehstatislik  des  Königr.  Bayern  1864.  —  In  Preussen  1816  u.  s.  \v.  Zeit- 
schrift des  preuss.  stat.  Bureaus  1863.  —  In  Hannover  1817.  33  u.  s.  w.  Das 
Königr.  Hannover  von  Reden  1839  S.  158.  —  In  Baden  iiabcn  seit  1820  alle  5 
Jahre  Viehzählungen  stallgefunden.  Beiträge  zur  Stat.  Badens  1856  Heft  VI.  — 
Es  wird  bei  Besprechung  der  allen  sächsischen  Viehzählungen  ausdrücklich  hervor- 
gehoben, dass  dieselben  vorzüglich  zur  Ermittelung  der  mililärtüchtigen  Pferde  ver- 
anlasst wurden,    a.  a.  0. 

6)  Arthur  Young,  Oekonomische  Reise  durch  England.  4  Bde.  Leipz.  1775. 
nach  der  2.  englischen  Ausgabe  übersetzt. 

7)  Voyages  en  France  pendanl  les  annees  1787  — 1790.  trad.  de  l'angl.  Paris 
1794. 

e* 
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wachsende  Steuerlast  nicht  mohr  wie  bisher  allein  zu  traf,'en  vermochte, 
so  sah  man  sich  genöthigt.  eine  neue  Vertheilunj;,'  derselben  vorzu- 
nehmen. Schon  1763")  wurde  daher  in  Frankreich  eine  allgemeine 
Katastrirung  des  Landes  verfügt,  doch  gelang  es  dem  für  seine  Privi- 
legien besorgten  Adel  und  Clerus,  die  Ausführung  zu  hintertreiben, 
während  zur  selben  Zeit  Maiia  Theresia  in  der  Lombardei  das  Werk 
in  musterhafter  Weise  durchführte.  Die  Revolution  traf  Frankreich 
in  dieser  Beziehung  noch  unvorbereitet,  obwohl  noch  mehrmals  ein 
Anlauf  in  derselben  llichtung  genouimen  war.  Als  die  Nationalver- 
sammlung nun  17130  die  gleichmäs>ige  ^'ertheilung  der  Steuer  nach 
dem  Grundbesitze  beschloss,  fehlte  jeder  Anhalt  zur  Bestimmung  des 
Umfangs  der  Ackerfläche  und  man  sah  sich  gcnöthigt,  als  solchen  eine 
Berechnung  Lavoisicr's  zu  acceptiren ,  welcher  aus  der  Zahl  der 
vorhandenen  PÜüge  die  damit  beackerte  Fläche  zu  bestimmen  suchte. 
Erst  1808  begann  man  ernstlich  ein  genaues  Parcellarkataster  zu  ent- 
werfen, welches  indessen  erst  1852  beendet  wurde.  Dem  gegebenen 
Beispiele  folgten  sehr  allmählig  die  meisten  andern  Staaten  mit  mehr 
oder  weniger  Schnelligkeit  und  Accuratesse  in  der  Ausführung^). 

Bei  den  grossen  Anforderungen,  welche  Napoleon  an  Frankreich 
machte,  musste  ihm  daran  gelegen  sein,  zu  wissen,  was  dasselbe  zu 
leisten  im  Stande,  und  so  suchte  er  eine  eingehende  Statistik  des 
Landes  durch  ein  Machtgebot  hervorzuzaubern.  Nicht  weniger  als  334 
Fragen  über  die  Verhältnisse  des  Departements  besonders  in  landwirth- 
schaftlicher  Hinsicht  stellte  er  jedem  Präfecten  zur  Beantwortung  in 
zwei  Monaten.  Es  blieb  jedoch  beim  Fragen.  —  Obgleich  nun  das 
Restaurationsregiment  alle  Massregeln  Napoleon's  zu  Herstellung  einer 
Statistik  rückgängig  machte,  sah  es  sich  doch  bald  genöthigt,  in  ähn- 
licher Weise  vorzugehen.  Man  begnügte  sich  indess  mit  wenigen  all- 
gemeinen und  ausserdem  sehr  unbestimmt  gehaltenen  Fragen,  so  dass 
die  Antworten  wenig  Werth  hatten,  und  erst  im  Jahre  1836  wurde 
eine  eingehende  Agrarstatistik  veranlasst,  und  zwar  im  grossartigsten 
Massstabe. 


8)  Elements  de  statistique,  par  Moreau  de  Jonnes.     Paris  1856.    p.  60. 

9)  Die  Kataslrirung  des  Landes  ist  eine  iiraUe  Einrichtung.  S.  Hisloire  des 
impots  sur  la  propriete  et  le  revenu  foncier,  par  Vicomte  de  Parier.  Paris  1864. 
—  In  Spanien  gab  es  ein  Kataster  schon  zur  Zeit  der  Araber,  in  Belgien  seit  1317. 
Karl  V.  liess  es  dort  (wie  in  der  Lombardei)  erneuern.  Gleiches  geschah  1631  und 
1794.  Auch  in  Frankreich  hat  in  einzelnen  Theilen  schon  im  14.  Jahrh.  eine  Ka- 
tastrirung  stattgefunden.  Mor.  de  Jennys,  Elements  p.  58.  In  Württemberg 
schon  1607—1620,  dann  1655  und  1705  revidirt.     Memminger  S.  122. 
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In  Deutschland  hatten  die  Nothjahre,  welche  dem  grossen  Frei- 
heitskampfe folgten  und ,  erst  durch  Missernten ,  dann  durch  Ueber- 
production  veranlasst,  das  hülfreiche  Eingreifen  der  Regierung  ver- 
langten, deutlich  die  Nothvvendigkeit  einer  genaueren  Kenntniss  des 
Bedarfs  an  Subsistenmitteln ,  sowie  der  einzelnen  Ernteergebnisse  ge- 
zeigt. Doch  entschlossen  sich  nur  wenige  Länder,  bereits  die  Ernte- 
erhebungen mit  Regelmässigkeit  durchzuführen.  Erst  die  Theuerung 
des  Jahres  1847  verallgemeinerte  die  MassregeP"). 

Reichen  nun  auch  einzelne  agrarstatistische  Arbeiten  schon  in 
frühere  Jahrhunderte  zurück,  so  blieben  sie  doch  meist  in  den  Acten 
vergraben  und  von  der  Wissenschaft  unverwerthet.  Die  Regierungen 
liebten  es,  den  Zustand  des  Landes  überhaupt  wie  ihre  einzelnen  Mass- 
regeln dem  Publikum  gegenüber  in  möglichstes  Dunkel  zu  hüllen,  um 
demselben  nicht  eine  Handhabe  zur  Kritik  zu  bieten.  Erst  der  neueren 
Zeit  war  es  vorbehalten,  Hand  in  Hand  mit  der  sich  immer  mehr  aus- 
breitenden Presse  und  dem  sich  allmählig  Bahn  brechenden  constitutio- 
nellen  Princip  die  Publicität  auch  hier  zum  Grundsatze  zu  machen, 
und  so  ist  die  möglichst  klare  Darlegung  der  Verhältnisse  des  Landes 
und  zwar  vermittelst  der  Statistik  als  die  Aufgabe  der  Gegenwart  all- 
gemein anerkannt.  — 

Während  man  sich  ferner  bis  dahin  hauptsächlich  mit  allgemeinen 
Berichten  über  die  Lage  der  Landwirthschaft  begnügt  hatte,  trat  nach 
Frankreichs  Vorgang  das  Streben  nach  zift'ermässiger  Darstellung,  auch 
der  Agriculturverhältnisse  hervor,  ohne  Itücksicht  auf  die  bedeutenden 
Schwierigkeiten,  welche  damit  verknüpft  sind. 

Die  allgemeinen  Ernteberichte  nahmen  bestimmtere  Form  an  und 
wurden  zu  grossen  Tabellen,  welche  in  Zahlen  die  Erträge  jeder  Com- 
mune aufführten.  Die  Viehzählungen  erhielten  immer  reichhaltigere 
Rubricirung.  Die  schon  weit  vorgeschrittene  Bevölkerungsstatistik  zog 
die  ländlichen  Bewohner  nach  ihrem  Stande  und  ihrer  Beschäftigung  in 
Betracht.  Die  Gebäude  wurden  auf  Veranlassung  des  Finanzministers 
gezählt,  und  die  ungleichen  Rechte  und  Pflichten,  welche  mit  dem 
Grundbesitz  verbunden  waren,  nöthigten  zur  Ermittelung  der  politischen 
Verschiedenheit  des  Grundeigenthums. 

Immerhin  waren  es  aber  nur  besondere  Verwaltungszwecke,  welche 
die  agrarstatistischen  Erhebungen  veranlasst  hatten,  und  es  fehlte  das 
Haupterforderniss,  um  die  Erhebungen  für  die  Wissenschaft  erspriesslich 
zu   machen,   die  Möglichkeit,   die  gewonnenen  Zahlen  unter  einander 


10)  S.  darüber  den  folgenden  Abschnitt  über  die  ErlitestatiBtik. 
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in  Verbindung  zu  bringen,  dann  sie  mit  andern  Staaten  zu  vergleichen, 
da  jeder  dabei  seinen  eigenen  Weg  gegangen  war. 

Eine  wesentliche  Förderung  erwartete  man  daher  von  den  inter- 
nationalen Congressen,  welche  Gleichheit  der  Gegenstände  und  Methode 
der  Erhebung,  dann,  wie  man  wohl  erwarten  durfte,  vor  AUeni  Klar- 
heit in  die  zu  verfolgenden  Ziele  bringen  sollten,  bis  jetzt  ist  aber 
ein  Einfluss  der  Congressbeschlüsse  gerade  auf  die  agrarstatisti.schen 
Arbeiten  nicht  zu  bemerken  gewesen ,  was  allerdings  von  der  Art  der 
Beschlüsse  selbst  herrührt.  Man  verlangte  in  Brüssel  nicht  nur  die 
Vermessung  und  Bonitirung  des  Landes,  sondern  auch  die  Ermittelung 
der  Kauf-  und  Pachtpreise  desselben,  dann  das  Anbauverhältniss 
und  den  Ertrag  der  verschiedenen  Früchte  sowie  die  verwendeten 
Arbeitskräfte.  Es  war  also  vorzüglich  die  landwirthschaftliche  Pro- 
duction  selbst,  deren  Factoren  und  Resultate  (conditions,  procedes, 
et  resultats),  welche  in  Betracht  gezogen  wurden.  In  Paris  wurden 
diese  Punkte  noch  mehr  präcisirt  und  durch  mehrere  selbst  unwesent- 
liche Punkte,  wie  die  Düngerproduction,  die  Ausdehnung  der  speciellen 
Ackerwege  u.  s.  w.,  in  derselben  Richtung  vermehrt.  Auf  dem  wiener 
Congress  kehrte  man  dagegen  zu  einem  Anfangspunkte  zurück  und 
machte  darauf  aufmerksam,  dass  die  Katastrirung  in  durchaus  ver- 
schiedener und  häufig  unvollkommener  Weise  vorgenommen  sei.  und 
empfahl  zunächst  die  genaue  Ermittelung  der  Eigenthumsverhältnisse. 
In  London  wurde  nochmals  die  alljährliche  lu'mittelung  des  Anbaus 
sowie  des  Ertrags  der  verschiedenen  Früchte,  dann  eine  alle  Jahre 
oder  mindestens  alle  5  Jahre  wiederkehrende  Viehzählung  für  wünschens- 
werth  erklärt.  In  Berlin  sah  man  die  Nothwendigkeit  ein ,  wieder 
einen  Schritt  zurück  zu  thun  und  die  allgemein  rechtlichen  wie  volks- 
wirthschaftlichen  Grundlagen  einer  eingehenden  Besprechung  zu  unter- 
ziehen und  eine  genaue  Rubricirung  herzustellen ;  Hess  mithin  die  Pro- 
duction  selbst  ausser  Acht.  Eins  der  wichtigsten  Resultate  desselben 
Congresses  war  zugleich,  dass  offen  ausgesprochen  wurde,  wie  nöthig 
es  sei,  zunächst  über  die  bisherigen  agrarstatistischen  Leistungen  der 
verschiedenen  Länder  Auskunft  zu  erhalten,  und  an  die  Regierungen 
die  Bitte  gerichtet  wurde,  dem  nächsten  Congresse  eingehenden  Be- 
richt darüber  zu  erstatten,  da  die  bisherigen  Arbeiten  der  Delegirten 
zu  wenig  ausreichten,  sowie  namentlich  Zusammenstellungen  der  Agrar- 
verfassung  zu  liefern"),    um   vor  Allem   ein  Bild  von  den  rechtlichen 


11)  Wie    weit   dem   Verlangen    entsprochen    ist,   wird    erst    aus   den    Acten    des 
florentiner  Congresses  zu  ersehen  sein. 
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Zuständen   zu    erhalten,    welche   in    den    verschiedenen   Ländern   ob- 
walten. 

Auf  dem  letzten  Congresse  nun  in  Florenz  fand  man  für  gut,  um 
doch  etwas  Neues  vorzubringen,  mit  gewaltigen  Schritten  dem  Ziele 
zuzueilen  und  bereits  die  Ermittelung  des  Reinertrags,  des  Werthes 
nicht  nur  der  Boden-,  sondern  auch  der  Viehproducte  in  Vorschlag  zu 
bringen.  Man  ging  in  die  einzelnen  Details  des  Productionsaufwandes 
ein  und  fragte  nach  den  Kosten  der  Unterhaltung,  des  Ersatzes  der 
Arbeitsthiere ,  der  Ackcrinstrumente,  Gebäude  u.  s.  w. ,  nahm  mithin 
die  Productionsstatistik  wieder  in  die  Hand,  welche  in  Wien  und  Berlin 
in  den  Hintergrund  getreten  war,  und  führte  sie  bis  in  die  abgelegensten 
Winkel  des  landwirthschaftlichen  Betriebs.  — 

Schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  die  sämmtlichen  Congressbeschlüsse 
zeigt,  dass  jeder  einheitliche  Gedanke  bei  Aufstellung  der  Fragen  fehlt; 
bald  gehen  sie  auf  einzelne  Details  der  Landwirthschaft  selbst  ein, 
ohne  indessen  erschöpfend  zu  sein,  denn  die  folgenden  Congresse  haben 
gewöhnlich  ergiebige  Nachlese  zu  halten ;  bald  wieder  berühren  sie 
einzelne  Punkte  der  Agrarstatistik  oder  allgemeine  volkswirthschaftliche 
Fragen ,  ohne  dass  mit  Consequenz  und  Methode  ein  bestimmtes  Ziel 
verfolgt  wird. 

Mau  hatte  die  Nothwendigkeit  erkannt,  zur  Erfüllung  der  von  der 
Regierung  gemachten  Anforderungen  eine  genaue  Kenntniss  von  den 
vorhandenen  Subsistenzmitteln  zu  haben  und  suchte  daher  sofort  die 
Erhebung  darauf  hinzulenken ,  olme  zu  berücksichtigen ,  dass  dieselbe 
erst  dann  genau  sein  kann,  wenn  die  Vorarbeiten  vollendet;  erst  wirk- 
lich erspriesslich ,  wenn  zugleich  die  Bedingungen  erkannt ,  aus  denen 
sie  hervorgegangen.  Man  fing  die  Sache  gleich  auf  den  ersten  Con- 
gressen  vom  Ende  an  und  suchte  das  für  die  Statistik  Wünschcnswerthe 
vor,  ohne  sich  auf  das  zur  Zeit  Erreichbare  zu  beschränken  oder  we- 
nigstens dasselbe  in  den  Vordergrund  zu  stellen.  Noch  glaubte  man, 
das  ganze  Gebiet  der  Agrarstatistik  in  einen  Rahmen  fassen  und  in 
der  gleichen  Weise  behandeln  zu  können;  doch  breitete  sich  da.sselbe 
unter  den  Händen  der  Betrachtenden  in's  Unendliche  aus,  und  der 
berliner  Congress  begann  bereits  zwei  für  sich  abgegrenzte  Felder  ab- 
zusondern. Die  gesannnte  Agrarstatistik  lässt  sich  indessen  in  mehrere 
unter  sich  verschiedene  Theile  zerlegen,  von  denen  jeder  eine  selbst- 
ständige Bearbeitung  nach  besonderer  Methode  und  durch  eigene  Or- 
gane beansprucht. 

Die  Agrarstatistik  soll,  wie  auf  dem  Congress  zu  Brüssel  aufgestellt 
wurde,   alle  Thatsachen    in  Betracht  ziehen,  die  geeignet  sind,  eine 
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vollständipjc  Kenntniss  ilcr  Bedinfrungcn ,  des  Verfahrens  und  der  Re- 
sultate der  Landvvirthschaft  eines  Landes  zu  einer  bestimmten  Zeit  zu 
verschaffen. 

Diese  Thatsachen  umfassen  nun ; 

1)  die  allgemeinen  na tdr liehen  Grundlagen  der  landwirthschaft- 
lichen  Productioii; 

2)  die  gesanunte  Ag  rar  Verfassung; 

3)  die  allgemeinen   volkswirthscha  ft  liehen   Verhältnisse,   so- 
weit sie  die  Landwirthscliaft  berühren; 

4)  die  specit'Ucn  Kural Verhältnisse,  denen  dann 

5)  die  Resultate   der  1  and wirthschaft liehen  l'roduction 
gegenüber  zu  stellen  sind. 

Die  drei  ersten  Theile  umfassen  Thatsachen ,  die  sich  der  Ein- 
wirkung der  landwirthschaftlichen  Thätigkeit  entziehen.  Sie  sind  als 
gegebene  Grössen  anzusehen,  mit  welchen  der  Landwirth  zu  rechnen 
hat,  die  er  indoss  zu  ändern  nicht  im  Stande.  Die  Agrarverfassung, 
das  Klima,  in  beschränkterem  Maasse  die  orographische  Lage,  die 
geognostische  Beschaffenheit  des  Bodens  erstrecken  ausserdem  ihre  Ein- 
wirkung auf  grössere  Flächen,  beeinflussen  die  gesammte  Landwirth- 
schaft  einer  mit  Rücksicht  hierauf  abgegrenzten  Gegend.  Sie  bedürfen 
daher  nur  einer  allgemeinen  Feststellung,  welche  eine  Statistik  der 
speciellen  Landwirthscbaft  mehr  vorauszusetzen,  als  selbst  zum  Gegen- 
stande der  Erforschung  zu  machen  haben  dürfte. 

Die  dritte  Gruppe,  welche  auf  dem  berliner  Congress  eine  ein- 
gehende und  wohl  erschöpfende  Würdigung  erfahren,  umfasst  die  volks- 
wirthschaftlichen  Verhältnisse,  wie  die  Grösse,  die  politische  Verschieden- 
heit des  Grundeigenthums,  Regulirung  desselben,  Besitzwechsel,  die 
Creditverhältni.sse  u.  s.  w.  Sie  betrifft  vorzugsweise  das  Verhältniss 
der  Landwirthscbaft  zur  gesammten  Volkswirthschaft.  Aus  ihrer  Be- 
trachtung erfährt  man  über  den  Vorgang  der  landwirthschaftlichen 
Production,  die  Art  der  Benutzung  der  Bedingungen  nichts.  Ihnen 
stehen  die  vierte  und  fünfte  Grupi)e  gegenüber,  welche  die  unmittel- 
baren Productionsfactoren  und  das  Resultat  in's  Auge  fassen,  die  land- 
wirthschaftlichen Wirthschaftsverhältnisse  in  ihre  Theile  zerlegen,  mit- 
hin als  specielle  landwirthschaftliche  Productionsstatistik  zu  bezeichnen 
sind.  — 

So  nothwendig  die  Kenntniss  der  unter  den  drei  ersten  Rubriken  auf- 
gestellten Gegenstände  ist,  um  den  Zustand  der  gesammten  agrarischen 
Verhältnisse  zu  kennzeichnen,  so  tritt  doch  ein  durchgreifender  Gegen- 
satz derselben  zu  der  eigentlichen  Productionsstatistik  deutlich  hervor. 
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Während  bei  der  Darlegung  der  allgemeinen  natürlichen  Grund- 
lagen die  Feststellung  des  Bodens  nach  der  Entstehung,  der  geo- 
gnostischen  Beschaffenheit  und  Lage  durch  genaue  Kartirung  verlangt 
wird,  niuss  die  Productionsstatistik  den  Boden  dagegen  nach  seiner 
Ertragsfähigkeit,  seiner  schweren  oder  leichten  Bestellbarkeit  u.  s.  w., 
mit  andern  Worten  nach  der  Bonität  betrachten,  die  bei  Diluvialboden 
fast  bei  jedem  Grundstücke  wechselt.  Ob  ferner  der  Besitzer  eine  Privat- 
person, der  Fiskus,  ein  Kloster;  ob  der  Wirthschaftende  der  Besitzer 
selbst,  ein  Pächter  oder  Administrator  ist,  ob  das  Gut  hoch  verschuldet 
oder  nicht,  ist  für  die  Productionsstatistik  gleichgültig;  sie  fragt  allein 
nach  der  Art  der  Bewirthschaftung.  Andererseits  kommt  es  für  die 
gesammte  Volkswirthschaft  weniger  in  Betracht,  wie  gross  die  Roh- 
production  überhaupt,  sondern  wie  viel  an  Naturalien  zum  Consum 
gestellt  wird,  während  die  Productionsstatistik  zugleich  in  Betracht  zu 
ziehen  hat,  wie  viel  vorweg  zur  Saat,  zum  Viehfutter  u.  s.  w.  von 
der  Rohproduction  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

Die  folgenden  Blätter  haben  sich  nun  ausschliesslich  die  Productions- 
statistik zutn  Gegenstande  der  Betrachtung  gewählt  und  wollen  die  bis- 
herigen Leistungen  auf  diesem  Gebiete  einer  eingehenden  Kritik  unter- 
ziehen sowie  untersuchen,  auf  welche  Weise  Erspriesslicheres  zu  leisten 
sein  dürfte  als  bisher.  — 


Kritik  der   bisherigen  die  Productionsstatistik 
betreffenden  Arbeiten. 

Die  Gegenstände ,  auf  welche  die  landwirthschaftliche  Productions- 
statistik vornehndich  ihr  Augenmerk  zu  richten  hat,  sind  nun.  den 
Factoren  der  Landwirthschaft  gemäss,  zunächst  der  Grund  und  Boden 
nach  Quantität  und  Qualität ,  das  mit  den)selben  verbundene  Kapital, 
die  menschlichen  und  thierischen  Arbeitskräfte,  der  Productionsaufwand, 
die  Art  der  Benutzung,  denen  dann  schliesslich  das  Resultat .  der  Roh- 
und  Reinertrag  in  Geld  und  Naturalien,  gegenüber  zu  stellen  ist. 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  alles  zur  Erforschung 
der  landwirthschaftlichen  Production  Wünschenswerthe  in  Betracht  zu 
ziehen  und  zu  untersuchen,  was  noch  zu  leisten  übrig;  sondern  allein 
zu  betrachten,  wie  die  in  Betreff"  der  Hauptfragen  ueniachten  er- 
wähnenswerthesten  Erhebungen  für  unsere  Zwecke  ausreichen,  wie  weit 
die  bisher  befolgte  Methode  hier  überhaupt  Befriedigendes  zu  liefern 
im  Staude  ist. 
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a.     Bodenqualität. 


Was  zuniichst  die.'  15oiltMilH-.>cli;itfüiilieit  nach  ihrer  P>tragsfähigkeit 
betrifft,  so  haben  die  grösseren  statistischen  Aufnahmen  dieselbe  bis- 
her unberücksichtigt  gelassen,  und  die  Zusaninienstellungen  schlössen 
sich  den  politischen  Kintiieilun^en  des  Landes  an,  die  ganz  unabhängig 
von  der  physikalishhen  Beschaffenheit  desselben  ist.  Eine  Provinz, 
ein  Departement  umschliesst  Gegenden  von  der  grössten  geognostischen 
und  orugra])hisclien  Verschiedenheit,  njithin  von  ganz  ungleichen  Pro- 
ductionsbedingungen .  so  dass  der  EinHuss  derselben  in  den  Durch- 
schnittszahlen der  Erträge  nicht  zum  Vorschein  kommen  kann.  Selbst 
in  Preussen.  welches  in  den  ö.stlichen  Provinzen  nur  unbedeudende 
Höhenunterschiede  aufzuweisen  hat,  umfassen  einzelne  kleine  Theile 
durch  die  Lage  bedingte  gänzlich  verschiedene  Bodenarten  und  Wirth- 
schaftsmethoden .  z.  B.  in  der  Niederung  und  Höhe  an  der  Oder  und 
Weichsel.  Der  Unterschied  ist  natürlich  noch  ungleich  bedeutender 
in  Gegenden  mit  gebirgigen  Theilen.  Kennt  man  von  einem  solchen 
Kreise  auch  genau  den  Durchschnittsertrag  pro  Morgen  oder  die  Ernte 
in  Summa,  so  ist  die  gefundene  Zahl  wohl  der  Bevölkerung  gegenüber 
zu  stellen  und  von  der  Regierung  zu  beachten .  wenn  sie  für  den  Con- 
sum  nicht  hinzureichen  droht;  sie  ist  aber  zur  Beurtheilung  der 
landwirthschaftlichen  Verhältnisse  durchaus  unbrauchbar. 

Nur  drei  agrarstatistische  Arbeiten  sind  uns  bekannt,  welche,  von 
der  politischen  Eintheilung  abstrahirend ,  die  natürlichen  Verhälltnisse 
der  Abgrenzung  der  betrachteten  Bezirke  zum  Grunde  gelegt  haben: 
1)  Statistik  der  Volkswirthschaft  Niederösterreichs.  Wien  1867;  2)  Sta- 
tistik Württembergs,  in  den  Württemb.  Jahrbüchern  1860  Heft  2; 
3)  Statistik  der  Bodenproduction  von  zwei  Gebietsabschnitten  Ober- 
Oesterreichs  von  Dr.  Lorenz.     WMen  1867. 

Gleichwohl  konnte  bei  den  beiden  ersten  auch  nur  die  Lage  und 
allgemeine  geognostiscbe  Beschaffenheit  des  Bodens,  nicht  aber  die 
wirkliche  Ertragsfähigkeit  berücksichtigt  werden.  In  der  dritten  Schrift 
von  Dr.  Lorenz  wurde  dagegen  eine  äusserst  eingehenhe  Charakteri- 
sirung  der  Bodenqualität  in  den  einzelnen  Steuergemeinden  nach  der 
naturwissenschaftlichen  Methode  (n)echanische  und  theilweise  chemische 
Analyse)  und  der  ökonomisch- technischen  unternommen.  Die  Tabellen 
über  die  Grösse  der  Wirthschaften  und  der  Erträge  sind  sowohl  in 
Gruppen  nach  Lage  und  Bodenbeschaffenheit,  als  auch  nach  Steuer- 
bezirken aufgeführt,  und  da  die  letzteren  im  Durchschnitt  nicht  900  Joch 
übersteigen,  so  ist  hier  sicher  der  Anforderung  genügt.    Nur  wenn  so 
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kleine  Bezirke  in  Betracht  gezogen  werden ,  ist  man  im  Stande ,  an- 
nähernd gleiche  Productionsgrundlagen  gegenüber  zu  stellen.  In  Ge- 
genden mit  angeschwemmtem  Boden ,  die  namentlich  in  Norddeutsch- 
land überwiegen ,  zeigen  oft  zwei  benachbarte  Güter  durchaus  ver- 
schiedene Ertragsfähigkeit.  Die  Schwierigkeiten  in  der  Bestimmung 
derselben  sind  sehr  bedeutende  und  wir  müssen  es  einer  besondern  Ab- 
handlung vorbehalten,  die  hierher  gehörigen  Punkte  näher  auszuführen. 
Es  genügt  hier,  darauf  hinzuweisen,  dass  durch  Auswahl  einzelner  kleiner 
Objecte  die  Lösung  der  Aufgabe  zum  Mindesten  erleichtert  wird,  und 
die  erwähnte  österreichische  Arbeit  die  einzige  ist,  welche  die  Lösung 
versuchte. 

b.     Grösse  der  selbstständigen  Wirthschaften. 

Viel  ist  bereits  über  den  Einfluss  der  Grösse  der  Besitzungen  auf 
die  Landwirthschaft  geschrieben ,  sie  ist  daher  auch  in  vielen  Ländern 
Gegenstand  der  statistischen  Ermittelung  gewesen,  aber  meist  in  durch- 
aus unzureichender  Weise. 

Die  Productionsstatistik  hat  es  offenbar  nur  mit  der  landwirth- 
schaftlich  benutzten  Fläche,  ferner  nur  mit  dem  Umfange  der  für  sich 
bestehenden  Wirthschaft  zu  thun ,  denn  sie  allein  umfasst  alle  zusam- 
menwirkenden Factoren .  in  ihr  allein  kommt  der  Einfluss  der  zusam- 
menwirkenden Potenzen  auf  das  Wirthschaftsresultat  zur  Erscheinung. 

In  den  bisherigen  statistischen  Arbeiten  wurde  aber  bald  die  Zahl 
der  besitzenden  Personen  als  massgebend  angenommen,  wie  in  Württem- 
berg'*}, Bayern'^}.  Kurhessen'*)  und  Sachsen'*)  (Vieh  besitzende 
Grundbesitzer  und  Pächter),  bald  allerdings  die  selbstständige  Wirth- 
schaft (exploitation  ,  ferme) ;  doch  bestimmte  man  die  Grösse  derselben 
nach    dem    gesammten    Areal,    so    in    Frankreich'^),    Irland'^)    und 

12)  Beschreibung  Würltetnbergs ,  lierausg  vom  stal.  -  lopogr.  Bureau.  Stuttgart 
1863.  Wegen  mangelhafter  Berücksichtigung  der  Forensen  sind  auci»  diese  Angaben 
in  Württemberg  nicht  genau.  Dagegen  ist  zu  bemerken,  dass  hier  nur  die  land- 
wirtiischaftlicii  benutzte  Fläche  birücksichtigt  wurde. 

13)  Die  Ernten  im  Königr.  Bayern,  von  Herr  mann.    München  1866.    S.  X.WII. 

14)  Statistische  Dliltheilungen  über  Kurhessen  von  B.  Hildebrand.  Berlin 
1853. 

15)  Zeilschr.  des  stat.  Bureaus  von  Sachsen,  lierausg.  von  Engel  1856. 

16)  In  Frankreich  wurde  ausserdem  nur  die  rechtliche,  nicht  die  factische  Zu- 
gammengehörigkeit (cotes  fonrieres)  beachtet.  Slalislique  de  la  France.  Agriculture 
1840.  Slatislique  agricole.  Deuxieme  Serie  1858  und  1860.  —  Beide  sind  fortan 
die  Quellen  für  die  französische  Statistik,  soweit  es  nicht  ausdrücklich  anders  an- 
gegeben. 

17)  The  censuä  of  Ireland.     Agricultural  returns  1861. 
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Bühinen'*');  dort  zwar  mit  Fortlassiint,'  der  unproductiven  Fläche,  aber 
mit  Ein^clilus.s  der  Forsten ,  wie  in  l'rcu.ssen  '^j.  Nach  der  Gruiul- 
steuerveranluguiig  ist  hier  zwar  die  Ausscheidung  der  Wälder  möglich, 
aber  noch  nicht  gesciiehcn.  da  eine  Verarbeitung  des  erlangten  Ma- 
terials bis  jetzt  nur  für  den  Regierungsbezirk  .Stettin  erfulgt  ist.  Auch 
eine  grössere  Anzahl  der  durch  die  Landräthe  verfassten  Kreisbe- 
schreibungen, welche  uns  vorgelegen  haben,  acceptiren  in  dieser  Be- 
ziehung einlach  die  allgemeinen  Aufnahmen.  Ausserdeni  ist  zu  benier- 
ken,  dass,  auch  abgesehen  von  der  Hinzuziehung  der  Waldtiäche,  eine 
genaue  Feststellung  der  selb.stständigen  Wirthschalten  nicht  erfolgt  ist, 
da  man  bei  der  Erhebung  nicht  consequent  verfuhr.  Es  sind  z.  B. 
die  landwirthschaftlichen  Tagelöhnei-,  welche  in  den  östlichen  Provinzen 
zum  grössten  Theil  Wohnung  und  Garteidand  von  dem  Gutsherrn  ge- 
miethet  haben  ,  nicht  als  selbstständig  Wirthschaftende  berücksichtigt, 
obwohl  ihre  Gärten  dauernd  mit  der  Wohnung  verbunden  sind ,  wenn 
auch  die  Inhaber  wech.-eln.  Das  lüitscheidende  ist  aber  die  regel- 
mässig von  der  bestinmiten  Haushaltung  ausgehende  Bearbeitung  und 
Benutzung  des  Landes;  eine  Bedingung,  die  hier  erfüllt  ist,  währeud 
gleichwohl  die  Taglöhnergärten  allgemein  mit  im  Gutsacker  aufgeführt 
sind. 

Die  Inconsequenz ,  mit  der  mau  bisher  verfuhr,  tritt  bei  einer 
Arbeit  des  statistischen  Bureaus  zu  Braunschweig  »Der  landwirth- 
schaftliche  Privatgrundbesitz  im  Herzogthum  Braunschweig,  1867«  be- 
sonders hervor.  Wie  ausdrücklich  bemerkt  wird,  beabsichtigte  man,  für 
die  Erörterung  der  Frage:  »ob  Geschlossenheit,  ob  freie  Theilbarkeit  der 
ColouateV«  einen  Anhalt  zu  geben.  In  Folge  dessen  berücksichtigte  man 
allein  den  Privatbesitz,  ferner  nur  die  landwirthschaftlich  nutzbare 
Fläche,  ging  dagegen  nicht  vom  Eigenthum,  auch  nicht  von  der  facti- 
schen  Bewirthschaftung,  sondern  von  den  rechtlich  zusammengehörigen 
Höfen  aus,  so  dass  weder  über  die  Besitzveihälltnisse  noch  über  den 
Umfang  der  selbstständigen  Wirthschaften  durch  die  Arbeit  genügende 
Auskunft  ertheilt  wird.  Üb  sie  aber  hiernach  ihrem  oben  ausgesproche- 
nen Zwecke  entsprechen  kann,  soll  hier  unerörtert  gelassen  werden. 
Die  Zusammenstellung  ist  aus  den  Grundsteuerkatastern  entnonmien, 
wonach  nicht  mehr  zu  erwarten.  Befriedigendes  möchte  nur  durch 
directe  Aufnahmen  zu  erlangen  sein.  Die  landwirthschaftlich  benutzte 
Fläche  und    der   Umfang   der   factischen  Wirthschaftscomplexe  werden 

18)  Tafelti  zur  Statistik  der  Land-  und  Forslwirtlischaft  des  Königreichs  Böhmen. 
2.  Heft.     1862. 

19j  Zeitschrift  des  stat.  Bureaus.     3.  Jahrg.  Nr.  2  und  3.     Berlin  1863. 
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nur  in  den  Arbeiten  von  Belgien^"),  ferner  von  Gotha '^')  und  der 
schon  erwähnten  von  Ober  -  Oesterreich  gesondert  betrachtet. 

Auf  dem  pariser  Congress  verlangte  man  allerdings  Aufschluss  über 
die  Eigenschaft  der  Wirthschaftenden,  wer  Besitzer,  Pächter  oder 
Administrator  sei,  abstrahirte  mithin  vom  Eigenthümer;  ferner  über 
die  Ausdehnung  der  Grundstüke  (exploitations) .  die  Zahl  der  Parcellen. 
Man  ging  mithin  auch  vom  factischen ,  nicht  vom  rechtlichen  Wirth- 
schaftscomplex  aus.  Dagegen  griff  der  wiener  Congress  ausschliesslich 
auf  die  Ermittelung  der  Eigenthurasverhältnisse  zurück.  In  Berlin 
sprach  man  nur  von  der  Parcelle  und  der  Besitzung,  wobei  der  Begriff 
der  Besitzung  nicht  genau  definirt  wurde,  also  wie  gewöhnlich  zu  nehmen 
ist:  als  die  rechtlich  zusammengehörige  Wirthschaft ^^).  Mithin  ist 
jeder  Congress  von  einem  andern  Gesichtspunkte  ausgegangen  und  hat 
nichts  zur  Präcisirung  der  Frage  gethan.  Das  Richtige  vom  allgemeinen 
statistischen  Standpunkte  aus  wäre  unbedingt,  alle  drei  Punkte  gesondert 
in's  Auge  zu  fassen. 

Wir  haben  bisher  nur  zwei  wesentliche  Productionsfactoren  in  Be- 
tracht gezogen :  die  natürliche  Grundlage  und  die  Grösse  des  Wirth- 
schaftsobjectes,  und  wir  fanden  nur  eine  einzige  Arbeit,  die  in  beiden 
den  nothwendigsten  Ansprüchen  genügte;  diese  erstreckte  sich  aber 
nur  auf  ein  sehr  kleines  Territorium. 

In  Bezug  auf  die  Par cell irung  ist  bereits  erwähnt,  dass  der 
pariser  wie  berliner  Congress  dieselbe  zur  Berücksichtigung  empfahl. 
Eine  Zählung  der  Parcellen  hat  allerdings  in  mehreren  Staaten  statt- 
gefunden, ohne  dass  das  erlangte  Material  indess  eine  eingehendere 
Verarbeitung  erfahren  hätte.  — 

Der  naturgemäss  folgende  Punkt  wäre  das  Anbau -Verhältniss  der 
verschiedenen  Früchte,  doch  ist  dasselbe  so  eng  mit  der  Ernte  ver- 
bunden ,  dass  es  besser  dort  zugleich  zur  Sprache  gebracht  wird. 

c.    Kapital. 

Ist  auch  die  Ansicht  allgemein  acceptirt,  dass  die  Zinsen  des  durch 
Grund  und  Boden  repräsentirten  Kapitals,  also  der  Kaufsumme,  nicht 


20)  Stalislique  de  la  Belgiqiic.  Agiiculture  1850.  Expose  de  la  Situation  du 
Royaume.     Brux.  1852.     Tit.  W.  p.  24  und  1860. 

21)  Mittlieilungen  aus  dem  slat.  Bureau  des  licrzogl.  Staatsininisteriums  zu  Gotha 
über  Landes-  und  Voliiskunde,  besonders  bez.  des  Herzoglliunis  Gotha.  B.  2.  Theil 
3.  Heft  1866. 

22)  S.  Rechenschaftsbericht  über  die  V.  Sitzungsperiode  des  inlernat.  Congresses. 
Berlin  1865. 
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unter  die  Productionskoston  zu  rechnen  sind,  so  ist  die  Erniitfelung 
(lessell)en  doch  von  zu  j^rosser  Wiclitigkeit  auch  für  verschiedene  Fragen 
der  si)eciellen  Landwirthschaft,  als  dass  es  ganz  übergangen  werden 
könnte. 

Hekanntlich  hatten  nodi  J'haer  und  Koppe,  nach  Ad.  Smith, 
zum  eigentlichen  Grundkapital  den  Gel)äude\vertii  mit  iiinzugezogen. 
während  Flotow  nach  Ricardo  und  ihm  folgend  alle  bezüglichen 
Autoritäten  der  Neuzeit  den  letzteren  tlieils  besonders  hinstellten,  theils 
mit  dem  des  todten  Inventariums  zusannnenrechneten. 

Bei  zwei  allgemeinen  Schätzungen  in  Frankreich  1821  und  18.j1'') 
wurde  die  letztere  Methode  befolgt;  in  der  ober-österreichischen  Probe- 
arbeit dagegen  die  alte  Thaer'sche,  da  die  benutzten  Angaben  der 
facti.schen  Verkäufe  die  Gebäude  mit  ein.schlossen.  Ausser  den  an- 
geführten Versuchen  ist  eine  Schätzung  des  Kaufwerthes  in  erwähnens- 
werther  Weise  nur  in  Belgien  geschehen,  wo  die  Kauf-  und  Pachtpreise 
in  den  Jahren  1830,  1838,  1840,  1846.  1850  und  1856  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen  für  Acker,  Wiesen  und  Gehölz  geschätzt  wurden 
und  zwar,  wie  aus  einer  Nebenbemerkung  zu  ersehen,  ohne  die  Ge- 
bäude 2*). 

Die  in  andern  Staaten  vorgenommenen  F^rmittelungen  behufs  der 
Vertheilung  der  Grundsteuer,  dann  durch  Taxation  der  Gerichte  und 
Creditinstitute  kann  hier  füglich  übergangen  werden,  da  sie  gar  nicht 
den  Zweck  verfolgen,  dem  Kaufpreise  gleich  zu  kommen '^'^j ,  während 
für  uns  nur  dieser  als  der  Ausdruck  des  unter  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen zu  erwartenden  Reinertrags  anzusehen  ist. 

Was  zweitens  die  Gebäude  betrifft,  so  ist  (stets  mit  der  Reserve, 
soweit  uns  nach  sorgfältiger  Untersuchung  der  uns  zugänglichen  Lite- 
ratur bekannt)  nur  in  Preussen^^)  eine  Zählung  der  speciellen  Wirth- 
schaftsgebäude ,  wie  Scheunen,  Ställe  u.  s.  w.  vorgenommen,  wo  auch 
ferner  die  ländlichen  Wohnhäuser  2')  besonders  berücksichtigt  sind. 
Allerdings  bietet  die  gefundene  Zahl  nur  geringen  Anhalt,  da  die  Grösse 
und  der  Nutzungswerth  der  Gebäude  so  ausserordentlich  verschieden 


23)  Block,  Stalistiqiic  de  la  France  p.  15. 

24)  Dans  l'expose  des  motifs  du  piojet  de  loi  sur  le  credit  foncier,  la  valeur 
venale  des  proprietes  non  balies,  pendant  Ics  dix  dernieres  annees,  est  eslimee 
i  6,649,232,172  fr.,  somme  qiii  differeäpeine  decelleque  l'on  a  deduile 
des  renseignements  fournies  par  la  stalistique.     a    a.  0. 

25)  S.  darüber  Zeitschr.  des  k.  preuss.  stat.  Bureaus  1867  i\r.  IV  S.  120. 

26)  Preuss.  Stalislik  in  zwanglosen  Heften.     Heft  X.     Berlin  1867. 

27)  Die  Wohnhäuser  mit  der  Unterscheidung  von  Stadt  und  Land  sind  in 
mehreren  Staaten  gezählt.  — 
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sind,  dass  aus  der  blossen  Zahl  derselben  nichts  zu  ersehen  ist.  Von 
den  kleinen  Ställen  der  Bauern  fassen  oft  10  bis  20  noch  nicht  so 
viel  Thiere,  als  der  Viehstall  auf  einem  grossen  Gute,  und  in  gleicher 
Weise  steht  ihr  Werth  zurück. 

Der  Werth  der  Gebäude  scheint  noch  in  keinem  Lande  Gegenstand 
einer  detaillirten  statistischen  Erhebung  gewesen  zu  sein.  Dasselbe  ist 
von  dem.  sog.  todten  Inventarium  zu  sagen,  welches  in  Frankreich  aller- 
dings zum  Theil  gezählt  ist;  doch  macht  eben  dieses  »zum  Theil«  den 
Werth  des  Unternehmens  illusorisch.  Dass  aber  eine  genaue  Zählung 
aller  Inventariumsstücke  eine  Unmöglichkeit .  braucht  nicht  erst  näher 
ausgeführt  zu  werden. 

In  der  Statistik  der  Bodenproduction  von  Ober-Oesterreich  sind 
die  Geräthe  eines  mittelgrossen  Bauerngutes  einzeln  aufgezählt,  sowie 
die  durchschnittlichen  Anschaffungs-  und  Unterhaltungskosten  pro  Stück. 
Dergleichen  Angaben  sind  ohne  Zweifel  werthvoll;  dass  sie  aber  den 
Ansprüchen  einer  genauen  Productionsstatistik  genügen ,  können  wir 
nicht  zugestehen.  Es  ist  eben  nur  ermittelt,  wie  die  Zahlen  lauten 
könnten,  nicht  wie  sie  in  bestimmten  Wirthschaften  lauten.  Kaum 
möchte  ein  Landwirth  im  Stande  sein,  die  jährlichen  Ausgaben  für 
jedes  Inventarienstück  besonders  anzugeben.  Das  Zählen  der  Pflüge 
in  Frankreich,  die  Ermittelung  der  jährlichen  Abnutzung  von  Messern 
und  Gabeln  in  Ober-Oesterreich  bekunden  ihren  Ursprung  am  grünen 
Tisch  doch  nur  zu  deutlich. 

Es  wird  die  Werthbestimmung  des  gesammten  todten  Inventars, 
natürlich  im  Pauschquantum,  nothwendig  sein,  und  den  besten  Anhalt 
hierzu  sowie  für  die  Werthermitteliing  der  Gebäude  liefert  sicher  die 
Feuerversicherungssumme.  Wenn  dieselbe  auch  keineswegs  immer  den 
wirklichen  Werth  repräsentirt,  so  ist  sie  einstweilen  doch  der  einzige 
brauchbare  Anhalt;  und  vielleicht  lässt  sich  allmälig  durch  einzelne 
positive  Schätzungen  feststellen,  wie  weit  im  Durchschnitt  die  Ver- 
sicherungssumme hinter  dem  wirklichen  Werthe  zurückbleibt. 

Um  aber  den  andern  Punkt  hier  gleich  noch  zu  berühren,  be- 
merken wir,  dass  in  Norddeutschland  fast  jeder  intelligentere  Guts- 
besitzer seine  jährlichen  Gesammtausgaben  für  das  Inventarium  kennt, 
und  es  daher  nicht  so  schwer  sein  kann .  dies  hier  durch  factische 
Angaben  festzustellen. 

Das  lebende  Inventarium  hat  gegenwärtig  in  den  meisten  eu- 
ropäischen Ländern  Berücksichtigung  gefunden.  Doch  sind  die  Zahlen 
nur  in  wenigen  Arbeiten  den  Wirthschaften  je  nach  ihrer  Grösse  gegen- 
übergestellt,  wodurch  sie  für  unsere  Zwecke   erst  werthvoll  werden. 


96  .1.   Conrad, 

Nur  in  Baden'*)  und  Ober  -  Oestcrieich  ist  dies  geschehen  und  dann 
besonders  eingehend  in  Sachsen^'),  wo  die  verschiedenen  Conibinatio- 
nen  des  Viehbesitzes  verzeichnet  sind  je  nach  der  Grösse  der  Grund- 
stücke und  der  Zahl  der  verschiedenen  darauf  gehaltenen  Viehsorten. 

Der  Viehstand  kann  aus  verschiedenen  Gesichtspunkten  betrachtet 
werden:  1)  als  Kapital,  wenn  es  sich,  wie  hier,  um  die  Verzinsung 
des  Productionsant'wandes  liandelt,  wo  natürlich  der  Kaufwcrth  allein 
massgebend  i.-t;  2)  als  Cunsunient  und  Düngerproduceiit ,  wo  zunächst 
die  Zahl  in  Betracht  kommt,  denmächst  zu  näherer  Bestinimung  das 
Alter  und  Gewicht;  3)  als  Lieferer  verschiedener  Nutzungsgegen>t;inde, 
worunter  Fleisch,  Wolle  u.  s.  w. ,  aber  auch  die  Nachzucht  zu  ver- 
stehen ist.  Hier  sind  die  Art  der  Verwendung,  dann  häufig  das  Ge- 
schlecht, die  Kace  oder  son.stigc  Angaben  zur  Charakterisirung  der 
Leistungsfähigkeit  nothwendig;  4)  als  Arbeitskraft,  welche  später  be- 
sondere Besprechung  erfahren  wird. 

Der  erste  Punkt  hat  in  Lland  1841,  1851  und  1859,  dann  in 
Frankreich  Beachtung  gefunden,  wo  für  jeden  Bezirk  der  durch.schnitt- 
liche  Werth  jeder  \'iehgattung  geschätzt  ist  und  aus  der  Multiplication 
mit  der  ermittelten  Stückzahl  der  Gesannntwerth  festgestellt  wurde, 
also  reine  Conjectureu.  Ferner  in  Oldenburg  ^"^j,  wo  besondere  Sorg- 
falt auf  die  Schätzung  verwendet  und  das  Land  zur  Gegenüberstellung 
gleichartiger  Theile  in  Districte  zerlegt  wurde,  in  denen  dieselben 
Preisverhältnisse  für  die  Pferde  obwalteten.  Man  ist  hier  umgekehrt 
wie  in  Frankreich  zu  Werke  gegangen  und  hat  die  Ge.<annntheit"  ge- 
schätzt und  daraus  den  Durchschnitt  berechnet.  Auch  Sachsen,  Oester- 
reich ,  das  Grossherzogthum  Hessen  und  andere  Länder  wären  hier  zu 
erwähnen ;  doch  handelt  es  sich  dort  um  zu  allgemeine  Schätzungen. 

In  Belgien  betleissigte  man  sich  wie  gleichfalls  in  Oldenburg,  die 
durchschnittliche  Umsatzsunnne  pro  Stück  auf  den  meisten  Viehmärkten 
zu  verzeichnen,  wodurch  wenigstens  ein  positiver  Anhalt  geboten,  wenn 
auch  eine  Uebertragung  der  gefundenen  Zahlen  auf  das  überhaupt  vor- 
handene Vieh  aus  auf  der  Hand  liegenden  Gründen  unzulässig  ist.  Eine 
Taxirung  des  einzelnen  Stücks  ist  eine  Unmöglichkeit  5  höchstens  ist 
die  Pauschsumme  für  jede  Wirthschaft ,  wie  sie  z.  B.  aus  der  Feuer- 
versicherung hervorgeht,  zu  beanspruchen. 


28)  Beiträge  zur  Statistik  von  Baden  ,  1862. 

29)  Zeitsdlr.    des    stat    Bureaus    von    Saclisen,  2.  Jahrg.,    1856,    herausg.    von 
Engel. 

30)  Statistische  Nachrichten  über  Oldenburg ,  1866 ,  Heft  YllI  S.  150. 
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Ad  2.  Die  Stückzahl  der  einzelnen  Viehgattimgen  ist  gegenwärtig, 
wie  gesagt,  in  fast  allen  europäischen  Ländern  bekannt  oder,  besser, 
mit  mehr  oder  weniger  Genauigkeit  angegeben;  auch  England  steht 
nicht  mehr  zurück^').  Das  Gewicht  ist  nur  in  Frankreichs^),  natürlich 
nach  gewohnter  Weise,  und  in  den  Arbeiten  über  Ober-  und  Nieder- 
Oesterreich^s) ,  jedoch  nicht  besser,  berücksichtigt.  Wie  dasselbe  zum 
Gegenstande  einer  factischen  Erhebung  zu  machen  sein  soll,  ist  nicht 
abzusehen,  wenn  man  sich  nicht,  wie  in  Belgien,  mit  dem  des  Schlacht- 
viehes begnügen  will,  da  nur  sehr  vereinzelte  Landwirthe  das  Gewicht 
ihres  Viehstandes  selbst  kennen. 

Der  Unterscheidung  nach  dem  Alter  ist  eine  grosse  Bedeutung 
beigelegt.  In  den  für  die  Zählung  des  norddeutschen  Bundes  bestimm- 
ten Formular  sind  die  ersten  drei  Jahrgänge  der  Pferde  gesondert  auf- 
geführt, während  die  übrigen  als  erwachsene  in  einer  Rubrik  Platz  fin- 
den. Bei  dem  Rindvieh  sind  gleichfalls  vier  Rubriken  für  die  Alters- 
klassen angeordnet,  wenn  auch  das  dritte  Jahr  als  das  der  Reife  an- 
gesehen wird  ^*).  Man  unterscheidet  sogar  die  Kälber  von  V2  ^"^^^ 
einem  ganzen  Jahre.  In  Preussen^^j  zählte  man  bis  1864  die  Kälber 
unter  6  Monaten  gar  nicht  im  Jahre  1864  in  besonderer  Rubrik,  ebenso 
in  der  Schweiz,  in  Belgien  dagegen  diejenigen  unter  3  Monaten  gesondert, 
in  andern  Ländern  nur  die  bis  zu  1  Jahre.  Das  Angeführte  wird  ge- 
nügen ,   um  zu  zeigen ,   wie  wünschenswerth  es  gewesen  wäre  ^^) .   dass 

31)  Dass  in  England  die  Zahl  der  Schafe  und  Schweine  zu  gering  angegeben, 
ist  ausgeführt  in  der  Zeitschr.  des  preuss.  Bureaus  1867  Heft  111. 

32)  Das  Gewicht  ist  in  Frankreich  in  grossem  Durchschnitt  angegeben  für  ge- 
wöhnliche Ochsen,  Mastochsen,  für  beide  das  lebende  wie  Schlachtgewicht,  dann 
einer  Kuh,  eines  Sciilachtkalbes,  eines  Hammels,  Schafes  und  Lammes,  einer  Ziege, 
eines  Zickels,  eines  Schweines.    A.  a.  0. 

33)  Statistik  der  Volkswirthschaft  Nieder- Oesterreichs.     Wien  1867. 

34)  Ebenso  in  Irland,  wo  für  Pferde  und  Rinder  das  gleiche  Alter  der  Reife 
angenommen  wird. 

35)  Preussen  hatte  noch  bei  der  Zählung  von  1861  sicher  für  die  Militärbehörden 
bei  den  Pferden  die  Altersklasse  von  4 — 10  Jahren  ausgesondert,  ein  anderer  Zweck 
lässt  sich  dabei  nicht  absehen;  doch  ist  damit  schwerlich  etwas  erreicht,  denn  be- 
kanntlich wird  das  Alter  der  Pferde  gern  verheimlicht  und  schon  mehr  als  ein  Pferd 
hat  im  Heere  gedient,  das  älter  als  10  Jahre  war, 

36)  In  Hannover  zählte  man  1)  Füllen  unter  4  Jahren,  2)  Pferde  von  4—5  Jah- 
ren, 3)  von  4—12,  4)  über  12.  (Statistik  des  Königr.  Hannover  Heft  II.  Y.  VII. 
1860.)  —  Auch  in  Mecklenburg  sind  die  4jährigen  Pferde  noch  besonders  aufgeführt, 
bei  Rindvieh  ist  nur  zwischen  erwachsenem  und  Jungvieh  unterschieden.  Beiträge  zur 
Statistik  Mecklenburgs  Bd.  I  Heft  2.  In  der  Schweiz  zählte  man  eigenlhümlicher 
Weise  Hengste  unter  und  über  2  Jahre,  Stuten  und  Wallache  unter  und  über  4  Jahre 
gesondert. 

X.  7 
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die  internationalen  Congressc;  in  diese  Erhebungen  einige  Gleichmässig- 
kcit  gebracht  iiätten;  doch  blif^b  der  Punkt  bisher  von  iimen  unberück- 
sichtigt. Die  Trennung  der  erwachsenen  von  den  nicht  erwachsenen, 
dann  die  gesonderte  Ziildun<j;  der  in  dem  Itetreffenden  .lahre  geborenen 
würde  sicher  genügen,  wem»  man  davon  ausgeht,  dass  alle  irgend  ent- 
behrlichen Fragen  fortgelassen  werden  müssen.  Wendet  man  dagegen 
ein,  dass  nicht  überall  dasselbe  Alter  als  das  der  l«eife  angesehen  wird, 
so  crvviedern  wir.  dass  auch  die  Kntwickelung  der  Thiere  eine  sehr 
ungleiche  ist.  Das  englische  Mastschaf  z.  li.  ist  in  einem  Jahre  so 
ausgebildet,  wie  das  gewöhnliche  deutsche  Landschaf  in  drei  Jahren. 

Der  dritte  Punkt  hat  seine  besondern  Schwierigkeiten,  da  fast 
jedes  Thier  zugleich  verschiedenen  Zwecken  dient,  und  daher  eine 
Unterscheidung  je  nach  der  P)estinnnung  der  Thiere  nicht  präcise  durch- 
zuführen ist.  Die  norddeutsche  ßundesstatistik  theilt  die  Pferde  ein 
in  1)  Zuchthengste,  2)  zur  Zucht  benutzte  Stuten.  2)  vorzugsweise  in 
der  Landwirthschaft  benutzte  Thiere,  4)  Lastpferde,  5)  andere  Pferde  ^^). 
Man  ist  nun  sehr  in  Iirthuu),  wenn  man  meint,  durch  die  Aussonderung 
der  Zuchtpferde  wirklich  ein  Bild  von  dem  Umfange  der  Zucht  zu  er- 
halten; denn  nur  ein  sehr  kleiner  Theil  der  wirklichen  Zuchtthiere 
wird  ausschliesslich  zur  Zucht  benutzt^"),  bei  Weitem  die  meisten 
Füllen  fallen  von  Arbeitsthieren ,  von  denen  nur  wenige  nach  dem 
Sprachgebrauche  als  wirkliche  Zuchtthiere  angesehen  werden  können. 
Den  Ilauptwerth  erhält  eine  statistische  Zahl  durch  die  Möglichkeit 
der  Vergleichung ,  welche  verloren  geht,  sobald  —  wie  hier  —  der 
Begriff  nicht  genügend  bestimmt  ist,  also  im  nächsten  Jahre  an  andern 
Orten  der  Sprachgebrauch  den  Begriff  einer  Zuchtstute  weiter  nimmt. 
z.  B.  nicht  nur  diejenigen  darunter  begreift,  welche  alljährlich  ein 
Fohlen  bringen,  sondern  auch  diejenigen,  welche  gerade  in  der  be- 
treffenden Zähkmgsperiode  oder  überhaupt  einmal  trächtig  gewesen 
sind''*'^).  So  kann  die  Zahl  variiren,  auch  wenn  die  Zustände  die- 
selben sind.  Ein  Anhalt  in  dieser  Beziehung,  wenn  auch  keineswegs 
ein  hinreichender,  ist  aus  der  Zahl  der  jährlichen  Geburten  zu  ent- 
nehmen '^). 


37)  Ebenso  wie  bei  der  Zählung  von  1864  in  Preussen.     A.  a.  0. 

38)  Statistik    Kurhessens    1867    Heft  11    S.  69.    —     Bemerkung    über    die    Un- 
möglichkeit ,  die  Zuchtpferde  genau  zu  ermitteln. 

38a)  In  der  Schweizerischen  Statistik,  Eidgenössische  Viehzählung  vom  21.  April 
1866,  Bern  1866,  heisst  die  betreffende  Rubrik  „Zuchtstulen,  trächtige  und  säugende". 

39)  Nur  in  Oldenburg  möchte    das  nölhige  Material   zu  einer  genauen  Erhebung 
vorhanden  sein,   da  dort  jeder  Landwirth,   der  Pferde  ziehen  will,    verpflichtet    ist, 
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In  mehreren  Staaten  hat  man  noch  die  Eintheilung  nach  dem  Ge- 
schlecht'*'^)  beibehalten,  obwohl  bei  dem  Pferde  im  Allgemeinen  das 
Geschlecht  weder  für  die  Benutzung  noch  für  die  Leistungsfähigkeit 
irgendwie  entscheidend  ist. 

Anders  bei  dem  Rindvieh.  Die  Stiere  und  Kühe  werden  wohl 
ohne  Ausnahme  zur  Zucht,  die  letzteren  fast  sämmtlich  zur  Milch- 
production  verwendet  und  daher  gesondert  gezählt.  Auch  hier  hat 
man  häufig  das  Alter  als  allein  bestimmend  für  die  Reife  hingestellt, 
meistens  das  vollendete  zweite  Jahr,  jn  Hannover  dagegen  schon  das 
vollendete  erste,  während,  wie  jeder  Landmann  weiss,  die  Einreihung 
als  Milchkühe  keineswegs  immer  in  demselben  Alter  erfolgt,  also  die 
Bezeichnung  der  Rubrik  als  »Milchkühe«  ungleich  praktischer  wäre*'). 

Am  schwierigsten  ist  die  Sache  bei  Bestimmung  dos  Schlachtviehes, 
da  mit  wenigen  Ausnahmen  alles  Rindvieh  dem  Schlachtmesser  ver- 
fällt und  zwar  zum  grossen  Theile  ohne  vorher  besonders  zur  Mast 
aufgestellt  zu  werden,  so  dass  die  Rubrik  »Mastvieh«  nicht  alle  Schlacht- 
thiere  umfasste  und  überhaupt  unbestimmt*^)  ist,  da  namentlich  der 
kleine  Bauer  hier  selten  genau  unterscheidet.  Nur  dann  wird  der 
Zweck  erreicht  werden ,  die  Fleischproduction  kennen  zu  lernen ,  wenn 
jedes  geschlachtete  Stück  angezeigt  und  wo  möglich  nach  dem  Gewicht 
aufgezeichnet  wird. 

In  Belgien  suchte  man  durch  Schätzung  die  Zahl  der  ungemästet 
geschlachteten  Thiere  zu  bestimmen  und  so  die  Lücke  auszufüllen;  ein 
Verfahren,  das  natürlich  wenig  befriedigen  kann.  Auch  die  Angabe 
des  durchschnittlichen  Schlachtgewichts  ist  arbiträr. 


Deckbücher    zu   liallen ,    welche   von   besondern    Commissionen   controlirt  werden.  — 
Slat.  Nachrichten  über  das  Grossherzogth.  Oldenburg  1866  Heft  VIII. 

40)  Belgien,  Frankreich,  Sachsen,  Hannover,  Baden,  Böhmen  u.  a. 

41)  Baden  unterscheidet  „Kühe  und  Kalbinnen"  und  „Jungvieh  und  Kälber". 
Hannover  1861  „Milchvieh  und  dazu  bestimmte  Kälber";  1864  „Kühe  und  junges 
Milchvieh  über  1  Jahr";  Frankreich  neben  Kühen  „Jungvieh  von  1  Jahr  und  dar- 
über". Man  bezeichnete  dort  ferner  das  durchschniUliche  Alter,  in  welchem  die 
Thiere  gewöhniicii  dem  Sciilärhter  übergeben  werden,  dann,  was  sehr  zu  beachten,  die 
Zahl  der  im  Jahre  geborenen  Kälber,  den  Abgang  durch  Krankheit,  sowie  ihre  Bestim- 
mung, geschlachlet  oder  aufgezogen  zu  werden;  scliiiesslicli  die  vorlierrscliende  Race. 

In  Saclisen  wurden  früher  auch  die  zur  Aufzucht  bestimmten  Kälber  angegeben. 
Zeitschr.  des  stat.  Bureaus  1861. 

In  Irland  unterschied  man  Milchkühe,  anderes  Vieh  über  2  Jahre,  unter  1  Jahr 
und  von  1  —  2  Jahren. 

42)  Es  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dass  die  Ermittelung  der  „zur  Zeit  auf 
Mast  stellenden"  Thiere  überflüssig  ist,  da  dieselben  als  Consumenlen  einen  her- 
vorragenden Platz  einnehmen. 

7* 


100  J-   Conrald, 

In  Oldenburg  sind  bei  den  Ochsen,  Kühen  und  Schweinen  die  »zur 
Zeit  auf  Winteniiast  stehenden«  ausgesondert;  in  Baden  nur  die  Mast- 
ochsen und  Mastschweine.  Die  hannoversche  Statistik  führt  in  einer 
Rubrik  '^ Mastochsen  und  zum  Schlachten  bcstinunte  Kälber«  auf. 

In  Frankreicii  endlich  suchte  man  der  Aufgabe  ganz  gerecht  zu 
werden*^),  indem  man  nicht  nur  die  Zahl  der  geschlachteten  Thiere 
aller  Arten,  sondern  auch  ihr  iicbeiid-  und  Schlachtgewicht  angab. 
Wie  die  Zahlen  gefunden,  darüber  herrscht  für  uns  i)unkel.  Wir  können 
indess  ein  leises  Misstrauen  gegen  den  Ausspruch  der  Vorrede  der 
Statistik  aus  dem  Jahre  1840  nicht  unterdiiicken ,  der  lautet:  "Le 
nombre  des  animaux  abattus  parait  etre  correct,  quant  au  be- 
tail  et  aux  troupcaux,  (niais  il  reste  douteux,  quant  aux  porcs, 
dont  la  consonunation  est  probablement  plus  grandej.« 

In  der  oberösterreichischen  Statistik  hat  man  einfach  V;  der  vor- 
handenen Kühe,  Va  ^1gi"  vorhandenen  Stiere  und  Ochsen,  ferner  auf 
100  Stück  Kühe  80  Kälber  und  von  diesen  "/t  ^1^  ^um  Schlachten  ver- 
kauft angenommen.  Dass  man  sich  trotzdem  nicht  scheute,  das  jähr- 
liche Product  an  Fleisch,  Talg  und  Häuten  in  Centnern  und  selbst 
Pfunden  aufzustellen,  zeigt,  welche  Willkür  gegenwärtig  in  der  Agrar- 
statistik  Mode. 

In  Bezug  auf  die  andern  Thiere  wäre  gleichfalls  eine  eingehendere 
Rubricirung  zu  erwähnen ;  namentlich  bei  den  Schafen  ist  ausser  dem 
Alter  auch  die  Feinheit  der  Wolle  in  Betracht  gezogen,  eine  ziemlich 
unglückliche  Idee,  da  hier  eine  hinreichend  präcise  Bestimmung  un- 
möglich. Was  heisst  »halbveredelt«?  wie  die  Rubrik  meist  bezeichnet 
ist;  wo  hört  das  Halbe  auf  und  fängt  das  Ganze  an?  Sicher  sind  hier 
Käufer  und  Verkäufer  oft  sehr  verschiedener  Meinung,  und  gerade 
heutzutage,  wo  durch  die  Verbesserung  der  Spinnmaschinen  wie  durch 
die  Kleidermode  der  Preis  der  verschiedenen  Wollsorten  ausserordent- 
lich ausgeglichen  ist,  kann  diese  Eintheiluug  sicher  wegbleiben '*'*). 


43)  In  Sachsen  ist  eine  Schätzung  der  Erträge  an  Fleisch  wie  an  Arbeit  in 
Thalern  vorgenommen.  Zeitschr.  des  stat.  Bureaus  1.  Jahrg.  1853.  —  In  England 
sind  die  geschlachteten  Thiere  verzeichnet.  Miscellaneous  statistics  of  the  united 
Kingdom.  Presented  to  both  houses  of  parlament.  London  1866.  Part.  VI.  1.  Killed, 
2.  died,   3.  recovered  ,    4.  unaccounted. 

44)  Bayern  unterscheidet  zwischen  1)  grobwolligen,  2)  halbveredelten,  3)  fein- 
wolligen und  4)  langwolligen  Schafen.  —  Viehstand  im  Königr.  Bayern.  München 
1864.     Heft  XII. 

Württemberg  (Jahrb.  Jahrg.  1864.  Stuttg.  1866):  1)  Spanische,  2)  Bastarde, 
3)  Landschafe,   4)  Mutterschafe. 


Die  Statistik  der  landwirthschaftlichen  Production.  101 

Mehrere  Viehzählungen  haben  für  die  Schafe,  ebenso  für  Ziegen 
und  Schweine ''•'')  nur  eine  Rubrik;  neuerdings  zieht  man  noch  die 
Bienenstöcke  in  Rechnung ,  welche  an  vielen  Orten  allerdings  einen 
nicht  unbedeutenden  Erwerbszweig  der  Landwirthe  ausmachen. 

In  drei  Staaten  (Frankreich,  Baden  und  Oldenburg)  hat  selbst 
das  Geflügel  eine  Stelle  in  der  Statistik  gefunden.  Die  wirkliche 
Zählung  möchte  kaum  möglich  und,  da  die  Zahl  in  den  verschiedenen 
Jahreszeiten  bedeutend  schwankt,  wenig  erspriesslich  sein.  Die  Statistik 
Ober  -  Oesterreichs  hat  für  das  Geflügel  einfach  die  doppelte  Zahl  der 
Schweine  angenommen,  wiewohl  der  Zusammenhang  beider  nicht  recht 
einzusehen. 

Dem  norddeutschen  Bunde  war  es  schliesslich  vorbehalten,  in 
Deutschland  zuerst  auch  den  Hunden  einen  Platz  in  der  Statistik  ein- 
zuräumen,   während  Frankreich  darin  schon  1856  vorangegangen  war. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  die  Viehstatistik,  obwohl  ihr 
in  der  ganzen  Agrarstatistik  entschieden  die  grösste  Sorgfalt  gewidmet 


Oldenburg  w.  o.  a.  1)  Schafe  »überhaupt,  2)  Haidschnucken,  3)  1  und  mehr 
Jahre  alt,  4)  Lämmer  unter  1  Jahre. 

Gotha  (Mittheilungen  aus  dem  stat.  Bureau  1867):  1)  unveredelte,  2)  halbver- 
edelte,  3)  ganz  veredelte  Schafe. 

Preussen  im  Jahre  1861.  1864:   a)  Merinos,   b)  andere  Schafe. 

Irland  hat  nach  dem  Geschlechte  und  Alter  über  und  unter  1  Jahr  unterschieden; 
ebenso  bei  den  Schweinen. 

Sachsen  hat  nach  dem  Geschlechte  eingetheilt  und  die  Lämmer  ausgesondert. 
A.  a.  0.  12.  Jahrg.  1866. 

Belgien  unterschied  nur  über  und  unter  1  Jahre. 

Baden  auch  nach  dem  Geschlechte. 

Gleichfalls  Frankreich,  welches  ausserdem  in  veredelte  und  gemeine  Race 
scheidet,  die  in  dem  betreflFenden  Jahre  geborenen  Lämmer  aufführt  und  den  WoH- 
ertrag  pro  Stück  berücksichtigt. 

45)  Belgien  nimmt  für  Schweine  zwei  Rubriken  unter  und  über  2  Monate  an, 
es  schliessl  mit  ihnen  die  Viehzählung  ab. 

Oldenburg  widmet  den  Schweinen  6  Rubriken ,  unterscheidet  dem  Alter  nach 
unter  und  über  V2  Jahr,  dann  nach  dem  Geschleclite;  den  Ziegen  4  Rubriken;  unter 
Federvieh  sind  Gänse,  Enten,  Hühner  und  Tauben  aufgeführt;  Bienenstöcke  schliessen 
ab.  —  Ebenso  Baden  (ausser  Mastsediweinen). 

Bayern  hat  gleichfalls  für  die  Schweine  5  Rubriken;  für  Ziegen  und  Bienen- 
stöcke je  eine. 

Frankreich  zählt  die  Schweine  unter  und  über  1  Jahr  besonders,  die  Ziegen 
nach  dem  Geschlecht  und  vom  Geflügel  den  Wertli. 

Die  Statistik  Ober  -  Oesterreichs  zeigt  für  Scliafc,  Schweine,  Ziegen  nur  je 
eine  Rubrik. 

Die  Niederlande  haben  für  Schafe,  Schweine  und  Ziegen  je  eine  Rubrik. 
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wurde,  sich  noch  nicht  nach  klaren  praktisclien  Grundsätzen  entwickelt 
hat.  Wir  landen  vielmehr  die  verschiedenartigste  Iiubricirung  und 
selten  eine  solche,  wie  sie  den  Anforderungen  der  Productionsstatistik 
völlig  entsprach,  während  oft  in  einzelnen  Zweigen  über  das  Ziel  hinaus- 
geschossen und  dabei  zu  willkürlichen  Annahmen  gegriffen  wurde. 

Was  aber  überhaupt  die  bisherigen  Krmittclnrigen  des  bei  der 
Landwirthschaft  verwendeten  Kapitals  betriöt,  so  war  das  Resultat 
unserer  Untersuchung,  dass,  soweit  es  sich  um  die  Berechnung  des- 
selben in  Geld  handelt,  jede  brauchbare,  d.  h.  der  Wirklichkeit  direct 
entnommene,  nicht  durch  allgemeine  Schätzung  gefundene  Angabe  durch- 
aus fehlt,  obwohl  das  Geld  der  nothwendige  gemeinschaftliche  Nenner 
namentlich  für  die  Ackergeräthe  u.  s.  w.  ist,  und  die  Verzinsung  des- 
selben als  Bestandtheil  des  Productionsaufwandes  in  Rechnung  konnnen 
muss.  Es  ist  aber  zu  constatiren,  dass  das  Bedürfni.ss  nach  derartigen 
Aufnahmen  bereits  vielfach  anerkannt  ist,  wie  aus  den  betreffenden 
statistischen  Versuchen  einzelner  Länder,  dann  aus  den  Beschlüssen 
der  internationalen  Cougresse  hervorgeht.  Dagegen  können  wir  unsere 
Zweifel  nicht  unterdrücken,  ob  eine  factische  Ermittelung  dieser  Zahlen 
überhaupt  möglich,  wenn  sie  die  Gesaiflmtheit  eines  Staates  umfassen 
soll.  Wir  haben  bereits  auf  die  Versicherungssunmien  hingewiesen, 
als  den  besten,  fast  einzigen  Anhalt,  denn  nur  Behufs  Versicherung 
pflegt  der  Landmann  seine  Gebäude,  sein  Inventarium  und  Vieh  zu 
schätzen,  wenn  man  von  einzelnen  Ausnahmen,  hervorgerufen  durch 
Pacht-,  Administrations-  und  Kaufübernahmen,  absieht.  Wo  aber  das 
Versichern  allgemeiner,  wird  man  sicher  bessere  und  namentlich  gleich- 
massigere  Angaben  hierüber  erhalten,  als  durch  besonders  veranlasste 
Taxirung ;  und  der  Hauptwerth  der  Zahl  bleibt  ein  relativer.  —  Leider 
ist  das  Assecuriren  der  beweglichen  Habe  bei  den  Bauern  noch  keines- 
wegs eine  selbstverständliche  Sache;  es  wird  daher  nur  zum  kleineren 
Theil  befriedigendes  Material  zu  beschaffen  sein ,  will  man  sich  nicht 
auf  allgemeine  Schätzungen  für  ganze  Districte  ä  la  mode  frangaise 
begnügen.  —  Aus  den  xVngaben  einzelner  Besitzungen  verschiedener 
Grösse  für  jeden  Bezirk  Hesse  sich  aber  wohl  das  durchschnittliche 
Verhältniss  des  Wirthschaftskapitals  zum  Bodenwerthe  feststellen. 

d.     Arbeitskraft. 

Es  ist  nicht  genug  zu  beklagen,  dass  die  agrarstatistischen  Arbeiten 
durchgängig   einer   näheren   Ausführung   der  kurzen,   keineswegs   hin- 
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länglich  bestimmten  üeberschriften  der  Rubriken  entbehren'*^),  so  dass 
man  nur  mit  Mühe,  oft  aber  gar  nicht  Klarheit  darüber  erhält,  was 
die  in  einer  Rubrik  aufgeführten  Zahlen  Alles  enthalten ,  zumal  aus 
der  ganzen  Anlage  ein  einheitlicher  Gedanke,  ein  bestimmt  verfolgtes 
Ziel  nur  selten  hervortritt.  Dieser  Uebelstand  kommt  bei  Betrachtung 
der  Arbeitskräfte  sehr  störend  zur  Geltung. 

Als  Endziel  muss  unbedingt  hingestellt  werden ,  dem  Ertrage  die 
aufgewendete  Kraft  gegenüber  zu  setzen,  um  durch  Zusammenstellung 
verschiedener  Productionsbedingungen  zu  ermitteln,  unter  welchen  Ver- 
hältnissen die  Arbeitskraft  die  höchste  Verwerthung  gefunden.  Leider 
fehlt  es  an  jedem  ausreichenden  Massstabe  für  die  aufgewendete  Kraft. 
Sie  kann  gemessen  werden  entweder  durch  den  Entgelt,  welchen  der 
Landwirth  dafür  zu  geben  geneigt  ist,  zweitens  durch  dass  unmittel- 
bare Resultat,  z.  B.  wie  viel  Morgen  Land  ein  Gespann  in  gewisser 
Zeit  umzupflügen ,  wie  viel  Morgen  Roggen  durchschnittlich  ein  Mann 
zu  mähen  im  Stande  ist.  —  Es  würde  hier  zu  weit  führen,  darzulegen, 
inwieweit  und  weshalb  beide  Methoden  unzureichend  sind;  es  genügt 
zu  bemerken,  dass  auf  beide  von  statistischen  Arbeiten  bisher  keine 
eingehendere  Rücksicht  genommen  ist,  wenn  auch  beide  vielfach  zum 
Gegenstande  von  allgemeinen  Untersuchungen  gemacht  sind.  Man  be- 
gnügte sich  vielmehr,  die  Zahl  der  arbeitenden  Personen,  die  Tage- 
arbeit oder  richtiger  die  Arbeitstage,  welche  zur  Production  verwendet 
wurden,  in  Betracht  zu  ziehen  und  diese  als  feststehenden  Massstab 
anzusehen. 

Zwei  Länder  haben  es  sich  angelegen  sein  lassen,  die  auf  die 
Landwirthschaft  verwendeten  Arbeitstage  zu  ermitteln :  Frankreich  und 
Belgien.  In  Belgien  werden  einfach  300  Tage  für  jeden  Arbeiter  an- 
genommen ,  ohne  Unterschied  auf  Geschlecht  und  Alter,  also  offen  ein- 
gestandene Willkür.  In  Frankreich  suchte  man  die  mittlere  Zahl  der 
Arbeitstage  für  Männer,  Frauen  und  Kinder  zu  bestimmen;  doch  hat 
man  es  hier  auch  mit  einer  allgemeinen  Schätzung  zu  thun.  Ausserdem 
handelt  es  sich  in  beiden  Ländern  nur  um  die  Tage  der  gewöhnlichen 
Tagelöhner,  also  nur  eines  Theils  der  bei  dem  Ackerbau  beschäftigten 
Leute,  so  dass  die  gefundenen  Zahlen  durchaus  ohne  Zweck  dastehen. 
Man  wird  daher  nur  eine  neue  Fehlei-quelle  hinzufügen  und  sollte  sich 
mit  der  Feststellung  der  Arbeiterzahl  begmigen ,  so  lange  man  nicht 
im  Stande  ist,    die  positive  Zählung  weiter  auszudehnen.  —  Die  bei 


46)  Eine  rübmliciie  Ausnahme  machen  die  Arbeiten  des  Oldenburger  statistischen 
Bureaus. 
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der  Landwirthschaft  thätigen  Personen  zerfallen  in  verschiedene  Ka- 
tegoriecn:  solche,  die  ganz  oder  nur  zeitweise  derselben  ihre  Kräfte 
widmen,  einen  Theil  des  Jahres  dagegen  andern  Gewerben.  Berück- 
sichtigung hat  dieser  Punkt  allerdings  in  Frankreich  gefunden ,  jedoch 
auch  nur  durch  allgemeine  Schätzung.  Die  angegebenen  Zahlen  haben 
keinen  Werth ;  dagegen  hat  es  den  Ruhm,  allein  die  periodisch  auf 
Arbeit  herumziehenden  Leute  in  Betracht  gezogen  zu  haben.  In  Olden- 
burg*'), Württemberg'"*)  und  Sachsen*^)  hat  man  genau  die  Personen 
gesondert,  welche  die  Landwirthschaft  als  Haupt-  oder  Nebengeschäft 
betreiben.  Auch  alle  perscinlicheii  Dienstboten  auf  dem  Lande  haben 
in  Oldenburg  und  Württemberg  eine  gebührende  Ausscheidung  erfahren. 
In  Preussen  sah  es  in  dieser  Beziehung  bisher  wenig  klar  aus.  Man 
unterschied  bei  Eigenthümern  und  Pächtern  allerdings  zwischen  Ilaupt- 
nnd  Nebengewerbe,  jedoch  nicht  bei  dem  landwirthschaftlichen  Ilülfs- 
personal,  unter  welchem  auch  die  persönlichen  Dienstboten,  dann 
sämmtliche  in  den  Forsten^")  beschäftigte  Personen  mit  inbegriffen  sind, 
so  dass  die  gefundenen  Zahlen  uns  keinen  brauchbaren  Anhalt  geben. 
Man  wird  ferner  zu  unterscheiden  haben  zwischen  selbstthätigeu 
Personen  und  Angehörigen  (Greisen ,  Kindern  u.  s.  w.).  Hier  muss 
aber  zunächst  noch  ein  principieller  Punkt  zur  Sprache  gebracht  werden, 
nämlich  der,  welche  Art  der  Thätigkeit  hierher  zu  rechnen  ist.  —  In 
Belgien  hat  man  sämmtliche  hierher  gehörige  Personen  über  12  Jahre 
als  selbstthätige  Arbeiter  angenommen ;  Frankreich  anscheinend  präciser 
den  Kindern  Greise  und  Kranke  hinzugefügt,  jedoch  nur  nach  schätzungs- 
weisen Verhältnisszahlen.  —  In  Oldenburg  sind  die  Selbstthätigen  ge- 
sondert ,  gleichfalls  in  Sachsen ,  wo  ausser  den  Familienhäuptern  auch 
die  Angehörigen  aufgeführt  sind^').  Preussen  hat  bei  den  Unternehmern 
die  Hauptpersonen  besonders  aufgestellt,  bei  Taglöhnern  aber  Frauen 
und  Kinder  mit  ihren  Ernährern  in  eine  Zahl  zusammengeworfen.  In 
Thüringen ^2)  ^jj^^i  ^^  Selbstständige,  2)  Gehülfen,  3)  Dienstboten  und 
dann   die  Angehörigen   aller  drei  Rubriken  unterschieden,    wobei   die 


47)  Slal.  Nachiichlen  über  das  Grossherzogth.  Oldenburg  1858  3.  Hefl  2.  Ablli., 
1863  6.  Hefl,  1865  7.  Hell. 

48)  WürUemb.  Jahrb.  1860  Heft  2. 

49)  Stat.  Mitlheihingen  aus  dem  Königr.  Sachsen  1864. 

50)  Auch  in  Bayern   ist  Land  -    und  Forstwirthschaft   zusammengeworfen.     Bei- 
träge zur  Statistik  Bayerns  1855  S.  235. 

51)  Stat.  Mittheilungen  aus  dem  KÖnigr.  Sachsen  1854. 

52)  Statistik    Tiiüringens.      Herausg.    von    Br.    Hildebrand.      Bd.    I    2.    und 
3.  Lieferung.     Jena  1867. 


i 
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Letzteren  als  unproductiv  bezeichnet  sind.  —  Es  handelt  sich  nun  um 
die  Frage,  ob  jede  auf  dem  Lande  thätige  Person  mit  gezählt  werden 
soll,  gleichviel  ob  sie  direct  oder  indirect  zur  landwirthschaftlichen 
Production  beiträgt.  Hierüber  herrscht  bis  jetzt  noch  völlige  Unklar- 
heit. Die  Frau  des  Taglöhners,  die  nur  ihrem  Manne  das  Essen  kocht, 
der  kleine  Knabe,  der  ihm  dasselbe  auf  das  Feld  trägt,  ersparen  dem 
Arbeiter  Zeit,  sind  für  ihn  im  Allgemeinen  durchaus  nothwendig,  können 
aber  nicht  als  landwirthschaftlich  thätig  bezeichnet  werden ,  so  wenig 
wie  der  Schneider,  der  jenem  die  Kleider  macht.  Gleichwohl  ist  dies 
in  Belgien  geschehen.  Sobald  die  Frau  das  Vieh  füttert,  den  Garten 
bestellt ,  ist  die  Sache  allerdings  anders ,  und  da  die  meisten  Frauen 
in  dieser  Weise  unmittelbar  landwirthschaftlich  schaffen  werden ,  sind 
sie  nicht  ganz  ausser  Acht  zu  lassen .  aber  ebensowenig  dem  Manne 
oder  ganz  auf  dem  Felde  oder  in  den  Ställen  beschäftigten  Frauen 
gleichzustellen  ^^). 

Will  man  daher  den  Aufwand  an  directer  Arbeit  in  der  Land- 
wirthschaft  feststellen,  so  wird  eine  genauere  Specificirung  nothwendig 
sein.  Erkennt  man  dagegen  an,  wozu  man  bei  einiger  Gewissenhaftig- 
keit gezwungen  sein  wird,  dass  bei  einer  allgemeinen  Erhebung  für 
ein  ganzes  Land  ein  tieferes  Eindringen  in  die  Verhältnisse  unthunlich, 
da  es  bei  der  übermässigen  Ausdehnung  nur  auf  Kosten  der  Genauig- 
keit der  übrigen  Zahlen  geschehen  würde,  so  kann  man  nur  rathen, 
sich  auf  die  Bestimmung  der  ausschliesslich  von  Landwirthschaft  Le- 
benden zu  beschränken^*). 

Einer  besondern  Betrachtung  werth  ist  die  schon  mehrfach  er- 
wähnte Statistik  von  zwei  Gebietsstückeu  Ober-Oesterreichs.  Dort  ist 
nur  zwischen  Besitzern,  Dienstboten  und  Taglöhnern ^^)  unterschieden; 
für  letztere  sind  263^^)  Arbeitstage  angenommen,  gegen  250  Männer- 
tage,   181   Frauen-  und   141    Kindertage  in  Frankreich  und   300  in 

53)  Auf  dem  pariser  Congress  verlangte  man  Ausscheidung  der  Angehörigen 
sowie  derjenigen ,  welche  nur  zeitweise  in  der  Landwirthschaft  thätig  sind  und  dem- 
nach deren  Arbeitstage  im  Jahre. 

54)  Mittheilungen  aus  dem  stat.  Bureau  des  Herzogth.  Gotha.  2.  Th.  Heft  111 
S.  599.  Gotha  1866.  „Ausschliesslich  oder  überwiegend  werden  beschäftigt  und 
ernährt  einschliesslich  der  Familienangehörigen  bei  der  Landwirthschaft  nebst 
Viehzucht  und  Gartenbau  .  .  ." 

65)  Eine  Eintheilung ,  wie  sie  auch  in  Kurhessen  festgehalten  wird ,  wo  bei  den 
Taglöhnern  nur  die  bei  der  Feldbestellung  thätigen  Frauen  aufgezählt  sind. 

56)  Es  gehen  nämlich  102  Tage  im  Jahre  für  Feierlage  ab,  es  ist  mithin  für 
Krankheit  und  sonstige  Abhalhing  kein  Tag  angerechnet,  wählend  andererseits  un- 
beachtet blieb,  dass  die  Viehhaltung  auch  an  Sonntagen  Arbeit  beansprucht. 
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Belgien.  Es  ist  ferner  festgestellt,  wie  viel  Arbeiter  auf  ßauerhüfe 
verschiedener  Grösse  konnnen ,  und  ausserdem  versucht .  die  Leistungs- 
fähigkeit eines  Arbeiters  /u  kciinzeichen.  Möchte  es  auch  gewagt  sein, 
auf  dies(;  Angaben  weitere  Schlüsse  zu  bauen,  zumal  die  Angehörigen 
nicht  besonders  gezählt  sind,  so  muss  dieser  Versuch,  die  auf  die  Be- 
ackerung verwendete  Arbeitskraft  für  ein  kleineres  Territorium  zu  er- 
mitteln, als  ein  erfreulicher  Fortschritt  auf  klar  bezeichneter  Bahn 
begrüsst  werden,  zumal  das  bisher  Betrachtete  wenig  Erfreuliches,  aber 
viel  Verworrenes  bot. 

Besseres  treffen  wir  bei  Betrachtung  der  thierischen  Arbeitskräfte, 
da  die  Fragestellung  ungleich  einfacher  ist.  Es  handelt  sich  nur  darum, 
wie  viel  Pferde  und  Rindvieh,  von  den  in  Deutschland  nur  ausnahms- 
weise hierher  gehörigen  Eseln  und  Maulthieren  abstraliirend ,  zum 
Ackerbau  verwendet  werden,  (obgleich  die  Viehstatistik  schon  im  Be- 
ginn des  Jahrhunderts  mit  Eifer  betrieben  wurde  und  selbst  die  kleineren 
deutschen  Staaten  darin ,  wie  wir  sahen ,  nicht  Unbedeutendes  leisten, 
geben  uns  doch  nur  Sachsen,  Oldenburg -^^j,  Belgien,  Frankreich, 
Bayern^**)  und  Irland  präcise  Antwort  auf  die  vorstehende  Frage  in 
Bezug  auf  Pferde,  da  andere  Staaten  die  landwiilhschaitlichen  Arbeits- 
pferde nicht  aussondern.  Preussen  hat  den  im  Dienste  der  Landwirth- 
schaft  befindlichen  über  3  Jahre  alten  Pferden  eine  besondere  Rubrik 
angewiesen,  die  aber  durch  diese  Einschränkung  sicher  nicht  verbessert 
ist,  denn  der  kleine  Bauer  wartet  selten  die  N'ollendung  des  dritten 
Jahres  ab,  bis  er  sein  Pferd  einspannt. 

Ist  nun  auch  die  Bezeichnung  als  Ackerpierde  oder  gar  »im  Dienste 
der  Landwirthschaft«  keineswegs  genügend ,  um  eine  ganz  präcise  Ant- 
wort zu  erwarten ,  da  dieselben  nicht  sämmtlich  ausschliesslich  als 
Ackerpferde  benutzt  werden,  ein  grosser  Theil  zugleich  als  Luxus-, 
Fracht-  und  Lohnfuhrpferde ^^)  und  diese  umgekehrt  als  Ackerpferde 
thätig  sind  ,  so  wird  in  dieser  Beziehung  die  ausgleichende  Kraft  der 
Durchschnittszahlen  genügen,  um  in  allgemeiner  Erhebung  die  verwen- 
deten Pferde  festzustellen. 


57)  In  Oldenburg  fülirte  man  ausser  den  über  3  Jahre  alten  noch  die  2  —  3jäh- 
rigen  und  zur  Arbeit  im  landwirtiischafllichen  Betriebe  befindlichen  auf.  In  Irland 
wurde  das   .\lter  der  Reife  überhaupt  mit  dem  vollendeten  2.  Jahre  angenommen. 

68)  Viehsland  im  Königr.  Bayern  nach  Erhebung  von  1863.  Heft  Xll.  München 
1864.  —  Pferde  unter  und  über  3  Jahre,  dann  1)  Arbeitspferde,  2)  zum  persön- 
lichen Gebrauch. 

59)  In  Oldenburg  und  Sachsen  sind  die  Lohn-  und  Frachtfulirpferde  aus- 
gCBOndert. 
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Ein  Uebriges  hat  Frankreich  gethan ,  indem  es  die  einheimische 
sowie  die  vorzüglich  importirte  Race  in  den  einzelnen  Departements 
bezeichnet  und  den  durchschnittlichen  Werth  schätzungsweise  angab. 
Man  kann  nicht  leugnen,  dass  hierdurch  allerdings  ein  wesentlicher 
Anhalt  für  Beurtheilung  der  Leistungsfähigkeit  der  Thiere  gegeben 
wird,  wenn  mit  der  nöthigen  Gewissenhaftigkeit  dabei  verfahren  ist; 
doch  wird  der  Werth  schwinden ,  je  grösser  der  Bezirk  ist ,  auf  den 
die  Durchschnittszahl  sich  erstreckt,  da  zu  Verschiedenartiges  darin 
zusammengefasst  wird. 

Misslicher  wie  bei  den  Pferden  ist"  die  Feststellung  der  Gespanne 
bei  dem  Rindvieh,  da  die  Verwendung  eine  ungleich  vielseitigere.  Hier 
ist  das  Geschlecht  von  durchgreifender  Bedeutung  für  die  Benutzung  und 
deshalb  zu  unterscheiden.  Die  hier  vorzüglich  in  Betracht  kommenden 
Ochsen  sind  aber  keineswegs  sämmtlich  als  Zugthiere  zu  bezeichnen.  Ab- 
gesehen davon,  dass  die  Thiere  allgemein  mit  dem  vollendeten  zwei- 
ten Jahre  als  erwachsen  angenommen  werden ,  in  Hannover  sogar  mit 
Beginn  des  zweiten  ,  obgleich  sie  in  diesem  Alter  nur  ausnahmsweise 
schon  eingespannt  werden,  so  steht  ein  weiterer  grosser  Theil  der  er- 
wachsenen Thiere  als  Mastvieh  ruhig  im  Stall,  was  nicht  überall,  wie 
wir  sahen,  beachtet  ist^*').  Nur  Frankreich,  Bayern,  Oldenburg^*)  und 
Baden  ^^)  sind  hierher  zu  zählen.  Belgien  allein  genügt  den  An- 
sprüchen ganz,  da  es  die  Zugthiere  in  einer  besonderen  Rubrik  auf- 
führt, wo  auch  die  diese  Eigenschaft  vertretenden  Kühe^^)  Platz 
gefunden  haben.  Da  aber  kaum  ein  Land  existiren  dürfte,  in  dem 
Kühe  nicht  mehr  oder  weniger  den  kleinen  Bauer  bei  der  Bestellung 
unterstützen,  so  möchte  Belgien  das  einzige  Land  sein,  welches  zur 
Beurtheilung  der  durch  Rindvieh  geleisteten  Arbeit  genügenden  Anhalt 
giebt.  —  Für  ein  kleineres  Territorium  genügt  die  österreichische 
Probearbeit  gleichfalls,  welche  ausser  den  in  Belgien  geraachten  An- 
gaben noch  die  Leistungen  und  Kosten  eines  Gespannes  zu  charakteri- 
siren  sucht  und  die  Zahl  der  verschiedenen  Arbeitsthiere  für  je  10  bis 
100  Joch  sowie  für  einen  Besitzstand  berechnet. 

Die  einzige  Möglichkeit  aber,   darüber  genauen  Aufschluss  zu   er- 


60)  Schweizerische  Statistik  ,  Eidgenössische  Viehzählung  vom  21.  April  186t), 
sind  ausdrücklich  Zug-  und  J>laslochsen  in  einer  Rubrik  vereinigt. 

61)  Stat.  Nachrichten  über  Oldenburg.    Herausg    vom  stat.  Bureau  1865  Heft  8. 

62)  Beiträge  zur  Slat.  von  Baden  Heft  VI,  1858  und  Heft  X,  1862. 

63)  Gleichfalls  in  der  Slalistik  Gotha's  S.  455;  doch  sind  die  Zugochsen  nicht 
genau  bestimmt,  da  die  Rubrik  „Mastvieh"  noch  anderes  Vieh  umfar.st,  nicht  nur 
Ochsen,  die  man  sonst  von  der  Anzahl  Ochsen  in  Abzug  bringen  könnte. 
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langen  ,  wie  viel  Arbeitstage  von  Menschen  und  Zugthieren  unter  ver- 
schiedenen Verhältnissen  nothwendig  waren,  um  z.  B.  einen  Centner 
Korn  zu  produciren ,  liegt  in  der  speciellen  Betrachtung  einzelner 
Wirthschaften.  Auch  hier  wird  man  correcte  Antworten  nur  in  ver- 
einzelten Fällen  erlialtcn.  Auf  grösseren  Gütern  ist  die  Zahl  der  ver- 
wendeten Arbeiter  vielfacli  bekannt,  nur  selten  sind  aber  die  Tage 
genau  rubricirt,  weiche  sie  wirklich  gearbeitet  haben.  Indessen  haben 
wir  Aussicht,  die  nöthigen  Angaben  von  mehreren  Wirthschaften  zu 
erhalten.  Je  kleiner  die  Besitzungen  sind,  um  so  ungenauer  werden 
die  Angaben  ausfallen ,  da  die  Arbeitskräfte  nicht  so  regelmässig  und 
ausschlieslich  bei  der  Landwirthschaft  beschäftigt  werden.  Wer  ver- 
möchte die  Zeit  zu  messen ,  welche  der  Taglöhner  oder  kleine  Hand- 
werker auf  sein  Garten  -  oder  Kartoftelland  verwendet  und  den  Aben- 
den und  Sonntagen  abstiehlt ,  wenn  nicht  auf  dem  umgekehrten  Wege 
aus  der  Art  der  Bestellung  und  der  nöthigen  Tagearbeit  ^^jV  Doch 
kann  dabei  der  bei  unterbrochener  Thätigkeit  nicht  zu  vermeidende 
Zeitverlust  nie  genügend  bestimmt  werden. 

Dasselbe  ist  von  thierischen  Arbeitskräften  zu  sagen ;  doch  ge- 
nügt hier  offenbar,  die  Zahl  der  ausschliesslich  bei  der  Landwirthschaft 
beschäftigten  Thiere  zu  wissen,  da  die  Tage,  wo  dieselben  ruhig  im 
Stalle  stehen ,  gleichfalls  mit  Kosten  verbunden  und  zur  Erholung 
derselben  nothwendig  sind,  was  bei  dem  Taglöhner,  der  sich  noch  in 
seiner  freien  Zeit  nützlich  beschäftigen  kann,  und  dafür  vom  Grund- 
besitzer nicht  entschädigt  wird,  nicht  in  dem  Maasse  der  Fall. 

Zur  Vergleichung  entfernterer  Gegenden  wird  indess  noch  stets 
eine  genauere  Beschreibung  der  Sitten  nöthig  sein,  die  oft  von  ein- 
schneidendem Einfluss  sind.  Die  Feiertage  z.  B.  entziehen  in  protestan- 
tischen Gegenden  wenig  über  ein  halbes  Hundert  Tage  der  Arbeit  im 
Jahre,  in  einigen  katholischen  über  ein  ganzes  Hundert.  Die  Dauer 
der  Beschäftigung  am  Tage  ist  gleichfalls  sehr  verschieden.  In  der 
Provinz  Westpreussen  z.  B.  wird  auf  den  Gütern  stets  von  Sonnenauf- 
bis  Sonnenuntergang  gearbeitet,  mit  nur  einer  Stunde  Mittagsruhe. 
In  der  preussischen  Niederlausitz  dagegen  im  Sommer  von  6  — 12  und 
von  2  —  8  Uhr,  was  zu  Zeiten  4  Stunden  weniger  ausmacht ;  im  Winter 
nur  von  8 — 3  mit  Vz  Stunde  Frühstückszeit.   Der  Fleiss,  die  Leistungs- 


64)  In  Frankreich  liat  man  diesen  Weg  benutzt  und  die  Arbeitstage  von  Menschen 
und  Gespannen  angegeben,  welche  durchschniUlich  zur  Bestellung  und  Aberntung 
einer  Hectare  der  verschiedenen  Früchte  verwendet  werden.  Doch  haben  wir  es 
hier  wieder  mit  Annahmen,  nicht  mit  Thatgachen  zu  thun. 
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fähigkeit  der  Arbeiter  sind  gewaltig  verschieden  und  beanspruchen  da- 
her Berücksichtigung. 

e.     Productionsaufwand. 

Ausser  der  Verzinsung  des  oben  besprochenen  Kapitals  kommt  als 
Productionsaufwand  in  Betracht:  die  Saat,  das  Viehfutter,  der  Lohn 
in  Geld  und  Naturalien,  Keparaturen  an  Gebäuden  und  Inventar,  Er- 
satz der  verbrauchten  Thiere  und  Werkzeuge  und  wie  die  verschiedenen 
Rubriken  in  den  Ausgabebüchern  der  Landwirthe  und  die  Fragen 
weiter  lauten,  welche  in  dem  florentiner  Congress  zur  Beantwortung 
durch  die  Statistik  aufgestellt  sind. 

Die  Saat  ist  überall,  wo  eingehendere  Erntestatistik  existirt,  mit 
erhoben  und  wird  daher  mit  derselben  zugleich  Berücksichtigung  finden. 

Der  Verbrauch  des  Viehstandes  erfordert  eine  genaue  Betrachtung, 
da  erst  nach  Abzug  desselben  von  den  überhaupt  zum  Consum  ge- 
stellten Naturalien  der  Rest  ersichtlich  wird,  welcher  für  die  mensch- 
liche Nahrung  übrig  bleibt.  Indessen  selbst  das  sonst  so  unternehmungs- 
lustige Frankreich  lässt  uns  hier  im  Stich  und  begnügt  sich^^),  vom 
Rohertrag  an  Körnern  die  Saat  abzuziehen  und  das  Uebrige  als  zur 
Consumtion  bestimmt  anzugeben. 

In  Belgien  sind  auch  nur  Stroh  und  Futterkräuter  als  Viehfutter 
in  Abzug  gebracht  ^^). 

In  der  Statistik  der  Bodenproduction  von  Dr.  Lorenz  ist  ver- 
sucht, den  Bedarf  an  Erzeugnissen  des  Pflanzenbaues  an  Viehfutter 
und  Streu  im  Durchschnitt  für  jede  Viehgattung  und  je  nach  ihrer  Be- 
nutzung pro  Stück  und  in  Summa  festzustellen.  Ein  solcher  Versuch  wird 
zur  Erkennung  der  ortsüblichen  Fütterung  und  zur  Vergleichung  mit 
andern  Gegenden  ohne  Zweifel  sehr  werthvoll  sein.  Es  findet  sich 
übrigens  in  vielen  landwirthschaftlichen  Lehrbüchern ,  namentlich  über 
Taxation  der  Güter  in  ähnlicher  Weise.  Doch  kann  die  Methode  zu 
dem  hier  verfolgten  Zweck,  den  factisch  zur  Nahrung  der  Menschen 
verbleibenden  Theil  zu  finden,  schwerlich  ausreichen.  Lorenz  sagt 
selbst:    »Die  Landleute  können  allenfalls  angeben,   wie  viel  sie  täg- 


65)  Kur  bei  Wurzelgewäclisen  ist  der  Verbrauch  an  Viebfutler  angegeben. 

66)  Hermann  llieilt  aucli  den  Hafer  den  Pferden  ausschliesslicl»  zu,  von  Kar- 
toffeln Vs-  —  Ernten  im  Königr.  Bayei'n  1866.  —  Eingehendere  Berechnung  der 
Consumtion  der  Thiere  findet  sicli  in  der  Statistik  Nieder-Oeslerreichs.  Wien  1867, 
doch  flösst  die  Arbeit  wenig  Vertrauen  ein.  Sie  lässt  sich  auf  die  Beantwortung 
der  weitliegendsten  und  schwierigsten  Fragen  ein  ,  während  sie  schon  bei  der  Ernte 
einräumen  musste,  dass  sie  nicht  im  Stande,  genaue  Ziffern  zu  liefern. 
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lieh  füttern  und  .streuen,  aber  keiner  kennt  die  schon  combinirte  Zahl, 
wie  viel  er  jährlich  an  Met/en  oder  ('entnern  braucht.  Um  so 
mehr  war  die  eigene  Wahrnehmung  an  den  täglichen  Bedarf  gebunden.« 
Dieser  tägliche  Bedarf  schwankt  aber  so  ausserordentlich,  da.ss  er  sich 
aus  der  beiläutiijen  Bectbachtung  unmöglich  so  {»räcise  ermitteln  lässt, 
dass  dadurch  der  wirkliche  Jahresverbrauch  zu  berechnen  wäre,  und  je- 
der Fehler  wird  bei  Zusaiiiinen/.iehunM;  des  (jesammtconsums  mit  der 
h)t(ickziihl  der  Tliiere  niultiplicirt.  Wenn  sich  nun  im  vorliegenden 
Fall  lue  /itl'ern  der  Consumtioii  und  Production  annähernd  decken,  .so 
kann  dies  uns  nur  noch  mehr  davon  überzeugen ,  dass  wir  es  bei 
beiden  mit  arbiträren  Angaben  zu  thun  haben.  .Jeder  Versuch,  so  tief 
in  die  Einzelheiten  einzudringen  und  aus  ilnien  die  Summen  zu  berechnen, 
wird  in  gleiclier  Weise  verunglücken  müssen. 

Sicher  w  ird  der  Jjandmann  eher  im  Stande  sein .  zu  sagen  ,  wie 
viel  er  von  Bodenproducten  zum  Verkauf  gestellt,  wie  viel  er  selbst 
verbraucht,  resp.  an  Lohn  verausgabt  hat,  woraus  sich  dann  mit  Hin- 
zuziehung des  Rohertrags  nach  Abzug  der  Saat  der  Verbrauch  der  Thiere, 
sowie  der  Gewinn  an  menschlicher  Nahrung  berechnen  lässt.  Eine  all- 
gemeine Erhebung  wird  auch  auf  diese  Weise  schwerlich  möglich  sein, 
da  immerhin  nur  ein  Theil  der  Landwirthe  die  Angaben  zu  machen  im 
Stande  sein  wird;  doch  lässt  sich  durch  eine  grössere  Zahl  derartiger 
Notizen,  wie  sie  Norddeutschland  ohne  Zweifel  liefern  kann,  sicherer 
der  durchschnittliche  Wirthschaftsverbrauch  für  eine  bestimmte  Fläche 
feststellen  und  mit  mehr  Zuverlässigkeit,  als  es  in  der  erwähnten 
Schrift  geschehen. 

Es  sind  ferner  die  Unkosten  an  Tage-  und  Gesindelohn  zu  er- 
wähnen. Dieselben  sind  von  zwei  Gesichtspunkten  aus  aufzufassen: 
1)  in  Bezug  auf  die  Arbeiter  selbst:  wie  hoch  der  Lohn  pro  Tag, 
wie  hoch  der  Jahresverdienst?  2)  in  Bezug  auf  das  Product:  wie  viel 
Arbeitskosten  die  Hervorbringung  eines  Centner  Kornwerths  oder  die 
Bewirthschaftung  eines  Grundstücks  von  bestimmter  Grösse  verursacht? 
Bisher  wurde  die  Ermittelung  gewöhnlich  in  ersterer  Beziehung  vor- 
genommen,  so  in  Belgien,  in  Preussen  durch  die  Kreisbeschreibungen 
u.  s.  w.  Da  man  indess  die  Zahl  der  verwendeten  Arbeitstage  nicht 
genau  kennt,  lassen  sich  daraus  die  V\'irthschaftskosten  nicht  berechnen. 
In  zweiter  Hinsicht  sind  nur  die  Statistiken  von  Frankreich  und  Ober- 
Oesterreich  zu  erwähnen. 

In  Frankreich  ist  für  jedes  Departement  geschätzt,  wie  hoch  der 
Arbeitsaufwand  sich  pro  Hectare  der  verschiedenen  Früchte  belief;  an 
Gespann-  und  menschlichen  Arbeitstagen,  wie  an  Geld.    Da  jede  Frucht 
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besonders  erwähnt  wird,  so  gehen  hieraus  allerdings  die  Bestellungs- 
kosten des  Landes  hervor,  vorausgesetzt,  dass  die  Angaben  richtig 
sind.  Es  fehlen  aber  die  Kosten  des  mit  der  Landwirthschaft  ver- 
bundenen Viehstandes  resp.  der  Düngerproduction ,  es  ist  überhaupt 
ausser  den  unmittelbaren  Bestelluugskosten  (die  Saat  Hesse  sich  er- 
gänzen) nichts  berücksichtigt.  Ausserdem,  welch'  verschiedenartige 
BesteHung  herrscht  selbst  in  einem  kleinen  Departement !  so  dass  aus 
der  Durchschuittsziffer  nur  wenig  zu  ersehen  ist. 

In  der  Statistik  Ober  -  Oesterreichs  findet  man  eine  weitere  Aus- 
führung der  Bestellungsküsten ;  die  Lohnverhältnisse  und  die  Kosten 
eines  Gespanns  sind  erörtert  und  am  Schlüsse  die  Arbeitskosten  für 
verschiedene  Grössenklasseu  der  Besitzungen ,  die  Abnutzungsprocente 
und  Zinsen  des  leblosen  Inventars  angegeben.  Doch  könnten  wir  hier 
nur  wiederholen,  was  wir  über  die  Schrift  in  Bezug  auf  die  Abschnitte 
über  Kapital  und  den  Futterbedarf  der  Thiere  gesagt  haben.  Man 
kennt  nach  Schätzung  die  Unkosten  jedes  einzelnen  Betriebsmittels, 
ohne  (etwa  an  einem  factischen  Beispiele)  prüfen  zu  können,  wie  weit 
sich  die  Berechnung  bei  der  Zusammenziehung  für  eine  ganze  Wirth- 
schaft  bewährt.  Ein  weiteres  Eingehen  auf  die  verschiedenen  Theile 
der  landwirthschaftlichen  Unkosten  ist  hier  nicht  nöthig,  da  keine 
grössere  Statistik  sich  auf  dieses  unsichere  Terrain  gewagt,  und  es  ist 
erst  abzuwarten,  was  die  Üorentiner  Beschlüsse  in  dieser  Beziehung  für 
Wirkung  thun. 

Viele  Punkte  wären  an  die  vorhergehenden  noch  anzureihen,  die 
Arrondirung  der  Grundstücke,  die  Marktverhältnisse,  die  Wirthschafts- 
systeme  u.  s.  w.  Doch  handelt  es  sich  hier  nicht  darum,  alle  Fragen 
zur  Erörterung  zu  bringen,  sondern  nur  so  viele,  um  die  bisherigen 
Leistungen  in  genügender  Weise  zu  charakterisiren ,  was,  wie  wir 
glauben,  geschehen. 

Das  Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchung  ist,  dass  nur  bei  drei 
Arbeiten  darauf  Rücksicht  genommen  wurde,  die  agrarstatistischen  Er- 
hebungen für  Territorien  mit  gleichartigen  natürlichen  Grundlagen  der 
Landwirthschaft  zu  begrenzen,  so  dass  alle  übrigen,  d.  h.  die  aller 
grösseren  Länder,  von  vornherein  zum  Studium  der  Landwirthschaft 
durchaus  unbrauchbar  sind.  Wir  sehen  ferner,  dass  bisher  über  das 
wesentliche  Moment  der  Grösse  der  landwirthschaftlich  nutzbaren  Fläche, 
welche  eine  Wirthschaft  umfasst,  nur  in  sehr  wenig  Ländern  Klarheit 
verbreitet  ist,  da  man  die  Aufgabe  von  anderem  Gesichtspunkte  auf- 
fasste.  Noch  schlimmer  sieht  es  offenbar  mit  der  Feststellung  des  in 
der  Landwirthschaft  verwendeten  Kapitals,  wo  nichts  Brauchbares  vor- 
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banden,  ferner  bei  den  Arbeitskräften  aus,  da  man  mebr  in  Betracht 
zog,  wie  viel  Personen  auf  dem  Lande  und  durch  die  Laiidwirthschaft 
ernährt  werden ,  als  wie  viel  bei  derselben  thätig  waren ,  mehr  die 
Consumtion  als  die  Production  in's  Auge  fasste ,  doch  auch  hier  ohne 
einheitlichen  leitenden  (ie:lanken.  Man  wusste  in  den  meisten  Fällen 
gar  nicht,  warum  man  diese  oder  jene  Eintheilung  machte,  und  wo 
für  gewisse  /wecke  Material  vorlag ,  fehlte  es  noch  an  geeigneter  Zu- 
sammenstellung. Selbst  die  sonst  vortretl'lichen  Arbeiten  Belgiens  können 
den  Anforderungen  nicht  genügen  und  zeigen  deutlich ,  dass  auf  dem 
bisherigen  Wege  schwerlich  ein  befriedigendes  Krgebniss  zu  erzielen  ist. 
Gehen  wir  indess  noch  einen  Schritt  weiter  und  betrachten,  was 
die  Erhebung  der  Productionsresultate  leistete  und  zwar  allein  der 
Bodenproducte. 

f.     Ernte  -  Ertrag. 

In  Frankreich  haben  in  den  Jahren  1837  und  1852,  in  Belgien 
1846  und  185G,  in  Bayern  1854  und  1863«^;,  in  Schottland  ^»j  1855 
bis  1857,  in  Irland  ^^)  sogar  seit  1847  (mit  Ausnahme  von  1848)  alF 
jährlich  gemeindeweise  Erhebungen  über  die  bebaute  Fläche  wie  das 
Ernteergebniss  stattgefunden,  ebenso  in  Württemberg  von  1851 — 1854, 
dann  seit  1857.  In  England  ist  endlich  1866  eine  vom  Board  of  trade 
angestellte  Ermittelung  in  einer  besondern  Parlamentsschrift '^*'j  ver- 
öffentlicht. Hieran  reihen  sich  die  Niederlande^*) ,  das  Grossherzog- 
thum  Hessen ,  wo  gleichfalls  das  Anbauverhältniss  bekannt  ist .  und 
man  den  allgemeinen  Durchschnittsertrag  pro  Morgen  zu  ermitteln 
suchte  und  danach  die  Gesammternte  berechnete.  Im  frühern  Kur- 
fürstenthume  wurden  in  dem  Jahre  1847  ^2)  zwei  statistische  Erhebungen 

67)  In  Bayern  wurden  schon  1810  und  1812  umfassende  statistische  Erhebungen 
vorgenommen,  die  jedoch  nur  summarisch  Anbau  und  Ernte  berücksichtigen,  nicht 
das  relative  Verhältniss.  Aucl»  die  Anstrengungen  von  1833  und  1839  konnten  nicht 
befriedigen.  1844  sollte  die  Aufgabe  durch  sachverständige  Privatpersonen  gelöst 
werden;  doch  wurde  nur  für  einzelne  Theile  Befriedigendes  erzielt.  1854  fielen 
die  Aufnahmen  genauer  aus;  doch  war  die  neue  Vermessung  noch  nicht  überall  durch- 
geführt. —  S,  die  Ernten  im  Königr.  Bayern,  von  Dr.  Herrmann.   München  1846. 

68)  Report  of  Ihe  Highland  and  agricultural  Society  of  Scotland  to  the  Board 
of  trade  on  the  Agricultural  Stations  of  Scotland. 

69)  Agricultural  Stations  Ireland.     Dublin  1863. 

70)  Returns  relating  to  the  acreage  of  land  under  crops,  base  fallow  and  grass 
in  the  year  1866. 

71)  Statistisch  Jaarbook  vor  het  Koningrigk  der  Nederlanden  1865  S.  256. 

72)  Stat.  Mittheilungen  über  die  volkswirthschaftlichen  Zustände  Kurhessens 
von  B.  Hildebrand.     Berlin  1853. 
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über  die  Feldbestellung  für  dasselbe  wie  für  das  folgende  Jahr  unter- 
nommen und  1861^^)  für  das  verflossene  wiederholt,  jedoch  nur  theil- 
weise  in  exacter  Weise,  weil  für  eine  Anzahl  Güter  wie  für  die  Ge- 
markungen der  Städte  Kassel  und  Hanau,  für  welche  Angaben  nicht 
zu  erlangen  waren,  durch  allgemeine  Schätzung  Ersatz  geschafft  werden 
musste.  In  der  ersten  Arbeit  hatte  man  die  Aussaat  und  den  durch- 
schnittlichen Kornertrag  für  jede  Provinz  festzustellen  versucht;  im 
Jahre  1861  jedoch  nur  in  der  Gesammtheit  und  »nach  den  Ansichten 
der  kurfürstlichen  Commission  für  landwirthschaftliche  Angelegenheiten«, 
also  ohne  die  Prätension  der  Genauigkeit.  Kurhessen  bildet  den  üeber- 
gang  zu  Sachsen  und  Preussen,  wo  man  leider  die  besäete  Fläche  nicht 
kennt  und  daher  in  Bezug  auf  den  Bodenertrag  im  Dunkeln  tappt.  Das- 
selbe ist  von  Italien '■*j,  Schweden ^^),  Norwegen''^)  und  Oesterreich^^) 
zu  sagen,  wo  allerdings  auch  Gesammtschätzungen  der  Ernte  vorliegen. 
Mit  ganz  besonderen  Hoffnungen  nahmen  wir  die  mehrerwähute  öster- 
reichische Musterarbeit  in  die  Hand.  Die  Productionsmittel  sind  darin, 
wie  wir  sahen,  in  hervorragender  Weise  beachtet;  es  wurden  An- 
strengungen gemacht,  das  Mögliche  zu  leisten.  Lagen  für  ganze  grosse 
Länder  die  eingehendsten  Arbeiten  vor,  die  genau  jeden  erzielten 
Scheffel  sowie  die  Fläche,  die  zu  seiner  Erzeugung  diente,  angaben, 
was  konnte  hier  erwartet  werden,  wo  es  sich  nur  um  kleine  Gebiete 
handelte  und  ganz  besondere  Mittel  zur  Anwendung  kamen?  Welches 
war  indessen  das  Resultat? 

Die  Erträge  sind  festgestellt  1)  nach  den  wirklichen  Erträgen 
eines  Gutes,  das,  nach  der  Grösse  zu  urtheilen,  wohl  über  den  Durch- 
schnitt bewirthschaftet  wurde ;  2)  nach  mündlichen  Angaben  der  Bauern, 
die  »so  niedrig  ausfielen,  dass  alle  Wahrscheinlichkeit  auf- 
hörte«; o)  nach  den  Ertragszahlen  für  die  betreffenden  Bodenklassen, 
welche  in  der  Taxationslehre  von  Pabst  als  Durchschnitt  für  ganz 
Mitteleuropa  angegeben  sind ;  4)  nach  besonderer  Bonitirung  der  Aecker. 

Es  erscheint  förmlich  wie  Ironie,  dass  in  einer  Localstatistik  zur 
Berichtigung  der  gefundenen  Zahlen  Durchschnittszahlen  für  ganz  Mittel- 

73)  Die  Feldbestellung  in  Kurhessen,  initgetheilt  von  der  kurfürsll.  Commission. 
Kassel  1863. 

74)  Annuario  statislico  ilaliano  p.  Correnti  e  Maestri.     Toiino  1864. 

75)  Bidrag  tili  Sveriges  officiela  Statistik  för  1856  —  60.     Stockliolm  1863. 

76)  Compte  reudu  general  des  travaux  du  Congres  intern,  de  slalislique.  Ber- 
lin 1863. 

77)  Grundzüge  für  eine  Agricullurstatislik  des  österreichischen  Kaiserslaates. 
Wien  1864. 
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europa  benutzt  werden,  zumal  die  Eintheilung  des  Bodens  in  Klassen 
eine  so  ausserordentlich  schwierige  ist,  die  selbst  bei  denselben  Personen 
selten  gleich  ausfällt. 

Die  Schätzungsoperatc  der  Grundsteuer- Veranlagung  wurden  als 
unbrauclibar  ganz  unbeachtet  gelassen.  Bemerkenswerth  ist  es,  dass 
sich  die  Angaben  der  zu  einer  Conimission  vereinigten  oder  einzeln 
befragten  Besitzer  als  unzuverlässig  herausstellten.  Auf  dieser  Quelle 
beruhen  aber  sänimtlichc  Erntestatistiken  vorzugsweise;  die  weiteren 
Revisionen  können  nur  die  allgemeinen  Durchschnittszahlen  etwas  mo- 
dificiren.  (Fraglich  bleibt  immer,  ob  dabei  die  Ausdehnung  der  ver- 
schiedenen Qualitäten  hinreichend  berücksichtigt  wird.)  Die  eigentliche 
Grundlage  bleiben  die  Angaben  der  einzelnen  Gemeinden  und  hier  sind 
es  entweder  die  Gemeindevorsteher,  welche  aus  eigenem  Gutdünken 
und  nach  Befragen  Sachverständiger  oder  die  Betheiligten  selbst  zu 
einer  Conimission  vereinigt,  welche  die  Angaben  machen.  Ueberall, 
in  allen  Staaten  wird  darüber  geklagt,  dass  die  Landleute  sich  scheuen, 
hier  Kedc  zu  stehen  und  sich  im  Gegentheil  ein  Vergnügen  daraus 
machen,  falsche  Antworten  zu  geben.  Selbst  bei  dieser  Localaufnahme 
suchte  man  die  Erträge  durch  besondere  Bouitirung  zu  ermitteln,  stand 
man  davon  ab,  die  Ausdehnung  der  verschiedenen  Früchte  direct  zu 
erheben,  sondern  zog  es  vor,  sie  nach  der  landesüblichen  Wirthschafts- 
methüde  aus  dem  vorhandenen  Acker  zu  berechnen,  vermuthlich  weil 
mau  einsah,  auf  diese  Weise  der  Wirklichkeit  ebenso  nahe  zu  kommen, 
als  wenn  jeder  Bauer  einzeln  gefragt  würde.  Bei  dieser  ersten  Detail- 
aufnahme beruht  also  doch  der  grösste  Theil  der  Arbeit  auf  Schätzung, 
ist  weit  entfernt,  eine  Zusammenstellung  wirklicher  Thatsachen  zu  sein. 
Die  Wirthschaftsbücher  eines  einzigen  Gutes  mussten  derselben  einen 
belebenden  Hauch  verleihen.    Dies  F'actum  ist  wohl  zu  beachten. 

Die  soeben  gemachte  traurige  Erfahrung,  dass  auch  diese  Muster- 
arbeit den  Erwartungen  so  wenig  entspricht  und  nicht  auf  Genauigkeit 
Anspruch  machen  kann,  nöthigt  uns,  etwas  misstrauisch  gegen  die 
vorerwähnten  Erntestatistiken  zu  sein  und  die  Art  der  Erhebung  ge- 
nauer zu  controlireu. 

In  Frankreich  wurde  durch  Decret  vom  1.  Juli  1852  in  jedem 
Hauptorte  jedes  Cantons  eine  permanente  statistische  Commission  ein- 
gerichtet, die  von  dem  Präfecten  zu  besetzen  war  und  zwar  aus  allen 
möglichen  Staats-  wie  Gemeindebeamten:  Friedensrichter,  Steuererheber, 
Archivare,  Architecten,  Gemeinderäthe,  Mitglieder  landwirthschaftlicher 
Vereine    und  Handelskammern    und    andere   angesehene    Personen  ^^). 

78)  Circulaire  aux  pr^fets ,  Septembre  1852. 


Die  Statistik   der  landwirthschaftlichen   Production.  115 

Dieselbe  kann  sich  in  Untercommissionen  nach  Gemeinden  und  diese 
wieder  in  Sectionen  theilen,  welche  dann  die  ganze  agriculturstatistische 
Erhebung  vorzunehmen  und  das  Resultat  der  Generalversammlung  zur 
Billigung  vorzulegen  haben.  Die  Zusammenstellungen  sollen  dann  einen 
Monat  dem  Publikum  zur  Durchsicht  offenliegen.  Eine  weitere  Prüfung 
erfolgt  durch  die  chambres  consultatives  d'agriculture  de  l'arrondisse- 
ment,  dann  durch  die  commission  centrale  instituee  au  chef  lieu  du 
departement,  worauf  sie  an  die  administration  centrale  gehen.  All- 
jährlich finden  Aufnahmen  statt,  die  sich  auf  die  Ausdehnung  der  vor- 
züglichsten Culturarten  und  den  Ertrag  an  Korn  und  Stroh  erstrecken; 
alle  10  Jahre  besondere,  die  sich  auf  die  verschiedensten  Fragen,  die 
vom  Ministerium  gestellt  werden,  ausdehnen.  Aus  den  erwähnten  jähr- 
lichen Aufnahmen  entnimmt,  soweit  wir  es  erforschen  konnten,  das 
bureau  des  subsistances  seine  Notizen. 

Die  Erhebung  selbst  geschieht  durch  Fragebogen;  es  ist  nicht  be- 
sonders vorgeschrieben,  auf  welche  Weise  und  durch  wen  die  Ausfüllung 
bewirkt  werden  soll,  ob  sie,  wie  bei  der  Volkszählung,  den  Besitzern 
selbst  zugestellt  oder  durch  Befragen  derselben  durch  die  Mitglieder 
der  Commission.  Es  scheint  das  Letztere  allgemein.  Sehr  klagt  man 
über  mangelhafte  Unterstützung  durch  die  Landwirthe,  theils  weil  sie 
aus  Misstrauen  nicht  wollen,  theils  weil  sie  wegen  mangelnder  Buch- 
führung selbst  nicht  Bescheid  wissen  ^^).  Die  Commissionen  bestehen 
nur  zum  kleineren  Theil  aus  Sachverständigen  und  das  Unzureichende 
ihrer  Leistungen  wird  in  einem  Circulaire  vom  23.  Mai  1855  einer 
scharfen  Verurtheilung  unterzogen.  Ob  die  in  demselben  Circulaire 
im  Besserungsfall  in  Aussicht  gestellten  Decorationen  gefruchtet  haben, 
ist  zu  bezweifeln. 

Die  höheren  Instanzen  können  offenbar  nur  die  Resultate  ver- 
schiedener Cantone  vergleichen  und  dann  Ausgleichungen  vornehmen. 

Die  Aufnahmen  sind  so  detaillirt,  dass  sie  Genauigkeit  an  und 
für  sich  schon  ausschliessen.  Nicht  nur  die  einzelnen  Thiere  in  ihren 
verschiedenen  Eigenschaften,  jeder  Wagen,  jenachdem  er  zwei  oder 
vier  Räder  hat,  jeder  Pflug  wird  notirt  und  seiner  Besclmifenheit  nach 
einer  der  drei  dazu  bestimmten  Rubriken  zugetheilt.  Eine  Menge  Fragen 
lassen  sich  gar  nicht  in  bestimmten  Zahlen  beantworten ;  doch  ist  aus- 
drücklich bemerkt,  dass  man  Zahlen  wünsche,  um  unbestimmten  Be- 
zeichnungen zu  entgehen ■=*").    Zwar  ist  ausgesprochen,    es  solle  stets 


79)  Moniteur  iiniversrl  16.  Sept.  1865. 

80)  So  z.  B.  die  Zahl    der  im  Stall,   auf  der  Weide,    oder  auf  beide  Weise  er- 
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angef,'cben  werden,  wo  nur  Schätzungen  vorliegen;  doch  möchten  wir 
fragen,  wo  es  sich  bei  Kmiitteluiig  den  Anbaues  und  des  Ertrages 
nicht  um  reine  Schätzung  liandclt,  da  Buchführung  eine  Ausnahme 
beim  französischen  Bauer  ist,  wie  zugestanden  wird.  Also  nicht  nur 
der  Ertrag,  sondern  auch  die  Aussaat  ist  nur  annähernd  bekannt  und 
der  kleine  Bauer  hat  selten  regelmässigen  Eruchtwechsel ,  sondern 
wechselt  Erüchte  wie  damit  besäete  Elächen  sehr  oft.  Indessen  stehen 
die  Rubriken  der  Weizenernte  wie  der  Karrenptliige  stets  mit  bestinnn- 
ten  Zahlen  gefüllt,  ohne  Bemerkung,  dass  sie  nur  arbiträr  sind. 

In  Belgien  haben  184()  besonders  engagirte  Agenten,  185G  die 
Gemeindebehörden  die  Eornmlare  für  jede  Wirthschaft  ausgefüllt*"}. 
Die  Erhebung  ist  berichtigt  *■')  durch  ein  bureau  temporaire  in  jedem 
gouvcrnement  provincial ,  worauf  sie  an  die  Administration  centrale 
zur  Controle  ging  und  von  hier  zur  Vervollständigung  nochmals  an  die 
Connnune  zurückgeschickt  wurde  "^j.  Die  Zählung  von  1856  wurde 
zur  Berichtigung  dem  departement  de  l'interieure  unterbreitet  und 
einer  ferneren  Prüfung  durch  landwirthschaftliche  Commissionen  unter- 
worfen. 

In  Bayern  wurde  die  Erhebung  von  1844  durch  sachverständige 
Privatleute  bewirkt,  1854  —  soweit  ersichtlich  —  durch  die  Orts- 
behörden unter  Begutachtung  durch  die  landwirthschaftlichen  Kreis- 
comites,  welche  eine  entsprechende  Erhöhung  der  zu  niedrigen  An- 
gaben der  Landwirthe  bewirken  sollten. 

Zwar  war  die  Erhebung  von  Besitz  zu  Besitz,  von  Ort  zu  Ort 
geschehen,  beruht  aber  doch  nur  auf  Schätzung,  wie  es  in  der  Vorrede 
zur  Zusammenstellung  eingestanden  wird;  in  noch  höherem  Maasse  ist 
das  natürlich  von  der  mittleren  Ernte  zu  sagen,  für  welche  alle  An- 
halte fehlen,  die  von  den  landwirthschaftlichen  Kreiscomites  und 
Gemeinde-  und  Regierungsbehörden  gesondert  ermittelt  wurden,  aber 
sehr  bedeutende  Differenzen  zeigen.  In  der  Ai'beit  von  1866  ist  nichts 
Besonderes  über  die  Erhebung  angegeben,  nur  dass  die  soeben  vollendete 
Katastriruns  des  Landes  ein  wesentliches  Hülfsmittel  zur  Controle  bot. 


nährten  Thiere,  da   dieselbe  besländig  wechselt,   sich  nur  im  Ganzen  angeben  lässt, 
welche  Methode  vorherrschend  ist. 

81)  Stalistique  de  la  Belgique  agricullure  1850  und  1860. 

82)  Circulaire  du  14.  Sept.  1816. 

83)  Bulletin  de  la  cominission  1851.  Tome  IV.  2.  parlie  p.  14.  —  Fast  alle 
Angaben  niuesten  zur  Bericliligung  zurückgeschickt  werden,  da  die  Verschiedenartig- 
keit derselben  oft  so  gross  ,  dass  aller  Glaube  an  die  Richtigkeit  aufiiürte  —  heisst 
es  ausdrücklich  in  dem  betreffenden  Bericht. 
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Aus  der  Art  der  Folge  der  Hubriken  ist  übrigens  zu  schliessen ,  dass 
gleichfalls  wie  in  Württemberg  die  bebaute  Fläche,  dann  für  jede  Ge- 
meinde der  Durchschnittsertrag  pro  Morgen  und  daraus  der  Gesammt- 

ertrag  berechnet   ist;   denn   so   ist   die  Reihenfolge   der  Rubriken.  

Ausserdem  wird  seit  1855  alljährlich  das  Ergebniss  der  Ernte  bald 
nach  ihrer  Beendigung  durch  landwirthschaftliche  Vereine  vermittelt^*) 
und  in  eine  der  angenommenen  fünf  Abtheilungeu  (wobei  die  dritte  die 
Normalernte  bezeichnet)  eingereiht.  1859  geschah  diese  Ermittelung 
bereits  in  243  Bezirken. 

In  Württemberg®'^)  wurde  von  1852  —  1854,  dann  von  1858  ab 
durch  die  Gemeinden  für  jedes  Jahr  die  Anblümung  der  verschiedenen 
Culturpflanzen  festgestellt,  jede  Aenderung  notirt.  Nach  der  Ernte 
schätzten  Commissionen  von  Sachverständigen  den  durchschnittlichen 
Ertrag  für  jede  Gemeinde,  der  dann  für  jeden  Bezirk  besonders  be- 
rechnet wurde.  Hiervon  gesondert  suchte  man  gleichfalls  auf  dem  Wege 
allgemeiner  Schätzung  durch  Sachverständige  den  Normalertrag  zu  ge- 
winnen, der  indess  seit  1863  aus  den  bisherigen  Aufnahmen  ermittelt 
werden  konnte.  Zu  bemei'keu  ist,  dass  man  die  Wlrthschaftsresultate 
von  Hohenheim  heranzog,  um  wenigstens  ein  factisches  Beispiel  als 
Anhalt  zum  Vergleich  zu  haben,  und  dies  genügte,  um  die  frühere 
Schätzung  der  Nornialernte  als  zu  niedrig  zu  kennzeichnen. 

In  Irland  geschieht  die  Erhebung  durch  ca.  4000  besonders  dazu 
ernannte  Agenten  von  Hof  zu  Hof.  Ihre  Angaben  werden  controlirt 
durch  besondere,  angesehene  Personen,  welche  das  Geschäft  als  Ehren- 
sache betrachten.  Alljährlich  wird  im  Juni  die  Ausdehnung  der  ver- 
schiedenen Aussaaten  und  die  zu  erwartende  Ernte,  im  November 
der  wahrscheinlich  erlangte  Ertrag  geschätzt.  Wir  können  nicht 
unterlassen,  im  Gegensatz  zu  einer  weit  verbreiteten  Ansicht,  welche 
der  irländischen  Statistik  einen  hervorragenden  Platz  einräumt,  aus- 
drücklich hervorzuheben,  dass  es  sich  auch  hier,  wie  schon  aus  der 
Zeit  der  Erhebung  ersichtlich,  nur  um  Schätzung  handelt,  die  aller- 
dings mit  anerkennenswerther  Unterstützung  durch  die  Landbevölkerung 
und  auf  Grundlage  einer  umfassenden  Vermessung  ausgeführt  wird. 

Für  Oesterreich ®'^)  sagt  der  Freiherr  v.  Kalchberg  in  seinem 


84)  Die  Landwirilischaft   in  Bayern.     Denkscliiift  zur  Feier   des  SOjährigen  Be- 
standes des  landwirtlischaftlichen  Vereins.     München  1860.     S.  77. 

85)  Beschreibung  "Württembergs,  herausg.  von  dem  stat. -top.  Bureau  1863, 

86)  lieber  die  Ernten    in   Niederö&terreich    liegen  Angaben  vor,    die   durch  Be- 
hörden   der    Gemeinden   gesammelt   sind.     Die   Mangelhaftigkeit   der  Erhebung    wird 
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Bericht  an  das  Ministerium  im  Jahre  1864  mit  Recht:  »Es  fehlt 
gänzlich  an  vertrauenswürdigen  Urerhebungen,  die  von  den  Behörden 
so  weit  als  möglich  zurückgeschoben  werden  bis  in  Regionen,  wo  \'er- 
ständniss  und  guter  Wille  zu  den  Seltenheiten  gehören. «^ 

In  Sachsen  wird  das  jährliche  Ernteergebniss  durch  Vermittelung 
der  landwirthschaftlichen  Vereine  nach  Angabe  einzelner  Landwirthe 
gewonnen,  die  daselbst  von  213  —  303  Personen  einliefen. 

In  Preussen^^j  wird  seit  185!)  au.sser  den  bekannten  Ernteberichten 
in  Verhilltnisszahlen  das  Erdruschergebniss  pro  Morgen  alljährlich  von 
einer  Anzahl  Landwirthe,  1864  von  526,  angegeben  und  dem  Landes- 
ökonomiecollegium  eingereicht.  Verglichen  mit  dem  Mittel  der  Minimal- 
und  Maximalerträge,  wie  sie  Engel  aus  den  Denkschriften  der  General- 
commission der  Grundsteuerregulirung  sowie  aus  Regierungsbezirks-  und 
Kreisstatistiken  extrahirt,  zeigen  die  daraus  gewonnenen  Durchschnitts- 
erträge die  Neigung  zu  den  Maximalsätzen,  was  Engel  daraus  er- 
klärt, dass  sie  von  Inhabern  grösserer  Güter  herrühren,  die  im  All- 
gemeinen die  Angaben  gern  zu  hoch  machen,  während  der  kleine  Bauer 
im  Gegentheil  geneigt  ist,  tiefer  zu  greifen;  eine  Annahme,  welche 
durch  die  Erfahrung  sicher  bestätigt  werden  dürfte. 

Ueberblicken  wir  nun  das  über  die  Ernteerhebungen  Gesagte,  so 
ergiebt  sich  der  Schluss,  dass  dieselben  überall  nur  auf  Schätzung  be- 
ruhen, dass  den  Charakter  einer  wirklichen  Erhebung  am  meisten 
Belgien  und  Bayern  wahren,  wo  auch  bereits  wiederholte  Aufnahmen 
einen  Anhalt  zur  Vergleichung  bieten,  dass  aber  auch  hier  von  einer 
exacten  Zusammenstellung  positiver  Thatsachen  nicht  die  Rede  sein  kann. 

Was  nun  das  Erhebungsobject  anbetrifft,  so  ist  unserer  Ansicht 
nach  als  erster  Grundsatz  festzuhalten,  dass  nur  das  von  der  all- 
gemeinen Statistik  in  Betracht  gezogen  werden  darf, 
was  der  Landmann  im  Allgemeinen  selbst  genau  anzu- 
geben vermag;  ein  Satz,  gegen  den  nur  zu  oft  gesündigt  wird. 
Wie  kann  aber  überhaupt  von  Exactheit  die  Rede  sein,  wenn  diese 
Bedingung  nicht  erfüllt  wird?  Wie  soll  man  mit  Vertrauen  die  für 
ein  ganzes  Land  gewonnenen  Zahlen  aufnehmen,  wenn  jedem  Sach- 
verständigen bekannt  ist,  dass  nicht  einmal  der  einzelne  Bauer  sie  mit 
einiger  Sicherheit  für  sein  Grundstück  anzugeben  im  Stande  ist? 


zugestanden.   —    S.    Statistik    der    Volkswirlhschaft    Niederösterreichs    1855  — 1866. 
Wien  1867. 

87)  Zeitschr.   des   königl.    preuss.    slat.  Bureaus    1867  S.  110.   —   Annalen    der 
ILandvv.  von  Salviati  1863  Supplement  S.197. 
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Allerdings  kann  hier  erwiedert  werden,  dass  genau  genommen  damit 
in  vielen  Ländern  die  ganze  Erntestatistik  zu  Falle  gebracht  wird.  Dies 
ist  freilich  richtig,  doch  müssen  wir  den  Satz  trotzdem  aufrecht  er- 
halten. In  den  weiter  vorgeschrittenen  Ländern  wird  indess  der  Ertrag 
an  Körnern  der  Cerealien ,  an  Wurzel  -  und  Handelsgewächsen ,  wenn 
sie  in  grösserem  Maasse  angebaut  werden ,  angegeben  werden  können ; 
allenfalls  auch  der  Ertrag  an  Heu,  obgleich  hier  schon  ein  correctes 
Maass,  das  dem  Landmann  geläufig,  fehlt.  Er  berechnet  gewöhnlich  die 
Heuernte  nur  nach  Fudern,  die  sich  nach  der  Grösse  der  Wagen ,  der 
ortsüblichen  Ladeweise  u.  s.  w.  richten  und  sehr  bedeutend  im  Gehalte 
differiren.  Die  Rechnung  nach  Gewicht  ist  die  für  ganze  Gegenden 
einzig  correcte,  auf  welche  sich  der  Bauer  indess  nur  in  wenigen 
Gegenden  versteht;  immerhin  wird  hier  die  Schätzung  des  Gewichts 
einer  Wagenladung  in  den  einzelnen  Gemeinden  zu  ausreichendem  Re- 
sultate führen  können.  Dies  ist  aber  nicht  zu  hoffen  bei  dem  Ertrage 
an  Stroh,  Gemüse,  Futterkräutern  u.  s.  w.  Wir  behaupten  ohne 
Scheu,  dass  keins  der  grossen  Länder,  wie  Frankreich,  Belgien, 
Oesterreich  u.  s.  w. ,  welche  den  Strohertrag  in  bestimmten  Zahlen 
aufgestellt  haben,  hundert  Landwirthe  aufweisen  kann,  die  ihre  Ernte 
an  Stroh  in  Centnern  oder  Kilo  zu  ermitteln  versucht  haben.  Nur 
wenige  geben  sich  die  Mühe,  die  geernteten  Schocke  zu  zählen  oder  gar 
darauf  zu  achten ,  dass  die  Bunde  gleich  gross  gemacht  werden.  Mag 
das  ortsübliche  Maass  Schober,  Mandel,  Schock  oder  Fuder  auch  für 
dasselbe  Dorf  als  hinreichend  präcise  angenommen  werden,  so  ist  dies 
für  verschiedene  Gegenden  gewiss  nicht  der  Fall,  und  jedes  derselben 
wird  ein  anderes,  schwankendes  Gewicht  zeigen.  Obgleich  also  ein 
präcises  Maass  fehlt,  obwohl  der  Landwirth  im  Allgemeinen  keine 
Ahnung  von  der  Centnerzahl  seiner  Strohernte  hat,  ist  dieselbe  doch 
in  mehreren  Ländern  Gegenstand  der  statistischen  Erhebung  gewesen. 
In  Frankreich,  Belgien,  in  der  Arbeit  für  zwei  Bezirke  Ober-Oester- 
reichs  nach  Gewicht  ^^).  In  Bayern  nach  Schober  pro  Tagewerk,  jedoch 
hat  man  sich  hier  die  Mühe  gespart,  die  Summen  zu  berechnen,  um 
nicht  noch  mehr  leeres  Stroh  zu  dreschen**^). 

Noch  unsicherer  ist  die  Bestimmung  des  Gewinns  an  Futterkräu- 
tern und  Gemüse.  Wird  von  den  Schnittwiesen  ausser  der  Nachweide 
der  Ertrag  als  Heu  für  den  Winter  verwahrt,  und  dabei  mehr  oder 
weniger  gemessen,  so  unterbleibt  dies  bei  den  auf  dem  Acker  gezogenen 

88)  Ebenso  in  Preussen.—  Eidruschberichte  an  das  Landes-Oekononiie-Collegium. 
Zeitschr.  des  königl.  stet.  Bureaus  1.  Jahrg.  1861  S.  273. 

89)  Ebenso  in  den  Niederlanden.     A.  a.  0. 
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FuttcrKCwächsen  zum  sehr  f^rosscn  Tlieil ,  da  sie  bald  abgeweidet ,  bald 
allerdings  geniüliet,  aber  frisch  im  Stalle  verzehrt  werden .  je  nach  der 
Wirthschaftscinrichtun^,  die  hierin  keineswegs  constant  zu  sein  pflegt. 
Nur  in  Musterwirthschaften  giebt  sich  wohl  der  Besitzer  die  Midie,  zu 
taxiren,  welches  Quantum  der  Ertrag  in  tiockenem  Zustande  ausniachen 
würde;  keinem  Hauer  fällt  dies  ein"").  Man  ist  daher  hierbei  ganz 
auf  allgemeine  Schätzung  angewiesen,  die  kaum  einen  sichereren  Anhalt 
giebt,  als  die  einfache  Angabe  der  dem  Futterbau  gewidmeten  Fläche» 
während  dabei  wenigstens  nicht  der  Schein  einer  grosseren  Genauig- 
keit angenommen  wird. 

Dasselbe  gilt  für  das  Gemüse;  auch  hierfür  fehlt  ein  correctes 
Maass,  der  Anbau  verbreitet  sich  ausserdem  auf  unzählige  kleine  Par- 
cellen ,  da  fast  jeder  Häusler  etwas  davon ,  wenn  auch  nur  am  Rande 
der  Gartenbeete  baut,  was  sich  der  Zählung  entzieht,  aber  summirt 
sicher  einen  sehr  beträchtlichen  Theil  ausmacht.  Kurz,  wir  halten  es 
durchaus  für  unthunlich,  hierauf  die  Aufnahmen  zu  erstrecken,  ist  auch 
damit  ausgesprochen ,  dass  eine  genaue  Feststellung  der  gesammten 
Production  und  damit  der  Consumtion  auf  diesem  Wege  unmöglich  ist. 

In  Bayern  hat  man  den  Heuertrag  der  künstlichen  und  Schnitt- 
wiesen in  Centnern  zu  bestimmen  gesucht,  die  Weiden  dagegen  unbe- 
rücksichtigt gelassen,  ebenso  wie  das  Gemüse.  Frankreich,  Belgien 
und  die  ober- österreichische  Statistik  haben  indess  auch  diese  Punkte 
in  Betracht  gezogen  und  in  Zahlen  zum  Ausdruck  gebracht.  Frank- 
reich, welches  Alles  auf  die  Spitze  treibt,  giebt  sogar  den  Ertrag  der 
Weiden  in  den  Wäldern,  an  Grabenrändern  u.  s.  w.  an,  vielleicht  um 
den  Werth  seiner  ganzen  Agrarstatistik  recht  schlagend  darzuthun. 

Die  Frage  nun,  warum  die  oben  besprochenen  Versuche  einer 
Erntestatistik  von  so  geringem  Erfolge  gekrönt  wurden,  ist  zwar  in 
dem  Vorherigen  bereits  beantwortet;  indess  mögen  hier  noch  einige 
Bemerkungen  Platz  finden. 

Die  Organe ,  welche  bisher  zur  Erhebuug  benutzt  worden .  flössten 
wenig  Vertrauen  ein.  Meistens  waren  es  die  Gemeindebehörden  oder 
sonstige  Beamte,  von  denen  Sachkenntniss  und  Interesse  nicht  zu  er- 
warten war.  Der  pariser  internationale  Congress  sprach  sich  dafür 
aus*'),  dass  nur  besoldeten  Beamten,  gleichviel  ob  sie  sonst  schon  in 


90)  Bulletin  de  la  commission  centrale  de  stalislique.  Tom.  IV.  1851.  2part.  p.  14: 
„il  n'y  a  peut-elre  pas  un  fermier  qui  se  soit  jamais  avise  de  deterniiner  exacteincnt 
le  poids  des  navets  ou  du  trel'le  q'uil  recolte  sur  ses  champs". 

91)  S.  auch  Rapport  sur  la  statistique  agricole  pour  le  Congres  intern,  par 
M.  Block.     Paris  185ö  Sept. 
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andern  Functionen  thätig  oder  hierzu  besonders  angestellt  sind,  die 
Erhebung  anzuvertrauen  sei,  da  von  ihnen  allein  das  nöthige  Interesse 
und  Verantwortlichkeit  zu  beanspruchen  wäre.  Die  durch  sie  erlangten 
Angaben  sollten  dann  durch  Commissionen  von  Sachverständigen  einer 
Prüfung  unterworfen  werden. 

Wir  ziehen  die  Vorschläge  nur  in  Betracht,  soweit  es  sich  um  Er- 
mittelung der  Ansaamung  handelt,  welche  immerhin  leichter  zu  con- 
statiren  ist.  Die  Aufnahme  muss  sicher  durch  besondere  Agenten  ge- 
schehen, da  man  bei  der  grossen  Masse  der  Landwirthe  auch  hier 
meist  willkürliche,  oft  mit  Willen  falsche  Zahlen  erzielen  würde,  über- 
liesse  man  ihnen  die  Ausfüllung  der  Formulare  selbst.  Ebenso  würde 
eine  Controle  der  einzelnen  Angaben  an  Ort  und  Stelle  durch  beson- 
ders qualificirte  Sachverständige,  wie  in  Irland,  mehr  zu  empfehlen 
sein,  als  eine  Commission,  die  immerhin  nur  eine  allgemeine  Aus- 
gleichung bewirken  kann.  Doch  auch  dann  wird  schwerlich  Erspriess- 
liches  erlangt  werden  ohne  Hülfe  der  einzelneu  Besitzer  selbst,  denn 
meistentheils  wechselt  die  Ausdehnung  der  verschiedenen  Früchte  in 
jedem  Jahre  nicht  unbedeutend,  besonders  bei  den  kleinen  Bauern, 
sobald  der  Standpunkt  der  einfachen  Dreifelderwirthschaft  überwunden 
ist,  und  die  Aussaat  ist  meistens  der  einzige  Anhalt  dafür,  da  nur 
selten  die  Grösse  der  einzelnen  Felder  genau  bekannt  ist. 

In  Bezug  auf  die  Ernte  selbst  ist  zunächst  als  Factum  zu  con- 
statiren,  dass  eine  allgemeine  Schätzung  der  Durchschnittserträge 
nicht  exact  zu  bewerkstelligen  ist,  so  lange  es  an  positiven  Anhalten 
fehlt.  Während  dieselbe  in  Preussen,  wo  auch  in  den  günstigsten 
Jahren  die  bekannten  Verhältnisszahlen  sich  kaum  bis  zur  Normal- 
ziffer erheben ^"^j,  zu  hoch  ausfiel,  war  die  in  Württemberg  zu  niedrig. 
Die  bayerische  Schätzung  von  18.53  dagegen  scheint,  jenachdem  sie 
durch  die  landwirthschaftlichen  Kreiscomites  oder  durch  die  Gemeinden 
und  Kreisregierungen  vorgenommen  waren,  von  der  einen  zu  hoch  und 
von  der  andern  zu  niedrig  gegriffen  zu  sein  ^').  Es  wird  daher  nur 
der  Durchschnitt  einer  Anzahl  wirklicher  Erhebungen  die  Production 
des  Landes  wirklich  wiedergeben.  Der  Betrag  der  einzelnen  Ernten 
ist  aber  überhaupt  nur  den  Landwirthen  selbst  bekannt,  durch  sie  allein 
ist  er  mithin  zu  ermitteln.  Bisher  sind  dieselben  indess  nur  sehr  aus- 
nahmsweise zu  richtigen  Angaben  bereit  gewesen.  So  lange  sich  dies 
nicht  ändert,  bleibt  eine  exacte  Erntestatistik  unmöglich. 


92)  Zeilschr.  des  prciissv  stat.  Bureaus  1861  S.  272. 

93)  Die  Ernten  im  Königr.  Bayern.     München  1866. 
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War  CS  nun,  wie  wir  darzulegen  suchten,  nicht  möglich,  die  Bo- 
denerträge genau  zu  ermitteln ,  so  ist  dies  von  der  tliierischen  Pro- 
duction ,  welche  meistens  noch  schwieriger  zu  messen  ist,  weit  weniger 
zu  erwarten ,  wie  bei  Besprechung  der  Viehstatistik  bereits  angedeutet 
wurde;  und  ein  näheres  Kingehen  auf  die  Einzelheiten  kann  füglich 
unterbleiben. 

Weder  für  den  Productionsaufwand  noch  für  den  Rohertrag  fanden 
wir  also  das  Terrain  genügend  geebnet;  der  Reinertrag  bleibt  mithin 
noch  völlig  unzugänglich  und  wird  es  wohl  auch  trotz  der  florentiner 
Congressbeschlüsse  bleiben,  so  lange  man  bei  der  bisherigen  Erhebungs- 
methode verharrt. 

Selbst  wenn  es  aber  gelungen  wäre,  das  Material  zu  beschaffen, 
bliebe  nach  der  bisherigen  Art  der  Erhebung  das  Resultat  für  die 
Nationalökonomie  mangelhaft.  Dies  darzulegen  und  zu  untersuchen, 
auf  welche  Weise  Besseres  zu  leisten  wäre,  wird  die  Aufgabe  des 
nächsten  Abschnittes  sein. 


Gegensatz  der  Gesammterhebungen  nud  localen 
Detailailfnaliinen. 

Die  Statistik  ist  nicht  Selbstzweck,  sondern  eine  Hülfswissenschaft; 
ihre  Aufgabe  wird  erst  dann  erfüllt  sein ,  wenn  sie  den  Ansprüchen 
der  Disciplinen  genügt,  für  welche  sie  Material  sammelt.  — 

Hier  ist  es  die  Nationalökonomie,  welcher  die  Productionsstatistik 
in  die  Hände  arbeitet,  deren  Anforderungen  sie  vornehmlich  zu  ent- 
sprechen hat.  Drei  Voraussetzungen  sind  es  nun,  welche  die  National- 
ökonomie vor  Allem  an  das  gelieferte  Material  zu  machen  hat,  bevor 
sie  es  als  Basis  zu  weiteren  Schlüssen  verwenden  kann.  Erstens  Ge- 
nauigkeit der  Zahlen,  zweitens  Vollständigkeit,  drittens  Gegenüber- 
stellung von  Ursache  und  Wirkung. 

I. 

Wir  haben  oben  ausgeführt,  dass  die  bisherigen  Erntestatistiken 
sämmtlich  nur  auf  Schätzung  beruhen.  Auf  noch  unsichererem  Boden 
stehen  alle  darüber  hinausgehenden  Erhebungen ,  wie  sie  namentlich 
Frankreich  in  reichem  Maasse  aufzuweisen  hat,  das  bei  Ermittelung 
der  Productionskosten ,  der  Düngerverwendung  u.  s.  w.  schonungslos 
der  Willkür  verfällt.     Gleichwohl  ist  nur  in  wenigen  agrarstatistischen 
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Werken  darauf  hingewiesen,    dass  die  Zahlen   nur   als   approximativ 
anzusehen  und  mit  Behutsamkeit  zu  benutzen  sind. 

Niemals  ist  genau  angegeben,  wo  Exactheit  aufhört  und  Unsicher- 
heit beginnt.  Die  natürliche  Folge  davon  ist,  dass  mit  den  Zahlen 
der  grösste  Missbrauch  getrieben  wird,  dass  sie  nicht  nur  von  Laien, 
sondern  auch  von  Männern  der  "Wissenschaft  ohne  alle  Kritik  als  Be- 
lege angeführt  werden,  wenn  solche  gerade  nothwendig  sind.  Es  Hesse 
sich  leicht  eine  umfassende  hierher  gehörige  Bluraenlese  aus  den  be- 
deutendsten Schriften  von  Landwirthen,  Nationalökonomen  und  selbst 
Statistikern  anführen ;  das  Factum  ist  indessen  zu  bekannt,  als  dass  es 
dessen  bedürfte.  Die  Wirkung  konnte  nicht  ausbleiben,  der  Credit 
der  Agrarstatistik  im  Ganzen  musste  leiden,  da  nur  wenige  das  Richtige 
vom  Unzuverlässigen  zu  scheiden  im  Stande  waren.  Der  Landwirth, 
der  eine  Berechnung  der  Düngerproduction  für  ein  ganzes  Land  in  be- 
stimmten Zahlen  liest,  wird  sehr  geneigt  sein,  das  Kind  mit  dem  Bade 
auszuschütten  und  die  ganze  Agrarstatistik  mit  diesem  willkürlichen 
Versuche  auf  gleiche  Stufe  zu  stellen,  wie  man  dergleichen  bei  Laien 
täglich  beobachten  kann.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  diese  Ver- 
mengung arbiträrer,  approximativer  und  exacter  Zahlen  es  zum  grossen 
Theil  verschuldet,  dass  die  Landbevölkerung  die  Agrarstatistik  für 
etwas  Ueberflüssiges,  selbst  Schädliches  ansieht,  und  sich  den  Auf- 
nahmen gegenüber  indifferent,  ja  oft  feindlich  verhält.  Wir  suchten 
aber  zu  zeigen ,  wie  wenig  Aussicht  auf  grössere  Präcision  der  Auf- 
nahmen vorhanden  ist.  Die  Anforderungen  der  internationalen  stati- 
stischen Congresse  steigern  sich  leider  mit  jedem  Male;  wurde  doch, 
wie  wir  sahen,  in  P'lorenz  bereits  das  Eingehen  auf  den  Reinertrag 
verlangt,  wodurch  sich  das  geschilderte  Uebel  nur  noch  bedeutend  ver- 
schlin)mern  kann,  da  man  bereits  mehrere  Stufen  tiefer  auf  unüber- 
windliche Hindernisse  stiess. 

Was  wir  verlangen,  ist,  dass  die  Statistik  sich  ernstlich  bestrebt, 
zur  exacten  Beobachtung  überzugehen  und  sich  auf  die  Aufnahme 
factischer  Thatsachen  beschränkt,  während  sie  sich  jetzt  in  einem  Meer 
von  Willkür  und  Oberflächlichkeit  zu  verlieren  und  ihre  ganze  Autorität 
zu  untergraben  droht. 

Es  handelt  sich  darum,  der  bisherigen  Gesammtermittelung  eine 
mikroskopische  Detailerhebung,  der  Staatsstatistik  eine  locale  Privat- 
statistik gegenüberzustellen,  die  auf  dem  Wege  der  Induction^*)  die 

94)  Die  melirerwälmte  osterreicliisclie  Denkschrift  weist  S.  45  auf  die  Bemerkungen 
von  Dior,  de  Jonnes  (Elements  de  slatistique.  Paris  1856.  p.  47  und  49)  „über 
die  Gefahren   der  Induclionsmelhode"   hin.     Doch   hat   dieser   allein  das  in  der  Ein- 
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Beantwortung  nationalökonomi.sclicr  Fragen  erstrebt,  wozu  man  auf 
dem  der  Deduction  allein  nicht  gelangen  konnte.  Die  eine  Methode 
Hchlie.sst  keineswegs  die  andere  aus,  sondern  sie  sollen  sich  gegenseitig 
ergänzen  und  in  die  Hände  arbeiten. 

Unsere  Ansicht  geht  dahin ,  dass  nur  das  erhoben  werden  soll, 
was  der  Landniann  im  Allgemeinen  selbst  anzugeben  im  Stande  resp. 
hierzu  geneigt  ist,  dass  nur  so  weit  die  allgemeine  Erhebung  statt- 
finden dürfe,  als  dieser  Satz  nicht  missachtet  wird,  dass  bei  den  übrig 
bleibenden  Fragen  die  Statistik  sich  auf  die  Orte  zu  beschränken  hat, 
wo  exacte  Angaben  mit  Bestimmtheit  zu  erwarten  sind,  und  dies  werden 
einstweilen  nur  vereinzelte  Besitzungen  sein. 

II. 

Das  Ziel  der  Productionsstatistik  ist  naturgemäss,  wie  das  oft  auf 
den  Congressen  ausgesprochen  ist,  den  Reinertrag,  gleichviel  von 
welchem  Standpunkt  man  ihn  auffasst,  zu  ermitteln.  Wir  haben  bei 
Besprechung  der  einzelnen  Punkte,  namentlich  in  den  Abschnitten  über 
Kapital  und  Wirthschaltskosten,  zu  beweisen  gesucht,  dass  viele  noth- 
wendige  Fragen  der  Productionsstatistik  nicht  nur  bis  jetzt  unbeant- 
wortet blieben,  sondern  dass  auch  überhaupt  keine  Aussicht  vorhanden 
ist,  nach  der  bisherigen  Methode  das  nöthige  Material  in  befriegender 
Weise  zu  beschaffen.  Fallen  aber  nur  wenige  Glieder  der  Kette  aus, 
so  ist  der  Hauptzweck  als  verfehlt  zu  bezeichnen  und  die  Erhebung 
einer  ganzen  Reihe  anderer  Gegenstände  wird,  wenn  nicht  werthlos,  so 
doch  entwerthet.  Die  Abschätzung  des  Viehstandes  erhält  erst  rechte 
Bedeutung,  wenn  man  zugleich  das  übrige  Wirthschaftskapital  er- 
mitteln kann.  Eine  Vermehrung  resp.  Verminderung  der  ländlichen 
Arbeiter,  die  sich  bei  Gegenüberstellung  verschiedener  Länder  und 
Zeiten  ergiebt.  berechtigt  zu  gewissen  Schlüssen ;  doch  wird  der  Werth 
ihrer  Zahlenangabe  mehr  als  verzehnfacht,  wenn  zugleich  gezeigt  wird, 
mit  weichen  Mitteln  sie  gearbeitet  und  was  sie  damit  geleistet  haben. 
Eine  allgemeine  Angabe  des  Ernteausfalls,  ob  er  gut,  mittelmässig 
oder  schlecht  zu  sein  scheint ,  wird  genügen ,  um  die  Regierung  auf- 
merksam zu  machen,  wann  sie  Hülfsmassregeln  zu  ergreifen  hat.  Der 
ganze  grossartige  Aufwand  an  Geld  und  Arbeit  zur  Herstellung  einer 
eingehenden  Erntestatistik,  wie  ihn  Frankreich  gemacht,  ist  völlig 
fortgeworfen,    wenn   dieselbe  nicht  als   exact  bezeichnet  werden  kann. 


leilung  angeführte  extreme  Beispiel  von  Vauban  im  Auge,  wenn  er  sagt:  eile  (la 
stalistique)  s'appuyail  sur  la  melliode  d'induction  qui  l'egarail  daus  le  vasle  cliamp 
des  conjectures.     Eine  weitere  Begründung  fehlt  gänzlich. 
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und  verliert  wesentlich  an  Bedeutung,  wenn  man  nicht  zugleich  die 
Factoren  kennen  lernt,  durch  welche  der  Ertrag  erzielt  ist.  Wie  will 
man  die  bedeutenden  Ausgaben  rechtfertigen,  welche  die  von  dem 
tiorentiner  Congresse  verlangte  Ermittelung  der  Unterhalts-  und  Er- 
gänzungskosten der  Gebäude,  des  todten  und  lebenden  Inventars,  des 
käuflichen  Düngers  und  der  Administrationskosten  verursachen,  wenn 
sie  nicht  zu  einer  genauen  Berechnung  des  Reinertrags  führt,  und  doch 
ist  hierzu  nicht  die  geringste  Aussicht! 

Sehr  lehrreich  ist  in  dieser  Beziehung  die  oberösterreichische 
Statistik  der  Bodenproduction.  Sie  ist  ausdrücklich  als  Probearbeit 
bezeichnet  und  wir  wollen  untersuchen,  ob  sie  die  Probe  besteht.  Wir 
sahen ,  dass  die  natürlichen  Grundlagen .  die  Grösse  der  Wirthschafts- 
complexe  in  musterhafter  Weise  untersucht  waren,  dass  dagegen  die 
Angaben  der  Wirthschaftskosten  und  der  Erträge  nur  auf  allgemeiner 
Schätzung  beruhen,  dass  von  einer  genauen  Ermittelung  des  factischen 
Reinertrags  durchaus  abstrahirt  werden  musste.  So  sehr  wir  auch  das 
in  der  Arbeit  gezeigte  Streben  anerkennen,  so  sehr  wir  den  darin 
bewiesenen  Fleiss  des  Verfasseres  bewundern,  müssen  wir  doch  das 
Unternehmen  (welches  freilich  alle  seine  Vorgänger  weit  übertriÖt)  als 
völlig  gescheitert  ansehen,  so  weit  es  sich  zur  Aufgabe  stellte,  die 
Bewirthschaftungsverhältnisse  zum  Gegenstande  der  statistischen  Er- 
hebung zu  machen.  Es  genügt  eine  Hin  Weisung  auf  den  Ausspruch 
Czörnig's  in  der  mehrerwähnten  Denkschrift,  welche  jene  Probearbeit 
veranlasste:  »Die  statistische  Behörde  darf  keine  Zahl  erfinden, 
sie  muss  sie  als  den  Ausdruck  thatsächlicher  Verhältnisse 
erheben  oder  erheben  lassen.«  Eine  jede  allgemeine  Schätzung,  wie 
sie  hier  so  oft  vorkommt,  ist  aber  eine  solche  Erfindung  von  Zahlen, 
wie  sie  eben  als  unstatthaft  bezeichnet  ist. 

Was  aber  auf  einer  Quadratmeile  mit  Aufwand  besonderer  Mittel 
nicht  möglich  war  (denn  die  ganze  Arbeit  macht  den  Eindruck,  dass 
darin,  was  möglich,  geleistet  wurde),  wird  für  ganze  Staaten  sicher 
nicht  durchzuführen  sein.  In  den  einfachsten  Wirthschaftsbüchern 
unserer  norddeutschen  Gutsbesitzer  findet  man  dagegen  alle  Momente 
zur  Berechnung  des  Reinertrags  für  das  betreffende  Grundstück  sämmt- 
lich  beisammen. 

III. 

Die  Statistik  ist  bisher  nicht  nur  bei  der  Landwirthschaft,  sondern 
überhaupt  den  Wog  gegangen,  vom  Allgemeinen  in's  Specielle  vorzu- 
dringen,   wie    das    der    Natur    der    Erhebungsgegenstände    sowie    den 
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Zwecken  der  leitenden  Verwaltung  entsprach.  Es  wurde  zunächst  die 
Bevölkerung  festgestellt,  dann  die  Zahl  der  einzelnen  Alters-  und  Be- 
rufskla.ssen ,  die  Verbrechen  im  Allgemeinen,  demnächst  die  einzelnen 
Arten  derselben  untersucht,  wobei  natürlich,  so  weit  es  anging,  der 
ganze  Staat  nach  den  Provinzen  in  Betracht  gezogen  wurde.  Dies 
konnte  hier  ohne  Gefahr  geschehen,  da  auch  auf  grö.sseren  Territorien 
die  Eintiü.sse,  welche  Verbrechen,  Todesfälle  u.  s.  w,  bedingen,  nicht 
so  wesentlich  variiren,  um  das  Resultat  zu  gefährden.  Die  Regierungen 
selbst  mussten  die  Ausführung  in  die  Hand  nehmen,  da  ihnen  allein 
die  ausreichenden  Organe  dazu  zu  Gebote  standen.  —  Je  weiter  indess 
auf  Einzelheiten  eingegangen  werden  nm.ss,  wenn  es  darauf  ankonnnt, 
das  Detail  zur  Erscheinung  zu  bringen,  um  so  weniger  wird  —  wie 
oben  ausgeführt  —  eine  Ge.sammterhebung  durchzuführen  und  eine 
Eintheilung  nach  Provinzen  und  Kreisen  am  Platze  sein,  die  P^rhebung 
selbst  wie  die  Verarbeitung  innner  mehr  Verständniss  für  die  Sache 
erfordern  und  somit  in  die  Hände  von  Fachmännern  übergehen  müssen. 
Die  Feststellung  der  menschlichen  Consumtion  z.  B.  muss  eine  un- 
fruchtbare bleiben,  so  lange  man  sich  beschränkt,  von  der  Gesammt- 
heit  auf  das  Individuum  zu  schliessen.  Selbst  in  einzelnen  Städten, 
wo  durch  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  mit  annähernder  Genauigkeit 
der  Verbrauch  an  Korn  und  Fleisch  gekannt  wird,  ist,  abgesehen  da- 
von, dass  eine  grosse  Anzahl  Nahrungsmittel  —  wie  Gemüse,  Wild- 
prett  u.  dgl.  —  sich  der  Controle  entziehen,  ein  Bild  von  der  mensch- 
lichen Ernährungsweise  nicht  zu  gewinnen,  da  die  Verschiedenheit  der- 
selben in  den  einzelnen  Gesellschaftsschichten  zu  bedeutend  und  in  die 
Vertheilung  des  Verbrauchs  natürlich  weder^durch  die  Summe  noch  den 
Durchschnitt  ein  Einblick  gewährt  wird.  Hier  kann  nur  durch  die 
Beobachtung  einer  Anzahl  Familien  verschiedener  Gesellschaftssphären 
in  Verbindung  mit  f^rmittelung  des  Gesannntverbrauchs  Klarheit  ge- 
bracht werden. 

Für  die  Verwaltung  genügt  es,  das  Verhältniss  der  Todesfälle  und 
der  verschiedenen  Todesarten  zur  Bevölkerung  zu  kennen.  Für  den 
Arzt  sind  weitere  Unterabtheilungen  und  andere  Rubriken  nöthig.  Er 
will  nicht  nur  die  Zahl  der  an  einer  bestimmten  Krankheit  Gestorbenen, 
sondern  auch  die  davon  Genesenen  kennen  und  die  Art  ihrer  Behand- 
lung. Es  ist  von  hohem  Interesse  für  ihn,  zu  wissen,  wie  viele  Patien- 
ten im  grossen  Durchschnitt  bei  hundert  Fuss-,  Bein-  oder  Schenkel- 
amputationen unterlegen  sind ,  wie  viel  davon  sie  überstanden  haben, 
um  dadurch  ein  Urtheil  über  die  mit  der  Operation  verbundene  Gefahr 
zu  erlangen.    Dergleichen  Aufnahmen  können  sich  nur  auf  einen  Theil 


Die  Statistik  der  landwirthschaftlichen  Production.  127 

der  in  einem  Lande  vorkommenden  Fälle  beschränken.  Die  Orte  der 
Erhebung  sind  die  Krankenhäuser  und  Militärlazarethe ,  die  damit 
Beauftragten  —  die  Aerzte. 

Ebenso  verhält  sich  die  Sache  bei  der  Agrarstatistik. 

Dieselbe  hatte  sich  bisher  begnügt,  einzelne  Fragen,  wie  sie  von 
der  Regierung  aufgeworfen  wurden,  jede  für  den  ganzen  Staat  und  ge- 
sondert von  der  andern  zu  beantworten,  wie  es  eben  den  betreffenden 
Verwaltungszwecken  entsprach.  Man  zählte  die  ländliche  Bevölkerung, 
die  Thiere  u.  s.  w. ,  man  suchte  die  Grösse  der  Besitzungen,  den 
Ernteertrag  für  den  ganzen  Staat,  die  Provinzen,  höchstens  für  die 
einzelnen  Kreise  oder  Ober -Amtsbezirke  zu  bestimmen.  Eine  Zahl 
läuft  neben  der  andern  her,  ohne  mit  ihr  in  naturgemässen  Zusammen- 
hang zu  treten.  Grössere  politische  Bezirke  waren  die  Sammelplätze, 
auf  denen  die  grossen  Summen  der  verschiedenen  Erhebungsgegenstände 
zusammentrafen.  Dies  schliesst  drei  Unzuträglichkeiten  in  sich:  1)  dass 
in  den  grossen  Summen  die  einzelnen  Eigenthümlichkeiten  zu  sehr  ver- 
wischt werden,  dass  der  grosse  Durchschnitt  das  Detail  nicht  zur  Gel- 
tung kommen  lässt ;  2)  dass  der  Zusammenhang  von  Ursache  und  Wir- 
kung nicht  zur  Erscheinung  kommt.  Und  aus  beiden  resultirt  3)  dass 
der  Einfluss  der  einzelnen  Productionsfactoren  nicht  hervortreten  kann. 

Die  von  der  Statistik  betrachteten  Gegenstände,  wie  Menschen 
oder  Pferde,  Bäume,  Scheffel  Weizen  u.  s.  w. ,  die  gezählt  und  einer 
Rubrik  eingereiht  werden,  weichen,  nach  welcher  Richtung  hin  man 
sie  untersuchen  will,  von  einander  ab,  die  Menschen  und  Thiere  in 
ihrer  Consumtions-  und  Leistungsfähigkeit,  ihrer  Widerstandskraft  gegen 
Krankheiten  u.  s.  w.,  die  Scheffel  Weizen  in  ihrem  Gewicht,  dem  Nah- 
rungswerthe  u.  s.  w.  —  Die  Statistik  zählt  und  summirt  also  ungleiche 
Grössen.  Die  Durchschnittszahl  repräscntirt  Verschiedenartiges  und  dies 
um  so  mehr ,  je  allgemeiner  der  Begriff"  des  Untersuchungsobjectes  ist, 
je  grösser  die  individuellen  Abweichungen  sind.  Werden  wir  nun  auch 
weiter  unten  nachweisen,  wie  diese  Verschiedenheiten  sich  im  Durch- 
schnitte ausgleichen,  so  ist  doch  nicht  zu  leugnen,  dass  dadurch  die 
Eigenthümlichkeit  jedes  Einzelnen  untergeht,  die  Gefahr  mithin  vor- 
liegt, bei  zu  grosser  Ausdehnung  des  Durchschnitts  wie  auch  der  Summe 
das  Detail  in  der  Gesammtheit  zu  erdrücken.  Der  Durchschnittsertrag 
pro  Morgen  an  Weizen  für  ein  ganzes  Land  oder  eine  Provinz  con- 
statirt  wohl  ein  Factum,  wenn  auch  nicht  mit  Sicherheit,  aus  dem  sich 
aber  Rückschlüsse  auf  die  Verhältnisse,  aus  denen  dasselbe  entsprang, 
nicht  ziehen  lassen,  da  das  Mittel  aus  gewaltigen  Extremen,  das  Re- 
sultat überhaupt  aus  sehr  verschiedenen  Ursachen  hervorgegangen  sein 
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kann.  —  Ferner,  den  Ifauptwerfh  erhalten  die  statistischen  Zahlen 
erst  durch  die  Vergleichunf^,  sie  werden  daher  nur  dann  ihren  Zweck 
^anz  erfiilk'ii.  wenn  sie  sich  liicrzu  eij^iien.  Unuiiigiinf,diclies  Erforder- 
niss  zur  Ver^leichun;,'  ist  aber,  dass  die  gegenüber  zu  stellenden  Zahlen 
Gleichgeartetes  ausdrücken.  Je  umfassender  nun  die  Gesanuntsuinnien, 
je  allgeiiieiner  die  Durchschnittszahlen  sind,  um  so  mehr  Verschieden- 
artiges schlie.ssen  sie  ein,  um  so  weniger  werden  auch  gleichljenannte 
Ilubriken  mit  aus  andern  Verhältnissen  geschöpften  Zahlen  Gleiches 
repräsentiren. 

Wir  wiesen  schon  oben  darauf  hin  ,  welche  Verschiedenartigkeit 
der  natürlichen  Grundlagen  oft  ein  kleiner  Kreis  umfasst;  in  noch 
höherem  Maasse  ist  dies  bei  den  andern  Productionsfactoren  der  Fall. 
Wie  soll  z.  B.  die  Wirkung  des  grossen  oder  kleinen  Besitzes  zur  Er- 
scheinung konnnen ,  wenn,  wie  das  meist  der  Fall,  ein  Departement 
die  verschiedensten  Grö.ssenverhältnisse  umfasst  und  nur  die  Summe 
oder  der  Durchschnitt  der  Ernte,  des  Viehstandes,  der  W^irthschafts- 
kosten  u.  s.  w.  für  den  ganzen  Kreis  bekannt  ist?  Es  ist  dies  mehr- 
fach erkannt  und  der  Wunsch  ausgesprochen,  die  Zusammenstellungen 
auf  Gemeinden  zurückzuführen ;  doch  unterliess  man  es,  da  die  Arbeit 
zu  übermässig  dadurch  anwuchs  ^'^j.  Die  Versuche  allein  die  Vieh- 
vertheilung  nach  den  verschiedenen  Gattungen  für  jede  Besitzklasse 
nachzuweisen  (Sachsen,  Baden,  W'ürttemberg),  zeigen  deutlich,  dass 
bei  Ausdehnung  der  Aufgabe  auch  auf  die  andern  Gegenstände  die 
Combinationen  in  nicht  zu  überwältigender  W^eise  anwachsen  würden. 

Nur  dann  wird  man  im  Stande  sein,  der  Aufgabe  gerecht  zu 
werden,  wenn  man  von  der  einzelnen  selbstständigen  Wirthschaft  in 
der  Untersuchung  ausgeht;  sie  ist  das  kleinste  üntersuchungsobject, 
auf  das  man  zurückgreifen  kann,  in  welchem  eine  annähernde  (keines- 
wegs unbedingte)  Gleichartigkeit  der  Bedingungen,  wie  Bodenqualität 
u.  s.  w.,  angenommen  werden  kann.  In  ihr  allein  treten  Wirthschafts- 
aufwand  und  Ertrag,  so  wie  sie  sich  gegenseitig  bedingen,  gegenüber. 
Nur  durch  die  geeignete  Zusammenstellung  einer  grösseren  Zahl  ein- 
zelner W^irthschaften  nach  ihren  Bedingungen  und  Resultaten  wird  es 
möglich  sein,  einen  genauen  Einblick  in  den  wirthschaftlichen  Vorgang, 
in  die  ökonomischen  Gesetze  zu  erhalten,  indem  die  Wirksamkeit  der 
einzelnen  Wirthschaftsfactoren  in  verschiedenen  Verhältnissen  zur  Er- 
scheinung gebracht  wird. 

95)  S.-  die  Ernten  im  König:r.  Bayern.  Herausg.  von  Herrmann.  Hlünclien 
186Ö.  Vorrede  S.  XII.  —  Zeil>:clirifl  des  preii.<is.  sW.  Bureaus  1866  S.  162.  — 
Würllemb.  Jahrb.     Jalug.  1864.     SluUgarl.  1866.     S.  141. 
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Bevor  indess  hierauf  näher  eingegangen  werden  kann,  muss  ein 
bedeutsamer  Versuch  zur  Feststellung  der  ökonomischen  Gesetze  kurz 
berührt  werden,  nämlich  der  in  dem  berühmten  Werk  von  Thünen. 

Thünen  versuchte  durch  die  Annahme  eines  isolirten  Staates,  in 
welchem  alle  Grundlagen  der  Production  auf  dem  ganzen  Gebiete, 
welches  sich  gleichmässig  um  den  Marktplatz  herumzieht,  dieselben 
sind ,  die  Wirkung  der  einzelnen  Wirthschaftsfactoren  nachzuweisen. 
Er  zeigt,  wie  die  mit  der  Entfernung  vom  Markte  sich  mehrenden  Trans- 
portkosten, so  lange  sie  die  einzige  Abweichung  der  Productionsbe- 
dingungen  in  dem  fingirten  Staate  ausmachen,  genau  die  Grenzen  be- 
stimmen, wo  Gemüse,  Holz,  Getreide  und  Vieh  die  Hauptproducte 
der  Bodenbenutzung  bilden.  Nachdem  so  den  verschiedenen  Theilen 
des  Staates  die  aus  den  Umständen  nothwendig  hervorgehenden  Func- 
tionen zugewiesen,  bestimmt  er  die  mit  gleicher  Nothwendigkeit  sich 
ergebenden  Veränderungen,  welche  die  Modificirung  eines  andern  volks- 
wirthschaftlichen  Momentes  in  dem  ganzen  künstlichen  und  doch  so 
einfachen  Getriebe  hervorbringen  muss,  wie  die  Vertheuerung  der  Pro- 
ductionskosten  u.  s.  w.  Man  hat  einen  durchsichtigen  Organismus  vor 
sich,  in  dem  man  das  Leben  pulsiren  sieht  und  die  Folgen  jeder 
Störung  deutlich  bis  in  die  kleinsten  Theile  verfolgen  kann,  und  Thünen 
benutzt  dies,  den  Einfluss  des  Wachsens  des  Kapitals,  des  Arbeits- 
lohns u.  s.  w.  in  verschiedener  Richtung  zur  Anscliauung  zu  bringen. 
Er  beweist  ferner,  dass ,  was  in  dem  Bilde  als  richtig  erkannt  ist, 
gleiche  Geltung  in  der  Wirklichkeit  haben  muss,  wo  nur  die  einzelne 
Erscheinung  sich  in  der  Vereinigung  so  unendlich  vieler  zusammen- 
wirkender Kräfte  verhüllt. 

Wir  haben  es  hier  mit  einer  Analyse  zu  thun ,  die  nach  Art  der 
chemischen  das  volkswirthschafLliche  Leben  in  seine  Elemente  zerlegt 
und  die  Reactionen  jedes  einzelnen  beobachten  lässt,  und  zwar  auf 
dem  Wege  der  Abstraction.  »Diese  Zerlegung  ist  nothwendig«,  wie 
Thünen  in  der  Vorrede  zur  2.  Auflage  sagt,  »um  die  Einwirkung 
einer  gewissen  Potenz,  von  der  wir  in  der  Wirklichkeit  nur  ein  un- 
klares Bild  erhalten ,  weil  sie  daselbst  stets  in  ConÜict  mit  andern 
gleichzeitig  wirkenden  Potenzen  erscheint,  —  für  sich  darzustellen  und 
zum  Erkennen  zu  bringen.«  Dass  ihm  dies  wenigstens  für  den  ersten 
Theil  seines  Werks  gelungen ,  wird  allseitig  anerkannt  ^''j.  Doch  deutet 

96)  Der  2.  Theil  ist  angegriffen  in  „Zur  Prüfung  der  Unlorsucliungen  Tiiünen's 
über  Loiiu  und  Zinsfuss"  von  H.  F.  Knapp.  Braunscliueig  I8ü5.  —  Soeben  er- 
scliien  eine  fernere  Dissertation  von  Dr.  L.  Brentano  über  Tiiünen's  nalur- 
gemässen  Arbeitslolin.     Güllingen  18()7. 
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er  selbst  bereits  in  der  PLinleitung  zum  zweiten  Theilc  an,  dasB  die 
Conseqiienzen  nicht  nach  allen  Seiten  hin  genüf^end  verfolt^'t  sind,  dass 
die  Aufgabe  erst  dann  ganz  gelöst  ist,  wenn  der  Einfluss  der  ver- 
schiedenen zusammenwirkenden  Potenzen  an  sich  sowie  in  ihrer 
Vereinigung  nachgewiesen  ist,  da  eben  in  der  Vereinigung  stets 
gewisse  vorher  unberechenbare  Momente  zur  Geltung  konnnen.  —  Dem 
verdienstvollen  Manne  war  es  nicht  vergönnt,  sein  Werk  zu  einem  Ab- 
schlüsse zu  bringen  (ein  völliger  Abschluss  möchte  überhaupt  kaum 
zu  erreichen  sein)  und  Niemand  hat  es  gewagt,  nach  der  Verarbei- 
tung des  Nachlasses  die  Foi-tsetzung  des  beständig  schwieriger  wer- 
denden Werkes  zu  übernehmen. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  näher  auf  die  Arbeit  einzugehen;  es 
genügt,  die  Bedeutung  des  Verfalirens  hei'vorznhebcn ;  denn  dieselbe 
Methode  wie  Thünen  kann  auch  die  Statistik  befolgen,  wenn  auch 
die  Durchführung  eine  andere.  —  »Um  die  Wirksamkeit  einer  Po- 
tenz zu  erforschen  und  von  dem  Conflict  mit  der  Wirksamkeit  anderer 
zu  befreien,  soll  dieselbe  durch  Thünen 's  Annahme  quantitativ  ge- 
steigert werden ,  während  alle  übrigen  Momente  unverändert  bleiben«, 
oder  wenigstens,  müssen  wir  hinzufügen,  mehr  in  den  Hintergrund 
treten.  Eben  dies  wird  bei  der  Statistik  bewirkt  durch  das  Princip 
der  Durchschnittszahlen,  die  der  Wirklichkeit  selbst  entnommen  sind. 

Das  Wesen  der  Durchschnittszahlen  (moyennes  bei  Quetelet  und 
Dufau)  und  ihre  Bedeutung  für  die  statistische  Untersuchung  ist  be- 
reits wiederholt  und  wohl  erschöpfend  behandelt  ^'^j,  wir  können  daher 
darauf  verweisen  und  sofort  zur  Nutzanwendung  für  die  vorliegende 
Frage  schreiten,  indem  wir  untersuchen,  wie  durch  dieselbe  nicht  nur 
über  die  Resultate  der  Landwirthschaft,  sondern  auch  über  die  Wirk- 
samkeit der  einzelnen  Productionsfactoren  Aufschluss  erlangt  werden 
kann. 

Kennt  man  z.  B.  von  einem  Gute  den  Ernteertrag  blos  eines  Jahres, 
so  wird  man  daraus  ein  sicheres  Urtheil  über  die  Ertragsfähigkeit  des- 
selben nicht  erhalten.  Aussergewöhnliche  Witterungsverhältnisse,  ver- 
zögerte Bestellung  u.  s.  w.  können  denselben  in  besonderer  Weise  nio- 
dificirt  haben.  Diese  zufälligen  Veränderungen  werden  das  Resultat 
bald  günstiger  bald  ungünstiger  gestalten,  sich  daher  in  einer  Reihe 
von  Jahren   ausgleichen.     Der   Durchschnitt  vieler  Jahie   wird   mithin 


97)  Aus  einer  glossieren  Zahl  hergeliöriger  Schriften,  die  das  Kapitel  beiläufig, 
wenn  auch  eingehend  behandeln ,  erwähnen  wir  nur  ein  dasselbe  —  wir  möchten 
sagen  —  abschliessendes  Werk:  „Die  moralische  Statistik  und  die  menschli«he 
Willensfreiheit"  von  31.  W.  D  robisch.     Leipzig  18ö7. 
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die  constant  wirkenden  Ursachen,  wie  Klima,  Bodengüte,  Wirthschafts- 
system  u.  s.  w.,  zur  Erscheinung  bringen,  die  accidentellen  Einflüsse 
in  den  Hintergrund  drängen  ^^). 

Eine  grössere  Zahl  der  Durchschnittserträge  von  Aeckern  gleicher 
Qualität,  bei  denen  die  übrigen  Productionsfactoren  variiren,  muss  in 
gleicher  Weise  die  Ertragsfähigkeit  derselben  erkennen  lassen,  ist  die 
Anzahl  nur  hinreichend ,  um  die  Neutralisirung  der  andern  Potenzen 
zu  bewirken.  Kann  nun  der  hieraus  hervorgehenden  Zahl  eine  zweite 
auf  dieselbe  Weise  gefundene  für  eine  andere  Bodenart  gegenübergestellt 
werden ,  so  ergiebt  die  Differenz  beider  völlig  präcise  die  Bedeutung 
der  Bodenbeschaffenheit  für  den  davon  zu  erwartenden  Ertrag,  und 
es  ist  klar,  dass  die  Fragestellung  unendlich  variiren  kann,  sind  nur 
die  nöthigen  Angaben  über  Productionskosten,  Pteinertrag,  aufgewendete 
Arbeitskraft  u.  s.  w.  zur  Hand.  So  werden  unter  liieser  Voraussetzung 
zwei  Reihen  von  Gütern  mit  wechselnden  natürlichen  Grundlagen  und 
verschiedener  Bearbeitungsmethode ,  von  denen  die  eine  nur  Wirth- 
schaften  mit  1 — 2000  Morg.  Acker,  die  andere  mit  2—300  Morg.  ent- 
hält, eben  die  Einwirkung  dieser  Grössenverschiedenheit  auf  Ertrag 
und  Kosten  zur  Anschauung  bringen. 

Es  handelt  sich  also  darum ,  accidentelle  PMnflüsse  und  damit  zu- 
gleich Ungenauigkeiten,  die  sich  bei  statistischen  Erhebungen  nie  ganz 
vermeiden  lassen,  vermittelst  Durchschnittszahlen  zu  eliminiren ;  ferner 
durch  Summirung  von  Repräsentanten  einer  bestinunten  Eigenthümlich- 
keit  bei  der  statistischen  Zusammenstellung ,  also  durch  die  constante 
Einwirkung  derselben  r'en  andern  wechselnden  Eigenschaften  gegenüber 
den  Eintiuss  dieser  Eigenthümlichkeit  zur  Geltung  kommen  zu  lassen. 

Je  grösser  die  Zahl  der  einwirkenden  Factoren,  um  so  grösser 
wird  die  zur  Durchschnittszahl  verwendete  Reihe  von  Untersuchungs- 
objecten  sein  müssen ,  um  jene  in  den  Hintergrund  zu  drängen.  Die 
Möglichkeit  aber,  in  dieser  Weise  die  Wirksamkeit  der  einzelnen  Po- 
tenzen freizulegen,  ohne  sie  indess,  wie  bei  Thünen,  völlig  aus  der 
Wirklichkeit  zu  reissen ,  sondern  sie  vielmehr  in  ihr  selbst  zur  An- 
schauung zu  bringen,  wird  nicht  bestritten  werden  können. 

Das  Ziel,  worauf  in  angegebener  Weise  hingearbeitet  werden  muss, 
ist,  für  die  Productionsstatistik  zu  ermitteln,  auf  welche  Weise  bei  der 
Landwirthschaft  unter  den  vorhandenen  natürlichen  Bedingungen  Kapital 
und  Arbeit   dauernd  die  höchste  Verwerthung  finden  und   zwar  durch 


98)  Man  ist  versucht,    hier  Darwin's  Ausdruck    zu    acceptiren    und  dies  Ver- 
fahren auclt  als  „accumulalive  Auswahl"  zu  bezeichnen. 

9* 
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Gewinn  an  lanrlwirthschaftliclien  Kohproducten.  Ebenso  wie  es  das 
Ziel  der  medicinischen  Statistik  ist,  festzustellen,  durch  welclie  Be- 
handlungsweise  bei  den  verschiedenen  Krankheiten  die  günstigsten  Er- 
folge erreicht  sind. 

Wir  können  weder  den  Rohertrag  allein  —  wie  es  oft  geschehen  — 
noch  den  Reinertrag  der  speciellen  Landwirthschaft  an  Geld  als  das 
Massgebende  anseilen  und  nuissen  dies  kurz  begründen. 

Es  ist  allgemein  anerkannt,  dass  durch  Spatencullur  der  höchste 
Rohertrag  erzielt  werden  kann.  Doch  wird  dieselbe  vom  rein  ökono- 
mischen Stan'lpunkte  nur  dann  zu  empfehlen  sein .  wenn  die  dabei 
mehr  aufgewendete  Arbeit  gegenüber  der  Restellung  mit  dem  PHuge 
durch  die  Ertragssteigerung  ersetzt  wird ;  andernfalls  wäre  es  mehr 
angemessen,  die  Kräfte  der  Industrie  zuzuwenden.  Das  Rajolen  des 
Bodens,  die  künstlichen  Düngemittel  u.  s.  w.  vermehren  allerdings 
meistens  die  Ernte,  gleichwohl  sind  sie  privat-  wie  volkswirthschaftlich 
nur  dann  rationell,  wenn  das  Mehr  die  Kosten  deckt.  Die  Vermehrung 
des  Rohertrags  kann  also  nicht  der  Punkt  sein,  auf  den  die  N'olks- 
wirthschaft  ausschliesslich  ihr  Augenmerk  zu  richten  hat. 

Auch  eine  Erhöhung  des  Reinertrags  der  Landwirthschaft  ist  nicht 
unbedingt  von  volkswii-thschaftlichcm  Vortheil.  z.  B.  wenn  sie  nur  durch 
Vertheuerung  des  Getreides  bewirkt  wird.  Eine  Missernte ,  selbst  ein 
dauernder  Rückgang  der  Erträge  kann  für  den  Landwirth  ohne  nach- 
theilige Folgen  sein,  wenn  die  Preise  der  Bodenproducte  im  Verhält- 
nisse des  Ausfalles  steigen ,  während  der  Staat  dadurch  genöthigt  sein 
kann,  für  dieselbe  Bevölkerung,  die  er  bisher  selbst  ernähren  konnte, 
Zufuhr  vom  Auslande  zu  schaffen.  Es  ist  mithin  nicht  der  Geldgewinn, 
ebensowenig  der  Rohertrag  allein ,  auf  den  es  ankommt ,  sondern  der 
mit  dem  verhältnissmässig  geringsten  Aufwände  erzielte  Rohertrag  an 
landwirthschaftlichcn  Producten,  oder,  mit  andern  Worten,  der  Rein- 
ertrag der  landwirthschaftlichen  Rohproduction  und  zwar  mit  der  aus- 
drücklichen Bedingung  der  Dauer;  denn  ein  momentanes  Ausnutzen 
des  Bodens  auf  Kosten  der  Zukunft  kann  nicht  im  Interesse  der  Volks- 
wirthschaft  liegen. 

Ein  Beispiel  wird  die  Sache  klar  machen.  Es  fragt  sich  nicht, 
auf  welche  Weise  kann  unter  bekannten  Verhältnissen  von  1000  Morg. 
Acker  der  höchste  Ertrag  an  Getreide  u.  s.  w.  geliefert  werden;  auch 
nicht,  wie  wird  von  jenem  Grundstück  der  höchste  Reingew^inn  an  Geld 
erzielt?  spndern,  auf  welche  Weise  sind  von  den  1000  Morg.  mit  dem 
geringsten  Aufwände  an  Geld,  Arbeit  und  Naturalien  die  meisten  land- 
wirthschaftlichen Producte  auf  den  Markt  zu  liefern? 
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Die  Fragestellung  ist  also :  ob  der  grosse  oder  kleine  Grundbesitz, 
die  intensive  oder  extensive  Cultur  u.  s.  w.  unter  Voraussetzungen 
einerseits  hoher,  andererseits  niederer  Prodiictenpreise  und  Löhne,  bei 
gutem  oder  schlechtem  Boden  u.  s.  w.  die  günstigsten  Resultate  ge- 
liefert haben?  Da  aber  jedes  Wirthschaftsresultat  das  Product  sehr 
vieler  gleichzeitig  wirkender  Potenzen  ist,  so  wird  die  Zahl  der  in 
Betracht  zu  ziehenden  Wirthschaften  zu  Untersuchung  jener  Frage  eine 
sehr  beträchtliche  sein  müssen. 

Doch  auch  zur  allgemeinen  Kenntniss  des  ganzen  Landes  wird  die 
besprochene  Localerhebung  wesentlich  beitragen.  Wir  sahen,  dass  die 
österreichische  Probearbeit  die  Wirthschaftsresultate  eines  Gutes  als 
die  sicherste  Quelle  zur  Beurtheilung  der  Erträge  der  ganzen  Gegend 
dienen  musste,  die  zu  erlangen  war.  Und  sicher  wird  aus  den  factischen 
Erträgen  einer  Anzahl  Grundstücke  einer  bestimmten  Bodenklasse  mit 
grösserer  Zuverlässigkeit  die  allgemeine  Ertragsfähigkeit  derselben  be- 
stimmt werden,  als  durch  allgemeine  Taxation. 

Die  wirkliclie  normale  Ernte  ist  nur  durch  den  Durchschnitt  einer 
grösseren  Anzahl  Jahreserträge  festzustellen.  Kennt  man  dieselbe  von 
mehreren  Gütern  eines  Kreises  genau  und  das  PJrgebniss  des  betreffen- 
den Jahres ,  so  wird  man  das  Verhältniss  derselben  zur  Normalernte 
für  den  ganzen  Kreis  bei  einiger  Kenntniss  des  Landes  mit  grosser 
Sicherheit  feststellen  können.  So  genügten  dem  württembergischen 
statistischen  Bureau  die  Wirthschaftsbücher  Hohenheim's,  die  bisher 
angenommenen  Normalzahlen  der  Erträge  als  zu  niedrig  zu  verurtheilen. 

Zur  Bestimmung  des  Werthes  von  Grund  und  Boden  empfahl  man 
längst,  die  einzelnen  Verkaufssummen  zu  sannneln,  um  sie  als  Mass- 
stab zu  verwenden. 

Zum  Vergleich  mit  früheren  resp.  späteren  Zeiten  werden  die  An- 
gaben selbst  einer  geringen  Zahl  von  Gütern  zur  Beurtheilung  des  Vor- 
oder Rückgangs  der  Landwirthschaft  erwünschten  Anhalt  geben.  Sind 
doch  die  Forscher  in  dieser  Beziehung  nur  zu  genügsam  und  wenige 
unsichere  Notizen  werden  zu  den  weitgehendsten  Schlüssen  ausgebeutet. 
In  der  Zeitschrift  des  königl.  preuss.  stat.  Bureaus  18C7  Heft  VII 
stützt  sich  die  Abhandlung  über  die  Entwickelung  der  landwirthschaft- 
lichen Verhältnisse  in  Westpreussen  vorzüglich  auf  die  Ernteangaben 
zweier  Jahre  (1792  und  1863)  von  vier  Domänen. 

Freiherr  v.  Kalchberg  stellt  in  seinem  bedeutungsvollen  Bericht 
an  das  österreichische  Ministerium  den  Satz  auf:  »Die  Erhebung  von 
einzelnen  Musterbezirken  könne  für  grössere  Territorien  zu  Schlüssen 
benutzt   werden.«    Mit  mehr  Recht  würde  man   von  den  Resultaten 
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einer  Anzahl  von  Bositzuii^ien  verschiedener  Grosse  auf  den  Gesamnit- 
zustand  der  Landwirthsclial't  zu  schliessen  belugt  sein.  Wohl  verstanden, 
nicht  die  gefundenen  Zittern  für  die  Ge.saninitheit  als  gültig  ansusehen, 
wohl  aber  sie  zur  I'.eurtlieilung  der  betrett'enden  Gegenden  zu  be- 
nutzen. 

Die  wenigen  Andeutungen  werden  genügen,  um  den  Werth  der 
vorgeschlagenen  Erhebung  auch  in  dieser  Hinsicht  nachzuweisen"'^;.  Ks 
bleibt  nur  noch  zu  untersuchen .  ob  üiterhaupt  und  auf  welche  Weise 
das  Material  zu  erlangen  ist. 


AiisfUlirbcirkeit  der  Specialorhebiingen. 

Mag  es  als  unausführbar  erscheinen .  zur  Berichtigung  der  Eiii- 
konimensteuer-Yeranlagung  von  einzelnen  angesehenen  Persönlichkeiten 
ottene  Selbsteinschätzung  '"")  zu  verlangen .  wie  es  vorgeschlagen .  so 
liegt  hier  kein  Grund  vor,  nicht  von  den  Besitzern,  welche  dazu  im 
Stande,  Wirthschaftsangaben  zu  beanspruchen. 

Wie  soll  man  aber  bei  der  Einforderung  verfahren,  da  gerade 
allgemein  darüber  geklagt  wurde,  dass  die  Landwirthe  nur  schwer  zu 
richtigen  Angaben  zu  bewegen  wären?  —  Wer  auf  die  Beisteuer  aus 
eigenem  Antriebe  zählt,  hat  sich  sicher  verrechnet,  denn  dazu  hat  sich 
der  Landmann  noch  zu  wenig  von  der  Wichtigkeit  der  statistischen 
Erhebungen  überzeugt;  er  ist  im  Allgemeinen  viel  zu  indolent,  um  sich 
die  Mühe  zu  nehmen,  selbst  Auszüge  aus  seinen  Büchern  zu  machen, 
die  zur  Controle  der  Gehülfen  zwar  häufig  vorhanden,  aber  selten  über- 
sichtlich abgeschlossen  sind.  Ebensowenig  wird  man  reüssiren .  wenn 
man  sich  deshalb  an  die  landwirthschaftlichen  Vereine  wendet,  deren 
Wirksamkeit  sich  immer  mehr  verringert.  Nur  wenn  einzelne  sach- 
verständige Personen ,  die  in  den  betrett'enden  Gegenden  ein  gewisses 
Vertrauen  geniessen,  gewonnen  werden,  um  an  Ort  und  Stelle  aus 
den  Büchern  selbst  die  nöthigen  Auszüge  zu  machen,  wird  Sicherheit 
für  die  llichtigkeit  der  Zahlen  geboten  und  überhaupt  genügendes 
Material  erreicht  werden. 


99)  Annalen  der  Landvvirlliscliafl  des  königl.  preuss.  Staats  VIII.  Sitzungsperiode 
des  Laiidesökoiiomie-Collegiuniä.  Supplempiithand  1863  S.  203  sagt  von  Viehalin: 
„Zu  leugnen  ist  nicht,  dass  die  gründliche  Darstellung  einzelner  Partien  mehr  Mcrth 
hat ,  als  ein6  oberflächliche  Berührung  de»  ganzen  Gebietes". 

100)  Ergebnisse  der  preuss.  Einkomniensteuer  und  Vorschläge  zu  ihrer  Ver- 
besserung von  C.  G.  Kries.     Tübingen  185i.     S.  64. 


Die  Statistik   der  landwirtiischaftlichen   Production.  135 

Nun  sind  es  vorzugsweise  drei  Umstände,  welche  den  bisherigen 
Erhebungen  unüberwindliche  Schwierigkeiten  bereiteten  und  die  auch 
hier  zur  Geltung  konnnen  werden. 

1)  Die  nicht  zu  bestreitende  Thatsache.  dass  ein  sehr  grosser  Theil 
der  Landwirthe  überhaupt  keine  Buchführung  hat,  gar  nicht  genau 
Rechenschaft  über  seine  Wirthschaft  abzugeben  im  Stande  ist.  Es  ist 
aber  auch  irn  Gegensatz  zu  der  früheren  Methode  durchaus  nicht  unsere 
Absicht,  uns  an  Alle  zu  wenden,  so  wenig  wie  zur  medicinischen  Sta- 
tistik jeder  Arzt  beisteuert,  sondern  nur  die  Kreisphysici ,  dann  die 
Vorsteher  grösserer  Krankenhäuser  und  Lazarethe,  wo  die  Notirungen 
leichter  zu  vollziehen  und  eher  zu  controliren  sind.  Im  Gegentheil,  wir 
denken  uns  nur  dorthin  zu  wenden,  wo  wir  Zuverlässiges  erwarten 
können.  Es  sind  hier  vorzüglich  die  Verhältnisse  von  Norddeutschland 
im  Auge  behalten,  wo  ein  gebildeter  Gutsbesitzer-  und  intelligenter 
Bauernstand  weit  verbreitet,  in  dem  die  Buchführung  schon  zur  Hegel 
geworden  und  alljährlich  weitere  Anwendung  findet,  es  also  an  dem 
nöthigen  Material  nicht  fehlt.  —  Der  Verfasser  hatte  Gelegenheit,  sich 
hiervon  zu  überzeugen,  da  es  ihm  unter  verhältnissmässig  ungünstigen 
Umständen  gelang,  von  einem  etwa  30  Quadratmeilen  umfassenden 
Bezirke  Westpreussens  die  Vorlegung  der  Bücher  von  2.5  Besitzungen 
zu  erlangen,  welche  ein  Areal  von  3  Quadratmeilen  umfassen;  eine 
Zahl,  die  sich  bei  einiger  Bemühung  sicher  hätte  verdreifachen  lassen. 

2)  Ist  zu  erwähnen,  die  Scheu  der  Besitzer,  die  Verhältnisse  ihrer 
Güter  und  damit  zum  Theil  ihres  Vermögens  offen  darzulegen.  Diese 
Scheu  ist  zum  letzten  Ende  gegen  die  Einkommensteuer-Commission  '"^) 
bei  den  gut  situirten  gerichtet,  gegen  die  Kapitalisten  und  gegen 
ihre  Collegen  bei  den  andern,  da  sie  durch  Darlegung  ihrer  mangel- 
haften Wirthschaft  ihren  Credit  oder  ihren  guten  Ruf  als  Landwirthe 
zu  gefährden  fürchten. 

Eine  eidliche  Versicherung  unbedingter  Discretion ,  dann  der  Zu- 
sicherung, dass  die  Angaben  nur  in  verarbeiteter  Form,  also  so.  dass 
Niemand  auf  den  Autor  schliessen  kann  —  der  üeffentlichkeit  über- 
geben werden  sollen,  dürfte  hier  am  Platze  sein.  Wir  haben  uns  über- 
zeugt, dass  meist  das  Letztere  schon  genügt,  die  Scheu  zu  überwinden, 
steht  man  den  Besitzern  nicht  ganz  unbekannt  gegenübei'.   Daher  würde 


101)  Wir  können  die  Bemerkung  nicht  unterdrücken,  dass  die  Sclieii  sich  we- 
sentlich vermindern  würde,  wenn  die  genannte  Commission  immer  mit  der  nölliigen 
Strenge  verfülire.  Nur  weil,  wie  allg<>meiii  hekannt ,  die  Einschälziing  zu  niedrig 
geschieht,  (ürchltl  Jeder,  dem  \achwtisc  der  L'nrichligkeil  derselben  einen  Anhalt 
zu  bieten. 
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es  von  der  ßrössten  \Viclitif;koit  sein,  dass  die  bctrefTenden  Statistiker 
mit  den  landwirthscliaftliciien  ('entralvereinen  in  Verhindunf?  stehen 
oder,  noch  hesser,  durch  sie  f,'e\vühlt  werden;  in  ähnlicher  Weise  wie 
die  Gencralsccretäre  in  verschiedenen  preussischen  Provinzen. 

Alle  l)islierif,'en  Methoden  waren  wenig  geeignet,  das  Misstrauen 
der  Grundbesitzer  zu  schonen,  indem  theils  die  Behörden,  welche  die 
Aufnahmen  veranlassten ,  zugleich  in  der  Einkommensteuer-Commission 
Sitz  und  Stimme  hatten,  theils  Vereine  von  Collegen .  denen  man  sich 
gerade  am  wenigsten  gern  offenhart,  die  Angaben  entgegenzunehmen 
hatten.  Es  kommt  vorzugsweise  darauf  an,  notorisch  unparteiische 
Personen  zu  wählen,  die  ihre  Zeit  und  Kräfte  ausschliesslich  diesen 
statistischen  Arbeiten  widmen,  aus  denen  sich  sicher  bedeutende  P^e- 
sultate  schöpfen  lassen.  Hat  doch  in  ähidicher  Weise  eine  Erhebung 
von  Fabrik  zu  Fabrik  in  Wien  stattgefunden  und  eine  der  bedeutendsten 
statistisclien  Arbeiten  der  Art  geliefert.    (Jahib.  der  Stadt  Wien  18G7.) 

Ein  Hauptgrund  des  Misslingens  der  bisherigen  Ernteaufnahmen 
lag  ausserdem  darin,  dass  dieselben  zum  grossen  Theil.  veranlasst 
durch  plötzliche  Nothstände.  zu  schnell  unternommen  wurden,  ferner 
dass  die  Aufnahmen  geschahen,  bevor  die  Landwirthe  selbst  das  Er- 
gebniss  genau  kannten,  noch  bevor  sie  ausgedroschen  hatten.  —  Ganz 
anders  verhält  sich  die  Sache,  wenn  man  nur  Vergangenes  verlangt, 
wo  ausserdem  ein  Grund  zur  Verheimlichung  in  weit  geringerem  Maasse 
vorliegt. 

Sollte  es  ferner  nicht  möglich  sein ,  wenigstens  den  intelligenteren 
Theil  der  Besitzer  davon  zu  überzeugen,  dass  der  Werth,  den  sie  der 
eigenen  Buchführung  zuschreiben,  noch  bedeutend  vermehrt  wird  durch 
die  Vergleichung  der  Wirthschaftsresultate  vieler  Güter?  und  gelingt 
es  nur,  nachzuweisen,  dass  die  Agrarstatistik  für  sie  selbst  von  greif- 
barem Nutzen  ist,  wird  sich  ihre  Abneigung  dagegen  bald  legen.  Dieser 
Nachweis  wird  sich  aber  durch  praktische  Beispiele '"2).  wie  wir  sie 
an  andern  Orten  zu  geben  denken,  in  schlagenderer  W^eise  liefern 
lassen,  als  es  hier  geschehen  könnte. 

3)  Ein  Haupthindcrniss  eingehenderer  Arbeiten  war  bisher  der 
Kostenpunkt.     Es  unterliegt   wohl  keinem  Zweifel,   dass  ein  einzelner 


102)  Wir  verweisen  einstweilen  auf  einen  Vorfrag,  der  in  einem  landwirlh- 
schattlichen  Vereine  geliallen  und  in  der  land-  und  forslwirthschaflliclien  Zeitung  der 
Provinz  Preussen  1867  Nr.  24  und  25  zum  tlieilweisen  Abdrucli  gelangt  ist.  —  Dann 
auf  eine  Abhandlung  im  Monatsheft  der  Annalen  der  Landw.  1867  August:  „AVirth- 
sdiaflsresultate  der  Domänen  Oslrowitt,  Smentau  und  Luchowo  in  Westpreussen", 
zusammengestellt  von  Dr.  J.  Conrad. 
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Beamter  mit  einem  kleinen  statistischen  Bureau  in  jeder  Provinz  oder 
selbst  in  jedem  Regierungsbezirk  zur  Vollziehung  eingehender  Special- 
erhebungen neben  den  allgemeinen  jährlichen  Ernteschätzungen  bei 
Weitem  nicht  den  Kostenaufwand  beansprucht .  als  jährliche  specielle 
Gesammtaufnahmen,  wie  sie  in  Irland  üblich  und  jährlich  3500  Pfd.  St. 
verschlingen,  oder  wie  bei  der  Statistik  von  1840  in  Frankreich  250 
Quartbände  mit  je  3  —  400  Seiten  und  18  Millionen  Nummern  allein 
die  Ernte-  und  Viehstatistik  in  unverarbeitetem  Zustande  umfasste, 
womit  100,000  Menschen  beschäftigt  waren,  ohne  glaubwürdige  Ziffern 
zu  enthalten,  ohne  einen  wirklichen  Werth  zu  repräsentiren '*'^). 

Angeregt  durch  die  häufig  höchst  interessanten  Kreisbeschrei- 
bungen der  preussischen  Landräthe  haben  die  Stände  verschiedener 
preussischer  Kreise  nicht  unbedeutende  Summen  zur  Herstellung  einer 
eingehenden  Geschichte  der  betreffenden  Gegend  ausgeworfen.  Sollte 
eine  genaue  statistische  Beschreibung  des  gegenwärtigen  Zustandes  nicht 
ein  gleiches  Opfer  werth  sein? 

Es  kann  nun  nicht  gemeint  sein,  dass  mit  der  oben  erwähnten 
Einrichtung  der  Specialerheber  allen  Anforderungen  der  Productions- 
statistik  genügt  werden  könne.  Sie  soll  zur  Ergänzung  der  allge- 
meinen Erhebungen  dienen  und  ersetzen  nur,  wo  auf  dem  bisherigen 
Wege  nichts  zu  erreichen  war.  Die  Untersuchung  der  allgemeinen 
natürlichen  Grundlagen  wird  besondern  Organen  von  Sachverständigen 
überlassen  werden  müssen.  Die  Viehstatistik  ****) ,  die  Ermittelung  der 
Vertheilung  des  Grund  und  Bodens,  der  ländlichen  Bevölkerung  wer- 
den von  den  Localaufnahmen  vorausgesetzt  werden  müssen,  um  die 
Stellung  der  betrachteten  Objecte  zur  Gesammtheit  in  Betracht  ziehen 
zu  können.  Eine  Menge  anderer ,  zur  Kenntniss  der  landwirthschaft- 
lichen Verhältnisse  nothwendigen  Notizen  über  die  Lebensweise  und 
sonstigen  Sitten  der  Bevölkerung,  das  Creditwesen,  so  lange  dazu  durch 
directe  Erhebung  nicht  zu  gelangen  ist,  in  gleicher  Weise  über  die 
Wirthschaftssysteme,  die  übliche  Beackerungsweise  u.  s.  w.  werden  nur 
durch  allgemeine  Beschreibungen  zu  liefern  sein. 

Eine  weitere  Reihe  von  Untersuchungen  lehnt  sich  hieran  an,  die 
allerdings   eine  Darstellung  in  Zahlen  gestatten,   welche  aber  ausser- 


103)  Slalisliqiie  de  la  France.     Agriculliire  1840  p.  VIII. 

104)  Eine  genaue  und  eingelirnde  Uebeiwachung  des  Viehstandes  durch  die 
Thierärzle  wäre  selir  zu  wünschen,  indem  es  wolil  durchzuführen  ist,  dass  dieselben 
die  Geburten,  Todesfälle  durch  Krankheit,  sowie  alle  Schlachtungen  in  ihrem  Bezirk 
notiren.  Namentlich  das  Letztere  wäre  mit  der  Fleischschau,  wie  sie  z.  B.  in  Bayern 
üblich,  sehr  leicht  zu  vereinigen. 
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ordentlich  schwer  diirchzufiihrcn  i.st.  Hierher  gehören  die  Preis-.  Lohn- 
und  ConsiiiiitionsverhiilitiiisNC  u.  '^.  w.  Ks  würde  dabei  auch  siciier  zu 
empfehlen  sein,  zunächst  »nie  Anziihl  t.ictischer  Beispiele,  also  die 
Lohnsätze  von  20  —  30  0(lf«'rn  verschiedener  ( i rosse  ,  die  Kinnahinen 
und  den  Consuni  von  20  —  30  Arbeiterfamilien  in  jedem  Bezirke  fest- 
zustellen, um  dadurch  einen  Anhalt  neben  den  allj/emeinen  Angaben 
Sachverständiger  zu  gewinnen. 

Als  hierher  gehörige  Arbeiten  sind  zu  erwähnen  i)  die  1-e.^i.schrif- 
ten,  meistens  auf  Veranlassung  der  land-  und  forstwirthschaftlichen 
Versannnlungen  verfasst,  um  den  herbeigekonnnenen  Gästen  ein  Bild 
von  der  Land-  und  Forstwirthschaft  des  betretfcnden  Landes  zu  geben ; 

2)  einzelne  private  Specialarbeiten  über  den  Zustand  der  Landwirth- 
schaft,  welche  Deutschland  allerdings  mehr  über  das  Ausland,  nament- 
lich  England    und  Belgien,   als   über   das  Inland   hervorgebracht  hat; 

3)  die  Kreisbeschreibungen  der  preussischen  Landrathämter '"•^j;  4)  ge- 
hören hierher  die  in  England,  Belgien  und  Frankreich  '"^)  neuerdings 
sehr  gebräuchlichen  Enquetcs  über  die  Lage  des  Landes.  Indessen 
konnte  die  Summe  aller  bisherigen  Leistungen  den  Ansprüchen  der 
Statistik   nicht  hinreichend   entsprechen,   da  sie   zu   wenig  in's  Datail 

105)  Schon  1838  wurden  in  Pieussen  Kreisbesclireibungen  nn)j;eordnet,  jedoch 
nur  von  wenigen  Landralhsämtern  befriedigend  eingeliefert.  Durch  Rescripl  vom 
Jahre  1859  wurde  jener  Erlass  von  Neuem  eingcscliärfl  und  1861  waren  bereits  274 
Kreisstatistiken  eingegangen,  von  denen  aber  nur  86  dem  Druck  übergeben  wurden. 
Ihre  .\ufgabe  war  indessen  zu  umfassend,  als  dass  sie  gerade  für  die  Agrarslalislik 
Ausreichendes  liefern  konnten.  —  S.  darüber  Jahrbb.  der  Nat.  -  Oek.  und  Stat.  von 
Hildebrand.  Jena  1864.  S.  60.  —  Ferner  Zeilsclir.  des  königl.  preuss.  stat. 
Bureaus.     Herausg.  von  Engel.     1.  Jahrg    1861  S.  307. 

106)  Im  Jahre  1865  wurde  schon  in  Jrankreicii  von  der  Versammlung  der  ge- 
lehrten Gesellschaft  wie  auch  von  dem  landwirlhschafliichen  Centralverein  eine  um- 
fassende enquele  vorgeschlagen,  um  durch  Beantwortung  von  24  bezüglichen  Fragen 
die  Ursache  der  zeitweiligen  Calamität  der  französischen  Landwirllie  zu  ergründen. 
Näher  besprochen  in  „die  Ackerbaukrisen  und  ihre  Heilmittel"  von  K.  Fr  aas. 
Leipzig  1866.     S.  60. 

Durch  Decret  vom  6.  Aug.  1866  ist  nun  in  grossartigem  Massstabe  in  demselben 
Lande  eine  solche  Untersuchung  durch  besondere  Commissionen  angeordnet,  welche 
161  Fragen  zu  beantworten  hat ,  die  sich  auf  alle  Verhältnisse  der  LandwirthschafI, 
auch  besonders  auf  Gegenstände  der  Productionsstatistik  erstrecken.  Von  den  Acker- 
baukammern, landwirlhschafliichen  Vereinen,  dann  von  den  Generalräthen  und  Be- 
zirksrälhen  sollen  schriftliche  Antworten  auf  den  ihnen  zugesendeten  Fragebogen 
verlangt  werden.  Der  Schwerpunkt  der  Untersuchung  wird  indessen  in  mündlicher 
Vernehmung  verschiedener  Personen  in  allen  Departements  durch  die  dazu  berufenen 
Commissionen  gesucht.  Ausführlich  wiedergegeben  in  der  Zeilschr.  des  königl.  preuss. 
stat.  Bureaus  1866  S,  137. 
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eindringen  und  von  Berücksichtigung  vieler  Seiten  von  vornherein  ab- 
strahiren. 

Es  ist  bereits  von  anderer  Seite '"')  darauf  hingewiesen ,  wie 
wünschenswerth  es  sei ,  dass  sich  in  den  einzehien  Landkreisen  Conii- 
tes  aus  von  den  Gutsbesitzern  selbst  gewählten  Sachverständigen  bilden, 
welche  nach  Art  der  Handelskammern  als  Ackerbaukammern  die  Zu- 
standsschilderung  der  Landwirthschaft  in  der  angegebenen  Beziehung 
tibernehmen  und  die  agrarstatistischen  Arbeiten  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes  unterstützen. 

Nur  die  Landwirthe  des  Bezirks  werden  ausreichendes  Verständ- 
niss  für  den  Gegenstand  und  genügende  Bekanntschaft  mit  den  localen 
Verhältnissen  besitzen,  und  die  selbstständige  Wahl  von  Vertrauens- 
männern aus  ihrer  Mitte  würde  Garantie  für  die  nöthige  Gewissen- 
haftigkeit bei  der  Ausführung  bieten. 

An  der  hierzu  nöthigen  Intelligenz  fehlt  es  den  norddeutschen 
Landwirthen  sicher  nicht,  wohl  aber  an  dem  Interesse  für  die  Statistik 
und  es  ist  leider  wenig  Aussicht,  dass  sie  bald  die  Initiative  zu  solcher 
Einrichtung  ergreifen.  Vielleicht  dass  der  obige  Vorschlag  leichter 
Eingang  findet,  der  zugleich  geeignet  ist,  die  einzelnen  Personen  aus 
ihrer  Lethargie  aufzurütteln. 

Noch  nicht  lange  Zeit  ist  es  her,  dass  die  Regierungen  sich  ge- 
neigt zeigen,  ihre  Buchführung —  um  diesen  Ausdruck  zu  gebrauchen 
—  offen  darzulegen.  Sie  haben  bereits  eingesehen  und  werden  es  noch 
immer  mehr  einsehen ,  dass  sie  sich  dabei  besser  stehen ,  ihr  Credit 
dadurch  gewinnt.  Aufgabe  der  Gegenwart  ist  es,  eine  gleiche  Ein- 
sicht bei  den  Privaten  herbeizuführen. 

Doch  weder  die  Piegiernngen  allein  noch  die  Landwirthe  für  sich 
sind  im  Stande,  eine  vollständige  Agrarstatistik  herzustellen.  Nur 
wenn  sie  in  Verbindung  mit  einander  sich  gegenseitig  ergänzen,  ist 
Befriedigendes  zu  erwarten.  Die  ersteren  verfolgten  bisher  nur  ihre 
eigenen  unmittelbaren  Zwecke,  die  zweiten  zogen  sich  ganz  zurück,  da 
sie  keinen  Nutzen  für  sich  in  der  Statistik  zu  erblicken  vermochten. 
Daher  konnte  nichts  erreicht  werden.  Der  Punkt  nun ,  in  dem  Beider 
Interessen  s'ich  berühren ,  von  dem  aus  auf  jede  Seite  eine  Rückwir- 
kung erfolgen  muss,    ist  die  Wissenschaft.    Die   nächste   Aufgabe 


107)  Jahrbb.  für  Nal.-Oek.  iimi  Slal.  von  B.  HildcbranH  1863  S.  478:  „Die 
statislisclie  Aufg;abe  der  laiidw.  Vereine  von  B.  Hildebrand.  Arinalen  der  Landw. 
von  Salviali  18G3  Siippl.  Vorschläge  des  Üircctor  E  n  li  e  I ,  belr.  die  Förderung 
der  landw.  Stalislik.  Angodrutf)  niicii  in  den  „Grundzügen  einer  Agriculturstalistik 
des  Osler.  Kaiserstaats".     Wien  1864. 
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ist  mithin,  ein  bcstininitos  Ziel  vom  Standpunkte  der  Wissenschaft 
aus  aufzustellen  und  die  Mittel  und  Wege  anzugeben,  wie  dasselbe 
zu  erreichen.  Hierzu  in  Bezug  auf  den  schwierigsten  Theil  der  Agrar- 
statistik  -  die  landwirtlischaltliche  Productionsstatistik  —  einen  Beilrag 
zu  liefern ,  war  der  Zweck  dieser  Blätter. 


Sclilnss-ßesumö. 

Der  Inhalt  des  Gesagten  in  wenig  Worten  zusammengefasst  lautet: 
Die  landwirthschaftlichc  Productionsstatistik  i.st  ein  besonderer  für 
sich  abgeschlossener  Theil  der  Agrarstatistik.  Die  bisherigen  Leistungen 
auf  diesem  Gebiete  müssen  als  durchaus  unzureichend  bezeichnet  wer- 
den ,  obwohl  Arbeit  und  Geld  dabei  nicht  gespart  und  die  Nothwen- 
digkeit  derselben  auf  den  internationalen  Congres.sen  ausdrücklich  an- 
erkannt wurde.  Bei  der  bisher  befolgten  Methode  der  Gesammter- 
hebung  sind  aber  bessere  Resultate  nicht  zu  erwarten.  Genauigkeit, 
Vollständigkeit  und  der  nöthige  Zusammenhang  der  Angaben  sind  nur 
zu  erlangen ,  wenn  man  sich  auf  locale  Detailaufnahmen  der  Verhält- 
nisse einzelner  Wirthschaften  beschränkt,  welche  das  Material  liefern, 
um  das  Resultat  der  Gesammterhebungen  zu  rectificiren ,  besonders 
aber  durch  richtiges  Verfahren  bei  Herstellung  der  Durchschnittszah- 
len den  Einfluss  der  verschiedenen  W^irthschaftsfactoren ,  die  ökonomi- 
schen Gesetze  zur  Erscheinung  zu  bringen.  Wir  machten  schliesslich 
darauf  aufmerksam,  dass  das  Material  vorhanden,  und  deuteten  an, 
wie  es  zu  heben  sein  möchte. 


IV. 

Die  landwirthschaftliche  Krise  in  Bayern. 

Von 
Dr.  Heinrich  Ditz  in  München. 

Der  Druck  der  letzten  vier  Jahre  hat  auf  der  bayerischen  Land- 
wirthschaft  vielleicht  nicht  schwerer  gelastet,  als  in  vielen  andern 
deutschen  Ländern;  aber  nirgends,  scheint  es,  ist  man  sich  der  ge- 
drückten Lage  so  bewusst  geworden  wie  in  Bayern,  und  wohl  nirgends 
ist  so  viel  über  die  Krisis  geredet  und  geschrieben  worden.  Wir  müssen 
dem  hinzufügen,  dass  nicht  leicht  sonstwo  die  Ursachen  dieser  drücken- 
den Erscheinung  und  ihre  Symptome  eine  solch'  eingehende  Beachtung 
gefunden  haben ;  dass  man  hier  am  eifrigsten  bestrebt  war,  Mittel  zur 
Abhülfe  zu  finden  und  in  Anwendung  zu  bringen,  nachdem  man  sich 
über  die  Lage  der  Krise  in's  Klare  gesetzt  hatte. 

Die  »landwirthschaftliche  Krise«  steht  bei  uns  etwa  seit  1864  auf 
der  Tagesordnung.  Sie  ist  zwar  von  derselben  auch  heute  noch  nicht 
ganz  verschwunden ;  indess  darf  man  ohne  Uebereilung  behaupten,  dass 
nicht  nur  der  Höhepunkt  der  Krise  bereits  hinter  uns  liegt,  sondern 
dass  die  wirkenden  Ursachen  der  Krise  bereits  ihre  Thätigkeit  eingestellt 
haben.  Die  Erscheinungen  der  Gegenwart  sind  nur  mehr  die  Nach- 
zügler des  düstern  Gewitters,  welches  bereits  über  unsere  Häupter 
hinweggezogen  ist. 

Die  n ledern  Getreidepreise  der  letzten  Jahre,  welche  man 
als  den  Hauptgrund,  wenigstens  als  die  nächste  Veranlassung  der  Krise 
kann  gelten  lassen ,  sind  ganz  Deutschland  gemeinsam  gewesen ,  und 
in  dieser  Beziehung  hätte  Bayern  nichts  Appartes,  wenn  nicht  etwa, 
dass  es  der  ungarischen  Concurrenz  am  meisten  ausgesetzt  ist,  und 
dass  gerade  der  vornehmste  Abnehmer  des  bayerischen  Weizens,  die 
Schweiz,  seit  einigen  Jahren  am  ungarischen  Weizen  einen  besondern 
Gefallen  gefunden  hat,  so  dass  der  bayerische  Producent  vielfach  ver- 
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drängt  wurde.  Im  Uebrigen  niiis.ste  eine  ausländische  Concurrenz  und 
überhaupt  der  niedrij^e  Stand  der  (jefreidepreise  für  Bayern  mit  seinen 
nur  n)ittlern  und  kleinem  Wirthschaiten  weniger  empfindlich  sein,  als 
für  die  grossen  Güter  in  Norddeutschland;  denn  während  bei  jenen 
nur  ein  geringerer  Theil  des  Gutsertrages  zu  Markte  gefuhrt  wird,  ist 
bei  letztern  das  Marktgut  weit  vorwiegend  über  die  für  die  eigene 
Wirthschaft  erforderte  Menge;  der  Werlh  des  eignen  Verbrauchs- 
quantums wird  aber  von  keinem  Rückgänge  de.^  Marktpreises  beeio- 
tlusst. 

Wenn  jedoch  die  Krise  in  Bayern  einen  besondern  Charakter 
trägt,  so  ist  das  eben  der  Concurrenz  einiger  Verhältnisse  zuzuschreiben, 
die  wir  in  Kürze  der  Beachtung  empfehlen  möchten. 

Der  Sprung  aus  den  vierziger  Jahren  in  das  vorige  Jahrzehnt  war 
in  der  Landwirthschaft  des  diesseitigen  Bayerns  viel  gewaltiger  als  in 
den  übrigen  deutschen  Ländern.  Der  Anfang  des  Jahres  1S48  fand 
Bayern  noch  da,  wo  Preussen  vor  1807  gestanden  hatte.  Erst  jetzt 
that  Bayei-n  den  ganzen  grossen  Schritt  der  Befieiung  von  Hand  und 
Boden.  Der  Werth  der  Güter  ging  in  Folge  dieser  Umwandlung  jäh 
uml  gewaltig  in  die  Höhe  und  der  Preis  mit  ihm.  Die  hohen  Frucht- 
preise der  Jahre,  die  sich  um  1854  gruppircn,  Hessen  die  Gutsrente 
immer  höher  und  höher  anschwellen.  Man  hielt  damals  diese  Erschei- 
nung für  eine  dauernde  Errungenschaft;  die  hohen  Preise  hielt  man 
für  beständig  und  ein  andauernder  Fortschritt  mit  Meilenstiefcln  war 
Dogma,  Weil  der  Fortschritt  nach  1848  gross  war  durch  Entfe.s:^elung 
der  wirthschaftlichen  Kraft,  so  glaubte  man  diesen  Fortschritt  in  Per- 
manenz, weil  man  nicht  daran  dachte,  dass  die  Entwickelung  der 
wirthschaftlichen  Kraft  sehr  bald  ihre  faktische  Grenze  linden  werde, 
noch  lange  bevor  sie  die  mögliche  Obeigrenze  erreiclite.  Wer  von 
diesem  Fortschritte  noch  rechtzeitig  profitiren  wollte,  musste  bald  kaufen, 
bevor  die  Preise  noch  weiter  in  die  Höhe  gingen.  Die  Kaufwuth  wurde 
epidemisch.  Der  Preis  der  Güter  stieg  in's  Ungeheuerliche.  Glücklich 
wurde  nicht  der  gepriesen,  der  durch  Verkauf  einen  schönen  Gewinn 
erzielt  hatte,  sondern  jener,  welcher  durch  Ankauf  die  Möglichkeit 
bekommen  katte,  sein  Gut  zu  einer  Goldgrube  zu  macheu;  und  eine 
Goldgrube  sollte  in  Zukunft  jedes  Gut  werden. 

Weil  die  Gutsrente  gestiegen  w'ar,  hatte  sich  der  Preis  der  Güter 
gehoben.  Zuletzt  aber  drehte  sich  die  Sache  um :  weil  der  Preis  immer 
weiter  in  die  Höhe  ging,  so  erwartete  man  ein  immer  weiteres  Steigen 
der  Rente.  Es  herrschte  in  der  Landwirthschaft  die  Hausse-Stimmung 
der  Börse.     Nicht   bloss   dass  mau   die   damaligen  Erträgnisse   für  ge- 
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Wohnlich  und  bleibend  ansah  und  danach  den  Preis  bemass:  man  hielt 
sie  nur  für  die  Vorstufen  einer  noch  höhern  Zukunftsrente,  und  hier- 
für zahlte  man  die  hohen  Summen.  Wenn  diese  Erscheinung  in  Bayern 
zu  einer  grössern  Ausdehnung  gelangte  als  in  andern  deutschen  Ländern, 
so  stehen  wir  nicht  an,  dieselbe  zu  einem  guten  Theile  dem  mehr 
sanguinischen  Charakter  des  Südens,  vorzüglich  des  bayerischen  Stam- 
mes zuzuschreiben ,  dessen  Speculationen  mehr  von  phantasiereicher 
Hoffnung  als  von  verstandesnüchterner  Berechnung,  mehr  von  dem 
Glauben  an's  gute  Glück ,  als  von  wirthschaftlichen  Grundsätzen  ab- 
hängen. 

Deutlich  und  mit  einem  Worte:  die  wirthschaftliche  Bewegung 
des  vorigen  und  der  ersten  Jahre  des  laufenden  Jahrzehnts  war  in 
ihrem  Hauptresultate  üeberspeculation.  Wer  aber  nicht  gerade 
kaufte,  fand  sich  meist  in  der  Lage,  bei  der  Ererbung  eines  Gutes 
an  die  Miterben  eine  Abfindung  zahlen  zu  müssen,  deren  Höhe  nicht 
minder  gefährlich  war  und  sich  nur  aus  einem  gleich  übermässigen 
Anschlag  des  Gutswerthes  erklären  Hess, 

Es  kam  anders,  als  man  gerechnet  oder  vielmehr  gehofft  hatte. 
Die  Conjuncturen  wurden  von  Jahr  zu  Jahr  entschieden  ungünstiger, 
ungünstiger  als  sie  vielleicht  seit  40  Jahren  gewesen  waren.  Während 
alle  Bedürfnisse  der  Landwirthschaft  bedeutend  und  beständig  im  Preise 
stiegen,  ging  der  Werth  ihrer  Reichnisse  fast  bis  unter  die  Möglich- 
keit herab.  Anstatt  zu  30  und  35,  musste  man  jetzt  den  Weizen  hie 
und  da  zu  12  und  zu  Hfl.  absetzen.  Xun  denke  man  sich,  dass  so 
viele,  vielleicht  die  meisten  der  Gutsübernahmen  der  Vorjahre  —  sei 
es  durch  Erbschaft  oder  durch  Kauf  —  zu  einem  Theile  mit  Hülfe  des 
Kredits  vollzogen  worden  sind,  so  hat  man  den  Schlüssel  zur  Erklärung 
der  zahlreichen  Zwangsverkäufe  und  des  allgemeinen  Nothstandes  un- 
serer Landwirthe.  Wer  vor  10  Jahren  ein  Gut  um  30,000  fl.  erstand, 
das  damnls  1000  fl.  Rente  abwarf,  und  wer  in  der  Hoffnung  auf  künf- 
tige Steigerung  dieser  Rente  so  kühn  war,  10,000  fl.  zu  5  Procent  zur 
Bedeckung  des  Kaufpreises  auf  Kredit  zu  nehmen,  —  was  bleibt  dem 
heute  Anderes  übrig  als  Bankerott,  nachdem  der  Ertrag  um  mehr  als 
die  Hälfte  zurückgegangen  ist,  während  die  Verzinsung  jener  Schuld 
noch  in  der  alten  Höhe  fortgeht?  Und  leider  muss  es  besonders  be- 
tont werden ,  dass  bei  uns  die  Leichtigkeit .  mit  der  man  ein  Geschäft 
gründet  oder  eine  Wirthschaft  erwirbt,  ganz  ungebührlich  sich  breit 
gemacht  hat:  die  Leichtigkeit  ist  in  so  vielen  Fällen  zum  unverant- 
wortlichen Leichtsinn,  zum  Schwindel  ausgeartet.  Und  zwar  nahm 
dieses  Uebel  mit  den  Jahren   nur  zuj   seinen  Höhepunkt   erreichte  es 
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erst  dann,  als  bereits  das  Fundament  am  Sinken  und  Schwanken  war. 
In  München  gehörte  es  vor  etwa  zwei  Jahren  zur  Mode,  einen  Ilaus- 
platz  zu  kaufen,  für  den  man  möglicher  Weise  das  Cield  nicht  hatte, 
das  erste  Stockwerk  von  einem  Hypothekendarlehen  auf  den  Platz,  das 
zweite  von  einem  solchen  auf  das  erste  u.  s.  w.  zu  bauen,  bis  eine 
mächtigere  Hand,  dem  Beispiel  Gottes  folgend,  dem  Thurmbau  Babel's 
Einhalt  gebot  und  den  Scluildthurm  dafür  substituirtc. 

Zur  Würdigung  der  Tragweite  jener  Mis.vspeculationen  und  speciell 
ihres  Einflusses  auf  die  Krisis  der  letzten  Jahre  muss  man  sich  noch 
Eines  besonders  vor  das  Auge  führen.  Der  Nui(ldeut>che  wenigrstens 
würde  sich  hierohne  den  Zusammenhang  zwischen  der  damaligen  schein- 
baren oder  wirklichen  ßlüthe  und  der  darauf  folgenden  Misslage  nicht 
in  seiner  ganzen  Bedeutung  klar  machen  können.  In  Bayern  ist  der 
Grundbesitz  ungleich  uns  tat  er  wie  im  Morden.  Üb  in  Nord- 
deutschland ,  zumal  im  Nordwesten ,  der  Güterwerth  hoch  oder  niedrig 
ist:  der  Marktvverth  eines  Gutes  bleibt  dort  den  Meisten  ganz  gleich- 
gültig, da  ja  nur  in  seltenen  Ausnahmen  Güter  gekauft  oder  verkauft 
werden.  Nur  insofern  als  der  höhere  oder  niedere  Güterpreis  das 
Symptom  eines  höhern  oder  niedern  Ertrages  ist,  hat  der  meiste  Mann 
ein  Interesse  an  jenem.  Anders  in  Süddeutschland.  Hier  ist  das  Gut 
Waare,  nicht  so  sehr  Eamilienerbstück.  Der  Güterwechsel  ist  hier 
desshalb  viel  häufiger  und  steigert  sich  in  einzelnen  Gegenden  zur 
äussersten  Bedenklichkeit.  Hier  giebt  es  »Bauern«,  die  ihr  Gut  so 
leicht  wie  schmutzige  Wäsche  vertauschen ;  hier  hat  sich  eine  eigene 
Klasse  der  Güterhändler  (»Schmuser«)  ausbilden  können;  hier  hat  der 
Volkswitz  die  »gesunden  Güter«  entdeckt,  auf  denen  noch  nie  ein  Be- 
sitzer so  lange  gehaust  hat,  dass  er  Zeit  gehabt  hätte,  darauf  krank 
zu  werden  oder  zu  sterben*). 

Je  mehr  nun  aber  ein  Gut  W^aarc  ist,  um  so  weniger  —  glauben 
wir  —  scheut  man  sich,  seine  Integrität  in  Frage  zu  stellen;  um  so 
leichter  wird  man  sich  entschliessen,  Theile  desselben  zum  Unterpfande 
zu  geben,  vto  mau  bei  einer  wirthschaftlichen  oder  unwirthschaftlichen 


*)  Zunächst  soll  dies  nur  von  Südbayern  gesagt  sein;  die  Verliällnisse  in  Franken 
sind  mir  niclit  genugsam  bekannt.  Genauer  kenne  icli  das  Algau;  hier  schätze  ich, 
dass  die  Hälfte  der  Grundbesitzer  nicht  auf  einem  ererbten,  sondern  auf  einem  ge- 
kauften Gute  hauset.  Im  Jahre  1865  fand  ich  die  Verliällnisse  in  folgenden  Pfarr- 
gemeinden, die  ich  ganz  zufällig  herausnahm,  derart,  dass  von  den  274  Anwesens- 
besitzern in  Lindenberg  221  Käufer  ihres  Anwesens  waren,  nur  53  hatten  das  ihrige 
ererbt;  in  3Ieiiihölz  gab  es  30  gekaufte  und  3i  ererbte,  in  St.  Lorenz  (Kempten) 
250  gekaufte  und  171  ererbte  Anwesen. 
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Operation  fremden  Kapitales  bedarf.  In  Hannover  und  Westphalen  ist 
ein  verhypothezirtes  Grundstück  noch  vielfach  eine  Unehre  der  Familie; 
in  Süddeutschland  ist  es  eben  ein  bequemes  Mittel,  Kredit  zu  erhalten. 
Obschon  uns  ziffermässige  Anhaltspunkte  fehlen,  dürfte  uns  schwerlich 
widersprochen  werden,  dass  bei  uns  im  Verhältniss  des  Werthes  Grund 
und  Boden  mehr  belastet  ist,  als  in  Norddeutschland.  Darin  liegt  der 
Grund  der  grösseren  Intensität  einer  Krise. 

Nach  Obigem  aber  wird  man  es  erklärlich  finden,  wie  bei  uns  aus 
den  falschen  Speculationen  einiger  Jahre  nicht  etwa  nur  der  Ruin  we- 
niger Wirthschaften ,  sondern  ein  allgemeiner  Missstand  sich  ent- 
wickeln konnte.  Bei  uns  ist  es  möglich,  dass  unter  jenen  falschen 
Voraussetzungen  hier  und  dort  10,  ja  25  Procent  leiden;  in  Norddeutsch- 
land dürfte  sich  diese  Klasse  nicht  immer  auf  1  Procent  der  Besitzen- 
den belaufen;  wenigstens  beim  westphälischen  Stamme  wird  dieses  zu- 
treffen. 

Ein  zweiter  Punkt.  Die  fetten  Jahre  des  vorigen  Jahrzehnts  lehr- 
ten die  Landbevölkerung  eine  Menge  vorher  ungekannter  Bedürf- 
nisse. Das  Leben  wurde  üppiger  und  kostspieliger.  Weniger  erfolg- 
reich aber,  als  jene  fetten  Jahre  die  Ansprüche  an  das  Leben  steigerten, 
lehrten  nachher  die  magern,  dieselben  nach  den  Leistungen  der  Wirth- 
schaft  wieder  einzuschränken;  die  Ansprüche  blieben  höher,  als  es  für 
die  Bilanz  der  Wirthschaft  zuträglich  war.  Von  vielen  Gegenden 
Bayerns  muss  man  bekennen ,  dass  der  Sinn  des  Volkes  zu  wenig 
nüchtern  und  streng  ist,  dass  der  Genuss  überwuchert  und  meist  minder 
edler  Natur  ist,  als  wünschenswerth  wäre.  Viele  —  nicht  immer  kirch- 
liche —  Feiertage,  starker  Wirthshausbesuch ,  Voressen,  Chaise  u.  A., 
das  sind  Dinge,  die  entweder  eine  sehr  grosse  Thätigkeit  in  der  Arbeits- 
zeit voraussetzen,  oder  aber  in  wirthschaftliche  Verlegenheiten  führen 
müssen.  Man  zieht  vielfach  diese  Verlegenheiten  der  grösseren  Thätig- 
keit und  der  grösseren  Bescheidenheit  der  Lebensart  vor.  Dafür  zeichnet 
aber  auch  die  Statistik  der  landwirthschaftlichen  Krisis  die  Gegenden 
der  letzteren  Art  ziemlich  deutlich  aus  vor  den  nüchternen  und  arbeits- 
tüchtigen, und  wenn  man  bei  den  unten  folgenden  Ziifern  sich  fragen 
sollte,  warum  z.  B.  Ober-  und  Niederbayern  in  ganz  anderem  Maasse 
von  der  Krise  mitgenommen  sind,  als  die  wirthschaftlich  ähnlichen 
Gegenden  in  Schwaben  und  Franken,  so  dürfte  die  Verschiedeuartig- 
keit  der  Volkssitte  gewiss  auch  eine  Antwort  darauf  geben. 

Ein  Umstand  erschwerte  übrigens  dem  bayerischen  Land wirth  seine 
Lage  noch  besonders,  ohne  dass  er  als  Landwirth  daran  schuld  war; 
und  wenn  die  übrige  deutsche  Landwirthschaft  litt,  so  musste  aus  diesem 
X.  10 
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weitem  Grunde  die  bayerische  um  su  mehr  leiden.  Bayern  hat  nicht 
nur  die  höch.stcn  Arljeits löhne  in  Deutschland;  es  hat  törndichen 
Arbeitern»  an  gel,  und  das  benachtheiligt  natürlich  unseren  Land- 
wirth  beträchtlich,  wenn  er  nnt  einem  benachbarten  in  Concurrenz 
treten  will.  Bisher  hat  eine  engherzige  (Je.-^etzgebung  und  eine  ebenso 
engherzige  Gemeindepolitik  redlich  dafür  gesorgt,  dass  auf  gesetz- 
lichem Wege  nur  möglichst  wenige  Arbeiter  konnten  geboren  werden. 
Die  Gesetze  der  Ansässigmachung  und  Verehelichung  machten  die 
Gründung  einer  Familie  von  einem  gewissen  Besitze  abhängig,  und 
damit  verhinderten  sie  die  »Proletarier«,  der  Etymologie  gerecht  zu 
werden  untl  jene  Klasse  genügend  zu  rekrutiren,  aus  welcher  Gewerbe 
und  Landwirthschaft  ihre  Arbeiter  nehmen.  Hohe  Arbeitslöhne  sind 
eine  stehende  Calamität  in  unserer  Landwirthschaft.  Nur  die  Pfalz 
mit  ihren  freisinnigeren  Einrichtungen  machte  eine  Ausnahme;  hier 
sind  die  Löhne  niedriger.  Hier  trat  aber  auch  keine  Krise  auf,  und 
günstigere  Arbeiterverhältnisse  sind  dabei  schwerlich  ganz  ohne  Ein- 
fiuss  gewesen.  — 

Als  nun  also  gegen  das  Jahr  1863  die  Getreidepreise  anfingen  zu 
sinken,  da  bestanden  die  Missverhältnisse  bereits  längere  Zeit,  die 
später  die  Krise  herbeiführten ;  nur  waren  sie  latent  und  man  fühlte 
sie  nicht.  Das  weitere  Sinken  der  Preise  in  den  folgenden  Jahren 
war  vielleicht  weniger  der  innere  Grund,  als  die  äussere  Veranlassung 
der  Krise.  Mit  anderen  Worten  möchten  wir  sagen :  die  niedern  Korn- 
preise konnten  den  Ausbruch  der  Krise  nicht  länger  aufhalten, 
wie  es  günstigere  Jahre  würden  gethan  haben.  Der  Keim  der  Krise 
aber  war  schon  lange  gelegt:  die  leichtsinnigen  Speculationen  und  über- 
mässig gesteigerte  Ansprüche  an  die  Lebensart  wirkten  bereits  vorher 
auf  die  Bilanz  der  Wirthschaft  nachtheilig  ein ;  nur  dass  besonders 
günstige  Conjuncturen  dieser  Wirkung  vorläufig  noch  ein  Gegengewicht 
boten.  Nun  aber  brach  die  Noth  ofifen  hervor.  Es  war  ein  glücklicher 
Gedanke,  die  niedern  Fruchtpreise  hierfür  verantwortlich  zu  machen; 
dadurch  wälzte  jeder  Einzelne  alle  Schuld  von  sich  ab.  Wahr  ist,  dass 
die  niedern  Preise  auch  den  Unschuldigen  drückten;  aber  an  den  un- 
ausweichbaren  Ruin  durch  dieselben  glauben  wir  nicht.  Die  Preise 
von  1857  bis  1860  waren  eben  so  niedrig,  wie  von  1863  bis  1865,  in 
welch'  letzterer  Zeit  die  Krise,  wenn  nicht  erzeugt,  so  doch  geboren 
wurde.  Wenn  die  Noth  eine  allgemeine,  eine  Krise  wurde,  so  war 
die  Ursa;che  derselben  wohl  eine  gleichartige  in  den  einzelnen  Fällen, 
aber  doch  nicht  eine  gemeinsame:  es  waren  und  blieben  meist  indi- 
viduelle Missstände,   wenn  sie   auch  allgemein  im  Lande  angetroffen 
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wurden.  Die  Noth  kam  in's  Land,  nicht  etwa  wie  der  Frost  im  Winter, 
sondern  wie  der  Katzenjammer  nach  einer  Fastnacht.  Dennoch  aber 
Wagte  man  mehr  über  die  Zeit  als  über  sich  selbst. 

Inzwischen  war  die  Wirthschaft  auch  eine  intensivere  geworden; 
man  hatte  allmählig  mehr  und  mehr  Kapital  im  Boden  angelegt.  Aber 
auch  dieses  wollte  die  Zinsen  nicht  tragen,  welche  dem  Gläubiger  aus- 
bedungen waren.  Die  Nachfrage  nach  Kapitalien  für  die  Landwirth- 
schaft  mehrte  sich  stark,  theils  behufs  neuer  Anlagen,  theils  zur  Deckung 
des  Ausfalles  im  Ertrage.  Unglücklicherweise  aber  floss  nicht  nur  kein 
neues  Kapital  der  Landwirthschaft  zu,  sondern  auch  das  bisher  bei 
ihr  angelegte  zog  sich  von  ihr  immer  mehr  zurück.  So  behauptet  man 
wenigstens,  und  es  scheint  demnach,  dass  die  jährlichen  neuen  Anlagen 
in  der  Industrie  oder  in  Staatsanlehen  mehr  von  unserem  National- 
kapital absorbirt  haben,  als  die  jährliche  Mehrung  desselben  be- 
tragen hat. 

Das  Land  hat,  abgesehen  von  der  königl.  Bank  zu  Nürnberg, 
welche  1865  gegen  8  Mill.  Hypothekar -Darlehen  gewährt  hatte,  nur 
ein  einziges  Institut  von  Bedeutung  für  den  Hypothekarkredit.  Die 
bayerische  Hypotheken-  und  Wechselbank  hatte  bis  dahin  gegen  25  Mill. 
Gulden  Hypotheken -Darlehen  an  die  sieben  diesseitigen  Kreise  aus- 
gegeben. Im  April  1864  errichtete  dieselbe  Anstalt  das  Pfandbrief- 
Institut,  dessen  Emission  sich  zunächst  auf  30  Mill.  Gulden  beschränken 
sollte.  Das  kapitaldurstige  Land  sog  diese  Summen  ein,  wie  ein  heisser 
Stein  einen  Wassertropfen.  Nach  15  Monaten  seines  Bestandes  musste 
das  Institut  die  weiteren  Bewerber  zurückweisen,  da  es  bereits  die 
Grenze  der  gesetzlichen  Summe  überschritten  hatte.  Die  Landwirth- 
schaft hatte  von  den  ersten  30 V2  Mill.  etwa  17  Mill.  erhalten.  Sie 
fand  sich  hiernach  aber  keineswegs  erleichtert,  sondern  im  Gegentheile 
wuchs  die  Noth  immer  mehr  und  zwar  dort  am  meisten,  wo  gerade 
die  meisten  Darlehen  bereits  gewährt  worden  waren.  Es  ist  das  der 
deutlichste  Beweis,  dass  nicht  die  Kreditnoth  der  Grund  der  Krise 
war;  wohl  war  dagegen  die  Krise  die  Ursache  des  unzureichenden 
Kredits.  Im  August  1865  vertheilten  sich  die  30  Mill.  Pfandbriefe 
folgendermassen :  auf  Oberbayern  fielen  1 8.3  Mill.  (darunter  auf  München 
8.4),  auf  Niederbayern  ö.j,  Schwaben  3.3,  Oberpfalz  I.3,  Mittelfranken 
1.3,  Oberfranken  0.4,  Unterfranken  0.4  Mill.  Gulden.  Wir  werden' 
unten  finden,  dass  sich  die  Heftigkeit  der  Krise  fast  gerade  so  abstuft, 
wie  hier  die  Höhe  der  Kreditgewährung. 

Dennoch  war  es  bei  aller  Welt  ausgemacht,  dass  die  Krise  nur 
desshalb  so  zerstörend  wirkte,   weil  der  Landwirthschaft  der  uöthige 

10* 
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Kredit  fehle.  Man  fand  das  bishcrij^e  Maass  der  Hypotheken-Darlehen 
seitens  der  Baid<  völlig  ungenügend ;  man  entdeckte  ,  dass  das  ganze 
Uebel  darin  lag,  dass  der  liypothekarkredit  viel  zu  schwerlällig  und 
viel  zu  kostspielig  sei,  dass  die  /insbeschrünkung  die  Kapitalien  zurück- 
halte u.  s.  w.  —  Den  Kern  der  Sache  betonte  man  indess  gar  nicht, 
man  liiiignete  ihn  sogar,  und  dieser  Kern  war:  die  Landwirthschaft 
rentirte  nicht,  und  ihre  Kreditfähigkeit  war  deshalb  gemindert. 
Und  wenn  darum  auch  Kapital  genug  zur  Hand  gewesen  wäre,  so 
hätte  ihm  die  Sicherheit  einer  rentablen  Anlage;  gefehlt.  Der  Beweis 
steht  uns  zur  Hand.  Im  Februar  ls(i(i  wurde  die  IJank  ermächtigt, 
die  Pfandbrief- Ausgabe  auf  (iO  Mill.  dulden  zu  erhöhen.  Nach  zehn 
Monaten,  zu  Anfang  des  Jahres  18G7,  waren  indess  kaum  3  Mill.  Gulden 
mehr  in  Undauf  gebraclit  als  fridiei-.  und  heute,  am  1.  Januar  18G8, 
beträgt  die  gesammte  Pfandbrief- Emission  nur  3972  Mill.  Das  Be- 
dürfniss  nach  Kredit  war  und  ist  aber  keineswegs  geringer  als  in  den 
Jahren  1864  und  1805,  wo  monatlich  2  Millionen  angelegt  wurden; 
es  war  heuer  jedenfalls  noch  viel  grösser.  Was  aber  einer  ausgedehn- 
teren Benutzung  des  Pfandbrief-Instituts  im  Wege  steht,  ist  der  Mangel 
an  Kreditfähigkeit,  die  Unsicherheit  der  Anlage  auf  Grund  und  Boden. 

Die  Kreditfrage  ist  seit  drei  Jahren  Gegenstand  beständiger  Auf- 
merksamkeit gewesen.  Nach  dem  Vorgange  des  mittelfränkischen 
Kreis -Kredit -Vereins  (18G5)  haben  sich  auch  andere  Kreise  mit  der 
Bildung  solcher  Vereine  befasst,  und  man  darf  die  erspriesslichsten 
Erfolge  von  ihnen  erwarten.  Wir  behaupten  aber,  dass  selbst  der 
bestorganisirte  Hypothekarkredit  nicht  im  Stande  würde  gewesen  sein, 
die  Krise  zu  hindern;  denn  wo  kein  Werth  ist.  da  kann  man  auf  den 
Werth  auch  keinen  Kredit  geben.  Die  ^Erfahrungen  der  Hypotheken- 
und  Wechselbank,  die  trotz  einer  fast  ängstlichen  Vorsicht  nicht  immer 
ohne  Verluste  und  sehr  häufig  mit  berechtigter  Besorgniss  ihre  Ge- 
schäfte in  Hypothekendarlehen  abgewickelt  hat,  dürften  das  zur  mög- 
lichsten Klarheit  bestätigen. 

Wir  gehen  jetzt  über  zur  Statistik  der  Krise. 

Auf  Anregung  des  Handelsministeriums  veranlasste  das  Ministerium 
der  Justiz  eine  Erhebung  der  Immobiliar-Zwangsverkäufe  in 
der  Zeit  vom  1.  October  1863  bis  zum  1.  Juli  1867,  also  während 
8^4  Jahren.  Eigentlich  bestand  die  Absicht,  nur  die  landwirth- 
schaftlichen  Executionen  zu  berücksichtigen;  desshalb  sind  auch  die 
13  grösseren  Städte  des  Königreichs  ganz  ausser  Acht  gelassen;  indess 
hat  man  in  folgenden  Zahlen  sämmtliche  Zwangsveräusserungen  von 
Immobilien   mit  Ausnahme  jener  Städte   zu   verstehen.    Nur  bei   der 
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Pfalz  beziehen   sich   die  Ziffern  bloss  auf  landwirthschaftliche   Fälle. 
Die  Zahl  dieser  Executionen  war  in 


I.  IL  III.  Quartal 

1863/,: 

1867,: 

186Vc: 

1 866/7 : 

Summa: 

Oberbayern . 

.     336 

541 

1007 

969 

2853 

Niederbayern 

.     107 

186 

360 

410 

1063 

Pfalz.    .    . 

.       52 

57 

64 

47 

220 

Oberpfalz    . 

.       75 

154 

213 

250 

692 

Oberfranken 

.       72 

96 

177 

259 

604 

Mittelfranken 

.       58 

125 

168 

266 

617 

Unterfranken 

.     287 

371 

519 

833 

2006 

Schwaben    . 

.     105 

215 

354 

449 

1123 

Königreich  . 

.  1092 

1751 

2862 

8473 

9178 

Wie  bereits  bemerkt,  sind  die  Executionen  der  13  grösseren  Städte 
hierin  noch  nicht  einbegriffen.  Ergänzt  man  die  drei  Quartale  vom 
1.  October  1866  bis  zum  1.  Juli  1867  zu  einem  vollen  Jahre,  und 
setzt  man  dann  die  Wirkung  der  Krise  in  den  vier  Jahren  1863 — 1867 
zu  1000  an,  so  vertheilt  sich  diese  auf  die  einzelnen  Jahre  wie  folgt: 
1863/4  =z  109,  I86V5  —  174,  18GV6  ~  285,  186«/;  ==  432. 

Es  ist  hieraus  wohl  ersichtlich,  dass  das  letzte  Jahr  in  seinen 
Aeusserungen  noch  ungünstiger  als  die  Vorjahre  war;  aber  es  war  nur 
ein  Sturm,  der  die  kranken  Blätter  vollends  abschüttelte,  welche  eine 
frühere  Schwüle  verdorben  hatte.  Der  Krieg  und  seine  Folgen  wirkten 
in  diesem  Sinne.  Besonders  die  drei  fränkischen  Kreise,  welche  übrigens 
im  Ganzen  nicht  viel  gelitten  haben,  zeigen  im  letzten  Jahre  eine  starke 
Affection.  Hier  sind  die  entsprechenden  Ziöern  für  ISG^/^  in  Unter- 
franken 470,  in  Oberfranken  483  und  in  Mittelfranken  488  Promille, 
während  Oberbayern  nur  391 ,  Niederbayern  439  Promille  hat. 

Es  ist  Schade,  dass  uns  das  Material  zu  einem  Vergleiche  mit 
dem  vorigen  Jahrzehent  fehlt.  Man  könnte  daraus  am  besten  den  Grad 
der  Krise  abschätzen.  Jedoch  liegen  uns  solche  Angaben  nur  aus  der 
Pfalz  vor,  welche  von  der  jüngsten  Krise  fast  gar  nicht  berührt  wurde. 
Hier  zeigt  sich  iudess,  dass  seit  I85Y2  die  Zwangsverkäufe  beständig 
im  Sinken  waren.  I85V2  wurden  noch  386  Executionen  verordnet  und  297 
ausgeführt,  I86V3  (Minimum)  87  bez.  63;  seitdem  stieg  die  Zahl 
wieder  etwas,  ohne  jedoch  die  Höhe  des  vorigen  Jahrzehents  zu  er- 
reichen, nämlich  ISÖ^e  auf  154  bez.  88,  unter  welch'  letzteren  64 
landwirthschaftlicher  Natur. 

Die  beste  Anschauung  von  der  Bedeutung  obiger  Tabelle  wird 
gewonnen  durch  Herstellung  des  Verhältnisses  zwischen  den  von  der 
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Exccution  betroffenen  und  den  vor  derselben  verschonten  Inimobilien- 
besitzern.  Indess  giebt  es  (ihcr  die  Zald  (Ilt  Iniinobilienbesitzer  keine 
Angaben.  Nur  von  den  IJesitzeni  b'indwirtbscbafllich  benutzten  Areals 
haben  wir  s(dchc.  Unberücksichtigt  bleiben  bei  den  letzteren  also  die 
blossen  Hausbesitzer  (ohne  Nutzgarten),  die  blossen  Privat-Waldbesitzer 
und  die  Kigentliüiner  von  bloss  uiiproductiveni  Boden.  Da  die  beiden 
letzten  Kategorieen  vielleicht  gar  nicht  unter  den  mit  Ininiobiliar-Zwangs- 
veräusserungen  Betroffenen  vertreten  sind,  die  erste  aber  v(jr\viegend 
den  grö.sseren  Städten  angehört,  welche  jedoch  unherücksiehtigt  bleiben, 
so  wird  das  Verhältniss  der  Zvvangsveräusserungen  zur  Anzahl  der  Be- 
sitzer landwirthschaftlich  benutzten  Areals  nicht  wesentlich  ab- 
weichen von  dem  Verhältni.ss  jener  zur  Anzahl  der  Immobiliar- 
besitzer. 

Auf  eine  Immobiliar-Zwangsveräusserung  in  genannten  3^4 
Jahren  kommen  nun  Brivatbesitzer  landwirthschaftlich  benutzten 
Areals : 

(Besitzer:       .'        , 
tionen:) 

in  Oberbayern  (ohne  München) SG.g  (  105,006  :  2853) 

-  Niederbayern  (ohne  Landshut,  Passau)    .  79.5  (  84,499  :  1063) 

-  der  Pfalz IO96.4  (  241,217  :  220) 

-  der  Oberpfalz  und  Regensburg   .     .     .     .  II9.4  (  82,624  :  692) 

-  Oberfranken(ohneBamberg,  Bayreuth,  Hof)  169.«  (  102,434:  604) 

-  Mittelfranken  (ohne  Ansbach,  Nürnberg) .  Ho.«  (  108,353:  617) 

-  Unterfranken  (ohne  Aschaffenburg,  Schwein- 

furt, Würzburg  und  Lger.  Gemünden)      83.^  (    175,858  :  1981) 

-  Schwaben  (ohne  Augsburg,  Kempten)  .  IOO.4  (  112,742  :  1123) 
im  Königreich  (ohne  genannte  Stcädte)     .     .     IIO.3  (1,012,733  :  9153) 

Der  Brennpunkt  der  Krise  ist  München.  Für  die  Stadt  selbst 
haben  wir  keine  Ziffern ;  das  Bezirksamt  München  r/I.  zählt  bereits  auf 
11.7  Besitzer  eine  Execution,  München  l/I.  auf  12.4;  nächstdem  kommt 
Freising  (U.g),  wo  im  Stadt-  und  Landgericht  Freising  neben  den 
255  Lnmobiliar-Executionen  noch  2682  Zwangsveräusserungen  an  Mo- 
bilien  angezeigt  sind,  d.  i.  auf  je  5  Familien  3.  Weniger  dagegen 
leidet  in  Oberbayern  das  Gebirge.  Bez.-Amt  Werdenfels  (Partenkirchen) 
zählt  eine  Execution  erst  auf  41 7.^  Grundbesitzer,  Tölz  auf  2O8.7, 
Schongau  auf  ue.g.  Li  Schwaben  finden  wir  dieselbe  Erscheinung, 
dass  das  Unterland  stark ,  das  Oberland  weniger  affizirt  ist,  am  wenig- 
sten die  Alpenbezirke.  So  hat  das  Bez. -Gericht  Donauwörth  eine 
Zwangsveräusserung  auf  64.^  Besitzer,  Augsburg  auf  67.3,  Memmingen 
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auf  120.7,  Kempten  auf  193.5.  Und  wenn  wir  auch  in  Niederbayern 
dasselbe  finden,  da  nämlich  der  bayerische  Wald  die  Ziffer  1  :  104  hat, 
während  die  südlich  der  Donau  gelegenen  fruchtbaren  Getreidebezirke 
durchschnittlich  1  :  60  —  96  zeigen,  so  ist  man  berechtigt,  diesen 
Unterschied  als  Wirkung  einer  »Getreidebaukrise«  zu  bezeichnen, 
welche  sich  natürlich  in  den  Gebirgsgegenden  mit  vorwiegender  Vieh- 
zucht wenig  oder  gar  nicht  äussern  kann.  Dass  aber  wiederum  der 
Getreidebau  —  die  niederen  Getreidepreise  —  nicht  einzig  massgebend, 
sondern  nur  eine  von  den  vielen  Ursachen  ist,  erhellt  aus  der  hohen 
Ziffer  der  östlichen  Alpengegenden  Oberbayerns,  wo  Berchtesgaden 
1  :  45,  Laufen  1  :  44,  Rosenheim  1  :  35  und  Traunstein  1  :  41  auf- 
weist. Dagegen  litt  wieder  in  Unterfranken  die  reiche  Getreidegegend 
um  Schweinfurt  (1  :  64.9)  und  Würzburg  (1  :  72.^,  Ochsenfurter  Gau) 
am  meisten,  während  die  ärmeren  Gebirgsgegenden  des  Spessart  und 
der  Rhön,  trotzdem  sie  der  Schauplatz  des  vorjährigen  Krieges  waren, 
mehr  verschont  blieben  (Bez.-Gericht  Neustadt  a/S.  1  :  140,  Lohr  1  :  83, 
Aschaftenburg  1  :  130). 

Es  ist  übrigens  nicht  bloss  die  A  u  z  a  h  1  der  Zwangsveräusserungen, 
welche  für  den  Grad  der  Krise  einen  Maassstab  abgeben  soll :  es  muss 
auch  die  Bedeutung  des  dem  Hammer  unterliegenden  Objectes  be- 
rücksichtigt werden.  Wenn  uns  nun  hier  auch  die  Statistik  häufig 
im  Stich  lässt,  indem  nur  wenige  Berichte  das  Object  der  Execution 
näher  bezeichnen,  so  lässt  sich  doch  das  zur  Genüge  ersehen,  dass  in 
den  fränkischen  Kreisen  der  einzelne  Fall  viel  weniger  Bedeutung  hat, 
als  in  den  bayerischen.  In  Franken  mag  durchschnittlich  die  Hälfte 
bis  zwei  Drittel  der  Executionen  sich  auf  ganze  Anwesen  beziehen,  der 
Rest  auf  Gutstheile.  In  Niederbayern,  Oberpfalz  und  Oberbayern  da- 
gegen treffen  gewöhnlich  acht  bis  neun  Zehntel  auf  Veräusserungen 
von  Gesammtcomplexen.  So  z.  B.  Bez.-Gericht  Straubing:  226mal 
Güter,  23mal  Gutstheile;  Bez.-Gericht  Landshut:  unter  322  Fällen 
245mal  nähere  Angabe  und  zwar  234  Guts-  und  11  Parzelleuver- 
äusserungen.  Zu  erwägen  ist  dabei,  dass  in  Franken  vielfach  die  Zer- 
stückelung des  Eigenthums  sehr  weit  geht,  während  in  Altbayern  ein 
tüchtiger  Bauernstand  vorherrscht;  hier  ist  also  der  Durchschnitt  eines 
Gutes  grösser. 

Demnach  scheint  sowohl  die  Ausdehnung  wie  die  Wucht  der  Krise 
jene  Gegenden  besonders  getroffen  zu  haben,  welche  dem  Getreidebau 
ganz  vorzüglich  sich  zuneigen.  Man  kann  auch  in  der  That  nicht 
anders  erwarten,  als  dass  die  Wein-  und  Hopfengegenden  und  die  auf 
anderen  Handelsgewächsen  oder  auf  der  Viehzucht  basirten  Wirthschaf- 
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teil  wcnii5  odor  g.ir  nicht  von  der  Krise  boriilirt  wurden,  da  ja  liier 
jene  Eiitwerfhun^i  des  Prodiictes  auch  im  schliiiinisten  l'ulle  nicht  in  dem 
durchj^reifenden  Grade  Platz  griff  wie  Itciin  Getreide.  Aber  das  niöchten 
wir  noch  einmal  betonen,  der  niedere  Kornpreis  war  nicht  der  einzige, 
und  nicht  einmal  immer  der  Hauptgrund  der  Krise.  Und  das  zeigt 
sich  wieder  an  der  Natur  der  zwangsweise  veräusserten  Objecte.  Wenn 
so  und  so  viel  Handwerker  zu  Grunde  gehen,  so  wird  man  die  Ur- 
sache doch  nicht  deshalb  in  einer  Getreidebaukrise  suchen  wollen, 
weil  darunter  auch  viele  Landwirthe  zu  Boden  gesunken  sind.  Nun 
sind  aber  gerade  die  Ilandwerkerbankerotte  unverhältnissmässig  hoch. 
So  finden  sich  z.  B.  in  Moosburg  unter  30  näher  bezeichneten  Fällen 
16  zugleich  Gewerbetreibende  neben  10  Kleingütleni  und  10  Bauern, 
und  unter  diesen  16  sind  nicht  weniger  als  7  Wirthe.  Moosburg  ist 
aber  ein  von  aller  Industrie  entblösstes  Landgericht  in  Oberbayern. 
Aber  selbst  von  den  reinen  Landwirthen  muss  man  behaupten,  da.ss 
sie  nur  zu  einem  geringen  Theile  dem  Einflüsse  einer  Kornbaukrise 
zugänglich  sind.  Alle  jene  Güter,  welche  blosse  Nahrungsgüter  sind, 
und  welche  deshalb  kein  Getreide  zu  Markte  bringen,  können  selbst- 
verständlich von  einem  geringeren  Kornpreise  nicht  beeinflusst  werden. 
Ein  blosses  Nahrungsgut  hat  sogar  einen  grösseren  Vortheil,  wenn  es 
nach  einer  reichen  Ernte  bei  niedern  Preisen  einige  Scheffel  erübrigt, 
als  wenn  eine  mittelmässige  Ernte  neben  den  höchsten  Preisen  keinen 
Ueberschuss  über  den  eigenen  Bedarf  gelassen  hat.  In  Franken  aber 
gehört  die  grosse  Mehrzahl  zu  den  Nahrungsgütern.  Und  selbst  in 
Niederbayern  finden  wir,  dass  gerade  sehr  viele  kleinere  Güter  unter 
den  Hammer  gekommen  sind,  von  denen  man  voraussetzen  muss,  dass 
der  niedere  Kornpreis  auf  sie  nicht  uachtheilig  einwirkte.  Unter  168 
nach  dem  Flächeninhalt  verzeichneten  Gütern  des  Bez.  -  Gerichts 
Landshut,  welche  im  Zwangswege  veräussert  wurden,  sind  93  unter 
15  Tagewerk  (20  preuss.  Morgen),  und  von  den  71  nach  dem  Werthe 
angegebenen  sind  37  unter  3000  fl.  —  Schwerlich  sind  unter  diesen 
Gütchen  viele  in  Folge  der  niederen  Preise  des  Getreides  bankerott 
geworden. 

Wir  nannten  München  den  Brennpunkt  der  Krise;  München  aber 
treibt  weder  Getreidebau  noch  Landwirthschaft  überhaupt.  Und  die 
536  Immobiliarexecutioncn ,  die  in  den  beiden  Landbezirken  links  und 
rechts  der  Isar  die  Gegend  ungeheuer  machten,  bezogen  sich  zum  gröss- 
ten  Theile  auf  städtische  Dependenzen  und  nicht  landwirthschaftliche 
Objecte.  München  und  Umgegend  that  sich  besonders  hervor  durch 
eine  nie    gesehene   Unternehmungswuth ,    besonders  im   Häuserbauen. 
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Gerade  so  steht  es  auch  mit  Freising,  wo  die  neuen  Ansiedlungen 
im  Moose  dem  Auctioimtor  reiche  Beute  geben. 

Wir  begegneten  in  den  bayerischen  Kreisen  einer  fieberhaften 
Hast,  etwas  zu  sein.  Leider  kann  man  nicht  sagen,  dass  die  Hast, 
etwas  zu  leisten,  eben  so  fieberhaft  gewesen  wäre.  Ein  Haus,  ein 
Anwesen  wollte  und  musste  jeder  besitzen;  eines  zu  erringen,  gelang 
nur  den  Wenigsten.  Unter  dem  Landvolke  hatte  eine  soziale  Revolu- 
tion allmählig  Vieles  geändert.  Der  Bauer  genügte  sich  selbst  nicht 
mehr ;  er  wollte  Herr  sein  und  heissen.  Ein  Geschäft,  oder  am  liebsten 
eine  Gastwirthschaft  war  der  letzte  Wunsch  so  vieler  Landwirthe,  die 
im  Nachgehen  dieses  Wunsches  unsere  obige  Tabelle  haben  anfüllen 
helfen.  Mit  Absicht  wiesen  wir  auf  die  7  bankerotten  Wirthe  in  einen 
kleinen  Landgerichte  von  vielleicht  drei  oder  vier  Quadratmeilen  hin. 
Neulich  brachte  ein  bayerisches  Volksblatt  eigens  eine  zeitgenössische 
Novelle  unter  dem  Titel  »das  Wirthsfieber« ,  welche  unsere  Zustände 
mehr  zu  photographiren  als  zu  malen  scheint. 

Wir  läugneten  bereits  oben ,  dass  der  mangelhafte  Kredit  Schuld 
habe  an  der  Heftigkeit  der  Krise.  An  dieser  von  uns  bekämpften 
Ansicht  ist  nur  das  W^ahre ,  dass  ein  unumschränkter  Kredit  gewiss 
Alle  vor  dem  Executor  gerettet  haben  würde;  aber  jeder  weitere  Kre- 
dit über  den  gewährten  hinaus  wäre  unter  unseren  jetzigen  Verhältnis- 
sen eine  wirthschaftliche  Unvernunft,  eine  blosse  Schenkung  gewesen. 
Die  fränkischen  Kreise  haben  von  unserem  einzigen  grösseren  Kreditinstitute 
nur  sehr  geringe  Unterstützung  gehabt  und  dennoch  sind  sie,  und  trotz 
des  Krieges,  nicht  so  angegriffen,  wie  Nieder-  und  Oberbayern.  Und 
hier  sind  es  gerade  wieder  jene  Bezirke,  welche  am  meisten  die  Seg- 
nungen des  Kredits  zu  geniessen  glaubten ,  die  dessen  Fluch  dafür  sich 
zugezogen  haben.  Geisenfeld  ist  ein  kleines  Landgericht;  im  Jahre 
1865  bereits  war  es  von  der  Hypotheken-  und  Wechselbank  mit  210 
Pfandbriefdarlehen  im  Betrage  von  602,800  fl.  bedacht,  so  hoch  wie 
es  ein  ganzer  fränkischer  Kreis  nicht  war.  Heute  springt  ebendasselbe 
Landgericht  mit  seinen  genau  200  Executionen  in  die  Augen,  welche 
noch  täglich  Nachfolger  erhalten.  Die  bankerotten  und  die  nicht  banke- 
rotten Immobilienbesitzer  verhalten  sich  im  Bez.-Anit  Pfaftenhofen,  von 
welchem  Geisenfeld  die  eine  Hälfte  bildet,  wie  1  :  18.^.  Nach  Geisen- 
feld war  die  Umgebung  Münchens  am  meisten  mit  Bankdarlehen  ge- 
sättigt ;  wie  wenig  diese  Sättigung  mit  Kapital  die  Kapitalsnoth  auf- 
gehalten hat,  ist  aus  obigen  Ziffern  zu  ersehen.  Die  Erklärung  ist 
übrigens  einfach.  Je  mehr  Kapital  man  anwandte,  desto  mehr  trat 
die  Disharmonie   hervor  zwischen  den   geringen  Erträgen  des  grossen 
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Kapitale  und  den  hohen  Sunniion,  die  für  dasselbe  an  Zinsen  zu 
zahlen  waren.  Die  ilolliidau,  deren  Mittelpunkt  (jeisenfeld  bildet,  hat 
seit  einij,'en  Jahren  ein  enormes  Kapital  ver.schlun^^en,  um  den  gerühm- 
ten hiesi^ien  Ilopfenbau  weiter  auszudehnen.  Hätte  der  Getreidebau 
die  Hopfenzieher  unter.stützt,  so  hätten  die.se  die  Früchte  der  Anlage 
abwarten-  können.  So  aber  waren  die  Au.sgaben  der  Wiithschaft  nicht 
aus  derselben  zu  bestreiten  und  die  Verwickelung  ging  immer  weiter 
bis  zu  einer  vollständi,L;en  Umschlingung,  noch  bevor  günstigere  Con- 
juncturen  aus  derselben  hätten  retten  können.  Wie  hier  der  Ilopfenbau, 
so  hat  der  intensivere  Betrieb  sich  mehrfach  höchst  undankbar  gezeigt 
und  den  untcrnehnmngsniuthigcn  Wirth  vom  Hofe  vertrieben.  — 

Der  Inhalt  des  Gesagten  drängt  sich  in  wenige  Worte  zusammen. 
Der  Keim  der  Krise  lag  in  der  hohen  Werthung  früherer  Jahre,  die 
einerseits  die  Verzinsung  eines  hohen  Anlagekapitales  mit  sich  brachte, 
dann  aber  die  Erhöhung  der  Ansprüche  an  das  Leben  poussirte.  Eigene 
Kapitalarmuth  und  Arbeitermangel  wirkten  darum  ein,  dass  die  bayerische 
Landwirthschaft  jener  Disharmonie  zwischen  den  Leistungen  der  Wirth- 
schaft  und  den  Ansprüchen  an  dieselbe  viel  schwerer  vorbeugen  konnte 
wie  andere  deutsche  Länder.  Die  mehrere  Jahre  hindurch  dauernde 
Entwerthung  des  Getreides  brachte  das  Uebel  zum  Ausbruch. 

Wie  steht  es  nun  um  die  nächste  Zukunft  V  Die  Getreidepreise 
haben  wieder  eine  lohnende  Höhe  erreicht.  Im  Augenblicke  ist  anstatt 
eines  Arbeiter-  ein  Arbeitsmangel  vorhanden,  Dank  der  Stockung  aller 
Geschäfte.  Die  Noth  hat  nicht  nur  beten,  sondern  auch  sparen  gelehrt, 
und  die  Sitte  ist  in  manchen  Gegenden  etwas  eingezogener  geworden. 
Und  nachdem  4  Jahre  lang  so  viele,  viele  Güter  nicht  blos  auf  dem 
Zwangswege,  sondern  auch  freiwillig  ihren  Besitzer  gewechselt  haben 
und  zu  Spottpreisen  erworben  sind,  so  ist  das  zu  verzinsende  fremde 
Kapital,  das  auf  diesen  Gütern  liegt,  nicht  mehr  so  hoch  wie  vordem; 
die  jetzigen  Besitzer  werden  es  sich  leichter  in  diesem  Punkte  thun 
als  ihre  Vorgänger. 

Das  Alles  sieht  danach  aus,  als  ständen  wir  im  Beginn  einer 
besseren  Zeit  für  unsere  Landwirthschaft.  W^enn  sich  die  Erträge 
wieder  mehren  und  wenn  das  Vertrauen  in  dieselben  wieder  zurück- 
kehrt, dann  wird  auch  unserer  Landwirthschaft  das  Kapital  reichlicher 
zufliessen,  dessen  sie  zu  einer  rationellen  Wirthschaft  bedarf;  dann 
wird  das  geliehene  Kapital  für  die  Landwirthschaft  nicht  mehr  jenes 
zweischneidige  Schwert  sein ,  dessen  verwundende ,  sondern  ein  solches, 
dessen  lösende  Seite  vornehmlich  sich  wirksam  erweisen  wird.  Seit 
November  verflossenen  Jahres  ist  die  Zinsbeschränkung  auch  für  Hypo- 
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thekendarlehen  aufgehoben;  auch  das  wird  dem  Kredit  der  Landwirth- 
schaft  nur  nützlich  sein.  Das  Hypothekengesetz  erfreut  sich  der  all- 
seitigsten  Anerkennung  der  Wissenschaft  und  Praxis.  Nur  die  Schwer- 
fälligkeit der  Anlage  und  Umschreibung  einer  Hypothekenschuld  macht 
noch  eine  Aenderung  wünschenswerth. 

Im  Laufe  dieser  Monate  wird  uns  die  neue  Sozialgesetzgebung 
beglücken.  Die  Erleichterung,  eine  Familie  zu  gründen,  wird  uns  in 
Zukunft  nicht  umsonst  mehr  nach  arbeitenden  Kräften  nachfragen  lassen, 
wie  bisher,  wo  ein  geborener  Arbeiter  eine  Rarität  war.  Die  Gewerbe- 
freiheit wird  uns  Mittel  an  die  Hand  geben,  die  Gründung  einer  Fa- 
milie ohne  Elend  möglich  zu  machen.  Im  Uebrigen  brauchen  wir  nicht 
erst  von  der  jüngsten  Massregel  diese  günstigen  Folgen  abzuwarten; 
denn  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  war  die  Ausführung  des  alten 
Gesetzes  humaner  als  das  Gesetz  selbst,  und  die  Ansässigmachungen 
und  Ehen  trotz  des  Gesetzes  sind  schon  zahlreich. 

Ein  neues  Schulgesetz,  welches  uns  die  nächsten  Wochen  bringen 
werden,  hat  die  schönste  Aufgabe  zu  lösen,  die  Bevölkerung  nicht 
bloss  zu  unterrichten,  sondern  auch  zu  erziehen,  und  zu  dieser  Lösung 
scheint  es  durchaus  geeignet  zu  sein.  In  der  Schule  lag  eine  unserer 
Hauptschwächen.  Auch  die  Reorganisation  des  Militärwesens  wird  nicht 
wenig  zur  Aufweckung  manches  schlummernden  Geistes  beitragen. 

Eine  wirthschaftlichere  Sitte  im  Volke  als  Resultat  der  sämmtlichen 
Neuerungen  in  unserer  sozialen  Gesetzgebung  ist  es,  was  wir  vor  Allem 
von  diesen  Neuerungen  wünschen  und  erwarten. 

Auf  eine  schöne  klare  Aussicht  aber  kann  man  dann  am  meisten 
rechnen,  wenn  das  Gewitter  zuvor  die  ungesunde  Luft  gereinigt  hat. 
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II. 

Rückblick  auf  die  H'irkNainkeit  tiiiil  Erfahrungen  der  Straf- 
«nNtalt  Ht.  Jakob  bei  St.  Gallen  in  den  ernten  '^5  Jahren 
ihres  Bestandes.  Neue,  du  rc  hjces  eh  en  c  Auflage,  von  J.  Ch. 
Kühne.     St.  Gallen,  bei  Sclieillin  und  Zollikofer,  1866.     166  SS. 

Diese  Schrift  war  ur.sprüiijsrlicli  nur  für  den  Kanton  St.  Gallen,  zunächst 
für  dessen  Regierunffsratli  und  einen  gewissen  Kreis  von  Beamten  bestimmt. 
Auf  vielseitig:  an  ihn  ergangene  Aufforderung  hat  sich  dann  der  Verfasser 
entsciilossen ,  eine  Auflage  für  den  Buchhandel  zu  veranstalten  und  durch 
eine  passende  Ueberarbeitung-  die  Schrift  zu  diesem  neuen  Zweck  entsprechend 
einzurichten.  Für  die  Ausführung  dieses  Entschlusses  können  wir  nicht  um- 
hin,  dem  Verfasser  unseren  Dank  und  unsere  Anerkennung-  auszusprechen. 
Er  hat  nicht  blos  einen  Rechenschaftsbericht  über  eine  treue,  gewissenhafte 
und  tüciitig-e  25jahrig-e  Verwaltung  einer  wichtigen  Staatsanstalt  geliefert, 
sondern  auch  eine  wesentliche  Bereicherung  der  Literatur  über  Gefangniss- 
wesen, indem  er  über  alle  Zweige  der  Gefängnissverwaltung  die  in  St.  Ja- 
kob gebräuchliche  Uebung  registrirte,  die  gesammelten  Erfahrungen  berichtete 
und  damit  ein  meist  treffendes  und  einsichtiges  Urtheil  überall  verband.  Das 
Gefängnisswesen  ist  ein  durchaus  praktisches  Gebiet.  Es  sind  daher  auch 
die  Praktiker  wesentlich  berufen ,  über  dieses  Gebiet  das  Wort  zu  ergreifen 
und  ist  der  Verfasser  gewiss  im  Irrthum ,  wenn  er  S.  8  ausspricht:  dass 
Juristen  und  Professoren  den  Fachmännern  auf  demselben  nur  ungern  das 
Wort  gestatten.  Zu  verlangen  ist  freilich  ,  dass  diese  Fachmänner  über  der 
Pflege  des  Einzelnen  den  freien  Blick  für  das  Ganze  und  über  der  Einge- 
wöhnung in  bestimmt  gegebene  Verhältnisse  nicht  das  unbefangene  Urtheil 
verloren  haben.  Wir  freuen  uns,  in  dem  Verfasser  der  angezeigten  Schrift 
einen  Praktiker  kennen  zu  lernen,  der  solchen  Anforderungen  —  wenigstens 
in  vielen  Beziehungen  —  entspricht. 

Die  Vielseitigkeit  und  der  werthvolle  Inhalt  der  Schrift  wird  um  so 
eher  von  uns  gewürdigt  werden  können,  wenn  wir  zunächst  die  Themata 
referiren,  über  die  sie  sich  verbreitet.  Es  wird  in  derselben  gehandelt  über: 
das  Anstaltsgebäude ,  das  System ,  die  Statistik  der  Verbüssenden ,  die  Ver- 
pflegung,  den  Gesundheitszustand  und  die  Sterblichkeit,  über  Disciplin ,  An- 
staltsschulen, Anslaltsbibliothek,  Gottesdienst  und  Seelsorge,  Gewerbs-  und 
Gewerkswesen ,    die  Besuche,    über  die  Erfolge  der  Besserungsbestrebungen, 
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über  die  Finanzen  der  Anstalt,  über  das  Peltulium  der  Sträflinge,  über  die 
bei  der  Verwaltung  mitwirkenden  Personalkräfte,  von  der  Entlassung-  und 
Schutzaufsicht,  von  der  Strafgesetzgebung  und  von  der  Verhütung  der  Ver- 
brechen. 

Der  erste  Abschnitt  jjüber  das  Anstaltsgebäude"  enthält  Winke  und 
Gesichtspunkte,  die  überall,  wo  eine  neue  Strafanstalt  zu  bauen  ist,  för- 
derlich und  willkommen  sein  dürften.  Der  Regierungsralh  v.  Zahn  in 
Dresden  hat  im  Jahr  1857  das  Anstaltsgebäude  von  St.  Jakob  als  ein  Muster 
gelobt  und  hingestellt.  Der  Verfasser  unserer  Schrift  erkennt  die  Vorzüge 
seines  Gebäudes  an,  hebt  aber  auch  unbefangen  und  treffend  die  Fehler  und 
Mängel  desselben  hervor.  Wir  erfahren  namentlich,  dass  es  in  der  Anstalt 
bis  zum  Jahr  1863,  also  bis  zum  Abschluss  des  betreffenden  Berichts,  ganz 
an  Isolirarbeitszellen  fehlte.  Dieser  Mangel  des  Baus  ist  die  natürliche  Ur- 
sache dafür,  dass  in  der  besprochenen  Schrift  ein  wichtiges  Thema  für  die 
Gefängnisspraxis  ebenfalls  nur  mangelhaft  behandelt  ist  und  dass  Erfahrungen 
über  dasselbe  in  St.  Jakob  überhaupt  nicht  gemacht  werden  konnten.  Wir 
meinen  die  Anwendung  der  Einzelhaft  auch  für  die  Tageszeit  auf  die  Sträf- 
linge. Der  Verfasser  hat  hierüber  zwar  nachgedacht,  aber  weder  eine 
Praxis  gewonnen,  noch  ist  er  tiefer  in  diese  Frage   eingedrungen. 

Mit  hierauf  beruht  es,  dass  der  nächste  Abschnitt:  j^vom  Systeme" 
nicht  ganz  auf  der  Höhe  der  Betrachtung,  wie  die  übrigen  Abschnitte,  steht 
und  zu  manchen  Bedenken  Anlass  giebt. 

Der  Verfasser  beginnt  mit  dem  Wunsch:  dass  sich  die  Schweizer  auch 
über  Gefängnisssysteme  als  ein  praktisches  Volk  bewähren  und  mit  Kontro- 
versen nicht  zu  viele  Zeit  verlieren  möchten ;  denn  das ,  was  noth  thut,  sei 
nicht  streitig,  und  das,  was  streitig  ist,  thue  nicht  Noth.  Wir  begegnen 
ungern  einer  solchen  Phrase  in  einer  sonst  so  lobenswerthen  Schrift.  Die 
Systemfrage  gehört  für  das  Gefängnisswesen  doch  gewiss  nicht  zu  den 
blossen  Abstraktionen  und  Theorieen ,  sondern  giebt  die  Grundlage  für  die 
ganze  Uebung  und  Gestaltung  der  Praxis.  Ob  Einzelhaft,  oder  Gemeinschafts- 
haft, oder  ob  beides  verbunden  und  in  welcher  Weise  mehr,  oder  weniger 
organisch  verbunden  —  das  sind  allerdings  «Kontroversen",  die  aber  Jeder, 
der  eine  Strafanstelt  einrichten  will,  für  diese  wenigstens,  seinerseits  ge- 
löst und  entschieden  haben  muss.  In  einer  Zeit,  in  der  diese  Kardinal- 
fragen streitiger  sind,  als  jemals,  und  in  der  sich  offenbar  ein  neues  System 
siegreich  in  der  Praxis  Bahn  bricht ,  kann  man  über  diese  Frage  doch  ge- 
wiss nicht  sagen:  was  noth  thut,  sei  nicht  streitig  und  was  streitig  ist, 
thue  nicht  noth. 

Der  Verfasser  fährt  fort : 

Wichtig  sind  zuletzt  nur  folgende  Momente:  dass  der  Staat  beim 
Strafvollzug  Sühne  auferlege  für  begangene  grobe  Gesetzesverletzung 
(dieses  mehr  qua  Konzession  an  die  Volksanschauung,  als  innerlich 
begründet). 

Diese  Parenthese  charakterisirt  die  Oberflächlichkeit  der  rechtsphiloso- 
phischen Ansichten   des  Verfassers ! 

und  gleichzeitig  die  sittlichen  und  volkswirthschaft liehen 
Zwecke  nach  Möglichkeit  zur  Geltung  bringe. 
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Es  heissl  dann   weiter: 

iNacli   Ansiclil    des   Hel'ereiileii   ist  die   Wahl   des  Systems  so  schwierig 
nitlit  (\).      Die    Melirzalil    der   Systeme    hat    sich    üherlebt    und   keine 
Zukunft    mehr:    so    das    S  c  li  a  1 1  e  n  vv  e  r  k  ,    das    die  Gel'unt^euen    mit 
Ketten    beschwert    und     unter    Landjä<{^eraursicht    auf    der    Gasse    be- 
scliäl'tig-t ;    so  das   0  b  e  r  ma  i  e  r  "sehe  System   (wenn's  eins  ist),  wel- 
ches —  —   —   —  u.  s.  w.  ^  80  das  verschollen  geglaubte ,  nun  aber 
wieder  neu  auftauchende  markirte  Klassensyslem  —   —    —   —  u.  s.  w. 
So    das    irische   Gel'anj^nisssyslem,    welches   —    —  u.  s.  w.      Die  Zu- 
kuiiflslosigkeit    dieses    Systems    wird    indess    hier    lediglich    auf    die 
Schweiz    uml    ihre    nächste    Zukunft    bezogen,    wo    die    Kantone    es 
schon   aus    finanziellen    Griinden    ablehnen    würden    —    ^/\  davon 
ablehnen   müssten    —    eine    so    kostspielige  Lünrichtung    zu   treuen, 
von    allem  Weiteren    abgesehn.     Die    innere    Güte    des   Systems    soll 
unangetastet    bleiben.      Entschliesst    sich    die   Schweiz   dereinst,    ihre 
Strafgefängnisse  zu  centralisiren  ,  wovon   sie,   beiläufig  gesagt,  heute 
noch   sehr  weil  entfernt  ist,  so  dürfte  sie  gründlich  auf  das   irländische 
System  zurückkommen. 
Dass   hier  in   Einem   Athem    gesagt  wird:    das    irische   System  habe   sich 
überlebt  und  keine  Zukunft    mehr   —    und    dann  gleich :    dass    es    sehr  voll- 
kommen  und  nur  die  Schweiz  nicht  reif  für  dasselbe   sei   —    ist  eine  kleine 
Unvollkommenheit  der  Schreibweise,  mit  der  wir  es   nicht  so  genau  nehmen 
wollen.      Hervorheben   müssen   wir    aber,    dass    der  Verfasser    in  Betreff  der 
Uebertragbarkeit  des   irischen   Systems  auf  die  Verhältnisse   anderer  und  na- 
mentlich  kleinerer  Staaten    eine   unrichtige  Ansicht  hat.      Das   irische   System 
haftet   durchaus   nicht  blos   an   den   Aeusserlichkeiten   des  in  Irland  ge- 
bräuchlichen   Strafvollzugs.      Sein    Grundgedanke    —   die    stufenweise  Heran- 
bildung des  Gefangenen  zum  vernünftigen  Gebrauch    seiner  Freiheit    —   lässt 
sich  verwirklichen ,   auch   wenn  man  die  verschiedenen   Stufen   des   Strafvoll- 
zugs  zu   einer  räumlichen  Einheit  verbindet.     Ja,  man   muss  sagen  ,   dass   die 
erste   und  zweite  dieser  Stufen   sogar    besser  und  zweckmässiger  in   ein   und 
derselben   Strafanstalt,    als    in    zwei    von    einander    getrennten   Zuchthäusern 
verbüsst  werden.     Wir  verweisen  in    dieser  Beziehung  auf: 

V.  H  0  1 1  ze  n  do  r  ff.  Kritische  Untersuchungen.  Berlin  1865.  S.  99  und 
V.  Gross  in  den  Blättern  für  Gefängnisskunde  3.  Bd.  S.  1. 
Diese  Grundsätze  haben  gerade  in  der  Scliweiz  eine  A'^erwirklichung  ge- 
funden, von  der  der  Herr  Verfasser  zur  Zeit  des  Abschlusses  seines 
Berichts  im  Jahr  1866  zwar  nach  S.  24  Kenntniss  gehabt  zu  haben  scheint, 
ohne  sie  aber  in  ihrem  Wesen  gehörig  gewürdigt  zu  haben.  In  der 
Strafanstalt  des  Kantons  Aargau,  in  Lenzburg  hat  man  diesen  erfreulichen 
Fortschritt  gemacht.  In  dem  einleitenden  Bericht  über  die  Eröffnung 
dieser  Anstalt  heisst  es  S.  21  : 

55Nicht  nur  bleiben  alle  Gefangene  während  der  Zeit  des  Schlafens 
und  Essens  isolirt,  so  dass  gemeinsame  Schlafsääle  ganz  ausge- 
schlossen sind,  sondern  es  giebt  nach  der  Beschaffenheit  und  nach 
dem  Verhalten  ein  stufenmässiges  Fortschreiten,  von  der  streng  bei 
Tag  und  Nacht  durchgeführten  Einzelhaft  bis  zu  jener  gemeinsamen 
Haft,  die,  soweit  es   in  einer  Detentionsanstalt  zulässig  und  möglich 
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ist,   an  die  Grenze    der  Freiheit  streift.     Auf  solche  Weise  soll  der 
Verbrecher  Schritt    für  Schritt  wieder   für    die  Freiheit    befähigt   und 
für  das   Gemeinschaftsleben   erzogen  werden." 
Diese   Grundsätze    sind    dann    in    dem    Lenzburger    Regulativ    sehr    ver- 
ständig   verwirklicht.      Die   Sträflinge    haben   erst    die   Zellenhaft    (10   bis   20 
Monate,    Frauen   6  bis   13  Monate)  zu  durchlaufen;   dann  die   Gemeinschafts- 
haft   in    3   Klassen,    einer    Versuchsklasse,    Mittelklasse    und    einer    obersten 
Klasse.    Für  die  letztere  sind  die  Principien,  auf  denen  die  irischen  Zwischen- 
anstalten  beruhen,    nach  Möglichkeit  zur   Gellung    gebracht,    ohne   dass  die 
Gefangenen  deshalb  in   eine  andere  Strafanstalt  versetzt   werden   —   was  auch 
selbst   für    dieses    dritte   Stadium    des  Strafvollzugs    zwar    als    empfehlens- 
werth ,    aber   nicht  als    nothwendig   erscheint.      Die    Ausführung    dieses  Pro- 
gressivsystems  ist  ferner  nicht  kostspieliger,   als  die  irgend  eines  andern. 

Im  Aargau  hat  man  also  die  über  das  System  herrschenden  „Kontro- 
versen" nicht  absprechend  bei  Seite  gelassen,  sondern  verständig  gelöst. 
Möchte  man  im  Kanton  St.  Gallen  das  Gleiche  thun,  wenigstens  dann,  wenn 
der  schon  im  Jahr  1863  beschlossene  Bau  von  Isolirarbeitszellen  vollendet 
und  damit  die  Möglichkeit  einer  angemessenen  Anwendung  der  Einzelhaft 
auch  für   die  Tageszeit  gegeben   sein  wird. 

Ueber  diese  Anwendung  hat  freilich  der  Verfasser  unserer  Schrift  An- 
sichten, welche  diese  Anwendung  zu  einer  allzu  beschränkten  machen  würden. 
Er  formulirt   diese  Ansichten  folgendermassen  (S.  15): 

Gemeinsame    Haft    bleibt    Regel,    Einsamhaft   Ausnahme;     nicht    öfter 
und  ja    nicht   für    grössere   Dauer,    als    nöthig,    soll    Isolirung    statt- 
finden.     Zu   bestimmen,  welche  Individuen   und  auf  weiche   Dauer  sie 
in   Einzelhaft    zu    bringen    seien,   hat    der  Strafrichter    keinen   Beruf; 
das   ist   Sache  des  Vollzugs ,    und   innerhalb    desselben  Sache  des  pä- 
dagogischen  Urtheils.    Einsamhaft  darum  nur  aus   Grund  pönitentiärer 
Erziehung,   beziehungsweise  als   Disciplinarstrafe.     Wie   soll   derjenige 
in   Gemeinsamhaft  behalten  werden   können ,  welcher  den   Hausfrieden 
stört,  aus  Ungehorsam  und  Widersetzlichkeit  Bravourstücke  stempelt, 
für  das  Schlimme  Aller    seines  Quartiers    den  Advokat   macht?     Wie 
Unreinliche,   oder  körperlich  Verbildete?     Umgekehrt:  was   soll   der- 
jenige   in    Einzelhaft,    dessen    Verbrechen    vereinzelt    dasteht   in    dem 
sonst    unbescholtenen    Leben,    der,    tiefen   Gemüthes   von    Haus    aus, 
zusammengearbeitet    durch    Verhaftung,    Einstürmen    der  Verwandten, 
Untersuch,    Verhör,    Anklage   und   Verurtheilung,    im   Strafhause  an- 
kommt?    Was    endlich   Pönitenten    vorgerückten    Alters    und    solche, 
die    der  gebildeten   Klasse ,    oder    guter  Familie    angehören   und    sich 
die  Einsamhaft  als   Gunst  ausbitten  ? 
Wir  sind  mit    so   Manchem,   was  in    diesem   Passus  gesagt    ist,    einver- 
standen,   haben    aber   auch    folgende   Ausstellungen.     Zunächst    würdigt    der 
Verfasser  nicht  die  Bedeutung,  welche  die   Einzelhaft  als   Eingang  und  Ein- 
leitung der  Strafhaft  haben   soll.      Sie    soll   die    ernsle   und  reuige  Stimmung 
des  Eingelieferten    hervorrufen,    oder  befestigen.      Sie   soll   den   Sträfling   für 
die  Gefahren,    die    mit    der    nachher   ihm    aufzuerlegenden    Gemeinschaft    mit 
den    andern    Sträflingen    nothwendig    verbunden    sind,    insoweit    vorbereiten 
und  erziehen,    dass  er  den  Entschluss   und  die  Kraft  mit  bringt,    sie  redlich 
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zu  beliiitnpfen.  In  fliesein  Sinn  wird  die  Einzelhaft  für  alle  Gefangene  — 
mit   Ansnulinic   solcher,    deren    «reislixe   (jesuiidheil   sie   absolut    nichl    vertragt 

—  nul/.lich  und  bedeiiluni^svoll  sein  können.  Auch  dem  von  dem  N'erfasser 
als  Beispiel  genannten  reuigen  Verhrether  liefen  (iemnllis  wird  sie  heilsam 
und  wohllhülig  sein  und  seine  Aufrichtung  durch  zweckmässigen  Zuspruch 
des  Geistlichen  und  der  Beamten  —  während  gerade  für  diese  Aufrichtung 
der  Verkehr  mit  den  (ihrigen  Gefangenen  ein  schlecht  gewähltes  Mittel  sein 
dürfte  —  nur  hegiinsliiren.  --  Wir  linden  es  ferner  nichl  gerecht  unri  nicht 
zweckmässig,  dass  der  Verfasser  den  Gel'anijenen  von  höherer  Bildung  und 
aus  guter  Familie,  denen  also  die  (icmeinsehaft  mit  den  übrigen  Verbrechern 
nicht,  wie  diesen  eine  Krleiehternng ,  sondern  eine  unverhallnissmässiire  Er- 
schwerung ihrer  Strafe  sein  würde,  ihre  Bitte  abschlagen  will,  wenn  sie 
sich  die  Einsamhaft  als  Gunst  nusbitten.  —  Wir  billigen  es  ferner  nicht, 
wenn  der  Verfasser  die  Anwendung  der  Einzelhaft  nur  von  dem  freien  pä- 
dagogischen Urllieil  der  Anslaltsdirektion  abhänüig  machen  will,  während 
wir  für  diese  Anwendung  beslimnile  Hegeln  verlangen,  welclur  —  soweit  dies 
menschlich  möglich  —  den  verschiedenen  Anforderungen  gerecht  werden 
müssen.  Solche  Hegeln  können  z.  B.  sein:  dass  die  Einzelhaft  den  Anfang 
der  Strafverbüssung  bildet,  dass  nur  die  ärzllich  konstatirte  Gefahr  für  die 
körperliche  und  geistige  Gesundheit  des  Sträflings  davon  dispensirl,  dass 
wegen  ganz  bestimmter  Disciplinardclikte  und  wirklich  konstatirten  auf- 
reizenden und  unangemessenen  Verhaltens  ein  in  die  Gemcinschaflshaft  ge- 
langter Sträfling  wieder  in  die  Einzelhaft  —  etwa  auf  Beschluss  der  Beamten- 
konferenz    —    zurückversetzt  werden   muss   u.   s.  w. 

Bei  Anwendung  solcher  Kegeln  behält  das  Ermessen  der  Anstaltsdirektion 
immer  noch  einen  angemessenen  Spielraum.  W^ir  sind  aber  entschieden  da- 
gegen,  dass  man  die  Entscheidung,  ob  der  einzelne  Sträfling  in  die  Einzel- 
haft, oder  die  Gemcinschaftshaft  komme,  lediglich  dem  freien  pädagogi- 
schen Urlheil  der  Direktion  überlasse.  Die  dadurch  herbeigeführte  souve- 
raine  Willkür,  die  unter  Anwendung  des  so  vieldeutigen  und  von  jedem 
anders  verstandenen  Modeworts:  „Individualisirung"  neuerdings  von  vielen 
Gefängnissdirektoren    so   lebhaft  verlangt    und    befürwortet  wird,    muss    doch 

—  richtig  betrachtet  —  auch  diesen  selbst  bedenklich  und  ihrer  Verantwor- 
tung allzu  viel  zumuthend  erscheinen.  Es  klingt  zwar  sehr  schön,  wenn  gesagt 
wird:  „Nicht  öfter  und  nicht  länger,  als  nöthig,  soll  Isolirung  stattfinden"; 
ferner:  „Nicht  Paragraphen,  sondern  nur  das  freie  Ermessen  des  verständigen 
Direktors  soll  über  diese  Frage  entscheiden".  Aber  hierauf  antworten  wir 
mit  der  Frage:  Wann  ist  denn  eben  die  Isolirung  nöthig?  Ferner  weisen 
wir  darauf  hin,  dass  gerade  die  verständigen  Fachmänner  über  die  Beant- 
wortung dieser  Frage  der  verschiedensten  Meinung  sind.  Ein  höchst  aus- 
gezeichneter Anhänger  Obermaier's  würde  alle  Gefangenen  in  die  Gemein- 
schaflshaft  versetzen;  ein  ganz  vorzüglicher  Verehrer  von  Röder,  Ducpe- 
tiana,  Füsslin  u.  s.  w.  dagegen  alle  —  mit  sehr  geringen  Ausnahmen  — 
in  die  allein  seligmachende  Einzelhaft  zurückführen.  Soll  eine  Regierung  darauf 
verzichten,  für  die  Kardinalfrage,  um  deren  Lösung  die  ganze  Gefängniss- 
reform sich  dreht ,  eine  Norm  zu  geben  und  statt  dessen  dem  subjektiven 
Ermessen    noch    dazu    wechselnder    Personen    dieselbe    lediglich    überlassen? 
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Wir  halten    es    für  eine  Pflicht  jeglicher  Regierung,    die  obersten  Princi- 
pien  der  Strafverbüssung  in   ihren  Anstalten  festzustellen. 

Wenn  der  Herr  Verfasser  schliesslich  die  «gemischte  Haftweise"  preist, 
so  machen  wir  darauf  aufmerksam  ,  dass  damit  noch  wenig  gesagt  ist.  Es 
kommt  eben  darauf  an  ,  wie  diese  Haftweise  gemischt  wird.  Wenn  ferner 
der  Verfasser  —  ganz  absehend  von  der  Art  der  Mischung  —  die  gemischte 
Haftweise  S.  17  als  >,Schweizer  System"  registriren  will,  so  mag  man 
diese  kleine  Eitelkeit,  als  Auswuchs  seines  Patriotismus  —  ihm  immerhin 
nachsehn. 

In  St,  Jakob  herrscht  jetzt,  wie  uns  der  Verfasser  berichtet,  das 
Auburn'sche,  oder  Schweigsystem.  Wie  das  Kardinalgebot  dieses  Systems 
in  St.  Jakob  gehandhabt  wird,  darüber  spricht  sich  der  Verfasser  folgender- 
massen  aus.  S.  14  sagt  er:  »Jeder  unbefangene  Vertreter  des  Schweig- 
systems unterschreibt  heutzutage,  die  vernünftige  Handhabung  desselben  ohne 
eine  entsprechende  Anzahl  von  Isolirarbeitszellen  sei  eine  Unmöglichkeit, 
und  gegen  unschädliche  Mittheilungen  der  Gefangenen  unter  sich  müsse  milde 
Nachsicht  getragen  werden."  Ferner  Ueisst  es  S.  26:  »Wahrheit  über 
Alles;  alle  Mittheilungen  sind  nicht  zu  verhüten,  welche  Mittel  immer 
man  anwenden  möge.  Es  liegt,  dies  richtig  verstanden,  auch  gar  nicht  im 
System.  Die  vernünftige  diskretionäre  Befugniss  der  Verwaltung  trägt  iNach- 
sicht  gegen  unschädliche  Mittheilungen." 

Dieses  offene  Bekenntniss  des  Direktors  einer  nach  dem  Auburn' sehen 
System  regulirten  Strafanstalt  ist  sehr  ehrenwerth.  Aber  es  will  uns  scheinen, 
als  thue  man  besser,  ein  Gebot  ausdrücklich  aufzuheben,  oder  doch  zu  be- 
schränken ,  das  man  nicht  aufrecht  erhalten  kann  und  will.  Den  Gefangenen 
täglich  zu  gestatten,  das  Grundgesetz  der  Anstalt  zu  brechen,  dürfte  sehr 
wenig  förderlich  für  ihre  Erziehung  sein.  Ob  die  Mittheilungen ,  die  man 
den  Gefangenen  unter  einander  gestattet,  schädlich,  oder  unschädlich  sind, 
wird  man,  da  der  Aufseher  sie  in  der  Regel  niciit  wird  hören  können,  oder 
sollen,  kaum  beurtheilen ,  noch  weniger  im  Voraus  bemessen  können.  Die 
diskretionäre  Befugniss  der  Verwaltung  zur  Nachsicht  gegen  begangene  Ueber- 
tretungen  ,  die  dann  im  Fall  55schädlicher"  Mittheilungen  sich  wieder  in  die 
gesetzliche  Strenge  verwandelt,  führt  zur  Willkür  und  ist  viel  bedenklicher, 
als  die  von  vornherein  unter  gewissen  Beschränkungen  und  Bedingungen 
gegebene  Erlaubniss  zu  Gesprächen  unter  den  neben  einander  arbeilenden 
Sträflingen. 

So  viel  über  die  Ausführungen  des  Verfassers  «über  das  System".  Viel 
werthvoller  sind  seine  Mittheilungen  über  bestimmte  praktische  Zweige  der 
Gefängnissverwaltung.  Als  zweckmässig  eingerichtet  erweisen  sich  die  sta- 
tistischen Mittlieilungen  S.  33  —  41.  >fach  ihnen  trifft  auch  in  St.  Gallen 
die  anderwärts  beobachtete  Erscheinung  zu ,  dass  die  Verbrechen  gegen  die 
Sittlichkeit  und  namentlich  der  Missbrauch  von  Kindern  in  dem  letzten 
Menschenaller  in  bedenklicher  Weise  zugenommen  haben.  Rückfällig  waren 
nach  S.  39   nur  circa  Ys  d*^'"  eingelieferten   Sträflinge. 

Aus    der  Uebersicht    der   Disciplinarvergehen  S.  72    inleressirt    uns    na- 
mentlich die  Zahl  derjenigen  Strafen,  die  wegen  Brechens  des  Stillschweigens 
verhängt  worden   sind.     Wir  cxlrahircn   folgende  Uebersichl: 
X.  11 
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.  Miltelstand  der     Vi-rgehen  durch  Brechen     Totalzahl  der  Dis- 

''*''"  Sträflinge.  des  Schweigens.  ciplinardelikte. 

1858  83  ü  90 

1859  83  10  70 

1860  92  16  87 

1861  90  7  84 

1862  94  15  100 

1863  101  8  70 

Das  klingt  freilich  ganz  anders,  als  die  helr.  Slrafverzeichnisse  aus 
andern,  nach  den»  Anhurn  "sehen  oder  Schweiirsystem  eingerichteten  An- 
stalten. Freilich  kann  man  nach  den  schon  citirten  .Mitlheilungen  kaum  noch 
annehmen,  dass   das  SchMeiggebot  in   St.  Jakob   üeliandhabl  wird. 

Rühmend  haben  wir  aus  dem  Abschnitt  über  „Anstaltsschulen-  hervor- 
zuheben ,  dass  die  Wichtigkeit  und  Förderlichkeit  solcher  Schulen  für  eine 
Strafanstalt  von   dem   Verfasser   in  vollem  Maasse  gewürdigt  wird. 

Aus  dem  Abschnitt  über  Gottesdienst  und  Seelsorge  registriren  wir. 
dass  in  St.  Jakob,  wo  man  das  Schweiggebot  doch  so  lax  interpretirt,  den- 
noch der  Kirchengesang,  aus  missverstandener  Grundsätzlichkeit  für  das 
Schweiggebot  ausdrücklich  verboten  ist.  Der  Verfasser  spricht  sich  mit 
Recht  gegen  dieses   Verbot  aus. 

Sehr  ansprechend  ist  das,  was  S.  86  iiber  eine  Feier  des  Sylvester- 
abends in   der  Strafanstalt   mitgetheilt  ist. 

Ueber  Grundcharakter  und  w  ünschenswerthe  Richtung  der  Seelsorge  hat 
der  Verfasser  S.  87  recht  treffende  Bemerkungen  niedergelegt.  Sie  stimmen 
ganz  mit  dem  bekannten  Ausspruch  eines  Hausgeistliclien  in  dem  Zuchthaus 
zu  Mountjoy   in   Dublin   iiberein,  welcher  dahin   geht: 

nlch  vermeide  es  sorgfältig,  irgend  einen  Beweggrund  zur  Täuschung 
darzubieten,  indem  ich  allen  Gesuchen  der  Gefangenen   mit   Beziehung 
auf  ihre  Behandlung   im   Gefängniss  von  vornherein  jedes   Gehör  ver- 
sage.     Somit  enthalte    icli  mich   auf  das   Strengste  jeder  Einmischung 
in    die    Beziehungen    zwischen     den    Gefangenen     und    den    AnstaUs- 
beamten ;    ich    überzeuge    den    Gefangenen ,    dass    er    nicht    den    ge- 
ringsten  zeitlichen  Vortheil    erwarten   könne,    wenn    er    sich  bei   mir 
in   Gunst  setzt." 
Besonders  werthvoll   ist  der  Abschnitt  über  Gewerbs-  und  Gewerkswesen. 
Nach  Ansicht  des  Verfassers   laugen   für  die   Gefangenen    nur  solche   Beschäf- 
tigungsarten,   welche  keine  zu  lange  Lehrzeit  erfordern,    welche   massig  an- 
strengen,  welche  sich   an   die   Landesindustrie  anschliessen,   welche  intelligent 
sind,  welche  einen   zum  Leben   hinlänglichen  Ertrag   in   Aussicht   stellen,   da- 
mit der  entlassene    Gefangene    damit    später   seinen   Lebensunterhalt   erwerben 
könne,  welche  kein  besonderes  kostspieliges  Material  erheischen,   welche   der 
Gesundheit    nicht    nachtheilig    sind    und    welche    die    Reinlichkeit    und  Haus- 
polizei nicht  zu   sehr  beeinträchtigen. 

Als  unglaublich ,  aber  wahr ,   theilt  der  Verfasser  S.  94   mit : 

Dass  Freigelassene  nur  selten  bei  dem  in  der  Strafanstalt  er- 
lernten Handwerke  verbleiben,  sogar  dann  nicht  immer,  wenn  sie 
unmittelbar  nach  Austritt  gehörige  Ausbildung  genossen  haben.  Die 
Erfahrungen  von  St.  Jakob  hierin  sind  sicher,  wenngleich  jetzt  schon 
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mit  festen  Zahlen  nicht  zu  belegen.  Aber  die  annehmbaren  Er- 
itlärung-sgründe  dazu   fehlen   fast   gänzlich. 

Auch  aus  anderen  Strafanstalten  hat  man  Aehnliches  vernommen.  Das 
Bedenkliche  der  Beschäftigung  von  Gefangenen  n  u  r  durch  Handwerksbetrieb 
für  alle  Diejenigen,  die  von  Haus  aus  nicht  Gewerbs  -  oder  Fabrikarbeiter, 
sondern  Ackerbauer,  oder  gewöhnliche  Handarbeiter  sind,  wird  aus  solchen 
Mittheilungen   erhellen. 

Der  sechste  Abschnitt :  vom  Erfolge  der  Besserungs-Bestrebungen  zeichnet 
sich  durch  besonders  treffende  Bemerkungen  aus.  Der  uns  zugemessene  Raum 
gestattet  uns  indess  nicht,  weitere  Auszüge  mitzutheilen.  Wir  schliessen 
daher  diese  Anzeige ,  indem  wir  wiederholt  die  Lektüre  der  besprochenen 
Schrift  allen  Denen  empfehlen ,  die  sich  für  Gefängnisswesen  interessiren. 


III. 

Die  neuesten  populären  Handbücher  der  Volkswirth- 

sehaftslehre. 

1)  Volkswirthschaft    für    Jedermann,    nach    dem    Französischen    des    Rapet 

bearbeitet  von   F.   Mayer.      Stuttgart   1867. 

2)  Die    einfachsten    Grundsätze     des    Volkswirthschaftslehre    von    G.    Chun. 

Heft  1.      Frankfurt  a.  M.    1867. 

3)  Die  Volkswirthschaft    in    Lehre    und    Leben    von  W.   Röhrich.      Leipzig 

1867. 

4)  Die  Volkswirthschaftslehre  oder  iN'ationalökonomik  von  K.  U  mpfe  n  bacli. 

Würzburg  1867. 

Es  ist  wahrlich  kein  Vergnügen,  vier  sog.  populäre  Handbücher  der 
Volkswirthschaftslehre  hinter  einander  durchzulesen  und  dann  ein  Referat 
darüber  zu  schreiben ,  welches  den  Leser  durch  den  Ausdruck  der  aus- 
gestandenen Geisfesqualen  nicht  zu  unangenehm  berühren  darf.  Indess  ist 
es  wohl  eins  der  Naturgesetze  des  modernen  Smithianisnuis ,  welches  vor- 
schreibt, dass  sich  auf  dem  Büchermarkte  Referent  und  Publikum  insofern 
in  die  Arbeit  theilen  müssen,  dass  der  eine  gewisse  Bücher  liest,  damit 
das  andere  sie  nicht  zu  kaufen  braucht.  Der  Referent  ist  eine  r/arbeitsparende 
Maschine"  ,  und  als  solche  wollen  wir  unsere  Aufgabe  naturgesetzlich  zu 
erfüllen   suchen. 

Es  ist  mit  den  sog.  populären  Handbüchern  der  Volkswirthschaftslehre 
eine  eigene  Sache.  Was  einmal  den  wissenschaftlichen  Stoff  betrilTt,  so 
gehören  allerdings  tiefere  und  originelle  Forschungen  nicht  dazu ,  um  sich 
an  die  Abfassung  eines  solchen  Buchs  zu  machen.  Es  gehört  dazu  nur  der 
Glaube,  dass  die  Wissenschaft  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  reif  genug  sei,  oder 
dass  ihr  Inhalt  gut  genug  sei,  um  dorn  Volke  vorgesetzt  zu  werden.  Das 
Material  zu  einem  solchen  Buche  ist  leicht  beschafft  und,  wie  es  nach  der 
Massenhaftigkeit  der  Production  in  dieser  Gattung  scheint,  auch  der  Ver- 
leger. Diesen  bedauern  wir  nicht,  nur  in  vielen  Fällen  das  kaufende  Publi- 
kum.     Der  Verfasser    des   populären   Handbuchs    aber    befindet    sich    in    einer 
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eigeiithiimlichen  Stellung.  Der  populäre  Darsteller  einer  Wissenschaft  ist 
dein  Publikum  gegenüber  in  iiliulicher  Lage  wie  der  Beligionslehrer.  Er 
setzt  voraus  und  lindet  beim  Publikum  eine  gewisse  Ouantitat  von  Glauben. 
Das  Letztere  hat  weder  Zeil  noch  Lust  noch  Fähigkeit,  das  Gebotene  all- 
seitig kritisch  zu  prüfen.  Es  muss  und  wird  einen  mehr  oder  weniger 
grossen  Theil  davon  ohne  Weiteres  glauben.  .>Iuss  ja  doch  auch  der  Ge- 
lehrte selbst  in  seinem  Fache  Vieles  gläubig  annehmen,  weil  er  nicht  Alles 
prüfen  und  wissen  kann.  Der  populäre  Schreiber  oder  Sprecher  muss  es 
also  mit  seinem  Gewissen  ausmachen,  ob  seine  Lehre  gut  genug  ist  für 
das  Volk,  dem  nur  das  Beste  vorzusetzen  sich  wenigstens  die  Wissenschaft 
zur  Pflicht  machen  sollte.  Hält  man  nun  den  geffenwärtigen  Inhalt  der 
Volkswirthschaftslehre  in  seiner  Gesammtheit  für  vverlh.  popularisirt  zu  wer- 
den, so  wird  sich  der  Stolf  in  anderen  schon  vorhandenen  Handbüchern  nnd 
Schriften  leicht  darbieten.  Es  handelt  sich  dann  eigentlich  nur  noch  um 
die  Darstellungsweise,  und  diese  ist  die  thatsächliche  Schwierigkeit  für  die 
Abfassung  eines  populären  Handbuchs.  Der  moderne  Gelehrte,  welcher  in 
der  gebildeten  Kaste  aufgezogen  ist,  mit  dem  Volke  eigentlich  nie  in  Be- 
rührung kommt,  wenigstens  nicht  in  geistige,  der  den  Bedürfnissen  und 
dem  Verständniss  der  grossen  Masse  in  der  Regel  sehr  fern  steht,  ferner 
als  er  gewöhnlich  geneigt  ist,  anzunehmen,  der  vermöge  unserer  gelehrten 
Erziehung  auch  nie  wirklich  aus  dem  Leben  zu  forschen  ffelernl  hat,  der 
moderne  Gelehrte  ist  durchschnittlich  ein  sehr  ungeeignetes  Werkzeug  zur 
Abfassung  populärer  Schriften,  welche  verlangen,  d«ss  der  Schriftsteller  den 
gewohnten  Kreis  gelehrten  Denkens  verlasse,  dass  er  gemeinverständlich  im 
edlen  Sinne,  dabei  knapp,  leicht  und  unterhaltend  schreibe.  Dazu  kommt, 
dass  sich  an  Abfassung  populärer  Handbücher  eigentlich  nur  die  besten 
Köpfe,  klarsten  Denker  und  gründlichsten  Forscher  machen  sollten,  welche 
den  wissenschaftlichen  Stoff  vollkommen  beherrschen  und  ihn  kritisch  zu 
behandeln  verstehen.  Gerade  solche  Männer  werden  aber  in  der  Regel  weder 
Lust  noch  Fähigkeit  zu  dieser  Aufgabe  haben,  zu  deren  Erfüllung  gehört, 
dass  man  die  Wissenschaft  nicht  nur  als  einen  Tummelplatz  gelehrter  Spe- 
culation,  gleichsam  als  geistige  Equilibristik  ansehe,  sondern  als  ein  päda- 
gogisches Element  mit  praktischen  Aufgaben  und  Zielen.  Die  Beiehrunff  des 
Volks  aber  untergeordneten  Lichtern  und  unklaren  Köpfen  allein  zu  über- 
lassen, ist  auf  wissenschaftlichem  Gebiete  gerade  so  verwerflich,  wie  auf 
politischem.  —  Für  den  gelehrten  Schriftsteller  ist  also  die  Popularität  keine 
leichte  Aufgabe,  und  nicht  minder  schwer  wird  es  dem  in  der  gelehrten 
Athmosphm'e  aufgewachsenen  Kritiker,  zu  beurtheilen,  ob  das  Populäre  auch 
wirklich  populär  in   edlem   Sinne   sei. 

Wir  können  uns  zwei  Gattungen  sogenannter  populärer  Handbücher 
vorstellen,  eine  für  diejenigen  Klassen  berechnet,  welche  nur  die  gewöhn- 
lichste Volksschulbildung  genossen  haben,  die  andere  für  die,  welche  zwi- 
schen dieser  und  der  eigentlich  gelehrten  Bildung  stehen ,  also  die  Mittel- 
klasse. Am  schwierigsten  ist  entschieden  die  Herstellung  eines  guten  Hand- 
buchs der  ersten  Gattung;  angenommen  dass  dasselbe  bereits  ein  Bedürfniss 
geworden  ist  und  das  betreffende  Publikum  wissenschaftliches  Interesse  und 
Mittel  genug  hat,  ein  derartiges  Buch  anzuschaffen.  Eine  Arbeit,  welche 
dieser  Aufgabe  irgendwie  genügte ,    ist  Ref.  bis  jetzt  aus    Deutschland  nicht 
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bekiinnt.  Von  den  uns  hier  vorliegenden  Schriften  fällt  die  »Volkswirthschaft 
für  Jedermann-  in  diese  Klasse.  Für  das  Bedürfniss  der  mittleren  Bildungs- 
grade zu  sorgen,  wird  dem  Gelehrten  schon  leichter,  weil  diese  seiner 
eigenen  Auffassung  näher  stehen.  Es  giebt  bekanntlich  bereits  eine  Menge 
Schriften  dieser  Art,  welche  der  Lösung  der  Aufgabe  mehr  oder  weniger 
nahe  kommen.  Als  diejenige  Arbeit,  welche  den  gegenwärtigen  Stand  der 
Wissenschaft  dem  Verständniss  dieser  Klassen  am  besten  darlegt  und  sich 
dabei  auch  noch  selbständige  wissenschaftliche  Geltung  zu  sichern  weiss, 
darf  man  wohl  das  j^Gesellschaftliche  System  der  menschlichen  Wirthschaft" 
von  Schäffle  in  Tübingen,  gleichfalls  erst  1867  erschienen,  bezeichnen: 
ein  Buch,  nach  dessen  Veröffentlichung  wohl  viele  ältere  und  jüngere  Ar- 
beiten mit  ähnlicher  Tendenz  als  überflüssig  erscheinen  dürften.  Von  den 
hier  zu  besprechenden  Schriften  fallen  die  drei  von  Umpfenbach.  Röh- 
rich und  Chun  in  diese  Klasse,  ohne  dass  wir  übrigens  namentlich  die 
beiden  letzteren  mit  der  Arbeit  Schäffles  auch  nur  zu  vergleichen  wagen 
wollen.  Eine  dritte  Klasse  von  Handbüchern,  die  der  spezifisch  gelehrten, 
findet  bekanntlich  namentlich  in  Rose  her  und  Rau  in  ihrer  Art  treffliche 
Repräsentanten,  welche  auch  dem  Bedürfnisse  der  Fachgelehrten  insofern  zu 
Hilfe  kommen,  als  sie  Nachschlagebücher  für  das  Studium  der  einzelnen 
31aterien  bilden.  Eine  vierte  Gattung  von  Handbüchern,  welche  dem  spe- 
zifischen Bedürfniss  der  Fachgelehrten  noch  mehr  und  ausführlicher  diente, 
wie  die  letztangefülirten  Werke,  wäre  gewiss  ein  sehr  willkommenes  Hilfs- 
mittel der  Spezialforschung,  der  die  nationalökonomisciien  und  staatswissen- 
schaftlichen Wörterbücher  doch  nur  sehr  unvollkommen  dienen.  Indess  wäre 
ein  solches  Unternehmen  für  Autor  und  Verleger  wohl  gleich  bedenklich. 
Von  den  zu  besprechenden  Büchern  kann  keines  den  Anspruch  machen,  den 
beiden  letztgenannten  Klassen  zugezählt  zu  Averden.  Wir  haben  also  nur 
die  beiden  ersten  Gattungen  von  Handbüchern  vor  uns,  und  wollen  nun, 
ohne  zunächst  tiefer  auf  den  Inhalt  einzugehen,  der  bei  allen  vier  Büchern 
in  der  Hauptsache  derselbe  ist,  an  die  Prüfung  der  mehr  formalen  Seite 
der  Schriften  in  aufsteigender  Linie  nach  dem  Maasse  der  beanspruchten 
Gelehrsamkeit  besprechen. 

Die  Volkswirthschaft  für  Jedermann  ist  die  Bearbeitung  eines  franzö- 
sischen populären  Handbuchs  der  Moral  und  Volkswirthschaft  von  Rapet, 
Generalinspeclor  des  Elementarunterrichts  in  Frankreich ,  und  ist  auf  Ver- 
anlassung der  württembergischen  Centralstelle  für  Handel  und  Gewerbe  frei 
bearbeitet  von  F.  Mayer.  Wie  frei  die  Bearbeitung  sein  mag,  wissen  wir 
nicht,  da  uns  das  Original  nicht  zur  Hand  ist,  und  ist  uns  auch  ganz  gleich- 
gültig,  da  bei  einem  solchen  Handbuch  von  grösserer  oder  geringerer  Ori- 
ginalität überhaupt  nicht  die  Rede  sein  kann.  Es  kümmert  uns  also  nicht, 
wie  viel  von  der  Arbeit  auf  das  Conto  des  Herrn  Rapet,  wie  viel  auf  das 
des  Herrn  Mayer  zu  setzen  sei.  Jedenfalls  ist  Letzterer  kein  ungeschickter 
Uebersetzer.  Die  Darstellung  ist  folgende:  Ein  Arzt,  der  von  den  An- 
strengungen einer  segensreichen  Berufsthätigkeit  ausruhen  will ,  zieht  sich 
in  seinen  Heimathsort,  eine  kleine  und  arme  Dorfgemeinde,  zurück,  in  wel- 
cher er  ein  Landgut  besitzt,  das  ihm  in  massigem  Wohlstande  zu  leben 
gestattet.  Wohlwollend  besorgt  für  das  Gedeihen  seiner  Mitbürger,  durch 
Reisen  und  Lecture  gebildet  und   erkennend,   eine  wie   segens-  und  erfolg- 
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reiche  Thatig'keit  sich  an  seiner  Um^'^cbuntr ,  Menschen  wif  Natur,  entralten 
lasse,  maclit  er  sich  die  soziale  lichiinu  der  Gemeinde  zur  Aut'j^abe  der 
zweiten  Hälfte  seines  liCbens.  Kr  setzt  sich  mit  einflussreiclien  und  willigen 
Mitgliedern  der  Gemeinde  in  Verhindung  und  beginnt  die  Helorm  des  Ge- 
meindelebens durch  Unterricht  in  den  Gnind|)rinzi|)ien  der  Volkswirthschaft 
und  durch  praktische  Anleitntisi  zu  Verbesserungen  in  der  öflentlichen  und 
privaten  OeUonomie.  Belehrende  (iesprüche ,  welche  Sonntags  nach  der 
Kirche  mit  dem  tiuhtigeren  Tiieil  der  Bevölkerung  gepllogen  werden  ,  und 
denen  sich  allmählig  immer  mehr  Dorlhewohner  arischliesseii ,  fördern  die 
wirthschaftliche  Einsicht,  und  mit  ihr  gehen  Meliorationen,  Kntwasserungen, 
Wegebauten  u.  s.  w.  Hand  in  Hand.  Man  weiss  die  Behörden  fiir  die  Ge- 
meinde zu  interessiren ,  nützliche  Gewerbe  einzuführen  und  allmählig  auch 
industrielle  Etablissements  heranzuziehen.  Die  Vorkommnisse  im  Gemeinde- 
leben, die  politischen  Verhältnisse,  die  sozialen  Agitationen  der  vierziger 
Jahre  werden  zur  Belehrung  und  Belebung  des  volkswirthschaftlichen  Be- 
wusslseins  benutzt.  Der  Erfolg  der  Bestrebunffen  des  Doctors  ist  das  innere 
und  äussere  Wachsthum,  die  sittliche,  geistige  und  wirthschaftliche  Hebung 
der  Gemeinde.  Die  Schilderung  dieser  Thätigkeit  und  ihrer  Erfolge,  ver- 
woben mit  der  Geschichte  des  Gemeindelebens,  bildet  also  den  Inhalt  des 
Buchs. 

Wir  müssen  gestehen ,  dass  uns  diese  Art  der  populären  Darstellung, 
verbunden  mit  klarem  und  lebendigem  Vortrag ,  als  eine  ausserordentlich 
geschickte  und  zweckmässige  erscheint.  Der  Leser  findet  nicht  nur  eine 
anziehende  Schilderung  von  Menschen  und  Zuständen,  wird  nicht  nur  belehrt 
ohne  die  Unannehmlichkeit  des  Lernens ;  sondern  lindet  auch  in  der  Form 
des  Gesprächs  den  Mängeln  des  Verständnisses  nachgeholfen  und  etwa  auf- 
stossende  Zweifel  sofort  widerlegt.  Freilich  dürfen  die  Mängel  des  Verständ- 
nisses nicht  aus  einem  kritischen  Bedürfniss  herrühren ,  und  die  Zweifel 
dürfen  nicht  feinerer  Art  sein,  als  sie  etwa  ein  gewöhnlicher  Sozialist,  der 
zugleich  halber  Cretin  ist,  haben  würde,  sonst  möchten  sich  in  den  frei- 
händlerischen Deductionen  des  Doctor  Auer  doch  bedenkliche  Lücken  ent- 
decken lassen.  Wenn  aber  Ref.  im  Stande  wäre,  den  Vorträgen  des  biedern 
Doctors  einen  so  gläubigen  Sinn  und  so  genügsame  Ansprüche  entgegen- 
zubringen, wie  die  Personen  dieses  Buchs,  so  hätte  er  sich  vielleicht  auch 
überzeugen  lassen,  dass  der  Zweck  des  Menschen  die  möglichste  Steigerung 
der  Production  sei,  dass  er  diesen  Zweck  erfülle  als  Object  eines  Natur- 
gesetzes ,  welches  darin  besteht ,  dass  zwei  dunkle  Naturkräfte  mit  Namen 
Nachfrage  und  Angebot  in  entgegengesetzten  Richtungen  auf  ihn  einwirken, 
dass  die  Erkenntniss  dieses  Naturgesetzes  den  Inhalt  der  Wissenschaft  von 
der  Volkswirthschaft  bilde ;  dass  vermöge  dieses  Naturgesetzes  der  Arbeiter 
nur  ein  Mittel  sei  in  der  Hand  des  Kapitals ;  dass  die  Anbetung  des  Geld- 
sacks des  Menschen  höchste  Pflicht,  und  dass  jeder  Widerspruch  gegen  diese 
Grundprinzipien  als  bemitleidensw^erthe  Bornirtheit ,  im  Wiederholungsfalle 
als  Sünde  wider  den  heiligen  Geist  des  Kapitals  anzusehen  event.  zu  be- 
strafen sei. 

Wenn  Einem  wie  in  dieser  populären  Darstellung  die  Ouintessenz  der 
modernen  Freihandelstheorie  so  klar  und  einfach,  so  nackt  und  dreist,  ohne 
alle  Umhüllung  gelehrter  Phrase  und   ohne  Beimischung  spitzfindiger  Neben- 
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untersuchung-cn  vorgetragen  wird,  so  tritt  die  Logik  der  naturgesetzlichen 
Kapitalistentheorie  mit  Schrecken  erregender  Deutlichkeit  zu  Tage.  Wir 
sehen  da  so  recht,  wohin  es  führt,  wenn  zur  Grundlage  der  Wissenschaft, 
welche  das  soziale  Leben  erforschen  und  regeln  soll,  nicht  ein  Mensch  mit 
begrenzten  Bedürfnissen,  die  durch  seine  Culturaufgabe  bestimmt  werden, 
ein  Mensch  mit  bestimmter  sittlicher  Entwicklungsfähigkeil  und  mannigfachen 
Leidenschaften ,  ein  Mensch  mit  bestimmten  Aufgaben  für  das  Familien  -  und 
Gemeindeleben,  sondern  eine  Productionsmaschine  mit  unbegrenzten  Genuss- 
bedürfnissen zu  Grunde  gelegt  wird.  Es  könnte  einen  komischen  Eindruck 
machen,  wenn  es  der  praktischen  Consequenzen  wegen  nicht  einen  zu  trau- 
rigen machte,  wie  in  der  i^Volkswirthschaft  für  Jedermann"  den  Arbeitern 
mit  grösster  Kaltblütigkeit  bewiesen  wird,  dass  sie  entweder  selbst  Kapita- 
listen werden  oder  sich  den  Kapitalinleressen  unbedingt  fügen  müssen ;  wie 
ihnen  vorgestellt  wird,  dass  das  soziale  Wohl  vom  Kapital  abhänge,  und 
der  Arbeiter  seiner  väterlichen  Fürsorge  ruhig  seine  Interessen  anvertrauen 
könne;  wie  förmlich  rührend  dargestellt  wird,  wie  der  geplagte  Kapitalist 
sich  Tag  und  Nacht  abquälen  müsse .  um  nur  den  Arbeitern  ihr  Brod  zu 
verschaffen ;  wie  alles  Risico  auf  den  Unternehmer  falle ,  während  die  Ar- 
beiter für  massige  Mühe  ruhig  ihren  sicheren  Lohn  einstrichen ;  wie  der 
Arbeiter  naturgesetzlich  sich  jeden  Lohn  gefallen  lassen  müsse,  und  wie  von 
einem  Recht  auf  Antheil  am  Productionsertrage  nicht  die  Rede  sei,  kurz, 
wenn  der  Fluch  der  Arbeit  und  Armuth  so  recht  handgreiflich  gemacht,  und 
dann  noch  mit  unbewusstem  Hohne  die  Arbeit  als  j^Selbstzweck"  dargestellt 
wird.  Man  lese  unbefangen  die  Darstellung  der  Volkswirthschaft  für  Jeder- 
mann ,  und  man  wird  linden ,  dass  es  nicht  übertrieben  ist,  was  hier  gesagt 
wurde:  und  man  wird  einsehen,  mit  welchem  Rechte  sich  diese  Lehre  eine 
Volkswirthschaft  für  Jedermann   nennt. 

Was  nun  dieses  Buch  Jedermann  kurz  und  gemeinfasslich  sagt,  das 
wird  in  den  andern  drei  Büchern  weniger  klar,  weniger  anziehend,  weniger 
geschickt,  aber  von  Chun  bis  zu  Umpfenbacli  mit  steigender  Gelehr- 
samkeit vorgetragen  und  den  mittleren  Bildungsgraden  mundrecht  zu  machen 
versucht.  Kommt  zuerst  Gustav  Chun,  der  dem  Publikum  seine  volks- 
wirthschaftlichen  Enthüllungen  in  einzelnen  Portionen  bietet,  denn  es  liegt 
uns  für  jetzt  nur  ein  erstes  Heft  vor,  das  auf  93  Seiten  die  ^^einfachsten 
Grundsätze  der  Volkswirthschaftslehre  für  den  Schul-,  Privat-  und  Selbst- 
Unterricht  leichtfasslich"  darstellen  soll.  Auch  dieses  Buch  ist  nach  einem 
ausländischen,  nämlich  i^Chambers  Political  Economy  for  the  use  of  schools  etc." 
bearbeitet ,  das  wir  gleichfalls  nicht  kennen.  Auch  hier  fühlen  wir  kein  Be- 
dürfniss ,  die  Verdienste  des  Originals  und  der  Bearbeitung  gegen  einander 
abzuwägen:  indess  muss  schon  das  erstere  sehr  schwach  gewesen  sein,  da 
Herr  Chun  im  Stande  gewesen  ist,  ein  solches  Product  daraus  zurecht  zu 
kneten.  Unstreitig  vereinigt  die  vorliegende  Darstellung  die  Schattenseiten 
einer  populären  mit  denen  einer  gelehrten  in  hohem  Grade.  Die  Anlage 
ist  höchst  gelehrt  ,  während  die  Ausfiihrung  aus  einem  Conglomerat  der 
banalsten  populären  Phrasen  besteht.  Has  systematische  Schachtelwerk  ent- 
behrt der  inneren  logischen  Ordnung,  und  die  Langweiligkeit  der  Darstellungs- 
weise wird  n\ir  durch  die  Schiefe  der  .Auffassung  iibertrollen.  Wir  wissen 
wirklich    nicht,    worüber    wir  uns  mehr   wundern  sollen,    ob    über    die  un- 
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geschickte  Anlage  des  Ganzen ,  welches  schon  durch  das  Haufwerk  von 
Paragraphen  und  Kapiteln  abschreckt :  über  die  unsinnige  Phraseologie,  wenn 
es  z.  B.  heisst :  jiSoziaiismus  und  Cominiinismus  stammen  aus  Frankreich 
und  haben  mit  deutscher  Bitulerkeil  und  Treue  CS  eh.  Frank,  Th.  iM  ü  ii  z  e  r) 
nichts  zu  schalten";  über  die  Unwissenheit  des  Verfassers,  der  S.  73  einen 
Wechsel  ausstellt,  in  welchem  das  Wort  ;, Wechsel"  fehlt:  iiber  die  Harm- 
losigkeit, mit  der  die  ganze  dürftige  Compilation  dem  Publikum  geboten 
wird ,  und  mit  der  er  im  Vorwort  noch  behauptet,  sein  opus  habe  ihm  viel 
Zeil  und  Nachdenken  gekostet.  Wir  müssen  gestehen,  dass  unsere  Zeit  uns 
zu  leid  thut,  um  uns  länger  mit  dem  Buche  zu  beschäftigen,  so  gern  wir 
die  Tendenz  des  Verfassers,  die  Volkswirthschaftslehre  auch  als  Bestandtheil 
des  Schulunterrichts  einzubürgern,  unterstützt  hätten  und  anerkennen.  Aber 
auf  diese  Weise   macht  man   nicht  in  Volkswirthschaft. 

Die  leichtfertige  Behandlung,  welche  Chun  der  Statistik  angedeihen 
lässt,  erinnert  uns  an  die  «Volkswirthschaft  in  Lehre  und  Leben.  Ein  Leit- 
faden für  den  Unterricht  von  Wilhelm  Röhr  ich",  gleichfalls  aus  Frank- 
furt a/M.  Seine  Einleitung  beginnt  R.  mit :  5, Wasser,  wir  mögen  es  finden, 
wo  wir  wollen  ....  selbst  — ",  seinen  ersten  Abschnitt  jjdie  Volkswirth- 
schaftslehre" mit  der  Phrase  :  55Der  Eskimo  bei  seiner  düstern  Thranlampc 
.  .  ."  Es  hätte  dieser  Fingerzeige  auf  den  allgemeinen  Inhalt  des  Buchs  nicht 
bedurft.  Wir  wissen  wohl,  dass  bei  dem  gegenwärtigen  unentwickelten 
Stande  der  Wissenschaft  und  der  Lückenhaftigkeit  der  Forschung  so  ziemlich 
eine  jede  allgemeine  Darlegung  der  Volkswirthschaftslehre  aus  8  Theilen 
Wasserstoff  und  1  Theil  Gedankenstoff  bestehen  muss :  wir  wissen  auch 
wohl,  wie  wenig  die  Grundbegriffe  eine  helle  Beleuchtuna:  vertragen  und 
dass  sie  sich  im  düstern  Schein  der  gelehrten  Thranlampe  besser  ausnehmen 
als  beim  Tageslicht  einer  gesunden  Kritik.  Wir  wollen  indess  Röhr  ich 's 
Lehre,  welche  auch  in  dem  naturgesetzlichen  Verhältniss  von  Angebot  und 
Nachfrage  ihren  Anfangs  -  und  Endpunkt  findet ,  vorläufig  bei  Seife  lassen, 
und  uns  vorerst  an  die  äussere  Behandlungsweise  halten.  Wenn  wir  die 
Schrift  der  vorbesprochenen  von  Chun  gegenüber  stellen,  so  sticht  dieselbe 
allerdings  in  manchen  Punkten,  ausgenommen  die  Behandlung  der  Statistik, 
vortheilhaft  von  dieser  ab.  Schon  das  systematische  Arrangement  ist  klarer, 
der  Styl  besser,  die  Sprache  edler;  es  zeigt  sich  eine  gewisse  wissenschaft- 
liche Durcharbeitung  und  Stoffbeherrschung.  R.  theilt  seine  Darstellung  in 
die  der  Volkswirthschaftslehre  und  die  der  Volkswirthschaft  selbst.  Wenn 
es  nun  auch  bei  dem  faktischen  Zustand  der  wissenschaftlichen  Speculation 
möglich  ist,  Lehre  und  Leben  vollkommen  zu  trennen,  so  sollte  man  doch 
in  einem  populären  Handbuch  allermeist  versuchen ,  die  Begriffe  aus  den 
Thatsachen  entstehen  zu  lassen.  Die  statistischen  Xotizen  von  zweifelhaftem 
Werth,  welche  R.  zusammenhangslos  in  die  Betrachtung  der  Lehre  einstreut, 
können  keinen  Ersatz  für  das  Fehlen  dieses  lebendigen  Zusammenhangs  geben. 
Wir  würden  übrigens  durchaus  nichts  vermissen  ,  w^enn  die  erste  Hälfte  des 
Buchs,  die  110  Seiten,  auf  denen  die  Theorie  vorgetragen  wird,  ganz  fort- 
gebliebeil  wären ;  der  Rest  wäre  dann  lesbarer  und  nur  wenige  Bogen  stark, 
somit  auch  billiger  geworden  und  für  die  Kritik  wäre  immer  noch  Raum 
genug  geblieben ,  um  die  mannigfachsten  Mängel  zu  constatiren  und  den 
Verf.   um  dies  und  das  um  Erklärung  zu  bitten.    Was  meint  er  z.  B. ,  wenn 
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er  sagt :  »Durch  die  Arbeitstheilung  vereinigien  sich  alle  Menschen  zu  einem 
gemeinsamen  Wirthschaftszweck"  ?  Ist  dieser  gleichbedeutend  mit  dem  jjEnd- 
zweck  des  menschlichen  Daseins" ,  welcher  als  die  »hohe  persönliche  har- 
monische Ausbildung  des  Menschen«  bezeichnet  wird?  Wir  wollen  nicht 
so  leichtsinnig  wie  R.,  und  mit  ihm  so  viele  Schriftsteller  auf  diesem  Gebiete 
mit  Redensarten  über  die  Bestimmung  des  Menschen  im  Allgemeinen  um  uns 
werfen,  aber  wir  glauben  doch,  dass  bei  Betrachtung  der  Wirthschaftszwecke 
nicht  blos  von  der  Bestimmung  und  Ausbildung  des  Einzelmenschen  die  Rede 
sein  kann  —  und  dass  am  allerwenigsten  R's.  Volkswirthschaftslehre  auch 
nur  zu  einer  solchen  führt,  weil  diese  eben  auch  nichts  kennt  als  die  un- 
endliche Bedürfnissbefriedigung  und  die  unendlich  gesteigerte  Production. 
Wir  wollten  ferner  den  Verf.  noch  um  Auskunft  über  folgende  merkwürdige 
Sätze  bitten  :  »Jeder  leistet  dem  Andern  wirthschaftliche  Dienste.  Der  Werth 
der  beiderseitigen  Dienste  ist  von  Angebot  und  Nachfrage  abhängig;  durch 
die  Arbeitstheilung  entsteht  eine  Mitbewerbung  des  Angebots  und  der  Nach- 
frage. Bald  kann  das  Angebot  überwiegen,  bald  die  Nachfrage.  Im  ersteren 
Falle  führt  eine  solche  Disharmonie  zu  einer  Störung  des  wirthschaftlichen 
Gleichgewichts,  die  man  eine  Handelskrisis  oder  Productionskrisis  nennt." 
Wir  glauben,  dass,  wenn  der  Verf.  Rechenschaft  geben  sollte,  ob  er  sich 
bei  diesen  Sätzen  irgend  etAvas  Reelles  gedacht  hat,  oder  ob  sich  überhaupt 
ein  Mensch  dabei  irgend  etwas  Reelles  denken  könne,  er  die  Frage  ent- 
schieden verneinen  müssle.  Wir  wollen  indess  Herrn  Röhrich  nicht  zu 
hart  deswegen  tadeln.  Die  Röhre,  aus  dem  dieses  trübe  Wasser  fliesst,  ist 
nicht  speziell  seine  Wissenschaft,  sondern  die  Wissenschaft  der  Volkswirth- 
schaft  im  Allgemeinen,  welche  sich  in  Ermangelung  klarer  Vorstellungen 
mit  solchen  Redensarten  behilft.  Nur  eine  unwesentliche  Aenderung  ist  es, 
wenn  Hr.  R.  statt  des  Wortes  »Preis"  ,  das  man  in  diesem  Zusammenhange 
herkömmlicher  Weise  gebrauchen  würde,  das  Wort  »Werth"  in  Verbindung 
mit  Nachfrage  und  Angebot  bringt.  Was  denkt  sich  aber  nun  R.  bei  Nach- 
frage und  Angebot  :  solches  von  Geld  ,  von  Waaren  oder  von  Arbeit  ?  Was 
unter  Mitbewerbung  ?  Eine  solche  nach  Zahl  der  Personen,  nach  Quantität 
der  »Dienste",  nach  Qualität  der  ^^  aare  oder  Arbeit  ?  Bringt  das  Alles  die- 
selbe Wirkung  hervor?  Und  wie  wirken  denn  nun  diese  Kräfte?  Und  was 
ist  das  »wirthschaftliche  Gleichgewicht"  ?  Etwa  wenn  sich  »Angebot"  und 
»Nachfrage"  gegenseitig  aufheben  und  die  ganze  Wirthschaft  still  steht? 
Oder  wenn  die  wirthschaftliche  Wasserfläche  glücklich  auf  dem  Niveau  der 
Rö  hri  ch' sehen  Gedanken  angekommen  ist?  Nachdem  nun  der  erste  Para- 
graph des  zweiten  Abschnitts  durch  diese  und  ähnliche  Betrachtungen  die 
genügende  Länge  erreicht  hat,  folgt  eine  Uebersicht  der  einzelnen  Wirth- 
schaftszweige.  Dabei  gefällt  es  dem  Verf.,  das  Schachtelwerk  etwas  anders 
zu  arrangiren  ,  als  bisher  üblich;  er  theilt  nämlich  die  Arbeiten  erstens  in 
solche  zur  Gewinnung  und  weiteren  Behandlung  der  Naturstoffe,  zweitens 
in  solche  für  den  Umlauf  der  (niter,  drittens  in  Arbeiten  zur  Unterstützung 
der  Production  und  des  Umlaufs,  endlich  in  solche  auf  den  verschiedenen 
Gebieten  der  Wissenschafti-n  und  Künste.  Ob  diese  oder  eine  andere  Ein- 
Iheilung  angewendet  wird,  tluit  nichts  zur  Sache,  und  die  ganze  Uebersicht 
bietet  selbstverständlich  nichts  Neues.  Nur  noch  ein  Paar  Bemerkungen. 
Was  berechtigt  R.,  für  den  Nutzen  des  Gross-  und  Kleinbesilzes  ohne  Weiteres 


130  Litteratur. 

den  Keinertrag  als  Kriterium  iuilziistflleii  ?  Warum  sielll  er  den  g-eschlossenen 
Fabrikbelrieb  dein  Hausbetriebc  als  liöhore  Sliil'e  gegenüber?  Warum  be- 
hauptet er,  die  VVissenschalt  der  Statistik  habe  dem  Versicherungswesen 
iiden  Weg  gebahnt"  ?  Was  sollen  wir  endlich  zu  seinem  Kapitel  über 
«Volkswirthschalt  und  Staat-'  sagen ,  welches  42  Seiten  umfasst ,  von  denen 
20  volle  Seiten  durch  den  Abdruck  von  Seh  i  Her  "s  Aulsalz:  r,Etwas  über 
die  erste  Menschengcsellschart  u.  s.  w.-'  eingenommen  werden!  .Nicht  nur 
ist  es  un  sich  ein  starkes  Stuck  in  einem  nicht  sehr  umf'niigreichcn  Handbuch 
der  Yolkswirthschal't  20  Seiten  aus  Schiller  al)/.uschreihen ,  sondern  es 
ist  auch  höchst  unrecht,  unseren  tretllichen  Dichter  durch  den  Abdruck  seiner 
philosophischen  Phanlasieen  und  durch  die  solidarische  Verbindung  mit  der 
modernen  Nationalökonomie  zu  compromittiren.  Man  möge  sich  doch  die 
Abfassung  volksvvirthschaftlicher  Bücher  nicht  so  entsetzlich  leicht  machen. 
Wenn  wir  auch  gern  bekennen,  dass  wir  lieher  Schiller  als  Kohrich 
lesen,  so  scheint  uns  doch  S  ch  i  1 1  e  r "  sehe  Dichtung  an  dieser  Stelle  noch 
weniger  passend  als  Röhrich 'sehe  Compilation.  l'nd  schliesslich  noch  die 
Frage:  Ist  Herr  Kö  brich  von  der  Güte  seines  Products  so  fest  überzeugt, 
dass  er  diesem  •iLeitladen'-'  sofort  ein  grösseres  «Handbuch"  nachfolgen 
lassen  zu  müssen  glaubt?  Wir  bitten  Herrn  Chun  sowohl  wie  Herrn 
Röhrich  im  Namen  der  Nationalökonomie  und  um  der  Achtung  vor  der 
Wissenschaft  willen,  die  Fortsetzung  und  Erweiterung  ihrer  Compilationen 
wenigstens  bis  dahin  aufzuschieben,  wo  sie  sich  durch  tiefere  Studien  über- 
zeugt haben  werde»  ,  dass  ihr  nationalökonomisches  Wissen  selbst  den  be- 
scheidenen Anforderungen  der  modernen  Volkswirthschaftslehre  noch  nicht 
genügt.  Wir  können  sie  auch  versichern ,  dass  nicht  der  mindeste  Grund 
vorliegt,  die  Zahl  der  vorhandenen  Handbücher  ihrerseits  zu  vermehren. 
Wir  fürchten  indess,  dass  unsere  Bitten  dem  schriftstellerischen  Froductions- 
drange  derselben  keinen  Einhalt  thun  können;  möge  dieser  sich  wenigstens 
auf  ein  Gebiet  wenden,  wo  weniger  Schaden  anzurichten  ist,  als  gerade  auf 
dem  sozialwissenschafllichen ;  etwa  auf  die  Herausgabe  eines  antiken  Schrift- 
stellers oder  dergl.  Damit  sie  aber  sehen ,  dass  die  Volkswirthschaftslehre 
heute  nicht  mehr  ganz,  die  Gestalt  hat,  Avelche  sie  ihr  in  Uebereinstimmung 
mit  der  populären  Freihandelstheorie  zu  geben  belieben ,  empfehlen  wir 
ihrem  Privatstndium  kritische  Arbeiten,  wie  B.  Hildebrand  "s  National- 
ökonomie der  Gegenwart  und  Zukunft,  die  Abhandlung  W.  Thornton's 
über  the  theory  of  supply  and  demand  in  der  Fortnightly  Review ,  vom 
October  1866,  das  jüngst  erschienene  Buch  von  H.  R  Osler,  über  die 
„Grundlehren   des   Smithianismus"    (Erlangen    1868)   n.   s.   w. 

Wir  kommen  nun  zu  der  Volkswirthschaftslehre  oder  Nationalökonomik 
von  K.  Umpfenbach,  über  das  wir  gleichfalls  unter  dem  Gesammttitel 
ijdie  populären  Handbücher  der  Volkswirthschaftslehre"  zu  berichten  keinen 
Anstand  nehmen,  obgleich  sich  das  Buch  weder  selbst  als  populär  bezeichnet 
noch  auch  wir  dasselbe  für  populär  lialten  .  nämlich  in  dem  Sinne  populär, 
dass  es  sich  den  Bedürfnissen  und  dem  Verständniss  des  grossen  Publikums 
anbequemt.  Wir  können  das  Handbuch  aber  noch  weniger  als  ein  gelehrtes 
bezeichnen,  denn  dieses  würde  doch  einen  gelehrten  Apparat,  selbständige 
Forschungen,  Beibringung  neuer  Gesichtspunkte,  überhaupt  eine  viel  gründ- 
lichere Behandlung  verlangen,  als  sie  der  Verf.   seinem  Stolfe  hat   angedeihen 
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lassen.  Wir  sind  nicht  recht  klar,  für  welchen  Leserkreis  eigentlich  das 
Buch  berechnet  ist,  da  es  zu  dogmatisch,  polemisch,  mit  zu  viel  philoso- 
phirender  Phraseologie  geschrieben  ist,  um  beim  grösseren  Publikum  rechten 
Anklang  finden  zu  können  —  wie  wir  glauben  — ,  andererseits  Nichts  bietet, 
was  in  den  Augen  der  Gelehrten  seine  Existenz  rechtfertigen  könnte.  Oder 
sollte  man  uns  erwiedern  können,  dass  wir  die  Eigenthümlichkeiten  des  vor- 
liegenden Buchs  nicht  genügend  zu  würdigen  verständen  ?  Es  sind  uns 
allerdings  verschiedene  Eigenthümlichkeiten  aufgefallen,  die  wir  im  Folgenden 
anführen  und  über  deren  Werth  wir  dem  Leser  zu  urtheilen  überlassen 
wollen.  Zuerst  eine  kleine  Blumenlese  ümp  fenb  a  ch '  scher  Redeweisen. 
»Zur  vollkommenen  Entwicklung"  ,  sagt  der  Verf.  auf  S.  1 ,  «ist  es  un- 
umgänglich ,  dass  der  Mensch  im  engsten  unzerreissbaren  Zusammenhange 
mit  Seinesgleichen  (?)  einen  Kampf  kämpfe,  der  alle  (?)  in  ihm  schlummern- 
den Triebe  wachrüttelt  und  in  rastloser  Thätigkeit  seine  Kräfte  siegreich  er- 
starken lässt."  Siegreich  über  wen?  natürlich  über  Seinesgleichen.  Also 
ein  Theil  muss  unterliegen ,  und  das  sind  natürlich  die  Schwachen ,  d.  h. 
nationalökonomisch  die  Besitzlosen.  U.  fährt  fort:  «Die  Weltordnung  gab 
der  Menschheit  ihren  wärmsten  Segen  mit,  als  sie  ihr  den  Kampf  um's  Da- 
sein gab."  Gott  ist  wohl  nicht  naturgesetzlich  genug,  um  sich  in  der  mo- 
dernen Nationalökonomie  verwerthen  zu  lassen  ?  Die  Weltordnung  an  der 
Stelle  Gottes  figuriren  zu  lassen,  stimmt  ganz  mit  der  Tendenz,  nicht  sitt- 
liche ,  sondern  Natur-Kräfte  als  die  nationalökonomischen  Triebfedern  gelten 
zu  lassen.  Hören  wir  weiter:  «Ein  Strom  von  Bedürfnissen  rauscht  fort- 
während durch  das  Leben  und  lässt  seine  Wellen  bald  drohend  bald  lockend 
anschlagen."  Alles  dieses  findet  sich  auf  der  ersten  Seite.  Und  so  stürzt 
uns  der  \erf.  in  eine  wahre  Sündfluth  der  sublimsten  Redensarten,  bei  denen 
theils  gar  keine ,  theils  schiefe ,  theils  ganz  verwerfliche  Vorstellungen  zum 
Vorschein  kommen.  Davon  noch  einige  Beispiele:  ;iDie  Wissenschaft  der 
Volkswirthschaft  ist  die  systematische  Ergründung  der  Gesetze,  nach  welchen 
sich  das  Bedingtsein  der  menschlichen  Bevölkerung  durch  ihren  Lebensunter- 
halt im  Kampfe  ums  Dasein  vollzieht"  S.  12.  Durchaus  nicht  unsere  An- 
sicht. Doch  weiter:  r,Das  scheinbare  Aufhören  des  individuellen  Willens 
ist  auf  vielen  Gebieten,  wo  man  es  am  allerwenigsten  erwarten  sollte,  ein 
beinahe  totales."  Dazu  nehme  man  den  veralteten  Standpunkt,  auf  dem  ü. 
in  der  Statistik  steht.  S.  16.  Ferner:  «Dann  ist  die  Arbeit  der  mensch- 
lichen Natur!  nicht  mehr  blos  Mittel  zum  Zwecke  der  Bedürfnissbefriedigung, 
sondern  im  Erfülltsein  eines  erhabenen  providentiellen  Zuges  vor  Allem 
Selbstzweck«  !  Zu  folgendem  Satze  :  „Nie  kann  eine  Versagung  von  Gütern, 
welche  sich  die  Einen  auferlegen  ,  so  weit  gehen ,  um  die  für  den  Augen- 
blick erforderliche  Bedürfnissbefriedigung  aller  Anderen  zu  garantiren"  stellt 
ü.  in  einer  Anmerkung  folgende  «casuistische"  —  wir  möchten  sie  ganz 
anders  nennen  —  Frage :  «Kann  eine  Mutler,  deren  krankes  Kind  ohne  ihre 
Pflege  sicher  verloren  geht,  sich  und  ihre  anderen  Kinder  der  Gefahr  des 
Hungertodes  aussetzen,  um  vnii  den  ersparfen  l'feiinigeii  Arznei  zu  kaufen?" 
S.  40.  Noch  Einiges:  -Der  Empfängeriohn  ist  die  Sälligiiniiskapacilät  des 
Tauschwerths  der  Arheit  für  die  Bedürfnisse  dessen,  der  davon  leben  soll." 
S.  180.  «Für  Nachfrage  und  Angehot  handelt  es  sich  gleiclimiissiff  darum, 
dass  latente  Arbeit  entbunden  werde,  deren  Mehrerlrag  dann  beiden  zu  gute 
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kommt.'''  S.  185.  „Jeder  Mens-cli  trägt  die  Möglichkeit  besserer  Leistung 
in  sich,  und  diese  besseren  Leistungen  liaben  zum  Vorschein  zu  kommen, 
weil  das  Kulturziel,  welches  selber  den  Weg  durch  Ausstreuung  der  Be- 
dürfnisse zeigt,  es  unablclinbar  so  bedingt'-  S.  120.  Diese  Arl  philoso- 
phirender  Darstellung  ist  eine  llaupteigeiilliümlichkeit  des  U  m  p  f  e  nh  a  ch'- 
schen  Buchs.  Wir  konstatiren  diesen  umstand  mit  Vergnügen  als  ein  An- 
zeichen, dass  die  moderne  Theorie  der  Volkswirtlischafl  nicht  mehr  weiss, 
hinter  welche  bombaslische  Phrasen  sie  ihre  innere  Hohlheit  und  Haltlosig- 
keit verbergen  soll.  Wir  konstatiren  ferner,  dass  hier  durchaus  keine  bös- 
willige Auswahl  und  willkürliche  Entstellung  des  U  mp  fe  nbach 'sehen  Textes 
vorliegt,  sondern  dass  die  Redeweisen  so  genommen  wurden  ,  wie  sie  Ref. 
bei  nochmaligem  Durchblättern  gerade  auflielen.  Wir  konstatiren  drittens, 
dass  wir  dem  Schriftsteller  als  solchem  gar  keinen  Vorwurf  aus  seiner  Art 
der  Darstellung  machen  wollen  ,  sondern  dass  der  Zustand  der  Freihandels- 
theorie, welche  eigentlich  nichts  ist  als  eine  unendliche  Variation  der  Phrase 
von  der  naturgesetzlichen  Wirksamkeit  des  Angebots  und  der  Nachfrage, 
eine  solche  Darstellungsweise  der  Theorie  nothwendig  erheischt.  Das  wollen 
wir  indess  beiläufig  dem  Verf.  zum  Vorwurf  machen,  dass  er  Turgot's 
Reflexions  als  zwei  verschiedene  Werke  anführt.  Wir  haben  diese  Un- 
bekanntschaft mit  Turgot  schon  öfter  gefunden,  und  bedauern  dies  um  so 
mehr,  als  Turgot  nicht  nur  viel  mehr  Verdienste  um  die  Wissenschaft  hat 
wie  A.  Smith,  sondern  als  sich  auch  von  Turgot's  Forschungen  aus  viel 
eher  der  rechte  Weg  zur  Ausbildung  der  Sozialwissenschaft  hätte  finden 
lassen,  als  von  der  bei  Weitem  weniger  klaren  und  sich  seiner  Consequenzen 
gar  nicht  bewussten  Untersuchungen  des  »Nationalreichthums"  von  Ad.  Smith. 
Doch  dies  nur  beiläufig.  Wir  wollen,  um  Umpfenbach  möglichst  gerecht 
zu  werden,  noch  einige  Eigenthümlichkeiten  seiner  Darstellung  hervorheben: 
Einmal  ist  dies  eine  gewisse  Klarheit  der  Systematik,  eine  philosophische 
Behandlung  des  Stoffs ,  strenges  Festhalten  an  der  sog.  reinen  Volkswirth- 
schaftslehre.  Was  Einzelnheiten  anlangt,  so  spricht  er  die  Anschauung  aus, 
dass  der  Communismus  das  Ideal  des  Güterumsatzes  sei ,  und  der  Credit  als 
eine  Uebergangsstufe  zwischen  der  jiSchroffheit  des  Tausches"  und  der 
o^Milde  des  Geschenks'-  betrachtet  werden  müsse  §.  60.  Ferner  sind  eigen- 
thümlich  seine  Gedanken  über  ein  auf  Getreidemengen  basirtes  Papiergeld 
§.  71,  seine  Theilung  des  Lohns  in  -.^Geberlohn"  und  :5Empfängerlohn"  §.  90 
u.  s.  w.  Mit  Bezug  auf  den  letzten  Punkt  müssen  wir  noch  bemerken,  dass, 
wenn  es  wahr  ist,  wie  U.  sagt,  dass  j^der  eigentliche  Schwerpunkt  der 
Volkswirthschaft  der  Berührungspunkt  von  Geberlohn  und  Empfängerlohn" 
ist,  dann  über  diesen  wichtigen  Punkt  wohl  nähere  Aufschlüsse  am  Platze 
gewesen  wären;  und  dass,  wenn  es  ferner  wahr  ist,  dass  in  5^der  Beach- 
tung des  Verhaltens  von  Geberlohn  und  Empfängerlohn  der  Schlüssel  zur 
Beantwortung  der  sog.  sozialen  Frage"  liegt,  es  sehr  Unrecht  ist,  dass  U. 
diesen  Schlüssel  nicht  gebraucht  hat.  Uns  freilich  scheint  es,  dass  sich  die 
soziale  Frage  nicht  durch  eine  blosse  ^^Beachtung  des  Verhaltens"  wird 
lösen  lassen  —  und  wir  müssen  ,  da  U.  sich  nicht  näher  ausspricht ,  einst- 
weilen darauf  verzichten,  in  seinem  Geber-  und  Empfängerlohn  und  der 
mystischen  Anmerkung  über  den  Schlüssel  zur  sozialen  Frage  etwas  Anderes 
zu  sehen ,    als  die  Wiederholung  längst  bekannter  Dinge.     Wo  sollte  über- 
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haupl  U.  Platz    für    die  soziale  Frage    haben ,    da  auch    er  über    die  Grund- 
prinzipien des   Smithianismus   nicht  hinaus  kommt? 

So  viel  über  die  mehr  formale  Seite  der  vorliegenden  Schriften.  Für 
den  eigentlichen  Inhalt,  d.  h.  für  die  theoretischen  Grundlagen  ,  auf  denen 
sie  fussen,  haben  wir  die  Verfasser  wiederholt  für  nicht  verantwortlich  er- 
klärt. Sie  haben  sich  von  der  herrschenden  wissenschaftlichen  Richtung  die 
Feder  führen  lassen  in  dem  guten  Glauben,  dass  diese  die  richtige  sei.  Es 
trifft  sie  nur  der  Vorwurf,  ansehnlich  dicke  Bücher  geschrieben,  aber  zu 
den  Fortschritten  der  Wissenschaft  nichts  beigetragen  zu  haben.  Sie  sind 
sich  dessen  auch  wohl  vollkommen  bewusst,  und  glaubten  durch  ihre  Bücher 
nur  ein  Bedürfniss  befriedigen  zu  müssen,  welches,  wenigstens  auf  Seiten 
des  Publikums,  entschieden  nicht  da  ist.  Dies  gilt  unbedingt  für  Chun 
und  Röhrich.  Von  der  Volkswirthschaft  für  Jedermann  müssen  wir  zu- 
geben, dass  dieselbe  nicht  nur  eine  berechtigte,  sondern  sogar  eine  gute 
Leistung  ist,  wenn  man  sich  auf  den  Standpunkt  der  absoluten  Freihandels- 
theorie stellt.  Was  Umpfenbach  anbetrifft,  so  konnte  er  durch  die  viel- 
leicht in  mancher  Leute  Augen  bedeutenden  Eigenthümlichkeiten,  welche 
wir  bei  ihm  hervorgehoben  haben,  die  Existenz  seiner  Schrift  gerechtfertigt 
glauben.  Indessen  müssen  wir  doch  zu  erwägen  geben,  dass  Handbücher 
zwar  von  Zeit  zu  Zeit  ein  Bedürfniss  sind  (und  diesem  ist  bereits  reichlich 
Genüge  geschehen),  dass  aber  die  Wissenschaft  in  Handbüchern  nicht  fort- 
schreitet, und  dass  eine  gute  Monographie  in  der  Regel  eine  bei  Weitem 
werthvollere  Leistung  ist  als  ein  umfangreiches  Handbuch ;  und  wir  möchten 
darauf  aufmerksam  machen ,  dass  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  volks- 
wirthschaftlichen  Wissenschaft  die  Handbücher  auch  einen  sehr  verderblichen 
Einfluss  ausüben  können.  Denn  einmal  werden  bei  der  allgemeinen  Dar- 
stellung die  vielen  Lücken  und  Mängel  der  Forschung  durch  das  Wortwerk 
verdeckt  und  somit  deren  Verbesserung  erschwert,  und  dann  tritt  noth- 
wendiger  Weise  in  ihnen  die  Wissenschaft  dem  Publikum  gegenüber  als 
etwas  gleichsam  Fertiges  und  Abgeschlossenes  auf,  als  ein  xxrj^a  sg  aei,  als 
ein  Evangelium,  dem  das  Publikum  sich  anvertrauen  könne  und  sich  auch 
wirklich  mehr  oder  weniger  anvertraut;  denn  es  hat  keine  Zeit,  Spezial- 
studien  zu  lesen  oder  zu  machen.  Wenn  nun  aber  die  Wirthschaftslehre 
auf  so  unvollkommenen  Grundlagen  beruht,  wenn  sie  in  einer  so  falschen 
Richtung  festgerannt  ist,  wie  die  heutige,  so  werden  solche  Handbücher 
am  meisten  dazu  beitragen,  eine  totale  Verwirrung  der  wirthschaftlichen  Be- 
griffe hervorzubringen  und  zu  befestigen  und  nationalökonomische  Grund- 
prinzipien im  Publikum  einzubürgern ,  welche  nicht  minder  verwerflich  an 
sich  als  in  ihren  Consequenzen  gefährlich  sind.  Welches  sind  aber  die 
nationalökonomischen  Grundprinzipien,  welche  wir  meinen?  Vergegen- 
wärtigen wir  uns  dieselben   mit  ihren  Consequenzen   in   aller  Kürze. 

Der  Mensch  ist  ein  Wesen  geboren  mit  unendlichen  Bedürfnissen.  Die 
Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  ist  die  Aufgabe  der  Volkswirthschaft.  Die 
Bedürfnisse  wachsen  mit  der  Cultur,  viele  Bedürfnisse  sind  ein  Zeichen  hoher 
Cultur,  also  muss  die  Prodnction  möglichst  viele  derselben  zu  befriedigen 
suchen,  muss  sich  fortwährend  steigern.  Dazu  gehört  möglichst  grosses 
Kapital  und  höchste  Ausnutzung  der  Arbeit.  Die  Arbeit  kann  nichts  leisten 
ohne  Kapital,  ist  folglich  von  ihm  abhängig.      Beide  zusammen  sind  die  Pro- 
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ductionsfactoren  des  Nationalreichthums ,  welcher  in  der  Menere  der  produ- 
zirten  tauschfaliigen  Güter  besteht.  Die  Wirksamkeit  der  Productionsfactoren 
regulirt  sich  aber  durch  ein  iNaturgeselz ,  wonach  sich  das  Anj^ebot  von 
Sachen  oder  Diensten  mit  der  iVaclifrage  nach  denselben  in's  Gleicbj^ewicht 
zu  setzen  strebt.  Dieses  Naturgesetz  bewegt  den  Mechanismus  der  Volks- 
wirthschaft  so  sicher,  wie  das  Gesetz  der  Schwere  die  Himmelskörper. 
Alles,  was  dem  freien  Walten  dieses  Gesetzes  widerstrebt,  stört  den  Gang 
der  Volkswirthschaft,  und  darum  beschränkt  sich  die  Aufgabe  des  Staats 
gegenüber  der  Volkswirthschaft  auf  das  Walten  -  Lassen  des  naturgesetzlichen 
Ganges. 

Das  ist,  wie  wohl  niemand  leugnen  wird,  O'iJntessenz  und  Logik  der 
modernen  Wirthschaflslheorie,  wie  sie  sich  in  unseren  Handbüchern  findet, 
wie  sie  in  den  Zeitungen,  den  Kammern,  in  Büchern  ein  Jeder  gedruckt 
oder  gesprochen  vor  sieb  bat.  Fragen  wir  uns  nun ,  wohin  führt  diese 
Logik? 

Wenn  der  Mensch  wirklieb  nur  da  ist,  um  seine  Bedürfnisse  und  die 
Befriedigungsmittel  für  dieselben  in"s  Unendliche  zu  vermehren  ,  so  ist  aller- 
dings die  Aufgabe  der  Volkswirthschaft  die  höchstmögliche  Production  von 
Gütern  —  und  wir  sehen  in  der  That  die  civilisirte  Well  in  einem  Produc- 
tionskrampfe  begriffen ,  der  sich  von  Tag  zu  Tag  steigert.  Damit  die  Pro- 
duction sich  immer  mehr  steigern  könne,  muss  möglichst  viel  Productions- 
kapital  aufgehäuft  werden,  was  nur  durch  Erzielung  des  höchstmöglichen  Rein- 
gewinnes geschehen  kann  —  und  wir  sehen  in  der  That  überall  das  eiligste 
Haschen  nach  dem  Profit  und  die  Beurtheilung  aller  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse aus  diesem  Gesichtspunkte.  Der  höchste  Reingewinn  kann  nur  er- 
zielt werden  durch  höchste  Concentration  des  Kapitals  und  grösste  Erspa- 
rung von  Arbeitslohn  —  und  wir  sehen  allerdings  in  der  modernen  Volks- 
wirthschaft das  Kapital  sich  immer  mehr  zusammenhäufen  und  den  Arbeiter 
zu  immer  intensiverer  Ausnutzung  heranziehen.  Das  Anwachsen  des  Kapitals 
gestattet  es,  den  Productionsprozess  immer  raffinirter  zu  organisireu  und 
durch  Trennung  und  Vereinfachung  der  einzelnen  Productionszweige  immer 
grössere  Erfolge  zu  erzielen  —  und  wir  sehen  in  der  That  durch  die  Macht 
des  Kapitals  die  Volkswirthschaft  sich  in  immer  mehr  neben  einander  stehende 
Industriezweige  zerlegen.  Dies  hat  einerseits  die  Wirkung,  dass  das  Kapital 
immer  mächtiger  und  die  Arbeit  immer  einfacher  wird:  andererseits  dass 
beiden  die  Fühlung  mit  der  Gesammtbeit  des  wirthschaftlichen  Lebens  immer 
mehr  verloren  geht  —  und  wir  sehen  in  der  That  überall  eine  zunehmende 
Unsicherheit  in  der  volksw'irthschaftlichen  Action  .  welche  sich  in  dem  An- 
wachsen der  Speculation  ,  der  Arbeitsstockungen ,  des  wirthschaftlichen  Risi- 
cos  kund  giebt.  Durch  diese  Richtung  der  Production  wird  nothwendig  die 
Arbeit  immer  abhängiger  vom  Kapital  und  verliert  immer  mehr  an  Aussicht, 
sich  selbständig  geltend  machen  zu  können.  Und  wir  sehen  in  der  That, 
wie  die  Abhängigkeit  des  Arbeiters  immer  wächst ,  wie  er  immer  fester  an 
die  Schicksale  und  den  Gang  des  Kapitals  gekettet  wird ,  und  wie  dabei  der 
innere  Halt  und  der  Gemeinsinn  immer  mehr  verloren  gehen.  Alle  Bildungs- 
mittel, welch?  dem  Arbeiter  octroyirt  w^erden ,  können  nur  künstliche  und 
unsichere  Erfolge  erzielen  ,  weil  die  Bildung  mit  dem  Arbeitsleben  des  Ein- 
zelnen nicht  verbunden  und  in  Einklang  gebracht  werden  kann. 
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Das  ist  eine  Reihe  logischer  Consequenzen,  welche  sich  an  die  Theo- 
rie vom  Bedürfniss  und  Production ,  wie  sie  die  moderne  Theorie  vorträgt, 
anknüpft.  Gehen  wir  zu  einer  anderen  Reihe  über,  welche  sich  an  die  Lehre 
der  durch  Naturgesetze  bestimmten  Wirkungen  von  Nachfrage  und  Angebot 
anschliesst. 

Wenn  die  wirthschaftliche  Action  der  Menschen  unter  einem  Naturge- 
setze steht,  so  ist  die  Wissenschaft  der  Volkswirthschaft  keine  Sozialwissen- 
schaft ,  welche  sich  stets  um  selbstbestimmtes  menschliches  Handeln  dreht, 
sondern  eine  Naturwissenschaft  —  und  in  der  That  erklärt  sich  die  moderne 
Volkswirthschaftslehre  für  eine  Erkenntniss  der  Gesetze,  nach  denen  sich 
das  Wirthschaftsleben  der  Menschheit  natürlich  oder  naturgemäss  regelt. 
Wenn  diese  Volks  -  Naturwissenschaft  die  Gesetze  erkannt  hat,  unter  denen 
das  menschliche  Schaffen  steht,  so  sind  weitere  Forschungen  überflüssig,  ja 
unmöglich  —  und  in  der  That  ist  die  Volkswirthschaftslehre,  soweit  sie  auf 
der  Freihandelstheorie  fusst,  seit  der  Entdeckung  des  Gesetzes  von  Ange- 
bot und  Nachfrage  nicht  fortgeschritten.  Nachdem  die  Volkswirthschafts- 
lehre die  herrschende  Regierungsgewalt  von  der  Richtigkeit  ihrer  Entdeckung 
überzeugt  hat,  bleibt  dieser  nichts  übrig,  als  an  die  Stelle  der  politi- 
schen Gesetze  die  natürlichen  treten  zu  lassen  und  sich  auf  das  Zusehen  zu 
beschränken  —  und  in  der  That  sehen  wir,  wie  die  Staatsregierungen  immer  mehr 
dazu  neigen,  volkswirthschaftlich  Alles  seinen  vorgeblich  »natürlichen"  Gang 
gehen  zu  lassen,  d.  h.  sich  der  Einwirkung  auf  die  eigentlich  sozialen  Fragen  zu 
enthalten;  die  Gemeindeverwaltung,  den  Sitz  des  sozialen  Lebens,  einer 
autonomen  Clique  von  Leuten  mit  Kirchthurmhorizont  und  Geldsackinteressen 
in  die  Hände  zu  geben  ,  die  Polizei  als  eine  Massregelung  der  niedern  Klas- 
sen im  Interesse  der  Sieiierheit  und  Aesthetik  der  Besitzenden  handhaben 
zu  lassen  ,  die  Anlegung  und  Verwaltung  der  wichtigsten  Verkehrswege  der 
j^Concurrenz" ,  d.  h.  den  Actionären  zu  überlassen ,  das  Wohl  und  Wehe 
ganzer  Industriezweige  in  die  Hände  weniger  «Interessenten"  zu  legen, 
kurz,  sich  nur  als  Repräsentanten  der  Besitzenden  zu  betrachten  und  das 
ganze  soziale  Arbeitsgebiet   muthwillig  preis   zu   geben. 

Das  sind  einige  Consequenzen  der  Volkswirthschaftslehre  von  heute, 
und  Menn  es  erlaubl  isf  .  aus  den  Consequenzen  auf  den  Werth  der  (irund- 
prinzipicn  zu  schliessen ,  so  glauben  wir,  dass  das  Urtheil  über  dieselben 
nicht  besonders  günstig   ausfallen   kann. 

Die  Physiokraten  des  vorigen  Jahrhunderts  von  0  u  e  s  n  a  y  bis  zu  Tur- 
got  und  A.  Smith  haben  sich  gewiss  Verdienste  erworben,  wenn  sie  die 
Grundlage  der  Sozialwissenschaft  legten ,  indem  sie  das  Wirthschaftsleben  der 
Menschheit  auf  gewisse  Grundjjrinzipien  zurückzuführen  versuchten.  Sic  waren 
indess  in  ihrer  Ansicht  über  den  Menschen  verwirrt  durch  den  Materialismus, 
und  in  ihrer  Ansicht  über  den  Staat  durch  den  Despotismus.  Sie  suchten 
Naturkräfte,  wo  es  sich  nur  um  menschliche  P^inrichtnngcn  handelte,  und  sie 
negirten  Regierung  und  Staat ,  weil  sie  den  Despotismus  negiren  wollten. 
Sie  brauchten  aber  diese  ihre  Auffassungen  als  eine  Waffe  gegen  das  Be- 
stehende, das  beseitigt  werden  musste.  Sie  haben  damit  ihre  Aufgabe  er- 
füllt. Sie  hatten  genug  damit  zu  thun ,  das  Bestehende  zu  vernichten  und 
fanden  nicht  Zeit,  sich  die  Consequenzen  ihrer  Auflassung  für  die  Folge- 
zeit   zu  vergegenwärtigen.      Sie    sind    nicht    daran   Schuld,    dass    ihre    Nach- 
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folger  in  der  Wissenschaft,  denen  nun  nicht  mehr  allein  oblag,  bestehende 
Missbräuche  zu  vernichten,  sondern  eine  neue  Ordnung  der  Dinge  zu  schaffen, 
dies  nicht  vermochten ,  sondern  sich  an  die  hinterlassenen  Gedanken  ihrer 
grösseren  Vorgänger  kranipfliaft  anklammerten,  und  zu  (irund|)rin7,i|)ien  und 
Endzwecken  das  machten ,  was  der  Natur  der  Sache  nach  nur  als  Urakeh- 
rung  früherer  falscher  Ansichten  und  Mittel  der  Zerstörung  einer  falschen 
Richtung  dienen  konnte.  Die  Anschauungen  der  Pliysiokraten ,  zu  selbst- 
ständigen Grundprinzipien  umgewandelt,  konnten  zu  keiner  Weiterentwick- 
lung fuhren,  sondern  nur  zu  fehlerhaften  Consequenzen.  Nachdem  wir 
aber  nun  diese  Consequenzen  vor  Augen  haben,  wird  es  klar,  wie  die 
Wissenschaft  ganz  andere  positive  Ausgangspunkte  nehmen,  wie  sie  ein 
grosses  Stück  wieder  umkehren  muss ,  wenn  sie  sich  nicht  selbst  aufgeben 
will.  Es  bricht  sich  auch  diese  Erkcnntniss  immer  mehr  Bahn.  Und  nach- 
dem durch  die  verdienstvolle  historische  Richtung  der  Nationalökonomik 
ein  grosser  Schatz  von  Materialien  bereits  gesammelt  ist ,  und  mannigfache 
kritische  Arbeiten  die  Schwächen  der  Wissenschaft  sondirt  haben,  wird  sie 
sich  nun  wohl   ernstlicher  an   die  Aufgabe  der  Reform   machen  können. 

Wir  sind  weit  entfernt,  uns  rühmen  zu  wollen,  dass  wir  den  rich- 
tigen Weg  bereits  erkannt  hätten ,  auf  welchem  fortan  vorzuschreiten  sei. 
Wir  wollen  aber  doch,  um  nicht  blos  negativ  uns  zu  verhallen,  noch 
einige  Worte  darüber  sagen ,  wie  wir  uns  etwa  eine  Reform  als  möglich 
denken. 

Vorerst  muss  die  Volkswirthschaftslehre  von  der  Thatsache  ausgehen, 
dass  sie  nicht  eine  Naturlehre,  sondern  eine  soziale  Wissenschaft  ist,  dass 
sie  nicht  eine  nur  beobachtende,  sondern  auch  eine  organisirend  eingreifende 
Aufgabe  hat.  Sie  wird  also  mit  der  Prüfung  des  wirthschaftlichen  Werdens 
immer  zugleich  die  des  w  irthschaftlichen  Sollens  vor  Augen  haben :  sie 
wird  nicht  den  »jnatürlich"  nothwendigen,  sondern  den  sittlich  nothwendigen 
Gang  des  Wirthschaftslebens  aufsuchen.  Sie  wird  ferner  den  3Ienschen  nicht 
als  ein  Einzelwesen  mit  unendlichen  Bedürfnissen ,  sondern  als  das  Glied 
einer  sittlichen  Gemeinschaft  auffassen  müssen,  dessen  wirthschaftliches  Han- 
deln zu  Gunsten  dieser  Gemeinschaft  beschränkt  werden  darf,  und  dessen 
Bedürfnisse  sich  nach  denen  dieser  Gemeinschaft  richten  müssen.  Sie  wird 
nicht  die  ungeregelte  oder  sich  selbst  regelnde  Production  als  Endziel  der 
wirthschaftlichen  Thätigkeit  bezeichnen  dürfen ,  sondern  diese  sowohl  nach 
Art  als  Menge  in  den  Dienst  der  höheren  Zwecke  der  Gemeinschaft  treten 
lassen.  Sie  wird  nicht  den  Reingewinn  als  Zweck  hinstellen ,  sondern  den 
Rohertrag,  die  eigentliche  Grundlage  der  Consumtion,  als  den  wahren  He- 
bel des  Volkswohlstandes  ansehen.  Sie  wird  nicht  mehr  das  Kapital  als  einen 
selbständigen,  mit  der  Arbeit  gleich  wirksamen  und  gleich  berechtigten 
Productionsfactor  hinstellen,  sondern  die  Arbeit  als  die  einzig  schaffende 
Kraft  betrachten.  Sie  wird  nicht  mehr  blos  der  Wortphrase  nach,  sondern 
wirklich  das  Kapital  aus  der  Arbeit  herleiten :  sie  wird  keine  ^^Aufhäufung" 
fremder  Arbeit ,  sondern  nur  eine  Ansammlung  der  Resultate  eigner  Arbeit 
kennen.  Sie  wird  ferner  nicht  einen  Antagonismus  zwischen  Staat  und  Ge- 
sellschaft etabliren ,  und  die  Volkswirthschaft  nicht  mehr  ausschliesslich  vom 
privatwirthschaftlichen  Standpunkte  ansehen.  Sie  wird  nicht  'eine  Herr- 
schaft der  «Interessen",  sondern  das   Gemeinwohl  wollen  müssen. 
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In  solchem  Sinne  könnte  eine  Prüfung  der  Grundbegriffe  und  eine  Um- 
gestaltung der  Grundprinzipien  begonnen  werden  und  somit  eine  Weiter- 
entwicklung möglich  sein.  Von  den  herrschenden  Grundanschauungen  aus 
ist  aber  keine  Weiterentwicklung,  sondern  nur  eine  Umkehr  möglich,  und 
diese  muss  erfolgen,  wenn  jene  vor  sich  gehen  soll.  Wenn  auch  auf 
keine  Wissenschaft,  so  doch  gewiss  auf  die  der  Volkswirlhschaft  passt  genau 
das  Wort:   Die  Wissenschaft  muss  umkehren. 

H.  V.  Scheel. 


IV. 
Die  nationalökonomische  I<itteratur  in  der  periodischen 

Presse. 

England. 

Rückblick  auf  die   Geschichte   des  Handels  und  der  Industrie  von  Eng- 
land im  Jahre  1867. 

Commercial  history  and  Review  of  1867.  Supplement  to  the  Eco- 
nomist.  Saturday  March  14,  1868.  Economist  von  1866  bis  14.  März 
1868.  Merchant's  Magazine  and  Commercial  Review.  New-York  1867 
-   Febr.   1868. 

1)  Das  Sinken  der  Waarenpreise. 

2)  Der  Abfluss   der  edlen   Metalle   nach  dem   Osten  u.  s.  w. 

3)  Der  Bedarf  Englands  an  Weizen    und    anderen   Cerealien    und    die   Ge- 
treidepreise.    Ao^riculturstatistik  von  Schottland  und  Irland. 

4)  Die  Baumwolle   und  ihre   Industrie.      Consumtion,  Ein-  und  Ausfuhr. 

5)  Die  Eisenindustrie. 

6)  Die  Eisenbahnkrisis. 

7)  Die  Staatseinnahmen   von   1867. 

8)  Die  englische  Bank  und  der  Bankdiscont. 

9)  Uebersicht  der  Gesellschaften,  begründet  1863  — 1867. 

Es  ist  der  fünfte  Rückblick,  den  der  Londoner  Economist  über  die 
wirthschaftlichen  Resultate  des  abgelaufenen  Jahres  vcTÖlTentiicht.  Der  gegen- 
wärtige wie  der  letzte  beleuchten  eine  Periode,  die  viel  zu  denken  giebt, 
welche  nicht  zu  den  wirthschaftlichen  Glanzpunkten  der  Nation  gehört,  und 
die  reich  ist  an  unerwarteten  Wendungen.  Die  Review  charakterisirt  das 
Jahr  1867  im  Allgemeinen  als  Folge  von  1866.  Sie  sagt:  Beinahe  das 
ganze  Jahr  1867  ist  damit  ausgefüllt,  die  Missgriffe  des  vorhergehenden 
auszugleichen  und  die  Verluste,  welche  durch  die  Krisis  von  1866  verhängt 
worden  waren,  soweit  als  möglich  wieder  einzubringen.  Das  Jahr  ist  daher 
in  seinem  ganzen  Verlauf  eine  Periode  der  Arrangements,  der  Liquidationen, 
Compromisse,  der  verminderten  Ausgaben,  des  eingeschränkten  Geschäfts  und 
der  allgemeinen  Neigung  zum  Misstrauen  in  die  Zukunft.  Es  war  ein  Jalir 
genauer  Ueberwachung  alier  Elemente  des  Aufwandes,  —  ein  Jahr  sinkender 
Löhne  und  strenger  Vergleichungen  zwischen  englischer  und  fremder  Befä- 
higung, neutrale  Kunden  zu  beherrsclien.  So  die  englische  Review.  Uns 
X.  12 
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scheint  ganz  besonders  noch  das  Jahr  1867  um  deswillen  denkwürdig,  weil 
in  demselben  mancherlei  Scbatlenseilen  des  wirlhschaftlichen  Lebens  Gross- 
britanniens an  den  Tag  gefördert  worden  sind,  welche  seinen  Bewunderern 
ä   tont   prix   wohl    unerwartet  waren. 

Dass  das  Jahr  1867  doppelt  emprmdlich  war  durch  die  Last  des  be- 
waffneten Friedens,  welcher  nun  seit  fünf  bis  sechs  Jahren  auf  Europa  drückt, 
und  dass  dieser  Druck  je  länger,  je  weniger  erträglich  wird,  dem  wird  Jeder 
zustimmen ,  welchen  die  Politik  oder  die  Partei  das  wirthschaftliche  Wohl- 
sein des  Volkes  nicht  hat  vergessen  lassen.  Frankreich  füblt  seine  neue 
Heeresorganisation,  die  sich  vorerst  in  neuen  Anleihen  offenbart,  auf  das 
emplindlichste;  auch  dem  preussischen  Volke  wird  durch  dus  Hinzutreten 
unverschuldeter  Calamiläten  der  schwere  Druck  der  Militärlasten  ein  doppelt 
emplindliches  Hinderniss  seines  Wohlslandes.  Italien  vermag  kaum  noch  im 
Kriegsfortschrilt  mit  zu  concurriren,  und  Russland  ist  es  wahrscheinlich  klar 
geworden,  dass  grosse  sociale  und  wirthschaftliche  Reformen  mit  den  mili- 
tärischen Fortschritten  nicht  ganz  verträglich  sind.  Oesterreich  ist  wohl  der 
einzige  Grossstaat,  der  den  Versuch  nicht  gescheut  hat,  im  Kriegsbudget  Er- 
sparnisse eintreten  zu  lassen^  England  wurde  durch  den  Faschingsstreich  des 
Kriegs  mit  dem  fernen  Mohrenkönig  daran  verhindert.  Es  macht  einen  ko- 
mischen Eindruck,  wenn  man  sich  jetzt  erst  die  grossen  Kosten  genau  be- 
rechnet, die  nun  von  zwei  auf  zwölf  Millionen  und  mehr  angeschlagen  wer- 
den, da  die  monatliche  Fracht  allein  gegen  eine  halbe  Million  Thaler  kosten 
soll.  Was  hätte  für  diese  Millionen  in  der  irischen  Landfrage  geschafft  wer- 
den können!  Die  Ironie  bei  der  Sache  ist,  dass  das  Volk  in  Europa,  das 
am  leidenschaftlichsten  nach  dem  Weltfrieden  verlangt,  gegenwärtig  fast  ohne 
Grund  in  einen  Krieg  hineingerathen  ist,  der  an  Abenteuerlichkeit  nur  etwa 
dem  Kriegszug  Bonaparte's  nach  Egypten  an  die  Seite  gesetzt  werden  kann, 
der  von  ihm  aber  an  Kostspieligkeit  weit  übertroffen  wird.  Oder  ist  der 
abyssinische  Krieg  etwa  eine  neue  Art  von  Handelsspekulation  ? 

Der  Economist  hält  es  für  eine  Möglichkeit,  dass  schon  das  nächste 
Jahr  oder  die  nächsten  zwei  Jahre  Zeugen  sein  können  von  einer  Vermin- 
derung dieser  militärischen   Extravaganzen. 

Wir  treten  in  Folgendem  an  der  Hand  unsres  Rückblicks  nun  heran  an 
die  wichtigsten  Erscheinungen  der  ökonomischen  Geschichte  von   1867. 

1)  Das  Sinken   der  Waarenpreise. 

Jede  Krisis,  möge  sie  nun  Geld-,  Credit-  oder  wirkliche  Handelskrisis 
sein,  hat  fast  ohne  Ausnahme  ein  bedeutendes  Fallen  der  Waarenpreise  im 
Gefolge.  Diese  Erscheinung,  wenn  wir  einige  wenige  Artikel  und  nament- 
lich das  Getreide  ausnehmen,  tritt  uns  daher  auch  1867  zunächst  vor  Augen. 
Der  stärkste  Preisrückgang  tritt  bei  der  Baumwolle  hervor.  Vergleicht  man 
die  Preise  vom  1.  Januar  1868  mit  denen  von  1865,  so  findet  im  Durch- 
schnitt ein  Rückgang  von   15  —  25  Prozent  statt. 

Der  folgenden  üebersicht  liegen  die  Preise  des  Grosshandels  von  Lon- 
don  zu   Grunde. 

Es  waren  am   1.  Januar   1868  die  Preise  folgender   Artikel: 


Litt  erat ur. 
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Artikel. 


H&her  ]  NiedrigerlHoher  ]  NiedrigerjHöher  j  Niedriger  Höher  i  Niedriger 

als  am  als  am  !         als  am  als  am 

1.  Januar  1867      1.  Januar  1865  '  i.  Januar  1859       1.  Juli  1857 

nach    Prozenten. jnach    Prozenten,  nach    Prozenten,  nach    Prozenten. 


Kaffee 

— 

5 

— 

13 

10 

— 

— 

6 

Zucker 

10 

— 

6 

— 

— 

8 

— 

40 

Thee     . 

- — 

4 

— 

3 

— 

14 

— 

32 

Weizen 

35 

— 

75 

— 

70 

— 

10 

— 

Fleisch 

— 

7 

— 

10 

— 

— 

7 

— 

Indigo 

5 

— 

14 

— 

33 

— 

27 

— 

Oele     . 

— 

1 

5 

— 

17 

— 

2 

— 

Nutzholz 

, 

— 

1 

— 

3 

4 

— 

— 

9 

Talg     . 

, 

— 

7 

6 

— 

— 

18 

— 

50 

Leder   . 

5 

— 

4 

— 

18 

— 

— 

10 

Kupfer 

, 

— 

12 

— 

15 

— 

25 

— 

35 

Eisen    . 

, 

— 

2 

— 

10 

— 

14 

— 

30 

Blei      . 

, 

— 

2 

— 

4 

— 

12 

— 

26 

Zinn     . 

13 

— 

— 

3 

— 

23 

— 

34 

Baumwolle 

— 

60 

— 

74 

— 

16 

— 

17 

Flachs  unc 

l  Hanf 

4 

— 

— 

8 

5 

~ 

— 

— 

Seide    .     , 

, 

— 

12 

2 

— 

16 

— 

— 

25 

Wolle 

, 

— 

20 

— 

27 

— 

11 

— 

23 

Tabak  . 

— 

— 

— 

40 

20 

— 

5 

— 

Baumwolle 

nzeuge 

— 

36 

— 

55 

— 

— 

— 

— 

2)  Der  Abfluss  der  edlen  Metalle  nach  dem  Osten  und  die 
Ansammlung  der  edlen  öletalle  in  den  Banken  von  Eng- 
land und  Frankreich. 

Bevor  wir  nun  zu  den  beiden  wichtigsten  Waaren ,  dem  Getreide  und 
der  Baumwolle,  übergehen,  wollen  wir  vorerst  dem  Vermittler  des  Handels, 
den  edlen  Metallen,  unsere  Aufmerksamkeit  schenken.  Es  bietet  gerade  die- 
ser Theil  der  Erhebungen  viel  Stoff  zum  Nachdenken  über  den  Gang  der 
wirthschaftlichen  Vorgänge.  Er  begreift  die  Wirthschaft  der  Welt,  aber  jede 
grosse  Veränderung  an  diesem  Theile  des  wirthschaftlichen  Organismus  wird 
wohl   in  Europa  in   seinen  Folgen   am  stärksten    empfunden. 

Das  Wiederaufleben  der  Baumwollencultur  in  Amerika  und  der  Rück- 
gang der  Baumwollenpreise  vermindert  in  rapider  Weise  den  Abfluss  der 
edlen  Metalle  nach  dem  Osten.  Es  zeigt  dies  die  nächstfolgende  Ueber- 
sicht    über 

die  Ausfuhr  des  Goldes  und  Silbers  nach  Egypten  und  dem  Osten. 


1867. 


Januar 
Februar 
März  . 
April  . 
Mai  . 
Juni 


Gold. 
L. 

Silber. 
L. 

1867. 
L. 

1866. 
L. 

4,800 

15,800 

20,600 

1,001,000 

2,400 

24,800 

27,200 

757,200 

100 

67,300 

67,400 

350,800 

19,200 

309,500 

328,700 

436,200 

2,100 

4,600 

6,700 

45,500 

1,200 

16,200 

17,400 

12* 

17,300 

Littera 

ur. 

Gold. 
L. 

Silber. 
L. 

Totalbetrag 

1867. 

L. 

Totalbetrag 

1866. 

L. 

900 

19,400 

20,300 

13,000 

34,100 

11,700 

45,800 

9,500 

24,600 

65,800 

90,400 

13,300 

71,300 

37,700 

109,000 

111,000 

68,300 

40,300 

1 08,000 

40,500 

30,000 

30,700 

60,700 

55,800 

180 

1867. 

Juli 

August 

September 

October 

rs'ovember 

December 

259,000         644,000  903,000   2,851,700 

Dampi'schitTe  aus  den  Häfen 

des  mittelländ.   Meeres  534,000      1,081,000        1,615,000   3,607,600 

793,000      {"725,000      '2,518,000   6,459,300 
Französische  Dampfschiffe  855,000         322,000        1,177,000  3,504,000 

Totalbetrag     .      1,648,000      2,047,000        3,695,000   9,963,000 
1866  2,871,000      7,075,000        9,963,000  - 

1865  4,349,000     9,744,0(iO      14,093,000  - 

1864  6,969,000   16,956,000     23,925,000  — 

1863  8,022,000   15,136,000     23,158;000  - 

1862  3,391,000   14,599,000     17,990,000  — 

1861  1,427,000     8,859,000     10,286,000  — 

Totalbetrag      .    28,677,000   74,416,000    103,110,000  - 


Durchschnitt   1861-67      4,096,000   10,630,000      14,730,000  - 

Diese    Ziffern     1864:     23,925,000  L. ;     1865:     14,093,000  L. ;     1866: 
9,963,000  L. ;   1867:   3,695,000  L.   zeigen   höchst  merkwürdige  Verände- 
rungen  in  der  Ausfuhr  von   Gold  und  Silber  nach   dem  Osten.     Es  war 
die  Ausfuhr  des  edlen  Metalles : 
Zeitraum:  Totalbetrag:  .Tährlicber  Durchschnitt: 

7  Jahre,  1861-1867      Gold  28V2  Mill.  L.  4       Mill.  L. 

-      -  -  -  Silber  74V2    -     -  IOV2     -      - 

Zusammen    103  Mill.  L.  I4V2  Mill.  L. 

Diese  Ziffern  bedeuten  nach  dem  Economist  eine  ökonomische  und  Geld- 
revolution. In  Frankreich  wurde  das  Silbergeld  in  grossem  Massstabe  nach 
Indien  gebracht,  man  ersetzte  es  hier  durch  Gold  und  durch  einen  grossen 
Betrag  von  Banknoten,  gänzlich  neue  Thatsachen  in  der  Geschichte  der  fran- 
zösischen Umlaufsmittel.  Er  meint,  dass  auch  dieselbe  Erscheinung,  wenn 
auch  in  minderem  Grade ,  in  Deutschland  stattgefunden  habe.  An  dieser 
Stelle  lassen  wir  eine  Uebersicht  folgen,  welche  wenigstens  beweist,  dass  in 
den  letzten  fünf  Jahren  die  Ansammlung  des  Goldes  in  Frankreich  eine  ganz 
enorme  gewesen  ist,  namentlich  in  den  Jahren  1866  und  1867.  Es  war 
die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Gold  und  Silber  aus  Frankreich  von  1863  — 
1868  nach   officieller  Feststellung  (25  Fr.  cir  1  L.,  0,000  weggelassen): 

I.    Einfuhr. 

Gold.  Silber. 

Jahre:      1867.     1866.     1865.     1864.     1863.  1867.   1866.  1865.  1864.    1863. 

Barren  9,0t>      6,20      3,88      4,42      3,31  2,82   2,70  3,75     2,54   1,10  L. 

Gepr.  Geld  14,80  25,00   12,80   14,16   11,45  7,36   7,00   5,70    8,17   5,34- 

23,80  31,20   16,68   18,58   14,76   10,18  9,70  9,45  10,71   6,44  L. 


Litteratur. 

II.    A 

usfuhr 

Gold. 

Jahre: 

1867. 

1866. 

1865. 

1864. 

1863. 

Barren 

1,75 

2,80 

2,21 

1,31 

3,44 

Gepr.  Geld 

5,68 

9,88 

8,53 

12,24 

10,86 

7,43    12,68   10,74   13,55    14,30 
16,37   18,52     5,94     5,03     0,40 
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Silber. 
1867.   1866.   1865.    1864.  1863. 
1,84   4,00   3,72     5,36  5,04  L. 
0^6_3,72   2,81      7,04  4,13- 
2,60   7,72   6,53   12,40  9,17  L. 


Einfuhr 
mehr       16,37   18,52     5,94     5,03     0,40      7,58   1,98  2,92      —       -    L. 
weniger      ~—  ___  ___       j  qq  2,73  - 

Nimmt  man  den  Totalbetrag  dieser  fünf  Jahre,  so  stellen  sich  folgende 
Thatsachen   heraus: 

Silber-Einfuhr  46  Mill.  L. 
Ausfuhr  38     -     - 
Einfuhr  mehr       8  Mill.  L. 
oder   1350  Mill.  Fr.   an   Gold   und  Silber 
mehr  als    10  Mill.  L.   oder  250  Mill.  Fr. 


Gold-Einfuhr  105  Mill.  L. 
-  Ausfuhr     59      -     - 


Einfuhr  mehr  46  Mill.  L. 
Das  ist  ein  Zuschuss  von  54  Mill.  L 
in  einem  Zeitraum  von  fünf  Jahren, 
pro  Jahr.  Im  Jahre  1867  trat  das  Aufhören  des  gigantischen  Prozesses  des 
Abflusses  der  edlen  Metalle  der  vier  vorhergehenden  Jahre  ein  und  daher  die 
übermässige  Anhäufung  von  edlen  Metallen  in  den  Banken  von  England  und 
Frankreich. 

Der  Befürchtung,  dass  gegenwärtig  durch  die  Ansammlung  der  edlen 
Metalle  ein  Sinken  des  Geldwerthes  herbeigeführt  werden  könne,  steht  ent- 
gegen, dass  durch  die  Papiercirculation  in  mehreren  Ländern  nur  auf  Zeit 
das  Gold  ausser  Thätigkeit  gesetzt  ist.  Der  Economist  schlägt  die  gesammte 
Circulation  von  Zwangspapiergeld  auf  600  Mill.  L.  an;  die  Entwerthung  des 
Papiergeldes  beträgt  nach  ihm  40%  in  den  Vereinigten  Staaten,  50 "/q  in 
Brasilien,  15^/0  in  Italien,  10%  in  Oesterreich,  ungefähr  12%  in  Russland 
und  20  "/q  in  der  Türkei.  Dieser  ganze  Betrag  muss  früher  oder  später 
durch  Metallgeld  wieder  ersetzt  werden. 

Die  Ueberfüllung  des  Geldmarktes  Hess  weder  in  Frankreich  noch  in 
England  spüren,  dass  im  Jahre  1867  namentlich  in  England  für  die  Ernäh- 
rung seiner  Bewohner  ungeheure  Summen  an's  Ausland  gezahlt  werden 
mussten. 

3)  Der  Bedarf  Englands  an  Weizen  und  andern  Cerealien 
und  die  Gelreidepreise.  Agriculturstatistik  von  Schott- 
land  und  Irland. 

Da  wir  vor  Kurzem  einen  ausführlichen  Artikel  hierüber  gebracht  haben, 
so  beschränken  wir  uns  nur  auf  einige  kurze  Uebersichten. 
Einfuhr  von  Getreide   und  Mehl. 


1864. 

1865. 

1866. 

1867. 

Weizen 

.      .     23,196,713 

20,962,963 

23,156,392 

34,645,569    Cfr. 

Gerste 

.      .        4,921,362 

7,818,404 

8,433,863 

5,683,721      - 

Hafer 

.      .        5,562,954 

7,714,230 

8,844,586 

9,407,136      - 

Erbsen 

.      .        1,114,083 

783,135 

1,211,835 

1,586,129      - 

Bohnen     . 

.      .           909,270 

958,362 

1,324,173 

1,982,615      - 

Mais    . 

.      .        6,285,938 

7,096,033 

14,322,863 

8,540,429      - 

Mehl    .      . 

.     .       4,512,391 

3,904,471 

4,972,280 

3,593,969     - 

182  LitJeratur. 

Der  Economist  schätzt  den  Betrag  des  Bedarfs  Enplands  an  fremdem 
Weizen  und  Mehl  auf  die  Zeil  vom  1.  September  1^67  hl-  zum  31.  August 
1868    auf    10    Mill.    Quarters. 

Der  Werth  des  einfrefiihrtcM  Weizens  war  nach  den  neuesten  Handels- 
amtstabellen 

für's  Jahr  1867      .      21,985,0!)6  I-. 
-      1866  12,983,090   - 

Getreidepreise   von   England    mit   Wales. 

Durchschnittspreise   der  wöchentlichen   Official   Gazette   Beturns   nach   Imperial 

Quarters. 


Durchschnitt. 

Weizen. 

Gerste. 

Hafer. 

Rogf 

;en. 

Bolinen. 

Erbsen. 

6. 

d. 

8. 

(1. 

s. 

d. 

8. 

d. 

B.     d. 

s.     d. 

5  Jahre,   1840-44 

57  10 

31 

11 

21 

3 

34 

3 

35  10 

36  - 

5      - 

1845-49 

54 

— 

34 

5 

23 

4 

33 

9 

38     9 

39     9 

5      - 

1850-54 

48 

9 

29 

— 

20 

6 

31 

8 

35  - 

33     9 

5      - 

1855  —  59 

57 

8 

36 

11 

25 

5 

38 

9 

43     6 

41  10 

1860 

53 

3 

36 

7 

24 

5 

36 

3 

44     8 

40     6 

1861 

55 

4 

36 

1 

23 

9 

35 

9 

42     5 

41     2 

1862 

55 

5 

35 

1 

22 

7 

36 

4 

39  11 

40     2 

1863 

44 

9 

33 

11 

21 

2 

32 

5 

37     5 

36  - 

1864 

40 

2 

29 

11 

20 

— 

30 

10 

36     1 

34     7 

Durchschnitt 

49 

9 

34 

4 

22 

4 

34 

4 

40     1 

38     6 

1865 

41 

10 

29 

9 

21 

10 

\ 

1866 

49 

11 

37 

5 

24  10 

\  fehlt. 

1867 

64 

6 

40 

2 

26 

0 

) 

Durchschnitt 

52' 

1 

35 

9 

24 

3 

Das  Merchant's  Magazin  von  New-York  bringt  im  Januarheft  p.  61  eine 
Liste  von  Waarenpreisen ,  welche  sich  bis  Anfang  Januar  1868  erstreckt. 
Danach  war 

der  Preis  von  weissem  Weizen  (Genessee)  zu  New-York 
Anfang  Januar  1866.  1867.  1868. 

Bushel  2  Ds.   63  C.        3  Ds.   10  C.        3  Ds.  00  C. 

Der  Durchschnittspreis  für  Weizen  in  England  und  Wales  war 
1.  Januar  1866.  1867.  1868. 

Quarter  46  s.  3  d.  60  s.  2  d.  67  s.  4  d. 
Man  sieht  aus  dieser  Gegenüberstellung  die  Differenz  der  Preise  zwi- 
schen zwei  Ländern,  welche  durch  die  lebendigste  Handelsverbindung  mit 
einander  in  Verkehr  stehen,  und  bei  denen  die  Transportkosten  eine  solche 
Differenz  nicht  erklärlich  machen.  Ebensowenig  gibt  die  Differenz  des  Gold- 
agios in  New-York  eine  Erklärung  ab,  da  dasselbe  am  I.Januar  1866  44  ist 
und  am  1.  Januar  1867  und  1868  33  und  34. 
Wir  schliessen  daran 

eine  Uebersicht  über  den  Fortschritt  resp.  Ruckschritt  der 
Agricultur  in  Irland  und  Schottland,  aufgestellt  vom  Han- 
delsamt. 


iWeizen 

243,240 

Gersle 

182,062 

Hafer 

928,628 

Kartoffeln 

144,585 

Rüben 

468,411 

Zahl. 

Rindvieh 

970,742 

Schafe 

5,749,864 

Schweine 

136,639 

Litter  atur.  18$ 

Schottland.  Irland. 

Durclischnitt  d.  Jalire     Vermehrung.  Durchschnitt  d.  Jahre     Vermehrung. 

1856—57.  1866-67.      Verminder.  1856—57.  1866—67.      Verminder. 

Arker.           Acker.            Acker.  Acker.           Acker.            Acker. 

110,609—    132,631  544,348        280,549—    263,799 

216,0.52+      33,990  197,042         162,.578—      34,464 

1,000,580+      71,9.52  2,009,185      1,679,553—    329,632 

150,477+       5,892  1,125,675      1,025,949—      99,726 

481,895+     13,484  352,249        326,454—     25,795 

Zahl.               Zahl.  Zahl.              Zahl.               Zahl. 

958,435—     12,307  3,604,406     3,724,267+   119,861 

6,074,340+    324,476  3,573,273  4,.550,148+    976,875 

204,011+     67,372  1,086,855  1,365,583+   278,728 

Diese  Uebersicht  zeigt  nicht  die  Vermehrung'  der  Wiesencultur. 

Die  schnelle  Abnahme  des  Artlandes  in  Irland  ist  ein  in  Europa  nicht 
weiter  zu  findendes  Vorkommniss.  Diese  Zahlen  mit  der  Zahl  der  irischen 
Auswandrer  combinirt,  bilden  den  Hintergrund  der  Beschwerden  Irlands.  Die 
Abnahme  des  Ackerbaues  ist  selbstverständlich  nichts  Freiwilliges ,  sondern 
ein  von  den  Grundbesitzersverhältnissen  herbeigeführtes  landwirthschaftliches 
Arrangement.  Der  Profit  des  einzelnen  Eigenthümers  muss  nicht  nothwendig 
der  Profit  der  Volkswirthschaft  eines  Landes  sein. 

4)  Die  Baumwolle  und  ihre  Industrie.    Consumtion,  Einfuhr 
und  Ausfuhr. 

Die  Einfuhr  der  rohen  Baumwolle  in  Grossbritannien  betrug  im  vorigen 
Jahre  an  Werth  51,997,766  L.  gegen  77,521,406  L.  im  Jahre  vorher.  Sie 
bildet  demnach  nahezu  ein  Viertel  der  Gesammteinfuhr  von  Waaren  und  Pro- 
ducten  für's  ganze  Jahr  (220,862,585  L.).  Im  Jahre  vorher  betrug  der 
Werth  der  eingeführten  Baumwolle  ein  Drittel  des  Werthes  der  gesammten 
Waareneinfuhr  (238,773,192  L.).  Daraus  geht  die  Bedeutung  dieses  Haupt- 
artikels des  englischen  Handels  hervor.  Das  fast  ununterbrochene  Fallen  des 
Preises  der  Baumwolle  im  vergangenen  Jahre  hat  für  die  Importer  der  rohen 
Baumwolle  und  Exporter  der  Baumwollenmanufacturartikel  ungeheure  Ver- 
luste mit  sich  geführt.  Es  ist  ein  Dictum,  dass  das  Jahr  1865  die  Specu- 
lanten ,   1866   die   Kaufleute   und  1867   die  Producenten  ruinirte. 

In  welchem  Grade  das  Fallen  der  Baumwollenpreise  vor  sich  ging,  zeigt 
folgende 

Uebersicht    der   Preise    der    Baumwolle    Ende    1866    und    186  7. 

Rückgang 


Decbr.  1866. 

Decbr.  1867. 

per  Pfund 

pro  Cent. 

d. 

d. 

d. 

d. 

Orleans 

15^8 

7^8 

8 

52,3 

Pernambuco 

153/, 

7^8 

8^8 

53,1 

Egypten 

17 

7V4 

9V4 

54,4 

Smyrna 

123/, 

6 

6V4 

51,0 

Dhollerah 

I2V2 

5V2 

7 

56,0 

Bengal 

9 

4»/» 

47» 

48,6 

Seit  Februar 

d. 

J.   ist  der 

i'reis  der 

rohen 

Baumwolle 

wieder  betri 

lieh  im  Steigen,  bis  Mitte  März  20  Procent  und  darüber. 
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Die  Einfuhr  belief  sich  auf  3,500,771  Ballen  gegen   1,275,216,601  Pfd., 
das   ist  248,270   Ballen   oder  81,735,980   Pfd.   weniger  als   im  .1.    1866. 
Es   betrug 

die  C  0  n  .s  u  m  t  i  0  n  G  r  o  .s  s  h  r  i  t  a  n  n  i  e  n  s   an  roher   Baumwolle: 

Jahr.  Ballen.  .Mill.  Pfuii.l.  Jahr.  B,ill.;i..  Mill.  Pfund. 

1867  2,552,498  954,  1862  1,IH5.500  449, 

1866  2,406,394  890,  1861  2,363,600  1,005, 

1865  2,034,730  718,  .     1860  2,523,300  1,079, 

1864  1,566,400  561,  1859  2,296,700  977, 

1863  1,303,500  476,  1858  2,174,500  907, 

Die    Gesammtconsumtion    Europas    wird    vom    Economist    geschätzt    wie 

folgt : 

1867.  pro  Ct.  1866.  pro  Ct.  1865.  pro  Ct.  1860.  pro  Ct. 

Grossbritannien        954,5  60,6  890,7       5!),7  718,6  60,4  1070,3       60,1 

Conlinent                  618,5  3!l,4  601,8       40,3  471,2  3M,6  717,8       :j9,9 

Tolalbctrag        1573,0  'lOO,0  1492,5  100,0  1189,8  100,0  1797,1  100,0 

Das  gesammte  Gewicht  von  Baumw^ollen-Garnen  und  -Manufacturen  von 
Grossbritannien,  das  1867  producirt  wurde,  erreichte  nahezu  840  Mill.  Pfund 
oder  ungefähr  8  "/o  mehr  als  1866,  wo  dasselbe  775  3lill.  betrug.  Vergli- 
chen mit  der  jährlichen  Durchschniltsproduction  der  drei  .lahre,  endigend  mit 
1867,    nämlich  913  Mill.,    zeigen    die    Zahlen    für    1867    einen    Ausfall    von 

nur   8»/o- 

Bereits  im  Jahre  1866  machte  sich  die  wichtige  Erscheinung  bemerk- 
lich, dass  die  Quantität  der  in  diesem  Jahre  ausgeführten  Garne  und  Gewebe 
ein  stärkeres  Verhältniss  als  gewöhnlich  zur  Gesammtproduction  zeigte,  wo- 
gegen die  heimische  Consumtion  ein  ungünstigeres  Verhältniss  darbot.  Wäh- 
rend des  Jahres  1867  ist  nun  beinahe  der  ganze  Betrag  der  Mehrproduction 
ausgeführt  worden,  so  dass  die  verhällnissmässige  Entnahme  der  heimischen 
Consumenten  sich  noch  weiter  vermindert  hat.  Diese  Erscheinung  der  Ver- 
minderung der  Consumtionsfähigkeit  Grossbritanniens  kehrt  an  verschiedenen 
Stellen  wieder.  Es  gehört  dies  zur  Signatur  des  Jahres  1867.  Von  der 
Gesammtproduction  von  1867  wurden  82Y2V0  ausgeführt,  gegen  81  ®/o  1866, 
770/0  ^865  und  75V2V0  in  flen  Jahren  1851—61,  wogegen  I7V2,  19,  33 
und  24^/2^0  für  die  Consumtion   und  Vorrath  verblieben. 

Der  Economist  schreibt  die  Verminderung  der  heimischen  Consumtion 
zum  Theil  den  hohen  Preisen  der  Lebensmittel  und  dem  allgemeinen  schlech- 
ten Stand  des  Geschäfts  Avährend  der  beiden  letzten  Jahre  zu.  Hauptsächlich 
aber  findet  er  die  Erklärung  in  der  gestiegenen  Consumtion  von  Wollen- 
und  Linnenfabrikaten  in  Folge  der  Vermehrung  der  Preise  der  Baumwolle. 

Schliesslich  geben   wir   noch   eine 

Uebersicht  des  Exports  der  Piece  Goods  und  Garne  nach  den 
Hauptdistricten  der  Welt  in  1867  und  den  vier  vorher- 
gehenden Jahren  (hei  den  Ziffern  ist  00,000  hinzuzudenken,  120,0 
Yards  =:   130,000,000  Yards). 
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Piecc-Goods. 
Nach 
Deutschland  und  Holland 
Frankreich      .... 

Portugal 

Gibraltar  und  Malta 
Italien  und  Oestreich    . 
Türkei,  Syrien  und  Egypten 
West-  und  Südafrika    . 
Britisch-lVordamerika 
Vereinigte  Staaten   . 
Westindien  und  Centralamerika 

Brasilien 

Andere  Staaten  Südamerikas 
China  und  Hong-Kong 
Java  und  Philippinen-Inseln 
Britisch-Ostindien 

Australien 

Andere  Gegenden     . 

Totalbetrag 
Totalwerth 


1867. 

Yards. 

120,0 
42,2 
53,8 
27,8 
74,0 

597,5 
36,4 
34,4 
86,6 

196,2 

155,8 

179,3 

215,9 
73,0 

754,3 
27,3 

170,7 


1866. 

Yards 

104,1 

56,3 

53,6 

35,1 

69,0 

465,0 

23,5 

39,1 

114,8 

206,9 

170,3 

147,7 

188,6 

89,4 

631,7 

30,4 

150,4 


1865. 

Yards. 
84,1 
21,5 
42,5 
32,4 
60,9 

305,0 
19,8 
30,2 

122,4 

189,9 

114,6 
87,6 

126,3 
60,0 

562,6 
25,6 

129,6 


1864. 

Yards. 
45,3 
19,6 
33,7 
30,4 
51,9 

301,0 
20,8 
27,6 
64,1 

197,4 

146,3 

112,1 
73,5 
40,6 

477,0 
17,9 
89,7 


1863. 

Yards. 
51,9 
17,7 
38,7 
33,4 
62,2 

317,6 
16,3 
23,7 
71,6 

169,1 
91,6 
69,4 
46,5 
30,4 

559,8 
23,6 
83,0 


2845,2 

2575,9 

2015,0 

1748,9 

1706,5 

53,3  L. 

57,8  L. 

44,8  L. 

43,9  L. 

37,5  L. 

Pfund. 

Pfund. 

Pfund. 

Pfund. 

Pfund. 

73,5 

58,5 

47,0 

29,9 

26,8 

17,9 

19,1 

14,5 

9,9 

9,5 

13,5 

10,2 

8,0 

6,8 

6,1 

7,9 

4,7 

1,0 

1,9 

2,1 

28,1 

22,4 

15,1 

17,7 

23,5 

31,5 

24,1 

17,8 

9,5 

6,6 

Garne. 

Deutschland  und  Holland  . 

Italien   und  Oestreich    . 

Türkei 

China  und  Hong-Kong 

Britisch-Ostindien     . 

Andere  Gegenden     . 

Totalbetrag        172,4        139,0        103,4  75,7  74,6 

Totalwerth       15,1  L.      13,7  L.      10,3  L.       9,1  L.       8,0  L. 

5)  Die  Eisenindustrie. 

Nächst  der  Baumwollenindustrie  ist  für  England  die  wichtigste  die  Eisen- 
industrie. Sie  lag  im  Jahre  1867  sehr  danieder,  und  im  Allgemeinen  fielen 
die  Preise.  Der  Economist  schreibt  die  Ursachen  davon  zunächst  der  Ueber- 
production  zu.  Dieselbe  hatte  sich  in  der  Periode  von  den  vier  Jahren 
1862  —  1865  um  ein  Viertel  vergrös.sert  (nahezu  um  eine  Million  Tonnen)  — 
dann  dem  Sinken  des  heimischen  Bedarfs,  Folge  der  Desorganisation  und  des 
Misscredits  der  Eisenbahnen,  der  grossen  Unthätigkeit  im  Schiffsbau  und  der 
gänzlichen  Einstellung  mancher  Unternehmungen,  welche  durch  die  ,,limited 
liability"  und  andere  Joint-stock-Gesellschaften  angeregt  worden  waren.- 
Gleichwohl  aber  nahm  auch  im  Jahre  1867  die  Ausfuhr  von  Eisenproduc- 
ten  zu.  Nach  den  Handelsamtstabellen  betrug  sie  1867  1,885,934  Tonnen, 
gegen   1,683,390  Tonnen   im  Jahre    1866,    demnach    202,500  Tonnen    mehr. 

In  dem  Bericht,  weUlien  Herr  B.  Samuelson  über  den  Stand  der 
Industrie,  der  Geschäftseinrichlungen  und  der  technischen  Erziehung  im  Aus- 
land im  Auftrag  der  Regierung   im   December    vorigen   Jahres    erstattet    hat, 
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sehen  wir  namentlich  ilie  Fortscliritte  der  Eisenindustrie  in  Frankreich  und 
Deutschland  hervorgehoben.  Kr  liiidct  verschiedene  l'roducte  der  Eisenindu- 
strie in  Frankreich  wohlfeiler,  als  in  England.  Aber  die  „bewunderungs- 
würdigsten Stahlwerke  der  Welt"  (the  mosl  inarvellons  steel  works  in  the 
World)  sind  ihm  die  von  Krupp  in  Essen  im  Wupperlhal.  Er  bemerkt, 
dass  die  8000  in  denselben  beschäftigten  Arbeiter  60,000  Tonnen  Stahl 
mehr,  als  zweimal  den  ganzen  Slahlexporl  von  ganz  Grossbri- 
tannien im  Jahre  produciren.  —  Die  Arbeiter  des  Continents  hält 
Samuelson  für  besser  erzogen,  als  die  in  England,  und  namentlich  fried- 
fertiger und   nicht  so  verdorben   durch   die   bösen    Irades-unions. 


6)  Die   Eisenbahnkrisis. 

Das  Jahr  1867  ist  für  England  das  Jahr  einer  allgemeinen  Eisenbahn- 
panik. Es  wird  dies  schon  klar,  sowie  man  den  Curs  der  Eisenbahnpapiere 
Ende   1866   mit  dem   vom  Schluss   des   vorigen  Jahres  vergleicht. 

Das  Fallen   der   englischen   Eisenbahn-slocks  (ordinary)  im  Jahre   1867: 


Gesellschaften. 

Bristol  and  Exeter     . 

Caledonien 

Glasgow  and  Soulh-Western 

Great-Eastern 

Great-Northern  .  .  .  . 
Great-Western  .  .  .  . 
Lancashire  and  Yorkshire  . 
London  and  Brighton 
London  and  North-Western 
London  and  South-Western 
Manchester,     Sheffield     and 

Lincoln    . 
Metropolitan     . 
Midland       .     .     . 
North-British   .     . 
Morth-Eastern 
North-London 
North-Staffordshire 
South-Devon    . 
South-Eastern 

Gesammtbetrag 


Gewöhnl.  Aclien 
(Ordinary-ßlocks) 

Stand   am 

26.  Decbr. 

1866. 

Stand  am 

27.  Decbr. 

1867. 

Enlwerth. 

nach 
Procenten. 

2,000,000 

86 

83 

3 

5,300,000 

120 

73 

47 

3,200,000 
9,200,000 
8,000,000 

116 

28 

117 

96 
31 

108 

20 

9 

12,500,000 

54 

44 

10 

12,000,000 

128 

123 

5 

5,300,000 

86 

50 

36 

28,300,000 

1191/2 

II3V2 

6 

7,700,000 

83 

76 

7 

4,000,000 
3,100,000 

51 
I25V2 

45V2 
116 

5V2 
91/2 

11,900,000 
4,100,000 

I23V2 
36 

103 
34 

2OV2 
2 

15,800,000 
1,400,000 

106 
118 

99 
114 

7 
4 

3,200,000 

73 

60 

13 

1,500,000 

45 

43 

2 

7,600,000 

67 

67 

— 

146,100,000.  Durchschn.  d.  Entwerth.  9^4 %• 
Weit  stärker  noch  sind  die  Schwankungen  des  Preises  der  gewöhn- 
lichen Stammactien  (ordinary  Stocks)  im  Laufe  des  Jahres.  Bei  den  Caledo- 
nian  shares  war  die  Differenz  zwischen  dem  niedrigsten  und  höchsten  Curs- 
sland  53  Procent;  —  Brighton  5374  Procent;  —  Great-Eastern  9V2  Pro- 
cent;  —  London  and  North-Western  I6I/2  Procent;  —  Metropolitan  23^/4 
Proceat;  —  Midland  26  Procent;  —  South-Eastern  13*/8  Procent  und  Soath- 
Western  17  Procent. 
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Diese  Erscheinungen  traten  auf,  während  die  Einnahmen  der  Eisenbah> 
nen  des  Vereinigten  Königreichs  befriedigend  sind.  Sie  beliefen  sich 
1867  auf  38,319,540  L.  gegen  27,694,274  L.  in  1861.  Es  ergiebt  dies 
die  enorme  Vermehrung  von  10,625,266  L.  in  6  Jahren  oder  38,38  Procent; 
der  jährliche  Durchschnitt  des  Steigens  ist  1,770,877  L.  Die  Vermehrung 
von  1867,  verglichen  mit  1866,  war:  1,389,613  L. ,  das  Steigen  der  Ein- 
nahmen von  1866  mit  denen  von  1865  belief  sich  auf  1,994,589  L.,  die 
Vergrösserung  der  Einnahmen  von  1865  gegen  1864  war  2,117,641  L., 
dies  macht  in  den  vergangenen  3  Jahren  eine  Gesammtmehreinnahme  von 
5,451,843  L.  oder  16,59  Procent,  das  ist  durchschnittlich  für's  Jahr  eine 
Mehreinnahme  von  1,817,281  L.  Die  Länge  der  Linien  war: 
1865  1866  1867 

12,973  Meilen,  13,424  Meilen,  13,802  Meilen. 

Die  Ereignisse  von  1866  —  1867,  sagt  der  Economist,  bilden  die  dritte 
grosse  Epoche  in  der  Eisenbahngeschichte  dieses  Landes.  Die  erste  Epoche 
war  von  1832 — 1836,  als  die  meisten  der  Hauptlinien  projectirt  und  ge- 
nehmigt worden  waren;  die  zweite  Epoche  war  von  1844—1846,  als  unter 
dem  Einfluss  der  «Mania"  ,  die  damals  herrschte,  das  Publikum  sich  an  die 
Ausführung  von  neuen  Linien  weit  über  die  vorhandenen  Mittel  des  Landes 
begab.  Die  Scandale  und  Defecte,  welche  in  den  letzten  beiden  Jahren  an 
das  Licht  gebracht  worden ,  erweisen  sich  als  Fehler  (der  englische  Aus- 
druck vices  ist  stärker)  der  innern  Verwaltung.  Ungeheuere  Verluste  der 
Actieninhaber  erfolgten  in   diesen  beiden   letzten  Jahren. 

Im  Jahre  1866  wurden  die  Eisenbahngesellschaften  London,  Chatham 
and  Dover  Company,  Great-Eastern  Company  und  die  North-British  gezwun- 
gen, mit  ihren  Creditoren  Arrangements  zu  treffen.  Im  Jahre  1867  erwei- 
terte sich  die  Liste  dieser  zahlungsunfähigen  Bahnen  durch  den  Hinzutritt 
der  Great-Western  und  der  London-  und  Brighton-Bahnen.  Bei  der  Cale- 
donian  Company  wurden  die  Directoren  entfernt,  nachdem  sich  in  Folge 
einer  Untersuchung  herausgestellt  hatte ,  dass  die  Dividenden  verschiedener 
früherer  Jahre  dadurch  pflichtwidrig  vergrössert  worden  waren ,  dass  Posten 
in  dem  Kapitalaufwand  mit  verrechnet  wurden ,  welche  auf  den  Betrieb  zu 
übertragen  waren.  Am  meisten  Aufsehen  erregte  die  Brighton  Company. 
Eine  Untersuchung  ergab,  dass  seit  einer  Reihe  von  Jahren  die  gewöhnlich 
gezahlten  Dividenden  als  solche  gar  nicht  existirten,  sondern  dass  sie  durch 
Vermehrung  des  Kapitalstocks  aufgebracht  worden  waren ,  dass  Erweiterun- 
gen von  Linien  und  neue  Linien  von  dem  ^^absurdesten«  Charakter  unter- 
nommen wurden,  und  dass  die  ganze  Verwaltung  der  Bahn  sorglos  und  un- 
regelmässig  geführt   worden   war. 

Theils  die  Krisis  der  Finanzgesellschaften  vom  Jahre  1866,  theiis  diese 
Offenbarungen  über  die  Unsolidität  der  Geschäftsführung  des  Mutterlandes  bei 
Unternehmungen ,  in  welchen  das  stärkste  Kapital  des  Landes  angelegt  ist, 
hat  den  Credit  der  Unternehmungen  in  Altengland  tief  erschüttert  und  da- 
gegen ein  allgemeines  Steigen  der  indischen  und  Colonial- 
sicherheiten  hervorgebracht.  Wir  geben  zur  Veranschaulichung  die- 
ser gewiss  einzig  dastehenden  Erscheinung  in  der  Finanzgeschichte  eine 
kurze  Uebersicht  der  indischen  und  Colonial-Fonds,  Dass  nicht  blos  das 
Einströmen  des  Geldes  nach  Indien  die  Veranlassung  dazu  gewesen  ist,  ersieht 
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man  daraus,  dass  die  Stocks  der  Colonieen  in  fast  noch  höherem  Grade,  wie 
die  indischen  stiegen,  und  dass  die  Anlehen,  welche  die  Colonieen  in  Eng- 
land 1867  maclitcn,  2,267,500  L.  Noiiiinalweith  mit  2,139,880  l. ,  sonach 
nur   mit   5 "/(,  unter  l'ari   cfjnlrahirl  wurden. 

Fremde  Anlehen   (26,894,540  L.   MominalwerthJ   wurden  mit  35  Procent 
(17,406,068  L.)  unter  Pari  im  Jahre   1867   ahgeschiossen. 

Steigen    der  Wert  he    von    indischen    Sicherheiten    im   .1.    1867. 

S^r:?      ^"3       ^?     Betrag    der 
Stocks.  Betrag.         oj^I^"     05  ^ä'      a^—     Vermehr,  d. 

^<?  Bj      ^S  »      ■    B       Curswerlh. 

L.                L.  L.  L.  L. 

Indian  Stock       .     5»/o  1880  15,720,100  107'/4  111  S'/«  589,504 

Do 47o   1888  2,441,000      94V4  IOOV'4  6  146,460 

Bombay,  Baroda  etc.     .     57o  5,107,000  lOO'/j  102'/2  2  102,140 

Eastern  Bengal    .     .     .     ö^/o  1,000,000  101  103  2  20,000 

East  Indian     ....     ö^/o  19,863,000  IO4V2  108^4  4'/4  844,177 

Great  Indian  ....     ö^/o  12,179,000  104  IO6V4  2V4  334,922 

Great  Southern  of  India     ö^/o  524,000      99  lOl'/j  ^^/z  13,100 

Do 43/4  Vo  350,000      90  94  4  14,000 

iMadras 5»/o  5,057,000  100  1021/2  S'/a  126,425 

Do 43/4  Vo  1,000,000      91  96  5  50,000 

Do 41/2  Vo  500,000      86  93  7  35,000 

Scinde 5^0  1,668,000      98  101  3  50,040 

Do.   Delhi       ....     öVo  2,500,000      96  lOO'/j  4V2  112,500 

Do.  Punjaub  ....     5%  2,000,000      97  lOO'/j  31/2  70,000 

2,508,268 

Steigen  der  Werthe  der  Co  lo  nialsicherheiten  im  J.   1867. 


Canada  Go\ 

^   1877-84 

6V0 
6V0 

5,250,000 

(   97 
i   95 

103 
102 

S   6 

\   7 

341,250 

Inscribed  stock  . 

5Vo 

5Vo 

6,700,000 

;  81 
1  79 

90 
90 

\   9 
<11 

670,000 

Cape  of  go( 

3dHopel873 

67o 

200,000 

102 

103 

1 

2,000 

1890—1900 

6V0 

150,000 

104 

107 

3 

4,500 

1880-1890 

67o 

200,000 

103 

105 

2 

4,000 

1891 

6V0 

150,000 

105 

108 

3 

4,500 

1890 

5«/o 

234,000 

89 

96 

7 

14,380 

Ceylon 

1878 

6V0 

250,000 

106 

HO 

4 

10,000 

1872 

eVo 

100,000 

105 

105 

— 

— 

1882-83 

60/0 

350,000 

102 

IIOV2 

8V2 

29,750 

Mauritius 

1873 

eVo 

200,000 

105 

105 

— 

1878 

6V0 

200,000 

106 

107 

1 

2,000 

1882 

6V0 

200,000 

104 

106 

2 

4,000 

1895  —  96 

6V0 

400,000 

1041/2 

108 

3V2 

14,000 

Nalal  Gov. 

60/0 

150,000 

99 

105 

6 

9,000 

New  Brunswick  G.  . 

6"/o 

915,900 

96 

1031/2 

7Va 

68,692 

New  South  Wales  1871-76  50/0 

835,800 

91 

99 

8 

66,864 
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Stocks. 

Betrag. 

Preis  am 

31.  Dec. 

1866. 

Preis  am 

31.  Dec. 

1867. 

OD» 

S 

Betrag    der 
Vermehr,  d. 
Curswerth. 

L. 

L. 

L. 

L. 

L. 

NewSouth Wales  1888-95  5«/o 

3,386,293 

86V2 

99 

I2V2 

423,287 

1867-75  5»/o 

850,000 

941/2 

102 

7V2 

63,750 

New  Zealand           1891      e«/« 

150,000 

99 

109 

10 

15,000 

50/0 

1,000,000 

85 

99 

14 

140,000 

1891      6<>/o 

150,000 

99 

108 

9 

13,500 

1891      6Vo 

350,000 

96 

IO6V2 

IOV2 

36,750 

Nova  Scotia  Gov.   1875      GVo 

700,000 

98 

103 

5 

35,000 

Queensland           1884-85  6«/o 

1,581,236 

93 

104 

11 

173,936 

1891      6% 

950,000 

92 

104 

12 

114,000 

SouthAustral.G.  1878  etc.  60/0 

800,000 

107 

IIOV2 

31/2 

28,000 

Victoria  G 60/0 

1,600,000 

IO6V2 

1123/4 

6'/4 

100,000 

1891      60/0 

850,000 

106 

113 

7 

59,500 

Railway 6"/o 

8,000,000 

IO5V2 

111 

5V2 

440,000 

2,887,659 
7)  Die  Staatseinnahmen  des  Jahres   186  7. 

Obgleich  dieselben  in  der  Commercial-History  and  Review  of  1867  keine 
Stelle  gefunden  haben,  so  glauben  wir  doch,  sie  für  das  Jahr  1867  nicht 
ganz   übergehen   zu   sollen. 

Staatseinnahmen   des  Vereinigten  Königreichs. 

1867.  1866. 

Vierteljahr,  Vierfeijahr, 

endigend  Jahr.  endigend  Jahr. 

31.  December.  31.  December. 

L.  L.  L.  L. 

Zölle      ....         6,102,000  22,630,000  5,964,000  21,915,000 

Accise    ....         5,092,000  19,955,000  5,471,000  20,616,000 

Stempel       .     .     .         2,298,000  9,579,000  2,308,000  9,291,000 

Abschälzungstaxen          1,317,000  3,484,000  1,358,000  3,463,000 

Einkommensteuer               885,000  5,266,000  1,314,000  5,458,000 

Postoffice    .      .      .          1,180,000  4,630,000  1,140,000  4,375,000 

Kronländereien      .             100,000  337,000  95,000  327,000 

Verschiedene    .      .             553,980  2,764,516  682,935  3,340,662 

Totalbetrag     T7, 525,980  68,663,516  18,332,935  68,785,662 

Es  ist  sonach  im  letzten  Vierteljahr  ein  Ausfall  von  800,000  L. ;  die 
Excise  ergab  ungefähr  380,000  L.  weniger  und  die  Property-tax  sogar  einen 
solchen  von  440,000  L.  Bereits  früher,  für  das  dritte  Vierteljahr  von  1867, 
machten  wir  auf  die  beträchtlichen  Ausfälle  der  Einnahme  aufmerksam.  Uns 
scheint  es  wahrheitswidrig,  wenn  man  diese  Thalsachen  beschönigen  will, 
wie  dies  der  Economist  (4.  Jan.  p.  5)  Ihut.  Nach  dem  Globe  vom  20.  Fe- 
bruar 1868  zeigten  1600  Privatpersonen  bei  dem  liiland-Hevenue-Departe- 
ment  an,  dass  sie  ihre  Equipas'en  nicht  ferner  forthaltcn  würden  und  bean- 
tragten die  Streichung  der  Steuer  für  das  Finanzjahr  1868/69.  Der  Steuer- 
verlust  wird    im    englischen  Blatt  auf  10,000  L.  veranschlagt.     Weiter  wird 
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als  eine  n unzweifelhafte  Thatsache"  angefiilirt ,  dass  ein  grosser  Betrag  des 
Eigenthums  der  City  von  London  jetzt  unproduttiv  an  Einiiommen  ist,  und 
dass  hier  eine  grosse  Entwerthung  eintreten  muss,  dass  jede  Art  von  City- 
Eigenthum  an  Werth  gefallen  ist,  und  die  Renten  daraus  sich  vermindert 
haben. 

Wir  finden  in  dem  Economist  zwar  Andeutungen  darüber,  dass  die  Ar- 
beitslöhne in  verschiedenen  Branchen  gesunken  sind,  und  dass  z.  B.  in  der 
Eisenindustrie  die  weniger  tüchtigen  Arbeiter  ganz  entlassen  wurden ;  aber 
wir  suchten  in  dem  Ueberblick  über  die  Wirthschaftsgeschichte  des  vergan- 
genen Jahres  irgend  welche  Angabe  über  die  Interessen  des  Arbeiterstandes, 
den  Stand  der  Arbeitslöhne  im  vorigen  Jahre,  wiederum  vergebens.  Für  das 
grösste  Industrieblatt  der  Welt  scheint  dieser  eine  Theil  der  schaltenden 
Macht  des  Volksvermögens  nur  als  Nebensache  vorhanden  zu   sein. 

8)   Die  englische   Bank   und  der  Bankdiscont. 

Der  Metallvorrath  der  englischen  Bank  war  am  2.  Januar  1867  18,42 
Mill.  L. ,  erreichte  am  2.  October  die  Höhe  von  23,49  Mill.  und  war  am 
25.  December  20,83  Mill.  —  Der  Notenumlauf  betrug  am  2.  Januar  1867 
23,74  Mill.,  erreichte  am  16.  October  die  Höhe  von  25,59  Mill.  und  schloss 
am  25.   December  mit  23,93  Mill. 

Die  Bank  von  Frankreich ,  welche  am  3.  Januar  27  3Iill.  L.  Metallvor- 
rath hatte,  besass  in  ihren  Kellern  am  5.  December  die  enorme  Summe  von 
39,48  Mill.  L.  (Decbr.  1866  27,17,  Decbr.  1865  17,53,  Decbr.  1864  13,10, 
Decbr.  1863  8,53  Mill.  L.).  Die  in  Circulation  befindlichen  Bankbillete  der- 
selben waren  von  40  Mill.  L.  am  Anfang  des  Jahres  auf  45  Mill.  am  Schluss 
gestiegen. 

Die  Privatsicherheiten  der  englischen  Bank  beliefen  sich  am  2.  Januar 
1867  auf  22,81  Mill.  L. ,  am  25.  December  1867  waren  sie  auf  17,51  ge- 
sunken ;  sie  erreichen  noch  nicht  die  Höhe  des  31etallvorrathes.  In  Frank- 
reich ist  das  Portfolio  im  December  mehr  nicht  als  21,05  Mill.,  die  Darlehen 
auf  Barren  betrugen  etwas  über  6  Mill.  In  Paris  wie  in  London  dasselbe 
Todtliegen   des  Kapitals. 

Der  Discont  an  beiden  Banken  ist  dem  entsprechend 
a)  bei  der  Bank  von  England:  b)  bei  der  Bank  von  Frankreich: 

Januar    2.     Z^ j^  Procent,  Januar    3.     3       Procent, 

Mai       29.     2V2       -  Mai       30.     2V2 

Juli       24.     2 
Im  Jahre  1866  ist  der  Discont  bei  der  englischen  Bank:   6.  Jan.   8  Procent; 

22.  Febr.  7;   15.  März  6;   3.  Mai  7;    11.  Mai  9;    12.  Mai   10;   16.  Aug.  8; 

23.  Aug.  7;  30.  Aug.  6;  6.  Septbr.  5;  27.  Septbr.  4V2;  8.  Novbr,  4  und 
20.  Decbr.   3'/2  Procent. 

Die  Actien  der  englischen  Bank  zeigen  im  Laufe  des  Jahres  1866  die 
ungewöhnliche  Schwankung  von  264,  höchster  Stand,  und  239,  tiefster  Stand. 
Fast  sämmtliche  übrigen  Banken,  selbst  die  grossen  Joint-Stockbanken  in  Lon- 
don, weisen  im  Jahre  1867  einen  Ausfall  ihrer  Einnahmen  und  ein  noch  be- 
deutenderes Sinken  des  Werthes  ihrer  Actiea  auf. 
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9)  üebersicht  der  Gesellschaften,  begründet  in  den  Jahren 
1863  —  1867. 
Im  Jahre  1867  tritt  das  Misstrauen  des  Kapitals  gegen  neue  gesellschaft- 
liche Unternehmungen  fast  noch  stärker  hervor,  als  im  Jahre  1866.  Während 
im  Jahre  1865  nicht  weniger  als  287  neue  Gesellschaften  entstehen,  sinkt  die 
Zahl  der  neubegründeten  Gesellschaften  1867  auf  die  geringe  Zahl  von  27 
herab. 

üebersicht    über   die   Gesammtzahl  der  in  den  fünf  Jahren  von 
1863  —  1867   begründeten    Gesellschaften. 


Zahl  d.  Ge- 

Autorisirtes 

Gezeichnetes 

Eingezahltes 

Jahre. 

sellschaften. 

*     Kapital. 

Kapital. 

Kapital. 

1863 

263 

100,053,000  L. 

78,135,000  L. 

8,875,500  L. 

1864 

282 

155,887,500  - 

106,523,000  - 

12,545,800  - 

1865 

287 

106,995,000  - 

75,578,900  - 

12,174,790  - 

1866 

44 

10,295,000  - 

7,920,000  - 

2,052,500  - 

1867 

27 

6,142,500  - 

4,402,500  - 

1,119,125  - 

903  379,373,000  L.        272,559,400  L.        36,767,765  L. 

Es  ist  wahrscheinlich,  dass  wir  in  das  Jahr  1868  im  Stande  tiefsten  Dar- 
niederllegens  der  Hauptgeschäftszweige  eintreten,  und  Alles  scheint  die  Er- 
wartung eines  nur  langsamen  Wiederauflebens  des  Vertrauens  und  der  Aus- 
dehnung der  Geschäfte  zu  rechtfertigen.  Sollte  die  kommende  Ernte  im  All- 
gemeinen in  Europa  reichlich  sein ,  so  können  die  wohlthätigen  Wirkungen 
davon  nicht  verfehlen ,  sich  in  bedeutendem  Grade  auch  noch  vor  dem  Ende 
des  Jahres  bemerklich  zu  machen.  Aber  wie  unheilvoll  auch  die  Erfahrungen 
von  1866  —  1867  in  manchen  Theilen  gewesen  seien,  so  werden  diese  zwei 
dunklen  Jahre  doch  in  Zukunft  als  eine  Periode  harter  Disciplin  angesehen 
werden,  welche  dieses  Land  von  den  Uebeln  rettete,  die  daran  waren,  seine 
Hilfsquellen   und  seinen  Charakter  zu   zerstören. 

Mit  diesen  Betrachtungen  schliesst  die  Commercial-history  des  Economist 
ihre  Einleitung  der  besonders  inhaltsreichen  Geschichte  des  Jahres  1867.  — 
Wann  werden  wir  wohl  in  Deutschland  im  Stande  sein,  wenig  iMonate  nach 
Ablauf  des  Jahres  einen  zusammenhängenden,  mit  vollständigem  stati- 
stischen Material  versehenen  Ueberblick  über  die  wirthschaftlichen  Er- 
gebnisse und  Erlebnisse  desselben  zu  bringen,  wie  es  seit  einigen  Jahren  in 
England  geschieht  und  es  in  den  Vereinigten  Staaten  geschehen  kann  ?  Es 
gibt  keine  Publikation,  die  durch  Beschleunigung  grösseren  Werth  erhält,  als 
die  über  die  Wirthschaft  des  Volkes.  Sie  soll  nicht  blos  den  Staatsmann 
erleuchten,  sondern  auch  dem  Geschäftsmann  dienen.  Es  existirt  keine  stär- 
kere Mahnung  zum  Frieden  und  zur  Beseitigung  der  Bedrohung  desselben,  als» 
die  ökonomische  Geschichte  des   »dark  year  of  1867". 

K-n. 
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III. 

Jahres -Bericht   des   nordamerikanischen   Finanz -lUinisters 
Mac  C  Uli  och   vom   30.  IVovember   1867*). 

Finanz-Departement, 

Washington,  30.  November  1867. 

In  Uebereinstimmung  mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen  hat  der  Finanz- 
Minister  die  Ehre ,  dem  Congress  seinen  regelmässigen  Jahresbericht  vorzu- 
legen. 

Trotz  der  anhaltenden  Entwerthung  des  Papiergeldes  sind  die  Finanzen 
der  Ver.  Staaten  in  einer  weit  befriedigenderen  Lage  als  zur  Zeil,  da  der 
Finanz -Minister  die  Ehre  hatte,  dem  Congress  seinen  letzten  .lahresbericht 
vorzulegen.  Seit  dem  1.  Aovember  1866  wurden  D.  493,990,263  34  zins- 
tragender Noten  ,  Schuld-Certificate  und  temporäre  Anleihen  bezahlt  oder  in 
Obligationen  convertirt;  die  öfFentliche  Schuld,  abzüglich  des  Cassenbestan- 
des  im  Schatz ,  der  auf  deren  Bezahlung  zu  verwenden ,  wurde  um 
D.  59,805,555  72  vermindert.  Gleichzeitig  war  in  der  allgemeinen  Finanz- 
lage des  Landes  eine  entschiedene  Besserung  wahrnehmbar.  Die  Politik  der 
Verminderung  des  Papiergeldes,  obwohl  nicht  in  der  gesetzlich  erlaubten  Aus- 
dehnung in's  Werk'  gesetzt,  hat  eine  allzugrosse  Ausdehnung  des  Credits, 
zu  welcher  ein  im  Ueberfluss  vorhandenes  und  namentlich  ein  entwerthetes 
Papiergeld  stets  Veranlassung  giebt,  verhindert  und  keinen  gering  anzu- 
schlagenden Einfluss  darauf  ausgeübt,  zur  Arbeit  aufzumuntern  und  die  Pro- 
duction  zu  vermehren.  Industrie  kehrte  unaufhaltsam  in  die  gesunden  Canäle 
zurück,  von  denen  sie  während  des  Krieges  abgezogen  worden,  und  ob- 
wohl die  Einkünfte  gering  und  das  Geschäft  im  Allgemeinen  leblos  war, 
so  waren  doch  in  keinem  andern  Lande  die  finanziellen  Verwickelungen 
geringer  als  in  den  Ver.   Staaten. 

Finanzielle  Lage  des  Landes  am  Schlüsse  des  Krieges. 

*  Um  das  Vorgehen    des  Finanz  -  Ministers  in  der  Verwaltung    seines  De- 

partements richtig  verstehen  zu  können,  scheint  ein  kurzer  Rückblick  auf 
die  Lage  des  Staatsschatzes  zu  der  Zeit,  als  der  Krieg  sich  seinem  Ende 
nahte,   sowie  zu  einigen  späteren  Perioden  nothwendig. 


*)  Wie  wir  Bd.  VIII  S.  188  <T.  den  Jahresbericht  des  nordamerikanisclien  Finanz- 
ministers für  das  Jalir  1866  abdrucken  Hessen,  so  theilen  wir  hier  wieder  den  gleichen 
Bericht  für  das  .laiir  1867  mit,  der  nicht  nur  die  Finanzgeschichte  der  nordameri- 
kanischen Union  für  das  letzte  Jaiir  aui  Klarsten  zusammenfasst,  sondern  auch  die 
schwebenden  Finanzfragen  der  Union  mit  staatsmännischem  Blick  behandelt. 
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Am  31.  März  1865  betrug  die  Totalschuld  der  Vereinigten  Staaten 
D.  2,366,955,077  34   und  bestand  aus  folgenden   Posten  : 

Fundirte  Scliuld D.  1,100,361,241  80 

Fällige  Schuld 349,420  09 

Temporäre  Anleihe- Certificate 52,452,328  29 

Schuld -Certificate 171,790,000  00 

Verzinsliche  Noten 526,812,800  00 

Suspendirte  oder  unbezahlte  Requisitionen 114,256,548  93 

Ver.  Staaten  Noten  (Legal  Tender) 433,160,569  00 

Papier -Kleingeld 24,254,094  07 

D.  2,423,437,002  18 

Cassenbestand  im  Schatze 56,481,924  84 

Total D.  2,366,955,077  34 

Die  Mittel  des  Schatz -Departements  bestehen  aus  den  bei  den  öffent- 
lichen Depositaren  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Landes  hinterlegten 
Summen,  zusammen,  wie  oben  angegeben,  D.  56,481,924  84  betragend,  den 
Einkünften  aus  Bundessteuern  und  Einfuhrzöllen  und  der  Befugniss,  Obli- 
gationen ,  Noten  und  Certificate  in  Verfolg  nachstehender  Gesetze  und  zu 
den   beigefugten  Beträgen  zu  emittiren. 

Gesetz  vom  25.  Februar  1862,  Obligationen D.  4,023,600  00 

3.  März  1864,  Obligationen 27,229,900  00 

-      30.  Juni  1864,  Oblig.,7-30er  oder  Compound  Int.-Noten  79,811,000  00 

Temporäre  Anleihe -Certificate,  Gesetz  vom  30.  Juni  1864  .     .     .  97,546,471  71 
Ver.  Staaten  Noten  zur  Bezahlung  temporärer  Anleihen,    Gesetz 

vom  11.  Juli  1862 16,839,431  00 

Papier- Kleingeld,  Gesetz  vom  30.  Juni  1864 25,745,905  93 

Gesetz  vom  3  März  1865,  Obligationen  oder  verzinsliche  Noten  533,587,200  00 

Total D.  784,783,508  64 

Schuld -Certificate,  ein  Jahr  nach  dem  Ausstellungs -Datum  oder  früher 
nach  Gutbefinden  der  Regierung  zahlbar,  die  jährlich  ß^/o  Zinsen  tragen, 
dürfen  zu  einem  unbegrenzten  Betrage  emittirt  werden,  aber  nur  an  solche 
öffentliche  Gläubiger,  die  selbe  in  Zahlung  geprüfter  und  für  richtig  befun- 
dener Ansprüche  an  die  Ver.   Staaten  annehmen  wollen. 

Noth wendigkeit   der   Anleihen. 

Der  Fall  Richnionds  und  die  Uebergabe  der  Armee,  welche  die  Stadt 
so  lange  vertheidigte ,  gaben  die  Gewissheit ,  dass  der  Krieg  seinem  Ende 
nahe  und  dass  für  Ablöhnung  der  Armee  so  bald  als  möglich  Vorkehrung 
zu   treffen. 

Die  rs'othwendigkeit  war  dringend  und  die  Aussicht,  das  erforderliche 
Geld  unter  den  damals  bestehenden  Gesetzen  anzuschaffen ,  hinlänglich  ent- 
muthigend,  um  einem  Finanzmiiiister  Besorgniss  und  Aengstlichkeit  einzu- 
flössen, der  in  öffentlichen  Geschäften  wenig  bewandert,  und  auf  den  die 
Verantwortung,  den  Credit  der  Nation  aufrecht  zu  erhalten,  unerwartet  ge- 
fallen war.  Damals  war  keine  Zeit ,  Experimente  zu  machen  oder  Irrlhümer 
zu  verbessern ,  wenn  solche  überhaupt  begangen ,  in  der  Art  von  Staats- 
papieren, die  an  den  Markt  gebracht  worden.  Gläubiger  dränaton,  die  nicht 
bezahlten  Requisitionen  überstiegen  den  Cassenbestand  im  Schatze  um  ein 
Bedeutendes,  die  Contractoren  gegebenen  Anweisungen  für  Lieferungen  an 
die  Armee  und  Flotte  wurden  mit  zehn  bis  zwanzig  Procent  Disconto  ver- 
X.  lü 
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kauft,  —  durch  diese  Entwerthuni;  zeigend,  wie  unsicher  die  Aussicht  auf 
eine  baldi{«e  Bczahluiig^  —  wahrend  eine  Armee  von  fast  einer  Miilirtn  binnen 
Kurzem  aus  dem  Dienst  zu  muslern ,  welche  Ausmusterung  wiederum  nicht 
statt  finden  konnte,  ehe  die  Mittel  hesclialft  waren,  um  die  bedeutenden 
Sold- Rückstände  zu  bezahlen.  Es  blieb  keine  Alternative,  als  Geld  aufzu- 
bringen durch  eine  volkslhümliche  Subscription  auf  Hegierungs  -  Papiere  von 
solcher  Beschallenheit,  wie  sie  dem  Volke,  welches  sich  auf  so  liiierale  Weise 
bei    rriiheren   Anleihen    betheiligt  halte,   am   annehmbarsten   war. 

Da  ein  bedeutender  Betrag  Sieben  -  Dreissiger  -  Noten  von  dem  Finanz- 
ministerium kürzlich  auf  zufriedenstellende  Weise  placirt  worden  und  es  sich 
erwiesen  hatte,  dass  diese  von  allen,  dem  Volke  jemals  offerirten  ,  die  po- 
pulärsten waren,  so  entschloss  sich  der  Finanzminister,  sich  auf  dieselben 
zu  stützen  (obwohl  von  Seiten  der  Regierung  in  manchen  Beziehungen 
Einwendungen  zu  erheben  gewesen  wären)  und  dieselben ,  um  rascher  Sub- 
scriptionen  sicher  zu  sein,  einem  Jeden  zugänglich  zu  machen,  der  in  dem- 
selben sein  Kapital  anzulegen  Willens  sei.  In  jeder  Stadt,  jedem  Flecken,  jeder 
Ortschaft  der  loyalen,  sowie  auch  an  einigen  Orten  der  uuloyalen  Staaten, 
wurden  Subscriplionen  entgegengenommen.  Mit  ihrem  gewaltigen  Eitilluss 
und  ohne  Unterschied  der  Partei,  unterstützte  die  Presse  die  Anstrengungen 
des  energischen  und  gewandten  Agenten,  der  mit  der  Unterbringung  der 
Anleihe   betraut  war. 

Die  National-Banken  gewährten  durch  liberale  Subscriplionen  wirksame 
Hilfe,  während  Tausende  einfacher  Privat  -  Personen  von  geringen  Mitteln 
nicht  zögerten,  ihre  Ersparnisse  der  Regierung  auf  Treu  und  Glauben  anzu- 
vertrauen. Noch  vor  Ende  Juli  war  die  ganze  Anleihe,  im  Betrage  von 
über  fünfhundert  Millionen,  untergebracht,  und  der  Finanzminister  war  im 
Stande,  mit  dem  Erlös  derselben,  sowie  den  Steuer-  und  Zoll- Einnahmen, 
ferner  theilweisen  Gebrauch  von  anderen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
machend,  jede  Anweisung  auf  das  Schatzamt  und  jede  fällige  Obligation  der 
Regierung  zu  bezahlen.  Zum  Beleg  der  Nothwendigkeit  eines  schnellen  Vor- 
gehens bei  Negotiation  dieser  Anleihe  und  der  Ebbe  im  Staatsschatz  wird 
Denjenigen  ,  welche  die  Monatsausvveise  des  Finanzministers  sorgsam  prüften, 
erinnerlich  sein,  dass,  obwohl  im  Monat  April  über  hundert  Millionen  aus 
dem  Erlös  der  Sieben-Dreissiger  eingingen,  die  nicht  bezahlten  Requisitionen 
am  Schluss  desselben  bis  auf  D.  120,470,000  gestiegen  waren,  während  der 
Cassenbestand  (Gold  und  Papiergeld)  in  sämmtlichen  öffentlichen  Depositorien 
nur  D.  16,835,800  betrug.  Waren  wenige  mit  der  Leitung  der  Finanzen 
einer  grossen  Nation  betraute  Männer  jemals  in  einer  so  beunruhigenden 
und  gefährlichen  Lage ,  als  der  Finanzminister  der  Ver.  Staaten  in  den  Mo- 
naten April  und  Mai  1865,  so  wurde  gewiss  keiner  jemals  gleich  glücklich 
und  rasch  aus  derselben  gerissen.  Der  Finanzminister  weist  auf  diese  Pe-i 
riode  seiner  Verwaltung  mit  Vergnügen  hin  ,  da  der  Erfolg  dieser  Anleihe! 
ihn  nicht  nur  mit  Staunen  und  Genugthuung  erfüllte,  sondern  auch  vonj 
den  Hilfsmitteln  des  Landes  Zeugniss  ablegte  und  ihm  den  nöthigen  Muthj 
zur  Aus^führung  des  vor  ihm   liegenden   grossen  W^erkes  gab. 

In  dem  Zeitraum  vom  1.  April  bis  1.  September  1865  bediente  siel 
der  Finanzminister  der  ihm  verliehenen  Befugniss  zur  Emission  folgendei 
Staatspapiere : 
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Obligationen  krafl  Gesetz  vom  25.  Februar  1862 D.  4,023,600  00 

Obligationen  kraft  Gesetz  vom  30.  Juni  1864 6,000.000  00 

Compound  Inlerest  Noten,  Gesetz  vom  30.  Juni  1864  ....  24,978.390  00 

Cerlificate  für  temporäre  .Anleihen,   Gesetz  vom  30.  Juni  1864.  54,696.384  87 

Papier- Kleingeld,  Gesetz  vom  30.  Juni  1864 2,090,648  44 

Sieben-Dreissigcr  Sclialzamts-Noten ,  Gesetz  vom  3.  März  1865  529,t87,'200  00 

D.  620,976,223  31 

Am  31.  August  1865  erreichte  die  öffentliche  Schuld  ihren  höchsten 
Punkt  und  bestand  aus   folgenden  Posten  : 

Fundirte  Schuld D.  1,109,568,191  80 

Fällige  Schuld 1,503,020  09 

Temporäre  Anleihen 107,148,713  16 

Schuld -Cerlificate 85,093,000  00 

5%  Legal  Tender  Noten 33,954,230  00 

Compound  Interest  Legal  Tender  Noten 217,024,160  00 

7 -30er  Schatzamts -Noten 830,000,000  00 

Ver.  Staaten  Noten  (Legal  Tenders) 433,160,569  00 

Papier -Kleingeld 26,344,742  51 

Verfallene,  aber  nicht  eingeforderte  Schuld  -  Verbindlichkeiten    .  2.111,000  00 

Total D.  2,845,907,626  56 

Abzüglich  Cassenbesland  im  Schatze 88,218,055  13 

Total -Schuld D.  2,7.57,689,571  43 

Wie  aus  Obigem  ersichtlich,  waren  hiervon  D.  684,138,959  00  Legal 
Tender  Noten,  von  denen  ein  grosser  Theil  als  Papiergeld  in  Circulatiou 
befindlich.    —    Dieselben  bestanden   aus : 

Ver.  Staaten  Noten D.  433,160,569  00 

50/0  Noten 33,954,230  00 

Compound  Interest  Noten 217,024.160  00 

Total D.  684,138,959  00 

Die  temporären  Anleihen  waren  bei  lOtägiger  Kündigung,  30  Tage 
nach  dem   Tag  der  Deponirung  des   Geldes,   zahlbar. 

Die  fünfprocentigen  Noten  waren  nach  Ablauf  von  ein  oder  zwei  Jah- 
ren  nach  dem   1.  December   1863  in  gesetzlichem   Gelde  zahlbar. 

Die  Compound  Interest  Noten  (Zinses  -  Zins- Noten)  waren  drei  Jahre 
nach  ihren  respectiven  Ausstellungs  -  Daten  zahlbar  und  wurden  sämmtlich 
vom    10.  Juni    1867   bis  zum   16.  October   1868   fällig. 

Die  Sieben  -  Dreissiger- Noten  waren  in  beinahe  gleichen  Beträgen  im 
August  1867,  und  Juni  und  Juli  1868  in  gesetzlichem  Gelde  zahlbar,  oder 
bei  Verfall,  auf  den  Wunsch  der  Inhaber,  in  5 -20er  Obligationen  con- 
vertirbar. 

Die  Schuld-Certificate  wurden  zu  verschiedenen  Terminen  vom  31.  Aug. 
1865   bis  zum  2.  Mai   1867  fällig. 

Der   Fundirungs-Process. 
Im   September   1865,   als   die   Armee  fast  auf  Friedensfuss   rcducirf   war, 
rurde   es  einleuchtend,  dass   die   Einkünfte   aus  den  Bundcssteuern  und   Zoll- 
leinnahmen    hinreichen    würden    zur    Deckung   aller  Ausgaben    der  Regierung 
|und  der  Zinsen   auf  die  öffentliche   Schuld ,    so   dass  von   da  ab    der  Finanz- 
linister  seine  Aufmerksamkeit,    statt    auf  Beschaffung    von   Mitteln,    auf   die 
'uudirung  der  Schuld  zu   lenken   hatte. 

13* 
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Ausser  (l(;ii  in  Circiilation  l)efin«lli(hon  Ver.  Staaten  Noten  bestand  die 
Schuld  ans  nahe  an  D.  1,300, 000, 000  verzinslicher  .\olen  ,  temporärer  An- 
leihen und  Schuld  -  Certilicalen ,  von  denen  ein  Theil  tätlich  fällig-  «urde. 
und  welciie  sammllicii,  mit  Ausnahme  der  temporären  Anleihen  (die  ähnlich, 
wie  Anleihen  „on  call",  je  nach  dem  Willen  der  Inhaber  gekündii^t  werden 
konnten  oder  nicht)  bis  zum  16.  October  1868  in  Obli^rationen  convertirt 
oder  mit  Geld  (ünfrelöst  werden  mussten.  Das  Land  halte  eben  einen  Kriep, 
der  sowohl  in  Bezug  auf  Kostspieliirkeit  als  Opfer  an  .Menschenleben  ohne 
Parallele,  beendet;  es  war  mit  einem  im  Uebermaass  vorhandenen  und  ent- 
werHieten  Papiergelde  behaftet:  Preise,  sowie  Kosten  des  Lebensunterhalt.-! 
waren  im  Verhältniss  zu  der  Zunahme  der  Circulatioiismittel  gestiegen;  Leute. 
die  ihre  Mittel  mit  einem  falschen  Werlhniesser  maassen,  wurden  rücksichts- 
los und  extravagant  in  ihren  Ausgaben  und  ihren  Gewohnheiten;  das  Geschäft, 
dem  eine  feste  Basis  fehlte,  hatte  einen  schwankenden  und  speculativen 
Charakter  und  grosse  finanzielle  Verwickelungen  ,  die  gewöhnliche  Folgt' 
kostspieliger  Kriege,  schienen  beinahe  unvermeidlich.  Unter  solchen  Um- 
ständen wurde  das  Werk  der  Fundirung  der  bald  fälligen  Obligationen  der 
Regierung  sowie  die   Rückkehr  zur  Baarzahlung  begonnen.  — 

Während  das  letztere  Ziel  nicht  vor  Beendigung  der  Fundirung  zu  er- 
reichen, war  es  doch  höchst  wichtig,  die  .Nothw  endigkeit  einer  baldigen 
Rückkehr  zur  .Baarzahlung  niemals  aus  den  Augen  zu  verlieren.  Gleichzeitin 
aber  schien  dem  Finanzminister,  dass  eine  Rückkehr  zu  dem  wahren  Werth- 
messer ,  so  wünschenswerth  dieselbe  auch  sein  möge,  doch  nicht  von  hin- 
länglicher Wichtigkeit  sei,  um  die  Annahme  solcher  Massregeln,  welche  dem 
Process  der  Fundirung  hinderlich,  und  auf  diejenigen  Industriezweige,  die 
durch  Zahlung  ihrer  Steuern  eine  Einnahmequelle  der  Regierung  schädlich 
wirken,  zu  rechtfertigen,  noch  viel  weniger  aber  solchen  Massregeln,  welche 
alarmirend,  das  Hereinbrechen  der  von  Vielen  vorhergesehenen  und  befürch- 
teten Crisis  beschleunigen  könnten.  So  hat  die  Lage  des  Landes  und  des 
Schatzes  dem  Finanzminister  seine  Politik  vorgezeichnet,  welche  darin  be- 
stand, die  verzinslichen  Noten,  temporären  Anleihen  u.  s.  w.  in  mit  Gold 
verzinsliche  Obligationen  zu  convertiren  und  die  Circulation  des  Papiergeldes 
durch  Einlösung  von  Ver.  Staaten  Noten  zu  vermindern.  Während  der  letz- 
ten beiden  Jahre  wurde  diese  Politik  unausgesetzt,  doch  mit  Vorsicht  be- 
folgt; das  Resultat  im  Allgemeinen  ist  für  den  Finanzminister  und,  wie  er 
glaubt,  für  eine  grosse  Majorität  des  Volkes  ein  befriedigendes.  Seit  dem 
1.  September  1865  wurden  die  temporären  Anleihen,  die  Schuld -Certificate 
und  die  öprocentigen  Noten  sämmtlich  bezahlt  (mit  Ausnahme  kleiner,  nicht 
zur  Zahlung  präsentirter  Beträge),  die  Compound  Interest  Noten  wurden  von 
D.  217,024,160  auf  D.  71,875,040  (D.  11,560,000  wurden  in  Sprocentige 
Certificate  convertirt),  die  7-30er  Schatzamts-Noten  von  D.  830,000,000  auf 
D.  337,978,800,  die  Ver.  Staaten  Noten,  einschliesslich  Papier -Kleingeld, 
von  D.  459,505,311  51  auf  D.  387,871,477  39  reducirt  -  während  der 
Cassenbestand  im  Schatz  von  D.  88,218,055  13  auf  D.  133,998,398  02  er- 
höht und  die  fundirle  Schuld  um  D.  686,584,800  vermehrt  wurde.  Während 
dieses  Ziel  erreicht  wurde,  trat  keine  commerzielle  Crisis  ein  und  (mit  Aus- 
nahme der  südlichen  Staaten ,  welche  an  den  Folgen  des  Krieges  und  dem 
ungeordneten  Zustand    ihrer   industriellen    Interessen,   sowie    der    politischen 
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Verhältnisse   leiden)    keine    finanziellen    Verwickelungen    von    grösserer    Be- 
deutung. 

Wiederaufnahme    der    Baarzahlung. 

In  seinem  letzten  Bericht  bemerkte  der  Finanzminister :  5?>'ach  sorg- 
fältiger Ueberlegung  sei  er  der  Meinung,  dass  Baarzahlung  am  1.  Juli  1868 
aufgenommen  werden  könnte  und  sollte,  während  er  sich  mit  der  Hoffnung 
schmeichelte ,  dass  der  Charakter  der  bevorstehenden  Gesetzgebung  und  die 
Lage  unserer  productiven  Industrie  eine  solche,  dass  dies  ersehnte  Ereigniss 
noch  früher  eintreten  könne." 

Diese  Annahmen  des  Finanzministers  sind  nicht  ganz  in  Erfüllung  ge- 
gangen. Die  Getreide -Erndte  im  Jahr  1866  war  kaum  für  heimischen  Be- 
darf ausreichend.  Die  Ausgaben  des  Kriegs -Departements  überstiegen  in 
Folge  der  Indianer -Feindseligkeiten  und  der  Einsetzung  von  Jliiitär- Regie- 
rungen in  den  südlichen  Staaten  den  Voranschlag  um  ein  Bedeutendes.  Die 
Regierung  wurde  um  einen  grossen  Theil  ihrer  Einkünfte  aus  den  Steuern 
auf  Spirituosen  betrogen  und  die  Lage  des  Südens  ist  eine  zerrissene  und 
unbefriedigende.  Diese  Thatsachen  und  die  in  Europa,  sowie  theilweise 
auch  hier,  durch  die  Aeusserungen  einiger  unserer  öffentlichen  Männer  mit 
Bezug  auf  Finanzen  und  Besteuerung  rege  gemachte  Befürchtung,  dass  das 
verpfändete  Wort  der  iNation  nicht  gehalten  werden  möchte ,  mögen  den 
Termin  der  Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  hinausschieben.  Ungeachtet 
aller  dieser  unvorhergesehenen  Verwickelungen  aber  ist  das  Vorbereitungs- 
werk weit  vorgeschritten  und  der  Ansicht  des  Finanzministers  nach  existirt 
kein  unübersteigliches  Hinderniss  auf  der  Bahn  zur  baldigen  und  permanen- 
ten Wiederherstellung  der  Baarzahlungen.  Es  dürfte  nicht  gerathen  sein, 
einen  bestimmten  Termin  zu  setzen ,  aber  bei  günstigen  Ernteresultaten  für 
das  kommende  Jahr  und  einer  Gesetzgebung  in  dieser  Session ,  welche  der 
Verminderung  der  Circulationsmittel  nicht  abhold,  dürfte  derselbe  nicht  über 
den  1.  Januar  oder  spätestens  den  1.  Juli  1869  verschoben  werden.  Mit 
einer  zwangsweisen  Wiederaufnahme  derselben  ist  jedoch  nichts  gewonnen ; 
wenn  das  Land  in  einer  Lage  ist,  Baarzahlung  zu  leisten,  wird  dieselbe  als 
eine  nothwendige  Folge  wieder  aufgenommen  werden.  Zur  Erreichung  eines 
solchen  nationalen  Wohlstandes,  der  eine  permanente  Baarzahlung  sichert, 
sind  der  Ansicht  des  Finanzministers  nach  folgende  Massregeln  wichtig,  wenn 
nicht  nothwendig: 

1.  Die   Fundirung    oder    Einlösung    der    noch   ausstehenden    verzinslichen 
Noten   und  eine   fortgesetzte  Verminderung  der  Papiergeld-Circulation. 

2.  Treues  Festhalten    an   dem  von   der  Nation  verpfändeten  Wort  betreffs 
der  fundirten   Schuld. 

3.  Die  Wiederherstellung  der  südlichen  Staaten  zu  ihren  gehörigen  (proper) 
Beziehungen  zur  Förderal  -  Regierung. 

Ist  diese  Ansicht  richtig,  dann  beruht  die  Frage  permanente  Baarzahlung, 
die  naturgemäss  den  Wohlstand  des  Landes  invoivirt,  auf  Lösung  der  wich- 
tigen Fragen  über  Papiergeld,  Besteuerung  und  Reconstruction,  welche  gegen- 
wärtig die  Aufmerksamkeit  des  Volkes  in  Anspruch  nehmen  und  wird  daher 
nicht  verfehlen,  die  ernste  und  aufmerksame  Beachtung  des  Congresses  zu 
empfangen.      Mit    Rücksicht    auf    die  Alles    überragende    Wichtigkeit    dieser 
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grossen  Fraffe  hält  es  der  Finanzminister  für  seine  Pflicht,  die  von  ihm  in 
Vorschlag  (gebrachten  Massretreln  f'iir  eine  l)al(iia:e  und  weise  Lösung  «lerselben 
kurz  zu  bespreciien,  sell)st  auf  das  Hisico  hin,  das,  was  er  in  früheren  Be- 
richten  an   den   Congress   bereits   gesagt,   zu   wiederh(»len. 

iN  0  t  h  \\'  e  n  d  i  g  e    M  a  s  s  r  e  g  e  i  n. 

Die  Massregein ,  die  von  ihm  als  wichtig,  wenn  nicht  nothwendig  lur 
den  naiionalen  Wühlstand  und  folglich  für  Aiifiiahnie  permanenter  Baarzahlunir 
gehalten   werden,    sind: 

1.  Die  Fiindirung  oder  Kinicisung  der  noch  ausstehenden  verzinslichen 
Noten  und  eine  fortgesetzte  Verminderung  des  Papiergeldes. 
Durch  das  Gesetz  vom  3.  März  1867  wurde  der  Finanzminister  autorisirt 
und  angewiesen,  dreiprocentige  Anleihe-Certillcate  zum  ßelraire  von  fünfzig 
Millionen  Dollars  zu  emittiren ,  um  die  Compound  Interest  Noten  einzulösen 
und  zurückzuziehen  ;  von  solchen  Certilicaten  waren  am  1.  d.  D.  11,560,000 
emittirt  zur  Einlösung  der  im  October  und  December  fällig  werdenden  .Noten. 
Die  noch  ausstehenden  Noten  werden  entweder  mit  Certilicaten  eingelöst 
oder  bei  Verfall  bezahlt  werden.  Die  7-30er  Noten,  welche  in  gesetzlichem 
Gelde  zahlbar  oder  auf  Verlangen  der  Inhaber  in  5-20er  convertirbar,  werden 
am  Verfalltag  bezahlt  oder  convertirt  werden.  Glücklicherweise  sind  alle 
verzinslichen  Noten  innerhalb  11  Monaten  fällig  oder  convertirbar  und  sind 
dieselben  daher  nicht  als  ein  ernstliches  Hinderniss  für  die  Rückkehr  zur 
Baarzahlung  anzusehen.  Mit  Bezug  auf  die  Einlösung  dieser  Noten  und  die 
Art  und  Weise  derselben  kann  selbstverständlich  keine  grosse  Meinungs- 
verschiedenheit herrschen.  In  Bezug  auf  Verminderung  des  Papiergeldes 
aber,  und  welche  von  beiden  Arten  des  Papiergeldes  —  Bundesschatzamts- 
Noten  oder  National-Banknoten  —  in  ihrer  Circulation  zu  beschränken  seien, 
scheint  eine  Meinungsverschiedenheit  vorhanden   zu  sein. 

In  seinem  Bericht  vom  4.  December  1865  legte  der  Finanzminister  mit 
möglichster  Klarheit  seine  Ansichten  über  die  Papiervaluta  dar ,  sowie  über 
die  Nothwendigkeit,  Massregeln  für  die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  zu 
ergreifen.  Diese  von  ihm  vertretenen  Ansichten  wurden  vom  Repräsentanten- 
haus am  8.  December  1865  durch  die  Annahme  folgender  Resolution  (144 
gegen  6  Stimmen)  gebilligt. 

Beschlossen,  dass  dies  Haus  die  Ansichten  des  Finanzministers 
Betreffs  der  Nothwendigkeit  einer  Verminderung  des  Papiergeldes,  eine 
baldige  Wiederaufnahme  der  Baarzahlung,  soweit  dies  mit  den  Geschäfts- 
Interessen  des  Landes  vereinbar,  bezweckend,  vollständig  billigt;  und 
verpflichten  wir  uns  hiermit  zu  gemeinschaftlichem  Vorgehen  zur  bald- 
möglichsten Erreichung  dieses  Zieles. 
Unter  den  so  emphatisch  indossirten  Ansichten  waren  folgende  : 

Das  Recht  des  Congresses,  zu  allen  Zeiten  Geld  zu  borgen  und 
Schuldscheine  für  Anleihen  in  solcher  Form  zu  emittiren ,  wie  es  be- 
quem sein  mag,  ist  ausser  Frage ;  aber  seine  Befugniss,  Schuldscheine 
zur  Circulation  als  Geld  zu  emittiren  und  diese  Schuldscheine  zum 
gesetzlichen  Zahlungsmittel  zu  machen,  kann  nur  aus  dem  ungeschrie- 
benen Gesetz  hergeleitet  werden ,  welches  Alles  sanctionirt ,  w  as  die 
Repräsentanten    des  Volkes,    deren   Pflicht   es    ist,    das  Gouvernement 
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gegen  seine  Feinde  zu  vertheidigen ,  in  einer  grossen  Krisis  zu  thun 
für  nöthig  linden  mögen.  Die  jetzt  in  Kraft  befindlichen  »Legal-Tender- 
Gesetze"  waren  Kriegsmassregeln  und  obwohl  der  Minister  den  so- 
fortigen Widerruf  der  Bestimmungen,  welche  die  Ver.  Staaten  Noten  zum 
gesetzlichen  Zahlungsmittel  machten,  nicht  empfehlen  will,  ist  er  der 
Ansicht,  dass  sie  keinen  Tag  länger  in  Kraft  bleiben  sollten,  als  noth- 
wendig  ist,  um  das  Volk  in  Stand  zu  setzen,  sich  zur  Rückkehr  zum 
verfassungsmässigen  Courant  anzuschicken. 

Die  Grunde,  welche  zuweilen  dafür  geltend  gemacht  worden,  dass 
man  die  Ver.  Staaten  Noten  als  permanentes  Courant  beibehalten  sollte, 
sind  die  Ersparniss  von  Zinsen,  ihre  vollkommene  Sicherheit  und  ihr 
gleichmässiger  Werth. 

Die  Einwände  gegen  eine  solche  Politik  sind,  dass  das  Papiergeld 
des  Landes  elastisch  sei,  zunehmen  und  abnehmen  sollte,  je  nach  den 
Bedürfnisssn  des  legitimen  Geschäftes,  während  es,  wenn  von  der 
Regierung  geliefert,  sich  sehr  wahrscheinlich  mehr  nach  den  Bedürf- 
nissen des  Bundes-Schatzes  oder  den  Interessen  von  Parteien,  als  nach 
den  Erfordernissen  des  Handels  und  Geschäfts  richten  würde.  Ausser- 
dem würde  ein  permanentes  Regierungs-Papiergeld  der  Sparsamkeit  der 
Regierung  sehr  im  Wege  stehen  und  der  im  Besitz  der  Regierung  be- 
findlichen Partei  eine  Macht  verleihen,  für  deren  Anwendung  zu  anderen 
Zwecken,  als  denen  des  ölfentlichen  Wohles,  eine  starke  Versuchung 
vorliegen  möchte.  Ueberhaupt  würde  die  Courant-Frage  beständig  als 
eine  politische  Frage  vor  dem  Volke  bleiben ,  was  dem  Geschäfte  so 
nachtheilig  sein   müsste,  wie  wenig  andere  Dinge. 

Während  daher  der  Minister  der  Ansicht  ist,  dass  ein  sofortiger 
Widerruf  der  auf  das  gesetzliche  Zahlungsmittel  bezüglichen  Bestim- 
mungen der  erwähnten  Gesetze  unweise  sein  würde,  da  es  wahrschein- 
lich das  legitime  Geschäft  des  Landes  nachtheilig  afficiren  müsste,  von 
dessen  Prosperität  die  Wohlfahrt  des  Volkes  und  die  Revenuen  ab- 
hängen, welche  zur  Erhaltung  des  National -Credits  nothwendig  sind, 
da  jenes  ferner  ungerecht  wäre  gegen  die  Inhaber  der  Noten  ,  glaubt 
er  auf  der  andern  Seite,  dass  nicht  allein  diese  Bestimmungen,  sondern 
die  ganzen  Gesetze  als  nur  temporär  angesehen  werden  sollten,  und 
dass  mit  der  Zurückziehung  der  Noten  ,  welche  unter  diesen  Gesetzen 
emittirt  wurden ,  sofort  begonnen  und  sorgsam  und  beharrlich  fort- 
gefahren werden  sollte,  bis  alle  zurückgezogen  sind. 

Die  Schnelligkeit,  mit  welcher  die  Regierungs-Noten  zurückgezogen 
werden  können,  wird  von  der  Fähigkeit  des  Ministers,  Securitäten  zu 
veräussern,  abhängen.  Die  Einflüsse  der  Fundirung  auf  den  Geldmarkt 
werden  die  rasche  Einziehung  der  Noten  zur  Genüge  verhindern.  Der 
Minister  glaubt  indessen,  dass  ein  entschiedener  Schritt  zur  Verminderung 
des  Papiergeldes  nicht  allein  eine  ölfentliche  Nothwendigkeit  ist,  sondern 
dass  dadurch  die  allgemein  vorhandenen  Befürchtungen  rasch  werden 
beseitigt  werden,  dass  durch  eine  solche  Politik  Geld  knapp  und  die 
Prosperität  des   Landes  werde  vermindert  werden. 

Es  ist  eine  feststehende  Tliatsache,  welche  der  Aufmerksamkeit  keines 
intelligenten  Beobachters  entgangen  ist,  dass  die  Nachfrage  nach  Geld 
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(in   Folge    des  Steigens  der  Preise)  mit   seinem  Vorrath  zunimmt    und 
dass   diese   Nachfrage    nicht    selten    am    stärksten    ist,    wenn    die  Ver- 
mehrung   dos   Piipicrgoldes    ihren   Ciilminationspunkt    erreicht   hat.      Da 
Geld    ein    uriprolitalthr  Artikel    ist,    wenn    man    es   fest    hiilt,    so   wird 
sehr  wenig  aus  dem  activen  Gehrauch  ziiriickgcliallen  und  i'rcise  steigen 
im    Verhältniss   zu   seiner  Zunahme;   auf  der   andern  Seife   reducirt   eine 
Reduction  dcsselhen   Preise,    und  sowie   Preise   zuriickgehen ,    lässt   die 
Nachfrage   nach,  so  dass  —   paradox  wie  es   klingen   mag  —  eine  Ver- 
minderung   des    Papiergeldes    in    der    Thal    seinen    Vorrath    vermehren 
dürfte. 
Nachdem    der  Finanzminister  diesen   Gegenstand    ausführlich   hesprochen, 
und   seine  Ansichten   durch   Bezugnahme   auf    die   Erfahrung   des  Landes   unter 
früheren  Perioden ,    wo   ein   Uchermaass    des   Papiergeldes   vorhanden ,    unter- 
stützt,  schliesst  er  seine   Bemerkungen  wie   folgt: 

«Reiflichste    Ueberlegung    daher    bestätigt    die   Richtigkeit    der    vor- 
gelegten  Ansichten.      Ruhte    das   Geschäft    des   Landes   auf  einer  festen 
Basis,   oder  könnte   die  Gewährung  des  Credits   an  weiterer  Ausdehnung 
gehindert   werden,  dann   hätte  man   in   dieser  Beziehung  weniger  Grund 
zu  Befürchtungen.    Dies   ist  aber  nicht  der  Fall.     Das  Geschäft  befindet 
sich   in    keiner  gesunden   Lage,    es    ist    speculativer  Natur,    fieberisch, 
ungewiss.      Jeder    Tag ,    der    bis    zum    Beginn    der    Verminderung    der 
Papiergeld  -  Circulation    verfliesst,    vermehrt    die  Schwierigkeit,    einem 
finanziellen  Zusammenbruch  vorzubeugen.    Preise  und  Creditverhältnisse 
werden   nicht  so  bleiben,  wie   sie   sind.    Steigen   oder  Fallen   muss  ein- 
treten   und   ohne   die  controlirende   Macht  des  Congresses  ist  eine   Ab- 
nahme nicht  wahrscheinlich." 
Diese   Ansichten    wurden    nicht    nur    von    dem  Repräsentantenhause  ge- 
billigt,  sondern  schienen  damals  auch   in   dem  Herzen  des  Volkes  Wiederklang 
zu    finden.      Am    12.  April   1866    empfing    der    Finanzminister    die  Befugniss, 
10  Millionen  Papiergeld  innerhalb   6  Monaten   nach  Passirung  dieses   Gesetzes 
einzuziehen   und  von   diesem   Zeitpunkt    an   nicht    mehr    als   4  Millionen   mo- 
natlich.    Dieser  Vorbehalt,    weit  davon  entfernt,    ein  Aufgeben    der    Politik 
der   Contraction    anzudeuten,    gab    derselben   vielmehr    einen   festen   Halt   und 
volle   Sanction.      Diese    Politik    (obwohl    die    regelmässigen    monatlichen   Re- 
ductionen  aus  Gründen,  die  ihm  gerecht  erschienen,  nicht  immer  vorgenommen) 
hat  der  Finanzminister  befolgt  und    das   Resultat  war    ein    so    heilsames    und 
eine  Beibehaltung   derselben   würde   zweifelsohne  so  weise  sein ,    dass  er  es 
nicht  für  nöthig  halten   würde,   ein  Wort  zu  deren  Gunsten   zu  sagen,  wären 
nicht   Anzeichen    vorhanden ,    dass    die   Lehren    der  Vertheidiger  einer  unbe- 
grenzten und  daher  entwertheten   Valuta,    falls  nicht  widerlegt,  dazu  führen 
möchten ,  dieselbe  aufzugeben. 

Geld  nur  ein   Tauschmittel  —  ein  Werthmesser. 

Geld  ist  einfach  ein  Tauschmittel  und  ein  Werthmesser.  Als  Tausch- 
miltel  erleichtert  es  den  Austausch  und  wirkt  dadurch  nothwendigerweise  als 
ein  Stimulus  auf  die  Production.  Daraus  folgt  jedoch  nicht,  dass  Austausch 
erleichtert  und  Production  gesteigert  wird  im  Verhältniss  zu  seiner  Zunahme. 
Es    ist  ein  Werthmesser,    aber    es    schafft  nicht    nothwendigerweise  Werthe, 
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Es  ist  ein  unbedingt  nolhwendiges  Tauschmillel  im  Handel  zwischen  Indi- 
viduen sowie  zwischen  Nationen,  das  grosse  Reizmittel  zu  Unternehmungen 
und  Arbeiten  in  dem  weiten  Bereiche  menschlicher  Energie  und  Kunstfleisses; 
aber  so  gross  auch  seine  3Iacht  und  so  nothwendig  es  für  den  Fortschritt 
der  3Ienschheit  in  Civilisation  und  Bildung  auch  ist,  so  giebt  es  doch  Grenzen, 
über  welche  hinaus  sich  das  Volumen  desselben  nicht  ausdehnen  darf,  ohne 
an  seiner  Nützlichkeit  Einbusse  zu  erleiden.  Zur  Erleichterung  des  Aus- 
tausches und  zur  Feststellung  von  Werthen  ist  ein  gewisser  Betrag  noth- 
wendig; selbstverständlich  kann  derselbe  nicht  genau  bestimmt  werden,  aber 
Ueberfluss  oder  Mangel  an  Circulationsmitteln  wird  in  einem  Lande  ziemlich 
genau  durch  die  Lage  seiner  Industrie  und  seines  Handels  ansredeutet.  In 
allen  Ländern  ist  gerade  so  viel  Geld  nothwendig,  um  den  Unternehmungs- 
geist aufzumuntern,  Arbeitskräfte  zu  beschäftigen,  die  Mittel  für  einen  raschen 
Austausch  zu  verschaffen  und  nicht  mehr.  Sobald  aber  der  in  Circulation 
befindliche  Betrag  die  für  diese  Zwecke  nölhige  Höhe  überschreitet ,  wird 
diese  Thatsache  durch  ein  Darniederliegen  der  Industrie ,  ein  Steigen  der 
Preise  und  eine  Tendenz  zur  Speculation  angezeigt.  Namentlich  ist  dies 
dann  der  Fall,  wenn  ein  uneinlösbares  Papiergeld  zum  Werthmesser  gemacht 
wird,  insofern  es  zu  einem  gesetzlichen  Zahlungsmittel  (legal  tender)  ge- 
stempelt wird.  Münze,  das  Circulationsmittel  der  Welt,  nimmt  gehorsam 
dem  Gesetze  des  Handels  seinen  Weg  von  einem  Lande  in  das  andere,  wo- 
durch an  irgend  einem  Platze  eine  übermässige  Anhäufung  für  einen  längeren 
Zeitraum  unmöglich;  tritt  mit  diesem  Gesetze  die  Gesetzgebung  nicht  in  Col- 
lision ,  so  werden  die  Uebel  eines  übermässigen  Circulationsmittels  durch 
das  Gesetz  selbst  verhütet.  Eine  Zunahme  der  Circulationsmittel  über  jenen 
oben  genannten  nöthigen  Betrag  bringt,  allen  Erfahrungen  zufolge,  nicht 
nur  eine  Steigerung  der  Preise  hervor,  sondern  vermindert  die  Arbeit;  ge- 
münztes Geld  aber  nimmt  nothwendigerweise  seinen  Weg  von  dem  Lande, 
wo  es  im  Ueberfluss  vorhanden,  nach  andern  Ländern,  wo  Arbeit  mehr  im 
Schwünge  und  Preise  niedriger  sind,  um  wieder  zurückzufliessen ,  sobald 
eine  Ausgleichung  stattgefunden.  Dadurch  wird  gemünztes  Geld  nicht  nur 
zum  Regulator  des  Handels,  sondern  auch  zum  grossen  Stimulationsmittel 
für  Industrie  und  Unternehmungsgeist.  Dasselbe  gilt  von  einem  einlösbaren 
Papiergelde,  welches  durch  seine  Convertirbarkeit  sich  nicht  für  einen  längern 
Zeitraum  im  Uebermaass  anhäufen  kann ;  doch  gilt  das  seilen ,  wenn  über- 
haupt jemals  von  einem  nicht  einlösbareu  Papiergeld,  welches  nothwendiger- 
weise eine  locale  Circulation  hat  und  nicht  uneinlösbar  sein  würde,  wenn  es 
nicht  im  Uebermaass  vorhanden  wäre:  dadurch  aber  wiederum  ist  sein  Werth 
ein  schwankender  und  unsicherer.  Die  einzige  Ausnahme  von  dieser  Regel 
wäre  darin  zu  finden,  dass  man  die  Circulation  desselben  auf  die  absolut 
nothwendigen  Bedürfnisse  zur  Bestreitung  des  Staats-Etats  beschränkt.  Mag 
man  Gesetze  erlassen ,  welche  man  wolle ,  um  demselben  Credit  und  Werth 
zu  verleihen,  ein  uneinlösbares  Papiergeld  muss,  ausser  wenn  wie  oben  be- 
schränkt,  stets   eine   entwerlhcto    Valuta   sein. 

Der  Versuch,  einem  i'apiergeld  W(Mih  zu  verleihen,  indem  man  es  zu 
einem  gesetzlichen  Zahlungsmittel  inaclit,  wurde  von  don  Vor.  Staaten  nicht 
zuerst  gemacht.  Andere  .Nationen  haben  dasselbe  Experiment  und  im  All- 
gemeinen mit  denselben    nachtheiligen,    wenn    nicht  verderblichen  Resultaten 
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gemacht,  fn  der  That  hab(Mi .  mil  wenig  Ausnahmen,  Nationen,  die  mit 
einer  directen  Emission  von  l'apiery^eld  den  Xufumr  niaciiten.  mit  der  Emis- 
sion nicht  eher  aufj^ehort,  als  bis  sie  durch  dessen  vullstandit^e  Werlhlosig- 
keit  daran  verhindert  wurden.  Es  mag  keine  Gefahr  vorhanden  sein ,  dass 
dies  auch  bei  den  Ver.  Staaten  der  Fall  sein  würde  ;  aber  immer  liegt  Grund 
zu  Befürchtungen  vor,  so  lange  ein  uneinlösbares  und  entwerthetes  Papier- 
geld nicht  als  ein  Uebel  hetrachlet  wird  —  ein  Uebel,  das  nur  so  lange  zu 
ertragen  ist,  als  nolhwendig,  ohne  durch  dessen  Beseitigung  das  legitime 
Geschäft  stark  zu  beeinträchtigen.  .Nicht  ein  lösbares  und  entwerthe- 
tes, als  gesetzliches  Zahlungsmittel  anerkanntes  Papiergeld 
ist  eine  angenehme,  aber  de  m  o  r  a  I  i  si  re  n  d  e  Täuschung.  Es  ist 
angenehm,  da  es  in  ausreichendem  Maasse  vorhanden  und  da  es  durch  Schaffung 
scheinbaren  Wohlslandes  trügt;  es  ist  demoralisirend,  da  es  das  Volksbewusst- 
sein  mit  nicht  gehaltenen  Versprechungen  vertraut  macht.  Preise  für  Eigen- 
thum  aller  Art  in  den  Ver.  Staaten  stiegen  während  des  Kriegs  beinahe  um  das 
Dreifache,  aber  diese  Steigerung  war  hauptsächlich  eine  Folge  der  Zunahme 
an  Circulationsmitteln  und  war  thatsächlich  nur  ein  Anzeichen  für  deren  Ent- 
werthung.  Die  Kaufkraft  des  in  Circulation  befindlichen  Geldes 
wurde  in  gleichem  Verhaltniss  mit  seiner  Zunahme  vermindert. 
Der  Farmer  z.  B.  empfängt  drei  Dollars  für  einen  Bushel  seines  Weizens, 
aber,  mit  Ausnahme  für  Bezahlung  von  Schulden,  waren  diese  drei  Dollars 
für  ihn  von  keinem  grösseren  Werthe  als  ein  Dollar  vor  Suspension  der 
Baarzahlung.  Dasselbe  gilt  von  anderen  Arten  Eigenthum  und  vom  Arbeits- 
lohn. Die  Steigerung  war,  mit  der  Ausnahme,  wo  selbe  durch  vermehrte 
iNachfrage  hervorgerufen  wurde,  nur  eine  scheinbare  und  wesenlose.  Die- 
selbe Ursache  hält  Preise  jetzt  auf  ihrer  Höhe  und  wird  fortfahren ,  das  zu 
thun,  so  lange  sie  existirt,  aber  die  daraus  resultirenden  Vortheile  sind  nur 
imaginäre,  während  die  Uebel  positive  und  thalsächliche  sind.  Kein  ver- 
nünftiger Mann  wird  behaupten,  dass  sein  eigenes  Vermögen,  oder  das  Ver- 
mögen der  Nation  vergrössert  wird  durch  eine  Entwerthung  des  Werthmessers, 
Bach  welchem  es  bemessen  wird.  Wenn  die  Circulation  des  Papiergeldes 
der  Ver.  Staaten  innerhalb  des  nächsten  Jahres  verdoppelt  würde  und  Preise 
für  Eigenthum  ebenfalls  um  das  Doppelte  stiegen,  könnte  man  sich  einbilden, 
dass  der  wahre  Werth  des  Eigenthums  in  gleichem  Verhaltniss  gestiegen  sei? 
Oder  sollte  die  Circulation  in  dem  gleichen  Zeitraum  um  50  Procent  ver- 
mindert werden  und  die  Preise  im  Verhaltniss  weichen,  wäre  daraus  zu  folgern, 
dass  der  wahre  Werth  des  Eigenthums  in  gleichem  Maasse  abgenommen 
hätte?  In  dem  einen  Falle  würde  die  Valuta  in  gleichem  Verhaltniss  an 
Werth  verloren,  als  an  Circulation  gewonnen  haben,  in  dem  anderen  Falle 
würde  dieselbe  an  Werth  gewonnen  haben,  was  sie  an  Circulation  verlor. 
Steigen  und  Fallen  der  Preise  würde,  falls  andere  Gründe  nicht  dazwischen 
treten,  die  natürliche  Folge  des  vermehrten  oder  verminderten  Werthmessers 
sein  5  während  der  wahre  Werth   unverändert  bliebe. 

Nacht  heile   eines   u  neinlösbaren  Papiergeldes. 
Die   Vereinigten  Staaten  Noten   wurden   zu  einem  gesetzlichen  Zahlungs- 
mittel  und  gesetzlichen  Gelde   (legal  tender  and  lawful  money)  erklärt,  weil 
man  glaubte,   dass  dies  zur  Sicherung  ihrer  Circulation  nothwendig  sei.    Sieht 
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man  die  ersten  Debatten  im  Congress  über  diesen  Geg-enstand  nach,  so  wird 
man  bemerken  ,  dass  Diejenigen  ,  die  dessen  Emission  vertheidigten ,  sie  durch 
die  Nothwendigkeit  derselben  rechtfertigten.  Niemand,  der  zu  Gunsten  dieser 
Massregel  sprach ,  begünstigte  sie  principiell  oder  zögerte ,  Befürchtungen 
laut  werden  zu  lassen,  dass  üble  Folgen  daraus  entspringen  möchten.  Aber 
die  Regierung  war  in  Gefahr,  die  JNothwedigkeit  war  dringend,  sie  schien 
ein  Abweichen  von  gesunden  Finanz  -  Grundsätzen  zu  sanctioniren ,  wenn 
nicht  dem  Buchstaben  der  Constitution  gemäss  —  und  ein  nicht  einlösbares 
Papiergeld  wurde  gesetzliches  Geld  des  Landes.  Während  das  Vorgehen  des 
Congresses,  zur  Emission  dieser  Noten  autorisirend,  damals  ein  nothgedrungenes 
schien  und  ohne  Zweifel  von  einer  grossen  Majorität  des  Volkes  gebilligt 
wurde,  so  kann  jetzt,  nachdem  Erfahrung  uns  den  Weg  erleuchtet,  kein 
Zweifel  darüber  herrschen ,  dass  die  Befürchtungen  Derjenigen ,  die  diese 
Massregel  als  eine  nothwendige  befürworteten,  wohl  begründet  waren.  Wären 
sie  nicht  zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  erklärt  worden ,  so  würde  deren 
Circulation  die  Grenzen  nicht  überschritten  haben  und  die  Nationalschuld 
würde  zweifellos  Hunderte  von  Millionen  von  Dollars  geringer  sein,  als  sie 
ist.  Die  Emission  würde  sistirt  worden  sein,  ehe  ein  sehr  bedeutender  Be- 
trag in  Circulation  gelangte,  nicht  weil  die  Noten  thatsächlich  dadurch,  dass 
sie  kein  gesetzliches  Zahlungsmittel,  an  Werth  eingebüsst,  sondern  weil  deren 
Entwerthung  eine  augenfällige  gewesen  wäre.  Dadurch,  dass  sie  zu  gesetz- 
lichem Geld  erklärt  wurden ,  wurden  sie  als  Werthmesser  legalisirt  —  als 
Substitut  für  edle  Metalle  — ,  in  Folge  dessen  sofort  als  solche  angenommen 
und  in  Handels- Artikel  umgesetzt.  Gesetzlich  zum  Zahlungsmittel  gemacht, 
waren  sie  natürlich  bei  Denjenigen  beliebt,  die  Schulden  zu  bezahlen  oder 
Eigenthum  zu  verkaufen  hatten ;  sie  kosteten  nichts  und  schienen  scheinbar 
den  Werth  des  Eigenthums  zu  vergrössern ,  Mittel  für  speculative  Zwecke 
und  eine  erkünstelte  und  trügerische  Wohlhabenheit  zu  schaffen:  es  war  da- 
her ein  Zeichen  der  Weisheit  des  Congresses ,  dass  deren  Emission  sistirt 
wurde ,  ehe  die  Noten  vollständig  entwerthet  und  das  Geschäft  des  Landes 
in  unentwirrbare  Schwierigkeiten  gestürzt  war.  Trotzdem  jedoch  der  Emis- 
sion dieser  Noten  Einhalt  gethan  wurde  und  wir  dadurch  dem  Unglück,  wel- 
ches über  das  Land  hätte  hereinbrechen  müssen ,  falls  dies  nicht  geschehen 
wäre,  entgingen,  so  ist  es  doch  kaum  zu  bezweifeln ,  dass  die  Zuflucht  zur 
Emission  derselben  ein  Unglück  war.  Wäre  dies  Mittel,  Geld  zu  beschaffen, 
nicht  adoptirl  worden,  so  würden  unzweifelhaft  Obligationen  mit  schwerem 
Verlust  verkauft  worden  sein,  aber  die  Thatsache,  dass  dieselben  so  verkauft 
wurden,  würde,  ohne  den  Werth  der  Valuta  zu  verringern,  grössere  Spar- 
samkeit beim  Gebrauch  des  Erlöses  aus  denselben  nothwendig  gemacht  haben, 
während  der  Disconto  auf  die  Obligationen  kaum  die  thatsächliche  Entwer- 
thung der  Noten  unter  den  Goldwerth  überstiegen  haben  dürfte.  So  lange 
als  Noten  emittirt  und  Obligationen  mit  Agio  oder  zum  Fari-Cours  verkauft 
werden  konnten,  für  welche  das  Gesetz  Geld  machte,  war  eine  immerwährende 
Versuchung  zu  liberalen,  wvnw  nicht  unnölliigen  Ausgahen.  Wäre  Edel- 
metall als  Werthmesser  b<  ihchallen  worden  und  wären  Obligationen  mit  Dis- 
conto gegen  thatsächliches  Geld  verkauft  worden,  so  v  iirde  in  allen  Zweigen 
des  öffentlichen  Dienstes  eine  Sparsamkeit  gewaltet  haben  ,  die  leider  nicht 
beobachtet  wurde,  und  das  Land  wäre  von   den  Uebeln  verschont  geblieben, 
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welche  aus  der  Nichtachtung  des  grossen  internationalen  Gesetzes,  welches 
keine  Nation  ungestraft  verletzen  darf,  des  Gesetzes,  welches  Gold  und  Silber 
zu  dem  einzigen  wahren  W  eitlimesser  macht,  resullirten.  Die  finanziellen 
Uebelstände,  unter  denen  das  Land  seit  einigen  Jahren  leidet  (der  Gefahren, 
welche  in  der  Zukunft  drohen,  gar  nicht  zu  erwähnen),  mögen  grösstenlheils 
auf  die  directe  Emission  von  uneinlösharcm  Papiergeld  mit  den  gesetzlichen 
Attributen   des   Geldes    von   Seiten   der   Regierung-  zurückgeführt  werden. 

lieber  den  demoralisirenden  Einfluss  eines  nicht  ciiilösbaren  Hegierungs- 
Papiergeldes  sich  des  Weiteren  zu  verbreiten  ,  ist  überflüssig.  Er  drängt 
sich  unserer  Wiihrnehmung  täglich  auf  und  wir  können,  auch  wenn  wir 
wollten,  unsere  Augen  gegen  denselben  nicht  schliessen.  Die  Hegierung 
repudiirt  thatsächlich  ihre  eigenen  Obligationen,  da  sie  es  unterlässt ,  ihre 
Noten  ihrem  Ncnnwerthe  nach  einzulösen.  Diese  Noten  sind  auf  Verlangen 
an  den  Inhaber  in  Dollars  zu  bezahlen  und  keine  einzige  derselben  wird  so 
bezahlt.  Man  darf  nicht  erwarten  ,  dass  ein  Volk  ehrlicher  sei  als  die  Re- 
gierung, unter  der  es  lebt,  und  so  lange  die  Regierung  der  Ver.  Staaten 
sich  weigert,  ihre  Noten  ihrem  Nennwertlie  nach  einzulösen,  oder  wenigstens 
so  lange,  als  sie  unterlässt,  die  nothwendigen  Anstrengungen  zu  machen, 
um  dies  zu  thun ,  unterrichtet  es  thatsächlich  das  Volk  in  der  Irrlehre  der 
Repudiation. 

Die  finanzielle  Gesetzgebung  im  Allgemeinen ,  sowie  die  Verwaltung 
der  Finanzen  während  des  Krieges  gereichen  dem  Congress  und  den  an  der 
Spitze  des  Finanz -Jlinisteriums  stehenden  Männern  zur  höchsten  Ehre;  sie 
werden  von  Intelligenten  und  Unparteiischen  hier  wie  im  Auslande  bewundert. 
Wenn  sich  der  Fiuanzniinister  daher  in  unverblümter  Weise  über  die  Legal 
Tender  Noten  ausspricht,  so  wolle  man  das  nicht  so  auslegen,  als  ob  er 
sich  eine  herabsetzende  Kritik  erlaube.  Sein  Zweck  ist,  weder  zu  kritisiren 
noch  zu  verdammen,  was  geschehen,  sondern  seine  unerschütterliche  Ueber- 
zeugung  auszusprechen ,  dass  eine  Wiederholung  oder  Beibehaltung  dessen, 
was  durch  Erfahrung  sich  in  einer  einzigen ,  doch  wichtigen  Sache  als  ge- 
setzlicher Missgrifl'  erwiesen ,  Gefahr  mit   sich   führt. 

Sind  diese  hier  ausgeführten  Ansichten  die  richtigen,  so  kann  darüber 
kein  Zweifel  obwalten ,  dass  das  in  den  Ver.  Staaten  befindliche  Papiergeld 
noch  eine  übermässige  Circulation  hat,  dass  Legal  Tender  Noten  ein  Hinder- 
niss  sind  und,  wenn  deren  Circulation  nicht  verringert,  ein  Hinderniss  bleiben 
werden  für  die  Rückkehr  zu  einer  festen  Valuta. 

Widerlegung  oppositioneller  Ansichten. 

In  Opposition  gegen  diese  Ansichten  wird  von  manchen  intelligenten 
Leuten  der  Einwand  erhoben,  dass  das  Creditsystem  seit  dem  Jahre  1861 
sehr  beschränkt  worden ,  Verkäufe  grösstentheils  per  Cassa  gemacht  wurden 
und  ein  weit  grösserer  Betrag  von  Circulationsmitteln  erforderlich  sei,  als 
früher,  um  bei  geschäftlichen  Transactionen  nicht  beschränkt  zu  sein;  dass 
thatsächlich  in  den  Ver.  Staaten  kein  Uebermaass  an  Circulationsmitteln, 
sondern  dass  im  Gegeutheil ,  um  die  Ernten  an  den  Markt  zu  bringen ,  zu 
Unternehmungen  aufzumuntern  und  dem  Handel  neues  Leben  zu  verleihen, 
eine    Vermehrung    derselben    nolhwendig    sei.     Zum    Belege    der   Richtigkeit 
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dieser  Ansicht    stützt    man    sich    auf    i^die    Knappheit    des   Geldmarktes"    auf 
commerziellen   Plätzen   und   Geldmang-el  in   den   Ackerbau  -  Districten. 

Es  ist  unzweifelhaft  wahr,  dass  eine  Beschränkung-  des  Credits  den 
legitimen  Bedarf  an  Circulationsmitteln  gesteigert  haben  würde,  falls  nicht 
andere  Mittel  dazwischen  getreten  wären ,  um  diese  Wirkung  wieder  auf- 
zuheben. Solche  Mittel  sind  aber  dazwischen  getreten.  In  allen  Städten 
und  Ortschaften  im  ganzen  Lande  haben  Anweisungen  auf  Guthaben  in  Banken 
und  Wechsel  die  Stelle  von  Banknoten  grösstentheils  ausgefüllt.  Nicht  der 
fünfzigste  Theil  des  Geschäfts  in  grossen  Städten  wird  durch  thatsächlichen 
Gehrauch  des  Geldes  abgeschlossen  und  was  auf  das  Geschäft  der  Haupt- 
Handelsplätze  anwendbar,  gilt  in  gleichem  Verhältniss  auch  von  den  Städten 
und  Ortschaften  des  ganzen  Landes.  Ueberall  verrichten  Bank -Conti  und 
Wechsel  den  Dienst  von  Papiergeld  in  einer  weit  grösseren  Ausdehnung,  als 
dies  in  früheren  Jahren  der  Fall  war.  Ausgenommen  bei  Geschäften  mit 
der  Regierung,  im  Kleinhandel,  für  Bezahlung  von  Arbeitslohn  und  Steuern, 
für  Reisekosten,  den  Ankauf  von  Producten  aus  erster  Hand  und  als  Reserve- 
fond für  Banquiers  ist  Geld  kaum  eine  Nothwendigkeit.  Der  gesteigerte 
Gebrauch  von  Bank-Checks  und  Wechseln  stellt  das  Gleichgewicht  her  mit 
der  gesteigerten  Nachfrage  für  Geld,  die  aus  der  Beschränkung  des  mercan- 
tilen  Credits  resultirt.  Dass  Geld  gesucht  ist  und  volle  Zinsraten  bedingt, 
ist  wahr,  aber  dies  ist  kein  Beweis  für  den  Mangel  an  demselben.  Die 
Zinsraten  in  England  und  Frankreich  waren  selten  so  niedrig  als  während 
der  letzten  4  Monate  und  doch  war  für  commerzielle  sowie  industrielle  Zwecke 
Geld  oft  nur  schwer  anzuschaffen.  Die  durch  Speculation  hervorgerufene 
Reaction  oder  Ueber-Production  der  Fabrikanten ,  vereint  mit  Befürchtungen 
politischer  Verwickelungen  haben  das  Geschäft  schleppend  und  verlustbringend, 
Capitalisten  aber  vorsichtig  und  ängstlich  gemacht.  So  war  in  jenen  Ländern 
die  Geldabundanz  niemals  grösser  und  doch  scheinbar  Geld  niemals  knapper. 
Der  scheinbare  3Iangel  in  den  Ver.  Staaten  ist  eine  Folge  der  hohen  Preise, 
des  unsicheren  Werthes  und  der  Stille  im  Geschäft.  Geld  wird  durchaus 
nicht  abundant  durch  eine  Zunahme,  oder  knapp  durch  eine  Abnahme  seines 
Volumens.  Das  Gegentheil  dürfte  wahrscheinlicher  sein,  namentlich  wenn, 
wie  dies  gewöhnlich  der  Fall  ist,  hohe  Preise  eine  Folge  der  Speculation 
sind  und  Leben  im  Wechselmarkt  verhindern.  Geld  ist  gegenwärtig  gesucht, 
nicht  so  sehr,  um  die  Feldfrüchte  an  den  Markf  zu  bringen,  sondern  sie 
zurückzulialfen  —  nicht  dieselben  zu  massigen  Preisen  in  den  Bereich  der 
Consumenten  zu  bringen,  sondern  sie  so  lange  aus  dem  Markt  zu  halten, 
bis  ein  grosser  Avanz  im  Preise  elablirt  ist.  Lassl  die  grossen  Stapelproducte 
des  Landes  herankommen  und  zum  Markti)rcise  verkauft  werden,  zu  solchen 
Preisen,  die,  während  sie  dem  Producenten  den  gebührenden  Gewinn  lassen, 
Consum  und  Export  steigern  werden,  —  lasst  Cr-pitalisten  sicher  sein,  dass 
der  Fortschritt  zur  Erreichung  einer  festen  Valuta  ein  ununterbrochener  — 
und  Geld,  welches  man  jetzt  für  knapp  hält,  wird  sich  als  abundant  erweisen. 
Das  thatsächliche  iesitime  Geschäft  des  Landes  ist  nicht  grösser,  als  es  im 
Jahre  1860  war,  als  dreihundert  Millionen  Gold  und  Banknoten  für  ein  hin- 
reichendes Circuiationsmittol  gehalten  wurden  und  als  eine  Vermehrung  um 
fünfzig  Millionen  für  übermässig  galt.  In  fast  sämmtlichen  Ackerbau-Districten 
der  Ver.  Staaten  wurden  während  des  vergangenen  Jahres  grosse  Klagen   über 
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Knappheit  an  Geld  laut  iiiul  doch  ffab  es  ausser  Wolle  kein  einziges  Affricultur- 
Product,  welches  dascilbst  nicht  mehr  als  nut/hrinjirenden,  wenn  nicht  exor- 
bitanten Preisen  iNehmer  j^elunden  hatte.  iNicht  an  Geld  fehlte  es  in  jenen 
Dislriclen ,  sondern  an  Produclen  zum  Auslausch.  Die  harten  Zeiten,  über 
welche  man  klagte,  waren  eine  Foltfe  kleiner  Ernten  und  nicht  eines  Mangels 
an  Circulationsmitteln.  Für  den  Farmer,  der  wenig  zu  verkaufen,  aber  viel 
zu  kaufen  hatte,  wäre  eine  Vermehrung  der  Circulationsmiltel  zum  Schaden 
ausgeschlagen,  eine  Beschrankung  derselben  aber  hatte  ihm  zum  .Nutzen  ge- 
reicht. Und  doch  ist  gerade  von  Leuten  in  diesen  Verhallnissen  die  l'olilik 
der  Contraclion  so  verdammt  worden,  wie  dies  in  gleicher  Weise  nur  von 
den  Actien -Speculanten   geschah. 

Nächst  der  Fondsbörse  der  Handels-Metropole  war  die  Opposition  gegen 
die  Politik  der  Contraction  am  entschiedensten  in  den  Gegenden ,  wo  die 
Bevölkerung  in  Folge  einer  kleinen  Frnte  weniger  prosperirte.  unglücklicher- 
weise war  in  denselben  Gegenden  die  Ernte  abermals  unzureichend  und  die 
Forderung,  nicht  nur  die  Verminderung  des  Papiergeldes  zu  sisliren,  sondern 
noch  einer  Vermehrung  desselben,  mag  von  dort  dringender  werden,  als 
jemals  früher.  Diesem  Verlangen,  es  komme  woher  und  werde  unterstützt, 
von  wem  es  wolle,  sollte  der  Congress,  nach  der  Ansicht  des  Finanzministers, 
unbeugsamen  Widerstand   leisten. 

Eine  Vermehrung  des  Volumens  des  Papiergeldes  zu  dem  Zwecke,  dem 
Lande  Erleichterung  zu  gewähren,  liiesse  den  KrankheitsstoiV  vermehren,  um 
die  Krankheit  zu  heilen.  Die  Verminderung  für  dieses  Jahr  zu  sisliren, 
hiesse  nur  den  Weg  bahnen  zur  Vermehrung  der  Circulalion  im  nächsten. 
Sobald  aber  die  Politik  der  Contraction  zu  dem  Zwecke  einer  Wiederauf- 
nahme der  Baarzahlung  aufgegeben  werden  sollte,  dann  steht  zu  befürchten, 
dass  der  Forderung  für  eine  Vermehrung  desselben  kein  Widerstand  zu  leisten 
mehr  möglich  und  dass  das  Land  dem  Staalsbanquerolt  entgegeneilt.  —  Gold 
muss  früher  oder  später  als  Werthmesser  wieder  hergestellt  werden.  Ob 
dieses  erreicht  werden  soll  dadurch,  dass  man  das  Papiergeld  im  Werthe  hebt 
durch  eine  Verminderung  des  Volumens,  oder  im  Werthe  herabsetzt  durch 
eine  Vermehrung  des  Volumens,  bleibt  dem  Congress  zur  Entscheidung  über- 
lassen. Dass  diese  Frage  eine  rasche  und  weise  Lösung  finden  wird,  darüber 
zu  zweifeln  ist  dem  Finanzminister  nicht  gestattet.  Auf  dem  richtigen  Wege 
wurde  im  verflossenen  Jahr  einiger  Fortschritt  gemacht,  doch  leiden  die 
Ver.  Staaten  noch  immer  an  einer  Geld-Plethora.  Wäre  dies  nicht  der  Fall, 
wie  ist  es  möglich,  dass  Gold  auf  etwa  40  °/o  Agio  über  Legal-Tender-Nolen 
steht?  —  dass  ein  hoher  Tarif  sich  als  machtlos  erwiesen  bat,  um  übermässige 
Importation  zu  verhindern ,  —  dass  Capitalisten  zögern ,  welchen  Gebrauch 
sie  von  ihrem  müssig  liegenden  Capital  machen  sollen?  —  dass  das  Geschäft 
speculativer  Natur  und  ein  unsicheres?  —  dass  die  Aufbringung  der  Kosten 
des  Lebensunterhalts  Tausende  in"s  Verbrechen  treibt  und  Unehrlichkeit  ent- 
schuldbar macht,  während  ehrliche  Leute  von  massigen  Mitteln  unwillig  und 
mit  Recht  darüber  klagen ,  dass  sie  jetzt  nicht  mehr  von  den  Einkünften 
leben  können,  die  ihnen  früher  ein  anständiges  Auskommen  sicherten?  Geld 
mag  müssig  liegen ,  aber  es  ist  nicht  knapp.  Sein  Müssigliegen  ist  that- 
sächlich  eine  Folge  seines  unsichern  Werthes.  Bei  einem  Circulationsmiltel, 
welches  heule  mit  30  ^o  discontirt   wird,    welcher  Disconto    sich    innerhalb 
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des  nächsten  Jahrs  durch  eine  Aenderung  der  Politik  auf  60  "/o  steig-ern 
kann,  mit  welcher  Sicherheit  kann  der  Geschäftsmann  sich  in  Unternehmungen 
einlassen,  die  auf  die  Zukunft  irgend  angewiesen  und  welche  nothwendig 
sind,  um  die  schlummernden  Hilfsmittel  des  Landes  zu  entwickeln?  Lasst 
den  Papier-Dollar  wahrer  Repräsentant  des  Gold-Dollars 
sein.  Lasst  unternehmende  Capitalisten  die  Sicherheit  haben,  dass  der  Weg 
zur  Rückkehr  der  Baarzahlung  geebnet,  und  der  geschäftliche  Verkehr  wird 
einen  Aufschwung  nehmen ,  der  alle  Klagen  über  Knappheit  des  Geldmarkts 
verstummen  machen  wird. 

Warum   die  Circulation   der  iXational-Bank-iVoten   nicht  zu 

vermindern. 

Giebt  man  also  zu ,  dass  die  Circulation  des  Papiergeldes  eine  über- 
mässige,  so  entsteht  die  Frage,  warum  eine  Contraction  nicht  die  Noten 
der  National- Banken  statt  die  Bundesnoten  trifft  und  so  der  Regierung  ein 
grosser  Zinsgenuss  zu  Gute  kommt.  Diese  Frage  wurde  indirect  schon  be- 
antwortet, doch  erheischt  deren  Wichtigkeit  ein  näheres  Eingehen  auf  die- 
selbe. —  Vor  dem  Jahre  1863  wurden  Bank -Institute,  mit  Ausnahme  der 
Bank  of  the  United  States ,  von  den  Staaten  creirt  und  waren  nur  der  Au- 
torität des  Staates  unterworfen;  es  waren  Staats-Institute,  über  welche  die 
General-Regierung  keinerlei  Controle  hatte.  Das  Recht  der  Staaten,  Banken 
zu  creiren  und  die  Leitung  derselben  zu  überwachen,  war  ein  so  altes,  dass 
kein  Dazwischentreten  des  Congresses,  keine  Entscheidung  der  Gerichtshöfe, 
die  sich  gegen   die  Constitutionalität  desselben   ausspräche,   befürchtet  wurde. 

Bald  nach  Beginn  des  Krieges  leuchtete  es  ein,  dass  ein  Steuersystem 
für  den  Unterhalt  der  Regierung  und  Aufrechterhaltung  ihres  Credits  ein- 
geführt werden  müsse,  und  dass  dies  die  Nothwendigkeit  eines  nationalen 
Papiergeldes  von  gleichem  Werthe  und  unbezweifelter  Sicherheit  involvire. 
Um  diesem  Bedürfniss  abzuhelfen  (Ver.  Staaten  Noten  wurden  damals  nur 
als  ein  temporäres  Aushilfsmittel  angesehen)  wurde  das  National-Bank-System 
in's  Leben  gerufen,  nicht  um  die  Staatsbanken  zu  vernichten  oder  deren  Ge- 
schäfte zu  beeinträchtigen,  sondern  durch  dasselbe  eine  permanente  nationale 
Banknoten-Circulation  zu  schaffen.  Wäre  eine  Vernichtung  der  Staatsbanken 
oder  die  Einführung  einer  Controle  seitens  der  Federal -Regierung  damals 
als  Zweck  angegeben  worden,  so  würde  das  System  niemals  adoptirt  worden 
sein.  Ein  solciier  Zweck  wurde  aber  weder  von  seinen  Verfechtern  ein- 
gestanden noch  auch  beabsichtigt,  andererseits  aber  auch  von  den  Banken 
nicht  geahnt.  Mit  jenem  Patriotismus,  der  ein  so  glänzendes  Merkzeichen 
des  nördlichen  Volkes  ,  gaben  die  Actionäre  der  Staatsbanken,  auf  Ersuchen 
der  Regierung,  die  grösseren,  von  ihnen  unter  den  Staatsgesetzen  genossenen 
Privilegien  auf  und  leisteten  in  Verbindung  mit  neuen,  unter  diesem  Gesetz 
organisirten  Banken  wirksame  Unterstützung  bei  Negociation  der  öffentlichen 
Anleihen  und  bei  Wahrung  des  öll'entlirlien  Credits.  Gegen  alle  Banksysteme, 
die  eine  Noten -Circulation  gestalten,  lassen  sich  gewichtige  Einwendungen 
erheben  und  wenn  in  den  Ver.  Staaten  keine  existirton,  würde  der  Finanz- 
minister Bedenken  tragen,  selbst  das  Vollendetste,  was  erdacht  worden  ist, 
zur  Annahme  zu  empfehlen  oder  gut  zu  heissen.  Die  jetzt  in  Betracht  zu 
ziehende  Frage  aber  ist  jedoch  nicht,  ob  Zettelbanken  zu  organisiren,  sondern 
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ob  (las  National-Banksystcm  aufreclit  zu  orhalten.  Bei  der  g-e^-enwärlieen  Lage 
des  Landes  und  tni(  Hücksiclil  auf  diu  Be/,ieliuneen,  in  denen  .Nuliunul-Uunken 
zu  der  Heyieriinü  stellen  (iiierliei  den  Punkt  {^ei^ebener  Verspiecliunf^en  j^anz 
if^norirend),  kommt  der  l-inanzminister  ohne  Scliwierig'keit  zu  dem  Schlüsse, 
dass  dieselben  aufrecht  erhallen  werden  sollten.  Sie  sind  mit  allen  Zweigen 
des  Verkehrs  so  innig  verflochten  und  sind  so  direet  an  dem  Credit  der 
Regierung-  betheiligt,  dass  sie  nicht  aufgehoben  werden  könnten,  ohne  das 
Land  in  llnanzielie  Schwierigkeiten  zu  stürzen  ,  denen  es  ge<jenwörlig  nicht 
gewachsen  ist.  Zu  einem  günstigem  Zeitpunkte,  wenn  die  Union  völlig 
wieder  hergestellt  ist  und  alle  Staaten  zu  ihrem  frühem  Wohlstand  wieder 
zurückgekehrt  sind ,  mag  es  vielleicht  vom  Congress  für  weise  gehalten 
werden,  in  Betracht  zu  ziehen,  ob  man  nicht  auch  ohne  das  National-ßank- 
system  fertig  werden  könnte.  Der  gegenwärtige  Zeitpunkt  ist  für  die  Er- 
örterung dieser  Frage  kein  günstiger.  Unsere  politische  wie  finanzielle  Lage 
ist  eine  zu  kritische,  um  ein  Vorgehen  zu  rechtfertigen,  welches  National- 
Banken  zwingen  würde,  ihre  Darlehen  einzufordern  und  ihre  Obligationen 
an  den  Markt  zu  bringen,  um  für  Einlösung  ihrer  iNoten -Circulation  die 
Mittel  zu  beschallen.  Conservative  Gesetzgebung  ist  jetzt  unumgänglich  nötliig. 
Das  V^olksbewusstsein  ist  zu  erregbar,  Geschäfte  zu  schwankend  und  die  po- 
litische Zukunft  zu  unsicher,  um  irgend  welche  finanzielle  Experimente  zu 
erlauben.  Das  iN'ational-Banksystem  hat  Alles  geleistet,  was  seine  Fürsprecher 
verlangten  und  mehr.  Es  hat  ein  Circulalionsmittel  goschatlen,  es  ist  wahr, 
ein  entwerthetes  gleich  den  Bundesnoten,  aber  dessen  Einlösung  über  allen 
Zweifel  gesichert,  und  welches  durch  die  ganze  Union  gleiche  Geltung  hat. 
Es  hat  Banknoten -Paniques  verhindert  und  Inhaber  von  Noten  vor  \  erlust 
geschützt.  Es  hat  dem  heimischen  W^echselmarkt  seine  Unterstützung  an- 
gedeihen  lassen  und  hat  die  Kegierung  mit  schätzbaren  Finanz-Agenten  ver- 
sehen. Wäre  es  nicht  adoptirt  worden,  so  würden  Staatsbanken  fortbestanden 
haben,  welche,  so  lange  man  es  geduldet  hätte,  das  Land  mit  Banknoten  ver- 
sehen hätten.  In  den  meisten  Staaten  waren  die  Banken  nicht  verpflichtet,  zur 
Sicherstellung  ihrer  Noten  Fonds  zu  hinterlegen,  und  in  den  Staaten,  wo 
eine  Sicherstellung  verlangt  wurde ,  war  keine  Grenze  für  die  zu  hinter- 
legenden Obligationen  bestimmt  und  folglich  auch  keine  Grenze  für  die  in 
Circulation  zu  setzende«  Noten.  In  andern  Staaten  gab  es  ausser  dem  Betriebs- 
Capital,  häufig  ein  fingirtes,  und  ausser  der  theilweisen  Haftbarkeit  der  Actien- 
Inhaber,  die  gemeiniglich  trügerisch  ist,  gar  keine  Sicherheit.  W^er  kann  die 
Ausdehnung  des  Schadens  bemessen,  welchen  Volk  und  Regierung  zu  erleiden 
gehabt  hätten,  falls  diesen  Staats-Instituten  ,  ohne  irgend  welche  andere,  als 
die  vom  Staat  geforderten  Beschränkungen,  erlaubt  gewesen  wäre,  während 
des  Krieges  das  Feld  zu  behaupten?  Da  alle  die  Baarzahlung  suspendirt  hatten 
und  dadurch  von  der  Nothwendigkeit ,  für  ihre  Solvenz  Beweise  zu  liefern, 
befreit  waren,  so  würden  Banken,  die  thöricht  oder  unrechtlich  geleitet  w  orden 
wären,  mit  klug  und  rechtlich  geleiteten  auf  gleicher  Stufe  gestanden  haben. 
Während  die  letztern  es  schwierig  gefunden  haben  würden,  ihre  Emission 
innerhalb  vernünftiger  Grenzen  zu  halten  wegen  der  ohne  Zweifel  an  sie  ge- 
stellten Forderung,  rückhaltlos  zu  emittiren,  um  die  Bedürfnisse  der  Regierung 
und  die  sich  steigernde  Nachfrage  nach  Geld  zu  befriedigen ,  würden  erstere 
mit  ihren  uneinlösbaren  Zahlungsversprechen  das  Land  überschwemmt  haben, 
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bis  Misslrauen  Panique  und  Panique  Untergang'  erzeugt  hätte.  Dass  das 
National- Banksystem ,  mit  seiner  limitirten  und  sicher  gestellten  Circulation 
und  seinen  einschränkenden  Bedingungen,  eine  finanzielle  Krisis  verhütet 
habe,  unterliegt  wohl  kaum  einem  Zweifel.  Deswegen  muss  man  ihm  volle 
Anerkennung  widerfahren  lassen  und  deswegen  und  aus  den  andern  angeführten 
Gründen  sollte  dasselbe  so  lange  aufrecht  erhalten  werden,  bis  ein  besseres 
System  gefunden  ist,  oder  bis  das  Land  in  einer  Lage  ist,  um  Zettelbanken 
gänzlich  entbehren   zu  können. 

Die  Gründe,  welche  zur  Unterstützung  dessen  aufgestellt  werden,  dass 
die  Banken  genöthigt  werden  sollen ,  ihre  Noten  zu  Gunsten  der  an  ihre 
Stelle  zu  setzenden  Noten  der  Regierung  einzuziehen ,  gehen  von  der 
Annahme  aus,  dass  in  einem  solchen  Falle  die  Regierung  achtzehn  Mil- 
lionen Dollars  ersparen  würde ,  welche  jetzt  als  Zinsen  den  Banken  ge- 
zahlt werden  müssen  und  denselben  zu  Gute  kommen.  Der  Minister  ersucht 
den  Congress  betreffs  dieses  Punktes  seine  Aufmerksamkeit  dem  beifolgenden 
Bericht  des  Comptrollers  of  de  Corrency  zu  schenken,  in  welchem  klar  dar- 
gethan  ist,  dass  die  proponirte  Substitution  von  Noten  der  Regierung  an 
Stelle  der  jetzt  circulirenden  Noten  der  Banken  jene  Ersparniss,  ja  überhaupt 
eine  Ersparniss  nicht  bewirken  würde.  Wenn  man  eine  Rechnung  mit  den 
Banken  aufstellen  und  in  derselben  diese  mit  den  Interessen  von  D.  300,000,000, 
sowie  mit  den  Verlusten  belasten  würde,  welche  durch  die  Fallissements  derer 
entstanden,  welche  zahlungsunfähig  geworden,  und  wenn  man  in  dieser  Rech- 
nung andererseits  sie  creditiren  würde  mit  den  Interessen  des  Betrages  der- 
jenigen Noten  der  Ver.  Staaten,  welche  sie  als  Reserve  an  der  Hand  halten 
müssen ,  sowie  ferner  mit  den  von  ihnen  an  die  Ver.  Staaten  und  an  die 
Einzel-Staaten  zu  zahlenden  Steuern  und  endlich  mit  der  Höhe  der  Provisions- 
gebühren ,  welche  bei  der  Transferirung  und  Auszahlung  öffentlicher  Gelder 
an  sie  nicht  zu  zahlen  waren  und  demnach  erspart  worden  sind,  so  würde 
eine  solche  Rechnung  klar  ergeben,  dass  die  Banken  den  Ver.  Staaten  gegen- 
über nicht  im  Debet  stehen.  Der  Minister  hat  jedoch  nicht  nöthig,  bei  diesem 
Punkte  länger  zu  verweilen,  da  selbst  dann,  wenn  durch  die  in  Rede  stehende 
Substitution  eine  Ersparniss,  die  der  Bezahlung  von  Zinsen  erzielt  werden 
sollte,  sein  Haupteinwand  gegen  jene  Substitution  nicht  erledigt  wäre.  Da 
der  Minister  die  Ausgabe  von  Noten  der  Ver.  Staaten  von  vornherein  für 
ein  Unglück  und  die  Aufrechthaltung  ihrer  ferneren  Circulation,  ohne  stätige 
Reduction  des  Umfangs  derselben  ,  als  einen  Uebelstand  gehalten  hat  und  er 
dieser  Ansicht  auch  noch  jetzt  ist,  so  ist  derselbe  ausser  Stande,  die  Noth- 
wendigkeit  einer  ferneren  Ausgabe  solcher  Noten  einzusehen  und  sich  Um- 
stände zu  vergegenwärtigen ,  welche  eine  solche  Massregel  rechtfertigen 
könnten.  Diese  entwertheten,  aber  mit  Zwangscurs  versehenen  Noten  stehen 
trotz  ihrer  bisher  veranlassten  Verminderung  der  Rückkehr  zur  Baarzahlung 
entgegen.  Sollten  dieselben  an  Stelle  der  Noten  der  Banken  denselben  im 
Verkehr  substituirt  werden ,  so  würde  der  Minister  und  das  Land  mit  ihm 
dies  als  eine  stillschweigende  Erklärung  auffassen,  dass  die  Wiederaufnalinie 
der  Baarzahlung  in's  Unendliche  aufgeschoben  werden  solle.  Wenn  die  jetzt 
ausstehenden  Noten  nur  in  monatlichen  Beträgen  von  vier  Millionen  eingezogen 
werden  würden ,  so  würde  der  ganze  zur  Zeit  im  Umlauf  sich  befindende 
Betrag  bald  so  weit  reducirt  sein ,  dass  er  im  Ernst  die  Wiederherstellung 
X.  14 
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eines  g'esiindcn  Wcrlhmessers  niclil  verzöL-ern  würde.  Wenn  jedoch  anderer- 
seits unter  iri^cnd  einem  Vorwande  oder  aus  iri^etid  einem  Grunde  die  Menge 
derselben  vermelirt  und  namentlich,  wenn  sie  zur  ausschliesslichen  l'apierg-eld- 
Circulalion  des  Landes  gemacht  werden  sollten^  so  wurde  ein  unrichtiger 
Werllimcsser  dauernd  etahlirt  und  die  Speculationssucht  angeregt  werden, 
die  Industrie  würde  verfallen  und  die  grosse  (iel'ahr  entstehen,  dass  nur  durch 
gewaltsam  operirende  Umstände  und  Verhältniss(!  die  (inanzielle  Wohlfahrt  des 
Landes  wieder  erlangt  werden  könnte.  Niemand  aber  kann  die  Wirkungen 
hiervon  auf  die  materiellen  Interessen  und  den  Credit  der  Nation  voraussehen. 
Der  Minister  wünscht  solche  gewaltsame  Operationen  zu  vermeiden  und  eben 
deshalb  kann  er  den  Vorschlag  ni(;ht  billigen,  den  circulirendcn  Noten  der 
Banken  solche  der  Kegierung  zu  substituiren  und  empfiehlt  er  vielmehr,  die 
bisherige  auf  Verminderung  der  Menge  des  umlaufenden  Papiergeldes  ge- 
richtete Politik  weiter  beizubehalten.  Seinem  ürtheile  nach  ist  die  Befürch- 
tung, dass  diese  Politik  der  Wohlfahrt  des  Handels  nachlheilig  sein  werde, 
unbegründet.  Das  legitime  Geschäft  hat  durch  die  Verminderung  des  Papier- 
geldes, welche  in  den  letzten  zwei  Jahren  stattgefunden  hat,  nicht  gelitten 
und  wird  dasselbe  durch  eine  fernere  Verminderung  auch  nicht  leiden,  wenn 
sie  verständig  und  so  ausgeführt  wird,  wie  es  erforderlich  ist,  die  edlen 
Metalle  wieder  in  Circulation  zu  bringen.  Dasjenige,  was  Handel  und  Wandel 
verlangt,  ist  eine  stabile  Valuta,  während  den  Ansprüchen,  welche  der  Unter- 
nehmungsgeist zu  machen  berechtigt  ist,  genügt  ist,  wenn  er  die  Garantie 
hat,  dass  er  durch  die  Unzuverlässlichkeit  des  Werthmessers  nicht  um  seinen 
wohlverdienten  Preis  gebracht  werden  wird.  Man  hört  diejenigen,  welche 
zugeben,  dass  wir  eine  mehr  als  ausreichende  Menge  Courant  haben,  häufig 
sagen,  dass  das  Land  jetzt  sich  nicht  in  der  Lage  befindet,  eine  weiter 
gehende  Verminderung  desselben  zu  vertragen,  dass  eine  Vermehrung  des- 
selben vielmehr  eine  Verminderung  bald  unnöthig  machen  werde  und  dass 
die  Bedürfnisse  des  Geschäfts,  wenn  man  dieses  nur  sich  selbst  überliesse, 
bald  so  anwachsen  würden ,  dass  dieselben  die  dreihundert  und  acht  und 
achtzig  Millionen  Ver.  Staaten  Papiergeld  und  die  jetzt  in  Noten  der  Banken 
ausstehenden  dreihundert  Millionen  nöthig  haben  werden.  Nichts  kann  aber 
trüglicher  sein  als  diese  leider  so  populäre  Idee.  Ein  uneinlösbares  Papier- 
geld ist  eine  finanzielle  Krankheit,  welche  das  Wachsthum  verhindert,  statt 
es  zu  befördern.  Dasjenige,  was  die  Speculationssucht  reizt,  drückt  auf  die 
Lust  zur  Arbeit.  Nur  Entfernung  der  Krankheit,  nicht  die  Erwartung,  dass 
der  Körper  des  Patienten  stark  genug  sein  werde ,  die  Krankheit  zu  über- 
winden und  eine  durch  diese  Erwartung  veranlasste  Verschleppung  der  Heilung 
kann  eine  gesunde  Entwickelung  sichern. 

Aufrechthaltung  des  National-Credits. 

Das  Nächste,  was  in  Verbindung  mit  einer  dauerhaften  Wiederaufnahme 
der  Baarzahlung  in  Erwägung  zu  ziehen,  ist  die  Erhaltung  des  öffentlichen 
Credits,  welche  durch  die  Nothwendigkeit  weiser  und  nicht  bald  heute  und 
bald  morgen  wechselnder,  unparteiisch  und  streng  ausgeführter  Steuergesetze 
bedingt  wird,  sowie  durch  Sparsamkeit  bei  den  öffentlichen  Ausgaben  und 
die  Anerkennung,  dass  die  Regierung  verpflichtet  ist,  ihre  Obligationen  in  dem 
Sinne  zu  bezahlen,  in  welchem  die  Ausgabe  derselben  veranlasst  worden  ist. 
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Die  BemerkuHgeu  des  Ministers  betreffs  der  Steuerangelegenheiten  müssen 
nothwendigerweise  in  diesem  Bericht  kurz  und  allgemein  gehalten  sein ,  da 
glücklicherweise  die  mitfolgenden  Berichte  der  Steuer-Commissarien  so  voll- 
ständig und  erschöpfend  sind ,  dass  er  sich  einer  eingehenden  Besprechung 
dieses  wichtigen  Gegenstandes  seinerseits  überheben  kann. 

Schutzzoll   und  Freihandel. 

Das  Besteuerungsrecht  gehört  zu  den  wichtigsten  Rechten  der  Regierungen. 
Es  ist  eine  der  schwierigsten  Aufgaben  der  gesetzgebenden  Gewalt,  wie  Steuern, 
ohne  auf  die  Entwickelung  der  Industrie  zu  drücken,  dennoch  in  erheblichem 
Umfange  erhoben  werden  können.  Die  Steuerlast  ist  unter  allen  Verhält- 
nissen eine  Last,  namentlich  aber  dann,  wenn  sie  vielfachen  und  öfteren 
Veränderungen  ausgesetzt  wird.  Es  ist  daher  von  Erheblichkeit,  dass  Steuer- 
gesetze stätig  seien  und  nicht  allzu  häufig  geändert  werden.  Es  soll  damit 
nicht  gesagt  sein ,  dass  gar  keine  Veränderungen  mit  ihnen  vorgenommen 
werden  sollen,  sondern  nur,  dass,  wenn  sie  auch  von  Ze.t  zu  Zeit  der  ver- 
änderten Lage  der  Verhältnisse  entsprechend  modificirt  werden ,  doch  die 
denselben  zu  Grunde  liegenden  Principien  so  weise  und  gerecht  sein  sollen, 
dass  dieselben  den  Gesetzen  einen  dauernden  Charakter  zu  verleihen  im  Stande 
seien.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich ,  dass  aus  den  häufigen  Veränderungen 
der  Tarifgesetze  der  Ver.  Staaten  eben  so  viel  Nachtheil  entstanden  ist  als 
aus  den  Fehlern  derselben.  Von  der  Zeit  an,  wo  der  Tarif  das  erste  Mal 
im  Jahre  1787  festgestellt  worden  ist,  bis  zu  der  letzten  Sitzung  des  Con- 
gresses  hat  jener  einen  ergiebigen  Gegenstand  der  Discussion  abgegeben, 
ohne  dass  zu  irgend  einer  Zeit  die  Politik  des  Congresses  in  Beziehung  auf 
Einfuhrzölle  als  definitiv  geregelt  betrachtet  worden  wäre.  Es  war  ein  fort- 
währender Kampf  zwischen  den  Vertheidigern  und  Gegnern  des  Freihandels 
und  des  Schutzzollsystems,  wobei  im  Allgemeinen  die  Ansichten  der  Schutz- 
zöllner überwogen.  Die  Tarife  der  Jahre  1816,  1824,  1828,  1842  und 
1861  trugen  alle  einen  bedeutenden  schutzzöllnerischen  Charakter;  die  aus 
den  Jahren  1833  und  1846  setzten  die  Zölle  nicht  unbeträchtlich  herab  und 
neigten  sich  mehr  freihändlerischen  Anschauungen  zu.  Die  Ansichten  der 
Parteien  waren  in  einem  so  hohen  Grade  getheilt,  dass,  obwohl  im  All- 
gemeinen stets  Schutzzölle  in  V^irksamkeit  waren,  Importeure  und  Fabrikanten 
niemals,  von  1789  an  bis  auf  den  heutigen  Tag,  eine  vernünftige  Garantie 
dafür  hatten ,  dass  die  bestehenden  Tarifgesetze  von  Dauer  seien  und  nicht 
plötzlich  und  wesentlich  verändert  werden  möchten.  Niemand  wird  bezweifeln, 
dass  die  Wirkung  dieser  wirklichen  oder  befürchteten  Veränderungen  in  hohem 
Grade  nachtheilig  für  das  Land  gewesen  ist  und,  wenn  dieselbe  einen  nicht 
geradezu  unheilvollen  Ciiarakter  angenommen  hat,  so  liegt  dies  nur  an  der 
Beweglichkeit  und  Bereitwilligkeit  der  Natur  des  amerikanischen  Volkes,  sein 
Geschäft  der  Politik  der  Regierung,  wie  dieselbe  auch  immer  sein  mag,  an- 
zupassen. Der  Grund,  weshalb  die  Tarifgesetze  so  häufig  gewechselt  haben, 
ist  der,  dass  keines  derselben  die  Erzielung  von  Slaats-Einnalinien  zum  Haupt- 
zweck gehabt  hat.  Wir  haben  in  den  Ver.  Staaten  bisher  nie  einen  aus- 
schliesslich nur  zu  Etatzwecken  bestimmten  Tarif  gehabt  und  das  ist  der 
Grund,  weshalb  wir  in  unseren  Tarifgesetzen  Stabilität  zu  vermissen  haben. 
Bis  zum  Jahre  1861  waren   die   aus  den  Einfuhrzöllen  gewonnenen  Einnahmen, 
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bei  allen  jenen  Tarifsätzen,  vollständijf  für  die  Ausgaben  der  Regierung  aus- 
reichend, weslialb  die  Fra^e,  weiche  jetzt  von  solchem  Interesse  ist,  auch 
eine  von  hervorragender  Bedeutung  nicht  war.  Bei  der  gegenwärtigen  finan- 
ziellen Lage  des  Landes  aber  haben  wir  bedeutende  Einnahmen  unumgänglich 
nötliig  und  deshalb  spielt  jetzt  bei  Festsetzung  des  Tarifs  die  Eintiahmefrage 
eine   Holle   von    hervorragender  Bedeutung. 

Der  Zolltarif. 

Als  die  Regierung,  wie  in  der  Zeit  vor  Ausbruch  der  Rebellion,  noch 
so  gut  wie  schuldenfrei  und  die  Staatsausgaben  unbedeutend  waren,  würde 
ein  den  Staatsbedürfnissen  gehörig  entsprechender,  reiner  Etat-Tarif  nur  ein 
sehr  niedriger  gewesen  sein.  Jetzt  aber,  wo  eine  drückende  Schuld  und 
grosse  Ausgaben  auch  grosse  Einnahmen  erheischen,  von  denen  ein  beträcht- 
licher Theil  für  mehrere  der  kommenden  Jahre  aus  den  Einfuhrzöllen  ge- 
nommen werden  müssen,  ist  es  kaum  denkbar,  wie  ohne  eine  ganz  über- 
mässige Einfuhr  ein  blosser  Etat -Tarif  mit  niedrigen  Ansätzen  geschaffen 
werden  könnte.  So  kann  es  kommen ,  dass  zufolge  der  Bedürfnisse  der 
Regierung  zugleich  den  amerikanischen  Fabrikanten  zufällig  und  ohne  specielle 
(stets  gehässige  und  unzuverlässige),  zu  ihren  Gunsten  veranlasste  Gesetz- 
gebung ein  Schutz  gewährt  wird,  welchen  sie,  wie  man  glaubt,  beanspruchen. 
Da  grosse  und  dauernde  Einnahmen  nur  insoweit  erzielt  werden  können, 
als  die  industrielle  Entwickelung  den  Druck  der  Besteuerung  verträgt,  so  ist 
auch  zweifelsohne  der  Tarif  der  beste  und  der  Entfaltung  des  nationalen 
Wohlstandes  am  wenigsten  nachtheilig,  welcher,  in  Uebereinstimmung  und 
Harmonie  mit  der  inneren  Besteuerung  stehend ,  von  Jahr  zu  Jahr  die  be- 
deutendsten Einnahmen  ergiebt.  Ein  hoher  Tarif,  welcher  die  Einfuhr  ver- 
kürzt oder  wichtige,  der  Inland -Besteuerung  unterworfene  Handels-  oder 
Industriezweige  bedrückt ,  kann  den  Einnahmeinteressen  des  Staats  ebenso 
ungünstig  und  für  die  Staatsbedürfnisse  ebenso  unzureichend  sein,  wie  ein 
niedriger  Tarif.  Der  gegenwärtige,  obwohl  er  ein  hoher  ist,  hat  sich  als 
ein  Schutztarif  nicht  bewiesen,  während  er  in  den  letzten  zwei  Jahren  eine 
reiche  Einnahmequelle  gewesen  ist.  Trotzdem  kann  man  ihn  einen  Etat- 
Tarif,  einen  solchen ,  dessen  Zweck  allein  die  Erzielung  von  Einnahmen  für 
die  Regierung  ist,  nicht  nennen.  Er  hat  zwar  den  amerikanischen  Fabri- 
kanten den  beabsichtigten  Schutz  nicht  gewährt,  hat  zwar,  weil  die  hohen 
Preise  in  den  Ver.  Staaten  die  Einfuhr  begünstigten ,  grössere  Einnahmen 
abgeworfen,  als  man  vermuthete.  Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  der  Tarif 
auch  dann  eine  so  ergiebige  Einnahmequelle  sein  würde,  w^enn  Geschäft  und 
Valuta  zu  natürlichen  und  gesunden  Verhältnissen  zurückgekehrt  sein  werden. 
Bald  Avird  die  Zeit  vorbei  sein,  wo,  wie  jetzt,  die  Ver.  Staaten  das  für 
den  Absatz  günstigste  Land  sind  und  sie  für  das,  was  sie  kaufen,  statt  mit 
Inlandproducten  mit  Bonds  bezahlen.  Um  den  gegenwärtigen  Tarif  zu  einem 
Etat -Tarif  zu  machen,  bedarf  derselbe  wesentlicher  Modificationen ,  welche 
jedoch  vernünftigerweise  nicht  gemacht  werden  können,  so  lange  das  Ge- 
schäft jener  Verwirrung  ausgesetzt  ist,  welche  das  uneinlösbare  Papiergeld 
verursacht.  Deshalb  empfiehlt  der  Minister  für  die  gegenwärtige  Sitzung 
nicht  eine  vollständige  Revision  des  Tarifs,  wogegen   einige  Punkte  in  dem- 
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selben  und  einige  hiermit  in  Verbindung  stehende  Angelegenheiten  schon 
jetzt  Berücksichtigung  verdienen. 

Die  Erfahrung,  welche  das  Departement  gemacht  hat,  weist  verschiedene 
Nachtheile  auf,  welche  bei  hohen  Tarifsätzen  und  wenn  solche  auf  der  ad 
valorem  Basis  beruhen,  mit  der  Erhebung  der  Zölle  verbunden  sind,  indem 
die  Zollerhebung  eine  mehr  oder  weniger  verwickelte  Verwaltungs-Maschinerie 
nöthig  macht,  sowohl  um  auswärts  die  Facturen  der  eingeführten  Waaren 
zu  prüfen,  als  auch  um  den  Werth  der  Waare  bei  ihrer  Ankunft  zu  unter- 
suchen und  festzustellen.  Allemal  muss  der  Facturenbetrag  mit  dem  allge- 
meinen Werth  der  Waare  auf  den  wichtigsten  Marktplätzen  des  Exportlandes 
verglichen  werden,  wobei  die  Schwierigkeit,  letzteren  Werth  zu  ermitteln, 
welche  dann  besonders  gross  ist,  wenn  die  Waare  express  zum  Zwecke  der 
Ausfuhr  fabricirt  worden  ist,  ungemein  verlockend  ist,  ohne  Gefahr  der  Ent- 
deckung den  Werth  zu  unterschätzen ,  während  ferner  auch  bei  den  hohen 
Tarifsätzen  die  Grösse  der  Verlockung  zum  Unterschleif  in  keinem  Verhält- 
nisse zu  der  Gefahr  der  Entdeckung  steht. 

Seit  dem  Erlass  des  Tarifgesetzes  vom  2.  3Iärz  1861  wurden  die  Zoll- 
beträge vieler  Artikel,  welche  von  1846  an  bis  dahin  ausschliesslich  ad 
valorem  festgestellt  worden  waren,  specifisch  normirt.  Dieses  letztere  System 
scheint  sich  wegen  der  Leichtigkeit,  mit  welcher  Art  und  Qualität  der  im- 
portirten  Waare  ermittelt  werden  kann ,  sowie  wegen  der  Gleichförmigkeit, 
welche  es  betreffs  der  Feststellung  der  Höhe  des  Zolles  in  den  verschiedenen 
Häfen  ermöglichte  und  insbesondere  auch  deshalb ,  weil  es  die  Möglichkeit 
betrügerischer  Ueberschätzung  ausschloss,  des  Beifalls  aller  anständigen  Handels- 
treibenden und  der  Zollhausbeamten  erfreut  zu  haben.  Ohne  die  ausschliess- 
liche Annahme  des  Systems  specifischer  Zollnormirung  zu  empfehlen,  erlaubt 
sich  der  Minister  dem  Congress  die  Erwägung  zu  unterbreiten,  ob  dieses 
System  nicht  passenderweise  wenigstens  auf  alle  diejenigen  Artikel  angewendet 
werden  dürfte ,  bei  denen  der  Zoll  einen  grossen  Theil  des  Waarenwerths 
repräsentirt  oder  bei  denen  der  ausländische  Marktpreis  grossen  Schwankungen 
ausgesetzt  oder  bei  denen  derselbe  aus  irgend  welchen  anderen  Gründen  nur 
mit  Schwierigkeit  zu  ermitteln  ist.  Der  Special- Steuer -Commissarius  wird 
in  seinem  Bericht  die  Resultate  seiner  Untersuchungen  darlegen,  aus  denen 
hervorgehen  wird,  in  welchem  Umfange  die  ad  valorem  Zölle  des  gegen- 
wärtigen Tarifs  in  correspondirende ,  speciflsche  Zölle  mit  Vortheil  umge- 
wandelt werden   können. 

Handelsbeziehungen    mit    Spanien. 

Unsere,  durch  die  Gesetze  vom  13.  Juli  1832  und  30.  Juni  1834  regu- 
lirten  Handelsbeziehungen  mit  Spanien  und  seinen  Colonien ,  namentlich  mit 
Cuba  und  Porto -Rico,  sind  seit  Jahren  die  Quellen  vieler  Verwickelungen 
gewesen  und  haben  vielfache  Discussionen  veranlasst.  Die  oben  erwähnten 
Gesetze  beabsichtigten  durch  Retorsionsmassregeln ,  durch  eine  Art  Zwang, 
eine  Ermässigung  des  übermässigen,  von  Spanien  bezüglich  seines  Colonial- 
Handels  adoptirlen  Schutzzoll-Systems  zu  erwirken.  Nicht  aber  nur,  dass 
diese  Gesetze  sich  nach  der  bezeichneten  Richtung  hin  als  vollständig  erfolg- 
los erwiesen  haben ,  die  Anw  endung  dcrseibiMi  bat  sieb  im  Gegcntheil  für 
unsere  Interessen  in  jeder  Beziehung  als  durchaus  nachtheilig  herausgestellt, 
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indem  hierdurch  der  drossle  Theii  des  Handels  von  Ciiha  und  Porto -Rico 
von  unseren  Märkten  nach  soIiImmi,  wo  eine  t^leirhe  P(»li(ik  iiieht  anjrewendet 
wird,  verdriinfrt  worden   ist. 

So  hat  das  Hetorsionssystem  unseren  SeliifTCahrts-Inferessen  keinen  Vor- 
theil  gebracht  und  ufisereii  Handel  sehr  umfänglich  benachlheiligt ,  einen 
Handel,  welcher,  in  Hiicksicht  auf  die  geographische  Lage  jener  Inseln  in 
unserer  Nähe,  den  grössten  Thcil  ihres  auswärtigen  Handels  repräsenliren 
sollte.  Die  Frage,  ob  nach  einer  gesunden,  erleuchteten  Politik  die  Wieder- 
aufhebung Avenigstens  des  Gesetzes  vom  Jahre  1834  nicht  geboten  sei? 
diirftc  sich  demnach  ernstlicher  Krwägung  empfehlen.  -Meine  \  orgänu^er, 
namentlich  Herr  Walker  und  Herr  Corwin,  haben  dem  Congress,  der 
erstere  im  Jahre  1849,  der  letztere  im  Jahre  1852,  verschiedentlich  bereits 
gleiche  Vorschläge  gemacht.  Die  Erfahrung  von  fünfzehn  Jahren  hat  die 
Ansichten  jener  Herren  vollständig  als   richtig  bestätigt. 

S  eh  iff  fah  r  t  s- I  n  te  r  ess  e    der    Vereinigten    Staaten. 

Die  in  einem  hohen  Grade  durch  den  Krieg  beschädigten  Interessen  der 
Schifffahrt  der  Ver.  Staaten  haben  sich  im  vergangenen  Jahre  noch  nicht 
erholt.  Unsere  Schiffs  -  Bauhöfe  stehen  mit  wenigen  Ausnahmen  leer.  Die 
unseren  Bedarf  übersteigenden  Inland- Producte  werden  auf  fremden  Schiffen 
nach  fremden  Ländern  transportirt.  Noch  heute  sieht  sich  der  3Iinister  ge- 
nöthigt,  die  Worte  seines  letzten  Jahresberichts  wiederholend,  zu  bekennen, 
j^dass  wir  mit  allen  unseren  Vortheilen  bei  Beschafliing  der  3Iaterialien ,  bei 
aller  unserer  allgemein  anerkannten  Geschicklichkeit  im  SchilFsbau,  mit  unserer 
Tausende  von  Meilen  langer,  mit  den  schönsten  Häfen  der  Welt  ausgestatteten 
Meeresküste  und  mit  unserer  Ueberschuss  -  Production ,  deren  Transport  eine 
grosse  Flotte  von  Fahrzeugen  verlangt  ,  welches  BedUrfniss  sich  von  Jahr 
zu  Jahr  steigert,  dass  wir  trotz  alledem  weder  mit  Vortheil  Schiffe  bauen 
noch  mit  englischen  Schilfen  beim  Transport  unserer  eigenen  Producte  con- 
curriren  können". 

Seit  Erstattung  des  letzten  Berichts  ist  eine  Veränderung  zum  Besseren 
nicht  eingetreten.  Im  Gegentheil,  es  sind  Anzeichen  vorhanden,  dass  die 
grossen  Schiffsbau-Interessen  der  östlichen  und  Mittelsfaaten  im  stätigen  Ver- 
fall sich  befinden  und  dass  in  Folge  dessen  die  Ver.  Staaten  nach  und  nach 
aufhören  werden,  eine  grosse  Seemacht  zu  sein.  Die  Rückkehr  zur  Baar- 
zahlung  kann  und  wird  viel ,  aber  nicht  Alles  thun  ,  um  diesem  Verfall  vor- 
zubeugen und  um  unseren  Schiffsbauhöfen  Avieder  grösseres  Leben  zu  ver- 
leihen. Die  zum  Schilfsbau  nöthigen  Materialien  müssen  in  der  Form  einer 
Zoll-Riickzahlungsberechtigung  von  der  Steuerzahlung  befreit  werden.  Sollte 
dies  aber  für  unpraktisch  erachtet  werden ,  so  möge  man  als  Ausgleichung 
gegen  die  Besteuerung  andere  Subventionen  gewähren.  Wenn  auch  dies  auf 
Widerspruch  stossen  sollte,  so  ist  es  zu  empfehlen,  alle  auf  die  Registrirung 
im  Auslande  erbauter  Schiffe  gelegte  Beschränkungen  aufzuheben,  so  dass 
das  Volk  der  Ver.  Staaten,  wenn  es  mit  Vortheil  Schiffe  nicht  bauen  kann, 
solche  wenigstens  da  kaufen  könne,  wo  sie  am  billigsten  zu  haben  sind.  Es 
ist  gewiss  unklug,  im  Gesetzcodex  ein  den  Handel  beschränkendes  Gesetz 
stehen  zu  lassen,  wenn  dasselbe  den  ZAveck,  für  welchen  es  erlassen  worden 
ist ,    nicht    mehr   erfüllt.     Die   Sache    ist   für   das   ganze    Land    von    grossem 
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Interesse,    welchem    sich    die    Aufmerksamkeit    des  Congresses    ernstlich   zu- 
wenden  sollte. 

Bericht    des    Special-Steuer-Commissärs. 

Seit  Vertagung-  des  neununddreissigsten  Congresses  hat  der  Special- 
Steuer-Commissarius ,  unter  Anleitung  des  Ministers,  einen  Theil  seiner  ihm 
von  seinen  vielfachen  Amtsgeschäften  übrig  bleibenden  Zeit  einem  persön- 
liclien  Studium  und  einer  persönlichen  Kenntnissnahme  und  Prüfung  der 
Steuersysteme  und  der  industriellen  Verhältnisse  Grossbritanniens  und  der 
ersten  Länder  Europas  gewidmet.  Das  Resultat  dieser  Untersuchunsjen  soll 
dem  Congress  baldigst  Übermacht  werden.  In  seinem  Bericht  wird  der  Com- 
missarius  das  Thema  betretfs  der  öffentlichen  Ausgaben  behandeln,  insoweit 
dies  auf  die  Frage  wegen  Herabsetzung  der  Steuern,  auf  die  gegenwärtige 
industrielle  Lage  und  die  jüngsten  Fortschritte  des  Landes,  auf  die  Höhe 
der  Arbeitslöhne,  der  Preise  für  Rohmaterialien  hier  und  auswärts,  auf  die 
Revision  des  Inlandsteuer  -  Systems  in  Beziehung  auf  Verwaltung  und  Be- 
steuerung und  auf  das  Verhältniss  des  gegenwärtigen  Tarifs  zur  Inland -In- 
dustrie von  Einfluss  ist.  Dieser  Bericht,  sowie  der  des  Commissärs  für 
Inland-Steuern,  welcher  dessen  Ansichten  betreffs  einer  nothwendigen  Herab- 
setzung einiger  besonders  lästiger  Accisesteuersätze  und  betreffs  der  Erzielung 
einer  wirksameren  Verwaltung  bei  Ausführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
darlegt,  ist  so  vollständig  und  geschickt  abgefasst,  dass  der  Minister,  wie 
bereits  angedeutet,  nichts  weiter  nöthig  hat,  als  diese  Berichte  der  Auf- 
merksamkeit des  Congresses   zu  empfehlen. 

Steuer    auf   Spirituosen. 

Die  Branntweinsteuer  ist  so  hoch,  dass  die  hierdurch  gebotene  Ver- 
suchung zur  Defraudation  einen  Grad  erreicht  hat,  welcher  auf  Fabrikanten 
und  Beamte  gleich  demoralisirend  einwirkt.  Selbst  in  einem  kleinen  Lande, 
wo  Anstellungen  im  Steuerfach  nur  durch  Verdienst  erlangt  werden  können 
und  Amtsvergehen  ebenso  prompt  wie  streng  bestraft  werden,  würde  es 
schwierig  sein,  eine  Steuer  von  zwei  Dollars  von  einem  Artikel  zu  erheben, 
dessen  Herstellungskosten  dreissig  Cents  für  erwähnte  Quantität  betragen. 
Desto  schwieriger  ist  dies  in  einem  Lande  von  der  Grösse  der  Ver.  Staaten, 
wo  politische  Rücksichten  die  Zulassung  zu  den  Amtsstellen,  wenn  nicht 
bestimmen,  so  doch  beeinflussen  und  wo  die  Kunst  und  Geschicklichkeit, 
die  Vorschriften  der  Steuergesetze  zu  umgehen,  nicht  zu  den  am  wenigsten 
ausgesprochenen  Charaktereigenthümlichkeiten  des  Volkes  gehören.  Der 
Minister  ist  nicht  der  Ansicht,  dass  die  Steuer  nicht  erhoben  werden  könne, 
er  steht  aber  nicht  an,  zu  behaupten,  dass,  wenn  der  jetzt  zum  Gebrauch 
bei  der  Steuer-Controle  angewendete  Meter,  dessen  allgemeine  Verwendung 
beim  Steuerdienst  zu  erwarten  ist,  den  Zweck  erreichen  solle,  den  durch 
ihn  zu  erreichen  man  erwartet,  eine  vollständige  und  gründliche  Erhebung 
einer  so  drückenden  Steuer  ganz  unmöglich  sein  wird,  falls  wir  nicht  besser 
befähigte  Steuerbeamte,  als  wir  jetzt  haben,  bekommen  sollten.  Die  An- 
sichten des  Sleuer-Commissarius  betreffs  dieses  Punktes  sind  besonderer  Be- 
achtung werth. 
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Sparsamkeil    eine    Nolhwendigkeit. 

Die  iNothwendigkeil  der  Sparsamkeit  bei  Verausgabung  öirentlicher  Gelder 
ist  unter  der  gegenwärtigen  linanzieilen  I-age  des  Landes  so  augenfällig,  dass 
es  der  Minister  wohl  nicht  nothig  hat,  seinerseits  noch  Bemerkungen  zu 
machen,  um  die  Aui'mcrksanikeit  des  Congrcsses  auf  diesen  Punkt  zu  lenken. 
Die  Steuerlast  drückt  schwer  auf  das  Volk.  Dasselbe  hat  das  Hecht,  zu  ver- 
langen und  es  verlangt  es,  dass  diese  Last  nicht  durch  unnöthige  Ausgaben 
vermehrt  werde.  Sparsamkeit  bei  der  Verwaltung  ölfeiillicher  Angelegen- 
heiten ist  bei  allen  Nationen  eine  seltene  Tugend  und  es  ist  ebenso  eigcn- 
thümlich  wie  wahr,  dass  gerade  diejenigen  Völker,  welche  tief  verschuldet 
sind  und  daher  am  meisten  einer  sparsamen  Verwaltung  sich  befleissijen 
sollten,  jene  Tugend  am  wenigsten  üben.  Dies  kommt  daher,  dass  die 
Conlrahirung  von  Schulden  gewöhnlich  und  beinahe  unvermeidlich  von  un- 
klugen, wo  nicht  gewissenlosen  Angaben  begleitet  wird  und  dass,  wenn 
sich  die  regierenden  Kreise  erst  einmal  an  Verschwendung  bei  Verwendung 
der  unter  ihrer  Controle  sich  befindenden  ölTentlichen  Gelder  gewöhnt  haben 
(was  stets  bei  kostspieligen  Kriegen  der  Fall  ist),  gehörige  Sparsamkeit 
nachträglich  ungemein  schwer  in  die  öfl'eniliche  Verwaltung  wieder  einzu- 
führen ist.  In  dieser  Weise  werden  die  Schulden  der  Nationen  chronisch 
und  selten  sind  die  Versuche,  sie  zu  verringern,  erfolgreich.  Wenn  die- 
selbe Sparsamkeit,  welche  vor  der  Contrahirung  der  Schulden  herrschte, 
nachträglich  ebenso  beobachtet  würde,  so  würden  die  Schulden  der  Nationen, 
anstatt  stationär  zu  werden  oder  zuzunehmen,  kleiner  werden  und  abnehmen. 
Es  ist  von  der  höchsten  Wichtigkeit,  dass  die  Schulden  der  N'er.  Staaten 
nicht  wie  die  der  meisten  anderen  Nationen  durch  böse  Gewohnheiten  per- 
manent werden,  deren  Entstehung  mit  der  Creirung  der  Schuld  zusammen- 
fällt. Die  Nationalschuld  ist  gross,  sie  ist  aber  glücklicherweise  noch  nicht 
chronisch  geworden.  Sie  wurde  unter  der  Nöthigung  eines  so  grossen  und 
bedeutsamen  Krieges  eingegangen ,  dass  man  in  der  Aufregung  des  Alles 
absorbirenden  öffentlichen  Interesses  die  Sparsamkeit  aus  dem  Gesicht  ver- 
lor. Sie  ist  unbestreitbar  von  einem  ganz  ungeheueren  Betrage,  die  Er- 
fahrungen der  vergangenen  zwei  Jahre  aber,  während  welcher  sie  unter  den 
ungünstigsten  Verhältnissen  bedeutend  vermindert  worden  ist,  müssen  auch 
den  Kaltblütigsten  überzeugen,  dass  wir  die  Schuld  noch  weiter  verringern 
können  und  dass  sie,  selbst  bei  reducirter  Steuerlast,  noch  im  Laufe  des 
gegenwärtigen  Jahrhunderts  bei  strenger,  durchgreifender  Sparsamkeit  gänz- 
lich getilgt  werden  könne.  Noch  ist  die  Verschwendung  nicht  so  einge- 
wurzelt, dass  an  ein  Besserwerden  nicht  zu  denken  wäre,  noch  ist  ein  Besser- 
werden möglich,  in  wenigen  Jahren  aber  schon  könnte  es  zu  spät  sein.  Ob- 
wohl es  für  den  Finanzminister  nicht  als  angemessen  erscheinen  könnte,  betreffs 
der  näheren  Art,  wie  Sparsamkeit  in  die  öffentliche  Verwaltung  einzuführen, 
Rathschläge  zu  ertheilen ,  so  erlaubt  er  sich  dennoch,  nachstehende  Vor- 
schläge zu  machen,  nämlich:  dass  die  Armee  auf  den  Friedensfuss,  dassl 
ebenso ,  soweit  es  der  Schutz  unseres  Handels  und  die  Erhaltung  unsererj 
Ehre  als  Seemacht  zulässt,  der  Marineetat  reducirt  werde,  dass  in  allen I 
Zweigen  der  Civil-Verwaltung  Einschränkungen  gemacht  und  keine  Zahlungen 
für  Schäden  geleistet  werden,  welche  die  unvermeidliche  Folge  des   Krieges 
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waren,  dass  an  Eisenbahnunternehniungen  nachträgliche  Subventionen  nicht 
gewährt  und  dass  nur  dann  Schenkungen  von  irgendwie  beträchtlichem  Um- 
fange gemacht  werden  sollen,  wenn  die  hierfür  erforderlichen  Beträge  durch 
eine  Special -Steuer  aufgebracht  werden. 

Wahrung    des    Staats-Credits. 

Der  öffentliche  Credit  wird  aber  nicht  allein  durch  angemessene  (adä- 
quate) Steuergesetze  und  Sparsamkeit  in  der  öffentlichen  Verwaltung  bedingt, 
er  beruht  auch  darauf,  dass  die  Verbindlichkeiten  nach  ihrem  Geiste  sowohl 
wie  nach  ihrer  Wortfassung  erfüllt  werden.  Ohne  dies  kann  weder  von 
einer  wirksamen  Verwaltung  der  Steuergesetze  noch  von  Sparsamkeit  bei 
den  Ausgaben  die  Rede  sein.  Nichts  als  absolute  Insolvenz  kann  eine  Nation, 
welche  ihre  Schulden  nicht  in  Gemässheit  der  zur  Zeit  ihrer  Contrahirung 
geltenden  Auffassung  bezahlt,  von  der  Infamie  der  Repudiation  erretten. 
Verletzt  eine  Nation  ohne  solche  Nöthigung  und  freiwillig  ihre  so  fest- 
stehende Verbindlichkeit,  so  wird  sie  bald  sich  in  die  Unfähigkeit  versetzt 
sehen,  ihre  Steuergesetze  in  Wirksamkeit  zu  erhalten,  eine  Folge  des  von 
ihr  selbst  gegebenen  Beispiels  und  die  Unfähigkeit,  die  Steuern  zu  erheben, 
wird  der  einzige  Grund  sein ,  wenn  sie  in  ihren  Ausgaben  sich  wird  ein- 
schränken und  dieselben  mehr  oder  weniger  wird  suspendiren  müssen.  Wie 
sehr  die  im  öffentlichen  Steuerdienst  herrschende  Demoralisation  dem  Um- 
stände zuzuschreiben  ist,  dass  die  Regierung  ihre  Legal-Tender-Nolen  nicht 
in  Gemässheit  der  darauf  verbrieften  Schuldverpflichtung  eingelöst  hat,  könnte 
der  Gegenstand  einer  sehr  interessanten  Untersuchung  sein ,  welche  jedoch 
schwerlich  hier  ihren  passenden  Platz  finden  dürfte.  (Darauf  wiederholt  der 
Finanzminister  dasjenige ,  was  er  in  Beziehung  auf  die  Nothwendigkeit  der 
Erhaltung  des  öffentlichen  Credits  als  ein  Bedingniss  nationaler  Existenz  in 
seinem  Jahresberichte  für  1865  gesagt  hatte  und  fährt  dann  wie  folgt  wei- 
ter fort:) 

Nun,  und  zu  was  haben  sich  die  Ver.  Staaten  dem  öffentlichen  Credit 
gegenüber  verpflichtet?  Dazu,  dass  die  Schuld  in  Gemässheit  der  Auffassung 
(understanding)  bezahlt  werden  solle,  wie  solche  zur  Zeit  der  Contrahirung 
der  Schuld  zwischen  der  Regierung  und  den  zeichnenden  Gläubigern  ver- 
anlasst und  erlangt  wurde.  Und  kann  denn  die  Art  dieser  Auffassung  frag- 
lich sein?  Ging  dieselbe  nicht  dahin,  dass  die  zinstragenden  Noten  ent- 
weder in  Obligationen  umgewandelt  oder  mit  gesetzlichem  Gelde  ausbezahlt, 
die  Obligationen  aber,  an  Capital  und  Zinsen,  mit  Hartgeld  bezahlt  werden 
sollten?  War  dies  nicht  die  Auffassung  sowohl  des  Congresses,  welcher 
die  Anleihegesetze  erliess ,  als  auch  Seitens  des  Volkes,  welches  das  Geld 
hergab?  Gab  denn  etwa  bei  den  erschöpfenden  Debatten  über  jene  Gesetze 
vor  dem  Jahre  1864  irgend  ein  Mitglied  des  Hauses  oder  des  Senats  eine 
dahin  gehende  Erklärung  ab,  dass  die  in  Gemässheit  mit  den  Bestimmungen 
jener  Gesetze  zu  erlassenden  Obligationen  bei  ihrer  Fälligkeit  mit  entwerthe- 
ter  Valuta  gezahlt  werden  dürften?  Hat  wohl  auch  nur  ein  Einziger,  welcher 
für  Fünf-Zwanziger  oder  für  eine  solche  unwandelbare  Sieben-Dreissiger  als 
Gläubiger  subscribirte,  anders  geglaubt  und  ist  auch  nur  eine  einzige  dieser 
Personen  vorhanden,  welcher  von  den  Agenten  der  Regierung  etwas  Anderes 
wäre    zu    verstehen    gegeben    worden ,    als    dass   Capital    und    Zinsen    jener 
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Obligiilioiien  mit  HartjLfeld  bezahlt  werden  würden?  Kann  denn  Jemand  an- 
nehmen,  dass  das  Volk  der  Ver.  Staaten  seine  Waarenvorräthe,  seine  Län- 
dereien, die  Erzeugnisse  seiner  l-andjiiiter,  seiner  Fabriken  und  Werkstätten 
verkauft  und  den  Kriös  in  oben  erwähnte  Oblitralionen  und  in  solche  um- 
wandelbare, oben  erwäimle  Sieben -Dreissii^cr  .Noten  angelej^t  haben  würde, 
wenn  es  angenoninieii  liätte,  dass  jene  Ohiiyafionen  nach  Verlauf  von  fünf 
Jahren  mit  einer  Valuta  einf^elöst  werden  konnten ,  deren  Werth  mit  Zu- 
verlässigkeit gar  nicht  abgeschätzt  werden  konnte?  Würden  es  der  Finanz- 
minister oder  der  Congress  zu  einer  Zeit,  wo  das  Schicksal  der  IN'ation  in 
der  Wagschale  schwebte  und  ein  verfehlter  Versuch,  Geld  zur  Erhaltung  der 
Bundesarniee  zu  verschaffen,  die  Saclie  der  Union  ruinirt  haben  würde,  würden 
da  der  Finanzniinister  oder  der  Congress  es  gewagt  haben ,  ein  so  gefähr- 
liches Experiment  zu  machen  und  Geld  auf  Obligationen  aufzutreiben,  welche 
nach  fünf  Jahren  mit  einer  Valuta  bezahlt  werden  konnten,  deren  Werth 
nicht  von  der  Zahlungsfähigkeit  der  Regierung,  sondern  von  der  Menge  seiner 
Circulation  abhängen  dürfte?  Eine  solche  Auffassung  existirte  nicht  und  ein 
solches  Experiment  wurde  jaliicklicherwoise  auch  nicht  gemacht.  Die  Ver- 
träge wurden  in  {julem  (ilauben  auf  beiden  Seilen  abgeschlossen  und  zwar 
ein  Theil  derselben  zu  einer  Zeit,  wo  die  Regierung  sich  in  der  drängendsten 
Gefahr  befand  und  zur  Erhallung  ihrer  Existenz  Geld  benöthigle,  der  andere 
Theil,  als  die  iN'oth  kaum  weniger  drängend  war,  zu  dem  Zwecke,  um  ander- 
weitige Contraclsschulden  zu  bezahlen  und  jenen  braven  Männern  gerecht 
zu  werden,  welche  die  Nation  gerettet  hatten.  Guter  Glaube  und  öffentliche 
Ehre,  Güter  von  unberechenbarem  Werth  für  eine  Nation,  verlangen  es, 
dass  diese  Verträge  in  dem  Geiste  erfüllt  werden,  in  welchem  sie  eingegangen 
worden  sind.  Die  Inhaber  unserer  Obligationen ,  die  inländischen  sowohl 
wie  die  auswärtigen,  welche  den  Charakter  des  Volks  der  Ver.  Staaten, 
sowie  die  Grösse  seiner  Hilfsquellen  kennen,  sollten  vorstehender  Versicherung 
nicht  erst  bedürfen. 

Damit  die  Handlungsweise  und  die  Intentionen  des  Congresses  betreffs 
der  Legal- Tender -Noten  und  der  Obligationen,  zu  deren  Ausgabe  er  die 
Autorisation  ertheilte,  vollständig  gewürdigt  werden  mögen,  soll  hier  auf 
die  Verhandlungen  über  das  in  vieler  Beziehung  wichtigste  Anleihe- Gesetz, 
nämlich   die  Congressacte  vom  25.  Februar  1862,   Bezug  genommen  werden. 

Congress-Debatten    über    das    Anleihe-Gesetz. 

Diese  Acte  ertheilte  die  Ermächtigung  zu  der  Ausgabe  von  Einhundert 
und  fünfzig  Millionen  Ver.  Staaten  Noten,  welche  für  alle  an  die  Regierung 
zu  leistenden  Zahlungen,  solche  für  Einfuhrzölle  ausgenommen,  und  als 
Zahlungen  für  alle  Ansprüche  gegen  die  Ver.  Staaten ,  mit  Ausnahme  von 
Zinsen  für  Obligationen  und  Noten,  angenommen  werden  sollten.  Ausserdem 
autorisirte  jene  Acte  zur  Ausgabe  von  fünfhundert  Jlillionen  in  Obligationen, 
welche  nach  Befinden  der  Regierung  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren,  vom 
Datum  ihrer  Ausstellung  an  gerechnet,  einlösbar  sein  sollten.  Als  Grund 
und  Zweck  der  Ausgabe  dieser  Obligationen  war  angegeben  :  j^Damit  durch 
dieselben  der  Finanzminister  in  den  Stand  gesetzt  werden  möge,  die  Schatz- 
amts-Noten  und  die  schwebende  Schuld  der  Ver.  Staaten  zu  fundiren"  und 
war  er  ermächtigt,  über  dieselben  zu  verfügen,  55zum  Courswerthe  derselben 
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gegen  Münze  der  Ver.  Staaten  oder  gegen  in  Gemässheit  irgend  eines  früheren 
Gesetzes  des  Congresses  ausgegebene  Schatzamts -Noten  oder  gegen  in  Ge- 
mässheit dieses  Gesetzes  ausgegebene  Ver.  Staaten  Noten".  Schon  Angesichts 
des  Gesetzes  ist  nicht  anzunehmen,  dass  der  Congress  die  Absicht  gehabt 
haben  sollte,  für  Fundirung  der  schwebenden  Schuld  durch  Obligationen 
Vorsorge  zu  treffen ,  welche  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  eingezogen  und 
mit  eben  den  Noten  bezahlt  werden  sollten ,  welche  mit  den  Schatzamts- 
Noten  in  der  angegebenen  Weise  haben  fundirt  werden  sollen.  Diese  Obli- 
gationen sollten,  wie  alle  anderen  vorher  und  nachher  ausgegebenen,  einen 
Theil  der  fundirten  Schuld  der  Ver.  Staaten  bilden.  Das  Recht,  selbige  nach 
fünf  Jahren  wieder  einzulösen,  behielt  sich  die  Regierung  vor,  nicht  etwa 
um  sie  einzuziehen  und  mit  entwertheter  Valuta  zu  bezahlen,  sondern  nur, 
um  ihnen  Obligationen  mit  einer  geringeren  Zinsverpflichtung  zu  substituiren, 
falls  man,  vor  Fälligkeit  jener,  Geld  zu  günstigeren  Redingungen  aufnehmen 
können  sollte.  Das  Gesetz  bestimmt,  dass  die  in  Gemässheit  der  darin  ent- 
haltenen Restimmungen  ausgegebenen  Ver.  Staaten  Noten  als  Zahlung  an- 
genommen werden  sollten,  „für  alle  Ansprüche  und  Forderungen  gegen  die 
Ver.  Staaten,  dieselben  mögen  bestehen,  in  was  sie  wollen,  ausgenommen 
für  Zinsen  von  Obligationen  und  Noten,  die  mit  Hartgeld  zu  bezahlen  seien". 
Es  ist  nicht  gesagt ,  dass  sie  für  den  Capitalsbetrag  der  Obligationen  nicht 
angenommen  werden  dürften  und  zwar  aus  dem  ganz  klaren  und  einfachen 
Grunde,  weil  man  erwartete,  dass  ihre  Circulation  nur  von  kurzer  Dauer 
sein  würde.  Eine  Restimmung  darüber,  dass  diese  nur  zur  Regegnung  eines 
temporären  Redürfnisses  creirten  Noten  als  Zahlung  des  Capitalsbetrages  der 
während  fünf  Jahren  gar  nicht  einlösbaren  Obligationen  nicht  angenommen 
werden  dürften,  würde  wahrscheinlich  die  Ausgabe  derselben  gänzlich  ver- 
hindert haben.  Damals  war  der  nachtheilige  Einfluss  eines  uneinlösbaren 
Papiergeldes,  welchen  dieses  auf  das  Urtheil  der  3Ienge  ausübt,  noch  nicht 
vorhanden.  Ein  Vorschlag,  welcher  ein  lang  dauerndes  Verlassen  der  Hart- 
geldgewährung  indicirt  hätte ,  würde  weder  im  Congress  noch  im  Volke 
viele  Anhänger  gefunden  haben. 

Wenn  schon  aus  der  Fassung  des  Gesetzes  die  Absicht  und  3Ieinung 
des  Congresses  zur  Genüge  erhellt,  so  müssen  vollends  alle  Zweifel  schwinden, 
wenn  man  die  Debatten  sich  vergegenwärtigt ,  welche  über  das  Gesetz  ge- 
pflogen worden  sind.  Aus  diesen  ergiebt  es  sich,  dass  man  erwartete,  die 
Ausgabe  der  Legal-Tender-Noten  werde  auf  Einhundert  und  fünfzig  Millionen 
beschränkt  werden.  Rezüglich  dieses  Punktes  liess  sich  Einer  der  Repräsen- 
tanten wir  folgt  aus :  (Hier  folgen  Citate  aus  den  betreffenden  Verhandlungen, 
welche  Vorstehendes  bestätigen.)  Da  man  nun  ferner  erwartete ,  dass  diese 
Legal-Tender-Noten  bald  in  Fünf-Zwanziger  umgewandelt  werden  würden,  so 
erklärt  sich  hieraus  der  Umstand,  weshalb  man  eine  ausdrückliche  Erklärung 
darüber  für  unnöthig  hielt,  dass  diese  Noten  als  Zahlung  für  das  Capital  der 
Obligationen  nicht  angenommen  werden  sollten.  Das  ist  aber  nicht  Alles. 
Der  Vorsitzende  des  Comites  für  ^iMittel  und  Wege"  ,  welcher  die  Ansichten 
des  Hauses  über  diesen  Punkt  aussprach,  sagte  in  Reziehung  auf  diese  Obli- 
gationen: 55W0  kann  man  am  besten  den  unprodncfivcn  Dollar  anlogen?  In 
der  sechsprocentigen  Ver.  Staaten  Anleihe,  welche  in  Gold  nach  zwanzig 
Jahren   zahlbar  ist.  —   Wahrhaftig  Niemand   ist    zu    bedauern,    welcher   sein 
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Geld  in    Ver.  Staaten  Obligationen,   lialbjähritf  zinszalilend   und  zahlbar  in  Gold 
nach   zwanzig  Jahren,  angelegt   hat.-' 

In  diesen  üehatlen  hörl  tiiiiii  ollenhar  deshalb  wenig  über  die  Art  der 
Bezahlung  des  Capitals  der  Obligationen  sprechen ,  weil  eben  Memand  an- 
nahm oder  annehmen  konnte,  dass  sie  anders,  als  mit  dem  bis  dahin  aner- 
kannten, verlassuiiiismassig  begründeten  Gclde  des  Landes  bezahlt  werden 
könnten  oder  würden.  Dassctibe  lässt  sich  betrells  der  Verhandlungen  über 
die  nachtragliclK!  Obligationsausgaben  veranlassende  Gesetze  sagen.  Die 
Congress- Acte  vom  3.  März  1803  und  die  vom  3.  März  18(54  sind  die 
einzigen,  welche  die  ausdrücidiche  Festsetzung  enthalten,  dass  die  in  Ge- 
mässheit  derselben  auszugebenden  Obligationen  in  Münze  zahlbar  sein  sollen. 
Diese  Bestimmung,  wenn  sie  sonst  nicht  zufällig  ist,  erregte  zur  Zeit  weder 
im  Congress  noch  im  Tublikum  Aufmerksamkeit.  Die  erste  jener  beiden 
eben  genannten  Acte  ermächtigte  zur  Ausgabe  von  fünf  und  siebenzig  Mil- 
lionen zwanzigjähriger  sechsproccntiger  Obligationen  (ein  Theil  der  soge- 
nannten Obligationen  von  1841  j,  das  zweite  jener  Gesetze  schuf  die  so- 
genannten Zeiin-Vierziger.  Der  Umstand,  dass  diese  sechsprocentigen  Obli- 
gationen sich  nie  eines  besseren  Credits  als  andere  Obligationen  derselben 
Classe  erfreut  haben  und  dass  die  fünfprocentigen  Obligationen  nie  populär 
geworden  sind,  ja  sogar,  bis  ganz  neuerdings,  im  iMarkt  kaum  einen  mit 
dem  Werlh  der  Fünf-Zwanziger  correspondirenden  Werth  gehabt  haben,  be- 
weist deutlich,  dass  die  mit  den  Hegierungspapieren  handelnden  Personen, 
sowie  das  \o\k  im  Allgemeinen  auf  jene  Bestimmung  gar  keinen  Werth 
gelegt  und  diese  nicht  so  aufgefasst  haben ,  als  wenn  dadurch  die  Obli- 
gationen mit  einer  ausdrücklichen  Geldzahlungs-Clausel  besser  gestellt  seien, 
als  diejenigen  Obligationen,  über  deren  Bezahlung  in  Gold  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  fehlte.  Die  verschiedenen  Obligationen  stehen  also  auf  demselben 
gleichen  Standpunkt.  Sie  repräsentiren  sämmtlich  die  fundirle  Nationalschuld 
und  müssen   alle  gleichmässig  in   Gold  bezahlt  werden. 

Bezahlung  der  Obligationen  in  klingender  3Iünze. 

Die  Schulden  der  Nationen  stehen  unter  dem  Moral -Gesetz  der  Völker 
und  sind,  falls  nicht  eine  ausdrückliche  anderweitige  Bestimmung  entgegen- 
steht, nach  einem  ehrenvollen,  stillschweigend  in  den,  jene  Schulden  be- 
gründenden, Verträgen  enthaltenem  Abkommen  mit  gemünztem  Gelde  zu  be- 
zahlen. Die  Politik  der  Regierung  der  Ver.  Staaten  in  Beziehung  auf  die 
Bezahlung  ihrer  Schulden  hat  sich  nie  verändert  und  ist  stets  gleichförmig 
dieselbe  gewesen.  Vor  dem  25.  Februar  1862  gab  es  in  den  Ver.  Staaten 
nur  Eine  Art  gesetzlichen  Geldes  und  dies  war  Hartcourant,  demzufolge 
auch  die  Schatzamts  -  Noten  und  die  früher  ausgegebenen  Obligationen  mit 
Hartgeld  zu  bezahlen  waren.  In  der  Folge  wurden  alle  zinstragenden  Noten 
mit  gesetzlichem  Gelde  zahlbar  gemacht,  während  in  der  Form  der  Obligations- 
Verpflichtung  keine  Veränderung  bewirkt  wurde.  So  wurden  die  nach  jenem 
Datum  ausgegebenen  Sieben -Dreissiger -Noten ,  die  fünfprocentigen  und  die 
Compound -Interest- Noten  als  mit  gesetzlichem  Gelde  zahlbar  gemacht, 
während  die  Obligationen,  deren  Zalilbarkeit  in  dieser  Weise  nicht  fest- 
gestellt wurde,  stets  vom  Congress,  dem  Finanz- Departement  und  vom 
Volke  als    mit    gemünztem   Gelde    zahlbar    anerkannt   wurden.     Unter    dieser 
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so  aus  einander  zu  haltenden  verschiedenen  Bedingung  und  Auffassung  wurden 
die  verschiedenen  Classen  von  Sicherheiten  gehandelt,  einer  Bedingung  und 
Auffassung,  welche  für  die  Ehre  der  Nation  gerade  so  bindend  ist,  als  wenn 
solche  ausdrücklich  im  Gesetz  ausgesprochen  worden  wäre.  Zwar  wurden 
die  nach  Erlass  des  ersten  Legal-Tender-Gesetzes  ausgegebenen  Obligationen 
und  in  solche  unwandelbare  Noten  in  einer  entwertheten  Valuta  eingezahlt 
und  wurden  deshalb  thatsächlich  mit  einem  Discont  verkauft,  jedenfalls  wurden 
sie  aber,  was  nicht  geleugnet  werden  kann,  regulär  verkauft,  wobei  Jeder- 
mann ausreichende  Gelegenheit  geboten  war,  seine  Subscription  zu  machen. 
In  jedem  Theile  des  Landes  waren  Agenturen  errichtet  und  wurde  überall  zu 
Subscriptionen  aufgefordert,  nach  deren  Höhe  und  Umfang  die  Loyalität  be- 
messen wurde.  Die  Subscribenten  traf  keine  Schuld,  wenn  sie  ihre  Einzah- 
lungen mit  einer  entwertheten  Valuta  machten.  Die  Sicherheiten  wurden 
zum  höchsten  Preise,  der  von  ihnen  erlangt  werden  konnte,  verkauft  und 
zwar  nicht  hauptsächlich  an  die  Kapitalisten  der  Städte ,  sondern  im  ganzen 
Lande  an  Leute  mit  mehr  oder  weniger  massigen  Mitteln ,  welche  nicht  aus 
Speculationslust,  sondern  aus  Patriotismus  unterschrieben.  Es  ist  höchst 
bezeichnend,  dass,  mit  unbedeutenden  Ausnahmen,  gerade  diejenigen  daraus 
einen  Vorwand  zur  Beschwerde  nehmen,  dass  die  Obligationen  nicht  voll  be- 
zahlt worden  seien,  welche  über  den  Ausgang  des  Krieges  zweifelhaft  waren 
und  deshalb  es  ablehnten,  Subscriptionen  zu  machen.  Wie  würde  die  Re- 
gierung der  Ver.  Staaten  vor  der  Welt  dastehen ,  wie  in  der  Achtung  des 
eigenen  Volkes,  wenn  sie  sich  weigern  wollte,  aus  dem  hier  in  Rede  stehen- 
den Grunde  Geld  in  Gemässheit  eines  contractlichen  Abkommens  zurückzu- 
zahlen ,  das  sie  in  Zeiten  der  Gefahr  zur  Erhaltung  ihrer  Existenz  brauchte 
und  ohne  welches  sie   den   Krieg  nicht    hätte  fortsetzen  können  ? 

Handelte  es  sich  hierbei  nicht  um  die  Ehre  der  Nation  ,  so  könnte  man 
fragen,  mit  was  denn  sonst  als  mit  gemünztem  Gelde  die  Obligationen  bezahlt 
werden  sollten?  Es  wird  doch  Niemand  den  Vorschlag  machen  wollen,  dass 
von  den  jetzt  einlösbaren  Fünf- Zwanzigern  ein  Theil  eingezogen  und  mit 
einem  siebenzig  Cents  am  Thaler  werthen  Courant  bezahlt,  der  Rest  aber 
erst  bezahlt  werden  soll ,  wenn  in  Folge  der  Vermehrung  der  Menge  des 
umlaufenden  Papiergeldes  diese  Valuta  noch  mehr  entwerthet  oder  in  Folge 
der  Verringerung  derselben  diese  im  Werthe  gestiegen  sein  wird.  Die  Re- 
gierung hat  keine  Ver.  Staaten  Noten  im  Schatz  liegen  und  da  die  jähr- 
lichen Einnahmen  in  Zukunft  auch  schwerlich  die  Ausgaben  übersteigen  werden 
und  es  unpraktisch  wäre,  ein  neues  Anleihen  zu  dem  Zwecke  zu  contrahiren, 
um  eine  Verabredung  betreffs  einer  früher  eingegangenen  Schuld  zu  ver- 
letzen, so  giebt  es  gar  keinen  Ausweg,  wie  die  jetzt  einlösbaren  Obligationen 
in  der  vorgeschlagenen  Weise  bezahlt  werden  könnten ,  man  müsste  denn 
noch  mehr  Zahlungsversprechen  drucken  lassen  und  in  Circulalion  setzen, 
die  ihrerseits  wieder  entweder  mit  Hartgeld  eingelöst  oder  in  so  zu  bezahlende 
Obligationen  umgewandelt  oder  repudiirt  werden  niüssten.  Diese  Weise,  sich 
Geld  zu  verschalfen ,  scheint  eine  sehr  leichte  zu  sein,  unsere  eigene  Er- 
fahrung aber,  sowie  die  jeder  andern  Nation,  welche  sich  darin  versucht 
hat,  beweisen,  dass  diese  Prozedur  weder  vernünftig  noch  vorlheilhaft  ist. 
Da  die  Papiergeld -Circulation  des  Landes  schon  eine  sehr  reichliche  ist,  so 
würde    der  Werth  derselben  durch   jede  Vermehrung    verringert  werden  und 
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zwar  in  Folpc  des  liierdiircli  tfcscluiircncii  Missiraiicns  in  einem  noch  viel 
holieren  (jrade,  wie  das  Vcilialliiiss  der  \  crmelirunj^  der  Menfi^e  des  Geldes 
bedingt.  Mati  sag)  nicht  /.ii  \iel,  wenn  man  behauptet,  dass  eine  fernere 
Ausgabe  von  riinlhiiiHltrl  Millionen  Ver.  Staaten  -Noten  die  jetzt  in  Circulatiün 
belindliihcn  sitbciihiindcrl  Millionen  Papicrj^cld  bis  auf  die  Hälfte  ihres  Jet/.igeD 
Werlbes  enlwerlhcn  würde,  seihst  wenn  die  Furcht  vor  noch  ferneren  Aus- 
gaben auf  den  Werth  der  Valuta  nicht  drücken  sollte,  wodurch,  wenn  dies 
geschähe,  der  Cours  derselben  kaum  besser  zu  stehen  kommen  würde,  wie 
der  der  iN'olen  der  Conföderation  zur  Zeil  ihres  Zusammensturzes.  Kann  denn 
irgend  Jemand  wirklich  im  Krnst  einen  Vftrschlatr  machen  wollen  ,  dcKsen 
Ausfiihrung  das  (ield  und  die  Sicherheiten  des  Volkes  in  dieser  Weise  ent- 
werthen,  wenn  nicht  gar  werthlos  machen  muss?  kann  irgend  .lemand,  wel- 
cher sich  der  Wirkungen  bcwusst  ist,  welche  eine  solche  Ausgabe  auf  die 
Obligationen  der  Regierung,  auf  das  jetzt  in  Circulation  befindliche  Courant, 
auf  das  Geschäft,  auf  den  Credit,  auf  die  öfTenlliche  Moral  haben  muss,  im 
Ernst  als  Befürworter  einer  solchen  Massregel  auftreten  und  noch  dazu,  da 
dieselbe  gar  nicht  an  sich  nothwcndig  ist,  sondern  nur  um  vorzeitig  Schul- 
den zu  bezahlen,  deren  Fälligkeit  erst  nach  Ablauf  von  .lahren  bevorsteht? 
Es  kann  gar  nicht  ausbleiben,  dass  ein  solcher  Vorschlag,  wenn  er  nur 
sonst  gehörig  gewürdigt  und  geprüft  wird,  allgemein  verurlheilt  werden 
muss.  Der  Vorschlag  geht  dahin,  dass  das  Volk  der  Ver.  Staaten,  das  zu 
vier  Fünfteln  der  Gläubiger  der  National- Obligationen  ist,  absichtlich  und 
überlegt  sich  selbst  berauben  und  ruiniren,  zugleich  aber  sich  mit  nicht  zu 
beschreibender   Schmach   bedecken    solle. 

Die  einzig  richtige  Widerlegung  aller  derartiger  Vorschläge  ist  die  ehr- 
liche,  ehrenhafte  Politik  der  Nationalökonomie,  alle  und  jede  Verpflichtung 
der  Regierung  so  zu  bezahlen,  wie  es  der  Sinn  und  die  Auffassung  erheischt, 
wie  solche  bei  Eingehung  der  Schuld  massgebend  gewesen  sind:  die  Politik 
nämlich,  den  Werth  eines  Papier- Dollars  so  lange  zu  erhöhen,  bis  derselbe 
einen  Dollar  gemünzten  Geldes  repräsentirt ;  die  Politik,  dem  Geschäft  Sta- 
bilität und  dem  Unternehmungsgeist  Garantie  zu  verschalTen  und  endlich  das 
Land  von  dem  Vorwurfe  zu  reinigen,  welchen  die  Welt  durch  den  geringen 
Stand  des  Courses  seiner  Sicherheiten  gegen  dasselbe  erhebt.  Der  Finanz- 
minister hat  das  unbedingteste  Vertrauen,  dass  diese  Politik  sowohl  im  Volke, 
wie  auch  bei  den  Vertretern  desselben  Unterstützung  finden  wird.  Die  Re- 
publik der  Ver.  Staaten  soll  nicht  zu  den  Nationen  gehören ,  welche  bei 
Feststellung  der  Natur  ihrer  Verbindlichkeiten,  unter  Missachtung  der  Gesetze 
der  Ehre,  lediglich  nach  dem  geschriebenen  Recht  ihres  eigenen  Landes  sich 
gerichtet  haben.  Die  Republik  hat  früher  schon  darunter  gelitten,  dass  ei- 
nige Staaten  derselben  offen  oder  der  Wirkung  nach  ihre  Schulden  repudiirt 
haben  und  leidet  heute,  obwohl  seit  jener  Zeit  bereits  mehr  als  ein  Viertel- 
Jahrhundert  verflossen  ,  noch  aus  derselben  Ursache.  Ebenso  leidet  die  Re- 
publik darunter ,  dass  von  allen  Staaten  nur  iMassachusetts  und  Californien 
allein  die  Zahlungen  der  Zinsen  ihrer  Obligationen  mit  Hartgeld  nicht  unter- 
brochen haben.  Wenn  die  Republik  aber  auch  hierunter  zu  leiden  hat ,  die 
eigene  finanzielle  Ehre  derselben  ist  noch  unbefleckt.  Sie  hat  allerdings 
den  Irrthum  begangen  ,  ihre  uneinlösbaren  Zahlungsversprechen  als  Geld  mit 
Zwangscours  zu  etabliren,  niemals  aber  hat  sie  aus  den  Bestimmungen  ihrer 
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nationalen  Gesetzgebung  den  Vortheil  zu  ziehen  gesucht,  den  Werth  der 
von  ihr  ausgestellten  Sicherheitspapiere  in  den  Händen  der  Inhaber  dersel- 
ben herabzudrücken  oder  durch  offene  Repudiation  ihre  Zahlungsverbindlich- 
keiten zu  verletzen.  Selbst  in  den  dunkelsten  Tagen  der  Republik  hat  sie 
auf  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  gehalten.  Und  sollte  sie  es  jetzt  nicht 
thun,  wo  ihre  Fähigkeit,  ihre  Schulden  ohne  eine  drückende  Steuerlast  bis 
auf  den  letzten  Heller  zu  bezahlen,  unzweifelhaft  ist? 

Rehabilitirung  der  südlichen  Staaten. 
Die  Wichtigkeit  der  Wiedereinsetzung  der  Südstaaten  in  ihre  früheren 
Beziehungen  zur  Union  kann  nicht  überschätzt  werden.  Verringerung  des 
circulirenden  Papiergeldes  und  Aufrechterhaltung  des  öffentlichen  Credits  ist 
nicht  Alles,  was  zur  Wiederherstellung  der  finanziellen  Gesundheit  des  Lan- 
des erforderlich  ist.  Ausserdem  bedürfen  wir  noch  ein  nicht  nur  dem  iSa- 
men,  sondern  auch  der  Sache  nach  geeinigtes  Vaterland.  Wie  dies  am  besten 
zu  erreichen,  dürfte  nicht  als  zu  der  Aufgabe  gehörig  erscheinen,  welche 
der  Finanzminister  mit  diesem  Bericht  zu  lösen  hat.  Er  hält  es  aber  für 
seine  Pflicht,  dasselbe  zu  wiederholen,  was  er  hierüber  bereits  in  seinem 
vorjährigen  Bericht  gesagt  hat,  dass  nämlich  die  Reconstructionsfrage,  vom 
finanziellen  Standpunkt  aus  betrachtet,  seinem  Ermessen  nach  keiner  anderen 
an  Wichtigkeit  nachsteht.  Die  grossen  Stapelartikel  des  Südens  haben  eine 
lange  Reihe  von  Jahren  einen  grossen  Theil  unserer  Ausfuhr  gebildet.  Wäre 
beim  Schluss  des  Krieges  die  Baumwolle  des  Südens  nicht  gewesen,  so  würde 
die  Bilanz  des  Auslandes  gegen  die  Ver.  Staaten  so  ungünstig  gewesen  sein, 
dass  eine  mercantilische  Revolution  unausbleiblich  gewesen  wäre.  Selbst 
trotz  des  beklagenswerthen  Zustandes  jener  Staaten  bestand  unsere  Ausfuhr 
des  letzten  Jahres  mehr  als  zu  zwei  Dritteln  aus  den  Producten  derselben, 
und  nur  die  Ernte  dieses  Jahres,  so  gering  sie  auch  sein  mag,  ist  es,  welche 
uns  vor  der  tiefsten  Verschuldung  gegen  Europa  geschützt  hat.  Es  ist  daher 
von  der  grössten  Wichtigkeit,  dass  die  Productionskraft  der  Südstaaten  so 
schnell  wie  möglich  wiederhergestellt  werde.  Nach  dieser  Richtung  zu  ist 
in  den  letzten  beiden  Jahren  nur  sehr  wenig  geschehen  und  kann  auch  über- 
haupt etwas  Wesentliches  nicht  geschehen,  so  lange  nicht  die  südlichen  Staa- 
ten als  nach  den  Bestimmungen  der  Constitution  vollständig  gleichberechtigt 
mit  den  anderen  Staaten  wieder  in  die  Union  aufgenommen  sind.  Die  An- 
sichten, welche  der  Finanzminister  bezüglich  dieses  Gegenstandes  bereits  in 
seinem  vorjährigen  Bericht  entwickelt  und  ausgesprochen  hat,  sind  ebenso 
noch  für   die   Gegenwart   anwendbar. 

Besteuerung  von  B  u  n  d  e  s  -  0  b  1  i  g  a  t  i  o  n  e  n. 
In  Beziehung  auf  das  Recht  der  Einzel-Staaten ,  die  Obligationen  der 
Ver.  Staaten  Regierung  besteuern  zu  dürfen,  sagte  der  Finanzminister  in  sei- 
nem vorjährigen  Bericht  Folgendes:  (Hier  ist  der  bezügliche  Passus  wörtlich 
mitgetheilt,  aus  welchem  hervorgeht,  dass  der  Minister  sich  gegen  jenes 
Recht  als  den  Vertrag  mit  den  Obligations-Inhabcrn  verletzend  und  als  eine 
unzweckmässige  Maassregel  ausgesprochen  hatte.)  Diese  Ansiclilen  des  Fi- 
nanzministers sind  heute  noch  dieselben.  Jedoch  Steuer-Privilegien  jeder 
Art  sind  zu  allen  Zeiten  und  überall  unbeliebt,  namcnllich  in  einer  Republik, 
wie  die  unsere.     Dazu    kommt,    dass    die    Localsteuern    in    allen  Staaten  der 
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Union  sehr  bedeutend  sind.  Es  ist  daher  sehr  eriilärlich ,  dass  unter  den 
Steuerzalilern,  ohne  Rücksicht  auf  bestehende  Gesetze  und  gesciilossene  Ver- 
trüge, allgemein  die  Ansicht  verbreitet  ist,  dass  die  in  Rede  stehende  Steuer- 
freiiieit  der  Hegierunps-Ohligationen  iingereclit  sei  und  bei  zukünftigen  neuen 
Ausgaben  solciier  Obligationen  vermieden  werden  müsse.  Der  .Minister  steht 
nicht  an,  seine  Sym|)athie  mit  dieser  allgemeinen  Stimmung  zu  constatiren. 
Die  Schwierigkeit  ist  nur  die,  dass,  wenn  in  Zukunft  Obligationen  ausge- 
geben werden  »eilten,  welche  der  localcn  Staatsbesteuerung  unterworfen 
sind,  sich  in  Orten,  wo  die  Steuern  hoch  sind,  sehr  wenig  Abnehmer  finden 
werden  und  die  Obligationen  sich  demnach  in  denjenigen  Staaten  ,  Counties 
und  Städten  concenlriren  würden,  wo  keine  Steuern  darauf  gelegt  sind.  Es 
ist  aber  von  grosser  Wichtigkeit,  dass  die  Obligationen  der  Regierung  als 
eine  gute   Kapital-Anlage  in   allen   Theilen   des   Landes   gesucht  werden. 

Consolidalion  der  Bundesschuld  in  sechsprocentige  Obliga- 
tionen. 
Nach  reiflicher  Ueberlegung  glaubt  der  Finanzminister  keinen  besseren 
Vorschlag  machen  zu  können,  als  den,  Obligationen  unter  dem  Namen  «Con- 
solidirte  Schuld  der  Ver.  Staaten"  auszugeben,  welche  zu  sechs  Procent  ver- 
zinslich und  nach  zwanzig  Jahren  fällig  sein  und  in  welche  alle  andern 
Schuldverschreibungen  der  Regierung  so  schnell  als  möglich  umgewandelt 
werden  sollen.  Und  um  den  Staaten  für  den  Steuer-Ausfall,  den  sie  durch 
die  Steuerfreiheit  der  Obligationen  erleiden,  eine  Vergütigung  zukommen  zu 
lassen ,  soll  der  sechste  Theil  der  halbjährlich  zu  bezahlenden  Zinsen  von 
der  Regierung  an  die  Einzel-Staaten ,  nach  ihrem  Bevölkerungs-Verhältniss, 
ausgezahlt  werden.  Jetzt  übersteigen  die  localen  Staatssteuern  ein  Procent, 
wenn  aber  die  behufs  Bezahlung  der  Bounties  contrahirte  Schuld  bezahlt  und 
auch  bei  Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  in  den  einzelnen  Staa- 
ten die  gehörige  Sparsamkeit  geübt  werden  wird,  dann  wird  sich  diese  in- 
directe  Auflage  mit  den  auf  andere  Eigenthumsobjecte  gelegten  Steuern  aus- 
gleichen. Wenn  die  zu  fundirende  Schuld  sich  auf  D.  2,000,000,000  belau- 
fen sollte,  so  wären  hiernach  jährlich  an  die  einzelnen  Staaten  D.  20,000,000 
in  Gold  abzuführen  und  zwar  nach  folgendem  Verhältniss: 
An  Maine D.  385,609  76     An  Arkansas D.  267,259  98 

-  iMassacbuselts      ....     748,378  43       -  Louisiana 434,540  77 

-  New  Hampshire      .     .     .     194,411  17       -  Texas 529,772  40 

-  Vermont 186,0-26  09       -  Alabama 680,512  53 

-  Connecticut 282,418  Ol       -  Mississippi 471,792  28 

-  Rhode  Island      ....     107,174  16       -  Georgia 648,915  98 

-  New  York      ....       2,381,825  89       -  Florida 90,290  60 

-  New  Jersey 412,4ö6  92       -  Süd-Carolina       ....     431,905  13 

-  Pennsylvanien     .     .     .       1,783,647  12      -  Nord-Carolina      ....     626.634  28 

-  Ohio 1,449,559  58       -  Virginia 730,662  50 

-  Indiana 836,727  81       -  West  Virginia      ....     249,088  11 

-  Miciiigan 472,909  32      -  Maryland 421,680  hS 

-  Illinois 1,300,892  56       -  Delaware 68,873  42 

-  Wisconsin 521,554  49       -  Kansas 156,662  80 

-  Jowa 493,1.59  19       -  Nebraska 33,716  86 

-  Minnesota 177,840  91       -  California        288,753  14 

-  Missouri 773,831  79       -  Nevada 24,048  73 

-  Kentucky 709,308  45      -  Oregon 46,000  76 

-  Tennessee 681,147  55 
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Die  Vortheile,  welche  dieser  Plan  gewährt,  liegen  so  klar  auf  der  Hand, 
dass  er  einer  besonderen  Empfehlung  nicht  bedarf.  Derselbe  würde ,  wie 
bereits  gesagt,  eine  derartige  Vertheilung  der  Obligationen  über  das  ganze 
Land  bewirken,  wie  solche  nicht  erwartet  werden  kann,  wenn  locale  Steuern 
auf  die  Obligationen  gelegt  werden.  Derselbe  würde  ferner  bei  der  Bevöl- 
kerung derjenigen  Staaten ,  welche  eigentlich  für  die  Entstehung  der  Natio- 
nalschuld verantwortlich  sind,  und  deren  baldige  und  vollständige  Wieder- 
aufnahme in  die  Union  so  wünschenswerth  und  nöthig  ist,  ein  Interesse  an 
den  Obligationen  erzeugen,  wodurch  ihnen  zur  Wiederherstellung  ihres  eige- 
nen Credits  hierdurch  eine  Unterstützung  geboten  würde.  Derselbe  würde 
allen  Discussionen  und  Zweifeln  betreffs  der  Frage,  mit  welchen  Zahlungs- 
mitteln die  Obligationen  zu  bezahlen  seien,  sowie  allen  Klagen  über  Privi- 
legien ein  Ende  machen  und  würde  schliesslich  den  Credit  der  Nation  auf 
eine  derselben  würdige  Basis   stellen. 

Die  Obligationen,  deren  Ausgabe  vorstehend  empfohlen  wird,  würden 
für  die  Regierung  zu  sechs  Procent  und  für  die  Inhaber  zu  fünf  Procent 
verzinslich  sein,  welch'  letzterer  Zinsfuss  gewiss  der  niedrigste  ist,  der  für 
die  nächsten  Jahre  in  der  Union  zu  erwarten  steht.  Darüber,  dass  sich  die 
ausstehenden  Obligationen  ohne  besondere  Schwierigkeit  sehr  bald  und  ohne 
besonders  grosse  Kosten  werden  in  jene  consolidirte  Schuld  umwandeln  las- 
sen,  hegt  der  Minister  keinen   Zweifel. 

Es  wird  daher  Seitens  des  Finanzministers  achtungsvoll  der  Vorschlag 
zur  gefälligen  Berücksichtigung  empfohlen,  dass  die  Congressacte  vom  3.  März 
1865  derart  amendirt  werde,  dass  der  Finanzminister  ermächtigt  werden 
solle,  nach  Massgabe  des  Vorstehenden  sechsprocentige  Geld-Obligationen 
auszugeben. 

Vergleichender  Ausweis  der  Gesammtschuld  der  Ver.  Staaten 
am   1.  Juli  und   1.  November  1867. 

1.  Juli  1867.  1.  November  1867. 

Schuld,  mit  klingender  Münze  zu  verzinsen     D.  1,637,890,641  80  D.  1,778,110,991  80 

Schuld,  mit  Papier  zu  verzinsen       .     .     .            625,803,905  00  426,768,640  00 
Ueberfällige,  aber  nicht  zur  Zahlung  präsen- 

tirte  Schuld 8,997,595  80  18,237,538  83 

Verzinsliche  Schuld 419,507,072  52  402,385,677  39 

Total-Schuld    D.  2,692,199,215  12  D.  2,625,502,848  02 
Bestand  im  Schatz: 

Gold D.  108,419,633  02  D.  111,540,317  35 

Papier 71,979,563  77  22,458,080  67 

D.  180,399,20P79'  D.  133,998,398  02 

Total-Schuld,  excl.  Bestand  im  Schatze     D.  2,511,800,013  33  D.  pgi^SOMSO^ÖU 

Einnahmen    und   Ausgaben   für  das  am  3  0.  Juni   1867  beendete 

Fiscalj  ahr. 

Einnahmen.    Für  Zölle D.  176,417,810  88 

-  Ländereien 1,163,575  76 

-  Directe  Steuern     ....  4,200,233  70 

-  Bundessteuern       ....  266,027,537  43 

-  Diverse 42,824,852  50 

! . D.  490,634,010  27 

X.  15 
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Ausgaben.      Für  Civildicnst     ......  »•  5^10027  27 

-  Pensionen   und  Indianer      .  25,579,Uö.i  4» 

-  KricKS-Deparlemenl  .     .     .  f).5,224,415  63 

-  Marinc-Denarleinenl  31,034,011  04 

-  Zinsen  auf  die  Offenll.  Schuld  143,781,i->91  91      ^  g^g  „g  ^^9  33 

Anleilien   be/aliil  .     .     .     .     IX  746,3.-.(l,.V2r)  94         ""'^ 
ErlOs  aus  Anleihen  .     .     •  «40,42<i,910  29 

Ueduclion  der  Anleihen !>•  105,923,615  65 

Einnahmen   und  Ausgaben   fiir  das   am   30.   September  18G7   be- 
endete  Quartal. 

Einnahmen.    Für  Zölle '^^ '"'Ko  St 

-  Ländereien 287,460  07 

-  Directe  Steuern     ....  647,070  83 

-  Bundessteuern 53,784,027  49 

_     Diverse         18,361,462  62 

"^^"""^  ___:_J D.  121,161,928  62 

Ausgaben.      Für  Civildienst D.  i'f^^^fJ  f 

-  Pensionen  und  Indianer  1U,4»4,4/»)  ii 

-  Kriegs-Departement  .     .     .  30,537,050  85 

-  Marine-Departement       .     .  .5,579,704  67 

-  Zinsen  auf  die  öflfentl.  Schuld  38,515,640  47        ^.„„.oooß.a 

—— ^— ^->— —         ü.  t)0,Zb9,xzD  lo 

Anleihen  bezahlt       .     .     •     D.  200,176,368  34        ——^ 
Erlös  aus  Anleihen  .     .     .  135,103,282  00 

Reduction  der  Anleihen D.  65,073,086  34 

Der  Finanz-Minister  schätzt  die  Einnahmen  und  Ausgaben  für 
die  drei   mit  dem   30.  Juni   1868   endenden   Ouarlale  wie   folgt: 

Einnahmen.    Für  Zölle D.  115,300,000  00 

Ländereien        /00,000  00 

-  Bundessteuer 155,000,000  00 

Diverse  !     .     .     .     .  251000,000  00  -  D.  296,000,000  00 

Ausaaben.        -     Civildienst D.  37,000,000  00 

Ausgaoen.         _    p^^^j^n.^  „„j  Indianer      .  22,000,000  00 

-  Krieers-Departement    inclus. 

D.  24,500,000  tür  Bounties  100,000,000  00 

-  Marine-Departement       .     .  22,000,000  00 

-  Zinsen  auf  die  öffentl.  Schuld         114,000,000  00  -  D.  295,000,000  00 

Demnach  Ueberschuss  der  veranschlagten  Ein- 

nahmen  gegen  veranschlagte  Ausgaben  .     .  U.  1,0UU,UUU  uu 

Für    das    am    3  0.  Juni  1869    endende    Fiscaljahr    sind   die   Ein- 
nahmen und  Ausgaben  wie  folgt  veranschlagt: 

Ev,inanmen.    Für  Zölle ^- Jf.'S'S  SS 

-  Bundessteuer 205,000,000  00 

-  Ländereien        1,000,000  00 

Diverse  .         •     •     •  30,000,000  00  -  D.  381,000,000  00 

Ausgaben.        -     Civildienst    '. ^IfSSIS 

-  Pensionen  und  Indianer      .  35,000,000  00 

-  Kriegs-Departement    (incl. 

D.  25,500,000  für  Bounties)         120,000,000  00 

-  Marine-Departement       .     .  36,000,000  00 

-  Zinsen  auf  die  öffentl.  Schuld         130,000,000  00  -  D.  372,000,000  00 

Demnach  Ueberschuss  der  veranschlagten  Ein- 

nahmen  gegen  die  veranschlagten  Ausgaben  D.9,0U0,UU0  QU 
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Die  vorstehenden  Schätzungen  sind  nach  den  durchschnittlichen  Einnah- 
men und  Ausgaben  der  letzten  9  Monate  gemacht.  Der  Finanzminister  hofft 
jedoch,  dass  der  Congress  Maassregeln  treffen  werde,  die  Ausgaben  in  allen 
Zweigen  der  Verwaltung  bedeutend  zu  verringern,  so  dass  mit  der  Reduction 
der  Schuld  ununterbrochen   fortgefahren   werden   kann. 

Reduction   der   öffentlichen   Schuld. 

Betreffs  der  Nationalschuld  und  der  Nothwendigkeit,  mit  deren  Abzah- 
lung sofort  zu  beginnen,  bemerkte  der  Finanzminister  in  seinem  Bericht  von 
1865:  «Wir  brauchen  nicht  besorgt  zu  sein,  dass  künftige  Generationen  die 
Last  mit  uns  theilen.  Kriege  haben  noch  nicht  aufgehört  und  die  Zukunft 
wird  genug  zu  thun  haben  mit  den  Schulden,  welche  sie  selbst  creirt.  In 
einem  so  wichtigen  Falle,  wie  dieser,  sind  Experimente  nicht  am  Platz. 
Der  eben  betretene  Weg  der  Erfahrung  ist  der  einzig  sichere,  welcher  ein- 
zuschlagen ist.  Es  ist  von  der  grössten  Wichtigkeit  in  der  Leitung  einer 
Sache  von  so  überwiegendem  Interesse,  dass  der  richtige  Beginn  gemacht 
werde.  Nichts  Anderes  als  Revenuen  können  den  Nationalcredit  befestigen  und 
keine  andere  als  die  festbefolgte  Politik  zur  Reduction  der  öffentlichen 
Schuld  kann   deren  Vermehrung  vorbeugen. 

Der  richtige  Beginn  nach  der  angedeuteten  Richtung  ist  gemacht  wor- 
den. Seit  deni  1.  September  1865  ist  die  Schuld  um  D.  266,185,121,43 
reducirt  worden.  Konnte  nun  eine  solche  Reduction  bewerkstelligt  werden, 
während  in  Folge  des  Krieges  und  bei  den  schwankenden  politischen  Ver- 
hältnissen die  Industrie  in  einem  Drittel  des  ganzen  Landes  äusserst  gedrückt 
war  und  die  andern  zwei  Drittel  keinesfalls  ihre  volle  Production  entwickeln 
konnten;  konnte  trotz  der  liberalen  Approgriationen  des  Congresses,  der 
Zahlung  von  Bounty-Geldern  und  der  grossen  Ausgaben  zur  Erhaltung  be- 
deutender militärischer  Kräfte  an  der  Grenze  und  in  den  südlichen  Staaten 
eine  solche  Reduction  bewerkstelligt  werden,  so  liegt  kein  guter  Grund  vor, 
warum  die  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen  begonnene  Reduction  nicht 
ununterbrochen  fortgesetzt  werden  könnte,  bis  jeder  Dollar  gelöscht  ist? 
Der  Finanzminister  lebt  der  Hoffnung,  dass  die  von  ihm  eingeleitete  Politik, 
welche  nach  seiner  Ansicht  so  wesentlich  ist  für  den  Nationalcredit,  wenn 
nicht  für  die  Erhaltung  der  republic.  Institution ,  auch  künftig  nicht  aufge- 
geben wird.  Alte  Schulden  sind  harte  Schulden  zu  bezahlen.  Je  länger  sie 
anstehen,  desto  odiöser  werden  sie.  Wenn  die  gegenwärtige  Generation  die 
Last  dieser  Schuld  auf  die  nächste  werfen  wollte,  so  würde  die  Schuld 
wahrscheinlich  von  einer  Generation  auf  die  andere  übertragen  werden  — 
eine  immerwährende,  wenn  nicht  stets  zunehmende  Last  des  Volkes.  Unser 
Land  ist  voll  des  Unternehmungsgeistes  und  der  Resourcen.  Durch  die  Zu- 
nahme des  Reichthums  und  der  Bevölkerung  wird  die  Schuld  mit  ausser- 
ordentlicher Leichtigkeit  jedes  Jahr  vermindert  Averden.  Bei  geeigneter  Re- 
duction der  Ausgaben  des  Gouvernements  und  mit  einem  Steuersystem,  wel- 
ches der  Industrie  des  Landes  zusagt,  ohne  sie  zu  drücken,  kann  die  ganze 
Schuld  vor  Ablauf  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  abgetragen  sein.  Die 
Weisheit  einer  Politik,  welche  solche  Resultate  bringen  soll,  ist  im  Voraus 
vindicirt  durch  die  Geschichte  von  Nationen,  deren  Volk  mit  ererbten  Schul- 
den belastet  ist  und  welches  keine  Aussicht  hat,    sich    selbst    oder    die    ihm 
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folgenden  Generationen  zu  erleiclilern.  In  einem  Anhange  dieses  Berichts 
ist  durcli  einen  sehr  intelligenten  Herrn  aus  Massachusetts  nachgewiesen, 
wie  schnell  die  Schuld  durcii  den  regulären  Zuwachs  der  Bevölkerung  allein 
bezahlt  werden  kann,  nach  der  Rate  von  3  "/g  per  annum  durcli  eine  regu- 
läre Jährliche  Taxevon  D.  8,G0  per  capila,  welches  weit  weniger  ist  als 
die  jetzige   Rate. 

Z  0  1 1  -  Ge  s  e  t  z-C  0  d  ex. 

Durch  einen  am  22.  Fehruar  1867  genehmigten  Beschiuss  hieihen  die 
am  26.  .luli  1866  erlassenen  Zollgesetze  bis  zum  1.  Januar  1868  in  Kraft. 
Unter  Autorität  und  Direction  dieser  Beschlüsse  hat  dies  Departement  ein 
Gesetz  entwerfen  lassen,  welches  alle  Vorschriften  enthält  zur  Begulirung 
des  fremden  und  Küstenhandels,  der  Bestimmung  und  Erhebung  der  Zölle 
auf  Güter,  welche  von  fremden  Ländern  im|)orlirt  werden,  und  zur  Consoli- 
dirung  und  Vervollkommnung  der  iNavigalions-Geselze.  Dieser  Entwurf  wurde 
am  8.  März  d.  .1.  dem  Hepräsentantenhause  eingereicht,  begleitet  von  einem 
Bericht,  welcher  eine  allgemeine  Ansicht  darüber  ausspricht  und  Vorschläge 
enthält  belrelTs  der  wichtigsten  Veränderungen  bestehender  Gesetze.  Die  Ge- 
setze bezüglich  des  fremden  und  Küstenhandels  und  der  Erhebung  der  Zölle 
sind  jetzt  über  viele  Bände  von  Statuten  zerstreut  und  so  häufig  durch 
Amendements  der  ursprünglichen  Bestimmungen  modificirt  worden,  dass  es 
in  vielen  Fällen  für  Kaufleute  wie  für  Beamte,  deren  Pflicht  es  ist,  die  Vor- 
schriften auszulegen  und  auszuführen,  schwer  ist,  zu  bestimmen,  wie  das  in 
Kraft  befindliche   Gesetz    lautet. 

Es  ist  von  grösster  Wichtigkeit,  dass  Gesetze,  welche  so  verschiedene  und 
grosse  Interessen  berühren,  nach  einem  System  regulirt  werden,  durch  welches 
die  Rechte  und  Pflichten  derjenigen  Classen,  deren  Interessen  am  directesfen 
afficirt  werden,  klar  dargelegt  sind.  Die  gegenwärtige  Complication  ist  eine 
Quelle  ernstlicher  Verlegenheiten  für  den  Handelsstand  und  nicht  weniger 
für  Zollbeamte,  welche  schnell  handeln  und  die  Gesetze  in  vorliegenden 
Fällen  richtig  anzuwenden  haben.  Durch  Instructionen  dieses  Departements 
ist  dem  Uebel  nur  theilweise  abgeholfen  worden ,  aber  nicht  dem  Mangel 
eines  zuverlässigen  Codex.  Es  ist  demnach  wünschenswerth,  dass  der  Con- 
gress  jenem  Vorschlage  baldigste   Beachtung   schenke. 

Reorganisation    der    Rechnungs-Bureaux    des    Finanz-Depar- 
tements. 

Der  Finanzminister  empfiehlt  die  Reorganisation  der  Rechnungs-Bureaux 
des  Finanz-Departements,  damit  diese  Branche  des  öffentlichen  Dienstes  unter 
einen  verantwortlichen  Chef  kömmt,  wie  das  ursprünglich  beabsichtigt  w^urde 
und  wie  seitdem  die  Zunahme  des  Geschäfts  das  Amt  eines  zweiten  Contro- 
leurs  und  schliesslich  das  eines  Zoll-Commissärs  erforderte.  Jetzt  werden 
die  Rechnungen  von  3  von  einander  unabhängigen  Beamten  regulirt,  deren 
Regeln  und  Entscheidungen  in  natürlicher  Folge  oft  abweichen,  was  durch 
Concentrirung  der  Rechnungs-Bureaux  vermieden  wird.  Der  Zoll-Commissär 
hat  mit  der  Revision  der  Zoll-Revenuen  so  viel  Arbeit,  dass  er  der  Pflich- 
ten eines  Rechnungs-Controleurs  überhoben  werden  sollte.  Es  sollte  ein 
Chef-Controleur  ernannt  werden,  unter  welchem  alle  Rechnungs-Beamte  ste- 
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hen  und  dessen  Jurisdiction  für  alle  Entscheidungen  massgebend  ist;  die 
Pflichten  der  Prüfung  und  Gegenzeichnung  aller  Anweisungen  an  den  Schatz 
und  der  Einziehung  von  Forderungen  der  Regierung  sollten  ihm  obliegen, 
während  die  Adjustirung  aller  auf  Zölle  bezüglichen  Rechnungen  dem  ersten 
Controleur  zufallen  sollte.  Der  Finanzminister  empfiehlt  wiederholt  die  Re- 
organisation der  Bureaux  des  Departements  und  bittet  den  Congress  drin- 
gend, die  erforderlichen  Schritte  bald  zu  thun.  Die  jetzt  bezahlten  Salairs 
entsprechen  nicht  den  geleisteten  Diensten  der  Beamten,  die  Gerechtigkeit 
erfordert,  dass  den  fähigen  Beamten  dieses  Departements  eine  liberale  Ver- 
grösserung  des  Gehalts  zuerkannt  werde.  Seitdem  die  Salairs  festgestellt 
wurden,  haben  sich  die  Arbeiten,  Pflichten  und  Verantwortlichkeiten  der  Be- 
amten bedeutend  vermehrt  und  die  Preise  aller  Lebensbedürfnisse  haben  sich 
verdoppelt. 

Die   Münze. 

Der  Bericht  des  M  ü  nz  direct  or  s  enthält  die  übliche,  auf  die  Münze 
bezügliche   Information   für   das   vergangene  Jahr. 

Der  Totalwerth  des  Edelmetalls  der  in  der  Hauptmünze  und  in  den 
Zweigmünzen  während  des  Fiscaljahres  deponirt  wurde,  betrug  D.  41,893,100 
76,  von  denen  D.  40,069,200  06  in  Gold  und  D.  1,833,900  70  in  Silber  be- 
standen. Abzüglich  der  wiederholten  Depositen  war  der  Betrag  der  wirklichen 
Depositen  D.  34,537,048  39.  Die  Ausmünzung  für  das  Jahr  war  in  Gold- 
münze D.  28,217,187  50,  in  Goldbarren  D.  11,621,69132;  in  Silbermünze 
D.  986,871,  in  Silberbarren  D.  575,823  18;  in  Nickel-,  Kupfer-  und  Bronce- 
Münze  (1,  2,  3  und  5  Cent-Stücke)  D.  1,879,540.  Total  des  geprägten 
Geldes  D.  31,083,598  50;  Total  der  gestempelten  Barren  D.  12,197,514  50. 
Die  Golddepositen  einheimischer  Production  betrugen  in  Philadelphia  D. 
2,418,197  89,  in  San  Francisco  D.  17,936,169  40,  in  New  York  D.  10,320,821 
55,  in  Denver  D.  130,559  70.  Die  Silberdepositen  betrugen  in  Philadelphia 
D.  37,399  72,  in  San  Francisco  D.  744,387  48,  in  New  York  D.  274,893  19. 
Die  Gold-  und  Silber-Depositen  ausländischer  Production  betrugen  D.  2,674,619 
46.  Der  Betrag  des  geprägten  Goldes  war  in  Philadelphia  D.  10,072,060  86, 
in  San  Francisco  D.  18,225,000,  von  Silber  in  Philadelphia  D.  357,490  38, 
in  San  Francisco  D.  780,048  54  und  von  Bronce,  Nickel  und  Kupfer  in 
Philadelphia  D.  1,879,540.  Total-Zahl  der  geschlagenen  Stücke  D.  54,110,384. 
Ein  werthvoUer  Bauplatz  ist  für  die  Münze  in  San  Francisco  während  des 
vorigen  Jahres  gekauft  worden  und  weitere  Appropriationen  sind  zur  Er- 
richtung eines  vollständigen  Münzgebäudes  erforderlich.  Der  Münzdirector 
empfiehlt  die  Erölfnung  einer  Zweigmünze  in  New  Orleans  auf  ökonomischer 
Basis  für  die  Prägung  der  Nickel-  und  Kupfer-Münzen.  Die  Zweigmünze  in 
Charlotte,  N.  C,  ist  für  Schmelzung  und  für  Prüfung  von  Edelmetallen  her- 
gerichtet. Die  Zweigmünzen  in  Denver  und  Charlotte  sollten  in  Assay  Offices 
umgewandelt  werden,  da  es  für  immer  unnöthig  erscheint,  dort  Geld  zu  prä- 
gen. Der  Director  empfiehlt  ferner  die  Abschaflung  der  Kosten  für's  Prägen, 
der  Steuer  auf  Edelmetall  und  die  Einlösung  der  Cente.  Seine  Bemerkung 
betreffs  internationalen  Gepräges  und  zum  Schutz  der  Goldmünzen  gegen 
Fälschung  sind   der  Beachtung  werth. 
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Minen -Statistiken. 
Am  28.  Juli  1866  wurden  dem  Finanzminister  D.  10,000,000  bewilligt 
zur  Einholung  statistischer  Information  Betrells  der  Gold-  und  Silberminen 
der  westlichen  Staaten  und  Territorien.  Unter  dieser  Autorität  wurde  Herr 
J.  Ross  Browrie  zum  Special-Comniissär  für  die  Mineralregionen  westlich  der 
Felsengebirge  ernannt.  Sein  Prüliminarbcrirhl  wurde  dem  Coiigress  am  28.  Ja- 
nuar 1867  unterbreitet.  Die  Districte  von  Mew  Mexico,  Colorado,  Montana, 
Dakotah  und  Minnesota  wurden  Herrn  James  W.  Taylor  überwiesen,  der  seinen 
Bericht  am  13.  Februar  1867  einreichte.  Bis  dahin  war  keine  detaillirte 
Information  über  unseren  Mineralreichthum,  den  l'rocess  und  die  Kosten  des 
Bergbaues  oder  den  Ertrag  an  Edelmetallen  in  officieller  Form  erschienen. 
Es  wurde  der  Inhalt  dieser  Berichte  demnach  in  den  atlantischen  und  paci- 
fischen  Staaten  mit  grossem  Interesse  aufgenommen.  Unter  dem  2.  März 
1867  wurden  weitere  Bewilligungen  gemacht,  um  Herrn  Browne  während 
des  laufenden  Jahres  eine  genauere  Prüfung  der  ihm  angewiesenen  Mineral- 
districte  vornehmen  zu  lassen.  Er  besuchte  die  bedeutendsten  Regionen  am 
Stillen  Meere,  da  aber  das  Feld  von  Britisch  Columbia  bis  zur  mexicanischen 
Grenze  zu  ausgedehnt  ist,  um  ihm  den  Besuch  jeden  Districts  zu  gestatten, 
so  sicherte  er  sich  die  Dienste  eines  erfahrenen  Corps  von  Bergbau-Inge- 
nieuren und  Statistikern.  Durch  die  Dienste  dieser  Gehülfen  wurden  ihm 
detaillirte  Berichte  über  Production  ,  Bevölkerung  und  eine  allgemeine  Cha- 
racteristik  von  Utah,  Western  Montana,  Idaho,  Washington  Territorium,  Ore- 
gon, Nevada,  Californien  und  Arizona  zugänglich.  Die  benachbarten  frem- 
den Territorien,  wo  americanisches  Capital  angelegt  ist,  wurden  kurz  berührt. 
Spezielle  Aufmerksamkeit  wurde  auf  den  topographischen,  geologischen  und 
mineralogischen  Character  jeden  Staats  und  Territoriums  gerichtet,  ferner  auf 
die  verschiedenen  Systeme  des  Bergbaues,  Kosten  der  Arbeit  und  Production, 
Netto-Ertrag  an  Edelmetall,  und  endlich  wurden  betreffs  Clima,  Communica- 
tion ,  Fähigkeit  des  Bodens  für  Ackerbau,  Vorzüge  für  Einwanderung  und 
Capitalanlage  berichtet.  Der  grosse  Verlust  in  der  gegenwärtigen  Behand- 
lung der  Erze  wird  als  ein  wesentliches  Hinderniss  für  die  Entwickelung  des 
Bergbaues  geschildert.  Angenommen,  dass  die  Gold-  und  Silberproduction 
für  das  laufende  Kalenderjahr  D.  75,000,000  beträgt,  würde  nach  bisherigen 
Erfahrungen  der  Verlust  durch  mangelhaften  Process  sich  auf  D.  25,000,000 
belaufen.  Auch  durch  das  feindliche  Auftreten  der  Indianer  und  aus  anderen 
Ursachen  ist  der  Fortschritt  des  Bergbaues  in  Mcntana,  Idaho,  Colorado  und 
Arizona  gehemmt.  Der  Spezial-Commissär  empfiehlt  zur  Vermeidung  jener 
Verluste  die  Errichtung  einer  nationalen  Bergacademie  auf  irgend  einem  Cen- 
tralpunkte  westlich  von  den  Felsengebirgen  und  zwar  nach  dem  Musler  der 
grösseren  europäischen  Bergacademien.  Der  Bericht  des  Herrn  Taylor  um- 
fasst  einige  interessante  Bemerkungen  über  die  Aussichten  über  die  Gold- 
und  Silberminen  östlich  der  Felsengebirge,  auch  andere  werthvolle  Statisti- 
ken, welche   dem  Congresse  vorgelegt  werden. 

L  e  u  c  h  1 1  h  ü  r  m  e. 
Aus  dem  Bericht  der  Leuchtthurm-Verwaltung  ist  ersichtlich,    dass  von 
den  Leuchtthürmen  u.  s.  w.,  welche  während  des  letzten  Krieges  so  furchtbar 
gelitten  hatten,  so  viele  wieder  hergestellt  sind,  als  die  zu  dem  Behufe  an- 
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gewiesenen  Mittel  gestatteten.  Die  Küstenvermessungen  sind  während  des 
letzten  Jahres  mit  gewohntem  Eifer  fortgesetzt  worden.  Die  Kosten  für  das 
nächste  Fiscaljahr  sind  mit  Rücksicht  auf  die  Ansprüche  der  Schifffahrt  ver- 
anschlagt. 

Küstenvermessung   von  Alaska. 

Zur  Erhebung  der  Zölle  in  dem  kürzlich  von  Russland  erworbenen  Ter- 
ritorium ist  im  August  einstweilen  ein  Special-Agent  nach  Sitka  geschickt 
worden,  begleitet  von  einem  Agenten  des  Staats-Departements,  um  das  Ter- 
ritorium formell  zu  übernehmen ;  für  den  weiteren  Schutz  der  Revenue  wie 
zur  Einholung  näherer  Information  als  Richtschnur  für  die  Errichtung  von 
Häfen  und  Zoll-Districten  ist  der  Dampf-Cutter  „Lincoln"  nach  jener  Be- 
sitzung hinbeordert.  Ein  mit  der  Küste  vertrauter  Officier,  begleitet  von 
mehreren  Beamten  der  Küstenvermessung,  ist  mit  ausführlichen  Instructionen 
abgesandt  worden,  um  das  Schiff  während  des  Kreuzens  zu  führen.  Der 
Dampfer  ist  im  Juli  gesegelt,  ein  Bericht  wird  bald  erwartet  und  nach  dem 
Eintreffen  desselben  wird  der  Congress  über  die  Errichtung  von  Zoll-  und 
Steuer-Aemtern  entscheiden. 

Zoll -Marine. 

Der  Marine-Zolldienst  wird  jetzt  durch  43  Schiffe,  nämlich  25  Dampfer 
und  18  Segelschiffe  versehen.  Von  den  erstgenannten  sind  17,  von  letzt- 
genannten 16  an  der  atlantischen  Küste,  2  von  beiden  an  der  Küste  des 
Stillen  Meeres  und  6  Dampfer  auf  den  Binnenseen  im  Dienst.  5  Dampfer 
sind  verkauft  und  8  Segelschiffe ,  welche  sich  besser  für  den  Dienst  eignen, 
gebaut  worden.  Die  Kosten  des  Dienstes  sind  in  Folge  der  vermehrten  Zahl 
von  Schiffen  und  Beamten,  hauptsächlich  aber  durch  die  erhöhten  Preise 
allen  Materials  bedeutend  gewachsen.  Alle  Ausgaben  werden  jetzt  vom  all- 
gemeinen Zollfond  bestritten  und  sind  nur  limitirt  durch  Bestimmung  des 
Finanzministers.  Die  jetzige  Höhe  der  Kosten  macht  es  jedoch  wünschens- 
werth,  dass  der  Congress  specielle  Appropriationen  dafür  mache.  Die  Un- 
terhaltungskosten des  Marine-Hospitals  sind  trotz  der  grössten  Oekonomie 
sehr  bedeutend,  durch  die  Taxen  nicht  zu  decken  und  das  Deficit  muss  aus 
dem  Schatz  beschafft  werden.  Es  sollten  von  den  Strafgeldern  und  aus  dem 
Erlös  der  unter  dem  Zollgesetz  confiscirten  Güter  genügende  Appropriatio- 
nen gemacht  werden. 

Diverses. 

Zur  Unterdrückung  des  Schmuggelhandels  sind  mit  bedeutendem  Erfolg 
und  verhältnissmässig  geringen  Kosten  und  ohne  Opfer  des  öffentlichen 
Schatzes  erfolgreiche  Anstrengungen  gemacht  worden.  Der  Erlös  an  Straf- 
geldern und  aus  confiscirten  Gütern  hat  alle  Kosten  bestritten  und  dem  Schatz 
noch  ausserdem  über  D.  300,000  abgeworfen.  Der  Finanzminister  empfiehlt 
den  Verkauf  von  Actien  verschiedener  Privat-Corporationen,  welche  die  Re- 
gierung noch  hält  und  welche  für  diese  und  die  betreffenden  Compagnien 
ein  Gegenstand  ewiger  Verwirrung  sind.  Die  Papiere  wurden  zur  Zeit  unter 
Special-Gesetzen  zur  Förderung  gemeinnütziger  Unternehmungen  mittels  Sub- 
scription  erworben.     Der  Bericht  des  Directors  des  statistischen  Bureaus  wird 
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der  Aufmerksamkeit  des  Conpresses  und  der  Nation  empfohlen.  Ebenso  der 
Bericht  des  Schatzmeisters  und  anderer  Bureau-Chefs.  Die  öffentlichen  Bau- 
ten haben  im  Laufe  des  verflossenen  Jahres  einen  erfreulichen  Fort^anj^ 
genommen. 

Die   Pariser   Münz-Conferenz. 

Seitens  des  Staats-Dcpartoments  ist  dem  Finanzministerium  der  officicile 
Bericht  über  die  im  Juni  und  Juli  d.  J.  in  Paris  abgehaltene  internationale 
Münz-Conferenz  überwiesen  worden.  Ebenso  der  Bericht  des  Herrn  Samuel 
B.  Ruggles,  Delegat  jener  Conferenz  von  den  Ver.  Staaten.  Diese  Conferenz 
hatte  einen  diplomatischen  Character;  die  meisten  civilisirten  Nationen  hat- 
ten von  der  französischen  Hegierung  dazu  officielle  Einladung  erhalten.  Ihr 
Zweck  war,  wie  der  französi.sche  Gesandte  in  Washington  angab,  einen  all- 
gemeinen Austausch  der  Ansicht,  ferner  «eine  Basis  für  spätere  .N'egociation 
zu  suchen,  behufs  gleichmässiger  Münzen  für  den  Gebrauch  der  ganzen  Welt". 
Es  erhellt  aus  dem  officiellen  Bericht,  dass  die  Conferenz  nach  reiflicher 
Ueberlegung  sich  über  solche  Basis  geeinigt  hat,  welche  jetzt  den  verschie- 
denen Nationen  zu  ihrer  Berathung  und  Entscheidung  unterbreitet  ist.  Diese 
Angelegenheiten  sind  von  grossem  pecuniären  Interesse  für  die  Ver.  Staaten 
und  verdienen  seitens  der  executiven  und  legislativen  Behörden  die  auf- 
merksamste und  sorgfältigste  Prüfung.  In  dem  Bericht  des  Herrn  Ruggles 
sind    die   Angelegenheiten    unter   folgenden   Rubriken    besprochen : 

1)  Die  Zusammensetzung  und  der  Character  der  Conferenz,  19  verschie- 
dene Nationen  umfassend ,  mit  einer  Bevölkerung  von  320,000,000 
Einwohnern. 

2)  Die  Wichtigkeit,  die  Nationen  Central-  und  Süd-Americas  in  die  vor- 
geschlagene  Münzreform    einzuschliessen. 

3)  Die  Nothwendigkeit  einer  Münzvereinigung  zwischen  den  östlichen  und 
westlichen    Continenten. 

4)  Die  Lage  der  beiden  Americas  zwischen  West-Europa  und  Ost-Asien 
und  ihre  Pflicht  als  hauptsächlichste  Goldproducenten   der  Welt. 

5)  Die  Kosten  der  Umprägung  für  Herstellung  des  einheitlichen  Systems 
nebst  vollen  Statistiken  über  das  frühere  und  gegenwärtige  Gepräge 
der  Ver.  Staaten,  Grossbritanniens  und  Frankreichs. 

Das  Goldgepräge  der  Ver.  Staaten  von  1792  —  1851  ist 

angegeben    auf D.  180,184,268 

Von  Grossbritannien  von  1816—1851 480,105,755 

-    Frankreich  von  1793-1851 324,492,516 

D.  984,782,539 

Von  1851 — 1866  (in  15  Jahren)  wurden  geprägt 

von  den  Ver.  Staaten D.  665,352,323 

-  Grossbritannien 455,225,695 

-  Frankreich 987,788,298 

D.  2,108,366,316 

6)  Die  wahrscheinliche  Goldproduction  in  den  Ver.  Staaten. 

7)  und  8)  Die  Geschichte  der  verschiedenen  Münz-Systeme  in  Europa  und 
deren,  stufenweise   Consolidirung. 

9)  Der  Gegensatz,  den  das  Münz-System  der  Ver.  Staaten,  wie  dasselbe 
durch  die  Constitution  vereinfacht  worden,  darbietet. 


Mis  cellen. 
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10)  Die  Nothwendigkeit  von  internationalen  Münz-Conferenzen.  Erster  Ver- 
such im  Berliner  Congress  im  Jahre  1863. 

11)  Vierseitiger  Münzvertrag  vom  December  1865  zwischen  Frankreich, 
Belgien ,  der  Schweiz  und  Italien ,  dem  später  der  Kirchenstaat  und 
Griechenland  beitraten,  wodurch  für  einen  TheiJ  von  Europa  eine  Münz- 
Einheit  hergestellt  wurde. 

12)  Die  Nothwendigkeit  eines  einzigen,  ausschliesslich  aus  Gold  bestehen- 
den Werthmessers.  Die  Trüglichkeit  und  Unmöglichkeit  eines  doppel- 
ten Werthmessers   in   Gold  und  Silber. 

13)  Eine  gemeinschaftliche  Benennung  oder  Münzeinheit  von  Gold,  dessen 
Gewicht  und  Werth  genau  bestimmt,  wodurch  Dollars  und  Francs  sy- 
nonyme  Bezeichnungen   oder  eins   gegen   das   andere   einwechselbar. 

14)  Vorgehen  der  Delegaten  von   Grossbritannien  in   der  Conferenz. 

15)  Die  Einwilligung  Frankreichs,  eine  neue  Goldmünze  von  25  Francs  zu 
schlagen,  um  mit  dem  halben  Eagle  der  Ver.  Staaten  und  dem  Sove- 
reign  von  Grossbritannien,  wenn  auf  diesen  Werth  reducirt,  gleich- 
massig  zu  circuliren. 

Die  genaue  Prüfung  eines  so  wichtigen  Gegenstandes  wird  nicht  ver- 
fehlen, auf  die  Regierung  und  das  Volk  der  Ver.  Staaten  günstig  einzuwir- 
ken. Indem  der  Finanzminister  den  Bericht  dem  Congress  zur  gehörigen 
Prüfung  empfiehlt,  hält  er  es  für  den  Augenblick  für  genügend,  seine  volle 
Beistimmung  auszudrücken  über  die  Ansicht  betreffs  der  Pflicht  der  Natio- 
nen,  die   in   folgendem  Auszug   ausgesprochen : 

«Lasst  uns  niemals  vergessen ,  dass  die  beiden  Americas  christliche 
Mitglieder  der  grossen  Familien  der  Nationen  sind  und  dass  die  Einheit 
des  Münz-Systems  andern  und  höhern  Zwecken  christlicher  Eintracht 
nahesteht.  Wir  können  weise  oder  rechtlich  nicht  in  einer  continen- 
talen  Isolirung  verharren.  Integrirende  Bestandtheile  des  mächtigen 
Organismus  moderner  Civilisation,  lasst  uns  immer  brüderlich  und  rasch 
unsern  Antheil  an  den  Friedenswerken   der  ganzen  Welt    übernehmen." 


IV. 
Statistik  der  Anwalte  und  IVotare. 

Von  Dr.  Heinrich  Ditz  in  München. 


I.     Oesterreich. 
(Nach  dem  Staalshandbuch  von  1866.) 


Land. 

> 

1 

1 

Notare. 

Darunter 
Cumulat. 

Bevölkerung. 

Es  treff 

Advo- 
katen. 

en  Seelen  auf  1 

Advoka- 
Notar,    ten   und 
Notar. 

Oesterreich  u.  d.E. 
Oesterreich  o.  d.  E. 
Salzburg 

167 

34 

9 

111 
53 
12 

11 
2 

1 

267 

85 
20 

1,753,816 
719,228 
147,191 

10,502 
21,154 
16,355 

15,980 
13,587 
12,266 

6,569 
8,461 
7,360 

Oberlandesg.  Wien 

210 

176 

14 

372 

2,620,235 

12,477 

14,888 

7,044 
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Es  treffen  Seelen  auf  1 

Land. 
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Bevölkerung. 

Advo-  '   ,,  , 

Advoka- 

•     P5* 
1 

<B 

5i.  « 

katen.      ^''^''^ 

ten    und 

Notar. 

Steycrmark 

.■iS 

76 

131 

l,0H7,.H()fs 

l>s,747  14,307 

8,114 

Krain     .... 

18 

17 

— 

35 

473,393 

26,299  27,847 

13,526 

Kärnthen     . 

17 

26 

2 

41 

342,469 

20,145  13,172 

8,352 

Oberlandesg.   Graz 

93 

119 

2 

210 

1,903,170 

20,464  15,992 

9,063 

Küstenland 

75 

31 

7 

99 

562,875 

7,505  18,157 

5,686 

Tirol,  Vorarlberg 

93 

37 

— 

130 

876,890 

9,429  23,700 

6,745 

Böhmen 

185 

181 

23 

343 

5,107,313 

27,607  28,217 

14,890 

Mähren,    Schlesien 

86 

80 

8 

158 

2,478,640 

28,821  30,983 

15,688 

Galizien,  Bukowina 

152 

99 

— 

251 

5,612,708 

36,926  56,694 

22,361 

Oesterr.     diess. 

der  Leitha 

894 

723 

54 

1563 

19,161,831 

21,434  26,503 

12,259 

Ungarn  .... 

2991 

— 

— 

— 

10,684,354 

3,572;      - 

— 

Siebenbürgen  . 

115 

— 

— 

— 

2,074,457 

18,039       — 

— 

Kroato-  Slavonien 

u.  Militärgrenze 

145 

— 

— 

— 

2,071,343 

14,285,      - 

— 

Dalmatien    . 

41 

34 

— 

75 

440,705 

10,749  12,962 

5,876 

Transleithan  ien 

3292 

* 

^> 

15,270,859 

4,639i      * 

* 

II.     Preussen. 
(Nach  dem  Staatskalender  1865.) 


Provinz. 

Rechts- 
anwälte. 

Davon 
zugleich 
Notare. 

Blosse 
Notare 

Summe  d. 
Notare  u. 
Anwalte. 

Zivilbevölke- 
rung 1864. 

k.\ii  1  Anw. 
oder    Notar 
treff.  Seelen 

Preussen  .... 

202 

199 



202 

2.982,215 

14,763 

Brandenburg 

198 

197 

6 

204 

2,555,835 

12,529 

Pommern 

120 

120 

6 

126 

1,418,721 

11,260 

Schlesien 

240 

234 

— 

240 

3,473,259 

14,470 

Posen       .... 

123 

122 

— 

123 

1,505,944 

12,243 

Sachsen    .... 

184 

182 

2 

186 

2,014,641 

10,831 

Westfalen  (m.  Essen, 

Rees,  Duisburg) 

243 

239 

2 

245 

1,909,292 

7,793 

Ostrhein.  Reg.-Bez. 

Koblenz     . 

12 

8 

— 

12 

155,543 

12,962 

Hohenzollern      .     . 

5 

— 

0 

64,738 

12,948 

Appellat.-Ger.  Köln 

150 

— 

203 

353 

2,894,078 

8,199 

Staat  ..... 

1477 

1301 

219 

1696 

18,909,529 

11,149 

Mi  sc  eilen. 
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III.     Bayern. 

(Sulzbacher  Kalender  1867;   Stand  vor  dem  Kriege.) 

.  ,    ,    .  ,,  .  -  D     -11 .,„  Es  treffen  Seelen  auf  1 

Advokaten.     Notare.      Summa.     Bevölkerung,     ^j^^^aten.      Notar.      Adv.  od.  Not. 
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Advokaten. 
769 


39t  654         4,807,116        18,278 

IV.     Sachsen    (1867). 


13,394  7,350 


Dav.   zugl.   Notare. 
161 


Bevölkerung. 
3,343,994 


Seelen  auf  1  Adv.  od.  Notar. 
3,048 


V.     Hannover    (1865). 

Goplpn      J||lf      4 

Advokat.    Dav.  zugl.  Notare.     Blosse  Notare.    Im  Ganz.     Bevölkerung.     ^^^  ^^  ^^^ 


386  187  3  389         1,934,172 

VI.     Württemberg  (1862). 


Rechtsconsulent.     Practicant.    Immatr.  Notare.     Summa. 
343  2  13  358 

VIT.     Baden  (1863). 

Rechtsanwälte.    Districtsnotare.     Summa.     Bevölkerung. 
111        .  171  383        1,407,761 


Bevölkerung. 
1,723,000 


4,946 


Seelen  auf 

1  Advokat. 

7,038 


Seelen  auf  1  Adv.  od.  Not. 
4,993 


VIII.     Grossherzogthum  Hessen  (1864). 

Auf  1  Adv.  od.  Not. 
Diess.  d.  Rheins     93  Hofger. -Adv.  u.  Procur.     613,868  Einw.     6,673  Seelen. 
Rheinhessen     .     33  Advokaten,  39  Notare.       335,665     -  4,533     - 

IX.     Weimar  (1864). 
54  Advokaten,  380,301  Einwohner,  auf  1   Advokaten   5,189  Seelen. 


Preisfragen  der  Fürstlicli  .Tablonowski' sehen  Gesellschaft 
zn  Leipzigs  für  die  Jahre  1869  bis  1871. 

Für  das  Jahr  18  69.     Bei  der  absolut  hohen  Bedeutung,  welche  der 
internationale  Getreidehandel    nicht  bloss  praktisch  für   das  Wohl   und  Wehe 
des    kaufenden    wie    des    verkaufenden    Volkes    besitzt,     sondern    auch    als 
Symptom  der  allgemeinen  Kultureiitwickelung  auf  beiden  Seiten;  so  wie  bei 
der    relativ    wichtigen    Stellung,   welche    gerade    im    polnischen  Handel   seit 
Jahrhunderten  die  Getreideausfuhr  eingenommen  hat,  wünscht  die  Gesellschaft 
eine   quellenmässige   Geschichte    des    polnischen    Ge- 
treidehandels mit   dem  Auslände. 
Die  Zeit  vor  dem  Untergänge  des  byzantinischen  Reiches  wird  dabei  nur 
als  Einleitung,    die   neuere  Zeit    seit  der  Thcilung  Polens   nur  als  Schluss  zu 
berücksichtigen  sein,    das  Hauptgewicht   aber   auf   die    dazwischen  liegenden 
drei  Jahrhunderte  gelegt  werden  müssen.     (Preis  60  Ducaten.) 
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Für  das  Jahr  1870.  Die  Gesellschaft  hat  erwogen,  wie  es  für  die 
quellenmassige  Behandlung  der  mitlelallerliclien  Geschichte  eines  I.andes  keine 
erwünschtere  Grundlage  giehl ,  als  eine  kritische  Zusammenstellung  des  an- 
nalistischen und  chronistischen  Materials,  welche  zugleich  die  Geschicht- 
schreibung des  Landes  zur  Uebersicht  bringt.  Sie  wünscht  darum  im  An- 
denken  an   ihren   Stifl<r, 

die  polnische   Geschichtschreibung  des  iMittelalters 
in   einem   zugleich   kritischen  und  darstellenden  Werke  beleuchtet  zu   sehen. 

Ein  solches  Werk  würde  vom  Beginn  polnischer  Annalistik  bis  auf 
Dlugosz  eingeschlossen  reichen  müssen.  Ob  es  dem  Bewerber  möglich  sein 
wird,  in  ähnlicher  Art,  wie  Palacky  in  seiner  rWurdigiing  der  buhmischen 
Geschichtschreiber"  verfuhr,  das  handschriftliche  Material  selbst  einzusehen 
und  neues  heranzuziehen,  lässt  die  Gesellschaft  dahin  gestellt  sein.  Sie 
würde  die  Aufgabe  auch  als  gelöst  betrachten,  wenn  das  bisher  Publicirte 
und  Erarbeitete  mit  selbständiger  Durchdringung  des  Stoffes  in  der  Weise 
behandelt  würde,  wie  es  Wattenbach  in  ^iDeulschlands  Geschichtsquellen  im 
Mittelalter"  gethan.  In  Betreff  der  Ausgaben  der  einzelnen  Annalen  oder 
Autoren,  sowie  der  Erläulerungsschriften  ist  bibliographische  Vollständigkeit 
und    Genauigkeit  nothwendig.      (Preis   60  Ducalen.) 

Für  das  Jahr  1871.  Die  Geschichte  der  landständischen  Steuer- 
bewilligung ist  unstreitig  eine  der  wichtigsten  Seiten  der  Territorialent- 
wickelung, ebenso  bedeutsam  für  die  Ausbildung  des  Staatsrechtes,  wie  des 
Finanzwesens  und  der  Volkswirthschaft.  Gleichwohl  fehlt  es  noch  sehr  an 
liefer  eingehenden  Specialuntersuchungen  darüber,  obschon  jedes  geschichtlich 
weit  zurück  reichende  landständische  Archiv  Stoll'  bietet.  iMan  wünscht  daher 
die  urkundliche  Geschichte  der  landständischen  Steuer- 
bewilligung in  irgend  einem  deutschen  Territorium, 
wobei  übrigens  die  constitutionellen  Volksvertretungen  des  19.  Jahrhunderts 
ausgeschlossen  bleiben.     (Preis  60  Ducaten.) 

Die  Preisbewerbungsschriften  sind  in  deutscher,  lateinischer  oder 
französischer  Sprache  zu  verfassen,  müssen  deutlich  geschrieben  und 
paginirt,  ferner  mit  einem  Motto  versehen  und  von  einem  versiegelten 
Zettel  begleitet  sein,  der  auswendig  dasselbe  Jlotto  trägt,  inwendig  den 
Namen  und  Wohnort  des  Verfassers  angiebt.  Die  Zeit  der  Einsendung  endet 
für  das  Jahr  der  Preisfrage  mit  dem  Monat  November;  die  Addresse 
ist  an  den  Secretär  der  Gesellschaft  (für  das  Jahr  1868  den  Prof.  Wester- 
mann) zu  richten.  Die  Resultate  der  Prüfung  der  eingegangenen  Schriften 
werden  jederzeit  durch  die  Leipziger  Zeitung  im  März  oder  April  bekannt 
gemacht. 


V. 

Geschichte  und  Statistik  des  Gesindewesens  in 

Deutschland. 

Von 

Dr.  Paul  Kollmann  aus  Lübeck, 
Mitglied  des  statistischen  Seminars  in  Jena. 

Geschichtliche  Entwickelung  des  Gesindewesens  in  Deutsch- 
land seit  dem  Aufblühen  der  Städte  bis  auf  unsere  Tage. 

1.     Das  Gesinde  im  Mittelalter. 

Der  ganzen  antiken  Welt,  wie  den  alten  Germanen  war  ein  Ge- 
sinde als  besonderer  Stand  unbekannt.  Das  Alterthum  wirthscbaftete 
bekanntlich  mit  Sclaven,  denen  alle  jene  Arbeiten  zufielen,  die  nach 
damaliger  Auffassung  eines  Freien  unwürdig  galten.  Die  Germanen, 
wie  sie  Tacitus  schildert,  waren  in  nobiles,  ingenui  und  servi  ge- 
gliedert, von  denen  die  letzteren,  als  eigene  Leute  ihres  Herrn,  diesem 
zu  dienen  hatten;  was  sie  nicht  an  häuslichen  Geschäften  verrichteten, 
besorgten  Frau  und  Kinder^).  Aber  noch  viel  später  gab  es  kein  Ge- 
sinde der  Art,  wie  es  sich  nachher  bildet.  Freilich  kommt  schon  früh 
der  Name  Gesinde,  gasindus,  vor  —  zuerst  in  longobardischen  Gesetzen 
— ,  doch  verstand  man  darunter  keine  Hausdienerschaft,  sondern  hof- 
hörige Leute^),  welche  das  Land  zu  bestellen  hatten,  oder  ein  »Gefolge 
Freier  sowohl  als  Unfreier«^).  Zwar  leisteten  häusliche  Dienste  die 
Ministerialen;  sie  dürfen  jedoch  ebenfalls  nicht  hierher  gerechnet  werden. 
Sie  waren  anfänglich  Verwalter  des  königlichen  Hauswesens  und ,  wenn 
auch  meist  selbst  unfrei,  besser  gestellt  und  geachtet,  als  die  übrigen 
abhängigen  Leute;  auch  lagen  die  niederen  Arbeiten  ihnen  nicht  ob, 


1)  Tacitus,  Germania  cap.  25. 

2)  Zöpfl,  Deulsche  Staats-  und  Rechtsgeschicbte  Bd.  2  S.  25  Note  9. 

K.  F.  Eichhorn,    Deutsche    Staats-    und    Rechlsgeschichle.      4.    Aufl.      Göltingen 
1834.     Bd.  1  S.  469. 

3)  J.  Grimm,  Deutsche  Rechtsalterlhümer.     GöUingen  1828.     S.  318. 
X.  IG 
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sie  hatten  selbst  wieder  Knechte  unter  sich  *) ,  und  später  nach  der 
karolingischen  Zeit  bilden  sie  einen  besonderen  Stand  "unfreier,  waf- 
fenfähiger Hausdiener  des  Kaisers  und  der  Fürsten ,  welche  in  einem 
erblichen  und  rein  iicr.sönlichen  Abliängigkeitsverhältniss  stehen-^).  Bei 
der  Naturalvvirthschaft  des  früheren  Mittelalters,  so  noch  zur  Zeit  Karl 
des  Grossen,  waren  es  die  hörigen  Leute,  welche  die  häuslichen,  wie 
wirthschaftlichen  Dienste  verrichteten;  sie  waren  sowohl  Landarbeiter, 
wie  Handwerker  und  Diener  für  die  persönliche  Bequemlichkeit  ihres 
Herrn.  Letztere  Beschäftigungen  gehörten,  da  sie  am  meisten  den 
Charakter  der  Ungemessenheit  an  sich  trugen  und  jeder  Zeit  auf  des 
Herrn  Geheiss  geschehen  musstcn,  zu  den  drückendsten*). 

Ein  wirkliches  Gesinde  mit  den  Eigenthündichkeiten,  wie  wir  es 
nach  dem  Entstehen  und  raschen  Aufblühen  der  Städte  in  diesen  sich 
entwickeln  sehen,  gab  es  noch  nicht,  wenigstens  wird  es  nirgends  be- 
zeugt, die  damalige  Wirthschaftsform  mochte  auch  schwerlich  eine 
solche  Institution  zu  erzeugen  im  Stande  sein. 

In  den  Städten  aber  entfaltete  sich  ein  ganz  neues  Leben,  welches 
eine  andere  Organisation  der  Arbeit  hervorrief.  Das  Handwerk  und 
die  Industrie  —  einst  durch  Hörige  bedient  —  ward  Sache  der  Bürger, 
freier  Leute,  die  sich  in  Zünfte  vereinigten,  während  die  Bebauung 
des  Bodens,  wie  überhaupt  die  Rohstoffproduktion  der  Landbevölkerung 
verblieb  ^). 

Für  den  immer  zunehmenden  Umfang  der  Industrie  bedurften  aber 
die  Städte  der  Arbeitskräfte.  Da  war  es  denn  ein  gewichtiger  Umstand, 
dass  sie  hinter  ihren  Mauern  eine  Schutzstätte  gegen  die  Unfreiheit 
gewährten.  Das  lockte  das  abhängige  Landvolk  an,  welches,  Schutz 
und  Verdienst  zu  suchen,  in  so  grosser  Zahl  hierher  flüchtete,  dass 
der  Ritterstand  sogar  die  Hülfe  des  Landesherrn  dagegen  anrief*). 
Diese  Flüchtlinge  fanden  in  den  Städten  Beschäftigung,  sie  traten  als 
Gehülfen  bei  den  Bürgern  ein,  und  bald  fanden  sich  auch  Freie,  welche 
sich  zur  Arbeit  in  den  Gewerkeu  verdangen.     Von  allen  diesen,  welche 


4)  A.  V.  Fürth,  Die  Ministerialien.     Köln  1836.     S.  2  und  3. 

5)  Ebend.  S.  56  und  57. 

6)  Grimm  a.  a.  0.  S.  352. 

7)  Zur  Geschichte  der  deutschen  Wollenindustrie,  in  Hildebrand's  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und  Statistik.     Jena  1866.     Bd.  VII  S.  82. 

8)  In  einer  Urkunde  des  Bischofs  Voiquin  von  1279  an  die  Stadt  Lübbecke 
heisst  es:,volumus  omnes  predictam  villam  intrantes  et  apud  nos  manere  volentes  si 
servilis  sunt  conditionis  a  lali  iugo  et  conditione  esse  immunes  et  absoluti.  Vergl. 
P.  Wigand,  Provinzialrechle  von  Minden,  Ravensberg  u.  s.  vv.  Leipzig  1834. 
Bd.  2   S.  116. 
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solche  Dienste  übernahmen,  geht  die  Bildung  eines  persönlich  freien 
Gesindestandes  aus.  Von  diesem  Gesinde  löste  sich  in  Folge  steigender 
Arbeitstheilung  auf  der  einen  Seite  der  Stand  der  eigentlichen  Gewerbs- 
gehülfen,  auf  der  andern  der  der  Dienstboten  in  unserem  Sinne  ab. 
Die  Auseinanderhaltung  wirthschaftlicher  und  persönlicher  Dienstleistun- 
gen war  indess  jenen  Zeiten  noch  fremd.  Der  Diener  stellte  dem  Herrn 
seine  ganze  Arbeitskraft  zur  Verfügung  und  musste  in  jede  Art  von 
Leistung  willigen.  Die  älteren  Stadtrechte  deuten  dies  bestimmt  an. 
Sie  verstehen  unter  Gesinde  ebensowohl  die  Knechte,  welche  Pferde 
und  Geschirr  besorgten,  als  diejenigen,  die  vorzugsweise  in  der  Fabri- 
kation oder  bei  der  Handlung  verwendet  wurden^).  Alle  standen  in 
gleich  strenger  Zucht  ihres  Herrn.  Solche  grosse  Abhängigkeit  der 
Kaufmannsdiener  und  Handwerksgehülfen  hat  sich  ja  theilweise  noch 
bis  in  dieses  Jahrhundert  erhalten.  In  den  hansischen  Comptoiren 
mussten  die  jungen  Gehülfen  ihren  Gildemeistern  die  gewöhnlichsten 
Dienste  verrichten ;  und  auch  sonst  forderten  die  Kaufherrn  des  Mittel- 
alters von  diesem  ihrem  »Gesinde«  neben  den  Arbeiten  in  der  Schreib- 
stube und  auf  dem  Lager  zum  grossen  Theile  das,  was  heute  Dienst- 
boten leisten.  In  Lübeck  war  es  z.  B.  noch  gegen  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  Sitte,  dass  Lehrlinge  ihrem  Principal  die  Schuhe  zu  putzen 
hatten.  Im  Handwerkerstande  haben  sich  solche  Gebräuche  weit  länger 
erhalten  und  finden  sich  bekanntlich  theilweise  noch  heute.  Wie  die 
älteren  städtischen  Rechtsaufzeichnungen ,  in  welchen  bereits  Bestim- 
mungen über  »Gesinde«  enthalten  sind,  die  Dienstleistungen  der  Unter- 
gebenen ohne  Unterschied  hinsichtlich  der  Art  zusammenfassen  und  da- 
bei nicht  blos  an  die  niederen  Arbeiten  denken,  zeigen  die  fast  auf's 
Wort  übereinstimmenden  Anordnungen  des  Hamburger  und  Bremer  Stadt- 
rechts von  1292  und  1428.  Es  heisst  dort:  En  knecht  de  mach  sines 
heren  gud  binnen  landes  noch  buten  landes  nicht  vorvechten,  noch  vor- 
dobbelen,  de  here  en  gheve  dar  yarvord  to.  He  ne  mach  ock  neen 
ghud  up  emme  kopen  de  here  en  geve  sine  breve  dar  up,  so  wat  he 
koft,  dat  he  dat  gelde^*^).  Unter  dem  in  Rede  stehenden  Knecht  ist 
aber  nach  unserer  Sprachweise  schwerlich  etwas  Anderes  als  ein  Hand- 


9)  E.  Fidicin,  Geschichte  der  Stadt  Berlin.  Berlin  1842.  Bd.  5  S.  100. 
(Statuta  brem.  antiqua,  Stadtrecht  von  1428,  ran  dienste,  Hamburger  Sladtbuch 
1292  F.  §.  5.) 

10)  Thesaurus  jur.  provinc.  et  statuarii  iilustrati  Germaniae  Bd.  1.  Statutarisches 
Recht  der  Stadt  Hamburg.  Giessen  1756.  F.  §.5  und  G.  Oelrichs,  VoUsländige 
Sammlung  alter  und  neuer  Gesetzbüclier  der  Stadt  Bremen  S.  341.  Statuta  bre- 
mensia  autiqua  von  1428  S.  341. 

16* 
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lungsdiencr  zu  begreifen,  der  nur  auf  des  Herrn  besondere  Anweisung 
zum  Geschäftsabschlüsse  bevolhnächtigt  sein  soll. 

Aus  diesem  grossen  umfassenden  Kreis  hat  sich  endlich  derjenige 
liestandtheil  besonders  entwickelt  und  den  Namen  Gesinde  allein  bei- 
behalten, der  jetzt  fast  ausschliesslich  zur  Unterstützung  der  häuslichen 
"Wirthschaft  verwendet  wird.  Freilich  hat  es  langer  Zeit  bedurft,  ehe 
die  Verschiedenheit  der  beiden  Elemente,  welche  die  ganze  Klasse  der 
Dienenden  umfasste ,  zum  klaren  Bewusstsein  durchgedrungen  ist ,  und 
jedem  seine  eigene  Stellung  angewiesen  wurde.  Der  gemeinsame  Name 
hat  sich  noch  bis  in  das  17.  und  18.  Jahrhundert  hinein  erhalten.  Man 
wurde  sich  jedoch  allmählich  des  Unterschiedes  bewusst.  Eine  Dreslauer 
Gesindeordnung  sagt  z.  B.  gelegentlich  der  Lohnfixirung:  »so  viel  aber 
die  Diener  und  Knechte  anlangend,  weil  dieselben  in  einem  grossen 
Unterschied  sich  befinden,  etliche  zur  Schreiberei,  etliche  zum  Einkaufen, 
etliche  blos  zum  Aufwarten  und  Vorschicken,  etliche  zu  Kundschaften 
gebraucht  werden«,  und  meint,  dass  aus  diesem  Grunde  eine  einheitliche 
Lohnsatzung  nicht  getroffen  werden  könne"). 

Ist  auch  in  dieser  ganzen  älteren  Periode  das  Gesinde  ein  sehr 
weiter  Begriff,  so  hatten  sich  doch  schon  ganz  feste  Grundsätze  für 
dasselbe  ausgeprägt,  welche  auch  für  das  Gesinde  unserer  Tage  grössten- 
theils  charakteristisch  geblieben  sind,  bez.  sich  nur  für  dieses  in  Gel- 
tung erhalten  haben. 

Vor  allen  Dingen  begab  sich  das  Gesinde  kraft  eines  Vertrags  un- 
ter die  Botmässigkeit  des  Herrn,  es  »vermiethete  sich«,  wie  die  älteren 
Urkunden  sagen.  Damit  musste  es  sich  freilich  einer  scharfen  Zucht 
unterwerfen,  aber  der  Gesindestand  war  kein  verachteter,  wie  der  des 
eigenhörigen  Knechtes.  Auch  Bürgerssöhne  verdangen  sich  um  Lohn 
bei  ihren  Mitbürgern*^).  Die  Gewalt  der  Herrschaft  war  eine  grosse; 
sie  durfte  ihr  Gesinde  mit  Schlägen  züchtigen ,  nur  war  Verwundung 
mit  Waffen  oder  gar  Todtschlag  untersagt'^).  Uebte  aber  der  Diener 
an  dem  Herrn  oder  der  Herrin  Rache,  so  bedurfte  der  Kläger  vor  den 
Richtern  keines  Zeugen ,  »se  willen  idt  den  sülven  gerne  doen«  ^*). 

11)  Der  kaiserlichen  und  königlichen  Sfadl  Breslau  neu  verbesserte  Gesinde- 
ordnung.   1640. 

12)  Oelrichs  a.  a.  0.  S.  337:  „denel  ock  een  borgher  edder  enes  börgers 
sone  umme  loon  id  scal  in  densle  wesen". 

13)  Thesaur.  a.  a.  0.  §8:  „So  welck  mann  synen  knecht  oflfte  deenst  tüchtiget 
medde  worden,  edde  niede  .schlagen,  de  syne  schottein  waschet,  wörde  he  darümme 
beklaget,  he  darf  darenene  noth  ümme  lyden;  aewerst  wundede  he  synen  deenst 
mede  eggegagen,  edde  schlage  ehe  dodt,  dat  schölde  he  beteren ,  alse  recht  is**. 

14)  Thesaur.  jur.  prov.  a.  a.  0.  §.  9. 
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Nicht  durchgängig  war  schon  ein  Lohn  eingeführt,  vielfach  wurde 
noch  um  Kost  und  Kleidung  gedient'^),  doch  scheint  der  Herr  bald 
seinem  Gesinde  jährlich  ein,  Geschenk  gegeben  zu  haben,  welches  durch 
die  Sitte  zu  einer  regelmässigen  Gabe  wurde  "^).  Dieses  nennen  die 
niederdeutschen  Gesetzbücher  »menasle,  niadelse,  menesle«,  d.  h.  Hand- 
geld, das  an  einem  bestimmten  Tage  dem  Gesinde  verabreicht  werden 
musste^^).  So  sagen  die  Bremer  und  Hamburger  Stadtrechte:  »eyn  je- 
welick  mensche,  de  denet  mach  vor  richte  holden  uppe  den  hilgen  syne 
menasle ,  tat  is  veer  Schillinge«  ^^). 

Um  nicht  der  Herrschaft  den  Genuss  der  Dienstleistungen  seines 
Gesindes  durch  häutigen  Wechsel  desselben  zu  beeinträchtigen,  sehen 
wir  bereits,  dass  das  sogenannte  Abspänstigmachen  untersagt  ist.  Das 
Gesinde  musste  rechtzeitig  seinen  Dienst  antreten;  oft  waren  die  Tage 
gesetzlich  bestimmt.  In  dem  statutarischen  Rechte  der  Stadt  Hamburg 
heisst  es :  so  welch  knecht  effte  maget  sich  vermedet  up  paschen  edder 
michaelis,  de  schall  in  der  drüdden  wecken,  darnach  off  unde  tho 
deenste  gan«.  Die  Miethszeit  und  der  Dienstwechsel  war  hiernach  ein 
halbjähriger.  Vor  Ablauf  dieser  Zeit  durfte  sich  das  Gesinde  nicht 
muthwillig  aus  dem  Dienste  begeben;  geschah  dies,  so  hatte  es  den 
für  das  Jahr  bereits  empfangenen  Lohn  herauszugeben  und  noch  so  viel, 
als  ihm  an  jährlichen  Lohne  versprochen  war^^j.  Vermiethete  sich  ein 
Knecht  bei  einem  anderen  Herrn,  und  ward  er  vor  Gericht  gefordert, 
so  konnte  nach  dem  alten  berlinischen  Schöffenrechte,  falls  der  neue 
Herr  nicht  daselbst  erschien,  »dat  he  en  vorsta  tu  rechte«,  der  bis- 
herige Dienstherr  auf  das  Zeugniss  zweier  seiner  Verwandten  oder  ei- 
genen Leute  ihn  überführen  und  wieder  Besitz  von  ihm  nehmen  »mit 
eynen    halflage    ofte   he   wil ,    vnd    bliuet    dan   wedder   syn   man«  '•^"). 

15)  Oelrichs  a.  a.  0.  S.  339:  „So  we  uppe  ghenade  denet,  de  mot  ghenade 
wachten". 

16)  Grimm  a.  a.  0.  S.  357. 

17)  Haltaus,  Glossarium  Germanicum  mcdii  aevi  1758,  s.  v.  menasle  („merces 
famuli  desenuita"). 

18)  Oelrichs  a.  a.  0.  S.  339.     Thesaur.  a.  a.  0.  §.3. 

19)  Oelrichs  a.  a.  0.  S.  338:  „entgeit  ock  eeu  kneciit  sinen  heren  mit  mot- 
willen  eer  rechter  lyd ,  he  scal  sinen  heren  vvedderkeren ,  so  uat  eme  syn  here 
gheven  heft  van  deme  iair  ofte  van  der  vaart  unde  dar  to  also  vele  also  he  eme  lo- 
vet  hedede.  Dat  suive  scal  ock  wesen  Iwisschen  vrouwen  unde  meghede".  — 
E.  Fidicin  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  101.  Das  in  dem  Berliner  Stadibuch  enihallene  aus 
älteren  Gesetzbüchern    gezogene  Schöffenrecht    dieser  Stadt   sagt:    „Unlgal    auer    di 

0 

kneclit  den  heren  von  mutwillen,  he  sal  deme  heren  alse  vele  lones  geuen,  alse  em 
di  here  gelonet  hadde ;  vnd  wal  so  eni  vorgulden  is,  dat  sal  he  twiuold  weder  geuen. 

20)  Fidicin  a.  a.  0.  S.  167  und  168. 
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Schickte  jedoch  der  Herr  ohne  Grund  zur  unrechten  Zeit  sein  Gesinde 
fort,  so  niusstc  er  ihm  den  vollen  Lohn  verabfolgen^'),  es  sei  denn, 
dass  er  durch  frevelhaftes  Betragen  des  Dienstboten  dazu  veranlasst 
wurde,  ^de  he  eme  bewisen  moghe*"j.  Dagegen  löste  Ileirath  den 
Dienstvertrag  auf^'). 

Wem  während  seiner  Dienstzeit  ein  Unglück  an  .seinem  Köri»er 
oder  an  seiner  Gesundheit  zustiess,  der  durfte  deswegen  keinen  Ersatz 
fordern ,  doch  sollte  er  den  vollen ,  ihm  zustehenden  Lohn  ausgezahlt 
erhalten.  Ward  aber  ein  Knecht,  während  er  sich  ausserhalb  der 
Stadtmauern  befand,  verwundet,  oder  gar  getödtet,  so  sollte  er  gleich 
einem  Bürger  angesehen  werden,  »de  wil  dat  he  unsem  borgher  de- 
nede«  ^*). 

Auch  findet  sich  bereits,  dass  die  Dienstboten  beim  Sterbefall  eine 
bevorzugte  Forderung  haben,  denn  »van  dem  erve  sal  man  aller  irst 
gelden  dem  Ingesinde  ir  verdenede  Ion«  ^*). 

So  weit  lernen  wir  aus  den  älteren  Rechtsaufzeichnungen  die 
Stellung  des  Gesindes  in  den  Städten  kennen.  Dasselbe  war  also  zu 
einem  so  wichtigen  Factor  des  jungen  städtischen  Lebens  geworden, 
dass  die  Gesetzgebung  bereits  eingehende  Bestimmungen  getroffen  hatte. 

Als  für  eine  vollkommen  deutsche  ^Erscheinung  haben  sich  auch 
ganz  eigen thümliche  Rechtsgrundsätze  dafür  entwickelt.  Später  hat  die 
romanisirende  Jurisprudenz  versucht,  die  Dienstboten  als  ein  römisch 
rechtliches  Institut  zu  erklären,  ja  sogar  die  Lehre  von  den  Sclaven 
in  Anwendung  zu  bringen  ^^). 

2.    Das  Gesinde  in  der  Zeit  der   anwachsenden  Fürstenmacht  und  des 

Folizeistaats. 

Die  seit  dem  Sinken  der  kaiserlichen  Macht  in  Deutschland  zu 
immer  grösserem  Ansehen  gelangende  Territorialhoheit,  welche  sich  seit 
dem  30jährigen  Kriege  beinahe  in  volle  Souveränetät  zuspitzte,  zeigte, 
ihrer  jungen  Kraft  bewusst,  das  eifrige  Bestreben  zur  Befestigung  und 
Erweiterung  ihrer  Herrschaft.  Gestützt  durch  das  eingedrungene  rö- 
mische Recht  und  in  diesem  Recht  geschulte  Beamte  suchte  sie  durch 
Vernichtung  der  feudalen  autonomen  Körperschaften  einen  einheitlichen 


21)  Ebend.  S.lOl.     Oelrichs  a.  a.  0.  S.  338. 

22)  Oelrichs  a.  a.  0.  S.  338. 

23)  Fidicin  a.  a.  0.  S.  101. 

24)  Oelrichs  a.  a.  0.  S.  340. 

25)  C.  G.  Homey er,  Sachsenspiegel.     Berlin  1835.     I.  XXII.  §.  2. 

26)  Mölling,  Gesinderechl.    Oldenburg  1832.     S.  6. 
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Staatsorganismiis  herzustellen.    Auch    die  Gesindeverhältnisse   wurden 
zu  einem  wichtigon  Theile  der  Landes -Polizei -Gesetzgebung. 

Um  diese  stand  es  übrigens  grundschlecht.  Die  zahlreichen  Feh- 
den, welche  seit  der  Reformationszeit  unaufhörlich  wütheten,  hatten 
eine  gänzliche  Vernichtung  alles  Gewerbetieisses  im  Gefolge.  Namentlich 
war  es  später  der  30jährige  Krieg,  der  alle  wirthschaftliche  Thätigkeit 
lähmte.  Der  Handel  stockte,  einst  blühende  Industriezweige  lagen  dar- 
nieder, der  Wohlstand  war  verschwunden,  die  grösste  Rechtsunsicher- 
heit eingerissen,  so  dass  das  Reich  den  kläglichsten  Anblick  darbot. 
Hauptsächlich  traf  die  Ungunst  der  Verhältnisse  den  Ackerbau.  Ganze 
Ortschaften  waren  in  Schutthaufen,  ehedem  wohl  bebaute  Felder  in 
Unland  verwandelt.  Schätzungen  und  Plünderungen  der  Truppen,  denen 
noch  ein  roher  Tross  folgte,  hatten  den  Grundbesitzer  arm  gemacht. 
Dazu  gesellten  sich  schlechte  Ernten,  Hungersnoth  und  Seuchen.  Deutsch- 
land soll  in  diesen  Kriegsjahren  über  die  Hälfte  seiner  Einwohner  ver- 
loren haben;  überall  fehlte  es  daher  an  Händen,  den  verwüsteten  Acker 
wieder  fruchttragend  zu  machen.  Das  Landvolk  war  verwildert  und 
an  ein  abenteuerndes  Leben  gewöhnt.  Erst  ward  es  selbst  ausgesogen, 
dann ,  als  es  seine  Höfe  in  Rauchstätten  verwandelt  sah ,  schloss  es 
sich  den  Heerhaufen  an  oder  marodirte.  Die  rüstigsten  Kräfte  hatten 
statt  des  Pfluges  die  Musquete  genommen;  sie  sehnten  sich  nicht  in 
die  verwüstete  Heimath  zurück  und  die,  welche  wieder  kamen,  mochten 
sich  nicht  mehr  in  die  alte  geregelte  Thätigkeit  und  Abhängigkeit  fü- 
gen ^^).  Wie  diese  Verhältnisse,  so  trug  auch  das  Unwesen  der  Kipper 
und  Wipper  dazu  bei,  die  Dienstboten  trotzig  und  missvergnügt  zu 
machen.  Die  allgemeine  Verschlechterung  des  Geldes  traf  sie  hart.  Ihr 
geringer  Lohn  reichte  kaum  für  die  Beschaffung  des  Nothwendigsten 
hin.  Die  Folge  war,  dass  sie  entliefen:  die  Knechte  konnten  beim 
Heere,  die  Mägde  beim  Tross  leicht  Unterkommen  und  ein  zügelloseres 
Leben  finden^").  Die  "Herrschaften,  die  im  Kriege  selbst  genug  verloren 
hatten,  mussten  Alles  aufbieten,  um  ihre  Dienstboten  zu  halten.  Ei- 
nige hatten  nachgegeben  und  den  Lohn  erhöht.  Andere,  die  dies  nicht 
konnten,  litten  dadurch  um  so  härter.  Die  Sächsische  Landesordnung 
von  1482  wirft  es  den  Herrschaften  vor,  »dass  sie  auch  selbst  unter 
einander  Ursache  gewest.  indem  dass  einer  vor  dem  anderen  gleichen 
Gesinde  mehr  Lohn,  bessere  Kost,  denn  der  andern  gegeben,  dadurch 


27)  G.  Freitag,  Bilder  aus  der  deutschen  Vergangenheil.  Leipzig  1859.  Bd.  2 
schildert  ausführlich  die  damaligen  Nothslände.  —  P.  Wigand,  Die  Provinzialrechte 
der  Furstenthümer  Paderborn  und  Corvey.     Bd.  2  S.  328  ff. 

28)  G.  Freitag  a.  a.  0.  B.  2  S.  144. 
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einer  dem  andern  sein  Gesinde  entzogen,  aus  dem  ohne  Zweifel  denen 

unsern  grosser  Unrath  und  Schaden  entstanden" '^'■'j. 

Solche  Missstände  konnten  nicht  ohne  Kintiuss  auf  die  Landcsgesetz- 
gebung  bleiben.  Auf  allen  Landtagen  brachten  die  Stände  Klagen  über 
den  »Muthwillen,  Frevel,  Halsstarrigkeit,  Ungehorsam  und  Bosheit  des 
Gesindes,  wie  auch  der  Hirten  und  Schäfer*  vor  und  forderten  "ohne 
längeren  Aufschub*  Abstellung,  damit  nicht  ^^der  Adel.  Ackers-  und 
Bauersmann  ganz  ruinirt  würde  und  zu  Boden  ginge«  ^").  Das  eifrige 
Bestreben  des  Adels  ging  wesentlich  dahin,  mit  Ausdehnung  der  Patri- 
monialgewalt  seine  Gutsunterthanen  in  eine  harte  Abhängigkeit  zu  brin- 
gen und  die  Gesindenoth  durch  Verschärfung  des  Dienstzwanges  zu 
heben. 

Auf  dem  Lande  hatten  sich  seit  dem  15.  Jahrhundert  Umwandlungen 
in  den  Hörigkeitsverhältnissen  vollzogen.  Diese  hatten  sich  theilweise 
in  persönliche  Abhängigkeit  gestaltet,  welche  sich  sogar  auf  bisher  freie 
Landbewohner  ausdehnten.  Damit  war  ein  sogenannter  Zwangsdienst 
der  Unterthanenkinder  entstanden^'),  wahrscheinlich  eine  Folge  des 
Umstandes,  dass  (wie  Röscher  wohl  mit  Recht  annimmt)  die  Hörigen 
im  Ackerbau  vollbeschäftigt  waren  und  deshalb  deren  häusliche  Dienst- 
leistungen mit  dem  zeitweiligen  Dienstzwange  ihrer  Kinder  vertauscht 
wurden-''*).  Auf  solche  erwachsenen  ungesessenen  Kinder  der  Hörigen 
pflegte  der  Gutsherr  ein  Näherrecht  zu  haben,  kraft  welches  er  sie 
nöthigen  konnte,  gegen  einen  geringen  Lohn  eine  bestimmte  Zeit  in 
seinem  Hause  zu  dienen  ^^).  In  Westfalen  besassen  dieses  Recht  die 
Besitzer  der  Ober-  und  gemeinen  Höfe,  deren  Gemeinde  die  Kinder 
der  gesessenen  und  nicht  gesessenen  Leute  angehörten.  Darnach  durften 
sie  jene  Kinder,  wenn  sie  erwachsen  und  in  den  Dienst  treten  wollten, 
aber  unter  der  Bedingung,  dass  ihre  Eltern  sie  entbehren  konnten,  auf 
ein  halbes  oder  ganzes  Jahr  zum  Dienste  herbeiziehen,  nach  dessen  Ab- 
lauf es  selbigen  freistand ,  sich  hinzubegeben ,  wohin  sie  wollten.  Für 
solche  Zwangsdienste  musste  eine  Entschädigung  gewährt  werden.  Dies 
bezeugt  ein  Vergleich  des  Abtes  von  Liebeskorn   mit  seinem  Pächter 

29)  Cod.  August  I.  S.  1. 

30)  Renovirle  Gesinde-,  Hirten-  und  Schäfer- Ordnung  für  die  Altmark  von 
1635.     Cod.  Const.  March.  17,  3.  Nr.  9. 

31)  Emminghaus,  Vom  Gesindezwangsdienst  und  dessen  Abschaffung.  Jena 
1826.  S.  6  —  8.  C.  J.  A.  Mitter  maier,  Grundsätze  des  gemeinen  deutschen 
Privatrechts.    4.  Aufl.     Landshut  1830.     §.  73  und  74. 

32)  W.  Röscher,  System  der  Volkswirlhschaft.  3.  Aufl.  Stuttgart  1861. 
Bd.  11  S.290. 

33)  Grimm  a.  a.  0.  S.  357. 
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Balthasar  von  Bueron  von  1493,  worin  es  heisst:  item  ock  sali  de  van 
Eueren  betalen  den  hofhorigen  megeden  und  knechten,  de  em  gedeynt 
hebben,  er  verdeende  loen^*). 

Aber  die  politischen  Erschütterungen  hatten  die  Bande,  welche 
das  Landvolk  an  seinen  Grundherrn  knüpfte,  mittlerweile  gelockert 
und  jener  war  oft  nicht  im  Stande,  sein  Anrecht  auf  das  Gesinde  geltend 
zu  machen.    Dem  sollten  scharfe  Maassregeln  entgegenwirken. 

In  diesem  Sinne  sind  die  unzähligen  Erlasse  abgefasst,  welche  die 
Verhältnisse  zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  regeln  sollten.  Anfangs 
finden  wir  die  Bestimmungen  in  den  Landtagsrecessen  niedergelegt. 
Später  entstehen  besondere  Gesinde-,  Hirten-  und  Schäfer-Ordnungen 
oder  sie  finden  ihre  Stelle  in  den  Polizeiverordnungen.  Sie  reichen 
bis  in  das  letzte  Drittel  des  16.  Jahrhunderts  zurück  und  fassen  über- 
wiegend das  landwirthschaftliche  Interesse  in's  Auge.  Erst  gegen  Ende 
des  17.  Jahrhunderts  werden  auch  die  städtischen  Interessen  in  denselben 
eingehender  berücksichtigt  oder  eigene  Edicte  für  dieselben  erlassen. 
Ausnahmen  bilden  nur  solche  Städte,  die  in  höherem  Grade  ihre  Auto- 
nomie oder  gar  die  Landeshoheit  zu  behaupten  wussten.  So  kommen  in 
Augsburg  schon  1537,  in  Nürnberg  1579,  in  Breslau  1640  eigene 
Dienstboten-  oder  Ehehalter-Ordnungen  vor.  Entsprechend  der  Epoche 
ihres  Ursprungs  unterscheiden  sich  alle  diese  Verfügungen  von  den  in 
den  älteren  Land-  und  Stadtrechteu  enthaltenen  Satzungen  über  die 
Dienstleistungen.  Während  die  letzteren  fast  ausschliesslich  die  recht- 
liche Stellung  des  Gesindes  normiren,  Haftpflicht,  Forderungsrechte  und 
Aehnliches  bestimmen,  weiter  jedoch  nicht  eingreifen,  vielmehr  alles 
Uebrige  der  hausherrlichen  Fürsorge  überlassen,  tragen  jene  vorzugs- 
weise einen  polizeilichen  Charakter. 

Die  Gesindefrage  ist  zu  einem  wichtigen  und  umfassenden  Zweige 
der  Staatsthätigkeit  geworden.  Wie  schwer  es  aber  den  vorsorglichen 
Landesregierungen  ward,  mit  ihren  Besserungsversuchen  durchzudringen, 
zeigt  die  grosse  Anzahl  von  Erlassen,  die  durch  Nichtbeachtung  sich 
immer  wieder  als  nothwendig  ergaben  '^).    Auf  der  einen  Seite  mehrten 


34)  N.  Kindlinger,  Geschichte  der  deutschen  Hörigkeit,  insbesondere  der 
sog.  Leibeigenschaft.     Berlin  1819.     S.  16.  17.  97  —  100. 

35)  Eine  grosse  Sammlung  von  preussischen  Gesindeordnungen,  beziehentlich 
für  die  verschiedenen  Bezirke  und  Städte,  findet  sich  in  Corp.  Const.  March.  Till.  VI 
Ablh.  3  Kap.  I  in  den  verschiedenen  Landtagsrecessen  des  Thl.  V  Abth.  l  in  der 
Constinuatio  III  corp.  const.  March.,  im  Nov.  corp.  const.  marcli.  S.  617  und  1265  flf., 
in  den  Gesetzsammlungen  der  Jahre  1761—67,  für  Sachsen  im  Codex  August.  Thl.  I 
3,  Constinuatio  1.  Cod.  Aug. 
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sich  die  Forderungen  des  Adels,  auf  der  andern  bereitete  der  Trotz 
und  die  Halsstarrigkeit  der  Dienstboten  Schwierigkeiten.  Namentlich 
machte  der  letztere  Umstand  es  nöthig,  dass  die  obrigkeitlichen  Erlasse 
mehrmals  im  Jahre  von  den  Kanzeln  in  Erinnerung  gebracht  werden 
mussten.  So  beschwert  sich  das  brandenburgische  Edict  vom  12.  Juli 
1641,  dass  eine  1020  ergangene,  1035  renovirte  Ciesinde-,  Hirten-  und 
Schäferordnung  ^^allemal  der  (iebühr  nach  nicht  observirt,  sondern  der- 
gestalt überschritten  worden ,  dass  sie  nunmehr  fast  in  desuetudinem 
kommen  und  gcrathen  sei«. 

Unter  solchen  U'mständen  ist  es  erklärlich,  dass  energisch  vor- 
gegangen wurde,  und  sich  die  Massregeln  mit  dem  Widerstände  ver- 
schärften. Die  IIaui)taufgabc  der  Regierungen  bestand  darin,  für  aus- 
reichendes Gesinde  zu  sorgen  und.  um  dies  zu  können,  den  alten  durch 
die  Kriegsläufte  oft  gelockerten  Dienstverband  wieder  zu  befestigen. 
Die  Landwirthschaft  war  in  jener  Zeit  durchaus  extensiv;  der  Grund- 
besitzer konnte  der  Erohnden  nicht  entbehren  —  und  der  zwangsweise 
Dienst  der  Kinder  war  nichts  Anderes,  als  eine  freilich  im  höchsten 
Grade  uugemessene  Erohnleistung.  Hierauf  legte  der  Adel  auf  den 
Landtagen  das  Hauptgewicht. 

Anfänglich  tritt  die  Verpflichtung  noch  in  milderer  Form  auf.  Sie 
erscheint  mehr  als  eine  Vormiethe^'^j.  Im  Landtagsrecess  für  die  Mark 
Brandenburg  von  1534  wird  nur  gefordert:  »dass  ünterthanen,  welche 
Kinder  haben,  die  sie  zu  ihrer  Arbeit  selbst  nicht  bedürfen  und  zu 
Dienste  bringen  wollen,  diese  vor  allen  ihrer  Herrschaft  anbieten  und  um 
billigen  Lohn  gönnen  sollen,  falls  aber  die  Herrschaft  ihrer  nicht  be- 
nöthige ,  dieselben  nach  eigenen  Gefallen  bei  Anderen  in  Dienst  bringen 
mögen«  ^'^). 

Noch  dem  30jährigen  Kriege  aber,  als  der  Adel  seine  Patrimonial- 
gewalt  mehr  und  mehr  befestigte  und  seine  Hintersassen  als  Leibeigene 
zu  betrachten  begann,  verschlimmerte  sich  auch  die  Lage  der  Dienst- 
boten. Die  Bauern,  welche  in  den  Kriegsjahren  heruntergekommen 
waren,  vermochten  ihren  Pflichten  gegen  die  Herrschaft  nicht  zu  ge- 
nügen und  geriethen  dadurch  ganz  in  deren  Gewalt.  So  ward  der 
Zwangsdienst  zu  grösserer  Härte   ausgebildet   und  allmählig  auch  auf 


36)  Emminghaus  a.  a.  0.  S.  11. 

37)  Corp.  Const.  3Iarch.  VI.  Abtheilung  Nr.  16.  Aehnliche  Verordnungen  da- 
selbst: Nr.  18  von  1536,  Nr.  20  von  1538,  Nr.  36  von  1572,  Nr.  58  von  1602,  Nr.  71 
von  1611;  desgleichen  die  Gesindeordnungen  von  1620,  1635,  1644  u.  s.  w.  im  Corp. 
Const.  March.  Thl.  V  Abth.  3  Kap.l;  Landesordnung  von  Oppeln  und  Ratibor  von 
1562.     Von  den  Ünterthanen  Art.  9  u.  s.  w. 
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solche  Gegenden,  ausgedehnt,  wo  Leibeigenschaft  niemals  bestanden 
hatte*®).  So  machte  die  Ritterschaft  der  Uckermark  und  Stolpe,  wie 
schon  vorher  die  mecklenburgische  und  pommersche  geltend:  »dass  bei 
ihnen  das  Recht  der  Leibeigenschaft  von  uraltersher  eingeführt  und 
gültig  wäre  —  kraft  deren  die  Kinder  alle  mit  einander  ihrer  Eltern 
Condition  und  eigene  Leute  seien,  die  auf  den  Gütern,  auf  denen  sie 
geboren,  verbleiben  müssten  und  nicht  blos  auf  gewisse  Jahre  zu  dienen 
verpflichtet  wären,  sondern,  so  lange  als  sie  dienten,  nicht  etwas  Ei- 
genes unter  der  Obrigkeit  anfangen  dürften«  ^^).  Die  Landesherren, 
welche  dem  unausgesetzten  Drängen  der  Stände  nicht  widerstehen  konn- 
ten, willigten  oft  ungern  in  solche  Abhängigkeit  der  ländlichen  Bewoh- 
ner von  ihren  Grundherrn*"),  wie  man  denn  überhaupt  wahrnimmt, 
dass  die  Regenten  auch  dem  Gesinde  ihre  Stellung,  soweit  es  ging, 
erträglich  zu  machen  bemüht  waren.  Daher  hoben  sie  auch  ausdrück- 
lich hervor,  dass  es  nur  da,  wo  die  Leibeigenschaft  herkömmlich,  bei 
der  Observanz  verbleiben ,  wo  sie  aber  nicht  im  Brauche  sei ,  unter 
keinen  Umständen  eingeführt  werden  solle*'). 

Nach  den  meisten  Gesetzen  mussten  die  Kinder  der  gesessenen 
wie  der  nicht  gesessenen  Unterthauen  sich  alljährlich  der  Herrschaft 
vorstellen  und  auf  Verlangen,  meist  drei  Jahre,  dienen.  Die  Herr- 
schaft war,  »ob  sie  gleich  ihrer  Unterthanen  Kinder«  ihrerseits  ge- 
halten, sie  »mit  nothdürftigem  Essen  und  Trinken  auch  mit  billigem 
Lohne«  zu  versehen.  Bedurfte  die  Herrschaft  nicht  alles  angebotenen 
Pflichtgesindes,  so  konnte  letzteres  zwar  mit  deren  Einwilligung  ausser- 
halb des  Gutes  —  aber  nicht  ausser  Landes  —  Dienste  nehmen,  hatte 
sich  aber  jährlich  einmal ,  in  der  Regel  um  Weihnachten ,  zu  melden 
und  für  diesen  Erlass  eine  Abgabe  zu  entrichten.  Zwei  Kinder,  ein 
Knabe  und  ein  Mädchen ,  blieben  den  Eltern ;  glaubten  diese  aber  für 
ihre  Wirthschaft  mehrere  zurückhalten  zu  müssen,  so  stand,  wenn  die 
Gutsherrschaft  hiermit  nicht  einverstanden  war,  die  Sache  zur  Ent- 
scheidung der  Gerichte*^). 

Die  Gesindeordnungen ,  welche  auffällig  die  Interessen  des  Grund- 
besitzers, die  dieselben   mit  grossem  Nachdrucke  geltend  zu   machen 


38)  W.    A.   Latte,    Gesinde    im   Slaatslexikon    von   K.    v.   Rotteck    und    K. 
Welcker.    Leipzig  1862.    Bd.  6  S.  520.     Em  mi  n  gha  u  s  a.  a.  0.  S.  8. 

39)  Corp.  Const.  March.  Thl.  V  Abth.  3  Kap.  1  S.  144. 

40)  P.   Wigand,    Provinzialrechte   des    Fürstenthums    Minden,    der    Grafschaft 
Ravenberg  u.  s.  w.    Leipzig  1834.     Bd.  2  S.  172. 

41)  C.  C.  M.  Thl.  VI  Abth.  1  S.  482. 

42)  C.  C.  M.  Thl.  V  Abth.  3  Kap.l  S.214. 
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suchten,  begünstigten,  verboten  ferner,  dass  rüstige  Personen,  die  sich 
in  den  Dörfern  und  Ortschaften  unter  dem  Vorwande  des  Pferdehandels 
aufhielten,  den  grössten  Thcil  des  Jahres  '-auf  der  Bärenhaut  lägen« 
und  in  Müssiggang  /ubräciiten,  dann  aber  zur  Erntezeit  sich  nur  gegen 
übermässig  gesteigerte  Lohnforderungen  zur  Aushülfe  anböten  und  da- 
durch die  armen  P.uuern  in  Nachtheil  versetzten,  nicht  länger  von  den 
Gutsherrn  geduldet  werden  sollten.  Um  überhaupt  der  steten  Furcht 
vor  Gesindemangel  zu  begegnen  und  genügendes  Dienstpersonal  zu  be- 
schaffen ,  ward  der  Uebertritt  ländlichen  Gesindes  in  speciell  städtische 
Berufsgeschäfte  bedeutend  erschwert.  So  bestand  in  Sachsen  fiir  die  Kin- 
der der  sog.  niederen  Stände  auf  dem  Lande  nicht  nur  eine  zweijährige 
Zwangsdienstpflicht,  sondern  auch  die  weitere  Auflage,  noch  über  die- 
selbe hinaus  eben  so  lange  bei  der  Landwirthschaft  zu  verbleiben,  und 
erst  nach  einer  Dienstzeit  von  vier  Jahren  war  ihnen  die  Erlernung 
eines  bürgerlichen  Handwerks  gestattet '*^j.  Noch  17G6  sagt  eine  chur- 
sächsische  Verordmmg,  dass  die  Landwirthschaft  dadurch  benachtheiligt 
werde,  wenn  viele  zum  Bauernstande  gehörige  Personen  in  den  Städten 
sich  in  die  Lehre  begäben  und  dadurch  der  Feldaibeit  ihre  Arbeits- 
kräfte entzögen*'*).  Bei  strenger  Strafe  war  aber,  ganz  im  Sinne  der 
merkantilistischen  Anschauungen,  die  Annahme  von  Diensten  in  fremden 
Ländern  untersagt.  Ebenso  galt  die  Vermiethung  bei  Schiffern ,  Flös- 
sei'n  und  Klaphauern  für  unerlaubt.  Falls  dergleichen  in  Erfahrung 
gebracht  wurde,  sollte  das  Gesinde  jenen  durch  die  Landreuter  wieder 
abgenommen  werden  '*^). 

Mit  grosser  Strenge  wurde  gegen  die  vielfachen  wirklichen  oder 
vermeintlichen  Unsitten  eingeschritten,  die  sich  beim  Gesinde  einge- 
schlichen hatten,  da  »dasselbe  sich  gar  nicht  an  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen kehrt,  sondern  ganz  nach  eigenem  Gefallen  lebt  und  sich 
durch  Trotz,  Eigensinn  und  allerhand  Verdruss  der  Obrigkeit  fast  un- 
erträglich macht«  *^).  Namentlich  ergehen  Klagen  über  die  unerhörten 
Lohnforderungen,  über  Unzufriedenheit  mit  der  Beköstigung,  herum- 
schweifendes Leben,  Faulheit,  über  das  Herumliegen  in  Scheuken  und 
auf  Tanzböden.  Herrenloses  Gesinde  durfte  Niemand  bei  sich  leiden; 
die  Landreuter  sollten  es  ergreifen  und  in  Gewahrsam  stecken  '*^).  Ebenso 


43)  Cod.  Aug.  1.  S.  1523  —  38. 

44)  Cont.  I.,  Cod.  Aug.  S.  915. 

45)  Cod.  Const.  Warch.  Tbl.  V  Abtli,  3  Kap.  1  S.279. 

46)  A.  a,  0.  S.  142.     G.-O.  vom  18.  December  1681. 

47)  Wie  die   Menge   der   Verordnungen    zeigt ,    muss    Sachsen   ausserordentlich 
darunter  zu  leiden  gehabt  haben. 
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ward  gegen  die  verfahren,  die  zur  unrechten  Zeit  ihren  Dienst  aufgaben 
und  ihren  Herrschaften  entliefen.  Deshalb  ward  überall  den  Letzteren 
streng  eingeschärft,  —  wie  es  schon  durch  die  Reichspolizei -Ordnung 
von  1531  tit.  XXI  bestimmt  war,  —  kein  Gesinde  ohne  einen  Nach- 
weis seiner  Entlassung  aus  dem  früheren  Dienstverhältnisse  aufzunehmen. 
Die  Dauer  der  Dienstzeit  sollte  für  das  Land  nicht,  wie  es  häufig  vom 
Gesinde  gefordert  wurde,  nur  ein  viertel  oder  ein  halbes,  sondern  ein 
ganzes  Jahr  ausmachen.  —  Harte  Strafen  sollten  den  Verfügungen 
Nachdruck  geben.  Unleugbar  hat  die  Verwilderung  und  Aufsätzigkeit 
des  ländlichen  Gesindes  wesentlich  dazu  begetragen,  sein  hartes  Loos 
zu  verschlimmern. 

In  den  Städten,  wo  Zwangsdienste  in  der  Regel  noch  nicht  vor- 
kamen*^), war  das  Gesindewesen  vollständig  polizeilich  organisirt  und 
überwacht.  Auch  hier  ward  eine  scharfe  Controle  geübt,  um  »dem 
sträflichen  und  gefährlichen  Beginnen  und  Muthwillen  der  Dienstboten 
soviel  immer  möglich  zu  steuern«  *^).  Die  Gesindeämter,  in  Berlin  die 
commissaires  des  quartiers,  hatten  einen  sehr  grossen  Wirkungskreis, 
da  ihnen  die  ganze  Leitung  des  Gesindewesens ,  insbesondere  auch  die 
polizeiliche  Aburtheiluug  der  zahlreichen  Contraventionen  übertragen 
waren.  Namentlich  lag  es  ihnen  ob ,  die  Gesindemäkler  zu  beauf- 
sichtigen. Diese  sind  schon  eine  alte  Einrichtung.  Bereits  die  Bres- 
lauer Gesindeordnung  von  1640  bestimmt  12  »Mägdeschickerinnen«  zur 
Bestellung  des  Gesindes.  Dieselben,  meist  Frauen,  wurden  durch- 
gehends  concessionirt  und  auf  ihr  Geschäft  verpflichtet.  Sie  sollten  die 
Dienstboten,  die  ihre  Vermittelung  in  Anspruch  nahmen,  baldmöglichst 
unterbringen,  ja  an  einigen  Orten  war  das  Gesinde  von  vornherein  an 
sie  gewiesen  und  durfte  nur  von  ihnen  den  Herrschaften  zugeführt 
werden  ^^) ;  jedenfalls  rausste  der  Mäkler  bei  dem  Contractschlusse  zu- 
gegen sein.  Für  seine  Bemühung  war  ihm  gemeinhin  die  Hälfte  des 
Miethpfeiinigs  zugesichert.  Die  Mäkler  waren  aber  streng  angewiesen, 
keinen  Personen  ohne  Entlassungs-Atteste  —  für  die  in  Preussen  be- 
sondere Formulare  vorgeschrieben  waren  —  unterzubringen,  noch  lieder- 
lichem Gesinde  durchzuhelfen.  Vor  Allem  durften  sie,  wie  es  oft  vor- 
kam, den  Dienstboten  keine  Gelegenheit  bieten,   in  ihrem  Hause  zu- 


48)  Auch  Kinder  von  Bewohnern  sog.  Medialstädle  in  Preussen  waren  Diensl- 
jahre  schuldig,  vergl.  Emminghaus  in  der  Encyklopädie  von  J.  S.  Ersch  und 
J.  G.  Gruber.     Leipzig  1857.    Bd.  64  S.  265. 

49)  Der  k.  k.  Staat  Breslau  neu  verbesserle  Gesindeordnung  von  1640. 

50)  Nürnbergische  Gesindeordnung  von  1741  §.  21,  ähnlich  die  östreicbische 
Dienstboten  -  Ordnung  von  1688. 
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saminenzukoiiimcn,  noch  ihnen  dort  ''das  Saufen,  Karten,  Würfelsi)ielen 
und  Tanzen«  verstatten,  ebensowenig  Vereinigungen  bei  sich  dulden, 
die  zur  ßenachtheiligung  der  Herrschaften  ausschhagen  könnten,  zumal 
Verabredungen  über  Lohnsteigerung  und  dergk',ichen  nichts  Seltenes 
waren.  Ingleicheni  war  der  Aufenthalt  dienstloser  Personen  in  den 
Städten  eben  so  sehr,  wie  auf  dem  Lande  erschwert,  und  das  Setzen 
insbesondere  weiblicher  Dienstboten  auf  eigene  Hand  auf  das  Strengste 
verboten.  Aber  auch  die,  welche  im  Dienste  standen,  waren  nicht  be- 
fugt, wie  es  zuweilen  geschah,  sich  zur  Unterbringung  ihrer  Effecten 
Lokalitäten  zu  miethen,  »weil  die  Erfahrung  genugsam  bezeugt  habe, 
dass  viel  Arges  und  Uiiberei  darin  getrieben  w^erde  und  sonderlich,  was 
Dienstboten  ihren  Herrschaften  entwendeten  ,  in  solchen  heimlich  ge- 
miethcten  Kammern  verborgen  hielten  und  auch  davon  das  Miethgeld 
entrichteten«''').  Die  Dienstzeit  galt  auch  in  den  Städten  als  auf  ein 
Jahr  abgeschlossen,  die  Kündigung  hatte  V4  ^^^^^'  ^'^^'  ^^'"i  Abgangstage 
zu  geschehen ;  ward  der  Termin  nicht  eingehalten ,  so  bestand  von 
Neuem  für  den  Dienstboten  die  Pflicht  zu  einer  einjährigen  Periode. 
Nur  im  Falle  der  Verehelichung  war  eine  Ausnahme  zulässig.  Dann 
konnte,  falls  ein  Stellvertreter  nachgewiesen  wurde,  die  Entlassung  so- 
gleich, sonst  nach  Ablauf  eines  Vierteljahres  erfolgen.  Auf  dem  Lande, 
wo  die  dreijährige  Dienstzeit  bestand,  mussten  die  Dienstboten,  »da 
hier  nicht,  wie  in  der  Stadt,  immer  frische  Dienstboten  zu  erhalten 
sind«,  das  angefangene  Jahr  zu  Ende  dienen,  dann  aber  sollte  es  »zur 
Verhinderung  seines  zeitlichen  Glücks  von  der  Herrschaft  nicht  mehr 
gehalten  werden«  ^^). 

Nächst  der  Beschaffung  eines  zahlreichen  Gesindestandes  galt  es 
bei  damaligen  Staatslenkern  als  von  grösster  Wichtigkeit,  angemessene 
Lohnpreise  herbeizuführen  und  zu  erhalten.  Abgesehen  von  der  Rich- 
tung jener  Zeit,  welche  überhaupt  die  Preise  durch  gesetzliche  Normi- 
rungen  in  Schranken  halten  zu  können  glaubte,  lag  der  Anlass  eines- 
theils  in  den  erhöhten  Lohnforderungen  der  Dienenden,  welche  durch 
Geldverbilligung  motivirt  erschienen,  anderntheils  in  dem  Nothstand 
der  meisten  Grundbesitzer,  die  hohe  Löhne  nicht  zahlen  konnten  oder 
wollten.    Den  Auffassungen  der  Herrschaften   trug   die  Gesetzgebung 


61)  Breslauer  G.-O.  von  1640. 

62)  Die  wichtigsten ,  hier  einschlagenden  Gesinde  -  Ordnungen  aus  Preussen, 
welche  vorwiegend  benutzt  sind,  finden  sich  im  C.  C.  M.  Thl.  V  Abth.  3  Kap.  1 
S.  170  ff.,  S.  259  ff.,  im  Thl.  VI  Abth.  2  S.  303  ff.,  in  der  Cont.  HI.  C.  C.  M.  S.  43  ff., 
im  Nov.  C.  C.  M.  S.  617  ff.,  S.  1265  ff.,  in  den  Gesetzsammlungen  von  1766  S.  533  ff. 
und  von  1767  S.  797  ff. 
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überall  vorwiegend  Rechnung,  v^^enigstens  erkennt  sie  es  als  wesentliches 
Bedürfniss  der  Landwirthschaft  an,  so  wohlfeil  wie  möglich  das  Gesinde 
zu  erlangen ,  während  sie  die  höheren  Forderungen  der  Dienstboten, 
»nicht  unter  die  geringsten  Landplagen«  zählt.  Es  sollten  daher  auch 
durch  Lohntaxen  Maximalsätze  geschaffen  werden,  über  die  hinaus  keine 
Herrschaft  bei  Vermeidung  hoher  Geldbussen  gehen  durfte;  wohl  aber 
war  ein  niedrigeres  Abkommen  nicht  nur  erlaubt,  sondern  wurde  sogar 
—  wie  noch  im  Jahre  1766  von  Friedrich  dem  Grossen  seinen  Bauern 
im  Königreich  Preussen  —  dringend  anempfohlen.  Man  wollte  aber 
nicht  nur  zunehmenden  Ansprüchen  des  Gesindes  begegnen,  sondern  auch 
den  Herrschaften  die  Möglichkeit  rauben,  durch  gegenseitige  Ueberbie- 
tungen  fremde  Dienstboten,  wie  es  ein  mangelhaftes  Angebot  ganz  natür- 
lich herbeiführte,  an  sich  zu  ziehen  und  so  ein  allgemeines  Hinaufgehen 
der  Löhnung  zu  bewirken.  Es  wurden  daher  alle  erdenklichen  Maass- 
regeln ergriffen,  um  eine  Umgehung  nicht  aufkommen  zu  lassen.  Um 
gutes  Gesinde  zu  erhalten,  hatten  sich  viele  Besitzer  zum  Jahrmarkts-, 
Weihnachts-  oder  Pfingstfeste  mit  Umgehung  der  Taxe  zu  Versprechungen 
an  Geschenken,  namentlich  aber  zur  Aussaat  einiger  Quantitäten  Ge- 
treide oder  Flachs  veranlasst  gesehen.  Dieses  sollte  um  jeden  Preis 
abgestellt  werden.  Gesinde  wie  Herren  verfielen,  erstere  in  körper- 
liche und  Freiheitsstrafen,  letztere  in  bedeutende  Brüche,  wenn  sie  der- 
lei Forderungen  ermunterten  oder  gewährten.  Solche  Unsitte  des  Aus- 
säens,  die  in  einer  Zeit  eingerissen  sei,  in  der  die  Aecker  noch  billig, 
auch  Steuern  und  Unkosten  nicht  so  erheblich  gewesen  wären,  thue  — 
wie  es  die  Gesinde -Ordnungen  zur  Belehrung  des  Landmannes  immer 
wieder  aussprechen  —  ihm  selbst  den  grössten  Schaden,  da  das  Ge- 
sinde gewöhnlich  das  beste  Feld  für  sich  beanspruche,  dadurch  aber 
den  Eigenthümern  ihre  Aecker  vermindern  und  die  Ernte  schmälern. 
Damit  die  Herrschaft  ihrerseits  vollständig  gegen  jeden  Versuch  der 
Dienenden,  ein  günstigeres  Abkommen  mit  ihr  zu  treffen  oder  sie  zu 
übervortheilen ,  gesichert  sei,  ward  sogar,  wie  in  einer  Gesindeordnung 
des  grossen  Kurfürsten,  ausdrücklich  bestimmt,  dass  all  und  jede  Pacta, 
die  den  Dienenden  zum  Vortheil,  dem  Herrn  aber  zum  Schaden  oder 
Beschwerung  und  Erhöhung  des  Lohnes  gereichen  möchte,  nichtig 
sei  *'). 

Die  Lohntaxen  ^'*)  oder  richtiger  Maxima,  die  bald  nach  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  anheben,  doch  erst  im  folgenden  allgemeiner  vor- 

53)  C.  C.  M.  Th.  VI  Abth.  3  Kap.  1  S.  128. 

54)  Dieselben   finden   sich   lür   Preussen   und   Sachsen   in   den   Note  37  citirten 
Gesetzen  zahlreich  aufgeführt. 
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kommen,  sollten  in  Gemüssheit  der  Iloichspolizei- Ordnung  von  1530 
überall  »nach  eines  jeden  Landes  Gelegenheit"  aufgestellt  werden"). 
Fast  in  allen  Orten  findet  man  sie  in  den  Jahren  1G21— 23,  wo  der 
Unfug  der  Kipjjer  und  \Vii)i)er  bekanntlich  bedenkliche  Treisrevolutio- 
nen  hervorgerufen  hatte.  Anfangs  sind  nur  Löhne  für  rein  landwirth- 
schaftliches  Gesinde  aufgestellt,  später,  seit  etwa  1700,  als  auch  die 
städtischen  Dienstbotenverhältnisse  gesetzlich  genauer  geregelt  worden, 
konunen  sie  in  Stadt  und  Land  ebenfalls  für  Luxusdienstboten  vor. 
Die  Taxen,  welche  sowohl  hinsichtlich  der  Geld-  wie  der  Naturallöh- 
nung  für  Provinzen,  Kreise,  x\emter  besonders  aufgestellt  sind,  weichen 
im  Ganzen  nur  unbedeutend  von  einander  ab,  aber,  was  auffälliger  ist, 
sie  haben  auch  bis  in  die  letzte  Zeit  ihres  Bestehens  nur  geringe  Stei- 
gerungen erfahren.  Es  ist  daher  erklärlich,  dass  das  Gesinde,  wenn  es 
durch  den  Kinfluss  der  Ritterschaften  von  Anfang  an  nur  massig  be- 
dacht war  und  sich  deshalb  vielfach  aulsätzig  bezeigte,  später  mit  dem 
Sinken  des  Geldwerthes  inmier  schlechter  gestellt  wurde,  —  zugleich 
ein  Maassstab,  nach  dem  man  die  »Unverschämtheit«  der  Anforderun- 
gen des  Gesindes,  von  dem  in  allen  Verordnungen  die  Rede  ist,  bcur- 
theilen  kann.  Daher  haben  die  Taxen  auch  —  entgegen  allen  Verbo- 
ten und  Strafandrohungen  —  nie  eine  grosse  Bedeutung  gehabt  und 
sind  von  Herrschaft  und  Gesinde,  wie  es  ihrem  Interesse  gerade  ent- 
sprach, gleich  missachtet  worden.  Dies  bestätigen  ausdrücklich  Ber- 
gius  und  Krünitz,  die  in  der  letzten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts schrieben.  Sie  geben  zu,  dass  der  Lohn,  der,  wie  ihn  die  Taxen 
festsetzten,  keineswegs  mehr  den  derzeitigen  Preisen  entspräche,  für 
Viele  nur  auf  dem  Papier  stände.  —  Dennoch  aber  versprachen  sie 
sich  W^underdinge  von  derartigen  Lohnregulirungen  ^^). 

Nach  der  sächsischen  Landesordnung  von  1462,  der  ältesten  lan- 
desherrlichen Verfügung,  die  ich  über  diesen  Punkt  gefunden  habe, 
sollte  im  höchsten  Falle  an  Lohn  verabreicht  werden:  einem  Schirr- 
meister, »der  seinem  Herrn  seine  Geschirre  zu  Wagengestellen  und 
Pflügen  machen  kann,  anderem  Gesinde  treulich  vorsteht,  zur  Arbeit 
fördert,«  4  Schock  der  damals  eingeführten  neuen  Groschen  (von  denen 
4 :  3  der  alten  ausmachten),  einem  grossen  Knecht,  »der  zu  Ackerwerk 


55)  R.-P.-O.  von  1530  tit.  XXI  §2. 

56)  J.  H.  L.  Bergiiis,  Polizei-  und  Kammeralmagazin.  Frankfurt  a.  M.  1769. 
Bd. 2  s.  V.  Gesinde  S.  109  ff.  J.  G.  Krünitz  (der  ganze  Partieen  von  dem  Erste- 
ren  bis  aufs  Wort  abschreibt) ,  Das  Gesindewesen  nach  Grundsätzen  der  Oekonomie 
und  Polizeinissenschaft.     Berlin  1779.    S.60flf. 
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dient,«  3  Schock  20  Groschen  —  der  Köchin  oder  Käsemutter  1  Schock 
40  Groschen,  einer  anderen  Magd  1  Schock  10  Groschen. 

Die  nachfolgenden  Zusammenstellungen,  welche  aus  der  grossen 
Zahl  der  erlassenen  Bestimmungen  herausgegriffen  sind,  geben  eine 
vergleichende  Uebersicht  der  Lohnmaxima  nach  dem  jeweiligen  Nomi- 
nalwerthe,  sowohl  hinsichtlich  verschiedener  Landestheile,  wie  verschie- 
dener Zeiten.  Tab.  1  und  2,  die  erste  für  preussische,  die  andere  für 
sächsische  Kreise,  beziehen  sich  auf  ländliches  Gesinde  und  bringen 
die  Lohnsätze  aus  dem  17.  und  18.  Jahrhundert.  Tab.  3  giebt  diesel- 
ben für  drei  preussische  Städte  aus  verschiedenen  Jahrgängen  des  18. 
Jahrhunderts.  Leider  fehlt  es  an  Material,  um  die  früheren,  wenn 
auch  blos  gesetzlich  fixirten,  höchsten  Lohnpreise  mit  den  heutigen, 
wie  sie  sich  aus  dem  Uebereinkommen  der  Parteien  ergeben,  zu  ver- 
gleichen. 


X.  17 
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Tab.  2.    Lohnbestimmungen  für  ländliches  Gesinde  imKur- 

fürstenthum  Sachsen  aus  den  Jahren  1623  und  1735  (die 

Naturalbezüge  in  Geld  angeschlagen). 


Thüringer  Kreis. 

Leipziger  Kreis. 

Voiglländischer 
Kreis, 

Art  des  Gesindes. 

1623.        1735. 

1623.         1735. 

1623. 

1735. 

Fl.            Fl, 

FI. 

Fl. 

Fl.            Fl. 

Ob  erschirr  meister 

i 

(Voigt)      .... 

14~15il6— 20 

15—16 

14—16 

—     i  15—16 

Hausknecht,  der  Futter 

schneiden  und  hauen 

j 

kann 

10—11 

11—12 

6—9 

10—12 

7—9 

— 

Kuhhirte 

4 

6—8 

6—7 

6—7 

— 

3 

Eine  Köchin,  jenachdem 

sie  kochen  kann  und 

viel  zu  thun  hat  .     . 

5—6 

7—8 

6—8 

— 

4—5 

— 

Käsemutter    .... 

5—6 

8—10 

7-8 

8—9 

4—6 

6—8 

Eine  grosse  Viehmagd 

5_6  i  7—8 

6—7 

7—9 

27.-3*) 

6-9 

Eine  zweite  Viehmagd 

4—5 

6-7 

5—6 

6—7 

2-2  Vz*) 

6-7 

Tab.  3.    Lohnbestimmungen  für  städtisches  und  Luxusge- 
sinde in  Berlin,  Halberstadt  und  Königsberg,    (Naturalbesol- 
dung  hat  fast  durchgehend  nicht  statt,) 


Art  des  Gesindes. 

Berlin, 

Halberstadt. 

Königsberg. 

1735. 

1765, 

1766. 

Thlr. 

Thlr, 

Thlr, 

Kutscher,  je  ob  2, 

4,   6  Pferde   zu 

warten  sind  .     . 

10,  12,   14—16 

12 

10,   14—16 

Vorreiter      .     .     . 

8—10 

— 

8—12 

Laquai     .... 

10—12 

4,  6—12 

6,  8-12 

Junge  

5—6 

— 

8—12 

Köchin     ,     ,     .     . 

9—14 

9     10 

10—12 

Magd  zur  Hausar- 

beit     .... 

6—7 

6  Thlr.  u.  30     40 
Ell.  Leinw. 

8—10 

Amme      .... 

16—20 

12—16 

12—16 

Kindermädchen 

4 

4,  6—8 

6—8 

*)  nebst  Deputat  von  4  bis  8  Ellen  Leinwand  und  2  Paar  Schuhen, 

17* 


250  I'.   Kollmiiiin, 

Die  Gesindcordnungen  rofrelten  nicht  nur  den  Lohn,  sondern  auch 
Kost  und  Kleidung  —  Letzteres  meist  aus  dem  Gesichtspunkt .  dem 
Luxus  entgegenzutreten.  —  Die  Stunde  der  Mahlzeiten ,  die  täglichen 
Brotrationen,  die  Bcschaüenhcit  der  Speisen  und  Getriinke  wurde  thun- 
lichst  genau  festgesetzt.  Dieimal  täglich  sollte  im  Allgemeinen  dem 
Gesinde  Speise  gereicht  werden,  das  Vesperbrot  aber,  auf  welches  das- 
selbe zum  Oefteren  Ansjjruch  erhob,  nach  einigen  Laii(les(!dikten  niclit 
verstattet  sein,  da  ^>das  viele  Fressen  nur  träge  und  faule  Arbeiter 
mache«  und  viele  Zeit  damit  verloren  gehe.  Im  Magdeburgischen  war 
—  nach  einem  Erlasse  des  Administrators  August  von  Sachsen  vom 
6.  Juli  1G52  —  für  die  Dienstboten  ausgesetzt,  und  zwar  wöchentlich: 
»den  Knechten:  IV2  Pfund  Speck  und  Butter  zu.sanmien  oder  im  Win- 
ter und  zur  Fastenzeit  3  grosse  oder  4  kleine  lläringe  und  14  Käse; 
den  Hirten,  Jungen  und  Mägden  l  Pfund  Speck  oder  Butter,  im  Uebri- 
gen  wie  bei  den  Knechten;  täglich:  Allen:  2  Pfund  Brot.«  Ausserdem 
sollten  sie  empfangen:  »den  Mittags  und  Abends  zur  Fürkost:  Suppe, 
Buben ,  Erbsen ,  Kohl ,  Brei  u.  dergl. ,  hierzu  Butter  oder  Käse ;  des 
Sonntags,  Dienstags  und  Donnerstags  statt  dessen:  Fleisch,  Speck, 
Fische,  Kaidaunen,«  wofür  Käse  oder  Butter  wegfiel.  Bei  hohen  Fest- 
tagen und  während  der  Ernte  war  1  Maas  gutes  Bier  zu  reichen,  sonst 
sollte  sich  aber  das  Gesinde  mit  schwachem  Gebräue  begnügen.  Gegen 
die  Gewährung  von  Kaffee,  den  das  Gesinde  anstatt  der  althergebrach- 
ten Morgensuppen  häutig  forderte,  wird  eifrig  eingeschritten.  —  Auch 
hier  wurde  mit  der  genauen  Anordnung  dessen,  was  dem  Dienenden 
als  Nahrung  zu  reichen  sei,  wenig  geholfen.  Die  Herrschaften  thaten 
eben,  was  sie  für  gut  befanden.  Krünitz  tadelt  es  als  eine  verbrei- 
tete Unsitte,  dass  in  seiner  Zeit  dem  Gesinde  meist  schlechte  und  we- 
nig nahrsame  Kost  zu  Theil  werde,  —  ja,  auch  die  Landesherren  sahen 
sich  genöthigt,  sich  des  Gesindes  dieserwegen  anzunehmen,  namentlich 
in  der  letzteren  Zeit  dieses  Abschnittes  weisen  sie  die  Stände  darauf 
hin,  ihren  Pflichten  als  Grundherren  und  den  erlassenen  Verfügungen 
im  Bezug  auf  die  leibliche  Unterhaltung  der  Dienstboten  besser  nach- 
zukommen. 

Die  Stellung  des  Gesindes  war  in  jeder  Hinsicht  eine  äusserst  ge- 
drückte; nach  allen  Seiten  hin  ward  es  in  seiner  Freiheit  beschnitten 
und  hart  gehalten.  Die  Herrschaften,  namentlich  der  erstarkte  Grund- 
adel, hatten  es  dahin  gebracht,  dasselbe  ganz  in  seine  Hand  zu  bekom- 
men, es  für  knappen  Lohn,  schmale  Kost  und  schlechte  Behandlung 
nach  Kräften  zu  ihrem  Vortheil  zu  verwenden.  Mit  unbedingtem  Ge- 
horsam musste  es  sich  den  Anordnungen  seines  Brotherrn  unterwerfen, 
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jeden  Augenblick  auf  sein  Geheiss  hören  und  es  erfüllen.  Häufig  sahen 
sich  die  Landesregierungen  genöthigt,  gegen  grausame  und  unsittliche 
Züchtigungen  einzuschreiten.  Auch  sie  erkennen  das  Recht  des  Herrn 
an,  »massige«  körperliche  Strafen  über  sein  Gesinde  zu  verhängen,  — 
was  darunter  aber  verstanden  werden  konnte,  zeigt  Krünitz,  der 
ganz  unbefangen  Peitschenhiebe  noch  dahin  zählt,  —  aber  Weiteres 
wollen  sie  nicht  zulassen.  So  hält  König  Friedrich  August  von  Polen 
und  Sachsen  den  Herrschaften  vor,  dass  es  ganz  allgemein  geworden 
sei,  »dass  sie  ihre  Dienenden  gar  zu  strenge  tractirten,«  und  giebt 
ihnen  zu  bedenken,  »dass  Dienstboten  ebenfalls  Menschen  seien,«  gegen 
die  deswegen  auch  nicht  ungebührlich  vorgegangen  werden  dürfe.  Die 
Landesherren  waren  überhaupt  geneigter,  das  harte  Loos  des  Gesindes 
zu  erleichtern.  Sie  weisen  selbiges  wiederholt  darauf  hin,  bei  Ueber- 
grififen  der  Herrschaften  den  Klageweg  zu  beschreiten.  Dies  mochte, 
zumal  auf  dem  Lande,  wo  die  Grundherren  auch  Inhaber  der  Patrimo- 
nialgewalt  waren,  wenig  helfen.  Dagegen  wurden  Vergehen  der  Dienst- 
boten unnachsichtlich  und  streng  geahndet.  Freilich  mag  die  Entartung 
des  Dienstbotenstandes  seine  Lage  verschlimmert,  das  Vorurtheil  der 
Herrschaften  bestärkt  haben;  im  Ganzen  lag  eine  so  unwürdige  Be- 
handlung aber  mehr  im  Charakter  jener  Zeit,  in  der  die  Wohlhabenden 
für  die  Noth  der  niederen  Schichten  noch  weniger  als  heute  Verständ- 
niss  hatten.  Man  sah  sie  als  dazu  geschaffen  an,  für  Andere  zu  arbei- 
ten. Und  so  war  es  denn  auch  kein  Wunder,  dass  das  Gesinde  nicht 
gut  thun  wollte.  Für  seine  Veredelung  geschah  nichts.  Der  Schul- 
unterricht lag  arg  darnieder  und  erstreckte  sich  nur  auf  wenige  Jahre, 
da  das  Gesinde,  das  ländliche  Zwangsgesinde  zumal,  schon  früh  den 
Dienst  antrat.  Der  Berufswechsel  war  erschwert,  der  Ergreifung  eines 
bürgerlichen  Gewerbes  für  die  Landbewohner  —  welchem  die  Entlassung 
aus  dem  gutsherrlichen  Verbände  vorausgehen  musste  —  waren  grosse 
Hindernisse  entgegengestellt,  kurz,  der  Gesindestand  hatte  ein  hartes 
Loos.  Man  hatte  geglaubt,  sich  durch  Zwangsmassregeln  ein  gutes  Ge- 
sinde heranzuziehen  und  kaum  ein  Mittel  unversucht  gelassen;  man 
hatte  aber  wenig  erreicht,  denn  da  die  Klagen  seit  dem  15.  bis  18. 
Jahrhundert  eher  zu-  als  abnehmen,  so  zeigt  das  klar,  wie  fruchtlos 
diese  Anstrengungen  waren.  Ein  wichtiger  Bestandtheil  der  Gesellschaft 
lebte  in  dieser  ganzen  langen  Periode  in  der  drückendsten  persönlichen 
Abhängigkeit  und  wurde  gerade  durch  die,  welche  an  demselben  das 
meiste  Interesse  haben  sollten,  auf  das  Aergste  misshandelt. 
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3.     Neuere  Zeit. 

Eine  theilweise  Umgestaltung  des  Gesindewesens  blieb  dein  19. 
Jahrhundert  vorbehalten.  Der  Druck,  den  der  Polizeistaat  erzeugte, 
sowie  der  Grundsatz,  dass  auch  in  ökonomischen  Diniren  die  Regierung 
allein  das  Zweckmässige  aufzufinden  und  anzuordnen  vermöge,  rief  in 
den  Lehren  der  Physiokraten  eine  Gegentendenz  hervor  und  damit  ein 
Ringen  nach  anderen  Regierungsformen,  vornehmlich  nach  einer  Be- 
freiung der  Ländlichen  Bevölkerung  von  Frohnden  und  Grundlasten. 
Unterstützung  fanden  diese  Bestrebungen  auf  wirthschaftlichem  Gebiete 
in  den  veränderten  staatsrechtlichen  Anschauungen,  welche  die  Freiheit 
des  Individuums  in  den  Vordergrund  stellten.  Als  dann  die  von  sol- 
chen Grundsätzen  geleitete  französische  Revolution  die  Fesseln  sprengte, 
welche  die  Menschen  wie  den  Boden  gebunden  hatten,  konnte  die  Nach- 
wirkung auf  das  übrige  Europa  nicht  ausbleiben,  zumal  die  Eroberungs- 
kriege der  Republik  wie  des  Kaiserreichs  den  gewonnenen  Ländern  die 
französischen  Institutionen  aufzudrängen  bemüht  waren.  In  Deutsch- 
land war  es  bekanntlich  zuerst  das  schwer  gebeugte  Preussen,  welches 
das  Bedürfniss  spürte,  die  tiefen  Wunden,  die  ihm  der  Krieg  geschla- 
gen, durch  umfassende  Reorganisationen  im  Innern  zu  heilen.  Die  Stein- 
Hardenbergische  Gesetzgebung,  welche  durch  das  berühmte  Edict  vom 
9.  October  1807  die  Unterschiede  der  Stände  rechtlich  vernichtete,  die 
Zunftschranken  löste,  bäuerliche  Lasten  und  alle  Leibeigenschaft  besei- 
tigte, gab,  diesen  Principien  entsprechend,  unterm  8.  November  1810 
auch  eine  neue  Gesindeordnung,  welche  ein  gewisses  Gleichgewicht 
zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  herzustellen  bemüht  war  und  darum 
überall  nur  noch  ein  freies  Gesinde  anerkannte. 

So  richtig  der  Weg  war,  den  die  Regierung  zur  Heilung  der  inne- 
ren Gebrechen  eingeschlagen  hatte,  eben  so  sehr  wurde  derselbe  ver- 
kannt und  angefeindet.  Gerade  die  Aufhebung  des  Zwangsdienstes 
flösste  den  Gutsbesitzern  die  grösste  Besorgniss  ein.  Wie  bereits  drei 
Jahrhunderte  früher  die  Stände  Alles  aufgeboten  hatten,  das  Gesinde 
ganz  unter  ihre  Botmässigkeit  zu  bringen,  so  versuchten  sie  auch  jetzt 
gegen  diese  Reformen  nachdrückliche  Einsprache  zu  erheben.  Mit  ihnen 
vereinigten  die  obersten  Provinzialkollegien  ihre  Bedenken,  die  sich 
ebenfalls  von  den  Vortheilen  der  neuen  Schöpfungen  nicht  überzeugen 
konnten.  Sie  machten  geltend,  dass  die  Aufhebung  der  Zwangsdienste 
die  landwirthschaftlichen  Interessen  auf  das  Aeusserste  gefährde,  da 
ein  freies  Gesinde  »sich  vom  Ackerbau  entfernen  und  in  die  Städte 
drängen,   übermässigen  Lohn  und  bessere  Kost  fordern  und  sich  dem 
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Müssiggang  ergeben  imd  vagabondiren  würde«  ^'^).  Die  damaligen  Staats- 
lenker Hessen  sich  durch  solche  Gegenbestrebungen  nicht  beirren,  son- 
dern hielten  an  dem  Gesetz  des  Jahres  1807  fest.  Sie  wiesen  die 
Grundbesitzer  und  Behörden  darauf  hin,  dass  alle  jene  von  der  Ritter- 
schaft noch  ferner  für  sich  in  Anspruch  genommenen  Rechte  offenbar 
bloss  als  Folgen  des  Erbunterthänigkeitsverhältnisses  anzusehen  und 
deshalb  —  da  es  nach  dem  Martinitage  1810  in  Preussen  nur  noch 
freie  Leute  geben  sollte  —  aufzuheben  seien.  Ein  von  den  Ritterguts- 
besitzern eingereichter,  von  Zwangsverhältnissen  ausgehender  und  Er- 
weiterung der  Strafbefugniss  befürwortender  Gesindeordnungs-Entwurf 
ward  von  tkm  Ministerium  zurückgewiesen.  Wie  dieses  den  Grund- 
herren das  Recht  zur  Aufrechterhaltung  solcher  aus  der  Patrimonialge- 
richtshoheit  entsprossenen  Zustände  bestreitet,  so  widerspricht  es  auch 
den  gehegten  Befürchtungen  und  legt  sowohl  die  Nachtheile  aller  Un- 
freiheit für  den  gesammten  Productionsprocess,  wie  umgekehrt  die 
wohlthätigen  Einwirkungen  dar,  welche  ein  freier  Bauern-  und  Gesinde- 
stand gerade  auf  den  Grundbesitz  äussern  würde.  So  sagt  das  Rescript 
vom  5.  März  1809,  in  dem  es  auf  die  Beschwerden  des  schlesischen 
Grundadels  näher  eingeht,  dass  ein  mangelndes  Angebot  an  ländlichem 
Gesinde  in  keiner  Weise  durch  die  Aufhebung  der  Erbunterthänigkeit 
in  Aussicht  stehe,  dass  die  persönliche  Freiheit  im  Gegentheil  die  Stel- 
lung der  Dienenden  annehmlicher  zu  machen  und  sie  bei  der  Land- 
wirthschaft  zu  halten  augethan  sei.  Freilich  giebt  man  zu,  dass  der 
ländliche  Gesindelohn  steigen  werde  und  zwar  in  einer  Weise,  wie  es 
den  berechtigten  Interessen  des  Gesindes  entsprechen  müsse.  Doch 
eine  übermässige  Erhöhung  —  heisst  es  weiter  —  stehe  nicht  zu  er- 
warten, denn  durch  die  Aufhebung  der  Erbunterthänigkeit  sei  nicht 
ein  Mensch  weniger  und  keine  Arbeit  mehr  geworden,  auch  brauche 
der  Mensch,  der  kein  anderes  Kapital  habe,  als  seine  körperlichen 
Kräfte,  ebenso  dringend  und  wohl  noch  dringender  Nahrung,  als  der 
Gutsherr  Arbeit.  Zudem  trete  an  die  Stelle  erzwungener  Leistungen 
di,e  Ivonkurrenz  freier  Leute,  welche  mit  mehr  gutem  Willen  arbeite- 
tm,,  9ho  a-uch  mehr  Arbeit  mit  wenigen  Händen  verrichten  könnten  — 
so  dass  der  Vortheil  des  Grundherrn ,  statt  gemindert ,  gemehrt  er- 
scheine. Unrichtig  sei  es  aber,  dass  der  Mensch,  welcher  sich  freier 
und  glücklicher  fühle,  mehr  Neigung  zur  Unsittlichkeit  habe,   als  der, 


57)  C.  L.  H.  Rabe,  Sammlung  preussisclier  Gesetze  und  Verordnungen.  Halle 
u.  Berlin  1819.  Bd.  10  S.  ÖO.  Rescripl  an  sämmlliche  schlesiscLen  Landesregierun- 
gen vom  15.  März  1809. 
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welcher  in  der  Knechtschaft  lobe^").  Dabei  verkannte  jedoch  der  Ge- 
setzgeber die  momentanen  L'nzuträglichkeiten  keineswegs,  welche  im 
Uebergangsstadium  alle  grossen  Umgestaltungen  mit  sich  führen;  man 
war  darauf  gcfasst,  dass  solche  »Unglückliche,  durch  knechtische  Be- 
handlung und  Mangel  verwildert,*  anfangs  die  erlangte  Freiheit  zur 
Gefährdung  der  öftentlichen  Ruhe  und  Ordnung  mi.-sbrauchen  könn- 
ten**^). Das  war  für  die  Regierung  um  so  mehr  ein  Sporn,  auf  dem 
eingeschlagenen  Wege  rüstig  vorwärts  zu  schreiten  und  die  unteren 
Klassen  desto  eher  von  ihrem  materiellen  und  geistigen  Elende  zu 
befreien. 

Die  wohlthätigen  preussischen  Reformen  im  Gesindewesen  mussten 
auch  die  übrigen  deutschen  Regierungen  mahnen,  ein  Gleiches  zu  thun. 
Der  wesentlichste  Schritt  zum  Bessern  bestand  denn  auch  hier  in  der 
Abschaffung  der  Zwangsdienste.  Zunächst  wurden  dieselben  dort,  wo 
der  Code  Napoleon  eingeführt  ward,  beseitigt,  so  1808  im  Königreich 
"Westfalen,  1811  in  den  Departements  der  Elbe  und  Weser.  Nach  der 
Restauration  folgten  Coburg,  einige  vormals  französische,  dann  hanno- 
verische Landestheile,  Weimar.  In  den  meisten  Staaten  brachte  aber 
erst  das  Jahr  1830  eine  Umgestaltung  der  Grundeigenthurasverhält- 
nisse;  mit  der  Ablösung  der  bäuerlichen  Lasten  fiel  dann  auch  der 
Gesindezwang  (1834  in  Braunschweig,  1836  im  Königreich  Sachsen 
durch  das  Gesetz  vom  17.  März  1832,  1837  in  Altenburg).  Da,  wo  er 
sich  noch  erhalten  hatte,  ward  er  in  Folge  des  Jahres  1848  abge- 
schafft, so  dass  heute  wohl  kaum  ein  deutscher  Staat  eine  solche  mit 
den  modernen  wirthschaftlichen  und  staatlichen  Anschauungen  unver- 
einbare Institution  mehr  duldet.  Fast  überall  fand  die  Aufhebung 
ohne  Entschädigung  statt,  eine  Ausnahme  macht  Sachsen-Weimar,  wo 
die  Berechtigten  eine  durch  die  dienstpflichtigen  Dorfschaften  nach 
Massgabe  anderer  Kommunallasten  aufzubringenden  massigen  Ersatz 
erhielten  ^"). 

Auch  im  Uebrigen  wurden  die  Dienstbotenangelegenheiten  den  ver- 
änderten Zeitverhältnissen  entsprechend  durch  die  Landesgesetzgebung 
oder  durch  die  Praxis  neu  geregelt.  Damit  hat  sich  aber  der  einheit- 
liche Charakter  der  Gesindeordnungen,  wie  er  in  der  Periode  der  lan- 
desherrlichen Vormundschaft  auffällt,  verloren;  vielmehr  sind  in  den 
einzelneu  Staaten  freiere  oder  engere  Auffassungen  massgebend  gewe- 


58)  Rabe  a.  a.  0.  S.59ff. 

59)  Desgl.  S.  62. 

60)  E  m  m  i  n  g  h  a  u  s ,  Gesindezwangsdienst  S.  27. 
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sen,  jenachdem  man   an   der  Ueberlieferung   des  Polizeistaates    mehr 
oder  minder  festhielt. 

Die  rechtlichen  Fundamentalanschauungen,  die  im  Gesinde- 
wesen Platz  greifen,  haben  im  Laufe  der  Zeit  nur  wenig  Veränderun- 
gen erfahren,  der  Hauptsache  nach  haben  sich  dieselben  Grundsätze 
—  nur  modificirt  durch  die  Veränderungen  im  socialen  Leben  selbst  — 
aufrecht  erhalten,  die  dem  Gesinderecht  schon  im  12.  und  13.  Jahr- 
hundert eigenthümlich  waren. 

Die  Basis  des  Gesindedienstes  bildet  heute  überall  lediglich  der 
freie  Vertrag,  den  Jeder,  der  sich  vermiethen  will,  eingehen  kann, 
wenn  er  über  seine  Person  zu  verfügen  hat,  daher  Minderjährige  der 
Mitwirkung  ihres  Vaters  oder  ihrer  Vormünder  bedürfen.  Gewöhnlich 
wird  der  Vertrag  durch  Ueberreichung  und  Annahme  eines  sogenann- 
ten Miethspfennigs ,  Hand-  oder  Gottesgeldes  perfect.  Derselbe  darf 
nicht  auf  Lebenszeit,  sondern  nur  auf  eine  Reihe  von  Monaten  resp. 
Jahren  oder  Tagen  eingegangen  werden ;  ist  darüber  nichts  ausgemacht, 
so  wird  die  durch  Gesetz  oder  Herkommen  normirte  Dienstdauer  (V4, 
Y2,  1  Jahr)  angenommen.  Der  Antritt  muss  rechtzeitig  geschehen, 
ebenso  darf  der  Austritt  nicht  vor  dem  verabredeten  Termine  erfolgen. 
Für  die  einseitige  Aufgabe  des  Vertrags  sind  in  den  Gesetzen  in  den 
verschiedenen  Staaten  verschiedene  Bedingungen  festgesetzt;  sie  kön- 
nen erfolgen  mit  und  ohne  Entschädigung  des  anderen  Theils.  Es 
pflegen  dahin  auf  Seiten  der  Herrschaften  zu  gehören :  Diebstahl ,  Be- 
trug, grobe  Laster  und  Unvorsichtigkeiten,  beharrliche  Verweigerung 
des  Gehorsams,  Widersetzlichkeit;  auf  Seiten  des  Gesindes:  Misshand- 
lung, unsittliche  Zumuthungen  u.  s.  w.  Das  Gesinde,  welches  im  Hause 
des  Brotherrn  Unterhalt  und  Schlafstelle  findet,  gehört  auch  dem  Hause 
und  der  hausherrlichen  Gewalt  desselben  an,  ist  seiner  Botmässigkeit 
unterworfen,  wozu  es  sich  beim  Abschluss  des  Vertrags  stillschweigend 
verpflichtet.  Es  steht  zu  seiner  Herrschaft  in  einem  Treuverhältniss, 
ist  derselben  deshalb  zu  unbedingtem  Gehorsam  verpflichtet  und  hat 
sich  jeder  geheissenen,  an  sich  erlaubten  Arbeit,  gleichviel  zu  welcher 
Tageszeit,  zu  unterwerfen;  es  hat  seiner  Herrschaft  mit  Achtung  zu 
begegnen,  ja  noch  mehr,  es  soll  Verschwiegenheit  üben  über  das,  was 
im  Hause  vorgeht,  es  soll  endlich  seiner  Herrschaft  Bestes  befördern 
und  Schaden  abwenden.  Der  Dienstbote  muss  sich  deshalb  auch  den 
Strafen  unterwerfen,  welche  die  Herrschaft  nach  den  Gesetzen  zu  ver- 
hängen befugt  ist.  Während  die  Handlungen  der  Herren  gegen  das 
Gesinde  milder  zu  beurtheileu  sind,  werden  Vergehen  des  letzteren 
gegen   diese  schärfer  geahndet,   als  wenn  sie  von  Anderen  begangen 
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werdori.  Das  Gesinde  liul  der  Herrschaft  für  den  durch  probe  Nach- 
lässigkeit zugefügten  Schaden  zu  haften,  ja.  einige  Gesetzgebungen  for- 
dern   von    ihm    die    sii lii   diligentia.     Fih'   alle   diese   Pflichten   kann 

aber  auch  seinerseits  (h;r  Diensthote  gute  Behandlung.  Schutz  und  Ver- 
tretung durch  die  Ilerrschiift,  seinen  Lohn  zur  regelmässigen  Zeit, 
nahrhafte  und  reichliche  Beköstigung,  gesunde  Schlafstätte  und  bei 
gewöhnlichen  Krankheitsfällen  in  erster  Hand  Pflege  ansprechen.  Bei 
Streitigkeiten  in  Gesindesachen  pflegt  in  der  Pegel  —  nach  vorgängi- 
gem Versuche  eines  Vergleiches  —  die  Polizeibehörde  dieselben  sum- 
marisch zu  citiitern  und  mit  Rücksicht  auf  Erhaltung  guter  Ordnung 
und  Sitte  im  Hauswesen  nach  Piecht  und  Billigkeit  zu  entscheiden  und 
damit  zu  erledigen.  Für  gewisse  Fälle,  namentlich  solche,  die  nicht 
blos  durch  die  Gesindcf)rdnungen  strafbar  sind ,  bei  Dift'erenzen  über 
Mein  und  Dein  sind  jedoch  die  Gerichte  conipetent;  wohl  aber  können 
einzelne  von  diesen  Gegenständen  im  I^nverständniss  beider  Parteien 
unter  Verzicht  auf  den  Rechtsweg  bei  den  -Polizeibehörden  anhängig 
gemacht  werden.  —  Dies  sind  im  Allgemeinen  die  Grnndzüge  unseres 
gegenwärtigen  Gesinderechts  ^'). 

Zu  diesen  Rechtsgrundsätzen,  welche  für  die  Beurtheilung  des  Ge- 
sindewesens die  Norm  bilden,  tritt  überall  eine  Reihe  polizeilicher  Be- 
stimmungen. Diese  geben  vorwiegend  reglementäre  Anordnungen  über 
die  Ab  -  und  Zugangstermine ,  über  die  Controle  durch  Dienstbücher, 
über  die  Thätigkeit  der  Gesindemäkler  u.  dergl.  Hierin  zeigt  sich  be- 
sonders die  Wandelung  gegen  die  frühere  Periode,  und  die  einzelnen 
Dieustbotenordnungen  gehen  in  diesen  Vorschriften  am  meisten  aus  ein- 
ander. Tritt  auch  der  polizeiliche  Charakter  in  den  verschiedenen 
Staaten  mehr  oder  minder  stark  hervor  und  erinnert  oft  noch  an  die 
Vorliebe,  Alles  durch  Regierungsorgane  regeln  zu  lassen,  so  haben  sich 
doch  die  wesentlichsten  Härten  abgeschw'ächt.  Man  hat  sich  nicht 
mehr  in  dem  Maasse  von  der  Vorstellung  leiten  lassen,  alle  Missstände 
durch  obrigkeitliche  Schlichtung  beseitigen  zu  können.  Darum  hat  man 
die  Lohnregulirungsversucbe  aufgegeben  und  die  Höhe  des  Lohnes  dem 
Uebercinkommen  der  Betheiligten  freigestellt.  Der  Dienstbote  kann 
seine  Arbeitskraft  zu  seinem  besten  Vortheile  verwenden,  sei  es  auf 
dem  Lande,  in  der  Stadt  oder  ausser  Landes:  er  braucht  sich  weder 
Jemandem  vor  Anderen  anzubieten,  noch  eine  gewisse  Zeit  auch  gegen 


61)  lieber  das  heute  gellende  Gesinderecht,  namentlich  die  einschlagenden  ge- 
setzliciien  Erlasse  siehe  Eniininghaus  in  der  Encyklopädie  von  Ersch  u.  Gru- 
b«r  a.  a.  0.  S.  238—246. 
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vollen  landesüblichen  Lohn  bei  bestimmten  Personen  zu  dienen,  ja,  es 
ist  überhaupt  Niemand,  der  es  nicht  aus  freien  Stücken  will,  zum  Die- 
nen verpflichtet.  Sind  auch  alle  diese  vormaligen  Schranken  beseitigt 
und  ist  das  Gesinde  in  der  Wahl  der  Herrschaft,  wie  in  der  Höhe  des 
Lohnes  an  keine  gesetzlichen  Vorschriften  mehr  gebunden,  so  ist  es 
doch  noch  mannichfach  beengt.  Man  kann  im  Hinblick  auf  die  Ten- 
denz der  Gesindeordnungen  für  die  Gegenwart  zwei  Gattungen  unter- 
scheiden, welche,  abgesehen  von  den  wesentlich  gleichartigen  Rechts- 
anschauungen im  engern  Sinn,  ein  älteres  oder  modernes  Gepräge 
tragen  ^^). 

Das  eine  System  hält  strenger  an  der  üeberlieferung  des  Polizei- 
staates und  an  der  historischen  Entwickelang  fest.  Es  geht  davon  aus, 
dass  das  Gesinde,  als  Theil  des  Hauses,  auch  einer  möglichst  ausge- 
dehnten Gewalt  des  Hausherrn  unterworfen  sein  müsse.  Es  sucht  daher 
diese  zu  befestigen  und  somit  einen  grösseren  Unterschied  zwischen 
Herrn  und  Diener  zu  Gunsten  des  Ersteren  aufrecht  zu  erhalten. 
Darum  räumt  es  ihm  ein  weitgehendes  Strafrech.t  ein,  giebt  ihm  die 
Vollmacht,  sogar  Schläge  in  Anwendung  zu  bringen,  ebenso  werden 
wörtliche  Verletzungen  nicht  als  Beleidigung  angesehen.  Glaubt  sich 
der  Dienstbote  aber  über  die  Herrschaft  beschweren  zu  können,  so 
bleibt  ihm  dies  zwar  unbenommen,  er  ist  aber  an  die  Polizeibehörde 
gewiesen.  Diese  hat  im  Zweifel  gegen  das  Gesinde  zu  entscheiden. 
Durch  die  inneren  Bande  der  Pietät  und  Ergebenheit  soll  das  Gesinde 
an  die  väterliche  Fürsorge  der  Herrschaft  geknüpft  sein  und  deshalb 
muss  es  sich  auch  dem  häuslichen  Regiment  unterwerfen.  Seine  we- 
sentlichste Aufgabe  ist  nach  diesem  System,  ganz  für  die  Herrschaft  zu 
leben,  nur  ihr  Interesse  wahrzunehmen.  Die  Arbeit  des  Gesindes  ist 
zwar  eine  freie,  insofern  es  nicht  zum  Dienst  gezwungen  werden  kann, 
aber  doch  eine  solche,  wo  das  Recht  der  freien  Uebereinkunft  durch 
die  Gesindeordnungen  vielfach  begrenzt  ist.  Die  Pflichten  hat  man 
möglichst  scharf  und  weitgehend  zu  fassen  gesucht  und  Stipulationen, 
sofern  sie  nicht  die  Höhe  des  Lohnes  betreffen,  dürfen  von  Seiten  des 
Gesindes  nicht  gemacht  werden,  wohl  aber  darf  die  Herrschaft  ihre 
Bedingungen  stellen.  —  Die  andere  Gattung  von  Gesindeordnungen 
sucht  dagegen,  wenn  sie  auch  die  allgemeinen  Rechtsprincipien ,  die 
hier  in  Frage  kommen,  nicht  verleugnet.  die.-je  mit  d(>n  gegenwärtigen 
wirthschaftlichen  und  socialen  Anforderungen  auch  der  sog.  niederen 
Stände  besser  in  Einklang  zu  bringen   und   so  dem  Gesinde   eine   vor- 


ü2)  Rossbacl),  Gesinde,  Gesindeordnung  in  Deutsches  Staatswörterbuch  Bd.  4. 


264  ^     Ko  II  mann, 

theilhafterc  Stellung  zu  verschaffen.  Sie  will  nicht  Mos  einseitig  das 
Interesse  der  HciTschaften  in  den  Vordergrund  stellen,  oder  doch  we- 
nigstens es  dein  Gesinde  nicht  wehren ,  zu  seinen  Gunsten  zu  handeln. 
Darum  wird  hier  auch  dem  Uebereinkonimen  der  Parteien  ein  weiterer 
Spielraum  gelassen;  beide  können  sich  unter  den  ihnen  zusagendsten 
Bedingungen  zu  einem  Vertrage  vereinigen.  Es  wird  mithin  der  Ar- 
beitsfactor  in  erhöhtem  Grade  anerkannt  und  das  entsprechende  Ver- 
hiUtniss  von  Leistung  und  Gegenleistung  mehr  zur  Geltung  gebracht. 
Dennoch  geht  auch  dieses  System  nicht  so  weit,  mit  der  grösseren  Frei- 
heit der  Vertragsschliessung  zugleich  jede  hausherrliche  Gewalt  über 
das  Gesinde  zu  beseitigen.  Diese  ist  nur  eine  beschränktere  und  zwar 
theils  durch  contractliche  Jk'stinnnungen.  theils  durch  die  Gesetzgebung. 
Anerkennung  häuslicher  Autorität  kann  und  soll  die  Herrschaft  auch 
hier  verlangen  —  die  Mittel  aber,  wie  sie  sie  erzwingt,  sind  andere. 
Vor  Allem  sind  körperliche  Züchtigungen  untersagt ,  wörtliche  Zurecht- 
weisungen, auch  wenn  sie  derbe  sind,  erlaubt,  nur  sollen  sie  keinen 
wirklich  injuriöscn  Charakter  an  sich  tragen.  Die  Hülfe  gegen  Unrecht- 
mässigkeiten  und  Verletzungen  des  Vertrags  gewähren  hier  meist  die 
Gerichte  —  jedoch  soll  das  Verfahren  ein  abgekürztes  sein.  — 

Gleich  starken  Einfluss,  wie  die  soeben  geschilderten  obrigkeitlichen 
Anordnungen,  üben  aber  die  meist  lokale  Sitte  und  das  Herkommen 
auf  die  Gesindeangelegenheiten.  Sie  regeln  vor  Allem  die  Innern  häus- 
lichen Beziehungen  zwischen  Herrschaft  und  Dienstboten  und  bewirken, 
dass  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  noch  ein  enges  Band  beide 
Theile  mit  einander  verknüpft  oder  das  Gesinde  bereits  vollkommen 
emancipirt  dasteht.  Daher  wird  heutigen  Tags  die  Gesetzgebung  im- 
mer mehr  dahin  gedrängt  werden,  hier  dem  gegenseitigen  Ueberein- 
konimen der  Betheiligten  thunlichsten  Spielraum  zu  gewähren  und  nur 
da  einzugreifen,  wo  die  Verträge  Lücken  lassen  oder  die  allgemeine 
W^ohlfahrt  in  Frage  kommt. 


Geschichte  und  Kritik  der  statistischen  Aufnahmen  über 

das  Gesinde. 

Wie  weit  bei  den  in  den  letzten  beiden  Jahrhunderten  vorgenom- 
menen Volkszählungen  das  Gesinde  Berücksichtigung  gefunden  hat,  ist 
uns  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Hessen -Darmstadt  für  Deutschland 
nicht  bekannt.    Von  letzterem   erfahren  wir  aber  aus  der  Geschichte 


Geschichte  und  Statistik  des  Gesindewesens  in  Deutschland.  265 

der  Erhebungen,  welche  Fabricius^')  in  den  amtlichen  Publikationen 
dieses  Landes  giebt,  dass  hier  bereits  in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
Aufnahmen  über  den  Gesindestand  vorgenommen  sind.  Während  die 
cältesten  Erhebungen,  welche  bei  Gelegenheit  der  seit  1629  abgehaltenen 
Landesvisitationen  geschahen,  nur  so  weit  ausgedehnt  wurden,  als  dabei 
das  fürstliche  Kammerinteresse  in  Frage  kam  und  demgemäss  die  Be- 
völkerung in  Freie,  Frohnbare  und  Hausangehörige  geschieden  war,  die 
Aufnahmen  sich  auch  nur  auf  die  Aemter,  nicht  auf  die  frohnfreien 
Städte  erstreckten,  ward  in  dem  Jahre  1669  zum  ersten  Male  eine  Er- 
mittelung der  Gesammtbevölkerung  mittelst  der  Geistlichen  ver- 
anstaltet, bei  welcher  nach  Vorschrift  des  Landgrafen  Ludwig  VL  »alle 
Menschenleben,  sie  seien  alt  oder  jung,  verheirathet  oder  unverheirathet, 
gehuldigt  oder  ungehuldigt,  Diener,  Beamte,  Beisassen,  Kinder  oder 
Gesinde ,  oder  wer  sie  sonst  sein  mögen« ,  berücksichtigt  werden  soll- 
ten^*). Doch  erfahren  wir  über  diese  —  wie  Fabricius  sie  bezeichnet 
—  interessante  Volkszählung  keine  weiteren  Aufschlüsse.  Die  Zählungen 
der  Jahre  1677,  1693,  1694,  1706  kehren  indess  wieder  zu  dem  alten 
Verfahren  zurück  und  begnügen  sich  mit  der  einfachen  Trennung  von 
Freien  und  Unfreien.  Die  Tabelle  ^^)  des  fürstlichen  Secretariats-Acces- 
sisten  Johann  Theodor  Neidhard  für  das  Oberfürstenthum  Hessen  von 
1742  theilt  die  Bevölkerung  in  mehrere  Klassen,  scheidet  besonders 
die  einzelnen  Arten  der  fürstlichen  und  städtischen  Beamten ,  der 
Bürger  und  Unterthanen,  der  Hintersassen  des  Adels,  der  Juden  u.  s.  w., 
thut  aber  der  Dienstboten  nicht  besonders  Erwähnung. 

Auskunft  über  die  Stärke  des  Gesindes  und  seine  Vertheilung  auf 
die  einzelnen  Aemter  »mit  Einschluss  derer  Ortschaften«  giebt  uns  zu- 
erst wieder  die  »General -Tabelle  über  sämmtliche  in  denen  Hoch- 
fürstlich Hessen-Darmstädtischen  Landen  befindlichen  Seelen  ausschliess- 
lich derer  gemeinschaftlichen  Aemter  de  anno  1776«^^).  Bei  dieser 
Ermittelung  wurde,  wie  1669  ebenfalls,  die  Gesammtbevölkerung  in 
Rechnung  gebracht  mit  Ausschluss  der  Condominat- Besitzungen,  der 
adeligen  Gerichte  und  der  Grafschaft  Hanau-Lichtenberg.    Die  Details 


63)  Beiträge  zur  Statistik  des  Grossherzoglhums  Hessen,  herausgegeben  von  der 
grossherzogl.  Centralstelle  für  die  Landesstalistik.  3.  Bd.  Darmsladl  1864.  1.  Die 
Bevölkerungsaufnahmen  in  der  Landgrafschaft  Hessen  —  Darmstadt  und  in  dem  Gross- 
herzoglhum  Hessen  bis  zum  Jahre  1858,  von  C.  A.  Fabricius. 

64)  Fabricius  a.  a.  0.  S.  7. 

65)  Fabricius  a.  a.  0.  S.  9. 

66)  Ebend. 
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sind  verloren  gegangen,  nur  die  Generaltabelle  hat  sich  erhalten.  In 
diese  sind  aufgenommen:  -»liürger  und  Gemeindemiiimer,  ßeysassen, 
Juden,  gantze  Haushaltungen,  Wittwer  und  Wittwen,  ledige  Personen 
und  Kinder«,  sodann,  worauf  es  hier  ankommt:  "Gesellen,  Jungen, 
Bediente  und  Knechte«  —  und  "Mägde«.  Man  kann  also  aus  den  mit- 
getheilten  Zahlen  nur  ein  Bild  von  der  Stärke  der  bei  den  selbst- 
ständig Wii'thschaftenden  zu  häuslicher  oder  gewerblicher  Ilülfsleistung 
angestellten  Tersonen  gewinnen. 

Einen  Fortschritt  bekunden  die  Aufnahmen,  welche  sich  auf  die 
ebeni'alls  in  Hessen -Darmstadt  (mit  Ausnahme  der  gemein.schaftlichen 
Aemter  ümstadt  und  Cleeberg  und  des  Militärs)  in  den  Jahren  1783 
bis  1788  erhobene  »Sunmie  derer  Seelen«  beziehen.  Wie  schon  in  der 
statistischen  Zu.sammenstellung  von  177G  sind  in  der  von  Fabricius 
mitgetheiltcn  Generaltabelie*^')  für  die  einzelnen  Aemter  die  Kesultate 
aufgeführt.  Doch  ist  die  Zahl  der  Kubriken  vermehrt.  Man  unter- 
scheidet: »ganze  Haushaltungen«  und  »Ledige  eigener  Haushaltung«, 
nennt  bei  den  »Kindern  und  Ledigen  in  der  Eltern  Brod  und  Haus- 
haltung« die  Altersklasse  von  5  zu  5  Jahren  bis  zum  30.  Leben.sjahre 
und  darüber.  Beim  »Gesind«,  welches  wiederum  »Knechte,  Gesellen, 
Jungen«  und  »Mägde«  in  sich  begreift,  macht  man  den  Unterschied, 
ob  es  zum  In-  oder  Auslande  gehört.  Besonders  interessant  erscheint 
es  aber,  dass  eine  fernere  auf  das  Land  sich  beziehende  Uebersicht 
die  Bevölkerung  nach  Standesklassen  —  und  zwar  geistliche,  obrig- 
keitliche und  sonst  freie  Personen,  Bürger  oder  Gemeindsleute,  Bei- 
sassen, Auszüger,  Juden  —  eingetheilt  und  mit  einer  jeder  derselben 
das  Gesinde  in  Verbindung  bringt,  so  dass  wir  eine  ungefähre  An- 
schauung erhalten,  wie  sich  das  Dienstpersonal  auf  die  einzelnen,  da- 
mals noch  strenger  geschiedenen  Stände  der  Bevölkerung  vertheilt. 

Aus  dem  Auslande  können  wir  ebenfalls  ein  Weniges  von  stati- 
stischen Aufstellungen  berichten,  welche  während  dieser  früheren  Zeit 
des  Gesindes  Erwähnung  thun.  Besondere  Aufmersamkeit  wurde  den 
Ermittelungen  in  Schweden  zugewandt  *^^).  -Hier  errichteten  die  Stände 
bereits  1749  ein  Bureau  (Tabellvarhet),  um  die  Extracte  zu  verarbeiten, 
welche  alljährlich  die  Landhauptleute  auf  Grund  der  von  den  Pfarrern 
und  Magistraten  über  den  Bevölkerungszustand,  die  Sterblichkeit  u.  s.  w. 
aufgenommenen  Register  einzusenden  hatten.     Die  Arbeiten,  soweit  sie 

67)  Fabricius  a.  a.  0.  S.  10. 

68)  J.  Q.  Canzler,  Nachrichten  zur  genaueren  Kenntniss  der  Geschichte,  Staats- 
verwaltung uhd  ökonomischen  Verfassung  des  Königreichs  Schweden.  Thl.  II.  Dres- 
den 1778     S.  18  ff. 
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Ca n zier  in  seinen  Nachrichten  über  Schweden  mittheilt,  zeugen  von 
der  Tüchtigkeit  dieses  Bureaus.  Ausser  sehr  ausführlichen  Geburts- 
und Sterblichkeitslisten,  wobei  Geschlecht,  Alter,  Jahreszeit,  Todes- 
ursachen berücksichtigt  wurden,  findet  sich  auch  für  die  Städte  —  aber 
nur  für  diese  —  eine  ziemlich  detaillirte  Berufsstatistik.  Hierbei  hielt 
man  sich  aber  streng  an  die  schwedische  Ständesonderung  und  führte 
blos  den  eigentlichen  Bürgerstand  auf,  während  Adel,  Geistlichkeit 
und  Beamte  ausgeschlossen  blieben.  Bei  den  einzelnen  Berufsständen 
wird  auch  die  Zahl  der  Gehülfen  angeführt,  nicht  aber  die  Dienstboten, 
diese  sind  vielmehr  als  eigene  Klasse  in  der  üebersicht  eingereiht. 
Wie  bei  den  Lehrlingen  und  den  Kindern  in  den  Fabriken  scheidet 
man  bei  dem  Gesinde  solches  unter  und  über  15  Jahren;  ausserdem 
ist  noch  das  Geschlecht ,  ein  Mehreres  jedoch  nicht  zu  ersehen. 

Auch  in  England  beginnt  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  das 
staatliche  Interesse  an  der  Kenntniss  des  Bevölkerungszustandes  sich 
in  höherem  Grade  zu  entwickeln.  Die  directen  Volkszählungen  in  dem 
vereinigten  Königreich  datiren  vom  Jahre  1801  und  sollten  nach  den 
betreffenden  Parlamentsakten  alle  10  Jahre  wiederholt  werden.  Es 
wurde  dabei  bestimmt,  dass  die  Zählungen  unter  Anderem  auch  ge- 
wisse Hauptklassen  der  Stände  und  Beschäftigung  der  Bevölkerung 
berücksichtigen  und  Wachsthum  oder  Abnahme  gegen  frühere  Perioden 
darstellen  sollten  '^^).  Die  Erhebungen  geschahen  in  England  und  Wales 
durch  die  Churchwardens  und  Overseers  of  the  poor,  in  Schottland 
durch  die  Official-Schoolmasters.  Die  Fragen,  die  zu  beantworten 
waren,  bezogen  sich  —  soweit  die  Bevölkerung  nach  Berufsclassen 
unterschieden  wurde  —  auf  die  m  ä  n  n  1  i  c  h  e  u  Personen  über  2  0  J  a  h  r  e. 
Hinsichtlich  des  Gesindes  war  zu  erheben  vorgeschrieben  die  Zahl  der 
weiblichen  und  männlichen  Dienstboten,  einschliesslich  der  Aufwärter 
in  Wirthshäusern ,  wobei  für  das  männliche  Geschlecht  noch  wieder 
unterschieden  wurde,  ob  solches  unter  oder  über  20  Jahre  alt  war.  — 
Die  Verarbeitungen,  welche,  wie  noch  heute,  durch  eine  Abtheilung 
des  Board  of  Trade  geschehen,  waren  dem  Parlamente  vorzulegen.  Wir 
ersehen  aus  diesen  Aufstellungen  nur  die  absolute  Zahl  der  Dienstboten 
nach  Geschlechtern  und  für  das  männliche  in  zwei  Altersabschnitte 
abgetheilt.  Dagegen  ist  weder  ein  Bezug  zu  den  —  übrigens  ziemlich 
roh  getrennten  Berufsclassen  —  noch  eine  Vertheilung  auf  die  einzelnen 
Städte  und  Landestheile  zu  erkennen,  ebensowenig  erhellt  genau,  was 

69)  C.  Th.  Kle  i  n  schro  t,  Grossbritanniens  Gesetzgebung  über  Gewerbe,  Handel 
und  innere  Communicalionsmiltel  slalislisch  und  staalswirllischaftlicli  erläutert.  Stutt- 
gart und  Tübingen  1836.     S.  35  ff. 
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unter  Gesinde  verstanden  wurde.  In  dieser  Weise  sind  die  Aufnahmen 
in  den  Jahren  1811,  1821  und  1831  wiederholt.  Für  1841  —  was 
hier  gleich  mit  herbeigezügen  werden  soll  —  traten  einige  Modticationen 
ein.  Die  wesentliciiste  bestand  in  einer  Anordnung,  wonach  die  Zählung 
an  einem  Tage  im  ganzen  Königreich  vorzunehmen  sei,  während  früher 
die  Zählungsbcamten  in  grösseren  Districten  zu  fungiren  hatten ,  für 
die  eine  längere  Zeit  zur  Kegistrirung  erforderlich  war^").  Die  Auf- 
nahme geschah  in  doppelter  Weise :  einmal  durch  die  Zählungscommissäre, 
welche  von  Haus  zu  Haus  die  Eintragungen  in  die  vorgeschriebenen 
Formulare  vornahmen ;  dann  aber  auch  mittelst  Fragebogen ,  welche 
den  Hausherrn  und  selbstständigen  Bewohnern  eines  Hauses  zur  schrift- 
lichen Beantwortung  vorgelegt  waren  und  am  Zäiilungstage  zurück- 
gefordert wurden.  Die  Formulare  selbst  hatten  auch  eine  Erweiterung 
erhalten.  Es  waren  Name,  Alter,  Geschlecht,  Gewerbe  und  Geburts- 
ort jeder  in  dem  Hause  die  Nacht  vor  dem  Zählungstermine  befindlichen 
Person  anzugeben. 

Was  die  Gesindeaufnahmen  speciell  anlangt,  so  ist  in  der  Methode 
keine  Aenderung.  Doch  sind  bei  der  Zählung  selbst  Abweichungen 
vorgekommen,  die  dem  statistischen  Bureau  in  seinem  Rapport  an  das 
Parlament  Anlass  zu  einer  Erklärung  geben.  Die  Ackerbautreibenden 
erweisen  nämlich  gegen  das  Jahr  1831  einen  niedrigeren  Bestand,  und 
das  Bureau  glaubte  diese  Thatsache  nicht  auf  eine  Abnahme  der  land- 
wirthschaftlichen  Bevölkerung,  sondern  dahin  deuten  zu  müssen,  dass 
wahrscheinlich  die  dienenden  Personen  bei  den  Landwirthen,  welche 
grösstentheils  oder  ausschliessend  beim  Landbau  selbst  verwendet  wür- 
den, nicht,  wie  im  Jahre  1831  zur  Landwirthschaft ,  sondern  irrthüra- 
lich  zur  häuslichen  Dienerschaft  gezählt  seien.  Wir  ersehen  aber  aus 
dieser  Bemerkung  zugleich,  dass  unter  Gesinde  wesentlich  das  rein 
häusliche  verstanden  ist.  Dies  erhellt  auch  daraus,  dass  unter  den 
Lohnarbeitern  sich  Beschäftigungen  finden,  die  man  bei  uns  meist 
durch  Dienstboten  verrichten  zu  lassen  gewohnt  ist,  wie  Thürsteher, 
Laufjungen  (errand  -  boys) ,  Pferdeknechte  u.  s.  w.''*). 


70)  C.  Th.  Kleinschrot,  Der  Pauperismus  in  England.  Regensburg  1845. 
S.  5  ff. 

71)  Ueber  die  Zalil  der  männlichen  über  20jährigen  Dienstboten  Englands  geben 
noch  Auskunft  die  tables  of  the  revenue,  population,  commerce  etc.  Doch  sind  dies 
keine  statistischen  Bearbeitungen,  sondern  nur  Steuernachweise,  da  diese  Dienst- 
boten in  England  sog.  assessed  taxes  unterliegen  und  können  daher  hier  nicht  weiter 
beachtet  werden.  Vergl.  z.  B.  Bergius,  Finanzwissenscliaft.  Berlin  1865.  S.  336. 
Diese  Listen  geben    auch  über   die  Erhebungsmethode   keinen  Anhalt  und   sind  wohl 
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Das  durch  die  französische  Revolution  geweckte  und  unter  dem 
Druck  der  Napoleonischen  Machtherrschaft  inzwischen  gereifte  Interesse 
am  Staatsleben  musste  auch  für  die  Entwickelung  der  Statistik  wohl- 
thätige  Folgen  mit  sich  führen.  Für  die  Völker  entstand  das  Bedürf- 
niss,  Rechenschaft  über  den  allgemeinen  Volkswohlstand,  die  Thätigkeit 
der  Staatsverwaltung  zu  erhalten;  für  die  Regierungen  ward  es  eine 
unabweisbare  Nothwendigkeit,  bei  ihren  Maassregeln  die  Belehrungen 
der  Statistik  zu  Rathe  zu  ziehen.  So  sehen  wir  auch  inmitten  der 
Zeit  der  Bedrängniss,  welche  neue  Institutionen  erpresste,  das  sta- 
tistische Bureau  in  Berlin  1810  entstehen.  Inwiefern  damit  die  sta- 
tistische Behandlung  des  Gesindes  in  Preussen  Verbesserungen  und 
gründlichere  Untersuchungen  erfahren  hat,  soll  weiter  unten  zusammen 
mit  dem  neuesten  Aufschwünge  der  statistischen  Leistungen  auf  unserem 
Gebiete  besprochen  werden.  Aber  auch  anderwärts  zeigt  sich  eine  zu- 
nehmende Ausbildung. 

In  Hessen  -  Darmstadt  wurde  eine  Vervollkommnung  in  der  Volks- 
zählung durch  eine  Instruction  vom  7.  Februar  1822  angebahnt,  der 
zufolge  eine  Trennung  der  früher  zusammengezählten  männlichen 
Dienstboten  und  der  Handwerksgesellen,  Lehrlinge  und  Fabrik- 
arbeiter angeordnet  wird.  Gleichzeitig  war  verfügt,  »dass  jede  Per- 
son da  aufgezählt  werde,  wo  sie  sich  aufhalte,  dass  also  die- 
jenigen, die  sich  ausserhalb  ihres  Geburtsortes  an  einem  anderen 
Orte  des  Grossherzogthums  Hessen  befänden,  in  die  Listen  dieses  letz- 
teren Orts  zu  kommen  hätten,  sowie  auch,  dass  diejenigen  Ausländer 
und  Ausländerinnen,  welche  einen  temporären  Wohnsitz  im  Grossher- 
zogthum  hätten  oder  darin  als  Arbeiter,  Gesellen  oder  Dienstboten 
sich  aufhielten,  in  die  Listen  ihres  Aufenthaltsortes  aufgenommen  wer- 
den müssten^'^).  —  Die  Begründung  des  Zollvereins  musste  das  Interesse 
der  Staaten  an  gründlichen  Zählungen  stärken.  Auch  in  Darmstadt  er- 
litt durch  dessen  Anschluss  an  denselben  der  Modus  einige  Abänderungen, 
welche  in  der  Instruction  vom  4.  April  1833  angeordnet  sind.  Die 
Aufstellungen  von  1834  bis  1858  liefern  schon  eine  sicherere  Erkennt- 
niss  für  die  Dienstbotenstatistik.  Man  verstand  nur  darunter  alle  die 
Personen,  welche  für  die  Besorgung  des  Ackerbaues,  des  Viehstandes 
oder  für  persönliche  Bedienung  Kost  und  Lohn  empfangen  ^^).  Freilich 
genügt  die  einfache  Anführung   der  gesammten  Gesindezahl   nicht,    es 

einfach  aus  den  statistischen  Aufnahmen,    die  mit  Rücksicht    auf  die  Steuererhebung 
die  Trennung  nach  dem  20jährigen  Aitersabschnitte  gemactit  haben,  exlrahirt. 

72)  Fabricius  a.  a.  0.  S.  22. 

73)  Fabricius  a.  a.  0.  S.  25. 
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erhellt  daraus  noch  nicht,  wie  viel  (iesinde  rein  häuslichen  Zwecken, 
wie  viel  zur  Unterstützung  bei  Ackerbau  und  Viehzucht  dient.  Streng 
unterschieden  ist  es  aber  von  den  Tagelöhnern,  Fabrikarbeitern.  Hand- 
werksgesellen und  Lchrjungen.  Von  weiter  eingehender  IJehandlung 
ist  aber  auch  hier  noch  nichts  ei"sichtlicii. 

Soweit  wir  bis  jetzt  die  Gesindestatistik  betrachtet  haben .  nimmt 
sie  also  noch  eine  untergeordrKfte  Stufe  ein.  Man  ist  weder  zu  einer 
klaren  Abgrenzung  des  Hegritl'es  iJienstbote  gelangt,  noch  hat  man  in 
der  Aufstellung  mehr  gethan,  als  sie,  nach  Geschlechtern  geschieden, 
einfach  summarisch  zusammenzustellen.  Erst  nach  der  belgischen 
Musterzählung  von  184G  haben  nach  und  nach  auch  andere  Staaten 
gründlichere  Bearbeitungen  geliefert.  Inde.ss  müssen  wir  noch  etwas 
weiter  ausholen. 

Zunächst  fragt  es  sich ,  wie  hat  die  Statistik  das  Gesinde  aufzu- 
fassen resp.  wie  ist  es  in  den  einzelnen  Arbeiten  aufgefasst  worden  V 

Die  personelle  Berufs-  und  Gewerbestatistik  hat  die  Aufgabe,  uns 
die  Bevölkerung  sowohl  nach  ihrer  Verthcilung  auf  die  verschiedenen 
Gewerbszweige  vorzuführen,  als  auch  besonders  ein  Bild  von  der  pro- 
ductiven  und  unproductiven  Bevölkerung  in  Bezug  auf  die  ganze  Staats- 
gesellschaft, wie  auf  die  einzelnen  Zweige  der  Thätigkeit  zu  geben;  da- 
her denn  auch  in  den  neueren  Zusammenstellungen  Selbstständige  und 
Angehörige  u.  s.  w.  unterschieden  werden.  Man  muss  sich  dabei  klar 
sein,  in  welche  der  beiden  Hauptkategorieen  —  der  productiven  und 
unproductiven  Bevölkerung  —  eine  Gattung  von  Induviduen  zu  rechneu 
ist.    Diese  Frage  ist  auch  speciell  beim  Gesinde  aufzuwerfen. 

Darüber  hat  J.  G.  Hoff  mann  Aufklärung  gegeben.  In  seiner  »Be- 
völkerung des  preussischen  Staats«  widmet  er  einen  kleinen  Abschnitt 
dem  Gesinde^"*). 

Ohne  Zweifel  gehören  zu  dem  productiven  Theil  der  Bevölkerung 
nicht  blos  die  Selbständigen,  oder  Selbstthätigen ,  die  Kauf-,  Fabrik- 
herren, Meister,  kurz,  der  ganze  Unternehmerstand,  sondern  auch  alle 
diejenigen,  welche  in  grösserer  oder  geringerer  Abhängigkeit  an  der 
Production  Theil  nehmen.  Die  Bezeichnung  solcher  Productionsgehülfen 
ist  in  den  verschiedeneu  Zweigen  und  nach  der  Art  der  Leistungen 
eine  andere:  Buchhalter,  Commis,  Gesellen,  Lehrlinge,  aber  auch  Knechte 
und  Mägde  kommen  als  derartige  Gehülfen  sehr  häufig  vor.  Dieses 
Letztere  ist  nun  zugleich  die  Benennung  bestimmter  Arten  des  Gesindes 


74)  J.  ^G.  Hoffmann,  Die  Bevölkerung  des  preussisclien  Staates  nach  dem 
Ergebniss  der  zu  Ende  des  Jahres  1837  amtlich  aufgenommenen  Nachrichten.  Berlin 
1839.     S.  196  — 203. 
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und  im  täglichen  Leben  ist  man  gewohnt,  diesen  Personen  weit  eher 
eine  Stelle  als  Dienstboten,  wie  als  Gewerbsgehülfen  anzuweisen.  Der 
Knecht  des  Landwirthes  muss  Pferde  bedienen,  in  den  Brennereien 
Hülfe  leisten  u.  s.  w. ,  eine  Magd  verrichtet  im  Kuhstall  ihre  Dienste, 
muss  füttern,  melken  u.  s.  w.  —  Alles  Dienstleistungen ,  die  durch  den 
landwirthschaftlichen  Productionsprocess  bedingt  sind.  Brau-  und  Müller- 
knechte, Knechte  in  Handlungshäusern  haben  wesentlich  die  Aufgabe, 
die  Arbeiten  des  Geschäftes  selbst  zu  versehen.  Neben  diesem  Theile 
des  Gesindes,  der  die  Selbstständigen  in  ihrem  Berufe  unterstützt,  giebt 
es  noch  eine  andere  Gattung,  welche  wesentlich  häusliche,  die  Bequem- 
lichkeit befördernde  Dienste  zu  leisten  hat.  Man  sieht  daraus,  dass 
nicht  Alles,  was  den  Namen  Gesinde  trägt,  in  eine  grosse  Klasse  zu- 
sammengefasst  werden  darf,  dass  vielmehr  für  die  beiden  Hauptbestand- 
theile  bestimmte  Merkmale  aufzusuchen  und  sie  darnach  aus  einander 
zu  halten  sind. 

Bei  Hoffmann  tritt  uns  solche  Scheidung  des  Gesindes  nach 
seiner  wesentlichen  Verwendung  in  Gesinde  zur  Aushülfe  bei  den  Ge- 
werben und  Gesinde  zur  persönlichen  Bequemlichkeit  der  Herrschaft 
entgegen.  Gemeinsam  erscheint  den  beiden  in  dem  allgemeinen  Begriff 
Gesinde  enthaltenen  Elementen  in  der  Regel  nur,  dass  sie  im  Hause 
der  Herrschaft  leben,  dort  Lohn  und  Nahrung  empfangen,  in  einer 
gewissen  grösseren  Abhängigkeit  stehen  und,  was  die  Hauptsache  ist, 
dass  ihr  Verhältniss  zum  Herrn  auf  dem  Gesindemiethsvertrage  beruht; 
dagegen  sind  sie  in  ihrer  Wirksamkeit  und  in  ihren  Leistungen  ver- 
schieden und  deshalb  für  die  Berufsstatistik,  der  es  hier  mehr  auf 
die  Art  der  Beschäftigung,  als  auf  das  äussere  Dieustverhältniss  an- 
kommt, ganz  ungleichartige  Grössen. 

Diejenigen  Dienstboten,  welche,  wie  Hoff  mann  es  nennt,  »zu 
Hülfeleistungen  bei  den  Gewerben«  verwendet  werden,  sind,  statistisch 
aufgefasst,  Productionsgehülfen  im  weiteren  Sinne.  Namentlich  tritt 
dies  bei  dem  Gesinde  in  der  Landwirthschaft  deutlich  hervor.  So  wird 
bei  uns  in  Deutschland  auf  fast  jedem  Gute  durch  Knechte  und  Mägde 
ein  grosser  Theil  der  landwirthschaftlichen  Arbeiten  verrichtet.  Mit 
ihnen  concurriren  die  sonstigen  landwirthschaftlichen  Tagelöhner,  welche 
in  einzelnen  Gegenden  schon  theilweise  das  Gesinde  verdrängt  haben. 
Dieses  Gesinde  pflegt  sich  von  den  Tagelöhnern  meist  nur  dadurch  zu 
unterscheiden ,  dass  es  Wohnung  und  Kost  im  Hause  des  Dienstherrn 
empfängt  und  unverheirathet  ist,  also  somit  ganz  anders  da  steht,  als 
Bediente,  Stubenmädchen  und  dergleichen  Gesinde.  Es  hat  sogar  mit 
den  Tagelöhnern  gemein,  dass   es  sich,   —   wie   dies   in  Mecklenburg 

18* 
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uTifl  Holstein   z.  B.   nichts  Ungewöhnliches   ist  —  zu   ganz   bestimmten 
ländlichen  Arbeiten  vermicthet. 

Freilich  besteht  noch  ein  Unterschied  zwischen  den  Individuen, 
■welche,  im  Dienste  eines  Anderen  stehend,  wirklich  denj  betreftenden 
Berufe,  sei  es  als  (iehiill'e  oder  als  Lehrling,  angehörig  hind  und  dem- 
jenigen Theile  des  Gesindes,  welches  als  Productionsgehülfe  fungirt. 
Erstere  haben  sich  eine  dem  entsjjrechenden  Geschäftszweige  nothwen- 
dige  technische  Ausl)ildung  (irworbon,  resp.  stehen  im  Begritle,  diese 
zu  erlangen;  letztere  verrichten  nur  solche  Arbeiten,  zu  denen  gemein- 
hin jeder  gesunde  Mensch  fähig  ist  und  die  keiner  liesonderen  Erler- 
nung bedürfen.  Sie  gehören  aber  ebensowohl  den  Erwerbsgehiilfen  an 
und  sind  so  gut  wie  die  Gehülfen  i.  e.  S.  und  die  Selbstständigen  ein 
Bestandtheil  der  direct  productiven  Bevölkerung. 

Anders  aber  steht  es  mit  der  Klasse  des  Gesindes,  welches  ledig- 
lich zur  persönlichen  Bequemlichkeit  der  Herrschaft  dient.  Ihm  liegen 
nur  die  mannigfaltigen  häuslichen  Geschäfte  ob,  es  wird  nicht  direct 
in  der  Production  verwendet.  Dieses  sind  die  eigentlichen  Dienstboten. 
Erst  durch  eine  solche  Klassificirung  wird  ein  richtiges  Verständniss 
der  Dienstbotenziffer  und  der  Dienstbotenverhältnisse  erzielt. 

In  den  Verarbeitungen  und  Aufstellungen  der  statistischen  Bureaux 
finden  wir  nun  bezüglich  der  Dienstboten  eine  noch  sehr  abweichende 
Praxis.  Namentlich  sind  die  eben  erörterten  Unterschiede  noch  wenig 
beachtet  worden.  Wir  können  nach  der  Art  der  Behandlung,  soweit 
uns  solche  aus  dem  zuständigen,  nicht  sehr  umfassenden  Material  er- 
sichtlich ist,   in  der  Hauptsache  drei  Klassen  unterscheiden. 

1)  Nach  der  ersten  Methode,  wie  sie  z.  B.  das  Königreich  Italien 
befolgt,  giebt  es  nur  einen  allgemeinen  Begriff  »Dienstboten«  (domesti- 
citä)'^^).  Man  erfährt  also  die  Gesammtsumme  aller  dienenden  Personen, 
aber  nicht,  ob  darunter  nur  das  im  festen  Dienste  stehende  häusliche 
Gesinde  oder  auch  jeder  andere  persönlich  Dienste  Leistende  begi-iffen 
wird. 

2)  Vollkommner  ist  die  Klasse,  welche  sich  bemüht,  den  Begriff 
des  Gesindes  fester  abzugrenzen,  dabei  aber  noch  Alles  das  hinzu- 
rechnet, was  zur  Verrichtung  häuslicher  und  wirthschaftlicher  niederer 
Dienstleistung  bei  Anderen  in  Brot  und  Lohn  steht,  dagegen  alle  an- 
deren Arbeiter  ausschliesst.  Auch  werden  einzelne  besondere  Arten 
von  Gesinde  aufgezählt,  doch  unter  einander  abweichend  und  ohne  dass 

75)  Statistica  del  regno  d'  Italia.  Popolazione.  Censimento  generale.  31.  di- 
cembre  1861.  Per  cura  del  ministro  d'agricoltura,  industria  e  commercio.  V.  3. 
Tav.  3.    Firenze  1866. 
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ein  bestimmtes  inneres  Merkmal  klar  wird.  Bald  trennt  man  Köche, 
Porüers,  Kinderfrauen,  Ammen,  Knechte;  bald  werden  anderwärts  ge- 
trennte Arten  wieder  zusammengeworfen.  In  einigen  Statistiken  wird 
sogar  die  höhere  Dienerschaft,  wie  Gesellschafterinnen  und  dergl.,  hin- 
zugerechnet, das  aber,  worauf  es  ankommt,  ein  Unterschied  nach  der 
häuslichen  und  wirthschaftlichen  Aufgabe  des  Gesindes,  findet  sich  nicht. 
Man  kann  daher  auch  aus  dieser  Methode  kein  richtiges  statistisches 
Urtheil  über  den  Gesindestand  erhalten.  —  Nur  in  einem  Punkte  lassen 
sie  und  zwar  fast  alle  eine  Trennung  eintreten.  Sie  scheiden  nämlich 
das  in  der  Landwirthschaft  dienende  Gesinde  von  vornherein  aus  und 
bringen  es  mit  den  in  dieser  thätigen  Personen  in  Verbindung. 

Diese  Methode  findet  Anwendung  im  Königreich  Sachsen '^^),  in 
Belgien^''),  in  Hessen  -  Darmstadt ''*) ,  in  den  Niederlanden^^). 

3)  Die  dritte  Serie  endlich  hat  in  das  Wesen  des  Gesindes  tiefer 
einzudringen  gesucht.  Hierher  gehört  das  preussische  ^^)  —  schon  oben 
erwähnte,  durch  Hoffmann  eingeführte  —  Verfahren  der  Trennung 
des  häuslichen  und  gewerblichen  Charakters  des  Gesindes.  Damit  ge- 
winnt die  Statistik  einen  sichereren  Anhalt.  Sie  kann  nun  sehen,  wie 
sehr  das  Bedürfniss  in  der  Bevölkerung  nach  Unterstützung  durch  Ge- 
sinde zur  persönlichen  Bequemlichkeit  geht,  sie  vermag  gleicherweise 
daraus  zu  entnehmen,  in  wie  hohem  Grade  gewerbliche  Unternehmungen 
durch  Gesinde  statt  durch  andere  Gehülfen  resp.  freie  Tagelöhnerarbeit 
gefördert  wird.  Freilich  lässt  sich  der  Unterschied  des  persönlichen 
und  gewerblichen  Gesindes  nicht  überall  scharf  durchführen.  Die  Mög- 
lichkeit der  Trennung  liegt  aber  doch  vor,  indem  die  überwiegende 
Art  der  Beschäftigung  nach  der  einen  oder  anderen  Seite  hin  den  Aus- 
schlag geben  muss.  —  Von  dem  Gesinde  zu  gewerblichen  Dienstleistungen 
ist  aber  hier  noch  ausserdem  das  landwirthschaftliche  ausgenommen  und 
besonders  aufgeführt  und  zwar  Gesinde,  welches  bei  solchen  dient,  die 


76)  statistische  Mittheilungen  aus  dem  Königreich  Sachsen.  Herausgegehen 
vom  statistischen  Bureau  des  Ministeriums  des  Innern.  3  Lieferungen.  Bevölkerung 
und  Industrie.  Dresden  1854.  —  Zeitschrift  des  statistischen  Bureaus  des  Königl. 
S.  Ministeriums  des  Innern.     9.  Jahrgang.     Dresden  1863. 

77)  Statistique  de  la  Belgique.  Population.  Recensement  general.  Bruxelles 
1861. 

78)  Beiträge  a.  a    0.  S.  274  und  275. 

79)  Uitkomsten  der  vierde  tienjarige  volksteliing  in  het  koningryk  der  Neder- 
landen  op  den  eenendertigslen  december  1859.  Uttgegeven  op  last  von  het  de- 
partement  von  binnenlandschen  Zaken.     Te   Sgravenshage  b}»  1863.     Bd.  2. 

80)  Tabellen  und  amtliche  Nachrichten  über  den  preussischen  Staat  für  das  Jahr 
1858.     Herausgegeben  von  dem  statistischen  Bureau  zu  Berlin.     Berlin  1860. 
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Landwirthschaft  als  Haupt-  und  bei  solchen ,  die  sie  als  Nebcn^'cwerbe 
treiben,  so  dass  das  Bild  hierdurch  noch  wesentlich  vervollständigt  wird. 
Leider  hat  Preussen  dies  Verfahren  nicht  aufrecht  erhalten.  In  seinen 
neuesten  Publikationen'*')  führt  es  nur  die  iSelbststämligen  »bei  den 
persönlichen  Dienstleistungen«  auf.  woraus  natürlich  für  die  Gesinde- 
statistik nichts  entnommen  werden  kann.  Nur  für  die  eigens  behandelte 
jüdi.sche  Bevölkerung  ist  »Gesinde«  ohne  weitere  Specificirung  angegeben. 
Doch  sind  bei  der  besonderen  Statistik  der  Landwirthschaft  Knechte. 
Jungen  und  Mägde  unterschieden. 

Zu  dieser  Klasse  muss  man  auch  die  Arbeiten  des  thüringischen") 
und  lübeckischen  **')  statistischen  Bureaus  rechnen.  Diese  machen  frei- 
lich nicht  den  principiellcn  Unterschied  des  (Jesindes  nach  seinen  bei- 
den Hauptunterscheidungsarten ,  gewähren  aber  dadurch ,  dass  sie  die 
Dienstboten  mit  den  einzelnen  Berufsklassen  in  enge  Verbindung  bringen, 
einen  Schluss  auf  ihre  Thätigkeit.  Das  landwirthschaftliche  Gesinde, 
das  bei  Müllern,  Brauern,  bei  Unternehmern  von  Transportgewerben 
wird  wesentlich,  namentlich  in  seinem  männlichen  Bestandlheil,  Hülfe- 
leistungen in  dem  betreffenden  Gewerbebetriebe  zu  verrichten  haben; 
dagegen  wird  dasjenige  bei  Geistlichen,  Lehrern,  Beamten,  Rentiers 
u.  s.  w.  vorzugsweise  für  die  rein  häuslichen  Geschäfte  verwendet  werden. 

Auf  das  hier  Gesagte  müssen  wir  unsere  Ausführungen  beschränken. 
Eine  specielle  Dienstbotenstatistik  existirt  unseres  Wissens  noch  nicht 
und  die  Gewerbs-  und  Berufsstatistik  liegt  noch  zu  sehr  im  Argen.  Das 
Bisherige  zeigt  genügend,  was  hier  noch  geleistet  werden  kann. 

Noch  mehr  Mannichfaltigkeit  und  Ungleichheit  stellt  sich  in  der 
äusseren  Ausführung  und  Zusammenstellung  des  gewonnenen  Materials 
dar.  Diese  Abweichungen  hängen  mit  dem  ganzen  Verfahren  bei  Zu- 
samraenstelking  der  Bevölkerung  nach  Berufsarteu  zusammen  und  können 
daher  bei  der  Dienstbotenstatistik  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht 
kommen. 

In  den  Aufstellungen  der  Berufsklassen  sind  hinsichtlich  der  Dienst- 
boten zwei  Wege  eingeschlagen  worden.  Entweder  haben  sie,  wie  die 
andern  Berufsarten,  eine  Rubrik,  sind  also  gewissermassen  als  ein  be- 


81)  Preussisclie  Stati.^tik.  Herausgegeben  in  zwanglosen  Heften  vom  Königl. 
statistischen  Bureau  in  Berlin.  Die  Ergebnisse  der  Volkszählung  und  Volksbeschrei- 
bung nach  Aufnahmen  vom  3.  Decemher  1861  resp.  Anfang  1862.     Berlin  1864. 

82)  Slatislik  Thüringens.  Jlitliieilung  des  statistischen  Bureaus  vereinigter 
thüringisch«r  Staaten.     Herausgegeben  von  Dr.  Bruno  Hildebrand.     Jena  1866. 

83)  Statistisches  Jahrbuch  der  freien  und  Hansestadt  Lübeck  für  das  Jahr  1862. 
Herausgegeben  vom  Verein  für  Lübeckische  Statistik.    Lübeck  1864. 
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soliderer  Stand  dargestellt  (mit  einziger  Ausnahme  für  das  Gesinde  bei 
der  Landwirthschaft .  welches  als  Bestandtheil  dieser  bei  ihr  Platz  j&n- 
det)  oder  sie  sind  mit  den  Berufsklassen  ihrer  Herrschaften  in  Verbin- 
dung gebracht*'*).  lu'steres  Verfahren  ist  das  überwiegende,  letzteres 
findet  sich,  soweit  uns  bekannt,  nur  in  der  thüringischen  und  Itibecki- 
schen  Statistik,  sowie  in  der  von  den  Lübeck  und  Hamburg  gemeinsam 
gehörenden  ^'ierlanden  **'^).  Mag  die  erstere  Methode  auch  auf  den 
ersten  Blick  eine  grössere  Uebersicht  gewähren,  indem  sie  sofort  die 
Summe  alles  Gesindes  oder  aller  Arten  desselben  angiebt  und  sofort 
das  Verhältniss  zu  den  Selbstständigen  oder  zur  ganzen  Bevölkerung 
gefunden  werden  kann,  so  müssen  wir  uns  doch  entschieden  zu  Gun- 
sten der  letzteren  erklären.  Sie  verfährt  logischer.  Das  Gesinde  tritt 
niemals  selbstständig  auf,  es  ist  stets  an  eine  Herrschaft  gebunden,  zu 
der  es  eine  dienende,  abhängige  Stellung  einnimmt,  es  kann  auch  kaum 
anders,  als  mit  dem  Hause,  in  dem  es  dient,  gedacht  werden.  Es  muss 
daher  consequent  erscheinen,  wenn  es  direct  auf  dieses  bezogen  wird. 
Dann  wird  auch  erst  klar,  welche  Bedeutung  das  Gesinde  hat;  dann 
erhellt  erst,  in  welchen  Ständen  das  Bedürfniss  nach  dem  Gesinde  be- 


84)  Hessen-Darmstadt,  welches  zu  der  ersten  Art  gehört,  hat  in  seiner  Aufstel- 
lung ein  solclies  Verfahren  beobachtet,  dass  daraus  die  Zalil  der  Dienstboten  unmög- 
lich nicht  auf  den  ersten  Blick  eriiannt  werden  kann.  Es  macht  die  Eintlieilung  in 
Haushaltungsvorstände  und  Angehörige,  bei  letzteren  in  solche  mit  wie  ohne  eige- 
nen Verdienst.  Unter  der  Rubrik  V:  „Persönliche  Dienstleistungen"  sind  die  Dienst- 
boten und  zwar  „in  Haushaltungen"  wie  „sonstige  hierher  gehörige  Personen"  ver- 
zeichnet. Bei  den  ersleren  sind  243  Haushaltungsvorstände,  dagegen  bei  den  Ange- 
hörigen mit  eigenem  Verdienste  21,636  Individuen  aufgeführt.  Worauf  sollen  sich 
diese  beziehen,  wem  angehören?  Doch  nicht  den  243  Haushaltungsvorständen?  Oder 
sollen  obige  21,636  Personen  Dienstboten  sein,  die  dem  Schema  zur  Liebe,  unter  das 
sie  sonst  nicht  gebracht  werden  konnten,  weil  sie  keinen  eigenen  Hausstand  führen, 
unter  die  Rubrik  der  Angehörigen  bei  den  Dienstboten  mit  eigener  Haushaltung  ge- 
stellt sein?  Und  ebenso  muss  man  weiter  fragen,  mit  wem  sind  die  Angehörigen 
ohne  eigenen  Verdienst  in  Verbindung  zu  bringen?  Hier  doch  wohl  mit  jenen  243 
Haushaltungsvorständen?  Ueber  alle '  diese  Fragen  giebt  die  amtliche  Publikation 
keine  Auskunft,  Es  scheint  jedoch ,  dass  die  Angehörigen  mit  eigenem  Verdienste 
auf  die  Haushaltungen  aller  Berutsklassen  bezogen  werden  sollen  und  sie  daher  die 
Zahl  der  bei  fremden  Familien  stehenden  Dienstboten  ausmachen.  Auch  ist  es  unge- 
wiss, ob  hier  alle  Dienstboten,  gewerbliche  wie  rein  häusliche,  hergezälilt  sind,  da 
z.  B.  beim  Lohn-  nnd  Frachlfuhrenwesen  ,, Knechte ,  Dienstpersonal"  aufgeführt,  bei 
anderen  Berufszweigen  gewerbliches  Gesinde  wieder  fortgelassen  ist.  Ebenso  ersieht 
man  nicht,  ob  das  landvvirthschaftliche  Gesinde  bei  dem  unter  dem  Rubrum  „in  den 
Haushaltungen"  vorhandenen  abgezogen  ist  oder  nicht.  Dieses  Letztere  gilt  auch  von 
Sachsen. 

85)  Die  Zusammenstellungen  finden  sich  in  der  angeführten  Arbeit  für  Lübeck. 
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sonders  vorwie^,'!;  dann  kann  zugleich  bei  gehöriger  Trennung  der  ver- 
schiedenen Arten  insbesondere  das  Verhältniss  des  gewerblichen  Gesin- 
des zu  anderen  Productionsgehülfen  in  den  einzelnen  liranchen  ermit- 
telt werden.  Dieses  Alles  ist  aber  erforderlich ,  um  die  Stellung  des 
Gesindes  für  die  Kultur  der  Gegenwart  zu  ermessen. 

Die  Angabc  des  Geschlechtes  findet  sich  meist  in  den  l'uidica- 
tionen.  Die  lübeckische  Statistik  giebt  indess  z.  B.  nur  die  combinirtc 
Zahl.  Eine  Trennung  ist  aber  unverlüsslich,  schon  weil  die  Leistungs- 
fähigkeit von  Männern  und  Weibern  ausserordentlich  ditterirt.  Die 
Thätigkeit  der  Männer  ist  vorzugsweise  für  die  eigentliche  Production 
bestinmit;  Frauen  finden  ihren  Beruf  vorwiegend  in  der  Ilauswirth- 
schaft.  Die  entsprechende  Theilnahme  der  Geschlechter  am  Gesinde- 
dienst ist  daher  sehr  belehrend. 

Einzelne  Länder  geben  bei  den  Berufsklassen  auch  das  Alter  an; 
so  Italien,  Hessen-Darmstadt,  Sachsen.  Die  Altersklassen  sind  aber  in 
den  Tabellen  der  einzelnen  Staaten  abweichend,  ja  mitunter  willkürlich 
gegriffen.  Zweckmässig  abgegrenzt  sind  sie  sehr  schätzenswerth,  da  sie 
die  Lebenszeit  anzeigen,  welche  durchschnittlich  im  Gesindedienst  ver- 
bracht wird,  zumal  der  Gesindeberuf  heute  meist  nur  ein  Uebergangs- 
stadium  bildet.  —  Noch  bleibt  die  Scheidung  in  Stadt  und  Land  übrig. 
Sie  findet  sich  meist  durchgeführt  und  hat  auch  ihre  grosse  Berechti- 
gung. Da  es  sich  hierbei  vorzüglich  um  die  grössere  oder  geringere 
Concentration  der  Bevölkerung  handelt,  so  bleibt  es  auch  von  Liter- 
esse, wie  sich  auf  diese  und  auf  die  einzelneu  ländlichen  und  städti- 
schen Berufsausübenden  das  Gesinde  vertheilt. 

Noch  ist  zu  erwähnen,  dass  meist  bei  der  Berufsstatistik  lediglich 
die  absoluten  Zahlen  mitgetheilt  werden.  Dadurch  wird  die  Verwen- 
dung des  Materials  wesentlich  erschwert.  Sachsen,  Thüringen  und  Hes- 
sen machen  eine  erfreuliche  Ausnahme.  — 

Auf  dem  hier  geschilderten  Standpunkte  stehen  die  Leistungen 
der  Gesindestatistik.  Für  die  wissenschaftliche,  insbesondere  verglei- 
chende Bearbeitung  bieten  sie  noch  keineswegs  eine  umfassende  Hand- 
habe. Im  Allgemeinen  kann  man  daraus  Aufschluss  erhalten :  über  Zahl 
und  Geschlecht  des  Gesindes,  seine  Vertheilung  auf  Stadt  und  Land, 
über  das  Verhältniss  derselben  zu  der  Bevölkerung,  zu  den  Selbststän- 
digen und  theilweise  auch  zu  denen  in  den  einzelnen  Berufsklassen. 
Damit  ist  freilich  die  Charakteristik  des  Gesindewesens  noch  keines- 
wegs erschöpft.  Und  wenn  daher  auch  noch  Erhebungen  nach  andei-en 
Richtungen,  die  tiefer  in  die  Sache  eindringen  lassen,  wünschenswerth 
sind,  so  kommt  es  doch  in  erster  Linie  darauf  an,  dass 
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1)  eine  genaue  Scheidung  des  Gesindes  in  seine  beiden  Hauptbe- 
standtheile  eintrete,  und 

2)  diese  bei  jeder  einzelnen  Berufsart  getrennt  aufzuführen  seien. 
Dann  hat  man  wenigstens  erreicht,  dass  die  Unbestimmtheit  über 

den  Charakter  des  Gesindes  wegfällt,  dass  nicht  Productionsgehülfen 
und  Beförderer  häuslicher  Bequemlichkeit  zusammenfallen,  man  hat 
ferner  Auskunft  darüber  erlangt,  für  welche  Berufsklassen  das  Gesinde 
und  welche  Art  desselben  grösseres  oder  geringeres  Bedürfniss  ist.  Das 
muss  der  ferneren  Entwickelung  der  Statistik  anheimgegeben  werden. 

Statistische  Kesultate. 

Wie  sich  aus  dem  vorigen  Abschnitte  ergiebt,  bietet  für  eine  sta- 
tistische Untersuchung  über  das  Gesinde  das  vorhandene  Material  man- 
nichfache  Schwierigkeiten.  Die  unzulänglichen  Aufnahmen  hindern  die 
Verwendung  der  dargebotenen  Zählungsergebnisse,  die  Abweichungen 
in  der  Methode  lassen  eine  vergleichende  Betrachtung  oft  nicht  zu, 
ebenso  die  verschiedene  Zeit  des  Erhebungsjahres.  Der  Mangel  mehr- 
jähriger Uebersichten  über  den  Gesindestand  schliesst  die  Darstellung 
der  Bewegung  aus.  Wir  müssen  daher  im  Folgenden  vornehmlich  auf 
die  statistischen  Mittheilungen  über  die  einzelnen  preussischen  Provin- 
zen —  selbst  hinreichend  grosse  Gebietstheile ,  um  sie  mit  einander 
vergleichen  zu  können  —  und  über  die  sechs  thüringischen  Staaten 
Weimar,  Meiningen,  Altenburg,  Coburg,  Rudolstadt  und  Sondershausen 
zurückgreifen. 

Da  es  die  Aufgabe  des  Gesindes  ist,  die  gewerblich  oder  doch 
häuslich  selbstständig  wirthschaftende  Bevölkerung  entweder  durch  rein 
häusliche  oder  gewerbliche  Arbeiten  und  Dienstleistungen  zu  unter- 
stützen, so  muss  sich  die  Menge  des  zu  diesen  Beschäftigungen  ver- 
wendeten Gesindes  als  ein  Anzeichen  von  den  Bedürfnissen  der  ent- 
sprechenden Theile  der  Bevölkerung  nach  denselben  und  der  Fähigkeit, 
dafür  einen  Aufwand  zu  machen,  darstellen.  Es  gewährt  daher  die 
Kenntniss  von  dem  Umfange  der  Gesindethätigkeit  ein  Bild  von  der 
Bedeutung,  welche  diese  für  ein  Land  hat.  Doch  genügt  dies  allein 
nicht.  Man  muss  ebensowohl  die  Beziehungen  zwischen  dem  Gesinde 
und  den  Dienstbotenhaltern  in  Erfahrung  bringen;  denn  da  diese  zu- 
nächst durch  jenes  berührt  werden,  dürfen  sie  auch  nicht  ausser  Rech- 
nung bleiben.  Es  sollen  daher  diese  beiden  Punkte,  soweit  das  Mate- 
rial es  zulässt,  hier  erörtert  werden,  nämlich  einmal:  der  Umfang  der 
Gesindethätigkeit  mit  Rücksicht  auf  Geschlecht  der  Dienenden,  auf  ihre 
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Verwenduiif^  in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande,  wie  auf  die  Art  der 
Verwendung  und  daran  die  MonuMite  hervor{,'ehoben  werden,  welche 
auf  die  Grösse  der  Dienstbotenzifler  von  Einfluss  sind,  —  dann  soll 
untersucht  werden,  weklie  Theihi  der  Hevülkerung  vorzugsweise  oder 
seltener  befähigt  sind ,  Gesinde  zu  halten. 

Das  Verhältniss  der  Dienstboten  zur  Bevölkerung. 

Das  JJedürfniss  nach  Gesindediensten  ergiebt  sich  in  verschiedenen 
deutschen  Ländern  als  ein  merklich  abweichendes.  Es  kamen  auf  100 
Köpfe  der  Bevölkerung: 

1862  in  Lübeck      ....  10,9.^  Dienstboten, 

1858    -  der   Prov.   Preussen  10,27 

1862    -  den  Vierlanden  .     .  10,6 

1858    -  Posen 9,92 

1861    -  dem  Königr.  Sachsen     9,42 

1858    -  Schlesien    ....     8,86 

-  Westfalen  ....     8,53 

-  Pommern  ....  8,23 
1864  -  Altenburg  ....  8,17 
1858  -  Brandenburg  .  .  7,66 
1864  -  Coburg  ....  7,53 
1858    -  der  Prov.  Sachsen  .7,18 

-  Hohenzollern  .  .  6,50 
1864  -  Reuss  j.  L.  .  .  .  6,30 
1858  -  der  Rheinprovinz  .  6,14 
1864   -  V^eimar     ....     5,82 

-  Meiningen      .    .     .     5,19 

-  Sondershausen     .     .     4,54 

-  Gotha 1,34 

Die  Differenz  ist  hier  eine  auffallend  starke.  Die  höchste  Ziffer  stellt 
sich  zur  niedrigsten  wie  10  :  1.  Vorzugsweise  hoch  erscheint  die  Ge- 
sindezahl in  den  nordöstlichen  Länderstrichen.  Es  kommen  in  Lübeck, 
den  Vierlanden,  den  Provinzen  Posen,  Schlesien,  Pommern  durch- 
schnittlich etwa  9%  Dienstboten  auf  die  Bevölkerung;  in  den  mehr 
nach  Süden  und  Westen  gelegenen  Gegenden  dagegen,  wie  Hohenzol- 
lern, Reuss,  Weimar,  Meiningen.  Sondershausen,  ergeben  sich  durch- 
schnittlich nur  etwa  6  7o)   "^^nn  man  dabei  von  Gotha  absieht  ^^). 


86)  Es  isl  bei  Gotha  nicht  zu  ersehen,  wie  weit  der  Gesindebegrifif  ausgedehnt  ist, 
zumal  es  ein  von  dem  statistischen  Bureau  vereinigter  thüringischer  Staaten  (dem  es 
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Der  Umfang,  in  welchem  überhaupt  Gesindedienste  in  einem  Lande 
begehrt  werden  resp.  zur  Verwendung  gelangen,  wird  wesentlich  von 
der  ganzen  wirthschaftlichen  Beschaffenheit  derselben  abhängen.  Sol- 
ches Verlangen  nach  Mitwirkung  von  Gesindeleistungen  ist  aber  ein 
doppeltes,  jenachdem  es  vorzugsweise  auf  gewerbliche  oder  rein  häus- 
liche gerichtet  ist,  und  darnach  modificirt  sich  auch  die  Bedeutung 
derselben  für  eine  Gegend.  Um  daher  auf  das  Verhältniss  der  Dienst- 
boten zur  Bevölkerung  und  die  Momente,  welche  darauf  Einfluss  haben, 
näher  eingehen  zu  können,  muss  weiter 

die  Art  des  Gesindes 

untersucht  werden.  Welchen  Werth  für  die  statistische  Behandlung  der 
Dienstboten  die  Eintheilung  nach  den  zwei  Hauptgegenständen  ihrer 
Thätigkeit  hat,  ist  schon  in  der  kritischen  Betrachtung  der  Aufnahme- 
methoden hervorgehoben  worden,  und  in  dem  geschichtlichen  Entwicke- 
lungsgange  des  ersten  Abschnittes  gezeigt,  wie  der  Gesindebegriff  im- 
mer mehr  beschränkt  worden  sei,  indem  eine  ganze  Reihe  ehedem 
darunter  fallender  gewerblicher  Leistungen  nicht  mehr  hinzugerechnet 
werden.  Diese  Scheidung  des  Gesindes  in  solches  für  gewerbliche  und 
persönliche  Dienste  trennt  einmal  den  productiven  Bestandtheil  im 
eigentlichen  Sinne  von  dem  nicht  direct  bei  der  Stofferzeugung  thä- 
tigen  ab,  und  gewährt  dann  Auskunft,  in  welchem  Grade  auf  der 
einen  Seite  die  Bevölkerung  in  der  Lage  ist,  ihre  häusliche  Bequem- 
lichkeit durch  Domestiken  zu  fördern,  und  wie  auf  der  anderen  die 
Unterstützung  in  den  Gewerben  von  Dienstboten  ausgeht.  Jedem  der 
beiden  Theile  des  Gesindes  liegen  rücksichtlich  ihrer  Höhe  ganz  andere 
Verhältnisse  zu  Grunde. 

Als  das  Haus  noch  mehr  wie  heute  ein  festgeschlossenes  Ganze 
war,  zu  dem  auch  Alle  die,  welche  in  demselben  blos  für  den  Erwerbs- 
zweig des  Hausherrn  thätig  waren,  in  engem  Verhältniss  standen,  also 
als  mit  anderen  Worten  Gehülfen  und  Lehrlinge  noch  einen  Theil  des 
Gesindes  ausmachten,  muss  das  letztere  ohne  Zweifel  relativ  einen  be- 
deutenderen Umfang  gehabt  haben.     Leider   fehlen  uns   die  Nachrich- 


ebenfalls  angeliört)  abweichendes  Zählungsverfaliren  beobachtet  hat.  Vergl.  Hilde- 
brand,  Statistik  Tiiüringens  S.  230.  —  Die  ausserordentlich  kleine  Zahl  von  1560 
Dienstboten  auf  116,551  Einwohner  mag  vielleicht  daher  stammen,  da.ss  die  ländliche 
Bevölkerung,  namentlich  auf  dem  Thüringer  Walde,  nur  in  sehr  geringem  Grade  be- 
fähigt ist,  Gesinde  zu  halten.  Da  die  golhaischen  Aufnahmen  keinen  Unterschied 
zwischen  Stadt  und  Land  machen,  ist  leider  kein  Anhaltepunkt  gegeben,  um  durch 
einen  Vergleich  hinsichtlich  dieser  Vertheilung  der  Sache  näher  zu  kommen. 
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teil,  um  (lies  genügend  belegen  zu  können,  doch  lassen  die  vereinzel- 
ten Aufniihiiieii.  die  uns  fi idieier  Zeit  vorliegen,  für  wenige  Fälle  einen 
Nachweis  zu.  So  kamen  1770  in  den  landghlilich  hessen  -  darmstädti- 
schen Ländern  bei  einem  Kliicheiigelialte  von  !)2  Q Meilen  auf  100  Ein- 
wohner (mit  Ausschluss  der  sogen.  Condoininiitsbesitzungenj  7,20  und 
1786  6,9G  Dienstboten,  einschliesslich  der  darunter  begriffenen  Gesellen 
und  Lehrlinge.  l)er  Procentsiitz  iällt  aber  belrächtlicli,  nachdem  in 
einer  jüngeren  Aufstellung  jene  l)eiden  letzteren  Theile  ausgeschieden 
und  für  sich  behandelt  waren.  Diese  machen  im  Jahre  1822  1,73% 
der  Seelenzahl  aus  und  die  Dienstbotenziffer  ist  auf  4,.')3  7ü  herabge- 
gangen. Uebersehen  darf  man  bei  diesem  Vergleiche  freilich  nicht, 
dass  inzwischen  der  Besitzstand  des  neugeschaffenen  Grossherzogthuras 
ein  anderer  geworden  ist,  wenn  auch  der  Kern  derselbe  blieb. 

Da  einstmals  der  überwiegende  Theil  der  gewerblichen  Unter- 
stützungen mittelst  Gesinde  verrichtet  wurde,  so  muss,  nachdem  die 
Umgestaltung  wirthschaftlichcr  Verhältnisse  hierin  eine  Acnderung  mit 
sich  gebracht  hat,  durch  die  Zunahme  von  Productionsgehülfen  i.  e.  S. 
diese  Thätigkeit  der  Dienstboten  beschränkt  worden  sein,  natürlich  ab- 
gesehen von  der  durch  die  modernen,  namentlich  industriellen  Fort- 
schritte geschaffenen  Vermehrung  des  Arbeitsfactors.  Um  bei  den  man- 
gelnden Aufnahmen  über  den  Charakter  des  Gesindes  dieses  Verhältniss 
einigermassen  verfolgen  zu  können,  wird  es  nothwendig,  zur  P^rgänzung 
einen  Vergleich  zwischen  dem  Gesinde  und  den  Gehülfen  und  Lohnar- 
beitern zu  ziehen.  Es  waren  in  Hessen-Darmstadt 
1834    5,32  7o  der  Bevölkerung  Dienstboten, 

2,19%    -  -  Handwerksgehülfen  und  Lehrlinge, 

5,660/0    -  -  Tagelöhner, 

0,29  Vo    -  -  Fabrikarbeiter, 

es  machten  also  nur  die  Tagelöhner  einen  grösseren  Bestand  als  das 
Gesinde  aus,  während  letzteres  über  das  Doppelte  mehr  als  die  beiden 
anderen  Klassen  zusammen  betrug;   dagegen  waren 

1858     5,33%  der  Bevölkerung  Dienstboten, 

2,81 7o    -  -  Handwerksgehülfen, 

6,89  7o    -  -  Tagelöhner, 

1,43%    -  -  Fabrikarbeiter. 

Es  haben  sich  sonach  in  24  Jahren,  in  welchen  die  Bevölkerung  um 
11,16%  stieg, 

die  Dienstboten  um     13,13%, 

-  Handwerksgehülfen    -      41,71%, 

-  Tagelöhner  -       35,42  Vo 

-  Fabrikarbeiter  -    430,87% 
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vermehrt,  so  dass  es  an  Wahrscheinlichkeit  gewinnt,  dass  die  gewerb- 
lichen Arbeiten  trotz  der  gewachsenen  Nachfrage  nach  denselben  bei 
veränderten  Zeitbedürfnissen  und  höherem  Bevölkerungsstande  verhält- 
nissmässig  weniger  durch  Dienstbotenhände  versehen  werden.  Noch 
mehr  wird  eine  Abnahme  des  Gesindes  für  gewerbliche  Zwecke  her- 
vortreten, wenn  man  das  männliche  Geschlecht,  welches  am  ehesten 
zur  productiven  Arbeit  berufen  ist,  allein  berücksichtigt  und  mit  den 
männlichen  Gewerbegehülfen  und  Lohnarbeitern  zusammenstellt.  Es 
kamen  auf  die  Bevölkerung  des  obigen  Staates 

1834  an  männlichen  Dienstboten 1,84%, 

Gehülfen  und  Lohnarbeitern  6,17  "/o, 
1858    -  -  Dienstboten 1,86%, 

Gehülfen  und  Lohnarbeitern  8,00%. 
Es  beträgt  das  männliche  Gesinde  nur  etwa  Ve  und  V?  der  übrigen 
Hülfsarbeiter,  seine  Wirksamkeit  ist  auf  dem  gewerblichen  Gebiete,  wie 
anzunehmen,  durch  diese  eingeschränkt  worden.  Die  Ausdehnung  von 
Handel  und  Fabrikation  und  die  Anwendung  des  Grossbetriebes  be- 
wirkt, dass  die  Arbeit  der  Gehülfen  mehr  von  solchen  besorgt  wird, 
welche  —  in  Folge  gesteigerter  Arbeitstheilung  —  in  ihrem  besonde- 
ren Arbeitszweige  eine  grössere  Fertigkeit  erlangt  haben  und  sich  aus- 
schliesslich mit  diesem  beschäftigen.  Sie  bedingt  daher  auch  selbst- 
ständige Arbeiter.  Denn  da  die  Erfahrung  die  Accordarbeit  als  die- 
jenige bezeichnet  hat,  welche,  wenigstens  für  den  Unternehmer,  das 
günstigste  Resultat  zu  erzielen  vermag,  die  Thätigkeit  des  Gesindes 
aber  solche  nicht  ist  und  nicht  sein  kann,  so  erhellt  es,  dass  die  Ver- 
wendung desselben  in  den  betreffenden  Zweigen  im  Abnehmen  begriffen 
ist.  Ebenso  hat  vielleicht  die  colossal  angewachsene  Mitwirkung  der 
Maschinen  den  Abgang  von  Dienstboten  befördert.  Wo  dagegen  Klein- 
betrieb herrscht,  wo  der  Gehülfe  bald  gewerbliche,  bald  mehr  häusliche 
Geschäfte  versehen  muss,  wo  überhaupt  die  ganze  Wirthschaftsgestal- 
tung  weniger  intensiv  ist,  werden  auch  Dienstboten  mehr  zur  gewerb- 
lichen Unterstützung  verwendet  und  dieselben  dadurch  relativ  au  Zahl 
zunehmen.  Dasselbe  gilt  auch  von  kleinen  bäuerlichen  Gütern,  auf 
denen  das  Gesinde  die  landwirthschaftlichen  Arbeiten  verrichtet.  Für 
den  Zeitraum  von  1827  — 1838  hatte  in  Preussen  das  gewerbliche  Ge- 
sinde folgende  Veränderungen  erlitten ^^),  und  zwar  hatte  es  sich: 


87)  Hoffmann,  Bevölkerung  des  preussischen  Staats  S.  197.  198, 
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in  den  10  Stildten  erster  Gcwcrbesteucrklassc  um     :i04»/o  vermehrt, 
-     30  ansehnlichsten  Studien  zweiter  Gewerbe- 

steuerklassc  um 4,8  ">/o    vermindert, 

-     -    übrigen  Städten  um 1  ■'3,02  7©  vermehrt, 

auf  dem  Lande  um 14.!)%    vermehrt. 

In  den  grösseren  Städten,  wo  die  Fabrikation  und  der  Handel 
vorzüglich  ihren  Sitz  aufschlagen,  hatte  sich  das  gewerbliche  Gesinde 
bei  gleichzeitiger  stärkerer  Zunahme  der  Bevölkerung  (um  etwa  Ib^o!) 
constant  erhalten  bezügl.  vermindert,  die  kleineren  städtischen  Gemein- 
den und  das  platte  Land  hatten  eine  Vermehrung  darin  erfahren.  Hin- 
sichtlich der  Ausdehnung  des  Gesindes  auf  dem  Lande  kommt  nament- 
lich der  Zustand  der  Landwirthschaft,  wie  die  Gelegenheit  zur  Nieder- 
lassung und  zum  Erwerb  wesentlich  mit  in  Rechnung.  Für  den  Zeit- 
raum von  181Ü  — 1831  hatte  auf  den  Gesindestand  zum  Betrieb  der 
Landwirthschaft  die  Vornahme  der  Ablösungen  mit  eingewirkt,  und 
zwar  insofern  auf  eine  Verminderung,  als  der  Bauer,  welcher  abgelöst 
hatte,  dem  Gutsherrn  keine  F'rohndienste  mehr  schuldete,  um  deren 
Willen  er  vordem  Gesinde  zu  halten  genöthigt  war.  Doch  ward  das 
dadurch  wieder  ausgeglichen,  dass  die  Domänenverkäufe  den  Anwachs 
selbstständiger  kleiner  bäuerlichen  Besitzthümer ,  die  der  Dienstboten- 
hülfe  bedurften,  begünstigten.  Auf  grossen  Gütern  dagegen  wird  das 
Gesinde  bei  fortschreitender  Verbesserung  der  Bewirthschaftungsart  ab 
nehmen  und  dui'ch  Tagelöhner  ersetzt^*).  Dazu  muss  aber  die  Mög- 
lichkeit vorhanden  sein,  sich  auf  dem  Lande  ansässig  machen  zu  kön- 
nen, da  sonst  im  Gegentheil  der  landwirthschaftliche  Betrieb  grösseren 
Theils  den  Dienstboten  zufällt.  Dies  beweisen  die  östlichen  preussi- 
schen  Provinzen,  deren  zusammenhängende  geschlossene  Grundbesitzun- 
gen einen  grossen  Gesindestand  beanspruchen.  Besteht  aber  freie  Nie- 
derlassung, so  wird  es  unausbleiblich  sein,  dass  ein  Theil  der  bisher 
als  Dienstboten  beschäftigten  Hülfsarbeiter  selbstständig  wird,  d.  h. 
einen  eigenen  Herd  gründet  und  als  Tagelöhner  auf  den  Höfen  Arbeit 
nimmt  ^^).  Durch  Zahlen  können  wir  diese  letzteren  Ansichten  nicht 
unterstützen  —  wohl  aber  unsere  Behauptung,  dass  Handel  und  Fabri- 


88)  Hoff  mann  a.  a.  0.  S.  197. 

89)  Wie  selir  dies  auch  einer  vollkommneren,  intensiveren  Landwirlhscliaft  ent- 
sprechen mag,  geht  aus  Hörn,  Statistisches  Gemälde  des  Königreichs  Belgien.  Des- 
sau 1853.  S.  175  iiervor,  indem  durcliscluiilllich  ein  Knecht  in  der  Landwirlhscliaft 
das  Jahr  (zu  300  Tagen)  seinem  Herrn  400  Fr.,  ein  Tagelöhner  nur  339  Fr.  kostet. 
Aehnlich  ist  es  in  der  Pfalz.  Vergl.  Hanssen,  Archiv  der  polit,  Oeconomie.  N.  F. 
X.  S  '243. 


Geschichte  und  Statistik  des  Gesindewesens  in  Deutschland.  283 

kation  das  Gesinde  aus  der  Mitwirkung  in  diesen  Zweigen  zu  verdrän- 
gen geneigt  sind,  wenn  wir  die  Gehülfen  und  Dienstboten  12  thüringi- 
scher Städte  zusammenstellen.  Es  finden  sich  nämlich  auf  100  Ein- 
wohner : 

Dienstboten  —  Gewerbsgehülfen 


in  Apolda 

3,87 

14,56 

-   Weida 

3,01 

14,68 

-   Sonneberg 

5,23 

18,97 

-   Pösneck 

5,01 

22,95 

-   Ronneburg 

3,38 

16,23 

-   Arnstadt 

5,58 

18,18 

dagegen 

-   Weimar 

8,53 

11,93 

-   Jena 

7,18 

13,56 

-   Meiningen 

6,98 

9,93 

-   Coburg 

6,57 

11,91 

-   Rudolstadt 

5,82 

11,08 

Darnach  besitzen  also  die  erstereu ,  gewerbsfleissigen  Städte  mit  den 
letzteren,  den  Residenzen  und  einer  Universitätsstadt  verglichen,  ein 
weit  geringeres  Dienstpersonal,  dagegen  bedeutend  mehr  Gehülfen.  Es 
lässt  sich  nun  annehmen,  dass  jene  Dienstboten  in  den  Gewerbsstädten 
auch  weniger  gewerblichen  Charakter  tragen  und  mehr  für  häusliche 
Bedürfnisse  verwendet  werden.  Zwar  ist  dies  so  weit  in  den  Residenz- 
städten auch  der  Fall ,  als  die  Höfe  viele  Personen  aus  höheren'  Krei- 
sen, die  zahlreiche  Bedienung  führen,  an  sich  ziehen;  der  kleinere  Ge- 
hülfenstand  spricht  aber  gleichzeitig  für  grössere  Verwendung  von 
gewerblichem  Gesinde. 

Das  Verhältniss  des   gewerblichen  Gesindes  zur  ganzen  Bevölke- 
rung war  in  Preussen  1858 : 

in  Preussen  .     .    8,91%, 

-  Posen  .     .     .    8,66  Vo, 

-  Westfalen     .    7,76%, 

-  Schlesien      ..    7,6%, 

-  Sachsen    .     .    6,2%, 

-  Hohenzollern    5,98%, 

-  Rheinland     .    5,44%, 

-  Brandenburg     4,74  7o- 

Die  Provinzen ,  welche  sich  durch  grossen  Grundbesitz  auszeichnen, 
nehmen  auch  am  meisten  an  der  Benutzung  des  Gesindes  für  gewerb- 
liche Zwecke  Theil,   also  Preussen,   Posen,  Westfalen,  Schlesien.    In 
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Sachsen ,  wo  diis  Land  in  mehr  Händen  sich  befindet  und  der  BefHeb 
der  Landwirthschaft  ein  sor^^fültiger  ist,  braucht  der  kleine  Grund- 
eigenthümer  ebenfalls  viel  Gesinde.  Das  Rheinland  hat  einen  verhält- 
nissmässig  kloinen  Iicdarf.  Hier  lebt  ein  weit  beträclitlicherer  Restand- 
theil  kleiner  Leute  mit  eigener  Haushaltung  aN  Fabiik-  oder  andere 
Hülfsarbeiter  in  Gewerben  und  vermindert  dadurch  die  Höhe  der 
Dienstboten  in  diesen  Zweigen.  — 

Das  Gesinde  zur  persönlichen  Bequemlichkeit  hat  natürlich,  wie 
schon  der  Name  sagt,  eine  ganz  andere  Aufgabe,  als  die  erste  Kate- 
gorie. Sein  Beruf  ist  es,  die  Annehmlichkeit  des  Lebens  wohlgestellter 
Familien  durch  Uebernahme  der  niederen  häuslichen  Dienste  zu  er- 
höhen. Es  hat  mit  der  Production  nichts  zu  schaffen,  wird  daher  sei- 
ner Herrschaft  auch  nicht  direct  gewinnbringend ,  wie  das  gewerbliche 
Gesinde.  Während  bei  jenem  Umfang  und  Art  des  Geschäftes,  in  wel- 
chem es  arbeitet,  in  Frage  konnnen,  richtet  sich  die  Höhe  dieses  na- 
mentlich nach  dem  Wohlstande  und  der  Neigung  zum  Aufwände  derer, 
die  es  halten.  Wo  daher  die  Bevölkerung  unter  günstigen  Verhältnis- 
sen lebt,  die  ihm  die  Uebertragung  niedrigerer  Hausarbeiten  an  Dome- 
stiken gestatten,  werden  diese  auch  zahlreicher  vertreten  sein,  als  dort, 
wo  ein  wenig  verbreiteter  Wohlstand  herrscht  und  zur  Selbstverrich- 
tung der  einzelnen  Geschäfte  nöthigt.  Aus  demselben  Grunde  wirken 
auch  Ungunst  der  Zeiten  auf  eine  Verminderung  der  Dienstbotenziffer. 
In  Preussen  vermehrte  sich  die  eigentliche  Hausdienerschaft  von  1819 
bis  1828  nur  um  fast  T^/oi  während  die  Bevölkerung  um  18%  wuchs. 
Es  hatte  sonach  der  Gesindebestand,  wenn  gleich  absolut  zugenommen, 
doch  in  Hinblick  auf  die  Bevölkerung  eine  Einschränkung  erfahren. 
»Dieser  Zeitraum  war  sehr  ungünstig  für  alle  diejenigen,  welche  von 
Renten  leben,  nicht  nur  der  Zinsfuss  fiel,  sondern  auch  die  Bodenrente 
in  Folge  niedriger  Getreidepreise  und  erhöhter  Wirthschaftsabgaben : 
das  konnte  wohl  eine  Verminderung  des  Gesindes  erzeugen,  das  zur 
persönlichen  Bequemlichkeit  gehalten  wird^").«  Der  Zunahme  der  rein 
häuslichen  Dienste  wird  aber  auch  noch  durch  andere  Momente  ent- 
gegengearbeitet. Zunächst  liegt  ein  solches  in  der  Verbesserung  der 
Qualität  der  Dienstleistungen.  Durch  die  allgemeinen  Kulturfortschritte, 
welche  nicht  blos  auf  die  Bildung  der  sog.  niederen  Klassen  veredelnd 
gewirkt,  sondern  sie  auch  aus  früherer  Abhängigkeit  befreit  und  beim 
Gesinde  dazu  beigetragen  hat,  dass  es  »mit  mehr  gutem  Willen,  also 
auch  mit  wenigen  Händen  mehr  Arbeit  verrichtet,«  ist  dasselbe  gehoben 
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und  seine  Thätigkeit  eine  vollkommenere  geworden.  Hoff  mann  sagt 
darüber:  »Mit  der  Wohlhabenheit  wächst  allerdings  der  Aufwand,  wel- 
cher für  persönliche  Bequemlichkeit  gemacht  werden  kann.  Die  Zu- 
nahme liegt  aber  hier  vielleicht  öfter  in  der  Beschaffenheit,  als  in  der 
Anzahl  der  Dienenden.  Man  bezahlt  besser,  um  besser  bedient  zu 
sein  und  wird  dieses  mehr  durch  die  Geschicklichkeit,  als  durch  die 
Anzahl  des  Gesindes.  Wie  der  Tross  unbeholfener  und  unzuverlässiger 
Bedienung,  womit  der  Orient  prunkt,  im  Abendlande  vor  der  höheren 
Bildung  schwindet,  welche  den  Menschen  besser  zu  brauchen  versteht: 
so  bewirkt  auch  bei  uns  noch  fortdauernd  die  Veredelung  der  Sitten 
eine  Verminderung  der  Anzahl  und  eine  Verbesserung  der  Beschaffen- 
heit des  Gesindes«  '^^).  Wenn  ausserdem  der  Gesindedienst  kostspieliger 
wird ,  so  mag  auch  dies  Moment  davon  zurückhalten .  solchen  in  An- 
spruch zu  nehmen.  Das  beweisen  die  Surrogate  des  Gesindes,  welche 
namentlich  in  jüngster  Zeit  und  vor  Allem  in  grösseren  Städten  Aus- 
breitung gefunden  haben.  Leider  mangelt  es  hier  wieder  an  all'  und 
jeglicher  Unterlage,  um  dieses  mit  statistischen  Thatsachen  belegen 
zu  können.  Auch  die  preussischen  Tabellen  genügen  hierzu  nicht.  Das 
Gesinde  zur  persönlichen  Bequemlichkeit  bildete  1858  in  den  preussi- 
schen Provinzen  und  zwar 

in  Brandenburg  1,92^0  f^ei'  Bevölkerung, 

-  Preussen         1,36  - 

-  Pommern         1,33  - 

-  Schlesien        1,28  -      - 

-  Posen  1,27  -      - 

-  Sachsen  0,96  -      - 

-  Westfalen       0,83  -      - 

-  Rheinland       0,53  -      - 

-  Hohenzollern  0,42  -      - 

Der  Abstand  ist  provinziell  beträchtlich;  in  seiner  grössten  Aus- 
dehnung verhält  er  sich  wie  1  :  4.  Brandenburg  macht  den  grössten 
Aufwand  für  persönliche  Bedienung,  Hohenzollern  den  geringsten.  Bei 
ersterem  wird  wohl  die  Hauptstadt  Berlin  bedeutend  in  die  Waagschaale 
fallen.  In  der  Rheinprovinz  muss,  wie  es  sich  zeigt,  das  Gesiude- 
bedürfniss  ein  kleines  sein. 

In  dem  Verhältniss  der  beiden  Arten  des  Gesindes  zu  einander, 
ergeben  sich  für  dieselbe  Zeit  auf  100  gewerbliche  Dienstboten 
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in  Brandenburg  33,49  für  die  persönliche  Bequemlichkeit, 

-  Püinnicrn  18,07  -  -  - 

-  Schlesien  16,92  -  -  - 

-  Preussen  ]'),IJ2  -  - 

-  Sachsen  15,39  -  -  - 

-  Posen  14,89  -  -  - 

-  Rheinland  12,08  -  -  - 

-  Westfalen  10,82  -  -  - 

-  llohenzüllern  6,98  -  -  - 

es  besteht  sonach  ein  Mehr  von  Gesinde  zur  Aushülfe  in  den  Gewerben 
über  das  zur  persönlichen  Bequemlichkeit 

in  Brandenburg  von  66,51 


Pommern 

-     81,91 

Schlesien 

-     83,08 

Preussen 

-     84,68 

Sachsen 

-     84,61 

Posen 

-     85,31 

Rheinland 

-     87,92 

Westfalen 

-     89,18 

Hohenzollern 

-     93,02 

Aus  dieser  Zusammenstellung  geht  hervor,  dass  das  gewerbliche 
Gesinde  noch  den  bei  Weitem  grössten  Theil  ausmacht,  also  die  Gesinde- 
thätigkeit  trotz  der  Fabrikarbeiter,  der  Tagelöhner  und  sonstigen  Ge- 
hülfen noch  bedeutend  in  den  Productionsprocess  eingreift,  dass  hin- 
gegen Dienste  für  die  häusliche  Bequemlichkeit  in  weit  schwächerer, 
ja  stellenweise  in  höchst  unbedeutender  Quote  unterhalten  werden 
können.  In  Brandenburg,  wo  das  Gesinde  für  die  Bequemlichkeit  am 
zahlreichsten  vertreten  ist,  wird  es  von  dem  anderen  noch  weit  über 
das  Doppelte  tibertroflfen ,  in  Hohenzollern ,  welches  nur  ganz  wenig  be- 
sitzt, mehr  als  um  das  14fache.  Ohne  eine  gleichzeitige  Kenntniss 
des  Gesindestandes  in  den  einzelnen  Gattungen  der  Ortschaften 
und  deren  wirthschaftlichen  Zustände  lässt  sich  der  Grund  der 
Vertheilung  nicht  sicher  erkennen.  Es  wäre  aber  von  grossem 
Interesse,  wenn  mittelst  ausführlichen  Materials  ein  Fingerzeig  nach 
dieser  Richtung  gewährt  würde,  um  darnach  eingehender  beurtheilen 
zu  können,  welche  wirthschaftlichen  und  sozialen  Zustände  die  eine 
oder   die  andere  Art  bedingen.     So  wichtig  nun  auch  diese  Scheidung 
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des  Gesindes  ist,  so  wenig  bietet  sie  allein,  zumal  bei  dem  heutigen 
Stande  der  Aufnahmen,  Anhaltepunkte.     Dagegen  giebt 

das  Verhältniss  der  Geschlechter  bei  den  Dienstboten, 

deren  Erhebung  leichter  und  allgemeiner  ist,  dem  Bilde  einige  Ver- 
vollständigung. Die  Trennung  der  Geschlechter  ist  schon  insofern 
wichtig,  als  daraus  erhellt,  wie  jene  an  der  Gesindearbeit  Theil  nehmen 
und  in  welchem  Verhältnisse  diese  Betheiligung  zu  der  entsprechenden 
Geschlechtsumme  der  ganzen  Bevölkerung  steht,  dann'  aber  lehrt  sie, 
wie  jedes  Geschlecht  an  den  Hauptarten  der  Dienstleistungen  participirt. 
Denn  da  die  Hausdienste  dem  Productionsprocesse  fern  bleiben,  so 
wird  aus  der  Trennung  der  Geschlechter  ersichtlich,  wie  viel  männliche 
Glieder  durch  Leistungen  für  die  persönliche  Bequemlichkeit  von  der 
Production  abgezogen  werden  und  wie  wiederum  die  Frauen  in  den 
Gewerben  bei  selbigen  mitwirken.  Das  erste  ist  caeteris  paribus  für 
die  nationale  Arbeitsgestaltung  wohl  wenig,  das  letztere  im  hohen  Grade 
günstig. 

Das  Verhältniss  der  Geschlechter  zu  einander  stellt  sich  folgender- 
maassen : 

Auf  100  männliche  Dienstboten  fallen: 

1864  in  Budolstadt         228,16  weibliche 

-  Sondershausen  221,37 

-  Coburg  217,01 

-  Meiningen  216,33 

-  Weimar  202,80 

-  Altenburg  172,27 
1858   -   Rheinland  148,11 

-  Westfalen  147,66 

-  Sachsen  129,31 

-  Brandenburg      122,59 

-  Schlesien  122,50 

-  Pommern  101,90 

-  Hohenzollern     100,76 

-  Posen  98,20 

-  Preussen  97,70 

Die  Frauen,  welche  der  Begel  nach  die  Mehrzahl  der  Bevölkerung 
bilden,  sind  hier  bei  den  Dienstboten  fast  durchgängig  ungleich  stärker 
vertreten.  Nur  in  Preussen  und  Posen  überwiegen  die  Männer  um  ein 
Weniges,  dagegen  in  den  11  zuerst  genannten  Ländern  hat  das  weib- 
liche Geschlecht  ein  durchschnittliches  Uebergewicht  des  l'/afachen  über 

lü  - 


2R8  P.   KoIliMiMin, 

(las  männliche.  Namcntlicli  beträchtlich  ist  das  Contingent  der  Frauen 
in  Thüringen,  und  zwar  diuchgehends  mehr,  als  in  einer  der  ])reussi.schen 
Provinzen.  Von  diesen  sind  es  die  westlichen ,  welche  >ich  den  thü- 
ringischen in  der  Höhe  der  weiblichen  Gesindeziffer  am  meisten  nähern, 
während  in  den  nördlichen  und  östlichen  sich  die  Cieschlechter  ungefähr 
das  Gleichgewicht  halten.  Die  Ursachen  des  stärkeren  liervortretens 
des  weiblichen  Geschlechtes  liegen  auf  der  Hand,  l'ür  die  Mädchen 
der  Schichten ,  aus  welchen  das  (Gesinde  hervorzugehen  pHegt,  bietet 
das  Dienen  die  erste  und  allgemeinste  Gelegenheit  zur  Erwerbung  ihres 
Unterhalts,  den  sie,  sobald  sie  erwachsen,  selbst  zu  beschaffen,  meist 
angewiesen  sind.  Doch  meint  Hof f mann ^'■'j,  dass  dieselben  noch  weit 
zahlreicher  erscheinen  müssten,  wenn  nicht  die  Töchter  seltener  das 
Haus  verliessen  als  die  Söhne.  Jenen  ist  aber  auch  in  anderen  Be- 
schäftigungszweigen weit  weniger  Aussicht  auf  unterkommen  eröffnet. 
Nur  als  Arbeiterinnen  in  Fabriken,  als  Kellnerinnen  und  in  einzelnen 
Handwerken,  wie  bei  Damenschneidern,  Stickgeschäften  und  ähnlichen 
pflegen  sie,  ohne  als  gewerbliches  Gesinde  zu  fungiren,  Erwerb  zu 
finden  (natürlich  abgesehen  von  den  höheren  weiblichen  Beschäftigungen, 
mit  welchen  die  der  Dienstboten  nicht  concurriren  können).  Bei  den 
jungen  Männern  wird  aber  eine  grosse  Anzahl  durch  den  wirklichen 
Gehülfenstand  und  durch  das  Heer  absorbirt.  Wo  die  allgemeine  Wehr- 
pflicht besteht,  wird  aber  immer  noch  ein  verhältnissmässig  geringerer 
Theil  der  um  Gesindedienste  sich  bewerbenden  Klassen  diesem  entzogen 
werden,  als  da,  wo  die  Stellvertretung  zulässig  ist,  die  wohl  von  solchen 
übernommen  wird,  die  sonst  vielleicht  als  Domestiken  Beschäftigung 
suchen  müssten.  So  hat  denn  auch  Preussen  durchgehends  mehr  männ- 
liche Dienstboten,  als  Thüringen.  Doch  kann  dieser  Umstand  am  Ende 
einen  so  erheblichen  Unterschied  nicht  mit  sich  führen,  zumal  auch 
älterer,  lange  Zeit  im  Dienste  befindlicher  Mannschaft,  namentlich  den 
Unterofficieren  die  Stellvertretung  übertragen  wird  und  diese  beim  Ge- 
sindedienste kaum  mehr  in  Frage  kommen  kann.  Vielmehr  wird  die 
Ursache  des  mehr  oder  minder  hohen  weiblichen  Dienstbotenbestandes 
in  dem  Grade  der  Verwendung  für  gewerbliche  oder  persönliche  Zwecke 
zu  suchen  sein,  so  dass  in  Thüringen  das  Gesinde  für  die  persönliche 
Bequemlichkeit,  in  Preussen  das  zur  Aushülfe  in  den  Gewerben  über- 
wiegt. Vergleicht  man  nun  hinsichtlich  der  Beschäftigungsarten  die 
Geschlechtervertheilung  in  den  einzelnen  preussischen  Provinzen  (1858), 
so  kommen  in  denselben  weibliche  auf  100  männliche  Dienstboten': 


92)  Hoffmann  a.  a.  0.  S.  196. 
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in  Preussen  . 

-  Posen  .     . 

-  Brandenburg 

-  Pommern  . 

-  Schlesien  . 

-  Sachsen    . 

-  Westfalen 

-  Rheinland 

-  Hohenzollern 
Hieraus  geht  nun  eiui 


zur  Aushülfe  in  den 
Gewerben 

83,77 

85,16 

91,06 

86,08 
106,88 
113,71 
136,05 
133,30 

90,92 


zur  persönlichen 
Bequemlichkeit 

291,83 

283,14 

336,41 

259,56 

301,56 

336,57    • 

354,56 

423,45 

666,66 
nal  hervor,  dass  in  den  gewerblichen  Gesinde- 
diensten, wo  es  sich  also  um  Antheil  an  der  Production  handelt,  auch 
die  männliche  Arbeitskraft  vorzüglich  oder  doch  in  viel  höherem  Grade, 
als  bei  denen  für  die  Bequemlichkeit  zur  Hülfe  genommen,  bei  der 
letzteren  jedoch  das  weibliche  Geschlecht  und  zwar  in  bedeutendem 
Maasse  verwandt  wird.  Bei  dem  Gesinde  für  die  Bequemlichkeit  ist 
das  durchschnittliche  Verhältniss  wie  2  :  9,  im  andern  Falle  besteht 
eine  grössere  Annäherung.  Es  findet  daraus  ferner  die  oben  ausge- 
sprochene Annahme  Halt,  dass  der  grössere  weibliche  Dienstboten- 
bestand in  Thüringen  (wo  die  2  Hauptarten  der  Dienstboten  nicht  aus 
einander  gehalten  sind)  auf  ein  Ueberwiegen  derselben  für  persönliche, 
Hülfreichungen  schliessen  lässt.  Die  einzelnen  Provinzen  unter  sich 
verglichen  zeigen  an ,  dass  das  Luxusgesinde  in  den  beiden  östlichen, 
Preussen  und  Schlesien,  am  meisten,  in  den  westlichen  und  südlichen, 
Westfalen,  Rheinland  und  Hohenzollern,  am  wenigsten  statt  hat.  Denn 
die  Verwendung  von  Dienstboten  männlichen  Geschlechts  für  die  per- 
sönliche Bequemlichkeit  dient  oft  lediglich  zum  äusseren  Gepränge  der 
Herrschaft,  es  darf  daher  die  Bezeichnung  als  Luxusgesinde  hier  wohl 
gestattet  sein.  Ist  freilich  die  Unterhaltung  solches  Gesindes  häufig 
durch  die  Sitte  bedingt  und  unter  gewissen  Verhältnissen  eine  Anstands- 
forderung,  so  kann  es  doch  vom  nationalökonomischen  Standpunkte 
nur  als  eine  nutzlose  Kraftvergeudung  betrachtet  werden,  wenn  junge 
Männer,  statt  in  der  Production  mitzuwirken,  zu  derartigen  Dienst- 
leistungen verwendet  werden.   ' 

Mit  Rücksicht  auf  die  Bevölkerung  vertheilen  sich  die  Geschlechter 
der  Dienstboten  in  Procenten: 

die  männlichen    die  weiblichen 
1858  in  Preussen     ....     5,19  »/o  5,08  »/o 

-  Posen 5,08  -  _  4,91  - 
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die  männlichen 
1858  in  Brandenburg    .     .     .     :^,44Vü 

-  Pommern      ....     4,07  - 

-  Schlesien      ....     3,!}K  - 

-  Sachsen :-},13  - 

-  Westfalen     ....     3,44  - 

-  Rheinland    ....     2,49  - 

-  llühenzollern     .     .     .     3,24  - 
1804    -    Weimar 1,92  - 

-  Meiningen    .     .     .     .     1,64  - 

-  Altenburg    ....     3,00  - 

-  Coburg 2,37  - 

-  Rudülstadt   ....     1,59  - 

-  Sondershausen  .     .     .     1,41  - 
Das   weibliche    Uebergewicht    tritt    liier   klar 

noch  als  der  Vergleich  der  Dienst  bot  (mi  mit  der  gesammten  Be- 
völkerung ist  es,  wenn  man  jene  mit  dem  entsprechenden  Geschlechte 
der  Bevöllserung  in  Verbimliuig  bringt,  wcmI  dadurch,  dass  zugleich 
die  sexuelle  Zusammensetzung  der  Einwohnerzahl  Berücksichtigung 
findet,  klar  wird,  ob  mit  ihr  die  der  Domestiken  in  Einklang  steht 
oder  nicht.    Es  betragen  die  Dienstboten,  und  zwar 

die  männlichen  von     die  weiblichen  der 
der  männlichen  weiblichen 

Bevölkerung 


die  weiblichen 

4,22  »/o 

4.16  - 
4,88  - 
4,05  - 
5,09  - 
3,65  - 
3,26  - 
3,90  - 
3,55  - 

5.17  • 
5.16  - 
3,65  - 
3,13  - 

zu  Tage.     Wichtiger 


1858  in  Preussen     . 

.     .     10,51  Vo 

10,14  Vo 

-  Posen     .     . 

.     10,i4  - 

9,69  - 

-   Brandenburg 

.       6,02  - 

8,40  - 

-   Pommern   . 

.       8,17  - 

8,31  - 

-   Schlesien    . 

.       8,27  - 

9,34  - 

-    Sachsen 

.       6,28  - 

8,06  - 

-   Westfalen  . 

.       6,78  - 

10,35  - 

-   Rheinland  . 

.       4,83  - 

7,43  - 

-   Hohenzollern 

.       6,77  - 

6,40  - 

1864   -   Weimar      . 

.       3,87  - 

7,09  - 

-   Meiningen  . 

.       3,35  - 

6,96  - 

-   Altenburg  . 

.       6,06  - 

10,23  - 

-   Coburg  .     . 

.       4,96  - 

9,90  - 

-   Rudolstadt 

.       3,25  - 

7,17  - 

-,     -   Sondershausen 

.       2,88  - 

6,14  - 

Während   auf  der   kurz    vorhergehenden   Tabelle    der   Gesammt- 
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bevölkeriing  gegenüber  das  weibliche  Geschlecht  entschieden  hervortrat, 
findet  hier,  wo  die  gleichartigen  Geschlechter  von  Dienstboten  und 
Bevölkerung  auf  einander  bezogen  sind,  ein  etwas  kleinerer  Abstand 
statt.  Dennoch  stehen  fast  durchgehends  in  dem  zuletzt  gegebenen 
Falle  die  weiblichen  Domestiken  hinsichtlich  der  weiblichen  Einwohner- 
zahl procental  höher,  als  die  männlichen  zur  Summe  ihres  Geschlechts. 
In  Preussen  und  Posen  überragen  die  männlichen  Dienstboten  die  weib- 
lichen in  dem  vorliegenden  Vergleiche  um  0,37  und  0,55;  im  üebrigen 
neigt  sich  die  Wage  nach  der  weiblichen  Seite,  in  einigen  Ländern, 
wie  in  Westfalen,  Rheinland,  Altenburg,  Rudolstadt,  Meiningen  und 
Sondershausen  sogar  recht  bedeutend. 

Zur  Vervollständigung  folgt  noch  ein  Vergleich  zwischen  Bevölke- 
rung und  Dienstboten  nach  dem  Charakter  der  letzteren.  Dieselben 
machen  nämlich  folgende  Quote  der  Bevölkerung  aus: 

bei  Diensten  zur  persönl.    bei  Diensten  zur  Aus- 


Bequemlichkeit 

hülfe  in  den  Gewerl 

m. 

w. 

m. 

w. 

858  in  Preussen   .     . 

0,35  Vo 

1,01  Vo 

4,85  Vo 

4,06  o/o 

-    Posen   .     .     . 

0,33  - 

0,94  - 

4,67  - 

3,99  - 

-    Brandenburg . 

0,44  - 

1,48  - 

2,00  - 

2,74  - 

-    Pommern  .     . 

0,37  - 

0,96  - 

3,71  - 

3,19  - 

-    Schlesien  .     . 

0,32  - 

0,96  - 

3,69  - 

3,91  - 

-    Sachsen     .     . 

0,22  - 

0,74  - 

2,91  - 

3,31  - 

-    Westfalen .     . 

0,19  - 

0,64  - 

3,33  - 

4,43  - 

-    Rheinland .     . 

0,25  - 

0,53  - 

2,33  - 

3,11  - 

-    Hohenzollern . 

0,05  - 

0,37  - 

3,18  - 

2,80  - 

Diese  Uebersicht  bestätigt  einfach,  was  schon  hervorgehoben  ist, 
dass  nicht  nur  mehr  weibliche  Dienstboten  überhaupt,  sondern  auch  in 
jeder  der  beiden  Dienstboteoklassen  sich  vorfinden,  dass  sie  bei  den 
persönlichen  Diensten  jedoch  ein  ganz  ausserordentliches  Uebergewicht 
haben,  in  den  gewerblichen  aber  der  männlichen  Ziffer  nahe  stehen. 
Geschlecht  und  Art  der  Dienstboten  treten  jedoch  noch  in  ganz  anderer 
Weise  hervor,  wenn  dabei 

die  Vertheilung  auf  Stadt  und  Land 

in  Frage  kommt.  Da  diese  die  grössere  oder  geringere  Dichtigkeit,  in 
welcher  die  Bevölkerung  an  ihren  einzelnen  Wohnsitzen  zusammenlebt, 
anzeigt,  bekundet  sie  auch  insofern,  als  das  Gesinde  sich  stets  den 
Haushaltungen  anschliesst,  den  Umfang  desselben  an  den  stärker  oder 
schwächer  bevölkerten  Oertlichkeiten.    Dann  aber  kommt  der  Umstand 
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hinzu,  dass  die  Städte,  die  Sammelpunkte  des  Handels  und  der  Indu- 
strie, wie  das  Land,  der  Sitz  der  Landwirthschaft  und  der  Urproduction, 
durch  ihren  vvirthschaftlichen  Charakter  auf  das  Gesiiideverhultniss  ein- 
wirken und  zwar  zugluicii  der  Zahl ,  der  Art  und  dem  Ge.schlechte 
nach.  Wie  schon  mitgetheilt  wunh;,  wirken  die  fortschreitende  P'abri- 
kation,  die  Zunalinio  des  Grossbetriebes,  die  Ersetzung  durch  Lohn- 
arbeiter vermindernd  auf  das  Ge-inde,  wenigstens  auf  das  gewerbliche; 
ein  ausgedehnter  Bauernstand  oder  nach  der  anderen  Seite  hin  grosse 
Grundherrschaftcn  mit  Schwierigkeit  der  Xie.lcrlassung  auf  dem  Lande 
auf  eine  Vermehrung  des  Gesindes.  Durch  die  Trennung  von  Stadt 
und  Land  wird  diese  Ab-  oder  Zunahme  ersichtlich.  Mit  den  Eigen- 
thümlichkeiten  der  beiden  Hauptkategorieen  der  menschliclien  Wohnsitze 
hängt  auch  ferner  zusammen ,  dass  das  Gesinde  zur  persönlichen  Be- 
quemlichkeit in  Stadt  und  Land  in  anderem  Verhältnisse  steht  und  damit 
wiederum,  wie  aus  dem  zuletzt  behandelten  Abschnitte  folgt,  eine  ver- 
schiedene Vertheilung  der  Geschlechter. 

Uebersieht  man  nun  zuerst  das  Verhältniss,  in  welchem  die  Dienst- 
boten in  den  Städten,  wie  in  den  Landgemeinden  gehalten  werden,  so 
ergeben  sich  von  je  100  Dienstboten 

in  den  Städten  auf  dem  Lande 


m. 

w. 

zus. 

m. 

w. 

zus. 

1858 

in  Preussen     .     . 

4,82 

12,67 

17,49 

45,77 

36,74 

82,51 

-    Posen    .     .     . 

5,16 

13,37 

18,53 

45,27 

36,20 

81,47 

-    Brandenburg  . 

10,85 

27,16 

38,01 

34,07 

27,92 

61,99 

-    Pommern   .     , 

6,22 

15,54 

21,76 

43,21 

34,93 

78,14 

-    Schlesien    .     . 

3,59 

12,82 

16,41 

41,35 

42,24 

83,59 

-    Sachsen      .     . 

7,01 

18,97 

25,98 

36,59 

37,43 

74,02 

-    Westfalen  .     . 

4,91 

13,54 

18,45 

35,47 

46,08 

81,55 

-    Rheinland  .     . 

8,11 

20,86 

28,97 

32,19 

38,84 

71,03 

-    Hohenzollern  . 

5,21 

10,33 

15,84 

44,30 

39,86 

84,16 

fer 

ner 

1862 

in  Lübeck  .     .     . 

— 

— 

47,11 

— 

— 

52,89 

1861 

-    Sachsen      .     . 

2,56 

16,90 

19,46 

32,80 

47,74 

80,54 

-    Weimar     .     . 

5,84 

23,21 

29,05 

27,18 

43,77 

70,95 

-    Meiningen  .     . 

4,98 

22,48 

27,46 

26,63 

45,91 

72,54 

-    Altenburg  .     . 

2,77 

15,08 

17,85 

33,96 

48,19 

82,15 

-    Coburg .     .     . 

3,54 

23,11 

26,65 

28,00 

45,35 

73,35 

-    Rudolstadt 

5,53 

20,34 

25,88 

24,94 

49,18 

74,12 

-    Sondershausen 

10,14 

34,74 

44,88 

20,98 

34,14 

55,12 

-    Reuss  j.  L.     , 

— 

— 

24,31 

— 

— 

75,69 
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Bei  Weitem  der  grösste  Tlieil  des  Gesindes  befindet  sich,  wie 
die  Uebersicht  ergiebt,  auf  dem  Lande.  Darauf  hat  nicht  blos  der  an 
und  für  sich  grössere  Umfang  des  ländlichen  Gebietes  und  die  absolut 
grössere  Bevölkerung  Einfluss,  sondern  auch  der  wirthschaftliche  Cha- 
rakter des  Landes.  Die  ländlichen  Dienstboten  betragen  durchgängig 
mehr  als  die  doppelte  Zahl  der  städtischen.  Am  wenigsten  ist  das  in 
Lübeck  der  Fall,  wo  47,11  "/o  städtischen  52,89  °/o  ländlichen  Gesindes 
gegenüber  stehen.  Das  erklärt  sich  aus  der  besonderen  Natur  dieses  klei- 
nen Staates,  dessen  ganzer  Schwerpunkt  in  der  einen  Stadt  liegt,  in  wel- 
cher der  Handel  eine  vorherrschende  Stelle  einnimmt,  während  der  Acker- 
bau —  zumal  auf  dem  minimen  Gebiete  sich  viele  Forsten  befinden  — 
zurücktritt.  In  den  baltischen  Provinzen  Preussen,  Pommern  und  Posen, 
ebenso  in  Schlesien  und  Westfalen  ist  viel  grosser  zusammenhängender 
Grundbesitz,  der  zahlreiches  ländliches  Gesinde  herbeiführt,  welches 
wohl  meist  bei  der  Landwirthschaft  Verwendung  findet.  Darum  zeigt 
sich  auch  hier  ein  Uebergewicht  des  männlichen  Geschlechtes.  Dasselbe, 
wo  es  nicht  grösser  ist,  als  das  weibliche,  steht  demselben  doch  an 
Zahl  überall  sehr  nahe,  und  es  lässt  sich  daraus  abnehmen,  dass  seine 
Verwendung  vorzüglich  eine  gewerbliche  sein  muss.  Die  Städte  dagegen 
haben  kein  so  starkes  Bedürfniss  nach  diesem  Gesinde.  Der  weibliche 
Factor,  der  um  das  3-  und  4-,  ja  selbst  in  einigen  Ländern  um  das  5- 
fache  den  männlichen  überragt,  deutet  darauf  hin,  dass  ungleich  mehr 
Dienstboten  für  persönliche  Bequemlichkeit  gehalten  werden.  Dies  be- 
stätigen die  preussischen  Aufstellungen,  aus  denen  hervorgeht,  wie  das 
gewerbliche  Gesinde  im  Gegensatz  zum  rein  häuslichen  weit  unbedeu- 
tender in  den  städtischen,  als  in  den  ländlichen  Gemeinden  vorhanden 
ist.  Es  vertheilten  sich  nämlich  die  Dienstboten  im  Jahre  1858  nach 
ihrer  Beschäftigungsart  dergestalt,  dass  auf  100  Dienstboten  zu  gewerb- 
lichen Zwecken  solche  für  persönliche  Dienste  gezählt  wurden 

in  den  Städten    auf  dem  Lande 


in  Preussen     .    .     . 

.       85,94 

6,64 

-  Posen     .     .     .     . 

.       60,40 

7,78 

-   Brandenburg   .     . 

.     113,83 

8,49 

-   Pommern    .     .     . 

.       72,89 

9,91 

-   Schlesien     .     .    . 

.     116,62 

7,23 

-   Sachsen  .     .     .     . 

56,99 

5,55 

-  Westfalen    .     .     . 

.       44,55 

5,26 

-   Rheinland   .     .     . 

40,11 

3,77 

-   HohenzoUorn   .     . 

45,02 

4,20 

Die  Mitwirkung  von    wirklichen  Gehülfen,  die  keine  Dienstboten 
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sind,  die  häufij?ere  hamü/Auv^  von  Tagelöhnern  und  Lohnwärtern  drängt 
in  den  Städten  die  i^ewerhliche  Thütigkeit  des  Gesindes  zurück.  Für 
Dienste  der  persönlichen  Bequemlichkeit  wird  aber  hier  beträchtlich 
mehr,  als  auf  dem  Lande  verwandt,  zumal  da,  wo  das  gleichar- 
tige Bedürfniss  Viele  auf  einem  Räume  vereinigt,  leichter  als  auf 
dem  Lande  Gelegenheit  geboten  wird .  Beschaffung  der  niederen  häus- 
lichen Arbeiten  Aufwärtern  und  Aufwärteriiineii,  Waschfrauen  und 
dergleichen  zu  übertragen.  Auch  die  grös.sere  Neigung  zum  Auf- 
wände —  speciell  hinsichtlich  der  mänidichen  Hausdienerschaft  — 
und  die  Anstandsforderuiigcn  kommen  mit  in  Betracht.  Auf  dem 
Lande,  wo  sich  die  höheren  Bequemlichkeitsbedürfnisse  gerade  in  der 
Unterhaltung  von  Pferden  und  Geschirren  ausdrücken,  ist  darum  beim 
Gesinde  für  persönliche  Dienste  auch  ein  stärkerer  Bedarf  an  Männern. 

Die  Bedeutung  des  Gesindes  für  Stadt  und  Land  wird  noch  klarer, 
wenn  die  Summe  der  in  den  Städten  oder  Landgemeinden  Dienenden 
mit  der  der  entsprechenden  Bevölkerung  verglichen  wird.  Es  werden 
in  diesem  Sinne  auf  100  Städter  resp.  Landbewohner  gehalten: 


städtische 

ländlicht 

> 

Dienstboten 

in 

den 

Städten 

Landgemeinden 

m. 

w. 

zus. 

m. 

w. 

zus. 

1858 

in  Preussen    .     .     . 

2,77 

5,97 

8,24 

6,01 

4,83 

10,84 

-    Posen 

1,92 

4,97 

6,89 

6,12 

4,89 

11,01 

-    Brandenburg  .     . 

1,84 

4,56 

6,40 

4,80 

3,93 

8,73 

-    Pommern   .     .     .     . 

1,76 

4,38 

6,14 

5,04 

4,06 

9,10 

-    Schlesien    .     .     .     . 

1,51 

5,41 

6,92 

4,64 

4,74 

9,38 

-    Sachsen      .     .     .     . 

1,36 

3,70 

5,06 

4,16 

4,25 

8,41 

-    Westfalen  .     .     . 

1,68 

4,64 

6,32 

4,03 

5,24 

9,27 

-    Rheinland  .     .     . 

1,50 

3,88 

5,38 

2,93 

3,53 

6,46 

-    Hohenzollern  .     . 

2,12 

3,98 

6,10 

3,46 

3,12 

6,58 

1861 

-    Sachsen  (Königr.) 

0,65 

4,32 

4,97 

4,88 

7,12 

12,00 

1864 

-    Weimar     .     .     . 

1,05 

4,16 

5,21 

2,35 

3,77 

6,12 

-    Meiningen .     .     . 

0,94 

4,25 

5,19 

1,90 

3,28 

5,18 

-    Altenburg  .     .     . 

0,66 

3,60 

4,26 

4,21 

5,98 

10,19 

-    Coburg  .... 

.     0,78 

5,10 

5,88 

3,20 

5,19 

8,39 

-    Rudolstadt      .     . 

.     1,02 

3,77 

4,79 

1,83 

3,66 

5,43 

-    Sondershausen     . 

1,14 

3,89 

5,03 

1,60 

2,61 

4,21 

-    Reuss  j.  L.    .     . 

— 

— 

4,72 

— 

— 

7,02 
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Diese  Zusammenstellung  lehrt,  dass  auch  bei  einer  gleich  grossen 
ländlichen ,  wie  städtischen  Bevölkerung  ein  stärkeres  Bedürfniss  nach 
Gesindediensten  auf  dem  Lande  vorliegt.  Unzweifelhaft  ist  dies  nur 
Ausfluss  der  Arbeitsorganisation,  indem  die  gewerblichen  Unternehmun- 
gen des  platten  Landes  viel  stärker,  wie  in  den  Städten  mit  Dienst- 
botenhänden betrieben  werden  —  darum  auch  wieder  sich  der  bedeu- 
tende männliche  Antheil  zeigt.  Die  Städte,  welche,  wie  nachgewiesen, 
den  grössten  Theil  der  Domestiken  für  die  häusliche  Unterstützung  in 
Anspruch  nehmen  und  weniger  in  den  Gewerben  mit  Dienstboten  ar- 
beiten, können  daher  auch  begreiflicher  Weise  nicht  so  viele  halten;  denn 
auf  dem  Lande  ist  das  Gesinde  in  erster  Linie  productiv,  verschaJBft 
seinem  Herrn  ein  Einkommen,  während  der  städtische  Dienstbotenhalter, 
der  sich  von  den  untergeordneten  Arbeiten  befreien  will,  nur  indirect 
vom  Gesinde  den  Vortheil  zieht,  dass  er  mehr  Kraft  auf  seinen  Erwerbs- 
beruf verwenden  kann.  — 

Wir  haben  nun  gesehen,  dass  die  Bedeutung  des  Gesindes  durch 
die  verschiedensten  Umstände  modificirt  wird ,  dass  es  in  wesentlich 
verschiedener  Art  thätig  ist  und  diese  Thätigkeit  wieder  auf  die  Be- 
theiligung der  stärkeren  Mannes-  oder  schwächeren  Frauenarbeit  zurück- 
wirkt, dass  es  nach  der  grösseren  oder  geringeren  Vertheilung  der  Be- 
völkerung auf  einen  Ort  sich  anders  gestaltet  und  dass  seine  ganze 
Wirksamkeit  durch  die  Beschaffenheit  der  wirthschaf fliehen  und  gesell- 
schaftlichen Verhältnisse  bedingt  ist.  Es  erübrigt  noch,  in  dem  Ver- 
hältnisse der  Dienstboten  zur  Bevölkerung  kurz 

die  Vertheilung  auf  die  Haushaltungen 

zu  berücksichtigen,  um  aus  dieser  zu  erkennen,  wie  in  Stadt  und 
Land    die    einzelnen   Familien    befähigt    sind,    hier    mehr    gewerblich, 

dort  mehr  zur  Erhöhung  des  Wohlbefindens  sich  durch  das  Gesinde 
unterstützen  zu  lassen.  Es  kommen  auf  eine  Haushaltung  Dienst- 
boten 

in  den  Städten  auf  dem  Lande 

1858  in  Preussen   ....     0,38  0,53 

-  Posen 0,33  0,54 

-  Brandenburg.     .     .     0,31  0,43 

-  Pommern  ....     0,28  0,48 

-  Schlesien   ....     0,31  0,41 

-  Sachsen     ....     0,22  0,39 

-  Westfalen  ....     0,31  0,49 

-  Rheinland      .     .     .    0,25  0,31 
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in  den  Städten     auf  dem  Lande 

1858  in  HohenzoUern .     .     .  -0,27  0,21 

1864    -  Weimar     ....  0,28  0,28 

-  Mcininf,'en      .     .     .  0,25  0,25 

-  Alteiiburg ....  0,18  0,50 

-  Coburg      ....  0,24  0,40 

-  Rudolstadt     .     .     .  0,20  0,26 

-  Sorider.shausen    .     .  0,20  0,18 

-  Keuss  j.  L.    .     .     .  0,10  0,.33 

Mit  wenigen  Ausnaliiiicn,  wie  in  Ilohen/ollern  und  Sondershausen, 
weisen  die  Ihiu>lialtinigeii  auf  dem  Lande  iiöhere  Zahlen  auf.  Terri- 
torial herrscht  grosse  Verschiedenheit.  Preussen  und  Posen,  wo  grosser 
Kinderreichtluim  die  Familienstärke  steigert  und  das  Grundeigenthum 
vielfach  geschlossen  ist,  haben  die  höchste  Zitter ;  auch  ist  hier  der 
Abstand  zwischen  Stadt  und  Land  am  auffallendsten.  Li  der  Lhein- 
provinz,  wo  viele  kleine  Grundbesitz.stücke  bestehen  und  eine  /ahlreiche 
Fabrikbevölkerung  lebt,  erkennt  man  nicht  imr  eine  Annäherung  des 
Verhältnisses  der  Dienstboten  in  ländlichen  und  städtischen  Haushaltungen, 
sondern  auch  einen  relativ  günstigen  Stand ,  wenn  man  in  Anschlag 
bringt,  dass  in  dem  gewerbtleissigen  Lande  duixh  die  Fabrikation  viele 
Kräfte  absorbirt  werden  und  die  zahlreiche  arbeitende  Klasse  meist 
keine  Dienstboten  hält.  Gerade  die  allgemeine  Wohlhabenheit  des 
sogenannten  Mittelstandes  ist  es,  welche  auf  den  Umfang,  in  dem 
das  Gesinde  auftritt,  Einfluss  übt.  Natürlich  sind  die  Stärke  der 
Familien,  die  Zahl  der  Haushaltungen  und  um  dieser  Willen  wiederum 
die  Gelegenheit  zur  Niederlassung  und  zum  Erwerbe  Momente,  welche 
bei  der  Höhe  der  Dieustbotenzifter  im  Vergleiche  zu  den  Haushaltungen 
in  Frage  kommen. 

Das  Verhältniss  der  Dienstboten  zu  den  Selbstständigen. 

Hatten  wir  bislang  die  Dienstboten  der  Bevölkerung  als  ein  Gan- 
zes gegenüber  gehalten,  so  müssen  wir  auch  noch  die  einzelnen  Klassen 
der  Bevölkerung  aufsuchen,  die  in  bedeutenderem  oder  unbedeutenderem 
Grade  Dienstbotenleistungen  in  Anspruch  nehmen.  Aus  dem  Umfange, 
in  welchem  jeder  einer  Berufsclasse  angehörige  Selbstständige,  also  ein 
solcher,  der  ein  Berufsgeschäft  für  seine  eigene  Rechnung  betreibt  oder 
in  einer  öffentlichen  Anstellung  steht,  zum  Halten  von  Dienstboten  be- 
fähigt ist,  können  wir  einen  Schluss  auf  seine  wirthschaftliche  Lage 
machen,  die  ihm  entweder  aus  Gründen  gewerblicher  Aushülfe  oder  des 
Wohllebens  und  der  häuslichen  Behaglichkeit   die  Herbeiziehung  des 
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Gesindes  empfiehlt.  Und  in  beiden  Fällen  deutet  eine  hohe  Ziffer  für 
ihn  eine  günstige  Situation  an."  Der  erste  lässt  auf  eine  grössere  Aus- 
dehnung seines  Geschäftes  schliessen,  im  andern  Falle  auf  die  Höhe 
seines  Einkommens.  Zwar  kann  auch  für  gewisse  Stände,  wie  Beamte, 
Militärs  u.  dgl.  die  Verwendung  von  Gesinde  lediglich  Ausfluss  gesell- 
schaftlicher Prätensionen  sein  und  in  keinem  Verhältnisse  zur  ökonomi- 
schen Lage  des  Betreffenden  stehen ;  im  Allgemeinen  aber  wird  es  zu- 
treffen, dass  viel  Gesinde  Wohlstand,  wenig  dagegen  einfache  oder  ärm- 
lichere Zustände  erwarten  lässt. 

Die  Nachweise  über  die  Vertheilung  des  Gesindes  auf  die  Selbst- 
ständigen der  einzelnen  Berufsklassen  müssen  wir  auf  die  mehrfach  ge- 
nannten 6  thüringischen  Staaten  beschränken  Zwar  hat  Lübeck  eben- 
falls Dienstboten  und  Selbstständige  in  Beziehung  gebracht,  doch  nicht 
in  der  Weise,  dass  die  Uerufsklassen  ohne  grosse  Mühe  mit  den  thü- 
ringischen verglichen  werden  könnten. 

Da  die  Verhältnisse  zur  Bevölkerung  ausführlich  mitgetheilt  sind, 
so  braucht  hier  nur  in  Bezug  auf  alle  Selbstständigen  die  Durch- 
schnittssumme für  die  sechs  thüringischen  Staaten  erwähnt  zu  werden. 
Es  fanden  sich  darnach  bei  der  Zählung  von  1864  städtische  resp. 
ländliche  Dienstboten  auf  einen  Selbstständigen 
in  den  Städten  auf  dem  Lande  überhaupt 

m.       w.      zus.  m.        w.      zus.  m.        w.      zus. 

0,03     0,14     0,17  0,09     0,15     0,24  0,07     0,15     0,22 

Dass  das  ländliche  Gesinde  prävalirt  und  in  den  Städten  wieder 
das  weibliche  Geschlecht,  bedarf  nach  den  vorausgegangenen  Mitthei- 
lungen keiner  Erörterung  mehr. 

Hier  ist  aber  noch  einzuschalten,  dass  obige  Zahlen  nicht  ganz 
genau  das  'Verhältniss  der  von  den  Selbstständigen  gehaltenen  Dienst- 
boten zu  jenen  darstellen,  sondern  dass  in  der  Dienstbotenzifter  auch 
die  Zahl  derer  mit  enthalten  ist,  welche  bei  den  Gehülfen  des  entspre- 
chenden Selbstständigen  im  Dienste  standen.  Durch  die  Seltenheit  sol- 
cher Erscheinung  aber  in  Thüringen  ist  ihnen  keine  besondere  Rubrik 
eingeräumt  worden  ^3^.  Ferner  hat  die  für  diese  Untersuchung  so 
fruchtbringende  Auseinanderhaltung  der  beiden  Hauptbeschäftigungs- 
arten des  Gesindes  in  den  statistischen  Aufnahmen  für  Thüringen  nicht 
stattgefunden.  So  müssen  wir  uns  darauf  beschränken,  einfach  die  Ver- 
hältnisse, wie  wir  sie  vorfinden,  wiederzugeben.  Die  folgende  Tabelle 
gewährt  eine  Uebersicht  der  Vertheilung  auf  die  einzelnen  Berufsklas- 


93)  Hiidebrand,  Statistik  Thüringens  S.  231. 
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sen  und  zwar  mit  Riicksiclit  auf  Stadt  und  Land  (das  städtische  Ge- 
sinde auf  die  städtisciie,  das  ländliche  auf  die  ländliche  licvülkerung 
bezogen)  und  auf  die  Geschlechter. 

Verhältniss  der  Dienstboten  zu  den  Selbstständigen  in  den  einzelnen 
Berufsständen  in  Weimar,  Meiningen,  Altenburg,  Coburg,  liudolstadt, 

Sondershausen  18(54. 


Berufssinndc. 


Auf  100  Sclb.ststäii(iige  kommen  Dicriiitboten  und  zwar 


in  den  Studien 


in  den  Land- 
gemeinden 


iiberiiaupt 


1)  Land-  u.  Forst- 
wirthschaft    .  . 

2)  Bergbau     .  .  . 

3)  Industrie    .  .  . 

a)  V.  Nahrungs- 
mitteln  .  .  . 

b)  V.  Kleidern  . 

c)  V.  Bauhand- 
werkeu   .  .  . 

d)  Wohnung, 
Geräthe  etc. 

e)  sonstige    In- 
dustrielle .  . 

4)  Handel    .... 

5)  Transportge- 
vverbe 

6)  Handarbeiter 
u.  Tagelöhner 

7)  Geistliche  .  .  . 

8)  Lehrer    .... 

9)  Beamte  etc.  .  . 

10)  Militär    .  .  .  . 

11)  Wissenschaften 

12)  Pensionisten    . 

1 3)  Personen  ohne 
Berufsausübung 

14)  Personen  ohne 
angegeb.  Beruf 


2(i,4U34,57|GU.97 
1,12'  4,Ü7!  5,79 
2,35|13,18  15,53 


15,6950,94 
0,73i  6,46 

5,44!  15,72 


1,38 

0,26 

1,38 

7,75 

0,01 
2,31 
0,77 
2,62 
1,09 
1,59 
1,45 


15,14 

6,15 
5,18 

14,39 


27.3138,21  65.52 
1,50  2,35  3,85 
3,43    8,23ill,66 


66,64 
7,19 

21,16 

16,52 

6,41 
6,56 

22,14 


30,16 
0,20 

5,92 

1,25 


46,1776,33 
2,41    2,61 


15,75 


21,67 


6,10:  7,35 


1,12    4,88!  6,00 
11,70  28,08  39,08 


6,2111,25 


17,46 


0,14i  0.15 
73,15|75,46 
28,4429,21 


30,01 

4.33 

22,70 

16,53 


0,21 


4,71 


32,63 

5,42 

24,29 

17,98 


0,Oll  0,17!  0,18 
7,35j87,65'95,00 
1,0121,0122.02 
8,67j  9^36 
—  !  7,13 
30,99:38,05 
1,42|   1,71 


0,69 
7,13 

7,06 
0,29 


4,92 


0,27 


1,86!  2,13 


27,25  37,97  65,22 
1,38  3,(J2  4,40 
2,9010,5313,43 

:       i 

22,9748,55|71,52 
0,48|  4,66j  5,14 

5,70|l5,73J21,43 

l,3l|l0,08|ll,39 

I 
0,75!  5,43,  6,18 
12,83  39,39  52,22 


7,13 


13,14 


0,0l!  0,16 
5,95184,13 
0,91:24,09 
2,0623,88 
1.12i  4,31 
2,1123,48 
0.68    6.44 


0,24 


20,27 

0,17 
90,08 
25,00 
25,94 

5,43 
25,59 

7.12 


3,10    3,34 


Hiernach  zeigt  die  Land-  und  Forstwirthschaft  den  grössten  Dienst- 
botenbestand;  er  beträgt  hier 
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für  das  männliche  Geschlecht  27,55  "/o, 

-  -    weibliche  -  37,79  Vo, 

-  beide  Geschlechter  65,22  «/o- 
Sämmtliche  Knechte  und  Mägde,  die  bei  der  Landwirthschaft  ar- 
beiten, sind  dabei  dem  Gesinde  zugerechnet  worden.  Das  Gesinde  ist 
vorwiegend  landwirthschaftlicher  Natur,  was  wiederum  die  geringe  Dif- 
ferenz zwischen  beiden  Geschlechtern  erkennen  lässt.  Bequemlichkeits- 
dienste finden  sich  auf  dem  Lande,  dem  Hauptsitze  des  Ackerbaues, 
natürlich  seltener.  Das  tritt  noch  deutlicher  hervor,  wenn  man  Stadt 
und  Land  mit  in  Rechnung  bringt.  Es  fallen  dann  für  alle  sechs  Län- 
der auf  100  selbstständige  Landwirthe 

in  den  Städten  auf  dem  Lande 

m.  w.  zus.  m.  w.  zus. 

26,40         34,37         60,97  27,31  38,21         65,52 

Wie  stark  die  Mitwirkung  der  Gesindethätigkeit  bei  der  Landwirth- 
schaft ist,  zeigt  am  besten  ein  Vergleich  mit  den  Gehülfen  derselben 
und  den  Tagelöhnern.  Dabei  sollen  lediglich  die  Landgemeinden,  weil 
der  Ackerbau  in  den  Städten  doch  nur  in  zweiter  Stufe  hervortritt, 
berücksichtigt  werden.  Von  100  Selbstständigen  in  der  Landwirthschaft 
kommen,  sämmtlich  auf  dem  Lande  wohnhaft. 


Dienstboten, 

Gehülfen, 

Tagelöhner 

in  Weimar 

55,57 

21,51 

13,15 

-   Meiningen 

56,27 

93,83 

95,00 

-   Alteuburg 

147,34 

68,19 

117,90 

-    Coburg 

105,72 

86,37 

122,24 

-   Rudolstadt 

64,98 

36,70 

137,07 

-   Sondershausen 

43,01 

49,31 

120,14 

d.  h.  im  Durchschnitt 

71,49 

42,92 

120,43 

Die  Mitwirkung  des  Gesindes  für  landwirthschaftliche  Productions- 
zwecke  ist  also  noch  sehr  beträchtlich.  Altenburg  namentlich  mit  sei- 
nem grossen  geschlossenen  Grundbesitz  bestellt  das  Land  noch  grössten- 
theils  mit  Gesinde.  Ausser  so  starkem  Gesindebestande  sind  Tagelöh- 
ner und  Gehülfen  zahlreich  thätig.  Das  Gleiche  gilt  von  Coburg.  Diese 
Fälle  bestätigen  unsere  früher  aufgestellte  Ansicht,  dass  grosser  Grund- 
besitz die  Zahl  des  Gesindes  und  zwar  des  gewerblichen  hoch  zu  hal- 
ten angethan  sei.  Bei  Rudolstadt  und  Sondershausen  wird  die  Thätig- 
keit  des  Gesindes  durch  beträchtliche  Mitwerbung  der  Tagelöhner  niedrig 
gestellt.  Dies  kann  sowohl  für  eine  höhere,  intensive  ländliche  Wirth- 
schaftsform  sprechen,  der  die  Verwendung  von  Tagelöhnern  billiger  zu 
stehen  kommt,  als  die  des  Gesindes  j  es  kann  aber  auch  ein  Anzeichen 
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minderer  Wohlhabenheit  der  ländlichen  Besitzer  sein,  welche  Gesinde 
zu  halten  nicht  im  Stande  sind.  Sehr  klein  ist  das  landwirthschaft- 
liche  Gesinde  in  Weimar  -  aber  noch  unbedeutender  die  Zahl  der 
ländlichen  Tagelöhner  und  verschwindend  die  der  Gehülfen.  Kleiner 
ländlicher  Grundbesitz,  der  nicht  mehr  y\rbcit  als  die  des  Eigcnthümers 
mit  Hülfe  seines  Gespannes  in  Anspruch  ninnnt,  Dienstboten  ausserdem 
jedoch  nicht  ernähren  kann,  wird  wohl  eine  Ursache  dieser  Erschei- 
nung sein.  Abgesehen  von  diesem  Falle,  spricht  die  Zahl  des  Gesindes 
für  die  durchschnittliche  Wohiliabenheit  der  Landwirthe. 

Der  Bergbau,  welcher  nur  in  einzelnen  Districten  Thüringens  und 
dort  auch  nicht  einmal  in  grosser  Ausdehnung  betrieben  wird,  hat  nur 
einen  kleinen  Gesindestand.  Die  Bergleute  selbst  werden  wohl  kaum 
für  häusliche  Dienste  Aufwand  machen  können,  die  Unternehmer  und 
Techniker  sind  aber  nicht  zahlreich,  so  dass  der  Procenttheil  unwesent- 
lich ist. 

Weit  ansehnlicher  hält  dagegen  der  Handelsstand  Gesinde.  Durch- 
schnittliche Ergiebigkeit  des  Geschäftes  ermöglicht  die  Befriedigung  des 
Verlangens  nach  häuslicher  Bedienung.  Wunderbarerweise  hat  aber 
auch  hier  das  ländliche  Gesinde  die  und  zwar  viel  höhere  Zifler.  Es 
befinden  sich  in  Thüringen  in  Procenten  zu  den  selbstständigen  Han- 
deltreibenden 

in  den  Städten  auf  dem  Lande 

Dienstboten, 
m.  w.  zus.  m.  w.  zus. 

1,38         5,18         6,56  11,70         28,08         39,80 

In  den  Städten  ist  das  männliche  Geschlecht  schwach  vertreten, 
auf  dem  Lande  ist  es  doch  so  bedeutend,  dass  man  annehmen  kann, 
es  werde  auch  von  den  Kaufleuten  und  Krämern,  die  über  das  Land 
verbreitet  sind,  zu  gewerblichen  Arbeiten  ziemlich  viel,  wohl  meistens 
zur  Bestellung  des  Feldes  verwandt,  indem  sie  häufig  zugleich  im  Besitz 
einiger  Aecker  Land  sein  mögen.  Ein  mittleres  Verhältuiss  besteht  in 
den  Transportgewerben,  doch  werden  die  Dienstboten,  soweit  sie  dem 
männlichen  Geschlecht  angehören ,  wohl  mehr  für  die  Besorgung  des 
Geschäftes,  als  der  häuslichen  Aufwartung  wegen  gehalten. 

Weniger  schon  findet  sich  das  Gesinde  in  der  Industrie  überhaupt. 
In  den  verschiedenen  Arten  dieser  Gattung  herrscht  aber  ein  merk- 
licher Abstand.  x\m  bedeutendsten  ist  die  Anzahl  in  den  Gewerben 
für  die  Bereitung  von  Nahrungsmitteln.  Bei  diesen  hat  entschieden 
eine  häufige  Benutzung  der  Dienstboten  zu  gewerblicher  Unterstützung 
mitgewirkt,  doch  auch  ebenso  sehr  ein  gewisser  Wohlstand  zur  höheren 
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Zahl  beigetragen.  Die  Gewerbe  zur  Herstellung  von  Kleidung  weisen 
einen  geringen  Bestand  auf.  Wo  das  Gewerbe  im  Kleinen  betrieben 
wird,  wirft  es  nicht  so  viel  ab,  um  darauf  noch  Gesinde  zu  halten; 
nur  derjenige,  der  die  Mittel  zum  Grossbetriebe  besitzt,  wird  auch  für 
seine  häusliche  Bedienung  den  Lohn  bezahlen  können.  In  nicht  viel 
besserer  Lage  befinden  sich  die  Gewerbetreibenden,  welche  Geräthe 
verfertigen  oder  für  die  Ausstattung  von  Wohnungen  sorgen;  auch  sie 
können  nur  selten  so  viel  erübrigen,  einen  Domestiken  zu  miethen. 
Die  Ursache  wird  auch  hier  in  der  Kleinheit  des  Betriebes  liegen. 

Der  Bauhandwerker  ist  hingegen  günstiger  gestellt.  Er  hält  mehr 
Gesinde,  das  sich  für  Stadt  und  Land  ziemlich  gleichstellt.  Der  weib- 
liche Theil  prädominirt,  der  männliche  beträgt  um  Va  weniger;  ersterer 
wird  der  Mehrzahl  nach  für  die  Bequemlichkeit  dienen,  letzterer  gewiss 
vielfach  für  die  Besorgung  des  Geschirres,  welches  hier  für  den  Ge- 
schäftsbetrieb öfters  gehalten  wird.  Gering  sind  die  Zahlen  bei  Pen- 
sionisten, bei  Personen  ohne  Berufsausübung,  am  schwäphsten  ein- 
leuchtender Weise  bei  den  Handarbeitern  und  Tagelöhnern,  wie  beim 
Militär.  Beamte,  Lehrer  an  Schulen  und  Akademieen,  sowie  sonst 
den  Künsten  und  Wissenschaften  obliegende  Personen  stehen  in  der 
Mitte.  Hier  verschwindet  das  männliche  Gesinde  fast  ganz.  Dies,  als 
auch  das  Moment,  dass  in  diesen  Berufszweigen  von  gewerblicher  Un- 
terstützung keine  Rede  sein  kann,  giebt  die  fast  ausschliessliche  Ver- 
wendung für  Bequemlichkeitszwecke  an.  Ganz  ähnlich  verhält  es  sich 
bei  der  Geistlichkeit;  nur  hat  sie  den  grössten  Domestikenbestand,  was 
um  so  erklärlicher,  da  man  es  hier  mit  einer  in  pekuniärer  wie  gesell- 
schaftlicher Hinsicht  ziemlich  gleichartig  zusammengesetzten  Berufs- 
klasse zu  thun  hat,  die  wohl  allerwegen  das  Bedürfniss  und  auch  die 
Mittel  hat,  sich  durchschnittlich  einen  Domestiken  zu  halten. 

So  geben  in  ihrem  Verhältnisse  zu  den  Selbstständigen  die  Dienst- 
boten gewissermassen  einen  Barometer  ab ,  der  über  den  Wohlstand, 
wie  er  in  den  einzelnen  Berufsständen  herrscht,  Anhaltepunkte  zu 
gewähren  vermag. 


20 


VI. 
Zur  Lehre  vom  Einkommen. 

Von 
Prof.  Dr.  Roosler  in  Rostock. 

Das  Einkommen  wird  von  der  herrschenden  Schule  erklärt  als  das 
einer  Person  zufallende  Ergebniss  ihrer  wirthschaftlichen  Thätigkeit, 
welches  von  ihr  frei  verzehrt  werden  kann.     So  sagen: 

Hernlann'):  »So  wenig  jede  Ausgabe  Verbrauch  ist,  so  wenig 
ist  jede  Einnahme  Einkommen.  Dieses  ist  vielmehr  die  Summe  der 
wirthschaftlichen  oder  Tauschgüter,  welche  in  einer  gegebenen  Zeit  zu 
dem  ungeschmälert  fortbestehenden  Stammgut  einer  Person  neu  hinzu- 
treten, die  sie  daher  beliebig  verwenden  kann.« 

Rau^):  »Während  der  Ertrag  als  die  Wirkung  einer  äus.seren  Ur- 
sache von  Güterzuflüssen  gedacht  wird,  ist  dagegen  bei  dem  Begriff 
von  Einkommen  (Einkünften)  die  Beziehung  auf  eine  Person,  die  es 
empfängt,  ganz  wesentlich.  Dasselbe  besteht  nämlich  aus  denjenigen 
Einnahmen,  die  einer  regelmässigen  Wiederholung  fähig  sind  und  von 
dem  Empfänger  für  seinen  eigenen  Vortheil  verwendet  werden  können, 
ohne  dass  der  Vermögensstamm  darunter  litte  oder  Andere  darauf  einen 
Anspruch  machen  könnten.  Die  Einkünfte  sind  für  den  Empfänger 
neue  Vermögenstheile  und  werden  dem  im  Anfange  eines  Zeitraumes, 
z.  B.  eines  Jahres,  schon  vorhandenen  Stamme  entgegengesetzt.« 

Pioscher^):  »Der  Begriff  Einnahme  umfasst  alle  Güter,  die 
innerhalb  einer  gewissen  Periode  neu  in"s  Vermögen  treten;  Einkom- 
men dagegen  nur  solche  Einnahmen,  die  aus  einer  wirthschaftlichen 
Thätigkeit  herrühren.  Ertrag  ist  Einkommen  vom  Standpunkte,  nicht 
des  wirthschaftenden  Subjects,  sondern  der  Wirthschaft  selbst  oder 
des  bewirthschafteteu  Objects  angesehen.« 


1)  Staplswirthscliafll.  Unters.  S.299. 

2)  Lelirbuch  (6.  Aufl.)  Bd.  1   §.  70. 

3)  System  Bd.  1  §.  144  (4.  Aufl.). 
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Stein*):  »Das  Einkommen  ist  die  aus  der  regelmässigen  wirth- 
schaftlichen  Production  hervorgehende  regelmässige  Einnahme. 
—  Das  Einkommen  gehört  dem  Einzelnen,  der  es  erzeugt,  aber  es  ist 
bedingt  durch  die  Wirthschaft ,  aus  der  es  hervorgeht.« 

V.  Mangoldt^):  »Die  Gesammtheit  der  einem  wirthschaftenden 
Subjecte  in  einer  bestimmten  Periode  zufliessenden  Güter,  welche  nicht 
Ersatz  von  Capital  sind  und  über  welche  jenes  daher  frei  verfügen  kann, 
nennt  man  sein  Einkommen.« 

Ganz  in  derselben  Weise  wird  das  Einkommen  auch  von  den  aus- 
ländischen Schriftstellern  angesehen;  es  scheint  jedoch  nicht  nöthig, 
hierüber  weitere  Belege  beizubringen. 

Bei  dieser  Auffassung  des  Einkommens  hat  man  sich  einen  produc- 
tiven  Stammfond  zu  denken,  der  von  seinem  Besitzer  in  der  Absicht, 
neue  Güter  hervorzubringen,  verwendet  wird;  das  reine,  über  den  Be- 
trag des  Stammfonds  hinausgehende  Ergebniss  dieser  Verwendung  für 
die  Person  des  Besitzers  bildet  nun  eben  sein  Einkommen.  Dieser 
Stammfond  wird  sein  entweder  Natur  (Grundbesitz)  oder  Capital  oder 
Arbeit. 

Die  soeben  dargestellte  Lehre  beruht  vollständig  auf  der  von  Adam 
Smith  gegebenen  Deduction  des  sog.  ursprünglichen  Einkommens,  wel- 
ches aus  den  drei  sog.  Güterquelleu  Natur,  Capital  und  Arbeit  für 
deren  respective  Besitzer  entspringt;  und  es  liegt  ihr  der  socialistische 
Grundsatz  zu  Grunde,  dass  Jedem  das  Product  seiner  wirthschaftlichen 
Thätigkeit  ursprünglich  angehöre.  Da  der  Besitz  von  Boden  oder  Ca- 
pital eigentlich  noch  nicht  als  wirthschaftliche  Thätigkeit  gelten  kann, 
so  muss  letztere  im  weitesten  Sinne  genommen  werden,  nämlich  als 
Betheiligung  an  der  Production  durch  blosse  Einwerfung  von  Productions- 
mitteln.  Es  ist  bekannt,  dass  Adam  Smith  auf  diese  Anbequemung 
an  die  Wirklichkeit  mit  grossem  Widerstreben  einging,  da  er  der  An- 
sicht war,  dass  der  Arbeit  die  Frucht  ihres  Fleisses  ausschliesslich  ge- 
bühre, womit  sich  ein  ursprünglicher  Antheil  der  besitzenden  Klassen 
am  Arbeitsproduct  nicht  verträgt. 


4)  Lehrbuch  der  Volkswirlhschafl  S.  108. 

5)  Grundriss  der  Volkswirlliscliaflslelire  §.  89.  Warum  v.  M  das  Einkonimpn 
vom  Ileincrlrag  zum  Thcil  dadurch  unlcrsclieidet ,  dass  let/lercr  immer  als  Folge 
einer  beslimmten  Froduclion  ersdieine,  jenes  dagegen  nicht,  ist  niciit  einzusehen, 
da  er  doch  in  seinen  Begriff  des  Einkoiiimens  das  Kriterium  des  wirth-sciiafteiiden 
Subjects  mit  aufgenommen  hat  Er  müsste  denn  Wirlhscliaft  von  Production  unter- 
scheiden und  die  erslere  auch  als  blosse  Verwendung  von  Einkommen  aufrassen;  dann 
ist  seine  Definition  inconsistent. 

2ü* 
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Die  Veii)in(liinf,'  des  EinkominensbeRriffes  mit  den  wirthschaftlichen 
Quellen  des  Kinkonjuiens,  der  eif,'entliche  Kern  der  Adam  Smith  "sehen 
Lehre,  gilt  so  sehr  als  wesentliches  Element  jenes  Begriffes,  dass  Stein*) 
davon  geradezu  das  wissenschaftliche  Vcrständniss  des  Einkommens  ab- 
hängig macht.     Zum  Wesen   des  Einkommens   gehört   somit  zweierlei : 

1)  eine  Güterquclle ,   welche  neue  Güter  hervorzubringen  vermag,  und 

2)  ein  Besitzer  einer  solchen  Güterquelle,  dem  ihr  Product  ausschliess- 
lich angehört.  Auch  ist  hinlänglich  bekannt  und  aus  allen  Lehrbüchern 
zu  ersehen,  dass  die  Lehre  vom  Einkommen  wesentlich  als  die  Lehre 
von  der  Vertheilung  der  Güter  behandelt  wird. 

Da  sich  aber  die  Productionserträgnisse  in  der  Gesellschaft  auch 
noch  in  einer  anderen,  als  der  bisher  bezeichneten  Weise  vertheilen. 
so  hat  schon  Adam  Smith  eine  weitere  Kategorie  des  Einkommens, 
nämlich  das  abgeleitete  Einkommen,  zu  dem  ächten  oder  ursprünglichen 
hinzugefügt;  das  abgeleitete  Einkommen  sei  nämlich  dasjenige,  welches 
Anderen  als  den  Besitzern  von  Productivfonds  zufalle,  oder,  wie  Röscher 
sagt,  da  der  Begriff  des  Productivfonds  praktisch  höchst  verschieden  auf- 
gefasst  werden  kann,  welches  »unentgeldlich«  bezogen  werde  ^j.  Dieses 
abgeleitete  Einkonmien  hat  man,  da  es  ein  wirthschaftliches  Moment 
nicht  zu  enthalten  schien,  weiter  nicht  berücksichtigt,  sondern  höchstens 
mit  einigen  gelegentlichen  Bemerkungen  abgefertigt.  »Neue  Güter«, 
sagt  z.  B.  Hermann^),  »kann  der  Einzelne  auch  ohne  wirthschaftliche 
Vergeltung  von  Anderen  erhalten;  da  dies  aber  eine  blosse  Aen- 
derung  in  der  Vertheilung,  keine  Vermehrung  des  Ge- 
sammteinkommens  der  Nation  ist,  so  können  wir  hiervon 
absehen.« 

Das  Auffallende  dieses  Ausspruchs  leuchtet  sofort  ein.  Denn  ist 
die  Lehre  vom  Einkommen  die  Lehre  von  der  Vertheilung  der  Güter, 
wie  kann  man  dann  principiell  diejenige  Vertheilung  davon  ausschliessen, 
die  nicht  zugleich  eine  Vermehrung  des  nationalen  Gesammteinkommens 
ist?  Gibt  es  überhaupt  begrifflich  eine  Vertheilung  des  Gesammt- 
einkommens, welche  zugleich  eine  Vermehrung  desselben  ist?  Ueber- 
dies  hat  Hermann  das  Kriterium  der  Person  in  seine  Definition  vom 


6)  A.  a.  0.  S.  111. 

7)  A.  a.  0.  §.  144. 

8)  A.  a.  0.  S.  299  Nr.  3.  Vergleicht  man  diesen  Ausspruch  mit  der  obigen 
von  Hermann  gegebenen  Definition  des  Einkommens,  so  kann  man  letzteres  im 
Sinne  Herniann's  nur  als  reinen  Produclionsertrag  auffassen;  mit  anderen  Worten, 
wie  nachher  gezeigt  werden  wird,  die  Einkommenslehre  würde  hiernach  eigentlich 
in  die  Lehre  von  der  Productiou  gehören. 
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Einkommen  mit  aufgenommen;  diejenigen,  welche  ein  sog.  abgeleitetes 
Einkommen  beziehen ,  sind  aber  doch  wohl  auch  Personen. 

Entweder  ist  die  Lehre  vom  Einkommen  die  Lehre  von  der 
Vertheilung  der  Güter,  dann  müssen  offenbar  sämmtliche  Vertheilungs- 
arten,  auch  diejenigen,  die  ein  sog.  abgeleitetes  Einkommen  ergeben, 
hereingezogen  werden,  widrigenfalls  der  hierauf  bezügliche  Theil  der 
Lehre  eine  Lücke  lassen  würde.  Oder  das  abgeleitete  Einkommen 
muss  ausserhalb  dieses  Kreises  stehen,  dann  kann  die  Lehre  vom  Ein- 
kommen nicht  eine  Lehre  von  der  Vertheilung  der  Güter  sein,  sie  ge- 
hört dann  entweder  in  die  Lehre  von  der  Production  oder  von  der 
Consuration.  Warum  »eine  andere  Vertheilung«  als  die  des  ursprüng- 
lichen Einkommens  nicht  in  die  Lehre  von  der  Vertheilung  gehören 
soll,  müsste  doch  gewiss  noch  besonders  erwiesen  werden. 

Man  wird  vielleicht  einwenden,  jedenfalls  müssten  diese  beiden  Ar- 
ten von  Einkommen  aus  einander  gehalten  werden,  weil  in  dem  einen 
von  ihnen,  dem  ursprünglichen,  der  gesammte  Jahreszuwachs  zum  vor- 
herigen Stammvermögen  enthalten  ist  und  dieses  mit  jenem  in  causa- 
tivem  und  unzertrennlichem  Zusanmienhang  steht,  was  von  dem  ab- 
geleiteten durchaus  nicht  gesagt  werden  könne  ^).  Nun ,  im  Sinne  des 
Adam  Smith,  von  dem  diese  ganze  Eintheilung  herrührt,  ist  dieser 
Einwand  sicherlich  nicht  begründet ,  man  müsste  denn  glauben ,  dass 
die  blosse  »Thätigkeit«  der  Grundeigner,  Stockbesitzer  und  Arbeiter 
zur  Hervorbringung  des  Nationaleinkommens  hinreiche.  Insofern  man 
aber  neuerdings  die  Anwendung  des  Begriffs  verbessert  und  jedes  »gegen 
Entgelt«  bezogene  Einkommen  zum  abgeleiteten  gerechnet  hat,  bleibt 
nicht  nur  stets  die  Frage  offen,  ob  die  auf  diese  Weise  hereingezogenen 
Einkommenszweige  wirklich  eine  productive  Quelle  haben,  sondern  es 
bedarf  nur  einiger  diabetischer  Wendungen,  um  überhaupt  jede  Ein- 
nahme als  eine  entgeltliche  zu  qualificiren.  Denn  man  darf  z.  B.  nur 
den  Militärsold  als  Kaufpreis  militärischer  Arbeitskraft  oder ,  wie  dies 
v.  Mo  hl  gethan,  das  Almosen  als  Nachzahlung  von  vorsichtiger  Weise 
zurückbehaltenem  Arbeitslohn,  oder  das  Geschenk  als  einen  Austausch 


9)  Zugegeben,  dieser  Einwand  wäre  begründet,  so  handelt  es  sich,  sollte  man 
«»einen,  gerade  darum,  zu  wissen,  welches  Schicksal  der  Gesauimterliag  in  seinem 
Laufe  durch  die  ganze  Gesellschaft  erfährt;  um  Gewissheit  darüber  zu  haben,  Iheils 
wie  der  Con.sumtionszweck  im  Umkreis  der  ganzen  Gesellschaft  erreicht  wird,  theils 
wie  von  dieser  universellen  Vertheilung  die  Bedingungen  der  Ueproiluclion  gewahrt 
oder  gefördert  werden.  Zur  letzteren  Unter-suchung  hätte  schon  die  bekannte  Unter- 
scheidung der  sog.  productiven  und  unproductiven  Consumlion  auffordern  müssen. 
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gegen  das  Vergnügen  des  Wohlthuns  '"j ,  den  Lotteriegewinn  als  eine 
Versicherungspränii(!  für  die  (icfalir  des  Verlustes  oder  als  gekaufte 
res  incorta  u.  s.  w.  darstellen,  so  füllt  das  abgeleitete  Kinkonimen  über- 
haupt fort  und  nur  das  urspriinglielie  bleibt  übrig. 

Aber  verträgt  sieb  (l(;iin  diese  Hrweiterung  des  Bogrifls  mit  den 
Consequenzeii  der  Sni  i  tb' sehen  LehreV  Keineswegs.  Im  (iegeiitheil, 
diese  wird  dadureh  geradezu  über  den  Haufen  geworfen.  Denn  nach 
Adam  Smith  sind  die  drei  ursprünglichen  Einkommenszweige  wesent- 
liche Bestandtheile  des  Preises  der  Waaren,  und  nur  sie;  und  nur  weil 
der  Preis  der  Waaren  diese  drei  nothwendigen  Pestandtheile  hat,  er- 
scheinen jene  drei  Einkommenszweige  ausgezeichnet  vor  allen  übrigen. 
Zieht  man  nun  auch  andere  Einkommenszweige  in  den  (ursprünglichen) 
Kreis  der  ur.sprünglichen  herein,  so  ist  auch  die  Smith  "sehe  Preis- 
lehre nicht  mehr  richtig,  folglich  auch  nicht  mehr  die  Productionslehre, 
und  die  blosse  Betrachtung  von  Arbeit,  Natur  und  Capital  reicht 
nimmermehr  aus,  um  die  Entstehung  und  den  Verkehr  der  Güter  zu 
erklären '\).  Ich  glaube  daher,  behaupten  zu  dürfen,  dass  die  neuere 
Schule,  welche  jene  Verbesserung  in  der  Anwendung  des  Begriffs  des 
ursprünglichen  Einkommens  für  nothwendig  erklärte,  aber  trotzdem  die 
Smith  "sehe  Preis-  und  Productionstheorie  beil;ehielt.  dies  kaum  mit 
rechtem  Bewusstsein  gethan  haben  kann. 

Ich  wiederhole  aber,  dass  Smith  und  die  herrschende  Theorie, 
indem  sie  in  der  Materie  von  der  Vertheilung  der  Güter  nur  das  eine 
productive  Beziehung  habende  Einkommen,  freilich  ohne  Consequenz, 
abhandelten ,  damit  in  der  Lehre  von  der  Production  stehen  geblieben 
und  ihrem  eigentlichen  Gegenstande,  der  Vertheilung,  abtrünnig  ge- 
worden sind.  Denn  es  handelt  sich  hiernach  um  dasjenige  Einkommen, 
in  welchem  eine  Vermehrung  des  Nationaleinkommens  zu  finden  ist. 
Diese  Vermehrung  des  Gesammteinkommens  ist  Nichts  als  der  Pro- 
ductionsertrag  der  gesammten  Wirthschaft ,  wie  denn  Röscher  aus- 
drücklich das  I^nkommen  »vom  Standpunkte  der  Wirthschaft  selbst* 
als  Ertrag  bezeichnet.  Kennt  man  die  von  Adam  Smith  aufgestellten 
drei  Productionsquellen  sammt  ihren  Inhabern  und  die  ergiebigste  Weise 


10)  Wenn  man  einen  guten  Magen,  Scliönlieit  u.  dergl.  als  Güter  qualificirt 
(Rosclierj,  dann  wird  man  wohl  auch  den  Genuss  von  Wohltliätigkeit  dahin  rech- 
nen düifen. 

11)  Es  giebt  nun  allerdings  Oekonomislen,  welche  in  den  Geistlichen  Producen- 
ten  von  Erbauung,  im  Militär  und  in  den  Beamten  Producenten  von  Sicherheit  u.  s.  f. 
erblicken;  fü'r  diese  müssen  freilich  die  Begriffe  von  Arbeit,  Natur  und  Capital  aus- 
reichen, um  Alles,  was  in  der  Gesellschaft  geschieht,  darunter  zu  subsumiren. 
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ihrer  Verwendung,  so  sind  eben  damit  die  Gesetze  der  Vermehrung 
des  Gesammteinkoramens  der  Nation  gegeben ,  da  sich  ja  ihre  persön- 
lichen Ergebnisse  von  selbst  dem  Verhältniss,  in  welchem  die  Inhaber 
der  drei  Productionsquellen  zu  einander  stehen ,  anschmiegen  sollen. 
Sind  aber  die  persönlichen  Ergebnisse  andere,  als  sich  hiernach  ergeben 
müsste,  so  kann  auch  nicht  der  Bezug  von  Einkommen  mit  dem  reinen 
Besitz  eines  productiven  Stammfonds  zusammenfallen  und  insbesondere 
besteht  dann  vollends  gar  kein  Grund  mehr,  ein  sog.  abgeleitetes  von 
demjenigen,  welches  aus  einem  solchen  Stammfond  fliesst.  abzuscheiden. 
Denn  wenn  z.  B.  die  Grundherren ,  blos  weil  sie  Eigenthümer  sind, 
einen  Antheil  an  dem  Lohn  der  Arbeiter  mitfortnehmen  und  dennoch 
ihre  Grundrente  als  ursprüngliches  Einkommen  mitgezählt  wird,  warum 
sollen  nicht  auch  andere  Einkommensarten,  die  einen  anderen  Rechts- 
titel  für  sich  haben,  zum  ursprünglichen  gerechnet  werden  können? 

Bei  Adam  Smith  vollends,  welcher  die  Arbeit  als  die  letzte  und 
eigentliche  Quelle  aller  Güter  ansieht,  nimmt  sich  die  Sonderung  des 
ursprünglichen  und  abgeleiteten  Einkommens  höchst  merkwürdig  aus. 
Denn  er  hätte  ja  hiernach  auch  Grundrente  und  Capitalgewinn  zum 
abgeleiteten  rechnen  müssen ,  wenn  er  den  von  ihm  aufgestellten  Be- 
griffen nur  einigermassen  hätte  getreu  bleiben  wollen.  Warum  that  er 
dies  aber  nicht?  Weil  er,  wie  jedes  Kind,  wusste,  dass  der  Arbeits- 
lohn nicht  den  wirklichen  Preis  der  einzelnen  Waaren  erschöpft.  Frei- 
lich erschöpft  diesen  Preis  auch  die  Hinzurechnung  der  Grundrente  und 
des  Capitalgewinnes  nicht,  man  müsste  denn  Steuern  u.  s.  w.  noth- 
gedrungen  als  abgeleitetes  Einkommen  bezeichnen,  was  aber  wiederum 
die  neuere  Theorie  nicht  zugeben  will  '^).  Mit  dieser  Distinction  dreht 
man  sich  also  fortwährend  im  Kreise  herum,  ohne  einen  festen  An- 
haltspunkt gewinnen  zu  können.  Uebrigens  liegt  darin  ein  neuer  Be- 
weis dafür,  dass  die  Smith'sche  Einkommenslehre  im  Grunde  nur 
eine  Preis-  und  Productionslehre  ist. 

Allein  auch  in  die  Materie  von  der  Consumtion  spielt  diese  liChre 
weit  eher  hinüber,  als  darin  eine  wirkliche  und  selbständige  Einkommens- 
theorie  enthalten  ist.  Denn,  sagt  man,  alles  Einkommen  besteht  aus 
Producten ,  weil  nur  Producte  frei  für  unsere  Bedürfnisse  verzehrt 
werden  können.  Die  angebliche  Einkommenslehre  enthält  also  hiernach 


12)  Daraus  folgt,  wie  bedenklicli  die  Finaiizllieorie  des  Adam  Smith  sein 
muss ,  nach  welclier  die  Steuern  aus  dem  reinen  (ursprünglichen)  Einkommen  ge- 
nommen werden  müssen;  nach  der  neueren  Tlieorie  würden  sie  in's  Brullocinkonimen 
der  Steuerpflichtigen  fallen,  gleiciiwolil  wird  die  Sm  ith'sche  Finanztheorie  unbe- 
anstandet fortgeführt. 
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vielmehr  eine  Anf,'abc  der  Gegenstände,  welche  in  die  Consumtion  über- 
gehen können.  Das  Einkommen  ist  der  Consumtionsfond  für  die  Ein- 
zelnen, den  sie  ihrer  productiven  Thütigkeit  verdanken.  Cünsumtion 
und  Produetion  reichen  sich  also  in  dieser  Lehre  die  Hände,  der  Be- 
griff des  Einkommens  selbst  verschwindet  dabei. 

Diesen  leeren  Raum  könnte  die  Theorie  höchstens  ausfüllen  durch 
Beantwortung  der  Erage,  wie  das  Einkommen  entsteht.  Dass  die.se 
Beantwortung  in  jedem  Eallo  bedenklich  ausfallen  müsste,  da  sie  nicht 
auf  dem  Boden  einer  klaren  und  festen  Erfassung  der  Einkommens- 
/weigc  erfolgen  könnte.  Icuclitet  ein.  Indessen,  hiervon  abgesehen,  hat 
die  Theorie  auf  jene  Erage  allerdings  die  Antwort,  dass  das  Einkom- 
men durch  den  Tausch  entsteht.  Die  Gesetze  des  Tausches  sind  aber 
die  Gesetze  des  Preises,  folglich  bildet  sich  das  Einkommen  nach  den 
Gesetzen  des  Preises.    Hiergegen  ist  nun  aber  Eolgendes  zu  erinnern. 

Erstens  giebt  man  nicht  das  ganze  Einkommen  oder  den  Ertrag 
als  solchen  in  den  Verkehr,  sondern  nur  einzelne  Waaren  oder  Waaren- 
quantitäten.  Die  Gesetze  des  Preises  ergeben  also  nur  den  Preis  ein- 
zelner Waaren,  nicht  die  Höhe  des  Einkommens  der  einzelnen  Personen. 
Dass  Beides  identisch  ist,  müsste  erst  bewiesen  werden.  Will  man  be- 
haupten, dass  ja  das  Einkommen  eines  Jeden  sich  aus  den  Producten 
zusammensetze,  die  er  beziehe,  folglich  die  Einkommensbildung  in  ei- 
ner zusammenhängenden  Pieihe  einzelner  Tauschacte  bestehe,  so  muss 
man  zuvörderst  den  Grund  nachweisen,  aus  welchem  für  das  einzelne 
Individuum  eine  Einkommen  hervorbringende  Einheit  verschiedener 
Tauschacte  erfolgt.  In  den  Gesetzen  des  Preises  liegt  diese  Einheit 
nicht  von  selbst. 

Zweitens  wird  von  der  Theorie  selbst  zugegeben,  dass  Einkom- 
men nicht  immer  durch  Tausch  entsteht,  nämlich  da  nicht,  wo  ein 
Productionsertrag  nicht  in  den  Verkehr  gegeben  wird.  Folglich  reichen 
die  Gesetze  des  Tauschverkehres  nicht  aus,  um  die  Einkommensbildung 
in  ihrer  Totalität  zu  erklären. 

Drittens  setzt  jeder  Tauschact  den  Besitz  von  Tauschäquivalenten 
auf  beiden  Seiten  voraus.  Wenn  nun  das  Einkommen  erst  durch  den 
Tausch  entstehen  und  der  Ertrag  als  solcher  noch  keine  persönliche 
Beziehung  haben  soll,  wie  kann  dann  eine  Person,  die  Nichts  weiter 
als  einen  Ertrag  ohne  persönliche  Beziehung  besitzt,  durch  Tausch  zu 
Einkommen  gelangen?  Folglich  muss  schon  vor  dem  Beginn  aller  ein- 
zelnen Tauschacte  eine  Vertheilung  des  Ertrages  stattgefunden  haben, 
wesshalb  es  unrichtig  ist,  Einkommen  und  Ertrag  so  zu  unterscheiden, 
als  habe  ersteres  eine  persönliche  Beziehung,  letzterer  nicht.    Und  wie 
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gelangen  fernerhin  diejenigen,  die  gar  keinen  Ertrag  im  Tausch  anzu-* 
bieten  haben,  zu  Einkommen? 

Viertens  lautet  das  Preisgesetz  nach  der  herrschenden  Lehre 
dahin .  dass  der  Preis  im  umgekehrten  Verhältniss  zum  Angebot  und 
im  directen  Verhältniss  zur  Nachfrage  stehe.  Daraus  folgt  nicht  nur, 
dass  das  Einkommen  nicht  das  Ergebniss  der  wirthschaftlichen  Thätig- 
keit  dessen,  der  es  bezieht,  sein  kann,  sondern  dass  dabei  alle  Uebrigen, 
mit  denen  er  in  Verkehrsbeziehungen  steht,  betheiligt  sind,  sowie  auch 
dass  gerade  ein  umgekehrtes  Verhältniss  der  Wirkung  Platz  greift. 
Je  grösser  das  Ergebniss  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  des  Einzelnen 
und  folglich  sein  Angebot,  desto  niedriger  stellt  sich  der  Preis,  folglich 
das  Einkommen.  Hiernach  ist  zum  Mindesten  das  Einkommen  des 
Einzelnen  ein  Ergebniss  der  Gesammtwirthschaft,  in  der  er  steht,  und 
da  die  Wirthschaft  für  sich  allein  existenzunfähig  ist,  sondern  nur  in 
und  mit  dem  gesammten  Culturleben  eines  Volkes  bestehen  und  sich 
entwickeln  kann ,  so  kann  auch  das  Einkommen  aus  rein  wirthschaft- 
lichen Beziehungen  allein  gar  nicht  erklärt  werden,  und  darin  liegt 
ein  neuer  Beweis  gegen  die  Hypothese  eines  sog.  ursprünglichen  Ein- 
kommens im  Gegensatze  zum  abgeleiteten. 

Hiernach  ist  zu  behaupten,  dass  es  der  herrschenden  Theorie  nicht 
gelingen  wird,  die  Entstehung  des  Einkommens  vermittelst  Zuhülfe- 
nahme  des  Preisgesetzes  zu  erklären ,  ohne  Annahme  einer  vorherigen 
Vertheilung,  durch  welche  bereits  dem  Productionsertrag  eine  persön- 
lich einheitliche  Beziehung  gegeben  wird.  Dies  kann  aber  nicht  mit 
Hülfe  des  Grundsatzes  geschehen ,  dass  jedem  Theilnehmer  an  der 
Production  der  von  ihm  bewirkte  Productionsertrag  gehören  muss, 
ein  Grundsatz,  der  freilich  im  Smithianismus  stark  grassirt ;  denn  dieses 
Ergebniss  hat  vor  den  Wirkungen  des  Tauschverkehrs  keinen  Bestand, 
es  wird  vielmehr  wieder  umgestossen,  und  mithin  wäre  auch  eine  Ver- 
theilung des  Ertrages  nach  jenem  Grundsatze  ein  illusorisches  Spiel. 
Oder  der  Verkehr  selbst  müsste  aufhören ;  in  letzterem  Falle  wäre  aber 
auch  keine  Scheidung  von  Ertrag  und  Einkommen  mehr  möglich. 

Gehen  wir  nun  über  diese  Inconsequenzen  und  Irrthümer  hinweg, 
so  lässt  sich  aus  der  Theorie  des  Smithianismus  über  das  Einkommen 
im  Grunde  nur  der  feste  Satz  herausgreifen:  Jeder  Productionsertrag 
gehört  dem  Inhaber  des  entsprecheudeu  Pnxluctionsstannncs.  Ist  dies 
ein  Ptechtssatz?  Das  kann  au«  zwei  Gründen  nicht  sein.  Denn  erstens 
wäre  ja  damit  auch  die  Zulassung  anderer  Rechtstitel  zur  Einkommens - 
bildung  zugestanden .  da  das  Hecht  nicht  in  beliebigen  Bruchstücken, 
sondern  nur  in  seiner  Totalität  und  in  seinem  Zusammenhang  angewendet 
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werden  darf,  widrigenfnlls  alle  diejenijren .  welche  dadurch  vom  Ein- 
kommeusbezup;  ausgeschlossen  würden,  auch  die  einseitige  Berechtigung 
der  anderen  Einkoinmensclassen  nicht  mehr  anzuerkennen  brauchten; 
und  zweitens  könnte  damit  nicht  einmal  die  Vertheilung  des  Pro- 
ductionsertrages  unter  diese  drei  urs])ninglichen  Classen  erklart  werden, 
weil  ja  dem  Rechte  nach  der  Productionsertrag  dem  Eigenthümer  ge- 
hört und  erst  ein  weiterer  Umsatz  notliwendig  ist.  um  auch  den  Ar- 
beitern und  Capitalisten  ihren  Antheil  daran  zukommen  zu  lassen'^;. 
Durch  die  rechtliche  Beziehung  des  Productionsertrages  auf  den 
Stammfond  kann  also  seine  Umwandlung  in  Einkommen  nicht  nach- 
gewiesen werden.  Ist  aber  ferner  jener  Satz  ein  wirthschaftlicher  oder 
Vernunftsatz  V  Dann  könnte  er  höchstens  darin  seine  Begründung  finden, 
dass  demjenigen  der  Productionsertrag  gehören  soll ,  der  ihn  hervor- 
gebracht hat.  Angenommen,  dies  wäre  ein  richtiges  Princip,  wie  ge- 
langt man  denn  nun  dazu,  den  activen  Antheil  jeder  einzelnen  Pro- 
ductionsclasse  am  Productionsertrag  ausfindig  zu  machen?  Denn  das 
weiss  Jeder,  dass  dieser  respective  Antheil  nicht  ursprünglich  in  per- 
sönlich bestimmter  Gestalt  erscheint,  sondern  der  Productionsertrag  ist 
ein  ungetheiltes  Ganzes,  das  zwar  aus  unendlich  vielen  einzelnen  Theil- 
stückcn  besteht,  aber  doch  an  jedem  einzelnen  Theilstücke  eine  zu- 
sammenwirkende Concurrenz  verschiedener  Productionsclassen  erkennen 
lässt;  und  dass  dabei  zum  Mindesten  die  Smith'sche  Abscheidung  der 
sog.  abgeleiteten  Einkommensclassen  nicht  mehr  durchführbar  wäre, 
leuchtet  von  selbst  ein,  da  ja  die  Production  nicht  blos  technische, 
sondern  auch  noch  viel  weitergreifende  Culturbedingungen  hat,  deren 
Mitbetheiligung  an  der  Production  doch  Gerechtigkeits  halber  gleichfalls 
»bezahlt«  werden  muss,  weil  man  sonst  darauf  verzichten  und  damit 
die  Production  in  die  Brüche  gehen  lassen  müsste.  Oder  aber  man 
umgeht  diese  Schwierigkeit  und  nimmt  nicht  den  Productionsertrag  als 
Object,  sondern  das  in  der  Productionsleistung  selbst  liegende  subjec- 
tive  »Opfer«  zum  Maassstab  der  Vertheilung,  dann  bedarf  es  jedenfalls 
einer  vorherigen  Schätzung  der  verschiedenen  Opfergrade  auf  Grund 
eines  einheitlichen  Urmassstabes ,  ähnlich  wie  die  Benutzung  des  Gel- 
des als  Werthmesser  die  Aufstellung  einer  Münzeinheit  erfordert,   die 


13)  Wenn  der  Arbeitslohn  aus  dem  „Capital"  genommen  wird,  das  Capital  aber 
dem  Eigenthümer  gehört,  dann  hätte  ja  der  Arbeiter  weder  einen  Anspruch  auf 
Lohn  noch  auf  das  Arbeilsproduct,  sondern  höchstens  auf  den  Werlhzuwachs,  der 
durch  Arbeit  am  Product  erfolgt  ist.  Mithin  würde  sich  die  Einkommensvertheilung 
geradezu  umkehren  müssen:  den  Capitalisten  würde  der  Arbeitslohn  und  den  Ar- 
beitern der  Zins  gehören. 
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allen  Werthberechnungen  in  Geld  zu  Grunde  liegen  muss.  Allein  dazu 
gehört  wieder  vor  allen  Dingen,  dass  man  weiss,  was  Jeder,  der  sich 
an  der  Production  betheiligt,  dadurch  opfert  '*).  Weiss  man  dies  aber, 
dann  ist  ja  die  Vertheilung  dem  Massstab  nach  bereits  gemacht  und 
die  nachherige  Einkommensbildung  ist  Nichts  weiter  als  eine  Realisirung 
der  vorausgegangenen  Bemessung.  Auch  von  hier  aus  also  lässt  sich 
zu  einem  haltbaren  Grundsatz  für  die  Einkommensvertheilung  nicht 
gelangen. 

Diese  falsche  und  sich  beständig  im  Kreise  herum- 
drehende Einkommenstheorie  des  Smithianismus  ist  nun 
aber  das  bewegende  Motiv  und  die  Quelle  des  heutigen 
Socialismus.  Die  Arbeiter  und  die  Agitatoren  für  Arbeitsreform 
stellen  geradezu  den  Satz  auf,  was  auch  Adam  Smith  bereits  gethan 
hat,  dass  dem  Arbeiter  das  Ergebniss  seiner  productiven  Thätigkeit 
ungeschmälert  zufallen  müsse.  Nur  macht  sich  in  den  Händen  der 
Socialisten  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  einfacher  und  sicherlich 
consequenter,  als  in  denen  der  Smithianisten.  Die  Socialisten  behaupten 
nämlich  geradezu,  dass  nur  der  Arbeiter  ein  productives  Opfer  bringt; 
und  das  ist  von  ihrem  Standpunkte  aus  vollkommen  richtig.  Denn  die 
Natur  ist  umsonst  vorhanden,  die  Betheiligung  der  Naturkräfte  an  der 
Production  ist  für  Niemanden  ein  Opfer;  das  Capital  aber,  in  dem 
corrumpirten  Smith 'sehen  Sinne,  als  technisches  Hülfsmittel  der  Ar- 
beit ist  lediglich  Arbeitsproduct  und  im  Begriff  der  getheilten  Arbeit 
von  selbst  enthalten.  Da  nun  der  Bezug  arbeitslosen  Capitaleinkommens 
(das  Coupon -Abschneiden  u.  s.  w.)  keine  Anstrengung  kostet,  sondern 
von  selbst  erfolgt,  so  hat  hiernach  auch  das  Capital  keinen  Anspruch 
auf  einen  Theil  des  Productionsertrages.  Freilich  wird  behauptet,  das 
Capitaleinkommen  sei  als  eine  Entschädigung  für  die  Verzichtleistung 
auf  die  Nutzungen  der  bei  der  Production  verwandten  Güter  trotzdem 
begründet  und  man  hat  in  dieser  Beziehung  sogar  von  einer  P^rsparungs- 
arbeit  (travail  d'epargne)  der  Capitalisten  geredet.  Allein  wo  in  aller 
Welt  verzichtet  denn  der  Capitalist  auf  die  Nutzungen  seiner  Güter? 
Er  nutzt  sie  ja  gerade  dadurch,  dass  er  sie  auf  Zins  ausgiebt.  Ueber- 
dies  setzt  dieser  Einwand  wieder  eine  bereits  vorher  vollzogene  Theilung 
stillschweigend  voraus ;  denn  damit  eine  Verzichtleistung  auf  Nutzungen 


14)  Was  würden  aber  erst  diejenigen  „opfern",  die  sicli  an  der  Production 
nicht  beiheiligen,  also  allen  Gewinn  daraus  zum  Opfer  bringen  !  Diese  müsslen  also 
für  iiir  Opfer  erst  recht  bezahlt  werden.  Und  was  opfert  der,  welcher  im  Schmutz 
und  Schweiss  der  gemeinen  Arbeit  sein  Dasein  verbringt,  gegenüber  demjenigen, 
dem  sein  Beruf  Glanz,  Ehre  und  Genüsse  aller  Art  einträgt! 
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Seitens  der  Cripitali.sten  gedacht  werden  könne,  müssten  sie  ihnen  ja 
bereits  gehört  haben,  und  zwar  noch  ehe  .sie  zur  Existenz  gekommen 
wären!  Endlich  darf  man  nur  die  »Nutzung«  der  Capitalien  läugnen, 
was  die  Physiokraten  und  Adam  Smith  gethan  haben  und  die  heutigen 
Socialisten  ebenfalls  thun  "^),  um  jenen  Einwand  überdies  sofort  als 
gegenstandslos  erscheinen  zu  lassen. 

Gegenüber  den  Ansprtichen.  welche  der  immer  weiter  um  sich  grei- 
fende Socialismus  im  Schatten  des  Smithianisnms  erhebt  und  welche  ge- 
radezu einen  Umsturz  unserer  auf  das  Eigenthum  gebauten  Civilisation 
involviren .  dürfte  es  endlich  an  der  Zeit  sein,  den  nichtigen  Begriffs- 
kategorien und  dialectischen  Wendungen  des  Smithianismus  den  Lauf- 
pass  zu  geben  und  auf  die  Wiederherstellung  einer  positiven  Wirthschafts- 
theorie  die  ernstlichste  .Aufmerksamkeit  zu  verwenden. 

Der  radicale  Eehler  der  Smith 'sehen  Einkommenstheorie,  wie 
überhaupt  des  ganzen  Smith" sehen  Systems  liegt  darin,  dass  diese 
Theorie  das  technische  und  rechtliche  Wesen  der  Wirthschaft  nicht  klar 
und  bestimmt  aus  einander  hält ,  vielmehr  beide  beständig  in  dunklen 
und  zweideutigen  Wendungen  durch  einander  wirft,  jedoch  so,  dass  bei 
Aufstellung  der  leitenden  Gesichtspunkte  das  rechtliche  Element,  so  gut 
es  nur  angeht,  ignorirt  und  dem  technischen  geflissentlich  das  Ueber- 
gewicht  gegeben  wird.  Dadurch  wird  der  Anschein  erweckt,  als  bewege 
sich  das  Wirthschaftsleben  nur  in  technischen,  naturgemässen  Processen, 
unabhängig  von  den  rechtlichen  und  den  dadurch  bewirkten  socialen 
Zuständen  der  Völker,  und  diese  Ignorirung  der  in  der  Gesammtcultur 
der  Völker  liegenden  Voraussetzungen  und  Hebel  der  Volkswirthschaft 
hat  ein  durchaus  unverdientes  und  übertriebenes  Uebergewicht  der  sog. 
Wirthschafts-  oder  Productionsinteressen  zur  Eolge  gehabt,  welches  auf 
die  Dauer  mit  den  Anforderungen  der  menschlichen  Gesammtcultur  un- 
vereinbar ist  und  diese  letztere  unrettbar  den  immer  höher  steigenden 
Profitansprüchen  der  sog.  productiven  Klassen  oder  auch  den  angeblichen 


15)  Z.  B  im  Socialdemocrat  vom  12.  April  1868  Nr.  45  findet  sich  geradezu  die 
physiokralische  Behauptung,  dass  das  Capital  keinen  neuen  Werlh  hervorbringe, 
sondern  nur  seinen  Werth  auf  das  neue  Product  übertrage ;  dagegen  die  Arbeit 
setze  dem  Rohstoff  Werth  zu.  Das  ist  nun  freilich  ein  handgreiflicher  Selbstwider- 
spruch; denn  ist  das  Capital  „angesammeltes  Arbeitserzeugniss",  so  muss  es  ebenso- 
gut neuen  Werth  schaffen  können,  nie  die  noch  nicht  angesammelte  Arbeit,  da  ja 
dann  im  Capital  nur  ein  bestimmter  Modus  der  Arbeitsverlheilung  steckt,  was  man 
sich  sofort  vergegenwärligen  kann,  wenn  man  bedenkt,  dass  ein  Arbeiter  mit  einem 
Hammer  .etwa  der  Leistung  mehrerer  Arbeiter  oder  eines  stärkeren  Arbeiters  ohne 
Hammer  gleichkommt.  Technisch  angesehen  ist  die  Faust  des  Arbeiters  von  dem 
Kopf  eines  Hammers  nicht  zu  unterscheiden. 
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Gerechtigkeitsanforderungen  der  Arbeiter  zum  Opfer  bringen  muss.  Nun 
ist  aber  die  Wirthschaft  nur  ein  organisches  Glied  im  Gesammtleben 
einer  Nation,  und  zwar  ein  untergeordnetes  insofern,  als  es  lediglich 
Mittel  für  höher  stehende  Zwecke  zu  liefern  hat,  die  dadurch  nicht 
beeinträchtigt  werden  dürfen.  Statt  dessen  betrachtet  man  die  Wirth- 
schaft als  Selbstzweck  und  ist  folglich  genöthigt,  die  Gesetze  der  Wirth- 
schaft aus  ihr  selbst  zu  erklären,  was  eine  totale  Verfälschung  der  wirth- 
schaftlichen  Auffassung  nach  sich  ziehen  muss. 

So  betrachtet  denn  Adam  Smith  das  Einkommen  lediglich  als 
ein  zur  Consumtion  bestimmtes  Productiunserträgniss ,  und  lässt  es  wie 
von  selbst  aus  dem  technischen  Productionsprocesse  hervorgehen  und  den 
nach  ihm  an  der  Productionsthätigkeit  betheiligten  Bevölkerungsclassen 
zufallen.  Ich  will  gar  nicht  verweilen  bei  den  Widersprüchen,  in  die 
er  sich  dadurch  selbst  versetzte,  indem  er  Consumtion  als  alleinigen 
Endzweck  der  Production  hinstellte,  allein  gleichwohl  ganze  Reihen  von 
Consumtionsinteressenten  aus  dem  Gebiet  seiner  Productions-  und  Ein- 
kommenslehre ausschied;  indem  ferner  die  Umwandlung  des  ursprüng- 
lichen in  abgeleitetes  Einkommen  doch  jedenfalls  als  consumtive  Ver- 
wendung des  ersteren  gelten  müsste,  wesshalb  die  »abgeleiteten«  Classen 
doch  etwas  Consumtibles  produciren  müssten  und  folglich  nicht  als  un- 
productiv  aufgeführt  werden  durften.  Allein,  worauf  hier  hinzuweisen  ist, 
durch  den  Sraithianismus  gewinnt  es  den  Anschein,  als  ob  das  Einkom- 
men lediglich  durch  die  ihren  eigenen  Gesetzen  folgende  Production  be- 
stimmt werde,  während  das  Umgekehrte  weit  mehr  der  Fall  ist,  dass 
nämlich  die  Production  durch  das  Einkommen  bestimmt  wird. 

Oekonomisten  von  dem  Schlage  eines  Stuart  Mi  11  haben  freilich 
das  Vorhandensein  eines  inneren  Zusammenhanges  zwischen  Production 
und  Einkommen  geradezu  geläugnet*®).  Nach  diesem  Schriftsteller,  der 
im  Rufe  ganz  besonderer  logischer  Tüchtigkeit  steht,  haben  die  Gesetze 
und  Bedingungen  der  Vermögens  ■  Hervorbringung  etwas  von  dem  Cha- 
rakter physikalischer  Wahrheiten,  bei  ihnen  findet  sich  nichts  Freiwilliges 
oder  Willkürliches;  dagegen  die  Vertheilung  sei  ganz  allein  das  Werk 
menschlicher  Anordnung ;  wenn  die  Dinge  einmal  da  seien,  dann  könnten 
die  Menschen  individuell  oder  in  Gesammtheit  mit  ihnen  verfahren,  wie 
sie  es  für  gut  fänden,  sie  könnten  dieselben  zur  Verfügung  eines  Jeden 
stellen,  wie  es  ihnen  gefalle,  unter  beliebigen  Bedingungen  u.  s.  w. 
Um  solche  Ansichten  in  ihrer  Absurdität  bloszustellen,  braucht  man  nur 
daran  zu  erinnern,  dass  die  Production  sofort  aufhört,  wenn  sie  sich  nicht 
reproductiv  gestaltet,   also  die  Vertheilung  des  Einkommens  nicht  mit 

16)  Grundsätze  der  polit.  Oekonomie  (übers,  von  So  et  beer)  Buch  11  Cap.  I  §.1. 
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Rücksicht  auf  die  Bedingiini^en  der  fortlaufenden  Production  erfolgt. 
Solche  Ansichten  sind  die  Folge  davon,  dass  die  Production  nur  als 
technischer  Process  aufgefasst  und  von  ihren  socialen  Bedini,'ungen  gänz- 
lich abstrahirt  wird.  Denigeinilss  hält  Mi  11  es  für  seine  Aufgabe,  »nicht 
die  Ursachen,  sondern  die  Folgen  der  Piegeln,  denen  gemäss  Vermögen 
vertheilt  wird ,  zu  betrachten.  Diese  Folgen  seien  ebenso  wenig  will- 
kürlich und  hätten  ebenso  sehr  den  Charakter  physikalischer  Gesetze, 
wie  die  Gesetze  der  Production.  Denn  die  Menschen  könnten  wohl  ihre 
eigenen  Handlungen,  aber  nicht  die  natürlichen  Folgen  ihrer  Handlungen 
überwachen«.  Wie  aber,  wenn  gewisse  Handlungen  die  natürlichen 
Folgen  anderer  Handlungen,  und  jene  Regeln  die  natürlichen  Folgen 
anderer  Regeln  sindV  Diese  Art  der  Betrachtung  heisst  doch  in  der 
That  den  Gegenstand  der  wirthschaftlichen  Untersuchung  nach  Willkür 
zurechtlegen  und  der  wissenschaftlichen  PHicht  uiiivei-seller  und  eingehen- 
der Erklärung  mit  wohlfeilen  Vorwäuden  entfliehen,  wenn  nicht  darin 
das  Geständniss  liegt,  dass  die  politische  Oekonomie  als  selbständige 
Wissenschaft  gar  nicht  erschöpfend  behandelt  zu  werden  vermag. 
Uebrigens  ist  zu  bemerken,  dass  Mill  die  vorstehend  sich  selbst  ge- 
zogene Schranke  natürlich  nicht  einhält;  denn  er  balancirt  im  Folgen- 
den zwischen  Eigenthum,  Erbrecht  u.  s.  w.  einerseits  und  zwischen  den 
socialistischen  und  comnmnistischen  Richtungen  andererseits  hin  und 
her,  er  untersucht  also  in  der  That  gewisse  Regeln  der  Vertheilung 
des  Vermögens,  wovon  ja  eine  Betrachtung  ihrer  Folgen  gar  nicht 
getrennt  werden  kann ''). 

Blickt  man  ernstlich  auf  das  wirthschaftliche  Getriebe  in  der  Ge- 
sellschaft, so  findet  man,  dass  dasselbe  von  einer  Vermögensgewalt  be- 
herrscht wird,  die  sich  über  dessen  feinstes  und  entlegenstes  Detail  er- 
streckt, gleichwohl  aber  im  Grossen  und  Ganzen  gewisse  mit  einer  grossen 
Regelmässigkeit  auftretende  Massenerscheinungen  erkennen  lässt.  Wenn 
diese  Massenerscheinungen,  die  als  solche  statistisch  nachweisbar  sind, 
von  selbständigen  Gesetzen  herrühren ,  so  können  dies  keine  anderen 
sein  als  diejenigen,  die  auch  der  in  der  Gesellschaft  constituirten  Ver- 
mögensmacht zu  Grunde  liegen.  Denn  soll  die  letztere  eine  Realität 
sein ,  so  kann  sie  nicht  Gesetze  in  Activität  treten  lassen ,  welche  mit 
ihr  selbst  im  Widerspruch  stehen.  Da  nun  eben  die  in  der  Gesellschaft 
bestehende  Vermögensgewalt  diese  Gesetze  in  sich  aufgenommen,  con- 
stituirt,   zu  bestimmter  Existenz  und  Wirkungsfähigkeit  gebracht  hat, 

17)  Wenn  man  nicht  die  Ursachen  ,  sondern  nur  die  Folgen  von  Regeln  unter- 
suchen will,  dann  fällt  die  Regel  selbst  dazwischen  heraus  und  die  Untersuchung 
verliert  ihren  bestimmenden  Gegenstand. 
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SO  müssen  die  Gesetze,  welche  wirthschaftliche  Massenerscheinungen  her- 
vorbringen, oöenbar  als  der  Inhalt  der  gesellschaftlichen  Vermögensmacht 
selbst  aufgefasst  werden  und  sie  können  ausserhalb  dieser  Begrenzung 
kein  eigenes  Leben  führen ,  weil  jede  Abweichung  von  der  Dispositiv- 
gewalt  des  Vermögens  dessen  Widerstand  hervorrufen  und  zurückge- 
wiesen werden  würde.  Jene  Massenerscheinungen  aber  selbst  wieder  als 
Gesetze  zu  qualificiren ,  wie  das  in  der  herrschenden  Theorie  zu  ge- 
schehen pflegt,  dürfte  unzulässig  und  verwirrend  sein,  da  jene  Er- 
scheinungen nur  ein  relatives,  kein  dispositives  Verhältniss  erkennen 
lassen,  somit  an  ihnen  selbst  über  den  eigentlichen  und  letzten  Be- 
stimmungsgrund ihres  Entstehens  Nichts  zu  erkennen  ist. 

So  scheint  es  unpassend ,  z.  B.  das  Verhältniss  von  Angebot  und 
Nachfrage  ein  wirthschaftliches  Gesetz,  das  Gesetz  der  Preisbildung, 
zu  nennen;  denn  dieses  Verhältniss  sagt  für  sich  selbst  noch  Nichts 
aus  über  die  Kraft,  durch  welche  es  schliesslich  hervorgebracht  wird. 
Die  Minderung  des  Preises  in  Folge  vermehrten  Angebots  ist  daher 
auch  nur  eine  Thatsache  oder  Erscheinung,  welche  zum  Vorschein 
kommt,  wenn  eine  hieraufgerichtete  dispositive  Vermögensgewalt  aus- 
schliesslich zur  Wirksamkeit  gelangt.  Wo  diese  Voraussetzung  mangelt, 
tritt  jene  Erscheinung  auch  nicht  ein.  Es  darf  z.  B.  nur  eine  Sache 
eine  feste ,  unverbrüchliche  Taxe  erhalten ,  so  wird  ihr  Preis  durch 
keine  irgendwie  auftretende  Gestaltung  von  Nachfrage  und  Angebot 
alterirt  und  es  bleibt  lediglich  Sache  der  Betheiligten,  jenes  Verhält- 
niss stets  so  zu  gestalten,  dass  ihr  wirthschaftliches  Interesse  dabei 
keinen  Abbruch  erleidet. 

Ebenso  kann  man  ferner  nicht  sagen,  wie  dies  gewöhnlich  geschieht, 
dass  das  Eigeninteresse,  der  P^goismus,  die  letzte  Triebfeder,  den  eigent- 
lichen Grund  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  bilde.  Zwar  ist  man 
damit  schon  über  jene  Bestimmungsweise  der  wirthschaftlichen  Gesetze, 
welche  dieselben  in  dem  Gegenüberstehen  der  wirthschaftlichen  Massen- 
erscheinungen finden  will ,  hinausgegangen ;  man  hat  damit  wenigstens 
eine  ausserhalb  der  Thatsachen  stehende  Triebkraft  zugegeben ,  auf 
welche  ihr  mechanisches  Zusammenwirken  zurückzuführen  ist.  Allein 
der  Egoismus  in  seiner  natürlichen  Existenz  ist  noch  keine  positive 
Lebenskraft,  aus  welcher  die  Erscheinungen  des  wirthschaftlichen  Lebens 
unmittelbar  und  schliesslich  abgeleitet  werden  könnten ;  er  ist  gewisser- 
massen  nur  eine  rohe,  der  concreten  Bildung  bedürftige  Masse,  eine 
Materie  ohne  Form  und  daher  ein  blosses  Gedankending,  eine  Ab- 
straction,  welche  in  der  concreten  Welt  der  Dinge  gar  nicht  vorkommt. 
Damit  der  Egoismus  eine  wirkliche,   coucrete  Thatsachen   im  W^irth- 


316  Roesler, 

schaftsieben  hervorbringende  Triebkraft  werden  könne,  luiis.s  er  auf 
einen  bestinuiiten  Gegen^itand  bezogen,  auf  ein  bestimmtes  Mass  ge- 
bracht und  mit  den  übrigen  Triebkräften  des  gesammten  Culturlebens 
in  Harmonie  gesetzt  werden;  erst  dadurch  wird  der  Egoismus  zu  einer 
concret(;n  Disposilivkraft  in  der  (jcsellscliaft,  in  deren  regehnässiger 
Wirksamkeit  die  Gesetzmässigkeit  der  Erscheinungen  gesucht  werden 
muss.  Der  Egoisnuis  als  solcher  ist  imr  eine  blinde,  rohe  Xaturkraft, 
welche,  »auf  ihrer  eigenen  Spur  einhergehend«,  ebenso  zerstörend  und 
feindlich,  wie  wohlthätig  wirken  kann;  er  erhält  aber  Umfang  und 
Richtung  für  sein  Wirken  dadurch,  dass  er  eine  positive  Form  empfängt, 
welche  als  Bestandtheil  der  gesellschaftlich  constituirten  ^'ermögens- 
gewalt  angesehen  werden  nmss.  So  liegt  zwar  regelmässig  den  That- 
sachen  des  wirthschaftlichen  Lebens  die  Triebkraft  des  Eigeninteresses 
zu  Grunde,  allein  nicht  das  abstracte.  ungestaltete,  unbegrenzte  Eigen- 
interesse, sondern  nur  das  in  Bezug  auf  gewisse  Gegenstände  mit  einem 
gewissen  Maass  versehene,  positiv  gestaltete;  und  nur  in  dieser  con- 
creten  Gestaltung  ist  der  Egoismus  eine  Wahrheit  und  eine  reale  Trieb- 
kraft in  der  Wirthschaft. 

Erst  wenn  man  in  dieser  Weise  die  hinter  den  wirthschaftlichen 
Massenerscheinungen  liegenden  Triebkräfte  in  ihrer  positiven  Gestalt, 
in  ihrem  concreteu  Zusammenhang  und  in  ihrer  inneren  Verbindung 
mit  den  gesammten  Tendenzen  des  Culturlebens  der  Menschen  betrach- 
tet, wird  es  möglich,  Wirthschaftsgesetze  von  reeller  Geltung  aufzustel- 
len, welche  aber  freilich  ihre  Sonderexistenz  aufgeben  und  in  den  ver- 
schiedenen Gebieten  des  Culturlebens,  insbesondere  im  Rechte,  ihre 
Stellung  nehmen  müssen.  Dadurch  wird  die  Aufgabe  der  Wissenschaft 
unstreitig  complicirter  und  schwieriger,  aber  sie  gewinnt  einen  festen 
Boden,  Wahrheit  und  Leben  und  sie  entäussert  sich  des  hypothetischen 
Charakters,  der  ausserdem  hinter  jeden  ihrer  Aussprüche  eine  Reihe 
von  Fragezeichen  setzt;  wird  aber  dieser  hypothetische  Charakter  ver- 
neint und  den  rein  logischen  Consequenzen  der  rohen  Wirthschafts- 
triebe  positive  Geltung  und  unmittelbare  Anwendbarkeit  beigelegt,  dann 
gleichen  sie  einer  wilden  Schaar  losgelassener  Bestien,  welche  in  der 
Gesellschaft  herumwüthen  und  an  ihrer  Vernichtung  arbeiten,  dadurch, 
dass  sie  jedes  von  der  Cultur  hervorgebrachte  Formgebilde  zerstören. 

Um  das  Gesagte  sich  an  einem  grossen  Beispiel  deutlich  zu  machen, 
braucht  man  nur  den  Unterschied  der  antiken  und  moderneu  Wirth- 
schaftsführung  in  Betracht  zu  ziehen  ^^).    Egoismus  im  guten  und  schlim- 

18)  S.   treffliche   Bemerkungen   hierüber   bei  Rodbertus,  Zur  Geschichte  der 
römisciien  Tributsleuern  seit  Augustus,  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  IV  S.  341  ff. 
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men  Sinne  hat  sicher  in  beiden  den  hervortretendsten  Ausdruck  er- 
langt, aber  in  wie  durch  und  durch  verschiedenen  Formen!  Im  Alter- 
thum  war  die  Grundform  der  Wirthschaftsführung  das  Hauswesen  eines 
freien,  zugleich  mit  politischer  Gewalt  ausgestatteten  Bürgers,  der  oixosy 
in  welchem  über  verschiedene  Persönlichkeiten,  Frau,  Kinder,  Sclaven, 
der  dominus,  paterfamilias  mit  souverainer  Machtvollkommenheit  für 
seine  Zwecke  herrschte,  und  zwar  so,  dass  in  jedem  otxog  die  Ge- 
sammtheit  aller  wirthschaftlichen  Thätigkeiten  vertreten  war.  In  der 
Neuzeit  ist  dieses  Wirthschaftswesen  aufgelöst,  die  Theile  sind  selb- 
ständig geworden,  der  Wirthschaftsbetrieb  hat  sich  vielleicht  quantita- 
tiv für  den  Einzelnen  vermehrt,  allein  qualitativ  unendlich  vermindert. 
Wo  es  damals  nur  einen  Wirthschaftsherrn  gab,  gibt  es  jetzt  eine 
ganze  Anzahl  von  solchen,  und  jeder  von  diesen  übt  eine  selbständige 
Vermögensgewalt  aus,  wie  jener.  Allein  wird  man  desshalb  glauben, 
dass  das  positive  Eigeninteresse  eines  römischen  Bürgers  dem  eines 
heutigen  Bauern  oder  gar  eines  amerikanischen  Farmers,  das  eines 
römischen  Gewerbssclaven  (artifex)  dem  eines  heutigen  Handwerksmei- 
sters oder  Fabrikherrn  zu  vergleichen  sei  ?  So  verschieden  die  damalige 
Vermögensgewalt  und  das  damalige  Vermögensinteresse  von  dem  heu- 
tigen, so  verschieden  ist  auch  der  antike  Egoismus  von  dem  modernen, 
und  es  erscheint  daher  geradezu  unmöglich,  aus  der  abstracten  Trieb- 
kraft des  Egoismus  Gesetze  von  realer  Geltung  abzuleiten,  da  auf  jede 
dieser  Consequenzen  von  dem  Betheiligten  geantwortet  werden  kann, 
dass  dies  nur  eine  Schlussziehung  aus  einer  Voraussetzung  sei,  die  auf 
ihn  nicht  passe. 

Wollte  man  selbst  den  Egoismus  in  seiner  allgemeinen  Bedeutung 
als  ein  selbständiges  Element  der  Wirthschaft  aufrecht  erhalten,  so 
muss  man  doch  zugeben ,  dass  er  von  einer  nach  allen  Seiten  hin  sich 
erstreckenden  Vermögensmacht  beherrscht  wird  und  sich  nur  in  den 
von  dieser  Macht  freigelassenen  Grenzen  und  Richtungen  entfalten 
kann.  Dies  wäre  nur  eine  andere  Wendung  des  Ausdrucks,  in  der 
Sache  selbst  wäre  damit  dasselbe  eingeräumt. 

Wendet  man  dies  nun  an  auf  das  Verhältniss  des  Einkommens 
zur  Production,  so  kann  mau  unmöglich  behaupten,  dass  die  Production 
ihre  eigenen,  ein  für  alle  Mal  gegebenen  und  unabänderlichen  Gesetze 
habe  und  höchstens  die  Producte,  welche  daraus  hervorgehen,  in  ver- 
schiedener und  willkürlicher  Weise  vertheilt  werden  könnten.  Im  Gegen- 
theil  findet  die  in  der  Gesellschaft  bestehende  Vermögensherrschaft  ge- 
rade in  der  Erzielung  von  Einkonmien  zum  Theil  ihre  Keali.sirung, 
folglich  liegt  die  Hervorbringung  von  Einkunnnen  als  eine  Last  und 
X.  2i 
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Aufi^'abe  auf  der  Production,  und  diese  letztere  muss  sich  desshalb 
nach  denjenigen  Gesetzen  gestalten,  dnich  deren  Kiidialtung  die  Kizie- 
lung  jenes  Einkommens  bedingt  ist.  Insofern  kann  man  sagen,  dass 
die  Production  durcii  das  Einkonnnen  bestinnnt  wird  und  folglich  die 
Gesetze  der  Einkonnnensbildung  zugleich  die  (iesetze  der  Production 
sind;  nur  dass  jene  sich  zunächst  mir  in  socialen  Machtverhältnissen 
bewegt,  während  im  Gebiete  der  letzteren  die  techniMlie  Ausführung 
der  Gesetze  hinzukommen  muss.  Allein  die  technischen  (oder  physi- 
kalischen) Gesetze  der  Production  sind  so  wenig  wirthschaftliche  Ge- 
setze, als  daraus,  dass  ein  Weib  Kinder  gebären  kann,  auch  noth- 
wendig  folgt,  dass  sie  solche  wirklich  gebären  w^ird.  Wie  bezüglich 
des  Weibes  über  diesen  Punkt  ihr  sociales  Lebensschicksal  entscheidet, 
so  entscheiden  bezüglich  der  Production  über  die  darin  zur  Anwen- 
dung konnnenden  technischen  Gesetze  die  von  der  bestehenden  \'er- 
mögcnsherrschaft  ausgehenden  Wirthschaftsgesetze. 

Denkt  man  sich  z.  B.  einen  Landwirth  als  reinen  Producenten, 
etwa  einen  Pächter,  der  alle  auf  dem  Gut  haftenden  Lasten  übernom- 
men hat,  so  ist  einleuchtend,  dass  dieser  seinen  technischen  Landwirth- 
schaftsbetrieb  so  einrichten  muss,  dass  er  ununterbrochen  zur  Bestrei- 
tung aller  jener  Lasten  fähig  bleibt,  denn  jeder  Rückstand  in  der  Er- 
füllung dieser  Aufgabe  setzt  ihn  in  die  Gefahr,  seine  Production  auf- 
geben zu  müssen,  eine  Gefahr,  welche  freilich  je  nach  der  Strenge  der 
auf  ihm  lastenden  Vermögensherrschaft  mehr  oder  minder  dringend 
sein  mag.  Er  ist  gezwungen,  das  Gut  so  zu  bewirthschaften,  dass  die 
Erträgnisse  mit  dem  darauf  constituirten  Einkommen  sich  decken. 
Er  muss  also  im  Stande  sein,  Abgaben  zu  entrichten  an  den  Staat,  an 
die  Kirche,  an  die  Gemeinde  u.  s.  f.;  ferner  au  seineu  Verpächter  und 
an  andere  Eigenthümer,  deren  Kapitalschuldner  er  ist,  ja  sogar,  inso- 
weit sein  eigenes  Eigenthum  mit  in  der  Wirthschaft  steht,  an  sich  selbst; 
ferner  an  seine  Arbeiter.  Man  kann  daher,  um  kurz  zu  verfahren, 
sagen,  dass  Staat,  Eigenthum  und  Arbeit  die  Production  für  die  Zwecke 
des  Einkommens  beherrschen.  Was  vom  landwirthschaftlichen ,  gilt 
ebenso  auch  von  allen  übrigen  technischen  Betriebszweigen. 

Wenn  die  Production  wesentlich  die  Aufgabe  hat,  nach  Massgabe 
der  jeweilig  bestehenden  Vermögensherrschaft  für  Staat  u.  s.  w^,  Eigen- 
thum und  Arbeit  Einkommen  zu  realisiren,  so  wird  andererseits  durch 
den  Endzweck  des  Einkommens  das  Wesen  des  Staats,  des  Eigen thums 
und  der  Arbeit  nicht  erschöpft.  Denn  sie  sind  sämmtlich  Kulturorgane 
mit  einer' über  rein  wirthschaftliche  Zwecke  weit  hinausragenden  gei- 
stigen Bestimmung.    Wird  daher  der  Production  behufs  Erfüllung  ihrer 
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Aufgaben  eine  bestimmte  Wirthschaftsgewalt  zur  Verfügung  gestellt,  so 
darf  doch  diese  letztere  den  höheren  Gesammtcharakter  der  Vermö- 
geusherrschaft  nicht  absorbiren.  Es  verräth  daher  eine  schlimme  Ent- 
wicklung, wenn  die  Vermögensgewalt  in  der  Gesellschaft  blos  für  pro- 
ductive  Zwecke  constituirt  und  ausgeübt  wird;  eine  noch  schlimmere 
aber,  wenn  blos  für  die  productiven  Zwecke  einer  einzelnen  Classe. 

Hienach  muss  man  das  Einkommen  als  eine  Vermögensquantität 
bezeichnen,  welche  durch  die  in  der  Gesellschaft  bestehende  Vermö- 
gensherrschaft nach  Culturrücksichten  unter  die  einzelnen  Glieder  (und 
Classen)  der  Gesellschaft  vertheilt  wird,  und  die  persönliche  Zuständig- 
keit dieser  Vermögensquantität  ist  selbst  ein  Bestandtheil  der  Vermö- 
gensherrschaft. 

Das  Einkommen  wirct  nach  positiver  Ordnung  nicht  so  vertheilt, 
wie  es  die  schliessliche  Consumtion  derer,  die  es  beziehen,  mit  sich 
bringen  würde.  Vielmehr  verzweigt  sich  das  Eigenthum  vielfältig  in 
anderer  Weise ,  nicht  nur  weil  der  gerade  Weg  nicht  immer  der  beste 
ist,  sondern  weil  das  Einkommen  eine  Culturbedeutung  hat,  welche 
über  den  Consumtionszweck  weit  hinausreicht.  Dies  ist  so  wahr,  dass 
man  sich  mit  manchem  Einkommen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  be- 
gnügt, auch  wenn  es  nur  den  Schein  einer  darauf  berechneten  Consum- 
tion ergibt,  die  in  Wirklichkeit  nicht  vorhanden  ist.  Die  Höhe  des 
Einkommens  wird  daher  nicht  lediglich  darnach  bemessen,  was  dem, 
der  es  bezieht,  dadurch  an  Consumtionskraft  geboten  ist,  sondern  nach 
dem  Grad  der  darin  liegenden  Culturbedeutung,  kurz  nach  dem  ge- 
sammten  socialen  Charakter,  den  es  verleiht.  Man  kann  daher  wohl 
z.  B.  sagen,  dass  ein  Grundbesitzer  etwa  20,000  Thaler  Einkommen 
bezieht,  obwohl  er  vielleicht  den  geringsten  Theil  daraus  für  seine  Per- 
son selbst  consumirt.  Folglich  besteht  das  Einkommen  nicht  wesent- 
lich aus  Producten ,  diese  Erklärung  befindet  sich  in  schreiendem  Wi- 
derspruch mit  der  socialen  Vermögensherrschaft,  mit  dem  positiven 
Rechte  und  hebt  es  im  Grunde  geradezu  auf.  Denn  bildet  Consumtion 
den  alleinigen  Massstab  für  die  Bemessung  des  Einkommens,  dann  ver- 
liert letzteres  seine  selbständige  Existenz  als  aus  den  gesammten  Cul- 
turverhältnissen  abgeleiteter  Rechtsbegriff  und  es  muss  sich  auflösen 
in  eine  Reihe  unzusammenliängender  Consumtionstheile.  Diese  An- 
schauung hängt  freilich  in  ihrem  tieferen  Grunde  mit  der  ganzen  durch 
Adam  Smith  bewirkten  Verfälschung  der  wirthschaftlichen  Auffassung 
zusammen,  der  zufolge  das  Vermögen  in  seine  einzelnen  Atome,  die  Gü- 
ter, zerrissen  und  diese  letzteren  nur  als  Productions-  und  Consum- 
tionsniittel  in  Betracht  gezogen  wurden;   wobei  zuletzt  Alles  auf  tech- 

21* 
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nische  und  natürliche  Verhältnisse  hinausläuft  und  die  »ewigen  Natur- 
gesetze«' ,  anstatt  der  im  Kecht  begründeten  geistigen  Lebensordnung, 
den  Zusaninienliang  der  Dinge  ergeben  sollen. 

Hieraus  erhellt  nun,  wie  ungereimt  die  Forderung  der  Socialisten 
und  Connnunisten  ist,  dass  alle  Producte  denen  gehören  sollen,  welche 
sie  hervorgebracht  haben,  oder,  was  mit  anderen  Worten  dasselbe  be- 
sagt, dass  die  productive  Leistung  (service  nach  Bastiatj  den  Mass- 
stab der  Gütcrverthcilung  abgeben  soll.  Clanz  abgesehen  davon,  dass 
durch  liealisirung  dieser  Forderung  die  Idee  der  menschlichen  Gesell- 
schaft als  eines  auf  gegenseitige  Förderung  gerichteten  Gemeinwesens 
vernichtet  und  damit  jeder  innere  Grund  eines  gesellschaftlichen  Zu- 
sannnenhaltens  der  Individuen  aus  dem  menschlichen  Leben  entfernt 
werden  würde ;  wiewohl  dieser  Einwand  schon  schwer  genug  wiegt  und 
die  Systeme  des  Socialismus  und  Connnunismus  nicht  als  Systeme  der 
Brüderlichkeit  und  Menschenliebe,  wie  sie  sich  brüsten,  sondern  des 
crassesten  und  beschränktesten  Egoismus  erkennen  lässt.  Wie  kann 
aber  die  Production  ihre  Erzeugnisse  für  sich  allein  beanspruchen,  da 
sie  lediglich  nach  xVnweisung  einer  über  ihr  stehenden  Vermögensherr- 
schaft producirt  und  ohne  diese  Herrschaft,  die  ihr  erst  Zweck,  Mittel 
und  Gegenstand  verleiht,  gar  nicht  gedacht  werden  könnte?  Zertrüm- 
mert nur  diese  gegenwärtig  bestehende  Vermögensherrschaft  und  wiegt 
euch  in  dem  Wahne,  dann  frei  zu  sein!  Ihr  werdet  Nichts  erreichen, 
als  dass  sich  eine  andere  Vermögensgewalt  etablirt,  welche  die  Pro- 
duction ebenso  beherrschen  wird  wie  die  jetzige,  etwa  die  eines  un- 
sichtbaren Dalai-Lama  oder  der  Gesellschaft  selbst,  »nötre  genereuse, 
puissante  et  riche  souveraine«  ^^j.  Dann  wird  die  Herrschaft  und  die 
damit  verbundene  Freiheit  in  den  Wolken  thronen,  weil  sie  auf  der 
Erde  nicht  mehr  geduldet  werden  soll.  Was  aber  die  Ausführbarkeit 
dieses  Grundsatzes  betrifft,  so  ist  dieselbe  gleich  Null;  denn  es  wurde 
schon  oben  dargethan ,  dass  der  active  Antheil  der  Einzelnen  am  Pro- 
ductionsertrage,  wenn  man  einigermassen  gerecht  und  erschöpfend  zu 
Werke  gehen  will,  gar  nicht  als  solcher  ausfindig  gemacht  werden  kann. 
Folglich  müsste  man  geradezu  aufhören,  eine  gemeinschaftliche  Wirth- 


19)  Cabel,  Voyage  en  Icaiie  cli.  3.  Da  diese  zukünftige  Vermögensgewalt  nach 
den  Vorsleilungen  der  Socialislen  und  Comniunislen  natürlich  die  Gerecliligkeit, 
Selbstlosigkeit  und  Untrügliclikeit  selbst  ist,  so  wird  sie  auch  absolut  und  unverant- 
wortlich sein  dürfen.  Das  ist  nun  freilich  lächerlich  genug;  aber  trifft  nicht  der 
gleiche  Vorwurf  auch  den  Smilhianismus,  welcher  unter  dem  Vorwand  ewiger  Natur- 
gesetze den  Inhabern  der  im  Capital  steckenden  Vermögensmacht  absolute  Wiilh- 
gchaftsbefugnisse  zusprach? 
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Schaft  zu  betreiben,  und  der  Einzelne  müsste  völlig  und  ausschliesslich 
auf  sich  selbst  gestellt  werden,  damit  ja  von  den  Erfolgen  seiner  Pro- 
ductionsthätigkeit  Nichts  an  einen  Anderen  abfallen  könnte.  Dies  war 
im  Altertimm,  wie  oben  angedeutet,  einigermassen  der  Fall,  allein  die 
Institute  eines  strengen  und  umfassenden  Familienrechts  und  der  Scla- 
verei  gaben  die  Hülfsmittel  her,  um  bei  diesem  System  eine  ausgiebi- 
gere Wirthschaft  führen  zu  können.  Bei  dem  heutigen  Grundsatze  der 
freien  Arbeit  jedoch  müsste  die  Folge  dieser  Gerechtigkeit  der  Gü- 
tervertheilung  geradezu  der  Naturzustand  mit  allen  seinen  Rohheiten 
und  Entbehrungen  sein. 

Aber  auch  die  Theorie  des  Smithianismus  über  die  Güterverthei- 
lung  ist  unwahr,  verwirrend  und  unpractisch.  Nach  dieser  Theorie 
sollen  die  Productionserträgnisse  den  Inhabern  der  Productionsqucllen 
gehören,  woraus  sie  fliessen.  Nun  ist  von  vornherein  klar,  da?s  diese 
Theorie  blos  auf  die  Eigenthümer,  von  beweglichem  und  unbeweglichem 
Vermögen,  passt;  denn  die  Innehabung  von  blosser  Arbeitskraft  ist 
todt,  wenn  sie  nicht  durch  Lohn  befruchtet  und  leistungsfähig  gemacht 
wird,  und  es  könnte  hienach  höchstens  das  Mehrproduct,  welches  durch 
Arbeitsthätigkeit  an  den  bereits  vorhandenen  Producten  erzielt  wird, 
den  Arbeitern  zufallen.  Daraus  würde  sich,  wie  schon  oben  bemerkt, 
die  absurde  Consequenz  ergeben,  dass  den  Arbeitern  die  Rente  und 
den  Eigenthümern  der  Arbeitslohn  sammt  den  übrigen  Capitalien  zu- 
fallen müsste,  was  eine  völlige  Umkehrung  der  wirklichen  Vertheilung 
in  sich  schlösse.  Oder,  wenn  man  auch  die  Capitalien  als  »arbeitend«, 
eine  Rente  hervorbringend  sich  dächte,  müssten  sich  Arbeiter  und  Ca- 
pitalisten  in  den  Productionsertrag  theilen,  was  freilich  Adam  Smith 
nicht  zugeben  dürfte,  da  nach  ihm  lediglich  die  Arbeit  productiv  wirkt. 
Uebrigens  ist  man  im  Zweifel ,  ob  jener  Grundsatz  formell  oder  mate- 
riell verstanden  werden  muss.  Im  ersteren  Falle  läge  darin  selbstver- 
ständlich keine  erschöpfende  Theorie  der  Einkommensvertheilung;  denn 
da  das  Ergebniss  der  landwirthschaftlichen  Production  den  Grundeigen- 
thümern,  das  der  Gewerbsproduction  den  Eigenthümern  der  Gewerbs- 
geschäfte gehört  u.  s.  w.,  so  gingen  bei  dieser  Vertheilung  nicht  nur 
die  Arbeiter,  sondern  zahlreiche  andere  Bevölkerungsclassen  leer  aus^"). 


20)  Ulan  wende  nicht  ein,  dass  sicli  ja  von  hier  aus  das  Einkommen  unter  die 
Arbeiter  und  die  Uebiigcn  ferneriiin  verliicilt.  Dies  ist  allerdings  der  Fall,  allein 
es  handelt  sich  eben  um  die  Gründe  dieser  weiteren  Verlheüung  und  liiefür  reicht 
das  Moliv  des  Innehabens  der  Produclionssläiiime  nicht  aus.  Üas  äiisscriiclie  Mo- 
menl,  dass  jene  weitere  Vertiieilung  auf  ■\Villcnsaclen  der  ursprünglichen  Einkom- 
mensclassen   beruht,    ist  offenbar  noch  weniger  erklärend,   weil  im  System  der  Ar- 
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Im  zwoitftn  Falle  ind.sste  man  offenbar  die  Gesammtvertheilunf,'  in  der 
Gest'llscliaft,  nicht  blos  die  ersten  Ansätze  hiczu  bei  (\e\]  KiKenthüinern, 
der  Frage  zu  Grunde  legen,  und  dann  fragt  es  sich  nicht  nur,  ob  der 
Besitz  eines  Productionsstanunes  ein  ausreichendes  materielles  Princip 
für  Antheilsberc'chtigung  am  Productionsertrag  ist,  sondern  auch,  wel- 
ches Princip  bei  der  Verlheiliing  an  die  übrigen  Kategorieen  angewen- 
det wird?  Würde  man  den  Anthcil  der  Figenthümer  am  Product  durch 
die  ihnen  über  die  Production  zustehende  Vermögensherrschaft  begrün- 
den, so  ergibt  sich  sofort  als  nothwendige  Consequenz,  dass  auch  den 
übrigen  Kategorieen  der  Gcsellschalt^glieder.  um  Finkommen  zu  erlan- 
gen, Vermögensherrschaft,  wenn  auch  nicht  unter  dem  Titel  des  Figen- 
thums,  zugestanden  werden  muss.  Und  hieraus  folgt  weiterhin,  dass 
nicht  die  Production,  sondern  die  anerkannte,  positiv  constituirte  Ver- 
mögensgewalt die  Producte  vcrtheilt  und  sich  zu  diesem  Fnde  der  Pro- 
duction nur  als  eines  abhängigen  Mittels  bedient. 

Ilienach  ist  einleuchtend,  dass  formell  genommen  das  Piecht  in 
seiner  Totalität,  materiell  die  der  Picchtsbildung  zu  Grunde  liegende 
Culturidee  den  Process  der  Einkommensbildung  beherrscht,  dadurch, 
da§s  den  einzelnen  Gliedern  und  Kategorieen  der  Culturgemeinschaften 
Vermögensrechte  und  \'ermögensquantitäten  zugetheilt  werden,  deren 
Realisirung  der  Production  als  Aufgabe  gesetzt  ist.  Dies  ist  eigentlich 
selbstverständlich,  sobald  man  sich  hütet,  das  Finkouunen  nur  als  Con- 
sumtionsfond  aufzufassen ,  und  ihm  seine  universelle  Culturbedeutuug 
als  Verraögensattribut  zuerkennt. 

Man  wird  daher  einräumen  müssen,  dass  das  Einkommen  nicht 
das  persönliche  Resultat  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  eines  Jeden 
sein  kann.  Das  Einkommen  ist  vielmehr  als  ein  Vermögensattribut  un- 
abhängig von  der  Production  vorhanden  und  besteht  seinem  Wesen 
nach  nicht  in  den  Ergebnissen  der  letzteren.  Wieder  drängt  sich  hier 
die  Bemerkung  entgegen,  dass  diese  falsche  Begriffsbestimmung  im 
Grunde  nur  auf  die  Eigenthümer  oder  selbständigen  Wirthschaftsführer 
passt,  insofern  von  dem  Begriff  der  Wirthschaft  das  Moment  einer  Be- 
herrschung der  Wirthschaftsmittel  oder  Productionsfactoren  unzertrenn- 
lich zu  sein  scheint.  Hienach  könnte  also  der  Arbeitslohn  nicht  als 
Ergebniss  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  der  Arbeiter,  sondern  nur 
der  Unternehmer  bezeichnet  werden,  man  müsste  denn  das  Wirthschaft- 
liche  mit  dem  Techuischen  ohne  Weiteres  confundiren  wollen;  vielmehr 


beitslheilung  die  gesammte  EinkoninuMisveilheilung,  auch  die  ursprQiiglicbe,  durcii 
einzelne  Willensacte  vermitleU  wird. 
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ist  für  die  Wirthschaftsführung  (die  Hauswirthschaft)  des  Arbeiters  das 
Einlionimen  eine  Voraussetzung,  nicht  ein  Ergebniss.  Nur  wo  der  Ar- 
beiter zugleich  Wirthschaftsherr  ist,  also  an  der  Beherrschung  der 
Wirthschaft  activen  Antheil  hat,  kann  man  sein  Einkommen  als  Ergeb- 
niss seiner  wirthschaftlichen  Thätigkeit  auffassen;  dies  stünde  aber 
mit  den  Ideen  des  Smithianismus,  der  lediglich  dem  Capital  die  Herr- 
schergewalt im  Wirthschaftsbereiche  zuschreibt  und  den  Arbeiter  wie 
das  Vieh  u.  s.  w.  nur  auf  den  P\iss  des  nothwendigen  Kostenbetrages 
zulassen  will,  in  eclatantem  ^Yiderspruch.  Ebenso  wenig  wird  es  ge- 
lingen, in  der  Präbende  eines  Geistlichen,  in  der  Apanage  eines  Prin- 
zen, in  der  Pension  einer  Wittwe  u.  s.  w.  Ergebnisse  wirthschaftlicher 
Thätigkeit  ausfindig  zu  machen.  Kurz,  bei  dieser  Auffassung  des  Ein- 
kommens bleibt  Nichts  als  der  socialistische  Begriff  (und  Anspruch) 
des  Arbeitslohnes  übrig. 

Allein  auch  noch  in  anderer  Piichtung  ist  diese  Begriffsbestimnmng 
des  Einkommens  unrichtig.  Das  Einkommen  ist  nicht  blos  rücksicht- 
lich seiner  persönlichen  Zuständigkeit,  sondern  auch  rücksichtlich  sei- 
ner objectiven  Existenz  von  der  Production  unabhängig,  weil  es  eben 
kein  Ergebniss  der  Production  ist  und  somit  nicht  erst  am  Endpunkt, 
sondern  schon  am  Anfang  der  Production  existirt.  Wer  ein  Einkom- 
men von  1000  Thalern  hat,  der  hat  dieses  Einkommen  als  Vermögens- 
quantität, gleichviel  in  welche  Producte  es  sich  schliesslich  auflöst;  ge- 
rade wie  der  Eigenthümer  eines  Landguts  Grundeigenthümer  ist,  an 
und  für  sich  unabhängig  von  den  Erträgnissen,  die  es  ihm  abwirft. 
Die  in  dem  Einkommen,  wie  in  dem  Eigeuthum,  liegende  Vermögens- 
gewalt ist  unstreitig  vorhanden,  wirksam  und  ausübungsfähig,  unab- 
hängig von  den  Resultaten,  die  man  durch  ihre  Ausübung  gewinnt. 
Dagegen  wird  man  freilich  einwenden  wollen ,  Einkommen  könne  mau 
nicht  haben  ohne  Producte,  die  verzehrt  werden  können.  Allein  dieser 
Einwand  wäre  nur  begründet,  wenn  das  Einkommen  lediglich  Consum- 
tionsobject  wäre,  was  bereits  oben  widerlegt  wurde.  Es  gehört  zu  den 
Grundfehlern  der  herrschenden  Wirthschaftstheorie ,  in  wahrhaft  blin- 
dem Eifer  an  Alles  den  von  Adam  Smith  erfundenen  Consumtions- 
massstab  anzulegen ,  und  kraft  dieser  Deductionsweise  Gesetze  und 
Principien  herauszufinden ,  die  nur  wahr  und  reell  erscheinen ,  wenn 
man  von  allen  Besonderheiten  und  Gegebenheiten  der  Dinge  in  der 
Welt   völlig   absieht^').     Es  ist  richtig,   dass   nur  Producte   consumirt 

21)  Dieses  Verfahren  hat  Lassalle  in  seinem  Bastiat-Scliul/c  sehr  gut  mit  der 
Gcscliiclite  von  dem  Unterschied  zwisclien  Napoleon  und  der  Hebamme  .Müller  ge- 
geisselt. 
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werden  können,  und  so  weit  man  sein  Einkommen  für  Consumtions- 
zwccke  verwendet,  wird  uvm  unstreitig  den  materiellen  Erfolg  dessel- 
ben nacli  dem  Bezug  von  Productcn  IxMncssen  müssen.  Allein  daraus 
folgt  nicht,  dass  Einkommen  und  l'roductc,  sondern  nur.  dass  Consum- 
tion  und  Producte  sich  decken,  und  es  müssten  daher  nach  algebrai- 
schen Kegeln  auch  Einkommen  und  Konsumtion  .>ich  decken,  wenn 
jener  Einwand  ])egründet  erscheinen  sollte.  Natürlich  soll  damit  nicht 
geläugnet  werden,  dass  die  Gewährung  einer  bestimmten  Consumtions- 
kraft  einer  der  wichtigsten  Gesichtspunkte  der  Einkommensbildung  ist 
und  um  so  wichtiger,  je  mehr  eine  Einkommenskategorie  wesentlich 
zur  Bestreitung  gewisser  Consumtionsausgaben  bestimmt  ist;  daher 
man  sich  vielfach  geradezu  für  oder  gegen  eine  gewisse  Hijhe  manchen 
Einkommens  erklärt,  jcnachdem  dadurch  der  Consumtionszweck  befrie- 
digt zu  sein  scheint  oder  nicht.  Allein  dies  beweist  doch  keineswegs, 
dass  das  Einkommen  mit  den  Producten ,  deren  es  sich  bemächtigen 
kann,  identisch  ist;  sowohl  weil  das  Object  einer  Gewalt  verschieden  ist 
von  der  Gewalt  selbst,  als  auch  weil  die  Consumtionsverhältnisse  und 
Ansprüche  nicht  auf  sich  selbst  beruhen ,  sondern  wesentlich  sociale 
Erscheinungen  sind  und  in  den  Gesammtverhältnissen  des  socialen  Le- 
bens ihre  bestimmende  Quelle  haben.  Die  Producte  für  sich  allein  sind 
daher  wesenlos  und  enthalten  keinen  Massstab  des  Einkommens,  son- 
dern es  muss,  um  ihre  Beurtheilung  vom  Standpunkt  der  Konsumtion 
zu  ermöglichen,  der  Massstab  bereits  bestehender  oder  in  Neubildung 
begriffener  Einkommensverhältnisse  an  sie  angelegt  werden;  mit  ande- 
ren Worten ,  man  muss  die  Producte  in  bestimmten  Einkommenskate- 
gorieen  unterbringen,  um  sie  als  Einkommensobjecte  ansehen  zu  kön- 
nen. Es  hätte  z.  B.  keinen  Sinn,  zu  sagen,  das  Einkommen  eines  Tage- 
löhners besteht  aus  30  Flaschen  Champagner,  oder,  das  Einkommen 
eines  Fabrikherrn  besteht  aus  20,000  Scheffeln  Getreide,  weil  die  Pro- 
ducte schlechthin  von  den  verschiedenen  Einkonunenskategorieen  nicht 
consumirt  werden,  also  auch  nicht  schlechthin  in  ihnen  enthalten  sein 
können ^^).  Löst  man  aber  die  verschiedenen  Einkonimensclassen  in 
die  Producte  auf,  die  reell  in  dieselben  übergeführt  werden  können, 
so  hat  dies  offenbar  die  Existenz  bereits  gebildeter  Einkonimensclassen 
zur   Voraussetzung.     Ueberdies   ist  bekannt,    dass   ein   und    dieselben 


22)  Man,  kann  mit  solclien  Ausdrücken  einen  Sinn  verbinden,  wenn  sie  den 
Gegensatz  det  durch  die  Einkommenskategorieen  begründeten  Consumlionsverliält- 
nisse  drastisch  anzeigen  sollen;  allein  dann  sind  sie  bildlich  zu  nehmen  und  nicht 
im   eigentlichen  Verstände. 
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Producte  oder  Quantitäten  von  Producten  ein  ganz  verschiedenes  Ein- 
kommen anzeigen ,  je  nach  den  Verhältnissen  und  der  Intensität  der 
darüber  bestehenden  Yermögensgewalt,  weil  eben  das  Einkommen  zu 
den  socialen  Machtverhältnissen  gehört  und  mit  der  Entwicklung  des 
socialen  Lebens  durch  und  durch  verwachsen  ist.  Soll  daher  das  Ein- 
kommen als  Ergebniss  aufgefasst  werden,  so  ist  es  nicht  ein  Ergebniss 
wirthschaftlicher,  sondern  socialer  Thätigkeit,  oder  vielmehr  ein  Ergeb- 
niss socialer  Classenconcurrenz ,  welche  unter  den  einzelnen  Gesell- 
schaftsclassen  bestimmte  ineinandergreifende  Yermögensmachtverhält- 
nisse  hervorbringt,  und  nur  als  organischer  Bestandtheil  dieser  socialen 
Classenconcurrenz  kann  die  wirthschaftliche  Thätigkeit  unter  die  Ur- 
sachen der  Einkommensbildung  gerechnet  werden.  Allein  die  wirth- 
schaftliche Thätigkeit  kann  das  Einkommen  nicht  als  ihr  ausschliess- 
liches Ergebniss  beanspruchen,  wesshalb  es  sehr  leicht  möglich  ist  und 
oft  vorkommt,  dass  sich  für  die  eine  oder  die  andere  Gesellschafts- 
classe  bei  ganz  gleicher  wirthschaftlicher  Thätigkeit  doch  ein  verschie- 
denes Einkommen  erzeugt;  ja,  es  kann  das  Einkommen  sich  sogar  im 
umgekehrten  Verhältniss  zur  wirthschaftlichen  Thätigkeit  bewegen,  wo- 
für namentlich  die  Arbeiterverhältnisse  als  Beispiel  dienen  können. 

Wenn  hier  das  Einkommen  als  wesentliches  Ergebniss  der  wirth- 
schaftlichen Thätigkeit  der  Personen  geläugnet  wird,  so  soll  das  natür- 
lich nicht  so  viel  heissen,  als  sei  wirthschaftliche  Thätigkeit  überhaupt 
kein  Weg,  um  Einkommen  zu  gewinnen.  Verneint  wird  nur  der  Lehr- 
satz des  Smithianismus  und  die  in  der  Anwendung  noch  viel  weiter 
gehende  Behauptung  des  Socialismus,  dass  die  Erträgnisse  der  Produc- 
tion  ausschliesslich  und  von  selbst  der  productiven  Classe  gehören. 
Behauptet  wird  dagegen,  dass  die  Thätigkeit  der  Productionsfactoren 
hoher  wie  niedriger  Art  an  sich  einen  Anspruch  auf  die  Productions- 
erträgnisse  nicht  in  sich  schliesst,  sondern  dass  die  in  der  Gesellschaft 
rechtlich  bestehende  Verraögensherrschaft  hinzukommen  muss,  um  Ein- 
kommen zu  erzeugen,  und  dass  die  Einkommensvertheilung  nach  Cul- 
turrücksichten  erfolgt  ^^).     Wenn  daher  mit  wirthschaftlicher  Thätigkeit 


23)  Folglich  ist  nicht  das  wiilhschaflliche  Verdienst  an  sich,  sondern  es  sind 
Vermögen,  Stand,  Beruf,  Bedürfniss  u.  s.  f.  die  entscheidenden  Momente  der  Verthei- 
lung.  Wenn  die  Smith'schc  Tlieorie  das  Einkommen  ans  den  Bewegungen  der 
Waarenpreise  hervorgeiien  lässt ,  so  würden  diese  Bewegungen  doch  nur  die  oscilli- 
renden  Schwankungen  des  Einkommens  ergeben  und  es  wäre  aucii  hier,  wie  bei  den 
einzelnen  Waaren,  die  Annaiime  eines  festen  Milteipunktes,  also  eines  nothwendigen 
oder  natürlichen  Einkommens  nothwendig,  um  den  Pendelbewegungen  einen  concre- 
len  Umkreis  zu  verleihen.     Auch  hier  hält  die  Theorie  nicht  Stich.     Vgl.  Roesler, 
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Einkoniirien  verbunden  ist,  so  ist  dies  eine  Folge  des  Vermögensrechtes, 
nichts  mit  der  Technik  oder  mit  Naturgesetzen  von  selbst  Gegebenes, 
und  von  selbst  versteht  es  sich  dabei,  dass  dieses  Einkommen  den 
Bedingungen  der  social  bestimmten  Production  entsprechen,  sowie  auch 
mit  allen  übrigen  Einkonmienskategorieen  in  Harmonie  erhalten  wer- 
den muss. 

Wie  verhält  sich  nun  aber  fernerhin  der  Ertrag  zum  Einkommen? 
Nach  unserer  Ansicht  besteht  der  Ertrag  aus  den  Producten  der  wirth- 
schaftlichon  Thätigkeit.  Da  nun  keine  Wirthschaftsführung  ohne  per- 
sönliche Beziehung  denkbar  ist,  weil  die  Productionsfactoren  nicht  von 
selbst  in  Activitilt  treten,  so  kann  man  der  herrschenden  Theorie  be- 
züglich des  Unterschiedes,  welchen  sie  zwischen  Ertrag  und  Einkommen 
aufstellt,  nicht  beitreten.  Denn  hätte  der  I'roductionsertrag  noch  keine 
per.-önlichc  Beziehung,  so  wäre  er  nicht  nur  rechtlos  und  dem  beliebi- 
gen Zugreifen  des  nächsten  Besten  preisgegeben,  sondern  es  wäre  auch 
nicht  zu  ersehen,  wie  aus  dem  Ertrag  je  Einkommen  werden  kann. 
Die  persönliche  Zuständigkeit  des  Ertrages  wird  gleichfalls  vom  Bechte 
bestimmt,  aber  nach  anderen  Gesichtspunkten,  als  die  des  Einkommens. 
Man  möchte  versucht  sein,  anzunehmen,  dass  die  Theorie  des  Adam 
Smith  nur  eine  Theorie  der  Ertragsvertheilung  ist,  weil  sie  von  der 
Mehrzahl  der  Einkommensclassen  gänzlich  abstrahirt;  allein  das  ist 
doch  nicht  der  Fall,  weil  der  Arbeitslohn  mit  unter  dieser  Einkom- 
mensvertlieilung  figurirt,  was  schon  über  die  Ertragsvertheilung  hinaus- 
geht. Die  Smith'sche  Einkommenstheorie  kann  daher  auch  nicht  da- 
durch gerettet  werden,  dass  man  in  ihr  dem  F.inkommen  nachhelfend 
den  Ertrag  substituirt.  Obgleich  die  Producte  als  solche,  in  ihrer  na- 
türlichen Beschaffenheit,  der  Consumtion  dienen,  so  treten  sie  doch 
regelmässig  nicht  ausschliesslich  in  dieser  Eigenschaft  auf,  sondern  zu- 
gleich als  Vermögensobjecte,  was  sie  eben  durch  die  Ertragsvertheilung 
werden.  Das  heisst,  die  Producte  sind  regelmässig  zugleich  Werth- 
quantitäten,  denn  der  Werth  ist  die  Vermögensqualität  der  Güter  und 
folglich  stellt  jedes  Gut  von  concretem  Werthe  eine  Vermögensquantität 
dar.  Darin  liegt  nun  die  Verbindung  der  Production  und  ihrer  Er- 
trägnisse mit  dem  Einkoramen.  Denn  da  regelmässig  die  Production 
von  dem  Vermögen  wesentlich  nach  der  Seite  des  Einkommens  be- 
herrscht wird,  so  ist  sie  gebunden,  nicht  blos  Producte,  sondern  be- 
stimmte Werthquantitäten  hervorzubringen,  und  die  Producte  sind  zu- 


Ueber    die    Gnindieliren    der    von    Ad.    Smith    begründeten    Volkswirthscliaftstheorie, 
Erlangen  1868.     S.  123. 
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nächst  blosse  Vehikel  oder  Träger  der  letzteren.  An  und  für  sich  hat 
nun  die  Production  ihre  Aufgabe  erfüllt,  wenn  sie  diejenigen  Werth- 
summen  hervorgebracht  hat,  durch  weiche  die  in  den  verschiedenen 
Einkoinmenskategorieen  enthaltenen  Vermögensquantitäten  sich  decken; 
und  es  ist  damit  über  die  den  Producten  anklebende  Consumtionskraft 
noch  gar  Nichts  entschieden.  Allein  da  die  Realisirung  des  Einkom- 
mens immer  bis  zu  einem  gewissen  Grade  durch  Consumtionsrücksich- 
ten  geleitet  wird  und  die  in  dem  Einkoramen  liegende  Vermögensquan- 
tität ihren  Inhabern  eine  gewisse  Macht  über  die  Production  verleiht, 
so  sind  die  Producenten  gezwungen,  nicht  blos  Producte  als  Träger 
von  Werthquantitäten ,  sondern  auch  Producte  als  Träger  einer  be- 
stimmten Consumtionskraft  zu  erzeugen,  und  dies  verhindert,  dass  die 
Producte  sich  zu  blossen  Vermögensobjecten,  gleichsam  zu  Rechenpfen- 
nigen, verflüchtigen.  Hier  findet  also  ein  Interessenkampf  statt,  dessen 
Ausgang  wesentlich  durch  die  auf  beiden  Seiten  bestehende  Vermögens- 
macht und  durch  die  Energie  des  Cultur-  und  Consumtionsdranges  der 
Einkommensinhaber  bedingt  ist.  Wenn  nun  aber  die  Production  prin- 
cipiell  für  unabhängig  und  das  Productionsinteresse,  d.  h.  practisch  das 
Einkommensinteresse  der  Producenten  für  souverain  erklärt  wird,  so  ist 
einleuchtend,  dass  in  der  Production  selbst  eine  Garantie  für  ihren 
den  Culturanforderungen  der  Gesellschaft  entsprechenden  Betrieb  nicht 
gegeben  ist,  und  dass  sie  somit  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  und  ihrem 
inneren  Zusannnenhang  mit  der  letzteren  ganz  und  gar  entfremdet 
werden  kann. 

Es  ist  von  grosser  Wichtigkeit,  sich  dieses  klar  zu  machen  und 
dadurch  der  Production,  die  nur  ein  und  zwar  ein  verhältnissmässig 
untergeordnetes  Glied  in  der  grossen  Kette  der  socialen  Thätigkeiten 
bildet,  ihre  rechte  Stellung  anzuweisen.  Die  Smith 'sehe  Theorie, 
welche  sich  die  Erforschung  natürlicher  oder  nach  Mill's  Ausdruck 
physikalischer  Gesetze  der  Production  zur  Aufgabe  setzte,  hat  die  Pro- 
duction des  sie  beherrschenden  Vermögenscharakters  entkleidet  und  den 
Wahn  erzeugt,  als  bestünde  sie  auf  sich  selbst  und  wäre  als  solche  ein 
für  alle  Mal  etwas  unabänderlich  und  naturgesetzlich  Gegebenes,  dem 
man  sich  lediglich  unterzuordnen  habe.  Gesetzt,  dies  wäre  in  der  That 
der  Fall,  die  Production  wäre  also  lediglich  ein  System  technischer 
Kegeln,  so  müsste  doch  wenigstens  in  der  Einkommcnslehre  das  ganze 
in  der  Gesellschaft  errichtete  Vermögensgebäude  abgehandelt  werden, 
und  hiebei  könnte  dann  nachträglich  die  Frage  nicht  ausbleiben,  inwie- 
weit jenes  System  durch  den  Fintluss  der  Einkonnuensregeln  beherrscht 
und  alterirt  wird.    Dies  wären  dann  die   eigentlichen  Wirthschaftsge- 
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setze,  in  wclclie  die  technischen  Regeln  der  Production  nothwendig 
eingefügt  werden  müssten.  In  dv.v  neueren  Zeit  hat  sicli  zwar  die 
Theorie,  unter  dem  Kinliuss  des  socialistischcn  Andiängens,  diesem 
Standpunkt  einigerniassen  genähert  und  einige  llauptge.-ichtspunkte,  so 
namentlich  die  Frage,  ob  Privateigcnthum  oder  Comnmnismus,  in  die 
wirthschat'tliche  Betrachtung  aufgenoiiimen.  Allein  eine  so  entfernte 
und  mit  Vorbehalten  gespickte  Betrachtung,  gewissermassen  aus  der 
Vogelperspective,  kann  offenbar  nicht  genügen,  vielmehr  wirkt  sie  eher 
verderblich  und  verwirrend,  weil  dadurch  der  Blick  von  den  concreten 
Dimensionen  des  wirklichen  Lebens  abgelenkt  und  die  Frage  in  Nebel 
gehüllt  wird,  in  welchem  die  Phantasie  und  die  Unkenntniss  freien 
Spielraum  finden.  So  ist  namentlich  mit  der  Entscheidung  für  das 
Privateigenthum  noch  wenig  gewonnen,  weil  die  ^Virkungen  desselben 
nur  in  seinem  Detail  und  im  Zusammenhang  mit  allen  übrigen  Rechts- 
instituten erschöpfend  erkannt  werden  können;  noch  geringer  ist  natür- 
lich der  Gewinn ,  wenn  man  davon  gar  keine  Anwendung  auf  das  De- 
tail der  Productionsverhältnisse  macht,  sondern  nach  wie  vor  die  »Na- 
turgesetze der  Wirthschaft<'  abhandelt,  als  bestünde  eine  Vermögens- 
herrschaft in  der  Gesellschaft  überall  nicht.  Die  practische  Folge  die- 
ser falschen  Richtung  der  Theorie  kann  natürlich  nur  sein,  dass  da- 
durch ein  Absolutismus  der  Productionsinteressen  zu  Gunsten  einer 
Classe  geschaifen  wird,  in  deren  ausschliesslicher  Befriedigung  sodann 
die  »Harmonie«  des  Gesellschaftslebens  erblickt  werden  soll. 

Wo  das  Recht  so  beschaffen  ist,  dass  ein  Zusammenhang  des  Ein- 
kommens unter  den  Gliedern  des  Gesellschaftsverbandes  stattfindet,  da 
ist  die  Production  von  diesem  Zusammenhang  abhängig  und  sie  muss 
so  gestaltet  werden,  dass  sie  in  demselben  ihre  Stelle  behaupten  kann. 
Wo  ein  solcher  Zusammenhang  nicht  stattfindet,  da  wird  zwar  gleich- 
falls eine  Vermögensgewalt  über  die  einzelnen  Wirthschaftskreise  herr- 
schen, aber  in  wesentlich  anderer  Weise,  so  dass  insbesondere  eine 
gegenseitige  Bedingtheit  der  Wirthschaftskreise  unter  einander  nicht 
stattfindet.  Dies  war  im  Ganzen  und  Grossen  der  Fall  in  der  antiken 
Wirthschaft,  wo  der  olxog  einzig  und  allein  unter  der  Verniögensgewalt 
des  dominus  stand  und  zwar  nach  den  Vermögensinteressen  dieses  letz- 
teren absolut  bewirthschaftet  wurde,  aber  nicht  unter  der  Verpflichtung 
stand,  gesellschaftliche  Werthe  zu  erzeugen,  von  deren  Aufbringung 
seine  eigene  Existenz  abhängig  war.  Hier  war  der  entscheidende  Ge- 
sichtspunkt der  Production  der  Ertrag,  von  Wertherzeugung  konnte 
höchstens  die  Rede  sein,  insofern  die  Abführung  von  Ueberscliüssen  in 
die  Gesellschaft  beabsichtigt  ward.    Dieser  Charakter  der  antiken  Wirth- 
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schaftsführiing  musste  sich  zwar  allmählich  ändern,  in  dem  Masse,  als 
das  Capital,  auf  dem  Wege  der  Anleihe,  und  die  Steuer  in  die  einzel- 
nen Wirthschaften  eindrang  5  allein  doch  war  die  Entwicklung  eine 
langsame  und  Hess  noch  in  der  Kaiserzeit  die  alten  Verhältnisse  deut- 
lich erkennen.  Bei  uns  dagegen,  wo  es  sich  vor  Allem  um  Werther- 
zeugung für  die  einzelnen  Wirthschaften  handelt,  kann  principiell  von 
Naturgesetzen  der  Troduction  keine  Rede  sein,  sondern  die  nothwen- 
dige  Ausführung  der  bestehenden  Vermögensgesetze  muss  den  Mittel- 
punkt und  Kern  des  Betriebs  abgeben.  '  Zwar  kann  es  auch  bei  uns 
eine  Production  geben,  die  hievon  sich  emancipirt  hält.  Wer  z.  B.  in 
seinem  eigenen  Garten  zu  seinem  Vergnügen  Blumenzucht  treibt,  muss 
sich  zwar  in  den  Grenzen  seiner  Eigenthumsmacht  halten,  aber  inner- 
halb derselben  ist  er  völlig  frei  und  der  Ertrag,  zu  dessen  Gewinnung 
er  Naturgesetze  in  Bewegung  setzt,  ist  sein  einziger  Gesichtspunkt. 
Anders  steht  es  mit  einem  Kunstgärtner,  der  gewerbsmässig  die  Gar- 
tenkunst betreibt;  dieser  steht  gegenüber  dem  Staat,  dem  Eigenthum, 
der  Arbeit  u.  s.  w.  unter  einer  Vermögenslast,  die  sein  Betrieb  muss 
tragen  können,  und  diese  Tragfähigkeit  seines  Betriebs  muss  daher  sein 
erster  Gesichtspunkt  sein.  Die  »physikalische«  Production  ist  in  bei- 
den Fällen  ganz  dieselbe;  allein  wirthschaftlich  sind  es  ganz  verschie- 
dene Personen  und  kommen  gänzlich  verschiedene  Gesetze  zur  An- 
wendung. 

Hält  man  dies  fest,  so  ist  klar,  dass  von  Naturgesetzen  der  Pro- 
duction nur  die  Rede  sein  kann,  wenn  die  Wirthschaftsführung  der 
ausschliesslichen  und  absoluten  Vermögensgewalt  des  Wirthschaftsinha- 
bers  unterworfen  ist  und  eine  Vermögensmacht  Anderer  daran  nicht 
besteht.  Von  diesem  Standpunkte  aus  begreift  man  dann  freilich,  wie 
Adam  Smith  das  Einkommen  zu  einem  natürlichen  Attribut  der  Pro- 
ducentenclasse  machen  musste  und  es  lediglich  im  Lichte  eines  Ergeb- 
nisses der  Wirthschaftsthätigkeit  erscheinen  liess;  man  begreift  das 
unklare  Durcheinandermengen  von  Ertrag  und  Einkommen;  man  be- 
greift das  Hinausweisen  aller  »unproductiven«  Einkommensclassen  aus 
dem  Wirthschaftsbereiche ;  man  begreift  die  Vernichtung  der  Arbeit  als 
einer  gesellschaftlich  berechtigten  Vermögensciasse.  Man  begreift  aber 
auch,  dass  Alles  dies  sich  nur  auf  die  durch  und  durch  antisociale 
Hypothese  stützt:  Es  gibt  keine  andere  freie  Vcrmögensgewalt  als  die 
der  Wirthschaftsherren  und  die  wirthschaftliche  Freiheit  ist  die  abso- 
lute Berechtigung  dieser  letzteren.  Unbegreiflich  jedoch  erscheint  da- 
neben die  Aufstellung  eines  Wirthscliaftssystems,  in  welchem  alle  ein- 
zelnen Glieder   sich  gleichsam   chemisch   durchdringen  müssen  und  die 


3S0  Ho.-sler, 

gesellschaftliche  Wcrthcrzcii^Min^'  die  Ilauptrülle  spielt;  uiibogreiflich 
auch  die  Autslellun;f  eines  Finaiizsysteiiis,  in  welchem  die  Staatsge- 
walt vermittelst  der  Steuer  den  Zutritt  in  alle  Einzelwirthschafteu 
erhalt  und  alle  Bewegungen  der  Privatvermögensgcwalt  zu  paralysiren 
vermag. 

Dass  die  Lehre  vom  Werth  wesentlich  mit  der  Einkommenslehre 
zusammeidiilngt,  ist  aus  den  vorangegangenen  Bemerkungen  ersichtlich. 
Auch  den  Begriil  des  Werthes  hat  die  Smith  sehe  Theorie  corrumpirt 
durch  den  Satz,  dass  die  Arbeit  die  Quelle  des  Werthes  sei;  ein  emi- 
nenter Irrthum,  da  die  Arbeit  nur  technische  Producte  zu  liefern  ver- 
mag, welche  erst  dadurch  Werth  eriialten,  dass  sie  von  der  Vermögens- 
gewalt ergriffen  und  von  dieser  mit  Vermögensqualität  bekleidet  wer- 
den. Dass  dieser  Satz,  der  eine  weitere  Negation  des  positiven 
Rechtes  von  Seiten  des  Adam  Smith  enthielt,  von  den  Socialisten 
begierig  aufgegriften  wurde,  ist  verständlich ;  um  so  misslicher  ist  aber, 
dass  die  heutige  Wissenschaft  den  Forderungen  des  Socialismus  Nichts 
als  hohlen  Widerspruch  entgegenzusetzen  vermag,  weil  sie  eben  selbst 
von  socialistischcn  Grundsätzen  ganz  und  gar  ihre  Nahrung  erhält. 

Bei  der  heutigen  grossen  Empfindlichkeit  der  Wirthschaftsverhält- 
nisse  ist  die  Wiederherstellung  eines  klaren  und  reinen  Verständnisses 
der  ökonomischen  Begrifte,  insbesondere  des  Einkommens,  eines  der  Kern- 
begritfe  der  Wirthschaft,  von  unberechenbarer  Wichtigkeit,  insbesondere 
Angesichts  der  immer  drohender  sich  ausbreitenden  Arbeiterbewegung, 
vor  welcher  der  Smithianismus  rathlos  dasteht.  Ohne  die  Gerechtig- 
keit der  Arbeiterforderuugen  insoweit  läugnen  zu  wollen,  als  sie  durch 
unmenschliche  Arbeitsbelastung  und  ausbeutende  Verkürzung  des  Ar- 
beitslohnes hervorgerufen  wurden,  ist  doch  andererseits  gewiss,  dass 
diese  Bewegung  den  auf  die  Idee  des  Rechts  gegründeten  Bau  der 
Civilisation  an  der  Wurzel  angreift  und  sich  in  Irrthümern  bewegt, 
mit  deren  Realisirung  unser  durch  individuelle  Freiheit  vermitteltes 
Culturleben  unverträglich  ist.  Diese  Bewegung  kann  nur  dadurch  zu- 
rückgedrängt und  in  vernünftige  Bahnen  gelenkt  werden,  dass  man 
dem  Smithianismus,  dessen  Theorie  und  Praxis  sie  verschuldet  hat, 
mit  allem  Bewusstsein  und  aller  Bestimmtheit  entsagt. 

Uebrigens  kennzeichnet  die  Arbeiterfrage  nur  einen  Theil  der  Miss- 
stände,  welche  durch  die  smithianistische  Wirthschaftsanschauuug  her- 
vorgebracht worden  sind.  Ueberall  im  Leben  begegnet  man  der  Ver- 
zerrung socialer  Begriffe  in  der  Zwangsjacke  der  Doctrinen  des  Smi- 
thianismus. Wenn  dem  Weib,  um  ihm  seinen  gebührenden  Antheil  am 
Einkommen  zu  verschaffen,  »Erwerbsquellen  lohnender  Arbeit«  eröffnet 
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werden  müssen,  d.  h.  die  wirthschaftliche  Erwerbsthätigkeit  als  Be- 
dingung des  Einkommensbezuges  gesetzt  wird ,  wenn  Wissenschaft  und 
Kunst  in  die  Bahnen  wirthschaftlicher  Speculation  gewiesen  werden, 
wenn  über  das  Einkommen  der  Beamten  nicht  mehr  die  Würde  ihres 
Berufes  und  die  Auszeichnung  ihres  Standes,  sondern  der  Kostenbetrag, 
»um  den  sie  zu  haben  sind«,  entscheidet,  kurz,  wenn  Alles  nach  den 
Gesetzen  der  Concurrenz ,  von  Nachfrage  und  Angebot ,  und  Nichts 
mehr  seinem  eigenen  Wesen  gemäss  behandelt  wird,  wenn  die  »wirth- 
schaftliche Thätigkeit*  die  Existenz  aller  Einzelnen  souverain  beherrscht, 
dann  sind  das  freilich  nur  Ausflüsse  der  in's  Leben  eingedrungenen 
smithianistischen  Lehrbegriffe,  aber  ebenso  gewiss  ist  auch,  dass  die 
Auflösung  der  menschlichen  Culturgemeinschaft  daneben  herschreitet 
und  diese  letztere  einem  Abgrund  zugeführt  wird,  in  dem  sie  rettungs- 
los versinken  und  zerschellen  muss.  Lisofern  möchte  man  sich  versucht 
fühlen,  die  Lehrsätze  des  Socialismus,  so  verkehrt  sie  auch  ihrerseits 
selbst  sind,  freudig  zu  begrüssen,  da  sie  doch  wenigstens  zur  Zerstö- 
rung des  smithianistischen  Wuchergebäudes  mit  beitragen. 

Man  bemerke  übrigens ,  dass  die  Arbeiterfrage ,  soweit  sie  die  Re- 
gulirung  des  Arbeitseinkommens  betrifft,  nach  der  richtigen  Auffassung 
des  Einkommens  in  ihren  jetzigen  riesigen  Dimensionen  um  ein  Be- 
deutendes einschrumpfen  müsste  und  principiell  so  wenig  Schwierigkeiten 
bieten  könnte,  wie  etwa  die  Frage  der  Beamtengehalte.  Denn  als 
gesellschaftlicher  Berufsstand  hat  die  Arbeit  in  ihren  verschiedenen 
Verzweigungen,  ebenso  wie  alle  übrigen  Gesellschaftsclassen ,  positive 
Ansprüche  auf  ein  ihrer  Stellung  und  ihren  Berufspflichten  entsprechen- 
des Einkommen,  dessen  Kealisirung  ebensogut  als  eine  Pflicht 
der  Production  erklärt  werden  muss  wie  die  der  Steuern, 
der  Capitalrente  u.  s.  f.  Der  Smithianismus  hat  dies  freilich  ge- 
läugnet,  indem  er,  trotz  seiner  Schmeicheleien  gegen  die  Arbeit,  deren 
Einkommen  widerstandslos,  nach  der  Schablone  von  Nachfrage  und  An- 
gebot, den  Interessebewegungen  des  Capitals  preisgab  und  von  dem 
Boden  des  Rechtes  verdrängte;  allein  dass  die  Einkommenstheorie  des 
Smithianismus  der  Begründung  entbehrt,  dürfte  in  der  vorausgehenden 
Untersuchung  seinen  Nachweis  gefunden  haben.  Was  sodann  die  Fest- 
stellung der  einzelnen  Lohnsätze  betrift't,  so  kann  diese  natürlich  ver- 
schieden ausfallen:  nach  der  Zeit,  nach  dem  Stück,  nach  grösseren 
oder  kleineren  Massstäben,  aber  immer  so,  dass  ein  bestimmtes  Cultur- 
mass  zu  Grunde  gelegt  wird,  durch  dessen  Anwendung  den  Gliedern 
der  verschiedenen  Arbeitszweige   eine  entsprechende  Existenz  rechtlich 
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gesichert  wird'*).  Ob  man  dieses  Culturmaass  »Unterhalt«  nennt,  ist 
am  Endo  glcich^'ültig ;  falscli  aber  ist  dies,  wenn  man  darunter  nur 
die  pure  -Lebsucht"  versteht,  welche  zudem  noch  beliebig  eingeschränkt 
werden  dürfte.  Denn  es  ist  kein  Grund  ersichtlich,  warum  dem  Arbeiter- 
stand, der  ein  ebenso  ehrenwerther  und  nützlicher  Stand  ist  wie  alle 
übrigen,  die  Wohlthaten  der  i'orl^chreiteiiden  Civilisation  für  immer 
versagt  sein  sollen.  Im  Gegentheil,  dem  ab-soluten  Capitalwucher,  der 
sich  fälschlidier  Weise  mit  der  wirthschaftlichen  Freiheit  zu  identificireu 
gewusst  hat,  muss  Zaum  und  Zügel  angelegt  werden;  ebensowenig  aber 
kann  von  den  Gelüsten  der  Arbeiter  auf  den  ganzen  rroductions- 
ertrag  eine  Kede  sein. 

Es  ist  in  der  neueren  Zeit  vielfach  als  ein  feststehendes  A.xiom 
hervorgehüben  worden,  dass  das  Naturgesetz  der  Bevölkerungszunahme 
an  der  Begrenzung  des  Arbeitslohnes  auf  den  nothwendigen  Unterhalt 
Schuld  sei  und  daher  durch  menschliche  Macht  gar  nicht  abgeändert 
werden  könnte;  man  hat  es  sogar  als  ein  »ehernes«  Naturgesetz  be- 
zeichnet, weil  solche  Schlagworte  ihren  Eindruck  auf  die  Massen  nie- 
mals verfehlen.  Dass  die  wissenschaftliche  Doctrin  diesem  sog.  Natur- 
gesetz grossentheils  zugestimmt  hat,  ist  kein  Beweis  für  seine  Wahrheit; 
denn  dieser  Zustinniiung  haben  sich  auch  viele  andere  Lehrsätze  des 
Smithianismus  erfreut ,  die  trotzdem  immer  mehr  als  Irrthümer  sich 
herausstellen  und  anerkannt  werden.  Ganz  abgesehen  nun  davon,  dass 
der  Begriff  des  Unterhalts  völlig  vag  und  der  beliebigen  Auslegung 
fähig  ist,  wird  jedenfalls  die  Frage  erlaubt  sein,  warum  das  von 
Adam  Smith  und  Malthus  demonstrirte  Populationsgesetz  nicht 
auch  auf  die  übrigen  Classen,  namentlich  die  besitzende  Classe,  an- 
gewendet wird,  deren  Glieder  doch  gleichfalls  unter  den  natürlichen 
Generationsgesetzen  stehen.  Allein  die  Folge  davon  wäre  offenbar  die 
Aufhebung  der  besitzenden  Classe  als  solcher,  weil  eine  solche  Aus- 
dehnung des  Populationsgesetzes  der  persönlichen  Anhäufung  von  Be- 
sitz über  die  Grenze  des  nackten  Unterhalts  hinaus  widersprechen 
würde.  Giebt  es  eine  frei  besitzende  Vermögensciasse,  so  muss  noth- 
wendig  das  Populationsgesetz  ein  anderes  sein,  als  es  von  Smith  und 
Malthus  behauptet  wurde.  Das  für  die  Arbeiter  angeblich  geltende 
Naturgesetz  der  Populationsvermehrung  ist  daher  Nichts  weiter  als  ein 
Vorwand   für  die  principielle  Ausschliessung  der   Arbeiter   selbst   von 


24)  Dadurcli  allein  erklärt  es  sicli ,  warum  die  Nachfrage  den  Lohn  eines  Tag- 
löhners  nicht  auf  die  Hölie  eines  Ministergelialtes  iiinauftreiben  kann.  Vielmehr  ist 
der  Taglohn  vor  aller  Nachfrage  und  allem  Angebot  bereits  fest  bestimmt  und  die 
Marklverhältnisse  können  höchstens  Schwankungen  um  diesen  Beirag  herum  erzeugen. 
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der  passiven  Vermögensherrschaft  und  findet  seine  eigentliche  Begrün- 
dung in  dem  Bedürfniss  des  Smithianismus ,  die  Arbeiter  nur  als  na- 
türliche Productionsfactoren  gelten  zu  lassen.  Sowie  jene  Ausschliessung 
aufhört,  müssten  die  für  die  Besitzenden  geltenden  socialen  Gesetze 
der  Populationszunahme  auch  für  die  Arbeiter  sich  vollziehen,  und  das 
angeblich  eherne  Naturgesetz  würde  in  den  Staub  sinken. 

Zum  Schluss  erscheint  noch  eine  Bemerkung  nothwendig.  In  der 
Theorie  wird  gewöhnlich  von  Einkommen  schlechthin  gesprochen,  als 
ob  es  nothwendig  ein  gleichförmiger  Begrifi"  sein  müsste,  der  nur  etwa 
einer  verschiedenen  Auffassung  unterliegen  könne.  Man  kann  aber 
unter  Einkommen  sehr  verschiedene  Dinge  verstehen,  jenachdem  man 
ihm  eine  subjective  oder  objective  Beziehung  giebt.  Das  Einkommen 
kann  nämlich  gedacht  werden  entweder  als  einheitlich  bestimmter 
Existenz-  (Consumtions-)  Fond  für  die  Person,  die  es  bezieht,  oder 
als  eine  Vermögensquantität,  deren  Zuständigkeit  für  die  Glieder  des 
Gemeinwesens  durch  ihren  Eintritt  in  die  gegebenen  Einkommens- 
kategorieen  bedingt  ist.  Im  ersteren  Sinne  kann  eine  Person,  ganz 
streng  genommen,  nur  ein  Einkommen  haben,  im  zweiten  Sinne  da- 
gegen mehrere  je  nach  den  Rechtsverhältnissen,  in  welchen  sie  sich  als 
Besitzer,  Arbeiter  u.  s.  w.  bewegt.  Das  Einkommen  im  ersten  Sinne 
kennt  das  positive  Ptecht  und  die  positive  Gesellschaftsordnung  nicht  ^^), 
dasselbe  ist  vielmehr  ein  rein  socialistischer  Begriff,  der  zum  Theil, 
wenigstens  in  Beziehung  auf  den  Arbeitslohn,  auch  schon  im  Smithianis- 
mus enthalten  ist.  Der  Socialismus  und  noch  mehr  der  Communismus 
will  nämlich  die  Idee  des  Arbeitslohnes  als  eines  ausschliesslichen 
Existenzfonds  für  den  Arbeiter  auf  sämmtliche  Einkommenskategorieen, 
die  sich  dadurch  zu  einer  einzigen  verschmelzen  müssten,  und  folglich 
auch  auf  alle  Personen  angewendet  und  demgemäss  das  Einkommen 
nach  einem  einheitlichen  Massstab  der  Leistung,  des  Bedürfnisses  u.  dgl. 
vertheilt  wissen,  in  analoger  Weise,  wie  eine  neuere  Richtung  in  der 
Rechtsphilosophie  das  Eigenthum  »als  Anwendung  des  Rechtes  auf  die 
einzelne  Person«  auf  den  Massstab  des  persönlichen  Bedürfnisses  zu- 
rückführen will.  Wie  die  letztere  Ansicht  implicite  alle  übrigen  Titel 
des  Eigenthumserwerbes  ausser  dem  des  Bedürfnisses  aufheben  und 
allen  Einzelnen  nur  ein  gleichmässig  bemessenes  Eigenthum  zutheilen 
würde,  so  würde  auch  jene  socialistische  Theorie  alle  Einkommenstitel 


25)  Daher  wird  man  sich  in  den  positiven  Rechtssystenien  auch  vergeblich  nach 
einem  abstracten  Rechlsbegriff  des  Einkommens  umselienj  das  Reciit  kennt  vielmehr 
nur  objective  Einkommenskategorieen,  wie  reditus  fundi,  usurae,  merces,  salarium  u.  a., 
ein  deutlicher  Beweis,  dass  das  Einkommen  nur  eine  moderne  Abstrnction  ist. 
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dem  des  Bedürfiiisses  odor  der  r.eistiirif,'  der  einen  untheilbaren  Person 
iiufopl'ern  und  lulglicli  das  lünkunmu'n  in  .seiner  objecliven  l(L'cht.»gestult 
vernichten.  Dass  hierbei  die  Freiheit  der  persönlichen  Bewegung  und 
l'jitwickhiDj,'  luit'iiüren  niüs.ste,  leuchtet  von  selb.st  ein.  Auf  diesem 
J Joden  stellt  nun  /war  theoretisch  und  principiell  der  Sniithianisnius 
nicht,  er  lässt  vielmehr  t'iir  eine  Person  eine  Cuniulation  ver.'^chie(lener 
Minkonnnensbe/iige  /.n.  Allein  dieses  Princip  ist  schon  bezüglich  des 
Arbeitslohnes  durch  die  L'nterhaltstheorie  verlas.sen '■^**J  und  es  liegt  auch 
weiterhin  in  den  practischen  Conse(iuenzen  des  fSniithianisnius,  dass 
der  subjective  Bcgrift"  des  Einkommens  mehr  und  mehr  zur  Thatsache 
wird.  Denn  in  Folge  der  excessiven  Arbeitstheilung,  die  er  predigt, 
conceutrirt  sich  die  Wirthschaftsgewalt  innner  mehr  in  verhältuissmässig 
wenigen  Personen,  denen  eine  zunehmende  Masse  beherrschter  Wirth- 
scluiftsfactorcn  gegenüber  steht,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  die  letz- 
teren innner  aus.schliessliclier  aus  einer  einzelneu  .speciellen  Thätigkeit 
ihr  Einkommen  erhalten,  folglich  auf  eine  einzige  Einkommenskategorie 
angewiesen  werden.  So  wird  namentlich  die  Arbeit  als  i)iincipiell  be- 
sitzlos gedacht  und  da  die  excessive  Arbeitstheilung  immer  mehr  den 
Einzelneu  für  einen  einzigen  Erwerbszweig  in  Besitz  nimmt  und  in 
diesem  bis  zu  den  äussersten  Grenzen  der  physischen  Möglichkeit  fest- 
hält, so  kann  es  gar  nicht  anders  kommen,  als  dass  das  Einkommen 
sich  immer  subjectiver  gestaltet  und  folglich  die  verschiedeneu  Ein- 
kommenskategorieen  sich  mehr  und  mehr  verschmelzou.  Dann  bedarf 
es  nur  einer  Depossedirung  der  Vermögensclasseu,  wozu  »die  Productiv- 
associationen  aus  Staatsmitteln«  einen  herrlichen  Uebergang  darbieten, 
und  der  in  ferner  Zukunft  geglaubte  socialistische  Wirthschaftsstaat  ist 
fertig.  Es  kann  hiernach  nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  Arbeits- 
theilung, wie  sie  der  Smithianismus  auffasst,  in  Verbindung  mit  dem 
Alles  aufsaugenden  Absolutismus  des  Capitals  die  moderne  Gesellschaft 
dem  Socialisnms  und  Comnumismus  in  die  Arme  treibt.  Dies  nur  als 
eine  Andeutung  dafür,  wie  wenig  der  Smithianismus,  der  von  den 
technischen  Wundern  der  Arbeitstheilung  schwärmt,  dieselbe  als  ein 
Wirthschaftsgesetz  begriffen  hat. 


26)  Dies  ist  der  eigentliche  und  liefste  Kernpiini^t  des  Widerspruches  gegen  das 
Smilh' seile  Lolingeselz,  dass  es  die  Arbeit  schon  ganz  und  gar  auf  den  socialisli- 
schen  Boden  stellt.  Dieses  Gesetz  schliesst  in  sich:  1)  eine  vollsläiidige  Beherrschung 
der  Arbeit  für  die  Zwecke  der  über  ihr  stehenden  Wirlliscliaftsherren ;  2)  eine  voll- 
ständige Ausschliessung  der  Arbeit  vom  Besitz;  3)  ein  völlig  bewusstloses,  unper- 
sönliches (instrumentales)  Dasein  der  Arbeiter,  lauter  Momente,  die  in  dem  positiven 
Wesen  der  Arbeit  durchaus  nicht  von  selbst  enthalteu  sind. 
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Hiernach  dürfte  die  Behauptung  gerechtfertigt  sein,  dass,  wenn 
die  Begriffe  und  practischen  Tendenzen  des  Smithianismus  fortdauernde 
Herrschaft  behaupten,  die  moderne  Gesellschaft  mit  Riesenschritten  der 
Verwirklichung  der  gerade  von  der  Smith 'sehen  Theorie  verspotteten 
und  verworfenen  socialistischen  Lebensformen  entgegeneilt.  Es  hilft 
daher  Nichts,  mit  dem  Messer  abstracter  Logik  über  »utopische  Rechts- 
und Staatstheorieen«  herzufallen  und  ihnen  theoretisch  alle  practische 
Erheblichkeit  und  Ausführbarkeit  abzusprechen  '^'^).  Das  ist  von  Seiten 
der  Theorie  längst  in  allen  Formen  geschehen,  aber  gleichwohl  befinden 
sich  sowohl  Theorie  als  Praxis  längst  im  socialistischen  Fahrwasser  und 
das  gelobte  Land  Utopia  rückt  immer  näher  heran.  Dergleichen  Um- 
wälzungen machen  sich  nicht,  wie  man  zu  glauben  scheint,  über  Nacht 
mit  einem  Schlage,  sowenig  als  schon  im  Frühjahre  die  reifen  Früchte 
an  den  Bäumen  hängen.  Es  ist  jedoch  Aufgabe  der  Sachverständigen, 
in  den  sich  regenden  Trieben  und  Keimen  das  Werden  der  künftigen 
Frucht  vorauszusehen  und  nicht  den  Beginn  der  Entwicklung  mit  deren 
Ende  zu  verwechseln.  Wenn  es  wirklich  »ein  strammes  Festhalten  unserer 
heutigen  Rechts-  und  Staatsordnung  mit  Geld  und  Privateigenthum« 
gilt,  dann  dürften  die  Mittel  hierfür  ganz  wo  anders  liegen,  als  in 
der  fortdauernden  »Fernhaltung  aller  künstlichen  Fesseln,  welche  die 
modernen  Utopisten  dem  Capital  und  Unternehmungsgeist  anlegen 
möchten«. 


27)  H.  Flck,   Ueber  utopische  Rechts-  und  Staatstheorieen,   in  dieser  Zeit- 
schrift Bd.  VIII  S.  225  ff. 
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Die  wirthschaftliche  (Gesetzgebung  des  norddeutschen 

Bundes. 

I. 

Oeaetrj  über  die  Freixügigkeit. 

Vom  1.  November  1867. 
(Bundes -Gesetzblatt   von  1867  Nr.  16   S.  55.) 

§.  1.  Jeder  Bundesangehörige  hat  das  Recht,  innerhalb  des  Bundes- 
gebietes : 

1)  an  jedem  Orte  sich  aufzuhalten  oder  niederzulassen,  wo  er  eine  eigene 
Wohnung  oder  ein   Unterkommen   sich  zu  verschaffen  im   Stande   ist; 

2)  an  jedem   Orte  Grundeigenthum  aller  Art  zu   erwerben  ; 

3)  umherziehend  oder  an  dem  Orte  des  Aufenthalts,  beziehungsweise  der 
Niederlassung,  Gewerbe  aller  Art  zu  betreiben,  unter  den  für  Einhei- 
mische geltenden  gesetzlichen   Bestimmungen. 

In  der  Ausübung  dieser  Befugnisse  darf  der  Bundesangehörige,  soweit 
nicht  das  gegenwärtige  Gesetz  Ausnahmen  zulässt ,  weder  durch  die  Obrig- 
keit seiner  Heimath,  noch  durch  die  Obrigkeit  des  Ortes,  in  welchem  er  sich 
aufhalten  oder  niederlassen  will,  gehindert  oder  durch  lästige  Bedingungen 
beschränkt  werden. 

Keinem  Bundesangehörigen  darf  um  des  Glaubensbekenntnisses  willen 
oder  wegen  fehlender  Landes-  oder  Gemeindeangehörigkeit  der  Aufenthalt, 
die  Niederlassung,  der  Gewerbebetrieb  oder  der  Erwerb  von  Grundeigenthum 
verweigert  werden. 

§.  2.  Wer  die  aus  der  Bundesangehörigkeit  folgenden  Befugnisse  in 
Anspruch  nimmt,  hat  auf  Verlangen  den  Nachweis  seiner  Bundesangehörigkeit 
und,  sofern  er  unselbstständig  ist,  den  Nachweis  der  Genehmigung  desjenigen, 
unter  dessen  (väterlicher,  vormundschaftlicher  oder  ehelicher)  Gewalt  er  steht, 
zu  erbringen. 

§.  3.  Insoweit  bestrafte  Personen  nach  den  Landesgesetzea.Aufenthalts- 
beschränkungen  durch  die  Polizeibehörde  unterworfen  werden  können ,  be- 
hält es   dabei  sein   Bewenden. 

Solchen  Personen,  welche  derartigen  Aufenthaltsbeschränkungen  in  einem 
Bundesstaate  unterliegen,  oder  welche  in  einem  Bundesstaate  innerhalb  der 
letzten  zwölf  Monate  wegen  wiederholten  Betteins  oder  wegen  wiederholter 
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Landstreicherei  bestraft  worden  sind,  kann  der  Aufenthalt  in  jedem  anderen 
Bundesstaate  von   der  Landespolizeibehörde  verweigert  werden. 

Die  besonderen  Gesetze  und  Privilegien  einzelner  Ortschaften  und  Bezirke, 
welche  Aufenthaltsbeschränkungen  gestatten,  werden  hiermit  aufgehoben. 

§.  4.  Die  Gemeinde  ist  zur  Abweisung  eines  neu  Anziehenden  nur  dann 
befugt,  wenn  sie  nachweisen  kann,  dass  derselbe  nicht  hinreichende  Kräfte 
besitzt,  um  sich  und  seinen  nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen  den  nothdürftigen 
Lebensunterhalt  zu  verschaffen ,  und  wenn  er  solchen  weder  aus  eigenem 
Vermögen  bestreiten  kann ,  noch  von  einem  dazu  verpflichteten  Verwandten 
erhält.  Den  Landesgesetzen  bleibt  vorbehalten,  diese  Befugniss  der  Gemein- 
den zu  beschränken. 

Die  Besorgniss  vor  künftiger  Verarmung  berechtigt  den  Gemeindevor- 
stand nicht  zur  Zurückweisung. 

§.  5.  Offenbart  sich  nach  dem  Anzüge  die  Nothwendigkeit  einer  öffent- 
lichen Unterstützung,  bevor  der  neu  Anziehende  an  dem  Aufenthaltsorte  einen 
ünterstützungswohnsitz  (Heimathsrecht)  erworben  hat,  und  weist  die  Gemeinde 
nach,  dass  die  Unterstützung  aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer  nur  vor- 
übergehenden Arbeitsunfähigkeit  nothwendig  geworden  ist,  so  kann  die  Fort- 
setzung des  Aufenthalts  versagt  werden. 

§.  6.  Ist  in  den  Fällen,  wo  die  Aufnahme  oder  die  Forlsetzung  des 
Aufenthalts  versagt  werden  darf,  die  Pflicht  zur  Uebernahme  der  Fürsorge 
zwischen  verschiedenen  Gemeinden  eines  und  desselben  Bundesstaates  streitig, 
so   erfolgt  die  Entscheidung   nach  den   Landesgesetzen. 

Die  thatsächliche  Ausweisung  aus  einem  Orte  darf  niemals  erfolgen,  be- 
vor nicht  entweder  die  Annahme- Erklärung  der  in  Anspruch  genommenen 
Gemeinde  oder  eine  wenigstens  einstweilen  vollstreckbare  Entscheidung  über 
die  Fürsorgepflicht   erfolgt  ist. 

§.  7.  Sind  in  den  in  §.  5  bezeichneten  Fällen  verschiedene  Bundes- 
staaten betheiligt,  so  regelt  sich  das  Verfahren  nach  dem  Vertrage  wegen 
gegenseitiger  Verpflichtung  zur  Uebernahme  der  Auszuweisenden  d.  d.  Gotha, 
den  15.  Juli  1851*),  sowie  nach  den  späteren,  zur  Ausführung  dieses  Ver- 
trages getroffenen  Verabredungen. 


*)  Dieser  Vertrag,  welcher  1851  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sachsen,  Sachsen- 
Weimar,  Oldenburg,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Coburg-Gotha,  Saciisen-Allenburg, 
Anhalt  -  Dessau ,  Cöthen  und  Bernburg,  Schwarzburg- Rudolstadt  und  Sondershausen, 
Reuss  ä.  und  j.  Linie,  Waldeck  und  Lippe  abgeschlossen  wurde  und  dem  später 
Kassau  ,  Hessen  -  Darrnsfadt,  Hessen  -  Cassei ,  Braunscliweig,  Hannover,  Bremen, 
Schauniburg- Lippe,  beide  Mecklenburg,  Württemberg,  Frankfurt  a.  31  ,  Hamburg, 
Bade»,  Hessen-Homburg  und  Luxemburg  beigetreten  sind,  lautet  folgendermassen: 

§.  1.     Jede  der  contrahiienden  Regierungen  verpflichtet  sich 

a)  diejenigen  Individuen,  welche  noch  fortdauernd  ihre  Angehörigen  (llnlerlhanen) 
sind ,  und 

b)  ihre  vormaligen  Angehörigen  (ünlerthanen),  auch  wenn  sie  die  Unlerlhanschaft 
nach  der  inländischen  Gesetzgebung  bereits  verloren  haben,  so  lange,  als  sie 
nicht  dem  andern  Staate  nach  dessen  eigener  Gesetzgebung  angehörig  worden 
sind, 

auf  Verlangen  des  andern  Staates  wieder  zu  übernehmen. 

§.  2.  Ist  die  Person,  deren  sich  der  eine  der  contraiiirenden  Staaten  entledigen 
will,  zu  keiner  Zeil  einem  der  contraiiirenden  StHalen  als  Unlerthan  angehörig  ge- 
wesen (§.  i) ,  so  ist  unter  ihnen  derjenige  zur  Uebernahme  verpflichtet,  in  dessen 
Gebiete  der  Auszuweisende 
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Bis  zur  Ucbcrnuhme  Seilen«  des  vciplliclilfiten  Staates  ist  der  Atifentlialts- 
staat  zur  Fürsortru   fiir  d(;n   Aiiszuweisenderi    um   Aurenthaitsortc;   iiucli   den   fiir 


a)  nach    /iiriickgclegtem    21.    Lebcnsjalire    kIcIi   /ulet/.l    fünf  Jalire    hindurch    auf- 

gciialtcn  ,  oder 
I))  KJch   v(Mhciralhf;t  und  mit    seiner  F^hefrnu  iinmiltolhar    nach  der  Kheschiiessung 

eine  geiiieinschafliirii(;  Wohnung  inindesleiiH  (j  Wochen  inne  gehabt,  oder 
c)  geboren  ist. 

Die  (icburt  (r)  begründet  eine  Verpflichtung  zur  lebernaiime  nur  dann  ,  wenn 
keiner  der  beiden  andern  Falle  (a  u.  b)  vorliegl.  Treffen  diese  zusammen,  so  ist 
das  neuere  Verhällniss  cntsclieidend. 

<§.  3.  Ehefrauen  sind  in  den  Fällen  des  ^.  1  und  2,  ilire  liebernahme  möge 
giciclizeilig  mit  derjenigen  ihres  Ehegatten,  oder  ohne  diese  in  Frage  kommen,  von 
demjenigen  Staate  zu  übernehmen,  welchem  der  Ehemann  nach  §.  1   oder  2  zugehört. 

Bei  Withven  und  geschiedenen  Ehefrauen  ist,  jedoch  nur  bis  zu  einer,  in  ihrer 
Person  eintretenden,  die  Uebernahme- Verbindlichkeil  begründenden  Veränderung  das 
Verhällniss  des  Ehemanns  zur  Zeit  seines  Todes  und  be/.iehungsweise  der  Eheschei- 
dung massgebend. 

Die  Frage,  ob  eine  Ehe  vorlianden  sei,  wird  im  Falle  des  <j.  1  nach  den  Ge- 
setzen desjenigen  Staates  beurllieilt,  welciiem  der  Eheinann  angehört,  im  Falle  des 
§.  2  aber  nach  den  Geselzen  desjenigen  Staates,  wo  die  Eheschliessung  erfolgt  ist. 

§.  4.  Eheliche  Kinder  sind,  wenn  es  sich  um  deren  Uebernahme  vor  vollen- 
detem 21.  Lebensjahre  handelt,  in  den  Fällen  des  §.  1  und  2  nicht  nach  ihrem 
eigenen  Verhältnisse,  sondern  nach  dem  des  Vaters  zu  beurtheilen.  Kinder,  welche 
durch  nachfolgende  Ehe  der  Ellern  legilimirl  sind,  werden  den  ehelich  geborenen 
gleich  geachtet. 

§.  5.  Uneheliche  Kinder  sind  nach  demjenigen  ünlertfiansverhällnisse  zu  be- 
urtheilen, in  welchem  zur  Zeit  der  Geburt  derselben  deren  Mutler  stand,  auch  wenn 
sich  später  eine  Veränderung  in  diesem  Verhältnisse  der  Müller  zugetragen  hat. 

Gehörte  die  Mutier  zur  Zeit  der  Geburt  ihres  unehelichen  Kindes  keinem  der 
contrahirenden  Stflalen  als  Unlerthanin  an,  so  entscheiden  über  die  Verpflichlung  zu 
seiner  Uebernahme  die  Beslimmungcn  des  §.2. 

Auch  auf  uneheliche  Kinder  findet  die  Vorschrift  des  zweiten  Absatzes  des  §.  6 
Anwendung. 

§•  6.  Ist  keiner  der  im  §.2  gedachten  Fälle  vorhanden,  so  muss  der  Staat, 
in  welchem  der  Heiinathslose  sich  aufhält,  denselben  behalten. 

Doch  sollen  weder  Ehefrauen  noch  Kinder  unter  16  Jahren,  falls  sie  einem 
andern  Staate  nach  §.1  oder  2  zugewiesen  werden  könnten,  von  ihren  Ehemännern 
beziehungsweise   Ellern  getrennt  werden. 

§.  7.  Wenn  diejenige  Regierung,  welche  sich  einer  lästigen  Person  entledigen 
will,  die  Uebernahme  derselben  von  mehreren  deutschen  Bundesstaaten  aus  der 
gegenwärtigen  oder  einer  andern  Uebereinkunft  zu  fordern  berechtigt  ist,  so  hat 
sie  denjenigen  Staat  zunächst  in  Anspruch  zu  nehmen,  welcher  in  Beziehung  auf 
den  Verplliclitungsgrund  oder  die  Zeilfolge  näher  verpflichtet  ist. 

Hat  dieser  Slaal  auch  nach  vorgängigem  Schriftwechsel  der  obersten  Landes- 
behörde die  Uebernahme  verweigert,  so  kann  die  ausweisende  Regierung  auch  von 
demjenigen  Staate,  welcher  nach  gegenwärtiger  Uebereinkunft  hiemächst  verpflichtet 
ist,  die  Uebernahme  fordern  und  demselben  die  Gellendinathung  seines  Rechtes 
gegen  den  vermeintlich  verpflichteten  Staat  überlassen. 

§.  8.  Ohne  Zustimmung  der  Behörde  des  zur  Uebernshme  verpflichteten  Staates, 
darf  diesem  kf-in  aus  den  anderen  Staaten  überwiesenes  Individuum  zugeführt  werden, 
es  sei  denn  ,  dass 

a)  der  Zurückkehrende  sich  im  Besitze  eines  von  der  Behörde  seines  Wohnortes 
ausgestellten  Passes  (Wanderhuchs ,  Passkarle),  seit  dessen  Ablauf  noch  nicht 
ein  Jahr  verstrichen  ist,  befindet,  oder 

b)  dnss  der  Ausgewiesene  einem  in  gerader  Richtung  rückwärls  liegenden  dritten 
Staate  zugehört,  welchem  er  nicht  wohl  anders  als  durch  das  Gebiet  des 
anderen  contrahirenden  Staates  zugeführt  werden  kann. 

§.  9.    Sollte  ein  Individuum,  welches  von  dem  einen  contrahirenden  Staate  dem 
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die  öffentliche  Arnienpflege  in  seinem  Gebiete  gesetzlich  bestehenden  Grund- 
sätzen verpflichtet.  Ein  Anspruch  auf  Ersatz  der  für  diesen  Zweck  verwen- 
deten Kosten  findet  gegen  Staats-,  Gemeinde-  oder  andere  öfTentliche  Kassen 
desjenigen  Staates,  welchem  der  Hiilfsbediirftige  angehört,  sofern  nicht  ander- 
weitige Verabredungen  bestehen,  nur  insoweit  statt,  als  die  Fürsorge  für 
den   Auszuweisenden   länger  als  drei  Monate   gedauert  hat. 

§.  8.  Die  Gemeinde  ist  nicht  befugt,  von  neu  Anziehenden  wegen  des 
Anzugs  eine  Abgabe  zu  erheben.  Sie  kann  dieselben,  gleich  den  übrigen 
Gemeindeeinwohnern ,    zu    den   Gemeindelasten    heranziehen.      Uebersteigt  die 


anderen  zum  Weitertransport  in  einen  rückwärts  liegenden  Staat  nacl»  §.  8  Litt,  b 
überwiesen  worden  ist,  von  dem  letzteren  nicht  angenommen  werden,  so  kann  das- 
selbe in  denjenigen  Staat,  aus  welchem  es  ausgewiesen  worden,  wieder  zurück- 
geführt werden. 

§  10.  Die  Ueberweisung  der  Ausgewiesenen  geschieht  in  der  Regel  mittelst 
Transportes  und  Abgabe  derselben  an  die  Polizeibehörde  desjenigen  Orles  ,  wo  der 
Transport  als  von  Seiten  des  ausweisenden  Staates  beendigt  anzusehen  ist.  Mit  dem 
Ausgewiesenen  werden  zugleich  die  Beweisslücke,  worauf  der  Transport  convenlions- 
mäs.sig  gegründet  ist,  übergeben.  In  solchen  Fällen,  wo  keine  Gefahr  zu  besorgen 
ist,  können  einzelne  Ausgewiesene  auch  mitlelst  eines  Passes,  in  weichem  ihnen  die 
zu  befolgende  Route  genau  vorgesciirieben  is',  in  ihr  Vaterland  zurückgewiesen  werden. 

§.  11.  Die  Kosten  der  Ausweisung  trägt  innerhalb  seines  Gebietes  der  aus- 
weisende Staat.  Wenn  der  Ausgewiesene,  um  seiner  Heimalb  in  einem  dritten  Staate 
zugeführt  zu  werden,  durch  das  Gebiet  eines  anderen  contrahirenden  Theiles  trans- 
porfirt  werden  muss,  so  bat  dem  letzleren  der  ausweisende  Staat  die  Hälfte  der  bei 
dem  Durebtransporte  entstehenden  Kosten  zu  erstatten. 

Muss  der  Ausgewiesene  im  Falle  des  §  9  in  den  Staat,  aus  welchem  er  aus- 
gewiesen worden  war,  wieder  zurückgebracht  werden,  so  bat  dieser  Staat  sämmtliche 
Kosten  des  Rücktransportes  zu  vergüten. 

§.  12  Können  die  betreffenden  Behörden  über  die  Verpflichtung  des  Staates, 
welcliem  die  Uebernahme  angesonnen  wird  ,  sich  bei  dem  darüber  stattfindenden 
Schriftwechsel  nicht  einigen,  und  ist  die  Meinungsverschiedenheit  auch  im  diplo- 
matischen Wege  nicht  zu  beseitigen  gewesen,  so  wollen  die  betbeiligten  Regierungen 
den  Streitfall  zur  schiedsrichterlichen  Entscheidung  einer  dritten  deutschen  Regierung 
stellen,  welche  zu  den  Mitcontrahenten  des  gegenwärtigen  Vertrages  gehört. 

Die  Wahl  der  um  Abgabe  des  Schiedsspruchs  zu  ersuchenden  deutschen  Regierung 
bleibt  demjenigen  Staate  überlassen,  der  zur  Uebernahme  des  Ausgewiesenen  ver- 
pflichtet werden  soll. 

An  diese  dritte  Regierung  hat  jede  der  betheiligten  Regierungen  jedesmal  nur 
eine  Darlegung  der  Sachlage,  wovon  der  anderen  Regierung  eine  .Abschrift  nach- 
richtlicb  mitzutheilen  ist,  in  kürzester  Frist  einzusenden. 

Bis  die  schiedsrichterliche  Entscheidung  erfolgt,  gegen  welche  von  keinem  Theile 
eine  weitere  Einwendung  zulässig  ist,  hat  derjenige  Staat,  in  dessen  Gebiet  das 
auszuweisende  Individuum  beim  Entstehen  der  Differenz  sich  befunden,  die  Ver- 
pflichtung, dasselbe   in  seinem  Gebiete  zu   behalten. 

§  13.  Gegenwärtige  Uebereinkunfl  tritt  vom  1  Januar  1852  an  und  zwar  der- 
gestalt in  Wirksamkeil,  dass  alle  Fälle  zweifelhafter  Uebernahme  -  Verbindlichkeit, 
welche  .  .  .  noch  nicht  definitiv  erledigt  worden  sind,  nach  den  neu  vereinbarten  Be- 
stimmungen beurtbeilt  werden   sollen. 

Mit  dem  1.  Januar  1852  treten  sämmtliche  Vereinbarungen  wegen  der  Ueber- 
nahme von  Ausgewiesenen,  welche  bisher  zwischen  den  conlrahirendcn  Staaten  be- 
standen, ausser  Kraft. 

§.  14.  Jedem  contrahirenden  Theile  steht  das  Recht  zu,  ein  Jahr  nach  der  von 
ihm  ausgesprochenen  Kündigung  von  der  gegenwärtigen  Uebercinkunft  zurückzu- 
treten. 

§.  15.     Allen  deutschen  Bundesstaaten  siebt  der  Beitritt  . . .  offen  u.  s.  w. 
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DüiKtr  (los  Aiifftithnlls   nirlil    den  Zcilnnim  von  drei   Mctnaten.   so  sind   die  neu 
Air/.i<lieti(len   dicsiMi    Lasti'n    niclit   iinlt'rwnrren. 

§.  U.  Was  vorstolicnd  von  den  (icnicinden  Ix'stimnU  ist,  tfilt  an  den- 
jeniffcn  Orlen ,  wo  die  Lost  der  oirenlliclien  Armenpflepe  verfassunifsmässic 
nicht  der  örllielien  fi('mein<lc,  sondern  anderen  (gesetzlich  anerkannten  Ver- 
hiindcii  ( ArmciikoniniiMicn)  obliet'^f.  aiicli  von  diesen,  sowie  von  denjenigen 
(Jiitslicrrsc  liiiricn ,  deren  Giilshezirk  sich  nicht  in  einem  Genieindeverbande 
beiludet. 

§.  10.  Die  \ Orsciirilten  über  die  Aiimeldiinir  der  neu  Anziehenden 
l)leibcn  den  I.iindcs<?eset/.en  mit  der  Maassgabe  vorbehalten,  dass  die  unter- 
lassene Mcidun«^  nur  mit  einer  Tolizeislrafe,  niemals  aber  mit  dem  Verluste 
des  Aurenlhallsrechts  (§.    1)  geahndet  werden   darf. 

§.  11.  Durch  den  blossen  Aufenthalt  oder  die  blosse  Niederlassung, 
wie  sie  das  t>ei>enwärlijie  Gesetz  gestattet,  werden  andere  Rechtsverhaltnisse, 
namentlicli  die  GemeiiideaiigehöriKkeit ,  das  Ortsbürüerrecht ,  die  Theiinahme 
an    den   (iemeindenut/.uuüen   und   der  Armenpüege ,    nicht   begründet. 

Wenn  jedoch  nach  den  Landesffeselzen  durch  den  /\ufenthalf  oder  die 
Niederlassung,  wenn  solche  eine  bestimmte  Zeit  hindurch  ununterbrochen 
fortgesetzt  worden,  das  Heimathsrecht  (Gemeindeangehörigkeit,  Unterstützungs- 
wohnsit/,)   erworben   wird,   behält   es  dabei   sein   Bewenden. 

§.  12.  Die  polizeiliche  Ausweisung  Bundesangehöriger  aus  dem  Orte 
ihres  dauernden  oder  vorübergehenden  Aufenthalts  in  anderen,  als  in  den 
durch   dieses   Gesetz  vorgesehenen  Fällen,   ist  unzulässig. 

Im  Uebrigen  werden  die  Bestimmungen  über  die  Fremdenpolizei  durch 
dieses   Gesetz  nicht  berührt. 

§.   13.     Dies   Gesetz  tritt  am  1.  Januar   1868  in  Kraft. 


Oesetx  über  die  Aufliebunsr  der  polixeilielien  Beschränkiini^en 
der  Khesehliessung. 

Vom  4.  Mai  1868. 
(Bundes -Gesetzblatt  von  1868  Nr.  11  S.  149.) 

§.  1.  Bundesangehörige  bedürfen  zur  Eingehung  einer  Ehe  oder  zu 
der  damit  verbundenen  Gründung  eines  eigenen  Hauslialtes  weder  des  Besitzes, 
noch  des  Erwerbes  einer  Gemeindeangehörigkeit  (Gemeindemitgliedschaft)  oder 
des  Einwohnerrechtes,  noch  der  Genehmigung  der  Gemeinde  (Gutsherrschaft) 
oder  des   Armenverbandes,  noch    einer  obrigkeitlichen   Erlaubniss. 

Insbesondere  darf  die  Befugniss  zur  Verehelicliung  nicht  beschränkt  wer- 
den w  egen  Mangels  eines  bestimmten,  die  Grossjährigkeit  übersteigenden  Alfers 
oder  des  jNachweises  einer  Wohnung,  eines  hinreichenden  N'ermögens  oder 
Erwerbes,  wegen  erlittener  Bestrafung,  bösen  Rufes,  vorhandener  oder  zu 
befürchtender  Verarmung,  bezogener  Unterstützung  oder  aus  anderen  polizei- 
lichen Gründen.  Auch  darf  von  der  ortsfremden  Braut  ein  Zuzugsgeld  oder 
eine  sonstige  Abgabe  nicht  erhoben   werden. 
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§.  2.  Die  polizeilichen  Beschränkungen  der  Befugniss  zur  Eheschliessung, 
welche  in  Ansehung  der  Ehen  zwischen  Juden  und  für  die  Angehörigen  ein- 
zelner bürgerlichen  Berufsstände  bestehen ,  werden  aufgehoben. 

Die  Bestimmungen  über  die  Genehmigung  der  Eheschliessung  der  Militair- 
personen ,  Beamten,  Geistlichen  und  Lehrer  durch  die  Vorgesetzten  werden 
hiervon  nicht  betroffen. 

§.  3.  Die  für  Geistliche  und  Civilstandsbeamte  bestehenden  Verbote, 
bei  der  Schliessung  einer  Ehe  ohne  vorherige  Beibringung  einer  obrigkeit- 
lichen Bescheinigung  amtlich  mitzuwirken,  bleiben  in  Beziehung  auf  Bundes- 
angehörige nur  soweit  in  Kraft ,  als  diese  Bescheinigung  das  Vorhandensein 
der  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührten  Voraussetzungen  der  Eheschliessung 
oder  die  im  §.  2  Alinea  2  erwähnten   Bestimmungen   zum  Gegenstande  hat. 

§.  4.  Die  Vorschriften  der  Landesgesetze  über  die  Zulassung  von  Aus- 
ländern zur  Eingehung  einer  Ehe  finden  auf  Bundesangehörige  keine  An- 
wendung. 

§.  5.  Die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Eherechtes  werden  durch 
dieses  Gesetz  nicht  berührt. 

§.  6.     Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  d.  J.  in   Kraft. 


in. 

C^esetz,  betreifend  die  vertragfsmässig^en  Zinsen. 

Vom  14.  November  1867. 
(Bundes -Gesetzblatt  von  1867  Nr.  11  S.159.) 

§.  1.  Die  Höhe  der  Zinsen,  sowie  die  Höhe  und  die  Art  der  Ver- 
gütung für  Darlehne  und  für  andere  kreditirte  Forderungen,  ferner  Konven- 
tionalstrafen, welche  für  die  unterlassene  Zahlung  eines  Darlehns  oder  einer 
sonst  kreditirten  Forderung  zu  leisten  sind,  unterliegen  der  freien  Verein- 
barung. 

Die  entgegenstehenden  privatrechtlichen  und  strafrechtlichen  Bestimmungen 
werden  aufgehoben. 

§.  2.  Derjenige,  welcher  für  eine  Schuld  dem  Gläubiger  einen  höheren 
Zinssatz  als  jährlich  sechs  vom  Hundert  gewährt  oder  zusagt,  ist  zu  einer 
halbjährigen  Kündigung  des  Vertrages  befugt.  Jedoch  kann  er  von  dieser 
Befugniss  nicht  unmittelbar  bei  Eingehung  des  Vertrages,  sondern  erst  nach 
Ablauf  eines   halben   Jahres   Gebrauch   machen. 

Vertragsbestimmungen ,  durch  welche  diese  Vorschrift  zum  Nachtheil 
des  Schuldners   beschränkt  oder  aufgehoben  wird,   sind  ungültig. 

Auf  Schuldverschreibungen,  welche  unter  den  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen auf  jeden  Inhaber  gestellt  werden,  sowie  auf  Darlehne,  welche 
ein  Kaufmann  empfängt,  und  auf  Schulden  eines  Kaufmanns  aus  seinen  Handels- 
geschäften leiden  die  in  (liesem  Paragraphen  enthaltenen  Vorschriften  keine 
Anwendung. 

§.  3.  Wird  die  Zahlung  eines  Darlehns  oder  einer  andern  kreditirten 
Forderung  verzögert,   so   bleibt  auch   für  die  Zögerungszinsen  der  bedungene 
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Zinssatz  inaasstrcbeiifl,  sorcid  dcisrlho  holii-r  ist,  als  die  g'esetzlich  bestimm- 
ten  Zögerungszinsen. 

§.  4.  Die  privalreclillichen  Bestimmunjren  in  Betreff  der  Zinsen  von 
Zinsen  und  die  Vorschrilten  fiir  die  (gewerblichen  l'fandleih-AnMtalten  «erden 
durch   dieses    Gesetz   niclit   treundert. 

§.  5.  Den  Lanrleseeset/.eri  blt-ihl  vorljchallcn ,  zu  bestimmen,  dass  die 
im  §.  2  dieses  Gesetzes  eineeriiiimle  Kiindiirunirsbefuirniss  des  Schuldners 
l^^änzlich  «csf falle,  oder  dass  ein  höherer  Zinssatz,  als  sechs  l'rocent,  oder 
eine  lautrere  Kiindigunfrsfrist ,  als  sechs  Monate,  lur  die  bezeichnete  Belug- 
niss  maassgcbend  sei. 

So  weit  einzelne  Landesgesetze  Bestimmunsren  enthalten ,  weiche  die 
erwähnte  Kiindifirun<rsbefu<rniss  des  Schuldners  ausschliessen ,  oder  in  der 
bezeichneten  Weise  beschranken,  bleiben  dieselben  in  Gültigkeit,  bis  sie 
auf  dem  verfassungsmässiüren  Weire  des  betreffenden  Landes,  oder  durch  ein 
Bundesgesetz    abgeändert  werden. 


Litteratur. 


V. 
liittoratiir  über  den  Zollverein. 

1)  Statistik  des  Verkehrs  und  Verbrauchs   im  Zollvereine  für 

die  Jahre  1842  bis  186  4.  Nach  den  VerölTentlichungen  amtlicher 
Kommerzial-Uebersichten  u.  s.  w.  dargestellt  von  A.  Bie  n  e  ngräb  e  r, 
erstem  Rechnungsbeamten  beim  Centralbureau  des  Zollvereins.  Berlin 
1868.     485   Seiten. 

2)  Der    deutsche    Zollverein.      Ein   Handbuch    für    Zoll-    und    Steuer- 

beamte, Kaufleute  und  Gewerbtreibende.  Vom  Ober- Regierungsrath 
Wilh.  Ditmar.  Leipzig  1867.  1868.  1.  Band  256  Seiten,  2.  Band 
490  Seiten  stark. 

3)  Systematische  Zusammenstellung   und  Erläuterung  der  ge- 

setzlichen und  reglementairen  Bestimmungen  über  die 
Behandlung  der  unter  zollamtlicher  Aufsicht  stehenden 
Niederlagen  im  deutschen  Zollverein.  Nach  amtlichen  Quellen 
bearbeitet  vom  K.  Württemb.  Ober-Finanzrath  und  Zollvereinsbevoll- 
mächtigten  Dr.   Freiherrn  Julius  v.   Valois.      40   Seiten. 

Es  musste  bisher  als  ein  grosser  Mangel  der  einschlagenden  Literatur 
bezeichnet  werden,  dass  weder  über  die  Organisation  des  Zollvereines  noch 
über  die  statistischen  Aufzeichnungen  desselben  übersichtliche  und  umfassende 
Zusammenstellungen  vorlagen.  Um  so  bemerkenswerther  ist  die  Erscheinung, 
dass  fast  gleichzeitig  zwei  umfangreiche,  in  der  Ueberschrift  unter  1  und  2 
genannte  Werke  in  die  Oeffentlichkeit  treten ,  welche  jenem  Mangel  abzu- 
helfen suchen.  In  engeren  Grenzen  bewegt  sich,  wie  schon  der  Titel  er- 
kennen lässt,  das  letztgenannte  Werkchen;  dasselbe  kann  als  Zugabe  zu 
dem  betreffenden  Abschnitte  des  vorangestellten  Werkes  betrachtet  werden. 

Gehen  wir  zur   Besprechung   der  einzelnen   Werke   über. 

Die  Statistik  des  Verkehrs  und  Verbrauchs  wird  allseitig,  vom 
Manne  der  Wissenschaft  sowohl  wie  vom  Gewerbtreibenden,  mit  Freuden  be- 
grüsst  werden,  sie  füllt  eine  längst  empfundene  bedeutcndo  Lücke  auf  dem 
Gebiete  der  Verkehrsstatistik  durch  übersichtliche  Darlegung  eines  reichen 
und  wohlgeordneten  Materiales,  das  bisher  nur  stückweise  in  die  Oeffentlich- 
keit gelangte.  Die  Darsteüuna'  umfasst  die  Jahre  1812  bis  1864;  mit  1864 
schliessen  vorläufig  die  Millheilniigen,  weil  am  1.  Juli  1865  eine  vollständige 
Umgestaltung    des    Zolltarifs    in's    Leben    trat ,    so   dass    mit    dem    genannten 
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Jahre  «'in  pnsscnflcr  Ahschliiss  eeecben  war;  weshalb  aber  die  Nachrichten 
nur  oder  {jcrade  bis  zum  .lulirc  1842  zurückreichen,  dafür  haben  wir  keinen 
Grund  auffinden  können ;  denn,  wenn  es  zur  Erlangung  eines  iibersichllichen 
Bildes  von  der  Hntwicklunif  des  Verkehre:,  naturlich  erforderlich  ist,  auf 
niiic  Mesultote  früherer  .liihre'*  zurückzugehen,  ho  erklärt  das  noch  nicht, 
weshalb  mit  1812  begonnen,  weshalb  z.  B.  nicht  das  Jahr  der  Gruiulung 
des    Zollvereines    gewiihll    wurde.  Die   Einleitung    bilden    kurze   Abliund- 

lungen  über  Kntslebuiic  (iebietsumfang,  Bevölkerung  und  Bevenuen  des  Zoll- 
vereines; (l<;ni  Abschnitt  iiber  die  Hevenüen  wäre  mit  leichter  Muhe,  da  dem 
Verfasser  das  gesanimle  Quellenmaterial  zu  Gebote  stand ,  durch  grössere 
Ausführlichkeit  bedeutend  höherer  Werth  /u  verleiben  geween;  doch  sind 
wir  kaum  berec^liligl,  aus  diesem  Mangel  einen  Vorwurf  abzuleiten ,  da  dem 
Gesnmmttitel  des  Werkes  gemäss  die  ganze  Einleitung  eigentlich  nur  als 
Zugabe  zu  betrachten  ist.  Da  aber  nun  einmal  eine  solche  gewählt  worden, 
so  wäre  es  sehr  am  Platze  gewesen,  hier  einen  Punkl  zu  berucksicbtigen, 
den  wir  überhaupt  in  der  gewünschten  Form  vennissen :  eine  historische 
übersicblliche  Darstellung  der  Tarifsätze.  Der  praktische  Vorlheil  einer 
solchen  Uebersicht  Behufs  rascherer  Orientirung  in  der  Flulh  der  statistischen 
Thatsachen   ist   einleuchtend. 

Die  Einrichtung  des  statistischen  Tbeiles  unseres  Werkes  ist  von  sach- 
entsprechender Einfachheit;  die  behandelten  Geirenstände  sind  in  acht  grosse 
Gruppen  —  Verzehrungsgegenstände;  Rohmaterialien,  Halb-  und  Ganzfabrikate 
der  Textilindustrie;  Erzeugnisse  des  Bergwerks-,  Hütten-  und  Salinenbetriebes; 
Metallwaaren ;  Droguerie-,  Apotheker-  und  Farbewaaren;  Oele  und  Fett- 
waaren;  anderweite  Fabrikmaterialien  und  Indusfrieerzeugnisse;  sonstige  Gegen- 
stände —  gebracht,  innerhalb  welcher  jeder  Artikel  speciell  vorgeführt  wird. 
Die  Mitlheilungen  gründen  sich  auf  Zollvereinsmaterialien  und  enthalten  im 
Wesentlichen  die  Darstellung  der  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  und  —  was 
den  3.  Abschnitt  anlangt  —  der  Producfion  des  Bergwerks-,  Hütten-  und 
Salinenbetriebes  seit  dem  Jahre  1860.  Reductionen  —  allein  geeignet, 
klare  Vorstellungen  von  den  zu  schildernden  Zuständen  zu  erzeugen  —  sind 
ausgeführt  worden,  doch  noch  nicht  in  dem  Umfange,  wie  es  die  Wichtig- 
keit der  Sache  erheischt.  Namentlich  genügt  es  nicht ,  blos  die  absoluten 
Differenzen  zwischen  Ein-  und  Ausfuhr  zu  berechnen,  sondern  es  sind  auch 
diese  Difl'erenzbeträge  zur  Bevölkerung  in  Beziehung  zu  bringen;  ebenso 
hätte  der  Darstellung  der  Consumtion  und  zwar  der  absoluten  wie  relativen 
mehr  Raum  gewidmet  werden  sollen.  —  Die  soeben  berührten  Mitlheilungen 
dürfen  —  abgesehen  von  einigen  Nachrichten  im  3.  Abschnitt  —  als  zu- 
verlässig betrachtet  werden,  da  sie  auf  genauen  amtlichen  Erhebungen  be- 
ruhen; daneben  aber  finden  sich  auch  vereinzelte  Angaben  über  das  Pro- 
ductionsquantum  von  Waaren  ausländischen  Ursprunges,  die  wohl  nur  mit 
grosser  Vorsicht  benutzt  werden  dürfen;  so  ist  beispielsweise  S.  38  die 
Kalfeeproduction  der  einzelnen  Productionsländer  in  festen  ZilTern  zu 
lesen. 

Eine  besondere  Betrachtung  beansprucht  endlich  noch  Abschnitt  III. 
In  Band  IX  S.  342  dieser  Jahrbücher  wurde  bereits  in  dem  Artikel  jiDie 
Publicalionen  des  Zollvereines"  auf  die  anzunehmenden  Fehler  der  für  den 
genannten  Abschnitt   in  Betracht  kommenden  Aufzeichnungen   über  die  Pro- 
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duction  des  Bergwerks-,  Hüllen-  und  Salinenbelriebes  hingewiesen,  wesenl- 
lich  darin  bestehend,  dass  die  gleichen  Gegenstände  nur  in  veränderter  Form 
mehrere  Maie  als  ganz  neue  Factoren  in  Rechnung  zu  kommen 
schienen.  So  zerfällt  z.  B.  das  Eisen  in  eine  grosse  Reihe  von  Gruppen 
—  Roheisen,  Rohstahleisen,  Eisenblech  u.  s.  w.  —  für  deren  jede,  neben 
sonstigen  Angaben ,  auch  Quantum  und  Geldwerth  der  Production  beziffert 
ist.  Diese  verschiedenen  Gruppen,  so  ist  man  geneigt,  für  selbstverständlich 
anzunehmen,  sollten  nun  in  dem  Zusammenhange  stehen,  dass  aus  den 
roheren  Arten  des  Eisens  die  feineren  gewonnen  werden.  Dieser  Annahme 
aber  widerspricht  der  Umstand,  dass  in  den  qu.  Tabellen  zur  Erlangung 
eines  Gesammtresultates  die  für  jede  der  Gruppen  eingestellten  Zahlen  zu- 
sammenaddirt  sind,  so  dass  also  der  Gesammtwerth  oder  die  Gesammtpro- 
duction  des  Eisens  sich  zusammensetzt  aus  den  roheren  und  den  schon 
verarbeiteten  Arten,  während  selbstverständlich  im  Falle  der  Berech- 
tigung unserer  oben  ausgesprochenen  Vermuthung  der  Gesammtwerth  oder 
die  Gesammtproduction  sich  um  den  Werth  bez.  das  Quantum  der  zur  Ver- 
arbeitung gelangten  roheren  Eisenarten  mindern  würde.  Aus  folgender  Be- 
merkung auf  S.  284  der  vorliegenden  Statistik:  «Berechnet  man  nach  den 
mittleren  Verbrauchssätzen  den  Bedarf  an  Roheisen  zu  den  verschiedenen, 
vorstehend  aufgeführten  Eisenwaaren,  so  gelangt  man  bald  zu  dem  Resultat, 
dass  das  im  Inlande  gewonnene  Roheisen  dazu  nicht  hingereicht  hat  u.  s.  w." 
geht  nun  klar  hervor,  dass  unsere  Annahme  sich  bestätigt,  dass  die  ver- 
schiedenen Eisengaltungen  in  einander  übergreifen.  Trotzdem  aber  ist  der 
Verfasser  nicht  auf  die  so  klar  am  Tage  liegende  Unrichtigkeit  seines  Quellen- 
materiales  aufmerksam  geworden;  so  ist  z.  B.  S.  273  Werth  und  Quantum 
der  Gesammtproduction  des  Hüttenbetriebes  ohne  Bedenken  aus  den  mehr- 
erwähnten Tabellen  übertragen  worden;  dass  diese  Ziffern  ein  ganz  falsches 
Bild  geben,  ist  nach  dem  Gesagten  einleuchtend. 

Dass  auch  das  2.  Werk  «der  deutsche  Zollverein"  einem  längst 
gefühlten  dringenden  Bedürfniss  entspricht,  ist  Eingangs  bereits  hervorgehoben; 
auch  noch  in  weiteren  Kreisen  als  den  auf  dem  Titel  angegebenen,  wird 
dasselbe  willkommen  sein.  Der  1.  Band  bringt  eine  Darstellung  der  Grund- 
sätze, Verträge  und  gesetzgeberischen  Acte  des  deutschen  Zollvereines  in 
übersichtlicher  handlicher  Form  ;  der  2.  Band  dagegen  enthält  einen  Abdruck 
der  wichtigeren  Gesetze,  Verordnungen  und  Verträge  in  chronologischer 
Folge.  Beide  Bände  stehen  demnach  in  wechselseitiger  Ergänzung.  Der 
1.  Band  enthält  gleichsam  einen  Extract  aus  Band  2,  dieser  aber  giebt  die 
etwa  erwünschten  specielleren  Daten.  —  Bei  einer  Besprechung  dieses 
Werkes  kann  es  sich  weniger  um  eine  Kritik  des  Inhaltes  handeln,  da  dieser 
fast  überall  fest  gegeben  ist,  als  vielmehr  um  die  Anordnung  und  Eintheilung 
des  Stoffes.  Es  kommt  also  in  dieser  Beziehung  nur  der  1.  Band  in  Be- 
tracht. Derselbe  zerfällt  in  5  Theile:  der  deutsche  Zoll-  und  Handels- 
verein mit  den  Unterabtheilungen;  Entstehung,  inneres  Staats-  oder  Vereins- 
recht, Zoll-  und  Handelsverträge  —  die  Gesetzgebung  —  die  Dienst- 
vorschriften der  Beamten  —  Ausführung  der  Bestimmungen 
des  Zollvereinsvertrags  über  innere  Gegenstände  —  zur  Ge- 
schichte und  Zukunft  des  Zollvereines.  Gegen  die  Eintheilung 
sowohl  wie  die  Art  der  Wiedergabe  in  denjenigen  Abtheilungen,  welche  die 
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crgaiiKenen  Gcnctze,  Instructionen  u.  s.  w.  reproducirtjn ,  durfte  kaiiiii  etwas 
/,u  erinnern  sein ,  sie  sind  iihcrsichliicli  in  (^iitcr  Ordnung  /.usumment^estellt. 
Gegen  die  übrigen  Abschnitte  Jedoch  drtingen  sich  einige  Bemerkungen  auf. 
Zunächst  ist  der  I.  Abschnitt  des  Werkes,  welcher  von  der  Kntstehung  des 
Zollvereins  bündelt,  doch  etwas  zu  diirltig  iius«efallen ;  nun  konnte  zwar 
der  letzte  Abschnitt  ,  in  welchem  die  Hauptepoclien  des  Zollvereines  vor- 
gelührl  werden,  «enigslens  zum  Theil  die  (gewünschte  Krtjaiiziintf  bilden, 
wenn  nicht  diese  gesciiicbtlichen  Notizen  an  dem  {bleichen  Fehler  litten. 
Man  konnte  übrit^ens  über  diesen  Mangel  vielleicht  wegsehen  ,  wenn  nicht 
der  1.  Band  den  pompüscn  Titel:  Geschichte  und  Organisation  des  Zoll- 
vereines führte;  von  einer  Geschichte  aber  muss  man  sehr  viel  mehr  ver- 
langen, als  das,  was  vom  Verfasser  tf«IJOten  wird.  Ausserdem  wäre  es  auch 
sachentsprechender  gewesen,  wenn  der  gesehichlliche  Theil  des  letzten  Ab- 
schnittes mit  dem  Inhalte  des  ersten  verschmolzen  worden  wiire ;  es  würde 
hierdurch  gleich  \on  vornherein  ein  lebensvollerer,  |tlasli.sclierer  Hiindruck  auf 
den  uneini'ew  eihten  Leser  erzielt  worden  sein.  Üen  Schluss  unseres  NN'erkes 
bilden  drei  §§,  «die  Zukunft  des  Zollvereines"  betitelt.  Diese  Zukunfts- 
schilderung besteht,  abgesehen  von  verschiedenen  Gemeinplätzen  über  die 
volkswirthschafiliche  Kraft  Deutschlands,  in  einigen  Vorschlagen  zur  Slarkuntr 
und  Verbesserung  des  Verkehrs  nach  innen  und  aussen  ,  die  neue  Gedanken 
nicht   enthalten. 

Auch  das  3.  Werkchen  verdankt  seine  Entstehung  einem  praktischen 
Bedürfniss.  Bei  der  Bildung  des  Zollvereines  war  der  Vertrieb  ausländischer 
unverzollter  Waaren  in  den  Vereinsstaaten  so  unbedeutend,  dass  die  Zoll- 
ordnung nach  dieser  Richtung  nur  wenige  Bestimmungen  getroffen  hatte;  sie 
erwiesen  sich  dem  rasch  eintretenden  Aufschwünge  des  Verkehrs  gegenüber 
bald  als  unzureichend;  namentlich  machte  sich  das  Bedürfniss  nach  Erleich- 
terung des  Niederlageverkehrs  entschiedend  geltend.  Die  dem  zu  Folge  er- 
gangenen Vorschriften  sind  jedoch  so  zerstreut  und  in  den  einzelnen  Staaten 
nicht  einmal  immer  gleichlautend,  dass  bisher  selbst  der  Fachmann  kaum 
einen  richtigen  Ueberblick  gewinnen  konnte.  Der  Verf.  hat  nun  die  desfallsigen 
Vorschriften  gesammelt  und  indem  er  dieselben  systematisch  geordnet  heraus- 
giebt,  verfolgt  er  zugleich  hierdurch  den  weiteren  Zweck,  einen  Beitrag 
zur  Entscheidung  der  Frage  über  den  Eintritt  der  Hansestädte  in  den  Zoll- 
verein zu  geben.  Da  nämlich  von  den  Gegnern  des  Anschlusses  der  Haupt- 
beweis darin  gesucht  werde,  dass  das  im  Zollvereine  bestehende  Entrepot- 
system  dem  Exporthandel  durch  Erschwerung  der  Umpackung,  des  Reinigeus 
u.  s.  w.  hinderlich  sei,  in  der  That  aber  sehr  liberale  Einrichtungen  bestän- 
den, so  müsse  nothwendig  die  allgemeine  Anerkennung  dieser  Thatsache  den 
Gegnern   die   Hauptwaffe   entwinden. 

Die  bestehenden  Vorschriften  sind  klar  und  übersichtlich  zusammenge- 
stellt. Wir  müssen  uns  darauf  beschränken,  eine  kurze  Charakteristik  der 
Hauptarten  der  Niederlagen  zu  geben.  Sie  zerfallen  in  zwei  grosse  Gruppen: 
in  öffentliche  und  Pr  i  v  a  t  niederlagen.  Die  ersteren  werden  entweder 
vom  Staat  öder  einer  Corporation  errichtet;  in  denselben  dürfen  unverzollte 
ausländische  Waaren  unter  Aufsicht  der  Zollbehörde  zollfrei  niedergelegt 
werden.  Der  hierfür  zu  zahlende  5?Niederlagezins'''  darf  da,  wo  die  Aieder- 
lageu   für  Rechnung    des    Staates   verwaltet    werden ,    bei    trockenen  Waaren 
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^/s«?  ^^^  Flüssigkeiten  Y24  Thaler  pro  Centner  und  Monat  nicht  übersteigen. 
Das  Niederlagerecht  steht  nur  Gewerbtreibenden  zu  \  länger  als  zwei  Jahre 
soll  i.  d.  Regel  die  Lagerzeit  nicht  dauern;  nach  Ablauf  dieser  Zeit  hat  Ein- 
gangsverzollung oder  zollfreie  Wiederausfuhr  stattzulinden.  Die  öffentlichen 
Niederlagen  zerfallen  in  verschiedene  Haupt-  und  Unterabtheilungen:  Nieder- 
lagen für  unverzollte  Waaren  —  Lager  mit  unbeschränkter,  der- 
gleichen mit  beschränkter  Befugniss  — ;  Niederlagen  für  verzollte 
Waaren  und  vereinsländische  Erzeugnisse  —  Lager  für  verzollte 
Weine  und  Branntweine,  dergleichen  für  vereinsländische  Erzeugnisse  und 
für  verzollte  ausländische  Waaren.  In  Lagern  mit  unbeschränkter  Be- 
fugniss dürfen  Waaren  während  der  Lagerfrist  ohne  Zollerlegung  und  mit 
dem  Rechte  aufbewahrt  werden ,  dieselben  innerhalb  dieser  Frist  zollfrei  in 
das  Ausland  zurückzuführen  oder  an  einen  anderen  inländischen  Ort  mit  Nie- 
derlagerecht zu  versenden  oder  endlich  zum  Eingang  verzollen  zu  lassen.  Je 
nach  Bedürfniss  ist  die  specielle  Behandlung  der  Waaren  verschieden;  so 
giebt  es  Lager  mit  und  solche  ohne  Feststellung  der  Colli  u.  s.  w.  —  Die 
Lager  mit  beschränkter  Befugniss  zerfallen  in  öffentliche  Credit- 
und  in  unwiderrufliche  Transitlager.  Die  ersteren  sollen  Handels- 
leuten an  kleineren  Orten  in  Bezug  auf  Waaren,  welche  zur  Verzehrung  im 
Inlande  bestimmt  sind,  Abgabenvorschüsse  oder  Sicherheitsleistung  für  Zoll- 
credit  durch  Niederlegung  der  Waaren  ersparen;  die  letzteren  sind  Lager 
für  Waaren,  welche  lediglich  zur  Durchfuhr  auf  den  conventioneilen  Wasser- 
strassen bestimmt  sind.  —  Lager  für  verzollte  Weine  und  Brannt- 
weine bestehen  in  denjenigen  Vereinsstaaten,  in  welchen  die  inneren  Ge- 
tränkesteuern so  angelegt  sind,  dass  sie  bei  der  Einlage  der  Getränke  per- 
fect  werden;  sie  haben  den  Zweck,  die  Ausführung  des  in  jenen  Staaten 
geltenden  Grundsatzes,  dass  die  erste  Einlage  verzollter  ausländischer  Ge- 
tränke von  jeder  inneren  Steuer  befreit  bleibt,  zu  erwirklichen.  Jede  Be- 
arbeitung der  Getränke  während  der  Lagerung,  die  keine  Vermehrung  der 
Flüssigkeit  zur  Folge  hat,  ist  gestattet. 

Als  Lager  für  vereinsländische  Erzeugnisse  und  für  verzollte  ausländische 
Waaren  besteht  endlich  in  Bremen  die  j^Zollvereinsniederlage".  Sie  steht 
unter  Aufsicht  und  Coiitrole  des  zollvereinsländischen  Hauptzollamtes  zu 
Bremen  und  soll  den  Waarenabsatz  aus  dem  Zollvereine  nach  anderen ,  ins- 
besondere überseeischen  Ländern  wesentlich  durch  Gestattung  der  zollfreien 
Rückführung  in  den  Zollverein  befördern.  Jede  mit  dem  Zwecke  der  Nieder- 
lage zu  vereinbarende   Behandlung  der  Waaren   ist  zulässig. 

Privat  niederlagen  sind  Privatlocalitäten ,  worin  unverzollte  aus- 
ländische Waaren  des  Lagerinhabers  unter  Aufsicht  der  Zollbehörde  nieder- 
gelegt werden.  Die  Bewilligung  eines  Privatlagers  ertheilt  die  betreffende 
oberste  Finanzbehörde.  Die  Eintheilung  der  Privatniederlagen  ist  im  Wesent- 
lichen die  gleiche  wie  die  der  öffentlichen  Lager. 
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VI. 

EntwicklunKHKenchichte  der  l'ontpn  von  den  ältesten  Zeiten  big 
zur  Gegenwart  mit  besonderer  Beziehung  auf  Deutsc bland.  Von 
Ku^eii  llurtinnnii,  Official  b.  d.  General-Direction  der  k.  bair.  Verkehrs- 
anutailen.     Leipzig  (Wagnerj  18üb. 

Die  vorgenannte  gründliche  und  inleressunte  Monographie  des  um  da» 
baierische  Postwesen  verdienten  l'ostolliziiils  K.  Martina  nn  einer  kritischen 
Besprechung  zu  unterziehen,  liegt  ihrem  Gegenstände  nach  kaum  im  Bereiche 
dieser  Zeitschrift.  Indess  bietet  die  Trelllichkeit  der  Untersuchung  und  das 
hohe  volkswirthschaltliche  Interesse  des  Gegenstandes  Veranlassung,  auf  diese 
Schrift  empfehlend  aufmerksam  zu  machen.  Was  H.  giebt,  ist  im  Wesent- 
lichen die  Entwicklungsgeschichte  des  deutschen  l'ostwesens ,  welche  indess 
auf  Untersuchungen  iiber  das  altrömische  und  altere  französische  Postwesen 
nach  dem  geschichtlichen  Zusammenhange  hinweist.  Mit  llerbeiziehuna-  dieser 
geschichtlichen  Momente  giebt  II  a  r  t  m  a  n  n  ein  Cullurhihl  der  continentalen 
Verkehrsentwicklung,  das,  durch  wissenschaftliche  Gründlichkeit  und  Frische 
der  Darstellung  getragen,  Interesse  für  den  Gegenstand  sowie  Achtung  für 
den  Forscher  einflösst.      Wir  geben   eine  kurze  Andeutung  des  Inhalts. 

Auf  dem  iN'etze  von  Staatsstrassen,  mit  denen  das  alte  römische  Reich 
durchzogen  war,  wurde  die  regelmässige  Correspondenz  zwischen  den  Be- 
hörden schon  zur  Zeit  der  Republik  durch  statores ,  cursores ,  tabellarii 
unterhallen.  Augustus  organisirte  den  Cursus  publicus.  Auf  bestimmten 
Stationen,  mansiones,  wurden  von  Slaatswegen  Fahrzeuge  (reda ,  carrus, 
clabula),  Thiere  (animalia  publica,  equi  cursales ,  veredi  etc.)  und  Beamte 
(hippocorni,  mancipes,  agentcs  in  rebus,  curiosi,  reteres)  aufgestellt,  um 
die  Correspondenzen  und  Packereien  der  Behörden  und  durch  sog.  evectiones 
von  Amtswegen  legitimirte  Personen  rasch  und  regelmässig  zu  befördern. 
Von  da  an  bis  zum  Untergang  des  Römerreichs  bilden  die  Verordnungen 
über  Berufung  und  Unterhaltung  dieser  Anstalten  und  die  Verpflichtungen 
der  Provinzialen  zur  Unterstützung  und  Unterhaltung  derselben  einen  be- 
deutenden Theil  der  kaiserlichen  Gesetzgebung.  Unter  der  Herrschaft  der 
Vandalen  und  Gothen  blieb  der  cursus  publicus  noch  zum  guten  Theil  be- 
stehen, und  w  urde  namentlich  unter  Theodorich  gepflegt.  Unter  den  Longo- 
barden  gehen  die  Spuren  in  Italien  verloren,  lassen  sich  aber  in  Gallien 
unter  den  Merovingern  verfolgen.  Die  Bestrebungen  Karl  d.  Gr.  in  dieser 
Richtung  sind  historisch  schwach  beglaubigt.  Dann  bekümmert  sich  Jahr- 
hunderte hindurch  die  Staatsgewalt  nicht  um  Regelung  des  Verkehrswesens. 
Es  entwickelt  sich  aber  das  Botenwesen  im  Anschluss  an  den  Handel  und 
die  Märkte.  Bemerkenswerth  ist  der  Botenverkehr  der  Hansestädte  mit  den 
Knotenpunkten  in  Hamburg,  Nürnberg  und  Cöln.  Ein  wohlorganisirtes 
Bolenwesen  schuf  im  14.  Jahrhundert  der  deutsche  Orden.  Der  Haupt- 
«Briefstall"  war  zu  Marienburg.  Einen  andern  Kreis  von  Correspondenz- 
einrichtungen  bilden  die  Botenfuhren  der  3Ietzger,  im  Anschluss  an  deren 
Geschäftsreisen  ausgebildet;  wieder  einen  andern  die  Botenanstalteu  der  ge- 
lehrten  Schulen   und  geistlichen   Stiftungen. 

Eine  neue  Aera  für  das  Verkehrswesen  beginnt  mit  dem  Zeitalter  der 
Entdeckungen    und    Erlindungen.      Von    Staatswegen    wurde    zum    ersten   Mal 
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dasselbe  wieder  geregelt  durch  Ludwig  XI.  von  Frankreich.  Unter  seinem 
Nachfolger,  Karl  XIV.  findet  sich  zuerst  der  Ausdruck:  postes.  Zugleich 
tauchen  in  Deutschland  landesherrliche  Botenanstalten  auf.  Albrecht  von 
Brandenburg  unterhielt  eine  regelmässige  Correspondenz  zM'ischen  der  Mark 
und  Franken,  Albert  der  Beherzte  von  Sachsen  zwischen  Meissen  und  West- 
friesland. 1611  entstand  in  Leipzig  das  erste  «Postamt".  In  Oesterreich 
stand  unter  Friedrich  III.  (1440  —  1493)  das  Courirwesen  zwischen  Oester- 
reich und  Italien  unter  Aufsicht  des  Oberjägermeisters  Roger  von  Taszis. 
Im  Anschluss  an  diese  Linie  richtete  Francesco  de  Taszis  im  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts  eine  Correspondenz  von  Brüssel  über  Mailand  nach  Rom 
ein.  Dessen  JNetTe  wurde  von  Maximilian  I.  zum  Generalpostmeister  in  den 
Niederlanden  ernannt;  und  in  dieser  Zeit  leiteten  drei  Taxis  die  Correspondenz- 
verbindungen  von  Mailand,  Madrid  und  Brüssel  aus.  1595  erhielt  nach 
langen  Anstrengungen  Leonhard  von  Taxis  von  Rudolf  II.  seine  Bestallung 
als  kaiserlicher  General- Ober- Postmeister  im  deutschen  Reich  und  1615 
Lamoral  von  Taxis  von  Kaiser  Matthias  das  Reichsgeneralpostmeisleramt  als 
ein  neu  angesetztes  Regale  für  sich  und  seine  männlichen  Erben  zu  Lehen. 
Die  ganze  Zeit  dauern  die  Kämpfe  der  Taxis  fort  gegen  die  Botenanstalten 
der  Städte,  Corporationen  und  Landesherren,  gegen  die  über  das  neue  Regale 
missvergnügten  Reichsstände  und  gegen  das  österreichische  Hofpostamt,  auf 
das  sich  die  Privilegien  der  Taxis  nicht  erstreckten,  und  das  1623  von  der 
Familie  Magni  an  die  von  Paar  käuflich  überlassen  wurde.  In  den  meisten 
norddeutschen  Ländern,  namentlich  in  Kurbrandenburg,  konnten  die  Taxis  nie 
Fuss   fassen. 

Die  von  Frankreich  ausgehenden  Umwälzungen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
führten  zu  Beschränkungen  des  Taxisschen  Postwesens.  Der  Verbleib  des- 
selben wurde  indess  durch  die  deutsche  Bundesacte  festgesetzt  und  wirkte 
bei  der  Isolirung  der  vielen  kleinen  Staaten  als  wohlthätiges  Einigungsmittel 
des  Verkehrs.  Im  Anfang  der  40ger  Jahre  schlössen  auf  Oesterreichs  An- 
regung Preussen ,  Baiern,  Baden,  Sachsen  und  Taxis  Postverträge  zur  Er- 
zielung grösserer  Einheit  ab,  1850  wurde  der  Postverein  zwischen  Oester- 
reich und  Preussen  abgeschlossen,  dem  zuerst  und  sofort  Baiern  beitrat. 
1866  beginnt  für  das  deutsche  Postwesen  (das  wegen  der  centralen  Lage 
Deutschlands  das  wichtigste  in  Europa  ist)  durch  die  Intervention  Preussens 
wiederum  ein   neuer  Abschnitt. 

So  viel,  um  auf  den  reichen  Inhalt  des  Har tm an n' sehen  Werks  auf- 
merksam zu  machen.  S. 


VII. 
IVeuere  deutsche  statistische  Publikationen  aus  RuKsIand. 

Statistische  M  i  1 1  h  e  i  1  u  ng  e  n  aus  Russland.  I.  lieft.  Petersbnrg, 
Schmitzdorf,  1868.  Separatabdrnck  aus  dem  Petersburger  Kalender 
für   1868. 

Drei    Mittheilungen    des     Rigai  sehen    B  ö  r  s  e  n  c  o  mi  tes  :     Das    Ri- 
gaische Börsencomite  von   1816  —  66.    Beiträge  zur  Statistik  des  Rigaer 
Handels,   1866.     Rigas  Handel  und  SchillTahrt,   1866. 
X.  23 
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A.    V.    II  e  y  k  i  n  e ,     Land    ii  n  rl    Leute    der    M  i  t  n  ii  s  c  h  e  n    Oberhaupt- 

III  H  II II  s  (;  li  u  Ft.       1.      Das   Kirclispiel    Lessau.      Mitau    1HG7. 
r.   Jordan,     H  e  i  t  r  ii  tr  c    zur    Statistik    des    G  o  u  v  e  r  ii  e  ni  e  n  I  s    K  s  l  li  - 

land.      I.      Ilevul    18G7.    und 
E.     K  1  u  (i  e  ,     ß  i  o  s  t  a  t  i  k     der     Stadt    H  e  v  a  I     u  n  d     i  li  r  e  s     I-  a  ii  d  k  i  r  c  li  - 

sprenjiels    für    1831 —  1  8  G  Ü.      I.      (jel)orne    und    Gelraule..      Heval 

18G7. 

Auf  die  vorgenannten  l'iibiikatioiien  wollen  wir  liierniit  empfehlend  auf- 
merksam machen  als  erfreuliche  Zeichen  deutscher  Thalig-keit  für  Aufhellung 
der  Zustände  iiusslunds.  iNamentlicIi  die  ()stsee|)rovin/.eii  /.eiclinen  sich  seil 
dem  Anfanjre  dieses  Jalirzchnts  durch  tüchlij^e  statistische  Arbeiten  aus, 
welche  zur  Docnmentirunff  und  Starkiiiiü^  deutschen  Geisteslehens  in  jenen 
Gegenden   gewiss   nicht    unwesentlich   beitragen. 

Die  Statistischen  iMittheiluimen  aus  Hussland  irchen  Nachrichten  iiber 
Areal  und  Bevölkerunir  und  ein  Städtcverzeichniss  von  Hus>land  und  Polen: 
ferner  Ausweise  über  Finanzen ,  Handel  und  Verkehr  des  Reichs.  Die  Bei- 
träge rühren  zum  Tlieil  von  Mitgliedern  der  Petersburger  Academie,  vom 
Vizedirector  des  Zolidepartements,  Thörner,  und  vom  Redacleur  des  Peters- 
burger Journals,  A  n  t.  E.  Hörn,  her.  Obgleich  hier  nur  absolute  Zahlen 
ohne  alle  Verarbeitung  mitgetheill  sind,  werden  doch  Fortsetzungen  sehr  will- 
kommen  sein. 

Von  den  Publikationen  des  rigaischen  Börsencomites  sind  namentlich 
die  beiden  erstgenannten,  welche  eine  Geschichte  der  wirklich  eminenten 
Wirksamkeit  des  rigaischen  Börsencomites  (Verein  der  rigaer  Kaufmannschaft) 
und  als  Beilage  eine  bis  auf  den  Anfang  des  Jahrhunderts  zurückreichende 
Statistik  des  rigaischen  Handels  geben ,  historisch  wie  statistisch  gleich  in- 
teressant. Die  Arbeit  über  Rigas  Handel  und  Schulfahrt  vom  Jahre  1866 
verdient  durch  Klarheit  und  Gründlichkeit  die  Anerkennung  der  Wissenschaft. 
Livland,  welches  bekanntlich  auch  auf  dem  Gebiete  der  Bevöikerungswissen- 
schaft  in  der  letzten  Zeit  sehr  Tüchtiges  geleistet  hat,  wird  sich  auf  diesem 
Wege  bald   einen   hervorragenden   Platz  in   der  Statistik  erwerben. 

Die  Publication  aus  Kurland,  eine  Beigabe  zu  der  vom  kurländischen 
statistischen  Comite  herausgegebenen  Spezialkarte  der  mitauischen  Ober- 
hauptniannschaft  ist  eine  jener  anspruchslosen,  aber  fleissigen  Arbeiten,  welche 
die  Landes-  und  Volkskunde  und  somit  die  Statistik  mehr  fördern  als  weite 
Gebiete  umfassende  Bücher  mit  umfangreichen  Raisonnements  über  Durch- 
schnittszahlen von  höchst  zweifelhafter  Abstammung  und  meist  imaginärem 
Werthe. 

Von  den  esthländischen  Arbeiten ,  beide  auf  Aulass  und  Unterstützung 
des  esthländischen  Statistischen  Comites  gedruckt,  bringt  die  von  Jordan 
Nachrichten  über  Bevölkerungsbewegung,  Jledizinalstatistik ,  Rekrutirungen, 
bäuerliches  Gemeindewesen,  Sparkassen,  Handwerk  und  Fabrikation.  Eine 
baldige  Fortsetzung  dieser  für  das  provinzielle  Leben  Esthlands  nicht  un- 
wichtigen Publikationen  ist  in  Aussicht  gestellt.  Die  Arbeit  von  E.  Kluge 
bringt  unter  dem  etwas  hochklingenden  Titel  „Biosfatik"  eine  sehr  sorg- 
fältige Statistik  der  Geborenen  und  Getrauten  im  revalschen  Kirchsprengel 
für  die  Jahre   1834—1862  getrennt  nach   den  Nationalitäten,   Civil  und  Mi- 
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litär  und  den  verschiedenen  bei  jenen  Bevölkerungserscheinungen  zu  be- 
achtenden Kategorieen.  Sie  ist  nach  einem  Plane  des  Prof.  Schirren  ge- 
macht und  bietet  auch  im  Uebrigen  nichts  Neues  von  Bedeutung.  Der  Verf. 
folgt  auch  dem  Zuge  nach  j^Naturgesetzen"  und  allgemeinen  Durchschnitten, 
der  in  der  Statistik  noch  mächtig  ist.  Unbedingt  anzuerkennen  ist  aber  der 
ausserordentliche  Fleiss,  welcher  auf  die  Gewinnung  der  Data  aus  den  Quellen 
verwendet  wurde.  Im  Uebrigen  dürfen  wir  uns  wohl  der  im  VIII.  Jahrgang 
der  Zeitschrift  des  Königl.  Preuss.  Stat.  Bureaus  Heft  1 — 3  S,  153  er- 
schienenen längeren  Besprechung  anschliessen  ,  in  welcher  die  Vorzüge  des 
Werks  hervorgehoben   werden.  G. 


VIII. 

Die  nationalökonoinische  liitteratur  in  der  periodischen 

Presse. 

r»ie  Vereinigt  eil  Staaten  von  Nordamerika. 

Wir  lassen  diesmal  bei  Seite  die  Goldagio -Frage,  die  Einlösung  des 
Unionspapiergeldes  und  die  Pläne  zur  Reduction  der  Zinsen  der  Staatsschuld, 
unerquickliche  Themata,  deren  Besprechung  übrigens  dadurch  ein  eigenthüm- 
liches  Interesse  gewinnt,  als  sie  den  Stand  der  wirthschaftlichen  Cultur 
und  Bestrebungen  und  des  Charakters  des  Xordamerikaners  blosslegt.  Eine 
wesentliche  Aenderung  oder  eine  Entscheidung  dieser  Fragen  ist  noch  nicht 
eingetreten.  Im  Folgenden  berichten  wir  über  die  Sparkassen  des  Staates 
i\ew-York,  die  Einnahmen  der  Eisenbahnen  für  1867,  den  aus- 
wärtigen Handel  der  Union,  den  Verfall  der  Handelsmarine 
der  Vereinigten  Staaten,  den  Handel  von  New-York  im  Jahre 
1867,  und  die  Nationalbanken  und  ihre  Reserve. 

1)  Die  Sparkassen   des   Staates   New-York. 

Investments    of    the    New-York    Savings    Banks.      The    Mer- 
chants'  Magazine.     March   1868,  p.  205. 

Der  Stand  der  Sparkassen  von  Grossbritannien  einschliesslich  der  Post 
Office  Savings  Banks  war  nach  dem  Bericht  der  Commissäre  für  die  Reduc- 
tion der  britischen  Staatsschuld  am  29.  December  1866  44,196,498  L.  14  s. 
1  d.  Am  1.  Januar  1867  betrug  das  Gesammtkapital  der  Sparkassen  des 
Staates  New-York  Ds.  141,680,313,  wovon  den  Einlegern  Ds.  131,769,074  ge- 
hörten; der  Ueberscbuss  war  9,911,236  oder  6,96  Procent.  Man  vergleiche 
noch  damit  die  schmächtige  Summe  des  Sparkassenvermögens  in  Frankreich. 
Es  giebt  jetzt  (im  März  1868)  im  Staate  New-York  nahezu  100  Sparbanken, 
von  denen  einige  während  des  gegenwärtigen  Monats  sich  bildeten ,  von 
diesen  sind   25   in   der  Stadt  New-York  und   10  in   Brooklyn. 

Es  ist  interessant,  die  Anlage  der  Sparkassonkapilalien  kennen  zu  lernen. 
In  den  diesfallsigen  Statistiken  der  alten  Welt  erhalten  wir  darüber  selten 
einmal  Auskunft. 

23* 
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Im  Sliiiitc  New -York  ist  die  Uclicrsiclit  der  Anlagen  in  dem  obij^en 
Artikel   verölleiilliclil.      Daiuuli   war   das   Sparkas.serivermoijeti   angelegt   in: 

Betrag.  Procentsatz. 

ßonds   und   morlKitK^es Ds.  31 ,1 12,168  22 

U.   S.  Stocks   und  Tresury   Notes  ....             48,723,419  34  4—10 

New -York   State  Stocks 7,7(50,932  6  2-10 

City,   County  und   Town   IJorids       ....             23,107,788  16  3  —  10 

Bonds  von   anderen    Staaten 8,922,321  6  3—10 

Andere   Sicherheiten 947,123  -  7  —  10 

Deponirt  in   Banken,   Trust  Co's   «S:  c.      .      .               8,628,517  6  1—10 

In   Cassa 3,193,943  2  2-10 

Geliehen   auf  Stocks  und  andere  Sicherheiten                5,575,500  3  9—10 

Anderweil    anfroletrt 2,648,300  1  9-^10 

Totalbetrag  Ds.  141,680,313 

2)  Die   Einnahmen   der  Eisenbahnen   für   1867. 

Railroad  earning-s    for  December  and   the   year.      .Mercliants" 

Magazine.      February  1868,  p.   115   sqq. 
Die  Boheinnahmen  der  vierzehn   bedeutendsten  Eisenbaiinen   der  Union  *) 
waren : 

1867.  1866.  Mehrerlrag  1867**). 

Ds.  72,487,136  69,929,903  2,557,233 

Die  Einnahme  für  den  December  1867  gegen  1866  betrug  mehr  51  Ds. 
pro  Meile  oder  6,39  Procent  der  im  Betriebe  befindlichen  Bahn ,  für  das 
ganze  .lalir  war  die  3Iehreinnahme  gegen  1866  Ds.  195  pro  Meile  oder  1,82 
Procent  gestiegen.  Es  ist  dies  ein  günstiges  Resultat  bei  den  zum  grösslen  Theil 
des  vergangenen  Jahres  darniederliegenden  Geschäften.  Es  bildet  dieses  Plus  aber 
eine  Ausnahme  in  den  wirtlischaftlichen  Erfolgen  des  vergangenen  .lahres. 

3)  Der  auswärtige   Handel   der  Union. 

Foreign  Commerce  ofthe  United  States  for  1866—1867. 

The  Merchants'  Magazine.      February  1868,   p.  147  sqq. 
Foreign     Trade     of    the    United    States.        Ibid.     April    1868, 

p.    301    sqq. 
Der    gesammte    auswärtige    Handel    der    Vereinigten    Staaten    betrug 
nach   den  Veröffentlichungen    des  Directors   des  statistischen   Bureaus  für  das 
Fiscaljalir,   endend   mit  dem   30.  Juni   1867,  726  Millionen   Ds.   (reducirt  auf 
Goldwerth). 

Zur  Vergleichung  geben   wir  die   Uebersicht 
der  gesammten  Einfuhr   und  Ausfuhr  von    1856  —  1867   in 
Millionen  Ds.   Gold. 
Fiscaljahr.  Ds.  Fiscaljahr.  Ds.  Fiscaljahr.  Ds. 

1856  609  1860  700  1864  519 

1857  676  1861  533  1865  421 

*)  Es  sind  dies:  Atlantic  and  Great  Western,  Chicago  and  .\iton  ,  Chicago  and 
Great  Easterfl  ,  Chicago  and  Nortlnvestern ,  Chicago,  Rock  Island  and  Pacific,  Eric, 
Illinois  Central,  Marietta  and  Cincinnati ,  Michigan  Central,  Michigan  Soulhern, 
Ohio  and  Mississippi,  Pitlsburg,  Fort  Wayne  and  Chicago,  Toledo,  "Wabash  and 
Western ,  Western  Union. 

**)  In  Italien  1867  Mindererlrag:  3,543,000  L. 
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Fiscalj'»hr.         Ds.  Fi«caljahr.         Ds.  Fiscaljahr.  Ds. 

1858  545      1862     381       1866     839 

1859  654      1863     459      1867     726 

Für  die  zwei  letzten  Jahre  (Fiscaljahre)  belief  sich  die  Einfuhr  und 
Ausfuhr  (Goldwerth  in  Millionen  Ds.) 

Atisfiilir                 Eiiifiilir.  Totalhelrag:. 

1866  414,1                432,2  846  iMill.  Ds. 

1867  _334,4  391,5  726     - 
Minderbetrag   1867      79,7"                40,7                120  Mill.  Ds. 

Ein  Gegenstand  von  besonderem  Interesse  ist  die  Erscheinung,  dass 
nur  3  1  Procent  des  gesammten  Transports  des  auswärtigen  Handels  von  der 
amerikanischen  Marine  besorgt  wird. 

Uebersicht  des  Transports  der  Güter  des  auswärtigen  Handels 

in  den  Fiscaljahren   1866   und   18  6  7. 

B-      i-  i         In  amerikanischen      „  •  In  fremden  d-^-^^i  Total- 

F.scaljahr.  g,.,,,^^^  Procenf.  g^,,j^^„  Piocent.  ^^.^^^ 

1866  263,0  31,0  583,0  69,0  846 

1867  229,4  31,6  496,6  68,4  726 
Vom   sämmtlichen  Export  fielen  nahezu  sieben  Zehntel    auf  Producte    aus 

den  Südstaaten.  In  dem  zweiten  von  uns  oben  angezogenen  Artikel  werden 
Betrachtungen  angestellt  über  den  Verfall  des  Handels  der  Vereinigten  Staaten, 
insonderheit  über  den  A'erfall  der  amerikanischen  Schifffahrt,  worüber  wir 
wegen  der  ausserordentlichen  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  noch  besondere 
Data  nachstehend  unter  4.  bringen  werden. 

Die  Ausfuhr  für  das  Fiscaljahr  1867  war  38,800,000  Ds.  unter  der  von 
1860.  Dieser  Rückgang  von  sieben  Jahren,  sagt  der  amerikanische  Schrift- 
steller, in  Mitten  einer  Periode  von  unvergleichlichem  nationalen  Fortschritt 
ist  eine  sehr  bezeichnende  und  unbehagliche  Thatsache,  welche  die  traurigen 
Folgen  von  Krieg  und  hoher  Besteuerung  auf  den  Handel  nachweisen. 
Während  die  Exporte  der  Vereinigten  Staaten  in  diesen  sieben  Jahren  um 
10  Procent  gesunken  sind,  stieg  die  Ausfuhr  von  Grossbritannien  um  30 
und  die  von  Frankreich  sogar  um  43  Procent. 

Aus  der  Vergleichung  der  Ausfuhr  von  1860  und  1867  ergiebt  sich, 
dass  die  Ausfuhr  nach  Grossbritannien  in  dieser  Periode  um  672  Procent, 
die  nach  Frankreich  um  42  Procent  und  die  nach  dem  britischen  Nord- 
amerika um  16  Procent  ab  nahm,  während  die  A  us  fu  hr  nach  der  nord- 
deutschen Union  (North  German  Union)  um  42  Procent  gestiegen  ist. 
In  einem  folgenden  Artikel  über  den  Handel  von  New-York  werden  wir  den 
riesigen  Aufschwung  des  Handels  von  Nordamerika  nach  Deutschland  be- 
sonders bezifl'ern.  Nächst  England  führt  die  Union  am  meisten  Güterwerth 
nach  Deutschland   aus. 

Die  Abnahme  der  Ausfuhr  aus  der  Union  rührt  hauptsächlich  von  der 
Abnahme  der  Artikel  aus  den  südlichen  Staaten  her.  Der  Export  von  Baum- 
wolle im  Jahre  1867  bezifferte  sich  um  47,900,000  Ds.  geringer  als  1860, 
und  der  von  Tabak,  Keis  und  Srhiffsbediirfnissen  (naval  stores)  zusammen 
nahm  um  6,100,000  Ds.  ab.  An  Producten  aus  den  Nordstaaten  tritt  eine 
Nettozunahme   ein  von   21,500,000  Ds.,    wovon  allein    auf  das  jüngste  Kind 
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des  Handels,  auf  das  Petroleum  und  Kohlenöl,  17,200,000  Ds.  kommen.  Da- 
gepen  fielen  die  VerscIiiirutiKnn  an  Manufaiiurwuaren  von  35,200,000  Ds. 
auf  27,900,000  Ds.  Dieser  Handelsnit kscliritt  ist  der  stärkste  Finjferzeig, 
wozu  Kriey  und    Sleucnllxirlaslunir    in   der   Union    führten. 

Bei  der  neurlheiliiritf  der  Au.sfuiir  ist  übrigens  in  Heclinutig  zu  ziehen, 
dass  die  Ausfuhrartikel  von  dem  amerikaiii--(lien  Absender  llieils  gar  nicht, 
theils  in  zu  gerinj^em  Betracht  nolirl  werden.  Wie  bedeutend  der  Ausfall 
ist,  ergiebt  sich  an  einem  Beispiel  aus  dem  Handel  der  Union  mit  Canada. 
Die  nachstehenden  Ziffern  sind  die  ofliciellen  Aufstellungen  der  Kegierung 
von   Canada   und   der   Union    fiir   die   letzten   drei   Jahre. 

Kinfuhr  nach  Canada   Ausfuhr  aus  der   Mehraiigabe  nach  den 
aus  der  Union      Union  nach  Ca-     Aufbtellungen  der 
(Goldvvcrth).     nada  ((ioldwerth).   Canad.  Regierung. 
....       von  (li'ii  l'nions-    von  den  Bfamlen 
regislnrt:  beamiHn.        dt-r  Cr  Hcgiening. 

1865 16,485,625  10,4!M,505  5,f>94,120  Ds. 

1866 19,797,325  12,104,614  7.692,711- 

1867 20,811,824  9,719,257  11,092,567  - 

Totalbetrag  für  die  drei  Jahre  57,094,774  32,315,376  24,779,39«  Ds. 

4)   Die     Handelsmarine     der     Vereinigten     Staaten     in     ihrem 
Verfall. 
A   plea   for    our   foreign    commerce.      By  Hamilton   A.   Hill, 
Secrelary  Boston    board    of   trade.      The  Merchants'   Magazine.      April 
1868,  p.  281  sqq. 

Das  Sinken  unseres  auswärtigen  Handels  während  der  letzten  Jahre  hat 
keine  Parallele  in  der  commerciellen  Geschichte  unseres  Landes  oder  viel- 
leicht, wenn  in  der  eines  anderen  Landes,  nur  in  der  Periode  seines  Ver- 
falles. So  klagt  der  Verfasser  des  obigen  Artikels,  weiciier  mit  Sorgfalt 
und  Fachkenntniss  den  Verfall  der  amerikanischen  Handelsmarine,  nächst  der 
Staatsschuld  und  papiernen  Currency  vielleicht  die  schmerzlichste  Folge 
des  letzten  Krieges,  in  seiner  ganzen  Grösse  nachweist.  Die  immer  stärker 
fühlbar  werdenden  iXachwehen  dieses  Krieges  in  Bezug  auf  das  wirthschaft- 
liche  Leben  der  Vereinigten  Staaten  ist  das  beständige  Thema,  über  welches 
jetzt  die  Zeitschriften  der  Amerikaner  sich  verbreiten,  und  bilden  einen  merk- 
würdigen Contrast  mit  den  Ansichten  ,  die  sich  noch  vor  zwei  und  drei 
Jahren  kund  gaben.  Der  Augenblick  und  die  Täuschung  beherrschte  damals 
nicht  blos  die  Massen.  Man  hielt  eben  die  N'ereinigten  Staaten  für  ein  Aus- 
nahmsland, für  welches  die  bisherigen  gewöhnlichen  Erfahrungen  in  andern 
Ländern  keine  Anwendung  hnden  sollten.  Die  nüchterne  Wirklichkeit,  die 
nachfolgte,  und  allermeist  das  Jahr  1867  hat  hier  gründlich  die  Geister 
abgekühlt. 

Der  gesammte  Tonnenbetrag  im  auswärtigen  Handel  der  Vereinigten 
Staaten  am  30.  Juni  1867  —  wir  wählen  in  unsern  Berichten  fast  stets  die 
ofliciellen  Zahlen  —  wird  von  dem  Register  des  Schatzdepartements  auf 
8,868,615  angegeben.  Der  Totalbetrag  am  30.  Juni  1861  ,  übrigens  der 
höchste,  den  die  Handelsmarine  der  Vereinigten  Staaten  erreicht,  war 
5,539,113   Tonnen.      Der  Abfall    für  die   sechs  eben   bezeichneten   Jahre  war 
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demnach  1,671,198  Tonnen  oder  ungefähr  30  Procent.  Diese  Aufstellung 
giebt  indessen  keinen  ritiiligen  Eii. blick  in  die  Sache  ,  da  die  Zahlen  den 
Tonnenbetrag  mit  in  Rechnung  brinyen ,  welcher  den  Inland-  und  Küsten- 
handel  begreift,  indem  dieser  selbstversländlich  weit  weniger  litt,  als  der 
auswärtige   Handel. 

Beschränkt  man  sich  nun  auf  die  Handelsmarine  für  den  auswärtigen 
Handel  allein,  unter  Ausscheidung  der  Dampfer,  welche  niemals  mehr  als 
200,000  Tonnen  erreicht  haben,  so  waren  an  Segelschiffen  für  den 
auswärtigen  Ha'ndel  registrirt  und  verwendet  nach  dem  Tonnen- 
betrag 

1867 1,178,715   Tonnen 

1861 2,540,020 

Abfall  in  den  sechs  Jahren      1,361,305   Tonnen 
oder  etwas  weniger  als  50  Procent. 

Dieses  Missverhältniss  wird  noch  stärker,  wenn  dabei  in  Erwägung  ge- 
zogen wird,  dass  seit  dem  30.  Juni  1864  eine  neue  Methode  der  Schiffs- 
vermessung in  den  Vereinigten  Staaten  eingeführt  worden  ist,  nach  welcher 
nach  sachkundigen  Autoritäten  jetzt  10  bis  15  Procent  mehr  Tonnengehalt 
aus  demselben  Schiffsraum  herausgemessen  wird,  wie  vordem.  Dies  mit  in 
Rücksicht  gezogen,  würde  sich  zwischen  der  Tonnage  von  1867  und  1861 
eine  Differenz  ergeben   von   VJ2  3Iillionen   Tonnen  oder  58  Procent. 

Diese  Erscheinung  des  ausserordentlichen  Verfalls  der  amerikanischen 
Handelsmarine  ist  übrigens  nach  Herrn  Hill  in  der  Geschichte  der  Union 
etwas  noch  nicht  Dagewesenes.  Er  sagt:  Fast  seit  dem  Beginn  unserer  Ge- 
schichte als  einer  Nation  ist  unser  Seehandel  fortwährend,  mit  gelegentlichen 
Rückfällen  wie  zwischen  1811  und  1814  und  1818  und  1825,  im  W^achsen 
gewesen. 

Folgendes  ist  eine  Uebersicht  des  Tonnengehaltes  der  registrirten  Segel- 
schiffe der  Union  für  die  8  Jahre  von  1789  bis  1797  und  der  Decaden  von 
1797   bis   1867. 

Jahre.  Regiftrii-Ier  Tonnen-  Veränderung.  Nach  Procenten. 

gehalld. Segelschiffe.  * 

1789  123,893  -  _  _ 

1797  597,777     Vermehrung    in     8  Jahren      473,884  384'/2Proc. 

1807  848,307  -  -   10       -  250,530  42 

1817  800,725   Verminderung   -   10       -  47,582  5V2    - 

1827  747,170  -  -   10       -  53,555  6'/2    - 

1837  809,343     Vermehrung     -   10        -  62,173  S'/j    - 

1847        1,235,682  -  _   10        -  426,339  52V8    - 

1857        2,377,094  -  _   10        -       1,141,412  92'/3    - 

1867        1,178,715   Verminderung   -   10        -       1,198,379  50 

Diese  Uebersicht  zeigt  ein  durchschnittliches  Steigen  von  81  Procent 
für  die  angegebenen  Perioden,  einschliesslich  des  bemerkenswerthen  Wachs- 
thums,  welches  zwischen  1787  und  1797  Platz  griff,  als  in  Folge  der  da- 
mals stattfindenden  Kriege  zwischen  den  Seemächten  von  Europa  der  Tonnen- 
betrag für  den  auswärtigen  Handel  in  der  Union  sich  um  384'/2  Procent  er- 
hob. Nimmt  man  die  drei  Decaden  von  1827  bis  1857  als  Gradmesser  des 
Wachsthums    für    die  Handelsmarine    der  Vereinigten   Staaten   an ,   so    würde 
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ein  Steigen  von  51  Prncenl  in  cÄucr  Periode  von  zehn  .lühren  zu  erwarten 
gewesen  sein.  Dnnuili  wäre  folgende  Antmlitnc  den  Verllaillli^^<'ll  enlsprec  hend 
gewesen : 

1857   war   der   Tonneni;cliuil  fiir   answiirligcn   Hundcl  .  2,377,094  Ds. 

Dazu   51    l'rocenl  für  dus  Durciist  hnitlswiiclisllium   per  Decade 

von    1827   bis   1857 1,212,31^   - 

Es  stand  daher  ein  Tonnengehait  liir  lH(i7  zu  crwarlen  von  .'},5S!),H2  Ds. 
Der  gegenwärtige   Tonnengehalt    im  Jahre    1H67    war  .      .      .      1,17>^,715    - 

Dies  ergiebt  eine   DifPcrcnz   von 2,410,697  Ds. 

Zerstörender  und  hindernder  konnte  ein  Kriei:  und  die  darauf  folgende  Steuer- 
überbiirdung  kaum  wirken. 

Wenn  aber  die  ganze  Union  in  einem  seiner  wesentlichsten  Branchen 
so  litt,  so  Insst  sich  ermessen,  wie  hart  die  Siidstaaten  von  den  Foliren  des 
Krieges  gegenwärtig  in  ihrem  ganzen  wirthschaftlichen  Dasein  betroffen  sein 
müssen. 

5)  Der  Handel   von   New -York   im   Jahre  1867. 

Commerce    of  New-York    for   1867.      The  Merchants'   Magazine. 
February  1868,  p.  127  sqq. 

Die  gesammte  Ausfuhr  von  New-York  für  1867  (ausschliesslich  Specie) 
erreichte  den  Totalbetrag  von  Ds.  196,790,025  gegen  Ds.  192,329,554  im 
vorhergehenden  Jahre.  Die  jjesammte  Einfuhr  aus  dem  Ausland  feinschliess- 
lich  3,306,393  Ds.  in  Specie)  war  Ds.  2,252,648,475  gegen  Ds.  306,673,184 
im  Jahr  1866,  ein  Ausfall  von  54  iMillionen.  Hinsichtlich  der  Exportländer 
so  führte  New-York   im  Jahr  1867  aus  (ausschliesslich   Geld)  nach 


an  Werlh  für 


Ds.  100,547,843 
20,497,615 
10,470,683 
6,434,558 
1,385,116 
1,495,119 
7,294,556 

Es   be- 


Grossbritannien 

Deutschland 

Frankreich 

Holland  und   Belgien 

Anderen  Staaten  von  Nord-Europa  - 

Spanien 

Anderen  Staaten  von  Süd-Europa    - 

Deutschland  nimmt  nächst  Grossbritannien  die  erste   Stelle   ein. 
zieht  nahezu   zweimal   so   viel   Güter  von   der  Union   als  Frankreich. 

Unter  dem  Hauptexportartikelii  steht  im  Jahr  1867  obenan  der  Weizen, 
wovon  9,652,537  Busheis  (gegen  5,911,511  in  1866)  versendet  wurden. 
Indisches  Korn  wies  eine  Abnahme  nach  (14,914,234  Bushels  1867  gegen 
22,696,186  in   1866). 

Die  Zahlen  für  die  Gesammteinfuhr  in  New-York  einschliesslich  Specie 
für   1863—1867   sind 

1863  1864  1865  1866  1867 

Ds.  187,614,577      218,125,760      224,742,419      306,673,184      252,648,475 

Gegenwärtig  repräsentirt  die  Ausfuhr  New-York's  nicht 
mehr  in  dem  bedeutenden  Verhältniss  den  Handel  des  Landes, 
als  während  des  Krieges,   während  die  Einfuhr  einen  beträchl- 
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lieberen  Theil  der  Gesammteinfuhr  der  Union  bildet,  als  selbst 
wäbrend    der  Jahre  vor  dem   Krieg^e. 

6)  Die  Statistik  der  Nationalbanken  und  ibre  Reserven. 

Statislics     of    the    na  ti  o  n  alba  n  ks.      The    Merchants'     Magazine. 

March    1868,    p.    185    sqq.       The    report    on    tbe    banks.      Ibid. 

January   1868,  p.  27  sqq. 
The    Adequary    of  our    bank    reserves.     Ibid.    February  1868, 

p.   89   sqq. 
Tbe  national  bank  currency.     By  A.  W.  Stetson.     Ibid.  April 

1868,   p.  256  sqq. 

Das  Nationalbanksystem  hat  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  noch  seine 
Gegner.  Doch  scheint  der  Plan,  die  300  31ilIionen  Ds. ,  den  Banken  ge- 
stattete Notenausgabe,  zu  Gunsten  des  Nationalpapiergeldes  wieder  einzu- 
ziehen, vollständig  aufgegeben  zu  sein.  Andererseits  gev\'innt  dasselbe  immer 
mehr  festen  Boden  und  bewährt  sich  in  der  Anwendung.  Man  hält  es  für 
gesünder,  elastischer  und  den  Bedürfnissen  des  Landes  an- 
gemessener, als  irgend  ein  anderes  Banksystem,  welches  an  dessen 
Stelle  gesetzt  werden  könnte. 

Auch  an  Deutschland  wird  die  Frage  herantreten,  sich  zu  entscheiden, 
ob  ein  Banksystem  mit  einer  präponderirenden  Bank,  wie  in  England  oder 
Frankreich,  oder  ein  mehr  decentralisirtes  Bankwesen  für  unsere  wirthschaft- 
lichen  und,  sagen  wir,  politischen  Verhältnisse  das  Zweckentsprechendste 
sei,  und  es  dürfte  nicht  unnütz  sein,  von  den  Erfahrungen,  die  man  gegen- 
wärtig in  Amerika  mit  dem  jungen  Banksystem  macht,  Act  zu  nehmen.  Wie 
es  scheint,  ist  der  gegenwärtige  Comptroller  of  currency,  der  Regierungs- 
Vorstand  des  Nationalbankwesens,  ein  Herr  Hurlburd,  eine  Persönlichkeit, 
deren  Tüchtigkeit  mit  zur  glücklichen  Leitung  der  Nationalbanken  beige- 
tragen hat.  Da  an  den  Comptroller  wöchentlich  eine  genaue  Aufstellung 
der  Lage  einer  jeden  Nationalbank,  pflichtmässig  altestirt  von  ihren  verant- 
wortlichen Beamten,  eingesendet  werden  muss ,  und  derselbe  eine  Aveit  aus- 
gedehnte Macht  besitzt,  über  die  Aufrechthaltung  der  Nationalbankgesetze 
zu  wachen  und  in  die  Verwaltung  einer  Bank  bei  der  Uebertretung  der 
Gesetze  einzugreifen,  so  hat  seine  Stellung  eine  ziemliche  Aehnlichkeit  mit 
der  der  Gouverneure  der  englischen  und  französischen  Bank. 
Unter  den  jetzt  bestehenden  1640  Nationalbanken  war  früher  eine  Anzahl 
Staatsbanken,  deren  Credit  sich  seit  ihrer  Umwandlung  in  Nationalbanken  we- 
sentlich gehoben  hat.  Nach  dem  letzten  Bericht  des  Comptrollcrs  ergiebt 
sich,  dass  weniger  als  ein  Dutzend  Banken  in  den  4'/2  Jahren  fallirt  haben, 
und  dass  der  Totalverlust  für  das  Publikum  aus  diesen  Fallimenten  noch  nicht 
250,000  Ds.  pro  Jahr  für's  ganze  Land  erreichte.  —  Uebrigens  gehört  drei 
Viertel  ungefähr  der  Nationalbank-Circulation  und  des  Nationalbank-Kapitals 
der  Vereinigten  Staaten  New-Enffhuid,  New-York  und  i'ensylvanien  an.  Von 
dem  Nationalbank -Kapital  von  zusammen  424  Millionen  Ds.  waren  in  New- 
England  145  Millionen,  in  New-York  116  Millionen  und  in  Pensylvanien 
50  Millionen. 

Einer  der  wichtigsten  Punkte  für  ein  nationales  Banksystem  ist  die  Bank- 
reserve.    Es    bedarf   deshalb    nur    des    Hinweises    auf   die   Krisis    des    Jahres 
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VI. 
Ueber  die  Bevölkerung^sbeweg^uiig^  in  Ungaru. 

Von 

Dr.  Alex.  Kouek, 
Prof.  der  Statistik   u.  ord.  Mitglied  der  ungar.    Academie  der  Wissenschaften   zu  Pest. 

Sollen  Statistische  Aufnahmen  eine  sichere  Grundlage  für  wissenschaftlich 
begründete  Schlussfolgerungen  bieten,  so  ist  nicht  nur  eine  zuverlässige  Me- 
thode, sondern  auch  Continuität  derselben  nothwendig.  Es  müssen  die  sta- 
tistischen Ergebnisse  für  einen  längeren  Zeitraum  in  ununterbrochener  Reihen- 
folge gewonnen  werden. 

Es  ist  deshalb  bedauerlich ,  dass  im  Ländercomplexe  der  ungarischen 
Krone  in  jüngster  Zeit  zweimal  eine  Unterbrechung  stattgefunden  hat,  näm- 
lich zuerst  im  Jahre  1860,  wo  nach  dem  ersten  Versuche  der  Wiederher- 
stellung der  ungarischen  Verfassung  von  Seite  der  ungarischen  Kronländer 
die  bis  dahin  regelmässig  nach  Wien  eingesendeten  Ausweise  gänzlich  ent- 
fielen ,  wodurch  eine  Lücke  entstand ,  die  sich  auf  vier  Jahre  erstreckte ,  da 
es  nur  im  Jahre  1864  den  Bemühungen  der  ungarischen  Hofkanzlei  gelang, 
die  sämmtlichen  Nachweisungen  wieder  zu  erlangen,  die  auch  für  das  nächst- 
folgende Jahr  1865  eingeliefert  wurden.  Zwar  sind  schon  für  das  Jahr 
1863  von  Siebenbürgen  und  Kroatien  mit  Slavonien  die  bezüglichen  Nach- 
weisungen eingesendet  worden,  jedoch  das  Königreich  Ungarn,  somit  der 
wesentlichste  Bestandtheil  des  ungarischen  Ländercomplexes ,  blieb  für  den 
ganzen  vierjährigen   Zeitraum   (1860  — 1863)    in   Rückstand. 

Diese  Lücke  ist  nunmehr  nicht  leicht  auszufüllen,  da  die  nachträgliche 
Einbringung  der  verabsäumten  Nachweisutigen  einen  Kosten-  und  Kraft- 
aufwand erheischen  würde,  der  in  keinem  Verhältnisse  stünde  mit  dem 
dadurch  zu  erzielenden  Erfolge,  namentlich  da  es  sich  um  eine  Zeitperiode 
handelt,  wo  es  einerseits  überflüssig  wäre,  den  ungünstigen  Eindruck  der 
drückenden  Zustände  noch  zilfermässig  durch  den  gestörten  Verlauf  der 
Volksbewegung  constatiren  zu  wollen,  andererseits  aber  kaum  wünschens- 
werth  wäre,  die  Erinnerung  an  eine  unter  dem  Schleier  der  Vergessenheit 
glücklich  begrabene   Periode  wieder  wachzurufen. 

Man  hat  zwar  versucht,  diese  Lücke  dadurch  gewissermassen  zu  über- 
brücken ,  dass  man  nach  dem  Mittel  früherer  und  späterer  Jahre  Durch- 
schnittsziffern angenommen  und  solche  als  Lückenbüsser  für  die  fehlenden 
4  Jahre  benutzt  hat.     Wo    es   sich  jedoch    um  Gewinnung    eines  Älassstabes 
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zur  Bciirlheiliinp  flf^r  sozial  -  staalliclieii  Ziistütuic  handelt,  dort  lässt  gich 
weder  eine  iiitcrpolalion  noch  eine  Suhslitulioti  oder  wie  immer  tfeartete 
Voruiissetziirif^  rechtlerliifen.  lJ(!iiii  wenn  der  VVerthmesser  selb!.t  kein  ge- 
nauer ist,  wie  soll  das  zu  Messende  richtig  sein!  Jede  Fiction ,  jede  Muth- 
massung  uul'  populalionistischcm  Gebiete  kann  nur  auf  Irrwege,  kann  nur  zu 
Trugschlüssen   führen. 

Hei  der  vorlieg(;nden  Studie  sind  daher  die  An^^ahen  fiir  die  vier  Jahre 
von  1860  bis  mit  18(53  lieber  ganz  ausser  Acht  gelassen  worden,  um  so 
mehr,  da  ohnehin  die  seit  dem  Jahre  1852  zu  Gebote  stehenden  vollkom- 
men authentischen  Daten  bis  zu  dem  Jahre  1865,  selbst  mit  llinweglassung 
der  gedachten  vierjährigen  Periode,  gerade  auf  ein  Dezennium  sich  er- 
strecken, daher  besonders  geeignet  erscheinen,  als  Grundlage  eines  zehn- 
jiihriiien  Durchschnittes  zu  dienen.  Nun  sind  aber  unter  allen  amtlichen 
Kriiehungen  der  österreichischen  Monarchie  eben  die  populationislischen  die- 
jenii^en  ,  welche  den  meisten  Anspruch  auf  die  vollste  Genauigkeit  und 
Glaubwürdigkeit  besitzen;  es  erscheint  daher  durchaus  nicht  angemessen, 
durch  Beimengung  von  Frobabilitätszahlen  den  zuverlässigen  Charakter  der 
zu  Gebote  stehenden  ZilTern  zu  trüben  ,  namenllich  nicht  dann ,  wenn ,  wie 
im  vorliegenden  Falle,  durch  einfaches  Absehen  von  vier  Jahren  mit  voll- 
ständig verlasslichen  Zahlenangaben  operirt  werden  kann ,  ohne  dass  da- 
durch die  Möglichkeit,  ein  zusamnienliängendes  Bild  der  Volksbewegung  zu 
bieten,  beseitigt,  oder  die  aus  den  Angaben  zu  ziehenden  Scblussfolgerungen 
auch   nur   im   Geringsten  beirrt  würden. 

jNoch  bedauerlicher  ist  es  aber,  dass  mit  dem  Jahre  1866,  wo  die  eine 
Zeit  lang  in's  Stocken  gerathene  Neugestaltung  der  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisse der  Gesammlmonarchie  wieder  mit  glücklichem  Erfolge  in  Fluss  ge- 
rathen  sind,  eine  abermalige  Unterbrechung  eingetreten  ist,  und  zwar  der- 
art, dass  im  Ländergebiete  der  ungarischen  Krone  während  des  Jahres  1866 
und  1867  nicht  nur  die  Zusendung,  sondern  selbst  die  Zusammenstellung 
der  diesbezügrlichen   Angaben  unterblieb. 

Dies  muss  aber  um  so  bedauerlicher  erachtet  werden ,  als  schon 
das  Jahr  1865,  gleichwie  der  Vorbote  einer  in  politischer  wie  volks- 
wirthschafllicher  Beziehung  günstigeren  Zukunft,  in  jeder  Hinsicht  normalere 
und  erfreulichere  populationistische  Erscheinungen  zu  Tage  treten  lässt,  wie 
dies  im  Laufe  der  vorliegenden  Erörterung  zu  wiederholten  Malen  nach- 
zuweisen sich  erwünschter  Aniass  bieten  wird,  und  sich  das  mit  Zuversicht 
verhoIVte  Aufblühen  der  volkswirthschafllichen  Lage  Ungarns  unter  dem  Ein- 
flüsse der  parlamentarischen  Regierung  nur  mit  Rückblick  auf  die  Ereignisse 
der  unmittelbar  vorangegangenen  Jahre  richtig  und  unparteiisch  erkennen 
lassen  wird.  Daher  ist  der  Mangel  jener  Angaben ,  die  hauptsächlich  als 
Factoren  des  sozialen  Lebens  geeignet  wären  als  Grundlagen  zu  Ver- 
gleichungen   zu    dienen ,   um  so    fühlbarer. 

Es  hat  daher  der  hierlands  bestehende  ungarische  statistische  Rath  in 
seiner  letzten  Sitzung  (gegen  Ende  des  ftlonats  Dezember  v.  J.)  in  gebühren- 
der Würdigung  dieses  Umstandes  für  seine  Pflicht  erachtet,  an  das  k.  un- 
garische Ministerium  die  dringende  Bitte  zu  richten,  dass  nicht  nur  für  die 
Folge   Vorkehrung  getroffen   werde,    dass   die  bevölkerungswissenschaftlichen 
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Angaben  so  wie  früher  im  ganzen  Umfange  des  ungarischen  Ländergebietes 
genau  und  ununterbrochen  gesammelt  und  in  bestimmten  Zeitabschnitten 
pünktlich  eingesendet  werden  mögen ,  sondern  dass  gleichzeitig  die  Ordina- 
riate,  Superintendenten,  die  Rabbinate  und  sonstigen  mit  der  Führung  der 
Matrikeln  betrauten  Organe  aufgefordert  werden  mögen,  die  fehlenden  dies- 
bezüglichen Angaben  auch  für  die  Jahre  1866  und  1867  nachträglich  ein- 
zusammeln und  zur  weiteren  Bearbeitung  dem  ungarischen  statistischen  Bu- 
reau zuzusenden. 

Da  dieses  Ansinnen  die  volle  Billigung  des  ungarischen  k.  Ministers  für 
Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  erlangte,  wurden  alsogleich  die  nöthigen 
Massnahmen  getroffen,  um  diesem  gerechtfertigten  Wunsche  des  statistischen 
Rathes  entsprechen  und  so  das  lückenhafte  Material  ergänzen  zu  können. 
Es  ist  somit  die  sichere  Aussicht  vorhanden,  dass  wenigstens  für  die  zwei 
letzten  Jahre  das  nöthige  Material  baldigst  gewonnen  und  so  jede  weitere 
Besorgniss  einer  abermaligen  unliebsamen  Unterbrechung  beseitigt  sein  wird. 

Jedenfalls  erscheint  das  Jahr  1865  für  die  Länder  der  ungarischen 
Krone  bis  auf  eine  geraume  Zeit  hin  auch  in  statistischer  Beziehung  als 
Schlussstein.  Um  so  mehr  Interesse  bietet  dassselbe  besonders  in  populatio- 
nistischer  Beziehung,  da,  wie  sogleich  gezeigt  werden  soll,  sowohl  in  Be- 
zug auf  die  Trauungsziffer,  wie  namentlich  in  Bezug  auf  die  Geburts-  und 
Sterbeziffer  in  dem  ganzen  vorhergehenden  Dezennium  kaum  ein  oder  das 
andere  Jahr  so  günstige  Ergebnisse  aufzuweisen  hat  als  das  Jahr  1865, 
dessen  Angaben  dazu  noch  von  keiner  Seite  her  wissenschaftlich  bearbeitet, 
ja  bisher  selbst  nicht  einmal  einfach  mitgetheilt  wurden.  Es  kann  somit  vor- 
liegende Arbeit  gleichzeitig  den  vollen  Anspruch  auf  Neuheit  erheben,  und 
dürfte  daher  nicht  ohne  alles  Interesse  sein. 

I.     Trauungen. 

Von  sämmtlichen  Factoren  der  Volksbewegung  bilden  die  Trauungen  den 
richtigsten  Werthmesser  der  staatlichen  und  sozialen  Verhältnisse  eines  Kultur- 
staates, in  denselben  spiegeln  sich  namentlich  die  ökonomischen  Zustände  so- 
wie die  verschiedensten  Einflüsse  der  einzelnen  Jahre  am  getreusten  ab. 
Zwar  ist  der  ölensch  in  Bezug  auf  dieses  populationistische  Moment  mehr 
unabhängig  von  dem  zwingenden  Gebote  der  allgemein  waltenden  Natur- 
gesetze, und  es  ist  daher  die  individuelle  Willensfreiheit  auch  weniger  von 
äusseren  Einwirkungen  beeinflusst,  wie  z.  B.  bei  der  Sterblichkeit.  Jeder 
Einzelne  folgt  bei  diesem  Schritte  mehr  oder  weniger  seiner  eigenen  Ein- 
gebung und  lässt  sich  höchstens  von  einer  besonderen  Neigung,  von  einem 
inneren  unwiderstehlichen  Drange  leiten.  Doch  pflegt  gewöhnlich  jeder  bei 
diesem  wichtigen  Schritte  vorher  genau  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  er  auch 
in   der  Lag-e  sei,  Weib   und    Kind   zu   erhalten. 

Es  haben  somit  zumeist  die  sozialen  Verhältnisse  einen  massgebenden 
Einfluss  auf  die  übrigens  vollkommen  freie  Willensbestimmung,  und  es  wird 
eben  dadurch  die  Anzahl  der  Trauungen  gewissermassen  zum  Prüfstein  der 
wirthschaftlichen  Zustände  eines  gegebenen  Landes  oder  eines  gewissen  Zeit- 
abschnittes, so  zwar,  dass,  wie  auch  die  Erfahrung  lehrt,  sobald  schwere 
Zeiten   heranbrechen,  die  Zahl   der  Trauungen   alsbald  bedeulend  abnimmt,  da- 
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«fcjfen ,  sobald  die  sozialen  Vcrliiilliiis>e  sich  giinstiger  pesluiten  ,  die  Zahl 
derselben  sich  aiifrciifulliir  hcbl  und  zwar  in  um  so  grösseren»  iMassslabe,  je 
fühlbarer  der  bindernde   Kinlluss   Iruberer  druckender  Zustande  gewesen. 

In  Hezii«  auf  die  absolute  Zahl  der  iraiMintrcn,  worin  sich  in  den  Län- 
dern der  iMiirariscIien  Krone  ohnehin  und  im  Allgemeinen  genommen  äusserst 
giinslige  Verhällnisse  kundtfehen ,  siclll  sich  das  Jahr  1865  als  besonders 
günstig  heraus,  da  in  diesem  Jahre  nichl  nur  bedeutend  mehr  Ehen  einge- 
gangen wurden  als  nach  dem  Durchschnitte  des  vorhergehenden  Dezenniums, 
sondern  es  reiht  sich  in  dieser  Beziehung  unmittelbar  dem  Jahre  1856  an, 
wo  sich  die  Zahl  der  Trauungen  nach  der  im  vorangegungenen  Jahre  in  Folge 
des  henifjen  Aultrclens  der  Cholera  erlittenen  namhaften  Verminderung  in 
ebenso  namhafter  Weise  gesteigert  hat.  Mulhmasslich  hat  die  auf  dem  Cie- 
biete  der  ungarisclien  Krone  im  Jahre  186!^  cinüetreteiic  Dürre  und  der  da- 
durch verursachte  iNOlhslaiid  (iinen  höclisl  bedeutenden,  jedoch  wegen  Mantrel 
der  diesslälligen  Angaben  ziiVermässig  nicht  bestimmbaren  Ausfall  an  Trauun- 
gen herbeigeführt,  den  zu  ersetzen  die  Bevölkerung  des  Gebietes  der  ungari- 
schen Krone  bereits  im  Jahre  1864,  mehr  noch  aber  im  Jahre  1865,  be- 
müht war,  wo  im  (ianzen  142,962  Trauungen  slallfanden,  so  dass  mit  Rück- 
sicht auf  den  numerischen  .Stand  der  elfecliven  Bevölkerunif  im  gedachten 
Jahre  auf  bereits  105  Seelen  eine  Trauung  entfiel,  wo  andererseits  nach  dem 
Mittel  des  früheren  Dezenniums  erst  auf  108,;  Seelen  ein  neues  Ehebündniss 
entfallen  würde. 

In  dieser  Beziehung  waltet  ein  weit  günstigeres  Verhältniss  in  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  als  in  den  übrigen  Provinzen  ob,  wo  nach 
dem  Durchschnitte  desselben  zehnjährigen  Zeitraumes  erst  auf  128,3  Einwoh- 
ner eine  Trauung  entfällt.  Ueberhaupt  lässt  sich  die  absolute  wie  relative 
Grösse  der  TrauungsziiTer  in  den  beiden  Hälften  der  österreichischen  Gesammt- 
monarchie  aus  folgender,  mit  Hinweglassung  der  Jahre  1860  bis  mit  1863, 
für  die  keine  amtlichen  Daten  bezüglich  des  ungarischen  Ländercomplexes 
vorhanden  sind,  zehn  Jahre  (1852  —  1865)  umfassenden  Zusammenstellung 
entnehmen  : 

in  dem  nng.  Ländercomplexe    in  den  übrigen  Provinzen        Gesammlmonarcliie 


absolut 

1852  157,408 

1853  126,006 

1854  117,541 

1855  113,292 

1856  146,496 

1857  133,986 

1858  125,625 

1859  111,855 

1864  -124,888 

1865  142,962 
im  Mittel  der 

10  Jahre     130,006        108, 


eine  Trauung 

entfällt  auf 

Seelen 

85 
107 
115 
119 

93 
103 
lU 
131 
118 
105 


eine  Trauung 
absolut       entfällt  auf 
Seelen 


140,379 
137,621 
124,254 
115,223 
147,474 
147,657 
155,073 
130,656 
160,740 
153,492 

141,257 


124 
127 
127 
152 
119 
122 
119 
143 
122 
128 

128. 


eine  Trau- 
absolut  ung  entfällt 
auf  Seelen 
297,787        106 


263,627 
241,799 
228,515 
293,970 
281,643 
280,698 
242,511 
285,628 
296,454 

271,263 


112 
135 
137 
107 
113 
116 
139 
120 
117 

121 
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Was  die  einzelnen  Bestandtheile  des  ungarischen  Ländergebietes  betrifft, 
so  findet  sich  das  günstigste  Verhältniss  in  der  Militärgrenze,  dann  in  Kroa- 
tien und  Slavonien  vor,  wo  das  Hauscommunionswesen  auf  die  Eingehung 
der  Ehen  einen  ungemein  fördernden  Einlluss  nimmt,  diesen  reihet  sich  so- 
dann das  Königreich  Ungarn  an ,  und  die  letzte  Stelle  nimmt  das  mit  den 
deutsch-slavischen  Provinzen  in  dieser  Beziehung  auf  gleicher  Stufe  stehende 
Siebenbürgen   ein,  denn  es  zählte  Trauungen: 

1864.  1865. 

eine  Trauung  eine  Trauung 

die  Militärgrenze     .        11,406  od.  auf  98,i  Seelen  13,266  od.  auf  85,2 

Kroatien,  Slavonien  8,992      -     105,„     -  10,832      -      88,^ 

Ungarn     ....        86,815       -    123,i     -  102,789      -    105,2 

Siebenbürgen     .      .        17,675      -    117,o     -  16,075       -    130,3 

Zusammen      124,888  142,962 

Im  Verlaufe  der  eben  angeführten  10  Jahre  war  somit  die  geringste 
Anzahl  von  Trauungen  im  Jahre  1855  in  Folge  des  intensiven  Auftretens 
der  Choleraepidemie,  sodann  im  Jahre  1859  zufolge  des  italienischen  Feld- 
zuges. Gegen  das  Jahr  1852  macht  sich  jedoch  überhaupt  namentlich  vom 
Jahre  1858  an  eine  fortwährende  Abnahme  der  jährlichen  Trauungen  bemerk- 
bar; und  zwar  hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  weil  im  gedachten  Jahre  eine 
neue  Rekrutirungsnorm  eingeführt  wurde,  die  den  in  den  zwei  ersten  Jahren 
des  militärpflichtigen  Alters  stehenden  Jünglingen,  d.  i.  den  20-  und  21jäh- 
rigen  die  Eingehung  einer  Ehe  in  der  Regel  verbietet;  da  aber  vornehmlich 
auf  dem  Gebiete  der  ungarischen  Krone  die  Ehen  in  jüngeren  Jahren  ge- 
schlossen zu  werden  pflegen,  musste  sich  diese  Beschränkung  insbesondere 
hierlands  fühlbar  machen,  und  zwar  überwiegend  bei  den  Trauungen  von 
Brautleuten  in  jüngerem  Alter.  Und  wahrlich,  wo  nach  dem  Durchschnitte 
der  Jahre  1852  —  1859,  also  nach  dem  Mittel  der  früheren  8  Jahre,  die  im 
Alter  bis  zum  24ten  Lebensjahre  getrauten  Bräutigame  50,4  Prozent  oder 
mehr  als  die  Hälfte  der  jährlich  Getrauten  betrugen,  fiel  dieser  Prozentsatz 
im  Jahre  1864  auf  35,8  und  1865  auf  37,^  Proz.  herab,  daher  selbst  in 
dem  sonst  günstigen  Trauungsjahr  1865  noch  immer  eine  Abnahme  von 
13  Proz.  gegen  das  frühere  Ausmaass. 

In  dem  im  Reichsrathe  vertretenen  Ländercomplexe  ist  die  auch  dort 
fühlbare  Herabminderung  des  diesfälligen  Prozentansatzes  weit  weniger  augen- 
fällig, da  vermöge  der  sozialen  und  ökonomischen  Verhältnisse  dieses  Länder- 
gebietes das  jugendlichere  Alter  bei  den  Trauungen  schon  vordem  in  weitaus 
geringerem  Maasse  vertreten  erscheint,  als  in  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone,  deren  agronomische  Beschaffenheit  die  Eheschliessung  in  früherem 
Alter  nicht  nur  erinöglicht,  sondern  geradezu  erheischt;  so  erscheinen  in 
dem  mehr  zur  ungarischen  Krone  gehörigem  Ländergebiete  die  Bräutigame 
im  Alter  bis  mit  24  Jahren  nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre  1852—1859 
mit  24  —  25  Proz.  vertreten,  und  somit  beträgt  die  Abnahme  in  den  letzten 
zwei  Jahren,  1864  und  1865,  wo  denselben  ein  Prozentantheil  von  19,8Proz. 
zufällt,   im  Ganzen  nur  5  —  6  Prozent. 

Nachdem    aber    ein  charakterischer  Zug  der  Trauungen    in    dem   Länder- 
complexe der  ungarischen  Krone  in  der  Gleichförmigkeit  des  Alters  der  Ge- 
trauten besteht,  so  musste   natürlich  die  Herabminderung  des  Prozentansatzes 
X.  24 


3G6  Misccilen. 

der  junfendlichcren  Briiulisfnmc,  auch  auf  den  Antheil  der  in  jüngeren  Jahren 
zur  Ehe  (reluni^'cnduu  Hriiule  dcprimircnd  einwirken,  und  wiiUlieli  macht  sich 
dieser  Einlluss  und  zwar  in  noch  erhohterem  Maasse  seilend,  denn  nach 
dem  Durclischnitle  der  Jahre  1852—1851)  hal  sich  die  y\n%ahl  der  his  zum 
2()sleii  Keh(;n,sjiilir  in  dem  unt«arischen  l.tindercomplexe  jährlich  /.ur  Ehe 
schreitenden  Hruule  mit  H,q  l'ro/,. ,  (laire(ren  im  Jahre  1864  nur  mit  Ü7,| 
und  18))5  mit  2ü  Pro/,,  der  (iesiimml{,felraiilen  hezillert,  es  hat  sich  somit 
seihst  in  dem  auch  diesbezüglich  (riinsliüeren  Jahre  1805  noch  immer  eine 
Ahnahnie  von  15,oi'r()z.  heraustfestelll,  d.  i.  mit  anderen  Worten:  es  haben 
sich  unter  100  setraulen  Individuen  weiblichen  Geschlechtes  in  der  letzteren 
Zeit  um  mehr  als  15  weniirer  befunden,  die  vor  dem  zurückireleirten  20sten 
Lehensjahr  zur  Ehe  /jelanuten,  als  vor  der  Einfiihrunj^  der  neuen  lleeres- 
er«;anztin;is-Mo(lalilät.  In  dieser  IJezieiiune  ist  die  auch  in  den  ubrisj«  ii  Krh- 
provinzen  zwar  g^leiclifalls  bemerkbare  llcrabminderunt?  noch  wenitrer  fiililbar, 
da  dort  schon  früher  eine  weitaus  gerineere  Vertretung:  der  juj^cndlichen 
Bräute  als  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  statt  hatte.  So  erscheinen 
die  Bräute  bis  zum  20sten  Jahre  nach  dem  Durchschnitte  von  1852  —  1859 
nur  mit  17  —  18  l'roz. ,  im  Jahre  1864  mit  15,|  und  1865  mit  14,9  l'roz. 
betheiliijt,   demnach   eine  Verminderunjr  von  nur  2  —  3   l'roz. 

Obgleich  jedoch  dies  Verhältniss  sich  in  jüngster  Zeit  für  die  Länder 
der  nngarisciien  Krone  als  besonders  ungünstig  herausstellte,  so  überllügeln 
dieselben  doch  selbst  nach  den  neuesten  Angaben  in  höchst  markirter  Weise 
die  übrigen  Länder  der  Monarchie,  ^^  as  sich  namentlich  dann  am  präsnan- 
teslen  herausstellt,  wenn  die  getrauten  Personen  bis  zum  80sten  resp.  24sten 
Lebensjahr    in's    Auge    gefasst    werden.      Es    erscheinen    demnach    unter    den 

jährlich  Getrauten: 

Bräutigame  bis  zum  3üsten      Bräute  bis  zum  24sten 
Lebensjahre  Lebensjahre 

1864.  1865.  1864.  1865. 

in  dem  ungar.  Ländercomplexe  mit     69,3 °/o        ^IjoVo  ^^ie'^/o        62,g"/o 

in  dem  übrigen  Ost.  Ländercompl.  -       54,9  -         55,;  -  42, g  -         41, g  - 

Daher  Dilferenz  zu  Gunsten  des  ung. — — — — —    — 

Ländercomplexes +14,1  Vo  +16,2  Vo     +17,oVo  +20,oVo 

d.  h.  auch  das  Jahr  1865,  welches  überhaupt  in  populafionistischer  Be- 
ziehung sich  unverkennbar  mehr  den  normalen  Verhältnissen  nähert,  setzt 
ausser  allen  Zweifel ,  dass  bei  den  Trauungen  im  Osten  der  Leitha  selbst 
in  letzterer  Zeit  den  jüngeren  Altersstufen  eine  vorwiegend  überragende 
Rolle  zufällt,  namentlich  Angesichts  der  Trauungen  im  Westen  der  Leitha, 
da  selbst  im  Jahre  1865  unter  je  100  getrauten  Männern  im  ungarischen 
Ländercomplexe  16  mehr  sich  im  Alter  bis  zum  30sten  Jahre,  und  unter  je 
100  getrauten  Personen  weiblichen  Geschlechtes  20  mehr  im  Alter  bis  zum 
24sten  Jahr  sich  befanden  als  in  der  anderen  Reichshälfle.  Namentlich  sind 
es  im  letzteren  Gebiete  die  Alpenländer,  die  eine  äusserst  geringe  Bethei- 
ligung des  jugendlichen  Allers  aufzuweisen  haben,  wie  Oberösterreicb,  Salz- 
burg, Tyrof  u.  s.  w. ,  wo  kaum  mehr  als  7  —  8  Proz.  der  jährlich  Ge- 
trauten auf  die  Bräutigame  bis  zum  24sten  Lebensjahr  entfallen ,  wogegen 
andererseits  die  rücksichtlich  des  ungarischen  Ländercomplexes  wahrnehm- 
bare günstige  Proportion  zumeist  als  Ausiluss  des  in  dem  Militärgrenzgebiete 


Miscellen.  367 

durchweors ,  in  Kroatien  und  Slavonien  aber  theilweise  bestehenden  Haus- 
Kommunionswesens  betrachtet  werden  muss ;  und  eben  in  der  Militärgrenze 
ist  in  dieser  Beziehung  jüngstens  gar  keine  Veränderung  eingetreten,  da 
das  erwähnte  Rekrutirungs- Normativ  dort  keine  Anwendung  gefunden.  Um 
so  fühlbarer  erscheint  dagei^en  der  Rückschlag  im  Königreich  Ungarn  und 
Siebenbürgen,  wo  die  namhafte  Vertretung  des  jugendlichen  Alters  bei  den 
jährlichen  Trauungen  sowohl  Seitens  des  männlichen  wie  des  weiblichen  Ge- 
schlechtes nicht  auf  einer  positiven  Institution,  wir  dürfen  sagen  künstlichen 
Sozial-Eiurichtung,  sondern  auf  der  natürlichen  Grundlage  der  vorhandenen 
agrarischen  Verhältnisse  beruht,  wie  dies  aus  folgender  Zusammenstellung 
ersichtlich  wird.      Es   waren  unter  den   Getrauten 

Bräutigame  bis  zum  24sten  Bräute  bis  zum  20stea 

Lebensjahre  Lebensjahre 

nach  demDurch-  igfi'i  nach  d.  Durch-  •««fi- 

schnille  früherer    ,      ,   ,  schnillefrülierer   ,     ,\ 

Jahre         ^^^«'"'  Jal.re         ^^^«'"^ 

in   der  Militärgrenze     .   65,2 "/o      8,736      65,8%        öl,//«      6,622      50,o7o 

-  Ungarn 52,o  -     33,324     32,^  -         48,6  -    27,405      26,6  - 

-  Kroatien,  Slavonien   45,9-       5,022     46,3-        40,3-       3,874     35,^- 

-  Siebenbürgen  .  .  .  43,»  -  6,338  39,^  -  32,6  "  3,643  22,6  " 
Hieraus  ist  ersichtlich,  dass  die  eingetretene  Verminderung  am  augenfälligsten 
im  Königreich  Ungarn  sich  kund  giebt,  wo  im  Jahre  1865  um  20  Proz. 
weniger  Individuen  vom  männlichen  und  um  22  Proz.  weniger  vom  weiblichen 
Geschlechte  vor  Ablauf  des  24sten  bez.  20sten  Lebensjahre  zur  Ehe  ge- 
schritten sind,  als  ehedem.  Dass  aber  dieser,  jedenfalls  bemerkenswerthe 
Abfall  einzig  und  allein  dem  Einflüsse  des  öfter  berührten  Rekrutirungs- 
Patentes  zuzuschreiben  sei,  wird  ganz  unzweifelhaft,  wenn  die  in  den 
beiden  letzten  Jahren  1864  und  1865  getrauten  Personen  nach  Alters- 
kategorieen  gereiht  und  die  auf  die  einzelnen  Altersgruppen  entfallenden 
Prozentantheile  mit  jenen  des  Jahres  1857  in  Vergleich  gebracht  werden, 
denn  aus  dieser  Parallele  mit  dem  Jahre,  das  der  Einführung  der  neuen 
Heeresergängungsweise  unmittelbar  voranging,  stellt  sich  klar  heraus,  dass 
in  demselben  Verhältnisse,  als  der  Prozentansatz  der  bis  zum  24sten  Jahr 
getrauten  Männer  und  der  Bräute  bis  zum  20sten  Jahr  herabging,  der  Pro- 
zentantheil  der  nächstfolgenden  Alterskategorie,  nämlich  der  Bräutigame  von 
24  —  30  Jahren  und  der  Bräute  von  20  —  24  Jahren  sich  gesteigert  habe. 
Die  30  —  40  Jahr  alten  Bräutigame  sowie  die  24  —  30jährigen  Bräute 
weisen  eine  Zunahme  von  3  —  4  Proz.,  die  weiteren  Altersgruppen  aber 
durchaus  keine  Aenderung  auf.  Dies  scheint  als  klarer  Beleg  dafür  zu 
sprechen,  dass  die  jungen  Leute  hierlands  sowohl  vermöge  ihrer  besonderen 
Neigung  zur  Ehescliliessung  im  jüngeren  Alter,  wie  auch  vermöge  des  Um- 
standes,  dass  die  vorwiegend  landwirthschaftliche  Beschäftigung  dieselben 
hierzu  nicht  nur  befähigt,  sondern  sie  geradezu  nöthigt,  so  bald  als  möglich 
die  durch  das  Rekrutirungswesen  in  Weg  gelegten  Hindernisse  zu  beseitigen, 
und  daher  sobald  sie  die  ersten  zwei  Jahre  des  militärpflichtigen  Alters 
überschritten  haben,  das  Versäumte  baldmöglichst  einzuholen.  Hieraus 
erklärt  sich  demnach  die  starke  Prozentuation  ,  mit  der  die  nächstfol- 
gende   Allerskategorie ,    namentlich    die    der  Bräutigame    von  24  —  30  Jahren 

24* 


3G8  Mis  Celle  n. 

in  den  Traiiiirij?.slisleri  der  letzleren  Zeil  auflrilt,  so  zwar,  dass,  wenn  dieser 
Prozentynllieil  mit  dem  der  vorliergclienden  Allersj^ruppe  (bis  zum  24sten 
.lolir)  zusammengefassl  wird,  kaum  mehr  oder  nur  ein  sehr  unbedeutender 
Unterschied  {regen  das  Jahr  1857  wahrnehmbar  wird,  wie  dies  aus  folu<n- 
der  Zusammensl(-Ilun<r   erhelll;   es   waren    nainli(  h 

unter  den   Getrauten   männlichen    Geschlechtes: 

in  den  Ländern  der  ung.  Krone  in  dem  übrigen  Ländercomplexe 

Bräutiaame         1857.             18ü4.            18ü5.               1857.             1804.  18H5. 

bis   24.  Jahr  49,„«/o        35,«  »/o        37„o/o  21,3  »/o  l'^-iVo  19,«  7o 

24-30     -       23,„  -         33,5  -         34,^  -  30,«  -  35,;  -  35,,,  - 

30-^40     -       15,3-         19,»-         l',o  -  31,„  -  30,2-  28,»- 

40-50     -         7,0  -           7,0  -            6,5  -  10,2  -            9,3  "  9,g  - 

50-60     -        3,2  -           2,0-           2,s  -             4,8  -           3,»  -  4„  - 

über  60     -        l,o  -           0,o  -           0,„  -              1„  -           1,5  -  1,^  - 

unter  den  Getrauten  weiblichen  Geschlechtes: 
Bräute 

bis   20.  Jahr  40,0  0/0  27,4Vo  29,o  7o  16,oVo  ^^,^Vo  14,eVo 

20-24     -  25,2  -  32,2  -  33,»  -  25,8  "  27,2  -  26.o  - 

24-30     -  17,1  -  22,3  -  20,0  -  29,;  -  31,2  -  31„  - 

30-40     -  10„  -  11,8-  10,6-  20,0-  18,9-  19,i  - 

40-50     -  4„  -           4,8  -  4,0  -             6,1  -  5,0  -  6,2  - 

über  50     -  1,^  -            1,5  -  1,^  -              1,5  -  1,^  -  1,5  - 

Es  ergiebt  sich  hieraus  unverkennbar,  in  welch'  höherem  Maasse  das 
vorgerücktere  Alter  bei  den  Trauungen  in  dem  westleilhanischen  Länder- 
gebiete vertreten  erscheint,  als  in  jenem  der  ungarischen  Krone;  aber  es 
ist  gleiciizeitig  daraus  zu  entnehmen,  dass  verspätete  Heirathen,  nämlich  von 
Männern  über  60  oder  von  Frauen  über  50  Jahre,  hüben  wie  drüben  eine 
nur  höchst  bescheidene  Holle  spielen.  —  Auffallend  erscheint  es  anderer- 
seits, dass  bei  den  Trauungen  auf  dem  Gebiete  der  ungarischen  Krone  das 
vorgerücktere  Alter  bei  den  Bräuten  eine  höhere  Prozenluation  nachweist 
als  von  Seiten  der  Bräutigame,  und  zwar  derart,  dass  selbst  absolut  ge- 
nommen von  Jahr  zu  Jahr  weit  mehr  Personen  weiblichen  Geschlechtes  im 
Alter  von  über  50  Jahre  zur  Ehe  schreiten  als  Männer  im  Alter  über  60 
Jahre,  w\ts  jedoch  in  dem  öfter  berührten  Hauskommunionswesen,  namentlich 
bei  den  Gränzern  seine  natürliche  Erklärung  findet.  Hier  vermögen  nämlich 
bei  Aussterben  sämmtlicher  männlichen  Linien  die  weiblichen  den  auf  sie 
übergegangenen  Stammsitz  nur  dadurch  sich  zu  sichern,  dass  sie  innerhalb  eines 
bestimmten  Zeitraumes  zum  Gränzdienste  taugliche  Männer  in  die  Haus- 
kommunion aufnehmen,  was  im  natürlichsten  Wege  durch  Einheirathen 
diensttauglicher  Jlänner  geschieht. 

Diese  Wahrnehmung,  dass  auch  die  absoluten  Ziffern  ein  solches  Ueber- 
wiegen  darthun  ,  lässt  sich  auch  in  Bezug  auf  die  übrigen  Allerskategorieen 
machen  ,  so  ,dass  auch  hinsichtlich  der  absoluten  Zahlenangaben  in  den  ein- 
zelnen Jähret),  wenn  nicht  positive  Einflüsse  hierauf  störend  einwirken,  eine 
augenfällige  Gleichförmigkeit  sich  kund  giebt.  Dies  lässt  sich  durch 
die  Gegenüberstellung  der  diesbezüglichen  Daten  aus  den  zwei  letzten 
Jahren  ziemlich    erhärten,    da    dieselben   besonders  in  dem   westleilhanischen 
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Länderg-ebiete,  wo,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  dies  Verhältniss  durch  die 
erwähnte  RekrutirunjS-smassregel  weniger  beeinflusst  erscheint,  eine  Ueber- 
einstimnnung   der  absoluten   Zahlen   zu  Tage  treten  lässt.      So   waren 

unter  den   Getrauten   männlichen   Geschlechtes 

im  Ungar.  Länderscomplexe  in  dem  anderen  Ländercomplexe 


Bräutigame 

1864. 

1865. 

bis  24.  Jahi 

r  44,703 

53,420 

24-30     - 

41,853 

49,343 

30-40     - 

24,801 

25,580 

40  —  50     - 

8,726 

9,296 

50-60     - 

3,602 

4,056 

über  60     - 

1,203 

1,267 

124,888 

142,962 

1864. 

186.>. 

31,133 

30,347 

57,300 

55,136 

48,589 

44,245 

14,908 

15,079 

6,361 

6,283 

2,449 

2,402 

160,740  153,492 

unter  den   Getrauten   weiblichen  Geschlechtes: 
Bräute 


bis  20. 

Jahr 

34,284 

41,544 

20-24 

- 

40,181 

48,320 

24-30 

- 

27,872 

29,457 

30-40 

- 

14,786 

15,123 

40  —  50 

- 

5,897 

6,570 

über  50 

- 

1,868 

1,948 

24,800 

22,385 

43,668 

41,212 

50,068 

48,319 

30,440 

29,731 

9,471 

9,569 

2,293 

2,276 

160,740 

153,492 

124,888  142,962 

Es  ist  bereits  erwähnt  worden ,  dass  die  Gleichförmigkeit  oder  doch 
ein  glückliches  Verhältniss  in  dem  Alter  der  Heirathenden  einen  charakteri- 
schen Zug  der  Trauungen  des  ungarischen  Ländercomplexes  bilde.  Diese  That- 
sache  zeigt  sich  in  jedem  Jahre,  worüber  bisher  Aufzeichnungen  zu  Gebote 
stehen;  sie  ergiebt  sich  auch  aus  den  Angaben  des  Jahres  1864  und  1865. 
Es  pflegen  nach  vieijährigen  Erfahrungen  in  der  Regel  mehr  als  */$  der  zur 
Ehe  schreitenden  Männer  im  Alter  bis  zum  24ten  Jahr  mit  bis  zu  ihrem 
Aller  reichenden  Mädchen  getraut  zu  werden ;  die  Männer  vom  24ten  bis 
30ten  Lebensalter  wählen  zu  mehr  als  ^/g ,  die  von  30  —  40  Jahr  alten  zu 
^/j,  von  40  —  50  Jahren  zu  Y3,  endlich  die  von  50  —  60  Jahren  zu  ^j^ 
ihre  Lebensgefährtin  aus  der  ihrem  Alter  zunächststehenden  jüngeren  oder 
auf  gleicher  Linie  stehenden  Altersgruppe,  selbst  die  über  das  60ste  Jahr 
hinausgerückten  Bräutigame  nehmen  zu  mehr  als  der  Hälfte  aus  der  Reihe 
der  über  50  Jahre  Alten  ihre  Ehegenossin,  ja  in  den  74wei  letzten  Jahren, 
1864  und  1865,  erscheinen  diese  Proportionen  noch  markirter  und  die 
Verschiedenheit  des  Alters  der  Getrauten  ist  in  den  gedachten  zwei  Jahren 
in  noch  günstigerem  Verhältnisse,  wie  nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre 
1852  —  1859. 

Diese  Erscheinung  muss  jedenfalls  sowohl  in  physiologischer  wie  in 
sozialer  Beziehung  als  ein  günstiges  Moment  bezeichnet  werden,  und  dürfte 
wohl  geeignet  sein,  als  Erklärungsgrund  für  so  manch  andere  gleiciifalls  gün- 
stige Erscheinung  auf  dem  Gebiete  der  Populalionistik  des  ungarischen  Län- 
dercomplexes dienen,  wie  sich  weiter  unten  Gelegenheit  ergeben  wird,  dies 
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nuniciitlicli  riicksiclitlich  der  Toflttobornen  ,  oder  hinsichllich  des  iSexualver- 
liiiltiiisscs  der  i\eu{rct>oriit' ti  iiucIizunmmscii.  IJei  einer  ^(eriiitfcn  Alter^diirerenz 
der  Gelrauten  ersclieinen  ferner  seihst  die  verspäteten,  d.  i.  von  Hochhctaetcn 
ncugeschlossenen  Ehehündnisse  minder  abnorm,  oder  dürften  wenijfslens  niclit 
eben   als  ein   sozialer  Uebelstand   bezeichnet  werden. 

Um  bis  zur  vollen  Kvidenz  nachzuweisen ,  dass  (riinsti{>e  Altersver- 
hültnissc  die  Traimn^cn  des  ungarischen  Landercomplexes  kennzeichnen, 
namentlich  im  (ieecnsalze  zu  jenen  des  übrigen  Landercomplexes,  werden  in 
den  naclifolfjtMidcn  4  Tabellen  die  diesbezim lieben  Angaben  der  Jahre  1861 
und  1805  sowohl  in  absoluten  wie  in  Prozeiitiialzillern  derart  zusammen- 
gestellt, dass  auf  den  ersten  Blick  ersichtlich  wird,  wie  bei  den  Trauungen 
des  ungarischen  !.anderci)m|ilexes  die  Maximalzill'ern  stets  auf  die  der  Alters- 
stufe des  Bräutigams  zunachststehende  jüngere  Altersgruppe  der  Braut  entfällt, 
so  dass  auf  den  Tafeln  A.  und  B.,  wenn  man  eine  Diagonale  zieht,  diese 
die  Glcichmassigkeit  dieses  Verhältnisses  andeutet,  wogegen  auf  den  Tafeln 
C.  und  ü.  ein  hiervon  abweichender,  jedoch  in  beiden  Jahren  sich  gleich- 
bleibender Gang  der  Maximalzahlen  ausser  allen  Zweifel  setzt,  dass  im  west- 
leithanischen  Kändergebiete  durchaus  kein  so  günstiges  Ebenmaass  in  der 
Altersverschiedenheit  der  jährlich  Getrauten  wahrzunehmen   ist. 

A.  1864  im  Ländercomplexe  der  ungarischen  Krone. 

Es  wurden  getraut  Bräutigame  im  Alter  von 


-24J. 

24  —  30 

30-40 

40-50,50  —  60 

üb.60J. 

Zusammen 

mit  Bräuten  im 

20151 

10679 

3044 

345 

47 

18 

34284 

Alter  von 
—  20  Jahren 

45,1 

25,5 

12,4 

3,9 

1,3 

1,5 

20-24 

15849 
35,4 

16111 

38,5 

6991 

28,1 

1046 
12,0 

152 

4,2 

32 

2,6 

40181 

5959 

11905 

7656 

1912 

373 

67 

27872 

24  —  30 

13,3 

28,4 

30,0 

22,0 

10,4 

5,6 

2081 

2631 

6213 

2871 

843 

147 

14786 

30  —  40 

4,r 

6,3 

25,0 

32,9 

23,5 

12,2 

553 

456 

826 

2350 

1383 

329 

5897 

40  —  50 

1,2 

1,1 

3,3 

26,9 

38,4 

27,4 

HO 

71 

71 

202 

804 

610 

1868 

über  50  Jahre 

0,3 

0,2 

0,3 

2,3 

22,2 

50,7 

Zusammen 

44703 

41853 

24801 

8726 

3602 

1203 

124888 
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B.  1865   im  Ländercomplexe  der  ungarischen  Krone. 

Es  wurden   getraut  Bräutigame   im   Alter  von 


—  24J. 

24-30 

30-40 

40-5050-60 

üb.eOJ. 

Zusammen 

mit  Bräuten  im 

Alter  von 
—  20  Jahren 

24931 
46,7 

13002 
26,4 

3244 

12,7 

312 

3,4 

44 

1,1 

11 

0,8 

41544 

20-24 

19513 
36,5 

20072 
40,7 

7458 
29,2 

1093 

11,8 

162 
4,0 

22 

1,8 

48320 

24-30 

6436 
12,1 

12943 
26,2 

7681 
30,0 

!    2000 
:     21,5 

351 

8,7 

46 

Q 

•',6 

29457 

30-40 

1944 

2804 

6269 

3064 

913 

129 

15123 

3,6 

5,7 

24,5 

82,» 

22,5 

10,2 

40-50 

475 

0,9 

461 

0,9 

855 
3. 

2648 

28,5 

1728 
42,6 

403 

31,8 

6570 

über  50  Jahre 

121 

0,2 

61 
0,1 

73 

0,3 

179 

858 
21,1 

656 

51,8 

1948 

Zusammen 

53420 

49343 

25580 

9296 

4056 

1267 

142962 

C.         1864   im   reichsräthlich   vertretenen  Ländercomplexe. 
Es  wurden  getraut  Bräutigame  im  Alter  von 


-24J.  1 

24-30 

30-40 

40  —  5050  —  60 

ub.60J. 

Zusammen 

mit  Bräuten  im 

Alter  von 

—  20  Jahren 

9845 

31,6 

10190 

17,8 

4130 

8,6 

520 
3,5 

77 

1,2 

38 

1,6 

24800 

20-24 

12436 
40,0 

18556 
32,4 

10598 

21,8 

1689 

11,3  ; 

323 

5,1    ' 

66 

2,7 

43668 

6748 

20800 

17237 

3998 

1064 

221 

50068 

24  —  30 

21,7 

36,3 

35,4 

27,0 

16,7 

9,0 

30-40 

1786 

6717 

13805 

5429 

2124 

579 

30440 

5,7 

11,7 

28,4 

:    36,2 

33,2 

23,6 

40-50 

256 

0,8 

914 

1,6 

2548 

5,2 

2909 

19,5  : 

1975 

31,4 

869 
35,5 

9471 

über  50  Jahre 

62 

0,2 

123 

0,2 

271 

0,6 

363 

2,5     \ 

798 

12,4 

676 
27,6 

2293 

Zusammen 

31133 

57300 

1  48589 

14908 

1 

6361 

2449 

j   160740 
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D.         186  5    im    reichsröthlich   vortrete  nen   Ländercomplexe. 
Rs    winden    getraut   Bräutigame    im    Aller   von 


-24J. 

24      30 

30-  40 

40-50  50  —  60 

ub.fiOJ. 

Zusammen 

mit  ßriiiitcii  im 

Alter  von 

—  20  Jahren 

8909 
29,1 

9237 

16,8 

3646 

8,2 

479 

3,2 

82 

1,3 

32 
1,1 

22385 

20-24 

12089 

17796 

9337 

1634 

294 

62 

41212 

39,8 

32,3 

21,1 

10,8 

4,7 

2,fl 

24-30 

7086 
23„ 

20289 
36,8 

15781 
35,« 

3966 
26,3 

968 
15,1 

229 

9,6 

48319 

30-40 

1945 
6,1 

6758 

12,2 

12720 

28,8 

5637 
37,5 

2081 
33„ 

590 
24,8 

29731 

40  —  50 

274 

0,9 

934 

1,7 

2504 

5,7 

2951 

19,5 

2076 
33,0 

830 
34,7 

9569 

über  50  Jahre 

44 

0,1 

122 

0,2 

257 

0,6 

412 

2,7 

782 
12,5 

659 

27,1 

2276 

Zusammen 

30347 

55136 

44245 

15079 

6283 

2402 

153492 

Den  Civilstand  der  Trauungen  belangend,  w  ird  gewöhnlich  ein  erhöhleres 
Maass  der  ersten  Heirathen  als  ein  günstiges  Moment  bezeichnet  und  zwar 
schon  aus  dem  Grunde,  weil,  je  höher  siel»  die  Ziffer  der  ersten  Ehen  gegen- 
über den  zweiten  beläuft,  um  so  sicherer  sich  auf  eine  längere  Dauer  der 
bestehenden  Ehen  schliessen  lässt ,  was  unstreitig  vom  individuellen  und 
sozialen  Standpunkte  aus  wünscheiiswerth  ist.  Auch  deshalb  wird  die  er- 
höhtere  Anzahl  von  ersten  Ehen  als  günstiges  Moment  angesehen,  weil  sie 
als  Beleg  dafür  dient,  dass  überhaupt  Viele  zur  ersten  Ehe  gelangen,  und 
aus  diesem  Grunde  wird  insbesondere  die  fortwährende,  anhaltende  Stei- 
gerung derselben  als  Merkmal  der  zunehmenden  Heirathslust  sowie  der 
grösseren  Leichtigkeit  der  Eheschliessungen  begrüsst. 

Diese  Behauptung  kann  jedoch  nicht  so  ganz  unbedingt  aufgestellt  wer- 
den, denn  sobald  die  relative  Stärke  der  jährlichen  ersten  Trauungen  nur 
darum  zunimmt,  weil  in  eben  demselben  Maasse  die  zweiten  Trauungen  ab- 
nehmen, so  kann  dies  auch  dahin  gedeutet  werden,  dass  die  auf  die  Herab- 
minderung der  Trauungen  im  Allgemeinen  einwirkenden  sozialen  Uebelstände 
sich  mehr  bei  den  wiederholt,  als  bei  den  zum  ersten  Male  einzugehenden 
Verehelichungen  fühlbar  machen,  da  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass 
unter  dem  Einflüsse  einer  allgemeinen  Nothlage,  bei  Heranbrechen  schwerer 
Zeiten  vor  allem  Andern  die  bereits  Verwittweten  sich  enthalten  werden,  neuer- 
dings ein  Ehebündniss  einzugehen,  und  dass  somit  vor  Allem  die  absolute 
Zahl    der    zweiten   Heirathen    abnehmen    und    demgeraäss    die  relative   Grösse 
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der  ersten  Ehen  zunehmen  wird,  ohne  dass  dieser  Umstand  als  eine  erfreu- 
liche Thatsache  bezeichnet  werden  könnte. 

Die  relative  Zunahme  der  ersten  Ehen  kann  daher  nur  unter  der  Veraus- 
setzung-  für  eine  günstige  Erscheinung  gehalten  werden,  wenn  damit  gleich- 
zeitig eine  entsprechende  Hebung  der  Trauungsziffer  im  AI Igem e in en  ver- 
bunden ist,  sonst  aber  nicht,  namentlich  nicht  dort,  wo  wie  in  Ungarn  bei 
der  bedeutenden  Anzahl  der  in  jüngerem  Lebensalter  vorkommenden  Trauungen, 
zweite  Ehen  gewöhnlich  in  weit  grösserem  Maassstabe,  wie  sonst  wo,  ge-r 
schlössen  zu  werden  pflegen.  Ja,  Angesichts  einer  stetigen  Abnahme  der 
Trauungen  im  Allgemeinen,  namentlich  aber  eines  andauernden  Herabsinkens 
der  zweiten  Ehen  muss  vielmehr  die  fortwährende  Steigerung  der  ersten  Ehen 
als  Beleg  dienen  zur  Beleuchtung  der  allgemeinen  Verschlimmerung  der  so- 
zial-ökonomischen Zustände. 

In  Ungarn  nun  ist  zwar  in  neuerer  Zeit  das  Zahlenverhältniss  der  ersten 
Trauungen  bedeutend  gestiegen,  aber  zumeist  auf  Kosten  der  zweiten  Ehen 
und  zwar  derart,  dass  der  Unterschied,  der  sich  hierin  gegenüber  dem 
übrigen  Ländercomplexe  früher  geltend  machte,  immer  mehr  verschwindet 
und  die  beiden  Ländergruppen  sich  in  dieser  Beziehung  immer  mehr  einander 
nähern. 

Das  Zahlenverhältniss  der  zweiten  Ehen  zeigt  in  den  letzteren  Jahren 
eine  bedeutende  Abnahme  jenseits  sowohl  wie  diesseits  der  Leitha,  doch  in 
weit  stärkerem  Maasse  in  Ungarn.  Wenn  jedoch  dies  Verhältniss  näher  ge- 
prüft, namentlich  die  rein  ersten  und  reinen  zweiten  Trauungen  von  jenen 
geschieden  werden ,  wo  wenigstens  der  eine  Theil  bereits  zu  wiederholten 
Malen  getraut  wird ,  ergiebt  sich  noch  immer  ein  bedeutender  Unterschied 
zwischen  den  beiden  Ländergebieten  namentlich  in  Bezug  auf  die  rein  palin- 
gamen,  d.  h.  solchen  Trauungen,  die  zwischen  Wittwern  und  Wittwen  zu  Stande 
kommen,  denn  selbst  nach  dem  Ergebnisse  der  beiden  letzten  Jahre  entfielen 
auf  die  Trauungen 

im  Gebiete  der  uiigar.  Krone      in  dem  übi    Ländercompl. 
1864.  1865. 

wo   beide  Theile  ledig  .   .   .   71,3  »/o        73,40/0 

wo  beide   Theile  verwittwet   11,5  -         10,7  - 

Wittwer  mit  Ledigen.   .   .   .   13,5  "         Hjo  " 

Wittwen  mit  Ledigen ....      5,2  -  4,^  - 

in  Bezug  auf  die  rein  palingamen  Ehen,  nämlich  bei  welchen  beide  Theile 
verwittwet,  ergiebt  sich  somit  eine  DilTerenz  von  6  —  7  Proz.,  d.  i.  in  dem 
zur  ungarischen  Krone  zählendem  Ländergebiete  erscheinen  selbst  in  der  jüng- 
sten Zeit  unter  je  100  Trauungen  um  6  —  7  mehr  solche,  wo  bereits  beide 
Theile  verwittwet  waren,  als  in  der  anderen  Reichshälfte,  wo  dieses  Verhält- 
niss in  letzterer  Zeit  eine  nicht  unbedeutende  Herabminderung  von  5  —  6  Proz. 
erlitten,  da  den  palingamen  Trauungen  früher  15—16  Proz.  der  Gesammt- 
trauungen  zufielen,  wie  dies  am  ersiclillic!i,>ten  ist,  wenn  die  beiden  Endjahre 
des  letzten  Dezenniums,  nämlicli  1856  und  1865,  in  Vergleich  gezogen  wer- 
den. Dies  ist  um  so  statthafter,  als  beide  Jahrgänge  zu  Verirleichungen 
besonders  geeignet  erscheinen ,  sowohl  was  die  absolute  Zahl  der  stalt- 
gehabten Trauungen  als  auch  den  Umstand  betriift ,  dass  in  dem  einen  nach 
Aufhören    der  Choleraepidemie,    im    anaern   nach  theilwoiser  Beseitigung    so 


1864 

1865. 

76,8  7o 

76,2  7o 

4„   - 

4,3   - 

13,3  - 

13,6  - 

5„  - 

5,0  ~ 
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mancher  staatlicher  und  sozialer  Ufbelslande  eine  regere  Heiralhslust  und 
somit  eine  g^ünsti{![erc  Trauuni>^hxill'er  sich  kundgieht.  In  den  gedachten  beiden 
Jahren   wurden   in   Ung'arn  Trauuiig^cn  gezählt: 


185«. 

1865 

Zu-  oder 

,-tbsoliil 

absolut 

Abnabme 

rein    prol(ttrame    .    .    .      9H,()0T 

c?,«»/« 

104,958 

73,.,  «/o 

+    7-0  Vo 

paliii^'ame.    .    .    .      22.(512 

l^-»,.  - 

15,;M7 

10,;     - 

-32,0  - 

Wittwer    mit   l,edi«cn       1H,(J11) 

12„  - 

15,7r)4 

11,0  - 

-15„  - 

Wiltwcn    mit    Ledigen         7,li>4 

4,9  - 

(),!M)3 

4,9  - 

-    4,0  - 

Zusammen    1  IG.liXi 

142,9G2 

Aus  (iicsiT  Parallele  ist  aber  auch  ersichtlich,  dass  die  Zahl  der  proto- 
gameii  Kliebiiudnisse  im  lelztereu  Jahre  njcht  nur  relativ,  sondern  auch  ab- 
solut /.ujienommen  hat,  was  ein  neuerer  Beweis  ist  für  die  auch  sonst  wahr- 
nehmbare normale  Beschaffenheit  des  Jahres  1865,  da  in  Ungarn  selbst  miss- 
liche Zustande  keinen  so  liemmeiidcn  Kinlluss  auf  die  zum  ersten  Male  zu 
schliessenden    Ehen   anszuiiben    vermögen,   wie   in    den    iibrigen    Ländern. 

Naliirlich  schreiten  stets  mehr  Männer  als  Frauen  zur  zwei-  oder  mehr- 
maligen Kbe,  was  schon  in  der  sozialen  Stellung  eine  genügende  Krkliirung 
findet.  Auch  in  dieser  Beziehung  ergehen  sich  weit  günstigere  Chancen  für 
die  Wittwen  in  Ungarn  als  für  die  im  übrigen  Ländergebiete,  obschon  sich 
auch  hierin  in  neuester  Zeit  eine  merkliche  Verschlimmerung  kundgiebt,  denn 
wo  nach  dem  Durchschnitte  früherer  Jahre  bis  zu  12  Proz.  mehr  Wittwen 
im  Osten  der  Leitha  zur  wiederholten  Verehelichuna  gelangten  als  im  west- 
leithaniscben  Ländergebiete,  beträgt  nunmehr  die  höhere  Wahrscheinlichkeit 
einer  abermaligen  Verheirathung  nur  mehr  6  Proz. ,  wie  dies  aus  folgender 
Combinalion  der  Angaben   des  letzteren   Jahres   1865   zu   entnehmen  ist  : 

Protogam-Trauungen     Pa  11  ngam- Trauungen 

männliche    weibliche     männliche   weibliche 

in  dem  Ländercomplexe  der  ungar.  Krone   TSjg^/o      84,^  "/o        21,8*'/o      15,5*'/o 

in   dem   übrigen   Ländergebiete 82, i   -       90,4  "         1",9  "         ^,6  " 

in   der  Gesammtmonarchie 80,3  -       87,2  -         19,?   -       12,3  " 

Das  Ueberwiegen  des  ungarischen  Ländergebietes  in  Bezug  auf  die  jähr- 
lich vorkommenden  palingamen  Heirathen ,  das  sich  aus  dem  bereits  nach- 
gewiesenen Uebergewichte  bezüglich  der  Trauungen  im  jüngeren  Alter  er- 
klären lässt,  wird  übrigens  nicht  nur  aus  den  Prozentsätzen  ,  sondern  schon 
aus  den  absoluten  Ziflerangaben  unverkennbar  ersichtlich.  Selbst  absolut  ge- 
nommen kommen  jährlich  mehr  als  zweimal  so  viel  reine  Protogam-Trauungen 
vor  als  in  der  im  Relchsrathe  vertretenen  Ländergruppe.  Es  wurden  näm- 
lich  getraut: 

1864. 

in  dem  Ländergebiete  in  dem  im  Reichsratbe  in  der  Gesammt- 

der  iingar.  Krone  vertretenen  Gebiet«  monarchie 

Ledige  mit  Ledigen   .    89,007    71,3  70  123,518    76,8Vo  212,525   74,o7o 

Wittwer  mit  Wittwen     14,383     11,5-  6,565       4,i  -  20,948      7,g  - 

Wittwer  mit  Ledigen     15,142     12,^-  21,344    13,3-  36,486    12,8- 

Wittwen  mit  Ledigen       6,356       5,^  -  9,313       5,3-  15,669      5,4- 

im  Ganzen  124,888           *  160,740  285,628 
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1865. 
in  dem  Ländergebiele     in  dem  im  Reichsrathe      in  der  Gesammt- 
der  Ungar.  Krone         vertretenen  Gebiete  monarcliie 

Ledige  mit  Ledigen   .  104,958    73,4 "/o      117,010    76,2%      221,968   74,8 »/o 
WittwermitWittwen    15,347    10,^-  6,716      4,3-  22,063     7,5- 

Wittwer  mit  Ledigen    15,754    ll,o-  20,755    13,e  -  36,509   12,3- 

Wittwen  mit  Ledigen      6,903      4,^  -  9,011       5,j,  -  15,914     5,4  - 

im  Ganzen  142,962  153,492  296,454 

Von  den  verschiedenen  staatlichen  und  sozialen  Momenten,  die  auf  die 
TrauungszifTer  vom  bestimmenden  Einflüsse  sind,  wollen  wir  hier  zuvörderst 
noch  den  Einfluss  der  Kornpreise  beleuchten. 

Es  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel,  dass  der  Marktpreis  des  Getreides, 
nach  dem  sich  im  Wesentlichen  auch  die  Preise  der  übrigen  Lebensmittel 
richten,  auf  die  Eheschliessungen  und  zwar  noch  in  demselben  Jahre  de- 
primirend  resp.  fördernd  einwirken.  Die  Angaben  für  Ungarn  sind  jedoch 
für  einen  zu  kurzen  Zeitraum  vorhanden  und  zu  lückenhaft,  um  zu  vollgül- 
tigen Schlussfolgerungen  zu  berechtigen.  Trotzdem  lässt  sich  selbst  in  dem 
Zeitabschnitte  vom  Jahre  1852—1865  die  Wahrnehmung  machen,  dass  1854 
und  1855,  wo  der  Marktpreis  des  Getreides  am  höchsten  stand,  die  wenigsten, 
dagegen  in  den  Jahren  1851,  1852  und  1865  bei  den  niedrigsten  Körnerpreisen 
die  meisten   Trauungen  gezählt  wurden.      Man   sehe   folgende  Vergleichung : 

Summe  der 
Trauungen 
11  kr.   beim  Preisminimum   297,787  Maximum 

beim  Preismaximum   241,799  Minimum 
228,515 


Weizen 

Rc 

)ggen 

1852 

3  fl.  85  kr. 

3  fl. 

11  kr 

1853 

4  -  55  - 

3  - 

28  - 

1854 

5  -  81  - 

4  - 

36  - 

1855 

6  -   4  - 

4  - 

43  - 

1856 

5  -  48  - 

3  - 

62  - 

1857 

4  -  43  - 

2  - 

80  - 

1858 

4  -  32  - 

2  - 

62  - 

1859 

4  -  46  - 

2  - 

96  - 

1864 

3  -  75  - 

2  - 

50  - 

1865 

3  -  54  - 

2  - 

50  - 

beim  Preisminimum  296,454  Maximum 
Uebrigens  bezieht  sich  obige  Wahrnehmung  mehr  auf  industrielle  als  auf 
reine  Agriculturländer,  folglich  mehr  auf  die  west-  als  0  stle  ith  an  i  sehen 
Provinzen.  Namentlich  im  Königreich  Ungarn  haben  bei  dem  ausgeprägten 
Ackerbau- Charakter  des  Landes  die  gedrückten  Fruchtpreise  vielmehr  einen 
hemmenden  Einfluss  auf  die  Trauungen,  da  hierdurch  das  Einkommen  der 
die  Hauptklasse  der  Bevölkerung  bildenden  Landvvirthe  geschmälert  erscheint. 
Dass  auch  in  Ungarn  in  dem  oben  angeführten  Zeiträume  das  iMaximum  der 
Trauungen  zufällig  mit  dem  Minimum  der  Kornpreise  zusammentrilTt,  so  wie 
umgekehrt  das  Maximum  der  Kornpreise  mit  dem  Minimum  der  Trauungen, 
ist  vielmehr  dem  Einflüsse  anderer  Factoren  zuzuschreiben,  denn  andererseits 
finden  wir  durchaus  nicht,  das.»  im  Jahre  1864,  wo  doch  dieselben  niedrigen 
Marktpreise  der  Getreidegattungeu  vorherrschten,  wie  in  dem  darauffolgenden 
Jahre  1865  eine  günstigere  Trauungszifl'er  sich  bemerkbar  gemacht  hätte. 
Dies  ist  aber  wohl  der  Fall  in  den  übrigen  Ländern  der  Monarchie,  wo  im 
Jahre  1864  ebenso  wie  1861  —  1863  bei  jeweilig  niedrigeren  Fruchtpreisen 
stets    auch    die   relativ  meisten  Trauungen  gezählt    wurden.     Dafür    dass   die 
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Tlicucnintf  des  Korns  und  der  iil»riurcn  Lcbensmillel  sich  weit  mehr  hei  den 
Gewerbtrcibenden  als  bei  den  LatidhaiifTn  luhlbiir  macht,  und  daher  bei  jenen 
hindernd,  hei  letzteren  häiilia  fordernd  auch  die  lleirathslust  einwirkt,  mag 
der  Umsland  als  Heieg;  dienen,  duss  im  Jahre  1856  hei  hohen  Getreidepreisen 
die  TraiiunifsziUer  in  der  westleilliariisclK'n  Landerg-ruppe  hei  weitem  nicht  jenen 
Aufschwung  nclimen  konnte,  wie  in  Ungarn,  oh>clion  das  Nachlassen  der  Cho- 
leraepidcniie    dort    ebenso    wie  hier   eine    Anreüruny:   dazu   t,'ehoten   hat. 

Der  Kinlluss  der  iNalinnalitat  liissl  sich  direct  nicht  nachweisen,  weil 
es  an  Aufzeichnungen  fehlt,  wohl  aber  jener  des  HeÜirionsbekenntnisses. 
Indess  fehlen  bei  uns  die  nölhi<jen  Prämissen,  um  den  Umfang  der  confessio- 
ncllen  Einiliisse  genau  bestimmen  zu  können.  Namentlich  fehlt  die  genaue 
Angabe  über  die  numerische  Stärke  der  einzelnen  Hcligionsbekennlnisse  in 
jüngster  Zeit  und  somit  der  nötiiige  Maassstah  Cur  die  Stärke  der  Trauungen 
bei  den  verschiedenen  Heligionsgesellschaften.  Ks  ist  zwar  die  Anzahl  der 
einzelnen  (ilaubensgenossen  für  die  .lalire  1864  und  1865  berechnet  worden, 
doch  giebt  das  keinen  verlässlichen  Anhaltspunkt  dafür,  oh  die  Trauungen 
der  verschiedenen  Religionsgenossenschaflen  in  gleichem  oder  höherem  Maasse 
sich  vermehren  oder  vermindern  ,  wie  die  allgemeine  .Anzahl  der  Mitglieder 
desselben  Glaubensbekenntnisses.  Dies  würde  nur  durch  genaue  periodische 
Zählungen  möglich  sein.  Indess  lässt  sich  schon  aus  der  absoluten  Zahl  der 
Trauungen,  wenn  sie  nach  der  Confession  geschieden  werden,  die  Bewegung 
derselben  beurtheilen ,  was,  verglichen  mit  der  jährlichen  Fluctuation  der 
Trauungen  im  Allgemeinen,  immerhin  einige  Stützpunkte  zur  Beurtheilung 
des  confessionellen   Momentes   geben  dürfte. 

In  dieser  Kichtung  lässt  sich  in  neuerer  Zeit  in  der  griechisch- orien- 
talischen Kirche  eine  namhafte  Abnahme,  bei  der  römisch-katholischen  Kirche 
eine  Zunahme  der  Trauungen  erkennen.  Wo  früher  in  Ungarn  bereits  auf 
93  Seelen  der  griechisch-orientalischen  Kirche  eine  Trauung  entfiel ,  kommt 
eine  solche  nach  den  Angaben  der  letzteren  beiden  Jahre  erst  auf  109,  wo- 
gegen wenigstens  im  Jahre  1865  die  Trauungszill'er  der  römischen  Katholiken 
sich  bedeutend  über  das  Mittel  erhebt,  wie  dies  am  besten  aus  einer  Zu- 
sammenstellung erhellt,  wo  die  Daten  dieses  Jahres  mit  denen  des  Jahres  1857 
in   Vergleich   gezogen  werden.    —    Es  wurden  gezählt  Trauungen : 

1857.  1865. 

eine  Trauung  eine  Trauung     yy.  ode- 

absolut      auf  Seelen         ab-olut      auf  Seelen        /l^-k™» 

...       n  I  1  ■  I.      r>  ■      Aonanme 

gleichen  Bek.  gleichen  Bek. 

röm. -katholische  Kirche      65,367      lOO,0''/o 
griech. -katholische    -  13,158      105,^- 

griech. -Orient.  -  26,176        93,5  " 

Augsburg.  Bekenntn.  .   .        9,327      108     - 
Helvel.  -  .   .      17,512      104     - 

Unitarier 424      115,^- 

Juden 2,022      204     - 

.     im   Ganzen    133.986  '  142,962      105    % 

Bei  einer  allgemeinen  Zunahme  der  Trauungen  im  Jahre  1865  gegen- 
über dem  Jahre  1857  mit  6,-  Proz.  lässt  sich,  abgesehen  von  den  Anhängern 
des  mosaischen  Glaubensbekenntnisses,  bei  welchen  die  ausserordentliche 
Zunahme  zumeist  auf  Rechnung  der  grösseren  Pünktlichkeit  und  Genauigkeit 


73,492 

91,3% 

+  12,4% 

13,852 

109    - 

+   5,3- 

24,097 

109    - 

-    7,9- 

9,665 

113    - 

+  3,0- 

18,209 

109     - 

+  4,0- 

408 

130    - 

3,239 

136    - 

-1-60     - 
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in  der  Führung-  der  Reg-isler  zu  setzen  sein  dürfte,  nur  bei  den  römisch-katho- 
lischen Trauungen  eine  das  Mittel  bedeutend  übersteigende  Zunahme  wahrnehmen. 
Die  Trauungen  der  übrigen  Confessionen  zeigen  eine  hinter  dem  Durchschnitt 
zurückstehende  Zunahme,  die  der  griechisch-orientalischen  Kirche  sogar  eine 
auffallende  Abnahme.  Diese  wird  noch  augenfälliger,  wenn  das  Jahr  1856 
in  Vergleich  gebracht  wird,  wo  sogar  28,688  oder  4600  mehr  Trauungen 
bei  den  Bekennern  dieser  Religion  gezählt  wurden  als  im  Jahre  1865. 
Uebrigens  stellt  sich  eine  noch  erheblichere  Abnahme  im  vorhergehenden 
Jahre  1864  heraus;  denn  wenngleich  in  diesem  Jahre  überhaupt  um  18,000 
Trauungen  weniger  gezählt  wurden,  so  nahmen  doch  an  den  Gesammt- 
trauungen  beider  Jahre  die  verschiedenen  Confessionen  einen  ziemlich  gleichen 
Antheil ,  nur  bei  den  nicht  unirten  Griechen  zeigt  sich  eine  geringere  Be- 
theiligung.    Darüber  die  folgende  Zusammenstellung : 

1864.  1865.  1885. 

Trauungen  Trauungen  Religionsgenos- 

absolut  absolut  senunler  derGe- 

sammlbevolkerung 
römisch-katholische     64,513        51,7«/o  73,492        51,4  "/o  48    o/o 

griech.- katholische      14,080        11,2  -  13,852  9,^  -  10,2  - 

griech.-oriental. .   .      19,089        15,3  "  24,097        16,8  -  17,7  - 

augsburgische  .   .  .        8,349  6,7  -  9,665  6,7  -  7,3  - 

helvetische 15,338        12,3  -  18,209        12,7  -  13,^  - 

unitarische 531  0,4  -  408  0,4  -  0,4  - 

mosaische 2,998  2,4  -  3,239  2,3  -  3,o  - 

Zusammen  124,888  100,o7o  142,962  100,oVo  100,oVo 
Bei  den  Glaubensgenossen  der  griechisch-orientalischen  Kirche  in  Ungarn 
ist  also  in  jüngster  Zeit  eine  Verschlimmerung  der  TrauungszilTer  eingetreten 
und  zwar  derart,  dass,  wo  denselben  früher  ein  höherer  Prozentsatz  zufiel 
als  der  Bevölkerung  im  Allgemeinen,  nunmehr  das  Gegentheil  stattfindet. 
Bei  den  Katholiken  der  abendländischen  Kirche  ist  eine  um  3  Proz.  höhere 
Betheiligung  an  den  jährlichen  Trauungen  wahrnehmbar,  als  denselben  ei- 
gentlich zukäme. 

Noch  ist  von  besonderem  Interesse  die  Anzahl  der  Mischehen.  Hierin 
übertrifft  Ungarn  nicht  nur  die  übrigen  Länder  Oesterreichs,  sondern  alle 
andern  Staaten  Europas.      Gemischte  Ehen  wurden  geschlossen: 

Transleithanien  ^.  ,  ...      .  ganz 

im  Durchschnitte  (Ungarn)  Cisleilhanien  Oesferreich 

1852—1859  jährlich     2850  oder  75  70  932  oder  25  »/o           3872 

1864  3381      -      76  -  1079     -      24  -            4460 

1865  3951      -      80  -  979     -      20  -            4930 
oder  im  ungarischen  Ländercomplexe    war  letzteres    Jahr   schon  jede  36ste 
Trauung  eine  gemischte. 

Endlich  ziehen  wir  die  Trauungen  noch  nach  der  Art  und  Weise  in 
Betracht,  wie  sie  sich  auf  die  einzelnen  Monate  vertheilen,  nicht  nur  weil 
sich  hieraus  der  offenbare  Einfluss  ergiebt,  den  auf  diesen  Umstand  das 
Glaubensbckenntniss  und  die  Erwerbsart  nimmt,  sondern  weil  sich  daraus 
auch  für  Ungarn   eine   desfallsige  Behauptung  Vi  Herme 's  als   irrig  ergiebt. 

Das  Minimum  der  Trauungen  fällt  sowohl  im  Osten  wie  im  Westen  der 
Leitha  auf  den  Monat  Dezember,   dann  März  und  April.     Letzteres  wegen 


378  Mise  eilen. 

der  Advents-  und  der  Fostenzeil,  da  bei  den  Katholiken  während  der  sog, 
gesclilosscrien  Zeit  ein  Trauuiit^sverbol  he^lelil.  Doch  kommen  in  diesen 
Monuten  in  Ungarn  nicht  ntir  relativ,  sondern  auch  absolut  vier-  bis  funTmal 
mehr  Traiiiirifren  vor  wie  in  dem  anderen  l.ündercomplexe.  Ks  sind  numlich 
hier  die  Akiilholiken  weit  starker  als  in  den  deutsch  -  slavischen  Landern 
vertreten.  Für  sie  besteht  dieses  Eheverbot  nicht.  Ks  lassl  sich  so^ar  in 
dieser  Beziehung  der  Kinlluss  des  K(Hikordules  in  den  übrigen  Erblandern 
erkennen.  Vor  dem  Konkordat  waren  nur  die  Hochzeitsfeierlichkeilen,  nach 
demselben  ist  selbst  die  stille  Eingehung-  der  Ehe  verboten.  Wirklich, 
entliel  früher  auf  die  gedachten  Monate  ein  höherer  Prozentsatz  als  in  der 
jüngsten    Zeil. 

Das  Maximum  der  jährlichen  Trauungen  fallt  im  westleithanischen  Länder- 
gebiete auf  den  Februar,  im  oslleifhanischcn  liiriLreffen  auf  den  .November, 
obschon  auch  hier  auf  den  November  unmittelbar  der  Monat  Februar  und 
ebenso  dort  auf  Februar  unmittelbar  der  Monat  .November  folgt.  Beides  aus 
dem  Grunde,  weil  eben  diese  zwei  Monate  der  Fasten-  und  Adventszeit  vor- 
angehen, wo  viele  ileirath.ilustige  sich  beeilen,  dem  Trauungsverbole  zuvor- 
zukommen. Dadurch  concentriren  sich  die  Trauungen  mehr  und  wird  ein 
Ueberwicgen  in  den  gedachten  zwei  Monaten  bewirkt.  Dass  jedoch  im 
Landercomplexe  der  ungarischen  Krone  der  Prozentanlheil  des  November  so 
merklich  stärker  ist  als  jener  des  Februar,  liegt  oiVenbar  im  wirthschafllichen 
Charakter  des  ungarischen  Läiidergebieles ,  da  hier  überhaupt  der  Spätherbst 
und  der  Winter,  wo  die  Feldarbeiten  zumeist  ruhen,  als  die  geeigneteste 
Zeit  zur  Eingehung  der  Ehen  betrachtet  werden.  Auch  im  Januar  werden 
fast  zweimal  so  viel  Trauungen  hier  gezählt  als  in  der  anderen  Reichshälfle 
und  selbst  im  Frühjahr,  namentlich  im  3Iai  macht  sich  hierlands  ein  weit 
stärkerer  Prozentsatz  bemerkbar,  wogegen  in  die  Sommermonate  von  Juni 
bis  September,  wo  der  Feldbau  eine  höchst  bedeutende  Quote  der  Bevöl- 
kerung vollauf  in  Anspruch  nimmt,  in  Ungarn  ein  geringer  Prozenantheil 
fällt.      Dazu  das   folgende  Tableau  : 

ganz  Oesterreich              ^      ^f^.^.      .  ^^^^• 

nach  l4jäl..iKem              ?^r":  "k.";'''';  Cisleithanien 

Durchschnitte              J'^^,^"^-  *^"^"">  ^    ,  , 

absolut  absolut 

Januar   ....  12,6Vo  22,413  15,7  »/^  12,797  8,3  »/o 

Februar     .   .   .  21,6  "  30,945  21,^  -  42,512  27,^  - 

März 2,5  -  2,488  1,8  -  530  0,3  - 

April 3,9  -  4,355  3,o  -  2,177  1,^  - 

Mai 7,7   -  13,256  9,2  -  13,075  8,5  - 

Juni 5,9  -  6,972  4,9  -  9,603  6,2  - 

Juli 4,4  -  5,393  3,8  -  9,258  6,0  - 

August  ....  4,1  -  4,594  3,2  -  8,201  5,4  - 

September   .   .  4,9  -  5,396  3,8  -  8,570  5.^  - 

October    ...  7,9  -  11,320  7,^  -  15,758  10,3  - 

November    .   .  23,3  '  33,063  23,j   -  30,296  19.8  " 

December     '.   .  1,2  -  2,767  1,9  -  715  0,5  - 

Zusammen    100,0%  142,962      100,oVo  153,492      100,oVo 

(Fortsetzung  folgt.) 
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VII. 

Uebersicht  der  Haupterg^ebnisse  der  Bevölkeruni^saufiialiine 
vom  3.  Deceiuber  1867  für  die  tliüring^isehen  Staaten. 

Miltheilung  des  slalistisclien  Bureaus  vereinigter  lliüriiigisclier  Staaten. 


a)    Gesammtbevölkerung. 


Landestheile  und  Länder. 


Weimarischer  Kreis 

Eisenacher  Kreis 

Neustädter  Kreis 

Grossherzogthum  S.- Weimar  . 

Amt  Camburg 

Amt  Kraniclifeld 

Das  übrige  Hzgtb.  Jleinjngen 
Herzogthum  S.  -  Meiningeii     .   . 

Altenburger  Ostkreis   .   .   .    . 

Altenburger  Westkreis   .   .    . 

Herzogthum  S.-Altenburg.   .   . 

Herzogthum  Coburg    .   .   .   . 

Herzogthum  Gotha 

Herzogthümer  S. -Coburg-Gotha 

Rudolstädter  Oberherrschaft  . 

Rudolstädter  Unterherrscliaft . 

Fürstenthum   Schw.- Rudolsfadt 

Sondersh.   Oberherrschaft  .   . 

Sondersh.   Unterherrschaft.   . 

Fürstenth.  Schw. -Sondershausen 

Fürstenthum   Gera 

Frstth.  Schleiz  u.  Lobenstein 
Fürstenthum   Reuss   j.  L 


Fürstenthum   Reuss   ä.   L. 


Orts-       ;       Zoll- 
Fläolien-     anwesende  labreciinungs- 

getialt 
in  Q.-JL 

Bevölkerung  1867. 


32,17 
22,19 
11,67 
66,03 

2,34 

1,48 

41,15 

44,97 

11,95 
12,05 
24,00 

10,20 
25,53 
35,73 

13,83 

3,75 

17,58 

6,23 

9,40 

15,63 

4,03 
11,03 
15,06 

4,99 


Thüringische  Staaten 223,99 


147,797 
84,267 
50,980 

283,044 

9,345 

3,198 

168,940 

181,483 

93,383 

48,043 

141,426 

49,490 
119,245 
168,735 

58,593 
16,481 
75,074 

29,750 
38,326 
68,076 

38,328 
49,769 

88,097 


147,550 
84,367 
50,939 

282,856 

9,330 

3,198 

167,665 

180,193 

93,350 

48,300 

141,650 

49,324 
118,966 
168,290 

58,709 
16,423 
75,132 

29,800 

38,228 
68,028 

38,252 
49,722 

87,974 


43,889    44,172 


1,049,8241  1,048,295 


.\uf  1  Q.-M. 
l<oinmeii  Einw. 

(Zollabrech- 
nungsbevölk.) 


1864*)!  1867. 


4517 

3770 
4390 
4243 

4064 
2163 
4018 
3960 

7848 
3992 
5912 

4703 
4566 
4605 

4162 
4317 
4195 

4599 
3994 
4235 

9131 
4504 
5742 


4587 
3802 
4365 

4284 

3987 
2161 
4074 
4007 

7812 
4008 
5902 

4836 
4660 
4710 

4245 
4379 
4273 

4783 
4067 
4352 

9492 
4506 
5842 


8788  8852 


4620  4680 


*)  S.  Stafislik   Thüringens.     Miltheilung    des    sfalistisrlien    Bureaus    vereinigter 
thüringischer  Staaten.     (Jena  1867.)     Bd.  1,  2.  und  3.  Lief.,  S.  137. 
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M  isr  e  1 1  e  n. 
b)    S  t  ii  (1 1  e    ii  b  e  r  4  0  0  0    E  i  ii  w  »t  h  n  e  r. 


Sladl. 

Orls- 

aiiwf'HciKlc 

BevülknuiiK 

iHliT. 

Zollabrec 

iiitJiigH-  Bevi 

Ikeruhg 

Sb;tt. 

1864'). 

1807.      ' 

Zunalime 
8eit  1864 

in  "'„• 

Weimar 

Weimar 

14,794 

14,279 

14,714 

3,05 

Eisenach 

12,949 

12,072 

12,879 

6,68 

Apolda 

8,882 

8,731 

8,877 

1,67 

Jena 

7,821 

7,233    ! 

7,784^) 

7,62 

Weida 

5,147 

5,123 

5,105 

-    0,35 

Neustadt  a/0. 

4,858 

4,841 

4,860 

0,39 

iMeiuingen 

Meiningen 

8,212=*) 

7,228    : 

7,011     \ 

-    3,00 

Sonneberg 

6,112 

5,897 

6,085 

3,19 

Saalfeld 

5,348 

5,077    ' 

5,364 

5,65 

Hildhurghausen 

5,129 

4,395    i 

5,094^) 

15,90 

Pössneck 

5,027 

4,896    ; 

5,025    , 

2,63 

Aitenburg 

Aitenburg 

18,482 

17,977 

18,414    1 

2,43 

Ronneburg 

6,314 

6,685 

6,343 

-    5,10 

Eisenberg 

5,128 

4,971 

5,141    ! 

3,42 

Schmölln 

4,882 

4,663 

4,865    ' 

4,33 

Coburg 

Coburg 

11,524 

10,724 

11,439 

i 

6,67 

Gotha 

Gotha 

19,151 

17,955    ' 

19,071 

6,22 

Ohrdruf 

5,510 

5,254 

5,486    i 

4,42 

Waltershausen 

4,047 

4,000 

4,034 

0,85 

Rudolstadt 

Rudolstadt 

6,880 

6,436 

6,871 

6,76 

Frankenhausen 

4,603 

4,552 

4,561    1 

0,20 

Sondershausen 

Arnstadt 

8,084 

7,259    ; 

8,066 

11,12 

Sondershausen 

6,275 

5,873 

1 

6,220    t 

5,91 

Reu  SS  j.  L. 

Gera 

16,323 

15,363 

16,283    ' 

5,99 

Schleiz 

4,981 

4,823    1 

4,953    ' 

2,70 

Reuss  ä.   L. 

Greiz 

10,644 

11,047    1 

10,796    ■ 

-   2,27 

Zeulenroda 

6,585 

6,227    : 

6,552    i 

5,22 

1)  S.  Slalistik  Thüringens.     (Jena  1866.)     Bd.  I,  1.  Lief.,  S.  120. 

2)  Darunter  388  Personen  der  nacli  Jena  verlegten  Garnison. 

3)  Darunter  1150  prcussische  Mililärpersonen  vom  Infanterie-Regiment  Nr.  32. 

4)  Darunter  601  Personen  vom  Infanterie-Regiment  Nr.  95. 
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VIII. 
Der  erste  Kongress  IVorddeutscher  I^aiidwirthe. 

Der  erste  Kongress  Norddeutscher  Landwirthe,  welcher  im  Februar  d.  J. 
zu  Berlin  tagte,  nahm  in  seiner  Sitzung  vom  20.  Februar  nachfolgende  Reso- 
lution an  : 

j^Die  verschiedenen  Formen  des  Genossenschaftswesens  sind  vorzugsweise 
geeignet,  die  Interessen  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  zu  sichern  und 
zu  fördern  und  werden  die  Norddeutschen  Landwirthe  durch  den  Kongress 
aufgefordert,  durch  Lehre  und  Beispiel  dahin  zu  streben,  dass  bestimmte 
Ansichten  und  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete  gesammelt,  diese  einer  vom 
Kongress  zu  ernennenden  Kommission  übergeben  und  von  dieser  dem  nächsten 
landwirthschaftlichen  Kongress  vorgelegt  werden". 

Die  erwählte  Kommission ,  bestehend  aus  den  nachgenannten  Nota- 
bilitäten : 

Fr.  Beruh.   Rüder,  Landes -Oekonomierath  in  Oldenburg; 

von  Benda,  Rittergutsbesitzer  auf  Rudow  bei  Berlin; 

von  Corswant,  Rittergutsbesitzer  auf  Cuntzow  bei  Gutzkow  in 
Neu -Vorpommern; 

Dr.  Lette,  Präsident  des  Preussischen  Revisions- Kollegiums  für 
Landes -Kultur- Sachen  in  Berlin; 

H.  Schumacher,  Domainenpächter  zu  Zarchlin  bei  Plan  in  3Iecklen- 
burg  -  Schwerin  ;  Schriftführer ; 

Birnbaum,  Dr.,  Professor  und  Director  der  landwirthschaftlichen 
Lehranstalt  Plagwitz  bei  Leipzig; 

W.  Holtz,    Landschaftsrath  auf  Alt-Marrin  bei  Cörlin  in   Pommern. 

von  Knebel-Döberitz,  Regierungsrath  a.  D. ,  Director  des 
Dramburg -Falkenburger  ökonomischen  Vereins,  auf  Zülshagen  bei 
Dramburg ; 

M.  Wilckens,  Dr.,  Rittergutsbesitzer  auf  Pogarth  bei  Prieborn  in 
Schlesien 

ersucht  um  Mittheilungen : 

1)  über  die  zur  Sicherung  oder  Förderung  des  landwirthschaftlichen  Ge- 
werbes bestehenden  oder  im  Werke  begritfenen  Genossenschaften  der 
verschiedenen   Arten   und  Formen, 

2)  über  die  günstigen  oder  ungünstigen  Ergebnisse  solcher  seit  längerer 
oder  kürzerer  Zeit  bestehenden  Genossenschaften,  die  Ursachen  der 
Erfolge  nach  bisheriger  Erfahrung  und  die  Klippen,  welche  bei  Ein- 
führung derselben  zu  vermeiden  sind,  insbesondere 

3)  über  die  Resultate  und  Ausdehnung  derjenigen  Genossenschaften,  bei 
welchen  Landwirthe   und  landwirlhschaftliche  Arbeiter  betheiligt  sind, 

4)  der  bezüglichen  literarischen  Nachweise,  Statuten,  Schriften  u.  s.  w. 
X.  25 
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Audi  <li(;  Mitllici]un(]r  von  Ansichten  über  die  Gecrensländi!  und  Zwecke, 
wie  ül)cr  die  Hiclitunjr  und  Form  des  lundwirllistliuftlichcn  Genosbcnschafls- 
wesens   isl  willkommen. 

Es  isl  im  Interesse  der  Lfindwirlliscliart  und  Slalislik,  dringend  /u  wiin- 
schen ,   duss   diese   Bestrebungen    krüllige  L'nterstüt/.ung  linden. 


IX. 
Jubiläum  des  I'rofcNNor  BnuiiiHtnrk. 

Am  II.  i'\lai  d.  ,1.  feierte  unser  hochgeschätzter  Fachgenosse  und  Mit- 
arbeiter an  dieser  Zeitschrift,  (ich.  Hiilli  I'rof.  Dr.  Baumstark  das  25jaiirige 
.lubiliium  als  Director  der  Staats-  und  laiidw  irtlisiiialtiiehen  Academie  KIdena. 
Das  Curatorium  der  Academie  und  die  Universität  (jrcifswald  gaben  ihrer 
Theilnahmc  durch  Deputationen  Ausdruck.  Für  die  Academie  und  das  Dorf 
Eldena  wurde  der  Tag  zu  einem  allgemeinen  Feste,  zu  dem  sich  die  Häuser 
und  die  Schilfe  im  Hafen  mit  Flaggen  schmückten,  und  Leute  von  nah  und 
fern  herzueillen.  Deputationen  und  Ueberreichung  werthvoller  Geschenke 
gaben  der  Verehrung,  welcher  der  Jubilar  in  seinem  Berufskreise  wie  im 
Privatleben  geniesst,  angemessenen  Ausdruck.  Durch  Anzeige  dieses  Er- 
eignisses wünschen  auch  wir  unsere  Theilnahme  und  Hochachtung  an  den 
Tag  zu  legen. 

Die  Redaction. 
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Die  bereits  unter  „Litteratur"  angezeigten  Schriften  sind  hier   ausgeschlossen.     Die- 
jenigen, auf  welche  wir  in  einem  der   folgenden  Hefte   noch   zurüciikommen  werden, 
sind  mit  einem  *  bezeichnet. 

A. 
Allg^emeines. 

Das  Institut  der  Landräthe  in  Preussen,     Historisch,  juristisch  und 
nationaloeconomisch    skizzirt    von    Dr.   H.   A.  M  a  s  c  h  e  r.       Berlin    (Kort- 
kampf)  1868.     (259   Seiten.) 
Eine  interessante  Darsleiliing  des  Instituts,  nicht  wie  es  in  der  Praxis  ist,  son- 
dern wie  es  sein  soll. 

Das  Gesetz  vom  27.  März  1867,  betreffend  die  privatrechtliche  Stel- 
lung der  Erwerbs-  und  Wirt  h  s  chaf  t  sge  n  o  ss  en  schaften  in 
Preussen  nebst  Ministerialinstruction.  Nach  Geschichte,  Recht  und  Volks- 
wirthschaft  dargestellt  und  erläutert  von  H.  A.  Mascher.  Potsdam 
(Döring)   1868.     (112  Seiten.) 

Die  Rechtspflege  und  die  Stenografie.  Ein  Beitrag  zur  Lösung 
der  Frage:  Welchen  Nutzen  kann  die  Rechtspflege  aus  der  Verwendung 
der  Stenografie  ziehen?  Von  Dr.  J.  Zeibig.  Dresden  (Dietze)  1867. 
(40  Seiten.) 

Zur  Reform  des  Seekriegsrechts.  Aus  dem  amtlichen  stenografi- 
schen Bericht  der  Reichstags-Verhandlung  vom  18.  April  1868.  Mit  Vor- 
wort von  L.  R.  Aegidi.     Berlin  (Kortkampf)  1868.      (35   Seiten.) 

Internationale  (französische-englisch-spanisch-italienische)  Gram  m  a  t  i  k 
für  Deutsche.  Ein  praktisches  Handbuch  zur  Erleichterungund  Be- 
förderung der  Sprachkenntniss,  zum  Selbstunterrichte  und  Nachschlagen. 
Von  F.W.  D.  Buhse,  kurhessisch.  Steuerrath  a.  D.  Leipzig  (Brockhaus). 
Den  Wertii   dieser  umfassenden  und   jedenfalls  selir  fleissigen  Arbeit  des  um  die 

kurhessische    Kataster-    und    Grundsleuerverfassung    verdienten   Verfassers   zu  beur- 

theilen,    gehört  nicht  hierher  und  muss  Sachkennern  überlassen  werden. 

Baltische  Monatsschrift.     XVII.   1—3.     Riga  1868. 

Enthält  u.  A  folg.  Nalionaloekonomisches:  1.  H.  A.  Wagner,  Zur  Entwick- 
lungsgeschichte des  russisclien  Agios  und  Wechselcnrsus.  Laspeyres,  Bildung  des 
Kaufmanns  und  Studium  der  Nationalökonomie.  2.  H.  Fortsetzung  des  Laspeyres'- 
schen  Aufsatzes.  3.  H.  Götschell,  Ueber  Arbeiterwohnungen.  4  H.  G.Brasche, 
Die  neue  Gemeideordnung  in  Kurland. 

Ungarische  Monatsschrift   für  Politik,  Landes  wehr,  Staats- 
ökonomie,    Statistik,     Völkerkunde,    Geschichte     u.     s.     w. 
(Redakteur  Graf  0  1  i  vi  e  r  B  e  th  1  en).      Berlin   (Kortkampf). 
I.   Heft.     April    1868.     Betrachtungen    über    ungarische    Finanzen    und    Staats- 
ökonomie,    n.  Heft.     Mai.    Ungarn  und  seine  Wehrkraft  u.  s.  w. 

25* 
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B. 
IV  aUoiial  Ökonomie. 

*   Die  Grundsätze    der    V  o  |  k  s  w  i  r  t  ii  s  c  li  u  f  t  s  I  c  li  r  e    vom    Stand- 
punkte   der    sozialen   KeJ'orm.      Von   Dr.    H.    M:iiirus.      Heidelberg 
(C.   Winter)  18ü8.      (535    Seiten. j 
Diese  lüclitige  Arbeit  sei  cin.sl\veilen  der  Beaclitun^  eiii|ifolilen. 

Abriss  der  Nationalökonomie.      Beilrag  zur  Verbreitunt^   der  wich- 
tigsten   nationalükonomiscben  Kenntnisse    im    Kreise    der    Landwirtbe    und 
Induslriellen.      Von   A.   E.   Körners.      Prug   1867.      (146   Seiten.) 
.1  a  li  r  1)  u  c  li  der  Vo  I  ks  \v  i  r  l  h  ^c  h  ii  f  t.   Unter  Mitwirkung  der  „namhaftesten" 
Nalionalökonomen  herausgeg.   von  ür.   W.   K  r  a  s.      Erster  Jahrg.     Leipzig 
(Wigand)    1868. 
D  i  e  V  e  r  k  I  e  i  n  e  r  e  r  C  a  r  e  y  's  ti  n  d  d  i  c  Kr  i  s  i  s  d  e  r  N  a  t  i  o  n  a  I  6  k  o  n  o  m  i  e. 
Sechszehn   Briefe  von  ür.  E.   D  n  h  r  i  n  g.      Breslau  (Trevvendt)    1867.     (146 
Seilen.) 
Vortrag  über  dasVerbältniss   von  Arbeiter  und  Arbeitgeber, 
gehalten   in  der  gemeinnützigen  Gesellschaft  des  Bezirks  Zürich  am   I.Dez. 
1867    von   Dr.   V.  Böhniert.     Zürich  (Meyer  d*  Zeller)   1868.    (31  Seilen.) 
Mit  den  bekannten  Argumenten  vom  Slamlpunkle  des  Freihandel.s  aus.     Vcikür- 
zuiig  der  Ariieitszeit   und  liidusliial  Partiier.sliip  wird,  als  Conces>iou  an  die  Arbeiter, 
als  wünscheiisuerth    hingestellt.     Originell  ist    der  Gedanke,  den  Begriff  von  Kapital 
durcii  eine  Uesolulion  der   Züricher    gemeinnützigen  Gesellschaft   (S.  28)    feststellen 
zu  lassen. 

Die  Land  wirth  Schaft  und  das  Genossenschaftswesen.  Ein 
Vortrag  gehalten  in  der  Sitzung  des  landvvirthschaftlichen  Centralvereins 
für  Schlesien  am  13.  Januar  1868  von  Dr.  G.  Schönberg,  Gerichts- 
Assessor  und  Dozent  der  Nationalökonomie  zu  Proskau.  Breslau  (Korn) 
1868.  (23  Seiten.) 
Dieser  gehaltvolle  und  anregende  Vortrag  halte  unstreitig  bedeutend  mehr  An- 
spruch, gedruckt  zu  werden,   als  der  unter  der  vorhergehenden  Nummer  aufgeführte. 

Skizzen  über  soziales  Leben.  Herausgegeben  von  L.  Richter. 
Erstes  Heft.  Dresden  (Scliöpff)  1867.  12  Bogen.  8. 
Da.s  Buch  enthält  keine  originalen  Forschungen  und  kann  auf  wissenschaftlichen 
Werth  keinen  Anspruch  maclie)i.  Es  ist  viehnelir  eine  ziemlich  ungeordnete 
Sammlung  von  Notizen  über  alle  möglichen  geseiligen  Verliällnisse,  welclie  in  der 
Journalistik  vielleicht  eine  nützlichere  Verwendung  gefunden  hätten.  Indessen  ist  das 
Bestreben,  Liclit  über  soziale  Fragen  zu  verbreiten,  immer  anzuerkennen.  Die  Haupt- 
kapilel  des  Buchs  sind  folgende:  Die  Erweiterung  der  Berufszweige  der  Frauen, 
lieber  geselliges  Leben  in  ländlichen  Orten.  Fraukreichs  Fürsorge  für  die  Land- 
wirthscliaft.  Vermehrung  von  Wohnungen  auf  dem  Lande.  Weinbau  und  Consum 
von  Tabak.  Die  Ausbreitung  der  Industrie  in  ländlichen  Orten.  Aphorismen  zur 
sozialen  Frage.  Miscellen:  Wohlfabrtspolizei  und  Gesundheitspflege,  Nahrungsmittel 
u.  s.  w. 

Die    Pro,stitution     in     sozialer,     legaler    und    sanitärer    Be- 
zieh urtg,  die  Nothwendigkeitund  der  Modus  ihrer  Regelung. 
Eine   sozial-medicinische    Studie     von    Dr.    Fr.    W.    Älüller.       Erlangen 
(Enke)   1868.     (35   Seiten.) 
Eine  sowohl  des  Gegenstandes  als  des  Inhalts  wegen  beachtens-  und  empfehlens- 
werthe  Brochüre.     Sie   behandelt    in    vorurtheilsfreier   und  vielseitiger  Weise   (auch 
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mit  guter  Lileralurkennfniss)  eine  Frage,  deren  eminent  sozial-flissenschaflliche  Be- 
deutung niclil  verkannt  werden  soHle.  Eine  gründliche  Heilung  der  sozialen  Ulisere 
der  Prostilulion  i>l  allerdings  nur  niögütli  durch  Reform  der  weiblichen  Erziehiings- 
und  Arbeilsverhällnisse ,  und  diese  wieder  ist  nur  ein  Theil  der  grossen  „sozialen 
Frage".  Das  kann  nicht  abiiallen,  einstweilen  verständige  pädagogisch-sanilälische 
Behandlung  und  örtliche  Linderung  des  Uebels  zu  versuchen.  Die  Gesellschaft,  welche 
es  verschuldet,  muss  auch  suchen  es   zu  iieilen. 

DasWucherthuni  und  dessen  Bekämpfung  durch  dieVorschuss- 
und    C  r  e  d  i  t  VC  re  i  n  e.        Zum    ZAveck     billig-er     und    massenhafter    Ver- 
breitung    herausgegeben     von     F.    Spiet  ho  ff.        2.     Aufl.       Düsseldorf 
(Gestewitz)   1868.     (24  Seiten.) 
Die  Raisonnoments  in  den  Cap.  11 — 14  durften  wohl  fehlen. 

*Die  Natur   des   Capitals   und   des  Credit  s   von  Sam.  Oppenheim. 

I.     Mainz    1868. 
Der  Krieg    der    Banken    von   R.   H.    Patterson.      Aus   dem  Englischen 

von  J.  V.  Holzendorf.      Berlin   (Springer)   1867.      (35   Seiten.) 
■'•"  Das    landwirthschaftliche    Kredit-    und    Hypotheken wesen. 

Von  Dr.  Lette.     Berlin  (Lüders)    1868. 
■■'   Die  Credit noth   derGrundbesitzer  und  deren  Abhülfe  durch 

eine    Norddeutsche    Bundes-Hypothekenbank    von    C.    Wil- 

manns.     Berlin  (Guttentag)   1868. 
■"   Die    Volks  wirtlischaflliclie    Aufgabe    der    landschaftlichen 

Hypotheken-Credit -Institute  und  Grundzüge  für  die  noth- 

w  endige  Reorganisation  derselben  von  Dr.  J.  Matern.      Berlin 

(Wiegandt  &  Hempel)  1868.      HO  Seiten. 
Warum    bedürfen    wir   weiblicher    Gewerbeschulen    und  wie 

sollen   sie  angelegt  sein?    Von  E.  Ma  r  w  e  d  e  1.    Hamburg  (Grüning) 

1868. 
Ein    empfehlensvverlhes,    der  trefflichen   Verfasserin  der  „Reform  der    weiblichen 
Erziehung",  Frau  Minna  Pinoff,  gewidmetes  Schriftchen. 

Jahrbuch  für   das  gesammte  Versicherungswesen  in  Deutsch- 
lau  (f.     Herausgegen  von  Th.  Saski  V,  1.    Leipzig  (Wartig's  Commission) 

1868. 
Inhalt  des  ersten  Heftes:  Neue  Anstalten.  Viehversicherungs-Gesellschaften. 
Spiegel-Glas-Versicherungs-Gesellschaften.  Englische  in  Deutschland  arbeitende 
Versicherungs-Gesellschalten.  üebersicht  des  Bremer  See-Versicherungs-Ge- 
schäfls  im  Jahre  1866.  See-Versicherungen  in  Hamburg.  Abschlüsse  von  Le- 
bens- und  Renten -Versicherungs- Gesellschaften.  Fcuer-Versicherungs  Gesell- 
schaften. R ück- Versiehe rungs  Gesellschaften.  Transport -Versicherungs- Gesell- 
schaften. Hagcl-Versiclierungs-Gesellschaflen.  Gegenseitige  Hagel-  und  Feuer- 
Versicl»erungs-Gesellschaften.  Geschichte  der  letzten  zehn  Jahre  des  deutschen 
Versicherungs-Wesens.  Die  Fortsetzung  des  letzteren  Aufsatzes  folgt  in  den 
nächsten  Heften. 

c. 

iStatistik. 

I.     Allgemeines. 

Statistik  (Separatabdruck    aus    dem    10.  Bande    des    deutschen  Slaatswör- 
terbuchs)  von  Ad.   Wagner. 
Das  stalislisclie  Bureau  vereinigter  thüringischer  Staaten  besteht  nicht  seit  1862, 
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sondern  seit  dem  1.  Juli  1864;  dasselbe  umfasRl  niclil  blos  Weimar,  Alten  bürg, 
die  beidt'ii  S  c  |i  w  a  r  /  b  u  r  (?  und  Heiiss,  sondern  aiirb  Meiningen,  Coburg 
und  («ollia,  «ie  aus  allen  hishi  ri;{en  l'ublik.iliuncn  des  Bureaun  zu  ers<lifn  ist. 
Wenn  W  a  (;^  n  c  r  niil  Hczuu;  auf  II  i  I  d  e  b  r  a  n  d  '  s  Aufsalz  „Die  anillii:tie  Boölkcrungg- 
slalislik  im  altin  Hein"  sa|;l  :  ,,I)<t  (,'rosse  1  nifan'„'  der  Ccnsiixaufnalitnen  mI/I  eine 
Art  Orj;.'ini>ati(in  der  slali>li-.(  lifn  IJtliüriUii  voran-  l'eber  dt-rt-n  hirii  i(  lilung  und 
die  Zusanitnen^lelluiiy;  und  Hearbtitunt;  des  erhobenen  Materiils  liegrn  indensen  nur 
wenig  positive  und  deuliiche  Nachriclilen  vor,  so  dass  die  Verniulliungen  im  Kin- 
zeinen  ,  wohl  auch  die  neuesten  von  Hildebrand  d  n  r  h  immer  gewagt 
sind",  so  müssen  ihm  rechlshislorische  Korsrhungen  und  Forsdiungsmelliode  sehr 
fern  liegen.  In  jenem  Aufsalze  sind  nirgends  Verniulliungen  aufgeslelll,  wie  viel 
weniger  gewagte,  sondern  es  ist  nur  durch  OuelltMiforschung  feslgestelll ,  was  wir 
wissen  und  was  wir  nicht  wissen. 

Ueber  die   K  r  ni  i  1 1  el  ii  n  g   der   S  t  e  r  h  I  i  c  li  k  e  i  t    aus    den    Auf/.eiclinune^en 
der    Bevolliorunjissliilislik    v(mi    Dr.    (i.    F.   K  ii  u  p  p ,    Vorstand    des    statisti- 
schen   Bureaus  der   Stadt   Leipzijr.     (Mit    4    litliograpliirten   Tafeln.)    Leipzig 
(Hinrichs)   1868.      (120   Seiten.) 
Der  Verf.  hat  sich  in  dieser   mit  grosser  Klariieil  und  Schärfe,    wenn    auch  mit 
einigem    Sclbstbewusslsein    geschriebenen    Arbeit    die    Aufgabe    gestellt,    vermillelst 
nialhenialischer  Analyse    den  Weg   zu  zeigen,    wie  die  Sterblichkeit  nach    dem  Alter, 
d.  h.  die  Abslerbeordnung  in  streng  wissenschaftlicher  Weise  aus  den  Aufzeichnungen 
der    Bevölkerungsstatistik    zu    ermilteln    sei.      Es    ist    ein    nialhemalisch    geschultes 
Denken  erforderlich,  um  den  Deduclionen  des  Verf.  zu  folgen,  und   das  Studium   des 
Buchs    möchte    deshalb    manchem    Fachgenossen    einige    Anstrengung    kosten.     Indess 
wird  diese  nicht   vergeblich   aufgewendet  sein.     Gänzlich   ignorirt  sind  vom  Verf.  die 
ausgezeichneten  Arbeilen  auf  demselben  Gebiete  von  Hopf. 

Ueber     Mortalitäts  Verhältnisse     und    ihre     Ursachen.       Von    W. 
Lazarus.     Hamburg  (Meissner)  1867.     (40  Seiten.) 

Das  Verkehrswesen    der   Welt.      Statistische   Berichte    von   Dr.   Fr.   X. 
Neumann.      Sep.- Abdruck  aus   dem   Berichte    iiber  die   Pariser  Weltaus- 
stellung,   herausg.    durch   das    k.   k.    österreichische   Centralcomite.      Wien 
(Staatsdruckerei)   1867. 
Eine  interessante  Skizze  über  Fortschritte  und  Stand  der  Eisenbahnen,  Marine, 

Telegraphie  und  Postverkehr,  unterstützt  von  vorzüglichen  graphischen  Darstellungen. 

II.    Norddeutscher  Bund. 

Mittheilungen     aus    dem     statistischen     Bureau     des     Herzog  I. 
Staatsministeriums     zu     Gotha     über    Landes-     und    Volks- 
kunde,    besonders     bezüglich    des    Herzogthums    Gotha.      B. 
Zweiter    Theil,    enthaltend   Darstellungen    der    besonderen  Verhältnisse 
des  Herzogthums  Gotha  und   seiner  Bewohner  sowie  einzelner  Verwaltungs- 
zweige.   Drittes   Heft,   enthaltend   die  Fortsetzung  solcher  Darstellungen. 
Ausgegeben  im   August   1867. 
Das  vorliegende  umfangreiche  Heft    enthält,    abgesehen    von    einer   kleinen  Mit- 
theilung  über  die  Resultate   des  Wollmarktes    zu  Gotha    am    15.  und  16.  Juni  1865, 
die  mit  Erläuterungen  versehene  tabellarische  Darstellung  der  Ergebnisse  der  Volks- 
zählungen vom  3.  December  1861  und  1864.     Die  Anordnung    des  Stoffes    ist   so  er- 
folgt,   dass  zuerst    sämmtliche  Tabellen    ohne  Unterbrechung   und   dann    erst  die  Er- 
läuterunsen.  vorgeführt    werden.      Um    demnach    den    Gesammtnachweis    über    irgend 
welche  Thatsachen  zu  erhalten,  muss  man  zwei  ganz  verschiedene  Stellen  der  Publi- 
kation aufschlagen,    nämlich   vorn    die  tabellarischen  Nachrichten,    hinten  die   zu- 
gehörigen Erläulernngen.    Diese  Einrichtung  scheint  aus  doppeltem  Grunde  nicht  ge- 
rade glücklich  gewählt.    Einmal  stört  eine  solche  Zerspaltung  des  Zusammengehörigen 
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die  Uebersiclitliclikeit .  andererseits  scheint  es  der  Natur  der  Sache  angemessener, 
einer  jeden  Tabelle  die  zum  Verständniss  erforderlichen  Bemerkungen  voranzu- 
schicken, als  umgekehrt  zu  verfaiiren.  Ahge.selien  aber  von  dieser  formellen  Eigen- 
thümliclikeil  ist  in  vollem  Maasse  anzuerkennen,  dass  uns  hier  ein  reiches, 
wolilgesichteles  und  verarbeitetes  Material  geboten  wird.  Namentlich  ist  her- 
vorzuheben, dass  durchgängig  Stadt  und  Land  unterschieden  wurde  und  den  ab- 
sohiten  Zahlen  überall  die  wesenfliclisfen  Procentberechnungen  beigefügt  worden  sind. 
Die  erste  tabellarische  Nachweisung  beziffert  auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Volks- 
zählungen von  J861  und  1864  die  Bevölkerung  nach  den  Haupt- Altersclassen ,  dem 
Geschlechte  sowie  den  Haupikalegorieeii  ihrer  Nahrung  und  Beschäftigung;  die  nächste 
Tabelle  specificirt  die  verschiedenen  Berufszweige  nach  den  gleichen  Zählungen  und 
zwar  in  selir  gelungener  Weise.  Die  hierauf  folgenden  Zusammenstellungen  beziehen 
sich  mit  einer  Ausnahme  auf  die  Volkszählung  von  1864.  Religion,  Civilstand,  An- 
sässigkeit, Geburlsort  der  Bevölkerung  sowie  deren  Viehbesitz  und  zwar  letzterer 
nach  den  Zählungen  von  1852,  1855,  1858,  1861  und  1864  werden  detaillirt  be- 
ziffert. Endlich  bildet  die  letzte  und  für  die  Wissenschaft  interessanteste  Nach- 
weisung die  auf  Grund  der  1864er  Zählung  gewonnenen  tabellarischen  Nach- 
richten über  die  Zahl  und  Grösse  der  landwirlhschaftlichen  Wirlhscliaftsconiplexe  so- 
wie über  Umfang  und  Zusammensetzung  der  Viehhaltungen  innerhalb  einer  jeden 
Gruppe  dieser  Wirihschaftsflächen.  Die  ziemlich  unverständliche  Ueberschrift  der  qu. 
Tabellen  lautet:  „Uebersicht  über  die  Verhältnisse  der  Milch-,  Mast-  und  Wollvieh- 
haltung bei  den  Verschiedenheiten  in  den  bewirthschafteten  Flächen  an  Ländereien, 
Wiesen  und  Gärten". 

Preussische    Statistik.       Herausgegeben    in     zwanglosen    Heften     vom 
KönigL  statistischen  Bureau  in  Berlin. 

Heft  X.     Die   Ergebnisse    der  Volkszählung   und  Volksbeschreibung, 
der  Gebäude-   und  Viehzählung  nach   den  Aufnahmen  vom  3.  Dec. 
1864  resp.  Anfang  1865  und   die  Statistik  der  Bewegung  der  Be- 
völkerung in  den  Jahren  1862,  1863  und  1864.  — 
Das  Vorwort  bemerkt,    dass    die   Methode    der  Selbstzählung    sich  1864   so    viel- 
seitig Bahn  gebrochen,  dass  deren  allgemeine  Anwendung  bei  der  Ende  1867  bevor- 
stehenden Volkszählung   nicht  zu  bezweifeln  sei.     Keine  Erhebungen  sind  1864  über 
Beruf  und  Sprachverschiedenheit  der  Bewohner  angestellt  worden;  dagegen  sind  Auf- 
nahmen über  die  Art  des  Wohnens  und  über  die  31ischehen  neu  hinzugetreten. 
Heft  XL     Vergleichende   Uebersicht   des  Ganges    der  Industrie,    des 
Handels  und  Verkehrs  im  preussischen  Staate  1865,    nach  den  Be- 
richten der  Handelskammern  und  kaufmännischen  Corporationen;    zeigt  ganz  die 
gleiche  Einrichtung  wie  die  früheren  Jahrgänge. 
Heft  XIL     Monatliche    Mittel    der    Jahrgänge    1864,    1865,    1866    für 
Druck,   Temperatur,   Feuchtigkeit  und  Niederschläge   und    fünf- 
tägige   Wärmemittel    sämmtlicher    mit     dem    meteorologischen    Institut     zu 
Berlin  vereinigten  deutschen  Stationen.     Veröffentlicht  von  H.  W.  Dove 

Zeitschrift  des   König  1.    Preuss.   statistischen   Bureaus. 
1)   6.  Jahrgang   1866. 

Wesentlicher  Inhalt.  Nr.  1  —  3:  Die  Grösse,  Beschaffenheit  und  Besteuerung 
der  Fläche  des  preussischen  Staatsgebietes.  —  Ueber  die  hygienischen  Grund- 
sätze beim  Hospitalbau.  —  Die  Witlerungserscheinungen  des  Jahres  1865. 
—  Die  englischen  Land-  und  Baugenossenschaften.  Nr.  4  —  6:  Die  Ergebnisse 
der  Volkszählung  und  Volksbeschreibung  in  Preussen  am  3.  December  1864.  — 
Gedanken  über  die  Volkszählung  des  Jahres  1866  in  Frankreich.  —  Die  Ackerbau- 
Enquete  in  Frankreich.  —  Die  Kosmopolitik  der  Börsen.  —  Statistische  Notizen 
über  Hinlerladungsgewehre.  —  Der  internationale  statistische  Congress.  N  r.  7  —  9: 
Statistisches  Seminar  des  köiiigl.  stal.  Bureaus,  V.  Cursus.  —  Die  Grösse,  Be- 
schaffenheit und  Besteuerung  der  Fläche  des  preussischen  Staatsgebietes  (Fort- 
setzung zu  Nr.  1 — o).  —  Das  Frciberger  Berg-  und  Hüttenwesen  vor  100  Jahren 
und  jetzt.  —    Ueber   die  Lage   der  Seefischerei   in  Belgien.  —    Die  vollendeten 
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uikI  im  Bau  hegiiffenen  russisclicn  Eisenbaliiipn.  —  Die  Nalioiislokonomie  und 
Sliili'<lik  in  der  französisclifii  A(  fideuiic  der  NVjssciiscIiaflcn.  —  Die  Wrlusle  der 
köiiiKi.  preiisH.  Armee  an  Ollizirn-ii,  .Maniisi  liaflen,  Aenileii  und  Krankenträgern 
wSlirend  des  FeldzugfK  18ü().  Nr.  10  — 12:  Der  preussisclie  Staat  in  Reiner 
neuen   Ge>lail.  Das   FeiierversicIierung^wcKcn   im  ()reu»t^.  Staat   in  den  Jahren 

iSü'.J — IMt)')    -     Die  IJnfailver-iiilierung.  L'cl)erHiibl    des  Sollaufkninmens    an 

dircclen  Steuern  pro  IbtJti  und  des  I>tatifkommen8  an  .Malil-  und  ScIilatlitHleuer 
pro  181)5  in  den  grösseren  Städten,  den  Itegierung^tjezirken  und  Provinzen  des 
preussisclicn  Staates.  —  Statistik  der  Aimenpflcge  iui  \ürinaligen  Herzogllmm 
Nassau. 

2)  7.  .lahrganff   1867. 

Wesentlicher  Inhalt.  Nr.  1  —  3:  Das  Verfahren  bei  der  preuss.  Volkszählung 
von»  3.  Decemher  18(j4.  —  Ein  Heformprincip  für  Sparkassen.  —  Die  Fraclilgul- 
bewegung  auf  den  deutschen  Eisenbalmon  im  .1.  181)5.  —  Das  Lebcnsversicherungs- 
wesen  in  Preussen  pro  18()4.  —  Beiträge  zur  Keiintniss  des  phy.sischen  Lebens 
der  preuss.  Bevölkerung  init  einem  Anhange  iiber  die  französische.  —  Die  Ban- 
ken Norddeulschlands  im  .1.  1865  und  während  des  Kriegs  1866.  —  Beiträge 
zur  landivirlhschafllichen  Statistik  von  Grossbrilannien.  Nr.  4  —  6:  Wie  hoch 
belastet  in  Preussen  die  Grundsteuer  die  l.andvvirthsthaft  ?  —  Die  «aliren  Ver- 
luste der  preiiss.  Arn)ee  in)  Kiiege  des  Jahres  1866.  —  Ueber  das  Ozon  n)il 
Rücksicht  auf  Meteorologie  und  Heilkunde.  —  iMalerialien  zur  Unfalisversicheiung. 
Nr.  7—9:  Entwicklung  der  landwirthschaftlichcn  Verhältnisse  in  NVesIpreussen 
seil  der  Besitznahme  durch  Friedrich  den  Gr.  —  Die  Grundcredilinslilute  in 
Preussen.  —  .Materialien  zur  Wein-,  Branntwein-  und  Bierstatistik.  —  Haupl- 
resultate  der  Urwalilen  für  das  preuss.  Abgeordnetenhaus  vom  25.  Sept.  1866  — 
Schulpflicht  und  Schulbesuch  in  Berlin.  Nr.  10  —  12:  v.  Dechen,  Vergleichung 
der  Holzproduclion  und  der  Production  an  Steinkohlen  und  Braunkohlen  in 
Preussen.  —  Engel,  .Aclenmässige  Darstellung  der  Vorbereitungen  zur  Volks- 
zählung von  1867.  —  V.  Hülsen,  Geschichte,  Umfang  und  Bedeutung  des  öf- 
fentlichen Feuerversicherungs  Wesens. 

3)  8.  Jahrgang  1868. 

Nr.  1  —  3:    Engel,    Ueber  die  Ergebnisse  der  Klassen-,    Einkommen-,  Mahl-    und 

Sclilachlsteuer.  —  Engel,  Bericht  über  den  Statistischen   Congress  in  Florenz. 

—  C.  F.  Koch,    Die    amtlichen    Ermittelungen    über    die    Choleraepidemie    von 

1866    im  Regierungsbezirk  Merseburg.     -     G.  Colin,    Statistische   Untersuchung 

über  die  Wirksamkeit  der  Speculation  im  Roggenhandel. 

Ausser   diesem    reichen    Inhalt   bringen    sämmlliche  Nummern    Angaben    über    die 

Durchschnilfspreisc  der  wichtigsten  Lebensmittel,  Recensionen  ,  Nachrichten   über  die 

der  Bibliothek  des  Bureaus  einverleibten  Werke. 

Beiträge  zur  Statistik  des  vormaligen  Königreichs  Hannover. 

Herausg.  vom   Königl.   statistischen   Bureau   zu  Hannover.      12.   Heft. 
Inhalt:    Ablösungen,  Preise  landwirthschaftlicher  Erzeugnisse,  neue  Bodenrulturen, 
Pferdezucht,   Sparkassen,    Feuer-,   Hagelschäden-  und   Viehversicherung,    Berg- 
werks-, Hütten-  und  Salinenbelrieb. 
13.   Heft.      Schifffahrtsstatistik  für  die  Jahre   1861/65. 
Inhalt:    i    Schiffsbestand.     2.  Schiffsbau.     3.    Sciiifffahrlsverkeiir.     4.  Verunglückte 

Seeschiffe. 
Beiträge  zur  Statistik   des  vormaligen  Kurfürstenthums  Hes- 
sen.     2.    Heft.      Herausg.    von    der    Königl.    Commission    für   statistische 
Angelegenheiten.      Kassel  1867. 
Inhalt:    Die  Hauptergebnisse    der  Volkszählung  von  1861;    die  Bewegung    der  Be- 
völkerung nach  den    seit  1834  vorgekommenen  Volkszahlungen:    die  Viehzählung 
im  Jahre  1866;  die  meteorologischen  Beobachtungen  im  Jahre  1866. 

Die  Ergebnisse  der  statistischen  Aufnahmen  über  die  Ver- 
th eilung  der  Bevölkerung  Kurhessens  nach  der  Verschieden- 
heit der  Religion  und  in  Hinsicht  auf  eheliche  Verbindung. 
2.  Lief.     Mitgeth.  von  der  Königl.  statistischen  Commission. 
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Die  Steuern  der  Herzogthümer  Schleswig-Holstein  und  des 
preussischen  Staates.  Von^A.  T.  Thomsen-Adenswort.  Kiel 
1867.  (146  Seiten.) 
Die  Schrift  versucht  die  beiden  Fragen:  wie  i<önnen  die  Steuerverhältnisse  der 
Herzoglhümer  Schleswig- Holstein  geordnet  werden?  und  wie  verhalten  sich  die 
Steuern  derselben  zu  denen  des  bisherigen  Königreichs  Preussen?  zu  beantworten. 
Das  Ergebniss  der  Untersuchung  lässt  sich  in  den  Satz  zusammendrängen,  dass  die 
preussischen  Steuern  niedriger  als  die  der  Herzoglhünier  und  auch  nach  besseren 
Principien  verlheilt  sind,  so  dass  es  wünschbar  ist,  möglichst  bald  an  Stelle  des 
bestehenden  das  preussische  Steuersystem  zur  Anwendung  zubringen.  Charakteristisch 
für  die  bisherigen  Steuerverhältnisse  ist  folgende  Stelle:  „Ein  auf  Gerechtigkeit  ge- 
gründetes Steuersystem  einzuführen  verstanden  die  früheren  Regierungen  nicht,  wohl 
aber  die  Mehrbedürfnisse  des  Staates  nach  den  bestehenden  ungerechten  Steuernormen 
zu  repartiren.  Den  Ständen  wurde  es  fast  unheimlich,  wenn  wegen  solcher  Repar- 
ationen die  Regierung  neue  Vorlagen  machte,  weil  sie  die  in  dem  Reparlitionsmodus 
liegende  Ungerechtigkeit  nur  zu  wohl  kannten,  doch  konnte  sie  ohne  Aenderung  des 
ganzen  Steuersystems  nicht  abgewendet  werden." 

Berlin  und    seine  Entwicklung.     Gemeinde -Kalender  und  Städtisches 
Jahrbuch    für  1868.     II.  Jahrg.     Herausg.    vom    statistischen    Bureau    der 
Stadt.     Mit  1   color.   Stadtplan  und  3  Tafeln.     Berlin   (Guttentag). 
Ein  vortreffliches  Unternehmen,    dem  wir  den  besten  Forlgang  wünschen.     Aus 

den    Abhandlungen   sind    hervorzuheben:    Dr.   H.  Schwabe   (Vorstand    des  Berliner 

stat.  Bureaus),  Statistik  von  Berlin.     Dr.  Engel,  Die  Industrie  der  grossen  Städte. 

Bruch  (Beamter  des  städtischen  Bureaus),  Der  Strassenverkehr  in  Berlin 

Literatur  über  das  Hypothekenwesen  des  preussischen  Staats. 

(Beiheft   des   König!.  Preuss.   Staats-Anzeigers.)      Berlin   (v.  Decker)    1868. 

Schon  vor  einiger  Zeit    erschien    in    ähnlicher  Weise    gleichfalls   als  Beiheft  des 

Staats- Anzeigers    eine    Literatur    des    preussischen    Finanzwesens.      Diese    Arbeiten 

sind  sehr  dankenswerth. 

Die  landwirthsc haftlichen  Verkehrsverhältnisse  A'orddeutsch- 
lands.  Eine  Denkschrift  herausgegeben  vom  Ausschusse  des  ersten  Con- 
gresses  Norddeutscher   Landwirthe.     Berlin  (Moser)  1868. 

Chronik  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Preussischen 
Staats  für  das   Jahr  1867.     Berlin    (v.  Decker)   1868. 

Zeitschrift  des  Statistischen  Bureaus  des  König  1.  Sächsischen 
Ministeriums  des  Innern. 

1.  Jahrgang   18  6  6. 

Wesentlicher  Inhalt:  Die  Ergebnisse  der  Viehzählung  am  3.  Dez.  1864.  —  Ueber- 
sicht  der  Resultate  aus  den  meteorologischen  Beobachtungen,  angestellt  auf  den 
K.  S.  Stationen.  —  Zur  Statistik  des  Medicinalpersonals.  —  Zahl  der  Communi- 
canten  p.  1856  —  64.  —  Zur  Statistik  der  Weinprodiiction.  —  Beiträge  zur  Cha- 
racteristik  der  pro  1852  —  64  der  Armee  überwiesenen  Ulannschaften.  —  Die 
Bevölkerung  nach  dem  .\lter.  —  Zur  Statistik  der  Immobiliarbrände  p.  1859  —  63. 
—  Der  Wasserstand  der  Elbe,  Mulde  und  Eisler  p.  1850  —  63. —  Die  .Michaelis- 
niesse  zu  Leipzig  1866.  ~  Die  sächsischen  WoUmärkle  p.  1863—65.  —  Die 
Jahr-  und  Viehmärkte  in  Sachsen  und  Preussen.  —  Zur  Statistik  der  Armen- 
häuser 1861  u,  1864. 

2.  Jahrgang   1867.      No.    1—10  (Jan.   bis   October). 

Zur  Statistik  des  Zeitungswesens.  —  Die  iVeujahrsmesse  zu  Leipzig  1867.  —  Die 
mit  der  mitteleuropäischen  Gradmessung  verbundenen  nivellitischen  Höhenbestim- 
mungen im  K.  Sachsen.  —  Die  durch  das  königl.  säclis.  Landgends'ajmeriecorps 
in  den  Jahren  1852  —  65  bewirkten  Verhaftungen  und  Anzeigen.  —  Frequenz 
der  Unisersität  Leipzig  p.  1841—65.  —  Die  Oslermesse  zu  Leipzig  1867.  — 
Zur  Statistik  des  Bierbrauerei-  und  Branntweinbrennereigcweibes   p.  1857—66. 
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—  Gelroideernfpn,  Gflreiticpifi^t' und  Cielieidcniürktp  p,  1861  —  65.  —  ReRultate 
der  erHlcti  ;ius({C(l«liiiU'r<ii  AiiKhetiiiii«  im  .Vonal  .März  1867.  —  Die  >1i<|iaeiis- 
mcHse  zu  Lei()/.iK  im  J.  lH(i7  —  Zur  .«^^/iti-lik  de«  FleiHclicotwums  p.  1859—66. 
AusBei'dcm  t-nlliHltcii  die  nniiileii  IhH*-  iiM-teorülo^imlio  reberHJcliteii,  Mitthei- 
lungen ans  dem  Gebiete  der  Verkehrsslalislik  und  Zollübersichlen. 
Die  September-  und  October  -  Nummer  der  /eilschrift  ist  erst  jetzt  ernchienen. 

J  a  h  r  ü  ü  b  e  r  i  c  h  t  der  li  a  ii  d  ci  ü  -  und  G  c  v\  e  r  b  u  k  u  ni  ni  e  r  /.a  Chemnitz 
1866.  Chemnitz  (Focko's  Coniniission)  1B68.  (221  Seilen.  8.) 
Die  JnlireHbericlite  der  Cheniiiilzer  Handelskammer  zeichnen  gich  seil  einer 
Reihe  von  Jahren  dureii  reiche  Sanimlung  von  statistischem  und  geschicliliichem  Ma- 
terial über  Handel,  Industrie  und  Verkehr  des  hetr.  Bezirks  aus.  Auch  diesem  Jahrg. 
ist  dasselbe  nachzurühmen.     Die  .4nordnunu  des  .Materia/s  ist  dieselbe  wie  früher. 

E  i  n  I  a  (1  u  II  ji  s  s  (■  h  r  i  r  t  zur  I'  r  ii  f  u  n  ij  der  S  i-  h  ü  i  e  r  der  öffentlichen 
H  a  n  (1  e  I  s  I  e  h  r  a  n  .s  I  a  i  I  in  Dresden  am  !iO.  u.  31.  März  u.  1.  April 
1868. 

E  i  n  I  a  d  u  n  }f  s  s  c  h  r  i  f  t  d  e  r  ö  f  f  e  ii  1 1  i  c  h  e  n  1'  r  ü  f  u  n  ir  d  e  r  11  a  n  d  e  1  s  s  c  h  u  I  e 
zu  Frankfurt   a.   M.   d.   6.   April   1868. 
Die   erste  dieser  Einla(iiin[;sscliiillcn    empfiehlt    sich    durch    eine  Abhandlung  von 
Dr.  Ru{;;e  über  Conipass  und  Coiiipasskarten ,  die  zweite  durch  eine  solche  über  den 
gegenwartigen  Stand  des  Seidenbaues  von  Dr.  Rein. 

M  i  1 1  ii  e  i  I  u  n  g e  n  des  H  e  r  z  o  g  1  i  cii  A  n  h a  1 1  i  s  c  h  e  n  statistischen 
Bureaus.      Beilage   des   Anhaltischen   Staatsanzeigers.      iNo.   2   u.   3. 

Inhalt  von  N  o.  2.  lieber  Kindersterbliciikeit  in  Anhalt.  —  Die  Ergebnisse  der 
Wahlen  in  Anhalt  zum  Reichstage  des  Norddeutschen  Bundes.  —  Ein-  und 
Auswanderung  in  den  Jahren  1865  u.  1866. 

Inhalt  von  No.  3.  lieber  das  Wachslhum  der  Bevölkerung  in  Anhalt.  —  Ergeb- 
nisse der  Wilitäraushebung  im   J.  1867. 

Statistische  Nachrichten  über  das  Grossher  zogth  um  Olden- 
burg. 9.  Heft. 
Bewegung  der  Bevölkerung  dargestellt  auf  Grund  der  Nachweisungen 
sei  das  Herzogthum  Oldenburg  aus  den  Jahren  1760  —  1864,  für  die  Fürstentliümer 
Lübeck  u.  Birkenfcld  aus  den  Jahren  1836—  1864.  1.  Theil  enthaltend  methodisch 
geordnete  Zusammenstellung  der  Nachweisiingen ,  auch  Zu-  oder  .Abnahme  der  Be- 
völkerung und  milDtre  Bevölkerungszahlen,  nebst  einem  Anhang:  Zur  Theorie 
der  Sterbetafeln  für  ganze  Bevölkerung. 

Bremen  und  der  Zollverein.  Eine  Denkschrift.  Der  Bremischen  Han- 
delskammer überreicht  von  C.  Bremen  1868  (80  Seiten). 
Behandelt  die  Frage  über  den  Anschluss  Bremens  an  den  Zollverein.  Die  ein- 
zelnen Abschnitte  sind  betilelt:  Vorlheile  und  Nachlheile  von  Freihäfen  und  Entrepot- 
system  ;  —  über  die  mit  dem  Entrepots^stem  für  den  bremischen  Handel  verbundenen 
Geschäftserschwerungen;  —  die  Freihafenstellung  und  der  Handel  Bremens;  — 
Einfluss  des  Anschlusses  an  den  Zollverein  auf  die  ,  durch  die  Freihafenstelhing  be- 
nachtheiliglen  Geschäftszweige;  —  Schluss.  Der  Verf.  kömmt  hierin  zu  dem  Resul- 
tate, dass  der  Anschluss  ein  Schritt  sein  würde  „falsch  für  den  Zollverein,  weil  ver- 
derblich für  Bremen." 

Zur  Statistik  des  Bremischen  Staates.  Herausgeg.  von  dem  provi- 
sorischen Bureau  für  allgemeine  Statistik.  Bremen  1867. 
Der  vorliegende  Jahrgang  schliesst  sich  in  der  Eintheilung  des  Stoffes  ganz  an 
seine  Vorgänger  an;  die  Hauptabschnitte  lauten:  der  Flächenraum  ii.  das  Wohnwesen, 
—  die  Bevölkerung,  —  das  Geld-  und  Credit« esen,  —  das  Versicherungswesen,  — 
die  Consumtion  —  die  sociale  Selbslhülfe  —  die  öffentliche  Wohlthäligkeit  u.  die 
Armenpflege  —  die  administrative  Polizei  —  das  Gefängnisswesen  —  das  Schulwesen 
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—  die  Staatsfinanzen.  —  Eigenthümlicli  ist  den  Bremenser  Publicationen  die  Ein- 
richtung, dass  nicht  blos  die  neusten  Dalen  geboten  werden,  sondern  jedes  Heft  zu- 
gleich eine  Wiederholung  früherer  jMitlheilungen  enthält.  Dass  ein  historisches  Ver- 
fahren seine  vollste  Berechtigung  hat,  kann  nicht  verkannt  werden,  ebenso  leuchtet 
aber  ein,  dass  es  ziemlich  nutzlos  und  für  grössere  Staaten  auch  gar  niclit  ausführ- 
bar ist,  das  bereits  für  längere  Zeiträume  Zusamtnengefassle  immer  und  immer  wieder 
von  Neuem  zu  publiciren.  Es  genügt  i.  d.  R.  vollständig,  das  statistische  Material  für 
bestimmte  Perioden  ein  für  alinial  zusammenzufassen;  nur  dann,  wenn  diese  Periode  in 
weite  Ferne  zurückreicht  und  deren  Inhalt  für  die  Gegenwart  von  Interesse  ist, 
würde  sich  eine  übersichtliche  Reproduction  jener  periodischen  Zusammenstellungen 
empfehlen. 

Jahrbuch    für    die    amtliche    Statistik    des    Bremischen    Staats. 

Herausg.  vom  Bureau    für  Bremische   Statistik.      I.    Jahrg.      I.    Heft.      Zur 

Statistik  des   Schiffs-  und   Handelsverkehrs  im  Jahre   1867.    Bremen  (E.  A. 

V.  Halem)  1867. 

Nach  definitiver  Begründung   des  erweiterten  Bremischen   stat.    Bureaus    beginnt 

dasselbe  nunmehr  seine  regelmässigen  Publicationen  (jährlich  2  Heftt),  deren  Plan  in 

der  Einleitung  des  vorliegenden  Jahrbuchs  mitgetheilt  ist. 

IIL    Süddeutschland. 

Beiträge  zur  Statistik  des  Grossh  erz  o  gthums  Hessen.    7.  Band. 

Herausgeg.    von    der   Grossh.   Centralstelle   für  die  Landesstatistik.      Darm- 

sladt  1867. 
Die  vorliegende  Publication  erstreckt  sich  auf  die  Volkszählung  vom  3.  Dezem- 
ber 1864.  Der  1.  Abschnitt  —  die  Einleitung  —  behandelt  die  Ausführung,  die 
Hauptergebnisse  und  die  Kosten  der  Volkszählung  sowie  die  Territorialveränderungen 
seit  1864  ;  der  2.  Abschnitt  enthält  die  speciellen  Instruktionen  für  die  Ausführung 
der  Zählung;  der  3.  endlich  bringt  die  speciellen  Ergebnisse  der  Zählung. 

8.  Band.      1.  Heft.     Geologische    Skizze    des  Grossherzogthums  Hessen. 

Mit  einer  Uebersichtskarte. 

Beiträge  zur  Statistik  des  Königreichs  Bayern. 

13.  Heft.     Die  Volkszählung  im  Königreich  Bayern  vom  Dez.  1864. 

14.  Heft.  Anstalten  für  Wissenschaft,  Kunst,  Unterricht  und  Er- 
ziehung nach  dem  Stande  von  18«Ve3  nebst  Angaben  über  dieselben  aus  frü- 
heren Jahren. 

15.  Heft.    Die  Ernten  im  Königreich  Bayern  und  in  einigen  andern  Ländern. 

Würtembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde. 

Jahrg.   1865.     Herausgeg.    vom    Kön.  statistisch  -  topographischen  Bureau. 

Stuttgart   1867. 
Wesentlicher    Inhalt:     Chronik  des  Jahres  1865.     Ausmünzungen  der  K.  Wür- 

temb.  Münze    von    18"/65.     Beiträge  zur  Statistik  des  Unterrichtswesens,  der  Cri- 

minalstatistik  und  des  öffentlichen  Dienstes. 

Jahresberichte  der  Handels-  und  Gevverbekammern  in  Würt- 
temberg für  das  Jahr  186  6.  Herausgeg.  von  der  K.  Centralstelle 
für  Gewerbe  und  Handel.     Stuttgart  1867.     (184  Seiten.) 

IV.     Oesterreich. 

Mittheilungen   aus   dem   Gebiete  der  Statistik,   herausgeg.  von  der 

K.  K.  statistischen  Centraicommission.      Schi  ff  fahrt  und   Verkehr  auf 

der  Donau    und    ihren   A' e  b  e  n  f  lii  s  s  e  n   im   J.    1865.       13.   Jalirirang 

IV.    Heft. 

Durch  diese  Mittheilungen    wird    uinem    längst    hervorgetretenen  Bedürfnisse  der 

Handelswelt,  für  welche  der  Donaustrom  von  mehr  und  mehr  hervorragender  Bedeu- 
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tung  wird,  zur  Octiüpe  ab^cholltii.  I)ii'  Haii[ilab^(:liiiitlp  sind:  RydroKrapliie  der  Do- 
nau von  Ulm  l)is  OrHOv.i  —  Galliirig  und  Ik-si  luifTtnliiit  der  auf  der  Donau  und  ihren 
Ncbt'nflü'.sen  vti  kclirtiidcn  Wnssci  fiihr/cugc  —  NachweisunK  der  pali-ntirlen  Srlilffe, 
der  au-goltlllcn  Khiilei  cischfiii'-  ond  des  Standes  der  niciil  palenlirten  Schiffe  im 
J.  18üi,  dann  der  Donau-I^andongspiülze  —  Schiffs-  und  Wanrenverkehr  —  Gelrcide- 
verkehr  an  den   Landung«|iiäl/.en  der  Honau   und   ihrer   Nebennüsse. 

Mi  tth  ei  1 11  n  po  n  aus  dem  (iehiete  der  Statistik.  Hcrausi^i-ir.  von 
der   K.    K.    statistischen  Centralc(»mniissii)n.      14.  Jahrg.    1.   u.   2.  lieft. 

Inhalt  des  1.  Heftes:  Farlische  Veiluste  der  K.  K.  Armee  im  Doppeifeldzuge 
des  .1.  Iy6ü  —  Beiträge  zur  Statistik  der  Landtagswahlen  ini  .1.  1867  —  Bewe- 
gung der  Bevölkerung  in  Siebenbürgen  im  J.   18IJ4 

Das  2  Heft  enlhiiit  die  Veiiiandlungen  der  slalislischen  Centraicommieision  im  J. 
1867. 

Bericht    über   die   (i  c  n  c  r  a  i  v  e  r  s  a  ni  m  1  ii  n  g  der  p  r  i  v  i  1.   ö  s  t  e  r  r.  N  a  - 

t  i  0  n  a  1  b  a  n  k  im  Januar   1867,  Januar   und  Mai    1868. 
Mitth  eilungen    der    Handels-    und    Gewerbekammer    in     Wien. 

Nr.  39  (Mai   1867)  bis  Nr.  48  (März   1868) 
Inlialt:     Nr.  39.    lieber  Bergölgewinnung  in  Oeslerrcich.      Nr.  40.    Zur   Frage  des 
öslerreirhisriien  Exports  nadi   Sizilien.     Nr.  41.  Produclion  und   Handel  der  cana- 
risclieii    Inseln.      Die  Blasinstrumente  auf  der  Pariser  Anssleliung.      Nr.  42.    Aus 
dem    Einreifhungs|irotokolie    der    Kammer,    Verschiedenes.      Nr.  43.    Die    Pariser 
Zeichenschule  für  das  Volk.     Nr.  44.  Ueber  Production  und  Handel  von  Bulgarien. 
Nr.  45—47.   Heber  Heiz-,  Koch-  und  Ventilations-Appaiate  und  ihre  Vertretung 
auf  der  Pariser  Ausstellung.      Nr.  48.    Ueber  Spieiwaaren   und  ihre  Vertretungen 
auf  der  jüngsten  Pariser  Ausstellung.    Nr.  49.  Fortsetzung.  —    Die  Gevverbschule 
in  Carlsruhe. 
Die    Zweckmässigkeit    dieser  Art    von    Miltheilungcn ,    welche    dem    jedesmaligen 
Bedürfnisse  entgegenkommen  und  rasche  Verijffentlichung  des  Materials  fördern,  müs- 
sen wir  vviederiiolt  anerkennen. 

Bericht  über  den  Handel,  die  Industrie  und  die  Verkehrs  Ver- 
hältnisse in  Nieder  Österreich  während  der  Jaiire  1861  — 
186  6.  Erstattet  von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Wien.  Wien 
(Leop.  Sommer).     (296  Seiten.) 

Statistischer  Bericht  der  Handels-  und  Ge^A' erbekam  m  er  in 
Prag  für  das  Jahr   1865.      Prag,   1867.      (692  Seiten.) 

Rechenschaftsbericht  über  die  Thätigkeit  des  Centralcomites 
für   die    land-   und   forstwirthschaft  liehe   Statistik   Böhmens. 
Prag,   1867.     (54  Seiten.) 
Die  Publicatioiien   des    genannten   Comiles,    veranlasst  von  der  k.  k.  patriolisch- 

öconomischen  Gesellschaft,  gehören  bekanntlich  zu  den  besten  agrarstalislischen  Lei- 

gtungen    der    neuern    Zeit.     Die  Veröffentlichung  des  Rechenschaffsberichts  ist  um  so 

interessanter,    als    auch    Aufschlüsse   über   die  Organisation  der  Aufnahmen   gegeben 

werden. 

Ueber  die   europäische  Bedeutung  des   ungarisch -österreichi- 
schen Eisenbahnnetzes.      Sep.-Abdr.  der  Einl.  zur  2.  Aufl.  der  Reise 
von   Belgrad   nach   Salonik  von  J.  G.   v.   Hahn,  k.  k.  Consul  für  das  öst- 
liche  Griechenland.      Wien   (Tendier)    1867.      (22   Seiten.) 
Der  auch  durch  seine  „Albanesischen  Studien"  bekannte  Verf.  weist  mit  scharfem 

handelspoliiischem  Blick  Oesterreich  auf  seine  wirthschaftliciie  Aufgabe  im  Osten  hin. 

V.     Belgien. 

Abdruck  aus  den  Bulletins  de  TAcademie  royale  de  ßelgique. 
2""«  Serie  t.  XXV  no.  2.     1868. 
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1)  Ad.  Quetelet,   Sur  la  loi  statislique    des  Tailles   humaines   et   sur  la  regularile 
que  suit  celle  loi  dans  son  developpement  ä  cliaqiie  age. 

2)  Ad.  Quetelet,    Sur  Tage  et  l'elat  civil  des  maiies  en  Belgique  pendant  le  der- 
nier  quart  de  siecle.    (1841  - 1265  ) 

Quetelet   benutzt    die    neuen    Daten   zur    Illustration    und  Bekräftigung  seiner 
Theorie  von  den  sogenannten  „stalislisclien  Gesetzen". 

VI.    Schweiz. 

Schweizerische  Statistik.  Eidgenössische  Viehzählung  vom  21.  April 
1866.  Herausgeg.  vom  statistischen  Bureau  des  Eidgen.  Departement  des 
Innern.  Bern,  1866. 
Die  vorliegende  Publication  enthält  die  Ergebnisse  der  ersten  schweizerischen 
Viehzählung.  Angeordnet  wurde  dieselbe  zu  Folge  eines  hierauf  zielenden  Antrages 
des  Bundesralhes  vom  1,  Juli  1865  durch  ein  noch  in  demselben  Hlonate  erlassenes 
Gesetz  der  Bundesversammlung.  Dasselbe  bestimmt,  dass  zunächst  im  laufenden  oder 
im  folgenden  Jahre  und  künftig  je  nach  10  Jahren  eine  allgemeine  schweizerisciie 
Viehzählung  stallfinden  soll,  und  ermächtigt  den  Bundesrath,  sowohl  den  Zeitpunkt 
der  Zählung  zu  bestimmen,  als  auch  das  Schema  festzustellen,  nach  welchem  die 
Zählung  vorzunehmen.  Man  iiat  folgende  Erliebungsrubriken  gewählt:  1.  Pferde- 
geschlecht:  Zuchthengste,  übrige  Hengste  und  zwar  von  2  und  mehr  Jahren,  von 
unter  2  Jahren;  Zuchlstuton,  übrige  Stuten  und  Wallachen  (von  4  und  mehr  Jahren, 
unter  4  Jahren);  Esel,  IMaullhiere  und  Slauiesel.  2.  Rindvieh:  wirklich  verwen- 
dele  Zurhtsliere,  Kühe,  trächtige  Rinder,  Zug-  und  >lastochsen,  Jungvieh  über  V^ 
Jahr,  Kälber  unter  Vi  Jahr.  3.  Schweine:  Eber,  Muttersciiwelne,  Fasel- und  Mast- 
schweine, Ferkel.  4.  Schafe.  5.  Ziegen.  Die  so  gewonnenen  Nachrichten  sind 
in  der  vorliegenden  Publication  für  jede  Gemeinde  zusammengestellt.  Das  Haupter- 
gebniss  für  die  ganze  Schweiz  ist  folgendes:  100,324  Pferde,  5475  Esel,  Maullhiere 
und  Maulesel,  993,291  St.  Rindvieh,  304,428  Schweine,  447,001  Schafe,  375,482  Ziegen. 

Zur  Schweizerischen    Bevölkerungsstatistik.     Von  Fr.  W.  Gisi. 
Separatabdruck  aus  der  Zeitschrift  für  Schweizerische  Statistik. 
Trauungen,  Geburten,  Sterbefäile  1850-1864. 

Eine  Schweizerische  Sterblichkeitstafel.    Von  Demselb.    (Desgl. 
Sep.-Abdr.) 
Mortalilätslafel  nach  verbesserter  Wargentin'scher  Methode. 

Die    gegenseitigen    Hülfs  genossen  schaffen    der    Schweiz    im  J. 
186  5.     Von  Dr.  H.  Kinkelin.     Bern,   1868. 
Mit  deutschem  und  französischem  Text. 

Petition    Züricherischer    Müller    und    Getreide  iiändler    an    den 
Stadtrath  in   Zürich,     betreff,   die   Errichtung  eines   Getreide -Transit- 
Lagerhauses.      Zürich,    1868. 
Diese  mit  grosser  Sachkennlniss  geschriebene  Petition  ist  von  unserem  Mitarbei- 
ter Professor  Dr    Heinrich  Fick  in  Zihich  abgefasst. 

VII.    Nordamerika. 

Monthly    Report    of   the    Director    of   tlie    Bureau  of  Statistics. 

Treasury    Departement.     New-York.     Statistical    Tables.     September  1867 

bis  April  1868. 
Zweckmässige  Uebersichten    in    einzelnen  Kummern    ausgegeben    Behufs    rascher 
Publication,    namentlich  Handels-  und  Schiflffahrts  -  Nachrichten  ,  aber  auch  über  den 
Stand  der  Staatsschuld,  Einwanderung  u.  s.  av. 
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IVaeli  träge. 

Austernbetrieb  in  Amerika,  Frankreich  und  England  mit  Hin- 
blick   auf    die    deutschen    Nordsceküsten.       Von    J.    J.    Sturz, 
Getieralcoiisul  a.   D.      Berlin   (KorlkampfJ   1H68.      (48  Seilen. J 
Drr   Verf.    will    die  Aii.stcrn    in  DcuKclilarHl    zu    einem   Bpslamlllieil    der    Volks - 
ernäliniinj  (^finaclil   sehen    und    den  Au^lemlieli  iel)   /u   diesem  Zwecke   in   grossat  tigetn 
Älaa^'islahe  ein  üliren.     Gewiss  ein    ralioneller  und    l)eal:lllen^u•crlller  Gedanke.     .Man 
sorge  aher  zu{^leirli  (inlür ,    dass    die  Züi  litiinn    der    neuen   NalinnaUpcise    nicht    aus- 
sclihessliih    in    die    lliinde    grosser  Gusfilsthal'len    und    Kapilalisleii    komme,    welche 
durch    .\usl'eiitnng    ihres    „nalürlichen"    Monopols    den    Vortheil    grossartiger   Zucht 
wieder  illusorisch  machen. 

Der  gegenwärtige  Stand  des  Seidenbaus  von  Dr.  .1.  J.  Hein. 
Frankfurt  a/M.    (Auffarth)    1868.      (50   Seilen.) 

Das  Hetentionsrechl,  insbesondere  des  Localor  nach  §.  1J228  des  bür- 
gerlichen Gesetzbuches.  Ein  Versuch  von  C.  Willi  eh.  Chemnitz  (Focke) 
1868. 

*Die  Kunst  der  Besteuerung  von  H.  Eisenhart,  a.  o.  Professor  der 
Staatswissenschaften   zu   Halle.      Berlin   (Kortkampf)    1868. 

^Allgemeine  Gewerbskunde  von  A.  Emminghaus,  Prof.  am  Poly- 
technikum zu   Karlsruhe.     Berlin  (Herbig)  1868. 

*  Allgemeine  W  i  r  t  h  s  c  ha  f  Is  I  ehr  e,  systematisch  in  leichlfasslichen 
Studien  dargestellt  von  E.  Hermann.  1.  Gesetz  der  Arbeilslheilung. 
1.   und  2.   Lieferung. 

Archiv  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Zollvereins.  Jahr- 
buch für  Staats- Verwaltungs- Recht  und  Diplomatie  des  Norddeutschen 
Bundes  und  des  Zollvereins.  Mit  Beilagen  enthaltend  Verfassungen  und 
Gesetze  anderer  Staaten.  Redigirt  von  Dr.  jur.  A.  Koller.  I.  1.  Ber- 
lin (Kortkampf)  1868. 
Kann  wegen  übersichtlicher  Mittheilung  des  Materials  und  der  Commentare  dazu 

empfohlen  werden. 

Neun    und    dreissigster  Rechenschaftsbericht    der    Lebensver- 
sicherungsbank für  Deutschland.     Für  das  Jahr   1867.      Gotha. 
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1857—1861:    1366         -  -     2,548,060     - 

1862—1866:   2029        -  -    4,306,660    - 

1867:    2377        -  -    5,052,700    - 

Die  Kreise  Preussens,  eine  gruppenweise  geordnete  Uebersicht  der 
Boden-,  Bevölkerungs-  und  Nahrungsverhältnisse  der  Kreise  des  preussi- 
schen  Staats.  (Separatabdruck  aus  dem  Preuss.  Staats-Anzeiger.)  Berlin 
(v.  Decker)   1868.     (43  Seiten.) 

■""'Ergebnisse  der  Strafrechtspflege  im  Königreiche  Bayern 
bei  den  Schwurgerichten,  Appellationsgerichlen ,  dem  obersten  Gerichts- 
hofe, den  Stadt-,  Land-  und  Militär -Gerichten  18^763—18^5/66-  Mit 
kartographischen  Darstellungen.  XIX.  Heft  der  Beiträge  zur  Statistik  des 
Königreichs  Bayern.  Herausg.  vom  Königl.  Stat.  Bureau.  München  1868. 
(296  Seiten  Fol.) 
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VII. 

Geschichte   und   Kritik    der   Lehre   von   der 

Grundrente. 

Von 

Dr.  T.  Trunk, 

Mitglied  des  statistischen  Seminars  in  Jena. 

IL    Kritik  der  Lehre  von  der  Grundrente. 

1.    Einleitimg. 

Lassen  wir  die  in  dem  ersten  Theile  dieser  Abhandlung  vorgeführten 
Theorieen  im  Geiste  noch  einmal  an  uns  vorüberziehen,  so  müssen  wir 
staunen  über  die  Verschiedenartigkeit  der  Auffassungen  bezüglich  eines 
und  desselben  volkswirthschaftlichen  Gegenstandes.  Aber  grade  die 
überraschende  Fülle  der  widerstrebenden  Meinungen,  deren  Bedeutung 
und  Zusammenhang  nur  durch  das  Studium  der  Entwicklungsgeschichte, 
unserer  Lehre  erkannt  werden  kann,  wird  vor  einem  grossen  Fehler 
bewahren,  nämlich  dem,  sich  von  der  einen  oder  anderen  Lehre  blenden 
zu  lassen.  Man  wird  sich  von  vornherein  dem  Eindrucke  nicht  ver- 
schliessen  können,  dass  die  Verschiedenartigkeit  der  Auffassungen  in 
gar  mancher  Beziehung  nicht  eine  erkünstelte  ist,  sondern  in  einer 
factischen  Vielseitigkeit  des  behandelten  Gegenstandes  beruht  und  hat 
man  diese  Anschauung  gewonnen,  so  wird  man  sich  wohl  vor  dem  fast 
allgemein  begangenen  Fehler  hüten,  ohne  Weiteres  Verdannnungsurtheile 
zu  sprechen  oder  für  die  absolute  Richtigkeit  dieser  oder  jener  Auffas- 
sung zu  schwärmen;  man  wird  vielmehr  sichtend  und  klärend  zu  Werke 
gehen  und  auf  diese  Weise  dem  Ziele  näher  zu  konnnen  suchen.  — 
Wenn  Carey  gegen  die  Ricardo 'sehe  Theorie  ankämpft,  indem  er 
den  Uebergang  von  schlechtem  zu  gutem  Boden  nachzuweisen  sich  be- 
müht, so  hat  diese  Ausführung  ihre,  relativ,  sehr  hohe  Berechtigung. 
Er,  ein  Kind  der  neuen  Welt,  inmitten  nahezu  unerschöpflicher  Läuder- 
X.  26 
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strecken,  kann  sich  mit  dem  Gedanken  abnehmender  Productivität  nicht 
befVeiuiden  j  er  kann  sich  tätlich  überzeugten,  wie  nur  Arbeitskräfte 
vurhanden  zu  sein  brauchen ,  um  stets  steigende  Erträge  zu  erzielen, 
um  die  letztangewendeten  Kapitalien  stets  ergiebiger  zu  machen ;  wie 
hätte  denmach,  so  schliesst  Carey,  eine  entgegengesetzte  Ansicht  He- 
rechtigungV  Das  Gemälde,  welches  Carey  uns  geliefert  hat,  ent>pricht 
höchst  wahrscheinlich  genau  den  ilini  vurgelcgenen  Zuständen.  Aber, 
es  ist  etwas  Anderes,  locale  Wahrheiten  zu  erforschen,  als  tiefe 
Gruudprincipicn  naclizu weisen,  mit  einem  Worte,  das  Specielle  ist 
nicht  das  Generelle.  Kann  Letzteres  auch  Ersteres  nicht  entbehren,  ja 
iiiuss  dieses  schliesslich  in  allen  Erfalirungswissenschaften  die  Basis  bilden, 
von  welcher  aufsteigend  man  endlich  einen  freien  Standpunkt  erklimmt, 
so  ist  jenes  doch  immer  der  Endzweck,  dieses  das  Mittel,  um  zu  dem- 
selben zu  gelangen.  Deuten  wir  kurz  die  Kehrseite  des  von  Carey 
angenommenen  Zustandes  an.  Was  würde  wohl  ein  belgischer  Land- 
wirtli  von  der  Carey 'sehen  Theorie  halten  müssen  V  Sie  wird  ihm  in 
der  That  eine  Kunde  aus  einer  anderen  Welt  sein.  d.  h.  eine  solche, 
die  er  nicht  begreifen  wird,  nicht  begreifen  kann.  Angesichts  des  un- 
geheueren Bodenwerthes,  der  höchst  intensiven  Bewirthschaftung,  des 
Nicht- Ueberganges  vom  schlechten  zum  guten  Boden,  des  Standes  der 
Fruchtpreise  u.  s.  w.  muss  ihm  die  Carey 'sehe  Lehre  ein  unverstan- 
denes Phantasiegebild  sein.  Was  für  den  Laien  aber  Räthsel  ist,  kann 
leicht  dem  Kritiker  die  dankenswerthesten  wissenschaftlichen  Bausteine 
liefern.  Und  selbst  wenn  dies  nicht  der  Fall,  so  wäre  doch  die  indirecte 
.grade  durch  Negation  erreichte  anregende  Einwirkung  auf  Weiterbildung 
der  Wissenschaft  nicht  gering  anzuschlagen.  Negation,  so  lange  sie  nicht 
in  Rechthaberei  ausartet,  ist  das  kräftigste  Ferment  im  Culturprocesse. 
Solche  Fermente  im  Klärungsgange  der  Grundrentenlehre  sind  nun  in 
der  That  reichlich  genug  vorhanden.  Ja,  wir  sind  zu  der  Behauptung 
berechtigt,  dass  es  heut  zu  Tage  kaum  noch  möglich  sein  dürfte,  eine 
neue  Theorie  aufzustellen ,  einfach  deshalb ,  weil  alle  nur  denkbaren 
Combinationen  ihre  Vertreter  aufzuueisen  haben.  Wenn  nun  auch  nur 
eine  dieser  Combinationen  im  Priucip  anerkannt  werden  kann,  so  geht 
daraus,  wie  bereits  angedeutet,  durchaus  nicht  hervor,  dass  die  übrigen 
Theorieen  nutzlose  Phantasiegespinnste  seien,  sie  werden  vielmehr  dazu 
beitragen,  ein  wahres  Gesammtbild  zusammenzusetzen,  hier  Schroffheiten 
auszugleiclien ,  dort  Lücken  zu  füllen. 

Der  Beweis  für  die  soeben  ausgesprochene  Behauptung,  dass  alle 
vernünftiger  Weise  nur  denkbaren  Combinationen  erschöpft  seien,  wird 
sofort  aus  folgender  Zusammenstellung  hervorleuchten. 
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A.  Die   Grundrente    als   ein   besonderes    unentgeltliches   Einkommen 
existirt  nicht. 

a.  Der  wachsende  Anbau  liefert  nicht  sinkende,  sondern  stets 
steigende  Erträge,  weil  man  vom  schlechteren  zum  besseren 
Lande  übergeht  resp.  weil  Verbesserungen  aller  Art  in  Ver- 
bindung mit  der  sich  ausbildenden  Associationskraft  der  Ten- 
denz der  Productivitätsminderung  erfolgreich  entgegenwirken. 
—  Carey,  Roesler. 

b.  Die  Occupation  der  Erde  geht  zwar  vom  besseren  zum  schlech- 
teren Boden  vor  sich,  in  dieser  Art  des  Ueberganges  liegt 
aber  kein  Element  zur  Bildung  einer  Grundrente;  vielmehr 
wird  hierdurch  die  Concurrenz  der  Arbeiter  auf  dem  bisher 
occupirten  Boden  gemindert  und  so  das  zu  Folge  der  concen- 
trirteren  Nachfrage  gestiegene  Einkommen  der  Grundbesitzer 
gesenkt ;  der  Preis  der  Bodenproduete  kann  nicht  steigen,  weil 
erhöhtes  Angebot  eine  gegensätzliche  Wirkung  hat.  Dauernd 
erhöht  wird  aber  das  Einkommen  der  Grundbesitzer  durch 
Steigerung  der  Productivität.  —  Quarterly  Review. 

B.  Die  Grundrente  ist  ein  besonderes  unentgeltliches  Einkommen. 

I.  Die  Landwirthschaft  wird  unproductiver. 

a.  Die  Rente  entspringt  aus  der  Differenz  der  Grundstücks- 
erträge und  ist  lediglich  Folge  abnehmender  Fruchtbarkeit. 
—  Ricardo,  Mill,  Baumstark,  Kirchmann. 

b.  Auch  Verbesserungen,  also  Steigerung  der  Productivität, 
wirken  erhöhend  auf  die  Rente  ein;  dieselbe  muss  ferner 
nicht  nothwendig  in  einer  blossen  Ertragsdifferenz  bestehen, 
sondern  es  kann  selbst  von  den  schlechtesten  Grundstücken 
Rente  abfallen.  —  Rau,  Röscher. 

II.  Die  Landwirthschaft  wird  productiver. 

a.  Die  Nachfrage  ist  so  stark,  dass  jedes  bebaute  Grundstück 
Rente  abwirft;  sie  ist  ein  unentgeltliches  Geschenk  und 
unterliegt  daher  durchaus  anderen  Gesetzen  als  Lohn  und 
Zins.  —  Smith. 

b.  Allerdings  ist  die  Nachfrage  so  stark,  um  einen  Ueber- 
schuss  nach  Erstattung  des  Kapital-  und  Arbeitsaufwandes 
zurückzulassen;  dieser  fällt  jedoch  dem  Eigenthümcr  recht- 
lich zu  als  Entgelt  für  die  Eigenthumsergreifung.  —  Say. 

c.  Die  Grundrente  ist  die  Differenz  der  Grundstückserträge, 
aber  vorwiegend  und  in  vorgeschrittenen  Culturländeru  le- 
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diglich  (leshalb,  nicht  weil  die  Tiandwirthschaft  unergiebiger, 
sondern  weil  sie  i)roductiver  wird.   —  Jones, 
d.  Die  Grundrente  bestellt  nicht  in  der  Differenz  der  (jrund- 
stücksertrüge ,   denn   selbst  die  schlechtesten  Grundstücke 
bringen   Rente;    sie   ist  viehiiehr   ein  Theil   des  nach  Er- 
stattung des  Kapitalersatzes  und  des  unveränderlichen  Ar- 
beitslohnes  verbleibenden   Keineinkonimens.     Jede  Produc- 
tivitätssteigerung  kömmt  deninacii  der  Rente  zu  Gute,  jede 
Productivitätsniinderung  senkt  dieselbe.  —  Rodbertus. 
In  diesen  Theorieen   begegnen  wir  denmach  folgenden  drei  durch- 
aus verschiedenen  Grundanschauungen,    die  freilich  nur  als  die  ganz 
allgemeinen  Umrisse  betrachtet  werden  dürfen ,  da  innerhalb  derselben 
die  erheblichsten  Verschiedenheiten  auftreten : 
Annahme  eines  Wechselverhältnisses 

1)  zwischen  Grundrente,  als  keinem  besonderen,  sondern  höchstens 
einem  eigenthümlichen  Einkommen ,  also  in  weiterem  Sinne  zwi- 
schen Kapitalgewinn  und  Arbeitslohn.  —  Carey  und  Anhänger, 
Roesler,  Quarterly  Review. 

2)  zwischen  Kapitalgewinn  und  Rente,  während  der  Lohn  als  feste 
Grösse  daneben  steht.  —  Rodbertus. 

3)  zwischen  Kapitalgewinn  und  Lohn,  während  die  Rente  sich  auf 
selbstständige  Weise  bildet. 

a.  Die  Differenz  in  den  Erträgen  bildet  die  Rente.  —  Ricardo 
und  Anhänger,  Jones. 

b.  Die  Stärke  der  Nachfrage  ermöglicht  überall  einen  Ueber- 
schuss  über  Lohn,  Kapitalersatz  und  Zins.  —  Smith  und 
Anhänger. 

Diese  gedrängte  Uebersicht  wird  ihrem  Zweck,  Recapitulation  des 
in  Abschnitt  I  Mitgetheilten  und  Ermöglichung  leichter  Vergleichung, 
vielleicht  entsprechen. 

Es  tritt  nunmehr  die  Aufgabe  der  Prüfung  der  Lehren  selbst  an 
uns  heran.  Der  hierbei  befolgte  Plan  ist  einfach  folgender:  zunächst 
wird  die  in  allen  Theorieen  auftretende  Frage  nach  der  Productivität 
des  Landbaues  behandelt;  hieran  reiht  sich  sodann  die  Kritik  der  spe- 
cifischen  Eigenthümlichkeiten  der  verschiedenen  Lehren  sowie  endlich 
eine  Beleuchtung  der  volkswirthschaftlichen  Wirkungen  der  Grund- 
rente. 
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2.     Wird  in  Culturländern  die  Landwirthschaft  productiver  oder 
unproductiver  ? 

In  der  That  eine  Frage,  welche  dem  Unkundigen  fast  naiv  er- 
scheinen könnte  und  doch  stösst  man  bei  tieferem  Nachdenken  auf 
die  erheblichsten  Schwierigkeiten,  eine  endgültige  Antwort  zu  ertheilen. 
Es  kömmt  darauf  an,  dass  wir  uns  dieselben  klar  machen,  um  so  mehr, 
als  sehr  oft  aus  »Gründen*  sich  für  die  eine  oder  andere  Ansicht  er- 
klärt wird,  die  in  letzter  Linie  durchaus  nicht  als  solche  anerkannt 
werden  dürfen.  —  Man  glaubt  sehr  häufig  und  auch  Mi  11  lässt  sich 
von  diesem  Einwurfe  blenden,  etwas  Wunderwichtiges  gesagt  und  die 
ganze  Streitfrage  gelöst  zu  haben,  wenn  man  auseinandersetzt,  dass 
gegenwärtig  mit  Hülfe  der  grösseren  Einsicht  in  den  Productionsprocess, 
des  Gebrauches  unendlich  vervollkommneter  Werkzeuge  u.  s.  w.  der 
schlechteste  jetzt  angebaute  Boden  so  viel  und  mehr  Ertrag  bringe  als 
in  den  Anfängen  der  Cultur  der  beste.  Aber  diese  Thatsache  als  Be- 
weis dafür  aufstellen  zu  wollen,  dass  die  späteren  Kapitalzusätze  eine 
stets  mindestens  unverringerte  Ertragsvermehrung  erzielen,  ist  gänzlich 
unhaltbar.  Man  begeht  hierbei  den  grossen  Fehler,  Zeiten  der  Hoch- 
mit  Zeiten  der  Rohcultur  zu  vergleichen,  während  es  grade,  um  zu 
einem  vollgültigen  Schlüsse  zu  gelangen,  nöthig  ist,  die  gegenwärtige 
Zeit  mit  der  vorliegenden  blühendsten  Periode  in  ein  Verhältniss  zu 
bringen,  d.  h.  derjenigen,  wo  der  Bodenertrag  der  grösste  war.  Es 
ist  ganz  derselbe  Fehlschluss,  den  man  begehen  würde,  wenn  man  den 
Fortschritt  eines  vielleicht  im  Verfall  begriffenen  Volkes  dadurch  docu- 
mentiren  wollte,  dass  man  Parallelen  zöge  zwischen  diesem  und  den 
alten  Urbewohnern,  die  dazwischenliegenden  Culturperioden  aber  völlig 
überspränge.  —  Von  der  anderen  Partei,  welche  für  wachsende  Un- 
productivität  in  die  Schranken  tritt,  hört  man  entgegnen:  zu  welchem 
Zwecke  bedarf  es  geschichtlicher  Untersuchungen?  seht  diese  beiden 
Grundstücke  an,  das  eine  erträgt  bedeutend  mehr  als  das  andere,  ist 
unendlich  fruchtbarer,  bedarf  es  eines  stärkeren  Beweises  dafür,  dass 
man  gezwungen  ist,  mit  geschmälertem  Ertrag  vorlieb  zu  nehmen? 
Dagegen  aber  würden  die  Kämpfer  für  Zunahme  der  Productivität  er- 
wiedern : 

1)  Jenes  bessere  Grundstück  erträgt  verhältnissmässig  durchaus  nicht 
mehr,  eher  weniger,  denn  die  schlechteren  Grundstücke  sind 
erst  in  Angriff  genommen  worden,  als  die  wachsenden  Verbes- 
serungen es  zuliessen,  erst  zu  Folge  dieser  Verbesserungen,  so 
dass  die  besseren  mit  schlechteren  Hülfsmitteln  und  irrationeller 
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bebauten  Ländereien   im  Grunde  genommen  in  keinem  Vortheile 
stehen. 

2)  Die  Notiiwendigkeit  liegt  nicht  vor,  dass  der  Getreidepreis  steigt, 
um  die  Bebauung  unfruchtbarerer  Bodenclasson  zu  ermöglichen, 
man  wühlt  einfach  ein  extensives  System  für  letztere. 

3)  Fortschreitende  Cultur  angenommen,  gewinnt  man  von  den  ein- 
mal in  Allbau  genoininenen  Ländercien  durch  stärkere  und  ratio- 
nellere Kapitalver.schmelzung  steigenden  Ertrag. 

4)  Bei  richtiger  Bewirthschaftung  verbessern  sich  die  niederen  Boden- 
classen,  rücken  im  Werthe  alliiuihlig  auf,  so  dass  sie  schliesslich 
den  ursprünglich  guten  gleich  stehen. 

5)  Es  ist  im  grossen  Ganzen  nicht  wahr,  dass  die  Menschen  zu  un- 
fruchtbarerem Boden  übergehen,  im  Gegentheil  erfolgt  der  Ueber- 
gang  in  umgekehrter  Weise,  also  von  Unproductivität  zu  Pro- 
ductivität. 

Fassen  wir  diese  unter  einander  freilich  sehr  disharmonirenden  Ein- 
wände in  den  Satz  zusammen,  den  sie  beweisen  sollen,  so  lautet  er: 
der  letzte  Kapitaleinsatz  bringt  einen  mindestens  in  demselben  Ver- 
hältnisse erhöhten  Ertrag  hervor.  Wie  nun  können  wir  dessen  Richtig- 
keit prüfen?  Jedenfalls  nur  an  thatsächlichen  Verhältnissen,  so  dass 
wir  hier  vorläufig  ganz  abstrahiren  können  von  einer  Untersuchung  der 
Art  und  des  Werthes  oder  Nichtwerthes  der  verschiedenen  soeben  er- 
wähnten Beweisführungen.  Es  sind  mehrere  Wege  denkbar,  um  an 
der  Hand  der  Thatsachen  zum  Ziele  zu  gelangen.  Man  könnte  er- 
örtern, wie  die  Preise  der  Früchte,  die  der  Ländereien  und  die  der 
Pachtungen  sich  verändert  haben ;  sind  dieselben  in  grösserem  Verhält- 
nisse gestiegen,  als  der  Werth  des  Geldes  gefallen  ist,  so  liegt  der 
Beweis  vor,  dass  man  gegenwärtig  unter  bestimmten,  aber  der  Wirk- 
lichkeit entsprechenden  Voraussetzungen  zur  Erreichung  eines  gleichen 
Resultates  gesteigerte  Anstrengung  aufbieten  muss  —  dass  die  Frucht- 
barkeit abgenommen  liat.  Auf  der  anderen  Seite  leuchtet  ein,  dass, 
sobald  es  möglich  ist,  die  Existenz  verschiedener  Arten  landwirthschaft- 
licher  Systeme  nachzuweisen,  von  denen  die  einen  mehr  Kapital  und 
Arbeit  zur  Erzeugung  eines  relativ  geringeren  Ertrages  verwenden,  der 
Gegenbeweis  der  Annahme  zunehmender  Productivität  direct  geliefert 
ist.  Selbstverständlich  sind  bei  derartigen  Untersuchungen  nicht  Länder 
in's  Auge  zu  fassen,  welche  erst  ihre  Entwicklung  begonnen  haben, 
sondern  solche,  die  bereits  auf  eine  Vergangenheit  zurückblicken  können, 
welche  auch  zu  Schlüssen  für  die  Zukunft  berechtigt. 

Wenden  wir  uns  zunächst  zu  jenem  ersten  Beweiswege,  der  durch 
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Yergleicliunn;  der  Preisveränderungen  Resultate  erzielen  will,  so  ist  es 
vor  Allem  klar,  dass  statistische  Erhebungen  die  nothwendige  Grund- 
lage bilden  müssen.  Leider  ist  die  Statistik  eine  Wissenschaft,  welche 
systematisch  erst  in  der  allerneuesten  Zeit  betrieben  wird;  die  Auf- 
zeichnungen aus  den  diesem  Aufschwünge  vorangehenden  Perioden  tragen 
meist  den  Stempel  des  planlos  Zusammengewürfelten,  und  grade  im 
vorliegenden  Fall  ist  es  erforderlich,  möglichst  umfassende  Vergleiche 
anzustellen;  aus  fragmentarischen  Zahlenreihen  lässt  sich  hier  um  so 
weniger  etwas  beweisen,  als  bei  den  Veränderungen  in  den  Fruchtpreisen 
zwei  im  Einzelnen  nicht  unterscheidbare  Factoren  in's  Spiel  kommen, 
nämlich  einerseits  die  Schwankungen,  hervorgerufen  durch  die  Mehr- 
oder Minderergiebigkeit  der  jährlichen  Ernten  —  das  unbeständige 
Element  —  und  andererseits  das,  worauf  es  uns  ankömmt :  die  schliess- 
lich zur  unbedingten  Geltung  kommenden  Veränderungen  in  den  Her- 
stellungskosten. Trotzdem  die  Statistik  das  hier  in  Betracht  kom- 
mende Gebiet  noch  lange  nicht  intensiv  genug  durchdrungen  hat,  wird 
es,  wie  nachstehend  bewiesen  werden  soll,  möglich  sein,  ein  sicheres 
Urtheil  zu  gewinnen. 

Von  vornherein  muss  jeder  Denkende  zugeben,  dass  nothwendig 
die  Ertragsvermehrung  nur  bis  zu  einer  bestimmten  zwar  fern  liegenden, 
aber  unverrückbaren  Grenze  erfolgen  kann.  Diese  Grenze  ist  bedingt 
durch  den  Raum,  den  die  Entwicklung  der  Producte  erfordert  —  und 
wäre  die  hundertfache  Productivkraft  vorhanden,  Mangel  an  Raum,  das 
ist  der  letzte,  aber  unerschütterliche  Factor,  welcher  jeden  Gedanken 
an  weitere  Ertragsvermehrung  abschneidet.  Es  ist  sehr  noth^Yendig, 
diesen  für  Unbefangene  fast  trivialen  Satz  hervorzuheben ,  da  von  ge- 
wissen Seiten  beständig  von  einer  schlechthin  unendlichen  Productions- 
vermehrung,  die  hinter  der  menschlichen  Vermehrungsfähigkeit  nicht 
zurückbleibe,  gefabelt  wird.  Mit  dieser  Kenntniss  ist  nun  freilich  für 
unsere  Frage  wenig  gewonnen,  es  handelt  sich  vielmehr  darum,  zu  be- 
weisen, wie  innerhalb  jener  Grenze  die  Production  sich  gestaltet.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  wir  zunächst  Preise  der  verschiedenartigsten 
Gegenstände,  die  aber  im  Wesentlichen  den  Rohstotfcharakter  tragen, 
aus  verschiedenen  Zeiträumen  einander  gegenüberstellen  und  hieran  die 
eigentliche  Kernuntersuchung  über  die  Veränderung  der  Frucht  preise 
—  denn  über  Pachtzinse,  Ländereipreise  existiren  nirgends  hier  ver- 
werthbare  Nachweise  —  anknüpfen.  Zuvor  ist  jedoch  noch  eine  über- 
aus wichtige  Bemerkung  zu  machen.  Eine  allgemeine  Preisveränderung 
kann  dreierlei  Ursachen  haben :  sie  kann  herrühren  von  einer  Verän- 
derung des  Geldwerthes,  der  Herstellungskosten  oder  von  dem  zusammen- 
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"wirkenden  lunfliissc  dieser  beiden  Factoron.  Würdt!  nun  auch  nach- 
gewiesen, dass  die  Preise  der  KohstoÜe  bedeutend  gestiegen  wären,  so 
dürfte  man  sofort  den  berechtigten  Einwand  hören,  dass  der  Grund 
der  Steigerung  im  Siid(en  des  CJeldwcrthes  zu  suchen  sei.  Leider  ist  es 
gegen würtig  gradezu  uimKiglich,  genau  nachzuweisen,  welchen  Kin- 
fiuss  die  Vermehrung  des  Geldes  auf  die  Preise  ausgeübt  hat,  denn  es 
genügt  nicht,  das  Verhältiiiss  der  Preise  der  Dinge  in  verschiedenen 
Zeiten  zu  einander  zu  kennen,  sondern  ebenso  nothwendig  ist  die  Kennt- 
niss  des  Umfanges  der  Ilerstellungsarbeit  in  den  betr.  Perioden. 
Die  Differenz  zwischen  dem  Preise,  wie  er  sich  ohne  Peeintlussung  der 
Geldwertliveräiiderungen  ergeben  würde,  und  dem  wirklich  bestehenden 
muss  alsdann  die  Veränderung  des  Geldwerthes  anzeigen  ■*').  Solche 
genaue  und  jedenfalls  unter  allen  Umständen  sehr  schwer  zu  erbringende 
Nachweise  stehen  uns  aber  zur  Zeit  nicht  zu  Gebote;  trotzdem  giebt 
es  einen  Weg,  auch  aus  blossen  Zahlenreihen,  den  nackten  Preisen,  die 
Veränderungen  in  den  Herstellungskosten  zu  constatiren ;  dies  geschieht 
mit  Hülfe  der  vergleichenden  Statistik  durch  das  Gegenüberstellen  der 
Preise  in  verschiedenen  mit  einander  in  Verkehr  stehenden  Ländern  oder 
Gegenden.  Das  in  der  Doppeleigenschaft  als  Tauschmittel  und  Werthmass 
fuugirende  Geld  oder  —  allgemeiner  —  Edelmetall  ist  eine  Waare, 
welche  die  hervorstechende  Eigenthümlichkeit  besitzt,  dass  sie  vermöge 
ihrer  überaus  leichten  Versendbarkeit  in  den  Culturländern  einen 
allgemeinen,  so  zu  sagen  einen  Weltpreis  hat**).     Zeigen  sich  dem- 


43)  Z.  B.  vor  100  Jahren  zahlte  man  für  20  Pfund  Roggen  5  Gr.,  jetzt  10  Gr.; 

es  stehe  fest,    dass,    auf  Arbeitstage    reducirt,    zur  Production    von   20  Pfd.  Roggen 

durchschnittlich  früher  1  Tag,   gegenwärtig    l'/s  Tag   Arbeit   verwendet   worden  sei; 

10 
dann  würde  die  Geldwerlhveränderung  sich  verhaUen  wie  10 y  :5=:3:  2. 

44)  Die  Beliauptung,  dass  in  reichen  Ländern  das  Geld  einen  geringen  Werth 
habe,  ist  vollständig  unhaltbar;  nicht  der  Werth  des  Geldes  ist  niedrig,  sondern  der 
dafür  zu  be.schaflfcnden  Dinge  ist  effectiv  hoch.  3Ian  beruft  sich  zum  Beweise  jener 
Behauptung  gewöhnlich  auf  die  Thatsache,  dass  das  Gold  an  den  Fundorten  meist 
unendlich  tief  im  Werthe  stehe.  Zieht  man  freilich  ohne  Weiteres,  d.  h.  ohne  die 
nölhigen  Specialunlersuchnngen,  eine  Parallele  zwischen  jenen  Gegenden  und  solchen, 
wo  man  für  eine  gleiche  Quantität  Gold  bedeutend  mehr  Waare  empfängt,  d.  h.  also 
eine  Parallele  zwischen  ganz  heterogenen  Zuständen,  so  kömmt  man  freilich  zu  der- 
artigen Resultaten.  Vergegenwärtigt  man  sich  aber,  in  welch'  entlegenen  Gegenden 
diese  Fundorte  in  der  Regel  sich  befinden,  welche  Gefahr  und  31ühe  damit  verbunden 
ist,  nur  die,  nothwendigsten  Dinge  dorthin  zu  befördern,  so  wird  man  sich  nicht 
länger  über  den  ohne  Commenlar  allerdings  ausschweifend  niedrig  erscheinenden 
Geldwerlh  wundern.  Im  Allgemeinen  pflegen  derartige  .Abweichungen  in  wenig  in- 
dustriellen oder  auch  in  schwer  zugänglichen  Ländern    aufzutreten;   in  ersteren  des- 
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nach  bedeutende  Verschiedenheiten  in  den  Preisen  der  verglichenen  Ge- 
biete, so  ist  man  zu  dem  Ausspruche  berechtigt,  dass  die  Ursache 
der  Preisdifferenz  keine  äussere,  sondern  eine  tief  innere 
ist,  dass  sie  in  der  Art  der  Production  selbst  liegt. 

Als  Einleitung  in  die  eigentliche  Untersuchung  mögen  folgende 
einer  Abhandlung  aus  diesen  Jahrbüchern  und  dem  Fr  an  tz' sehen 
Handbuche  der  Statistik  entnommenen  Vergleichungeu  dienen.  Schon 
aus  diesen  Zahlen  durfte  hervorgehen,  dass  die  Anstrengung  der  Con- 
sumenten  zur  Erlangung  der  ersten  Lebensbedürfnisse  eine  erhöhte  ge- 
worden *^). 

Verhältniss  der  Durchschnittspreise  eines  Weimar'schen 

Scheffels   im   16.  Jahrhundert  zu  dem  heutigen 

(1838  bis  1861)^«). 

p  ..,  „  .„,  .  Preisstei- 

fruher.  jetzt.  ^^^^^^ 

Weizen  1 6  Gr.  —  Pf.  =  1  Thlr.  2  Sgr.  —  Pf.  Lw.  3  Thlr.  1 5  Sgr.  4  Pf.  1  :  3,29 

Roggen  11  -    2f  -   = 22    -    5i  -     -     2     -     22    -    8  -    1:3,75 

Gerste     7  -  IOA  -   = 15-9     -     -     1     -     29   -    8  -    1:3,79 

Hafer       4-6-= 9- -1-       4-3-    1:3,81 

Noch  weit  gewichtiger  sprechen  diese  überaus  bedeutungsvollen 
Zahlen,  wenn  man  bedenkt,  dass  im  16.  Jahrhundert  theure  Jahre  viel 
häufiger  waren  als  gegenwärtig,  dass  die  Preise  oft  in  eine  Höhe  schnellten, 
von  der  wir  heut'  zu  Tage  kaum  noch  einen  Begriff  haben.  Die  citirte 
Abhandlung  sagt  und  weil  diese  Stelle  so  sehr  bezeichnend,  setzen  wir 
sie  wörtlich  her:  »Der  höchste  Roggenpreis  im  16.  Jahrhundert  erreicht 
das  8V2ffiche  des  niedrigsten  und  das  4fache  des  mittleren  Preises,  in 
den  letzten  24  Jahren  (1838  bis  1861)  aber  der  höchste  Roggenpreis 
noch  nicht  das  4fache  des  niedrigsten  und  noch  nicht  das  Doppelte 
des  mittleren  Durchschnittspreises.«     Eine  gleichfalls  sehr  interessante 


halb,  weil  es  nicht  möglich  ist,  gegen  Hingabe  von  Gold  oder  Silber  leicht  trans- 
portable Gegenstände  mit  hinwegziinelimen ,  in  letzteren,  weil  der  Transport  der 
Tauscliartikel  entweder  siliwer  oder  vielleicht  ganz  unlhunlich  ist.  —  Hier  nur  .«o 
viel,  weiter  unten  wird  es  notiiwendig  sein,  auf  diese  Frage  noch  einmal  zunick- 
zukommen. 

45)  Derartigen  Zahlen  ist  übrigens  unter  Umständen  aus  einem  weiter  oben 
schon  angedeuteten  Grunde  nicht  immer  allzu  grosser  Werlh  beizulegen;  vergleicht 
man  nämlich  sehr  weit  aus  einander  liegende  Culturperioden,  so  ist  es  durchaus  mög- 
lich, dass  die  jüngste  mit  viel  weniger  .aufwand  producirl  aU  die  älteste,  während 
doch  die  Grundrente  bedeutend  gestiegen  sein  kann;  vergl.  S    399. 

46)  Kius,  Die  Pjeis-  und  Lolinvei  liältnissc  des  16.  Jnlirliunderts  in  Thüringen. 
1.  Jahrg.  dieser  Zeilschr.  S.  74. 
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Ver^'leiclinnp:  aus  jener  Abhandlung  ist  folgende  über  die  Preise  des 

Schlachtviehes*^): 

Preisstei- 
gerung. 

lKalbvon40— 45 Pfd. kostete  1567  — Thlr. 24 Sgr.  1862       4Thlr.  1:   5 


1  Ochse  von  572  Pfd. 

- 

1574  16     - 

■     24    - 

90     - 

5,35 

1  einjähriger  Stier 

- 

1539    1     - 

12    - 

-  10—12  - 

7,86 

1  zweijähriger    - 

- 

1539    2     • 

-     24    - 

-  24—26  - 

8,93 

1  dreijähriger    - 

1539U 

1.1567    4 

-       6    - 

36     - 

8,57 

1  vierjähriger    - 

- 

1567    5     ■ 

•     18    - 

-50—70  - 

10,72 

1  Kuh 

- 

1572    7     ■ 

.     —    - 

40     - 

5,72 

1  Hammel 

- 

1572    1     ■ 

•     12    - 

6     - 

4,48 

1  Schwein  ä  100  Pfd. 

- 

1567    3 

-     14    - 

-        16^- 

4,76 

Da.ss  die  Fleischpreise  überall  in  stärkerem  Verhältnisse  ge.stiegen 
sind  als  die  Getreidepreise,  kann  nicht  auffallen,  da  in  noch  weniger 
vorgeschrittenen  Ländern  grosse  Strecken  Boden  dem  Viehe  überlassen 
werden  können ,  so  dass  dasselbe  ohne  bedeutenden  Arbeitsaufwand  er- 
nährt wird ;  allmählig  aber,  wenn  es  nöthig  wird,  rationeller  zu  Werke 
zu  gehen,  an  Raum  möglichst  zu  sparen,  kann  man  sich  nicht  länger 
mit  den  Geschenken  des  Bodens  begnügen,  sondern  man  muss  denselben 
durch  gehörige  Bearbeitung  zu  erhöhter  Thätigkeit  anspornen;  damit 
steigt  der  Fleischpreis  und  bei  fortschreitender  Cultur  so  lange,  bis  Ge- 
treide und  Fleisch  relativ  gleichen  Werth  besitzen*®).  Eine  gleich- 
artige Tabelle  über  Thüringen  entnehmen  wir  auszugsweise  Frantz^^j; 
zugleich  fügen  wir  eine  Spalte  über  die  Preissteigerung  bei. 


1819  —  1822. 

1856-1857.         J^2s. 

1  weim.  Scheffel  Roggen 

1  Thlr 

.15  Sgr.  — Pf. 

3  Thlr.  4  Sgr. 

—  Pf.  1:2,08 

1     -          -       Weizen 

2     - 

18    -       7   - 

4 

-     4    - 

8  -    1:1,59 

1     -          -       Linsen 

2     - 

11    -       7  - 

3 

-  19    - 

10  -    1:1,53 

1     -          -       Erbsen 

2     - 

26 

3 

-     7    - 

1:1,13 

1      -          -       Kartoffeln 

—    . 

17    -    10  - 

1 

-     2    - 

8  -    1:1,82 

1  Pfund  Speck 

—    . 

6    -    10  - 

— 

-  10    - 

2  -    1:1,49 

1     -      Butter 

—    - 

5    -      4  - 

— 

-     9    - 

2  -    1:1,72 

1  Schock  Eier 

—    - 

13    -      3  - 

— 

-  22    - 

6  -    1:1,70 

1  Pfund  Rindfleisch 

—    - 

2    -      4  -  ■ 

— 

-     4    - 

-  -    1:1,71 

47)  Daselbst  S.  77. 

48)  Vergl.  den  1.  Theil  dieser  Abhandlung  S-  391. 

49)  Frantz,  Handbuch  der  Statistik.     Breslau  1864.     S.  517. 
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1819-1822.  1856-1857.  ,.Z^^-' 

haltniss. 

1  Pfund  Kalbfleisch  —  Tlilr.    1  Sgr.   6Pf.  — Thlr.  2  Sgr.    2  Pf.  1 : 1,44 

1      -       Hammelfleisch  —  -      2   -      3 3   -       5-1:1,52 

1     -      Schweinefleisch  —  -      2-11 -4-       8-    1:1,60 

1  Eimer  einfaches  Bier  1  -    22   -    10  -    2     -  14 1:1,40 

1  Pfund  Brennöl  —  -       3-      9 -5-      5-    1:1,44 

1  Klafter  hartes  Scheitholz  4  -     15 7    -  10 1:1,63 

1      -    weiches        -  3  -     18 5     -  10 1:1,48 

Die  Resultate  dieser  Zusammenstellung  harmorniren  mithin  vollkom- 
men mit  denen  der  beiden  vorhergehenden  Tabellen  ^^). 

Wie  bereits  weiter  oben  ausgeführt  wurde,  kann  man  jedoch  diesen 
Zahlen  noch  keine  strenge  Beweiskraft  beimessen,  da  es,  um  zu  einem 
ganz  unanfechtbaren  Schlüsse  zu  gelangen ,  nothwendig  ist ,  die  Verän- 
derungen im  Geldwerthe  zu  fixiren.  Lenken  wir  deshalb  auf  den  zweiten 
oben  angedeuteten  Weg  ein,  der  uns  zu  einem  sicheren  Resultate 
führen  wird.  Er  besteht  darin,  die  in  verschiedenen  in  Verbindung 
stehenden  Cult urländern  zu  gleicher  Zeit  bestehenden  Frucht- 
preise einander  gegenüberzustellen  und  so  durch  Vergleichung  aufzu- 
finden, ob  hier  oder  dort  bedeutende  Preisdifferenzen  erscheinen. 
Ergeben  sich  solche  —  vergl.  die  oben  erfolgte  Auseinandersetzung 
über  die  Eigenthümlichkeiten  des  Geldes  —  so  ist  der  evidenteste  Be- 
weis geliefert,  dass  die  Geldwerthschwankungen  nicht  alleinigen  Ein- 
fluss  geübt  haben,  dass  vielmehr  die  Ursachen  der  Preisverschiedenheit 
in  der  Art  der  Production  selbst  begründet  liegen.  Ergiebt  sich  z.  B., 
dass  in  rasch  aufblühenden  Ländern  oder  Ländern  mit  dichter  Bevöl- 
kerung, entwickelter  Industrie,  die  Fruchtpreise  niedriger  stehen  als 
in  weniger  ausgebildeten  Gegenden  —  also  entsprechend  den  Fabri- 
kationsartikeln —  so  ist  dies  ein  Beweis,  dass  mit  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  die  Herstellungskosten  sinken  und  ein  um  so  stärkerer  Be- 
weis, wenn  in  eine  solche  Periode  keine  Fortschritte  der  Landwirth- 
schaft  fallen;  gegentheilige  Thatsachen  würden  natürlich  auch  einen 
entgegengesetzten  Schluss  involviren.  —  Für  die  verschiedenen  Provinzen 
Preussens  liegen  uns  derartige  Aufzeichnungen  vor ;  ihrer  grossen  Wich- 


50)  Aehnliche  Aufnahmen  sind  im  Ganzen  wenig  vorhanden;  die  vorhandenen 
beweisen  aber  im  WesenUichen  durchaus  dasselbe  wie  die  oben  niilgetheillen  üeber- 
sichten.  Wir  verweisen  hier  nocli  auf  die  Zusammenstellung  der  Marktpreise  des 
Getreides  in  Berlin  seil  1G24  —  in  den  Millheilungen  des  slatislischcn  Bureaus  in 
Berlin  pro  1853  S.85ff.  —  ferner  auf  die  slalislisclion  iNachrichten  über  das  Gross- 
herzoglhum  Oldenburg,  herausgeg.  vom  statistischen  Bureau.     IV.  Heft  S.  37  ff. 
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tigkeit  halber  stellen  wir  die  wichtigsten  unter  Beifügung  einer  Spalte 
über  die  l»ev(")lkerung  hier  zusammen'^'). 
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Preis  des  berliner  Scheffels  in  Silhergroschen. 

Weizen 

1821/30 

45,0 

47,6 

45,8 

53,9 

51,9 

48,3 

55,6 

57,9 

1831/40 

56,3 

55,0 

56,7 

59,0 

51,6 

53,9 

62,8 

68,5 

1841/50 

67,3 

66,0 

68,7 

69,7 

65,2 

66,2 

76,4 

82,1 

1851/60 

83,9 

85,6 

88,5 

89,0 

85,2 

85,6 

93,8 

97,7 

Roggen 

1821/30 

26,5 

30,2 

29,8 

34,4 

36,7 

34,9 

40,4 

42,6 

1831/40 

33,5 

35,0 

37,2 

40,0 

35,4 

41,6 

47,0 

51,0 

1841/50 

42,1 

44,0 

45,6 

46,3 

46,2 

49,2 

56,5 

61,0 

1851/60 

57,2 

61,4 

63,0 

64,4 

64,2 

68,7 

73,7 

75,4 

Gerste 

1821/30 

19,3 

23,1 

21,0 

26,5 

27,9 

26,2 

29,9 

32,2 

1831/40 

24,9 

27,1 

27,0 

30,1 

28,1 

31,9 

35,6 

39,6 

1841/50 

31,9 

34,4 

33,3 

35,8 

35,9 

37,0 

42,8 

46,2 

1851/60 

45,4 

49,0 

47,3 

50,0 

50,5 

51,8 

56,5 

57,5 

Hafer 

1821/30 

14,6 

17,5 

16,8 

21,0 

20,8 

21,1 

19,6 

20,8 

1831/40 

17,8 

21,4 

20,5 

24.3 

20,3 

24,7 

22,6 

24,9 

1841/50 

22,0 

24,4 

24,6 

26,5 

24,3 

28,8 

25,4 

28,6 

1851/60 

31,4 

34,9 

35,1 

35,7 

33,0 

37,6 

34,4 

36,2 

Kartoffeln 

1821/30 

9,9 

10,5 

9,3 

12,2 

13,5 

14,3 

13,9 

14,1 

1831/40 

11,5 

11,2 

11,2 

12,3 

12,8 

15,1 

15,0 

14,9 

1841/50 

15,8 

14,0 

16,1 

14,5 

17,1 

16,8 

20,7 

20,7 

1851/60 

22,9 

19,7 

21,3 

19,9 

21,6 

22,2 

29,7 

29,6 

Auf  1  nM.  landwirth- 

schaftl.  benutzbaren 

Landes  leben .... 

3656 

3948 

3553 

5871 

7315 

5991 

6726 

10716 

Vorstehende  Zahlen  reden  lauter  und  überzeugender  als  bogenlange 
Raisonnements ;  zu  ihrer  Erläuterung  dürfte  kaum  etwas  hinzuzufügen 
sein:  die  dichtbevölkertsten  Provinzen,  besonders  Westphalen  und  Rhein- 
land ,  zeigen  die  höchsten  Preise  und  noch  auffälliger  würden  sich  die 
Differenzen  stellen,  wenn  aus  den  Ostprovinzen  nicht  enorme  Massen 
Getreide  ausgeführt  würden.  Dass  die  dichtbevölkertsten  Provinzen 
nicht  überall  die  stärkste  Preissteigerung  aufweisen,  erklärt  sich  eben- 


51)  Vergl.  Jahrbuch  für  die  amtliche  Statistik  des  preussiscben  Staatee.    II.  Jahr- 
gang.   Berlin  1867.    S.  118— 135. 
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falls  aus  letzterer  Thatsache;  der  Handel  hat  eben  nicht,  wie  Frantz 
will,  eine  preissteigernde,  sondern  eine  nivellirende  Tendenz. 

Aber  die  Beweiskraft  aller  derartigen  Zusammenstellungen  ist  an- 
gefochten worden  und  zwar  von  einem  Manne,  dem  in  der  Grund- 
rentenfrage eine  überaus  gewichtige  Stimme  zuerkannt  werden  muss, 
von  Rodbertus.    Prüfen  wir  seine  Einwürfe: 

1)  Zunächst  stellt  Rodbertus  unserer  Tabelle  eine  andere  gegen- 
über**), welche  darthut,  dass  der  berliner  Weizenpreis  1817  bei  einer 
Gesammtbevölkerung  des  preussischen  Staates  von  10,536,571  Köpfen 
2  Thlr.  18  Sgr.  betrug,  während  er  1843  bei  einer  Bevölkerung  von 
15,471,765  Einwohnern  auf  1  Thlr.  25  Sgr.  7  Pf.  gesunken  sei.  —  Eine 
Zusammenstellung  wie  die  erwähnte  kann  aus  naheliegenden  Gründen 
nicht  als  beweiskräftig  angesehen  werden,  denn  einmal  kann,  wie  oben 
des  Weiteren  ausgeführt  wurde,  aus  nur  einer  Zahlenreihe  nichts  End- 
gültiges hergeleitet  werden  und  andererseits  ist  es  sicherlich  ein  höchst 
bedenkliches  Wagestück,  den  Preis,  wie  er  sich  an  nur  einer  Stelle 
bildet,  zu  der  Bevölkerung  eines  ganzen  grossen  Staates  in  Beziehung 
zu  bringen.  Einer  näheren  Prüfung  der  Richtigkeit  der  absoluten  Zahlen 
möchte  es  daher  kaum  bedürfen. 

2)  behauptet  Rodbertus,  dass  da,  wo  ein  Steigen  des  Geldpreises 
bemerklich  sei,  dasselbe  aus  dem  gefallenen  Silberwerth  erklärt  werden 
müsse.  Es  ist  bereits  dargethan,  wie  es  nur  einen  Weg  giebt,  um 
über  den  Einfluss  der  Geldwerthveränderungen  auf  die  Preise  der  Dinge 
in's  Klare  zu  kommen.  Rodbertus  giebt  nichts  weniger  als  diesen 
Beweis ;  einige  nackte  Zahlen  über  den  Umfang  der  Ausprägung  nützen 
in  diesem  Falle  nichts. 

3)  behauptet  Rodbertus,  dass  mit  der  Zunahme  der  Volksdichtig- 
keit  der  Getreidepreis  nicht  immer  zu  steigen  braucht.  Dies  ist  ein 
Satz,  dem  man  aus  voller  Ueberzeugung  zustimmen  darf;  aber  freilich 
folgt  auch  hieraus  nicht  die  Unhaltbarkeit  des  von  Rodbertus  ange- 
griffenen Standpunktes.  Denn,  wer  wollte  leugnen,  dass  gerade  in 
volksdichteren  Ländern,  da,  wo  der  Pulsschlag  des  wirthschaftlichen 
Lebens  am  regsten,  Verbesserungen  aller  Art  rasch  einander  folgen 
können,  dass  hierdurch  nicht  allein  das  Steigen  des  Getreidepreises  zeit- 
weilig gehindert,  sondern  derselbe  sogar  gesenkt  zu  werden  vermag. 
Dies  ist  eine  Annahme,  welche  selbst  der  so  viel  geschmähte  Ricardo 
vollständig  anerkennt  und  würdigt;  man  gefällt  sich  heute  ungemein 
darin,   —  auf  einschlagende  Punkte   wird  uns   die  Untersuchung  noch 


62)  Rodbertus,  Sociale  Briefe  an  v.  Kirch  mann.     3.  Brief.     S.  249. 
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führen  —  jenen  Volkswirth  als  einen  Apostel  der  unbedingten  Un- 
productivität  hinzustellen,  während  ihm  nichts  ferner  gelegen  hat,  als 
die  Aufstellung  einer  suldr  schr(jften  Behauptung.  Er  tritt  im  Wesent- 
lichen lediglich  für  die  Wahrheit  in  die  Schranken,  dass  trotz  aller 
Verbesserungen,  deren  Eintluss  er  gebührend  würdigt,  allmählig  mehr 
Arbeit  zur  Erzeugung  eines  gleichen  Ertrages  verwendet  werden  nmss. 
—  An  jenen  Einwand  aber  knüpft  Rodbertus  eine  Bemerkung,  die 
scharfsinnig  und  interessant  ist.  Darnach  ist  es  durchaus  falsch,  Volks- 
dichtigkeit und  Preise  zur  Entscheidung  der  Streitfrage  in  gegenseitiges 
Verhältniss  zu  bringen,  sondern  man  muss  »das  Verhältniss  der  abso- 
luten Bevölkerung  zu  der  Quantität  vorhandenen  Ackerlandes  den  Ge- 
treidepreisen gegenüberstellen«.  Eine  derartige  Combination  muss  je- 
doch, so  verführerisch  sie  im  ersten  Augenblicke  er:5cheint,  verworfen 
werden,  da  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  einer  Provinz,  die  einen 
hohen  Preis  aufweist,  auch  eine  hohe  Ackerzahl  kommen  kann,  während 
die  Erlangung  von  Lebensmitteln  mit  gestiegenem  Aufwände  verknüpft 
ist.  Denn  zunächst  kömmt  es  ganz  darauf  an ,  in  welcher  Weise  die 
Concentrirung  der  Bevölkerung  stattfindet;  es  ist  möglich,  dass  in  einer 
und  derselben  im  Ganzen  dicht  bevölkerten  Provinz  die  verschiedensten 
landwirthschaftlichen  Systeme  bestehen,  so  dass  neben  den  intensivsten 
Boden  ersparenden  die  extensivsten  Boden  verschlingenden  zu  finden 
sind.  Aber  wenn  dies  selbst  nicht  der  Fall,  angenommen  also,  dass 
durchgängig  die  Landwirthschaft  intensiv  betrieben  wird,  so  kann  doch 
eine  Provinz  mit  höchstem  Preise  eine  bedeutende  Ackerzahl  pro  Kopf 
aufweisen,  eine  höhere  vielleicht  als  Provinzen  mit  niedrigem  Preise,  und 
gleichwohl  ist  nicht  der  mindeste  Grund  vorhanden,  deshalb  an  der 
Richtigkeit  der  Wechselbeziehung  zwischen  Preisen  und  Volksdichtigkeit 
zu  zweifeln.  Der  Beweis  für  diese  Behauptung  liegt  einfach  darin,  dass 
die  Ländereien  doch  unverhältnissmässig  mehr  leisten  müssen  als  in 
wenig  industriellen  Distrikten;  sie  müssen  eben  Stoffe  zur  Verarbeitung 
liefern,  die  vielleicht  erst  in  einem  anderen  Erdtheile  consumirt  werden. 
So  können  Fabriken  der  verschiedensten  Art  bestehen ,  welche  für  Mil- 
lionen über  die  ganze  Erde  verbreiteter  Consumenten  produciren;  die 
einen  verarbeiten  Wolle,  deshalb  macht  sich  Schafzucht  in  ausgedehntem 
Massstabe  und  mithin  auch  ein  viel  grösserer  Bedarf  an  zu  bebauendem 
Lande  nöthig  als  anderswo ;  oder  es  wird  die  Zuckerfabrikation  in  gross- 
artigem Umfange  betrieben,  das  setzt  einen  ausgedehnten  Anbau  von 
Zuckerrüben  voraus  u.  s.  w.  Beachtet  man  solche  Verhältnisse  nicht, 
so  kommen  natürlich  eine  ganze  Anzahl  Factoren  in  die  Rechnung,  die 
üothwendig  ein  durchaus  verkehrtes  Resultat  zu  Tage  fördern  müssen. 
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Kurz,  um  richtig  zu  gehen,  wäre  es  nothwendig,  die  Bevölkerung  in 
dem  Verhältnisse,  als  die  Production  das  eigene  Bedürfniss  übersteigt, 
zu  erhöhen  oder  mau  müsste  die  durch  Producte  für  fremde  Zwecke 
occupirten  Flächen  von  dem  gesammten  bebauten  Lande  in  Abzug  brin- 
gen; alsdann  würde  sich  selbstverständlich  eine  bedeutend  zusammen- 
geschmolzene Verhältnissziffer  der  Bevölkerung  zur  »Quantität  des 
Ackerlandes«  ergeben.  Dies  ist  aber  eine  so  ungemein  schwierige,  fast 
unmögliche  Arbeit,  dass  man  dieselbe  und  um  so  mehr,  da  sie  als  über- 
flüssig erscheint,  füglich  bei  Seite  lassen  kann. 

4)  Rodbertus  gesteht  zu,  dass  grössere  Volksdichtigkeit  mit  hö- 
heren Preisen  zusammenfallen  kann ,  er  erklärt  dies  Zusammentreffen 
aber  aus  anderen  Umständen  als  der  verminderten  Productivität. 

a.  Eine  Ursache  ist  die  von  Thünen  angegebene:  die  Transport- 
kosten vertheuern  das  Getreide,  nicht  aber  clie  schwierigere  Hervor- 
bringung. 

Der  eben  angeführte  Satz  »die  Transportkosten  vertheuern  das 
Getreide«  ist  so  einleuchtend,  dass  jeder  denkende  Mensch  denselben 
auerkennen  muss,  aber  die  Consequenzen ,  welche  er  im  Gefolge  hat, 
sind  von  einer  solchen  Bedeutung,  dass  z.  B.  diejenigen,  w^elche  gar 
keine  Grundreute  anerkennen,  in  bedeutende  Verlegenheit  gerathen  müs- 
sen und  auch  Rodbertus  zwingt  sich  durch  diese,  seine  eigenen 
Worte  zu  der  Erkenntniss,  dass  es  allerdings  einen  »Mehrgewinn« 
nicht  nur  bestimmter  einzelner  Grundstücke  giebt,  dass  die  Rente 
demnach  nicht  blos  von  einer  »Ziftergruppirung«  abhängen  kann  und 
dass  endlich  dieser  Mehrgewinn  um  so  mehr  in  die  Augen  springen 
muss,  wenn  vom  schlechteren  zum  besseren  Boden  übergegangen  wird. 
Aber  betrachten  wir  uns  dieses  Eingeständniss  etwas  genauer.  Der 
Fruchtpreis  wird  höher,  weil  fernerliegende  Ländereien  zur  Befrie- 
digung des  Bedürfnisses  beigezogen  werden  müssen.  Das  ist  zugegeben. 
Und  wann,  so  fragen  wir,  werden  ferner  gelegene  Ländereien  in  An- 
bau genommen?  Doch  jedenfalls  erst  dann,  wenn  der  Frucliti)reis  Pro- 
ductions-  und  Transportkosten  ersetzt;  man  wird  also  zunächst  mehr 
Kapital  auf  nähere  Ländereien  verwenden;  sobald  nun  aber  derartige 
Kapitalverwendungen  weniger  einträglich  werden  als  die  Bebauung 
neuen,  der  Qualität  nach  vielleicht  besseren,  der  Lage  nach  aber  schlech- 
teren Bodens,  wird  letzterer  zu  Hülfe  genonnuen.  Der  tiefere  Grund 
ist  also  immer  abgenommene  Productivität.  —  Bei  dieser  Gelegenheit 
kann  passend  der  auf  einem  ähnlichen  Trugschlüsse  beruhende  eben- 
falls Rodbertus' sehe  Einwand  geprüft  werden,  des  Inhalts,  dass  der 
Productenpreis  gar  nicht  zu  steigen  brauche,  um  die  Bebauung  schlech- 
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teren  Bodens  zu  ermöglichen,  dass  mithin  eine  Preissteigerung  der 
Pruducte  aus  Anlass  wachsender  Unproductivität  nicht  vorkommen 
könne,  indem  man  einfacli  ein  cxtensivei'e.s  System  wähle.  Hierin  liegt 
ein  vollkommener  Widerspruch.  Einestheils  also  wird  zuge.standeü, 
dass  ein  Uebergehen  zu  einem  Systeme  erfolgen  könne,  welches,  weil 
es  einen  extensiveren  Charakter  habe,  die  Bebauung  .selbst  schlech- 
terer Bodenclassen  bei  gleichem  Preise  zulasse;  andcrntheils  wird  geleug- 
net, dass  überhaupt  eine  Preissteigerung  zu  Folge  zunehmender  Unpro- 
ductivität eintrete.  Leuchtet  nun  aber  picht  auf  das  Schlagendste  ein, 
dass,  um  zu  einem  extensiven  System  seine  Zutiucht  nehmen  zu  kön- 
nen, das  Getreide  bereits  eine  Preissteigerung  erfahren  haben  muss? 
dass,  sobald  man  auf  schlechterem  Boden  bei  extensiverem  Systeme 
mit  gleichem  Aufwände  gleichen  Ertrag  erzeugt,  bei  Anwendung  des 
gleichen  Systems  auf  deii  fruchtbareren  Bodenclassen  die  auf  letzteren 
erzeugten  Früchte  im  Preise  sich  niedriger  stellen  müssen  als  die  auf 
den  schlechteren  Bodenclassen  producirtenV  Kann  aber  der  Preis  sin- 
ken, so  muss  er  vorher  gestiegen  sein  und  er  ist  gestiegen  zu  Folge 
der  Anwendung  eines  bestimmten  Systems.  —  Es  kann  kaum  einen 
entscheidenderen  Beweis  für  die  relative  Abnahme  der  Productivität 
des  Landbaues  geben  als  grade  die  Existenz  verschiedener  Systeme. 
Wie  erklärte  sich  auch  sonst  die  interessante  Thatsache,  dass  An- 
siedelungen einzelner  Europäer  in  Amerika  zu  Grunde  gegangen  sind, 
indem  sie  die  intensive  Wirthschaftsweise  ihrer  alten  auf  die  neue  Hei- 
math übertrugen!  Für  solche  Verhältnisse  ergiebt  sich  endlich  mit 
zwingender  Nothwendigkeit  die  Einführung  der  extensiven  Wirthschaft;  da 
nun  in  vielen  alten  Ländern  der  intensive  Betrieb  hoch  ausgebildet  ist, 
so  muss  der  Fruchtwerth  gestiegen  sein. 

b.  Den  zweiten  Erklärungsgrund  für  die  Thatsache,  dass  die  Frucht- 
preise in  manchen  volksdichten  Ländern  hoch  stehen,  erblickt  Ptod- 
bertus  in  der  Löhnungsweise  der  arbeitenden  Classen,  in  der  Ver- 
drängung des  Naturallohnes  durch  den  Geldlohn;  er  glaubt,  dass  durch 
diese  Modification  der  Löhnung  der  nun  massenhaft  auftretende  Begehr 
nach  den  nothwendigsten  Lebensmitteln  die  Preise  in  die  Höhe  treibt. 
—  Auch  das  beweist  Nichts.  Zunächst  ist  niclit  zu  begreifen,  weshalb 
das  Angebot  sich  nicht  ganz  in  demselben  Verhältnisse  einstellen  soll 
und  wenn  dies  der  Fall,  so  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  1000  Per- 
sonen, von  denen  je  eine  10  Scheffel  Korn  begehrt,  vorhanden  sind 
oder  100  Personen  mit  dem  Bedürfniss  von  je  100  Scheffeln?  Aber 
überdies  geht  der  Streich  Kodbertus'  völlig  in  die  Luft,  sobald  man 
erwägt,   dass  ja  iu  den  seltensten  Fällen  die  Arbeiter  ihren  Getreide- 
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bedarf  —  und  auf  diesen  als  den  wichtigsten  Factor  kömmt  es  doch 
hier  hauptsächlich  an  —  direct  auf  dem  Markte  einkaufen ,  sondern 
dass  dieselben  vielmehr  ihren  Bedarf  an  Mehl,  Brod  u.  s.  w.  von  dem 
Müller  resp.  Bäcker  beziehen,  in  deren  Personen  sich  demnach  der 
Begehr  der  Arbeiter  nach  den  bezüglichen  Rohstoffen  gleichsam  ver- 
körpert, concentrirt,  so  dass  also  von  einem  massenhaften  Detailbegehr 
nach  Rohstoffen  gar  keine  Rede  sein  kann. 

c.  Den  Hauptgrund  der  Preissteigerung  aber  sieht  Rodbertus 
darin,  dass  in  allen  reicheren  Ländern  der  Geldwerth  abnehme,  nie- 
driger stehe  als  in  ärmeren,  und  hieraus  will  er  in  erster  Linie  die 
Thatsache  erklärt  wissen ,  dass  »in  allen  reicheren  Ländern  manche 
Waaren  des  nothwendigsten  Bedürfnisses,  namentlich  Brod  und  Fleisch 
höher  stehen  als  in  ärmeren«. 

Diese  Anschauung  ist  schon  weiter  oben  beleuchtet  worden  und 
so  mögen  nur  noch  einige  Bemerkungen  Platz  finden.  Rodbertus 
stellt  zum  Beweise  seiner  Behauptung  Californien  und  Sibirien  gegenüber. 
Ob  Californien  ein  reiches  Land  genannt  werden  kann,  mag  dahin 
gestellt  bleiben,  sicherlich  besitzt  es  nur  einen  ganz  einseitigen  Reich- 
thum.  Jedenfalls  aber  ist  die  Behauptung  aufrecht  zu  erhalten,  dass  der 
angebliche  niedrige  Werth  des  Goldes  in  dem  wirklich  hohen  Werth 
anderer  Dinge  seinen  Grund  hat;  denn  einmal  ist  es  oft  mit  der  grössten 
Arbeit  verknüpft,  die  nothwendigen  Lebensmittel  zu  beschaffen  und 
dann  herrscht  dort  zur  Zeit  noch  die  Sucht,  mühelos  oder  höchstens 
durch  eine  momentane  harte  Anstrengung  Reichthum  zu  gewinnen,  welche 
zu  jeder  anderen  als  zu  ehilicher  anhaltender  Arbeit  —  und  die  er- 
fordert der  Landbau  —  hinführt.  Dass  unter  derartigen  Umständen 
»exorbitante«  Preise  an  der  Tagesordnung  sind ,  ist  so  natürlich ,  dass 
es  Wunder  nehmen  könnte,  wenn  es  anders  wäre.  Das  andere  Bei- 
spiel ,  nach  welchem  in  verschiedenen  Gegenden  Sibiriens  wahrhaft  ko- 
misch-niedrige Preise  bestehen,  findet  seine  einfache  Erklärung  durch 
die  Transporthinderuisse.  Fasst  man  hingegen  Culturländer  in's  Auge, 
d.  s.  solche,  über  die  sich  das  Verkehrsnetz  erstreckt,  die  keine  un- 
nahbaren Inseln  inmitten  des  wirthschaftlichen  Stromes  bilden,  und  hier- 
auf dürfte  es  im  vorliegenden  Falle  lediglich  ankommen ,  da  jene  ex- 
tremen Fälle  wohl  einen  schätzbaren  historischen  Beitrag  liefern,  aber 
zur  endgültigen  Entscheidung  wissenschaftlicher  Streitfragen  von  gar 
keinem  Belang  sind,  so  muss  die  Behauptung,  nach  welcher  der  Geld- 
werth in  den  Culturländern  im  Allgemeinen  der  gleiche  ist,  auf  das 
Bestimuiteste  aufrecht  erhalten  werden.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  passt 
die  Erklärung  der  auch  von    Rodbertus  angenommenen  Thatsache, 
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dass  die  Preise  nothwcndiger  Lebensmittel  in  reichen  Ländern  höher 
stehen  als  in  ärmeren,  auf  das  Vortrertlidiste;  nändidi,  die  Preise  sind 
höher,  weil  diclitere  IJevölkerunjj:,  gesteigerte  Industrie  dem  Boden 
mehr  zumuthet  als  anderswo,  su  dass  derselbe  wachsender  Ausnutzung 
immer  zäherem  \Vi(lerstand  entgegensetzt.  — 

Die  Heweiskrutt  der  oben  mitgetheilten  Tabelle  dürfte  daher  uner- 
schüttert sein. 

I»oi  Uni  ersuchung  der  eben  behandelten  Verhältnisse  drängt  sich 
unwillkürlich  die  Trage  auf:  sollten  keine  l-orsclumgen  existiren,  welche, 
auf  den  thatsächlichen  Prod  uct  ionsbedi  ngungen  fussend, 
die  Peziehungen  der  Preise  zu  den  landwirthscliaftliclien  Wirthschafts- 
systemeu  nachweisen  V  Ist  dies  der  Pall,  erfährt  man  z.  B. ,  da.ss,  um 
den  Betrieb  auf  eine  gewisse  intensive  Art  einrichten  zu  können ,  der 
Fruchtpreis  höher  stehen  muss  als  bei  Anwendung  eines  beliebigen  an- 
deren Systems,  und  weiss  man  andererseits,  dass  derartige  Betriebs- 
weisen wirklich  existiren,  so  kann  auch  nicht  der  leiseste  Zweifel  mehr 
gehegt  werden,  dass  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  in  geringerem  Ver- 
hältnisse zugenommen  hat  als  das  darauf  verwendete  Kapital.  Solche 
Untersuchungen  existiren  nun  in  der  That  und  zwar  in  meisterhafter 
Weise.  Die  geschichtliche  Entwicklung  hat  uns  bgi'eits  darauf  hinführen 
müssen,  nämlich  auf  den  »isolirten  Staat«  Thünen's.  Während  wir 
aber  dort  nur  im  Allgemeinen  einen  Blick  in  die  vonThünen  gewählte 
Construktion  seines  Gemäldes  und  auf  die  Pesultate  desselben  eröffnen 
konnten,  nmss  hier  einiges  zur  Beantwortung  der  in  diesem  i^.  aufge- 
stellten Frage  erforderliche  Detail  gegeben  oder  doch  darauf  hinge- 
wiesen werden.  Auf  Grund  genauer  Berechnungen,  die  man  am  ge- 
eignetsten selbst  an  Ort  und  Stelle  nachsieht,  kommt  Thünen  zu 
folgenden  Sätzen : 

1)  Der  Werth  des  Getreides  nimmt  ab  mit  der  grösseren  Entfernung 
vom  Marktplätze^^). 

2)  Je  mehr  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens  abnimmt,  desto  kostbarer 
wird  die  Erzeugung  des  Getreides^*). 

3)  Niedrige  Kornpreise  und  geringe  Fruchtbarkeit  des  Bodens  haben 
auf  die  Bewirthschaftungsart  eine  und  dieselbe  Wirkung:  beide 
führen  zur  Dreifelderwirthschaft '"'')  ^^). 


53)  Tluünen  a.  a.  0.  S.  30. 

54)  Derselbe  S.  36. 

55)  Derselbe  S.  37  ff,,  81.  Ein  interessantes  Tableau  über  die  belgische  und 
mecklenburgische  Wirthscliaft  auf  S.  96.  97;  aus  den  angeiiänglen  Bemerkungen  Iheilen 
wir  Einiges  mit :  Die  belgische  ^VirlllSchaft  bedarf  zur  Produclion  von  10,56  Körnern 
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3.    Die  speciiischen  Eigenthümlichkeiten  der  einzelnen  Theorieen. 

A.  Smith 
geht  von  einer  Voraussetzung  aus,  die  als  durchaus  unhaltbar  erscheinen 
muss,  ja,  die  Smith  in  die  unverkennbarsten  Widersprüche  verwickelt 
hat.  Er  vindicirt  den  Nahrungsmitteln  die  Eigenschaft,  eine  Rente 
für  den  bezüglichen  Boden  abzuwerfen,  weil  die  Nachfrage  stets  stärker 
sei  als  das  Angebot,  d.  h.  mit  anderen  Worten:  der  Vermehrungstrieb 
der  Menschen  eilt  der  Production  der  erforderlichen  Lebensmittel  stets 
voran.  Nehmen  wir  vorläufig  diese  Behauptung  als  wahr  an  und  prüfen 
wir  zuvörderst,  wie  sich  die  sonstigen  Anschauungen  A.  Smith 's  zu 
deren  Basis  verhalten?  Da  fällt  es  denn  in  erster  Linie  auf,  dass 
Smith  trotz  der  mit  wahrem  Grausen  erfüllenden  Voraussetzung  einen 
natürlichen  Uebcrschuss  annimmt,  welcher  nach  Erstattung  des  Ar- 
beitslohnes und  Kapitalaufwandes  zurückbleibe.  Einestheils  also  ein 
verhängnissvolles  Geschick,  welches  die  Rente  entstehen  lässt,  und 
andererseits  ein  recht  dankenswerthes  Geschenk,  das,  ohne  irgend 
einer  Klasse  Entbehrung  aufzuerlegen,  den  Bodenbesitzern  in  den 
Schooss  fällt.  Aber  eine  noch  grössere  Inconsequenz  tritt  hervor, 
wenn  Smith  zu  dem  Resultate  kömmt,  dass  trotz  der  selbst 
durch    den    Mangel    an    Nahrungsmitteln    nicht   gezügelten,    sondern 


auf  100,000  Quadratrutlien  eines  Reichlhums  von  73,130o  —  692.SO  p,o  1  Kor.i;  die 

mecklenhurgisühe  49,730  resp.  4710.     Bei  einem  Erliage   von  5,68  Köinein  der  bel- 

gisclieii  Wiillischaft  enthält  der  Acker  noch  39,334",  die  Landiente  sciuvindel  auf  0; 

ein  Acker  gleicher  Qualität  durch  Koppehvirlhschaft  genulzl,  giebt  einen  Ertrag  von 

39334 

-r—, —  ^  8,35  Körnern    und   eine    Landrenle    von    925,1  Thlr.     Gleicher    Reiclitlium 

4/10 

ist  enthalten  in  der  K.  W.  von  10,56  und  der  belgisclien  von  7,18  Körnern,  nämlich 
49,730";  hiervon  giebt  erslere   eine  Landrenle  von  IbOO,  letztere  von  8.i4,3  TliUn. 

56j  Auch  Schmoller  sucht  in  einer  uuvollendeicn  in  den  ,,Miilheilungen 
des  landwirlhschatlliihen  Instituts  der  llniver>ilät  H.UIe*'  Jalirg;iiig  lob.)  ent- 
haltenen Abhandlung  die  iNolluvt- ntügkeit  darzutimn,  mit  steigendem  Aufnande  Pro- 
ducte  zu  erzeiigfU.  Seine  Mncliueise  schöpft  er,  sehr  in's  iietail  gehend,  haupt- 
sächlich aus  T  hü  neu  und  Viebahn.  Hierbei  ist  zu  bemerken,  dass  die  ursprüng- 
liche Verschiedenheil  in  der  Fruchtbarkeit  durchaus  nicht  als  das  wichtigste  Moment 
in  der  Grundrentenfrage  erscluinl.  Der  Einwand  Rodberlus',  dahin  zielend,  dass 
überall  seilen  IJnlernchmungen  gefunden  würden,  die  unler  gleichen  Bedingungen 
produciren,  isl  sicheriicii  nicht  ungerechtfcriigt.  Das  ILuipigew  iclil  liegt  viel- 
mehr in  der  Frage,  ob  es  noihwendig  wird,  mit  unergiebigeren  Kapitalzusälzen  zu 
wirihschaften.  Diesen  hervorstechend  wiciitigslen  Punkt  wurdigl  Sclimoller  nicht 
genug,  indem  er  hauplsächlich  bestrebt  isl,  die  Wirkungen  des  Unterschiedes  der 
natürlichen  Fruchtbarkeit  und  Lage  zu  betonen. 
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unanfhaltsam  und  dann  naturgemäss  progressiv  zunehmenden  Vermehrung 
der  Mciischrii  die  Kilaiij^unj,'  von  Nahrun^'sniittehi  leichter  werde,  denn 
entweder  niuss  er  jene  Vurausset/nn^^  ^'änzlich  fallen  lassen  oder  er 
muss  zu  dem  },'egentlieiligen  Ergebnisse  kommen.  Wie  wäre  es  denkbar, 
dass  Verbesseiungen  in  der  Prodnction  die  Wirkun^'en  jenes  ehernen 
Gesetzes  auf  die  Dauer  zu  hemmen  vermöchten  y  Die  Nachfrage  würde 
mehr  und  meliv  steigen,  das  Angebot  immer  weniger  im  Stande  sein, 
dieselbe  zu  befriedigen;  aus  diesem  Widerstreite  zwischen  Menschen- 
fülle  und  Nahrungsmangel  müsste  nothwendig  eine  ungeheuere  Preis- 
steigerung herauswachsen,  und  die  schliessliche  Folge  der  Untergang 
eines  Theiles  der  Menschheit  sein.  —  An  jene  hervorgehobene  Inconse- 
quenz  knüpft  sich  nun  unmittelljar  der  Schlu.ss,  dass  das  Intere.sse  der 
bevorzugten  und  der  übrigen  Klassen  innig  zusammenschmelze,  denn 
mit  der  Vermehrung  der  Menschheit  nehme  durch  Vervielfältigung 
der  Rente  das  Einkommen  der  Grundbesitzer  zu  und  zugleich  gewinnen 
die  anderen  Klassen  durch  die  eintretende  Verwohlfeilerung.  —  Wie 
verhält  es  sich  nun  mit  dem  fraglichen  Grundgedanken,  dass  die  Nach- 
frage dem  Angebote  stets  voraneile V  A.  Smith  konnte  von  dem  Auf- 
schwünge der  Landwirthschaft,  von  der  ungeheueren  Productionskraft 
intensiv  bewirthschafteter  Ländereien  keine  Ahnung  haben  —  er  redet 
zwar  von  zunehmender  Vermehrung,  geräth  aber  zugleich,  wie  wir  sahen, 
in  solch'  unlösbare  Widersprüche,  dass  jene  Behauptung  vollständig 
werthlos  wird  und  in  sich  zusammensinkt.  Die  Möglichkeit  vollständiger 
Befriedigung  der  Nachfrage  können  wir  a  priori  wenigstens  für  unsere 
Zeiten  und  auch  noch  für  eine  geraume  Spanne  der  Zukunft  als  Axiom 
hinstellen.  Damit  ist  aber  erst  die  eine  Seite  der  Frage  erledigt;  Mög- 
lichkeit der  Befriedigung  und  wirkliche  Befriedigung  ist  etwas  sehr  Ver- 
schiedenes. Es  handelt  sich  deshalb  nun  um  die  Frage,  wird  die  Be- 
friedigung, d.  i.  die  Production  von  Nahrungsmitteln  nicht  schwieriger 
als  früher  zu  ermöglichen  sein?  Und  nimmt  die  Schwierigkeit  der 
Production  zu,  wie  gestaltet  sich  die  Zunahme  der  Bevölkerung?  Denn 
es  ist  klar,  dass  wenn  die  Bevölkerung  nicht  im  Stande  ist,  die  gestei- 
gerten Productionskosten  zu  ersetzen,  ganz  derselbe  Nothstand  wie  beim 
absoluten  Mangel  eintritt.  Der  vorangegangenen  Untersuchung  gemäss 
müssen  wir  steigende  Preise  annehmen.  Man  vergegenwärtige  sich  den 
Zwiespalt,  in  welchen  A.  Smith  mit  seinen  Grundanschauungen  gerathen 
müsste,  we-iin  er  seine  unglückliche  Bevölkerungstheorie  mit  der  An- 
nahme steigender  Preise  in  Verbindung  brächte.  Die  Widersprüche 
würden  dann  wahrhaft  ungeheuerliche  Dimensionen  annehmen;  sie  wur- 
den bereits  angedeutet.    Aber  die  Unrichtigkeit  des  Satzes,   dass  die 
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Nachfrage  stets  stärker  sei  als  das  Angebot,  wird  gegenwärtig  ziemlich 
ausnahmslos  von  den  Schriftstellern  jeder  Partei  zugestanden  und  wird 
in  der  Zukunft  mit  der  Aus  lehnung  statistischer  Forschungen  über  den 
Einfluss  der  wirlhschaftlichen  Zustände  auf  die  Bevölkerungsbewegung 
mehr  und  mehr  Bestätigung  finden.  Die  bis  jetzt  vorliegenden  For- 
schungen documentiren  auf  das  Schlagendste  die  Abhängigkeit  der  Be- 
völkerungsbewegung von  äusseren  p]inflüssen,  vor  Allem  von  der  Höhe 
der  Fruchtpreise  ^'^).   — 

Fragen  wir  schliesslich,  wodurch  wurde  Smith  zu  der  Ansicht 
geführt,  dass  das  Angebot  der  Nachfrage  nicht  zu  folgen  vermöge? 
Lediglich. durch  den  Glauben,  dass  selbst  die  schlechtesten  Grundstücke 
Rente  abwürfen.  Zugestanden,  diese  Annahme  hätte  Berechtigung, 
so  ist  der  Schluss,  den  A.  Smith  zieht,  noch  nicht  erwiesen.  Es  ist 
nämlich  noch  die  Folgerung  denkbar,  dass  die  Eigenthümer  eine  Rente 
beziehen,  nicht  deshalb  weil  das  Angebot  zu  schwach  ist,  sondern  weil 
sie  die  Macht  haben,  den  Arbeiter  auf  das  nothwendigste  Bedürfniss- 
raass  herabzudrücken,  so  dass  aller  Ueberschuss  aus  diesem  Grunde 
—  also  keinem  in  einem  unabwendbaren  Verhängnisse,  sondern  in  mensch- 
lichen Einrichtungen  fussenden  —  entsteht  ^^).  Wir  bemerken  also  schon 
hier,  dass  der  Satz,  ob  die  schlechtesten  Grundstücke  Rente  gewähren 
oder  nicht,  zu  den  Fundamentalsätzen  der  Theorie  gehört,  der  so  wich- 
tig ist,  dass  er  den  ganzen  Standpunkt  bedingt.  Ricardo  ist  sich 
der  Wichtigkeit  dieses  Punktes  wohl  bewusst  und  er  geht  deshalb  auch 
mit  der  schärfsten  Untersuchung  auf  ihn  ein.  Hiervon  hängt,  um  vor- 
läufig nur  eins  anzudeuten,  die  so  überaus  wichtige  Frage  ab:  ist 
Rente  blos  Mehrgewinn  des  einen  vor  dem  anderen  Grund- 
stücke oder  bildet  sie  noch  ein  besonderes  Einkommen? 

Say. 

Auch  Say  hält  die  Nachfrage  für  stark  genug,  um  von  jedem  be- 
bauten Grundstück  Rente  gewinnen  zu  können;  ebenso  erblickt  er  in 
der  hinreichenden  Productivität  des  Bodens  den  wirthschaftlichen  Grund 
der  Rente.    Während  aber  Smith  dieselbe  als  ein  Geschenk  betrachtet, 


67)  Vergl,  z.  B.  M  itt  heilun  ge  n  aus  dem  Gebiete  der  Slatislik.  K.  K. 
Ceniralcommission.     Wien  1867.     13.  Jahrg.  III.  Heft  S.  83  ff. 

V.  Sciieel,  Unlersuciiungen  über  den  Einfluss  der  Frucli  (preise 
auf  die  Bevölkerungsbewegung  in  diesen  Jaiirbücliern  Bd.  VI  Heft  3.  4.  und 
die  dort  in  Bezug  genommenen  Schriften. 

")8)  Da  die  Beliandluiig  tlifsor  Frage  iti  scliärferer  Durchführung  bei  Uodberlus 
wiederkehrt,  so  findet  sie  auch  erst  dort  Erledigung. 
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das  den  Grundei;;'enthnmern  zufalle  ohne  Kntf,'olt  ihrerseits  ^^j,  bemüht 
sich  Say  auch  noch  einen  rechtlichen  Grund  für  diese  Existenz  auf- 
zustöbern. Er  findet  denselben  in  der  Eigenthumsergreifung.  da  Stoff- 
production  ohne  Eigenthum  nicht  stattfände.  Diese  Logik  ruht  nun 
freilich  auf  sehr  schwachen  Fü.ssen.  Besitzergreifung  ist  Besitzergreifung: 
dann  müsstc  den  Eigenthüniern  der  unter  den.selben  iinssorcn  Umständen 
occupirten  Grundstücke  die  gleiche  Productivität  innewohnen,  welche 
sich  naturgeniäss  in  dem  Bezüge  der  gleichen  Rente  zu  äussern  hätte. 
Nun  behauptet  aber  Say  selbst,  dass  die  Renten  höchst  verschieden 
sein  können  und  überdies  werden  wir  später  sehen,  wie  sie  im  Laufe 
der  Zeiten  den  bedeutendsten  Veränderungen  unterliegen  und  zwar  durch 
rein  äussere  Verhältnisse  ohne  das  geringste  Zuthun  der  Grundeigner. 
Was  hat  also  der  Occupationsact  mit  der  Rente  zu  thun'.-'  Ueberdies 
ist  es  ja  gerade  das  Wesen  der  Say' sehen  Rente,  dass  .^ie  den  Ueber- 
schuss  bildet  über  Kapital-Ersatz,  Gewinn  und  Arbeitslohn.  Alle  wirk- 
liche Vergütung  kann  sich  jedoch  blos  auf  diese  drei  Factoren  beziehen. 
Mit  dem  gleichen  Rechte,  mit  welchem  nach  Say  der  Landeigner  Rente 
fordert  und  bezieht,  könnte  der  Fabrikant  verlangen,  dass  die  Pro- 
ducte  seiner  Maschine  nach  Erstattung  alles  Aufwandes  incl.  den  üb- 
lichen Gewinn  eine  Summe  übrig  lasse,  welche  ihn  dafür  entschädigt, 
dass  die  Maschine  sein  Eigenthum  sei ,  denn  »ohne  Eigenthum  keine 
Production«.  Die  Auffassung  Say 's  kann  demnach  unter  keinen  Um- 
ständen Geltung  beanspruchen. 

Auf  die  Frage  der  Productivität  der  Landwirthschaft  geht  Say  so 
wenig  als  Smith  gründlich  ein;  sie  beruhigen  sich  mit  der  Annahme, 
dass  dieselbe  immer  ergiebiger  werde,  dass  es  in  Bezug  auf  die  Hervor- 
bringungskosten  nichts  ausmacht,  ob  guter  oder  schlechter  Boden  be- 
stellt werde;  letzterer  gebe  zwar  weniger  Rente,  die  Erzeugungskosten 
seien  jedoch  dieselben. 

Die  geschichtliche  Entwickelung  musste  uns  auf  die  eigenthümlich 
beschränkte  Auffassung  Say's  von  der  Ricardo'schen  Theorie  hin- 
führen; sie  sticht  so  hervor,  dass  man  sie  mit  wenigen  Worten  auf 
ihren  wahren  Werth  zurückführen  kann.  Say  wiederholt  immer  und 
immer  wieder  die  Behauptung,  dass  Ricardo  und  seine  Anhänger 
das  Verhältniss  zwischen  Nachfrage  und  Angebot  ganz  unberücksichtigt 


59)  Dieser  Auffassung  niderspriclil  übrigens  die  Ansicht  Smitli's,  dass  die 
Rente  durch  menschliche  Einwirkung  eriiöhl  werde,  nicht  im  .Mindesten;  denn,  da 
die  Renie  einen  Beslandlheil  des  Preises  bildet,  letzterer  mithin  niclit  von  den 
H  er  V  0  rbri  n  gungskos  ten  bestimmt  wird,  so  muss  jede  Vermehrung  der  Pro- 
duction die  Rente  steigern. 
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lie?sen .  während  dies  doch,  wie  überall,  allein  als  massgebend  zu  be- 
trachten sei.  Dem  ist  nun  einfach  entgegenzuhalten,  dass  Ricardo 
jenes  Verhältniss  und  noch  dazu  recht  scharf  berücksichtigt;  er  be- 
hauptet nirgends  —  wie  Say  ihm  in  den  Mund  legt  —  dass,  sobald 
schlechtere  Grundstücke  in  Anbau  genommen  werden ,  die  Rente  der 
besseren  steige,  sondern  er  sagt,  sobald  sie  in  Anbau  genommen  wer- 
den müssen,  tritt  Letzteres  ein;  mit  anderen  Worten:  ist  die  Nach- 
frage stark  genug,  um  den  Anbau  unter  ungünstigeren  als  den  bis- 
herigen Verhältnissen  zu  ermöglichen,  erfolgt  derselbe  und  dem  zu 
Folge  steigt  die  Rente  der  besseren  Grundstücke.  Wir  sehen  somit, 
dass  auch  Ricardo  die  Bedeutung  von  Nachfrage  und  Angebot  voll- 
ständig anerkennt;  der  Unterschied  von  der  Say 'sehen  Auffassung  be- 
steht aber,  wie  schon  erwähnt,  darin,  dass  Ricardo  annimmt,  der 
Preis  der  Früchte  übersteige  nie  die  Hervorbringungskosten  auf  dem 
schlechtesten  Grundstücke ,  d.  h.  die  Höhe  der  Rente  hänge  zwar  von 
Nachfrage  und  Angebot  ab,  aber  letzteres-  vermöge  erstere  vollständig 
zu  befriedigen,  so  dass  nur  von  einer  Differenz  der  Erträgnisse  als 
Rente  die  Rede  sein  könne.  —  Die  Beschuldigung  Say's  zerfällt  dem- 
nach vollständig;  sie  beweist,  dass  er  die  Anschauung  Ricardo 's 
nicht  im  Entferntesten  erfasst  hat.  Uebrigens,  auch  wenn  Ricardo 
die  Grundanschauung  Smith 's  und  Say's  gelten  Hesse,  so  wäre 
damit  doch  der  Kern  seiner  Lehre  durchaus  nicht  widerlegt;  die  Rente, 
w  e  1  c  h  e  e  r  a  n  n  i  m  m  t ,  w  ü  r  d  e  a  1  s  d  a  n  n  V  i  e  1  m  e  h  r  n  0  c  h  a  n  w  a  c  h  s  e  n 
um  die  von  Smith  und  Say  behauptete. 

Rodbertus. 

Am  zwanglosesten  schliesst  sich  hier  die  Theorie  von  Rodbertus 
an;  auch  er  nimmt  steigende  Productivität  an,  freilich  auf  tiefere  Un- 
tersuchungen gestützt;  auch  er  erkennt  an,  dass  ein  Rest  zurückbleibe, 
welcher  nicht  in  der  Differenz  der  Erträge,  sondern  in  einem  die  Her- 
vorbringungskosten —  im  oft  gebrauchten  Sinne  —  übersteigenden  Ueber- 
schusse  bestehe.  Aber  Rodbertus  hütet  sich,  in  die  Widersprüche 
Smith's  zu  verfallen.  Er  räumt  ein,  dass  das  Angebot  von  Lebens- 
mitteln vollständig  zur  Deckung  der  Nachfrage  hinreiche,  dass  mithin 
von  einer  Rente,  wie  sie  Smith  und  Say  annehmen,  nicht  geredet 
werden  kann.  Die  Wirkung  der  Eigenschaft,  w^elche  Smith  den  Boden- 
producten  beilegt,  schreibt  Rodbertus  vielmehr  dem  Boden  selbst  zu 
und  kömmt  so  zu  Resultaten,  die  auch  Smith  bei  consequenter  Logik 
wenig«;ten«  zum  Theil  hätte  nncrkenncn  nuissen.  Nach  Rodbertus 
bewirkt  die  Rente  eine  Schmälerung  des  N'olkseinkommens  zu  Gunsten 
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einer  privilej,Mrtcn  Klasse;  die  Ursache  dieser  Bevorzu^nnf,'  liegt  in  dem 
Institute  des  Privateigenthuuis,  welches  die  Macht  verleiht,  die  Arbeiter. 
die  Besitzlosen  auf  den  nothwendigen  Unterhalt  herabzudrücken  und 
deshalb  allen  Ueberschuss  selbst  zu  cunsuniiren.  —  Während  also  Uod- 
bertus  von  ganz  ähnlichen  Voraussetzungen  wie  die  erwähnten  Schrift- 
steller ausgeht,  gelangt  er  doch  zu  Resultaten,  die  den  von  diesen  be- 
haupteten schroff  gegenüberstehen;  letztere  nehmen  die  innigste  Har- 
monie zwischen  den  Interessen  des  Arbeiters  und  des  Grundherrn  an. 
Rodbertus  verficht  die  vollständigste  Disharmonie,  denn  nach  ihm 
darbt  der  Arbeiter  nur,  damit  der  Grundbesitzer  um  so  besser  leben 
kann,  ersterem  kann  es  gleich  sein,  ob  die  Productivität  zu-  oder  ab- 
nimmt, er  ist  unter  allen  Umständen  auf  das  künnnerlichste  Dasein  an- 
gewiesen. Aber  der  wichtigste  Unterschied  zwischen  der  Auffassung 
Rodbertus'  und  Smith 's  liegt  darin,  dass  jener  keine  unabwend- 
bare göttliche  oder  naturgesetzliche  Einrichtung  in  den  be- 
stehenden Verhältnissen  erblickt,  sondern  nur  menschliche  Anordnung 
—  und  was  Menschen  schufen,  können  auch  Menschen  stürzen. 

Als  Hauptbasis  und  unterscheidendste  Eigenthümlichkeit  der  Rod- 
bert us 'sehen  Theorie  müssen  wir  also  den  Grundsatz  ansehen ,  dass 
die  besitzlose  Klasse  auf  das  Nothwendigste  beschränkt  bleibt.  Es  ist 
deshalb  in  erster  Linie  dieser  zu  beleuchten.  Die  Lohnstatistik 
liegt  zwar  jetzt  noch  so  in  den  ersten  Anfängen,  so  zu  sagen  in 
den  Windeln,  dass  sie,  der  doch  eine  Hauptstimme  eingeräumt  werden 
müsste,  kaum  zu  Hülfe  genommen  werden  kann,  um  die  Entwicklung 
der  Lohnverhältnisse  zu  constatiren.  Aber  zur  Entkräftung  der  Rod- 
bertus'sehen  Vorstellung  bedarf  es  nicht  einmal  eines  solchen  so  schwer 
zu  liefernden  Beweises.  Sobald  die  Behauptung  richtig  ist,  dass  das 
Eigenthum  die  Macht  verleiht,  den  Arbeiter  auf  den  nothwendigsten 
Unterhalt  zu  beschränken,  so  muss  derselbe  allüberall  auf  diesen 
untersten  Satz  beschränkt  sein.  Es  erscheint ,  und  hierin  darf  man 
sich  Kirchmann^")  vollkommen  anschliessen,  als  reine  Phrase,  davon 
zu  sprechen,  dass  der  nothwendigste  Unterhalt  mit  den  Veränderungen 
der  socialen  Zustände  Hand  in  Hand  gehe,  dass  er  von  »Sitten  und 
Gebräuchen«  abhänge.  Sobald  solche  Löhnungsmodificationeu  vor  sich 
gehen,  liegt  der  unverkennbarste  Beweis  vor,  dass  bei  der  Lohnfixirung 
noch  andere  Kräfte  als  die  faustrechtliche  Gewalt  des  Eigenthums  im 
Spiele  sind.  Denn,  muss  man  fragen  —  und  diese  Frage  ist  um  so 
mehr  berechtigt,    da  Rodbertus  lediglich  den  Egoismus  als  ein  die 


60)  Kirchmann  a.  a.  0.  S.  29. 


Geschichte  und  Kritik  der  Lehre  von  der  Grundrente.  419 

wirthscbaftlichen  Verhältnisse  beherrschendes  und  durchdringendes  Princip 
gelten  lässt  —  was  schiert  es  die  Eigenthümer ,  wenn  die  Arbeiter  die 
Mittel  zu  besserem  Lebensgenuss ,  denn  nichts  Anderes  ist  doch  die 
durch  höhere  Civilisation  bewirkte  Verfeinerung  der  »Sitten  und  Ge- 
bräuche«, begehren?  Das  soll  ja  grade  das  Kriterium  der  Rodbertus'- 
schen  Lehre  sein,  das  die  Arbeiter  sich  willenlos  unterwerfen  müssen. 
Sobald  nun  wirklich  eine  Verfeinerung  der  Lebensweise  eintritt,  kömmt 
man  mit  jener  Voraussetzung  in  ein  unverkennbares  Dilemma; 
denn  entweder  sind  die  besitzenden  Klassen  so  human,  diese  Verbesserung 
selbst,  aus  eigenstem  Antriebe  zu  gewähren  oder  —  auch  der  Arbeiter 
übt  dem  Eigenthum  gegenüber  einen  Einfluss.  Erstere  Annahme  muss 
nun  von  jedem,  aber  grade  ganz  besonders  vom  Rodbertus'schen 
Standpunkte  aus  unbedingt  verworfen  werden.  Man  sollte  zu  schönen 
Erklärungen  kommen ,  wenn  man  die  Lage  der  Arbeiter  in  Polen  oder 
Irland,  verglichen  mit  dem  Zustande  der  arbeitenden  Klassen  in  Amerika 
oder  England,  wo  der  strike,  das  Zwangsmittel  zur  Beschränkung  mensch- 
lichen Eigennutzes  an  der  Tagesordnung  ist,  aus  der  Verschiedenheit 
der  sittlichen  Beschaffenheit  der  Arbeitgeber  herleiten  wollte.  Muss 
aber  diese  Annahme  geleugnet  werden,  —  natürlich  nur  als  allgemeines 
Axiom  —  so  bleibt  kein  anderer  Erklärungsgrund  übrig,  als  der,  einen 
selbstbestimmenden  Factor,  einen  Schwerpunkt  in  dem  Arbeiter  zu 
suchen.  Diese  Auffassung  ist  die  einzig  berechtigte  und  übrigens  auch 
die  einzig  menschenwürdige,  sie  erkennt  den  Fortschritt  in  der  Gat- 
tung an,  das  Aufsteigen  von  Niederem  zu  Höherem.  Rodbertus  be- 
geht den  Fehler,  ein  Stadium  im  menschlichen  Entwicklungsprocesse, 
das  allerdings  oft  colossale  Zeiträume  umspannen  kann,  für  den  Pro- 
cess  selbst  zu  nehmen.  Dass  aber  diese  Entwicklung  besteht,  dass  sie 
hier  und  da  auch  zu  schöner  Blüthe  herangereift  ist,  darf  nicht  be- 
zweifelt werden.  Freilich  geht  sie  meist  nur  ganz  allraählig  vor  sich; 
hohes  Ziel  erfordert  harte  Arbeit.  Man  bedenke,  dass  geistiges 
und  wirthschaftliches  Wohl  Hand  in  Hand  geht,  dass  letzteres  von  er- 
sterem  wesentlich  abhängt;  man  bedenke,  dass  noch  heute  das  freie 
belebende  Wort  in  Fesseln  geschlagen  wird,  dass  Jahrtausende  vorüber- 
gezogen sind  und  wir  zweifelnd  —  in  der  Theorie  zweifelnd  —  vor  so 
unendlich  viel  ungelösten  Fragen  stehen;  kurz,  es  ist  das  Leos  der 
Menschheit,  nur  im  Schneckengange  ihren  grossen  Zielen  näher  zu  ge- 
langen. Trotz  der  in  der  Natur  der  Sache  begründeten  langsamen  Ent- 
wicklung, trotz  aller  Rückschritte  im  Einzelnen,  meist  hervorgerufen 
durch  die  Unterdrückuugs  -  und  Bcvormundungsgelübte  der  Leiter  der 
Gesellschaft,   kann   dem,   der   die  grossen  Phasen   der  Geschichte  mit 
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unpartciisch<^m  ruhif^cn  Blick  prüft,  nicht  entj,'ohen,  wie  der  Um?;chwung 
auf  freist ijieiri  und  deshalb  auch  wirthschaftlichem  Cjehietc  sich  voll- 
ziehen will.  Oder  wäre  der  Ui'l)er^'anf<  von  der  Natural-  zur  Geld-,  von 
der  Geld-  zur  Creditwirthschaft  kein  Beweis  für  das  fruchtbringende 
Vorwiirfsstreben  des  Menschen^reistes ;  wäre  der  Uebergang  von  der 
Sclaverei,  von  der  Leibeigenschaft  zur  persöidichen  Freiheit,  deren  Zug 
unvei-kennbar  auf  Herstellung  vollständiger  Gleichberechtigunji  der  ver- 
schiedenen Stände  hingeht,  keine  Aiicrkeiininig  des  gesteigerten  pjer- 
söiiliclien  und  daher  auch  wirtlischaftlichen  WeithcsV  Versuchen  wir 
es  nun,  dicsinn  Stan(Ii)unkte  gemäss  das  so  viel  be>trittene  Wesen  des 
Arbeitslohnes  zu  erhellen.  Fast  ohne  Au>nahine  bemüht  man  sich,  un- 
verrückbare Normen  aufzustellen,  in  welche  der  Lohn  unter  allen  Um- 
ständen sich  einzwängen  lassen  soll'*').  Man  übersieht  dabei  gänzlich, 
dass  der  Culturgrad  der  Arbeiterwelt  sowohl  wie  der  des  gesammten 
Staates  den  ent-  und  verschiedensten  Eintluss  äussern,  dass  die  in  einer 
früheren  Periode  mit  Nothwendigkeit  erwachsenden  Zustände  in  einer 
späteren  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  sind;  kurz,  es  werden  lediglich 
die  materiellen  physischen  Momente  in's  Auge  gefasstund  die  min- 
destens ebenso  wichtigen  ethischen  gänzlich  hintenangesetzt.  So 
z.  B.  ist  der  Satz,  die  Höhe  des  Lohnes  richtet  sich  nach  dem  Ver- 
hältniss  zwischen  Angebot  und  Begehr,  ein  sehr  geläutiger,  aber  unter 
keinen  Umständen  hat  er  unbedingte  Geltung.  Stehen  die  Arbeiter 
noch  tief,  ist  in  ihnen  das  Bewusstsein  ihrer  Bedeutung  noch  nicht 
wach  geworden,  sind  sie  gewöhnt,  sich  als  rechtlose  Maschinen  zu  be- 
trachten, so  ist  ihr  Loos  im  grossen  Ganzen  ein  sehr  trauriges,  denn 
wenn  auch  die  Arbeitsgeber  vortrefflich  im  Stande  wären,  ihren  Arbeitern 
ein  menschliches  Dasein  zu  verschaffen,  so  ist  doch  bei  den  Wenigsten 
der  Zwang  des  Sittlichkeitsgefülilcs  so  stark,  um  dieser  Gewissenspflicht 
zu  genügen  •*'»).  Aber  nicht  allein  diese  beiden  Parteien  kommen  in 
Betracht,  ein  nicht  minder  wichtiger  Factor  ist  der  Staat,  sind  die 
staatlichen  Institutionen,  ist  die  Arbeiterwelt  auch  allmählig  einsichts- 
voll geworden,  wäre  sie  im  Stande,  die  geeigneten  Mittel  zur  Hebung 
zu  erkennen  und  erfolgreich  anzuwenden  und  der  Staat  entzieht  diese 
Mittel,  so  muss  trotz  aller  an  und  für  sich  günstigen  Verhältnisse  der 
Arbeiter  ein  elendes  Leben  fristen.  Gewerbefreiheit,  Freizügigkeit,  Asso- 
ciationsfreiheit,  Theilbarkeit  des  Grundbesitzes,  Ausbildung  des  Credit- 

Qi)  Eiii^  rülimliclie  Äusnalime  von  diesem  hergebrachten  materiellen  Standpunkte 
macht  V,  Scheel  in  seinem  jüngst  ersciiienenen  gediegenen  Aufsatze  „Zur  Geschichte 
und  Kritik  der  Lehre  vom  Arbeitslohn".  S.  4.  u.  5.  Heft  im  II.  Bd.  des  5.  Jahrg. 
dieser  Zeitschrift. 

61a)  In  diesem  Falle  würde  demnach  die  Rodber tus'sche  Theorie  gelten. 
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Wesens  —  das  sind  die  mächtigen  Hebel  der  arbeitenden  Klasse.  Bestehen 
diese  Einrichtungen,  so  kann  bei  gesundem  aufgeklärtem  Sinne  des  Ar- 
beiterstandes von  Noth  keine,  wohl  aber  wird  vom  Gegentheil  die  Rede 
sein  nnd  um  so  mehr,  wenn  auch  die  besitzenden  Klassen,  vor  Allem  die 
Gewerbsunternehmer  im  eigenen  wir  thschaftl  ichen  Interesse 
aufgeklärt  genug  werden,  ihr  Wohl  in  der  innigsten  Verschmelzung 
ihrer  Interessen  mit  dem  ihrer  Untergebenen  zu  suchen,  gleichsam  das 
Herz  des  wirthschaftlichen  Organismus  zu  sein,  welches,  das  Wohl  aller 
Glieder  berücksichtigend ,  den  Lebensstrom  mit  unparteiischer  Gerech- 
tigkeit überall  hin  am  zwecklichsten  vertheilt.  —  Hiergegen  dürfte  der 
Einwand  geltend  gemacht  werden,  dass  eine  grosse  Klasse  der  Arbeiter, 
die  in  der  Landwirthschaft  beschäftigten,  der  ganzen  Natur  ihres  Ge- 
werbes nach,  einen  Theil  jener  Hebel  gar  nicht  in  Anwendung  bringen 
können.  Richtig.  Aber  es  genügt,  wenn  die  wirthschaftliche  Umwäl- 
zung vorerst  auch  nur  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  vor  sich  geht, 
da  dieser  Umschwung  nothwendig  eine  tiefe  Rückwirkung  auf  die  land- 
wirthschaftliche  Arbeiterklasse  ausübt.  Sobald  die  Freizügigkeit  dem 
landwirthschaftlichen  Arbeiter  die  Möglichkeit  bietet,  dadurch,  dass  er 
seine  Kräfte  der  Industrie  zuwendet,  eine  behaglichere  Existenz  zu  ge- 
winnen, wird  allmählig  durch  den  Uebcrgang  zu  dem  einträglicheren 
Erwerbszweig  die  Nachfrage  nach  Arbeitern  in  der  Landwirthschaft  so 
stark  werden,  bis  eine  heilsame  Nivellirung  zwischen  den  Einkommen- 
sätzen der  industriellen  und  landwirthschaftlichen  Arbeiter  eingetreten  ist. 
Wenn  im  Vorhergehenden  aus  dem  Wesen  der  Arbeit  die  Un- 
haltbarkeit  des  Rod b er tus' sehen  Satzes  in  seiner  Allgemeinheit 
nachgewiesen  wurde,  so  soll  im  Nachfolgenden  aus  der  Natur  des 
Grün  de  igen  thums  ein  gleiches  Resultat  gezogen  werden.  —  Stellen 
wir  uns  vor,  dass  in  einem  gegen  das  Ausland  abgesperrten  Lande 
aller  Grundbesitz  in  wenigen  oder,  wie  dies  in  Aegypten  der  Fall,  nur 
in  einer  Hand  sich  befindet,  dann  wird  die  Folge  sein,  dass 

1)  der  Preis  der  Bodenerzeugnisse  sich  nach  dem  richtet,  was  die 
Bewohner  aufzubringen  vermögen, 

2)  beim  Mangel  sonstiger  Erwerbsquellen,  die  unter  diesen  Verhält- 
nissen auch  regelmässig  unbedeutend  oder  wenigstens  nicht  ver- 
lockender sein  werden,  die  Arbeiter,  vielleicht  sogar  gezwungen 
durch  physische  Gewalt  in  Bezug  auf  ihren  Untorhalt  auf  die 
Gnade  des  Herrn,  d.  i.  auf  das  Nothwendigste  angewio.-^on  sind. 
Es  ist  dies  die  unausbleibliche  Wirkung  des  ungleichen  Macht- 
verhältnisses:  der  isolirte  Arbeiter  steht  der  geschlossenen  Pha- 
lanx der  mächtigen  Grundbesitzer  gegenüber.  — 

Ganz  anders  aber  gestaltet  sich  die  Lage  der  Dinge,   wenn  wir 
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getheilten  Grundbesitz  und  ungehemmten  Verkehr  mit  dem  Auslände, 
also  freie  Concurrenz  iiiiiiciiineii.  Die  nächste  Ful;,'e  muss  die  sein, 
dass  die  Preise  der  Früchte  nicht  über  iliren  wahren  Werth  hinaus- 
greifen ;  denn  sohiihl  Letzteres  einträte,  würde  der  Egoismus  das  Heil- 
mittel erzeu^ion,  nünilich  :  ergilbc^  die  Landwirthsclüd't  höheren  als  den 
üblichen  (iewinii,  so  wüide  rascli  das  An^zebut  von  l-'iüchten  zunehmen, 
entweder  durch  vermehrte  Einfuhr  ans  Ländern,  wo  vielleicht  der  Bo- 
den so  gut  wie  keinen  Werth  hat,  oder  durch  Verstärkun;^  des  inlän- 
dischen Anbaues,  so  dass  der  Preis  der  Früchte  auf  den  Normalstand- 
punkt  sinken  niüsste,  d.  h.  er  wird  keinen  Monopolgewinn 
abwerfen.  Dies  schlösse  aber  nicht  aus,  und  auf  diese  Frage  kömmt 
es  jetzt  vorzugsweise  an,  dass  den  Grundbesitzern  doch  die  Macht  ver- 
bleibe, den  Arbeiter  auf  den  dürftigsten  Unterhalt  herabzudrücken. 
Also  selbst  diese  Macht  angenommen,  so  muss  sie  kraft  der  all- 
gemeinen Concurrenz  schliesslich  doch  den  Consumenten 
zu  Statten  kommen,  da  jeder  Producent  in  seinem  vermeintlichen, 
für  einige  Zeit  allerdings  auch  wirklichen  Interesse  das  Angebot  ver- 
grössern  und  so  den  Preis  senken  würde.  Aber  hat  dann  eine  der- 
artige Voraussetzung  unter  den  angenommenen  Verhältnissen  —  und 
diese  müssen  behufs  der  endgültigen  Entscheidung  wissenschaftlicher 
Fragen  angenommen  werden,  da  alle  übrigen  Zustände  unnatürlich  sind 
und  das  Bestreben  darauf  gerichtet  sein  muss.  dieselbe  in  einen  nor- 
malen Fluss  zu  bringen  —  ihre  Berechtigung?  Diese  Frage  muss  auf 
das  Bestimmteste  verneint  werden.  Sobald  dem  Arbeiter  keine  Kapital- 
massen,  mögen  diese  nun  in  grossem  Grundbesitz  oder  in  Fabrik- 
anlagen bestehen ,  gegenüber  treten ,  kann  von  einer  Unterdrückung 
derselben  zu  Folge  der  »magischen«  Kraft  des  Besitzes  keine  Rede  sein. 
Dem  isolirten  Arbeiter  steht  der  isolirte  Kapitalist  gegenüber.  Unter 
solchen  Umständen  übt  vielmehr  das  grossartige  Gesetz  »Nachfrage 
und  Angebot«  seinen  Einfluss  und  dieses  vermag  allerdings 
leicht  dieselben  Erscheinungen  zu  bewirken,  welche 
Rodbertus  der  Natur  des  Eigenthums  zuschreibt.  Einige 
concrete  Fälle  mögen  das  Gesagte  erläutern:  Der  Fabrikarbeiter  ist 
viel  abhängiger  von  dem  Arbeitsherrn  als  irgend  ein  anderer  Arbeiter; 
warum?  weil  alle  Macht  in  den  Händen  eines  Einzelnen  oder  weniger 
Personen  ruht,  die,  so  lange  die  Arbeiter  noch  nicht  so  weit  vor- 
geschritten sind,  um  durch  Verschmelzung  ihrer  Interessen  eine  impo- 
sante Gegenmacht  zu  entwickeln ,  geradezu  mit  sich  spielen  lassen 
müssen.  Was  bleibt  ausserdem  dem  Fabrikarbeiter  übrig,  als  zu  ge- 
horchen; wendet  er  sich  anderswohin  —  was  übrigens  seine  grossen 
Schwierigkeiten  hat,  da  er  in  der  Regel  nur  ganz  bestimmte  einzelne 
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Theile  eines  Gegenstandes  anfertigt  und  deshalb  vom  Zufall  begünstigt 
werden  muss,  rasch  eine  sonstige  seiner  specifischen  Qualification  ent- 
sprechende Stellung  zu  finden  —  so  stellt  sich  ihm  überall  wieder  die 
gleiche  trotzige  Macht  entgegen,  die  ihn  vernichtet.  Betrachten  wir 
uns  dagegen  den  leichtfüssigen  Handwerksburschen.  Er  ist  nicht  wie 
der  Fabrikarbeiter  ein  unselbständiges  Glied  eines  organischen  Ganzen, 
dem  gegenüber  der  Einzelne  vollständig  verschwindet,  sondern  er  re- 
präsentirt  eine  in  sich  geschlossene  Arbeitskraft,  die  ihre  Thätigkeit 
sofort  selbständig  entfalten  kann.  Der  Arbeitgeber  ist  ferner  in  der 
That  nicht  im  Stande,  den  Lohn  vermöge  der  Gewalt  des  Eigenthums 
auf  ein  Minimum  herabzusetzen,  denn,  sobald  überhaupt  nur  Gelegen- 
heit zur  Arbeitsverwerthung  sich  bietet,  muss  die  Concurrenz,  der 
Trieb,  selbst  durch  die  Producte  des  Arbeiters  zu  profitiren,  den  Preis 
der  Arbeit  so  hoch  steigern,  bis  es  eben  kein  Gewinn  mehr  wäre, 
Arbeiter  zu  beschäftigen  *2).  Und  grade  so  verhält  es  sich  mit  den 
übrigen,  mit  den  landwirthschaftlichen  Arbeitern.  Wir  wiederholen 
jedoch:  steht  der  Arbeitslohn  auf  jener  von  Rodbertus  angenommenen 
tiefsten  Stufe  —  und  er  steht  häufiger  auf  als  über  derselben  —  so 
ist  dies  noch  nicht  der  entfernteste  Beweis  für  die  Richtigkeit  seiner 
Behauptung. 

Wenn  aber  nun  der  Arbeitslohn  nicht  jene  feste  Grösse  ist,  die 
den  Veränderungen  in  den  Einkommen -Bestandtheilen  ruhig  zusieht, 
so  müssen  auch  die  Folgerungen  Rodbertus'  verworfen  werden; 
diese  lauteten:  Da  aller  Ueberschuss  der  zu  Folge  der  Eigenthums- 
gewalt  entstehenden  Rente  zufliesst,  so  stehen  deren  beide  Factoren, 
Grund-  und  Kapitalrente  in  umgekehrtem  Verhältniss.  —  Wir  müssen 
zu  ganz  anderen  Resultaten  kommen.  Der  wahre  Charakter  der  Grund- 
rente kann  erst  in  einem  späteren  Abschnitte,  dann,  wenn  die  Eigen- 
thümlichkeiten  der  verschiedenen  Theorieen  besprochen  sind,  dargelegt, 
aber  so  viel  muss  vorweg  genommen  werden,  dass  wir  unter  Grundrente 
den  Ueberschuss  des  Ertrages  über  die  Productionskosten  nebst  üblichem 
Gewinne  verstehen ,  welcher  zurückzuführen  ist  —  nicht  auf  die  Vor- 
züge des  einen  Grundstückes  vor  dem  anderen^'),  sondern  auf  die 
Nothwendigkeit,  gleichen  Gebrauchswerth  an  Früchten  mit 
höherem  Tauschwerthe  zu  erlangen.   Ist  aber  die  Grundrente 


62)  Man  wende  nicht  ein,  dass  die  Arbeitgeber  durcli  einmiilliiges  Vorgelien 
den  Arbeitslohn  reguliren  künnten.  Dann  wirkt  weniger  die  natürliche  itlacht  des 
Eigenthums  als  die  künslliclie  Versclinielzung  der  Interessen  und  ob  dieselbe  zu  einem 
Resullalc  führt,  hängt  wieder  ganz  von  der  Gegenaction  der  Arbeiter  ab. 

63j  Diese  bilden  nur  einen  Factor. 
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ein  veränderliches  Einkommen .  noch  mehr  der  Arbeitslohn  und  ganz 
unbestritten  der  Kapitalj^ewiiin,  so  lü.^st  sich  von  voriiluML-in  annehmen, 
dass,  da  alle  wirthsclialtliciien  Organe  in  innigster  Heziehung  stehen, 
auch  ein  gegenseitiger  Kintiuss  vorhanden  sein  muss.  Aber  wie 
diese  Al)]iäiigiji:keit  nicht  überall  die  gleiche  ist.  eben.so  wenig  wird  stets 
ein  directer  Eintiuss  bcmerklich  sein.  Die  häutigsten  und  directesten 
Wechselbeziehungen  treten  zwischen  Lohn  und  Kapitalgewinn  hervor, 
während  die  Rente  mehr  passiv  daneben  steht.  Tritt  in  der  Schwierig- 
keit der  Versorgung  mit  Bodenproducten  keine  Aenderung  ein,  so 
bleibt  die  Grundrente  unberührt:  es  stehen  sich  alsdann  Lohn  und 
Gewinn,  Arbeiter  und  Kapitalist  gegenüber  und  natürlich  so,  dass 
Erniedrigung  des  Lohnes  Erhöhung  des  Kapitalgewinnes,  P>höhung 
des  ersteren  Verminderung  des  letzteren  nach  sich  zieht.  Aber  anderer- 
seits ist  die  Höhe  des  Lohnes  also  auch  die  des  Kapitalgewinnes  von 
dem  verschiedensten  Einflüsse  auf  die  Stellung  und  Entwicklung  der 
Grundrente.  Letztere  bildet  sich  zwar  mehr  selbständig;  unmittel- 
baren Eintiuss  hat  eine  Veränderung  der  beiden  übrigen  Einkomraen- 
arten  nicht,  da  sie  im  Allgemeinen  von  dem  Eruchtwerth  abhängt, 
aber  auf  diesen  Werth  üben  doch  grade  die  wirthschaftlichen  Verhält- 
nisse, die  hinwieder  als  ihren  Ausdruck  Lohn  und  Gewinn  finden,  die 
bedeutendste  Wirkung.  Kurze  Beispiele  erläutern  oft  mehr  als  bogen- 
lange  llaisonnements.  Bedeutende  Lohnhöhe  ruft  leicht,  dies  kömmt 
wesentlich  auf  den  moralischen  und  wirthschaftlichen  Sinn  an,  stärkere 
Volksvermehrung  hervor;  mit  der,  so  wollen  wir  annehmen,  schwie- 
rigeren Erzeugung  der  Lebensmittel  steigt  die  Rente ;  deshalb  bleibt 
von  dem  gesammten  Nationaleinkommen  eine  geringere  Portion  für 
Arbeiter  und  Kapitalist  übrig;  die  Rückwirkung  der  Rente  ist  also  eine 
das  für  diese  beiden  Klassen  übrig  bleibende  Einkommen  beschränkende. 
Wie  dieser  Rückstoss  aber  wirken  wird,  kann  nur  nach  dem  betreffenden 
concreten  Falle  bemessen  werden.  Ist  z.  B.  das  Augebot  von  Arbeitern 
in  der  That  zu  gross  für  das  disponible  Kapital  geworden,  so  wird  der 
Arbeitslohn  die  Nachtheile  der  Vertheuerung  der  Lebensmittel  allein 
zu  tragen  haben ;  hat  sich  dagegen  das  Kapital  entsprechend  fortent- 
wickelt und  walten  sonst  keine  übermächtigen  Kapitalei)itlüsse.  so  wird 
sich  die  Einkommen -Minusdifferenz  auf  Lohn  und  Gewinn  vertheilen. 
Würde  sich  dagegen  die  Grundrente  erniedrigen,  so  käme  der  hier- 
durch erwachsende  Ueberschuss  dem  sonstigen  PMnkommen  zu  Gute, 
aber  grade  wie  im  vorhergehenden  Falle  ist  es  quaestio  facti,  wohin 
der  Schwerpunkt  sich  neigen  wird,  ob  in  die  Mitte  oder  zu  Gunsten 
des  einen  oder  andern  Theiles. 
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Mit  dieser  gedrängten  Darlegung  unserer  Ansichten  über  den  be- 
regten Punkt  glauben  ^vir  das  Wahre  wie  das  Falsche  in  Rodbertus" 
Theorie  herausgehoben  zu  haben.  Wenn  nun  auch  Rodbertus,  wie 
wir  sahen,  noch  manche  eigenthümliche  Anschauungen  entwickelt,  so 
dürften  dieselben  doch  am  passendsten  erst  bei  der  Betrachtung  der 
Ricardo' sehen  Lehre,  gegen  welche  sie  meist  polemisiren,  zu  be- 
leuchten sein.  Hier  kann  und  konnte  es  nur  darauf  ankommen ,  die 
tiefste  Grundansicht,  auf  welcher  R's.  Lehre  aufgebaut  ist,  zu  kri- 
tisiren. 

Quart  er  ly  Review  und  Jones. 

Wenn  auch  Quarterly  Review  nicht  geneigt  ist,  eine  Grundrente 
anzuerkennen,  also  in  dieser  Beziehung  auf  die  Carey'sche  Seite 
verwiesen  werden  musste.  so  bietet  es  doch  andererseits  zu  grosse  und 
geradezu  gegentheilige  Differenzen,  um  dieser  Partei  zugezählt  werden 
zu  können;  es  nähert  sich  vielmehr  der  Theorie  Jones'  und  kann 
deshalb  auch  passender  hier  angereiht  werden.  Freilich  lehrt  schon 
ein  oberflächlicher  Blick ,  dass  Qu.  R.  nichts  weniger  als  ein  reifes 
Product  geliefert  hat.  Der  blinde  Hass  gegen  die  Ricardo' sehe 
Theorie,  die  es  bemüht  ist,  nicht  zu  durchdringen,  verstehen  zu  lernen, 
wohl  aber  durch  das  Herausgreifen  und  Verdrehen  einzelner  Sätze  — 
die  nur  im  Zusammenhange  oder  mit  den  nöthigen  Erläuterungen  ver- 
sehen, verständlich  sind  —  lächerlich  zu  machen,  mag  dazu  sein  gutes 
Theil  beigetragen  haben.  Denn  was  soll  man  dazu  sagen,  wenn  uns 
Qu.  R.  mittheilt,  Ricardo  behaupte,  sobald  am  nördlichen  Ende  eines 
Landes  Grundstücke  schlechter  Qualität  angebaut  würden,  steigt  die 
Grundrente  im  Süden.  Nicht  viel  mehr  besagt  der  S.  407  des  L  Theiles 
dieser  Abhandlung  augeführte  Einwand,  welcher  auf  einer  Verwechslung 
des  Pachtzinses  mit  der  Grundrente  beruht:  weil  für  die  Benutzung 
urbaren  Landes  Pachtrente  gezahlt  wird,  sagt  Qu.  R.,  während  ringsum 
unermessliche  Bodenstrecken  zu  freier  Verfügung  stehen ,  so  giebt  es 
keine  Rente  in  Ricardo's  Sinne.  Als  ob  Ricardo  je  geleugnet  habe, 
dass  für  Urbarmachung  u.  dergl.  Vergütung  gezahlt  werden  müsse !  — 
Verlassen  wir  jedoch  diese  unerquicklichen  Angriffe  und  wenden  wir 
uns  zu  der  inneren  Eigenthümlichkeit  der  Qu.  R.  Theorie.  Freilich 
ist  auch  diese  nicht  geeignet,  Sympathieen  zu  erwecken.  Je  dichter 
—  nach  Qu.  R.  —  die  Bevölkerung  auf  dem  occupirten  fruchtbarsten 
Boden  wird,  desto  tiefer  sinkt  der  Lohn  der  Arbeiter  zum  Vurtheil 
der  Grundbesitzer;  endlich  nehmen  jene  ihre  Zuflucht  zu  noch  unoccu- 
pirtem,  wenn  gleich  schlechterem  Boden;  die  Concurrcnz  niuunt  somit 
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auf  jenem  ersten  Lande  ab,  der  Arbeitslohn  steigt,  das  Grundeinkom- 
men sinkt.  —  Der  Beweis  für  diese  kühnen  Behauptungen  ist  freilich 
ein  wenig  zufriedenstellender.  Acceptirt  man  aucli  die  .\nscliauungen 
Qu.  IV.  über  den  Gang  der  Bodenoccupation ,  so  ist  doch  sofort  der 
Einwand  zu  erheben,  dass  die  Bebauung  schlechteren  Bodens  gestiegenen 
Preis  voraussetzt.  Diesen  Einwand  glaubt  (,)u.  B.  schlagend  durch  die 
Entgegnung  zu  entkräften,  dass  erhöhtes  Angebot  nach  den  einfachsten 
nationalökonomischen  Gesetzen  grade  das  Gcgentheil  einer  Preissteige- 
rung bewirke.  Ist  einmal  das  Angebot  erhöht,  so  kann  unter  sonst 
gleichen  Consumtionsverhältnis.'^en  allerdings  eine  Preissteigerung  nicht 
eintreten,  selbst  dann  nicht,  wenn  die  Producenten  Verlust  zu  tragen 
hätten.  Um  diese  Frage  handelt  es  sich  aber  hier  gar  nicht,  da  er- 
höhtes Angebot  eben  nicht  absolut  erfolgen  kann ,  sondern  von  festen 
Vorbedingungen  abhängig  ist.  So  werden  wir  auf  die  nothwendige, 
bedeutungsvolle  Zwischenfragc  geführt:  wann  ist  es  möglich,  zu  Boden 
von  ungünstigerer  Beschaffenheit  überzugehen?  Diese  Frage  wird  denn 
auch  bei  Qu.  R.  berührt,  aber,  auf  einzelnen  Thatsachen  fussend,  kurz 
mit  der  würdevollen  Behauptung  abgefertigt,  dass  der  menschliche 
Geist  schon  Verbesserungen  erfände,  die  der  etwaigen  schwierigeren 
Hervorbringung  die  Waagschaale  halte. 

Die  wesentlichste  Eigenthümlichkeit  der  Theorie  Qu.  R'.  besteht  in 
dessen  Anschauungen  über  das  Verhältniss  der  Arbeiter  zu  den  Grund- 
herren. Räumt  man  selbst  ein,  dass  die  Rohproduction  im  Verlaufe 
der  Zeiten  nicht  schwieriger  werde  —  und  dann  ist  die  Frage,  ob  der 
Uebergang  vom  besseren  zum  schlechteren  Boden  oder  umgekehrt  statt- 
findet? ziemlich  bedeutungslos  —  so  könnte  doch  die  Ansicht  Qu.  R'. 
höchstens  für  eine  bestimmte  Periode  annähernde  Geltung  beanspruchen. 
Darnach  hat  der  Arbeitslohn  das  Geschick,  weder  unverändert  zu 
bleiben,  noch  ständig  zu  steigen  oder  zu  sinken,  sondern  sprungweise 
sich  auf  und  nieder  zu  bewegen.  Ist  er  auf  dem  tiefsten  Punkte  an- 
gelangt, so  kommt  es  den  Arbeitern  plötzlich  in  den  Sinn,  dass  sie 
ja  nur  frischen  Boden  in  Anbau  zu  nehmen  haben,  um  ihre  wirth- 
schaftliche  Lage  zu  verbessern;  das  Hochsteigen  des  Lohnes  dauert 
aber  nur  einen  Moment,  dann  beginnt  derselbe  schon  wieder  zu  Folge 
der  Zunahme  der  Bevölkerung  zu  sinken.  Wenn  man  auch  geneigt 
sein  wollte,  diesen  Gang  der  Entwicklung  für  die  Periode  anzuer- 
kennen, in  welcher  der  Boden  noch  nicht  vollständig  in's  Eigenthura 
übergegangen  ist,  so  bleibt  doch  die  Frage  gänzlich  unerledigt:  wie 
gestalten  sich  die  Dinge,  wenn  diese  Periode  vorüber  ist?  Wohin 
sollten  wohl  in  cultivirteu  Ländern  die  Arbeiter  flüchten,  wenn  ihnen 
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der  Lohn  zu  niedrig  wird?  Auf  frischen  Boden!  Da  wäre  die  erste 
Bedingung,  dass  solcher  vorhanden  und  die  zweite,  dass  derselbe  nicht 
bereits  occupirt  wäre.  Wir  sehen  somit,  dass  die  Theorie  Qu.  R'.  uns 
mitten  in  der  Untersuchung  stecken  lässt. 

Mit  Jones  stimmt  Qu.  R.  namentlich  darin  tiberein,  dass  die 
Zunahme  der  Productivität  den  Grundherren  zu  Gute  komme,  ohne 
freilich  zu  ahnen,  dass  hierin  die  Anerkennung  eines  besonderen  Ein- 
kommens liegt.  Jones  trägt  den  factischen  Zuständen  weit  mehr  Rech- 
nung als  Qu.  R. ;  anfänglich  nähert  er  sich  der  Ricard o'schen  Theorie 
dadurch,  dass  er  in  der  Grundrente  ein  besonderes  Einkommen  aner- 
kennt und  dieselbe  als  Differenz  der  Erträgnisse  besseren  und  schlech- 
teren Bodens  betrachtet;  er  muss  daher  der  Ansicht,  dass  Abnahme 
der  Productivität  die  Rente  erhöhe,  beistimmen.  Aber  diese  Möglich- 
keit reducirt  Jones  auf  ein  Minimum;  die  wahren  und  dauernden  Er- 
höhungsursachen erblickt  er  in  den  Verbesserungen,  welche  nach  ihm 
den  Landbau  bei  allen  Culturvölkern  stets  ergiebiger  machen;  diese 
erhöhen  die  Differenz  der  Erträgnisse  zwischen  fruchtbarem  und  un- 
ergiebigerem Boden  und  so  steige  die  Rente  zu  Folge  der  grösseren 
Fruchtbarkeit.  Dieser  Einwand,  welcher  bei  der  Kritik  derRicardo'- 
schen  Theorie  ausführlicher  besprochen  wird,  zersplittert,  sobald  man 
bedenkt,  dass  Jones 

1)  die  Nachfrage  ganz  unberücksichtigt  lässt  sowie  dass 

2)  der  Ueberschuss  an  Producten  keinen  Massstab  abgiebt  zur 
Beurtheilung  des  Wachsthums  der  Rente,  sondern  deren  Tausch- 
werth  und  dass  endlich 

3)  auf  die  Dauer  die  Fruchtbarkeit  abnimmt. 

C  a  r  e  y. 

Um  die  Carey'sche  Lehre  scharf  beurtheilen  zu  können,  ist  es 
erforderlich,  dieselbe  in  zwei  Theile  zu  zerlegen,  nämlich  in  die  Be- 
trachtung der  von  ihm  mitgetheilten  Thatsachen  und  in  die  Prüfung  der 
daraus  gezogenen  Schlüsse.  Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  so  ist  es 
allerdings  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  Occupation  der  Erdrinde  in  der 
von  Carey  behaupteten  Weise,  d.  h.  von  den  Höhen  hinab  in  die 
Thäler  stattgefunden,  dass  aber  der  Carey'sche  Satz  jetzt  wie  vor- 
dem gar  manche  Ausnahmen  erfahren  hat ,  ist  wohl  unzweifelhaft. 
Sprechen  wir  ganz  in  dem  Sinne  Carey 's:  Der  beste  Boden  ist  der 
in  den  Thalgründen  gelegene,  aber  hier  bieten  sich  dem  eindringenden 
Menschen  so  grosse  Schwierigkeiten,  dass  derselbe,  anfänglich  machtlos, 
nicht  daran  denken  kann,  sich  denselben  dienstbar  zu  machen.  Bis 
X,  28 
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liieiher  darf  man ,  unter  der  angenommenen  Voraussetzung ,  unbe- 
düid<lich  beistiimncn,  der  Voraussetzung^  nämlich,  dass  es  die  Urein- 
wohner des  Landes  selbst  sind ,  welche  mit  der  liodencuitur  beginnen 
oder,  was  dasselbe  ist,  dass  noch  auf  den  ersten  Stufen  der  Cultur 
stehende  Stännne  an  deren  Stelle  treten.  Dann  ist  es  vollständig  ein- 
leuchtend, wie  diese  Urbewohner  erst  eine  vielleicht  nur  ganz  allmählig 
um  sich  greifende  Entwicklungsperiode  durchzumachen  haben,  che  ihre 
Kräfte  so  weit  gestählt  sind ,  um  den  Kampf  mit  der  liiesenvegetution 
der  Urwelt  aufzunciimen.  Wie  aber  wird  sich  die  Sache  gestalten,  wenn 
Söhne  der  modernen  Cultur,  vortretflich  ausgerüstet  mit  deren  Errungen- 
schaften, sowohl  instrumentalen  wie  geistigen,  sich  associiren,  um,  das 
Land  ihrer  Väter  verlassend .  eine  neue  Ilcimath  zu  gründen  V  Wer- 
den diese  grade  so  vorgehen  wie  die  ersten  L'ransiedler  .  werden  diese 
sich  begnügen  müssen  mit  den  unfruchtbaren  hochgelegenen  Ländereien 
oder  vielmehr  werden  sie  nicht,  bauend  auf  die  eigene  geistige  wie 
physische  Kraft,  so  unendlich  vermehrt  durch  die  aus  den  Cultur- 
ländern  mit  herübergenommenen  Hülfsmittel,  frischen  Muthes  da  zu 
wirken  beginnen,  wo  sich  ihnen  der  überhaupt  grösste  Erfolg  bietet V 
Gegen  die  Möglichkeit  eines  solchen  Verfahrens  lässt  sich  vernünftiger 
Weise  gewiss  nichts  einwenden  und  damit  wäre  schon  den  Carey' sehen 
Herabwürdigungen  der  Ricardo' sehen  Lehre  ein  empfindlicher  Stoss 
versetzt.  Doch  wir  wollen  hieraus  kein  Kapital  schlagen  und  viel- 
mehr die  Folgerungen  Carey 's  in  anderer  unmittelbar  an's  Ziel  führen- 
den Weise  zu  beleuchten  und  deren  gänzliche  Haltlosigkeit  nachzuweisen 
versuchen. 

Was  jedem,  der  den  vielerwähnten  Oceupationsgang  der  Erdrinde 
mit  Aufmerksamkeit  prüft,  nicht  entgehen  kann,  ist  die  unendliche 
Einseitigkeit,  mit  der  Carey  sein  Gemälde  entrollt.  Er  erörtert  bis 
in  die  fernsten  Details ,  mit  einer  Umständlichkeit  sonder  Gleichen, 
wie  mit  dem  Wachsthum  der  Associationskraft  die  Ansiedler  allmählig 
die  schlechteren  Ländereien  verlassen,  da  sie  im  Stande  sind,  die  bes- 
seren urbar  zu  machen,  so  dass  schliesslich  die  Bevölkerung  mit  wenig 
Mühe  auf  dem  besten  Boden  ihren  Unterhalt  gewinnt.  Damit  schliesst 
die  Untersuchung.  Wir  können,  ohne  die  Carey 'sehen  Schlüsse  an- 
zunehmen, diesen  Entwicklungsgang  bejahen.  Denn,  wird  nicht  so  ein 
Jeder  fragen,  was  geschieht  mit  dem  immer  mehr  fortschreitenden  Zu- 
wachs der  Bevölkerung,  wenn  es  eben  nicht  ferner  möglich  ist,  von 
diesen  occupirten  besten  Grundstücken  den  Unterhalt  zu  gewinnen? 
Es  giebt  hierauf  nur  eine  und  sicherlich  nicht  fern  liegende  Antwort. 
Es  bleibt  dann  nichts  weiter  übrig,  vorausgesetzt,  dass  es  unthunlich  ist, 
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Kapitalzusätze  ohne  verringerten  Ertrag  anzuwenden,  als  zu  Maschinerie 
von  geringerer  Kraft  seine  Zuflucht  zu  nehmen ,  d.  h.  zu  dem  ver- 
schmähten Boden  zurückzukehren.  Mit  dem  Fall  der  Schlagwörter 
»Uebergang  vom  schlechtem  zum  bessern  Boden«  stürzt  aber  die  Basis 
der  ganzen  Gar ey' sehen  Beweisführung,  da  seine  Lehre,  von  der  er 
hofft,  dass  sie  eine  neue  Epoche  begründen  werde,  lediglich  darauf 
fusst,  dass  der  Mensch  nie  gezwungen  sei,  mit  dem  Wachsthum  der 
Assüciationskraft  sich  zu  Boden  von  geringerer  Productivkraft  zu  wen- 
den. Die  amerikanischen  Verhältnisse  führen  ihn  vollständig  irr.  Es 
ist  eine  ausgemachte  Thatsache,  dass  in  jedem  vorgeschrittenen,  in 
jedem  Culturlande  zur  Versorgung  der  Bevölkerung  weder  die  schlech- 
teren noch  allein  die  besten  Grundstücke  bebaut  werden ,  sondern 
zwischen  diesen  und  den  cultivirten  schlechtesten  eine  gar  mannigfache 
Abstufung  stattfindet.  Es  ist  unbegreiflich,  wie  dieser  naturnotliwen- 
digen  Thatsache  gegenüber  Carey  ein  solches  Gewicht  auf  jenen  Occu- 
pationsgang  legen  kann;  eine  gröbere  wissenschaftliche  Einseitigkeit 
ist  kaum  je  begangen  worden  ''*).  .  Den  Beweis  für  die  Annahme, 
dass  die  zuletzt  angewendeten  Kapitalien  immer  die  wirksamsten 
seien,  ist  Carey  demnach  aber  auch  vollständig  schuldig  ge- 
blieben ;  er  bricht  mit  seiner  Darlegung  da  ab ,  wo  man  mit  P'ug  und 
Recht  die  Fortsetzung  verlangen  muss.  Nicht  darauf  kömmt  es 
in  letzter  Linie  an,  weder  ob  der  Uebergang  vom  schlech- 
teren zum  besseren  oder  umgekehrt,  wie  Ricardo  glaubt, 
vor  sich  geht,  sondern  darauf,  ob  es  bei  keinem  Zustande 
fortschreitender  C  u 1 1  u  r  n  o  t  h  w  e  n  d  i  g  wird,  eine  gleiche 
Pr 0 du cten menge  mit  grösserem  Aufwände  zu  erlangen.  Ob 
nun  ein  Kapitalzusatz  mit  geringerem  Erfolge  auf  ein  Grundstück  ver- 
wendet oder  ob  schlechterer  Boden  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen 
angebaut  wird,  d"as  bleibt  sich  in  der  Wirkung  ganz  gleich"''^). 


64)  Vergl.  ülirigens  S.  442  f.,  um  gleich  von  vornlierein  den  voraussiclifliclien  Ein- 
wand abzuschneiden,  dass  auch  gegenwärlig  noch  unermessliclie  Strecken  des  besten 
unbebauten  Landes  vorhanden  seien. 

65)  Sc  hm  oll  er  a.  a.  0.  S.  127  glaubt,  dass  ein  Unterschied  bestehe  in  der 
Bildung  des  Preises,  wenn  Kapital  auf  dasselbe  bereits  cuilivirte  und  wenn  es  auf 
frischen  Boden  verwendet  würde  und  er  führt  das  bekannte  Beispiel  Rau's  an,  um 
es  zu  widerlegen.  Dasselbe  laut  et:  ,, Jemand  hat  mit  einem  Kostenaufwand  von 
1000  Tlilrn.  einen  Ertrag  von  ftOO  Clr.  ei ballen;  der  Preis  beträgt  2  Thlr.  pro  Cir.; 
mithin  bleibt  keine  Rente  zurück.  Bringt  nun  ein  weilerer  Aufwand  von  1000  Thlrn. 
blos  400  Ctr.,  so  kommt  joder  dieser  400  Clr.  auf  2%  Thlr.  Der  Landwirlh  aber 
wird  sich  nicht  eher  entschliessen  ,  diese  2.  Summe  aufzuwenden,  bis  der  Preis  des 
Clr.  wirklich  2'/^  Thlr.  erreicht  hat  u.  s.  w."  —  Nun  isl  es  zwar  —  und  darin  hat 
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Nachdem  so  gezeigt  wurde,  wie  die  Carey'sche  Theorie,  selbst 
wenn  mau  dein  dargostcllten  Occupationsgange  vollständig  beipflichtet, 
nur  ganz  eins(!itigc,  wenn  auch  schätzbare  historische  l{«.'sultate  liefert, 
so  müssen  wir  nunmehr  noch  einen  Einwand  aufwerfeu.  Wenn  auch  die 
hochgeU^geuen  Ländereien  ge^eu  die  ticferliegendcn  untVuchtljarer  sind, 
so  sind  (hjch  eben  diese  Länik'reien  niclit  von  gleicher  liodenbe- 
schaffenheit.  l)a  nun  di(!  Wirtiischaftscomplexe  nicht  aus  lioden 
von  einerlei,  sondern,  wie  es  der  Zufall  mit  sich  i)ringt.  der  verschieden- 
artigsten, hier  günstigerer  dort  ungünstigerer  niinerali>chen  Zusammen- 
setzung besteht,  da  ferner  die  neuen  Ansiedler  sich  den  schon  mehr 
entwickelten  Gegenden,  den  wirthscluiftlichen,  weiui  auch  nur  schwachen 
Brennpunkten  zu  nähern  streben,  so  werden  sowohl  der  Beschaffenheit 
als  der  Lage  nach  verschieden  geeigenschaftete  Länder  zu  gleicher  Zeit 
in  Anbau  genommen.  Daraus  folgt  aber  eine  Differenz  im  Ertrage, 
die,  weil  sie  lediglich  Austluss  der  Wirkung  der  Bodeneigenthündich- 
keiten  ist,  als  reine  Grundrente  betrachtet  werden  muss.  Freilich  wird 
Carey  diesen  Punkt  als  einen  unwichtigen  bezeichnen,  der  bei  dem 
Uebergange  zu  stets  fruchtbarerer  Maschinerie  nicht  iu's  Gewicht  falle 
und  das  wäre  allerdings  auch  der  Fall,  wenn  dieser  üebergang  bis  in's 
Unendliche  erfolgen  könnte.  Seiner  ganzen  Entwicklung  gemäss  darf 
eben  Carey  keine  Grundrente  als  unverdientes  Einkonmien  anerkennen; 
so  redet  er  zwar  von  Grundrente,  will  darunter  aber  lediglich  eine 
Vergütung  für  das  aufgewendete  Kapital  verstanden  wissen.   Nach  ihm 

Schmoll  er  selbslverständlich  Recht,  —  ofifenbar,  dass  die  Grundstiicksbesilzer  voll- 
ständigen Ersatz  erhalten,  wenn  der  Preis  pro  Scheflfel  auch  nur  2V.j  Thlr.  beträgt; 
aber  ob  sie  so  rechnen  werden  wie  Sc  hm  oll  er  oder,  besser,  ob  die  äusseren  Ver- 
hältnisse nicht  von  selbst  eine  andere  Rechnung  aufstellen,  das  dürfte  zu  erörtern 
sein.  Die  Voraussetzung  ist,  —  und  auch  Schmoller  macht  sie,  . —  dass  es  zwingend 
nothwendig  sei,  einen  Mehrertrag  mit  verhältnissniässig  grösserem  Kostenaufwand 
zu  erzielen.  Während  bisher  der  höchste  Preis  pro  Scheffel  2  Thlr.  war,  steigt  er 
nun  auf  2'/^  Thlr.  Zuvörderst  wollen  wir  nun  zugeben,  dass  kein  neuer  Boden  in 
Anbau  genommen  werde,  denn  für  diesen  würden  sich,  wie  Schmoll  er  selbst  sagt, 
die  Preisverhältnisse  in  der  angegebenen  Weise  gestalten,  der  Preis  würde  sich 
lediglich  nach  den  Kosten  des  neu  zu  erzielenden  Ertrages  richten.  Angenommen, 
dass  der  Preis  nur  auf  2%  Thlr.  stiege,  so  würde  jeder  Grundbesitzer,  der  keine 
neuen  Kapitalien  verwendet,  nothwendig  einen  Renlenzuwachs  von  500  •  Vs  haben, 
während  diejenigen,  welche  einen  Mehrertrag  mit  erhöhten  Kosten  erzeugt  hätten, 
zwar  auch  diese  500  •  Vs»  aber  für  ihr  2.  Kapital  nicht  allein  keinen  Gewinn  er- 
hielten ,  sondern  noch  Verlust  zu  tragen  hätten.  Sie  würden  mithin  den  i.  Ueber- 
schuss  wenigstens  zum  Theil  einbüssen  und  sich  deshalb  wohl  hüten,  das  2.  Kapital 
anzuwenden;  dies  kann  ohne  Zweifel  erst  dann  geschehen,  wenn  der  Preis  die 
höchsten  Hervorbringungskosten  erstattet. 
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ist  diese  Grundrente  am  höchsten,  d.  h.  dem  Procentsatze  nach,  beim 
Beginne  der  Bodencultur ,  wo  der  verhältnissmässige  Arbeitsaufwand 
am  grössten  ist;  mit  den  Verbesserungen  im  Betriebe  und  der  zu- 
nehmenden Associationskraft  wird  mit,  im  Verhältnisse  zum  Ertrage, 
immer  leichterer  Mühe,  der  Boden  cultivirt,  so  dass  die  Grundrente 
dem  Betrage  nach  zwar  steigt,  aber  eine  geringere  Quote  des  Gesammt- 
erzeugnisses  bildet.  Setzen  wir  für  Grundrente  »Kapitalgewinn« ,  so 
können  wir  im  Wesentlichen  mit  Carey  bis  zu  dem  früher  er- 
örterten Punkte,  wo  die  gleiciie  Kapitalverwendung  einen  geringem 
Ertrag  giebt,  übereinstimmen;  denn,  mit  der  Zunahme  der  Cultur 
haben  allerdings  die  verwendeten  Kapitale  eine  immer  steigende  Wirk- 
samkeit, so  dass  die  älteren  bearbeiteten  Grundstücke  mehr  und  mehr 
in  der  Schätzung  sinken,  schliesslich  sogar  verlassen  werden,  während 
die  neu  besiedelten  Ländereien  mit  wenigem  Aufwand  hohen  Ertrag 
geben ,  also  der  Werth  der  Arbeit  im  Zunehmen  begriffen  ist.  —  Von 
einer  Grundrente  in  Ricard o's  Sinne  kann  bis  hierher  —  abgesehen 
von  der  vorhin  erwähnten  —  keine  Rede  sein;  sobald  aber  jener  Zeit- 
punkt eingetreten,  der  es  nöthig  macht,  mit  grösserem  Aufwände  einen 
gleichen  Ertrag  zu  produciren,  tritt  die  Ricardo 'sehe  Definition 
in  ihr  Recht  ein;  von  da  an  wird  ausser  der  bisherigen  Kapitalver- 
gütung auch  noch  die  Differenz  zwischen  dem  Erträgnisse  des  betreffen- 
den und  des  schlechtesten  angebauten  Bodens  ^^)  als  Rente  gezahlt. 
Wenn  nun  Carey  sagt,  dass  die  Grundrente  von  dem  Kapitale  des 
zuerst  angebauten.  Landes  immer  gleich  sei  dem  Zins  des  Kapitales 
minus  der  Differenz  zwischen  dessen  Ertragsfähigkeit  und  der  der 
anderen  Ländereien,  welche  mit  dem  Fortschritte  der  Cultur  durch 
gleiche  Arbeitsverwendung  urbar  gemacht  wurden,  so  greift  er  in  keiner 
Weise  die  Ricardo'sche  Grundrentenbildung  au,  eben  weil  hier  von 
Grundrente  noch  gar  keine,  sondern  nur  von  Kapitalgewinn  die  Rede 
sein  kann  *'). 


66)  Gleiclies  gilt  natürlich  von  unergiebigeren  Kapitaizusätzen. 

67)  Man  könnte  vielleicht  in  Versuchung  geratlien,  aus  diesem  Satze  Carey's, 
in  weichem  er  doch  eine  Differenz  im  Ertrage  zugesteht,  die  Existenz  einer  Grund- 
rente zu  folgern.  Dies  würde  sich  jedoch,  obgleich  die  Annahme  auf  den  ersten 
Blick  etwas  Verlockendes  hat,  nicht  rechtfertigen  lassen.  Es  iU  zwar  klar,  dass  der 
bessere  Boden  nothwendig  einen  höheren  Reinertrag  liefern  muss  als  der  noch  fort- 
bebaute schlechtere;  hieraus  erwäch.st  jedoch  —  angenommen  also,  dass  das  letzt- 
verwendete Kapital  das  productivste  sei  —  nur  so  lange  Exlragewinn  für  die  unter 
den  giinsligeren  Umständen  wirthscliaflenden  Eigenthümer,  als  die  Nachfrage  nicht 
allein  durch  diese  befriedigt  wird,  also  auch  noch  die  höheren  Productionskoslen 
Bezahlung  ünden.     Dies    ist  jedoch   nur  ein  Ucbergaugssladium ,    da   die   lohnender« 
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Was  nun  schliesslich  noch  das  Verfahren  der  Menschen  bei  ab- 
nehiiicndeni  Volkswohlslandc,  d.  h.  bei  Verminderung'  der  IJevölkeruiig 
anlangt,  so  ist  Ricardo  allerdings  der  Ansicht,  dass  schliesslicli  nur 
die  fruchtbarsten  Grundstücke  in  Anbau  bleiben,  während  Carey 
glaubwiirdi^'  nachweist,  dass  mit  dem  Siid<en  der  Associationskraft  die 
Bevölkerung^  auf  den  schlechtesten  l>uden,  von  dem  diemals  die  Cultur 
ausging,  zurückgetrieben  wird.  Diese  wie  jene  Annahme  liefert  jedoch 
in  Bezug  auf  die  Grundrente  dasselbe  Resultat;  in  dem  einen  wie  dem 
andern  Falle  muss  dieselbe  immer  niedriger  werden,  bis  sie  zuletzt 
völlig  verschwindet. 

Das  einzig  Dankenswerthe  in  Carey 's  Theorie  besteht  nach  Alle 
dem  darin,  dass  er  über  den  Begiim  und  Verfall  der  Cultur  helleres 
Licht  verbreitet  hat ;  die  eigentlichen  Culturperioden  hat  er  in  seinem 
Gemälde  gänzlich  übergangen  und  obwohl  er  sich  bemüht,  überall  in 
den  entschiedensten  Gegensatz  zu  Ricardo  zu  treten,  .so  hat  er  selbst 
nicht  vermocht,  für  jene  beiden  Phasen  dessen  Grundgedanken 
über  die  innere  Natur  des  Streitgegenstandes  umzustossen. 

Ricardo  und  seine  Anhänger. 

Wir  gelangen  nunmehr  zu  der  Lehre,  welche  die  heftigsten  An- 
griffe hat  erfahren  müssen.  Es  kann  und  soll  nun  nicht  geleugnet 
werden,  dass  Ricardo 's  Lehre  voll  Einseitigkeiten  ist.  aber  im 
grossen  Ganzen  nmss  man  deren  Kern  als  einen  durchaus  gesunden 
und  den  thatsächlichen  Verhältnissen  entsprechenden  hinstellen.  Im 
Grunde  genommen  darf  man  es  wohl  nur  einen  glücklichen  Griff  nennen, 
den  Ricardo  durch  die  Annahme  des  steigenden  Aufwandes  in  der 
Erzeugung  landwirthschaftlicher  Producte  that.  Wie  wir  früher  hin- 
reichend gezeigt  haben ,  kann  nur  durch  eingehende  statistische  und 
auf  der  genauesten  Kenntniss  der  landwirthschaftlichen  Verhältnisse 
beruhende  Forschung  jener  Satz    bewiesen   werden.     Ricardo   bringt 


Kapitalanlage  selir  rasch  eine  Verstärkung  des  Angebotes  hervorrufen  muss.  Von 
da  an  bezieht  Grundrente  im  strengen  Sinne  Niemand;  der  Forlbebauer  des  schlech- 
teren Bodens  aber  erleidet  im  Verliällniss  zu  dem  Inhaber  des  besseren  eine  Sciimä- 
lerung  des  Kapilalgeivinnes.  Diese  Auffassung  aber  —  die  Carey  übrigens  nirgends 
scharf  ausführt,  so  dass  er  auch  niclit  einmal  eine  vorübergehende  Grundrente  ein- 
zugestehen gezwungen  ist  —  bildet  den  vollkommeusfen  Gegensatz  zu  derRicardo'- 
sclien  ;  narii  der  letzteren  bringen  die  letztverwendeten  Kapitalien  keine,  wohl  aber 
durch  deren  Anwendung  die  frülieren  Gewinn  :=  Rente;  nach  Carey  jedoch  geben  die 
letzten  Kapitalien  iiöchslens  momentan  einen  Ueberschuss,  während  die  älteren  ver- 
lieren, bis  schliesslich,  sobald  der  Preis  sich  nach  dem  Aufwände  unter  den  günstig- 
sten Verhällnissen  richtet,  blos  Kapital  und  Arbeit  vergütet  wird. 
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nirgends  derartige  Beweise,  sondern  nimmt  als  selbstverständlich  an, 
dass  mit  dem  Anbau  unfruchtbareren  Bodens  auch  die  Productions- 
kosten  steigen.  Es  konnte  dies  auch  kaum  anders  sein,  da  zu  einer 
solchen  Untersuchung  weder  Material  noch  rechte  Veranlassung  vor- 
handen war;  denn  in  erster  Linie  richtete  sich  ja  doch  Ricardo 's 
Polemik  gegen  den  Satz  Smith 's,  dass  die  Rente  dem  Zurückbleiben 
des  Angebots  hinter  dem  Begehr  ihre  Entstehung  verdanke.  Und  wie 
hätte  Ricardo  diese  Ansicht  beim  Mangel  statistischer  Unterlagen 
anders  widerlegen  können  als  dadurch,  dass  er  zu  beweisen  sucht,  wie 
die  schlechtesten  Ländereien  nie  Rente  abwerfen  können.  Mit  dem 
Beweise  dieses  Satzes  war  A.  Smith  auf  das  Nachdrücklichste  aus  dem 
Sattel  gehoben.  Wenn  demnach  Röscher  und  Rau  diesen  Satz  für 
einen  unwesentlichen  oder  gar  für  eine  Grille  halten,  so  können  sie 
sich  dessen  weitgreifende  Bedeutung  unmöglich  klar  gemacht  haben. 
Ob  der  Ricardo 'sehe  Beweis  freilich  vollgültig,  das  ist  eine  andere 
Frage;  vorläufig  mag  es  genügen,  diesen  verbreiteten  Irrthum  von  der 
Bedeutungslosigkeit  jener  Annahme  zu  berichtigen. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zu  der  Prüfung  der  Ricardo 'sehen 
Theorie.  Da  fällt  denn  zunächst  die  Fassung  der  Definition  dessen, 
was  unter  Grundrente  verstanden  werden  soll,  auf.  Der  oft  ange- 
fochtene Begriff  lautet  nämlich:  Grundrente  ist  derjenige  Theil  der 
Bodenproducte ,  welcher  für  die  ursprünglichen  und  unzerstörbaren 
Bodenkräfte  gegeben  wird.  Nimmt  man  diesen  Begriff  buchstäblich, 
wie  es  u.  A.  Roesler  thut,  so  ist  er  unhaltbar,  denn  es  leuchtet  ein, 
dass  ein  Grundstück  durch  schlechte  Bewirthschaftung  an  seiner  Pro- 
ductivkraft  verliert,  dass  seine  »ursprünglichen  und  unzerstörbaren 
ßüdenkräfte«  eben  doch  zertört  werden  können.  Gehen  wir  aber  auf 
den  wahren  und  deshalb  tiefer  liegenden  Sinn  jenes  Begriffes  ein,  so 
werden  wir  uns,  mit  den  erforderlichen  Erläuterungen  zum  Theil  we- 
nigstens, mit  demselben  einverstanden  erklären  können.  Bedenkt  man, 
dass  allen  bebauten  Bodenklassen  Nahrung  :==  Düngung  u.  s.  w.  zu- 
geführt werden  muss,  wenn  sie  im  Werthe  nicht  sinken  sollen,  den 
besseren  sowohl  wie  schlechteren  und  den  letzteren,  wie  bekannt,  in 
weit  stärkerem  Verhältniss  als  den  ersteren ,  so  lässt  sich  die  dem 
Wortlaut  nach  allerdings  verwerfliche  Definition  in  diesem  Sinne 
rechtfertigen.  Dazu  kömmt,  dass  es  in  der  That  manche  wich- 
tige Bodeneigenschaften  giebt,  die  geradezu  unzerstörbar  sind,  so 
die  Beschaffenheit  des  Untergrundes,  vor  Allem  die  geographische 
Lage;  von  letzterer  ist  der  unzerstörbare  Einfluss  des  Lichtes,  der 
Niederschläge,     der   Luftströmungen    u.  s.   w.   bedingt.      Aber    wenn 


434  T.  Trunk, 

auch  dic-e  Eigenschaften  zugestanden  werden,  so  folf.'t  daraus  noch 
nicht  die  Richtigkeit  des  liegrities  sellj.^t  nicht,  die  Berechtitiuiig  der  An- 
nahme einer  Grundrente.  Koesler  stemmt  sich  dagegen  mit  dem  Ein- 
wand, dass  alle  Naturkrilfte  sc'll)st  ausschliesslich  occupation.-iähige  keinen 
Preis  haben  könnten.  Eine  kiihne  Behaupluiig.  mit  der  die  gelieferten 
Beweise  in  keinem  ^'erhältnisse  stellen.  Die  Wasserkraft  eines  Flusses 
an  einer  industriellen  Stadt,  welche  vielleicht  Hunderte  von  Dampf- 
maschinen ersetzt  und  doch  sicherlich  eine  Nuturkrait  im  vollsten  Sinne 
des  Wortes  ist,  wäre  demnach  preislos !V  Aber  Uoesler  beruft  sich 
auf  Amerika,  wo  ein  gleicher  Kaufpreis  für  die  verschiedenartigsten 
Ländereien  gezahlt  werde  und  eben  nur  eine  üebiihr  sei.  Diese 
Berufung  ist  leider  eine  sehr  unglückliche ,  einfach  deshalb ,  weil 
sie  nichts  beweist.  Ricardo  nimmt  an,  dass  für  die  ursprüngliche 
Occupation  gar  nichts  gezahlt  wird  und  erkennt  doch,  sobald  die 
Früchte  mit  steigendem  Aufwände  geschaffen  werden  müssen ,  eine 
Rente  an;  ändert  sich  denn,  so  müssen  wir  Roesler  fragen,  dieses 
letztere  Verhältniss,  wenn  irgend  eine  Vergütung,  mag  dieselbe  so 
gross  oder  so  klein  sein,  als  sie  will,  gezahlt  wird?  Jene  2  Thaler 
mögen  als  Schutzgebühr  in  Beschlag  genommen  werden;  folgt  denn 
daraus,  dass  künftig  jedes  Grundstück  nur  diese  2  Thaler  plus  dem 
Kapitalaufwande  werth  ist?  oder  ist  nicht  vielmehr  grade  zu  be- 
weisen, dass  ein  Mehr  werth  nicht  existirt? 

Doch!  der  Werth  oder  Nichtwerth  der  Definition  kann  sich  erst 
aus  den  weiteren  Ausführungen  ergeben ;  hier  kam  es  nur  darauf  an, 
darzuthun,  dass  sie  nicht  von  vornherein  widersinnig  erscheint. 

Der  oberste  Fundamentalsatz,  von  dem  Ricardo  ausgeht  und 
zu  dem  er  immer  wieder  zurückkehrt,  ist  die  Annahme,  dass  die  schlech- 
testen Grundstücke  nie  Rente  abwerfen '^^).  Der  Beweis  hierfür,  welchem 
man  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  absprechen  kann,  ist  folgender: 
jedes  grössere  Territorium  besteht  nicht  aus  Grundstücken  von  gleicher, 
sondern  der  verschiedensten  Qualität,  von  den  besten  in  unendlichen 
Abstufungen  zu  den  unfruchtbarsten  herabgehend;  nun  ist  aber  nir- 
gends der  gesammte  Boden  eines  Landes  nöthig,  um  dem  Bedarfe  zu 
genügen;  kann  derselbe  auch  nicht  auf  den  der  Güte  wie  Lage  nach 
besten  Grundstücken  gewonnen  werden ,  so  bleiben  doch  zwischen  dem 
schlechtesten  angebauten  und  dem  schlechtesten  Boden  überhaupt 
stets   eine   grosse   Menge  Zwischengattungen.     Diesen   Beweis    vervoll- 


68)  Vergl.   die    bei  Behandlung    der  R  od  b  ertus' sehen   Theorie    erfolgte  Aus- 
einandersetzung. 
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ständigt  Ricardo  noch  dadurch,  dass  er  auch  die  Wirkungen  der 
Kapitalzusätze  auf  das  Genaueste  prüft  und  so  ist  Ricardo  —  obwohl 
manche  Stellen  seiner  Abhandlung  gegen  ihn  ausgelegt  werden  können 
—  in  letzter  Linie  der  Ansicht,  dass  das  letztverwendete  Kapital  keine 
Rente  abwerfen  kann.  Freilich  würfelt  er  diese  beiden  Factoren  — 
Anbau  schlechteren  Bodens  und  Kapitalzusatz  —  durch  einander  und 
es  scheint,  als  ob  er  auf  jenen  ersten  Beweis,  dass  der  schlechteste 
Boden  keine  Rente  bringe,  des  plastischen  Eindruckes  halber  den 
grössten  Nachdruck  lege;  auch  kehrt  die  Behauptung,  unter  allen  Um- 
stcänden  würfen  gewisse  Grundstücke  keine  Rente  ab,  stets  wieder. 
Ricardo  geräth  hiermit  in  einen  freilich  nicht  schwer  anzuschlagenden 
Widerspruch,  da  er  auf  die  Untersuchung  selbst  von  weiter  keinem 
nachtheiligen  Einflüsse  gewesen  ist.  Es  leuchtet  nämlich  ein,  dass,  so- 
bald Kapital  auf  ein  bereits  cultivirtes  Grundstück  mit  verringertem 
Ertrage  angewendet  wird,  auch  dieses  Grundstück,  selbst  wenn  es 
das  unter  den  ungünstigsten  Umständen  bebaute  wäre, 
einen  Ueberschuss  abwirft,  der  lediglich  als  Grundrente  betrachtet  wer- 
den mnss.  Der  schlechteste  angebaute  Boden  kann  mithin 
Rente  abwerfen.  In  unserem  Sinne  jedoch  ist  dieser  Satz  keine 
Widerlegung,  sondern  nur  eine  Fortbildung  der  Ricardo' sehen  Lehre, 
ihren  Grundlagen  vollkommen  entsprechend.  —  Der  Einwand  dagegen, 
welchen  Röscher  erhebt,  dahin  zielend,  dass  eine  allzu  grosse  Con- 
currenz  der  Pächter  sehr  wohl  überall  Rente  bewirken  könne,  dürfte 
nur  wenig  besagen,  denn  eine  derartige  Steigerung  der  Pachtpreise 
ist  eine  ganz  einseitige  Erscheinung,  weil  die  Hervorbringungskosten 
dadurch  nie  höher  steigen  können ;  es  ist  eine  Schmälerung  des  Kapital- 
und  Arbeitsgewinnes,  aus  der  die  Extra -Rente  für  den  Grundherrn 
hervorgeht,  während  die  Grundstücke  selbst  gar  nicht  im  Stande  sind, 
dieselbe  zu  vergüten,  mithin  keine  Rente  abwerfen. 

Von  grösserem  Gewicht  ist  die  Bemerkung  Rau's,  dass  schlech- 
tere Bodenklassen  ganz  fehlen  oder  sehr  weit  entfernt  sein  können. 
Diese  Möglichkeit  ist  allerdings  nicht  zu  bestreiten,  aber  Ricardo 
wird  auch  hierdurch  nicht  widerlegt,  sondern  höchstens  vervollständigt, 
da  das  zweite  Hauptmoment  —  der  letzte  Kapitalzusatz  giebt  keine 
Rente  •—  durchaus  nicht  beeinträchtigt  wird.  Es  ist  eine  sehr  richtige 
Bemerkung  von  Rodbertus.  (Ui.>s  der  eigentliche  iCcrn  der  Ri- 
cardo'scheu  Theorie  —  obwohl  von  ihrem  Schöpfer  nicht  klar  genug 
hervorgehoben  —  nicht  in  der  Annahme  der  verschiedenen  l'rucht- 
barkeit  bestehe,  dass  dieselbe  vielmehr  »auch  noch  in  einem  Lande 
von  gleich  fruchtbaren  Boden  ihre  Anwendung  beansprucht«. 
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Aber  auch  Rodbortus  proift  diesen  Ratz,  dass  das  letztange- 
wendete Kapital  rcsp.  das  schlechteste  Orundstück  keine  liente  bringe, 
an  und  unzweifelhaft  mit  einem  grossen  Aufwand  von  Scharfsinn.  Wir 
sahen,  dass  Kodbertus  aus  der  Macht  des  Kigenthums  die  Rente 
herleitete;  wir  konnten  diese  Basis  nicht  anerkennen;  damit  fällt  frei- 
lich auch  die  des  Reweises,  dass  die  Grundstücke,  selbst  wenn  der  Er- 
trag nur  der  Kostenarbeit  entspräche,  Grundrente  abwürfen.  Der  frag- 
liche Beweis  ist  jedoch  so  pikant,  dass  wir,  unter  Annahme  jener 
von  uns  verworfenen  Voraussetzung,  denselben  prüfen  wollen.  Er  be- 
ruht im  Wesentlichen  auf  der  Vorstellung,  dass,  sobald  jener  der  Kosten- 
arbeit gleiche  Werth  vorhanden,  die  Ren t en- V  ertheilungsbe- 
rechnung  nothweudig  einen  auf  sonst  nichts  als  Grund  und  Boden 
zurückzuführenden  Ueberschuss  herausstelle.  Gegen  die  Art  dieser 
Berechnung  müssen  jedoch  die  gegründetsten  Bedenken  erhoben  werden. 
Rodbertus  bringt  zunächst  zur  Berechnung  des  Fabrikatiunsantheils 
das  Verarbeitung  findende  gekaufte  Material  mit  in  Ansatz.  Das  leuchtet 
ein.  Ebenso  dass  sich  nun  der  Gewinnsatz  niedriger  stellen  nmss,  als 
wenn  der  gleiche  Ueberschuss  vorhanden  und  jenes  Material  ausser 
Rechnung  geblieben  wäre.  Dieser  Gewinnsatz  ist  nun  massgebend  für 
alle  Sorten  des  Kapitales,  also  auch  für  das  in  der  Landwirthschaft 
wirkende;  wieder  richtig;  mithin  muss,  da  hier  ein  berechnendes  Ma- 
terial fehlt,  ein  Ueberschuss  entstehen,  welcher  eben  nur  Grundrente 
sein  kann.  Dieser  Schluss  ist  nach  meiner  Auffassung  unlogisch.  Der 
Irrthum  liegt  darin,  dass  Rodbertus  annimmt,  der  als  Rente  ver- 
bleibende Ueberschuss  zerfalle  in  zwei  im  Voraus  festgesetzte  Portionen, 
deren  eine  dem  Fabrikations-,  die  andere  dem  Rohproductionskapital 
zufalle,  während  sich  grade  diese  Portionen  erst  nach  der  Grösse  der 
Kapitalien  bestinunen  können ;  sobald  demnach  kein  Material  in  An- 
satz zu  bringen  ist,  übt  dies  seinen  Eintiuss  auf  den  gesammten  An- 
theil  des  landwirthschaftlichen  Kapitales. 

Wir  können  nach  Alle  dem,  Ricardo  verallgemeinernd,  annehmen, 
das  letztverwendete  Kapital  bringt  unter  normalen  ^^)  Verhältnissen  keine 
Rente. 

Wenn  dieses  aber  der  Fall,  so  müssen  die  Hervorbringungs- 
k  Osten   unter   den    ungünstigsten   Umständen    den   Preis    bestimmen; 


69)  Es  ist  dies  zwar  ein  sehr  allgemeiner  Ausdruck  ;  aber  er  mussle  liier  an- 
angewendel  werden.  Es  giebt  so  widernatürliclie  Zustände,  dass  von  Gesetzmässig- 
keit keine,  sondern  nur  von  Willkür  die  Rede  sein  kann.  Uli  verstand  unter 
„normalen  Verhältnissen"  wesentlich  freie  Tlieilbarkeit  und  ungehemmte  Concur- 
renz.  — 
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dass  es  nöthig  ist ,  diese  HervorbringungskoFten  aufzuwenden ,  versteht 
sich.  Um  so  weniger  ist  ein  hierher  gehöriger  Angriff  Baunistark's 
zu  begreifen.  Derselbe  findet  nämlich  ^^)  eine  Inconsequenz  darin,  dass 
Ricardo  als  Massstab  des  Preises  im  Allgemeinen  die  Hervorbrin- 
gungskosten  und  als  Massstab  des  Preises  der  Bodenerzeugnisse  die 
höchsten  Hervorbringungskosten  angegeben  habe.  »Fragt  man,«  so 
äussert  sich  Baumstark,  »was  das  Preis  Bestimmende  oder  die  Ur- 
sache sei  und  was  das  Bestimmte  oder  die  Wirkung,  so  ist  der  Preis 
das  Bestimmende  und  der  hohe  Aufwand  das  Bestimmte.  Wäre  dies 
nicht  der  Fall,  so  läge  es  im  Belieben  der  Hervorbringer,  wie  hoch  sie 
ihren  Aufwand  und  also  den  Preis  ansetzen  wollen;  dies  wäre  aber 
nur  bei  völligem  Alleinhandel  möglich  u.  s.  w.«  Ricardo  behauptet 
jedoch  in  seiner  ganzen  Untersuchung  nirgends,  dass  der  Preis  davon 
abhänge,  wie  die  Bebauer  gewillt  seien,  ihren  Aufwand  anzusetzen, 
wohl  aber  sagt  er  ausdrücklich,  dass  derselbe  von  den  wirklich  ungün- 
stigsten Umständen,  »unter  denen  die  nothwendige  Menge  der  Erzeug- 
nisse es  gebietet,  die  Hervorbringungsarbeit  noch  fortzusetzen,«  be- 
stimmt werde,  und  etwas  weiter  unten  fährt  er  fort,  dass  die  wirkliche 
Kostbarkeit  des  Getreides  den  Preis  erhöhe.  Hätte  Ricardo  den 
Glauben  gehegt,  dass  die  Productionskosten  unter  allen  Umständen 
vergütet  werden  müssten,  so  stände  er  zum  guten  Theile  auf  Smith'- 
s'chem  Boden  und  sein  ganzes  System  wäre  ein  Widerspruch.  Er  spricht 
allerdings  oft  von  den  höchsten  Hervorbringungskosten,  aber  immer 
in  dem  Sinne,  dass  es  wirklich  nöthig  war.  sie  aufzuwenden,  und  er 
glaubt  mit  Recht ,  sich  auf  seine  einmal  ausgesprochene  Ansicht  über 
das  Wesen  dieser  Kosten  berufen  zu  können '^'). 

Wir  gelangen  nunmehr  zu  dem  Kernpunkte  der  Ricard o'schen 
Theorie,  nämlich  zu  der  Frage  über  die  Bedingungen  der  Rentenexi- 
stenz. Ricardo  erblickt  dieselben  in  der  Nothwendigkeit,  allmählig  zu 
unfruchtbarerem  Boden  überzugehen  resp.  mit  steigendem  Aufwände 
die  Production  zu  betreiben.  Dieser  Satz  ist  nun.  wie  wir  wissen,  auf 
das  Heftigste  angegriffen  worden;  theils  sind  berechtigte,  freilich  auch 
und  zum  grösseren  Theile  unberechtigte  Einwände  erhoben  worden. 
Der  hervorragendste  Kritiker  in  dieser  Beziehung  ist  Carey;  wir  haben 
seine  Anschauungen  kennen  lernen  und  dabei  das  Urtheil   fällen   müs- 


70)  Baumstark  a.  a.  0.  S.  549  ff 

71)  Ganz  meiner  Ansiclit  ist  Pierson  in  seiner  in  ,, de  Glos"  18(ii  oiscliienenen 
Abhandlung  „de  Grondslagen  vun  KicurUu's  Steisel^'  p.  24,  wo  er  mit  Recht  Ricardo 
niclit  besser  vertheidigen  zu  können  glaubt,  als  durch  dessen  eigene  Worte. 
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sen,  dass  die  Folgerungen,  welche  er  zieht,  ganz  einseitig  und  daher 
durchaus  unhaltbar  sind;  die  Mittheilungen  über  thatsächliche  Verhält- 
nisse jedoch  sind  insofern  werthvoll,  als  sie  willkommene  Beiträge  zur 
Culturgeschichte  der  Menschheit  geben;  in  Bezug  auf  die  Grundrente 
war  die  Carey 'sehe  Theorie  jedoch  nicht  im  Stande,  Ricardo's  Lehre 
auch  nur  zum  Wanken  zu  l)ringen.  I)ie  Cardinalfrage  ist  die:  wird  es 
nöthig,  mit  steigendem  Aufwände  Früchte  zu  erzeugen?  Muss  diese 
Frage  bejaht  werden,  so  ist  es  allerdings  von  geschichtlichem  Werth, 
den  Gang  der  Occupation  zu  kennen,  aber  von  Bedeutung  für  die  Ent- 
scheidung der  Grund  reuten  frage  kann  er  nicht  sein.  Ebensowenig  be- 
sagt dann  der  Einwand,  dass  es  ein  überfliissiges  Bestreben  sei,  die 
Grundrente  als  ein  ganz  specifisches  Einkommen  darzustellen,  denn 
überall  kämen  Fälle  vor,  in  denen  der  oder  jener  Unternehmer  anderen 
gegenüber  im  Vortheil  stehe  und  deshalb  ein  gleiches  Differenzeinkom- 
raen  beziehe,  wie  der   begünstigte  Grundstücksbesitzer'^^).     Der  grosse 


72)  Der  cbenerwähiUe  Gedanke,  dass  Renten,  die  dem  Zufalle,  dem  Talente  u.  s.w. 
ihre  Enlstehung  verdanken,  melir  oder  weniger  überall  aufirclen,  ist  schon  öfters 
ganz  ausdrücklich  und  mit  besonderer  Schärfe,  so  z.  B.  von  Roribertus  und  Se- 
nior, ausgesprochen  worden  Es  ist  eine  wunderbare  Missaclitung  eines  Denkers 
wie  Ricardo,  wenn  man  demselben  zutraut,  —  ich  betone  dies  nicht  mit  Bezug 
auf  die  obengenannten,  sondern  auf  einen  sogleich  zu  nennenden  Schriftsteller,  *— 
diese  Wahrheit  nicht  erkannt  zu  haben;  sie  leuchtet  so  von  selbst  ein,  ist  so  primi- 
tiv einfachen  Charakters,  dass  man  doch  lieber  erst  fragen  sollte,  ob  sie  von  Den- 
kern erster  Grösse  nicht  bewusst  ignorirt  wird?  Ricardo  forscht  nach  den  Ge- 
setzen, welchen  die  Einkonunenbeslandlheile  unterworfen  sind,  und  von  diesem  Stand- 
punkte, dem  einzig  wissenschaftlich  berechtigten,  ist  es  nicht  blos  erlaubt,  sondern 
geboten,  zufällige  Vorlheile,  d.  h-  solche,  welche  keine  eigenlhümlichen  grundgesetz- 
lichen Wirkungen  äussern,  unbeachtet  zu  lassen.  Was  könnte  man  auch  durch  deren 
Heranziehen  bezwecken  wollen?  Ulan  müsste  lediglich  constaliren,  dass  die  Gesetze, 
welche  man  für  Lohn,  Zins  und  Rente  gefunden  hat,  für  das  einzelne  Individuum  in 
dem  oder  jenem  Falle  i\lodificalionen  erleiden,  iModificalionen,  welche  für  die  Ge- 
sammthi'it  höchst  gleichgültig  sind.  Ja  ,  man  müsste  dann  consequeiiter  Weise  auch 
von  einer  Rente  der  Consumenlen  sprechen,  da  der  eine  Consument  unter  günstige- 
ren Verhältnissen  kauft  als  der  andere;  man  müsste  auch  eine  Verkaufsrente  der 
Producenten  behandeln  im  Gegensatze  zur  Produclionsrenle ,  da  die  augenblicklichen 
Blarklverliällnisse  für  den  einen  von  Nachlheil,  für  einen  anderen  von  Vortheil  sind. 
Welcher  Wirrwarr  durch  deraitige  Betrachtungen  in  eine  ernste  Wissenschaft  käme, 
liegt  auf  der   Hand. 

.Mit  begreiflichem  Interesse  las  ich  daher  vor  Kurzem  die  Abhandlung  Schäffle's 
im  1.  Heft  •der  Zeiischrift  für  die  gesaminle  Staatswissenschaft,  betitelt:  „Die  aus- 
schliessenden  Verhältnisse  mit  besonderer  Rücksicht  auf  litterarisch  -  artistisches  Au- 
torenrecht, Patent-,  Muster-  und  Markenschutz."  .Mit  einem  übergrossen  Maasse  von 
Selbstgefühl  —  vgl.  z.  B.  S.  175  u.  176  —  ausgestattet,    kommt   Schaff!  e   zu    der 
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Ueberzeugung,  dass,  naclidem  „die  bedeutendsten  Oekonomisten  in  der  Richtung  die- 
ser —  d.  h.  seiner  —  Theorie  gelastet  haben,"  ihm  das  Heil  widerfaliren  ist,  das, 
was  die  grössten  Oekonomisten  nur  belasteten,  zum  klaren  bewusslen ,  die  Wissen- 
schaft veredelnden  Princip  erhoben  zu  haben.  Die  Grundlage  seiner  vermeintlichen 
Theorie  ist  die  schon  besprochene;  dass  der  Gedanke,  auf  den  sich  Schaffte  so  viel 
einbildet,  bereits  von  Anderen  früiier  ausgesprochen  wurde,  ist  schon  gesagt.  Gehen 
wir  etwas  näher  auf  die  Deductionen  Seh.  ein.  S.  166  ff.  belehrt  über  das  Auftreten 
und  die  Bedeutung  der  Renten:  ein  ähnliches  Exiraeinkommen  wie  bei  dem  fixen 
Bodenkapilal  ist  i.  d,  R.  bei  allen  Kapitalarten,  allen  Arbeilsgattungen  und  bei  den 
Conibinationen  von  Arbeit  und  Kapital  vorhanden  ;  dieses  Extraeinkommen  ist  „eine 
verdiente,  im  tauscluvirlhschaftlichen  Gesellschaftsorganismus  selbstwirkend  ange- 
brachte Prämie  der  zur  Wohlfahrt  der  Gesammtheit  bewerkstclliglen  ökonomischen 
Fortscluiüe  und  auch  der  nicht  nothwendig  in  Neuerungen  bestehenden,  aber  ge- 
meinnützigen grössten  Wirlhschaftlichkeil  in  Versorgung  des  socialen  Bedarfs''.  Die- 
ser Extragewinn  ist  nach  Seh.  durchaus  noilnvendig,  wenn  ,,das  freie  lauschwirlh- 
schaflliche  Productionssyslem  nicht  in  ein  unwirlhschaftliches  Chaos  auseinanderfallcn 
soll,"  er  ist  „die  Prämie  der  wirthschaftiichsten ,  regelmässigen,  rechtzeitigen  und 
harmonischen  Versorgung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  ihren  nach  Art  und  Um- 
fang wechselnden  Bedürfnissen"  u.s.  w.  u.  s.  w.  —  Dieser  Annahme  einer  heilsamen 
Wirkung  des  fraglichen  Extragewinnes  könnte  man  vollständig  beitreten  und  trotz- 
dem den  R  ica  rdo'schen  Standpunkt  in  der  Gruiidrentenfrage  behaupten,  denn  es 
soll  ja  grade  der  Charakter  der  Grundrente  sein,  dass  erhöhte  Betriebsamkeit,  über- 
haupt künstliche  Einwirkung  die  Grundrente  nicht  steigert.  Und  in  der  That  bringt 
auch  Seh.  —  wider  Erwarten,  denn  es  hat  schon  von  vornherein  den  Anschein,  als 
ob  er  die  specifischen  Grundrentenvertheidiger  geschlagen  glaube  —  später  freilich 
sehr  schwache  Beweise,  welche  gegen  die  Grundrente  direct  ankämpfen.  Prüfen  wir 
jedoch  zunächst  mit  einer  Kürze,  die  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  entspricht, 
jene  werthvolle,  angeblich  eigenlluimlitiie  Auffassung.  Dass  der  fragliche  Extrage- 
winn überall,  beim  Kapital-,  Arbeits-  und  Grundeinkommen  auftreten  kann  und  dass 
.leder  darnach  strebt,  Extragewinne  zu  machen,  —  das  zu  leugnen,  kann  Niemandem 
einfallen;  ebensowenig  wird  man  in  Abrede  stellen,  dass  dieses  Streben  nach  Gewinn 
im  grossen  Ganzen  für  das  allgemeine  Wohl  erspriesslich  ist  Aber  Alles  das  soll 
eine  neue  Entdeckung  sein!1  Stützt  sich  nicht  das  grosse  Werk  A.  Smith's  zum 
guten  Theile  auf  die  Annahme  des  Privalegoismus  und  dessen  naiiirgeselzlithe  Wir- 
kungen; betonen  nicht  alle  Anhänger  der  Smith'schen  Schule  grade  (üescn  Salz 
mehr  oder  weniger;  hat  nicht  grade  dieser  Satz  resp.  die  .\rt,  wie  er  ausgeführt 
worden  ist,  die  tiefsten  Spaltungen  in  der  Wissenschaft  iiervorgerufen?  Und  nun 
tritt  Seh.  auf,  führt  unbewusst  jenes  Princip  einseilig  aus  und  das  neue  Evangelium 
ist  fertig.  Denn  ist  es  Seh.  bei  diesem  Ausbau  nicht  in  den  Sinn  gekommen,  dass 
in  unzähligen  Fällen  die  grösste  Mühe  angewandt  werden  muss,  um  nur  ohne  Verlust 
zu  arbeiten,  dass  für  eine  grosse  Mehrzahl  niclit  die  Frage  in  Betracht  kömmt:  wie 
haben  wir  es  anzufangen,  um  Extragewinne  zu  erzielen,  sondtrn:  wie  können  wir  es 
ermöglichen,  überhaupt  die  Concurrenz  aufzunehmen?  Aber  in  beiden  Fällen  bleibt 
die  volkswirthschafilichc  Wirkung  die  gleiche:  das  Streben  nach  Gewinn  und  die 
Furcht,  Verluste  zu  haben,  erzeugen  die  gleiche  Handlungsweise,  nämlich  eine  dem 
allgemeinen  Besten  entsprechende. 

Die  directen  Angriffe  Seh. 's  gegen  die  Grundrente  sind  trefflich   geeignet,    Un- 
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Unterschied  besteht  dann  darin '^),  dass  sich  nicht  für  den  einen  oder 
anderen  Ei^'onthünier  rein  ziifällij^'  ein  unverdientes  Einkommen  er- 
giebt,  sondern  dass  alle  Grundstücke  des  Kreises,  in  welchem  es  nö- 
thig  wird,  zur  Versorgung  der  IJevölkerung  entweder  mehr  Capital  auf 
gleiche  l''läclie  mit  verringeilem  Krtra^'e  /u  verwenden  oder  mit  erhöh- 
ten Transportkosten  herbeizuschatten,  unaufhaltsam  im  Werthe  steigen.  — 
Eines  fast  mehr  als  wunderlichen  iMnwandes  muss  hier  beiläufig  ge- 
dacht werden.  Man  hat  geglaubt,  die  Ricardo 'sehe  Theorie  durch 
die  Thatsache  zu  widerlegend^),  dass  selbst  von  ganz  unfruchtbarem 
Lande  eine  unendlich  hohe  Rente  gezahlt  werden  könne.  Dass  etwas 
wie  ein  Seltenheits-  oder  Affectionswerth  existirt,  scheint  diesen  Zweif- 
lern völlig  unbekannt  zu  sein.  Ist  ein  Stück  Land  ausgezeichnet  schön 
gelegen,  gewährt  es  eine  fesselnde  Rundsicht  u.  s.  w,,  so  ist  es  leicht 
möglich,  dass  aus  diesem  Grunde  —  also  nicht  wegen  der  Productions- 
kraft  —  ein  bedeutender  Preis  gezahlt  wird,  der  mit  dem  eben  solcher. 
aber  wirthschaftlich  benutzter  Ländereien   naturgemäss  in  keinem  Ver- 

klai'heit  »her  den  Streilgegpiistaiid  zu  verbreiten;  die  Vermengung  persönlicher  Rente 
mit  der  Grundrente  ist  überall  zu  bemerken.  So  ist  nach  Seh.  die  Grundrente,  auch 
wenn  dieselbe  dauernd  ist  und  steigt,  i.  d.  R.  kein  privilegirles  persönliches  ver- 
dienslloses  Nalurmonopolcinkonimen  —  S.  208  —  sondern  jene  bedeutungsvolle  Prä- 
mie in  dem  socialen  Organismus.  Dagegen  ist  einzuwenden  ,  dass  in  einem  solchen 
Falle  von  einer  Grundrente  im  «ahren  Sinne  gar  keine  Rede  ist,  dass  dieselbe  grade 
unabhängig  von  den  Anstrengungen  des  Einzelnen  sich  entwickelt;  ausserdem  hat 
man  es  selbstverständlich  mit  einer  blos  persönlichen  Rente,  die  freilich  im  Grund 
und  Boden  mit  wurzelt,  zu  Ihun.  Dass  aber  eine  eigentliciie  Grundrente  in  gross- 
artigem Massstabe  existirt,  davon  hätte  Seh.  sich  rasch  und  leicht  überzeugen  kön- 
nen, wenn  er  den  Satz,  dass  die  Grundrente  mit  dem  Steigen  der  Lebensmittelpreise 
parallel  gehe,  gehörig  geprüft  halte.  Auf  S.  216  ist  zu  lesen:  „es  ist  allerdings 
wahr,  dass  das  Steigen  der  Bodenrente  häufig  die  Folge  steigender  Nahrungsmiüel- 
preise  ist."  Daraus  folgert  nun  aber  Seh.  nicht  den  Grundcharakler  der  Bodenrente, 
sondern  dass  die  Bodenrente  die  Preise  nicht  steigere,  so  dass  gemäss  der  oflerwähn- 
ten  Renlenfunction  die  landwirlhschaftliche  Grundrente,  „indem  sie  für  vermehrte 
Nahrungsbedürfnisse  die  i.  d.  R.  schwierigere  Befriedigung  zu  den  möglichst  wohl- 
feilen Kosten  bewirkt,  indirect  auch  wohlfeilere  Preise  bewirkt",  .le  weniger  man 
hiergegen  auch  selbst  vom  schroffsten  R  i  ca  rd  o 'sehen  Standpunkte  aus  etwas  einzu- 
wenden braucht,  um  so  unbegreiflicher  ist  es,  dass  Seh.  Alles  das  wider  die  Grund- 
rente anführt;  es  liegt  hierin  eine  unbewusste  und  daher  um  so  schlagendere  Aner- 
kennung dafür,  dass  einen  Hauptfactor  der  Renlensteigerung  das  Anwachsen  der  Nah- 
rungspreise^  mithin  ein  vom  Einzelnen  unabhängiges  Moment  bildet 

73)  Uebrigens  abgesehen  davon,  dass  das  landwirthschaftliche  Gewerbe  vermöge 
seiner  localen  Beschränkung  einen  wesentlich  anderen  Charakter  iial,  als  z.  B.  ein 
Fabrikbetrieb. 

74)  M.  Wirth's  Vorrede  a.  a.  0. 
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hältnisse  stehen  kann.  Oder:  ein  Bauplatz  in  einer  industriellen  Stadt 
hat  oft  einen  enorm  hohen  Preis.  Weshalb?  Nicht  zu  Folge  seiner  Pro- 
ductionsfähigkeit,  sondern  weil  er  günstig  \m  Yerkehrsstrouie  liegt  und 
deshalb  in  dieser  Hinsicht  einen  hohen  Werth  besitzt.  Sollte  derselbe 
Boden  landwirthschaftlich  benutzt  werden,  würde  vielleicht,  trotz  der 
günstigen  Lage  mitten  im  industriellen  Leben ,  Niemand  einen  Heller 
dafür  zu  geben  im  Stande  sein.  Und  wie  ist  letzterer  Fall  auch  wie- 
der dem  Wesen  der  landwirthschaftlichen  Rente  so  ähnlich!  Mit  der 
Zunahme  des  Verkehres,  der  Bevölkerung  steigt  ein  solcher  Bauplatz 
progressiv  im  Werthe  ganz  so  wie  die  Grundstücke  in  der  Nähe  der 
Stadt,  auf  denen  feines  Gemüse,  Blumen,  überhaupt  schwer  transpor- 
table Erzeugnisse  pvoducirt  werden.  In  Bezug  auf  diese  Gegenstände 
ist  es  sogar  möglich,  dass  der  Preis  die  Erze ugungs kosten 
unter  den  ungünstigsten  Umständen  weit  übersteigt;  ein- 
fach deshalb,  weil  wirklich  die  Nachfrage  das  Angebot  überflügeln  kann, 
so  in  grossen  Städten  ^^). 

Nicht  so  kurz  können  wir  die  Angriffe  Rodbertus'  abfertigen; 
auch  diesmal  steht  er  im  Vordertreö'en  gegen  die  Ricardo 'sehe  Theo- 
rie. Zunächst  behauptet  er,  dass  die  letztere  lediglich  auf  die  An- 
nahme zurückzuführen  sei,  dass  das  schlechteste  Grundstück  keine 
Rente  bringe;  dagegen  könne  sie  ebenso  gut  mit  ab-  als  zunehmender 
Productivität  verbunden  gedacht  werden.  Hiergegen  ist  auf  das  Ent- 
schiedenste geltend  zu  machen,  dass  die  Ricardo 'sehe  Theorie  sich 
ganz  unzweifelhaft  auf  die  Annahme  wachsender  ünproductivität  — 
wenn  auch  nicht  immer  absolut  wachsender  —  als  Funda- 
mentalsatz stützt;  grade  sie  lässt  nach  Ricardo  die  Rente  entstehen 
und  jene  schlechtesten  Grundstücke  bilden  nur  die  jewei- 
lige Grenze  der  Renten  höhe.  Hätte  Ricardo  den  Glauben  ge- 
hegt, dass  es  für  seine  Theorie  gleichgültig  sei.  ob  das  letztangewen- 
dete Kapital  das  productivste  sei  oder  nicht,  wie  will  dann  Rodber- 
tus die  so  oft  wiederholte  Behauptung  Ricardo's  rechtfertigen:  »sie 
—  die  Rente  —  geht  ohne  Ausnahme  aus  der  Anwendung  eines 
Arbeitszusatzes  von  einem  verhältnissmässig  geringeren  Erträgnisse  her- 


75)  Grade  so  verhalten  .sich  solche  Bodenarten,  die  überhaupl  allein  zur  Pro- 
duction  gewisser  Gegenstände  länglich  sind,  z.  B.  ausgezciclinete  Weinberge,  Berg- 
werke u.  s.  M.  Dass  die  Höhe  der  Rente  liier  lediglich  abhängt  von  der  Stärke  der 
Nachfrage  und  der  Kauffälligkeit  der  Consumenten,  versteht  sich  so  von  selbst,  dass 
keine  weitere  Erörterung  uötliig  isl. 
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vor«'").  Bek'uchtnn  wir  mm  zuriüclist  die  von  Rodbcrtus  rrhobenen 
Kinwündc.  Ilicardo  glaubo.  -  so  lässt  sicli  Kodbcrtiis  vernehmen, — 
diiss  die  verschiedenen  l>(jdeiigaftiingen  nach  ihrer  Qualität  kreislörniig 
um  (h'ii  Consunitiünsort  lügen.  Wo  Ricardo  dies  gesagt  hSben  soll, 
habe  icli  nicht  entdecken  können.  Er  behaui)tet  nur.  dass  man  zu  ge- 
ringerem Boden  übergehe,  wenn  der  be.ssere  nicht  mehr  ausreiche,  oder 
allgemeiner,  dass  ein  gleiches  Kapital  aliniiihlig  nicht  mehr  gleichen  Er- 
trag bringe.  Ist  dieser  letzte  Satz  richtig,  so  ist  es  gleichgültig  für 
die  Theorie,  ob  die  Grund.stücke  conccntrisch  rundum  liegen  oder  nicht. 
Ueberdies  berechtigen  die  Carey 'sehen  Untersuchungen  allerdings,  eine 
gewisse  regelmässige  Abstufung  der  Grundstücke  nach  ihrer  Erucht- 
barkcit  anzunehmen.  Aber,  wie  gesagt,  in  letzter  Linie  ist  diese  Erage 
für  die  Theorie  der  Grundrente  von  keiner  Wichtigkeit,  ihr  kommt  es 
auf  die  Lösung  der  Erage  an:  muss  mit  steigendem  Aufwände  produ- 
cirt  werden?  Selbst  wenn  demnach  die  von  Rodbertus  behauptete 
Umwandlung  der  Grundstücke ''')  vor  sich  ginge,  —  was  übrigens  auch 
nur  durch  steigenden  Kapitalaufwand  möglich  ist,  —  so  bezeugte  dies 
wohl  einen  recht  erfreulichen  Eoilschritt,  aber  für  die  Grundrenten- 
theorie wäre  er  bedeutungslos.  Docli.  Rodbertus  sucht  zu  beweisen, 
wie  grössere  Fruchtbarkeit  grössere  Entfernung  aufhebe  und  sieht  als 
Beweis  dessen  die  Concurrenz  russischen  und  amerikanischen  Getreides 
auf  englischem  Markte  an.  Bei  der  Kritik  dieses  Einwandes  hat  mau 
sich  zunächst  in's  Gedächtniss  zu  rufen,  dass  Ricardo  nur  die  im 
Grossen  gültigen  Gesetze  erforschen  wollte;  er  konnte  sich  daher  nicht 
mit  Untersuchungen  aufhalten,  in  denen  die  Lage  der  Grundstücke 
eine  grosse  Rolle  spielt,  und  einfach  deshalb,  weil  die  wirthschaftliche 
Lage  kein  allgemeines  Moment  ist,  sondern  je  nach  der  Bildung  neuer 
Absatzorte,  Verbesserungen  in  der  Connnunication  u.  s.  w.  den  bedeu- 
tendsten Veränderungen  unterliegt.  Aber  daraus  folgern  zu  wollen, 
wie  Rodbertus  dies  mit  wahrhaftem  Behagen  thut.  dass  Ricardo 
vollständig  übersehen  habe,  wie  grössere  Eruchtbarkeit  grössere  Ent- 
fernung ausgleichen  könne,  ist  denn  doch  zu  weit  gegangen'*;.  Nichts 
ist  natürlicher,  als  dass,  wenn  in  einem  dichtbevölkerten  Lande  schon 
die  mannigfachsten  Bodenclassen  in  Anbau  gekommen  sind,  das  Aus- 
land  mit   seinem   UeberÜusse   herbeeilt,    sobald    die   Preise   hoch 


76)  Ricardo  a.  a.  0.  S.  47.     \u(  die  nähere  Betraclilung  der  R  i  c  a  rdo 'sehen 
Anscliautingen  von  den  Veränderungen  der  Rente  werden  wir  sogleicli  kommen. 

77)  Bd.  I  S.406  des  IV.  Jahrg.  dieser  Jahrbücher. 

78)  Vgl.  übrigens  Ri  ca  r  d  o  a.  a.  0.  S.  6. 
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genug  gestiegen  sind.  Aber  aus  dieser  Concurrenz  des  Auslandes 
folgern,  dass  die  Fruchtbarkeit  nicht  abgenommen  haben  könne,  da  ja 
die  fruchtbarsten  Grundstücke  ihre  Producte  sendeten,  wäre  ungefähr 
dasselbe,  als  aus  der  Thatsache,  dass  einer  Regierung  aus  allen  Welt- 
enden Anleihekapitalien  zuströmen,  zu  schliessen,  deren  Aufwand  habe 
nicht  zugenommen.  Freilich  concurrirt  das  Ausland,  aber  weshalb? 
weil  der  hochgestiegene  Preis  Transport-  und  Productionskosten  er- 
setzt. Man  könnte  imn  immer  noch  einwenden :  dann  haben  sich  eben 
die  Transportkosten  erhöht,  der  Grund  der  Theuerung  ist  in  der  Lage, 
nicht  in  der  Abnahme  der  Fruchtbarkeit  begründet.  Abgesehen  davon, 
dass  es  schliesslich  nur  ein  Wortstreit  wäre,  ob  man  die  Vertheuerung 
dem  unvermeidlichen  Transport  oder  der  gestiegenen  Unfruchtbarkeit 
zuschreibt,  enthält  dieser  Einwand  überdies  einen  offenbaren  Wider- 
spruch. Denn,  muss  man  fragen,  wenn  die  Fruchtbarkeit  nicht  abge- 
nommen hat,  weshalb  zahlt  man  dann  das  plus  an  Trausportkosten,  um 
sich  Nahrungsmittel  zu  verschaffen? 

Dass  nun  aber  die  Zuhülfenahme  von  Grundstücken  aus  weniger 
bevölkerten  Strichen  das  Steigen  des  Fruchtwerthes  in  dichtbevölkerten 
hindert ,  darf  nicht  bezweifelt  werden ;  die  sanguinische  Auffassung 
ßodbertus'  können  wir  nach  dem  Gesagten  freilich  nicht  theilen; 
dessen  Annahme  Hesse  sich  nur  dann  aufrecht  erhalten,  wenn 

1)  mit  dem  Momente  des  Bedürfnisses  auch  factisch  derartige 
Ländereien ,  vielleicht  von  dem  Orte  des  Absatzes  durch  w  eite  Meere 
getrennt,  in  Anbau  genommen  und  deren  Producte  dem  bedrängten 
Lande  zugeführt  würden; 

2)  die  Kosten  der  Versendung  sich  gradezu  auf  Null  reducirten. 
Doch  ist  leider  der  eine  Fall  so  undenkbar  als  der  andere.  So  lange 
man  nicht  von  der  ganz  verkehrten  Anschauung  ausgeht,  dass  mit  der 
grösseren  Entfernung  vom  Marktorte  die  Fruchtbarkeit  in  demselben 
Grade  steigt,  so  dass  die  ferneren  Grundstücke  stets  um  so  viel  frucht- 
barer sind,  als  hinreicht,  die  Versendungskosten  zu  decken,  ohne 
einen  höheren  Preis  für  die  erzeugten  Producte  zu  bedürfen,  als  die 
naheliegenden  unfruchtbareren,  so  lange  ist  es  durchaus  denkbar,  dass 
die  Rente  trotz  der  Concurrenz  fremder  Länder  im  Steigen  begriffen 
ist.  Denn  jene  Concurrenz  kann  eben  nicht  absolut,  sondern  nur 
dann  eintreten,  wenn  der  Preis  bereits  hoch  genug  gestiegen  ist,  um 
die  Pi'oductions  -  und  Transportkosten  zu  decken ,  so  dass  also  das 
Ricardo 'sehe  Gesetz  schon  die  vollste  Anwendung  findet.  Ob  die 
Auffindung  neuer  Versorgungswege  wirklich  so  intensiv  wirkt .  um  das 
Steigen   der  Rente   für   lange  Zeit  hindern  zu  können,    das   ist   ledig- 
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lieh  eine  Localfrage,   mit  der  sicli   die  Wissenschaft    nicht  zu  befas- 
sen   hat. 

Cüusequent  den  Grundanschauungen  entwickelt  nun  Ricardo  seine 
Ansichten  über  die  Veränderungen  der  Rente.  Erhöliung  der  Produc- 
tivität  mindert,  Verringerung  steigert  dieselbe.  Diese  Sätze,  recht 
verstanden,  dürften  kaum  zu  bezweifeln  sein;  aber  grade  sie  sind 
es,  welche  selbst  von  Anhängern  Ricardo' s  angegritfen  worden  sind. 
Freilich  ist  es  nöthig,  um  hier  klar  sehen  zu  können,  eine  Unterschei- 
dung zwischen  Tausch w er th-  und  Producten reute  eintreten  zu 
lassen^*).    Nichts  ist  natürlicher  und  nothwendiger,  als  dass  z.B.  land- 


79)  Jede  Untersuchung  der  Rente  sollte  naturgemäss  in  zwei  Tlieile  zerfallen, 
da  dieselbe  als  Wirkung  zweier  Elemente  erscheint.  Einestheils  wirken  ein  die  na- 
türlichen, anderntheils  die  socialen,  die  Verkehrsverhältnisse  und  erst  aus  deren  Com- 
bination  lässl  sich  ein  endgültiger  Schluss  ziehen  über  die  Stellung  und  den  Ge- 
sammlcharakter  der  Renle.  Lediglich  daraus,  dass  man  deren  Quantität  in  den  sach- 
lichen Gütern  des  Bodens  kennt,  dem  dieselben  entwachsen  sind,  lässt  sich  nicht  ur- 
theilen  über  ihren  Werlh  für  den  Empfänger,  resp.  über  das  Opfer  für  das  Ganze; 
es  ist  hierzu  unumgänglich  notliwendig,  auch  ihren  Tauschwerth,  ihr  jeweiliges  Ver- 
hältniss  zur  übrigen  Güferwelt  zu  erforschen.  Erst  aus  dieser  Verbindung  lässt  sich 
ihr  wahrer  Kern  erkennen,  denn  die  gleiche  Grundrente,  der  sachlichen  Quanlilät 
nach,  kann  zu  verschiedenen  Zeiten  ein  ganz  anderes  Mass  von  Tauschkraft  anzeigen. 
Da  nun  bei  etwas  vorgeschrittener  Cultur  das  Geld  als  Träger  allen  Umsatzes  er- 
scheint nnd  sich  demnach  aus  der  Geldquantilät  als  geeignetes  Kennzeichen  der  Tausch- 
werth herausstellt,  so  ist  im  Gegensatze  zu  der  in  den  Früchten  des  Bodens  ausge- 
drückten Renle  die  in  Geld  angeschlagene  als  „Geldrentc"  bezeichnet  worden.  — 
Es  ist  jedoch  klar,  dass  durch  die  Hereinziehung  dieses  Factors  die  Untersuchung 
keinen  anderen  Charakter  gewinnen  kann;  auch  ohne  denselben  wäre  man  gezwun- 
gen, die  innere,  auf  das  Verhältniss  ihres  Tauschwerthes  gegründete  Xafur  der  Grund- 
rente zu  beachten.  Aus  diesem  Grunde  scheint  eine  passendere  Bezeichnung  durch 
„Tauschwerlhsrente"  hergestellt,  während  auch  die  übliche  Benennung  „Sachrenle" 
geeigneter  in  ,,Bodenproducienrenle"  verwandelt  wird.  Rodberlus  freilich  tadelt 
diese  Auffassung;  nach  ihm  wäre  dieselbe  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn  das  belr, 
Product  schon  ein  unmittelbares  Gut  wäre.  Rodbertus  vergisst  hierbei,  dass  die 
Rente  der  Ueberschuss  über  die  Produclionskosten  ist;  reicht  das  Erlrägniss  von 
einem  rentelosen  Lande  hin,  um  dem  Bebauer  alle  seine  Aufwände,  also  schon  hin- 
gesehen auf  die  damit  vorzunehmende  Transportalionsarbeil  u.  s.  w.,  zu  erstatten,  so 
repräsentirt  die  Rente  stets  eine  Werihmenge  in  unmittelbaren  Gütern.  Eine  Unter- 
suchung, ob  die  oder  jene  Fabrikationsarbeil  hinreichend  productiv  ist,  Grundrente 
und  Kapitalgevvinn  zu  erslatten,  ist  in  concreten  Fällen  von  selbslversländlichem 
Werthe,  für  die  Grundrententheorie  aber  von  absolut  keiner  Wichtigkeit;  es  ist  viel- 
mehr nur  nothwendig,  die  Veränderungen,  welche  im  Werthe  der  Rohproducle  selbst 
vorgehen,  zu  berücksichtigen,  indem  sich  hieraus  ein  vollkommenes  Urtlieil  bilden 
lässl  über  deren  Tauschkraft,  deren  Fähigkeil  zur  Erlangung  unmiltelbarer  Güter, 
und  das  geschieht  durch  Zerfäilung  in  Produclen  -  und  Tauscbwerthsrenle. 
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wirthschaftliche  Verbesserungen  den  Reinertrag  erhöhen,  ob  derselbe 
aber  zur  Vergütung  des  verwendeten  Kapitales  dient  oder  wirklich 
einen  Rentenüberschuss  liefert,  das  ist  eine  ganz  andere  Frage.  Rö- 
scher z.  B.  dictirt  den  Verbesserungen  die  Kraft  zu,  die  Rente  zu 
steigern,  weil  durch  Verdoppelung  der  Ergiebigkeit  bei  verdoppel- 
ter Nachfrage  auch  die  Rente  um  das  Doppelte  wachsen  müsse. 
Wenn  man  diesen  Zusatz  »bei  verdoppelter  Nachfrage«  zugiebt,  so  hat 
Röscher  zum  Theil  wenigstens  Recht,  aber  grade  dessen  Richtigkeit 
muss  bezweifelt  werden.  Ricardo,  welcher  diesen  Fall  viel  gründ- 
licher, als  Röscher  annimmt,  bedacht  hat,  behauptet  nämlich,  dass 
die  Verbesserungen  die  Rente  unmittelbar  senken,  aber  indirect  die- 
selbe auch  wieder  steigern  j  dies  erkläre  sich  folgendermassen :  die  Nach- 
frage steigt  allmählig,  da  die  gesunkenen  Preise  den  Begehr  nach  Ar- 
beitern verstärken  und  eine  Zunahme  der  Bevölkerung  hervorrufen; 
damit  wird  es  nothwendig,  wieder  unter  ungünstigeren  Umständen  zu 
produciren  und  —  die  Rente  steigt,  obschon  die  Fruchtbarkeit  auch 
dann  noch  vielleicht  grösser  ist  als  vordem.  Bei  Entscheidung  dieser 
Frage  ist  vor  Allem  zu  bedenken,  dass  der  Werth  der  Rente  abhängt 
von  zwei  Factoren,  den  Erzeugnissmengen  und  deren  Preisen.  Selbst 
wenn  also  die  erstere  bei  verdoppelter  Ergiebigkeit  gestiegen  wäre,  so 
nützt  diese  Kenntniss  allein  noch  gar  nichts,  man  muss  nothwendig 
um  ein  Urtheil  zu  fällen,  auch  den  Tauschwerth  kennen.  In  verschie- 
denen Ländern  können  gleiche  Ursachen  —  Verbesserungen  —  ganz 
verschieden  wirken:  ein  Ausfuhrland,  das  hinreichenden  Absatz  zu 
den  früheren  Preisen  findet,  wird  Producten-  und  Tauschwerthsrente 
steigen  sehen;  ein  wesentlich  einführendes  Land  kann  die  Produc- 
tenrente  steigen,  die  Tauschwerthrente  aber  fallen  sehen.  Gehen  wir 
auf  die  hier  einschlagenden  Umstände  ein;  diejenigen  Verbesserungen, 
welche  zunächst  in's  Auge  zu  fassen  sind,  betreffen  die  Steigerung  der 
Productivkraft  des  Bodens,  mit  anderen  Worten,  eine  stärkere  Erzeu- 
gung von  Früchten  mit  gleicher  Kapital-  und  Arbeitsverwendung.  Die 
Mittel  sind  im  Wesentlichen  von  doppelter  Art:  Einführung  besserer 
Fruchtfolgen  und  Düngungsweisen  oder  Verpflanzung  nutzbringenderer 
Stoffe.  Ihre  Einwirkung  auf  die  Rente  kann  eine  verschiedene  sein. 
Sind  die  Verbesserungen  so  bedeutend,  dass  es  möglich  wird,  einen  be- 
trächtlichen Theil  der  bisherigen  Kapitalzusätze  zurückzuziehen,  so  wird 
die  Productenrente  trotz  des  erhöhten  Reinertrages  sich  mindern,  wenn 
die  Bodenarten  resp.  Kapitalzusätze,  welche  vor  der  Verbesserung 
hauptsächlich  zur  Hochhaltung  der  Rente  beitrugen,  verlassen  werden 
und  somit  in  der  Differeuzbestimmung  Factoren  von  näher  an  einander 
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liegenden  Werthverhcältnisscn  sprechen.  Ist  dagegen  die  Wirkung  nicht 
so  durchschlagend,  d.  h.  ist.  es  immer  noch  nöthig,  mit  weit  aus  ein- 
ander liegenden  Werthfactoren  zu  wirthschal'ten.  so  steigt  sowohl  Roh- 
ertrag wie  Productenrentc. 

Landwirthschaftliche  Verbesserungen  können  denmach  auf  ganz 
verschiedene  Art  wirksam  werden  und  es  lässt  sich  nur  aus  einem  ge- 
gebenen Falle  herleiten,  in  welcher  Weise  die  Modification  erfolgt  ist. 
Ob  nun  aber  der  Eigenthümer  sich  überhaupt  besser  oder  schlechter 
steht  als  zuvor,  das  hängt  von  dem  Gesanunttauschwerthe  der  Rente 
ab,  und  dieser  berechnet  sich  aus  den  Fruchtmengen  und  deren  Prei- 
sen. Sinken  die  letzteren  in  stärkerem  Verhultniss,  als  die  Fruchtrente 
zugenonunen  hat,  so  erleiden  die  (jrundeigner  trotz  des  grösseren  Rein- 
ertrages an  Rohproducten  eine  Schmälerung  ihres  Reineinkommens; 
tritt  dieser  Fall  nicht  eia,  nun.  so  gewinnen  sie  trotz  der  Abnahme 
des  Tauschwerthes  und  der  Zunahme  des  allgemeinen  Vortheiles.  Im 
Allgemeinen  aber  können  wir  für  cultivirte  Staaten  der  Ricardo 'sehen 
Anschauung  beitreten,  dass  Erhöhung  der  Productivität,  wenn  auch 
nicht  Erniedrigung  der  Producten-,  so  doch  i.  d.  R.  der  Tauschwerths- 
rente  zur  Folge  hat.  Rau  protestirt  dagegen  —  Röscher  führt  gar 
keinen  Beweis  —  mit  der  Behauptung,  dass  die  Verbesserungen  so 
langsam  eingeführt  zu  werden  pflegen,  dass  die  Rente  nicht  nur  nicht 
sinke,  sondern  steige ^'^).  Darnach  bringen  alle  Verbesserungen  ledig- 
lich den  Landwirthen  Vortheil,  und  zwar 

a)  als  Extragewinn,  so  lange  die  Verbesserungen  noch  einzeln  auf- 
treten ; 

b)  als  Rente,  wenn  sie  landesüblich  geworden. 

Nun  behauptet  aber  Ricardo  nicht,  dass  isolirt  auftretende 
Verbesserungen  die  Rente  mindern,  sondern  grade  tiefwirkende.  Der 
von  Rau  hiergegen  erhobene  Einwand  scheint  uns,  besonders  da  es 
gilt,  grosse  allgemeine  Wahrheiten  aufzufinden,  von  wenig  Gewicht. 
Es  ist  allerdings  möglich,  dass  eine  Nation  so  träge  und  geistesarra  ist, 
wie  man  bei  Annahme  des  von  Rau  gewonnenen  Resultates  dies  vor- 
aussetzen muss.  Werden  Verbesserungen  in  jener  langsamen  Weise 
ausgeführt,  so  fliesst  der  Mehrgewinn  anfänglich  zu  den  alten  Preisen 
den  Grundbesitzern  zu ;  ebenso ,  wenn  die  Verbesserungen  um  sich  grei- 


80)  Es  ist  bemerkenswertl),  dass  Rau  und  Röscher  diircli  diesen  Einwurf  die 
Schrofflieit  der  R  i  ca  rd  o 'sehen  Lehre  von  dem  unversöhnten  Widerspruch  der  In- 
teressen zwischen  Grundbesitzern  und  den  übrigen  Classen  zu  mildern  glauben, 
während  grade  dadurch  jener  Zwiespalt  noch  viel  greller  iiervorlrilt. 
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fen  und  der  dadurch  an  und  für  sich  erlangte  Vortheil  durch  die 
gestiegene  Nachfrage  wieder  aufgehoben  wird;  hier  käme  es  dann  eben 
darauf  an.  ob  der  Begehr  stärker  als  die  Verbreitung  der  Verbesserun- 
gen zugenommen  hat.  Hinken  letztere  stets  hinterdrein,  so  fliesst  aller 
Vortheil  den  Grundbesitzern  zu,  weil  sich  natürlich  der  Preis  nach  den 
unter  den  ungünstigsten  Umständen  bebauten  Grundstücken  richtet. 
Uns  erscheint  es  aber  als  überflüssig  und  unfruchtbar,  allen  Möglich- 
keiten nachzuspüren,  um  so  weniger,  da  die  R  au 'sehe  Annahme  aller 
tieferen  Begründung  entbehrt  und  jedenfalls  keinen  Anspruch  auf  Ge- 
setzmässigkeit macheu  kann.  Jenen  Satz  als  Regel  aufstellen,  heisst, 
den  Menschen  ewig  als  träges,  geistesschwaches,  mit  blindem  Glauben 
am  Althergebrachten  klebendes  Geschöpf  charakterisiren.  Uebrigens, 
so  oder  so,  immerhin  bleibt  die  Wahrheit  bestehen,  dass  den  Verbes- 
serungen die  Tendenz  zum  Senken  der  Rente  innewohnt,  denn,  wenn 
der  anfänglich  als  Extragewinn  auftretende  Ueberschuss  schliesslich 
durch  die  Zunahme  der  Bevölkerung  zur  Rente  wird,  so  ist  es 
klar,  dass  diese  Rente,  wäre  die  Consumtion  die  gleiche  geblieben,  gar 
nicht  vorhanden  sein  würde,  ja,  selbst  die  frühere  Rente  würde  ver- 
möge des  leichteren  Angebotes  bei  gleicher  Nachfrage  gesunken  sein. 

Auf  die  andere  Art  der  landwirthschaftlichen  Verbesserungen,  die 
Arbeit  ersparenden,  findet  das  Gesagte  Anwendung;  im  Anfange  wird 
durch  sie  die  Productenrente  nicht  berührt,  der  Preis  dagegen  hat  die 
Tendenz  zum  Sinken;  deshalb  erniedrigt  sich  der  Gesammttauschwerth. 

Was  auf  Erhöhung  der  Rente  Einfluss  hat,  ist,  abgesehen  von  dem 
bereits  Mitgetheilten,  nicht  zweifelhaft:  Verminderung  der  Productivi- 
tät  steigert  stets  die  Rente  und  zwar  hat  dann  der  Eigenthümer  einen 
doppelten  Vortheil,  der  sich  aus  dem  erhöhten  Tauschwerthe  einer  ver- 
mehrten Quantität  ergiebt.  Doch  gilt  dieser  Satz  nur  für  in  der  Ent- 
wicklung begriffene  Länder.  Rührt  die  Verminderung  der  Productivität 
her  von  der  Abnahme  des  Volkswohlstandes,  der  Bevölkerung,  so  wird 
die  Fruchtrente  geringer  werden ,  der  Tauschwerth  der  Producte  aber 
kann  steigen,  nämlich  dann,  wenn  die  verminderte  Associationskraft 
den  Menschen  zwingt,  mit  mehr  Arbeit  einen  gleichen  Ertrag  zu  erzeu- 
gen; es  ist  deshalb  wohl  möglich,  dass  die  Grundrente  trotz  der  sach- 
lichen Verminderung  einen  höheren  Gesammttauschwerth  repräsentirt 
als  früher.  Sinkt  aber  der  Volkswohlstand  bez.  die  Bevölkerungszifler 
mehr  und  mehr,  werden  immer  weniger  Grundstücke  zur  Befriedigung 
des  Bedarfes  nothwendig,  so  wird  die  Fruchtrente  kleiner  und  kleiner 
und  erlischt  schliesslich,  während  der  Tauschwerth  der  Producte  höher 
und  höher  steigt. 
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Dieses  sind  im  Wesentlichen  die  Veränderunpjen,  denen  die  Grund- 
rente unterliegt.  Sie  erscheint  uns  hiernach  als  ein  durch  kein  mensch- 
liches Bemühen,  sondern  durch  den  Eintiuss  äusserer  Umstände  ent- 
stehendes und  verschwindendes  Einkommen,  welches,  da  es  .stets  der 
Ausfluss  der  Vorzüge  der  unter  günstigeren  Verhältnissen  hewirth- 
schafteten  Grundstücke  ist,  den  Eigenthümern  ohne  alles  eigene  Ver- 
dienst als  hlinde  Glücksgabe  zufliesst.  I)er  Hauptsteigerungsfactor  ist 
Zunahme  der  Unproductivität,  oijgleich  letzteie  nicht  in  allen  Fällen 
die  Rente  zu  erhöhen  braucht;  auch  Zunahme  der  Productivität  kann 
in  einzelnen  Fällen  die  Rente  steigern,  aber  im  Allgemeinen  senkt  sie 
dieselbe  wenigstens  dem  Tauschwerthe  nach.  — 

4.     Die  volkswirthschaftlichen  Wirkungen  der  Grundrente. 

Aus  der  vorangegangenen  Entwicklung  ergiebt  sich  zunächst  die 
Lösung  der  Streitfrage,  ob  die  Grundrente  als  Productionsaufwand  an- 
zusehen sei  ?  Wir  sind  zu  dem  Resultat  gekommen ,  dass  die  Boden- 
rente keinen  Einüuss  auf  den  Preis  der  Früchte  ausübt,  sondern  dass 
im  Gegentheil  von  dem  Stande  des  Preises  die  Rente  abhängt;  sie 
kann  also  auch  nicht  in  dem  Sinne  wie  die  Arbeitsvergütung  Bedingung 
der  Production  sein.  Ist  jedoch  einmal  die  Rente  in"s  Leben  getreten, 
so  fordert  der  Eigenthümer  diese  Vergütung  grade  so,  als  ob  sie  einen 
nothwendigen  Aufwand  ersetze,  und  die  Gunst  der  Verhältnisse  ge- 
währt ihm  diese  Forderung;  verpachtet  er  sein  Gut,  so  ist  der  Pachter 
nur  Mittelsperson  zwischen  ihm  und  den  Consumenten ,  letzterer  wird 
nach  menschlicher  Vorausberechnung ,  natürlich  abgesehen  von  seiner 
Eigenschaft  als  Consument,  nicht  von  der  Rente  berührt.  Was  nun 
aber  die  Consumenten  betrifft,  so  ist  die  Existenz  der  Bodenrente  für 
sie  ein  Zwang,  nicht  allein  für  die  wirklich  zu  dem  höchsten  Kosten- 
satze erzeugten  Producte  die  entsprechende  Vergütung  zu  zahlen,  sondern 
für  sämmtliche  Erzeugnisse  die  gleiche,  mögen  sie  nun  mit  niedrigen 
oder  hohen  Kosten  producirt  sein;  sie  hat  in  der  That  die  Folge,  dass 
die  Gesammtmenge  der  Producte  einen  grösseren  Tauschwert!!  als  die 
darin  enthaltene  Arbeit  rechtfertigt,  repräsentirt  •  für  die  Consumenten 
ist  daher  die  Rente  allerdings  Productionsaufwand.  Aber  andererseits 
darf  man  auch  nicht  absolut  behaupten  wollen ,  dass  die  Grundeigner 
nur  müssige  Empfänger  der  Rente  seien ;  denn  in  den  meisten  Ländern 
wandern  diö  Grundstücke  häufig  aus  einer  Hand  in  die  andere;  da 
nun  deren  Verkehrswerth  sich  nach  der  landesüblich  zu  kapitalisirenden 
Rente  bemisst,  so  bieten  diese  Ländereien   ihrem  neuen  Erwerber  le- 
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diglich  den  gewöhnlichen  Kapitalgewinnst  dar,  den  sie  durch  Hinaus- 
gabe des  entsprechenden  Kapitales  redlich  erworben  haben.  Nur  dann 
also  ist  für  die  grosse  Mehrzahl  der  Eigenthümer  von  einer  Rente  die 
Rede,  wenn  während  der  Zeit  ihres  Besitzthums  einer  der  früher  be- 
trachteten Umstände  eintritt,  welcher  auf  die  Erhöhung  des  Tausch- 
werthes  einwirkt.  Dann  niuss  noch  zu  Gunsten  der  Grundeigenthümer 
angeführt  werden,  dass  sie  auch  gewissen  Gefahren  und  Verlusten  aus- 
gesetzt sind ,  so  durch  mächtig  einwirkende  Verbesserungen ,  Abnahme 
des  Volkswohlstandes,  verheerende  Kriege  u.  s.  w.,  so  dass  zu  anderen 
Zeiten  der  ihnen  erwachsende  Gewinn  nicht  mit  allzu  missgünstigen 
Augen  betrachtet  werden  sollte. 

Bei  diesen  Eigenthümlichkeiten  der  Rentennatur  kann  es  nicht 
Wunder  nehmen,  wenn  Vorschläge  auftauchten,  welche  die,  angeblich 
durch  die  Kargheit  der  Natur  hervorgerufenen,  traurigen  socialen  Ver- 
hältnisse durch  künstlichen  Eiufluss  umzugestalten  bezweckten.  Gestützt 
auf  die  Ricardo' sehe  Lehre  von  der  Entstehung  der  Rente  glaubte 
man,  es  für  ein  unberechenbares  Glück  halten  zu  müssen,  wenn  das 
Privateigenthum  an  Grund  und  Boden  aufgehoben  würde  und  dem 
Staatseigenthum  daran  Platz  machte,  so  dass  der  Staat  als  Regulator 
des  Preises  erschiene. 

Es  ist  dies  ohne  Zweifel  eine  logische,  dem  theoretischen  Cha- 
rakter der  Rente  gemässe  P'olgerung;  die  radicale  und  unzweifelhafte 
Aufhebung  derselben  ist  in  der  That  nur  möglich  durch  Vernichtung 
des  Privateigenthums.  Dann  würde  —  vom  idealen  Standpunkte  aus 
betrachtet  —  nach  wie  vor  derselbe  Ertrag  mit  gleichem  Aufwände 
gewonnen,  die  Anstrengung  der  Einzelnen  aber  zur  Erlangung  der  be- 
gehrten Producte  stellte  sich  viel  niedriger,  da  der  Preis  sich  nicht 
länger  zu  richten  brauchte  nach  den  Kosten,  welche  die  Production 
unter  den  ungünstigsten  Umständen  erfordert ,  sondern  nach  den  fac- 
tischen  Kosten  der  Gesammtproduction  und  diese  würden  durch  dass 
Wegfallen  der   früheren  Ueberschüsse  —  Renten  —  bedeutend  sinken. 

Schade  nur ,  dass  solche  Ideen  in  das  Reich  der  Träume  zu  ver- 
weisen sind  ;  deren  Realisirung  würde  kein  Segen,  wohl  aber  ein  Fluch 
der  Menschheit  sein.  Zunächst  müsste  man,  um  sich  Erfolg  versprechen 
zu  können,  von  einer  Voraussetzung  ausgehen,  die  nie  zugegeben  werden 
kann ,  nämlich  davon ,  dass  menschliche  Selbstsucht  aufgehört  habe  zu 
existiren.  Welches  unendliche  System  der  Controle  wäre  nöthig,  um 
Betrügereien  aller  Art  zu  verliindern !  Dieses  allein  müsste  die  Durch- 
schnittskosten  so  erhöhen ,  dass  man  im  Verhältniss  zu  früheren  Zu- 
ständen sich   nicht  besser  befände.     Uebrigens   könnte  selbst  das  com- 
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plicitteste  Uobervvachunf,'ssyst('in  seinen  Zweck  nicht  einmal  annähernd 
erreichen  und  Rülirigkeit,  l-ieiss  in  der  Uewirth.-^chaftunK  vermag  nur 
das  Kigenthum  einzuhauchen  •*"»).  A])er  jene  undenkbare  Voraussetzung 
selbst  zugegeben,  so  würde  trotzdem  das  menschliche  Haseiu  kein 
besseres,  im  Gegentheil  ein  freudenleereres  sein  denn  )e.  Welch"  un- 
endliche Quelle  von  Segen  birgt  das  Grundeigenthum  da.  wo  es  sich 
so  vertheilen  konnte,  dass  ein  grosser  Thcil  der  Bevölkerung  daran 
Thcil  hat!  Es  ist  die  festeste  Basis  des  Familienlebens,  es  regt  zum 
Vorwärtsringen  an,  die  Kräfte  entfalten  sich  in  edlem  Wetteifer.  Liebe 
zur  Heimath,  Anhänglichkeit  an  die  Scholle  —  das  sind  die  unschätz- 
baren Güter,  deren  man  von  Grund  aus  verlustig  ginge  durch  die  Ver- 
wirklichung jenes  Planes;  die  traurigen  Früchte  wären  unabsehbare 
Schaaren  besitzloser  Proletarier,  die,  Groll  und  Erbitterung  im  Herzen 
darüber,  dass  ihnen  die  Möglichkeit  einer  freien  Selbständigkeit  ge- 
raubt, jede  Gelegenheit  ergreifen  würden,  um  einen  solchen  stationären 
Zustand  gewaltsam  umzustürzen. 

Nicht  genug!  jene  menschenfreundlichen  Bestrebungen  müssen 
schon  deshalb  das  Gegentheil  des  Beabsichtigten  herbeiführen ,  weil 
ein  starres  tödtendes  Einerlei  der  Wirthschaftsformen  die  Folge,  indem 
allen  Fortschritten  die  erste  Triebfeder  genonmien  wäre  und  zwar 
einestheils  durch  den  unvermeidlichen  Mangel  an  Interesse  für  die  Blütlie 
der  Landwirthschaft,  andererseits  weil  es  nothwendig  erschiene,  jede 
Abweichung  von  dem  Herkömmlichen  den  abschreckenden  Weg  der 
Ptevision  und  Begutachtung  passiren  zu  lassen.  — 

Eine  weniger  revolutionäre  Umgestaltung  oder  Umwandlung  der 
Rente  zum  Gemeingute  der  Nation  könnte  man  noch  auf  folgende  W^eise 
zu  erreichen  hoffen**):  Da  die  Grundrente  immer  erst  nach  einem 
längeren  Zeiträume  sich  wesentlich  verändern  wird,  so  brauchte  man 
nur  den  Werth  der  Grundstücke  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  genau 
zu  ermitteln,  nach  Ablauf  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  aber  ab- 
zuschätzen, um  wieviel  die  Grundstücke  in  der  Zwischenzeit  im  W^erthe 
gestiegen  sind.  Die  Differenzsumme  würde  im  Allgemeinen®^)  die 
zugewachsene  Rente  bezeichnen. 


80a)  Ein  lehrreiches  Beispiel  liefert  die  Entwicklung  der  Domänenwirthschafl : 
Eigenverwallung,  Administration,   Verpachtung. 

81)  Bergius,   Grundsätze  der  Fitianzwissenschafl.     Berlin  1865.     S.  259  ff. 

82)  Genau  deshalb  nicht,  weil  —  vergl.  übrigens  auch  noch  die  nachfolgenden 
Einwände  —  es  kein  .Mittel  giebt,  die  Rente,  weiche  die  mittlerweile  angewendeten 
Kapilalzusälze  vielleicht  abgeworfen  haben,  zu  fixiren ;  man  müsste  denn  auf  die 
absurde    Idee   verfallen,   zu  jeder   Melioration    einen  Taxator   beizuziehen,   der  den 
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In  der  Theorie  mag  ein  derartiger  Vorschlag  nicht  ganz  übel 
klingen,  die  praktische  Ausführung  aber  würde  mit  Nothwendigkeit 
auf  die  grössten  Schwierigkeiten  und  —  will  man  nicht  mit  der  Wohl- 
fahrt der  Nationen  spielen  —  gradezu  auf  unüberwindliche  Hemmnisse 
stossen.  Zuvörderst  müsste  man  über  den  Einfluss  des  Geldes  auf  die 
Veränderung  der  Preise  vollständig  im  Klaren  sein,  man  müsste  genau 
berechnen  können,  ob  und  in  welchem  Grade  der  gestiegene  Preis  von 
der  Verwohlfeilerung  des  Geldes  herrührt.  Da  nun  aber,  wie  wir 
wissen,  eine  derartige  Forschung  mit  den  grössten  Schwierigkeiten 
verbunden  ist ,  so  muss  man  von  vornherein  sehr  bedenklich  werden 
gegen  eine  Umwandlung  der  Rente,  die  auf  der  Erfüllung  solcher  Vor- 
bedingungen beruht.  Ferner  sind  noch  folgende  gewichtige  Einwände 
geltend  zu  machen : 

1)  Das  Abschätzungsverfahren  wird  nie  so  sichere  Resultate  liefern, 
um  darauf  jene  Differenzberechuung  mit  Zuversicht  gründen  zu 
können;  es  ist  eine  bekannte  Sache,  dass  die  besten  Taxatoren 
für  ein  und  dieselben  Grundstücke  gar  erheblich  verschiedene 
Taxen  zu  Stande  bringen  und  es  erklärt  sich  dies  leicht  aus  der 
Schwierigkeit  des  Abschätzungsgeschäftes.  Subjective  und  nicht 
immer  der  Wahrheit  entsprechende  Resultate  sind  ganz  unaus- 
bleiblich. Um  so  mehr  müssen  diese  Schwierigkeiten  hervor- 
treten, als  am  Ende  des  betreffenden  Zeitraumes  die  Werthschätzer 
in  der  Regel  nicht  dieselben  sein  werden.  Wenn  nun  auch  eine 
Abschätzung  des  Grundstückswerthes  zu  anderen  Zwecken  — 
Grundsteuerregulirung,  Flypothekenversicherung  —  ihre  volle  Be- 
rechtigung hat,  da  es  hier  durchaus  nicht  auf  eine  ganz  genaue, 
sondern  nur  auf  annähernde  Kenntniss  ankömmt,  so  leuchtet  doch 
aus  dem  Gesagten  ein,  dass  es  mehr  als  bedeiddich  wäre,  jene 
Würderung  einer  Grundrenten-Expropriation  zu  Grunde  zu  legen. 

2)  Der  Hauptgrund  aber  dürfte  der  sein,  dass  der  Landwirthschaft 
der  Todesstoss  versetzt  würde.  Könnte  es  wohl  ausbleiben ,  dass 
in  allen  Landwirthen  das  grösste  Misstrauen  sich  einnistete  ein- 
mal sowohl  gegen  das  gesammte  Verfahren ,  andererseits  gegen 
die  Richtigkeit  der  Schätzungen?  Bei  jedem  Grundstücksverkauf 
würde  sich  der  Käufer  auf  das  Schlimm':te  gefasst  machen  und 
somit  der  Verkäufer  stets  verlieren;  ja,  es  würde  schliesslich  gar 
Niemand  mehr  Willens  sein ,   Kapital    in   die  Lantlwirthschaft  zu 


Werlh  der  Grundstücke  vor  und  nach  der  Kapitalversclujiclzunji  in  Uixiren  halle, 
so  dass  dann  am  Schlüsse  des  Zeitraumes  der  Gesamnil- Rentenzuvvachs  sich  aus 
mehreren  Faclorcn  bereclinen  liesse. 
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verwenden,  stets  würde  der  Eindruck   einer  ungerech- 
ten und,   weil   sie  unhestinnnt  ist  und  in  der  Zukunft 
liegt,    einer    doi)i)elt  empfundenen  Belastung,   einer 
Ber;iiil)ung   des  Grundeigners   vui- hau  den  sein,    umso 
mehr,  da  die  Grundrente  ein  so  wenig  fassbares  Einkommen  ist, 
das  bei  seiner  inni;4en  Vcrsclimcl/ung  mit  dem  gesammten  Wirth- 
schaftsertrage    und   dem   wechselnden   Eintiussc    der    pj-nten    von 
dem  gemeinen  Mann  kaum    l)egriffen.    viel  weniger   noch   aus- 
geschieden   werden    kann.      Kurz,    jeder    Lundwirth    würde    des 
Glaubens  leben,    dass   ihm    die   sauer   erworbenen  Früchte  seines 
Fleisses  entrissen  werden. 
3;  Die  Einziehung  der  Reute  würde,  wenn  nicht  unmöglich,  so  doch 
unendlich  schwierig  sein. 
.\ber!  ist  denn  die  Gruncheiite  wirklich  jenes  Ungeheuer,  wie  uns 
Proudhon,  wie  uns  Kirch  mann  mit  so  erschütternden  Worten  glauben 
machen  will?     Wir  sahen,  dass  Kirch  mann  in  der  Grundrentenfrage 
ganz   auf  Ricardo's  Seite  steht;    Vorschläge   über   deren  Beseitigung 
gab  er  nirgends,  höchstens  spärliche  Andeutungen :  sein  Hauptzweck  be- 
stand  eben   darin,    auf  die    verderblichen  Wirkungen   der   Grundreute 
hinzuweisen.     Rodbertus  bemerkt  schon  gegen  K i r c h m a n n ^')  mit 
vollem  Recht,  »die  Ricardo' sehe  Grundrententheorie  könnte  in  ihren 
Fundamentalsätzen  unerschütterlich  sein ,  damit  wäre  immer  noch  nicht 
Ihre  Theorie   des    Pauperismus   bewiesen«.    Kirchmann   bleibt  sich 
nämlich  in  der  Ausführung  nicht  treu;  er  will  schildern,  dass  die  Grund- 
rente  an  allem  Unheil  schuld   sei  und   kömmt  schliesslich  zu  dem  Re- 
sultate, dass  die  unaufhaltsam  zunehmende  Kargheit  der  Natur  es  sei, 
auf  die  alles  Uebel   zurückgeführt  werden  müsse.     Ist  dieses  aber  der 
Fall,   so   kann   die  ganze   Grundrentenfrage   nur   von   untergeordneter 
Wichtigkeit  sein,  denn  wenn  selbst  alle  Ueberschttsse  dem  Gemeinwesen 
zu  Gute   kommen,   so   ist   dies   immer  nur  eine  momentane  Linderung, 
die  zuletzt   doch   wieder   gegen   die  —  wir  sprechen  hier  natürlich  in 
Kirch  mann 's  Sinn  —  rasch   wachsende  Unproductivität   zurücktritt. 
Die  Voraussetzung  dieser  Auffassung  ist  die  unglückselige  Theorie  von 
der  Zunahme  der  Bevölkerung.     Wäre  dieselbe  wahr,  so  würde  es  voll- 
ständig  nutzlos   sein ,   sich  mit  Reformplänen  zu  befassen ,   denn  jenen 
unerbittlichen  Naturgesetzen   gegenüber  müssten   sie  ja  doch    wie  Glas 
zersplittern.      Kirch  mann    liebt,    aus    extremen    Fällen    allgemeine 
Wahrheiten  abzuleiten.     Daraus,    dass  in  Irland  die  Geburtsziffer  eine 

83)  V.  Rodbertus,  3.  Brief  S.  15. 


Geschichte  und  Kritik  der  liChre  von   der  Grundrente.  453 

hohe  war,  schliesst  er,  dass  überall  endlich  irische  Zustände  eintreten 
müssen.  Der  Fehlschluss  liegt  auf  der  Hand.  Eine  Nation,  welche 
durch  eigene  wie  durch  fremde  Schuld  zu  der  gegenwärtigen  Stufe 
herabgesunken  ist,  und  herabgesunken  wäre,  gäbe  es  selbst  keine  Grund- 
rente, kann  nichts  beweisen.  Dass  ein  Volk,  ist  es  einmal  gesunken, 
die  betrübendsten  Schattenseiten  zeigen  muss,  das  leuchtet  ein,  aber 
die  Frage  ist,  wird  und  muss  ein  Volk  sinken?  Das  entschiedenste 
Nein  ist  die  berechtigte  Antwort.  In  jedem  civilisirten  Staate  er- 
folgen die  Verheirathungen  nicht  nach  blos  thierischen  Trieben,  sondern 
im  Allgemeinen  dann,  wenn  die  Garantie  der  Existenz  vorliegt;  da  nun 
aber  die  Vermehrung  des  Volkes  wesentlich  von  der  Zahl  der  Trauungen 
abhängt  und  um  so  mehr,  wenn  keine  Findelhäuser,  keine  Verptiich- 
tungen  zur  Alimentation  und  dergleichen  bestehen ,  so  verliert  schon 
die  Kirchmann 'sehe  Ansicht  ihre  wesentliche  Spitze.  Noch  mehr 
wird  diese  auf  ihren  wahren  Werth  zurückgeführt,  wenn  man  die 
neueren  Untersuchungen  über  den  Einfluss  der  Fruchtpreise  auf  die 
Bewegung  der  Bevölkerung  in  Betracht  zieht  ^*).  Diejenigen  freilich, 
welche  von  einer  moralischen  Kraft  träumen,  die  den  Geschlechtstrieb 
in  Schranken  halten  soll,  scheinen  kaum  einen  Blick  in  das  Leben  ge- 
worfen zu  haben.  Der  gemeine  Mann,  d.  i.  die  grosse  Mehrzahl  der 
Menschheit,  wird  sich  im  Verlaufe  der  Zeiten  heben,  aber  nie  so  hoch, 
um,  einmal  verheirathet,  eine  Enthaltsamkeit  auszuüben,  die  man 
stets  nur  von  sittlich  hervorragenden  Menschen  erwarten  darf.  Aber  wie 
wir  sahen ,  bestätigen  die  bisherigen  Erfahrungen ,  dass  die  Volksver- 
mehrung wesentlich  von  äusseren  Einflüssen  beherrscht  wird:  die 
Heirathen  hängen  eben  von  der  Erfüllung  gewisser  wirthschaftlichen 
Vorbedingungen  ab.  Da  nun  die  Rente  vom  Wachsthum  der  Bevölkerung 
und  dieses  wieder  von  dem  Grade  der  Gunst  der  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse bedingt  wird ,   so  setzt  sich  die  Rente  im  Allgemeinen  selbst 


84)  Vergl.  den  Abschnitt  über  A.  Smith.     Ein  recht  lehrreiches  Beispiel  für  die 
relative  Abnahme  der  Bevölkerung  bei  /.unehniender  Dichtigkeit  bietet  Grossbrilannien. 
Nach  Kolb  —  Handbuch  der  vergleichenden  Statistik.  Leipzig  1862  —  betrug  die  Be- 
völkerungszunahme —  die  Auswanderungsziffer  war  verhältnissmässig  unbedeutend  — 
1801/11.       1811/21.    1821/31.    1831/41.    1841/51.    1851/61. 
in  England  und  Wales  %  14  16  15  14  13  12 

-    Schottland      ...     -  12  16  13  11  10  5,9 

Auch  in  Preussen,  Frankreicli  und  anderen  Ländern  zeigen  sich  ähnliche  liigebnisse. 
Wenn  nun  auch  solche  Resultate  nicht  für  alle  Länder  als  nalurgemäss  belrarhlet 
werden  können,  so  geht  doi:h  grade  daraus  recht  schlagrnd  hervor,  ilass  die  Volks- 
vermehrung wesentlich  von  der  Erfüllung  gewisser  wirlhschaftlicher  Bedingungen 
abhängig  ist. 
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Schranken.  Und  wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  sind  die  Ursachen  doch 
niemals  in  dem  Waclisthiim  der  [{ciite  zu  suchen,  sondern,  da  dieses 
Wachstiium  erst  das  nc-ulliil  hestimiiiter  Ikdingungen  ist,  so  müssen 
grade  diese  liefe  r  nv  i  r  k  e  n  d  u  n  K  v  iL  f  1 1'  erschlossen  werden,  um  ein 
richtij^es  Urtheil  /u  t^cwiiinen. 

Ik'tracliten  wir  endlici»  die  eiii/elnen  Beweise,  welche  Kirch  mann 
für  die  Behauptung  bringt,  dass  man  instinktiv  in  der  Grundrente  den 
Erbfeind  alles  Fortschrittes  erblickt  und  demgeniäss  derselben  durch 
Aufhebung  des  Zehnten,  Einführung  freier  Veräusserung  u.  s.  w.  entge- 
gengetreten sei,  so  müssen  wir  sofort  erkennen,  dass  dieselben  von 
sehr  untergeordnete!'  Bedeutung  sind.  Grade  die  entgegengesetzten 
Schlüsse  sind  richtig.  Allen  diesen  Umänderungen  liegt  lediglich  der 
Gedanke  zu  Grunde ,  der  Landwirthschaft  aufzuhelfen.  In  der  That 
hat  auch  der  Zehnte  nicht  die  von  Ricardo  theoretisch  richtig 
angenonnncne  Wirkung,  er  ist  factisch  eine  Fast  für  die  Grundeigen- 
thümer  "■'*).  Grade  so  verhält  es  sich  mit  dem  Rechte  der  freien  Ver- 
äusserung; Niemandem  ist  es  eingefallen,  dabei  an  eine  Schmälerung  der 
Grundrente  zu  denken.  Ganz  so  grundlos  ist  die  Behauptung,  dass  in 
Amerika  der  Lohn  hoch  stände,  weil  die  Grundrente  noch  niedrig  sei. 
Die  Grundrente  soll  einmal  Alles  verschulden  und  weil  sich  Kirchmann 
von  vornherein  auf  diesen  vorgefassten  Standpunkt  stellt,  übersieht  er 
die  handgreiflichsten  Wahrheiten.  Der  Lohn  muss  überall  hoch  sein, 
wo  es  vollauf  Gelegenheit  zur  Arbeitsverwendung  giebt,  wo  das  Ver- 
hältniss  der  Bevölkerung  zu  den  Mitteln .  Arbeit  zu  verwerthen ,  ein 
günstiges  ist ;  der  Lohn  steht  denmach  hoch  und  steht  trotz  aller  Grund- 
rente hoch  da,  wo  solch'  günstige  Zustände  vorhanden  sind.  Den  wun- 
derlichsten Eindruck  aber  macht  die  Behauptung  Kirch  mann 's,  dass 
in  dem  Institut  der  Hypothek  ein  siegreicher  Feind  des  Grundeigen- 
thums  aufgetreten,  dass  mithin  jetzt  nicht  mehr  das  Grundeigenthum, 
sondern  das  Kapital  der  zu  bekämpfende  Gegner  sei.  Grade  als  ob 
dadurch,  dass  Kapital  auf  das  Grundeigenthum  verliehen  wird,  das  Wesen 
der  Rente  sich  im  Mindesten  ändern  könne,  als  ob  sie  nicht  nach  wie 
vor  dem  Grundeigenthümer  zu  Gute  käme!  Und  wie  auffallend  —  das. 
was  Jedem  im  Interesse  der  Landwirthschaft  als  wüuschenswerth  er- 
scheinen muss,  Zuführung  von  Credit,  das  betrachtet  Kirch  mann  als 
einen  Feind  derselben!  Seine  Definition  von  dem  Hypothenkapital  ist 
freilich  so   mangelhaft,    dass   die  erstaunlichen  Folgerungen  zum  Theil 


So)  Baumstark,     Volkswirlliscliaftliche     Erläuterungen    vorzüglicli     über    das 
Ricardo' sehe  Systeui.     Leipzig  1838.     S.  697  ff. 
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erklärlich  werden;  er  definirt  dasselbe  als  den  widerruflichen  Ankauf 
der  Grundrente.  Das  schliesst  also  aus,  dass  der  Landwirth  Kapital 
zur  productiveu  Verwendung  borge,  mit  anderen  Worten,  dass  die 
aufgenommenen  Kapitalien  nicht  zu  Meliorationen  und  dergleichen 
verwendet,  sondern  unproductiv  verzehrt  würden.  Die  Blosse  liegt 
somit  auf  der  H;ind.  Ueberhaupt  muss  der  Kirch  mann 'schon  Bro- 
schüre der  Vorwurf  gemacht  werden ,  dass  sie  zu  leidenschaftlich  zu 
Werke  geht  und  deshalb  die  Sache  einseitig  auffasst.  Daher  dieses 
Abspringen  von  dem  Grundgedanken,  so  dass  schliesslich  die  Grund- 
rente ganz  zurücktritt,  um  dem  Gedanken  Raum  zu  geben,  dass  am 
Ende  die  zu  ungleiche  Vortheilung  der  Productivfonds  die  Schuld  an 
allem  Uebel  trage.  Aber  durch  diese  Inconsequenz  nähert  sich  Kirch- 
manu  dem  Sitz  der  Schäden  weit  mehr  als  durch  das  grundlose  Rais- 
sonnement  über  die  Wirkungen  der  Rente.  Auch  wir  können  nach  der 
oben  erfolgten  Auseinandersetzung  die  Grundrente  nur  für  ein  Uebel 
halten,  und  dem  Röscher 'seilen  Rechtfertigungsversuch,  dass  die 
Grundrente  in  rohen  Zeiten  einen  Reservefonds  zu  feineren  Genü.ssen 
bilde,  auch  gar  keinen  Werth  beilegen.  Jedenfalls  ist  es  ein  dem  un- 
geschminktesten Egoismus  entspringender  und  deshalb  unsittlicher  Trost, 
auf  Kosten  der  Mitmenschen  eine  privilegirte  Klasse  Luxusgenüssen 
nachgehen  zu  sehen ;  die  Rechtmässigkeit  des  Rentenbezuges  wird 
sicherlich  hierdurch  nicht  bewiesen  ^^).  Aber  andererseits  haben  wir 
auch  anerkennen  müssen ,  dass  die  Rente  ohne  das  Heraufbeschwören 
viel  grösserer  Nachtheile  nicht  zu  beseitigen  ist;  und  endlich  mussten 
wir  die  Ueberzeugung  gewinnen,  dass  derselben  nicht  die  von  Vielen 
voraussgesetzten  vernichtenden  Wirkungen  innewohnen.  Daraus  folgt 
aber,  dass  grade  auf  entwickelteren  Stufen,  da,  wo  der  Geist  der  Cul- 
tur  die  Massen  belebt  und  ihnen  früiier  ungeahnte  Hilfsmittel  ej-schliesst, 
der  durchschnittliche  Mensch  ein  besseres  Dasein  führen  wird  als  in 
roheren  Zeiten.  Es  ist  ja  die  grösste  Errungenschaft  unserer  Zeit- 
periode, dass  das  geistige  Kapital  eine  Macht  zu  werden  beginnt,  die, 
schon    in   den  ersten   Anfängen    so   wunderbare   Erfolge   erzielend .   in 


86)  Wir  sehen  hier  ganz  davon  ab,  wie  auch  Röscher,  freilich  aus  anderen 
Gründen,  mit  Kirchmann  darin  ühereinslimml,  dass  schliesslich  jedes  Volk 
untergellen  müsse.  Diese  Anscliaiiung  ist  zwar  in  den  heuligon  Gescliiilitsbüchern 
zum  Ueberdrusse  zu  lesen  und  das  kann  kaum  wundern;  in  nationalökonomiscben 
Schriften  möchte  man  jedoch  derartige  Behauptungen,  die  unkritisch  und  unloi;is.cii 
sind  —  Problem  des  Sinkens!?  —  und  der  Wissenschaft  den  grössten  Kachlheil 
bringen,  recht  gern  vermissen. 


Ar^C)  T.  Trunk,  Geschichte  ntid  Kritik  der  lehre  von  der  Grundrente. 

späterer  Zeit  sicherlich  die  gewaltigsten  Umwälzungen  hervorrufen  muss. 
Das,  was  Kircliniann  durch  längst  ahgethane  Mittel  —  wie  die  unter 
allen  Umständen  völlig  unhaltbare  Aufhebung  des  Erbrechts  —  er- 
reichen will,  eine  gerechte  Vertheilung  der  Productiv- 
fonds,  diese  wird  hierdurch  allmählig  und,  weil  aus  eigener  Kraft 
herauswachsend ,  um  so  sicherer  auf  die  friedlichste  Weise  voll- 
führt. Die  steigende  Fidle  des  Kapitals  und  Decentralisation  des- 
selben durch  die  Macht  des  Credits  verleiht  dann  auch  dem  besitz- 
losen Individuum  die  Möglichkeit,  sich  zum  selbstbewussten  Eigenthümer 
emporzuschwingen . 


Litteratur. 


IX. 

A  JVIaiiual  of  Political  Kcoiiomy  for  schools  and  Colleges  by  Ja- 
mes E.  Thorold  Rogers.  Oxford,  at  the  Clarendon  Press.  1868.  XVI  u. 
313  Seiten. 

Vor  Kurzem  ist  in  diesen  Jahrbüchern  über  mehrere  populäre  Hand- 
bücher der  Volkswirthschaftslehre  französischer  und  deutscher  Fabrik  mit 
geistreicher  Feder  Gericht  gehalten  worden.  Soeben  erscheint  das  oben 
bezeichnete  kleine  Werk  von  dem  Oxforder  Professor  Rogers,  welcher 
sich  durch  die  Geschichte  des  Ackerbaus  und  der  Preise ,  deren  erste  beide 
Bände  vor  zwei  Jahren  erschienen,  in  Deutschland  einen  ehrenvollen  Ruf 
erworben  und  auch  in  dieser  Zeitschrift  neulich  eine  lobende  Kritik  erfahren 
hat.  Während  Rogers  mit  der  Fortsetzung  seiner  fleissigen  historischen 
Arbeit  beschäftigt  ist,  überrascht  er  uns  mit  dem  vorliegenden  „Handbuch 
für  Schulen  und  Universitäten",  welches  zu  einer  Reihe  populärer  Bücher 
für  Schulzwecke  gehört,  die  von  der  Clarendon  Press  neuerdings  herausge- 
geben werden.  Sein  Buch  belehrt  uns,  dass  Bastiat  nicht  blos  bei  uns  für 
derartige  Zwecke  heran  muss;  die  harmonischen  Platitüden  dieses  Mannes 
machen  überall  da  Propaganda,  wo  man  in  populärer  Weise  über  die  wirth- 
schaftlichen  Dinge  „Aufklärung"  verbreiten  will.  —  Sie  bieten  sich  um  so 
willkommener  dar,  als  sie  bei  Autor  und  Publikum  eine  gleiche  Naivefät  vor- 
aussetzen,  und  wir  verstehen  sehr  wohl,  dass  von  diesem  Standpunkte  aus 
das  Studium  der  Geschichte  und  der  Gegenwart  zu  dem  Sklavendienste,  „Il- 
lustrationen" zu  den  Lehrsätzen  zn  liefern,  herabsinken  muss.  Xur  begrei- 
fen wir  nicht,  wie  derselbe  Mann,  der  eine  historisch -statistische  Arbeit 
von  acht  oder  zehn  Bänden  unternimmt,  all'  diese  Mühe  aufwenden  mag,  um 
Bastiat's  felsenfeste  Harmonieen  zu  illustriren.  Da  sind  unsere  Bastiot's 
doch  consequenter :  sie  haben  niemals  Geschichte  gelernt  und  wenn  sie  wirk- 
lich einmal  dergleichen  bedürfen,  so  fabriciren  sie  ein  Stück  aus  dem  grünen 
Holze   des   neunzehnten   Jahrhunderts.    — 

Rogers'  Buch  beginnt  mit  mehreren  Mottos  des  „grossen  französi- 
schen Oekonomisten",  unter  Anderm  schliesst  er  die  Vorrede  mit  dem  gros- 
sen Worte:  „Tous  les  interets  legitimes  sont  harmoniques"  (welche  Inter- 
essen sind  denn  „legitimes"?).  Die  Einleitung  (S.  1  —  6)  belehrt  uns, 
dass  der  Gegenstand  einer  Behandlung  der  politischen  Oekonomie  „die  Dienste 
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sind,   welclie  die  Mr'nschen  cinnmiiT  crwcisoti".      Die  Ursache  des  Werths 
(j^^   (5_17)   iyi   (li,;    Aiheit.      Der  (iruiid,   warum   ein  Dianiuiit    von    funl'  Karat 
Gewiciit   tiher  300  ITiiiid  Sletlitig  werlli  i^t,  kommt   daher,   weil  durch^chnilt- 
licii    in    der    (je^jenwait    eine    Arheitsmcnge    gleich    dieser    Summe    zur    Ent- 
dcckiMifr  soltlies   Edelsleins   aulVewendet  wird.      Ka|)ital   (S.   03  —  6!;  vor- 
lur   ist   iiber  das  W  crllmiass   S.   IB  — 35,    die  .Suh>lilule   für  Geld   S.  35  —  46 
und   die   Verlliciliin<f   des   Preises   der  l'roducte    S.  47  —  53    ^ieliandeil):    alles 
Kapital    ist    durch    Sparen    entstanden.    —     ArheilslDhn    und    Kapital^cwinn 
rcfiuliren  sich   durch   die  Concurrenz.     Die  Vereinigun<:en   der  Arheiter,  welche 
ihrer     Schwäche     gegen     die     Ueberlegenheit     des    Kapitals    in    dieser    Con- 
currenz  abheilen   wollen,    .sind    ein    Eingreifen   in   die  ökonomischen 
Gesetze.      „Die  beiden  Schneiden   einer  guten  Scheere  sind   nicht   nutzloser, 
wenn   sie   jietrennt  sind,   und   nüt/,licher,  wenn   sie   vereinigt  sind,    als    Arbeit 
und    Kapital,   wenn    sie   (.'elrennt  oder  wenn  sie   verbunden    sind.      Es   ist   also 
eitel,   wenn  Arbeiter   von   der  Tyrannei   der  Kapitulislcn    überhaupt   reden.     Die 
Kapitalisten    haben    einen   gemeinsamen  Zweck  —    die   Erlangung  von  Gewinn. 
Aber  wenn   sie   nicht  gerade  in  einer   ungeheuren  Gesellschalt  vereinigt  sind, 
was   ollenbar   unmöglich   ist,    haben   sie  verschiedene   und  welteifernde  Inter- 
essen; kein  Wetteifer  ist  lebhafter  als   derjenige,   welcher  die  Gewinne  regu- 
lirt,    und  es   ist  keiner,    der    wohllliatiger    fiir    die    ganze    Gemeinschaft   ist. 
Die   Arbeitgeber  mögen   in   einzelnen   Fallen   hart  sein,    aber  es   ist   zu   ihrem 
eignen    Schaden;    denn    der    Arbeiter    wird    immer,    wenn    er   freie   Wahl    hat 
(.NB.!),   den   besten   .Markt   aufsuchen   und   der  beste  Markt  ist   der,   wo   er  am 
meisten   und  auf  die  bequemste  Weise  verdienen   kann'*     (S.   59).      Der   Ar- 
beitslohn   (S.  62-67)    wird    bestimmt    durch    die    Productionskoslen    der 
Arbeit  und  durch   die  Nachfrage.      „In  die   Erziehung  der  Kinder  wird   Kapi- 
tal gesteckt,   wie   in   die  Verbesserung  des   Bodens,   die   Production   von   Ma- 
schinen,  die   Züchtung  von  Vieh   u.  s.  w.      Nur  weil   das   Kind   —   aus  gewis- 
sen moralischen   und  politischen  Gründen   —    nicht  verkäuflich  ist  (schade  um 
die  gewissen   Grünjlc!),   ist    diese   Kapilalsanlage   nicht   so   ollenbar,  wie  jene 
anderen.      In  den   sklavenhaltenden   Staaten   der  Vereinigten   Staaten,  wo  Ar- 
beit verkäuflich  war,    hatte  ein   Kind  seinen   Preis,    welcher    stieg    mit    dem 
Heranwachsen    des    Kindes,     entsprechend    den    grösseren    Ausgaben    dafür." 
Jeder   erwachsene  Arbeiter  repräsenlirt   in   seiner  Existenz   und  Fähigkeit  zur 
Arbeit  einen   gewissen  Betrag  an  iuipital.     ,.Er  muss,   wie  eine  Dam])fmaschine, 
um   in   Gang   zu   bleiben,    mit    Heizung    und    anderm   Material   versehen   wird, 
so   seinerseits   mit  den   nöthigen   Subsistenzmitteln  versehen   werden."    — 

Auch  die  Bevö  Ikeru  n  gs  frage  (S.  67  —  79)  findet  ihre  vollkommen 
harmonische  Lösung.  „Die  Bevölkerung  kann  aus  nahe  liegenden  Gründen 
nicht  schneller  wachsen,  als  die  Lebensmittel.  In  England,  dürfen  wir  im 
Grossen  und  Ganzen  sagen,  giebt  es  grade  so  viele  Menschen,  als  Quarter 
Weizen,  sie  damit"  zu  ernähren.  Die  Bevölkerung  wächst  also  mit 
dem  Zuwachs  von  Quartern  Weizen,  ob  diese  nun  in  England  oder 
im   Auslande   erzeugt   sind."     — 

Im  folgenden  Kapitel,  Bestrictions  on  Occupations  (S.  79  —  110),  wird 
gegen  die  Zünfte,  welche  nach  Bogers  noch  heute  in  München  bestehen, 
sowie  gegen  die  Trades  unions  und  andere  Einschränkungen  der  freien  Mit- 
werbung das  Wort   geredet     und   auf  das  Genossenschaftswesen  hingewiesen. 
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wobei  auch  Deutschlands  gedacht  wird,  anknüpfend  an  den  kürzlich  erschie- 
nenen officiellen  Bericht  von  Morier  (Correspondence  of  Her  Majestys 
Missions  Abroad  on  Trades  Unions,  1867).  Die  Creditbanken  des  Mr.  De- 
litzsch, meint  Rogers,  befähigen  „den  Arbeiter,  die  Functionen  von  Arbei- 
ter und  Unternehmer  sowie  deren  Gewinn  zu  vereinigen  und  überheben  ihn 
der  Nothwendigkeit,  von  den  „„Diensten""  des  letzteren  Gebrauch  zu  ma- 
cheu." —  Lobende  Erwähnung  finden  auch  die  Beispiele  von  Leclaire 
und  Briggs.  —  Das  Deplacement  von  Arbeitern  in  Folge  neuer  Jlaschinen 
schliesst  selten  eine  mehr  als  zeitweilige  Unbequemlichkeit  für  den  Arbeiter 
ein   (On   Ihe  causes  which  depress   the  rate   of  wages,   S.  110—130).   — 

Profit  und  Int  er  est  (S.  130  —  149).  Gewinn  und  Kapitalzins  sind 
als  identisch  zu  betrachten.  „Was  der  Kapitalist  ausser  dem  Zins  einnimmt, 
ist  entweder  Arbeitslohn,  d.  h.  für  die  Arbeit  der  Beaufsichtigung,  höheren 
Intelligenz  u.  s.  w.,  oder  Ersatz  von  Kapital  oder  Versicherungsprämie.  Man 
wird  finden,  dass  die  gewöhnlichen  Gewerbsgewinne  sich  so  zerlegen  lassen, 
und  dass  die  ausnahmsweise  grossen  Gewinne  von  ausnahiiisweisem  Geschick, 
Erfindung,   oder,  wie  die  Leute  zu   sagen   pflegen,  vom   Glück  herrühren." 

Für  die  Grundrente  (S.  149—165)  wird  die  Ricardo 'sehe  Hypo- 
these verworfen  und  die  Definition  gegeben:  „Alles,  was  übrig  bleibt  im 
Preise  der  Erzeugnisse  nach  Abzug  der  Productionskosten".  Es  fragt  sich 
nur,   was   sind   hier   Productionskosten  ? 

Es  folgen  die  Kapitel:  Various  tenancies  of  Agricultural  Land  (S.  165  — 
182),  Demand  and  Supply  (S.  182—196),  Trade  in  Money  (S.  197  —  211), 
Distribution  of  Capital  (S.  211  — 219).  In  dem  XYII.  Kapitel  (S.  219  — 238) 
über  Protection  wird  abermals  wider  Zunftbeschränkungen,  mit  abermali- 
ger Anführung  des  unglücklichen  Munich,  sowie  gegen  Schutzzölle  in  streng- 
gläubigem Freihändlerthum  geeifert  und  Stuart  Jlill  das  Unheil  vor  die 
Seele  gehalten,  das  er  mit  seinen  Worten  angericlitet:  „der  einzige  Fall, 
wo  aus  rein  ökonomischen  Gründen  Schutzzölle  zu  vertbeidigeu  sind,  ist, 
wenn  sie  zeitweilig  aufgelegt  werden,  zumal  in  einem  jungen  und  aufblü- 
henden Volke,  in  der  Hoffnung,  einen  fremden  Industriezweig  einzubürgern, 
der  an  sich  vollkommen  passend  ist  für  die  Verhältnisse  des  Landes.  Die 
Ueberlegenheit  eines  Landes  über  ein  andres  in  einem  Productionszweige 
kommt  oft  schon  daher,  weil  das  erstere  früher  damit  angefangen  hat  u.  s.  w." 
(Principles,  book  V  eh.  X  §1.)  Diese  Worte  Mill's  habe  man  immer  und 
immer  wieder  in  den  Vereinigten  Staaten  und  den  britischen  Colonieen  für 
das  Schutzzollsystem  angeführt.  Selten  hätte  irgend  eine  Behauptung  eines 
Schriftstellers  so  viel  Unglück  angerichtet ,  als  diese.  —  Daran  schliesseu 
sich  die  Kapitel  über  den  auswärtigen  Handel  (S.  238  —  247)  und  über  den 
Colonialhandel    (S.   247  —  257). 

Das  folgende  Kapitel,  über  die  Functions  of  go  ver  nmen  t  (S.  258  — 
269),  erlaubt  der  Regierung  ein  verhältnissmässig  weites  Gebiet  der  Thätig- 
kcit,  so  die  Auferlegung  des  S  ch  u  1  z  wa  n  ges.  Als  Rest  veralteter  Be- 
schränkungen, innerhalb  der  gegenwärtig  in  England  verwirklichlon  socialen 
Freiheit,  wird  die  Sitte  der  Primogenitur,  als  der  natürlichen  Moralitäl  wi- 
derstrebend,  verurtheilt.    — 

Die  allgemeinen  Besten  er  ungsprincipien  (S.  269—282)  sind 
die   Principien  Ad.   Smith 's,   in  Wasser  gesetzt. 

X.  30 
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Die  Bcm(-rluini,n'n  ul.rr  dircctc  u  ml  i ..  .1  i  r  oc  t  c  IJ  e  s  t  e  u  c  r  u  n  e 
(S  283  —  313)  wiinleii  einen  Finun/.mann  in  grosse  VerleL'enlicit  selxen, 
wenn  er  sich  <luni.cl,  rici.len  mnsste.  Wie  <iie  l'ruxis  .ler  Sleuer/.uliler  ge- 
meinhin alle  Steuern  unhequem  lindel,  so  scheint  es  nach  solchen  Iheorieen, 
als  miisste  der  Staat  um  (ler  Gerechtigkeit  halher  auf  mindotens  drei  \  ler- 
tel    seiner    Kiniuinfle   verxiciilen.    — 

Die  Staatsschulden,  welche  das  Schlusskapitel  (N.  ^Ü7  ^\^)  hil- 
den,   wünscht   der   Verf.   aus   verschiedenen    Gründen    /.u   tili,'en. 


Miscellen. 


X. 
Die  Einkommensteuer  in  Thuring^en. 

Miltheilung  des  stalislischen  Bureaus  vereinigter  thüriiigisclier  Slaalen. 

Gegenwärtig  ist  in  allen  thüringer  Staaten  die  Einkommensteuer  als  eine 
allgemeine  directe  Steuer  eingeführt.  Vor  deren  Einführung  bestanden  die 
verschiedenartigsten  directen  Abgaben;  deren  Aufhebung  und  Ersetzung  durch 
die  Einkommensteuer  erfolgte  in  der  Mehrzahl  der  Staaten  nach  dem  Jahre 
1848,  so  in  Coburg  und  Gotha  im  Laufe  des  Jahres  1849,  in  Sondersliausen 
Anfang  1851  ,  in  Rudolstadt  und  Reuss  Anfang  1853.  Dagegen  wurden  in 
den  übrigen  Staaten  schon  seit  älterer  Zeit  Einkommensteuern  (unter  dem 
Titel  allgemeine  directe  Steuer  in  Weimar,  Gewerb-  und  Personalsteuer  in 
Altenburg,  Gewerb-  und  Nahrungssteuer  in  Meiningen)  erhoben,  deren 
Einführung  in  Weimar  durch  Gesetz  vom  29.  April  1821,  in  3Ieiningen 
durch  Gesetz  vom  10.  Januar  1832  erfolgt  war.  Auch  in  diesen  Staaten  ist 
die  Gesetzgebung  über  die  Einkommensteuer  in  den  letzten  Jahrzehnten  neu 
geregelt  worden.  Es  beruhen  jedoch  die  in  Thüringen  bestehenden  Gesetz- 
gebungen nicht  auf  einheitlicher  Grundlage ,  sie  gehen  vielmehr  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  aus  einander.  Die  Mehrzahl  der  Gesetzgebungen  — 
Meiningen,  Coburg,  Gotha,  Rudolstadt  —  schliesst  sich  im  Wesentlichen 
an  das  preussische  System  der  Klassen-  und  klassificirten  Einkommensteuer 
an,  dessen  äusseres  Unterscheidungsmerkmal  darin  besteht,  dass  das  ge- 
sammle Einkommen  jedes  Steuerpllichtigen  nach  Mass  gäbe  seiner 
Grösse  einer  dieser  beiden  Steuergruppen  zugetheilt  wird,  deren  Grenzen 
insofern  zum  Theil  zusammenfallen,  als  die  äusserste  Grenze  der  einen  (Klassen- 
steuer) die  niedrigste  der  anderen  ist.  In  Sondershausen  giebt  es  nur  eine 
K  I  as  s  e  n  s  te  u  e  r,  sie  Iriilt  alle  Arten  des  Einkommens  und  in  Altenburg 
und  Reuss  besteht  eine  Gewerb-  und  Pers  o  nals  teuer  als  directe  Ein- 
kommensteuer, sie  bezweckt  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes  mit  Aus- 
schluss des  Einkommens  von  dem  schon  besteuerten  Grundbesitz  und  des 
sog.   persönlichen   Einkommens. 

Eine  ganz  isolirte  Stellung  nimmt  endlich  die  w  ei  m arische  Gesetz- 
gebung ein ;  sie  stimmt  zwar  insofern  mit  den  erstgenannten  fünf  Gesetz- 
gebungen überein,  als  sie  vorschreibt,  dass  unter  dem  Titel  «allgemeine 
directe  Einkommensteuer-   eine  Steuer  von  dem  Einkommen  erhoben 
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Wfti-dtüi  solle,  •,\v('l(lirr  O  u  c  1 1  c  d  i  e  s  (■  s  sni  c  h  sei",  (lin  wesentlich 
(liircliirrcilViKlfr  l'ntJTscIiitMl  lit-irt  «licr  in  dem  von  keinem  der  tiiurinper 
Sliialen  ausser  W  eimiir  eiiiueriihrlen  0  r  l  s  (|  u  o  l  e  n  -  System  heirnindel  .  von 
dem    wir   weiter   unten    ausfulirliclier   sprechen. 

in    den    ein/.elnen  Staaten    ist    das   Kinkommensleu(rrw  esen    durch   foluende 
Hnupljresctze  «eretfelt  worden:   in 
Weimar:    durch    das   revidirle   (Jcset/,    uher   die  SteuerNerfassundf  des   (jross- 

lier/,oi;lliums    vom    18.  Mär/,    1851    und    durch    das   (ieselz    vom    l'J.  Marz 

1851  uher  die  alli,'-emcine  Kinkomiiiensleuer  nehst  Ausfiilirunir>-Vernrdnuiitr 

vom    li).   iNovemher   desselhen   Jaiires: 
Altenhurii:    durch    das    (iewcih-    und    Persoiiiilsleuergeselz    vom    2.    März 

1850; 
Reuss    j.    L. :     durch    das    (ieselz     vom     I.    .Iiili     1*^52.     die    (Jewerh-    und 

Personalsleucr   helr.; 
Sondershausen:   durch  Gesetz   vom    2.  .laiuiar    1853,   die  Kiiif'iilirun}^  einer 

Khisseusteuer   hetr. ; 
Meinint^en:     durch     Gesetz    vom     18.  .luli    1867,     die    Kinfiihrunir     einer 

Klassen-   und  Einkommensteuer  helr.; 
Coburg-:    durch    Gesetz    vom    3.  December    185Ü,    eine    Hinkommen-    und 

Kiassensteuer  betr.; 
Gotha:  durch   Gesetz  vom    10.  Januar   1854,   die  Einkommen-   und  Klassen- 
steuer betr. ; 
Rudolstadl:   durch   Gesetz   vom   3.  September   1852,   die   Einführung  einer 

Klassen-  und  klassilicirten  Einkommensteuer  betr. 
In  denjenisen  Staaten,  welche  ausser  der  Einkommensteuer  auch  Klassen- 
steuer eingeführt  haben ,  besteht  der  äussere  Unterschied  zwischen  beiden 
Steuergattungen,  wie  schon  angedeutet,  darin,  dass  die  Klassensteuer  die 
niedrigeren ,  die  Einkommensteuer  die  höheren  Einkommenbeziige  treffen 
soll.  So  sind  in  Gotha  und  Budolstadt  diejenigen  Steuerpflichtigen  der 
Einkommensteuer  unterworfen,  welche  ein  jährliches  Gesammleinkommen 
von  .über  800  Thlrn.  beziehen,  in  Coburg  über  1000  Fl.,  in  Meinintien  über 
1000  Thlr.  —  der  Klassensteuer  alle  diejenigen,  deren  Einkommen 
unter  diesen  Beträgen  steht.  Die  Gesetzgebungen  der  übrigen  Staaten  da- 
gegen kennen  einen  derartigen  Unterschied  nicht,  obwohl  auch  in  Sonders- 
hausen, Altenburg  und  Heuss  Classificalionen  des  Einkommens  nach  Mass- 
gabe  seiner  Grösse  stattfinden. 

xNachfolgend  gehen  wir  näher  auf  die  speciellen  Bestimmungen  der 
thüringer  Steuergesetze  ein. 

I.     Steuerpflicht  und  Steuerfreiheit. 

A.     Die  Staaten  mit  Einkommen-  und  Klassensteuer. 

a)  Einkommensteuer. 

Das  Grundprincip  ist,  dass  alle  Einwohner  sowie  die  im  Auslande  sich 
aufhaltenden  Staatsangehörigen,  welche  ein  gewisses  —  ver^l.  oben  —  Ein- 
kommen beziehen,  zur  Zahlung  der  Einkommensteuer  verpllicbtet  sind.  Das 
gothaer    Gesetz    fügt    ausdrücklich    hinzu,    dass    nicht    heimatbsberechligte 
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Bewohner  nur  dann  beitragspflichtig  sind,  wenn  sie  das  nöthige  Einkommen 
aus  inländischem  Erwerb  beziehen,  dagegen  werden  im  Ausland  wohnende 
Staatsangehörige  mit  dem  Einkommen  beigezogen,  welches  sie  aus  dem 
Herzogthum   beziehen, 

Ausländer  sind  in  Coburg  und  Gotha  auch  dann  der  Einkommen- 
steuer unterworfen,  wenn  ihr  Einkommen  aus  den  im  Inlande  betriebenen 
Productionszweigen  unter  1000  Fl.  bez.  800  Thlr.  beträgt,  doch  muss  in 
Gotha  dieses  Einkommen,  wenn  es  vom  Grundvermögen  herrührt,  mindestens 
10  Thlr.  betragen.  In  Meiningen  und  Rudol  Stadt  dagegen  werden 
Ausländer  erst  bei  dem  Eintreffen  der  allgemeinen  Steuerregel  beitragspflichtig, 
und  Ausländer,  welche  weder  von  Grundvermögen  noch  von  gewerblichen 
oder  Handelsetablissements  das  erforderliche  Einkommen  beziehen,  erst  dann, 
wenn  sie  sich  länger  als  1  Jahr  im  Lande  aufhalten.  —  Staatsangehörige, 
welche  aus  dem  Auslande  Einkommen  beziehen,  bleiben  steuerfrei,  wenn 
sie  den  Nachweis  führen ,  dass  sie  einer  gleichartigen  Besteuerung  schon 
unterliegen;  das  coburger  und  gotha er  Gesetz  spricht  vom  Einkommen 
überhaupt,  das  meininger  von  dem  Einkommen  aus  dem  im  Auslande 
gelegenen  Grundeigenthum,  das  rudolstädter  hiervon  nur  von  den  gegen 
hypothekarische   Sicherheit  ausgeliehenen  Kapitalien. 

Befreit  von  der  Einkommensteuer  sind  in  Meiningen,  Gotha,  Rudolstadt 
die  3Iitglieder  der  regierenden  Häuser,  in  Coburg  der  Herzog,  die  Herzogin 
und  die  Herzogin-Wittwe ,  ausserdem  in  letzterem  Staate  Officiere  und 
Militärbeamte  für  die  Zeit  der  Mobilmachung  wegen  ihrer  Dienstbezüge. 

|3)  Klassensteuer. 

Dieser  unterliegen,  in  allen  Staaten  diejenigen  Bewohner,  deren  Ein- 
kommen diesseits  der  oben  bezeichneten  Grenzen  fällt,  in  Meiningen  auch 
diejenigen  im  Auslande  lebenden  Staatsangehörigen,  deren  Klassensteuer 
terminlich  1  Thlr.  und  darüber  betragen  würde,  insofern  sie  nicht  nach- 
weisen ,  dass  sie  wegen  dieses  Einkommens  im  Auslande  einer  gleichartigen 
Besteuerung  unterliegen. 

Befreit  von  der  Klassensteuer  sind  in  allen  vier  Staaten: 
t)  die  im  activen  Militärdienst  stehenden  Unterofficiere  und  gemeinen 
Soldaten  in  Bezug  auf  ihre  Löhnungen  und  sonstigen  Dienstbezüge; 
ausserdem  in  Meiningen  die  im  activen  Dienst  belindlichen  Ober- 
jäger und  Feldjäger  wegen  dergleichen  Bezüge;  in  Coburg  auch  Offi- 
ciere während   der   Zeit  der  Mobilmachung. 

2)  Personen  vor  vollendetem  18.  Lebensjahre  in  Rudolstadt;  dergleichen 
vor  vollendetem  16.  in  Meiningen,  17.  in  Coburg,  18.  in  Gotha, 
sowie  nach  vollendetem  55.  in  Gotha,  nach  dem  60.  in  den  drei 
übrigen  Staaten,  vorausgesetzt,  dass  sie  in  Meiningen  und  Rudol- 
stadt zur  niedrigsten  Steuerstufe,  in  Coburü  und  Gotha  zur  untersten 
Stufe  der  3.  Hauptsteuerclasse  gehören  würden. 

3)  Almosenempt'änger. 

4)  In  Meiningen  und  Rudoistadt  Fremde,  welche  noch  nicht  ein 
volles  .lahr  im  Inlande  leben,  mit  Aiisnalimo  derjenigen,  welche  des 
Erwerbes  wegen  ihren  Aufenthalt  im  Inlande  nehmen  oder  —  Rudolstadt 
—    hier    Grundeigenthum    besitzen.      Ueberdies    bleiben    in   Rudolstadt 
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Ausländer  auch  diiiiii  iitcin  ilrci ,  vvciiii  sie  l)ei  lanpereni  ü\>  Ijaliritrem 
Aufenthalt  iiaeh\v»;i.seii  ,  da>.s  sie  im  Auslände  Klassen-  oder  F'Lin- 
kommensteuer  zahlen. 

5)  In  Cohurjf  und  (iollia  liiriMlc,  welche  sich  nicht  «li^  Kr\>erhes 
wehren    aufhalten     und  Gotha  vom    Grundei^enthum    kein    Hin- 

kommen   he/jehen. 

())  In  Gotha  Witlwen  und  Waisen  in  r.e/.ithunp  auf  die  Pensionen  aus 
der   Willwensocietätskasse  ;   ferner 

Tensionäre    und    Kostüän<.M'r .     unhedingt  ,    wenn    sie    nicht    heimuths- 
herechtigt  sind,    ausserdem    nur   im    Kalle   des   Unvermögens. 

B.     Sonder.shauseii. 

Hier  (jilt  als  He'.'^el,  dass  alle  Slaafsangehöriffe  der  Kla.ssensleuer  unter- 
worfen sind.  Im  Ausland  lehende  StaatsanjreiHtriire  sind  nur  insoweit  steuer- 
pllichtig,  als  sie  1.  im  Fiirstenlhume  Grundeiucnlhum  besitzen,  2.  daselbst 
Gewerbe  treiben,  3.  aus  einer  inländischen  öllentlichen  Kasse  eine  Pension 
beziehen.  In  diesen  3  Fällen  werden  auch  Ausländer  steuerpflichtig,  ausser- 
dem nur  dann,  wenn  sie  sich  an  dem  nämlichen  inländischen  Ort  länger 
als  1  Jahr  aufgehalten  haben.  -  Im  Uebrigen  sind  die  Steuerbefreiungen 
die   gleichen  wie   in    Hudolstadt. 

C.     Altenbuig  und  Reii.s.s  j.  L. 

Der  Ge  w  e  r  b  s  t  e  u  e  r  unterliegen  eigene  wie  fremde  Staatsangehörige, 
insoweit  sie  im  Inlande  ein  Gewerbe  treiben;  persoiialsteuerp  flichtig 
sind  nicht  nur  solche  Staatsangehörige,  welche  sich  innerhalb,  sondern  auch 
diejenigen,  welche  sich  wesentlich  ausserhalb  des  Landes  aufhalten,  auch 
Ausländer,  welche  im  Inlande  ansässig  sind  oder  einen  personalsteuerbaren 
Erwerbszweig  ergriffen  oder  auch  nur  länger  als  1  Jahr  (Heuss) ,  2  Jahre 
(Altenburg)   im   Staate   sich   aufgehalten   haben. 

Von  der  Gewerb-  wie  Personalsteuer  sind  befreit: 

1)  der  Staatsliscus, 

2)  Grundstücksbesitzer  in  Bezug  auf  das  bereits  grundsteuerlich  belastete 
Einkommen, 

3)  Schulen,   soweit   sie    ölTentliche   Anstalten   sind, 

4)  Kirchen  und  milde  Stiftungen  wegen  des  Einkommens,  für  welches 
von  den   Empfängern    Personalsteuer  zu   entrichten  ist. 

5)  Personen  bis  zu  erfülltem  18.  Lebensjahre,  wenn  der  auf  sie  termin- 
lich fallende  Beitrag  2'/2  Sgr.  nicht  erreicht;  ferner  Unvermögende  und 
solche   ohne  selbständigen   Erwerb. 

Von   der   Personalsteuer  sind  befreit: 

1)  der  regierende  Fürst  wegen  seines  gesammten  Einkommens,  die  Mit- 
glieder  des   fürstlichen   Hauses   in  Ansehung  ihrer  Apanage, 

2)  die  im  Militärdienst  siehenden  und  die  der  Gensd'arnicrie  angehörenden 
Unterofficiere  und  3Iannscliaflen ,  ingleichen  die  denselben  im  Bange 
gleichstehenden  anderen  Militärpersonen,  jedoch  nur  in  der  1.  und 
5.  Unterabtheilung  der  Personalsteuer. 
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D.    S  a  c  h  s  e  n  -  W  e  i  m  a  r. 

Hier  soll  zur  Besteuerung  gezogen  werden  das  Einkommen  aus  inlän- 
dischem Grundbesitz,  aus  im  Inlande  betriebenen  Gewerben,  ferner  das  Ein- 
kommen Staatsangehöriger  aus  Leibrenten  und  Zinsen,  ingleichen  Besol- 
dungen und  Pensionen  aus  inländischen  und  —  haben  die  Bezugsberechtigten 
ihren  Wohnsitz  im  Grossherzogthume,  —  auch  aus  ausländischen  öffentlichen 
Kassen.     Steuerfrei  sind : 

1)  die  grossherzogliche  Civilliste  und  die  Chatoullen  der  Mitglieder  der 
grossherzoglichen   Familie, 

2)  Kirchen ,  Pfarreien ,  Schulen  und  die  Academie  Jena  hinsichtlich  des 
Einkommens  aus  Grund  und  Boden  und  vom  Kapitalvermögen,  milde 
Stiftungen, 

3)  in  Bezug  auf  den  Sold  active  Militärpersonen  vom  Secondelieutenant  ab- 
wärts, die  gemeinen  Soldaten  auch  hinsichtlich  ihres  etwaigen  gewerb- 
lichen  Einkommens,  sofern  dasselbe  jährlich   30  Tlilr.   nicht  erreicht, 

4)  Pensionen  aus  ötTentlichen  Kassen,  ingleichen  Auszüge  aus  Landgütern, 
sofern   sie   weniger  als   50  Thlr.    betragen, 

5)  Almosenempfänger;  ferner  Studirende,  Schüler,  Lehrlinge  von  ihrem 
persönlichen  Einkommen;  endlich  Personen  vor  erfülltem  18.  und  nach 
zurückgelegtem  60.  Jahre  wegen  ihres  persönlichen  Einkommens,  so- 
bald  dieses  weniger  als   15  Thlr.   beträgt. 

6)  Zinsen  von  Sparkasseeinlagen,  wenn  der  Kapitalbetrag  bei  allen  Kassen 
des  Inlandes  unter   100  Tlilrn.  beträgt. 

II.     Höhe  der  Steuer. 

Während  in  vier  Staaten  —  Weimar,  Meiningen,  Altenburg  und  Reuss  — 
die  Höhe  der  Steuer  durch  die  jedesmalige  gesetzliche  Bewilligung  des  Land- 
tags bedingt  wird,  werden  in  den  übrigen  Staaten  von  den  festgestellten 
Kapitalsteuersummen  ein-  für  allemal  festbestimmte  Quoten  erhoben.  So  wird, 
was  die  Einkommensteuer  betrifft,  in  C  o  b  urg  jährlich  der  Betrag  von  3% 
des   steuerpflichtigen   Jahreseinkommens   entrichtet,    — 

in   Gotha 
von     800  bis  mit   1190  Thlr.     3  7o, 

-  1200    -      -      1590    -    \ \     S'/sVo  für  das   Plus, 

'-    2000  I    '-    im  -    K  "Ml  il' "■'''" 

-  2400    -      -     2790    -     j  1200  Thlr. 

-  2800  und  darüber  / 

in   Rudolstadt   monatlich 

in  der  1.  Steuerstufe      1  Thlr.    15  Gr., 

-  -  2.  -  1     -       25  - 

-  -  3.  -  2    -       10  - 

-  -  4.  -  3    -          - 

-  -  6.,   6.,  7.  -  4,   5,   6  Thlr., 

-  -  8.  bis  14.        -  8,  10,   12,   14,   16,   18,  20  Thlr., 

-  -  15.,  16.  -  22 Vz,  25  Thlr., 
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(loch    «liiif  (Irr   .liihrchhctiity    der  Steuer   ä'/j^/o  '''"'   Riiikommeiis   nicht    über- 
steigen. 

Was  die  Klnssensleuer  hclriHt,  so  niuss  in  den  geiiuriiiten  Sluaten  ent- 
richtet   w  erden : 

in   C  0  h  u  r  c 

in   der    1.    Ilauptklasse   Stufe    1  —  4:    1  Fl.   20  Kr.   bis   2  Fl.   20  Kr., 

-  -      2.  -  _  _  30  Kr.   bis    1  Fi., 

-  -      3.  -  -  -  2V2Kr.    bis    15  Kr.; 
in   Gotha 

in   der   1.   Hauptklasse  Stufe    1—6:  25  Gr.   bis    1  Tlilr., 

-  -      2.  -  -  -  T'/z^r.   bis   20  Gr. 

-  -      3.  -  -  -  1  Gr.   bis   5  Gr.; 
in   Rudol  Stadt  beträgt  die  Steuer 

monatlich   in   der   1.   Hauplklasse   Stufe    1—4:   4  Pfg.   bis   5  Gr., 
quartalit.     --2.  -  -  -         1  Thir.    -    2  Tlilr., 

-     -      3.  -  -  -         2'/2Gr.  -    4     - 

in    S  o  n  (i  e  r  s  h  !ui  s  e  n   eiidlicli    betragt   die   Steuer   vierteljährlich 
in   der   1.    Flauptklasse   Stufe    1  —  3:      2'/2   '»'s    10  Gr., 

-  -      2.  -  -       1-5:    15  Gr.   -   2'/2Thlr., 
--3.            -               -1-4:3  ThIr.   bis   6  ThIr., 

-  -      4.  -  -  -  7V2-     -    12    - 

-  -      5.  -  -       1-8:    15       -      -  45     - 

Die  Kriterien  für  die  Einreibung  der  Steuerpllichtigen  in  die  angegebe- 
nen   Steuerklassen    sind    folgende: 

«)   für  die   Klassen  Steuer  in   Coburg,   Gotha   und   Rudolstadt. 

Die  niedrigste  Hauptklasse  umfasst  im  Allgemeinen  diejenigen  Grund- 
besitzer und  Gewerbtreibenden,  welche  zu  ihrem  Unterhalte  noch  Nebenver- 
dienste suchen  müssen,  ausserdem  die  Taglöhner  und  gewöhnlichen  Lohnar- 
beiter,  die  Handwerksgesellen   und  das  gewöhnliche   Gesinde. 

Zur  zweiten  Hauptklasse  gehören  diejenigen  Grundeigenthümer  und 
Gewerbetreibenden,  welche  selbständig  bestehen  können,  Grundstückspächter 
in  gleicher  Lage,  Lobnarbeiter,  die  weder  den  Taglöhnern  noch  dem  Gesinde 
gleichzusetzen  sind,  endlich  diejenigen  Staats-  und  Gemeindebeamten,  Aerzte, 
Anwälte  u.  s.  w.,  welche  den  obigen  Steuerpflichtigen  hinsichtlich  ihrer  Lei- 
stungsfähigkeit  ungefähr   gleichstehen. 

Die  erste  Hauptklasse  endlich  umfasst  diejenigen,  deren  Einkommen 
höher  ist  als  das  der  Steuerpflichtigen  der  2.  Hauptklasse,  aber  nicht  so 
hoch,  dass  die  Heranziehung  zur  Einkommensteuer  nöthig  würde. 

ß)   für  die  Einkommensteuer  in   Rudolstadt. 

Es  sind  einzuschätzen  zur  1.  Steuerstufe  die  Bezüge  von  800—1000 
ThIr.,  zur  2.  von  1000  —  1200,  zur  3.  bis  1600,  zur  4.  bis  2000,  zur  5. 
bis  2400,  zu  den  folgenden  in  fortlaufender  Aufeinanderfolge  um  je  1000 
Thlr.  anwachsende  Einkommenbezügc ,  so  dass  die  Einstellung  in  die  letzte 
Steuerstufe   ein  Einkommen   von   über    12,000  Thirn.   voraussetzt. 

In  Sonders  hausen  endlich  werden  5  Hauptklassen  unterschieden; 
die  3  ersten  sind  dieselben ,    wie  sie  behufs  Veranlagung    der   Klassensteuer 
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in  Coburg-,  Gotha  und  Rudolstadt  angenommen  wurden;  die  4.  Hauptklasse 
bilden  die  Steuerpflichfigen ,  deren  Gesammteinkommen  1000  —  2000  Thlr. 
beträgt;  endlich  gehören  der  letzten  Klasse  diejenigen  an,  welche  ein  Ge- 
sammteinkommen von   mehr  als  2000  Thlrn.   haben. 

III.     Einschätzung. 

Auf  welche  Arten  des  Einkommens  sich  die  Einschätzung  zu  erstrecken 
hat,  ist  weiter  oben  bereits  mitgetheilt ;  Besteuerungsobject  ist  übrigens  nir- 
gends das  Reineinkommen,  sondern  das  nach  Abzug  der  Produktionsaufwände 
restirende  Roheiiikommen.  Während  einige  Gesetzgebungen,  so  Altenburg 
und  Reuss,  die  Einschätzung  durch  Beifügung  eines  speciellen  Tarifes,  in 
dem  die  verschiedenen  Arten  des  Erwerbes  genau  classificirt  und  veran- 
schlagt sind,  zu  sichern  und  zu  vereinfachen  suchen,  begnügen  sich  die 
übrigen  mit  der  Aufstellung  allgemeinerer  Anhaltepunkte.  Die  Ermittlung 
des  Einkommens  erfolgt  überall  durch  besondere  Commissionen ,  doch  ist  in 
Coburg ,  Gotha  und  Hleiiiingen  den  Einkommensteuerpflichtigen  Selbstein- 
schätzung nachgelassen,  in  Weimar  aber  bezüglich  gewisser  Arten  des  Ein- 
kommens Fatirung  zur  Pflicht  gemacht.  In  vier  Staaten  —  Weimar,  Alten- 
burg, Gotha,  Reuss  —  werden  für  jeden  Ort,  in  den  übrigen  Staaten  für 
grössere   Bezirke   Einschätzungscommissionen   gebildet. 

In  Meiningen  bildet  jeder  Verwaltungsbezirk  einen  Einschätzungsbe- 
zirk; für  jeden  derselben  wird  alljährlich  eine  Einschätzungscommission  be- 
stellt, welche  mindestens  18  Mitglieder  zählen  soll;  sie  setzt  sich  zusammen 
aus  dem  Vorstände  des  Verwaltungsamtes  als  Vorsitzenden  —  den  ersten  Bür- 
germeistern der  betr.  Städte  —  aus  mindestens  6  Schultheissen  oder  Aus- 
schussmitgliedern der  Dorfschaften  —  aus  mindestens  9  Steuerpflichtigen  des 
Bezirks,  von  denen  wenigstens  5  einkommensteuerpflichtig  sein  und  4  den 
Städten  des  Bezirks  angehören  müssen.  Die  Wahl  der  Schultheissen  erfolgt 
durch  sänimtliche  Schultheissen  des  Bezirks,  die  der  Steuerpflichtigen  durch 
die  die  Commission   bildenden  Bürgermeister  und  Schultheissen. 

In  Rudolstadt  wird  alljährlich  für  jeden  Landrathamtsbezirk  von  dem 
fürstl.  Gesammtministeriuni  eine  Commission  gebildet;  deren  Mitglieder  wer- 
den von  der  Finanzabiheilung  des  Ministeriums  aus  der  Zahl  der  einkommen- 
steuerpflichtigen Einwohner  des  Bezirks  vorgeschlagen;  den  Vorsitz  in  der 
Commission  führt  der  Landrath  oder  ein  vom  Ministerium  besonders  ernann- 
ter Commissar. 

In  S  0  n  d  e  r  s  h  a  u  s  en  besteht  die  Einschätzungscommission  aus  dem 
Landrathe  des  Verwaltungsbezirks  und  4  Beisitzern;  diese  Beisitzer  und  eine 
gleiche  Zahl  von  Stellvertretern  werden  für  jede  Finanzperiode  von  der 
Finanzabtheilung  des  fürstl.  Ministeriums  aus  einer  dreifach  grösseren  Zahl 
von  Bezirksangehörigen  gewählt,  welche  der  Bezirksausschuss  vorgeschla- 
gen  hat. 

In  Coburg  bilden  die  Städte  je  einen  besonderen  Einschätzungsbezirk, 
dagegen  werden  vom  Staalsministerium  je  3  —  7  benachbarte  Landgemeinden 
zu  einem  Einschätzungsbezirk  vereinigt.  Die  für  jeden  dieser  Bezirke  ein- 
zusetzenden Einschätzungscommissionen  setzen  sich  zusammen  aus  dem 
Steuerbeamten    der    Staatskasse    als    Vorsitzenden,    dem    Bürgermeister    resp. 
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den  Schultlicissen  der  helr.  Dorfjfemeinden ,  2  —  4  Steuerpnichtig:en  de« 
Bezirks. 

In  den  uhriifen  Slaaten  werden  Cur  jeden  Ort  Kinscli»tzuntr.scommissio- 
nen  gebildet;  sie  bestellen  überall  aus  einer  Anzahl  \i)n  Genieindeanyeliüri- 
gen,  den  Vorsitz  l'übrt  ein  Slaatsverwultnngsbeaniler.  in  Allenbhry^  jedoch 
soll  die  Feslstellnng  der  von  den  Stcnerpflicbtigen  zu  enlriclilenden  Beitruge 
durch  die  Sleuerüniler  geschehen,  wenn  die  in  dem  Sleuergeselze  aufgestell- 
len  Turilposilionen  unmiltelbar  Anwendung  finden  können,  ausserdem  unter 
Mil^\  irkiiiig   von    Mitgliedern    der   Orlsbeliörden. 

Wahrend  die  (ieselzgebungeri  aller  Staaten  ausser  der  weimarischen 
darin  iibereiiistininieii,  dass  die-  Beilratr.sleishuig  eines  jeden  Steuerpllichtigen 
sich  direct  nach  dein  Kinschälzungsergebiiisse  richtet,  so  dass  von  dem  glei- 
chen Kinkoiiinieii  in  jedem  Orte  des  Staates  die  gleiche  Steuer  gezahlt  wird 
—  ist  in  Weimar  eine  andere  iMethode  zur  Anwendung  gekommen,  das  oben 
erwähnte  0  r  ts  q  u  o  l  e  n  s  y  s  te  ni.  In  dem  genannten  Staate  zerfällt  das  zur 
Einkommensteuer  zu  ziehende  luiikommen  in  2  streng  unterschiedene  Theile: 
der  55 1.  iheil  des  Ürtssteuer-Kapitals"  besteht  aus  dem  Hinkommen,  welches 
die  Steuerpllii  htigen  zu  fatiren  haben  (Bezüge  aus  ollenllichen  Kassen, 
grundherrliche  Gel'älle,  Zinsen  und  Leibrenten),  der  2.  Theil  aus  demjenigen, 
welches  durch  Einschätzung  ermittelt  wird  (Einkommen  aus  Grund  und 
Boden,  „Gewerb  und  Erwerb,"  l'rivaldiensten).  Auf  Grund  der  in  der  vor- 
angegangenen Finanzperiode  gewonnenen  Erfahrungen  wird  vom  Finanzmi- 
nisterium im  Voraus  berechnet,  wie  hoch  das  Gcsammt-Sleuerkapilal 
des  Landes  anzunehmen  ist;  sobald  nun  feststeht,  welcher  Theil  des  Staats- 
bedarl'es  durch  die  alliiemeine  directe  Einkommensteuer  zu  decken  ist,  wird 
durch  einlache  Division  berechnet,  wie  viel  Pfennige  von  jedem  Thaler  be- 
rechneten Einkommens  zur  Deckung  jenes  Bedarfs  erforderlich  sind.  Von 
jedem  Thaler  des  fassionsp  flichtigen  Einkommens  wird  ohne  Unter- 
schied diese  a  priori  berechnete  Pfennigzahl  erhoben :  dagegen  braucht  die 
von  dem  einzuschätzenden  Einkommen  zur  Erhebung  gelangende 
Pfennigzahl  nicht  nothwendig  mit  der  berechneten  zusammenzufallen. 
Diese  Erscheinung  erklärt  sich  daraus,  dass  durch  die  angegebene  Berech- 
nungsweise nicht  nur  ein  ungefährer  Ueberschlag  über  die  zu  erwartende 
Sleuereinnahme  von  dem  der  Einschätzung  unterliegenden  Einkommen 
gewonnen  werden  soll,  sondern  dass  durch  Multiplication  der  berechneten 
Pfennigzahl  mit  dem  für  jeden  Ort  des  Grossherzogthums  angenommenen 
Steuerkapilal  die  von  diesem  aufzubringende  Steuersumme  endgültig  festge- 
setzt wird.  Da  es  nun  einer  jeden  Gemeinde  überlassen  ist,  die  Einschätzung 
der  einzelnen  Steuerpflichtigen  durch  die  aus  der  Mitte  der  Orts- 
bürger gewählten  Steuervertheiler  zu  bewirken,  so  wird  das  auf  diese  Art 
ermittelte  Orts-Einkommensteuerkapital  regelmässig  höher  oder  niedriger  sein, 
als  das  vom  Staatsministerium  angenommene;  im  ersteren  Falle  muss  dann 
selbstverständlich  eine  niedrigere,  im  zweiten  eine  höhere  Pfennigzahl  pro 
Thaler  erhoben  werden,  als  die  der  Berechnung  der  Ortssteuerquoten  Seitens 
des   Staatsministeriums   zu   Grunde   gelegte. 

Reclamationen  gegen  die  Einschätzungen  der  eingesetzten  Commis- 
sionen  sind  in  allen  Staaten  gestattet.  In  S  o  n  d  e  r  s  ha  u  s  e  n  gehen  diesel- 
ben   direct  an   die  Finanzabtheilung  des  fürstl.   Ministeriums,    ebenso   in   Ru- 
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dol  Stadt  die  Reclamationen  der  Einkommensteucrpflichtig-en ,  dagegen  sind 
Reclamationen  der  Klassensteuerpflichtigen  beim  zuständigen  Landrath  anzu- 
bringen, weicher  nacli  aehörtem  Gutachten  einer  von  ihm  gewählten  Com- 
mission  endgültig  entscheidet.  In  Altenburg  und  Reuss  geht  die  Recla- 
mation  zunächst  an  das  Steueramt  resp.  den  Kreisrath,  von  diesem  ist,  wo 
nöthig,  unter  Zuziehung  des  Schäfzungspersonals  oder  eines  Schiedsgerich- 
tes, von  dessen  4  Mitgliedern  die  Hälfte  der  Reclamant  zu  wählen  hat,  erst- 
instanzlich zu  entscheiden ;  weitere  Berufung  ist  bei  der  Finanzabtheilung 
des  Ministeriums  einzulegen.  In  Gotha  werden  Recurse  von  besonderen 
Commissionen  entschieden,  sie  bestehen  aus  einem  vom  Staatsministerium  zu 
ernennenden  Beamten  und  4  steuerpflichtigen  3Iitgliedern ,  in  grösserer  An- 
zahl von  den  Stadträthen  bez.  Gemeindevorständen  vorgeschlagen.  In  Co- 
burg bestehen  2  Recurscommissionen ,  eine  für  die  Land-,  die  andere  für 
die  Stadtgemeinden  des  Herzogthums;  die  erstere  besteht  aus  5  Schultheissen 
und  4  Steuerpflichtigen ,  die  zweite  aus  je  einem  Abgeordneten  der  Städte 
und  4  Steuerpflichtigen,  den  Vorsitz  führt  ein  vom  Staatsministerium  ernann- 
ter Beamter.  Die  Wahl  der  Schultheissen  erfolgt  durch  den  Vorstand  des 
Landrathsamtes,  die  Wahl  der  Stadtverordneten  durch  die  Stadtverordnetenver- 
sammlungen; die  Steuerpflichtigen  werden  in  den  Städten  durch  die  Stadtver- 
ordneten, in  den  Landorten  von  dem  Gemeindeausschuss  gewählt.  In  Mei- 
ningen besteht  für  das  ganze  Herzogthum  eine  Recurscommission ;  sie  be- 
steht ans  einem  Regierungscommissar  als  Vorsitzenden  und  10  Steuerpflichti- 
gen. Die  Wahl  erfolgt  in  der  Weise,  dass  die  Finanzabtheilung  aus  den  von 
den  Einschätzungscommissionen  vorzuschlagenden  Personen  die  Auswahl  trifl't. 
Ueber  Beschwerden  gegen  das  formelle  Verfahren  der  Recurscommission  ent- 
scheidet in  erster  Instanz  die  Finanzabtlieilung,  in  letzter  das  Staatsministerium. 
In  Weimar  endlich  besteht  die  Recurscommission  aus  dem  Vorstande  des 
Rechnungsamtes  und  zwei  von  dem  Bezirksausschusse  gewählten  Beisitzern  ;  in 
weiterer  Instanz  entscheidet  das  Staatsministerium. 
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I. 

Die  deutschen  Zettelbanken  während  der  Krisis 

von  1866. 

Von 
K.  IVasse,  Professor  in  Bonn. 

Unsere  deutschen  Zettel-  und  Depositobanken  haben  im  Frühling 
und  Sommer  1866  eine  Krisis  durchgemacht  von  so  ernster  Art,  wie 
sie  seit  dem  Bestehen  dieser  Anstalten  noch  nicht  vorgekommen  war. 
Eine  Reihe  verschiedener  Umstände  wirkten  zusammen,  um  die  Gefahr 
auf  eine  ganz  besondere  Höhe  zu  steigern.  Vor  Allem  war  es  natür- 
lich der  deutsche  Krieg,  der  allgemeinen  Misscredit,  mehr  als  irgend 
ein  andrer  Krieg,  hervorrufen  musste,  weil  er  nicht  zwischen  verschie- 
denen durch  Nationalität  und  Zollschranken  getrennten  Staaten  geführt 
wurde,  sondern  die  engsten  wirthschaftlichen  Beziehungen  in  demselben 
Zollgebiet  und  Volke  plötzlich  unterbrach.  Aber  schon  vor  dem  Kriege 
war  die  Lage  des  Kapitalmarkts  in  einem  grossen  Theil  von  Deutsch- 
land keine  normale.  Die  lebhafte  gewerbliche  Thätigkeit  und  gestei- 
gerte Unternehmungslust  im  Sommer  1865  einerseits,  die  zweimalige 
schlechte  Ernte  im  ganzen  nordöstlichen  Deutschland  andrerseits  hatten 
in  Norddeutschland  vom  October  1865  an  einen  den  ganzen  Winter 
hindurch  andauernden  Kapitalmangel  hervorgerufen,  der  die  preussische 
Bank  nöthigte,  mehre  Monate  hindurch  ihren  Discontosatz  auf  der  un- 
gewöhnlichen Höhe  von  7  "/o  zu  halten  und  die  Ursache  war ,  dass, 
trotz  dieser  Discontoerhöhungen  sowohl  dieses  wie  einige  andere  nord- 
deutsche Creditinstitute  mit  ungewöhnlich  kleinem  Baarvorrath  und 
grossem  Wechsclportefeuille  in  die  Kriegszeit  eintraten.  Dazu  kam  dann 
die  englische  Krisis,  welche  bekanntlich  nur  zum  kleinsten  Theil  Rück- 
wirkung der  continentalen  Störungen  war,  vielmehr  in  der  eigenthüm- 
lichen  Entwicklung,  welche  das  englische  Creditwesen  in  den  letzten 
Jahren  genommen,  wurzelte.  Unter  allen  Umständen  würde  ein  i)ani- 
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sehe.-  Schrecken  an  der  londoner  Börse,  wie  er  um  Mitte  des  Monats 
Mai  dort  herrschte,  und  ein  mehrere  Monate  hindurch  von  der  Bank  von 
Mii,L,daii(l  iestKchiiltener  Miiiiniiildiscontosatz  von  10  7o  in  Norddeut>ch- 
laiid  in  höchst  uiianf,'en('hiner  und  verkehrsstörender  Weise  empfunden 
\v(»r(len  sein,  in  Verl)indun;,'  mit  den  andern  überaus  un^^'ünsti^^cn  Tm- 
stiliiden  musste  die  liückwirkung  der  englisclien  Krisis  die  Cahaniität 
auf  die  iiusserste  Höhe  treil)en. 

Wie  haben  sich  nun  unter  diesen  Verhältnissen  die  zahlreichen 
Banken  bewährt,  die  in  den  letzten  20  Jahren  in  Deutschland  entstan- 
den oder  wie  die  in'eussische  Bank  auf  eine  ganz  neue,  erweiterte  Grund- 
lage gestellt  sind?  Hat  der  zusannnenbrecliende  Credit  dieser  Anstalten 
die  Creditkrisis  verschlimmert  oder  hat  der  unerschütterte  Bankcredit 
an  die  Stelle  des  vielfach  vernichteten  Privatcredits  treten  können? 
Und  welche  der  beiden  Ilaujjtarten,  in  denen  diö  Banken  Credit  nehmen 
und  die  Mittel  zur  Creditgewährung  aufbringen,  hat  besser  ausgehalten, 
die  Depositen  oder  die  Banknoten?  Diese  und  manche  andere  verwandte 
Fragen  haben  zugleich  eine  praktische  und  eine  wissenschaftliche  Be- 
deutung und  wir  wollen  deshalb  versuchen,  ob  wir  mit  den  Materialien, 
wie  sie  in  einer  von  den  Mittelpunkten  des  V'^erkehrs  entfernten  Stadt 
aufgetrieben  werden  können ,  auf  dieselben  Antworten  zu  gewinnen  im 
Stande  sind. 

Das  am  meisten  in  die  Augen  fallende  Symptom  jeder  Geld-  und 
Creditkrisis  ist  die  gesteigerte  Nachfrage  nach  Metallgeld,  welche  sich 
sowohl  auf  dem  Kapitalmarkte  in  der  enormen  Steigerung  des  Discon- 
tos,  wie  auf  dem  Waarenmarkte  in  den  gedrückten  Preisen  und  der 
erschwerten  Verkäuflichkeit  vieler  Waarengattungen  zeigt  *j. 

In  der  Periode,  welche  der  Krisis  vorangeht,  wird  diese  wechselnde 
Nachfrage  nicht  selten  allmählich  gesteigert  durch  das  Bedürfniss  au 
edlem  Metall   zur  Ausfuhr  und   eine   bestimmte  Art  der  Creditkrisen. 


1)  Ich  glaube  diesen  Unterschied  in  den  Xaclifrage  -  und  Angebotverhältnissen 
des  Geldes,  ob  als  Leiiikapital  auf  dem  Kapitalmärkte,  ob  zum  Waarenankauf  auf 
dem  Waarenmarkte,  ohne  weitere  Erläuterung  und  Rechtfertigung  festhalten  zu 
dürfen,  obgleicii  ein  Recensent  meiner  kleinen  Schrift  über  die  preussische  Bank  in 
der  Vierliljahrschrift  für  Volkswirthschaft  1866,  2.  Heft  verwundert  fragt,  ob  da- 
hinter irgend  eine  dunkle  Vorstellung  von  der  principiell  verschiedenen  Bedeutung 
einer  kleinen  und  einer  grossen  Summe  baaren  Geldes  stecke.  Es  gehört  doch  zum 
Abc  der  politischen  Oekonomie,  dass  der  Preis  oder  die  Kaufbefähigung  des  Geldes 
und  der  Preis  der  Nutzung  von  Leihkapitalien  ganz  verschiedene  Dinge  sind  und 
dass  der  eine  steigen  kann,  während  der  andere  fällt  und  umgekehrt.  Niemand  aber, 
der  eine  solche  Unterscheidung  macht,  wird  damit  die  mannigfache  Wechselwirkung 
läugnen,  die  zwischen  dem  Waaren-  und  Kapitalmarkt  besteht. 
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die  aus  Ueberspeculation  entstandenen,  wird  durch  die  Geldaiisfuhr 
recht  eigentlich  vorbereitet  und  in  der  Regel  auch  endlich  zum  Aus- 
bruch gebracht.  Indess  lehrten  schon  die  in  England  sowie  in  manchen 
continentalen  Handelsstädten  gemachten  Erfahrungen,  dass  nicht  nur  der 
Druck ,  welchen  der  wirkliche  Ausbruch  eines  allgemeinen  oder  doch 
weit  verbreiteten  Misscredits  auf  dem  Kapital-  und  Waarenmarkte  ver- 
ursacht, sondern  schon  eine  ausserordentliche  hohe  Steigerung  des  Dis- 
contos  allein,  wenn  sie  in  reinen  Geldkrisen  auch  ohne  allen  Misscredit 
eintritt,  eine  günstige  Geldbilanz  oder  doch  ein  Aufhören  der  Geld- 
ausfuhr für  die  von  einer  solchen  Calamität  betroffenen  Orte  bald  zur 
Folge  hatte.  Aber  die  Städte  und  Länder,  in  denen  diese  Erfahrungen 
gemacht  worden,  waren  meistens  im  internationalen  Handel  zu  einem 
sehr  bedeutenden  Betrage  die  Gläubiger  anderer  Völker  und  durch  eine 
Beschränkung  des  ihren  auswärtigen  Kunden  gewährten  Credits  konnten 
die  Kaufleute  von  London  und  Hamburg  das  Resultat  einer  veränderten 
Geldbilanz  leicht  zu  Wege  bringen,  wenn  bei  ihnen  der  Zinsfuss  eine 
ausserordentliche  Höhe  erreicht  hatte.  Es  war  fraglich,  ob  in  Preussen 
eine  solche  Wirkung  ebenfalls  eintreten  würde,  denn  in  ärmern,  dem 
Auslande  verschuldeten  Ländern,  kann  eine  Geld-  oder  Creditkrisis 
leicht  die  Folge  haben,  dass  das  fremde,  in  ihnen  belegte  Kapital  aus 
Misstrauen  zurückgezogen  wird  und  dann  wird  die  Correktion  der  Geld- 
bilanz durch  die  Krisis  auch  nicht  eintreten,  vielmehr  die  Summe  der 
Zahlungsverpflichtungen  an's  Ausland  dui'ch  den  Misscredit  nur  noch 
erhöht  werden.  Namentlich  das  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  liess 
die  Wirkung  eines  ungewöhnlich  starken  Druckes  auf  dem  Kapital- 
markte auf  die  Wechselkurse  zweifelhaft  erscheinen.  Natürlicher  Weise 
muss  die  Lage  der  Banken  da,  wo  diese  Wirkung  fehlt,  viel  unsicherer 
sein,  als  da,  wo  dieselben  sich  durch  starke  Discontoerhöhungen  gegen 
eine  Geldausfuhr  schützen  können.  Die  1866  gemachten  Erfahrungen 
sind  nun  in  dieser  Beziehung  ungemein  lehrreich.  In  dem  der  Krisis 
vorangehenden  Halbjahre  hatte  das  Gebiet  der  Thalerwähruiig  mit  un- 
günstiger Geldbilanz  schon  sehr  zu  kämpfen  gehabt.  Die  mangelhaften 
Ernten  von  1864  und  1865,  vielleicht  auch  die  lebhafte  Unterneh- 
mungslust, welche  in  den  industriellen  Bezirken  des  nordwestlichen 
Deutschlands  im  Jahre  1865  herrschte,  sowie  nicht  unbedeutende  Ka- 
pitalanlagen im  Auslände  iiatten  auf  die  Wechselkurse  ungünstig  ge- 
wirkt und  den  Baarvorrath  der  preussischen  Bank  reducirt.  Bein)  Aus- 
bruch der  politischen  Unruhen  kam  nun  das  Rückströmen  der  preussi- 
schen Kassenanweisungen  und  Banknoten  aus  Süddeutschland  hinzu  und 
verursachte   einen   sehr  bedeutenden  Abfluss   von  Silber,   der  sich  na- 
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türlichcr  Weise  vor  Allein  an  den  Kassen  der  preussischen  Bank  be- 
nierkiich  machte.  Der  Wechselkurs  auf  Amsterdam  kurze  Sicht  war 
am  11.  Mai  auf  144*/8 — V»'  der  auf  Ilambur}^  auf  1.'j3— .03'/»  gestiegen, 
aber  von  diesem  Tage  an  trat  ein  Umschwung  ein.  Schon  am  12.  Mai 
sind  die  beiden  Kurse  mit  HF/s — 142'/4  und  l'jl'/g— Vg  notirt  und 
diese  Höhe  haben  dieselben  während  des  ganzen  Verlaufs  der  Krisis 
nicht  bedeutend  und  nur  vorübergehend  überschritten.  Ohne  Zweifel 
war  dieser  Umschwung  die  unmittelbare  Folge  der  durch  die  preussische 
Bank  am  11.  Mai  vorgenommenen  Discontoerhöhung  von  7  auf  0%. 
Man  hat  zwar  davon  gesprochen ,  dass  die  Wechselkurse  ilamals  durch 
massenhafte  Verkäufe  von  auswärtigen  Wechseln  seitens  der  Bank  ge- 
waltsam herabgedrückt  worden  seien.  Aber  der  gesammte  Vorrath  an 
auswiuligcn  Wechseln  im  Besitze  der  preussischen  Bank  betrug  am 
30.  April  d.  J.  3,390,000  Thlr.,  am  31.  Mai  2,954,000  Thlr.  Nun  hat 
die  Bank  im  Monat  Mai  sehr  bedeutende  Beträge  von  Wechseln  ihren 
auswärtigen  Correspondenten  zugesandt  zur  Bezahlung  des  Silbers,  wel- 
ches sie  damals,  um  ihre  abfiiessendeu  Baarbestände  zu  ergänzen,  von 
auswärts  in  grossen  Massen  bezog.  Es  ist  daher,  wenn  man  diesen 
Umstand  erwägt,  wahrscheinlich,  dass  die  Bank  auf  dem  berliner  Markte 
damals  viel  mehr  fremde  Wechsel  gekauft,  als  verkauft  hat,  unmöglich 
aber  können  die  Gerüchte,  welche  das  Sinken  der  Wechselkurse  gross- 
artigen Verkäufern  fremder  Wechsel  durch  die  Bank  zuschreiben,  auf 
Wahrheit  beruhen.  Vielleicht  war  die  Wirkung  der  Discontoerhöhung 
dadurch  gesteigert ,  dass  man  vielfach  auf  eine  Einstellung  der  Baar- 
zahlungen  der  Bank  und  ein  weiteres  Steigen  der  Kurse  speculirt  hatte 
und  nun  plötzlich  sich  die  Ueberzeugung  Bahn  brach,  die  Bank  werde 
ihre  Zahlungsfähigkeit  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  auf- 
recht erhalten.  Jedenfalls  aber  folgt  aus  dieser  Erfahrung  ein  Dop- 
peltes: Erstens  ist  dadurch  der  Beweis  geliefert,  dass  auch  in  unseren 
Verhältnissen  ebenso  wie  in  England  ein  starker  Druck  auf  den  Kapi- 
talmarkt ausreicht,  um  einer  Geldausfuhr  zu  steuern.  Es  ist  nicht  ein- 
mal nöthig  gewesen,  den  Discontosatz  auf  die  Höhe  zu  bringen,  auf 
welche  die  Bank  von  England  den  ihrigen  sowohl  1857  wie  18(36  setzte. 
Zweitens  aber  sind  die  neuerdings  auch  in  Deutschland  aufgetauchten 
Theorieen  widerlegt ,  nach  welchen  die  Geldbilanz  mit  dem  Auslande 
in  einem  Lande,  in  welchem  das  Hauptcirculationsmittel  aus  Banknoten 
besteht,  abhängig  ist  von  der  Menge  der  in  Circulation  befindlichen  Bank- 
noten. Man  hat  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  ungünstige  Wechsel- 
kurse jedesmal  durch  Ausdehnung  entweder  des  gesainmten,  oder  des 
durch  Baarvorräthe  nicht  gedeckten  Notenumlaufs  verursacht  werden 
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und  nur  durch  Einschränkung  derselben  wieder  verbessert  werden 
können. 

Nun  betrug  aber 

der  durch  Baarvorräthe,  fremde  Bank- 
der  gesammte  noten  und  Kassenanweisungen  nicht 
Notenumlauf:       gedeckte  Notenumlauf  der  preussi- 

schen  Bank: 
30.  April  1866     121,239,000  Thlr.  57,919,000  Thlr. 

15.  Mai     1866     134,960.000     -  69,841,000     - 

Es  hatte  also  in  eben  den  Tagen ,  in  welchen  der  Umschwung  erfolgte, 
eine  sehr  bedeutende  Ausdehnung  des  Notenumlaufs  stattgefunden,  und 
die  ganze  Wirkung  war  nur  erzielt  worden  durch  einen  Druck  auf  den 
Kapitalmarkt.  Die  Schraube  der  Discontoerhöhungen  hat  also  bei  uns, 
wie  früher  so  oft  bei  der  Bank  von  England,  ihre  Wirksamkeit  auf 
die  Wechselkurse  bewährt  und  die  Verwaltung  der  preussischen  Bank 
wird  in  dieser  Hinsicht,  so  lange  sie  eine  Discontobank  bleibt,  sich 
auch  künftig  durch  ihre  Discontopolitik  zu  sichern  haben  und  die  Theo- 
rieen  zurückweisen  dürfen,  nach  denen  Einschränkung  und  Ausdehnung 
des  Notenumlaufs  der  wichtigste  Faktor  für  die  Regulirung  der  Wechsel- 
kurse ist. 

Nach  dem  Aufhören  der  Geldausfuhr  ist  es  in  jeder  Creditkrisis 
eine  doppelte  Bewegung,  welche  den  allgemeinen  Mangel  an  Zahlungs- 
mitteln hervorruft  und  verstärkt,  nämlich  einmal  das  Versagen  der 
Zahlungsmethoden,  die  auf  dem  Credit  beruhen,  und  dann  das  Streben 
nach  Ansammlung  von  haaren  Geldmitteln  zur  Bereithaltung  für  plötz- 
lich eintretende  Zahlungsverpflichtungen ,  sowie  für  den  Fall  des  uner- 
warteten Ausbleibens  anderer  Einnahmen. 

Je  weniger  eine  Creditanstalt  in  ersterer  Beziehung  zu  leiden  hat, 
je  mehr  insbesondere  die  Noten  einer  Zettelbank  auch  in  der  Krisis 
dem  vermehrten  Bedürfniss  nach  Zahlungsmitteln  genügen,  desto  eher 
wird  sie  die  schlimmen  Wirkungen  des  allgemeinen  Strebens  nach  Ver- 
stärkung der  Kassenvorräthe  durch  vermehrte  Notenausgabe  iieutrali- 
siren  und  die  Creditbedürftigen  in  heilsamer  Weise  unterstützen  kön- 
nen, während  umgekehrt  ein  Misscredit  der  Noten  zu  einer  Einschrän- 
kung des  Notenumlaufs  und  somit  auch  zu  einer  Verminderung  der 
Mittel  führen  muss,  welche  die  Bank  zur  Creditgewährung  verwenden 
kann. 

Ganz  ebenso  ist  es  mit  dem  Credit  einer  Bank  als  Sammelpunkt 
von  Depositen.  Wenn  das  Vertrauen  herrscht,  ein  Guthaben  bei  einer 
soliden  Bank  sei  ebenso  cut,  wie  ein  Baarvorrath  in  der  eiseuen  Kasse 
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und  somit  die  in  schlimmen  /eiton  von  vielen  Privaten  vorsichtiger 
Weise  verstärkten  Kassenvorrällie  einer  Bank  als  Depositen  überziehen 
werden ,  so  vermehren  sich  inmitten  der  Krisis  die  Mittel  der  Bank 
und  ihre  Fähigkeit,  Credit  zu  gewähren.  Werden  dagegen  umgekehrt 
die  Depositen  zurückgezogen  und  verschwinden  in  Kisten  und  Kasten, 
so  niuss  die  Bank  die  Mittel  zur  Rückzahlung  jeden  falls  zum  Theil  aus 
den  Fonds  nehmen,  welche  sie  productiv  angelegt  hat  und  so  durch 
Einziehung  ihrer  ausgeliehenen  l^'onds  den  Druck  und  Schrecken  auf 
dem  Kapitalmarkt  vermehren. 

Es  ist  in  dieser  Wirkung  auf  den  Kapitalmarkt  ein  sehr  geringer 
Unterschied,  ob  einer  Bank  gegen  ihren  Willen  seitens  ihrer  Noten- 
oder Depositengläubiger  der  Credit  gekündi^^t  wird,  oder  ob  sie  selb.<t 
zur  Einziehung  ihrer  umlaufenden  Noten  und  zur  Rückzahlung  ihrer 
Depositen  die  Initiative  ergreift,  um  dadurch  einem  etwaigen  Miss- 
credit  vorzubeugen  und  ihre  eigene  Stellung  zu  stärken.  In  beiden 
Fällen  muss  die  Bank  ihre  Creditgewährung  im  Verhältniss  ihrer  eigenen 
Rückzahlungen  einschränken  und  in  beiden  Fällen  nmss  das  Verschwinden 
der  auf  den  Credit  begründeten  Zahlungsmittel  aus  dem  Verkehr  die 
Nachfrage  nach  baarem  Geld  verstärken.  Wenn  die  ungedeckten  Bank- 
noten eingezogen  werden,  die  bisher  einen  grossen  Theil  aller  Kassen- 
vorräthe  ausmachten,  und  doch  fast  jeder  seinen  Kassenvurrath  ver- 
stärken will,  so  muss,  was  auch  die  Ursache  der  Noteneinziehung  sein 
mag,  die  Geldkrisis  auf  den  höchsten  Punkt  gesteigert  werden.  Wir 
werden  daher  unsere  Aufmerksamkeit  zu  richten  haben  auf  die  Ver- 
minderung oder  Vermehrung,  welche  Notenumlauf  und  Depositen  in 
der  Krisis  erlitten  haben  als  auf  das  Mass  des  Vertrauens,  welches  die 
Bank  genoss  und  der  Mittel,  welche  das  Publikum  in  der  Krisis  zu 
ihrer  Disposition  stellte. 

Es  ist  aber  ferner  auch  in's  Auge  zu  fassen  der  Gebrauch,  welchen 
die  Banken  von  ihren  Fonds  gemacht  haben,  ob  sie  es  wagten,  die- 
selben in  gleicher  Weise,  wie  vor  der  Krisis,  zur  Creditgewährung  zu 
benutzen  oder  ob  sie  sich  genöthigt  sahen,  zur  Sicherung  ihrer  Zah- 
lungsfähigkeit und  ihres  Credits  ihre  Baarvorräthe  zu  verstärken.  Im 
letzten  Fall  vermehrt  die  Bank  auch  ihrerseits  die  allgemeine  Jagd  nach 
Metallgeld,  welche  das  übelste  Symptom  der  Creditkrise  ist.  Sie  ent- 
zieht dann,  wenn  sie  das  baare  Geld  im  Inlande  aufbringt,  dem  Ver- 
kehr Zahlungsmittel  gerade  zu  einer  Zeit,  in  welcher  das  Bedürfniss 
nach  denselben  am  grössten  ist,  während  eigentlich  die  Banken  doch 
Reservoire  sein  sollten,  aus  denen  nothigenfalls  Gold-  und  Silbergeld 
für  die   Bedürfnisse   des    Verkehrs   entnommen  werden  können.    Und 
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selbst  im  Falle  eine  Bank  nur  aus  dem  Auslande  Baarbeziehungen  machen 
würde,  inüsste  sie  doch  die  zur  Verstärkung  ihres  Baarvorraths  nö- 
thigen  Fonds  zur  Zeit  des  grössten  Kapitalbedarfs  aus  ihrem  sonstigen 
Geschäftsbetriebe  ziehen.  So  lange  die  Wechselkurse  ungünstig  sind, 
würde  sie  überdies  durch  ein  fortgesetztes  Ankaufen  fremder  Wechsel 
zur  Bezahlung  des  auswärts  angekauften  edlen  Metalls  die  Wechselkurse 
noch  ungünstiger  stellen  und  auf  die  Dauer  so  wieder  die  anderweitige 
Geldausfuhr  durch  ihre  Baarbeziehungen  befördern.  Dagegen  kann  es 
wohl  kaum  missbilligt  werden ,  wenn  eine  Bank  in  einer  Krisis ,  nach- 
dem die  ungünstigen  Wechselkurse  beseitigt  sind,  edles  Metall  auswärts 
kauft,  um  ihren  Baarbestand  auf  der  Höhe  zu  erhalten,  die  für  den  un- 
geschmälerten Credit  der  Bank  nothwendig  ist.  Nur  sollte  derselbe 
immer  von  solchem  Betrage  sein,  dass  nicht  grade  in  der  Krisis  eine 
Vergrösserung  nothwendig  würde.  Ein  dritter  Punkt  von  grosser 
Erheblichkeit,  den  wir  zu  constatiren  haben,  wird  daher  die  Bewegung 
der  Baarvorräthe  sein. 

Aus  diesen  drei  Ziffern,  Summe  des  Notenumlaufs,  sämmtlicher 
Depositen  und  des  Baarvorraths  lässt  sich  nun  schon  mit  Sicherheit 
auf  den  Umfang  schliessen ,  in  welchem  eine  Bank  fremdes  Kapital  in 
ihrem  Geschäfte  verwandt  hat  und  da  das  ausserdem  zur  Verfügung  der 
Banken  stehende  eigene  Stammkapital  sich  während  der  Krisis  kaum 
irgendwo  veränderte,  so  ist  mit  den  genannten  drei  Posten  auch  das 
Mass  der  Creditgewährung  seitens  der  Banken  gegeben.  Wir  werden 
indess  die  beiden  Hauptformen  derselben,  Wechselportefeuille  und  Lom- 
barddarlehn,  noch  besonders  betrachten.  Da  alle  Banken  ihre  Zahlungs- 
fähigkeit gewahrt  haben ,  so  wird  derjenigen  am  meisten  Lob  gebühren, 
welche  dieses  Ziel  mit  den  geringsten  Einschränkungen  in  der  Credit- 
gewährung erreicht  hat.  Denn  so  sehr  es  ein  Vorzug  einer  Zettelbank 
ist ,  wenn  sie  jederzeit  innerhalb  kurzer  Zeitfrist  liquidiren  kann,  so 
sehr  ist  es  doch  andererseits  ein  Vorwurf,  wenn  sie  in  der  Mitte  einer 
Geldkrisis  wirklich  liquidirt. 

In  dieser  Arbeit  werden  wir  auf's  Wesentlichste  unterstützt  durch 
die  von  Julius  Elster  angefertigten  Tabellen,  welche  sich  in  der  Zeit- 
schrift des  Königl.  Preuss.  Statistischen  Bureaus  7.  Jahrg.  1867  S.  74 
finden.  Da  aber  dort  die  betrettenden  Zahlen  nur  für  ganze  Gruppen 
von  Banken,  nicht  für  die  einzelnen  Banken  gegeben  werden,  und  z.  B. 
die  durchaus  ungleichartigen  hanseatischen  Banken  incl.  die  Ham- 
burger Girobank  in  eine  Gruppe  zusammengezogen  sind,  so  haben  wir 
diese  Zusammenstellungen  ergänzt  zum  Theil  nach  den  uns  von  ver- 
schiedenen   Banken   vorliegenden   Geschäftsberichten,   zum   Theil  nach 
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den  im  Aktionär  monatlich  veröffentlichten  Bankausweisen.  Bei  beiden 
Zusammenstcllunfien,  denen  von  Elster  sowohl  wie  denen  des  Aktionärs, 
ist  es  ein  Uebclstand ,  dass  die  in  Händen  einer  Bank  befindlichen 
fremden  Banknoten  und  Kassenanweisungen  den  Baarvorräthen,  welche 
dieselbe  besitzt,  zugerechnet  und  in  nicht  unterscheidbarer  Weise  mit 
diesen  zusammen  als  Kassenvorrath  aufgeführt  werden.  Es  würde  wün- 
schenswerther  sein,  die  wirklichen  Baarvorräthe  und  die  wirklich  in 
Händen  des  Publikums  circulircnden,  nicht  in  den  Banken  ruhenden 
Banknoten  zu  kennen.  Indess  sind  in  der  Periode,  auf  die  sich  unsere 
Untersuchung  erstreckt,  mit  einer  einzigen  Ausnahme  nur  geringe  Aen- 
derungen  in  dem  Verhältniss  der  in  Bankkassen  befindlichen  fremden 
Banknoten  und  Kassenanweisungen  zu  den  Baarvorräthcm  und  circu- 
lirenden  Noten  vorgekommen.  Diese  Ausnahme  ist  die  preussische 
Bank,  welche  mehrere  Millionen  der  damals  circulircnden,  aber  vom 
Publikum  nur  mit  Widerstreben  angenommenen  Darlehnskassenscheine 
in  ihrer  Kasse  hatte.  Wir  können  daher  die  erwähnten  Veröffent- 
lichungen gebrauchen,  wenn  wir  auf  diesen  einzelnen  Fall  gebührende 
Rücksicht  nehmen.  Ausserdem  wird  die  Brauchbarkeit  der  Zusanmien- 
stellungen  von  Elster  für  uns  auch  dadurch  einigermassen  beein- 
trächtigt, dass  in  der  ersten  Tabelle  wahrscheinlich  durch  einen  Fehler 
des  Druckers  eine  ganze  Colonne  (Nr.  10)  ausgefallen  ist.  Indessen 
lässt  sich  diese  Lücke  durch  Subtraktion  der  Colonne  11  von  Co- 
lonne 13  ergänzen^). 

Wir  heben  mit  dieser  Correktur  aus  jenen  Tabellen  folgende  als 
für  unsern  Zweck  besonders  brauchbar  hervor.  Sie  betreffen  aus- 
schliesslich norddeutsche  Zettelbanken,  welche  monatliche  Bilanzen 
veröffentlichen.     Die  Zahlen  bedeuten  Tausende  von  Thalern. 


2)  Dagegen  ist  die  Schrift  ,,Die  Bewegung  der  deutsclien  Banken  von  1864  bis 
1866  von  C.  Röpell"  für  unsern  Zweck  unbrauchbar,  weil  sie  nur  für  die  End- 
punkte oder  die  Durchsclinilte  der  beireffenden  Jahre  Angaben  macht.  Ueberdies 
haben  sich  in  dieselbe  einige  niclit  unerliebliche  Irrlhümer  eingeschliciien.  So  sind 
die  Ziffern  S.  8  über  den  Stand  der  preussischen  Bank  Ende  1865  nicht  richtig,  so 
fehlt  die  münchener  Hypotheken-  und  Weciiselbank  unter  den  Zettelbanken. 


Die  deutschen  Zetlelbanken  während  der  Krisis  von   1866. 
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Was  zunächst  die  Notcncirculation  angeht,  so  sieht  man.  wie  die- 
selbe nach  einer  kleinen  Abnahme  gegen  Ende  März,  die  sich  mehr 
oder  weniger  fast  jedes  Jahr  zeigt,  im  Ganzen  Ende  Juni  dieselbe 
Höhe  wieder  erreicht  hatte,  wie  zu  Ende  des  vorhergehenden  Jahres. 
Eine  Summirung  der  Ausweise  von  23  Zettelbanken,  unter  denen  na- 
mentlich die  in  der  obigen  Tabelle  nicht  einbegriHenen  bremer  und 
darmstädter  Banken ,  welche  ich  auf  Grund  der  Mittheilungen  im  Ak- 
tionär angestellt  habe,  ergab  eine  kleine  Abnahme  der  Gesammtcircu- 
lation  von  173,627,000  auf  171,327,000  Thlr.  im  Verlauf  des  ersten 
halben  Jahres.  Der  Circulation  dieser  23  Banken  ist  aber  dann  noch 
die  der  sächsischen  Bank,  die  im  ersten  Halbjahr  1800  mit  ihrer  Noten- 
ausgabe den  Anfang  machte  und  Ende  Juni  1,875,000  Thlr.  im  Umlauf 
hatte,  hinzuzurechnen,  so  dass  auch  nach  dieser  Berechnung  die  Ge- 
sammtsumme  an  den  Endi)unkten  der  Halbjahre  ziemlich  dieselbe  ist. 
Diese  Endjiunkte  aber  scheinen  deshalb  zur  Vergleichung  am  meisten 
geeignet ,  weil  für  dieselben  vollständigere  Bilanzen  der  Banken  vor- 
liegen ,  als  für  andere  Jahreszeiten  und  weil  der  eine  vor  den  Anfang 
der  politischen  und  commerciellen  Störungen  fällt,  der  andere  den  Höhe- 
punkt der  politischen  Krisis  vor  der  Entscheidung  des  Krieges  be- 
zeichnet. 

Während  so  die  Gesammtsumme  des  Notenumlaufs  an  diesen  beiden 
Terminen  fast  dieselbe  ist,  fand  bei  verschiedenen  Banken  doch  eine 
sehr  bedeutende  Einschränkung  statt,  die  aber  aufgewogen  wurde  durch 
den  vermehrten  Notenumlauf  anderer.  Auf  den  ersten  Blick  zeigt  sich 
die  erhebliche  Vermehrung  bei  der  preussischen ,  die  bedeutende  Ab- 
nahme bei  den  andern  Banken.  Zum  grössten  Theil  liegt  die  Ursache 
dieses  Unterschiedes  ohne  Zweifel  in  dem  grösseren  Credit,  den  die 
preussischen  Banknoten  während  der  Krisis  innerhalb  der  Grenzen  des 
preussischen  Staats  behaupteten.  Derselbe  ging  gewiss  nicht  aus  einer 
sorgfältigen  Prüfung  der  Zahlungsfähigkeit  und  der  Creditwürdigkeit 
der  verschiedenen  Institute  seitens  des  Publikums  hervor,  sondern  er 
beruhte  auf  der  hervorragenden  Stellung  und  Notorietät  dieses  Credit- 
instituts,  auf  der  allgemeinen  Verbreitung  seiner  Noten,  auf  seiner 
Verbindung  mit  dem  preussischen  Staate  und  der  Erkenutniss,  dass 
der  Staat  dasselbe  nicht  fallen  lassen  könne.  Ausserhalb  des  Staats 
hatte  der  Umlauf  der  Noten  schon  vor  dem  Beginn  des  Krieges  fast 
ganz  aufgehört,  aber  innerhalb  Preussens  war  der  verstärkte  Bedarf 
an  Zahlungsmitteln  so  gross,  dass  nicht  nur  alle  aus  Süddeutschland 
rückströmenden  Noten  Verwendung  fanden,  sondern  trotz  des  ausser- 
ordentlich  hohen  Discontos   von  9*/e  noch  19 — 20  Millionen  Noten   im 
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zweiten  Quartal  der  Bank  entnommen  wurden.  Dagegen  ist  ein  so  starkes 
Sinken  des  Notenumlaufs,  wie  es  bei  den  kleineren  Banken  im  Thaler- 
gebiet zur  Zeit  der  lebhaftesten  Geldnachfrage,  bei  enorm  hohen  Dis- 
contosätzen  und  bei  einem  allgemein  verbreiteten  Streben  der  Einzel- 
wirthschaften  nach  Verstärkung  ihrer  Kassenvorräthe  eintrat,  ein  deut- 
licher Beweis,  dass  der  Credit  der  betreffenden  Banknoten  eine  Er- 
schütterung erlitten  hatte.  Zum  Theil  aber  beruht  auch  die  Ausdehnung 
des  Umlaufs  der  preussischen  Banknoten  bei  gleichzeitiger  Liquidation 
so  vieler  anderer  Zettelbanken  auch  auf  dem  verschiedenen  Verhalten 
der  betreffenden  Bankverwaltungen.  Wenn  eine  Bankverwaltung  ängst- 
lich ist,  und  nur  die  Sicherheit  und  das  Interesse  der  eigenen  Bank 
vor  Augen  hat,  wird  sie  leicht  dazu  kommen,  in  einer  Krisis,  wie  die 
von  1866,  nur  nach  Verstärkung  der  eigenen  Stellung  zu  trachten.  Sie 
wird  dann  bemüht  sein,  die  jederzeit  realisirbaren  V'erpflichtungen  nach 
Möglichkeit  zu  reduciren  und  die  Baarbestände  zu  vermehren').  Je 
mehr  dagegen  eine  Bank  eine  öffentliche  Stellung  hat  und  je  mehr  ihre 
Verwaltung  fühlt,  dass  sie  vor  Allem  dass  gemeine  Wohl  im  Auge  haben 
muss,  desto  mehr  wird  sie  sich  scheuen,  dem  Verkehr  die  enormen  Ver- 
luste zuzufügen ,  welche  die  nothwendigen  Folgen  einer  solchen  Liqui- 
dation sein  müssen.  Und  wenn  die  Verwaltung  in  den  der  Krisis  vor- 
angehenden Zeiten  vorsichtig  gewesen  ist,  so  wird  die  kühnere  Politik, 
zu  der  die  Erwägung  des  öffentlichen  Interesses  führt,  in  der  Regel 
auch  die  sichere  sein.  Freilich  giebt  es  Lagen ,  wo  der  Zustand  und 
der  Credit  einer  Bank  das  möglichst  rasche  Einziehen  aller  Segel  im 
Sturme  gebietet,  aber  solche  Zustände  deuten  fast  immer  auf  grosse 
Mängel  in  der  Organisation  oder  der  Verwaltung  der  betreffenden 
Creditinstitute. 

Noch  sichtbarer  tritt  die  verschiedene  Wirkung  der  Krisis  auf  die 
preussische  Bank  und  auf  die  kleineren  Banken  hervor,  wenn  wir  nicht 
einfach  den  Notenumlauf,  sondern  die  Differenz  zwischen  umlaufenden 
Noten  und  Kassenbestand  in's  Auge  fassen. 


3j  Ein  Beispiel  bewussten  Handelns  in  dieser  Richtung  bietet  die  süddeutsche 
Bank,  die  in  ihrem  Jaliresbericht  für  1866  sagl :  „Wir  stellten  jede  weitere  Aus- 
gabe von  Bani<noten,  jede  Discontirung  gänzlich  ein,  enläusserten  uns  desjenigen 
Tlieils  unseres  Wecliselporlefeuilles,  dissen  Einzug  menschlichein  Ermessen  nach 
zunächst  für  uns  erschwert  werden  konnte  und  bezogen  dafür  grosse  Brtiäge  baaren 
Geldes.  Es  kam  bald  daliin,  dass  der  Beirag  der  noch  umlaufenden  Banknolen  in 
baarem  Gelde  vorrälhig  wnr.  —  Wir  haben  freiwillig  und  vorsorglich  unsere  Bank- 
noten aus  dem  Verkehr  gezogen  und  keineswegs  sind  sie  uns  aus  Misstrauen  zu- 
rückgeflossen." 
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Fast  alle  Hankon  slaubton  vom  Re,c,Mnii  der  politischen  Verwick- 
lungen an  ihre  Zahlungsfähi^^keit  durch  einen  vergrö.sserten  Baarvor- 
rath  sichern  zu  müssen.  Nach  der  obigen  Uebersicht  betrug  die  fast 
continuirlich  fortschreitende  Vermehrung  während  des  ersten  Halbjahrs 
ungefähr  H'/j  Millionen  Thaler,  nach  meiner  eigenen  Zusammenstellung 
war  der  Kassenvorrath  von  25  deutschen  Banken,  darunter  die  beiden 
hamburger  Discontobankcn ,  die  bremer  und  die  süddeutsche  Bank  am 
31.  Januar  1865  84,438,000  Thlr.,  am  30.  Juni  1806  100,021,000  Thlr. 
Dass  diese  Bewegung  nicht  etwa  durch  eine  Menge  den  Banken  zu- 
stürmender, unbe.schäftiger  Kapitalien  veranlasst  ist,  und  dass  nicht, 
wie  es  wohl  bei  einer  Ueberfülle  von  Kapital  zu  geschehen  pflegt,  die 
Baarvorräthe  gegen  den  Willen  der  Banken  zugenommen  haben,  das 
geht  hinlänglich  hervor  aus  dem  hohen  Disconto  und  der  Abnahme  der 
verzinslichen  Depositen  bei  den  Banken.  Nur  durch  Creditbeschrän- 
kungen  ,  welche  der  Verkehr  höchst  unangenehm  empfand,  haben  die 
Banken  diese  14 — 16  Mill.  Thlr.  der  productiven  Anwendung  in  den 
Gewerben  entziehen  und  in  zinslosen  Baarvorräthen  niederlegen  können. 

Die  Differenz  zwischen  undaufenden  Noten  und  Baarvorrath  ist  da- 
her auch  bei  den  meisten  Banken  im  Laufe  des  halben  Jahres  sehr 
viel  geringer  geworden.     Sie  betrug  in  Tausenden  Thalern 


31.  Decbr. 
1865. 

30.  Juni 
1866. 

bei  sämmtlichen  Zettelbanken  der  obigen  Tabelle  .  . 

-  den  rheinischen  Gulden-  u.  Francs-Zettelbanken 

-  den  ausserpreussischen  Thaler-Zettelbanken  .  . 

-  den  preussischen  Privatbanken 

85678 
8029 
9214 
3017 

63418 

26105 

72999 

1445 

2978 

+  346  «) 

68922 

-    der  preussischen  Bank 

-    22  verschiedenen  deutschen  Zettelbanken  nach 
dem  Aktionär 

5725 

Mit  Ausnahme  der  preussischen  Bank  zeigen  also  sämmtliche  Gruppen 
von  Banken  eine  sehr  erhebliche  Abnahme  der  durch  Baarvorräthe  nicht 
gedeckten  Notencirculatiou.  Bei  den  22  kleineren  Zettelbanken,  für 
welche  ich  diese  Zahlen  nach  dem  Aktionär  zusammengestellt,  betrug 
sie  mehr  als  20  Millionen,  während  bei  der  preussischen  eine  Zunahme 
von  ca.  51/2  Mill.  Thlr.  eintrat.     Um  eben  so  viel  mussten  also  ceteris 


4)  Die   preussisclien   Privatzellclbanken    zeigen    am    30.  Juni  1866   einen  Ueber- 
sclmss  des  Kassenbeslandes  über  den  Notenumlauf. 
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paribus  die  erstem  ihre  Creditgewährung  einschränken,  während  die 
preussische  dieselbe  ausdehnen  konnte.  Und  die  Zunahme  ist  bei  der 
letztern  noch  erheblich  grösser,  wenn  man  nur  auf  den  wirklichen 
Baarvorrath  sieht  und  die  Darlehnskassenscheine  ausser  Betracht  lässt, 
welche  sich  in  den  Bankkassen  nur  in  Folge  der  gegen  dieselben  im 
Publikum  herrschenden  Abneigung  sammelten. 

•Es  lässt  sich  der  Gegensatz  dahin  fassen,  dass  die  Menge  durch 
Baarvorräthe  nicht  gedeckten  Banknoten,  d.  h.  der  Banknotencredit 
bei  der  preussischen  Bank  niemals  eine  so  grosse  Ausdehnung,  bei  den 
andern  Zettelbanken,  wenn  wir  sie  als  ein  Ganzes  betrachten,  niemals 
eine  so  grosse  Einschränkung  erfuhr,  wie  in  der  Krisis  von  1866. 

Man  sieht  daraus  auf's  Neue,  wie  eine  Limitirung  des  durch  Baar- 
vorräthe nicht  gedeckten  Notenumlaufs  für  die  grossen  Centralbanken 
eine  Schranke  ist,  welche  gerade  in  Krisen  am  meisten  empfunden 
wird  und  dann  ihre  Hülfe  bringende  Thätigkeit  lähmt,  während  für 
kleinere  Banken  nur  in  Zeiten  allgemein  blühenden  Credits  und  gestei- 
gerter Verkehrsthätigkeit ,  in  denen  die  Gefahr  eines  Missbrauchs  des 
Banknotencredits  in  der  That  nahe  liegt,  eine  solche  Beschränkung 
überhaupt  wirksam  ist.  Es  kann  daher  auch  keinem  Zweifel  unterlie- 
gen, dass,  wenn  für  die  preussische  Bank  eine  ähnliche  Regulirung  der 
Notenemission  bestände,  wie  sie  das  Gesetz  Sir  Robert  Peel's  für  die 
Bank  von  England  festsetzt,  das  unwiderstehliche  Bedürfniss  des  Ver- 
kehrs im  Jahre  1866  eine  Suspendirung  solcher  Beschränkungen  in 
Preussen  ebenso  gut  wie  in  England  zur  Folge  gehabt  hätte  •^).    Aber 


5)  Bekanntlich  ist  1865  im  Abgeordnelenhause  ein  solcher  Vorschlag  zur  Limi- 
lirung  der  durch  Baarvorräthe  nicht  gedeckten  Notenausgabe  auf  60  .Millionen  Tha- 
ler wirklich  gemacht  worden.  Ich  halte  mir  erlaubt,  schon  ehe  die  Erfahrungen  der 
letzten  Krisis  vorlagen,  denselben  in  einer  kleinen  Schrift  über  die  preussische  Bank 
zu  bekämpfen.  Was  die  Theorieen  angeht,  die  ursprünglich  zu  dem  englischen 
Gesetz  von  1844  geführt  haben,  aber  gegenwärtig  auch  nach  der  Meinung  des  Eco- 
nomisl  in  England  fai-t  allgemein  aufgegeben  sind  und  jedenfalls  von  ihren  Urhebern 
nur  nocli  in  sehr  wesentlich  modificirter  Gestalt  festgehalten  werden,  so  lialle  ich 
auf  die  Scliriflen  von  Tooke,  Fullarton,  J.  S.  Mill,  A.  Wagner  verwiesen. 
Ein  Recensent  in  der  von  den  Antragstellern  herausgegebenen  Vierteljaiirsclirift  für 
Volksvvirthschaft  entgegnete  mir,  das  seien  Autoritäten,  die  ich  nach  einer  hässlichen 
Sitte,  welche  dem  deutschen  Gelelirlenslande  allein  eigen  sei,  erst  durch  mein  Dictum 
zu  Autoritäten  mache.  Tooke  sei  ein  unbcdtutender  Flachkopf  und  iioffnungsloser 
Confusionarius,  J.  S.  Mill  in  Folge  einer  krankhaft  aufgeregten  Gemüthsrichtung 
für  wissenschaftliclie  Forschting  sclion  seit  längerer  Zeit  verloren,  das  Buch  von 
Fullarton  eine  vergessene  Parleischrift,  die  verdienstvollste  der  angeführten  Schrif- 
ten, die  von  Wagner,  werde  der  Verfasser  wolil  für  das,  was  sie  sei,  für  Wieder- 
gabe   eines   unfertigen    Denkprocesses   halten.     Statt   solcher   Specialuutersuchungen 
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ehe  man  sich  zu  einem  solchen  Schritte  entschlossen,  konnte  der  Schre- 
cken, den  die  auf  die  äusserste  Neige  gehenden  Mittel  der  ersten  Cre- 
ditanstalt  des  Landes  nothwendig  verursachten,  die  übelste  Wirkung 
gehabt  haben.  Man  hätte  aber  auch  keineswegs  in  Preussen  im  Mai 
18(jü  die  Aufhebung  solcher  gesetzlicher  Schranken  mit  derselben  Zu- 
versicht wagen  können,  mit  der  in  England  das  Ministerium  die  Sus- 
pension des  Gesetzes  von  1844  zu  verschiedenen  Malen  auf  seine.  Ver- 
antwortung nehmen  durfte.  Es  wäre  sehr  möglich  gewesen,  dass,  wenn 
damals  grade  eine  Veordnung  erlassen  wäre,  welche  für  die  Notenau.s- 
gabe  der  Bank  bestehende  gesetzliche  Beschränkungen  suspendirte.  man 
dadurch  den  Credit  und  die  Zahlungsfähigkeit  der  Bank  ernstlich  ge- 
fährdet hätte.  Man  würde  darin  in  weiten  Kreisen  gevvi.ss  nur  den 
ersten  Schritt  zur  Suspension  der  Baarzahlungen  gesehen  haben  und 
dadurch  wäre  der  Notencredit  wahrscheinlich  so  geschwächt  worden, 
dass  von  einer  Hülfe  bringenden  Thätigkeit  der  Bank,  von  einer  Be- 
friedigung des  vergrösserten  Bedürfnisses  von  Zahlungsmitteln  durch 
ihre  Noten  nicht  mehr  hätte  die  Rede  sein  können.  Ist  doch  selbst 
in  England  deutlich  bemerkbar  gewesen,  wie  man  auf  continentalen 
Handelsplätzen  mehrfach  die  Suspension  des  Bankgesetzes  als  eine  Ein- 
stellung der  Baarzahlungen  seitens  der  Bank  betrachtete  und  wie  Wech- 

slellt  mir  der  Recensent  eine  andere  Autorität  gegenüber.  „Ueber  die  Nothwendig- 
keit  einer  Besdiränkung  der  ungedeckten  Notenausgabe",  sagt  er,  „hat  das  preus- 
sisclie  Volk  entschieden."  Es  kann  mir  nicht  einfallen,  mit  dieser  Autorität  streiten 
zu  wollen,  nur  möchte  ich,  was  das  Urtheil  über  Tooke  und  die  andern  genannten 
Männer  betrifft,  auf  die  Vertrautheit  des  Recensenten  mit  diesen  Schriftstellern  und 
der  ganzen  englischen  Streitfrage  hinweisen,  die  ihn  offenbar  zu  solch'  einem  ürtheil 
befähigt.  Er  findet  zwischen  dem  Gesetze  Sir  Robert  Peel's  und  dem  Antrag  im 
preussischen  .4bgeordnetenhause  folgenden  Unterschied:  „Sir  R.  Peel  wählte  das 
vorgekommene  Minimum  als  gesetzliche  Grenze  der  Ausgabe,  die  Redakteure  dieser 
Zeitschrift  gingen  bei  ihrem  Antrage  noch  über  das  vorgekommene  Maximum  her- 
aus." Nun  betrug  zu  Anfang  eben  desselben  Jahres,  in  welchem  Sir  Robert  sei- 
nen Gesetzvorschlag  einbrachte  ,  der  die  durch  Baarvorräthe  nicht  gedeckte  Noten- 
circulation  der  Bank  von  England  auf  14  .Miil.  L.  begrenzte,  die  Differenz  zwischen 
der  circulirenden  Notenmenge  und  dem  Baarvorralli  der  Bank  von  England  nicht 
mehr  als  4'/io  Mill.  L.  und  nur  in  sehr  seltenen  Ausnahmefällen  seit  der  Wiederauf- 
nahme der  Baarzahlungen  hatte  sie  die  Höhe  von  14  .Mill.  erreicht.  Ich  brauche 
wohl  kaum  hervorzuheben ,  welch'  eine  grobe  Verwechslung  hier  vorliegt  Mir 
scheint,  derartige  Aeusserungen  des  Recensenten  gelten  aus  derselben  Keniilniss  der 
in  Betracht  kommenden  Thatsachen  hervor,  auf  Grund  deren  einer  der  Herren  Re- 
dakteure der  genannten  Zeilschrift  im  .^bgeordnelenhause  unter  Anderem  versidierle, 
dass  Zettelbanken  mit  Drilteldeckiing  nicht  nur  in  infinilnm  mit  der  Notenemission 
vorgehen  können,  sondern  sogar  auch  bei  der  grössten  Vorsicht  sich  der  Nolhwen- 
digkeit,  immer  mehr  Noten  auszugeben,    gar  nicht  zu  entziehen  im  Stande  sind. 
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sei  auf  London  in  Folge  dieses  Schrittes  der  englischen  Staatsregierung 
auf  dem  Continent  in  Misscredit  geriethen,  weil  man  der  englischen 
Valuta  nicht  mehr  recht  traute.  (S.  die  Klagen  im  Economist  1866 
p.  582,  615,  864.)  Es  trat  grossentheils  in  Folge  der  Suspension  der 
Bankakte  ein  run  upon  England  ein,  wie  Sir  Stafford  Northeote 
im  Hause  der  Gemeinen  sich  ausdrückte. 

Ausser  der  preussischen  Bank  habe  ich  nur  zwei  Zettelbanken  auf- 
finden können,  bei  denen  die  Menge  sämmtlicher  umlaufenden,  und  nur 
eine,  bei  der  auch  die  Menge  der  durch  Baarvorräthe  nicht  gedeckten 
Noten  Ende  Juni  1866  grösser  war,  als  Ende  1865,  nämlich  die  bre- 
mer  Bank  und  die  lübecker  Commerzbank.     Die  erstere  hatte 


am  31.  December  1865 

-  30.  Juni  1866 

die  zweite 
am  31.  December  1865 

-  30.  Juni  1866 


Notenumlauf 
2,282,495  Thlr.  G. 
2,483,775     - 

Notenumlauf 
297,250  Mk.  Crt. 
1.035,525     -       - 


einen  Baarvorrath 

von     924,000 

-    2,370,000 

einen  Kassenbestand 

von     265,951 

831,532 

Die  Noten  dieser  Banken  circuliren  im  Unterschiede  von  den  meisten 
andern  nur  in  dem  unmittelbaren  Geschäftsgebiet  der  betreffenden  In- 
stitute, in  einem  lokal  sehr  beschränkten  Kreise.  Vielleicht  liegt  darin 
die  Ursache,  dass  das  so  allgemein  vermehrte  Bedürfniss  nach  Zah- 
lungsmitteln bei  diesen  Banken,  ausser  der  preussischen,  allein  zu  einer 
Notenvermehrung  geführt  hat.  Denn  es  ist  ja  eine  alte  und  in  der 
Natur  der  Dinge  begründete  Erfahrung,  dass  Misscredit  von  Banknoten 
sich  fast  immer  zuerst  bei  den  der  Bank  entfernt  stehenden  Krei- 
sen zeigt. 

Unter  den  übrigen  Banken  zeigen  während  des  ersten  Semesters 
1866  eine  besonders  starke '  Abnahme  des  Notenumlaufs  von  mehr 
als  50 o/o: 


Kotenumlauf. 

Kassenbestand. 

31.  Dec.  1865. 

30.  Juni  1866. 

31.  Dec.  1865. 

30.  Juni  1866. 

Thlr. 

Thlr. 

Thlr. 

Thlr. 

Berliner  Kassenveroin  . 

674,000 

188,000 

1,634.000 

2,353,000 

Darmstädter  Zettelbank 

3,754,000 

1,598,000 

1,340.000 

1,212.000 

Geraer  Bank  .... 

2,813,000 

1,245,000 

1,133.000 

912,000 

Kölner  Privatbank   .     . 

972,000 

450,000 

366,000 

403,000 

Mitteldeutsche     Credit- 

bank   (Meiningen) 

2.666,600 

1.150.000 

916,000 

? 

Thüringer  Bank  .     .     . 

1,780,000 

785.000 

481,000 

355,000 

Weimarer  Bank  .     .     , 

3,727,000 

1,854,000 

1,439.000 

1,592,000 
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Einigen  Einfluss  auf  die  besonders  starke  Einschränkung  der  No- 
tencirculation  dieser  Banken  mag  ihre  Lage  gehabt  haben.  Es  ist  na- 
türlich, dass  im  mitthiren  Deutschhmd,  wo  man  am  meisten  unter  der 
Störung  der  Verbindungen  litt  und  den  Schauplatz  des  Krieges  in  un- 
mittelbare Nähe  zu  bekommen  fürchtete,  auch  sowohl  die  liankverwal- 
tungen  selbst,  wie  ihre  Gläubiger  am  meisten  auf  eine  Beseitigung  des 
Notenumlaufs  bedacht  waren.  Bei  manchen  dieser  Banken  hat  indess 
auch  der  Mangel  lokaler  Begrenzung  der  Notcncirculation  zu  dieser 
Erscheinung  beigetragen;  in  Betreff"  des  berliner  Kassenvereins  aber 
ist  zu  erwähnen,  dass  für  denselben  die  Notenemission  eine  verhältniss- 
mässig  sehr  wenig  bedeutende  Funktion  ist. 

Eine  besondere  Aufmerksamkeit  verdienen  noch  die  beiden  Zettel- 
banken, welche  gegenwärtig  nächst  der  preussischen  den  grössten  No- 
tenundauf  im  Gebiet  des  zollvereinten  Deutschland  haben,  nämlich  die 
sächsische  und  die  frankfurter. 

Die  sächsische  hat  am  21.  Januar  des  Jahres,  auf  welches  sich 
unsere  Betrachtungen  beziehen,  njit  ihrer  Notenausgabe  den  ersten  An- 
fang gemacht,  von  da  an  bis  Ende  April  ist  ihre  Circulation  rasch  ge- 
stiegen. Sie  betrug  Ende  Januar  312,000,  Ende  April  2,763,870  Thlr., 
sank  aber  in  Folge  der  dann  eintretenden  politischen  Ereignisse  bis 
Ende  Juni  wieder  auf  1,875,370  Thlr.,  um  sich  dann  wieder  continuir- 
lich  bis  Ende  December  auf  6,265.650  Thlr.  zu  heben.  Ueber  den  Kas- 
senbestand in  den  verschiedenen  Zeiten  des  Jahres  liegen  mir  keine 
Angaben  vor.  Das  rasche  Steigen  des  Notenumlaufs  dieser  Bank  in 
einem  Lande,  in  dem  nicht  nur  ein  verhältnissmässig  grosser  Betrag 
von  Staatspapiergeld,  sondern  auch  schon  eine  Zettelbank  existirte,  die 
an  Creditwürdigkeit  keiner  andern  nachstand,  ist  eine  merkwürdige 
Erscheinung.  Zum  grossen  Theil  haben  die  sächsischen  Banknoten  nun 
die  leipziger  verdrängt,  denn  während  von  diesen  am  31.  Dec.  1865 
noch  6,496,000  Thlr.  im  Umlauf  waren,  circulirten  am  31.  Dec.  1866 
nur  noch  2,771,420  Thlr.  Ueber  die  Ursache  dieser  Erscheinung  wa- 
gen wir  uns  nicht  mit  voller  Bestimmtheit  auszusprechen,  weil  uns  die 
dazu  nothwendige  Kenntniss  aller  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse 
mangelt,  aber  sollte  nicht  die  viel  stärkere  Deckung  der  umlaufenden 
Noten  durch  Baarvorräthe ,  welche  die  Statuten  der  leipziger  Bank 
vorschreiben,  dabei  wesentlich  mitgewirkt  haben?  Liegt  nicht  hier  ein 
neuer  Beweis  vor,  dass  von  zwei  concurrirenden  Zettelbanken  unter 
sonst  gleichen  Umständen  die  Noten  derjenigen  das  Feld  behaupten, 
welche  am  liberalsten  mit  der  Creditbewilligung  vorgeht  und  die  ge- 
ringsten Baarvorräthe  hält?   Uebrigeus  gehört  die  sächsische  Bank,  wie 
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die  obigen  Zahlen  darthun,  zu  denjenigen,  auf  deren  Notenumlauf  der 
Krieg  und  die  Creditkrisis  von  1866  eine  besonders  starke  Einwirkung 
gehabt  haben. 

Auch  die  Noten  der  frankfurter  Bank  haben  während  der  Krisis 
sich  nicht  in  dem  Maasse  wie  zu  Anfang  des  Jahres  im  Curse  erhalten 
können,  aber  die  Bewegung  ist  doch  eine  ganz  andere,  als  bei  den  zu- 
letzt betrachteten  Banken.    Der  Notenumlauf  betrug: 

Ende  December  1865     .     16,093,000  Thlr., 

-  Januar        1866     .     14,616,000     - 

-  Februar        -        .     13,855,000    - 

-  März  -        .     13,497,000     - 

-  April  -        .     13,597,000     - 

-  Mai  -        .     13,683,000     - 

-  Juni  -        .     13,412,000     - 

Derselbe  fiel  also  in  dem  ersten  Vierteljahre  unter  durchaus  normalen 
Creditverhältnissen  und  behauptete  sich  im  Wesentlichen  während  der 
Krisis.  Dass  ein  irgend  erheblicher  Misscredit  der  frankfurter  Bank- 
noten im  Jahre  1866  nicht  stattfand,  geht  auch  daraus  hervor,  dass 
bei  den  Kassen  der  Bank  gegen  baares  Geld  eingelöst  wurden: 
1866     .     12,426,500  Fl.  1865     .     12,226,210  Fl. 

Aber  immerhin  ist  es  grade  bei  dem  gesicherten  Credit  dieser  Zet- 
tel auffallend,  dass  sie  nicht  mehr  an  die  Stelle  anderer  Werthzeichen 
getreten  sind,  welche,  wie  die  Noten  der  preussischen  und  süddeutschen 
Bank,  damals  aus  dem  Verkehr  des  südwestlichen  Deutschland  ver- 
schwanden, und  dass  sie  nicht  zur  Verstärkung  der  Kassenvorräthe  der 
Privaten  in  grösserem  Umfange  verwandt  wurden.  Die  ausschliessliche 
Deckung  dieses  doppelten  Begehrs  nach  Zahlungsmitteln  durch  Metall- 
geld muss  doch  immer  der  gesammten  Volkswirthschaft  erhebliche  Ko- 
sten verursacht  haben ,  wenn  auch  in  Folge  der  günstigeren  Lage  des 
süddeutschen  Kapitalmarkts,  der  geringeren  Störung  der  Verkehrsver- 
hältnisse durch  die  militärischen  Rüstungen  und  Einberufungen  und 
mancher  anderen  Umstände  weder  der  allgemeine  Misscredit  und  die 
Geldansammlung  so  gross,  noch  die  Silberbeschaffung  so  schwierig  w^ir, 
wie  in  Preussen.  Aber  die  für  Frankfurt  unerhörte  Steigerung  des 
Bankdiscontos  von  4'/2  auf  7Vo  i»  der  Zeit  vom  18.  April  bis  15.  Mai 
ist  doch  ein  Zeichen,  dass  auch  dort  ein  rasch  gesteigerter  Geldbedarf 
sich  in  empfindlicher  Weise  äusserte.  Deshalb  möchte  es  doch  wohl 
zum  Theil  der  öffentlichen  Stellung  der  preussischen  Bank  in  einem 
grossen  Staate  zuzuschreiben  sein,  dass  sie  mit  ihren  Noten  in  dieser 
Beziehung  andere  Dienste  geleistet  hat,  als  die  frankfurter, 
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Wiinlcn  wir  unser  Auf,'eiiiii(.'rk  hei  der  frankfurter  Bank  auf  die 
Mcn;,'e  der  durch  liaarvorriithe  nicht  ;^edeckten  Noten  richten,  so  würde 
auch  bei  ihr  die  Kinschrünkunj,'  des  Notencredits  willuend  der  Krisis 
sehr  deutlich  hervortreten ,  denn  die  Verj^rösserung  des  liaarvorraths 
•war  bei  ihr  von  Ende  Februar  bis  Ende  Juni  eine  ziendich  continuir- 
liche.  Aber  dieser  IJaarbestand  darf  bei  dieser  Bank  nicht  bhjs  dem 
Nütenundauf  f,'egenübergestellt  werden,  wie  das  bei  den  meisten  deut- 
schen /ettelbanken  mit  verhältnissmässig  sehr  gerinjj;em  Depositen- 
geschäft allerdings  thuiilich  ist,  sondern  man  muss  daueben  den  Be- 
stand der  jederzeit  kündbaren  üirocontenin  Betracht  zielicn. 

Die  Bewegung  der  Depositen  bei  den  deutschen  Banken  ist  eine 
von  der  des  Notcnundaufs  durchaus  versciiiedene  gewesen.  Zu  ihrer 
Erklärung  ist  vor  Allen»  festzuhalten  der  grosse  Unterschied  in  der 
verschiedenen  Art  der  den  Banken  anvertrauten  Geldsummen.  Es  sind 
vor  Allem  zu  trennen  die  Kai)italien,  die  eine  zinsbare  Anlage  suchen, 
und  die  Kassenvorräthc ,  die  zum  Zweck  der  laufenden  Ausgaben  von 
den  Eigenthiimern  aufbewahrt  werden.  Die  ersteren  gehen  den  Banken 
gewöhnlich  nur  als  verzinsliche  Depositen  zu  und  werden  in  Zeiten  der 
Kapitaltülle  reichlicher  überwiesen,  dagegen  entzogen,  wenn  der  Stand 
des  Kapitalmarkts  gedrückt  ist  und  die  Gelegenheit  zu  vortheilhaften 
Kapitalanlagen  dauernder  Art  sich  mehrt.  Insbesondere  nmss  sich  eine 
solche  Abnahme  der  Depositen  zeigen,  wenn  die  Banken  bei  steigendem 
Kapitalmangel  und  Zinsfuss  für  die  ihnen  anvertrauten  Kapitalien  immer 
dasselbe  Mass  der  Zinsen  beibehalten.  Die  dann  in  Zeiten  der  Geld- 
klemme wechelnde  DiÖ'erenz  zwischen  dem  Zinsfuss  für  Bankdepositen 
und  anderweitige  Kapitalanlagen  wird  natürlich .  ganz  abgesehen  von 
jedem  Misstrauen  in  die  Bank,  die  Deponenten  treiben,  ihre  Gelder 
zurückzuziehen  und  den  günstigen  Augenblick  zu  ihrer  vortheilhaften. 
dauernden  Anlage  zu  benutzen. 

Ganz  anders  verhalten  sich  die  den  Banken  überwiesenen  und  in 
der  Regel  zinslosen  Kassenvorräthc.  In  Zeiten  blühenden  Credits  und 
allgemeinen  wirthschaftlichen  Aufschwungs  denkt  jeder  mit  einer  kleinen 
Kasse  wirthschaften  zu  können,  weil  er  auf  ihre  F^rgänzung  durch  den 
Credit  oder  den  Verkauf  von  Vermögenstheilen  jederzeit  rechnen  zu 
dürfen  glaubt;  aber  in  Creditkrisen ,  wo  diese  Hülfsmittel  versagen, 
tritt  dann  das  schon  mehrfach  von  uns  erwähnte  Streben  nach  \'er- 
stärkung  der  Baarvorräthe  ein,  welches  die  Hauptursachc  des  in  solchen 
Zeiten  so  stark  steigenden  Begehrs  nach  Zahlungsmitteln  ist.  Da,  wo 
man  die  Kasse  nicht  selbst  im  eigenen  Hause  führt,  sondern  sich  ge- 
wöhnt hat,  ihren  Bestand  einer  Bank  zur  Führung  zu  überweisen,  müssen 
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dann  auch  die  Summen  anwachsen,  die  eine  Bank  von  ihren  Kunden 
in  laufender  Rechnung  in  der  Hand  hat.  Jede  englische  Creditkrisis, 
und  ganz  besonders  die  von  1857,  hat  die  verschiedene  Natur  dieser 
beiden  Arten  von  Depositen  in's  Licht  gestellt.  Die  Rückforderung  der 
verzinslichen  Depositen  bei  den  Banken  und  Billbrokers  ging  Hand  in 
Hand  mit  einem  raschen  Anwachsen  vieler  current  -  accounts  bei  den 
Banken,  die  ihren  Credit  behaupteten,  und  ganz  besonders  bei  der  Bank 
von  England.  In  Deutschland  ist  es  nicht  immer  leicht,  aus  den  Bank- 
ausweisen zu  erkennen,  zu  welcher  von  beiden  Klassen  die  einer  Bank 
anvertrauten  fremden  Gelder  gehören.  Die  Eintheilung  von  Elster 
in  der  obigen  Zusammenstellung,  welche  sich  auf  die  Dauer  der  Kün- 
digungsfrist gründet,  wird  im  Wesentlichen  mit  unserer  Unterscheidung 
zusammenfallen,  obwohl  es  ohne  Zweifel  Kapitaldepositeii  der  ersten 
Art  giebt,  bei  denen  eine  Kündigungsfrist  seitens  der  Banken  nicht 
ausbedungen  ist.  Ebenso  kann  Verzinsung  oder  NichtVerzinsung  nicht 
immer  ein  scharfes  Unterscheidungsmittel  sein,  denn  es  ist  möglich, 
ilass  Banken  für  alle  Kassenbestäude  Zinsen  zahlen,  welche  ihre  Kunden 
bei  ihnen  deponirt  haben,  auch  für  diejenigen,  die  eigentlich  nur  Giro- 
guthaben sind.  Indess  sind  das  doch  nur  Ausnahmen  und  im  Ganzen 
bewahrheiten  sich  die  gemachten  Bemerkungen  an  der  oben  nach 
Elster  mitgetheilten  Tabelle,  die  eine  Zunahme  der  Creditoren  in 
laufender  Rechnung  und  im  Giroverkehr  eine  Abnahme  der  Depositen 
auf  Kündigung  während  des  zweiten  Vierteljahres  zeigt.  Auffällig  ist 
namentlich,  aber  aus  dem  angegebenen  Grunde  leicht  zu  erklären,  wie 
auch  bei  der  preussischen  Bank,  deren  Notencredit  fast  allein  während 
des  Krieges  sich  ausdehnte,  der  Depositalcredit  erheblich  gelitten  zu 
haben  scheint.  Die  preussische  Bank  ist  kein  Sammelpunkt  von  Kassen- 
vorräthen,  die  Depositen,  welche  sie  hat,  gehen  ihr  grossentheils  von 
den  Vormundschaftsbehörden,  Gerichten  u.  s.  w.  zu,  und  werden  von  ihr 
zu  einem  festen,  vom  Gesetz  bestimmten  Zinsfuss  verzinst.  Da  nun 
aber  auch  andere  Anlagearten  für  die  meisten  dieser  Kapitalien  ge- 
stattet sind,  so  ist  es  natürlich,  dass  diese,  statt  der  Deponirung  in 
der  Bank,  gewählt  werden,  wenn  die  sichersten  Hypotheken,  Pfand- 
briefe u.  s.  w.  zu  ungewöhnlich  günstigen  Bedingungen  angeboten  wer- 
den. Der  Posten  »Guthaben  der  Staatskassen,  Privatpersonen  u.  s.  w.« 
bei  der  preussischen  Bank  wird  in  der  Fluktuation  seiner  Grösse  haupt- 
sächlich durch  die  Depositen  der  Staatsregierung  beeintiusst,  die  gerade 
zu  Anfang  1866  eine  ausserordentliche  Höhe  von  mehr  als  4  Millionen 
Thaler  erreicht  hatten  (gegen  76,000  Thlr.  1865  und  239,000  Thlr.  1867) 
und   sich   im   Frühling   des  Jahres   rasch   verminderten.     Als  Beispiele 
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von  Banken,  bei  denen  die  Girokonten  in  der  Krisis  eine  ungewöhnlich 
starke  Zuiiahnie  crfiihreii .  stehen  da^'egen  namentlich  der  berliner 
Kassenverein  und  die  tVankfurter  Unuk  da.  Ik'i  dem  ersten  stieg  die 
Summe  der  Depositen  und  Giroguthabcn  von  2,499,000  Thlr.  Ende  18G5 
auf  3,43(».7r)0  Thlr.  am  30.  Juni  lisc.O  ;  bei  der  frankfurter  Bank  be- 
trug der  Girobestand  an  dem  ersten  Zeitpunkt  f). 201,000.  am  30.  Juni 
9,040,000  Fl.  Sonst  zeigen  in  dem  angegebenen  Zeitraum  unter  den 
deutschen  Zettelbanken  noch  die  bremer  und  die  breslauer  eine  erheb- 
liche Zunahme  der  Depositen ;  nändich  die  bremer  von  5,000,200  auf 
G,484,33r)  Thlr.  Gold;  die  bre.slauer  von  264,120  auf  741,519  Thlr.  pr.Ct. 
Bei  der  ersteren  Bank  ist  es  nicht  möglich,  die  beiden  Klassen  der  De- 
positen zu  unterscheiden.  Dieselben  sind  bis  auf  wenige  hundert  Tiialer 
sämmtlich  verzinslich,  über  die  Kündigungsfrist  sagen  die  veröffentlichten 
Bilanzen  Nichts,  es  unterliegt  aber  wohl  keinem  Zweifel,  dass  diese 
verzinslichen  Depositen  wenigstens  zum  Theil  aus  Kassenvorräthen  be- 
stehen, über  die  der  Deponent  jederzeit  verfügen  kann.  Bei  der  bres- 
lauer Bank  zeigen  beide  Posten,  die  Girokonten  und  die  verzinslichen 
Depositen  auf  Kündigung  eine  Zunahme,  jedoch  fällt  die  der  letzteren 
nicht  in  das  Quartal  der  Krisis  und  des  Krieges.     Die  Zahlen  sind: 

31.Decbr.   31.  März     30.  Juni 
1865.  1866.  1866. 

Guthaben  der  Theilnehmer  am  Giroverkehr  .  69,626  66,975  127,644 
Depositenkapitalieu 194,500  776,165  623,875 

Am  deutlich.sten  lässt  sich  die  verschiedene  Bewegung  der  beiden  Arten 
von  Depositen  erkennen  bei  der  Bank  für  Norddeutschland  in  Hamburg. 
Bei  derselben  sank  der  Betrag  der  verzinslichen  Depositen  von  Ende 
December  1865  bis  Ende  Juni  1866  von  4,285,812  auf  3,405,051  Bko. 
Mrk.,  stieg  dagegen  die  Summe  der  Girokonten  gleichzeitig  von  2,437,536 
auf  3,687,479  Bko.  Mrk.  Nur  an  den  grossen  Verkehrsmittelpunkten. 
Berlin,  Frankfurt,  Hamburg,  Bremen,  Breslau,  wird  bis  jetzt  das  Ge- 
schäft der  Kassenführung  für  Private  von  deutschen  Banken  in  einiger 
Ausdehnung  betrieben,  und  daher  habe  ich  denn  auch  andere  Beispiele, 
dass  den  Banken  in  der  Krisis  erheblich  vergrösserte  Mittel  durch  ver- 
mehrte Depositen  zugeflossen,  nicht  auffinden  können. 

Für  die  Bankpolitik  ergiebt  sich  aus  diesen  Erfahrungen  die  Lehre, 
dass  der  .Geschäftsbetrieb  mit  gesammelten  Kassenvorräthen  weniger 
gefährlich  ist,  als  der  mit  Kapitalien,  die  nur  durch  den  Reiz  des 
Zinses  von  den  Banken  angezogen  werden  und  früher  oder  später  zu 
einer   verzinslichen    Anlage   bestimmt   sind.     Es    fällt    uns  natürlicher 
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Weise  nicht  ein,  den  wirthschaftlichen  Nutzen  der  letzteren  wegen 
dieser  grösseren  Gefahr  zu  verkennen,  oder' gar  ein  Verbot  derselben, 
wie  es  früher  für  die  preussischen  Privatbanken  bestand ,  zu  befür- 
worten. Der  Verf.  dieser  Zeilen  ist  zu  einer  Zeit,  als  die  öffentliche 
Meinung  nur  in  einer  Erweiterung  der  Notenemission  für  das  deutsche 
Bankwesen  ihr  Heil  suchte,  für  die  Freigebung  des  Depositenverkehrs 
aufgetreten.  Aber  die  Banken  werden  wohlthun,  dieser  grössern  Ge- 
fahr des  Geschäfts  mit  verzinslichen  Depositen  eingedenk  zu  bleiben 
und  sich  durch  starke  Baarvorräthe  und  längere  Kündigungsfristen  gegen 
dieselbe  zu  sichern.  Vielleicht  dürfte  aber  auch  für  die  Zukunft  die 
Ausbildung  der  Kassenführung  für  Private  mehr  die  Aufgabe  der  deut- 
schen Banken  sein,  als  die  Anziehung  grösserer  Kapitalien  in  Form 
von  verzinslichen  Depositen.  Auf  keine  von  beiden  Weisen  werden 
wohl  jetzt  noch  müssig  liegende  Baarbestände  von  einiger  Bedeutung 
heranzuziehen  und  fruchtbar  zu  machen  sein.  Kapitalien,  die  eine 
zinsbare  Anlage  suchen,  finden  dieselbe  gegenwärtig  schon  bei  den 
überall  verbreiteten  Sparkassen  und  Banquiers  mit  Leichtigkeit;  die 
Kassenvorräthe ,  welche  die  Einzelwirthschaften  zu  halten  für  nöthig 
halten,  bestehen  gewiss  nur  zum  kleinsten  Theil  in  Metallgeld,  bei 
Weitem  zum  grössern  in  Banknoten.  Durch  die  Ueberweisung  der 
letzteren  an  die  Banken  würden  dieselben  in  ihrer  Gesammtheit  keine 
neuen  Fonds  erhalten,  die  sie  nicht  schon  besitzen.  Es  würde  sich 
nur  die  Art  ihrer  Verpflichtung  ändern.  Aus  Banknoten  würden  Conto- 
currentguthaben  werden.  Aber  diese  Aenderung,  wenn  sie  auch  durch- 
aus keine  Vermehrung  der  den  Banken  zu  Gebote  stehenden  Fonds 
und  keine  Ersparung  an  Metallgeld  zur  Folge  hätte,  dürfte  doch  von 
Werth  sein,  hauptsächlich  weil  die  Stellung  der  kleineren  Banken  in 
einer  Krisis  dadurch  gestärkt  und  die  Kontrole  der  Creditbedürftigen 
erleichtert  würde. 

Sodann  bestätigen  die  mitgetheilten  Thatsachen  aufs  Neue,  dass 
der  Notencredit  der  grossen  Centralbanken  nicht  nur  leichter  entwickelt, 
sondern  auch  in  schlimmen  Zeiten  besser  gewahrt  werden  kann ,  als 
der  der  kleineren  Institute,  während  beim  Depositenverkehr  ein  solcher 
Vorzug  nicht  begründet  werden  kann.  Schon  früher  hatte  man  ja  viel- 
fach die  Beständigkeit  des  Notencredits  der  englischen  und  französischen 
Bank  in  Creditkrisen  erprobt,  aber  die  Erfahrungen  von  1866  sind 
doch  noch  von  besonderem  Werthe,  einmal  ^'eil  sie  in  unserem  eigenen 
Lande ,  dann  aber  vor  Allem ,  weil  sie  in  Zeiten  politischer  Unruhen 
gemacht  sind.  In  der  Kegel  war  ja  für  Kriegszeiten  eine  vorzugsweise 
starke  Gefährdung  des  Credits  der  grossen  Centralbanken  wegen  ihrer 
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Veibinrlung  mit  dem  Staate  vorausgesagt  und  die  grössere  Festigkeit 
der  kleinen  Banken  gepric?>on  worden.  Man  iiatte  gerade  in  Deutsch- 
land aus  diesen  und  ähidiclien  (Jrilnden  sehr  häutig  in  den  letzten 
Jahren  gefordert,  dass  die  preussische  Hank  ihr  Depositengesciiäft  mehr 
entwickle,  dagegen  eine  grössere  I>eschränkunf.'  iin^er  Notencirculation 
zu  (junsten  anderer  ccjncurrirender  Jianken  eintrete.  Ottcnhar  wäre 
damit  der  deutschen  Volkswirth.schaft  lur  den  Fall  einer  Creditkrisis 
ein  sehr  schlechter  Dienst  geleistet.  Man  niuss  vielmehr  im  Interesse 
der  soliden  (iestaltung  unseres  (Geldwesens  hoffen,  dass  die  entgegen- 
gesetzte Entwicklung  sich  Bahn  breche.  Die  kleinen  Banken  und 
Bancpiiers  werden  am  besten  thun,  das  Depositengeschäft  und  die  Kassen- 
fiihrung  für  Private  innncr  mehr  auszubilden ,  sie  werden  darin  die 
sichersten  Erfolge  erzielen  und  ihre  Creditgewährung  wird  dann  frei 
bleiben  können  von  den  staatlichen  Beschränkungen,  die  für  Zettel- 
banken nothwendig  sind,  während  der  Banknotencredit  durch  eine 
Koncentration  der  Notenausgabe  in  einer  oder  weniger  grossen,  unter 
öffentlicher  Kontrole  stehenden  Anstalten  am  besten  gesichert  wird. 

Werfen  wir  zum  Schluss  noch  einen  Blick  auf  das  Wechselporte- 
feuille und  die  Lombarddarlehn  in  der  obigen  Tabelle,  so  ist  ihre  Ab- 
nahme in  den  beiden  ersten  Vierteljahren,  was  die  Gesammtheit  der 
Banken  angeht,  das  natürliche  Resultat  der  besprochenen  E.inschrän- 
kungen  des  Notenundaufs ,  der  Verminderung  der  verzinslichen  Depo- 
siten und  der  Verstärkung  der  Kasse.  Nach  meiner  eigenen,  auf  Grund 
der  Mittheilungen  im  Aktionär  gemachten  Zusammenstellung  ergiebt 
sich  für  23  deutsche  Discontobanken ,  darunter  die  beiden  hamburger, 
die  bremer,  die  süddeutsche  Bank,  aber  ohne  die  preussische  Bank 
eine  Abnahme  des  Wechselportefeuilles  im  ersten  Halbjahr  18b6  von 
57,287,000  Thlrn.  auf  43,762,000  Thlr.,  der  Lombarddarlehn  von 
14,113,000  Thlrn.  auf  12,677,000  Thlr. 

p]s  ist  nicht  nothwendig.  dies  Verhältniss  bei  den  einzelnen  Banken 
oder  Gruppen  von  Banken  eingehender  zu  verfolgen.  Die  Verminderung 
oder  Vergrösserung  dieser  beiden  Posten  der  Aktiva  ist  auch  bei  jeder 
einzehien  Bank  durch  Verminderung  in  den  besprochenen  Posten  der 
Passiva  und  des  Kassenbestandes  einfach  gegeben.  Nur  das  möchten 
wir  noch  hervorheben,  wie  bei  den  meisten  kleinen  Banken  die  Lombard- 
darlehn am  Ende  des  zweiten  Vierteljahrs  einen  etwas  grösseren  Theil 
des  nutzbar  angelegten  Kajjitals  der  Banken ,  die  Wechsel  aber  einen 
kleineren  ausmachen  als  zu  Ende  des  ersten.  Es  kann  diese  Erschei- 
nung, welche  indess  keineswegs  ohne  zahlreiche  Ausnahmen  ist,  eine 
doppelte   Ursache   haben.     In  der  Regel  sind   Lombarddarlehn    wohl 
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schwerer  einzuziehen  als  Wechsel  und  das  Bestreben  einiger  Banken, 
möglichst  viel  ausstehende  Forderungen  einzuziehen,  wird  bei  der  Ver- 
minderung der  Lombarddarlehn  auf  mehr  Schwierigkeiten  gestossen 
sein,  als  bei  der  des  VVechselportefeuilles.  Dann  aber  sind  auch  in 
der  Stockung  der  Geschäfte  offenbar  viel  weniger  Handelsgeschäfte  vor- 
gekommen ,  die  zur  Ziehung  von  Wechseln  Anlass  gaben ,  dagegen 
waren  Wcrthpapiere  und  Waarenvorräthe  nur  mit  Verlust  verkäuflich, 
und  das  Bestreben  rege,  durch  ihre  Verpfändung,  statt  durch  ihren 
Verkauf,  einem  Creditbedürfnisse  abzuhelfen.  Manche  Banken  haben, 
wie  es  scheint,  diesem  Verlangen  einigermassen  nachgeben  zu  müssen 
geglaubt,  obschon  bei  lange  andauernden  Kriegszeiten  die  Realisirbar- 
keit  solcher  Darlehn  wohl  mitunter  hätte  schwierig  werden  können. 

Wir  würden  diese  Bemerkungen  noch  weiter  zu  führen  bemüht 
sein,  wenn  das  vorliegende  statistische  Material  uns  dazu  in  den  Stand 
setzte.  So  würde  z.  B.  der  P^influss,  welchen  die  Krisis  auf  den  Be- 
gehr nach  den  verschiedenen  Klassen  von  grossen  und  kleinen  Noten 
und  auf  die  Grösse  und  Dauer  der  diskontirten  Wechsel  gehabt  hat, 
höchst  wahrscheinlich  noch  interessante  Gesichtspunkte  darbieten.  Aber 
man  wagt  es  kaum,  den  Wunsch  nach  einer  derartigen  Vervollständigung 
unserer  Bankstatistik  auszusprechen,  wenn  manche  Banken  es  noch 
immer  nicht  für  nothwendig  halten,  auch  nur  monatliche  Ausweise  zu 
veröffentlichen  und  wenn  in  der  Aufstellungsart  der  wirklich  publicirten 
Bilanzen  noch  so  manche  Verschiedenheiten  herrschen,  die  ihre  Ver- 
gleichbarkeit wesentlich  beeinträchtigen. 


IL 

Bedeutung  der  Religionsunterschiede  für  das 

physische  Leben  der  Bevölkerungen. 

Von 

Dr.  \d.  Frantx, 

Secretär  des  berg-  und  hüttenmännischen  Vereins  für  Oberschlesien  in  Beuthen. 

Dass  das  religiöse  Bekcnntniss  für  das  physische  und  materielle 
Leben  der  Einzelnen  wie  der  Bevölkerungen  nicht  bedeutungs-  und  ein- 
llusslos  ist,  darf  als  unbestritten  gelten,  lehrt  es  doch  schon  eine  auch 
nur  oberflächliche  Beobachtung  und  Vergleichung  des  äussern  Lebens 
der  verschiedenen  Religionsgesellschaften.  Unterschiede  der  Glaubens- 
und Sittenlehren ,  wie  sie  die  Hauptreligionen  der  Erde  aufweisen, 
müssen  Eigen thümlichkeiten  im  äussern  Dasein  ihrer  Bekenner  her- 
vorbringen, Eigenthümlichkeiten ,  wie  sie  unseres  Erachtens  bei  der 
Darstellung  und  Beurtheilung  von  »Land  und  Leuten«  auch  von  der 
Statistik  voll  zu  würdigen  sind,  bis  jetzt  aber  nur  wenig  oder  gar  nicht 
beachtet  worden. 

Es  liegt  auf  der  Hand ,  dass  z.  B.  die  Moral  der  verschiedenen 
Religionen  und  Confessionen  bezüglich  des  Geschlechtslebens,  die 
Moral,  wie  sie  Polygamie  zulässt ,  verbietet,  bestraft,  wie  sie  die  Ehe 
zur  Vorbedingung  der  Geschlechtsmischung,  der  Zeugung  und  Geburt 
macht,  wie  sie  die  Ehe  für  trennbar  oder  untrennbar  erklärt,  das  phy- 
sische und  materielle  Leben  der  Bevölkerungen  beeinflussen  und  ihren 
Unterschieden  entsprechende  Verschiedenheiten  in  den  wichtigsten  Le- 
bens-Verhältnissen  bewirken  muss.  Noch  weniger  kann  der  Einfluss 
der  Cultusgesetze  über  Feier-,  Fest-  und  Fasttage,  Kirchen -Dienste 
und  Abgaben  u.  s.  w.  bezweifelt  werden,  und  Leben  und  Sterben,  Ge- 
sundheit und  Krankheit,  Mehrung  und  Minderung  der  Bevölkerungen 
müssen  um  so  entschiedener  unter  der  Einwirkung  von  Religion  und  Con- 
fession   stehen,  je  weiter  und  tiefer  Dogma,   Moral,  Cultus  über  und 


J 
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in  das  physische  und  materielle,  politische  und  sociale,  wirthschaftliche 
und  industrielle  Leben  der  Bevölkerung  ihre  Herrschaft  ausdehnen  und 
einwirken  lassen. 

Mit  Recht  wird  denn  auch  Bestand  und  Verbreitung,  Gegenwart 
und  Zukunft  der  verschiedenen  Religionen  und  Confessionen  in  Abhängig- 
keit von  dem  physischen  und  materiellen  Leben  der  Bevölkerungen  ge- 
dacht, mit  Recht  und  in  tiefer  Kenntniss  und  voller  "Würdigung  des 
oben  berührten  Zusammenhangs  dieses  Lebens  mit  Religion  und  Con- 
fession  schrieb  Wilh.  Schulz')  schon  vor  Decennien: 

»Vor  Allem  muss,  zur  Bemessung  der  verhältnissmässigen  Fortschritte 
der  einzelnen  Confessionen,  beachtet  werden,  dass  diese  Fortschritte 
im  Grossen  viel  weniger  von  einzelnen  Bekehrungen  abhängen  als  von 
der  Bewegung  der  Bevölkerung  und  der  hierdurch  bedingten  regel- 
mässigen und  natürlichen  Fortpflanzung  und  Vererbung  der  religiösen 
Ansichten  von  Eltern  auf  Kinder.  Nun  hatten  aber  seit  der  Refor- 
mation die  protestantisch -germanischen  Nationen  unseres  Welttheils 
eine  im  Durchschnitte  stärkere  Vermehrung  als  die  katholisch -roma- 
nischen, und  es  ist  kein  Grund  vorhanden,  für  die  Zukunft  eine  we- 
sentliche Veränderung  dieses  Gangs  der  Dinge  vorauszusetzen.  Jene 
stärkere  Fortpflanzung  ist  wohl  zumeist  die  Folge  des  im  Allgemeinen 
bei  den  protestantischen  Völkern  herrschenden  äussern  Wohlstandes; 
auch  der  Cölibat  der  katholischen  Geistlichkeit  war  dafür  nebenbei  eine 
mitwirkende  Ursache,  Der  grössere  Wohlstand  selbst  wurde  aber 
wenigstens  theilweise  durch  die  mit  der  Reformation  eintretende  Ver- 
minderung der  Feiertage  und  Vermehrung  der  Arbeitstage  bei  den 
Protestanten  erzeugt,  was  im  Laufe  von  drei  Jahrhunderten  schon  be- 
deutende Resultate  ergeben  musste.« 

Es  sind  ebenso  naheliegende  Grundsätze  als  natürliche  Folgerungen, 
die  Wilh.  Schulz  hier  bezüglich  der  Einwirkung  der  Confession  auf 
das  physische  Leben,  insbesondere  die  Vermehrung  der  Bevölkerung 
anwendet  und  ausspricht.  Alle  thatsächlichen  Verhältnisse  müssten 
deren  Wahrheit  und  Richtigkeit  bestätigen,  wenn  eben  jene  Einwirkung 
jederzeit  und  allerorten  ohne  Intervention  stärkerer  Factoren  der  Be- 
völkerungsbewegung stattgefunden  hätte  und  hätte  stattfinden  können. 
Als  vis  major  treten  aber  der  Confession  hier  Zu-  und  Unfälle  im  Be- 
völkerungsleben entgegen,  welche,  wie  mächtige  und  unberechenbare 
Naturerscheinungen,  den  Einfluss  der  Confession  zeitweise  und  dauernd. 


1)  In  dem  Arlikel:   „Bevölkerung"  für  das  „StaaU-Lexikou"  von  Rolteck 
und  We  Ick  er.  —  2,  Ausg.  Bd.  11  S.  498. 
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sporadisch  oder  allgciii(.'in  brechen,  hoinmen.  niinderii.  .•schwächen,  auf- 
schieben. Missernteii,  Seuchen,  Kriege,  politische  oder  sociale  Un- 
ruhen und  Unregehnüssigkeitcn.  l'>eschränkuiigeii  der  freien  Entwickelung 
und  Entfaltung  der  i»hy.sischen .  moralischen .  intellectuellen  Anlagen, 
Kräfte  und  Leistungen  der  Menschen  und  Biirger,  —  das  sind  böse 
Mächte  und  KiiiHiisse,  welche  die  Wirksamkeit  und  Bedeutung  der 
Confessionen  fiir  das  physische  Bevölkerungsleben  nirgends  rein  und 
ganz  erkennen  lassen. 

Dennoch  sind  diese  Wirksamkeit  und  r)(!deufung  Thatsachen, 
die  evident  werden  in  den  Lebensverhältnissen  und  Lebensäusserungen 
der  Bevölkerungen,  sobald  man  diese  scheidet  nach  reli^Mösem  Bekennt- 
niss,  'riiatsachen .  die  .schon  in  der  allgemeinen  Volksniehrung  sich  be- 
obachten und  würdigen  lassen,  wenn  nian  die  Sonderung  der  Bevöl- 
kerungen nach  dem  überwiegenrien  oder  gcmigcnd  massgebenden  Massen- 
verhältniss  der  verschiedenen  Confessionen  vollzieht,  wie  dies  in  der 
folgenden  statistischen  Uebersicht  geschehen  ist.  Bei  derselben  haben 
wir  die  Staaten  und  Bevölkerungen,  welche  nur  schwache  Confessions- 
mischung  haben,  der  stärksten  Confession  ganz  beigezählt,  namentlich 
da  gerade  bei  diesen  die  Confessions -Statistik  entweder  ganz  fehlt, 
oder  höchst  mangelhaft  ist.  Wo  die  Religionsbekenntnisse  dagegen 
numerisch  stark  genug  sind ,  um  Einwirkung  auf  die  Volksmehrung 
auszuüben  nach  Eigenthümlichkeit  ihrer  Moral,  ihres  Dogmas,  ihres 
Cultus,  haben  wir  die  betreffende  Bevölkerung  nach  den  Confessionen 
getheilt  und  gesondert.  Die  vielen  kleinen  Staaten  Deutschlands,  deren 
Einzelaufführung  schon  w-egen  der  Gleichmässigkeit  ihrer  Confessions- 
verhältnisse  unterbleiben  konnte,  sind  nicht  aufgenommen,  zumal  von 
den  meisten  vergleichbare  statistische  Aufnahmen  über  jene  Verhältnisse 
aus  älterer  und  neuerer  Zeit  nicht  vorliegen.  In  den  meisten  derselben 
ist  übrigens  das  protestantische  Glaubensbekenntniss  so  überwiegend, 
dass  die  Beimischung  anderer  Confessionen  völlig  bedeutungslos  er- 
scheint. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  der  folg.  Seite.) 

Zur  Erläuterung  des  vorstehenden  Tableaus  ist  zunächst  zu  be- 
merken und  zu  beachten: 

Frankreich  ist  im  alten  Umfange,  ohne  Nizza,  Savoyen  u.  s.  w., 
beziffert.  Bei  den  ofticielleu  Bevölkerungsaufnahmen  werden  die  Con- 
fessionen nicht  ermittelt;  die  darauf  bezüglichen  Angaben  beruhen 
überall  nui'  auf  Schätzung.    Officiell  wurden  die  Confessionen  beziffert: 

für  Katholiken.  Proleslanlen.  Juden. 

1851       34,931,032  748,332  73,975 

1861       35,065,608  1,567,986  185,007 
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Staaten. 


Katlioliken. 


Pro- 
testanten. 


Juden. 


Mehrung  im  Jahres- 
durchschnitt bei 


Kathol.  Protest.  Juden. 


Frankreich 
Oesterreicli 
Italien    . 
Schweiz 
Spanien 
Portugal 
Belgien  . 
Niederlande    . 
Grossbritannien 
Irland     .     .     . 
Schweden  .     . 
Norwegen  .     . 
Dänemark  .     . 
Holstein  -Lauenb 
Oldenburg 
Preussen 
Hannover 
Kurhessen 
Nassau  . 
Hessen  -Homburg 
Grossh.  Hessen 
Baden    .     .     . 
Württemberg  . 
Bayern  .     .     . 
Königr.  Sachsen 
Sachsen-  Weimar 


urg 


Zusammen  . 
davon  ab^) 


1851 
1851 
1851 
1850 
1849 
1850 
1850 
1849 
1851 
1851 
1850 
1855 
1850 
1845 
1852 
1852 
1852 
1852 
1852 
18.i2 
1852 
1846 
1846 
1852 
1849 
1843 


35,783,170 

20,495,504 

24,609,797 

971,809 

14,216,219 

3,471,199 

4,426,202 

1,220,087 

6,552,386| 


3,082,307  844,948 
1,417,786    3,145 


1,972,788  64,070 

20,942,912  — 

3,482,5411  — 

1,490,047  — 

•  -     1,770,747  - 

—    !   516,398;  — 

72,828   210,400  1,527 

6,332,293  10,359,994  226,868 

217,367  1,590,324  11,262 

112,535   619,237,  18,071 

196,335   224,858  6,871 

4,175i   19,619  1,068 

217,798'   603,583  28,734 

908,490   433,273  23,737 

531,566  1,208,025  12,356 

3,241,363  1,2.55,544  56,158 

33,725  1,857,823  1,022 

10,202   154,460  1,4 


1861 
1857 
1861 
1860 
1860 
1861 
1864 
1859 
1861 
1861 
1864 
1865 
1860 
1860 
1864 
1864 
1884 
1864 
1864 
1864 
1861 
1864 
1864 
1864 
1864 
1864 


95,245 

168,347 

120,122 

5,162 

132,4831 

20,197 

36,741 

1,440 


16,635 
5,919 


16,398 
107 


3,414 
232,905 


^18 


123,625,050  53,212,6661,301,285 


75,342!  —  ;  — 

—  I  41,964 

—  21,143 

—  23,971 

—  5,211j  - 
13  1 32l'  4 

72,468  114'728  2,928 

720  7,76li  97 

*412t  658  18 

1,578:  1,528;  14 

65  1461  6 

671,  *447  29 

1,386  2,166|  85 

118  *426l  »41 

14,721  5,700  248 

914  28,487  63 

*9  1,327|  *10 


672,391 
*75,763 


514,984 

*873 


19,997 
*69 


bleibt  iMehrung  .  .  —     -       —      —    —  [,596,628  514,111  19,928 

Die  bedeutende  Differenz  der  neuern  Angabe  gegen  die  ältere  be- 
weist, dass  hier  nur  unsichere  Schätzungen  und  ungenaue  Angaben 
vorliegen,  wie  dies  schon  Kolb  in  seinem  bekannten  Handbuche  der 
vergleichenden  Statistik  mit  Recht  monirt  hat.  Da  Protestanten  und 
Juden  der  Anzahl  nach  gegen  die  Katholiken  fast  verschwinden,  haben 
wir  bei  der  Unzuverlässigkeit  der  Confessions- Statistik  Frankreichs 
die  Gesammtbevölkerung  oben  den  Katholiken  beigezählt. 

Bei  Oester reich  sind  die  Lombardei  und  Venetien  ab-  und 
Italien  zugerechnet.  Die  Confessious-Statistik  ist  officiell ;  neuere  Daten 
liegen  nicht  vor. 

Italien  figurirt  oben  als  geographischer  Gesammtbegriif,  beziffert 
jedoch  nur  das  jetzige  Königreich  Italien,  die  Republik  San  Marino, 
das  Fürstenthura  Monaco,   den  Kirchenstaat,   die  an  Frankreich  abgc- 


2)  Die    mit  *"   vorgezeichneten    Zahlen    der    Mehrungs -Colonnen    beziffern    ein- 
getretene Minderung  der  Confession. 
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tretcncn  Lande  Nizza  u.  s.  w.  —  Protestanten  und  Juden  sind  in  Ita- 
lien nur  sehr  wenige.  — 

In  Grossbritannien  sind  ungefähr  eben  soviel  Katholiken,  als 
Protestanten  in  Irland.  Deshalb  ist  ersteres  ganz  den  Protestanten, 
letzteres  ganz  den  Katholiken  beigerechnet.  Officiell  werden  die  Con- 
fessionen  nur  in  .Irland  ermittelt,  und  wurden  hier  18G1  gezählt: 
4,490,583  Katholiken,  078,001  Anglicaner,  528,902  Presbyterianer, 
44,532  Methodisten,  5002  Indcpendenten,  4105  Baptisten,  3812  Quäker, 
8414  andere  Christen,  322  Juden.  Protestanten  gab  es  also  in  Irland 
ungefähr  1,28  Millionen;  eben  soviel  Katholiken  sollen  in  Grossbritan- 
uien  sein.     Juden  giebt  es  auch  hier  nur  wenige  (etwa  40,000). 

In  Bayern  datirt  die  neuste  statistische  Aufiialinie  der  Confes- 
sionen  aus  1852;  oben  sind  die  Ziffern  für  1804  nach  Verhältniss  der 
damals  gefundenen  Confessions({uoten  berechnet  worden. 

Im  Uebrigen  sind  obige  Zahlen  überall  ofticiellen  Quellen  entnom- 
men. Die  kleineren  deutschen  Staaten,  welche  oben  nicht  aufgeführt 
sind,  zählen  nur  wenige  Katholiken  und  Juden  und  haben,  wie  schon 
oben  bemerkt,  theils  gar  keine,  theils  eine  mangel-  und  lückenhafte 
Confessions  -  Statistik ,  namentlich  für  die  ältere  Zeit.  — 

Kehren  wir  nun  zu  dem  Tableau  behufs  genauerer  Betrachtung 
zurück,  so  finden  wir  zunächst  bei  allen  drei  llauptconfessionen  der 
romanischen  und  germanischen  Völker.-^chaften  Europas  fast  regelmässsig 
Mehrung,  nur  in  einzelnen  Zeiten  und  Landen  Minderung.  Die  be- 
deutendste Minderung  weisen  die  Katholiken  auf,  und  zwar  in  Irland, 
eine  Folge  der  massenhaften  Auswanderung.  Diese  führte  1847  bis 
1807  allein  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  1,485,100 
Irländer,  435,171  Engländer,  80,890  Schotten,  21,882  aus  Wales. 
Deutschland  verlor  nach  neusten  ofticiellen  Berichten  der  Vereinigten 
Staaten  in  derselben  Periode  1,317,009  Einwohner  an  Amerika,  während 
alle  andern  Staaten  der  Erde,  insbesondere  Europa's^)  nur  geringe 
Auswandererverluste  aufweisen.  Leider  fehlt  es  in  den  Vereinigten 
Staaten  an  einer  officiellen  Confessions-Statistik ,  indem  letztere  nicht 
von  der  Staatsregierung,  sondern  von  den  einzelnen  Religionsgesell- 
schaften selbst  zu  besorgen  und  zu  vertreten  ist.  In  Folge  davon 
sind  überhaupt  vollständige  und  glaubwürdige  Angaben  über  das 
Confessionsverhältniss  der  Vereinigten  Staaten  noch  nicht  vorhanden, 
und  nur  vereinzelte  Daten  stellen  namentlich  die  Stärke  der  zahlreichen 

3)  Die  höchsten  Verluste  näclist  Grossbritannien,  Irland,  Deutschland  haben 
Frankreich  68,390,  Schweiz  55,321,  Holland  23,679,  Schweden  21,722,  Norwegen 
14,975. 
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protestantischen  Secten  fest.  So  liegen  uns  aus  oben  bezeichneter  Quelle, 
den  Angaben  der  Religionsgesellschaften  selbst,  folgende  Ziffern  für  1865 
vor:  Katholiken  3,177,140,  Baptisten  1,724,373,  Methodisten  1,651,732, 
diese  drei  Religionssecten  also  6,553,245  Bekenner.  Nach  dem  Census  von 
1860  zählten  die  Ver.  Staaten  rund  27V2Mill.  Freie  und  fast  4  Mill.  Sclaven, 
im  Ganzen  31V2  Mill.  Einwohner.  Waren  selbst  damals  schon  3,177,140 
Katholiken  in  dieser  »neuen  Welt«  und  gehörten  die  übrigen"  28  Mill. 
Einwohner  derselben  zum  bei  Weitem  grössten  Theile  protestantischen 
Glaubensbekenntnissen  an,  so  ist  damit  constatirt,  dass  der  Katholicis- 
raus  in  der  »neuen  Welt«  nicht  wieder  gewonnen  hat  und  auch  nicht 
wieder  gewinnen  wird,  was  er  in  der  »alten  Welt«,  in  der  er  so  lange 
dominirt  hat  und,  nach  seinem  beharrlichen  Kampfe  um  das  »Weltliche« 
im  Kirchenstaate  zu  urtheilen,  noch  länger  dominiren  will,  verloren  hat. 

Wie  in  den  nordamerikanischen  Freistaaten,  steht  es  mit  der  Sache 
des  Katholicismus  in  allen  andern  Landen  der  »neuen  Welt«  und  der 
Protestantismus  des  Nordens  dringt  immer  weiter  nach  Süden,  getrie- 
ben und  getragen  wenn  nicht  durch  eigene  innere  Macht,  so  empfohlen 
und  gewinnend  durch  Erfolge  im  äussern,  im  physischen  und  materiel- 
len Leben  des  Menschen  und  Bürgers.  Bezüglich  der  »neuen  Welt« 
hat  Wilh.  Schulz  wohl  wahr  gesprochen: 

»Beachtet  man,  dass  solchen  Völkern,  bei  denen  der  Protestantis- 
mus in  mannigfachen  Formen  vorherrscht,  die  ausgedehnteste  Verbrei- 
tung und  Herrschaft  in  der  neuen  Welt  schon  zugefallen  ist  und  noch 
zufallen  dürfte,  so  ist  deutlich  genug,  wohin  endlich,  trotz  aller  ver- 
zweifelnden Anstrengungen  des  Jesuitisnms  und  Ultramontanismus,  die 
noch  schwankende  Wage  hinwiegen  muss,  in  welcher  erhaben  über  alle 
Willkühr  der  Einzelnen  die  grossen  Geschicke  der  Menschheit  gewogen 
werden.« 

Ja,  ein  Blick  auf  die  neue  Welt  und  deren  Einwanderung  aus 
der  alten,  auf  die  Völkerwanderung  der  Neuzeit,  welche  der  Protestan- 
tismus vollführt  mit  seinen  Auswandererzügen  aus  Grossbritannien  und 
Deutschland,  mit  Zügen,  gegen  welche  selbst  die  Heimathstlucht  des 
armen  katholischen  Irlands  nur  erfolglose  Concui'reiiz  machen  kann  und 
die  Wanderungen  der  übrigen  katholischen  Lande  und  Völker  nur  als 
Einzelwanderungen  erscheinen,  ja,  ein  Blick  auf  die  Menschensaat 
welche  der  Protestantismus  in  der  neuen  Welt  mit  sicherer  Aussicht 
auf  glückliche  Ernte  gestreut,  bestätigt  die  Wahrheit  der  obigen  Worte. 
Wie  aber  sieht  es  mit  dem  Fortschritt  des  Protestantisnms  in  der  alten 
Welt  aus?  —  Zeigt  sich  in  der  That  hier,  wenn  nicht  seit  der  Refor- 
mation, so  doch  in  der  Neuzeit,  in  der  Zeit  der  nicht  nur  durch  Wort, 
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sondern  durch  Tliat  anerkannten  Freiheit  der  Kntwickelung  des  Refor- 
niatioiispriiicips,  des  j)  rotes  tan  tischen  Princips,  dass  ^'die  prote- 
stantisch-gerniunischen  Nationen  unseres  Welttheils  eine  durchschnitt- 
lich stärkere  Vermehrung  als  die  katholisch -rumänischen  haben,  und 
ist  kein  (Irund  vorhanden,  für  die  Zukunft  eine  wesentliche  Aenderung 
dieses  (Jangs  der  Dinge  vorauszusetzen  V* 

Mit  diesen  Fragen  kehren  wir,  nachdem  wir  das  Schicksal  des  Pro- 
testantismus in  der  neuen  Welt  hetraclitet,  zu  unserm  obigen  Tableau 
der  alten  Welt  zunick  und  vertiefen  uns  nun  in  dasselbe,  um  die 
Bedeutung  seiner  Ziffersprache  zu  allgemeinerem  Verständniss  auszu- 
legen. 

Der  erste  Blick,  namentlich  auf  die  einzelnen  llauptvertreter  der 
Confessionen,  lässt  das  katholisclie  Bekenntniss  sehr  mächtig  und  nicht 
minder  fruchtbar  erscheinen.  Imponiren  doch  schon  die  Machtzah- 
len ,  welche  die  Katholiken  in  der  Bevölkerung  ihrer  Hauptstaaten 
vorführen  können.  Und  noch  mehr  imponirt  die  Gesammtzahl  der 
Katholiken.  Neben  123,625,050  Katholiken*)  lebten  nur  53,212,666 
Protestanten  und  1,301,285  Juden  in  den  civilisirtesten  Staaten  der 
Welt. 

Doch  die  beiden  in  der  Minderheit  sich  befindenden  Confessionen 
sind  weit  fruchtbarer  als  die  Katholiken:  das  beweisen  schon 
die  am  Fusse  des  Tableaus  befindlichen  Mehrungszifiern ,  sowie  die  ge- 
ringere Minderung.  Es  hatten  nämlich  in  den  überall  mindestens  ein 
Decennium  umfassenden  Zählungsperioden 

Meinung.  Minderung.  Ueber&chuss. 

die  Katholiken  6,545,585  758,541  5,787,044  Seelen, 

-  Protestanten         5,715,086  11,682  5,703,404 

-  Juden  141,962  1,145  140,817 

Es  mehrten  sich  also  nach  dem  Ueberschusse  die  123,625,050  Katholi- 
ken nur  um  4,68  Procent,  dagegen  die  53,212,666  Protestanten  um 
10,72  und  die  1,301,285  Juden  um  10,82  Procent. 

Noch  genauer  tritt  das  günstige  Mehrungsverhältniss  der  beiden 
akatholischen  Confessionen  hervor,  wenn  man  die  jährlichen  Meh- 
rungsdurchschnitte in  den  einzelnen  Ländern  berechnet.  Es  stellen 
sich  folgende  allgemeine  Mehrungsdurchschnitte  heraus: 


4)  Wir  liaben  nur  die  römisch-,  niciit  auch  die  griechisch  -  kalholische  Con- 
fession  beziflfert.  Unter  „Prolestanlen"  werden  nicht  die  kleineren  Seelen  und  die 
Dissidenten,  sondern  nur  die  drei  grossen  Religionsgeseilscliaflen  der  Lutheraner, 
Reformirten  und  Unirlen  (Evangelischen)  verstanden. 
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Melirungsprocent 
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o    = 
Cl.  3 
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Jahre 

Staaten. 

im  Ganzen 

jährlich 

Kathol. 

Protest,  j  Juden. 

Kathol.!  Prot.  '  Juden. 

Frankreich  .     .     . 

1851 

10 

2,66 

—           — 

0,26 

—    1    

Oesterreich  .     .    . 

1851 

6 

4,93 

3,24'   11,64 

0,82 

0,54 

1,96 

Italien     .     .     .     . 

1851 

10 

4,88 

—     j     — 

0,49 

— 

— 

Schweiz   .... 

1850 

10 

5,31 

4,17     34,05 

0,53 

0,42;  3,40 

Spanien   .... 

1849 

11 

10,25 

—          — 

0,93 

— 

— 

Portugal      .     .     . 

1850 

11 

6,40 

—          — 

0,58 

— 

— 

Belgien    .     .     .     . 

1850 

10 

11,62 

—          — 

0,80 

— 

— 

Niederlande      .     . 

1849 

10 

1,18 

1,63  i  ^:=0,28 

0,12 

0,16 

*0,03 

Grossbritannien     . 

1851 

10 

11,12!     — 

— 

1,11 

— 

Irland      .... 

1851 

10 

*11.48 

—     ,     — 

*1,15 

— 

Schweden     .     .     . 

1850 

14 

— 

16,89       — 

— 

1,21  1    - 

Norwegen    .     .     . 

1855 

10 

i 

14,20       — 

— 

1,42      — 

Dänemark    .     .     . 

1850 

10 

— 

13,54  i     — 

— 

1,35      — 

Holstein-Lauenb.  . 

1845 

15 

1 

15,14 

— 

— 

1,01      — 

Oldenburg    .     .     . 

1852 

12 

0.22  ! 

7,53 

3,21 

0,02 

0,63  1  0,27 

Preussen      .     .     . 

1852 

12 

13,73 

13.28  1   15,49 

1,14 

1,11  i   1,29 

Hannover     .    .     . 

1852 

12 

3.98 

5,98  1    10,33 

0,33 

0,50 

0,86 

Kurhessen    .     .     . 

1852 

12 

=^4,39  I 

1,28  1     1,21 

*0,36 

0,11 

0,10 

Nassau    .... 

1852 

12 

9,65  j 

8,15       2,39 

0,80 

0,68 

0,20 

Hessen-Homburg  . 

1852 

12 

18,56  1 

7,90       6,55 

1,54 

0.66 

0,55 

Grossh.  Hessen     . 

1852 

9 

2.87  ! 

*0,66 

0.92 

0,32 

*0.07 

0,10 

Baden      .... 

1846 

18 

2,75  1 

9,00 

6,43 

0,15 

0,50 

0,36 

Württemberg    .     . 

1846 

18 

0,40: 

*0,64|  *6.04 

0,02 

*0,04 

*0.34 

Bayern    .... 

1852 

12 

5.45 

5,45  ,     5,12 

0,45 

0,45     0,42 

Königr.  Sachsen    . 

1849 

15 

40,67 

23,00  i  92.17 

2,71 

1,53     6,81 

Sachsen-Weimar   . 

1843 

21 

*1.78 

18,04  *15,12 

"=0,08 

0,85  *0,72 

Ueberhaupt      .     . 

— 

4.68 

10,72 

10,82  1 

0.48 

0,96 

1,53 

Die  mit  *  versehenen  Ziffern  geben  nicht  Mehrung,  sondern  Min- 
derung an.  Es  stellt  sich  also  in  vielen  Staaten  die  Mehrung  der  Ka- 
tholiken stärker  als  die  der  Protestanten  dar.  Doch  die  am  Fusse  des 
Tableaus  befindlichen  Gesammtziffern  beweisen,  dass  die  Mehrung  der 
Katholiken  im  Ganzen  weit  hinter  dem  W\achsthum  der  Protestanten 
und  Juden  zurückbleibt.  Im  Jahresdurchschnitt  vermehren  sich  die 
Katholiken  nur  um  0,48,  die  Protestanten  dagegen  um  0,96  und  die 
Juden  sogar  um  1.53  Procent.  Dass  bei  solcher  bedeutenden  Differenz 
der  Vermehrung,  wenn  sie  sonst  Bestand  behält,  nach  vier  oder 
fünf  Generationen  die  Protestanten  an  Zahl  den  Katholi- 
ken gleich  sein  müssen,    das  lässt  sich   schon   durch    eine  jedem 


32  A.    Franlr, , 

Gebildeton  geläufige  Rechnung*)  beweisen.  Ebenso  stellt  der  starke 
Mehrungsdurcbschnitt  der  Juden  eine  sehr  bedeutende  Stärkung  dieser 
Confessiüii  schon  in  kur/o"  Zeit  in  Aussicht.  — 

Freilich  fragt  es  sich,  ob  solche  Mehrungsditterenzen  auch  Be- 
stand haben,  ob  diese  natürliche  Propaganda  des  Protestantismus  und 
Mo.saisnuis  von  Dauer  und  gleicher  Wirksamkeit  sein  wird. 

Um  diese  Frage  zu  beantworten,  bedarf  es  genauer  Kenntniss  und 
Prüfung  der  Factoren  der  Volksmehrung  überhaupt.  Soweit  sich  diese 
nicht  berechnen  lässt  in  ferne  Zukunft  hinaus,  weil  sie  von  günstigen 
oder  ungünstigen  Zufällen,  Verhältnissen  und  Ereignissen  abhängig  ist 
und  dadurch  gefördert  oder  gchcnmit  und  gemindert  wird,  soweit  ist 
die  Mehrung  der  Confessionen  auch  unberechenbar. 

»Die  guten  und  die  schlechten  Erndten,  die  Zeiten  der  Krisen, 
Revolutionen  und  Kriege  oder  der  guten  Löhne,  die  günstigen  Conjunc- 
turen  u.  s.  w.  machen  sich  sofort  in  der  Zahl  der  Ehen  und  alsbald 
auch  in  der  Zahl  der  Geborenen  bemerklich,  nicht  minder  aber  auch 
in  der  Zahl  der  Gestorbenen.  Verhängnissvollc  Jalire  sieben  gleichsam 
die  Bevölkerung;  der  Hinfällige  fällt  durch  die  Maschen,  der  Wider- 
standsfähige bleibt  zurück^).« 

Dies  gilt  nicht  nur  von  der  Bevölkerung  überhaupt,  sondern  auch 
von  ihren  einzelnen  Theilen  und  Gemeinschaften,  insbesondere  den  Con- 
fessionsgemeinschaften.  Auch  deren  Mehrung  und  Minderung  steht 
unter  der  Herrschaft  der  oben  bezeichneten  Factoren  der  Volksmehrung. 
Aber  diesen  Factoren  tragen  ja  auch  unsere  absoluten  und  relativen 
Zahlen,  unsere  Gesammtzahlcn  und  Durchschnittssätze  genügende  Rech- 
nung, indem  sie  sich  überall  auf  einen  längern  Zeitraum  erstrecken 
und  die  Confessionsgemeinschaften  in  vielen  Staaten  und  in  ihrer  Ge- 
sammtheit  umfassen,  also  auch  alle  jene  Mehrungs-  und  Minderungs- 
momente enthalten,  welche  oben  bezeichnet  worden;  ist  doch  der  Meh- 
rungsperiode, welche  wir  in  Betracht  gezogen,  auch  nicht  ein  Ereigniss 
und  Verhältniss  erspart  geblieben,  das  die  Bevölkerungsbewegung  beein- 
flusst.  In  den  Jahren  1849/64  erlebten  alle  europäischen  Staaten  gute 
und  schlechte  Ernten,  gesunde  und  ungesunde  Jahre,  Revolutionen  und 
Kriege,  Krisen  und  günstige  Conjuncturen,  und  auch  nicht  ein  Staat 
kann  behaupten,  dass  er  in  jener  Periode  nicht  auch  sein  »verhängniss- 


5)  Die  Volksinelnung  lässt  sicli,  bei  der  Annahme  eines  festen  Satzes  derselben, 
ganz  nach  der  Zinsaufzinsreclmiin^  berechnen. 

6)  „Beiträge  zur  Kenntniss  des  pliysisilien  Lebens  des  preussischen  Volkes.    Von 
Dr.  Engel."     (Zeitschrift  des  Kön.  Preuss    Statist.  Bureaus.    Jahrg.  18b7  S.  59.) 
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volles  Jahr«  gehabt  oder  unter  den  verhängnissvollen  Zeiten  Europas 
und  Amerikas  nicht  mit  gelitten  habe. 

Deshalb  haben  auch  die  oben  gegebenen  Jahresdurchschnitte  ihren 
vollgiltigen  Werth  und  massgebende  Bedeutung,  und  dies  um  so  mehr, 
als  die  in  Betracht  gekommenen  Mehrungsperioden  der  Einzelstaaten 
mit  sorgfältiger  Würdigung  aller  die  Confessionen  gegen  einander  aus- 
gleichenden Umstände  gewählt  und  begrenzt  sind.  Wenn  wir  z.  B. 
Frankreichs  Periode  mit  1861  und  nicht  mit  der  neusten  Zählung  und 
1864  abschnitten,  so  geht  ja  auch  des  grössten  Protestantenstaates, 
Grossbritanniens,  Periode  nur  bis  1861,  da  für  diesen  eine  neuere  Zäh- 
lung nicht  vorlag.  Ebenso  bleiben  Dänemark,  Holstein-Lauenburg,  die 
Niederlande,  die  Schweiz,  welche  sämmtlich  für  den  Protestantismus 
ein  bedeutendes  Concurrenzcontingent  gegen  den  Katholicismus  stellen, 
in  oder  gar  hinter  1861.  Portugals  ältere  Mehrungsperiode  gleicht 
Belgien,  und  Preussen,  Bayern  und  alle  kleinern  deutscheu  Staaten 
gleichen  durch  ihre  neuere  oder  längere  Mehrungsperiode  Spaniens 
Zurückbleiben  aus ,  abgesehen  davon ,  dass  Schweden  und  Norwegen 
gegen  Spaniens  14  Mill.  Katholiken  noch  nicht  5  Mill.  Protestanten 
zur  Concurrenz  vorführen  und  ausserdem  die  vielen,  oben  nicht  aufge- 
nommenen deutschen  Kleinstaaten  und  Freistädte  mit  ihrer  weit  über- 
wiegend protestantischen  Bevölkerung  und  deren  starker  Mehrung  gar 
nicht  concurriren.  Nimmt  man  noch  dazu,  dass  die  katholischen  Staa- 
ten fast  sämmtlich  grösser  sind,  als  die  protestantischen,  dass  bei 
ihnen,  mit  Ausnahme  Oesterreichs ,  —  dessen  Mehrungsperiode  aber 
dafür  wieder  schon  mit  1857  abschliesst,  —  die  ganze  Bevölkerung 
dem  Katholicismus  zu  Gute  gerechnet  worden  und  ihre  Protestanten- 
zahl weit  beträchtlicher  ist,  als  die  Katholikenzahl  der  oben  als  aus- 
schliesslich protestantisch  eintretenden  Staaten,  so  ist  der  Katholicisnuis 
in  seiner  natürlichen  Propaganda  oben  überall  weit  günstiger  gestellt, 
als  der  Protestantisnuis.  Und  trotzdem  weist  dieser  in  seiner  der  Zahl 
nach  noch  nicht  zur  Hälfte  dem  Katholicismus  hinanreichenden  Ge- 
sammtheit  eine  in  absoluter  Zahl  fast  ebenso  starke  Mehrung  auf,  als 
der  Katholicismus. 

Alle  diese  Umstände  lassen  annehmen,  dass  die  obigen  Mehrungs- 
durchschnitte in  ihrem  Verhältniss  zu  einander  als  gemeingiltige  passi- 
ren,  und  dass  ihre  Differenzen  für  die  drei  Confessionen  Bestand  bean- 
spruchen können.  Dazu  kommt,  dass  selbst  die  katholischen  Staaten, 
welche  oben  mit  starkem  Mehrungsdurchschnitte  auftreten,  wie  Spanien 
und  Belgien,  dennoch  im  Geburtsüberschuss  über  die  Sterbefälle  be- 
trächtlich hinter  den  protestantischen  Staaten  zurückl)leil)en.  So  stellt 
XI.  3 


34  A.   Frantz, 

sich  (las  Verhältniss  der  Gestorbenen  zu  den  Geborenen  wie  1  in  Frank- 
reich zu  1,11,  in  Italien  zu  1,19,  in  Spanien  zu  1,32,  in  Heli^ien  zu 
1,34,  dagegen  im  protestantischen  Grossbritannien  wie  1  zu  1,58,  in 
Schweden  1  :  1,55,  in  Norwegen  1  :  1,03,  in  iJäneniark  1  :  1,53,  im  Kgr. 
Sachsen  1  :  1,48,  in  Treussen  bei  den  Protestanten  1  :  1,51,  und  so  stellt 
sich  in  allen  Staaten,  wo  Confessionsmischung  herrscht,  der  Protestan- 
tismus aber  einen  stärkern  Mehrungsdurchschnitt  aufweist,  als  der  Ka- 
tholicismus,  fest,  dass  dies  Uebergewicht  auf  der  physischen  Grundlage 
des  Geburtsüberschusses  beruht. 

Merkwürdig  ist,  dass  in  den  Staaten  der  Confessionsmischung 
selbst  iuiutig  jenes  Verhältniss  sich  umkehrt  und  die  Katholiken  stär- 
kere Mehrung  aufweisen,  als  die  Protestanten.  Dies  ist  namentlich  der 
Fall  in  paritätischen,  d.i.  den  Staaten,  in  welchen  volle  Religions- 
freiheit und  Kechtsparität  für  alle  Confessionen  gesetzlich  anerkaimt 
und  factisch  realisirt  ist.  Diese  merkwürdige  Thatsache  verdiente  die 
gründlichste  Untersuchung  und  Feststellung  des  ursäciilichen  Zusam- 
menhangs. Leider  ist  jedoch  das  dazu  erforderliche  statistische  Mate- 
rial nicht  vorhanden  und  selbst  in  Staaten,  welche,  wie  Preussen, 
sich  einer  rühmenswerthen  Confessionsstatistik  erfreuen,  fehlt  es  an 
dem  Material,  das  wichtige  Mittelglieder  in  der  Kette  der  beweisenden 
Schlussfolgerungen  schaffen  muss.  In  Preussen  selbst  stellt  sich  die 
merkwürdige  Thatsache  auch  heraus,  dass  der  Katholicisnms  eine  stär- 
kere natürliche  Propaganda  in  der  physischen  Volksmehrung  hat.  als 
der  Protestantismus,  doch  auch  wieder  merkwürdigerweise  nicht  in 
allen  Provinzen,  namentlich  nicht  in  den  überwiegend  katholischen 
Westprovinzen  Westfalen  und  Rheinland  und  in  der  Provinz  Posen. 
Dagegen  zeigt  sich  in  allen  übrigen  Provinzen  des  Königreichs  alten 
Umfangs  eine  Mehrung  der  Katholiken,  welche  die  natürliche  Propa- 
ganda des  Protestantismus  weit  hinter  sich  lässt. 

Die  Sache  ist  wichtig  genug,  um  ihre  äussere  Erscheinung  hier 
wenigstens  vollständig  vor  Augen  zu  legen  und  dem  berufenen  For- 
schergeiste zu  überlassen,  ihren  Causalnexus  an's  Tage>licht  zu  bringen. 

Die  amtliche  Statistik^)  constatirte,  dass  die  Bevölkerung  Preus- 
sens  in  den  42  Jahren  181G  bis  1858  im  Ganzen  sich  um  71,2  Procent 
vermehrte,  während  die  Zahl  der  Katholiken  nur  um  (>6.4,  die  Zahl  der 
Protestanten  (Evangelischen)  aber  um  73,8,  die  der  Juden  sogar  um 
94,8  Procent   wuchs.     Die   Katholiken   blieben   also   ansehnlich  hinter 


7)  Verg:l    „Jaliibucli  für  die  afiillirlip  Slali^lik  des  preussisclien  Staats.    Herausg. 
vom  Kön.   Slatisl.  Bureau."     1.  Jahrg.  Tli.  I  S.lll. 
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den  Protestanten  und  Juden  in  der  Mehrung  zurück.  In  den  einzelnen 
Provinzen  (ausschl.  hohenzoUernsche  Lande,  Jadegebiet  und  Militär 
im  Auslande)  stellte  sich  die  Mehrung  bei  den  drei  Confessionen  fol- 
gendermassen : 

Es  mehrten  sich 


in  den 

1816  bis  1858 

% 

1858 

bis  1864. 

% 

Provinzen : 

Evangei.    Katiiol. 

Juden. 

Evangei. 

K»tliol. 

Juden. 

Preussen     .... 

86,6 

93,5 

142,5 

8,86 

11,67 

10,56 

Posen 

101,8 

63,6 

38,9 

8,00 

7,94 

—3,03 

Brandenburg   .     .     . 

79,9 

114,5 

237,1 

11,08 

60,92 

3,30 

Pommern    .... 

93,2 

121,2 

327,9 

7,57 

22,27 

9.50 

Schlesien     .... 

52,9 

85,6 

142,6 

4,47 

10,15 

10,54 

Sachsen  

59,9 

50,4 

78,0 

6,66 

10,82 

7,47 

Westfalen    .     .     . 

61,7 

36,5 

69,6 

8,05 

5,06 

5.04 

Rheinland    .     .     . 

78,4 

62,1 

90,1 

8,29 

7,49 

7,32 

im  Staate*)     .     .     . 

73,8 

66,4 

94,8 

8,20 

8,87 

8,08 

In  der  Periode  1816/58  zeigt  sich  also  im  Staate  überhaupt  eine 
entschiedene  Schwäche  der  Katholiken  rücksichtlich  der  Mehrung.  Na- 
mentlich in  den  überwiegend  katholischen  Provinzen  Posen,  West- 
falen und  Rheinland  bleiben  dieselben  beträchtlich  hinter  den  Evan- 
gelischen zurück,  eine  Thatsache,  welche  der  oben  des  Weiteren  be- 
sprochenen Erscheinung  entspricht,  wonach  der  Katholicismus  überhaupt 
der  Volksmehrung  nicht  günstig  ist. 

Besonders  zu  beachten  ist  dabei,  dass  in  Posen  neuerdings,  d.  i. 
1858/64,  die  Mehrung  der  Protestanten  bei  Weitem  nicht  mehr  so 
stark  ist,  als  1816/58:  die  Katholiken  halten  hier  jetzt  fast  gleichen 
Schritt  mit  ihnen. 

Noch  auffallender  ist  aber,  dass  die  Katholiken  in  den  überwie- 
gend protestantischen  Provinzen  die  Protestanten  in  der  Mehrung  be- 
trächtlich überholen.  Blieben  sie  in  Sachsen  1816/58  zurück,  so  zeigt 
sich  auch  seit  1858  hier  ein  numerischer  Fortschritt  des  Katholicismus, 
der  weit  über  die  frühere  Mehrung  hinausgeht. 

Höchst  merkwürdig  und  in  seinen  Gründen  schwierig  zu  ermitteln 
ist  das  Mehrungsverhältniss  zwischen  Protestanten  und  Katholiken  in 
den  ziemlich  paritätischen  Provinzen  Preussen  und  Schlesien.  Hier 
und  noch  mehr  dort   sind   die   Protestanten   den   Katholiken  an  Zahl 


8)  Im  Staate  1816  bis  1858  ausschliesslich,  1858/64  aber  einschliesslich  hohen- 
zoUernsche Lande,  Jadegebiet,  Militär  (1816  in  Frankreich)  in  Frankfurt  a.  M.,  Mainz, 
Luxemburg. 

3* 
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überlegen,  so  stark  aiicli  letztere  ebenfalls  vertreten  sind.  In  beiden 
Provinzen  al)cr  ist  die  /eii^Min^'skralt  der  Katlndiken  weit  stärker  und 
die  Sterblichkeit  dabei  geringer,  als  die  j)rotestanlische,  und  daher  Uisst 
hier  der  Katholicismus  den  Protestantismus  von  jeher  in  numerischer 
Mehrung  weit  hinter  sich. 

Das  Zurückbleiben  des  Prote.stantisnuis  "in  seiner  naturlichen  Pro- 
paganda hinter  dem  Katholicisnuis  datirt  in  Preussen  übrigens  schon 
aus  der  Censusperiode  1855/58.  Nach  der  ofticiellen  Statistik  zählten 
und  mehrten  sich  in  Preussen 


überliaiipl. 

Evangelische.   ' 

Kallioliken. 

Juden. 

E\ai\\^    KaUiol. 

Juden. 

184'J 

Zahl 

10,017,402 

6,144,232 

220,036 

Pioc.     Proc. 

Proc. 

1852 

iiichr 

342,592 

188,061 

6.832 

3.42  ;  3,06 

3,10 

1855 

- 

165,875 

20,333 

6.377 

1.80  1  0,32 

2.81 

1858 

- 

322.641 

266.353 

9.171 

3,07  j  4,20 

3,93 

1861 

- 

449,784 

288.009 

12,369 

4.15    4,35 

5,10 

1864 

- 

438,440 

294,923 

7,216 

3.88    4,27 

2,83 

Der  numerische  Aufschwung  des  Katholicismus  fällt  also  in  seinem 
Beginne  schon  in  die  Censusperiode  1855/58,  um  so  auffallender,  als 
er  in  der  Vorperiode  nur  eine  fast  verschwindend  kleine  Mehrung  auf- 
weist. Seit  1861  rückt  der  Protestantismus  ihm  wieder  näher  in  der 
Mehrung,  bleibt  aber  immer  noch  hinter  ihm  zurück. 

Noch  auffallender,  als  die  relative  Minderung  der  Protestanten  seit 
1855,  ist  der  Umstand,  dass  die  Juden,  welche  doch  in  der  langen 
Periode  von  1816  bis  1858  beiden  christlichen  Confessionen  in  der 
Mehrung  weit  voranschritten,  seitdem  hinter  beiden  zurückgeblieben 
sind.  Nur  in  der  Provinz  Posen  wollten  sie  von  jeher  numerisch 
nicht  recht  fort  und  seit  1858  zeigt  sich  hier  sogar  ihre  Minderung 
um  3,03  Procent. 

Zunächst  könnten  nun  die  vorstehend  näher  bezeichneten  Erschei- 
nungen dadurch  erklärt  werden,  dass  der  Katholicismus  seit  1858  auf 
Kosten  beider  übrigen  Confessionen  sich  verstärkt  habe.  Doch  es  ist 
ja  notorisch,  dass  der  Katholicismus  durch  individuelle  Religions-  oder 
Confessionsänderungen  von  jeher  mehr  verloren  als  gewonnen  hat.  In 
Preussen  steht  dies  statistisch  nachgewiesen  und  nachweisbar  fest. 

Man  könnte  dann  w^eiter  die  relative  Minderung  der  Protestanten 
und  Juden  durch  Ueber-  oder  Austritte  aus  ihren  Kirchengemeinschaf- 
ten zu  andern  Religionsgesellschaften,  namentlich  zu  den  »Dissidenten« 
erklären  wollen.  Doch  bei  diesen  zeigt  sich  auch  nur  eine  geringe 
Mehrung,  tbeilweis  sogar  Minderung,  und  sind  die  Dissidenten  seit  1858 
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stark  numerisch  gewachsen,  so  beruht  dies  einerseits  auf  genauerer 
Ausscheidung  und  Zählung ,  andererseits  deckt  auch  ihr  Plus  das  rela- 
tive Minus  der  Protestanten  und  Juden  bei  Weitem  nicht.  Nach  dem 
officiellen  Census^)  sind  in  Preussen  gezählt: 

1858  1864 

Griechisch-Katholische     1,331  mehr  193  =     14,50  Procent, 

Mennoniten  14,052  weniger      266  =i'      1,89 

Dissidenten  14,608  mehr     24,044  =:  164,59 

Andersgläubige  17  mehr  41  =i  141,18 

im  Ganzen  mehr     24,012. 

Die  Bekenner  ausser  den  drei  Hauptconfessionen  weisen  also  eine 
Mehrung  von  24,012  Seelen  auf,  fast  allein  durch  die  starke  Mehrung 
der  Dissidenten,  deren  Gründe  wir  bereits  oben  angegeben.  Dieses 
Mehr,  will  man  es  auch  zur  Deckung  des  relativen  Minus  der  Prote- 
stanten und  Juden  verwenden,  reicht  jedoch  noch  lange  nicht  dazu  aus. 
Denn  setzt  man  die  Differenzen  der  Mehrung  dieser  beiden  Confessio- 
nen  gegen  die  der  Katholiken  in  absolute  Zahlen  um  und  zwar  nur, 
um  eine  gleiche  Mehrung  aller  drei  Confessionen  zu  berechnen,  so 
stellt  sich  der  Ausfall  nach  der  Seelenzahl  von  1855—1858—1861  für 
die  drei  Zählungsperioden  1855/64  bei  Protestanten  und  Juden  folgen- 
dermassen  fest:  Gegen  die  Mehrung  der  Katholiken  sind  zurückge- 
blieben 

in  den  Perioden  Protestanten 

1855/58  =  10,525,869  um  1,13  Procent  —  118,942 

1858/61  —  10,848,510    -     0,20        -         =     21,697 

1861/64  —  11,298,294    -     0,39        -         =     44,062 

1855/65  —  —  _     —        —       =  184,701 

Die  relative  Minderung  der  Protestanten   allein  seit  1855  erhebt 

sich  also  schon  auf  184,701  Seelen,   wenn  auch  ganz  unberücksichtigt 

gelassen  wird,    dass  dieselben  vor  1855   sich   nicht   nur   ebenso   stark, 

sondern   merklich  stärker   als  die  Katholiken  vermehrt  haben.     Wollte 

man    dies   Mehrungsplus   noch   in   Rechnung   und  zu   absoluter  Ziffer 

bringen,    so  steigt  der  Ausfall,    den  die  Protestanten  seit  1855  gegen 

die  Katholiken  erlitten,  auf  rund  400,000  Seelen.  — 

Berechnete  man  nun  in  gleicher  Weise  die  relative  Minderung  der 


9)  Dieser  Census  findet  bekanntlich  alle  drei  Jahre  am  3  December  stall.  Auf 
diesen  Zeitpunkt  bezieiien  sich  deshalb  alle  unsere  Zalileiiangaben  über  den  Bevölite- 
rungsstand,  während  die  Bewegung  der  Bevölkerung  durch  Geburt,  Sterbefall 
u.  s.  vv.  nach  vollen  Kalenderjahren  vom  1.  Januar  bis  31.  December  ermittelt  und 
beziffert  wird. 
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Juden,  so  stellte  sich  noch  mehr  heraus,  dass  die  Mehrung  der  Dis- 
sidenten, angenommen,  sie  sei  auf  Kosten  der  Protestanten  und  Juden 
erfolgt,  nur  einen  verschwindend  kleinen  Theil  des  Au^^falls  deckte, 
den  letztere  beiden  Ilauptcoiifessionen  seit  1855  erlitten  haben.  — 

Wodurch  erklärt  sich  nun  das  neue  rhänomeii  der  relativ  stärkern 
Mehrung  der  Katholiken  in  PreussenV  — 

Mehrung  und  Minderung  der  Bevölkerung  überhaupt,  wie  auch 
in  ihren  Confessionsgemeinschaftcn  erfolgt  zunächst  auf  dem  Wege  des 
physischen  Lebens  derselben,  nändich  durch  Geburten  und  Sterbe- 
fälle. Untersuchen  wir  zunächst,  ob  die  Katholiken  auf  diesem  Wege 
zu  ihrer  relativen  numerischen  Uebcrlegenheit  über  Protestanten  und 
Juden  gelangt  sind  oder  vielmehr  gelangen  konnten. 

Bis  1855'hiebei  zurückzugehen,  gestattet  uns  leider  die  officielle 
Statistik  nicht,  da  dieselbe  Geburten  nach  Confessionen  unterschieden 
erst  seit  1859  publicirt  hat.  Die  Periode  1855/58  möchte  für  stetige 
Verhältnisse  in  der  Mehrung  der  Confessionen  auch  wohl  nicht  mass- 
gebend sein,  da  sie  noch  unter  der  unmittelbaren  Nachwirkung  der 
ganz  exceptionellen  Periode  1852/55  stand. 

Wir  gehen  deshalb  hier  erst  von  1858  aus  und  geben  als  Grund- 
lage unserer  Untersuchung  zunächst  die  Seelenzahl  der  drei  Confessio- 
nen zu  Ende  1858  und  deren  Mehrung  bis  1864.  Beide  Zififern  addirt 
geben  die  durch  die  officielle  Zählung  zu  Ende  1864  constatirte  See- 
lenzahl der  Confessionen. 


Evangelische. 

Katholiken. 

Juden. 

Provinzen. 

1858.        1864mehr.       1858.       ;i864iMehr. 

1 

1858.      1864melir. 

Preussen    .     . 

1,963,306  174,091 

729,962i    85,180 

35,888     3.789 

Posen    .     .     . 

464,593i    36,985 

880,072 

69,880 

72.198*)2,190 

Brandenburg  . 

2,258,929 

250,178 

41,205 

24,963 

27,247!     8,981 

Pommern   .     . 

1.302,808 

98,677 

12,375 

2,756 

12,037'     1,144 

Schlesien    .     . 

1,632,026 

72,893 

1,593,743 

161,764 

39,045!     4,082 

Sachsen      .     . 

1,784,319!  118,800' 

117,4651    12,711 

5,514        412 

Westfalen  .     . 

685.750;    55,182 

863,738    43,712 

16,099        812 

Rheinland  .     . 

747,139 

71,918 

2,313,924  173,322 

33,388     2,444 

Hohenzollern  . 

1,154 

221 

62,132          502 

949        *)  1 

Jadegebiet, 

i 

Milit.  ausserh. 

8,486:      9.279 

4,363      8.142 

51         112 

Gesammtstaat 

10,848,510 

888,2241 

6,618,979, 

582,932  1 

242.416,  19,585 

*)  In  Posen  und  Hohenzollern    Verminderung  der  Juden. 
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Wäre  nun  die  Volksmehrung  rein  eine  natürliche  und  physische, 
so  müssten  die  obigen  Mehrungsziffern  den  Geburtsüberschuss  über  die 
Sterbefälle  ausdrücken.  Doch  Abgang  und  Zugang  zur  Bevölkerung 
finden  auch  noch  auf  anderen  Wegen  als  durch  Tod  und  Geburt  statt. 
Innerhalb  des  Staates,  wie  auch  nach  und  von  Aussen  erfolgen  fort- 
während Aus-  und  Eintritte  "von  und  nach  den  einzelnen  Landestheilen, 
welche  eine  numerische  Verschiebung  der  Bevölkerung  und  damit  auch 
der  Confessionen  hervorbringen,  welche  um  so  leichter  Irrthümer  und 
Täuschungen  verursachen  können,  als  sie  in  ihren  Richtungen  und 
Massen  nicht  constatirt  werden  und  auch  nicht  zu  constatiren  sind. 

Um  zu  beurtheilen,  in  welchem  Maasse  und  Umfange  dergleichen 
Verschiebungen  durch  Ein-  und  Auswanderung  im  Innern  und  von 
und  nach  Aussen  stattgefunden,  muss  zunächst  ermittelt  werden,  in 
welchem  Umfange  Geburten  und  Sterbefälle  numerische  Veränderungen 
der  Bevölkerung  und  ihrer  Confessionen  hervorgebracht  haben.  Des- 
halb geben  wir  folgend  die  Anzahl  der  in  der  sechsjährigen  Periode 
1858/64  in  Preussen  erfolgten  Geburten  und  Sterbefälle  in  Gesammt- 
summe;  auch  den  Geburtsüberschuss  zu  beziffern,  behalten  wir  uns  für 
die  weiter  unten  folgende  Zusammenstellung  beider  Ueberschüsse,  näm- 
lich des  Geburts-  und  des  Zählungs-  (Census-)  Ueberschusses  der  Pe- 
riode 1858/64  vor,  weil  wir  zuvor  an  die  Bezifferung  der  physischen 
Bewegung  der  Confessionen  einige  weitere,  auch  das  psychische  und 
moralische  Leben  berührende  Darstellungen  und  Untersuchungen  knü- 
pfen wollen,  die  in  engem  Causalnexus  mit  der  Lösung  unserer  Auf- 
gabe stehen. 

Die  folgende  Zusammenstellung  giebt  die  absolute  Zahl  der  Ge- 
burten und  Sterbe  fälle  für  die  ganze  Periode  1858/64.  Der  Jah- 
resdurchschnitt ist  daraus  leicht  durch  Division  mit  der  Zahl  6  (Jahre 
der  Periode)  zu  gewinnen.     Es  hatten  in  den  6  Jahren  1858/64 


in  den 

Evaiig« 

lische. 

Kalho 

iiken. 

Ju 

den. 

Provinzen: 

Geburten 

Sterbefälle. 

Geburten. 

Sterbefälle. 

Geburten. 

SIerbefälle. 

PreuKSen      .     . 

556,815 

381,105 

228,609 

144,695 

8,092 

3,448 

Posen      .     .     . 

124,824 

80,124 

257,770 

168,809 

13,128 

6,928 

Brandenburg     . 

549,857 

353,716 

10,215 

6,513 

6,147 

3,382 

Pommern     .     . 

331,597 

193,820 

2,630 

1,760 

2,91 8 

1,176 

Schlesien     .     . 

374,311 

280,391 

452,846 

296,361 

10,200 

4,685 

Saclisen  .     .     . 

433,378 

292,814 

28,601 

18,848 

910 

504 

Westfalen     .     . 

167,296 

110,034 

185,392 

132,207 

3,162 

1,636 

Rheinland     . 

178,939 

115,719 

535,242 

359,235 

6,171 

3,374 

Hoheiizollern    . 

135 

71 

14,019 

11,208 

198 

130 

Staat  '0)  ,     .     . 

2,717,246 

1,807,914 

1,715,624 

1,139,636 

50,926 

25,263 

10)  3ej  der  Ges^mnUsunime  des  Staates  ist  hier,  wie  auch  bei  folgenden  Zusupi- 


40  A.  Frantz, 

Aus  diesen  absoluten  Zahlen  lässt  sich  nur  dem  gewandten  Stati- 
stiker erkennen,  wie  es  mit  dem  physischen  Leben  der  Confessionen 
steht;  für  den  Nichtstati.stiker  vermitteln  die  folgenden  relativen  Zah- 
len einen  Einblick  in  jenes  Leben,  und  zwar  lässt  diesen  am  besten 
der  in  den  letzten  Colonnen  bezifferte  Geburtsüberschuss  gewin- 
nen. Geburten  und  Sterblichkeit  an  sich  betrachtet  und  verglichen, 
führen  zu  grossen  Irrthümern,  namentlich  bei  der  cursirenden  Methode 
der  Gcburts- und  Sterblichkeitsziffern,  als:  1  Geburt,  1  Sterbcfall  kommt 
durchschnittlich  auf  so  und  so  viel  Einwohner.  Selbst  gewiegte  Stati- 
stiker, wie  z.  B.  Herr  Legoyt,  Director  des  kais.  franz.  Statist.  Bu- 
reaus, haben  sich  durch  Isolirung  der  Geburts-  und  Sterblichkeitsziffern 
zu  grossen  Irrthümern  verleiten  lassen.  Eür  den  NichtStatistiker  be- 
merken wir  zu  folgenden  (icburts-  und  Sterblichkeitsziffern,  dass  er 
überall  die  Hegel  als  Massstab  anlegen  muss:  »je  mehr  Geburten,  um 
so  mehr  Sterbefälle,«  weil  die  »Kindersterblichkeit«,  wie  überhaupt  die 
Sterblichkeit  der  ersten  Lebensalter,  die  Gesammtsterblichkeit  der  Be- 
völkerung bei  der  ziffermässigen  Darstellung  bestimmt.  Wo  bei  grosser 
Geburtsfruchtbarkeit  geringe  Sterblichkeit  sich  zeigt,  ist  auf  einen 
hohen  Grad  von  Vitalität  der  Bevölkerung  zu  schliessen,  und  diesen 
scheint  merkwürdiger  Weise  die  Bevölkerung  katholischer  Confcs- 
sion  in  einigen  Provinzen  Preussens  zu  haben,  namentlich  in  Preussen 
und  Schlesien.  Auch  wo,  wie  bei  den  Juden,  massige  Fruchtbarkeit 
von  noch  massigerer  Sterblichkeit  begleitet  ist,  tritt  offenbar  der  höhere 
Grad  von  Vitalität  in  Erscheinung.  Will  man  unsere  folgenden,  von 
der  gewöhnlichen  Methode  abweichend  ermittelten  Durchschnittssätze 
auf  die  gewöhnlichen  »Sterblichkeits-  und  Geburtsziftern«  reduciren.  so 
hat  man  nur  mit  denselben  als  Divisor  in  100,00  zu  dividiren  und  man 
gelangt  zu  jenen  Ziffern.  Um  mehr  Gleichmässigkeit  in  unsere  Be- 
trachtung zu  bringen  und  dem  vergleichenden  Blicke  die  möglichste 
Erleichterung  für  Gewinnung  bezweckter  Resultate  zu  gewähren,  haben 
wir  überall  den  Proceutsatz  der  Bevölkerung  von  1858  zu  Grunde 
gelegt,  und  zwar  den  Procentsatz  des  Jahresdurchschnitts  der  6jährigen 
Periode  1858/G4,  so  dass  damit  gesagt  ist:  durchschnittlich  jährlich 
auf  100  Seelen  so  und  so  viel  Geburten,  Sterbefälle  u.  s.  w.  Es  kamen 
also   1858/64 


menstellnngen,  das  Ja  de  gebiet  einbegriffen,  da  es  überall  nur  mit  verschwindend 
kleinen  absoluten  und  relativen  Zahlen  participirt.  Bei  der  Statistik  der  Geburten 
U.S.W,  ist  das  sonst  mit  dem  Jadegebiete  verbundene  „au.svvärts  garnisonirende  Älili- 
tär"  in  den  officiellen  Quellen  der  Rheinprovinz  und  Westfalen  beigerechnet. 


Bedeutung  d.  Religionsunterschiede  f.  d.  phys.  Leben  d,  Bevölkerungen.     41 


auf  Einhundert 

in  den 

Evangelische 

Katholiken 

Juden 

also  Geburtsüber- 
schuss-Procent. 

Provinzen : 

O 
s  2" 

Ster 
fäll 

Gebi 
tei 

»  1 

1 

^7       PS* 

•7       ^f 

Evang.  Kath.  j  Juden. 

Preussen     .     . 

4,73  :  3,24 

5,22     3,30 

3,76     1,60 

1,49  '  1,92 

2,16 

Posen      .     .     . 

4,43    2,87 

4,88  !  3,20 

3,03 

1,59 

1,56 

1,68 

1,44 

Brandenburg    . 

4,06    2,61 

4,13  i  2,63 

3,76 

2,43 

1,45 

1,50 

1,33 

Pommern     .     . 

4,24  1  2,48 

3,54    2,37 

4,04 

1,63 

1,76 

1,17 

2,41 

Schlesien     .     . 

3,82  i  2,86 

4,74    3,10 

4,35 

2,00 

0,96 

1,64 

2,35 

Sachsen  .     .     . 

4,05 

2,72 

4,06     2,68 

2.76 

1.52 

1,33 

1,38 

1,24 

Westfalen    .     . 

4,07 

2,67 

3,58  1  2,55 

3,27  1  1,69 

1,40 

1,03 

1,58 

Rheinland    .     . 

3,99  i  2,58 

3,86  1  2,59 

3,08  1  1,68 

1,41 

1,27 

1,40 

Hohenzollern   . 

1,95    0,97 

3,76     3,01 

3,48  1  2,28 

0,98 

0,75 

1,20 

Staat      .     .     . 

4,18 

2,76  1 

4,34    2,87 

3,50 

1,74 

1,42 

1,47 

1,76 

Diese  Ziffersäulen  geben  zu  mannigfachen  Betrachtungen  über  die 
drei  Confessionen  Anlass.  Mag  man  dem  Zufall  und  allen  andern, 
stetigen  und  unstetigen,  regelmässigen  und  ausserordentlichen  Verhält- 
nissen und  Zuständen  auch  noch  so  viel  Einfluss  auf  das  physische  Le- 
ben der  Bevölkerung  innerhalb  der  drei  Confessionen  einräumen :  so 
viel  steht  fest,  dass  die  Protestanten  im  Grossen  und  Ganzen  in 
Preussen  nicht  so  günstige  Mehrungsverhältnisse  aufweisen,  wie  die  bei- 
den andern  Confessionen.  Dies  entscheidet  der  allgemeine  Durch- 
schnitt des  Geburtsüberschusses,  wie  er  am  Fusse  obigen  Tableaus  für 
den  Staat  ausgeworfen  ist. 

Preussen  und  Schlesien  treten  in  dieser  Beziehung  ganz  be- 
sonders hervor.  Was  hier  die  bedeutende  Fruchtbarkeit  der  Katholi- 
ken erzeugt,  was  das  physische  Leben  der  Protestanten  in  Entwickelung 
und  Aufschwung  hier  dämpft  und  niederhält,  das  ausser  allen  Zweifel 
zu  stellen  vermag  nur  eine  Specialenquete  aller  örtlichen  und  persön- 
lichen Verhältnisse,  wie  sie  bis  jetzt  noch  nicht  angestellt  worden  ist, 
und  wo  sie  angestellt  worden,  ihre  Resultate  nicht  genügend  veröffent- 
licht hat. 

Posen,  das,  wie  wir  oben  sahen,  in  der  Periode  1816/58  ein 
Wachsthum  der  Katholiken  nur  um  63,6,  der  Protestanten  dagegen  um 
101,8  Procent  aufweist,  gönnt  jetzt  wieder  den  Katholiken  einen  Vor- 
sprung vor  Protestanten  und  Juden  im  Geburtsüberschuss  und  gleicht 
beider  Confessionen  Abgang  und  Auswanderung  durch  erhöhte  Lebens- 
kraft des  Katholicismus  aus. 

In  Brandenburg,  Pommern,  Sachsen,    den   protestanti- 
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sehen  Provinzen  Preussens  zeichnet  sich  der  Katholicisinus  nicht  durch 
ursprüngliche,  natürliche  M(!hrunf,'skraft  aus:  —  das  beweist  sein  im 
Vcrhältniss  geringer  Gcburtsüherschuss;  —  aber  wir  sahen  doch  oben 
seine  Mehrung  und  Stärkung  als  Thatsache!  — 

In  Westfalen,  in  Rheinland,  in  Ilohenzollern  erscheint 
der  Katholicisnius  dem  Protestantismus  gegenüber  im  Schwinden :  aber 
welchen  Werth  sollen  wir  dieser  Thatsache  beilegen  gegenüber  obigen 
Wahrnehnuingen  V  — 

Preussen  muss  ganz  ausscrordentl  i  che  Verhältnisse  für  den 
physischen  Zuwachs  des  Katholicismus  bergen:  auf  »natürlichem«  Wege 
lässt  sich  dessen  Stärkung  nicht  erklären. 

Merkwürdig  ist,  dass  dieser  unserer  Meinung  noch  andere  sta- 
tistisch nachzuweisende  und  Bestätigung  bringende  Thatsachen  zur  Seite 
gehen.  — 

Die  Mehrung  der  Bevölkerung  erfolgt  an  erster  Stelle  durch  Ge- 
burten; diese  sind  an  erster  Stelle  und  in  grösster  Masse  eheliche 
Geburten,  während  ausser  eheliche  doch  immer  nur  als  ausser- 
ordentlicher und  für  die  Volksmehrung  wenig  bedeutungsvoller  Factor 
der  natürlichen  Propaganda  der  Confessionen  auftreten  und  gelten  kann. 

Je  mehr  Ehen  in  einer  Confessions-Gemeinschaft  vorkommen,  und 
ferner  je  mehr  uneheliche  Kinder  noch  ausser  den  ehelichen  geboren 
werden,  um  so  grösser  sollte  doch  auch  das  Wachsthum  derselben  sein. 
In  Preussen  bewahrheitet  die  Statistik  diese  Ansicht,  so  natürlich 
und  geboten  sie  scheint,  nicht. 

Die  Protestanten  haben  im  Ganzen  mehr  Eheschliessungen  und 
auch  uneheliche  Kinder  in  Preussen;  trotzdem  mehren  sich  die 
Katholiken  stärker  als  sie !  —  Letzteres  sahen  wir  oben,  Ersteres  zeigt 
folgende  Uebersicht.    In  den  6  Jahren  1838  —  1864  sind 


Ellen  geschlossen 

ausserehelicil  geb 

oren 

evangel.   I     katiiol.    Ijüdisclie 

Evaiigel.       Kalliol. 

Juden. 

Preussen  .... 

114.874      40,576      1.904 

53.528      16.304 

224 

Posen  .     .     . 

25.474!    51,781,    3,211 

8.849 

16,951 

701 

Brandenburg 

123  261  j      2,421      1,892 

64,367 

873 

158 

Pommern  .     . 

66,853 

551  {       695 

33,188          218 

61 

Schlesien  .     . 

85.179 

81,750  i    2,518 

50,247      44,167 

446 

Sachsen     .     . 

92,004 

6.128        248 

43.609        1,862 

21 

Westfalen  .    . 

37.059 

41,699        821 

7,370        6,046 

67 

Rheinland 

39,687 

108.767  1    1.240 

6.736      19.624 

221 

Hohenzollern 

9 

2.547           27 

26       2,122 

2 

Staat    .    .    . 

584,392 

336,220112,546 

267,925 

108,167 

1,901 
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Nur  in  den  Provinzen  Posen,  Brandenburg  und  Hohenzollern 
schliessen  die  Evangelischen  weniger  Ehen  als  die  Katholiken,  in 
Sachsen  fast  ebenso  häufig,  in  allen  andern  Provinzen  aber  häufiger. 

Auffallend  ist  die  grosse  Anzahl  der  ausserehelichen  Kinder 
bei  den  Evangelischen:  nur  in  Hohenzollern  bleiben  sie  hinter  den 
Katholiken  in  der  ausserehelichen  Zeugung  zurück.  Durch  Seltenheit 
der  illegitimen  Geburten  zeichnen  sich  die  beiden  Westprovinzen  aus, 
und  in  allen  Provinzen  die  Juden. 

Genauer  lässt  das  Verhältniss  der  Eheschliessung  und  ausserehe- 
lichen Geburt  sich  in  folgender  Uebersicht  erkennen,  wo  es  durch 
Procentsatz  der  Seelenzahl  der  drei  Confessionen  von  1858  und 
zwar  im  Jahresdurchschnitt  der  Periode  1858 — 1864  ausgedrückt  ist. 
Dieser  Procentsatz  ist  behufs  besserer  Vergleichung  mit  den  oben  ge- 
gebenen Procentsätzen  der  Geburten  gewählt..    Es  hatten 


in  den  Provinzftn : 

Ehescliliessungen  % 

aussereheliche  Geburten  % 

Evangel. 

KaUiol. 

Juden. 

Evangel. 

Kathol. 

Juden. 

Preussen  .... 

0,98 

0,93 

0,88 

0,45 

0,37 

0,10 

Posen 

0,91 

0,98 

0,74 

0,32 

0,32 

0,16 

Brandenburg      .     . 

0,91 

0,95 

1,16 

0,47 

0,35 

0,10 

Pommern .... 

0,85 

0,74 

0,96 

0,42 

0,30 

0,08 

Schlesien  .... 

0,87 

0,85 

1,08 

0,51 

0,46 

0,19 

Sachsen     .... 

0,86 

0,87 

0,74 

0,41 

0,26 

0,07 

Westfalen      .     .     . 

0,90 

0,81 

0,85 

0,18 

0,12 

0,08 

Rheinland      .     .     . 

0,90 

0,78 

0,62 

0,18 

0,14 

0,11 

Hohenzollern      .     . 

0,13 

0,68 

0,47 

0,38 

0,57 

0,04 

Staat    

0,90 

0,85 

0,86 

0,41 

0,28 

0,13 

An  der  Enthaltsamkeit  der  Protestanten  hinsichtlich  der  Zeugung 
liegt  es  also  nicht,  dass  sie  in  der  Mehrung  hinter  den  Katholiken 
zurückbleiben.  Bei  der  oben  sichtbaren  Häufigkeit  ihrer  Ehen  und 
ausserehelichen  Geburten  wird  ihre  trotzdem  geringere  Fruchtbarkeit 
noch  auffallender.  Diese  und  grössere  Sterblichkeit  erklären  aber 
immer  noch  nicht  ganz,  dass  sie  in  der  Mehrung  um  0,67  Proc.  den 
Katholiken  nachstehen.  Es  müssen  noch  andere  Gründe  bei  ihrer 
Minderung  mitwirken. 

Als  solchen  Grund  führt  man  nun  auch  an,  dass  die  Evan- 
gelischen in  grösserer  Zahl  und  Quote  zum  Militärdienst  heran- 
gezogen werden  und  auch  freiwillig  eintreten,  als  die  Katholiken.  Diese 
Thatsache  hindere  sie  an  häufigerer  Eheschliessung  und  damit  auch 
Zeugung  und  steigere  auch  ihre  Sterblichkeit,  indem  der  Militärdienst 
auf  die  Gesundheit  nachtheilig  einwirke. 
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Dem  gegenüber  kann  zunächst  die  oben  statistisch  nachgewiesene 
'I'hatsache,  dass  die  Kvaii^elischen  häufiger  Ehen  cinj,'ehen,  als  die 
Katliolikon,  zur  Widerlegung  herangezogen  werden.  Zweifelhaft  bleibt 
freilich  dabei  innner,  ob  die  PWangelischen  nicht  noch  häufiger  in  die 
Ehe  treten  würden ,  wenn  sie  in  geringerer  Zahl  in  den  Militärdienst 
einträten. 

Ebenso  zweifelhaft  ist  es  aber ,  dass  der  Militärdienst  die  G  e  - 
burten  der  Evangelischen  vermindere.  Thatsache  ist,  dass  alle 
Garnisonstädtc  mehr  aussereheliche  Geburten  aufweisen,  als  Ortschaften 
ohne  Militärbesatzung.  Statistisch  nachweisbar  und  nachgewiesen  ist, 
dass  Geschlechtsverbindungen  der  Militärpersonen  sehr  häufig  ausser- 
eheliche Geburten  zur  Folge  haben.  Was  den  Evangelischen  also  durch 
den  häufigem  Militärdienst  an  ehelichen  Geburten  abgehen  möchte, 
das  möchte  wohl  letzterer  durch  aussorelioliche  reichlich  decken. 

Ob  und  in  welchem  Maasse  der  Militärdienst  in  Preussen  auf  Ge- 
sundheit und  Leben  nachtheiligen  Eintiuss  übt,  das  ist  mindestens  un- 
entschieden. Denn  die  blosse  Statistik  der  Morbilität,  Invalidität  und 
Mortalität  der  Armee  beweist  noch  nicht,  dass  alle  Fälle  jener  Morbi- 
lität u.  s.  w.  auch  dem  Militärdienst  an  sich  in  Rechnung  zu  stellen 
seien,  die  meisten  derselben  vielmehr  nicht  ebenso  gut  im  Civilstande 
erfolgt  wären.  Dies  gilt  natürlich  nur  für  Friedenszeiten;  Kriegs- 
dienst steigert  selbstverständlich  Krankheit  und  Sterblichkeit  in  der 
Armee  und  insofern  trifft  die  Behauptung  des  ungünstigen  Einflusses 
auf  Leben  und  Gesundheit  auch  für  die  Evangelischen  in  Preussen  zu. 
Der  Krieg  gegen  Dänemark  1864,  —  anderweitigen  Kriegsdienst  hat 
die  preussische  Armee  in  der  Periode  1858  — 1864  nicht  gethan ,  — 
hat  übrigens  nur  wenige  Opfer  an  Gesundheit  und  Leben  gefordert, 
und  ist  er  ganz  unerheblich  für  die  Minderung  der  Evangelischen. 

Thatsache  ist  allerdings,  dass  die  letztern  in  weit  stärkerer  Quote 
Militärdienst  leisten ,  als  die  Katholiken  und  auch  die  Juden.  Nach 
der  officielien  Statistik  waren  Ende  1864  in  der  preussischen  Armee 
activ  (ausser  Familienangehörigen  und  Dienerschaft): 

(Siehe  die  Tabelle  auf  folg.  Seite.) 

Die  Militärpersonen  sind  in  den  einzelnen  Provinzen  nicht  säramt- 
lich  ortsangehörig ,  stehen  vielmehr  grosseutheils  dort  nur  in  Garnison 
(woher  namentlich  die  hohen  Procentsätze  der  Katholiken  in  den  pro- 
testantischen Provinzen  Brandenburg,  Pommern,  Sachsen  kommen). 
Beim  Census  werden  sie  aber  der  Provinz  zugezählt,  wo  sie  garniso- 
niren.  Daher  haben  auch  die  Procentsätze  ihre  volle  Geltung  der 
Seelenzahl  der  Confessionen  gegenüber. 
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also  voi 

der  Seelenzahl 

in  den  Provinzen: 

Militärpersonen 

Procent 

evangel.       kathol. 

jüdische. 

evangel. 

kathol. 

jüd. 

Preussen  .... 

20,892 

5,322 

92 

0,98 

0,66 

0,24 

Posen 

11,516 

2,952 

125 

2,29 

0,31 

0,18 

Brandenburg     .     . 

42,610 

9.486 

265 

1,70 

14,33 

0,73 

Pommern  .... 

12,766 

2,278 

115 

0,91 

15,06 

0,87 

Schlesien  .... 

14,566 

16,419 

200 

0.86 

0,94 

0,46 

Sachsen    .... 

22,024 

1,627 

52 

1,15 

1,25 

0,88 

Westfalen      .     .     . 

6,200 

6,447 

54 

0,84 

0,71 

0.32 

Piheinland      .     .     . 

12,003 

21,227 

169 

1,46 

0,86 

0,47 

Hohenzollern      .     . 

119 

35 

— 

8,65 

0,06 

— 

Jadegebiet,  Militär 

auswärts    .     .     . 

14,668 

11,658 

163 

8,31 

9,32 

100,00 

Staat    

157,364 

77,451 

1,235 

1,34 

1,08 

0,47 

Es  dienen  also  nach  obiger  Uebersicht  von  der  Gesaramtzahl  der 
Evangelischen  1,34,  der  Katholiken  1,08,  der  Juden  nur  0,47  Proc. 
in  der  Armee;  setzt  man  die  Differenz  des  Procentsatzes  der  Pro- 
testanten gegen  den  der  Katholiken  und  der  Juden  in  absolute  Zahlen 
um,  so  stellen  die  (11,736,734)  Protestanten  0,26  Proc.  :=:  30,515  gegen 
die  Katholiken  und  0,87  Proc.  =:  102,108  Mann  gegen  die  Juden  mehr 
zur  Armee.  Dass  diese  Differenz  auch  für  die  Propaganda  des  Pro- 
testautismus ihre  praktische  Bedeutung  hat,  lässt  sich  leicht  nach- 
weisen und  einsehen.  — 

Die  Vertheilung  der  Confessionen  unter  der  Armee  und  mit  ihr 
in  den  Provinzen  bleibt  natürlich  für  die  Seelenzahl  derselben  nicht 
ohne  Folge.  Wo  aus  einer  Provinz  grösserer  Abgang  einer  Confession 
durch  die  Recrutirung  erfolgt,  muss  sich  dieselbe  Confession  natürlich 
in  der  Provinz,  wo  der  Zugang  stattfindet,  über  den  Geburtsüberschuss 
hinaus  vermehren.  Mit  diesem  Ab-  und  Zugange  durch  den  Militär- 
dienst lassen  sich  denn  auch  wenigstens  theilweis  die  Differenzen  er- 
klären und  ausgleichen ,  welche  sich  bei  der  Bilanz  der  Bevölkerung 
durch  Geburtsüberschuss  und  Censusresultat  zeigen.  Da  diese  Bilanz 
die  Minderung  und  Mehrung  der  Confessionen  erst  ganz  klar  stellt,  so 
folgt  sie  hier  statistisch  für  die  einzelnen  Provinzen  durchgeführt.  Es 
hatten  1864  gegen  1858 

(Siehe  die  Tabelle  auf  folg.  Seile.) 

Die  Evangelischen  haben  also  nur  Zugang  über  den  Geburts- 
überschuss in  Brandenburg,  Rheinland,  Hohenzollern,  Jadegebiet  und 
beim  auswärts  stationirteu  Militär  (in  Bundesfestungeu,  Frankfurt  a.  M., 
Schleswig  u.  s.  w.),  im  Ganzen  72,197  Seelen.     In  allen  übrigen  Pro- 
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in  den 
Provinzen ; 

GehurtsüberschusB. 

.Mehrung   heim 
Ceni>UK. 

al80  gegen  den  Geburls- 
überschuss  -f-  oder  — 

Kvang.  {Kalhol.  Juden. 

Evang.  Kalhol. 

Juden 

Evang      Kalhol.    Juden. 

Preusseri    .  . 

IT'),?  10    83,914    4,«i44 

174,091    85,180 

3,789 

^   1,619-1    1,'266-    855 

PüHcn    .... 

44,700    88,!t()l    ♦),'-J00 

36,985    69,880 

-2,190 

-  7,715—19,081-8,390 

Brand<fnb<irg 

19ü,141      3,702    2,7H5 

250,178   24,963 

8,981 

4  54,037  4-21,261    \  6,216 

Ponimrrn    .  . 

137,777         870    1,742 

98,677      2,756 

1,144 

-39,100    -   1,886-    598 

Schlesien    .  . 

»3,920  156,485    5,515 

72,893  161,764 

4,082 

-21,027-  5,279—1,433 

Sachsen  .   .  . 

140,564      9,753      40b 

118,800    12,711 

412 

-21,764  4-  2,958 -f       6 

Weslf.ilcn  .  . 

57,262 

53,185    1,526 

55,182    43,712 

812 

-  2,080  —  9,473  -    714 

Rheinland  .  . 

63,220 

176,307    2,797 

71,918  173,322 

2,444 

4-  8,698-  2,985—    353 

Hohfiizollern 

64 

2,811         68 

221         502 

—  1 

4-     157  —  2,309—     69 

Jadegeb  ,  Sli- 

! 

'               i 

lilär  .tusw.") 

-26]      -     1     — 

9,279      8,142 

112 

-f  9,30.-.  f  8,142  f    112 

Staat 1 

909,332 

575,988  25,663 

888,224  582,932 

19,585 

—21,108+  6,944-6,078 

vinzen  erreicht  die  Mehrung  noch  nicht  einmal  den  Geburtsüberschus.s 
und  suniinirt  sich  ein  Abgang  von  93,305  Seelen,  so  dass  der  Census 
ein  Minus  von  21,108  gegen  den  Geburtsiiberschuss  constatirt  hat. 

Die  Katholiken  weisen  dagegen  nur  in  den  katholischen  Pro- 
vinzen Posen,  Westfalen,  Rheinland,  Hohenzollern  gegen  den  Geburts- 
überschu.ss  ein  Minus  auf,  im  Ganzen  nur  33,848  Seelen  Abgang  gegen 
40,792  Zugang,  so  dass  sie  sich  noch  um  6944  Seelen  über  den  Ge- 
burtsüberschuss  hinaus  vermehrt  haben. 

Auffallend  ist  der  beträchtliche  Abgang  der  Juden.  In  Branden- 
burg, Sachsen,  beim  auswärtigen  Militär  mehrten  sie  sich  im  Ganzen 
um  6334  Seelen  über  den  Geburtsüberschuss ,  zeigen  aber  dafür  in 
allen  andern  Provinzen  einen  Abgang  von  zusammen  12,412  Seelen! 
Sie  verloren  also  noch  6078  von  ihrem  Geburtsüberschusse! 

Beachtungswerth  ist  die  Anziehungskraft,  welche  die  Provinz 
Brandenburg  oder  hauptsächlich  wohl  nur  die  erste  Landes -Haupt- 
und  Grossstadt  Berlin  für  alle  Confessionen  zu  haben  scheint.  Die- 
selbe hat  nicht  weniger  als  81,514  Seelen  über  ihren  Geburtsüberschuss 
gewonnen,  und  davon  allein  Katholiken  21,261.  — 

Mögen  sich  alle  oben  sichtbaren  Differenzen  bei  den  Provinzen 
durch  gegenseitigen  Austausch  ihrer  Bewohner,  durch  Ein-  und  Aus- 
wanderung im  Innern  des  Staates  erklären  lassen ;  die  Schlussdifferenz, 
welche  sich  für  den  ganzen  Staat  herausstellt,  lässt  sich  nur  durch 
Ab-   und  Zugang  nach  und   von  Aussen   ausgleichen.     Wenn  nun   der 


11)  Im  Jadegebiet  wurden  1858/64  nur  94  Geburten,  dagegen  120  Slerbefälle 
constalirt,  «eher  das  obige  .Minus  beim  Geburtsüberschuss  der  Evangelischen.  —  Der 
Geburtsüberschuss  des  auswärts  stehenden  Mililärs  ist  den  Provinzen,  zu  denen  die 
Keginienler  nach  dem  Ober- Commando  gehören,  beigerechnel  Das  Plus  beim  Census 
rührt  grössteitllieils  von  der  Expedition  in  Schleswig- Holstein  ber. 
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Protestantismus  auch  noch  von  seinem  schon  an  sich  geringern  Geburts- 
überschuss  21,108  Seelen  an  das  Ausland  verloren,  der  Katholicismus 
dagegen  über  seinen  Geburtsüberschuss  6944  Seelen  von  Aussen  her 
gewonnen  hat,  so  ist  dies  gewiss  eine  Differenz,  welche  von  confessio- 
nellem  Standpunkte  aus  alle  Beachtung  verdient. 

Merkwürdig  ist  ferner  die  starke  Minderung  aller  Confessionen  in 
den  beiden  katholischen  Provinzen  Posen  und  Westfalen.  Beide 
Provinzen  haben  starke  Auswanderung  sowohl  nach  andern  Provinzen, 
als  auch  nach  dem  Auslande.  Posen  vierliert  besonders  viel  wohl- 
habende Einwohner  und  unter  ihnen  wieder  viel  Juden  an  Berlin  und 
andere  Grossstädte.  — 

Wie  wir  bereits  oben  sahen,  ist  Preussen  der  Staat,  in  welchem 
die  Katholiken,  nächst  dem  Königreich  Sachsen  und  Hessen -Homburg, 
am  stärksten  in  ganz  Europa  sich  vermehren.  Mag  man  diese 
Thatsache  begründen  und  erklären,  wie  man  will,  —  das  steht  jeden- 
falls durch  sie  und  für  sie  fest,  dass  die  Katholiken  in  Preussen  nach 
allen  Seiten  hin  volle  freie  Entwickelung  geniessen  und  sich  über  Un- 
freundlichkeit der  Regierung  oder  des  Volkes  anderer  Confession  nicht 
beklagen  können.  Sie  gedeihen  sichtlich  seit  1855  sehr  gut  und  weit 
besser  als  früher;  das  zeigt  sich  denn  auch  noch  in  anderen  Thatsachen. 

Das  Gedeihen  einer  Confession  zeigt  sich  am  deutlichsten  in  den 
Erfolgen  der  Sorge  für  ihren  Cultus.  Mehrung  der  Kirchen  und 
der  Seelsorger  steht  unter  diesen  Erfolgen  obenan.  Dieses  Erfolges 
erfreut  sich  denn  der  Katholicismus  in  Preussen  in  einem  Maasse,  das 
den  Erfolg  des  Protestantismus  in  derselben  Richtung  in  dunkelsten 
Schatten  stellt.  Doch  lassen  wir  hier  wieder  die  officielle  Statistik 
reden.    Es  hatten 
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48  A.    Fri.  nlz, 

Ausser  den  Kirchen  hatten  die  Evanj^elischcn  im  Staate  überhaupt 
18G4  noch  11  DJ  und  die  Katholiken  noch  2507  -andere  dein  (iottes- 
dienste  ge\vi(hnete  Räume*. 

Wir  sahen  oben,  dass,  während  die  Protestanten  nur  70  Kirchen 
mehr  erhielten,  als  l«5b,  die  Katholiken  ihre  schon  an  sich  grössere 
Kirchen/.ahl  noch  um  231  vermihrten  !  »Schon  185b  zählten  bei  ihnen 
nur  1215,  bei  den  Evangelischen  dagegen  1304  Seelen  auf  1  Kirche, 
und  doch  jene  beträchtliche  Mehrung !  Während  die  5,040,(J50  Pro- 
testanten der  drei  protestantischen  Provinzen  Brandenburg,  Ponnneru 
und  Sachsen  bei  5874  Kirchen,  d.  i.  1  durchschnittlich  auf  80O  Seeleu, 
bis  1804  nur  14  Kirchen  mehr  gewonnen,  vermelnlcn  sich  die  200 
Kirchen  der  171,045  Katholiken,  obgleich  1  Kirche  schon  auf  830 
Seelen  kam,  noch  um  13!  Dieselben  hatten  schon  1858  im  Ganzen 
202  Geistliche,  1H04  aber  doch  31  mehr,  während  die  3735  Geistlichen, 
d.  i.  1  durchschnittlich  auf  1352  Seelen,  bei  den  Protestanten  sich  nur 
um  50  mehrten.  —  Im  ganzen  Staate  stieg  die  Zahl  der  protestantischen 
Geistlichen  =:z  0422,  d.  i.  1  durchschnittlich  auf  1700  Seelen,  nur  um 
109  bis  1804;  dagegen  traten  in  demselben  Zeiträume  zu  den  0204 
katholischen  Geistlichen,  d.  i.  1  auf  1057  Seelen,  noch  442  hinzu!  — 

Eine  andere  nicht  minder  bemerkenswerthe  Thatsache  der  glück- 
lichen Propaganda  des  Katholicismus  in  Preussen  zeigt  sich  an  dem 
Wachsthum  katholischer  Klöster  und  C  o  n  g  r  e  g  a  t  i  o  n  e  n.  üass 
dergleichen  geistliche  Institute  in  Preussen  noch  vorhanden,  verlautete 
officiell  unseres  Wissens  in  neuerer  Zeit  zuerst  im  Jahre  1857.  Das 
Königl.  Statistische  Bureau  verötientlichte  damals  eine  nach  den  amt- 
lichen Berichten  der  Bezirks -Regierungen  aufgestellte  Uebersicht  für 
1855  '^j.  Danach  sollten  nur  noch  bestehen  folgende  katholischen  Klö- 
ster und  Congregationen  für  wohlthätige  Zwecke,  als  Jugenderziehung, 
Krankeji-  und  Armenpflege,  Mission,  Seelsorge  u.  s.  w. :  In  Schlesien  9, 
in  Sachsen  1,  in  Westfalen  9,  in  Rheinland  50,  im  Ganzen  09.  In 
Posen  sollten  früher  und  zwar  im  Regierungsbezirk  Bromberg  10  (davon 
7  Mönchs-  und  3  Nonnen-)  und  im  Regierungsbezirk  Posen  34  (davon 
27  Mönchs-  und  7  Nonnen-)  Klöster  bestanden  haben;  aus  dem  Nicht- 
eiugehen  von  erforderten  Berichten  der  Regierungen  wurde  aber  ge- 
schlossen, dass  jene  Klöster  nicht  mehr  existirten. 

Anders  lauten  nun  aber  die  neusten  Angaben  der  ofticiellen  Sta- 
tistik. Danach  bestehen  noch  in  allen  Provinzen  mit  Ausnahme  der 
zwei  fast  rein  protestantischen,  Brandenburg  und  Pommern,  katholische 


12j  Vergl.  „Königl.  Preuss.  Staats- Anzeiger"  1857  S.2488flf.  und  2498 ff. 
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50  A.    Franlz, 

erst  auf  828  Katholiken,  während  dieser  Durchschnitt  sich  bei  den 
Protestanten  nur  auf  TO.'j  Seelen  erhebt.  Diese  },'erintj;e  Differenz  hat 
jedoch  mehr  locale  Gründe,  namentlich  auch  in  der  Diaspora  der  Ka- 
tholiken in  den  protestantischen  Provinzen  Prandenburi.; ,  Ponnnern. 
Sachsen.  Im  wichtigsten  Punkte  der  Volksschule,  int  Geld-  und 
Kostenpunkte,  ist  das  katholische  Volksschuhvesen  auch  seitens  des 
Staates  besser  gestellt  als  das  protestantische. 

Die  8204  katholischen  Volksschulen  zu  Ende  lb»34  hatten  12,171 
Lehrer  und  Lehreriinien ,  die  protestantischen  lG,():j(i  dagegen  24,2Gö 
Lehrer  u.  s.  w.  Deren  Lehrergehälter  betrugen  im  Ganzen  hier  5,021,748, 
dort  bei  den  Katholiken  dagegen  2, 352, 330  Thlr.  Diese  bezogen  dazu 
103,2()()  Thlr.  oder  4,3!)  Procent  der  Gesammtsunnue  aus  Staatsfonds, 
die  Protestanten  dagegen  nur  l!t7,75(;  Thlr.,  d.  i.  nur  3,52  Proc.  der 
Gehaltssumme.  Die  Verbesserung  der  Lehrergehälter  in  den 
6  Jahren  1859—1804  betrug  im  Ganzen  bei  den  Protestanten  417,272 
Thlr.  auf  Kosten  der  Gemeinden  u.  s.  w.  und  28,520  Thlr.  aus  Staats- 
fonds; die  katholischen  Lehrer  erfreuten  sich  einer  Gehaltsverbesserung 
im  Ganzen  von  220,010  Thlr.,  darunter  20.905  Thlr.  aus  Staatsfonds. 
Den  protestantischen  Lehrern  spendete  also  der  Staat  zu  ihrer  Gehalts- 
verbesserung nur  0,4,  den  katholischen  dagegen  8,9  Procent. 

Zu  Schulbauten  wurden  1859/04  für  protestantische  Schulen 
auf  Kosten  der  Gemeinden  und  anderer  Verpflichteter  0.492,310  Thlr.  und 
aus  Staatsfonds  395,292  Thlr.  verwendet;  bei  den  katholischen 
Schulen  betrug  jene  Summe  3,400,958  Thlr.,  diese  220,041  Thlr.  Der 
Staat  steuerte  also  zu  Schulbauten  den  Protestanten  noch  nicht  5,8  Proc, 
den  Katholiken  dagegen  0  Proc.  bei. 

Die  Lehrergehälter  betragen  in  den  Städten  für  7800  Lehr- 
kräfte ,  darunter  380  Lehrerinnen ,  bei  den  Prolestanten  im  Ganzen 
2,432,192  Thlr.,  d.  i.  durchschnittlich  pro  Lehrkraft  311  Thlr.,  bei 
den  Katholiken  allerdings  für  2901  Lehrkräfte,  darunter  822  Lehre- 
rinnen, nur  751,455  Thlr.  oder  im  Durchschnitt  nur  254  Thlr.  Dabei 
ist  aber  nicht  zu  übersehen,  dass  unter  den  Lehrkräften  der  Protestanten 
nur  4,9,  der  Kath(diken  dagegen  27,7  Proc.  Lehrerinnen  sind,  welche 
bekanntlich  kaum  Ya  und  oft  noch  weniger  als  '/a  <^6^  Gehalts  eines 
Lehrers  beziehen.  —  Auf  dem  Lande  sind  in  den  Volksschulen  der 
Evangelischen  10.391  Lehrer  und  77  Lehrerinnen,  in  den  katholischen 
Schulen  8483  Lehrer  und  727  Lehrerinnen  thätig.  Dort  beträgt  also 
die  Quote  der  Lehrerinnen  an  den  Lehrkräften  nur  0.5,  hier  bei  den 
Katholiken  dagegen  7,9  Proc.  Wenn  nun  dort  der  Gehaltsdurchschnitt 
einer  Lehrkraft  193,    bei  den  Katholiken  dagegen  173  Thlr.  steht,   so 
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sind  die  Lehrkräfte  der  letztern  offenbar  immer  noch  besser  gestellt, 
als  die  protestantischen ,  weil  eben  die  starke  Quote  der  Lehrerinnen 
bei  den  katholischen  Lehrkräften  den  Durchschnitt  des  Gehalts  für 
Lehrer  erhöht.  Dabei  soll  nicht  unbeachtet  bleiben,  dass  von  den  Lehr- 
kräften der  Katholiken  nur  24.3,  von  denen  der  Protestanten  aber 
32,1  Proc.  in  den  Städten  wirken,  ein  Verhältniss,  das  natürlich 
den  allgemeinen  Gehaltsdurchschnitt  der  Protestanten  merkbar  erhöhen 
muss.  Dies  wie  auch  das  Verhältniss  der  Lehrerinnen  zu  den  Lehrern 
lässt  überall  die  Lehrkräfte  der  katholischen  Schulen  um  so  günstiger 
gestellt  erscheinen,  als  bei  diesen  von  anderer  Seite  noch  unentgeltlich 
gelehrt  wird,  wie  von  Geistlichen,  Kloster-Brüdern  und  Schwestern 
u.  s.  w.  Von  den  oben  erwähnten  243  geistlichen  Körperschaften  be- 
schäftigen sich  68  ausschliesslich  mit  Unterricht  und  Erziehung.  — 

Auch  bezüglich  des  höheren  Unterrichts  kann  der  Katholi- 
cismus  nur  ohne  Grund  klagen ,  dass  er  nicht  »paritätisch«  mit  dem 
Protestantismus  an  den  Staatsfonds  participire.  x\llerdings  erhebt  sich 
seine  Quote  an  letzteren  bei  den  höheren  Lehranstalten  nicht  überall 
auf  seine  Bevölkerungsquote  =  37,4  Proc.  der  Gesammtvolkszahl ;  doch 
auch  seine  persönliche  Betheiligung  am  wissenschaftlichen  Studium  und 
Staatsdienst  bleibt  ansehnlich  unter  jenem  Satze,  so  dass  sein  Bedarf 
hier  aus  den  Staatsfonds  überall  reichlich  gedeckt  erscheint,  dies  um  so 
mehr,  als  ihm  ja  die  Mitbenutzung  der  nicht  ausschliesslich  katholischen 
Bildunssanstalten  überall  freisteht.  — 


4* 


Nati()iuilr)koii()niis('Ju^  Gesetz^ol)uiiK. 


I. 

Gesetz*  betreffend  die  Aufhebuni^  der  ISchuldhaft. 

Vom  29.  Mai  1868. 
(Bundes -Geselzblatl  von  1868  Nr.  16  S.  237.) 

§.  1.  Der  Personalarrest  ist  als  Exekulionsmitlel  in  bürgerlichen  Rechts- 
sachen insoweit  nicht  mehr  statthaft,  als  dadurch  die  Zahlung  einer  Geld- 
summe oder  die  Leistung  einer  Quantität  vertretbarer  Sachen  oder  Werth- 
papiere  erzwungen  werden  soll. 

§.  2.  Die  gesetzlichen  Vorschriften ,  welche  den  Tersonalarrest  ge- 
statten, um  die  Einleitung  oder  Fortsetzung  des  Prozessverfahrens,  oder  die 
gefährdete  Exekution  in  das  Vermögen  des  Schuldners  zu  sichern  (Sicherungs- 
arrest) ,  bleiben   unberührt. 

§,  3.  Die  Bestimmung  des  §.  1.  findet  auch  auf  die  vor  Erlassung 
dieses  Gesetzes  entstandenen  Verbindlichkeiten  Anwendung,  selbst  wenn  auf 
Personalarrest  rechtskräftig  erkannt  oder  mit  dessen  Vollstreckung  begon- 
nen  ist. 

§.  4.  Alle  diesem  Gesetze  entgegenstehenden  Vorschriften  treten  ausser 
Kraft. 

§.  5.  Das  Gesetz  tritt  in  Kraft  an  dem  Tage,  an  welchem  es  durch 
das  Bundes -Gesetzblatt  verkündet  wird. 


II. 

Gesetz,  betreffend  die  privatreoiitiiche  Stellung:  der  Krwerbs- 
und  H'irthüchafts- Genossenschaften. 

Vom  4.  Juli  1868. 

(Bundes -Gesdzblalt  von  1868  Nr.  24  S.  415.) 

Der  Entwurf  zu  diesem  Gesetze  ist  in  diesen  Jahrb.  Bd.  VIII  S.  47  IT.  ver- 
öflenllicht  worden  nebst  den  Amendements  der  Kommission  des  Abgeordneten- 
Hauses.  Wir  tragen  im  Folgenden  nur  die  Abänderungen  nach,  welche  das 
gegenwärtige  Gesetz  dem  Entwürfe  gegenüber  aufweist. 
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Abschnitt  I.  »Von  Errichtung  der  Genossenschaften"  ist  mit 
den  von  der  Kommission  vorgeschlagenen  Aenderungen  zum  Gesetz  erhoben. 
S.  die  Anträge  in  den  Anm.  zu  Bd.  VIII  S.  47  ff. 

Abschnitt  IL  55V on  den  Rechtsverhältnissen  der  Genossen- 
schafter u.   s.  w." 

§.  9  hat  jetzt  folgende  Fassung:  Das  Rechtsverhältniss  der  Genossen- 
schafter unter  einander  richtet  sich  zunächst  nach  dem  Gesellschaftsvertrage. 
Letzterer  darf  von  den  Bestimmungen  der  nachfolgenden  Paragraphen  nur  in 
denjenigen  Punkten  abweichen ,  bei  welchen  dies  ausdrücklich  für  zulässig 
erklärt  ist. 

In  Ermangelung  einer  anderen  Bestimmung  des  Gesellschaftsvertrages 
wird  der  Gewinn  unter  die  Genossenschafter  nach  Höhe  von  deren  Geschäfls- 
antheilen  vertheilt,  ebenso  der  Verlust,  soweit  diese  Antheile  zusammen  zu 
dessen  Deckung  ausreichen,  wogegen  ein  nach  Erschöpfung  des  Genossen- 
schaftsvermögens noch  zu  deckender  Rest  gleichmässig  nach  Köpfen  von 
sämmtlichen   Genossenschaftern  aufgebracht  wird. 

Genossenschafter,  welche  auf  ihre  Geschäftsantheile  die  ihnen  statuten- 
mässig  obliegenden  Einzahlungen  geleistet  haben,  können  von  anderen  Ge- 
nossenschaftern nicht  aus  dem  Grunde,  weil  letztere  auf  ihre  Antheile  mehr 
eingezahlt  haben ,  im  Wege  des  Rückgriffs  in  Anspruch  genommen  werden, 
sofern  nicht  der  Gesellschaftsvertrag  ein  Anderes  festsetzt. 

§.  12  lautet:  Insoweit  die  Genossenschaflsgläubiger  aus  dem  Genossen- 
schaftsvermögen nicht  befriedigt  werden  können,  haften  ihnen  alle  Genossen- 
schafter, ohne  dass  diesen  die  Einrede  der  Theilung  zusteht,  für  die  Aus- 
fälle solidarisch  und  mit  ihrem  ganzen  Vermögen.  Diese  Solidarhaft  kann 
von  einem  Genossenschaftsgläubiger  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  im 
Falle  des  Konkurses  die  Voraussetzungen  des  §.  51.  vorliegen,  oder  wenn 
die  Eröffnung  des  Konkurses  nicht  erfolgen  kann. 

Wer  in  eine  bestehende  Genossenschaft  eintritt,  haftet  gleich  den  an- 
deren Genossenschaftern  für  alle  von  der  Genossenschaft  auch  vor  seinem 
Eintritte  eingegangenen  Verbindlichkeiten. 

Ein  entgegenstehender  Vertrag  ist  gegen  Dritte  ohne  rechtliche  Wirkung. 

Die  einer  Genossenschaft  beigetretenen  Frauenspersonen  können  in  Be- 
treff der  dadurch  eingegangenen  Verpflichtungen  auf  die  in  den  einzelnen 
Staaten  gellenden  Rechtswohlthaten  der  Frauen   sich  nicht  berufen. 

Abschnitt  III.  «Von  dem  Vorstande,  dem  Aufsichtsrat  he  und 
der  Generalversammlung." 

§.  27  lautet:  Mitglieder  des  Vorstandes,  welche  in  dieser  ihrer  Eigen- 
schaft ausser  den  Grenzen  ihres  Auftrages  oder  den  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes oder  des  Gesellschaftsvertrages  entgegen  handeln ,  haften  persönlich 
und   solidarisch  für  den   dadurch   entstandenen  Schaden. 

Sie  haben,  wenn  ihre  Handlungen  auf  andere,  als  die  in  dem  gegen- 
wärtigen Gesetze  (§.  1.)  erwähnten  geschäftlichen  Zwecke  gcriclitet  sind, 
oder  wenn  sie  in  der  Generalversammlung  die  Erörterung  von  Anträgen  ge- 
statten oder  nicht  hindern,  welche  auf  öffentliche  Angelegenheiten  gerichtet 
sind,  deren  Erörterung  unter  die  Landesgesetze  über  das  Versammlungs- 
und   Vercinsrecht  fällt,  eine  Geldbusse  bis  zu  200  Thalern   verwirkt. 
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§.  31  Iiiit  f()lt;enrleii  Ziisiilz  :  Die  (i(!iieralvprsammliint?  muss  sofort  be- 
luleii  werden,  wenn  mindestens  der  zehnte  Tlieil  der  Genossenseliafter  in 
einer  von  ihnen  zu  nnterzeichnenden  Kinpabe  an  den  Vorstand  unter  An- 
führung des  Zweckes  und  der  Grunde  darauf  antraj?t.  Ist  in  dem  Gcsell- 
schaftsverfrape  das  Hcthl  der  Berulunp  einer  Generalversammlung  einem  grosse- 
ren oder  geringeren  Theile  der  Genosseusrhafter  beigelegt,  so  li;it  es  hier- 
bei  sein    Bewenden. 

Abschnitt  IV.  »Von  der  Auflosung  der  Genossenschaft  und 
dem    Ausscheiden   einzelner   Genossenschafter.« 

§.   34.      Die   Genossenschaft  wird   aufgelöst: 

1)  durch   Ablauf  der  im  Gesellscliaftsverlrage   bestimmten   Zeit; 

2)  durch    einen    Bescbluss   der   Genossenschaft; 

3)  durch  KröiVnung  des   Konkurses   (Falliments). 

§,  35  AI.  1  nach  der  Komniissionsfassung ,  s.  Anm.  IT  a.  a.  0.;  AI.  2 
statt   flBezirksregierung"  :   höheren   Verwaltunirsbehörde. 

§.    36   in   der  Konimissionsfassung,   s.    Anm.  18   a.    a.    0. 

§.   37   ebenso,   s.   Anm.  19   a.   a.   0. 

§.  38  AI.  3  hinter  55 festgesetzten  Gründen"  :  sowie  wegen  Verlustes 
der  bürgerlichen   Ehrenrechte. 

§.   39   AI.   3  von  «auch  wenn"   bis   ^vermindert  hat«   fällt  fort. 

Abschnitt  V.      «Von   der  Liq-  -dation   der  G  en  0  ss  en  i  ch  a  ft." 

§.  47  ad  b.  i^einschliesslich  der  denselben  zugeschriebenen  Dividenden" 
fält  fort.  Von  §.  50  an  lautet  der  Abschnitt  V  des  Gesetzes  folgender- 
massen  : 

§.  51.  Ueber  das  Vermögen  der  Genossenschaft  wird  auch  ausser  dem 
Falle  des  §.  48.  der  Konkurs  fFalliment)  eröfTnet,  sobald  sie  ihre  Zahlungen 
vor  oder  nach  ihrer  Auflösung  eingestellt  hat.  Das  Verfahren  dabei  be- 
stimmen  die   Landesgesetze. 

Die  Verpflichtung  zur  Anzeige  der  Zahlungseinstellung  liegt  dem  Vor- 
stände der  Genossenschaft  und,  wenn  die  Zahlungseinstellung  nach  Auflösung 
der   Genossenschaft  eintritt,  den   Liquidatoren   derselben   ob. 

Die  Genossenschaft  wird  durch  den  Vorstand  beziehungsweise  die  Liquida- 
toren vertreten.  Dieselben  sind  persönlich  zu  erscheinen  und  Auskunft  zu 
ertheilen  in  allen  Fällen  verpflichtet,  in  welchen  dies  für  den  Gemeinschuldner 
selbst  vorgeschrieben  ist.  Dieselben  sind  berechtigt,  gegen  jede  angemeldete 
Forderung,  unabhängig  von  dem  Vertreter  (Kurator,  Verwalter)  der  Konkurs- 
masse Widerspruch  zu  erheben.  Dieser  Widerspruch  hält  die  Feststellung 
der  Forderung  im  Konkurse  und  ihre  Befriedigung  aus  der  Konkursmasse 
nicht  auf.      Ein    Zwangs- Akkord   (Konkordat)   findet  nicht  statt. 

Der  Konkurs  (Falliment)  über  das  Genossenschaftsvermögen  zieht  den 
Konkurs  (Falliment)  über  das  Privatvermögen  der  einzelnen  Genossenschafter 
nicht   nach   sich. 

Der  Bescbluss  über  Eröffnung  des  Konkurses  (resp.  die  Erklärung  des 
Falliments)  hat  die  Namen  der  solidarisch  verhafteten  Genossenschafter  nicht 
zu  enthalten.  Sobald  der  Konkurs  (Falliment)  beendigt  ist,  sind  die  Gläu- 
biger berechtigt,  wegen  des  Ausfalles  an  ihren  Forderungen,  jedoch  nur, 
wenn   solche  bei   dem  Konkursverfahren   (Falliment)   angemeldet  und  verifizirt 
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sind,    einschliesslich    Zinsen    und    Kosten,    die    einzelnen,    ihnen    solidarisch 
haftenden   Genossenschafter  in   Anspruch  zu   nehmen. 

Die  Genossenschafter  können,  wenn  sie  wegen  solcher  Ausfälle  ver- 
klagt werden ,  nur  gegen  solche  Forderungen  Einwendungen  machen ,  bei 
welchen  der  oben  erwähnte  Widerspruch  (Absatz  3.)  von  dem  Vorstande, 
beziehungsweise  den   Liquidatoren  vor  der  Verifikation   erhoben  ist. 

§.  52.  Nachdem  das  Konkursverfahren  (Falliment)  so  weit  gediehen 
ist,  dass  der  Schlussvertheilun.nsplan  feststeht,  liegt  dem  Vorstande  ob,  eine 
Berechnung  (Vertheilungsplan)  anzufertigen,  aus  welcher  sich  ergiebt,  wie 
viel  jeder  Genossenschafter  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  wegen  der  im 
Konkurs   erlittenen  Ausfälle   beizutragen   habe. 

Wird  die  Zahlung  der  Beiträge  verweigert  oder  verzögert,  so  ist  der 
Vertheilungsplan  von  dem  Vorstände  dem  Konkursgericht  mit  dem  Antrage 
einzureichen  :  den  Vertheilungsplan  für  vollstreckbar  zu  erklären.  Dem  An- 
trage ist  eine  Abschrift  oder  ein  Abdruck  des  Gesellschaftsvertrages  und  ein 
Verzeichniss  der  Ausfälle  der  Gläubiger,  sowie  der  nach  dem  Plane  zu  einem 
Beitrage  verpflichteten   Genossenschafter  beizufügen. 

§.  53.  Bevor  das  Gericht  über  den  Antrag  Beschluss  fasst,  sind  die 
Genossenschafter  mit  ihren  etwanigen  Erinnerungen  gegen  den  Plan  in  einem 
Termine  zu  hören.  Mit  Abhaltung  des  Termins  wird,  wenn  das  Konkurs- 
gericht ein  Kollegialgericht  ist,  ein  Mitglied  des  letzteren  (Ricliterkommissar) 
beauftragt.  Bei  der  Vorladung  der  Genossenschafter  ist  eine  Mittheilung  des 
Planes  nicht  erforderlich;  es  genügt,  dass  derselbe  drei  Tage  vor  dem  Ter- 
mine zur  Einsicht  der  Genossenschafter  bei  dem  Gerichte  offen  liegt  und  dass 
dies  denselben  bei  der  Vorladung  angezeigt  wird.  Von  dem  Termine  ist 
auch  der  Vorstand  in  Kennlniss  zu  setzen.  Die  nochmalige  Vorladunir  eines 
Betheiligten,  welcher  in  dem  Termine  nicht  erscheint,  ist  nicht  erforderlich. 
Werden  Erinnerungen  erhoben,  so  ist  das  betreuende  Sach-  und  Rechtsver- 
hällniss  in  dem  Termine  thunlichst  insoweit  aufzuklären,  als  zur  vorläufigen 
Beurtheilung  der  Erheblichkeit  der  Erinnerungen  erforderlich  ist. 

§.  54.  Nach  Abschluss  des  im  §.  53.  bezeichneten  Verfahrens  unter- 
zieht das  Gericht  auf  Grundlage  der  beigebrachten  Schriftstücke  und  der  von 
dem  Richter  aufgenommenen  Verhandlungen  den  Vertheilungsplan  einer  näheren 
Prüfung,  berichtigt  den  Plan,  soweit  nöthig,  und  erlässt  hierauf  den  Be- 
schluss, durch  welchen  derselbe  für  vollstreckbar  erklärt  wird.  Das  Gericht 
kann  vor  Abfassung  des  Beschlusses  von  dem  Vorstand  jede  nähere  Auf- 
klärung und  die  Beibringung  der  in  dem  Besitze  desselben  befindlichen,  zur 
Erledigung  von   Zweifeln   dienenden   Urkunden   fordern. 

Im  Gebiete  des  Rheinischen  Rechts  wird  der  Beschluss  in  der  Raths- 
kammer  auf  den  Vortrag  eines    Berichterstatters  gefasst. 

Gegen   den  Beschluss  ist  ein   Rechtsmittel   nicht  zulässig. 

§.  55.  Eine  Ausfertigung  des  Planes,  sowie  des  Beschlusses,  durch 
welchen  derselbe  für  vollstreckbar  erklärt  ist,  wird  dem  Vorstande  mitge- 
theilt. 

Die  Urschrift  oder  eine  zweite  Ausfertigung  ist  bei  dem  Gerichte  zur 
Einsicht  der  Genossenschafter  offen  zu  legen ;  sämmtliche  Genossenschafter 
sind  hiervon  in  Kenntniss  zu  setzen. 
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Der  Vorstand  ist  beriigl  und  im  FhIIc  der  Weieerunj?  oder  Zope^un^• 
v(;r|)niclitet ,  die  Heilruge,  welche  nach  dem  fiir  vollslreckhar  erklärten  Ver- 
theiiun>(s|)Iiine  von  den  einzelnen  (ienossensehaftern  zu  zulili-ti  sind,  im  Weer"' 
der   lixekution    heilreiben   7,u   lassen. 

§.  56.  Jeder  Genossenschiifter  ist  belui^t  ,  den  \  erlheiluii^splaii  im 
Wege  der  KU\kv,  anzurechten ;  die  Kla{(e  ist  treifeu  die  ührigren  hetheiligten 
Genossenseluilter  zu  richten;  diese  werden  in  dem  l'roeesse  von  dem  Vor- 
stände vertreten.  Für  die  Klajje  ist  das  (ierichl  zusländi(^,  hei  weh  hem 
die  Genossenschaft  ihren  allgemeinen  Gerichtsstand  halte  (§.  ll.J.  Durch  die 
Anstellung  der  Klage  und  die  Einleitung  des  Prozesses  wird  die  Exekution 
nicht  gehemmt. 

§.  57.  Ist  die  Exekution  gegen  einzelne  Genossenschafter  fruchtlos, 
so  hat  der  Vorstand  den  dadurch  entstehenden  Ausfall  in  einem  anzufertigen- 
den neuen  Plane  unter  die  iihrigen  Genossensciiafter  zu  vertheilen.  Das  wei- 
tere Verfahren  bestimmt  sieh   nach  den  Vorschriften  der  §§.   52  —  56. 

§.  58.  Der  Vorstund  ist  zur  Hrhebung  der  von  den  Genossenschaftern 
zu  entrichtenden  Beiträge  berechtigt  und  zur  bestimmungsmässigen  Verwendung 
derselben   verpflichtet. 

§.  59.  Wenn  das  Vermögen  der  Genossenschaft  zur  Befriedigung  der 
Gläubiger  sich  als  unzureichend  erweist,  ohne  dass  die  Eröfl'nun'r  des  Kon- 
kurses erfolgen  kann  (§.  12.),  so  kommen  in  Ansehung  der  Einziehung  der 
zur  Deckung  der  Ausfälle  erforderlichen  Beiträge  die  Bestimmungen  der 
§§.  52  —  58.  in  entsprechender  Weise  mit  der  31aassgabe  zur  Anwendung, 
dass  an  Stelle  des  Konkursgerichts  das  Gericht  tritt,  bei  welchem  die  Ge- 
nossenschaft ihren   allgemeinen   Gerichtsstand  hatte. 

§.  60.  Wenn  der  Vorstand  die  ihm  nach  den  §§.52  —  59.  obliegenden 
Verpflichtungen  zu  erfüllen  ausser  Stande  ist  oder  deren  Erfüllung  versäumt, 
so  kann  das  Gericht  auf  den  Antrag  eines  betheiligten  Genossenschafters  einen 
oder  mehrere  Genossenschafter  oder  auch  andere  Personen  mit  den  Verrich- 
tungen   des    Vorstandes    beauftragen. 

§.  61.  Sind  an  die  Stelle  des  Vorstandes  Liquidatoren  getreten,  so 
gelten  die  Bestimmungen  der  §§.  52  —  60.,  insoweit  sie  den  Vorstand  be- 
trelTen  ,  für  die  Liquidatoren. 

§.  62.  Durch  das  in  den  §§.52  —  61.  angeordnete  Verfahren  wird  an 
dem  Rechte  der  Genossenschaflsgläubiger ,  wegen  der  an  ihren  Forderungen 
erlittenen  Ausfälle  die  Genossenschafter  solidarisch  in  Anspruch  zu  nehmen, 
nichts   geändert. 

Abschnitt  VI.  „Von  der  Verjährung  der  Klagen  gegen  die 
Genossenschafter«.      (§.   63  —  65    unverändert.) 

Abschnitt  VII.  „Schlussbestimmungen«  lautet  so: 
§.  66.  Das  Handelsgericht  hat  den  Vorstand  der  Genossenschaft,  be- 
ziehungsweise die  Liquidatoren,  zur  Befolgung  der  in  den  §§.  4.  6.  18.  23. 
25.  26.  Absatz  2.  §.  31.  Absatz  3.  §•  33.  Absatz  3.  §§.  36.  41.  48.  52-59. 
61.  enthaltenen  Vorschriften  von  Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen  anzu- 
halten. 
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Das  hierbei  zu  befolgende  Verfahren  ist  von  den  Regierungen  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  in  den  nach  §.  70.  zu  erlassenden  Ausführungs -Ver- 
ordnungen  zu  bestimmen. 

§.  67.  Unrichtigkeiten  in  den  nach  den  Vorschriften  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  dem  Vorstande  obliegenden  Anzeigen  oder  sonstigen  amtlichen  An- 
gaben werden  gegen  die  Vorstandsmitglieder  mit  Geldbusse  bis  zu  20  Rthlr. 
geahndet. 

§.  68.  Durch  die  im  §.  67.  enthaltene  Bestimmung  wird  die  An- 
wendung härterer  Strafen  nicht  ausgeschlossen,  wenn  dieselben  nach  sonstigen 
Gesetzen  durch  die  Handlung  begründet  werden. 

§.  69.  Die  Eintragungen  in  das  Genossenschaftsregister  erfolgen 
kostenfrei. 

§.  70.  Wo  dieses  Gesetz  von  dem  Handelsgerichte  spricht,  tritt  in 
Ermangelung  eines  besonderen  Handelsgerichts  das  ordentliche  Gericht  an 
dessen  Stelle. 

§.71.  In  dem  Vermögensslande  einer  schon  bestehenden  Genossen- 
schaft wird  durch  deren  Eintragung  in  das  Genossenschaftsregister  nichts 
geändert. 

Auf  nicht  eingetragene  Genossenschaften  kommen  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  nicht  zur  Anwendung. 

§.  72.  Die  näheren  Bestimmungen  Behufs  Ausführung  dieses  Gesetzes 
werden  von  den  Regierungen  der  einzelnen  Bundesstaaten  im  Verordnungs- 
wege erlassen. 

§.   73.     Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem   1.  Januar  1869  in  Kraft. 


III. 
GcBetXt  betreifend  den  Betrieb  der  stehenden  Gewerbe. 

Vom  8.  Juli  1868. 
(Bundes -Gesetzblatt  von  1868  Nr.  23  S.  406.) 

§.  1.  Das  den  Zünften  und  den  kaufnjännischen  Korporationen  zu- 
stehende Recht,  Andere  vom  Betriebe  eines  Gewerbes  auszuschliessen ,  ist 
aufgehoben. 

§.  2.  Für  den  Betrieb  eines  Gewerbes  ist  ein  Befähigungsnachweis 
nicht  mehr  erforderlich.  Diese  Bestimmung  findet  jedoch  bis  auf  Weiteres 
keine  Anwendung  auf  den  Gewerbebetrieb  der  Aerzte,  Apotheker,  Hebammen, 
Advokaten,   Notare,   SeeschifTer,   Seesteuerleute   und   Lootsen. 

So  weit  in  BetrelT  der  SchilTer  und  Lootsen  auf  Strömen  in  Folge  von 
Staalsverlrägen  besondere  Anordnungen  getrolTen  sind,  behält  es  dabei  sein 
Bewenden. 

§.  3.  Die  Unterscheidung  zwischen  Stadt  und  Land  in  llczng  auf  den 
Gewerbebetrieb   und   die   Ausdehnung  desselben  hört  auf. 

Die  Beschränkung  der  Handwerker  auf  den  Verkauf  der  selbstverfertigten 
Waaren  wird  aufgehoben. 

Der  gleichzeitige  Betrieb  verschiedener  Gewerbe  ,  sowie  desselben  Ge- 
werbes  in  mehreren  Betriebs-  oder  Verkaufslokalen  ist  gestattet. 
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%.  4.  .leder  fiewcrbftrribciidc  darf  hinfort  (iesellcn ,  (jelmlfen  ,  Lehr- 
linge und  Arheiter  jeder  Art  und  in  hcliebiger  Zahl  halten,  (iesellt-n  und 
Gehülfen    sind    in   der   Wahl   ihrer   Meister  oder   Arheitjjeber    unbeschrankt. 

§.  5.  Der  Betrieb  eines  Gewerbes,  zu  dessen  Beginn  nach  Maassc^abe 
der  bestehenden  Landes^esct/.e  eine  poli/.eiliche  Genehmit^unt^  nicht  erlorder- 
lich  ist,  kann  fortan  nur  im  Weye  der  ßundesgesetzgebung  von  einer  solchen 
Genehniipuntr  ahluniHig  geniachl    werden. 

§.  6.  Das  {reirenwärtii,'^e  Gesetz  lindct  keine  Anwendung  auf  die  Be- 
stimmungen   der   Landesgesetze 

1)  über  Erlindungspatente ; 

2)  über  das   Bergwesen ; 

3)  über  die   Beschäfliffung  jueendlicher  Arbeiter; 

4)  über    den  Verlust    der   Befuuniiss  zum   Hallen   von   Lehrlingen   als   Folge 
strafgerichllichen    Krkennlnisses  ; 

5)  über    die   Berechtigung    der   Apotheker,    Gehulfen    und    Lehrlinge   anzu- 
nehmen ; 

6)  über   den    Betrieb  ölfentlicher   Fähren; 

7)  über  das   Abdeckereiwesen. 


Litteratur. 


I. 

Die  Huiist  der  llestenermtg^  von  H.  Eisenhart,    a.  o.  Professor   der 
Slaalswissenscliaften  an  der  Universüäl  Halle.    Berlin  1868.    Korlkainpf.    21t)  SS. 

Die  Finanzcalamitäten  der  heuligen  Staaten,  welche  in  der  Fülle  der 
politischen  Aclion  sich  bewegen,  sind  behannt,  ebenso  aber  auch  die  stei- 
gende Unzufriedenheit  der  Völker  mit  der  heuligen  Finanzwirthschaft  und 
die  immer  mehr  sich  herausstellende  Unfähigkeit  der  Regierungen,  das  un- 
heimlich anwachsende  Uebel  zu  bessern.  Während  man  in  der  Praxis  viel- 
fach düsteren  Katastrophen  entgegentreibt,  wird  man  im  Gebiet  der  Theorie 
zu  glauben  geneigt,  entweder  dass  das,  was  den  Gegenstand  der  modernen 
Finanzkunst  ausmacht,  nämlich  die  Steuerfähigkeit  nach  Massgabe  des  sog. 
reinen  Einkommens,  gar  nicht  existirt,  oder  dass  diese  Kunst  an  ihrem 
Gegenstande  in  höchst  fehlerhafter  und  verderblicher  Weise  ausgeübt  wird. 

Der  Verfasser  der  vorliegenden  Schrift  bekennt  sich  zu  der  letzteren 
Ansicht;  ihm  ist  die  bisherige  Wissenschaft  vom  Finanzwesen  i^ein  charakter- 
loses Gemachte,  wenig  befähigt,  dem  Berufe  dieser  Zeit  zu  dienen,  den 
modernen,  den  sittlichen  Staat,  den  sie  mit  allen  ihren  Sympathieen  um- 
fasst  hält,  in's  Leben  zu  rufen",  und  er  hält  dafür,  5:dass  Steuern  nicht 
länger  jenen  Haufen  bilden  dürfen,  der  von  den  widersprechendsten  Gesichts- 
punkten getragen,  selbst  dem  Staatshaushalte  statt  des  elastischen  Spielwerks 
harmonischer  Triebkräfte  nur  ein  unbehülfliches  und  knarrendes  Gestänge 
zur  Verfügung  stellt".  Also  radicale  Verbesserung  der  Wissenschaft,  wie 
der  Praxis!  Sehen  wir  zu,  wie  weit  der  Verfasser  der  von  ihm  gestellten 
Aufgabe   gerecht  geworden   ist. 

Die  Schrift  lässt  sich  in  einen  allgemeinen  theoretischen  und  in  einen 
praktischen  Theil  zerlegen.  In  dem  ersten  Theil,  welcher  von  der  „Idee  der 
Besteuerung"  handelt  (1.  Buch),  wird  zunächst  gegen  diejenigen  polemisirt, 
welche  in  der  Steuer  nur  eine  atomistische  Bezahlung  von  Staatsemolu- 
menten,  gleich  dem  Kaufpreis  eines  gemeinen  Verkehrsgules,  erblicken,  und 
als  Grund  des  Besteuerungsrcchles  vielmehr  das  obrigkeitliche  Recht  des 
Staats  bezeichnet,  mit  A^olchem  der  Anspruch  auf  die  Mittel  zu  seiner  Aus- 
übung von  selbst  gegeben  sei ;  sodann  wird  das  herr>chende  iidinglichc" 
Steuersystem,  d.  h.  die  Besteuerung  der  objectiv  aus  den  drei  Productions- 
factoren  Natur,  Capital  und  Arbeit,  hervorquellenden  Einkommens,  als  un- 
sittlich   und    die   Idee    des    persönlichen   Daseins   verletzend    verworfen,    und 


60  L  i  1 1  0  r  a  f  ij  r 

(inf,'pp«'n  das  »ipersönliclic'-  .Steuersystem  ht  liirwortel,  dessen  Wesen  in  der 
Huii|)tsaclie  darin  liestelicn  soll  ,  duss  es  nur  die  positiven ,  niciil  auch  die 
nej^alivcn  Bestaiidtheilc  des  Kinkommens  triffl,  d.  Ii.  nur  das  freie  Einkommen, 
rjwelclies  für  die  freien,  sitlliclien  Lebenszwecke  der  i'erson  verfüf^bar  bleibt, 
durunter  auch  für  den  Sluulszweck'-'.  —  In  dem  zweiten  Theile  wird  nach 
einer  cnrsorischcn  und  im  (ianzcn  verwerfenden  Besprechung  der  bestehenden 
directen  Produclionssteuern  (2.  Buchj  die  allirenicine  Kinkommensteuer  im 
Wesentlichen  nach  dem  neueren  cnulisclicn  Muster  als  die  eiii/.ijf  normale 
Steuer  für  ausserordentliche  Slaalsxwecke  und  für  den  ordentlichen  Bedarf 
der  Gemeinden  erklärt  (3.  Buch),  und  sodann  /.ur  Deckung  des  ordentlichen 
Staalsbcdarfs  ein  rationell  ausgebildetes  System  von  directen  und  indirecten 
Verbrauclissleuern ,  endlich  behufs  Belegung  derjenigen  Einkommenslheiie, 
welche  nicht  zur  Consnmtion  verwandt  werden,  eine  Capitalisirungssteuer 
auf  zurückgelegten  Kinkommeiiserwerb  empfohlen  (4.  Buch).  Es  ist  also, 
wie  man  sieht,  den  (iruiulzügcn  nach  das  englische  Steuersystem,  welches 
der  Verfasser  seinen  Ausfiihrunü:en  zu  Grunde  legt,  nur  dass  er  die  darin 
befolgten  Grundsiitze  mit  deutscher  Gründlichkeit  und  Gewissenhaftigkeit 
vielfach  anders  angewandt  wissen  will.  So  ist  er  insbesondere,  seiner  Idee 
der  persönlichen  Steuer  gemäss,  für  die  Befreiung  der  nothwendigen  Unter- 
haltsmittel, dagegen  für  die  Besteuerung  aller  wichtiffen  Entbehrlichkeiten, 
so  der  künstlichen  Getränke,  Gewürze  und  verwandten  Heizmiltel,  der  Be- 
kleidung, der  Ncrgnügungs-  und  Bequemlichkeitsarlikel ,  wie  sie  in  England 
bereits  grossentheils  besteuert  sind,  wohin  er  aber  auch  die  Gasthäuser, 
Restaurationen  und  Hessourcen ,  Theater,  Leihbibliotheken  und  dergleichen 
hinzugefügt  haben   möchte.    — 

Dies  im  Wesentlichen  der  Inhalt  der  Schrift,  welche,  mit  Wärme  und 
Sachkenntniss  geschrieben  und  den  gewissenhaften  Eifer  eines  um  das  Wohl 
des  Volkes  ernstlich  besorgten  Mannes  auf  jeder  Seite  bekundend,  einer  ein- 
gewurzelten occupalorischen  und  plusmachenden  Finanzkunst  den  Krieg  er- 
klärt und  dieselbe  durch  folgerichtige  und  allseitige  Anwendung  eines  cor- 
recleren  Princips,  der  persönlichen  Steuer,  ersetzen  will.  So  sehr  wir  in 
jener  Hinsicht  dem  Verfasser  unsere  Anerkennung  zollen  müssen,  so  können 
wir  doch  mit  seinem  persönlichen  Steuerprincip  und  dessen  Anwendung 
nicht  einverstanden  sein. 

Zu  bedauern  ist  vorerst,  dass  Verf.  auf  die  neueste  Kritik  der  herrschen- 
den Wirthschaftstheorie ,  auf  welcher  bekanntlich  das  moderne  Finanzwesen 
ganz  und  gar  beruht,  keine  Bücksicht  genommen  hat;  dies  verleiht  seiner 
Schrift  einen  etwas  veralteten  Anstrich  und  hat  der  Gründlichkeit  seiner 
Ausführungen,  die  ohnedies  wenig  durch  literarische  Bezugnahmen  gefördert 
werden,  nur  erheblichen  Abbruch  thun  können.  Von  einer  Prüfung  der 
praktischen  Lehrsätze  über  Einkommen ,  Preis ,  Productionsmittel  u.  s.  w., 
ohne  welche  eine  Prüfung  der  daraus  abgeleiteten  Finanztheorie  stets  in  dem 
alten  Kreise  sich  drehen  wird,  findet  sich  keine  Spur;  Verf.  operirt  viel- 
mehr in  der  unbefangensten  Weise  mit  den  alten  Begriffen  und  Begriffs- 
combinationen,  die  sich  bekanntlich  wie  weiches  Wachs  beliebig  kneten  und 
zu  willkürlichen  Folgerungen  gebrauchen  lassen.  Er  hat  daher  zu  gewärtigen, 
dass  ihm,  vom  Boden  seiner  Theorie  aus,  dieselben  Einwände  entgegen- 
gehalten werden,  die  er  gegen  das  j^dingliche"   Steuersystem  vorführt.     Wir 
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wollen  hier  nur  auf  zwei  Punkte  aufmerksam  machen.  Ist  es  wirklich  rich- 
tig", dass  der  Preis  durch  die  Productionskosten  bestimmt  wird,  dann  müssen 
sich  auch  die  Unkosten  der  Staatsregierung,  als  Generalkosten  der  Production, 
auf  alle  Waaren  gleichmässig  vermöge  eines  notliwendigen  wirthschaftlichen 
Ausgleichungsprocesses  repartiren  und  die  ausschliessliche  Besteuerung  der 
vermeintlichen  Entbehrlichkeiten  ist  rein  formell  und  in  der  Sache  illusorisch; 
dann  sind  wirklich  alle  alten  Steuern  gut,  weil  bei  ihnen  der  viele  indivi- 
duelle Störungen  und  Verluste  bewirkende  Ausgleichungsprocess  bereits  über- 
standen ist,  und  alle  neuen  Steuern,  insbesondere  alle  Steuersystemreformen, 
ein  Uebel.  Sodann,  in  engerer  Beziehung,  worin  liegt  denn  die  Garantie, 
dass  nicht  auch  Verbrauchssteuern  abgewälzt  werden?  Wenn  z.  B.  die 
Branntweinaccise  nur  mehr  den  Grossbetrieb  des  Branntweins  entwicklungs- 
fähig lässt,  liegt  darin  nicht  der  Beweis,  dass  die  Consumenten  auf  die 
Production  reagiren  und  folglich  die  Production  es  eigentlich  ist,  welche 
die  Steuerlast  zu  bewältigen  hat? 

Doch  sind  dies  Fragen ,  welche  die  Anhänger  der  allen  Theorie  unter 
sich  selbst  auszumachen  haben ;  unsere  Polemik  ist  auf  einen  anderen  und 
wichtigeren  Punkt  gerichtet.  Verf.  vertritt  die  sittliche  Idee  der  Besteuerung 
und  will  durch  dieselbe  die  sittlichen  Anforderungen  des  menschlichen  Da- 
seins gewahrt  wissen.  Vollkommen  einverstanden.  Allein  mit  der  blossen 
Sittlichkeit  kommt  man  im  Staatsleben  nicht  weit;  sie  wird  leicht  zur  Phrase 
und  Täuschung,  wenn  sie  nicht  im  Recht  ihren  Halt  findet.  Man  wird 
kein  vollgültiges,  mit  der  Staatsidee  verträgliches  Steuer-  und  Finanzsystem 
ausfindig  machen,  wenn  man  ihm  nicht  feste,  positive  Rechtsbegriffe  und 
Rechtsgrundsätze  zu  Grunde  legt.  Dieses  entscheidende  Criterium  einer 
wahrhaft  rationellen  Finanzkunst  hat  sich  der  Verf.  offenbar  nicht  klar  ge- 
macht, denn  es  fehlt  dem  positiven  Inhalte  seiner  Schrift  an  aller  rechtlichen 
Begründung.  So  leitet  er  die  Steuerpflicht  einfach  daraus  ab ,  dass  Zweck 
und  Mittel  55C0rrelate  Begriffe"  seien ;  während  es  doch  einen  grossen  Unter- 
schied macht,  ob  ein  Volk  Steuern  zahlt,  weil  es  sich  selbst  regiert,  oder 
weil  es  regiert  wird ,  so  dass  die  positive  Steuerpflicht  jedes  Volkes  sich 
wesentlich  nach  seiner  Verfassung  richten  muss.  —  So  will  er  das  sog. 
freie  Einkommen  zur  Steuerquelle  machen,  einen  Begriff,  den  wir  überhaupt 
nicht  billigen  können,  weil  er  die  rechtlich  conslituirte  Einheit  der  persön- 
lichen Individualität  nach  willkürlichen  Gesichtspunkten  zerreisst,  am  aller- 
wenigsten aber  im  Gebiet  der  Finanzen,  wo  begreiflicher  Weise  die  strengste 
Beobachtung  der  Rechtsbegriffe  geboten  ist.  Dieses  freie  Einkommen  hat 
aber  durchaus  keinen  rechtlichen  Charakter,  sondern  ist  etwas  rein  Factisches, 
von  der  bunten  Manichfalligkeit  der  iiulividuellen  Besonderheilen  Abhängiges, 
und  darum  vom  Finanzrecht  gar  nicht  zu  erfassen;  wogegen  die  sog.  ding- 
lichen Steuern  doch  den  Vorzug  haben,  dass  sie  sich,  wenigstens  in  der 
Ausführung,  an  das  rechtlich  fundirte  und  darum  auch  rechtlich  erkennbare 
Einkommen  hallen.  —  Ebensowenig  entspricht  es  der  Rechtsidee,  die  Be- 
streitung des  Staatsbedarfes  auf  die  für  Ueberflüssigkeiten  bestimmten  Privat- 
fonds anzuweisen.  Uns  scheint  eher  das  Gegenthcil  das  Richtige.  Denn 
der  Staat  kann  den  Einzelnen  die  notliwendigen  Bedingungen  ihrer  Existenz 
vorschreiben;  hier  muss  Ordnung  und  Einheit  herrschen,  weil  Alle  davon 
ergrilfen  werden.     Was  darüber  hinausgeht,  entzieht  sich  in  freien   Gemein- 
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w'csen  der  ilcrrsclian  des  Staats  und  uiebt  der  Rntfaltuiig  der  Individualität 
Spielraum.  Der  Staat  herrsche  in  seiner  Sphiire,  aber  er  stelle  sich  nicht 
/.wischen  das  Individuum  und  den  (jenuss  und  den  Ausbau  seines  Daseins. 
Von  hier  aus  erscheint  die  der  va^en  Humanität  des  Zeitalters  so  anslössige, 
an^chliclie  N  erliieuerMni:  des  nothwcridi^fn  ünteriialts  durch  StaatsauFlai^en 
in  einem  aiitlcrcn  Lichte  und  jedenralls  annelimhiirer ,  als  der  Vorschlat^. 
Lakaien  und  Sluiitsixt.iinle ,  Tänzerinnen  und  ollentliclie  Lehrer,  Tivolis  und 
L'nterrichlsanslalten  aus  demselhen  i'onds  lie/.ahlen  /.u  lassen.  —  iNicht  minder 
widerspricht  die  Smith'sche  Gleicliiieil  der  Besteuerung  des  reinen  Ein- 
kommens Aller,  d.  i.  der  Communismus  zwischen  Staat  und  Volk  der  Keciits- 
idee,  denn  die  aulhonlisclie  (ileicliheit  ist  der  Tod  des  Hechts,  welches  viel- 
mehr, weil  es  llerrscharisvciiialtnisse  consliluirl,  unausbleihlich  das  Moment 
der  ün<^leichlieil  in  sich  trägt.  -  Auch  besitzt  der  Staat  nicht  das  Hecht, 
die  ohne  Zweifel  \oii  positiven  Hechtsgrundsätzen  getragene  W  erthordnung 
der  Dinge  einseitii;  zu  durchkreuzen  und  sich  so  mit  seiner  eigenen  Ord- 
nung in  Widerspruch  zu  bringen;  wäre  die  Smith'sche  Werthlehre  nicht 
so  gänzlich  aller  positiven  Grundsatze  ledig,  so  könnte  man  gewiss  nicht 
auf  den  Gedanken  kommen,  gerade  an  den  freien  Consum  der  Bevölkerungen 
die  Zwangslast  des  Staatsbedarfs  anzuhängen.  Auf  deutschem  Boden,  wo 
viel  mehr  universale  und  wahrhaft  freie  Lebensanschauung  herrscht  als  ander- 
wärts, würde  man  sich,  des  sind  wir  überzeugt,  einer  Healisirung  der  ße- 
steuerungsideen   des   Verf.   aufs   Entschiedenste   widersetzen. 

Um  nicht  zu  lang  zu  werden,  brechen  wir  hier  ab,  obgleich 'wir  über 
die  berührten  und  über  andere  damit  zusammenhängende  Fragen  noch  viel 
zu  sagen  hätten.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dase  unser  freimüfhig  dar- 
gelegter Dissens  den  Werth  des  interessanten  und  anregenden  Buches  nicht 
mindert ;  vielleicht  steht  zu  holfen,  dass  die  hier  gegebenen  Fingerzeige  den 
strebsamen  und  kenntnissreichen  Verf.  auf  eine  exactere  Bahn  seine  Studien 
leiten,  als  sie  auf  dem  Boden  der  Smith 'sehen  Theorie  möglich  ist,  was 
wir  im  Interesse  der  Wissenschaft  mit  Freuden  begrüssen  würden. 

Hr. 


IL 

Verg^leichende  Statistik  über  die  Real-  und  Productions- 
werthe  der  liandwirtli.schaft,  der  Montan  -  Industrie»  der 
Verkehrs-  und  Koniinunikations-AnstaKen,  dann  Erörterung 
des  Staatshaushaltes  im  österreichischen  Kaiserstaat.  —  Von 
Filung^er.     Wien  1868. 

Der  Herr  Verfasser  hätte  seinem  Werke  das  Motto  vorsetzen  sollen : 
„Zahlen  um  jeden  Preis" ,  tlenn  fast  jeden  Abschnitt  des  über  Landwirth- 
schaft  handelnden  und  umfangreichsten  Tlieils  muss  er  damit  einleiten  ,  dass 
brauchbare  statistische  Erhebungen  allerdings  nicht  vorliegen;  wolle  man  den- 
noch Zahlenangaben  haben,  so  müsse  man  zu  Conjecturen  seine  Zuflucht 
nehmen ,  und  dies  thut  der  Verf.  in  jedes  3Iaass  überschreitender  Weise. 
Wir  müssen  es  als  einen  Hauptvorzug  der  Arbeit  anerkennen ,  dass  meist 
vorweg  zwar  indirect,  aber  iu   für  jeden  Statistiker  hinreichend  klarer  Weise 
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eingestanden  wird,  dass  die  ang-eg-ebenen  Zahlen  einen  statistischen  Werth 
nicht  beanspruchen  können.  Das  unglückselige  Streben,  Alles  mit  ZilTern 
zu  belegen,  kommt  aus  Frankreich  zu  uns  herüber,  und  die  Agrarstatistik 
ist  das  Feld,  auf  dem  nach  M  o  r.  de  Jonnes  Vorgang  der  Conjectural- 
statistik ,  wenn  dieser  Ausdruck  nicht  zu  edel,  der  beliebteste  Tummelplatz 
geschaffen  ist.  —  Allerdings  existirt  in  Oesterreich  keine  brauchbare  Erhebung 
über  die  Ausdehnung  der  mit  den  verschiedenen  Früchten  bestellten  Fläche, 
noch  weniger  der  Erträge;  gleichwohl  finden  wir  in  dem  in  Rede  stehenden 
Werke  die  speciellsten  Angaben  darüber  und  aus  ihnen  ist  dann  weiter  der 
Gesammtwerth  der  Bodenproducte,  wie  des  productiven  Landes  berechnet. 
—  Die  officielle  Viehstatistik  ist  als  unrichtig  bezeichnet  und  z.  B.  eine  Er- 
höhung der  darin  angegebenen  Zahl  der  Schafe  um  nicht  weniger  als  20  "/o 
für  nöthig  gehalten.  Dies  schreckte  aber  den  Verf.  nicht  davon  ab,  den  Er- 
trag an  Milch,  Fleisch,  Fett,  Häuten  u.  s.  w.  in  Pfunden  und  Gulden  anzu- 
geben. —  In  ähnlicher  Weise  wird  weiter  verfahren,  auf  die  unsichersten 
Angaben  die  weitgehendsten  Schlüsse  zu  bauen  und  ohne  befriedigende,  sach- 
verständige Begründung. 

Werthvoller  ist  der  folgende  Theil,  welcher  die  3Iontan  -  Industrie  be- 
handelt, doch  vermisst  man  oft  die  Quellenangabe.  Auch  hier  wird  versucht, 
durch  Schätzung  das  in  der  Montan-Induslrie  beschäftigte  Kapital  zu  bestim- 
men. —  Der  Verf.  benutzt  die  gefundenen  Zahlen,  um  durch  Vergleichung 
mit  andern  Ländern  die  JN'othwendigkeit  eines  Zollschutzes  für  die  öster- 
reichische Eisenindustrie  darzuthun  und  die  bisherigen  Regierungsniassregeln 
in  Bezug  auf  Eisenbahnbau  und  Industrie  einer  scharfen  Kritik  zu  unterziehen, 
wobei   er  zu   denselben  Resultaten   wie  die  wiener  Handelskammer  gelangt.  — 

Der  dritte  Theil  behandelt  die  Strassenanlagen  ,  die  Eisenbahnen,  deren 
Kapitalsaufwand  und  Bruttoeinnahmen,  den  Dampfschiffsverkehr,  wie  das  Post- 
und  Telegraphenwesen.  Es  ist  darin  viel  werthvolles  Slaterial  zusammenge- 
tragen und  in  übersichtlicher  Weise  verarbeitet.  Der  Verf.  ist  hier  offenbar 
allein   in  seinem  Elemente  und   hätte  sich  auf  diesen  Theil  beschränken  sollen. 

Als  IV.  Gruppe  ist  der  Staatshaushaltsetat  Oesterreichs  nach  dem  Vor- 
anschlage pr.  1865  angefügt.   —  J.  C. 
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I. 

lieber  die  llaiidelsbilanx. 

Von  F.  Gull),  k.  k.  Finanzrath  in  Prag. 

Nach  der  Ansicht  der  meisten  .Nationaiökonomen  ist  die  Frage  über  die 
Handelsbilanz  erledigt  und  sind  die  Acten  hierüber  geschlossen.  Man  hält 
hiernach  den  Begrill"  der  Handelsbilanz  für  unreell  und  die  vermeintliche 
Gunst  oder  Ungunst  derselben  für  Etwas,  das  keinen  Sinn  hat.  .Mit  dieser 
Abfertigung  ist  jedoch  die  Frage  nicht  erschöpft,  auch  nicht  nach  allen  Ge- 
sichtspunkten   erfasst. 

„Allenthalben",  sagt  Soden,  „sieht  man,  dass  die  Regierungen  ängst- 
lich über  die  H.-B.  wachen,  selten  aber  die  wahren  Mittel  anwenden,  den 
Nationalreiclithum  zu  erhöhen.  Befolgt  ein  Volk  genau  die  Gesetze  der  Na- 
tionalökonomie, strebt  es,  die  WerthschaiTung  auf  den  höchsten  Punkt  zu 
treiben ,  d.  i.  in  dem  grösstmöglichen  3Iaasse  und  höchst  möglicher  Voll- 
kommenheit Alles  hervorzubringen,  was  es  den  Naturgesetzen  nach  nicht 
wohlfeiler  vom  Auslande  beziehen  kann,  dann  mag  dasselbe  über  seine  Han- 
delsbilanz  ganz   beruhigt   sein." 

Und  Hume,  Essay  of  Money:  „Keine  Regierung  braucht  eine  ungün- 
stige Handelsbilanz  zu  fürchten,  die  mit  Sorgfalt  ihr  Volk  und  ihre  Manu- 
facturen    bewahrt." 

Aber  gerade  damit  wird  ein  Unterschied  zwischen  günstiger  und  un- 
günstiger H.-B.  zugestanden;  denn  wenn  ein  Volk,  das  bei  sich  die  Gesetze 
der  Nationalökonomie  folgerecht  handhabt,  von  der  H.-B.  nichts  zu  befürch- 
ten hat,  so  ist  dies  doch  offenbar  bei  fehlerhafter  Organisation  seiner  \N'irth- 
schaft  der  Fall,  und  es  wirft  sich  die  Frage  auf,  worin  die  hierdurch  ange- 
regten Besorgnisse  bestehen?  Die  Art  der  Begründung  jenes  kategorischen 
Abspruchs  über  das  Wesen  und  die  Bedeutung  der  H.-B.  rückt  diese  Frage 
wieder  in  den  Vordergrund,  und  ihre  Lösung  gewinnt  mit  dem  Verkehrs- 
leben an  Wichtigkeit.  Ist  die  H.-B.  ein  isolirter  Nachweis  der  unter  den 
obwaltenden  Verhältnissen  günstigsten  Abwicklung  des  internationalen  Ver- 
kehrs und  als  solcher  ein  blosser  Anzeiger  der  volkswirthschaftlicheii  Ent- 
wicklung, eine  Wirkung  derselben,  deren  Tragweite  in  der  Ursache  .llaass 
und  Ziel  hat,  oder  wirkt  sie  gleichzeitig  und  in  welcher  Richtung  auf  die 
Volkswirlhschaft  zurück?  Dies  sind  Fragen,  zu  deren  Erörterung  wir  es 
unternommen   haben,    nachfolgend   einige   der,  wie  wir  glauben,   noch   unent- 
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deckten  oder  doch  nicht  genugsam  beachteten  Seiten  der  H.-B.  näher  zu 
beleuchten. 

Die  H.-B.  ist  das  Verhällniss  der  Forderung  zur  Schuld  zwischen  zwei 
mit   einander  verkehrenden    Staaten. 

Man  theilt  sie  in  eine  ungünstige  und  günstige  ein,  und  für  beide  Ar- 
ten besteht  eine  doppelte  Auffassung.  Nach  der  einen  ist  die  H.-B.  ungün- 
stig, wenn  die  Einfuhr  die  Ausfuhr  übersteigt,  umgekehrt  ist  sie  günstig; 
nach  der  andern  ist  sie  ungünstig,  wenn  die  Forderung  des  Auslandes  mit 
Baarschaft  beglichen  werden   muss,  widrigens  ist  sie  günstig. 

Wohnte  dem  Begriff  der  H.-B.  in  dieser  doppellen  Auffassung  Reellität 
inne,  so  müsste  in  der  Ungunst  derselben  für  den  betreifenden  Staat  ein 
Nachtheil,  in  ihrer  Gunst  ein  Vortheil  liegen,  und  Beides  müsste  im  Wesen 
der  H.-B.  begründet  sein,  diese  wäre  ein  ausnahmsweises  Ergebniss  des  in- 
ternationalen Handels  andern  Unternehmungszweigen  gegenüber.  Fassen  wir 
die  ungünstige  H.-B.  als  Ueberschuss  der  Ein  -  über  die  Ausfuhr  und  diese 
als  Verlust  des  Inlandes  auf,  so  leuchtet  ein,  dass  ein  solcher  nicht  aus  dem 
Wesen  des  Handels  hervorgeht.  Der  Ueberschuss  der  Schuldforderung  des 
Auslandes  über  das  inländische  Guthaben  gründet  sich  auf  kaufmännische 
Transactionen  oder  nicht.  Nun  ist  der  Handel  eben  nur  fortgesetzter  Tausch, 
der  unter  beiderseitiger  Voraussetzung  eines  Gewinnes  vor  sich  geht;  der 
Handelsmann  bringt  in  dem  Erlös  für  seine  Erzeugnisse  das  Einlagskapital 
mit  einem  Ueberschuss  heraus,  ein  Erfolg,  den  der  Betrieb  des  internatio- 
nalen Handels  thatsächlich  documentirt.  Hat  aber  Conciirrenz  den  Ausgleich 
der  Gewinne,  den  sie  in  allen  Unternehmungszweigen  anstrebt,  durchgesetzt, 
so  ist  der  Gewinn  desjenigen ,  der  mit  aufgekaufter  Waare  fremde  iMärkte 
bezieht,  nicht  grösser  und  nicht  kleiner,  als  derjenige  des  Gewerbsmannes, 
der  für  den  Localmarkt  producirt,  oder  des  Fabrikanten,  der  seine  Artikel 
im  Auslande  vertreibt.  In  dem  durchschnittlichen  Ueberschuss  über  die  Han- 
delskosten muss  daher  auf  Dauer  ein  solcher  der  Werthe  der  Einfuhr  gegen 
jene  der  Ausfuhr  enthalten  sein.  Der  ausführende  Handelsmann  muss  im 
Preise  der  exportirten  Waaren  neben  dem  Ersatz  der  Kosten  noch  einen 
Unternehmungsgewinn  ziehen.  Ist  der  Preis  der  Waare  im  Lande  1,  der  Ge- 
winn bei  der  Ausfuhr  x,  so  ist  der  Marktpreis  derselben  ausser  Landes  am 
Verkaufsorte  1-j-x,  die  Ausfuhr  ist  daher  um  x  geringer  als  die  Einfuhr. 
Einzelne  Verluste,  die  unter  den  Wechselfällen  des  auswärtigen  Handels  un- 
vermeidlich sind,  gleichen  sich  gegen  Extragewinne  in  längern  Zwischenräu- 
men aus  und  festigen  die  Regel,  welche  einen  Ueberschuss  ergibt').  Ein 
Vorwiegen  der  ausländischen  Forderung  gegen  das  inländische  Guthaben 
oder  ein  Ausfall  kann  daher  aus  der  regelmässigen  Abwicklung  des  interna- 
tionalen Handels  nicht  resultiren,  und  die  in  diesem  Sinne  aufffcfasste  Lehre 


1)  Def  Narhweis  eines  Ueberschussps  der  Ausfulir  über  die  Einfuhr  beruht  übri- 
gens häufig  auf  Täuschung,  weil  itie  Waaie  l)ei  der  Einfulir  wegen  des  Eingangszolles 
zu  niedrig,  bei  ner  Ausfulir  dort,  wo  Ausrulnprätuien  Itestehen,  zu  liocli  dfriarirl 
wird.  Zudem  sind  viele  ausgelieiide  Güter  Conimissioiisj;üt('r  und  konnueu  ofl  unver- 
kauft zurück.  Auch  ist  in  den  .\usl'ulirslabfllen  der  At>nuss  an  Bnaigeld  niclil  ent- 
halten, und  ihre  Nacliweisungen  sind,  abgesriien  von  ilirer  sonstigen  Hii/.uveriässig- 
keil ,  deslialb  schon  unsiclicr,  weil  sich  die  Werthe  ändern.  Sdiliisslirli  fcliit  darin 
der  Nachweis  über  den  Ertrag  von  Diensten,  die  ein  Volk  dem  andern  leistet. 
XL  5 
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von  der  Handelsbilanz  erscheint,  mit  forsclieiidem  Blick  verfolt:! ,  als  ein  im 
INchel  zerrinnendes  IMiantuni  ^).  Die  Lelire  voti  der  ilandelsbilun/.  ist  um^je- 
kelirt  wahr,  der  Handel  ist  nni  so  vttrtiieilliarter ,  je  mehr  der  Tauschwerth 
der  Kinfnliren  dtMijeiiiyen  der  Ausfuhren  uhersleiut.  Kben  so  wenii^  lie^l 
darin  ein  .Nuohtheil  liir  den  Kinzelnen ,  wenn  die  Beuleicliun<;  des  ausländi- 
schen Siildo  niil  Buarschalt  erlolyl.  Je  nach  den  .Marklverliallnissen  ist  bald 
die  Ziililnn^  mit  Warnen,  bald  niil  Baarsciialt  an^ezcitil,  der  Schuldner  lolt;! 
bei  der  Wahl  nur  seinem  Interesse.  Die  (jrcnze,  über  die  hinaus  die  Baar- 
zahlunif  unterbleibt,  ist  erreicht,  wenn  die  Waarc  bei  Knlblössunir  des  Geld- 
marktes so  liillt,  dass  es  {^leiciigiltiji'  ist,  mit  ihr  oder  im  Baaren  zu  bezah- 
len. Am  Knde  erfolgt  die  Zahlung  immer  in  Waaren  oder  in  Dienslleislun- 
gen ,  fiir  welche  man  das  benölhiizlc  Geld  kauft,  ohne  Biick>icbl  der  Titel, 
auf  welchen  die  einzelnen  Forderungen  beruhen.  Die  Huckwirkunif  des  aus- 
wiirtijicn  llainlels  auf  die  Volkswirthschaft  ist  allerdings  nicht  aleichgillitr ; 
die  Art  seines  Betriebs  hängt  jedoch  nicht  von  der  Willkür  der  Einzelnen, 
sondern  von  dem  Standpunkt  der  V(»lkswirthschaft  ab.  Diese,  nicht  den 
Handel  klagt  an,  wenn  letzterer  auf  die  materielle  Wohlfahrt  bei  einem  Volke 
minder   vortheiliiaft   relluirt,    als    bei    einem    andern. 

Das  Inland  kann  aber  in  der  Zeit  mehr  Waaren  be/.ogen  haben,  als 
mit  der  Einfuhr  in  einer  Teriode  gedeckt  werden  können,  es  kann  Credit- 
käufc  abschlicssen,  oder  baare  Anleihen  machen.  Die  Tilgung  der  also  an- 
wachsenden Schuld  wird  zumeist  auf  den  internationalen  Handel  verwiesen; 
der  Gesammtbetrag  nimmt  die  Form  eines  Wechsels  an,  den  der  Inhaber 
ohne  Rücksicht  der  Recbtstitel,  aufweichen  die  einzelnen  Beslandtheile  der 
Wechselsumme  beruhen,  am  Verfalllage  zur  Zahlung  präsentirt.  Handel  kann 
den  Credit  nicht  entbehren,  ihn  entziehen,  heisst  den  Handel  in  Fesseln 
schlagen;  Credit  gleicht  der  Verlängerung  des  Hebelsarms  der  Kraft,  der,  da 
man  mit  ihm  weiter  reicht,  als  mit  Tausch  oder  Baarzahlung,  die  Handels- 
operationen und  hiemit  die  Ueberschüsse  vermehrt.  Anleihen  werden  zu 
producliven  Zwecken  oder  zum  unproductiven  Verbrauch  aufgenommen.  Für 
den  Unternehmer  sind  sie  Kapitaleinlagen,  die  er  aus  seinem  Geschäfte  mit 
Gewinn  herausbringt.  Wer  zum  blossen  Genuss  Anleihen  macht,  die  er  von 
seinem  Einkommen  zurückerstatten  kann,  tritt  nach  der  Rückzahlung  in  den 
frühern  Vermögensstand  zurück,  und  inzwischen  hat  sich  seine  wirthschaft- 
liche  Lage  nicht  verschlimmert.  Unproducliver  Verbrauch,  wobei  der  Ver- 
mögensslamm  angegritlen  wird,  gehört  übrigens  zu  den  isolirten  Erschei- 
nungen; nur  Einzelne  verschwenden  und  enden  mit  der  Insolvenz,  Völker 
dagegen  sind  sparsam.  Fiir  die  Vernichtung  von  Kapital  durch  sterile  Con- 
sumtion  geht  daher  durch  Vermehrung  Ersatz   zu.      Auch    stösst    der    Credit 


2)  Nirlils  ist  nach  Adam  Smith 's  Ansiriit  Ihörichter,  als  die  ganze  Doclrin 
von  der  Han(lpl>bilanz.  „Einf  Aalion  kann,"  wie  er  versicherl ,  „einnii  grössern 
AVd-lli  eintüliien,  als  sie  virileiciit  in  fünf/.ig  Jahren  zusammen  iiiisfüiirt  ,  das  Gold 
und  d:is  Silber,  die  wälirend  dieser  Zeil  in's  Land  kommen,  können  sofort  wieder 
ausgelüiirl  werden,  die  circulirende  Jlüiize  kann  allmäliiig  schwinden,  verscliicdene 
GeiilMiiTosiale  können  an  ihre  Stelle  treten,  und  selbst  die  ScImUien,  die  ein  Land 
bei  den  märiiligen  Nationen  coiitraiiirt ,  mit  denen  es  in  IlandeNverbindung^n  sieht, 
Itünnen  wachsen;  und  doch  kann  der  wirkliclie  Reiclilhnni  des  Landes,  der  lausclihare 
Werlh  seines  Bodens  und  seiner  Arbeit  während  derselben  Periode  im  grössern  Ver- 
tiältniss  zugenommen  haben." 
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in  der  ausgekannlen  Zahlungsfähigkeit  auf  unüberschreitbare  Grenzen.  — 
So  weit  sich  das  Verhältniss  zwischen  „Haben  und  Soll"  zweier  Staaten  auf 
den  Credit  basirt,  fällt  seine  Wirkung  für  den  Einzelnen  mit  demjenigen 
zusammen  ,    das    sich   auf  die   kaufmännischen   Operationen   gründet. 

Die  H.-B.  hat  daher  nicht  vom  Standpunkte  der  Privat-,  sondern  der 
Volkswirthschaft  Reellität.  Dies  widerspiegelt  sich  in  dem  Verhältnisse  zweier 
Staaten,  in  deren  einem  die  Edelmetalle  Neigung  zum  Einströmen,  in  dem 
andern  zum  Ausstromen  haben.  Beide  sind  mit  Privatunternehmern  zu  ver- 
gleichen ,  wovon  der  eine  zu  Notbverkäufen  seiner  Erzeugnisse  gedrängt 
wird ,  der  andere  aber  den  günstigen  Moment  zum  Absatz  abwarten  kann. 
In  dem  einen  wird  die  Arbeitskraft  vergeudet,  der  Grund  und  Boden  ent- 
werthet.  Die  von  der  Apropriation  lebenden  Jlittelspersonen  nehmen  eine 
steigende  Quote  des  Products  vorweg,  Kapitalgewinn  und  Zinsfuss  sind 
hoch  mit  der  Tendenz  zum  weitern  Steigen,  der  Geldwucher  blüht;  in  dem 
andern  sind  Arbeit  und  Grund  und  Boden  hoch  im  Preise.  Da  der  Produ- 
zent in  der  Nähe  des  Consumenten  steht,  so  vermindert  sich  die  Quote  des 
Händlers  ,  Profitsatz  und  Zinsfuss  nehmen  ab  mit  der  Tendenz  zum  weitern 
Sinken.  Die  Drohnen  in  dem  Bienenkorb,  welcher  die  Volkswirthschaft  dar- 
stellt,  verschwinden. 

Die  reelle  H.-B.  spricht  sich,  jenachdeni  sie  günstig  oder  ungünstig  ist, 
in  dem  grössern  oder  geringern  Vortheil ,  mit  dem  das  Land  den  auswärti- 
gen Handel  betreibt,  und  in  der  Neigung  der  Edelmetalle  zum  Ein-  und 
Ausströmen  aus.  Man  kann  ihr  gegenüber  das  Verhältniss  des  inländischen 
Guthabens  zu  der  ausländischen  Forderung  als  nominelle  H.-B.  bezeichnen. 
Die  reelle,  auf  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  beruhend,  ist  nachhal- 
tig, die  nominelle  vorübergehend,  diese  wird  von  jener  beeintlusst,  nicht 
umgekehrt.  Die  nominelle  H.-B.  mag  zeitweise  noch  so  ungünstig  sein,  sie 
wird  sich  nachhaltig  doch  vortheilhaft  stellen,  wenn  die  Stützen  aufrecht 
stehen,   auf  denen  die  Neigung  der  Edelmetalle  zum  Einströmen   beruht"*). 

Die  unvermeidlichen  Schwankungen  des  internationalen  Handels  unter- 
halten einen  steten  Wechsel  zwischen  Ebbe  und  Fluth,  Entleerung  und  Ueber- 
führung  des  Geldmarktes,  wonach  sich  die  Zahlung  bald  mit  Waaren ,  bald 
mit  Baarscliaft  als  vortheilhaft  herausstellt,  jedoch  mit  Opfern  verbunden  ist. 
Im  erstem  Falle  werden  je  nach  der  Grösse  der  auswärtigen  Forderung  die 
Waaren  im  Inlande  vertheuert,  im  Auslande  entvverthet,  im  letztern  steigt 
im  Lande  der  Preis  der  Geldnutzung  und  fällt  die  Waare ,  die  man  dann 
verschleudern  muss,  um  Geld  zu  besciialfen.  Immer  hat  die  schlechte  reelle 
H.-B.  zur  Folge,  dass  der  Inländer  im  Austausch  seiner  Producte  weniger 
Arbeit  erhält,  als   er  hingibt. 

Die  Opfer  welche  die  Ungunst  der  nominellen  H.-B.  dem  Lande  auf- 
erlegt, stehen  im  umgekehrten  Verhältnisse  zu  der  Macht  desselben,  über 
fremde  Edelmetalle  zu  verfügen,   und   im  geraden   zu   der  verglicbeuen  Grösse 


3)  Carpy  hält  die  reelle  IT.-B.  vor  Angen,  indem  er  in  seiner  Socinlwissen- 
schafl  (Bd.  II  S  6ü0l  sagt:  „Deniiiarli  Itönnen  wir  leiclit  tti'groilVn ,  wesiuilh  der 
Reiclilliiim  und  die  IMariit  in  jenen  Lüiidcrn  so  rascli  waolistMi  ,  die  eine  (;iin»lig:e 
H.-B.  haben  ,  wodurch  ein  iiesliiiidiges  Einströmen  der  Edelnielallf  vermsachl  wird  ; 
wälirend  diejenigen,  welclie  siels  eine  Bilanz  gegen  sich  liahen,  wodurch  ein  bestän- 
diges Ausströmen  dieser  Metalle  verursacht  wird,  so  sehr  sinken.'* 
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der  Scliiildfiirdcriing.  Je  hervorragender  die  Industrie,  je  wohlfeiler,  quali- 
lälmassiger  und  rnannii^r.illiyfr,  duher  uljhetzharer  die  eitiheimischen  Kr/.euff- 
nisse,  desto  \veni<;cr  Opfer  bedarf  es,  um  die  Unifunst  der  nominellen  H.-B. 
zu  verwinden.  Die  Waaren,  mit  denen  die  .Schuld  bezahlt  wird,  werden 
noch  mit  Gewinn  oder  nnfiililbarem  Verlust  abij:esetzt,  und  ebenso  wird  das 
dem  Lande  entzogene  Metallgeld  zuriickgeschallt.  Die  Macht  zur  Aufrechl- 
hallung  des  Verkehrs  mit  der  Welt  wächst  mit  dem  Zuwachs  des  einheimi- 
schen Verkehrs,  wie  die  Kraft  der  Verdauung  und  der  Assimilation  im  ge- 
raden  Verhiillniss    zu    der    Orjianisation. 

In  vorstellender  Krorlcrung  liegt  zugleich  die  Antwort  auf  die  Frage, 
ob  und  inwiefern  die  H.-B.  den  l'reis  der  (ieldnut/.unff  beeinllusst.  Die  no- 
minelle II. -B.,  sofern  sie  die  Kin-  und  Ausfuhr  der  .>lunze  vermehrt,  aflicirt 
nur  den  Disconl,  nie  den  mittlem  Zinsfuss,  der  sich  stets  nur  aus  den  In- 
nern Zuständen  der  Volksvvirthschaft  herausbildet.  Auf  den  mittlem  Zins- 
fuss nimmt  nur  die  Organisation  des  Giiterlebeus  Kinlluss,  wonach  sich  die 
Edelmetalle  zum  Ab-  oder  Zulluss  neige:i.  Kapitalverluste,  selbst  wenn  sie 
zahlreiche  Hevölkerunffsclassen  IrelVen ,  schmälern  oder  erschöpfen  für  eine 
gewisse  Zeit  nur  das  Einkommen  und  halten  die  Accumulationskraft  zurück. 
Sie  können  äussersten  Falls  selbst  den  Kapilalslock  angreifen  und  dadurch 
die  Quellen  des  Einkommens  verengen;  so  lange  jedoch  die  Grundsäulen 
naturgemässer  Entwicklung  der  Volksvvirthschaft  aufrecht  stehen,  werden  sie 
kein  Rückschreilen  verursachen,  neuer  Zulluss  aus  noch  offenen  Quellen  des 
Erwerbes  und  Ersparnisse  werden  die  durch  Unfälle  gerissenen  Lücken  ver- 
schwinden und  ausfüllen  helfen.  Grossen  Kapitalverlusten  gegenüber,  wenn 
sie  auch  Einzelne  zu  Grunde  richten,  kann  das  Gemeinwesen  noch  voran- 
schreilen,  und  wenn  dem  Lande  eine  fühlbare  Menge  von  Edelmetallen  ent- 
zogen wird,  die  Neigung  derselben  zum  Einströmen  gar  wohl  noch  bestehen. 
Fest  steht  der  Satz,  dass,  so  lange  diese  Neigung  vorherrscht,  der  aus  wel- 
chem Grunde  immer  erfolgende  Abfluss  des  Geldes  nur  die  Wirkung  hat,  den 
Discont  zu  steigern ,  dass  aber  die  habituelle  Tendenz  der  Edelmetalle  zum 
Ausströmen  Wirkung  einer  Organisation  der  Volkswirhaft  ist,  welche  die 
Nothwendigkeit  mit  sich  fuhrt,  Rohproducte  auszuführen  und  Fabrikate  ein- 
zuführen, was  den  Zinsfuss  in  die  Höhe  treibt.  Noch  nie  ist  ein  voran- 
schreitendes Volk  durch  Kapitalverluste  verarmt,  noch  immer  hat  es  sich 
davon  schnell  erholt.  Die  Welt  hat  dies  an  England  erfahren ,  das  in  den 
INapoleonischen  Kriegen  seine  Subsidienzahlungen  in  Waarenform  bewerk- 
stelligen konnte*).  Kapitalverluste  gleichen  Verwundungen,  die  der  gesunde 
Organismus  des  Körpers  heilt.  Sie  gehen  wie  acute  Krankheiten  an  ihm 
bald   schnell,   bald   langsam,   aber  immer  spurlos  vorüber. 

Neigung  der  Edelmetalle  zum  Einströmen. 

Edelmetalle  sind  das,  vorzüglichste,  durch  Nichts  zu  ersetzende  Tausch- 
werkzeug.     Dort,    wo  ihr  Vorrath  im  Verhältniss   zu   dem  Umfang  des  Ver- 


4)  England  wurden  durch  den  Bau  von  Eisenbahnen  von  1845  — 1847  77  Ulill. 
Pfd.  SiPil.  enizogen.  Hiezu  wurden  18iU  für  Getreide  140  .Hill.  Tlilr.  ausgeführt. 
„Diese  Tlialsaclie  hat  ihren  Einfluss  auf  den  Disrotit  geäusseii,  welcher  auf  den  eng- 
lischen Geldmärklen  miiunler  noch  ülier  das  Verhältniss  hinaus  gesteigert  wurde,  in 
welchem  sich  der  Zinsfuss  erhöhl  hat." 
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kehrs  am  reiclilichsten,  ist  auch  ihr  Umlauf  am  lebhaftesten,  die  Wirksamkeit 
der  Productivmiltel  am  grössten,  die  Ansammlung  des  Kapitals  am  raschesten. 
Nichts  ist  daher  wichtiger,  als  die  Zustundbringung  von  Bedingungen,  unter 
welchen   die   meiste  Jlünze  zu   dem  Weltwertb   der  Edelmetalle   circulirt. 

Die  Waaren  werden  in  Gegenden  ausgeführt,  wo  ihnen  der  günstigste 
Markt  eröffnet  ist.  Darum  gehen  die  Rohproducte  in  die  Manufacturslaaten, 
und  ihnen  folgen  aus  demselben  Grunde  die  Edelmetalle  der  neuen  Produc- 
tionsländer.  Die  Rohproducte  werden  als  Waare,  die  Edelmetalle  als  Kauf- 
miltel  verschickt,  jene,  um  in  Geld,  diese,  um  in  Waaren  umgesetzt  zu  wer- 
den. Die  Edelmetalle  streben  dahin,  wo  sie  die  grösste  Nützlichkeit  haben, 
und  diese  haben  sie  dort,  wo  sie  gegen  die  gesuchte  Waare  im  höchsten 
Preise  stehen  und  wo  das  Geldstück  die  meisten  Täusche  vermittelt,  daher 
der  Verkehrsbedarf  an  dem  Umlaufsmittel  im  Verhältniss  zu  den  Umsätzen 
am   gerings  en   ist,  wo   man   mit  der  Geldeinheit  am  weitesten   reicht. 

'  Unter  besondern  Umständen  kann  zwar  jedes  Land  für  seine  Erzeug- 
nisse Edelmetalle  heranziehen,  sie  jedoch  nur  insofern  festhalten,  als  der 
Verkehr  sie  in  sich  aufzunehmen  vermag,  widrigens  sie  in  das  Ausland  ab- 
fliessen ,  wo  sie  bessere  Verwerthung  finden.  Die  Neigung  der  Edelmetalle 
zum  Einströmen,  welche  stark  genug  ist,  um  die  durch  \'erluste  aller  Art 
in  dem  Geldvorrath  entstandenen  Lücken  immer  wieder  auszufüllen,  setzt 
aber  einen  vorgerückten  Stand  der  Volkswirlhschaft  voraus.  Je  rascher  sich 
diese  entwickelt,  desto  stärker  nimmt  die  Neigung  der  Edelmetalle  zum  Ein- 
strömen zu.  Sind  einmal  die  Bedingungen  hiezu  gegeben,  so  hat,  so  lange 
die  voranschreilende  Richtung  anhält,  die  Strömung,  wenn  nicht  hemmende 
Zwischenfälle  eintreten,  die  Tendenz,  sich  zu  verstärken,  und  sie  geht  durch 
die  Rückwirkung  auf  die  Beschleunigung  des  Umlaufs  nach  dem  Gesetz  der 
Gravitation  im  quadratischen  Verhältniss  der  Schnelligkeit  vor  sich.  Bei  der 
Neigung  der  Edelmetalle  zum  Einströmen  besteht  daher  zwischen  diesem 
und  der  Accumulation  von  Kapitalen  volle  Gegenseitigkeit;  in  je  stärkerm 
Verhältniss   das    erstere   zunimmt,    muss   auch    die   letztere   zunehmen. 

Beim  Eintritt  des  stationären  Zustandes  stellt  sich  das  Gleichgewicht 
her,  bei  dem  das  Land  zwar  die  erforderliche  3Ienge  Edelmetalle  noch  an 
sich  ziehen  kann,  jedoch  ohne  die  Vortheile,  welche  ein  rasches  Voran- 
schreiten bedingt.  Der  Verkehr  nimmt  dann  zwar  am  Umfange,  aber  die 
Circulation  nicht  an  Schnelligkeit  zu,  und  hiernach  vermehren  sich  zwar  die 
Edelmetalle,  jedoch  ohne  die  Neigung  zum  Einströmen.  Der  stationäre  Zu- 
stand ist  jedoch  zumeist  nur  ein  Uebergangsstadium,  das  früher  oder  später 
in  die  Phasen  des  Rückschritts  übergeht,  wobei  der  Strom  der  Edelmetalle 
die  retrograde  Richtung  nimmt.  Die  Neigung  der  Edelmetalle  zum  Einströ- 
men, auf  normaler  Entwicklung  der  Volkswirlhschaft,  daher  auf  constanten 
Productions-  und  Absatzverhältnissen  beruhend,  hat  die  Wirkung  einer  all- 
mähligen  Vermehrung,  zwar  mehr  weniger  rasch  zunehmenden,  aber  einer 
solchen,  welche  die  Waarenpreise  nicht  steigert.  Das  regelmässig  einströ- 
mende Edelmetall  in  Geldform  bildet  am  Leilimarkt  einen  fortan  sich  er- 
neuernden Ueberschuss  des  Ausgebots,  dessen  Einlluss  auf  den  Zinsfuss  durch 
die  Rückwirkung  auf  den  Waarenmarkt  nicht  nur  nicht  behoben,  sondern 
vielmehr  verstärkt  wird,  und  dem  eine  abmindernde  Nachfrage  gegenüber 
steht.     Am  Waarenmarkto ,  auf  den  das  einströmende  Geld  früher  oder  spä- 
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ter  ffelanpt,  bntrccrncl  es  nämlich  als  Hepriisentant  Hrr  wirksamen  Nachfrage 
einem  zunehmc.ndeM  Waarciiaustelx)! ,  da  in  einem  wirtliscliiifllicli  voran- 
schreilenden  lainde  der  Unlernehmer  auf  die  vorauüsiclilliclie  Krweilerunjf 
des  Absalzficbieles  anticipirt.  Mit  der  Ausdchniins'  des  GeschäTtskreises  ver- 
stärkt sich  aber  die  VVirksamkcil  der  Productionsmittcl  und  vermindert  sich 
der  Kostenaufwand,  sowie  durch  die  ManniKfaltitrkeil  der  Bescliäftitrunj^en 
der  Umlauf  i)csclileuiii{>:l  wird.  Mit  der  .Neiirutii:  der  Kdelmetallc  zum  Kin- 
strömen  f^ftht  daher  die  Vernieiirunsf  der  Kapitiiiiiberscliubse  und  die  Vermin- 
derung des  relativen  Verkehrsiiediirfs  au  dem  ("irculationsmitlel  Hand  in  Hand. 
Die  Vermehrung  des  Geldes  bei  der  iNeitrung  zum  Kinslrömen  hat  zwar  die 
Tendenz,  den  l'reis  desselben  gegen  Waaren  zu  senken,  diese  Wirkung  wird 
jedoch  von  jener  der  Beschleunigung  der  Circulation  und  Verstärkung  der 
Wirksamkeit  der  Produclivmitlel  desto  mehr  überwojjen,  je  rascher  sich  das 
Geld  vermehrt,  da  dann  die  Preise  der  l'ahricirten  Lehenserfordernisse  ver- 
hältnissniässig  tiefer  sinken,  was  seinerseits  die  Neigunir  der  Kdelmetalie  Y.um 
Einströmen  verstärkt.  Unter  diesen  Umständen  hat  das  Einstromen  des  Gel- 
des, weit  entfernt,  die  Waaren  zu  vertheuern ,  vielmehr  die  Tendenz,  selbe 
zu  verwohlfeilern.  Es  steht  fest,  dass  das  Land,  in  welches  unter  dem 
regelmässigen  Handelsverkehr  das  meiste  Geld  einströmt,  auch  das  meiste 
Gold  und  Silber  aufnehmen  kann,  ohne  dass  die  Fabrikate  steigen,  ja  unter 
zunehmendem  Sinken  derselben  in  Foljre  zunehmender  Wirksamkeit  seiner 
Productivmitlel.  Seit  Jahrhunderten  strömen  die  Edelmetalle  aus  den  Pro- 
ductionsländern  in  die  iManufac  turstaaten  des  westlichen  Europa ,  ohne  auf 
die  Waarenpreise  einen  dem  Export  abträglichen  Einlluss  zu  äussern.  Das 
Land,  in  dem  sich  das  meiste  Geld  erhält,  ist  aber  dasjenige,  wo  der  Umlauf 
am  schnellsten  ist,  daher  die  Accumulationskraft  am  stärksten,  die  Vermeh- 
rung des  Kapitals  am  raschesten.  Im  Verhältniss  der  Vermehrung  des  Gel- 
des, das  von  dem  Verkehr  rasch  aufgesogen  wird,  vermindert  sich  durch 
Beschleunigung  des  Umlaufs  der  normale  Geldbedarf,  was,  indem  es  durch 
Zinsenersparniss  den  gemeinsamen  Kostenaufwand  reducirt,  nothwendig  die 
Kapitalüberschüsse,  folirlich  das  Ausgebot  am  Leihmarkt  vermehrt,  während 
es  die  Anlässe  zur  Nachfrage  auf  demselben  vermindert.  Hiedurch  erklärt 
sich  die  merkwürdige  Thatsache,  dass,  während  die  Waare  nach  den  Orten 
strebt,  wo  daran  Mangel  ist,  die  Edelmetalle  nach  der  Gegend  strömen,  wo 
sich  das  meiste  Geld  im  Umlauf  hält.  Dasselbe  sucht,  wie  jede  Flüssigkeit, 
das  tiefste  Niveau  und  nimmt  die  Richtung  dahin,  wo  schon  das  meiste  Geld 
in  Verwendung  steht.  Je  grösser  die  Strömung,  desto  mehr  hat  sie  die 
Tendenz,  sich  zu  verstärken,  in  demselben  Verhältniss  wird  aber  auch  die 
Tendenz  zur  Preiserniedrigung  der  vermehrten  Edelmetalle  von  dem  Einfluss 
wirksamer  und  kostensparender  Productionsmittel  auf  die  Herabminderung 
des   Preises   der   fabricirlen   Lebensbedürfnisse    überwogen. 

So  lange  das  Edelmetall  Neigung  zum  Einströmen  hat,  ist  es  eins,  ob 
das  inländische  Umlaufsmittel  in  Münze  oder  in  einlöslichem  Papiergeld  be- 
steht. Ja,  die  Banknoten  bei  vollem  Vertrauen  beschleunigen  die  Circulation 
und  tragen  so  ihrerseits  dazu  bei,  den  Zinsfuss  herabzudrücken.  Die  Be- 
sorgniss,  dass  sie  das  Edelmetall  verdrängen,  ist  dann  eitel.  In  Frankreich, 
wo   sie  erst   vor  Kurzem   eingeführt  wurden ,    strömt    fortwährend  Münze  zu, 
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der  Zinsfuss  fällt,    was   wieder  Ursache  ist,    dass    die    Production    zunimmt, 
den    Geidzufluss   vermehrend. 

Da  dort,  wo  das  Edelmetall  iNeigung  zum  Einströmen  hat,  Jedermann 
seines  Einkommens  sicher  ist,  die  Arbeit  hoch  im  Preise  steht,  wonach  der 
Arbeiter  die  Fonds  zu  einer  Unternehmung  leicht  zusammenbringt,  und  die 
vorwaltenden  Bedingungen  zur  Beständigkeit  der  Preise  deren  Schwankungen 
verhüten,  so  sind  die  Anlässe  zum  Borgen,  die  in  Verminderung  des  Kapi- 
tals oder  Mangel  daran  fussen,  isolirte  Erscheinungen,  die  am  Leihmarkt  in 
der  Regel  kein  Uebergewicht  über  das  zunehmende  Ausgebot  gewinnen  und 
nur  zeitweise  den  Discont,  nicht  aber  den  mittlem  Zinsfuss  steigern.  Hat 
einmal  das  Land  den  Standpunkt  erklommen,  auf  dem  der  Strom  der  Edel- 
metalle sich  ihm  zuwendet,  so  tragen  zwei  Factoren  durch  ihre  Wechsel- 
wirkung auf  einander  dazu  bei,  den  Zinsfuss  immer  tiefer  zu  senken,  der 
ausser  Verhältniss  zur  Nachfrage  sich  mehrende  Zuschuss  an  Geld  unmittelbar 
und  die  Vermehrung  der  Kapitalüberschüsse  mittelbar.  W^o  sich  das  meiste 
Geld  im  Umlauf  erhält  oder,  was  gleich  ist,  wohin  es  die  grösste  Neigung 
zum  Einströmen  hat,  da  ist  der  Zinsfuss  am  niedrigsten.  Je  stärker  die 
Strömung,  desto  grösser  das  Verhältniss,  in  welchem  das  Sinken  des  Zins- 
fusses  zu  dem  jährlichen  Zuschuss  steht.  Die  Vermittlung  von  Bedingungen, 
unter  welchen  sich  das  meiste  Geld  zum  Weltwerth  der  Edelmetalle  im  Um- 
lauf erhält,  gehört  daher  zu  den  Preisaufgaben  der  wirthschaftlichen  Prag- 
matik. Das  Sinken  des  Zinsfusses  fällt  zwar  mit  der  Neigung  der  Edelme- 
talle zum  Einströmen  zusammen,  letzteres  ist  jedoch  nur  Folge  der  verstärk- 
ten Wirksamkeit  des  Kapitals  und  der  Beständigkeit  der  Preise,  ersteres 
aber  der  Vermehrung  des  Kapitals,  obgleich  beide  Erscheinungen  in  der  As- 
sociation gipfeln,  aufweiche  sich  sowohl  die  Wirksamkeit  des  Kapitals,  als 
dessen  Vermehrung  zurückführen  lässt.  Die  Neigung  der  Edelmetalle  zum 
Einströmen  trägt  aber  zur  Senkung  des  Zinsfusses  nur  sofern  bei,  als  sie 
zur   Vermehrung   des   Kapitals   beiträgt. 

Neigung  der  Edelmetalle  zum  Ausströmen. 

Der  Strom  der  Edelmetalle  wendet  sich  von  dort  ab,  wo  die  Schuld- 
forderungen des  Auslandes  diejenigen  des  Inlandes  regelmässig  überwiegen 
und  der  Saldo  bei  Mangel  an  Waaren  mit  Baarschaft  gedeckt  werden  muss. 
Dies  ist  der  Fall  in  Ackerbaustaaten,  wo  wenig  Mannigfaltigkeit  der  Be- 
schäftigungen, daher  wenig  Verkehr  herrscht.  Staaten,  die  ihre  Rohpro- 
ducte  in  der  verdichteten  Form  von  Fabrikaten  ausführen,  unterhallen  mit 
der  Welt  den  Verkehr,  den  sie  wollen,  wobei  sie  progressiv  mehr  und  mehr 
gewinnen,  indem  iiire  Accumulationskraft  wächst;  diejenigen,  welche  nur 
Rohproducte  ausführen,  unterhalten  den  Verkehr,  den  sie  müssen.  Sie  glei- 
chen dem  Manne,  der,  um  Verluste  zu  decken,  sich  dem  Wucherer  in  die 
Arme  wirft,  und  leiden  an  innerer  Verschwächung,  können  daher  nur  spär- 
lich Kapitalien  ansammeln.  Landwirthe  können  mit  einander  keine  Täusche 
abschliessen  ;  der  Mann,  welcher  das  Getreide  baut,  ist  von  demjenigen  ge- 
trennt, welcher  das  Geld  besitzt,  um  es  zu  kaufen.  Das  Land  ist  daher  an 
den  von  Fllemenlarereignissen  und  andern  Zufälligkeiten  abhängigen  Absatz 
an's  Ausland   gewiesen ,    der    in    Jahren    der  Wohlfeilheit  oft  die    Transport- 
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kosten  nicht  lohnt,  die  das  Gemeinwesen,  welches  die  umfangreichsten  Le- 
hensbediirfnisse  ausführt,  zumeist  seliist  lra(?en  muss.  Zudem  ist  der  Erlös 
für  das  Holiproducl  zur  ßeziihluiig  einer  {gegebenen  «Menge  vom  Ausland  be- 
zogener Waarcii  in  dem  Maasse  iinzureiclicnd,  als  der  Transport  einen  gros- 
sem Theil  des  KaufprcMses  absorbirl,  und  die  Fracht  verschlingt  eine  um  so 
grössere  Quote,  als  die  Schuldl'orderung  grösser,  die  mit  dem  Erlös  zu 
decken  ist,  weil  alsdann  mehr  Hohproducte  ausgeführt  werden  müssen,  was 
den  Preis  drü(-lit  und  die  Transportkosten  in  die  Höhe  treibt.  Da  jedes  Land 
Getreide  producirt,  fremder  lliilc  daher  nur  in  Nothjahren  bedarf,  so  trifft 
der  Zeitpunkt,  \>  o  der  Ackerbaiistaat  an  das  Ausland  Zahlungen  zu  leisten 
hat,  nur  zufällig  mit  demjenigen  zusammen,  wo  es  seine  i'roducte  vortheil- 
haft  verwerlhcn  kann.  In  Perioden  der  Theuerheit  strömt  zwar  Geld  zu, 
jedoch  als  überschüssig  alsbald  wieder  aus,  da  es  vom  Verkehr  nicht  aufge- 
sogen werden  kann.  In  gewöhnlichen  oder  gar  ungünstigen  Jahren  gebricht 
es  zudem  den  Wenigen,  in  deren  Händen  der  Grundbesitz  consolidirl  ist, 
an  Gegcnwerlhen  für  ihre  aus\^arligen  Bezugsartikel.  Folge  hievon  ist 
Preissteigen  der  Geldnutzung  wegen  Ueberhandnahmc  der  Verschuldung,  weil 
ein  seltner  Geldüberschuss,  der  in  das  Ausland  treibt,  mit  einem  stationären 
Deficit  wechselt,  das  zu  Anleihen  zwingt.  In  solchen  Landern  sind  die  Han- 
delsleute und  Geldkapitalisten  Herren  und  der  Geldwucher  ist  das  ergiebigste 
Geschäft. 

Selbstverständlich  ist  daher  die  Wirkung,  welche  die  Neigung  der  Edel- 
metalle zum  Ausströmen  übt,  derjenigen  entgegengesetzt,  die  aus  der  Nei- 
gung zum  Einströmen  hervorgehl.  Da  Geld  liäulig  umläuft,  so  fallen  die 
Preise  der  Dinse  in  slärkerm  Verhältnisse,  als  in  welchem  es  ausströmt,  und 
in  gleicher  Weise  nimmt  die  Verschuldung  desjenigen  zu,  der  für  theuer  er- 
kaufte Waaren  Zahlung  zu  leisten  hat,  oder  bei  hohem  Geldpreise  Einkäufe 
im  Ausland  macht,  wo  das  Geld  geringere  Kaufkraft  hat.  Zudem  retardirt 
die  Verminderung  des  Geldes  den  Umlauf,  statt  ihn  zu  beschleunigen.  Wo 
wenig  Geld,  da  vermittelt  das  Stück  nur  wenig  Arbeit,  wo  viel,  da  leistet 
es  eine  grosse  Summe  von  Diensten.  Je  schneller  der  Umlauf,  desto  fühl- 
barer ist  aber  die  Wirkung  einer  gegebenen  Verminderung  des  Geldes  auf 
die  Preise  aller  Dinge.  Sowie  sich  die  Nützlichkeit  des  Circulationsmittels 
vermindert,  steigt  sein  Preis.  Zw^ar  ist  dieser  an  sich  auf  den  mittlem  Zins- 
fuss  ohneEinlluss;  bei  einer  nachhaltigen  Verminderung  des  Vorrathes  macht 
sich  jedoch  ein  Gesetz  geltend,  kraft  dessen  die  Geldnutzung  in  dem  Maasse 
steigt,  als  Geld  ausströmt,  da  hiemit  die  Preise  der  Arbeit  und  der  fixen 
Kapitale   fallen    und   die  Anlässe   zur   Verschuldung   zunehmen. 

Sowie  jedoch  die  Neigung  der  Edelmetalle  zum  Einströmen  nicht  Ur- 
sache des  Reichthums,  sondern  vielmehr  Folge  höherer  volkswirthschaftlicher 
Entwicklung  ist,  obgleich  sie  den  Reichthum  mittelbar  fördert,  so  ist  auch 
die  Neigung  zum  Ausströmen  nicht  Ursache  der  Verarmung,  sondern  nur  die 
Wirkung  von  Verhältnissen ,  welche  die  Volkswirthschaft  von  ihrem  Stand- 
punkte zurückdrängen,    obgleich   sie   den   Rückgang  mittelbar  beschleunigt. 

■  Preisschwankungen. 

Plötzliche  und  fühlbare  Preisveränderungen ,  da  sie  mehr  weniger  N  er- 
lusle  für  den  Käufer  oder  Verkäufer  mit  sich  führen,  nützen  nur  dem  Geld- 
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kapitalisten  ,  der  hohe  Zinsen  zieht,  während  bald  der  Producenl,  bald  der 
Consument  im  Vermögen  herabgeht  und  Schulden  machen  muss.  Sinkt  die 
Waare ,  so  kauft  er  davon  für  sein  Geld  mehr  ein ,  aber  der  Verkäufer  er- 
leidet einen  Ausfall;  steigt  sie,  so  muss  der  Käufer  borgen,  da  er  für  den 
Kauf  mit  seinen  Mitteln  nicht  ausreicht,  die  sich  nicht  vermehrt  haben.  In 
Krisen  steigt  der  Zins,  da  immer  ein  Theil  verliert,  wenn  der  andere  ge- 
winnt, wonach  die  Nachfrage  nach  der  Geldnutzung  zunimmt.  Augensprin- 
gend ist  daher  die  Wichtigkeit  der  Fixirung  des  Waarenpreises ;  denn  die 
Schwankungen  wirken  auf  den  socialen  Körper,  wie  die  Fieberschauer  auf 
den  physischen,  indem  sie  den  Zinsfuss  zum  Nachtheil  des  Gemeinwesens 
in  die  Höhe  treiben.  In  der  Richtung  der  Preisbeständigkeit  wird  aber 
durch  Alles  hingewirkt,  was  zur  harmonischen  Entwicklung  der  Volkswirth- 
schaft  beiträgt.  Der  Inbegriff  hierauf  abzielender  Massregeln  liegt  in  der 
Association.  Mit  ihr  nimmt  die  Tendenz  zur  Beständigkeit  der  Preise  zu, 
die  Anlässe  zu  Schwankungen  werden  mehr  und  mehr  beseitigt.  Unter  der 
associativen  Organisation  der  Volkswirthschaft  erweitert  sich  nämlich  die 
Theilung  der  Arbeit  und  die  Mannigfaltigkeit  der  Beschäftigungen;  durch 
erstere  nimmt  die  Fertigkeit  in  den  Amisverrichtungen  zu,  durch  letztere 
vermehren  sich  die  Gelegenheiten  zur*  Entwicklung  der  Individualität.  Durch 
beide  verstärkt  sich  die  Wirksamkeit  der  Arbeit,  folglich  die  Quantität  in 
der  Quote  des  Products,  die  dem  Arbeiter  im  Lohne  zugeht;  da  aber  mit 
der  Nachfrage  nach  Arbeit  auch  die  Quote  zunimmt,  so  steigt  mit  dem  Sach- 
lohn auch  der  Geldlohn.  Indem  die  Beschäftigungen  immer  mehr  in  einan- 
der greifen  und  sich  wechselweise  bedingen,  ist  auch  der  Unternehmer  des 
Absatzes  sicher.  Andrerseits  vermehrt  sich  sein  reines  Einkommen ,  da  in 
dem  Maasse,  als  Producenten  und  Consumenten  zusammenrücken,  der  Ver- 
kehr zu-,  der  Handel  auf  grosse  Entfernungen  und  hiemit  die  Transport- 
steuer abnimmt.  Unter  diesen  Umständen  nehmen  auch  die  Ueberschüsse 
aller  bei  der  Production  Beiheiligten  zu,  und  da  Jedermann  seines  Einkom- 
mens sicher  ist,  so  vermindern  sich  die  Anlässe  zur  Verschuldung  um  so 
mehr,  als  mit  der  Association  die  Macht  des  Menschen  über  die  Natur,  und 
da  diese  für  alle  Menschen,  den  Schwachen  sowie  den  Starken  unentgeltlich 
wirkt,  die  Tendenz  zur  Gleichheit  unter  den  Menschen  zunimmt.  Ausser- 
ordentliche Fälle  vermehrter  Darlehennachfrage  beschränken  sich  fast  nur  auf 
den  Erwerbszweck  und  afficiren  den  Zinsfuss  um  so  weniger,  als  sie  von 
der  raschen  Zunahme  der  Kapitalien,  folglich  vermehrtem  Ausgebot  am  Leih- 
markt  überholt   werden. 

Je  mannigfacher  die  Production,  desto  rascher  die  Bewegung  und  die 
Accumulalion  des  Kapitals,  constanter  die  Nachfrage  gegen  das  Ausgebot, 
gleichmässiger  der  Gewinn  und  die  Vertheilung  des  Vermögens,  stärker  die 
Widerstandskraft  gegen  die  Ungunst  der  Verhältnisse,  leichter  die  Erholung 
von  den  Einflüssen  derselben.  Das  Land  kann  in  Missjahren  die  nothwendi- 
gen  Getreideeinkäufe  mit  Waaren  decken,  ohne  Anleihen  zu  machen,  wie 
uns  Frankreich  und  England  beweisen;  es  steht  unabhängig  da  von  den 
Schwankungen  des  internationalen  Handels,  sein  Zinsfuss  bleibt  hievon  un- 
berührt. 

Zur  Consolidirung  des  Zinses  ist  aber  auch  die  Beständigkeit  des  Geld- 
werthes   nöthig.      So  wie  Waaren  mit  Waaren  gekauft  werden,  so  kauft  man 
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mit  VVaaron  (i(!ld,  wenn  rlioscs  die  t.M!!<ii(li(e  W  aare  isl.  Die  L'nzurcirhenheit 
der  ei^rciien  Kaiif'mittel  iiotliiLM  aber  7-u  Aiilclieii  ,  t'leichviel  ob  das  Kaufob- 
jecl  Waare  isl  oder  (icld.  Sowie  der  VVuarcn  -  auf  den  Leihiiiarkt  zurück- 
wirkt, so  boeitilliisst  dieser  jenen,  die  Anlusüe  sind  identisch.  Wenn  die 
Zettelbank  die  H!iar/.iiblun(>:en  uurnirnmt,  ho  hat  dies  Für  den  Schuldner,  der 
alsdann  ein  in  devolvirter  Valuta  (■m|)ran(renes  Darlehen  in  Münze  ruckzablen 
soll,  die  VVirkiin«  der  Kntwerlliunsi^  seiner  l-eilscliaft,  mit  der  er  eine  andere 
kauft,    die   mittlerweile    im    l'reise    üestiei>:en    ist. 

Die  wjinschenswerthesle  Kitfcnseliali  des  Geldes  ist  daher  die  Beständig- 
keil seiner  eif^enen  Werlhe,  sie  isl  weil  wichtitier,  als  diejetiitre  des  Laniren- 
und  (jewichtsniaasscs.  Ja,  ndie  Beständigkeit  ist  die  einzige  wesentliche 
Eigenschaft  des  Geldumlaufs,  und  der  Vortlieil ,  der  dem  Gemeinwesen  aus 
dem  Gebrauche  dieses  grossen  Werkzeuges  der  Association  erwächst,  muss 
im    geraden    Verlialtniss    zu    dessen    Beständigkeit   stehen."      (Carey.) 

Je  stärker  die  Association,  sonach  die  Leicliligkeil  ,  durch  den  Verkehr 
das  nöthige  Geld  für  seine  \\  aare  einzutauschen,  desto  seltener  i>t  die  Nolh- 
wendigkeit  eines  Anleihens,  weil  sich  die  reelle  Handelsbilanz  günstiger 
stellt.  Ausserordentlicher  Geldabduss  wird  leicht  durch  Froduction  ersetzt, 
der  Zinsfuss   ändert   sich   nur  langsam   mit  Entwicklung  der  Volkswirthschaft. 


II. 

Die  Reaiiltate  der  Viehxnhiunsf  vom  3.  Deeeniber  1867  in  den 

Staaten  Sachsen-Weimar,  IVleinliig;en,  AltcnbiirsT)  Sohwarzb.- 

Kudoisfadt  und  Sonder!«hausen  und  Keuss  j.  1», 

Miltheilung  des  statistischen  Bureaus  vereinigter  lliüringischer  Staaten. 


Im  Anschluss  an  die  Publication  über  den  Viehstand  in  Thüringen  von 
1861  und  1864  im  VI.  Bande  (1866)  S.  375  If.  dieser  Jahrbücher  Iheilt 
das  statistische  Bureau  nachstehend  die  Resultate  der  Viehzählungen  für  1867 
mit,  wobei  dieses  Mal  die  Herzogthümer  Coburg  und  Gotha  unberücksichtigt 
bleiben   mussten,  weil  aus  ihnen  noch  keine   Nachrichten  eingegangen  waren. 

Die  Aufnahme  des  Viehstandes  erfolgte  in  Thüringen  gleichzeitig  mit 
der  am  3.  December  1867  veranstalteten  Bevölkerungsaufnalime ,  und  zwar 
so,  dass  Weimar,  Meiningen  und  Heuss  j.  L.  die  Eintragungen  durch  den 
Gemeindevorstand  vornehmen  Messen,  Rudolstadt  den  Hauslisten  besondere 
Fragebogen  über  den  Viehstand  beigab,  die  andern  Staaten  im  Anschluss 
an  das  preussische  Muster  die  Fragebogen  über  den  Viehstand  mit  den  Haus- 
resp.  Haushaltungslisten  vereinigten.  Ueberall  hat  man  nicht  nur  die  Haupt- 
summen der  einzelnen  Viebgattungen  erhoben,  sondern  bei  den  wichtigeren 
auch  Geschlecht  und  Benutzungsart  unterschieden.  Bei  den  Pferden  wurde 
überall  wenigstens  nach  dem  Geschlecht  und  nach  der  Zahl  der  Fohlen  ge- 
fragt, beim  Bindvieh  nach  Bullen,  Ochsen,  Kühen,  Kälbern,  bei  den  Schafen 
wurde  eine- Ausscheidung  der  feineren  Wollschafe  verlangt,  für  die  Schweine 
finden  sich  in  Meiningen,  Altenburg  und  Reuss  keine  Unterabtheilungen.  Die 
gewonnenen  Hauptresultate  sind  in  den  folgenden  zwei  Tabellen  zusammen- 
gestellt: 


Mis  cell  e  n. 
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Ausser  den  hier  angeriebenen  Viehgattungen  finden  sich  überall  Auf- 
nahmen über  die  Zahl  der  Esel  und  Maulthiere;  es  wurden  davon  gezählt 
in  Sachsen-Weimar  72,  Meiningen  26,  Altenburg  18,  Rudolstadt  5,  Sonders- 
hausen 12,  Reuss  4,  zusammen  137;  ausserdem  zählte  man  die  Hunde  in 
Altenburg  (8972)   und  Sondershausen   (4929). 

Einen  Blick  auf  die  erste  Tabelle  zeigt  uns  überall  mit  Ausnahme  der 
Pferde  ,  Bienenstöcke  und  Ziegen  ,  in  Alienburg  auch  der  Schweine  und  im 
eisenacher  Kreis  der  Schafe  eine  erhebliche  Abnahme  des  Viehstandes  in 
Thüringen.  Vor  Allem  hat  der  werthvollsfe  Bestand,  das  Rindvieh,  gelitten, 
welches  in  keinem  einzigen  Landestheil  eine  Zunahme,  sogar  nirgends  eine 
Abnahme  von  weniger  als  3'/2Vo  zeigt.  Der  Zahl  nach  haben  noch  mehr 
die  Schafe   und  fast  ebensoviel  die  Schweine  abgenommen. 

Die  Bewegung  seit  1864  in  den  Zahlen  der  Pferde,  der  Ziegen 
und  Bienenstöcke  bietet  hie  und  da  auffallende  Erscheinungen,  welche 
sich  nur  bei  genauerer  Bekanntschaft  mit  den  Zuständen  in  den  einzelnen 
Landestheilen  genügend  erklären  lassen.  Hinsichtlich  der  ersleren  ist  nur  die 
Thatsache  zu  constatiren  ,  dass  in  manchen  Gegenden  die  Rinderpest  Veran- 
lassung gegeben  hat,  Pferde  für  Rindvieh  aufzustellen.  Für  die  auffallende 
Minderung  des  übrigen  Viehslandes  aber,  des  Rindviehs,  der  Schafe  und 
Schweine ,  in  ganz  Thüringen  müssen  sich  gemeinsame  Ursachen  auflinden 
lassen;  und  dies  ist  nicht  schwer,  denn  bekanntlich  war  die  Periode  von 
1864  bis  1867  durch  Viehseuche  und  Futtermangel  gekennzeichnet  und 
auch  der  Krieg  von  1866  mag  in  den  betreffenden  Gegenden  Thüringens 
Anlass  gegeben  haben,  dass  manches  Stück  Zugvieh  geschlachtet  wurde  und 
so   der  Zucht   verloren  ging. 

Hinsichtlich  der  Viehseuche  resp.  Rinderpest  lässt  sich  nun  zwar  nicht 
behaupten,  dass  durch  dieselbe  dem  Rindviehbestande  Thüringens  so  grosse 
direkte  Verluste  beigebracht  worden  seien  ,  dass  sich  daraus  die  Abnahme 
irgendwie  erklären  Hesse;  denn  (s.  C.  Müller,  Die  Rinderpest  in  Thüringen 
und  Franken  im  Jahre  1867  S.  49)  in  ganz  Thüringen  und  Franken,  ein- 
schliesslich coburgischer,  preussischer  und  bairischer  Gebietstheile,  sind  durch 
die  Krankheit  und  die  Abwehrmassregeln  nur  791  Stück  Rindvieh  (nebst  11 
Schafen  und  29  Ziegen)  umgekommen,  während  die  Abnahme  im  Rindvieh- 
stande, welche  sich  übrigens  schon  von  1861  auf  1864  bemerklich  ge- 
macht hatte,  seit  1864  36,737  beträgt.  Wohl  aber  ist  die  Viehseuche 
durch  die  furchtbaren  Verheerungen,  welche  sie  in  England  und  Holland  an- 
richtete, eine  indirekte  Ursache  zur  Minderung  des  thüringischen  Viehstandes 
gewesen. 

Wenn  in  England  von  Mai  bis  November  1865  26,000  und  später 
in  einer  Woche  bis  13,000  Rinderpeslfälle  amtlich  constatirt  wurden,  wenn 
in  Holland  während  der  Dauer  der  Seuche  vom  August  1865  an  140,161 
Erkrankungsfälle  gemeldet  wurden,  so  kann  man  sich  denken,  welchen  Aus- 
fall im  Fleischvorrath  jener  Länder  und  velche  Anregung  zur  Einfuhr  aus 
andern  Ländern  das  mit  sich  brachte.  Selbstverständlich  hat  sich  auch  Thü- 
ringen an  dieser  Ausfuhr  lebhaft  betheiligt,  ohne  dass  die  Höhe  derselben  in 
Zahlen   anzugeben   wäre.      Dabei  wurde   ganz   natürlich   auch   der  Bestand  des 
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Schaf-  und  Scliwcinevielis  in  Millcitli-nscliafl  pezoeen ,  indem  man  dem  feh- 
lenden Hindileistii  Scliiif-  und  Schweinefleisch  substituirte.  Fiinen  mächtin^en 
Antrieb  zum  Kxport  und  /.ur  Mituieruntf  des  Viehstandes  musste  auch  der 
FütlerniHnirel  (»eheii,  der  in  den  lel/,len  Jiihren  hcrrschle  und  schon  vor  dem 
Eiiihreihrn  der  Seuche  in  Thurin(;en  den  Vieli.slaml  jrescliwacht  liahcn  musste. 
Thutsache  i^t,  das.s  in  letzter  Zeit  in  Thuriujien  der  i'reis  des  Ileus  auf  das 
Doppelte  des  truheren  <ieslie{^en  ist,  von  20 — 2r>  (ir.  auf  40  —  45  Gr.  per  Clr., 
ebenso  der  I'reis  der  Kartoll'elii  von  18  auf  25  Gr.  per  preuss.  SehefTel.  Die 
KarloHelernten  und  Preise  haben  aber  namenllicli  auf  die  Schweinezucht, 
welche  meist  von  kleinen  Leuten  getrieben  wird,  einen  unmittelbaren  Ein- 
fluss,  und  ist  die  starke  Abriahnie  desselben  gewiss  kein  erfreuliches  Zeichen 
für  die  Verhiillnisse  der  ärmeren  Klassen.  Die  Schafzucht  wird  auch  durch 
die  Wollpreise  bedingt;  auf  die  Tferdezucht  müssen  die  Ilaferpreise  von  Ein- 
(luss  sein.  Dieser  ist  seit  1864  nicht  so  stark,  v\iedie  anderen  Kornfruchte, 
von   30  Gr.   auf  36   Gr.   per   Schelfel   ca. ,  gestiegen. 

Um  die  Wirkungen  der  Viehstandsabnahme  auf  <lie  Fleischpreise  ersicht- 
lich zu  machen,  fügen  wir  hier  eine  .Notiz  über  die  Fleischpreise  der  letzten 
drei  Jahre  in  der  Stadt  Jena  nach  den  Ermittelungen  des  dortigen  Marktamts 
bei ,  da  uns  zur  Zeit  weitere  Angaben  nicht  zu  Gebole  stehen.  Es  kostete 
in  Jena   das   Pfund: 

Ochsenlleisch  :  Kuhfleisch:  Kalbfleisch:  Schöpsenfleisch:  Schweinefl. : 

Gr.     Pf.  Gr.    Pf.  Gr.     Pf.             Gr.     Pf.  Gr.     Pf. 

1865  44  3      10  24              37  48 

1866  44  4-  26              38  48 

1867  49  44  2      11               41  55 

•  Am  höchsten  standen  alle  Fleischpreise  in  den  Monaten  April  bis  No- 
vember 1867  und  scheinen  seitdem  wieder  etwas  zu  fallen;  nur  Schweine- 
fleisch  behauptete  den  höchsten   Stand   bis  Mai   1868. 

Weiter  mag  die  folgende  Zusammenstellung  dazu  dienen,  eine  Anschauung 
von  dem  Werthe  zu  geben,  welche  das  Viehcapital  repräsentirt ,  und  den 
pecuniären  Verlusten,  welche  erlitten  worden  sind.  Dabei  prätendiren  wir 
für  die  Durchschnittswerthe,  welche  auf  die  Angaben  hiesiger  Sachverstän- 
diger hin  eingesetzt  wurden,  keine  absolute  Richtigkeit.  Sie  sollen  und  können 
nur  eine  annähernde  Vorstellung  der  wirklichen  Werthe  geben.  Ofi"enbar 
sind  sie  ziemlich  niedrig  gegrillen.  Den  durchschnittlichen  Werth  eines  Pferdes 
würde  man  vielleicht  auf  115  Thlr.  ansetzen  können;  Fohlen  eingerechnet. 
Jedenfalls  ist  der  Minimalsatz  für  ein  fehlerfreies  Arbeitspferd  150  Thlr.;  bei 
dem  Durchschnittswerth  von  40  Thirn.  für  ein  Stück  Rindvieh  hat  man  sich 
ein  Stück  Grossvieh  zu  durcbschnilllich  50  Thlrn.,  Jungvieh  30  Thlrn.,  Käl- 
ber 6  Thlrn.  vorgestellt  und  natürlich  das  numerische  Verhältniss  dieser  drei 
Klassen  in  Betracht  gezogen.  Der  Durchschnittswerth  einer  Ziege  Hesse  sich 
wohl  auch  um  V2  Thlr.  erhöhen.  Die  folgenden  Zahlen  beruhen  also  keines- 
falls auf  einer   übertriebenen   Vorstellung. 
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Pferde.       Rindvieh.       Scliafe.     Schweine.    Ziegen. 
Durchschnittswerlh  per  Stück  in 

Thiin 100  40  3  6  2 

Slück/ahl    des    Viehs    in    den    6 

Staaten 40,377        289,443         586,489      246,826      94,095 

Werlli  des  Viehs  in  den  6  Staaten 

in  Tlilrn 4,037,700    11,577,720     1,759,467    1,480,956  188,190 

IMehriing     oder     Ulinderiing     der 

Stückzahl  seit  1864    ....     +1025       —36,737      —62,223    —19,886     +539 
Werlhzuwachs   resp.   Verlust  seit 

1864  in  Thlin +102,500  -1,409,480  -186,669  —119,316    +1078 

Soviel  zur  Erläuterung   von   Tabelle  I. 

Ein  Blick  auf  die  zweite  Tabelle  belehrt  uns,  vv'elche  grosse  Verschieden- 
heiten rücksichtlich  der  Viehgattung  in  den  einzelnen  Gegenden  Thüringens 
herrschen.  Sie  werden  hervorgerufen  durch  die  Verschiedenheiten  des  Ter- 
rains, der  landwirthschaftlichen  Verhältnisse,  der  Beschäftigung  und  socialen 
Lage  der  Bewohner. 

Im  Gross  h  erzogt  h  um  Weimar  zeichnet  sich  nur  der  weimarische 
Kreis  durch  ziemlich  starke  Pferde  und  Schweinezucht  und  durch  besonders 
starken  Ziegenbestand  aus,  auch  die  Pflege  der  Bienen  ist  in  diesem  wie  im 
eisenacher  Kreise  für  Thüringen  sehr  bedeutend,  sogar  die  bedeutendste  unter 
allen  hier  angeführten  Bezirken  Thüringens.  Der  eisenacher  und  der  neu- 
städter Kreis  nehmen  dagegen,  was  die  Ziegenhaltung  bctrillt,  mit  die  letzten 
Plätze  ein.  Im  Uebrigen  bietet  die  Viehhaltung  des  Grossherzogthums  nichts 
Hervorstechendes. 

Vom  Herzogthum  Meiningen  gehört  das  Hauptlaud  zu  den  mit 
Vieh  am  schwächsten  versehenen  Theilen  Thüringens,  namentlich  scheint  der 
Pferdebestand  dort  und  in  dem  angrenzenden  gleichfalls  am  Südabhang  des 
thüringer  Waldes  gelegenen  Theil  des  Fürstenthums  Reuss  j.  L.  unverhält- 
nissmässig  schwach  zu  sein.  Die  Zunahme  an  Pferden  seit  1864  ist  auch 
gerade  in  diesen  Gebieten  am  bedeutendsten,  ein  Viertheil  und  mehr  der  da- 
maligen Zahl,  indess  haben  sie  immer  noch  den  schwächsten  Bestand  von 
allen;  dabei  zeichnet  sich  Meiningen  nicht  einmal  durch  besonders  starken 
Rindviehstand  aus,  und  die  Vergrösserung  jenes  Bestandes  scheint  auf  Kosten 
dieses  erfolgt  zu  sein.  Der  im  Norden  des  thüringer  Waldes  gelegene  Theil 
Meiningens  hingegen,  das  Amt  Camburg,  zeichnet  sich  durch  den  vcrhält- 
nissmässig  stärksten  Viehstand  aus;  in  allen  Gattungen,  ausser  in  den  Bienen- 
stöcken, überragt  es  den  Mittelsatz  für  Thüringen  bedeutend,  während  sich 
der  andere  vom  Hauptland  gesonderte  nördliche  Theil  Meiningens,  das  Amt 
Kranichfeld  ,   nur  durch  starke   Schaf-   und  Bienenzucht  hervorthut. 

Altenburg  besitzt  in  seinem  Ostkreis  ein  grosses  durch  \  iehzucht 
ausgezeichnetes  Gebiet,  namentlich  die  Rindviehzucht  jener  Gegend  ist  ja 
berühmt  und  wird  auch  im  angrenzenden  Fürstentiuini  Gera  stark  betrieben, 
wie  denn  diese  beiden  Landestheile  auch  durch  die  Zahl  ihrer  Pferde  und 
des  Schweineviebs  hervorragen.  Die  Schaf/.ucht  ist  im  altenbnrger  Ostkreis 
schwach  vertreten,  stärker  im  Westkreis,  dasselbe  Verhällniss  zeigt  sich  hin- 
sichtlich  des   Ziegenviehs. 
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Im  Seh  w  arzb  u  r  gischen  weisen  die  im  Flatliland  f^elegenen  Unterherr- 
scliaften  durchgchcnds  einen  stärkeren  Viehsland  auf  als  die  gebir»i!:iKen  Ober- 
heiTschaflen ,  sos^ar  in  der  Ziegerixucht ,  der  doch  sonst  wohl  das  Gebirge 
günslii;:  ist;  die  Schafzuclil  ist  in  den  IJntcrherrscharicii  mehr  als  doppelt 
so  stark  vertreten  als  die  Uiirclisilmittszalil  fiir  die  hier  in  Betracht  gezogenen 
Gebiete  ergiebt,  sie  liaben  auf  ihren  1  li  (Juadralmeilen  über  andcrthalbmal 
so  viel  Schafe  als  Kinwohner ,  jier  sondershauser  Tlieil  lial  sogar  fast  noch 
einmal  so  viel  (1864  über  doppell  so  viel);  ein  Verhaltniss,  das  sich  sonst 
nirgends   in   ThUrinizen    und   bei   keiner   andern    N'iehgattung  findet. 

Fiir  das  Ftirstenthum  Reuss  ist  ausser  dem  schon  Angeführten  noch 
hervorzuheben,  dass  der  Landestheil  Schleiz  und  Lobenstein,  im  Uebrigen 
dem  Hauptland  von  Meiningen  ähnlich,  wenigstens  einen  ziemlich  starken 
Rindviebstand  aufweist,  Schafe  hingegen  sind  nur  im  altenburger  Ostkreis 
weniger  gezählt  worden  als  hier,  auch  die  Bienenzucht  scheint  in  dieser 
Gegend  sehr  vernachlässigt  zu  sein.  Das  Fürstenlhum  Gera  weist  einen  ver- 
hällnissmässig  reichen  Viehstand  auf. 

Um  die  Beziehungen  zwischen  Land  und  Viehsland  deutlicher  zu  be- 
leuchten, sollten  die  Zahlen  nach  geographischen  und  ökonomischen  Gesichts- 
punkten gruppirt  werden,  und  würden  für  weitere  Betrachtungen  die  einzelnen 
Viehgattungen  zu  specialisiren  und  in  ihrem  Verhaltniss  zu  einander,  dem 
Areal  und  der  Bevölkerung  zu  betrachten  sein.  Indess  ist  das  nicht  Zweck 
dieser  kurzen  Mittheilung. 


III. 

Das  Forstwesen  Thüiingens  im  sechszehnten 

Jahrhundert. 

Von 
Dr.  Otto  Hius. 

Einleitung. 

Als  Hauptrepräsentant  des  schon  seit  den  Zeiten  des  Mittelalters 
in  viele  Territorien  getheilten  thüringer  Landes  mag  füglich  das  Er- 
nestinische  Gebiet,  welches  bereits  im  sechszehnten  Jahrhundert  durch 
ganz  Thüringen  bis  südlich  über  den  thüringer  Wald  nach  Franken 
hinein  zerstreut  lag,  betrachtet  werden.  Die  Ernestinische  oder  ältere 
Linie  des  im  Jahre  1485  in  zwei  Theile  getheilten  Sachsenlandes  be- 
stand anfänglich  aus  zwei  ungleich  grossen,  durch  das  Gebiet  der  jünge- 
ren oder  Albertinischen  Linie  getrennten  Haupttheilen ,  von  welchen 
der  kleinere  nördliche  mit  der  Hauptstadt  Wittenberg  das  eigentliche 
Herzogthum  Sachsen,  auf  welchem  die  Kurwürde  ruhte,  der  grössere 
südliche  aber  Thüringen,  das  Osterland  und  die  Pflege  Coburg  in 
Franken  begriff.  Das  gesammte  Ernestinische  Ländergebiet  unifasste 
an  Flächeninhalt  nahe  an  400  D  Meilen.  Mit  der  unglücklichen  Capi- 
tulation  von  Wittenberg  1547  ging  sammt  der  Kurwürde  der  grösste 
Theil  des  Landes  an  die  Albertinische  Linie  verloren,  worauf  Weimar 
Hauptstadt  und  Mittelpunkt  der  nunmehr  wesentlich  verringerten  Er- 
nestinischen  Lande  wurde.  Diese  Lande  beschränkten  sich  jetzt  nur  auf 
eine  Anzahl  Aemter  in  dem  südlichen  (thüringischen)  Theile  mit  unge- 
fähr 114  nMeilen,  zu  welchen  durch  den  Naumburger  Vertrag  1554 
noch  gegen  36  □Meilen  hinzukamen,  so  dass  nunmehr  das  Ernestinische 
Land  wieder  auf  150  □Meilen  «tieg  und  als  Haupttheile  Weimar,  Gotha, 
Eisenach,  Altenburg,  Pösneck  und  Coburg  begriff'). 


1)  Vergl.    (las    Finanzwesen    des    Ernest.    Hauses    Sachsen   im    16.   Jahrh.   von 
Dr.  Kius.     Weimar  1863.    S.  23  ff. 
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Die  in  nachfolgender  Darstellung  häufig  erwähnten  Regenten  sind: 
Kurfürst  Friedrich  der  Weise  148G  —  ir)25;  Kurfürst  Johann  der  Be- 
ständige 1525 — 1532;  Johann  Friedrich  der  Grossniüthige  als  Kurfürst 
1532—1547.  Während  Joh.  Friedrich,  in  der  unglücklichen  Schlacht 
bei  Mühlberg  gefangen  genonnnen.  laut  der  witteiiberger  Cai)itulation 
dem  Kaiser  als  Gefangener  folgen  musstc,  leiteten  für  die  Dauer  der 
Gefangenschaft  (1547 — 1552)  die  älteren  Söhne  Joh.  Friedrich  und  Joh. 
Wilhelm  die  Regierung,  bis  der  Vater  nach  seiner  Rückkehr  dieselbe 
wieder  übernahm  und  bis  zu  seinem  Tode  1554  fortführte.  Nachdem 
die  drei  Söhne  Joh.  Friedrichs  des  Grossniüthigon  oder  Aeltercn  J(jh. 
Friedrich  der  Mittlere,  Joh.  Wilhelm  und  Joh.  Friedrich  der  Jüngere 
von  1554 — 1557  gemeinsam  regiert  hatten,  resignirten  die  zwei  jünge- 
ren Brüder  zu  Gunsten  des  älteren  Bruders  auf  eine  Reihe  von  Jahren 
(1557  — 1566)  und  erst  nach  des  jüngsten  Bruders  frühzeitigem  Tode 
vereinigten  sich  Joh.  Friedrich  der  Mittlere  und  Joh.  Wilhelm  über 
eine  Theilung  ihrer  Lande.  Zwar  wurde  schon  im  folgenden  Jahre 
(1567)  Joh.  Friedrich  der  Mittlere,  nachdem  er  sich  durch  seine  Ver- 
bindung mit  dem  geächteten  W.  von  Grumbach  die  Reichsacht  zugezogen 
hatte,  seines  Landestheils,  welchen  sogleich  Joh.  Wilhelm  mit  dem  sei- 
nigen vereinigte,  beraubt,  doch  erlangten  im  J.  1572  seine  unmündigen 
Söhne  die  Herausgabe  einer  Hälfte  der  Ernestinischen  Lande,  wodurch 
ihnen  Eisenach,  Gotha,  Coburg  sammt  den  dazu  gehörigen  Aemtern 
mit  ungefähr  60  QMeilen  zufielen,  während  ihr  Oheim  Joh.  Wilhelm 
die  andere,  grössere  Hälfte  mit  Weimar  und  ungefähr  77  □Meilen  be- 
hielt*). Nach  Joh.  Wilhelm's  frühem  Tode  1573  riss  die  Vormundschaft 
über  dessen  Söhne  Kurfürst  August  von  Sachsen  an  sich,  und  erst  nach 
des  Vormunds  Tode  1586  gelangte  Friedrich  Wilhelm  zur  Regierung, 
die  er  zugleich  für  seinen  jüngeren  Bruder  Johann  bis  1602  fortführte. 

Als  Quellen  für  die  Darstellung  des  thüringischen  P'orstwesens  im 
16.  Jahrhundert  dienten  das  Gemeinschaftliche  Sachs.  Ernest.  Hauptarchiv 
(Commun- Archiv),  das  Grossh.  S.  Geheime  Haupt-  und  Staatsarchiv, 
sowie  das  Eisenacher  Archiv,  sämmtlich  in  Weimar,  und  das  Herz.  S. 
Gotha,  Haus-  und  Staatsarchiv  in  Gotha ^).  Aus  der  ausschliesslichen 
Benutzung  archivalischer  Quellen  erklärt  sich,  dass  einzelne  wichtige 
Zweige  der  heutigen  Forstwirthschaft  nur  sehr  spärlich  beleuchtet  er- 
scheinen, weil  eben  die  Quellen  hierfür  theils  zu  spärlich  flössen,  theils 


2)  Vergl.  Alias    zur  Gescliichte    der  Sächsischen  Länder   und  Erläuterungen  des 
Atlas  von  M.  i>I.  T  u  t  zsciim  an  n.     Grimma  1852. 

3)  Den    Herren  Archivbeamten    in  Weimar   und    Goliia    fühlt    sich    für  ihre  Be- 
mühungen der  Verfasser  zu  aufrichtigem  Danke  rerpflichlet. 
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gänzlich  fehlten,  während  für  andere  Parthieen  ein  ungleich  reichliche- 
res Material  sich  zu  Tage  fördern  liess.  Dass  auch  das  Jagdwesen 
mit  in  den  Kreis  der  Abhandlung  herein  gezogen  ist,  bedarf  wohl  keiner 
besonderen  Rechtfertigung.  —  Wenn  der  Verfasser  zum  Schlüsse  auf- 
richtig bekennt,  weder  holzgerechter  Förster  noch  hirschgerechter  Jäger 
zu  sein,  so  hofft  er,  dass  ihm  dieser  Umstand  weniger  zum  Vorwurf, 
als  zur  Entschuldigung  gereichen  möge. 

Die  Waldwirthschaft. 

So  weit  die  Nachrichten  über  den  Zustand  der  Wälder  Thüringens 
im  sechszehnten  Jahrhundert  zurückreichen,  so  alt  sind  die  Klagen  über 
das  »unpflegliche  Vorhauen«  und  die  überall  sichtbare  Verwüstung  der 
Wälder,  sowie  die  Befürchtungen  vor  demnächst  eintretender  Holznoth. 
Die  Prophezeiung,  welche  man  Luther  und  Melanchthon  in  den  Mund 
legte,  dass  noch  vor  dem  jüngsten  Tage  au  guten  Freunden,  guter 
Münze  und  wildem  Holze  grosser  Mangel  werden  würde*),  schien  wenig- 
stens in  Bezug  auf  den  letzten  Punkt  ihrer  Erfüllung  nahe  zu  sein. 
Trotzdem  stieg  die  Consumtion  bei  der  zunehmenden  Bevölkerung,  wel- 
cher man  das  Recht  ihren  Holzbedarf  aus  den  landesherrlichen  P\)rsten 
zu  beanspruchen  ebensowenig  bestritt,  als  man  sie  durch  Erhöhung  der 
Hülzpreise,  welche  seit  Menschengedenken  unverändert  geblieben  waren, 
zu  einer  Beschränkung  des  Holzverbrauchs  hätte  nöthigen  wollen ;  nicht 
zu  gedenken  der  unbeschränkten  »freien  Beholzung«,  welche  vielen  Ge- 
meinden zustand  und  welche  einer  sparsameren  Consumtion  und  der 
Schonung  der  Wälder  nichts  weniger  als  förderlich  war.  Holz-  und 
Waldordnungen  suchten  in  das  seitherige  regellose  Verfahren  einige 
Ordnung  zu  bringen.  Man  begann  den  Grund  der  höchst  schädlichen 
Berechtigungen  zu  untersuchen,  da  und  dort  Einschränkungen  eintreten 
zu  lassen,  die  billigere  Holzabgabe  nur  für  den  eigenen  Bedarf  zu  ge- 
statten ,  das  früher  oft  verachtete  Reisig  und  die  sogenannten  After- 
zegel  als  Brennholz  anzuweisen,  die  Holzausfuhr  aber  gänzlich  zu  ver- 
bieten. Von  Zeit  zu  Zeit  wurden  Waldbesichtigungen  angeordnet,  um 
den  Zustand  der  Wälder  zu  untersuchen  und  Rathschläge  zu  deren 
besseren  Pflege  zu  ertheilen,  aus  denen  neue  Waldordnungen  hervor- 
gingen. Leider  zeigte  sich  sowohl  bei  den  Forstbcamten.  als  bei  Bürgern 
und  Bauern  weder  Verständnis« ,  noch  guter  Wille  zur  Befolgung  der- 
selben.    Auch  geben  die  Holz-  und  Waldordnungen  nicht   sowohl  all- 


4)  H.  C.  Moser 's  Versuch  einer  Gcschiclile    der  deutschen  Forfitwirthschaft  in 
W.  G.  Ton  Moser'»  Forslarchiv  XVI.  S.  191. 
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gemeine  Grundsätze  über  die  Behandlung  der  Forsten  überhaupt,  als 
vielmehr  für  einzelne  Aemter  und  Bezirke  Anweisung  über  die  Art  und 
Weise  des  Ilolzverkaufs ,  über  Einnahme  der  Forstgelder,  Holzpreise, 
Verbote  gegen  das  Roden,  Strafandrohungen  u.  dergl. ;  sie  bezeichneten 
ferner  die  Waldorte,  welche  gehegt  und  andere,  welche  angegriffen 
werden  sollten.  Zudem  wurden  sie  den  niederen  Forstbeamten  einfach 
nur  vorgelesen,  so  dass  sich  diese  später  mit  Unkenntniss  derselben 
entschuldigen  konnten  und  bei  einer  protokollarischen  Vernehmung  be- 
haupteten, sie  hätten  gar  nicht  gewusst,  dass  sie  sich  danach  richten 
sollten.  Selbst  der  Oberaufscher  bat  wiederholt  um  eine  Abschrift  der- 
selben. Oft  wurde  die  Waldordnung  nach  dem  fürstlichen  Vorgange 
von  denjenigen,  welche  von  Amtswegen  auf  strenge  Befolgung  derselben 
hätten  halten  sollen,  sogar  selbst  verletzt  und  die  Untergebenen  fühlten 
sich  deshalb  ebensowenig  an  die  Ordnung  gebunden.  Dazu  kam,  dass 
das  Forstpersonal  in  der  Regel  mit  den  Schössern  in  Zwiespalt  lebte, 
auch  manche  Vorschriften  als  unpraktisch  sich  bewährten,  —  kurz  die 
Waldordnung  gelangte  nie  zur  rechten  Durchführung,  oder  wie  einst 
die  zur  Aufrechthaltung  derselben  mitverpflichteten  Beamten,  Schösser 
und  Schulteis  in  Eisenach  fast  höhnisch  erklärten:  »Die  Holzordnung 
ist  niemals  gehalten  worden,  weshalb  sie  auch  nicht  hat  gebrochen 
werden  können.« 

Im  ganzen  sechszehnten  Jahrhundert  befand  sich  die  Forstwirth- 
schaft  noch  auf  der  niedrigen  Stufe  des  blos  handwerksmässigen  Be- 
triebs, wobei  man  nur  eben  die  Erfahrungen  benutzte,  welche  man 
ohne  rechtes  Verständniss  von  Ursache  und  Wirkung  gemacht  hatte. 
Von  einer  systematischen  Anleitung  oder  Vorschrift  zu  einer  zweck- 
mässigen Behandlung  der  Forsten  findet  sich  nicht  eine  Andeutung. 
Künstliche  Waldzucht  durch  Anpflanzung  und  Holzsaaten  war  unbekannt. 
Die  Verjüngung  der  Wälder  überliess  man  einfach  der  Natur.  Es  ge- 
nügte, dass  man  beim  Abtrieb  einer  Fläche  eine  bestimmte,  aber  nach 
den  Verhältnissen  verschiedene  Anzahl  von  Bäumen  (bis  zu  32)  zur 
natürlichen  Besamung  und  Lassbäume  oder  Lassreiser  stehen  Hess. 
»Mit  den  Gehauen  oder  Jahnen,  so  man  an  den  Enden,  da  Stamm- 
holz ist,  wird  vornehmen,  soll  es  damit  gehalten  werden,  dass  auf 
jedem  Acker  vier  Scherbäiime,  welche  zu  tragenden  Tannenzapfen  ge- 
schickt sein ,  stehen  bleiben  und  mit  Hüten  dermassen  verschonet 
werden,  bis  auf  denselben  Gehauen  der  jung  W^ald  wiederum  zweier 
Ellen  hoch  gewachsen  ist«.  —  »Aber  die  Gehölze,  so  nicht  Stammholz, 
sollen  die  Vorsteher  durch  einen  Feldschneider  messen  lassen  und,  wenn 


Day  Forstwcsett  Thüringens  im  sechszehnten  Jahrhundert.  85 

solches  geschehen,   die  Beiachtung  haben,  dass  dieselben  allzeit  in  15 
Jahren  einmal  gehauen  und  verkauft  werden«*). 

V^orherrschend  war  übrigens  die  regellose  Plänterwirthschaft ;  das 
Bauholz  sollte  »nicht  planweise,  sondern  einzeln  und  in  Dicken,  so  es 
ohne  Schaden  geschehen  mag,  gehauen  werden,  denn  es  macht  sonst 
die  Hölzer  unscheinbar«.  Die  älteren  und  dürren  Bäume  sollten  hin 
und  wieder  ausgezogen  werden,  die  jungen  geraden  Stämme  dagegen, 
namentlich  gesunde  und  »geschlachte«  Eichen  stehen  bleiben.  Auch 
die  Sachs.  Ernestinische  Landesordnung  von  1556  verbot  das  Stamm- 
holz platzweise  zu  hauen.  Da  man  aber  der  einzelnen  Stämme  zu 
viele  herausschlug  und  das  Weidevieh  ununterbrochen  in  den  Wald 
laufen  Hess,  so  konnte  das  junge  Holz  nicht  aufkommen  und  die  Lücken 
wieder  füllen,  deren  mit  jedem  Jahre  mehr  wurden.  Ausserdem  ver- 
ursachte auch  das  Herausnehmen  der  Bäume  am  nebenstehenden  jungen 
Holze  beim  Fällen,  Ausarbeiten  und  Abfahren  vielen  Schaden,  die  Auf- 
sicht wurde  durch  das  allerwärts  stattfindende  Holzfällen  und  Abfahren 
sehr  erschwert,  das  junge  Holz  wurde  von  den  nebenstehenden  Bäumen 
unterdrückt  und  man  konnte  niemals  übersehen,  in  welchem  Verhält- 
nisse die  verschiedenen  Altersklassen  des  Holzbestandes  zu  einander 
standen. 

Wo  das  Holz  hauptsächlich  ackerweise  verkauft  wurde,  machte 
sich  eine  Eintheilung  in  gewisse  Gehaue  nöthig,  wie  z.  B.  1554  im 
Amte  Eisenach  vier  Gehaue  für  Schiedholz  (Deputate)  und  Klafterholz 
angeordnet  wurden,  welches  alles  ackerweise  verkauft  und  aus  dem 
ältesten  Gehölz  genommen  werden  sollte;  die  Gehaue  sollten  ordentlich 
nach  einander  gehalten  werden  und  Oberaufseher  und  Forstknechte 
anderer  einzelnen  Gehaue  bei  Vermeidung  ernster  Strafe  sich  gänzlich 
enthalten. 

Im  Jahre  1571  wurde  nach  vorausgegangenem  Anschlag  der  Wälder 
nach  Flächeninhalt  und  jährlicher  Nutzung  eine  Hauordnung  für  die 
weimarischen  Gehölze  vorgeschrieben,  in  welcher  z.  B.  der  Ettersberg 
und  das  Webicht  bei  Weimar  auf  30  Jahre,  andere  Gehölze  auf  23, 
22,  20,  16,  10  Jahre  eingetheilt  wurden.  Sänmitliche  etwas  über 
7000  Acker  haltenden  Gehölze  des  weimarischen  Amtes  waren  in  der 
Totalsumme  auf  54,552  11.  5  gr.«)  (76,372  Thlr.  29  Sgr.)  Holzwerth  an- 


6)  S.  Goth.  Haus-  und  Staatsarch.  Reg.  KK.  XIV.  3. 

6)  Bezüglich  der  Münzverliältnisse  des  Erneslinischcn  Sachsens  im  ^ecliszehnlen 
Jahrhundert  ist  zu  bemerken,  dass  im  Handel  und  Verkehr  unter  dem  Gulden  (11.) 
der  meissnisclic  zu  verstehen  ist,    weiclier   21  Gr.   zählli-.     Der    heutige  Silberwerth 

jeiu,  (julilnu;  b.'lrftgt  1  Tlili     IJ  S^r    (-   i-SJb'r-J;  folglich  1  Gr.  =  2  Sgr.     Auch 
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Reschlagen  und  die  jährliche  Nutzung  auf  2727  fl.  18  gr.  (3818  Thlr. 
12  Sgr.)  berechnet.  Diese  Hau(jnlnung  wurde  aber  schon  nach  zwei 
Jahren  verändert,  indem  die  Umtriebszeit  um  einige  Jahre  lierabgesetzt 
wurde.  Früher  schon  hatte  man  hie  und  da  nicht  genau  »nach  der 
Ordnung  gehauen,  sondern  das  beste  Holz  ausgelesen,  dadurch  etzliche 
Gehauc  unwüchsig  gemacht«   wurden. 

An  vielen  Orten  wurde  eine  das  Forstinteresse  fast  überwiegende 
Rücksicht  auf  die  Wildfuhr  genonnnen.  Da  dieser  mehrdeutige  Begriff 
im  Verlaufe  der  Darstellung  von  grösster  Wichtigkeit  erscheinen  wird, 
so  möge  sogleich  an  dieser  Stelle  die  Veranlassung  ergriffen  werden, 
den  Begriff  derselben  festzustellen.  Das  Wort  Wildfuhr  erscheint  näm- 
lich, abweichend  von  dem  modernen^)  damit  verbundenen  Begriff,  im 
sechszehnten  Jahrhundert  nach  Ausweis  unzähliger  Stellen  in  den  Acten 
in  drei  wesentlich  verschiedenen  Bedeutungen.  Unter  der  Wildfuhr 
verstand  man    1)  die  Jagdberechtigung,   in  welchem  Sinne   man   z.  B. 


reclmete  man  viel  nach  dem  Scliock,  wobei  man  das  alle  Schock  zu  20  Gr.  (—  1  Thir. 
10  Sgr.)  und  das  neue  zu  60  Gr.  (=  4  Tiilr.)  unterschied.  Im  kleineren  Verkehr 
war  auch  der  Schreckenberger  üblich,  welcher  anfänglich  3  Gr.  (=  6  Sgr.)  später 
3iGr.  (=  7  Sgr.)  galt. 

Von  dem  heutigen  Silberwerlhe  jener  Münzen  ist  aber  wohl  /u  unterscheiden 
der  heutige  Kaufwerth.  Durch  eine  methodische  Untersuchung  der  Preise  der  wich- 
tigsten Lebensbedürfnisse,  namentlich  des  Roggenpreises  im  16.  Jahrhundert  und 
durch  die  Vergleichung  des  gewonnenen  durchschnililichen  Roggenpreises  aus  jener 
Zeit  mit  dem  24jährigen  aus  den  Jahren  von  1838  —  1861  ergiebt  sich  nämlich  als 
Resultat,  dass  seit  etwa  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts der  Durchschnittspreis  der  wichtigsten  Lebensbedürfnisse,  zumal  aber  des 
Roggens  um  375  Proc,  gestiegen  oder  —  was  dasselbe  ist  —  der  Werth  des  Geldes 
seit  jener  Zeit  um  eben  so  viel  Procent  gesunken  ist.  Das  heisst :  für  den  meissni- 
schcn  Gulden  (1  Thlr.  12  Sgr.)  konnte  man  im  16.  Jahrhundert  nach  dem  damaligen 
Durchschnittspreise  genau  so  viel  Roggen  kaufen  als  nach  derfi  24jährigen  Durch- 
schnittspreise (1838—1861)  im  Jahre  1862  für  die  S^fache  Summe,  Folglich  hat  der 
meissnische  Gulden  zu  21  Gr.  (=  1  Thlr.  12  Sgr.)  jetzt  den  3Jfachen  Werth  (3}  X 
1  Thlr.  12  Sgr.  =)  5^  Thlr.  oder  9l  fl  rhein. 

Wo  sicli  im  Verlaufe  dieser  Darstellung  bei  einer  Geldangabe  aus  dem  16.  Jahr- 
hundert eine  eingeklammerte  Summe  befindet,  ist  darunter  der  heulige  Silberwerlh 
zu  verstehen;  zur  Ermittelung  des  heuligen  Kaufwerlhes  iet  dann  die  eingeklammerte 
Summe  um  das  Sjfache  zu  erhöhen.  —  Die  Ermittelung  des  Silberwerlhes  und  Kauf- 
werlhes findet  sich  ausführlicher  erörtert  in  des  Verfassers  ,, Preis-  und  Lohnverhäll- 
nisse  des  16.  Jahrhunderts  u.  s.  iv."  in  Hildebrand's  Jahrbb.  Bd.  I  S.  65  ff.,  wo- 
mit zu  vergleichen:  Das  Finanzwesen  des  Ernest.  Hauses  Sachsen  im  16.  Jahrhundert 
von  Dr.  Kius.     Weimar  1863. 

7)  K.  von  Train,  Waidmanns  neue  Practica  S.  314.  Hiermit  übereinstimmend 
Lexicon  der  Forst-  und  Jagdkunde  von  Steph.  Behlen  V.  496.  Ch.  W.  von 
Heppe,  Der  wohlredende  Jäger  S.332, 
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sagt:  dem  Fürsten  steht  die  Wildfuhr  zu;  2)  das  Gebiet,  auf  welchem 
die  Jagdberechtigung  ausgeübt  wird ;  z.  B.  es  war  verboten,  die  Hunde 
in  die  Wildfuhr  (Wildbahn)  laufen  zu  lassen;  3)  den  Wildstand  auf 
dem  Jagdgebiet;  z.  B.  die  Wildfuhr  wird  gebessert.  —  Zu  Gunsten 
der  Wildfuhr  musste  oft  gegen  das  forstliche  Interesse  ein  Wald  ge- 
schont werden,  und  in  allen  forstlichen  Erlassen  wurde  die  Rücksicht 
auf  dieselbe  den  Beamten  dringend  an's  Herz  gelegt. 

Mit  dem  durch  die  zunehmende  Holznoth  hervorgerufenen  Steigen 
der  Holzpreise  wurde  das  finanzielle  Interesse  der  Landesherren  mehr 
und  mehr  geweckt  und  deshalb  aller  Orten  nachgeforscht,  ob  und  auf 
welche  Weise  sich  da  und  dort  die  angeblichen  Holzberechtigungen  der 
Gemeinden  und  der  technischen  Gewerbe,  wie  Dielenschneider,  Hammer- 
schmiede, Kohlenbrenner,  Harzer  und  anderer  mehr  zum  Vortheil  der 
landesherrlichen  Kasse  entweder  zurückziehen  oder  wenigstens  kürzen 
Hessen.  Denn  der  Nachtheil  für  die  Wälder  war  noch  unerträglicher 
geworden,  seit  die  Fabrikate  der  Dielenschneider,  Hammerschmiede  u.s.  w. 
bei  den  höheren  Holzpreisen  bedeutend  im  Preise  gestiegen  waren  und 
die  Fabrikanten  in  weit  ausgedehnterem  Maasse  als  früher  ihre  Be- 
rechtigungen auszunutzen  suchten.  Auch  die  Rechtsbeständigkeit  der 
Deputate  der  Beamten,  zumal  der  Geistlichen  wurde  in  Frage  gezogen. 
Eine  Anzahl  eingeschlichener  Missbräuche  wurde  jetzt  mit  Ernst  ab- 
geschnitten und  durch  bessere  Besoldung  der  Beamten  mancherlei  Be- 
trug abgestellt.  Die  Waldhut  wurde  trotz  der  Klagen  der  Landleute, 
wenn  die  Berechtigung  nicht  überzeugend  begründet  ^Yerden  konnte, 
behufs  der  Holzung  der  Wälder  streng  veiboten.  Andere  Berechtigungen 
auf  Waldbenutzung,  die  in  einer  nachweislichen  Zeit  meist  um  eine 
geringe  Entschädigung  zu  Lehen  hingegeben  worden  waren,  wurden 
theils  durch  Rückgabe  des  Kaufgeldes  abgelöst,  theils,  wenn  das  Lehen 
heimgefallen  war,  nicht  weiter  verliehen.  Am  meisten  belastet  waren 
die  mit  der  Secularisation  der  ehemaligen  Abteien  und  Klöster  wie 
Reinhardsbrunn,  Georgcnthal,  Oldisleben ,  Bürgel  u.  s.  w.  für  den 
Landesherrn  gewonnenen  Waldungen.  Von  besonderer  Energie  in  der 
eben  angedeuteten  Weise  erwies  sich  die  kurze  Regierung  Johann 
Wilhelms.  Die  nach  dieses  Fürsten  Tode  eingetretene  vormundschnft- 
liche  Regierung,  welche  Kurfürst  August  von  Sachsen  leitete,  führte 
verschiedene  Einrichtungen  ein,  welche  in  dem  seit  der  erneuten  Holz- 
ordnung von  1556  und  der  Forst-  und  Waldordnung  von  1560**)  im 
Gebiete  des  Forstwesens  vorgeschrittenen  Kurfürstenthum  sich  bereits 
bewährt  hatten. 

B)  Cod«x  AugusteuB  P.  II.  pag.  487  sqq. 
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Gemeinden  und  Privatpersonen  waren  in  Bezug  auf  ihre  Waldungen 
sehr  beschränkt;  denn  die  lieniit/ung  d(!s  l'rivateigeiitliiinis  niu>stü  der 
Rücksicht  auf  die  kuidesherrliche  Wildfuhr  überall  nachstehen.  Was 
indessen  damals  als  eine  höchst  ungerechte  Beschränkung  erschien,  be- 
währte sich  als  eine  Massregel  von  guten  Folgen  Die  Oemcinden  und 
Privatwaldbesitzer  nändich,  sonst  nicht  geneigt,  den  Wald,  welcher 
doch  ein  oder  mehrere  Menschenalter  zur  Vollständigkeit  seines  Wachs- 
thums  bedarf,  als  ein  Fideicomniiss  der  vergangenen  Geschlechter  an 
das  gegenwärtige  zu  betrachten  und  ihn  deshalb  zu  schützen  und  zu 
schonen,  waren  durch  strenge  Verbote  an  dem  über  den  eigenen  Be- 
darf hinausgehenden  Hauen  verhindert^). 

Das  Roden  der  Wälder. 

Da  sich  die  Pflege  der  Forsten  im  sechszehnten  Jahrhundert  mehr 
in  Verboten,  welche  der  Verwüstung  der  Wälder  Einhalt  gebieten  soll- 
ten, als  in  positiven  Befehlen  und  Rathschlägen  zur  Förderung  des 
Aufwuchses  äusserte,  so  war  natürlich  zunächst  das  Roden  als  die  un- 
mittelbarste Vertilgung  des  Waldes  streng  verboten.  In  allen  forst- 
lichen Verfügungen  ist  dieses  Verbot  das  ceterum  censeo,  und  den  mit 
Bereitung  und  Besichtigung  der  Wälder  beauftragten  Beamten  wurde 
jeder  Zeit  ganz  besonders  eingeschärft,  auf  Zuwiderhandlungen  gegen 
dieses  Verbot  ein  sorgfältiges  Augenmerk  zu  richten.  Aber  trotz  der 
wiederholten  Verbote,  trotz  der  angedrohten  und  oft  auch  ausgeführten 
schweren  Strafen  wurde  dennoch  von  adeligen  Waldbesitzern,  von  Ge- 
meinden und  Privatpersonen  alljährlich  viel  Waldland  gerodet.  Selbst 
Forstbearate  suchten  sich  durch  Ausroden  von  Waldflächen  nutzbares 
Ackerland,  Wiesen  und  Weideplätze  anzulegen. 

Im  Allgemeinen  war  es  jedoch  weniger  die  Rücksicht  auf  Erwei- 
terung des  Artlandes  und  der  Wiesen,  welche  das  Roden  der  Wälder 
veranlasste,  als  der  augenblicklich  vortheilhafte  Verkauf  der  ganzen 
Holzmasse  bei  voller  Rücksichtslosigkeit  auf  den  für  die  Zukunft  un- 
ausbleiblichen Holzmangel.    Auch  bei  dem  Landesherrn  stand  als  Motiv 


9)  Weiter  ging;  die  Aufsicht  der  Forstbeamten  über  die  in  der  landesherrlichen 
Wildfuhr  liegenden  Gemeinde-  und  Privatwaldungen  nicht,  als  dass  sie  das  Aushauen 
über  den  eigenen  Bedarf  der  Besitzer  verhüten  sollten.  Erst  in  der  Weimarischen 
Jagd-  und  Forstordnung  von  1646  werden  „die  Gemeinden  ,  so  Gehölze  unter  uns 
liegend  haben",  angewiesen,  sich  alsbald  nach  Verkündigung  der  Forstordnung  „eines 
oder  mehrerer  Förster  über  ihre  Gemeindeholzung  zu  vergleiciien"  und  die  gewählten 
Förster  jährlich  dem  Oberaufsehcr  vorzustellen.  Fritzschii  Corp.  jur.  ven.  for. 
III.  p.  25.  11. 
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des  Verbotes  nicht  etwa  ein  nationalökonomisches  Interesse  im  Vorder- 
grund, sondern  zunächst  nur  die  Rücksicht  auf  die  Wildfuhr  '**),  deren 
Schmälerung  durch  das  Verhauen  und  Roden  der  Wälder  befürchtet 
wurde.  Diese  Befürchtung  spricht  sich  wenigstens  in  den  Correspon- 
denzen  der  Landesherren  mit  dem  Forst-  und  Jagdpersonal  ganz  un- 
zweideutig aus,  während  den  Gemeinden  und  Waldbesitzern  gegenüber, 
die  für  die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  fürstlichen  Wildfuhr  be- 
greiflicher Weise  nur  ein  negatives  Interesse  haben  konnten,  die  drohende 
Gefahr  des  Holzmangels  und  die  hieraus  folgende  Unmöglichkeit,  den 
Holzanforderungen  der  Gemeinden,  wenn  erst  ihre  Wälder  ausgehauen 
wären,  aus  den  landesherrlichen  Forsten  Genüge  leisten  zu  können, 
geltend  gemacht  wurde. 

Hieraus  erklärt  sich  die  weit  grössere  Nachsicht,  welche  man  rück- 
sichtlich der  ausserhalb  der  fürstlichen  Wildfuhr  gelegenen  Wälder 
und  gegen  die  adeligen  Waldbesitzer  übte,  auf  deren  Gebiet  die  Jagd- 
berechtigung seltener  dem  Landesherrn  zustand,  obwohl  hier  wieder  ein 
anderes  fürstliches  Interesse,  dasjenige  nämlich  des  Lehens,  in  Gefahr 
kam.  Gegen  Gemeinden,  sowie  gegen  bürgerliche  und  bäuerliche  Privat- 
waldbesitzer innerhalb  der  fürstlichen  Wildfuhr  wurde  mit  aller  Strenge 
eingeschritten,  sobald  von  den  Forstbeamten  Anzeige  gemacht  wurde; 
in  manchen  Fällen  vollzogen  dieselben  sofort  die  Confiscation  des  ohne 
vorherige  Erlaubniss  geschlagenen  Holzes.  Zur  Waldbusse  wurden 
schon  Gemeinden  oder  Privatleute  gezogen,  ja  selbst  empfindlich  ge- 
straft, wenn  sie  ausser  ihrem  Bedarf  an  Bau-  und  Brennholz  zum  Ver- 
kauf nur  einen  Baum  in  ihrem  eigenen  Walde  ohne  Genehmigung  ge- 
fällt hatten.  Ein  Bauer  in  Mosbach  bei  Eisenach  wurde  (1530)  um 
24  gr.  (1  Thlr.  18  Sgr.)  gestraft,  weil  er  das  zu  seinem  Gute  gehörige 
Holz  abgehauen  hatte,  ohne  Hegereiser  stehen  zu  lassen.  —  Die  Ge- 
meinde Förtha  bei  Eisenach  musste  (1545)  2  Schock  48  gr.  (11  Thlr. 
6  Sgr.)  Busse  erlegen ,  weil  sie  ohne  Erlaubniss  in  ihrem  Gemeinde- 
holz  »etliche  viel  Schocke  junge  Eichen,  Hopfenstangen  und  Anderes 
gehauen  und  verkauft«  hatte.  —  Ein  Bauer  in  Klein  -  Endersdorf  im 
Amte  Leuchtenburg  hatte  in  seiner  Holzmark  etliche  Klafter  Scheitholz 
geschlagen,  und  da  er  auf  Befehl  des  Forstknechts  die  windfälligen 
Bäume  aus  seinem  Gehölze  wegräumte,  noch  sechs  Klafter  gehauen, 
wofür  ihn  der  Schösser  auf  T'ciehl  des  Forstmeisters  zu  ITiimmelshain 
»durch  den  Laudknecht  gegen  Orlamünde  fordern  und  an   eine  Kette 


10)  Vergl.  Iiitrtibcr  Slieglil?. ,    Eigeiilliuinsverliällnisse   an  Wald    und  Jagd   in 
Deutsclilaud  §.33  gegen  Ende   und  die  dazu  gehörige  Anmerkung  63. 


90  0.   Kiu», 

behoften  lassen«.  Da  er  nun  »als  ein  armer  gefanfzener  Mann«  zwei 
Männer  als  Hiirfieii  gestolU.  bcklaj^t  er  sich,  dass  diese  vom  Forst- 
meister an  den  Jii^^ciiiicis!  r  ucwiesen  worden  wären,  und  er  nun  auch 
noch  schweres  Botenlohn  zu  /iihlcn  habe.  Im  Jahre;  15.01  beschwer- 
ten sich  mehrere  Bauern  von  (ieisenhain  im  Amte  lioda.  dass  sie  vom 
Jägermeister  und  dem  Schö.sser  in  den  Gewahrsam  gesteckt  worden 
wären,  weil  sie  auf  ihicm  eigenen  Gebiet  Holz  gehauen  hätten.  Der 
Jägermeister,  zu  seiner  Rechtfertigung  hierüber  aufgefordert,  berichtete, 
ijie  hätten  die  Wälder  dermasseii  verhauen,  dass  die  Wildfuhr  ganz 
zu  Grunde  gehen  wollte,  hätten  sich  auch  widerspenstig  gezeigt,  wes- 
halb er  sie  habe  einstecken  lassen;  namentlich  nennt  er  den  Müller 
von  Gei.senhain,  der  ein  gro.sses  Gehölz  und  eine  »ziemliche  Bauers- 
nahrung habe,  dass  sich  wohl  ein  Edelmann  darauf  erhalten  könnte«  "). 

Wenn  übrigens  die  Forstbeamten  den  bäuerlichen  Waldbesitzern, 
um  die  fürstliche  Wildfuhr  nicht  zu  schädigen,  sogar  das  Betreten 
ihres  Eigenthums,  geschweige  denn  das  Holzschlagen  und  Roden  nicht 
gestatten  wollten ,  so  verfuhren  sie  offenbar  mit  einer  Härte ,  welche 
nicht  im  Willen  des  Landesherrn  lag,  wie  sich  auch  Joh.  Friedrich  der 
Mittlere  in  Bezug  auf  die  Klagen  der  Unterthanen  über  das  barbarische 
Verfahren  der  Förster  in  einem  Schreiben  an  seinen  Vater  (1548)  aus- 
spricht: »Dass  aber  ein  armer  Mann  in  sein  Holz  nach  seinem  Eigen- 
thum  zu  sehen,  damit  ihm  durch  Andere  kein  Schade  zugefügt  werde, 
nicht  gehen  sollte,  das  wird  unseres  Erachtens  E.  G.  Gemüth  nicht 
sein,  ungeachtet  wenn  gleich  ein  armer  Mann  in  solchem  Aufsehen 
seines  Holzes  eine  Stange  auf  dem  Hals  mit  sich  zu  Haus  trüge«  '^). 

In  den  holzreicheren  Gegenden  des  Landes  mochte  die  Aufsicht 
weniger  streng  gehandhabt  worden  sein,  denn  es  fand  sich,  dass  z.  B. 
in  den  fränkischen  Besitzungen  der  Ernestiner.  der  sogenannten  Pflege 
Coburg,  welchen  Landestheil  Joh.  Friedrich  der  Grossmüthige  1542 
seinem  Halbbruder  Joh.  Ernst  zu  seiner  Portion  überliess,  die  Roder, 
d.  h.  die  gerodeten  Waldtlächen  übermächtig  überhand  nahmen.  Die 
zu  Coburg  von  den  beiden  fürstlichen  Brüdern  (1541)  in  Gemeinschaft 
erlassene  Holzordnung  setzte  darüber  folgende  Bestimmungen  fest: 
»Nachdem  auch  hiebevor  ein  übermässiges  Roden  in  den  Wäldern  hin 
und  wieder  gebraucht,  durch  welches  die  Wälder  über  die  Massen  ge- 
schmälert und  doch  unseren  gnädigsten  Herren  wenig  genützet,  haben 
wir  dem  Fwstmeister  befohlen  und  auferlegt,  dass  er  zum  allerforder- 


11)  Weim.   Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  115. 

12)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  K.  277. 
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liebsten  alle  Waldroder  im  Beisein  der  Schösser  und  Kastner  jedes 
Amts,  da  die  Roder  gelegen,  mit  treuem  Fleisse  ausmessen  und  ver- 
steinen  lasse;  alsbald  auch  einen  jeden,  wie  viel  an  Ackern  befunden, 
aufzeichnen  und  in  ein  ordentlich  Register  bringen  soll.  Weil  auch 
hievor  ein  Acker  nicht  mehr  denn  zehn  Neupfennige  zu  Erbzins  gegeben, 
soll  doch  forder  von  jedem  Acker  1  gr.  (2  Sgr.)  genommen  und  den 
Inhabern  nicht  anders  denn  für  Lassgüter  zugeschrieben  werden ,  doch 
dergestalt,  dass  den  Lehen  von  Jahr  zu  Jahr  Folge  gethan  werde«  ''). 
—  »Es  soll  auch  der  Forstmeister  vornehmlich  das  Aufsehen  tragen, 
dass  die  Roder  nicht  geweitert  werden,  wie  denn  allenthalben  verboten. 
Welcher  aber  darüber  schreiten  und  die  Roder  weitern  würde,  der 
soll  darum  gestraft,  auch  ihm  die  Roder  genommen  und  er  dazu  ge- 
fänglich eingezogen  werden«  '*). 

Wirklich  waren  auch  die  Befürchtungen,  dass  die  Besitzer  der 
Rodergüter  dieselben  zu  erweitern  versuchen  würden,  nicht  unbegründet. 
So  hatte  ein  Bauer  sein  Rodergut  mitten  im  Walde  »seines  Gefallens 
durch  Nachlassung  der  Verordneten  zu  Coburg  gebraucht,  doch  jährlich 
davon  nicht  mehr  denn  zwei  Gulden  (2  Thlr.  24  Sgr.)  zu  Zins  gereicht. 
Als  aber  obgemeldeter  Inhaber  solch  Rodergut  von  Tag  zu  Tag  ge- 
weitert und  die  Wälder  dadurch  geschmälert,  auch  zu  besorgen,  weil 
er  allein  an  einem  gefährlichen  Orte  sitzet,  dass  bei  ihm  wenig  voll- 
bracht werde,  solchem  vorzukommen,  haben  wir  für  das  Nützlichste 
und  Beste  bedacht,  dass  der  gemeldete  Inhaber  jetzt  nach  Abnutzung 
seiner  Früchte  das  Rodergut  soll  liegen  und  die  Vergleichung  nach  bil- 
ligem Erkenntniss  empfahen  lassen.  Alsdann  ist  das  Nützlichste,  dass 
berührt  Rodergut  dem  nächsten  anstossenden  Dorfe  nach  dem  Höchsten 
verkauft  und  vererbet,  und  dass  vor  allen  Dingen  das  Wohnhaus  ab- 
gerissen und  allda  ferner  zu  wohnen  nicht  gestattet  werde.  In  dem 
soll  unseres  unterthänigen  Verhotfens  eine  gute  Summe  Geldes  unseren 
gnädigsten  Herren  zu  Gute  erspart  werden«. 

Aber  trotz  der  Verbote  hörte  das  Roden  in  der  Pflege  Coburg  noch 
nicht  auf,  so  dass  sich  Kurfürst  Joh.  Friedrich  zu  neuer  Beschwerde 
gegen  seinen  Bruder  genöthigt  sah  und  ihn  wiederholt  veranlasste  das 
Roden  abzuschaffen,  was  aber  seit  zehn  Jahren  von  neuem  gerodet  worden 
wäre,  abzumessen  und  auf  jeden  Acker  einen  Groschen  Zins  als  Lass- 
gut setzen  zu  lassen. 

Mittlerweile  wurde   im  Jahre    1556  die  S.   Eruestinische   Landes- 


13)  Weim.  Cüinm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  187. 

14)  S.  Goth.  Haus-  und  Staatsaicb.  Reg.  KK.  XIV.  10. 
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Ordnung  erlassen,  deren  Art.  XXX  vom  Hoden  und  Verwüsten  der  Ge- 
hölze handelt:  »Nachdem  niicli  die  Uuuern  eines  Theils  ihre  Gehölze 
übcrmässijr  mid  unpHe^^licii  verhauen  und  verwiisten,  dadurch  die  Güter 
in  Abfall  konnnen,  so  wollen  wir,  dass  unseres  Amts,  auch  der  von 
der  Kitterschaft  Uiiterthanen,  welche  sonderlich  Hölzer,  liüsche  oder 
Flecken  in  unseren  Gehölzen,  Wäldern  und  Heiden,  darauf  uns  die 
Wildbahn  zuständig,  eigenthündich  liegen  haben,  denselben  anderer  Ge- 
stalt nicht,  denn  allein  zu  ihrer  Gebäude,  auch  eigen  Feuerwerks  Noth- 
durft  mit  Vorwissen  unserer  Amtleute,  Schösser,  Oberaufseher,  Forst- 
meister und  Förster  jedes  Orts  gebrauchen,  und  im  Falle,  dass  Jemand 
unter  ihnen  der  Dürftigkeit  oder  Armuth  wäre,  dass  er  um  seiner  und 
seiner  Kinder  Unterhaltung  und  Nothdurft  willen  etwas  aus  denselbigen 
seinen  eigenen  Gehölzen  verkaufen  nnisste,  so  soll  dem  oder  denselbigen 
durch  gemeldete  unsere  Amtleute,  Schösser,  Oberaufseher,  Forstmeister 
und  Förster  etwas  an  Busch-  und  Stanmiholz  nach  Gelegenheit  eines  Jeden 
eigenthümlichen  Holzes  Grösse  des  Jahres  —  doch  dass  solch  Stamm- 
holz nicht  platzweise,  sondQjii  bei  einzelnen  ältesten  und  windfälligen 
Bäumen  —  zu  verkaufen  nachgelassen,  den  Leuten  auch  zu  solcher  An- 
weisung im  Jahr  zwier  gewisse  Tage  angesetzt  werden,  darüber  auch 
unsere  Forstmeister  und  Förster  ein  sonder  fleissiges  Aufsehen  haben, 
auch  die  armen  Leute  auf  den  benannten  Tag  nicht  umsonst  oder  ver- 
geblich gehen  lassen  sollen«. 

»Und  wiewohl  sich  auch  Etzliche,  so  also  ohne  Unterschied  ihre 
Gehölze  zu  ihrem  Schaden  und  Nachtheil,  auch  zu  Abbruch  unserer 
Wildfuhr  das  Stammholz  platzweise  verhauen  bisher  ohne  einiges  Vor- 
wissen heimlich  unterstanden  dieselben  Plätze  zu  roden  und  zu  Aeckern, 
Artfeld  oder  W' ieswachs  zu  machen,  welches  uns  aber  nicht  leidlich  ist : 
so  wollen  wir,  dass  Niemand,  wes  Unterthanen  die  seien,  hinfort  mehr 
gestattet  werden  solle,  etwas  in  unserer  W' ildfuhr  zu  roden  oder  Aecker 
und  Wiesen  zu  macheu,  bei  Pön  und  Strafe,  die  wir  nach  empfangenem 
Bericht  befehlen  und  ermessen  werden«. 

»Nachdem  aber  an  etlichen  Orten  ausserhalb  unserer  Wildfuhr  sonder 
Nachtheil  und  Verödung  der  Gehölze  der  Unterthanen  etliche  Rodäcker 
zu  machen  wohl  verstattet  werden  kann :  als  wollen  wir  auf  Ansuchen 
der  Leute,  welche  unseren  Aemtern  zustehen,  dieselbigeu  Oerter  be- 
sichtigen und  darin  billigen  Bescheid  geben  lassen«. 

»W^as  aber  eines  jeden  Unterthanen  Gehölze  anlanget,  welche  nicht 
in  unserer  Wildfuhr  gelegen,  darin  soll  ein  jeder  obberührter  Massen 
und  Gestalt  die  Anweisung  des  Holzliauens  oder  die  Nachlassung  des 
Rodens  zu  thun  haben.     Doch  dass  darin  euer  keiner  seinen  Eigennutz 


Das  Forstwesen  Thüringens  im  sechszehnten  Jahrhundert.  93 

suche  und  um  desselben  willen  die  Verödung  der  Gehölze  seinen  Leuten 
verstatte.  Auf  den  Fall  wir  uns  auch  als  die  Landes-  und  Lehensfür- 
sten Einsehen  zu  thun  wollen  vorbehalten  haben«. 

»Und  nachdem  wir  auch  berichtet,  dass  Etliche,  die  selbst  eigene 
Gehölze  haben,  das  Ihrige  auf  Theuerung  halten  und  aus  unseren  Ge- 
hölzen und  Gehauen  Holz  kaufen,  als  wollen  wir  mit  unseren  Oberauf- 
sehern ,  Förstern ,  Schössern  und  Anderen ,  die  des  Holzkaufs  zu  thun, 
hiermit  geschafft  haben,  dass  sie  denselbigen  kein  Holz  verkaufen  sollen. 
So  sollen  sie  auch  unseren  Unterthanen  das  Holz,  so  ihnen  zu  verkaufen 
befohlen,  vor  auswärtigen  Leuten  zukommen  lassen,  auf  dass  nicht  den 
Fremden  das  Holz  verkauft  werde  und  die  Unseren  daran  Mangel  leiden 
müssten«. 

In  dem  mitgetheilten  Art.  der  Landesordnung  wird  ausgesprochen, 
dass  das  Roden  zwar  ausserhalb  der  Wililfuhr  erlaubt  werden  könne, 
innerhalb  derselben  oder  unbedingt  verboten  sei,  und  dass  sich  der 
Landesherr  für  jeden  einzelnen  Contraventionsfall  die  Festsetzung  des 
Strafmaasses  vorbehalte.  Von  jetzt  ab  wurde  mit  schärfern  Strafen 
vorgegangen.  Als  jener  oben  genannte  Müller  von  Geisenhain  mit  Ver- 
hauen seines  Gehölzes  fortfuhr,  schrieb  (1560)  Joh.  Friedrich  der  Mitt- 
lere an  den  Schösser  zu  Leuchtenburg  und  an  den  Jägermeister:  »Die- 
weil  wir  denn  in  Augenschein  selbst  gesehen,  dass  der  pp.  zu  Geisen- 
hain zu  wider  unserer  Landesordnung,  auch  gegen  des  Jägermeisters  ge- 
thanes  Verbot  uns  zur  Verachtung  und  Ungehorsam  muth williger  Weise 
sein  Gehölze  unpfleglich  und  zur  Verwüstung  gebraucht  und  verhauen, 
wie  denn  in  die  fünftehalb  hundert  Klafter  auf  der  Waldstatt  noch 
liegen,  welches  ihm  aber  keineswegs  gebührt  und  wir  es  also  hingehen 
zu  lassen  nicht  gemeint:  als  ist  unser  Begehren,  ihr  wollet  Anderen 
zur  Abscheu  und  Straf  seiner  Verbrechung  100  fl.  (140  Thlr.)  fordern 
und  Du  Schösser  in  gebührliche  Kechnung  bringen,  ihm  auch  unter- 
sagen, dass  er  ohne  Dein,  des  Jägermeisters  Vorwissen  und  Bewilligung 
kein  Holz  mehr  haue,  denn  sollt  es  darüber  beschehen,  würden  wir 
von  wegen  seiner  Verbrechung  verursacht  werden,  ihn  in  höhere  Strafe 
zu  nehmen.« 

Nur  zuweilen  weiss  die  landesherrliche  Gnade  etwa  zu  Gunsten  des 
Holzkäufers  die  Strenge  des  Gesetzes  zu  mildern.  So  ist  im  Jahr  1557, 
da  der  Jägermeister  berichtet,  dass  Burkhard  Schmalz  200  Klafter  Holz 
in  des  gnädigsten  Herrn  Wildfuhr  und  derselben  zum  Schaden  gehauen 
und  an  den  Rath  in  Jena  verkauft,  was  er  ihm  in  Betracht  der  im 
vorigen  Jahre  erlassenen  Landesordnung  verboten  habe,  —  denn  des 
Orts  200  Klafter  Holz  abzutreiben  könne  ohne  Nachtheil  der  Wildfuhr, 


94  0.  Kiua, 

auch  Verödung'  des  Gehölzes  nicht  f^^eschehen  —  Joh.  Friedrich  der 
Mittlere  zwar  mit  den»  Verhüte  einverstanden,  schreiht  jedoch:  *  Damit 
aber  ob^emeldeter  Rath  in  .lena  an  ßrennhulz  zum  Ziegelbrennen  zu 
unserem  C()llefi,ium  und  anderen  nothwendigen  Gebäuden  nicht  verhindert 
werden  oder  Man^^el  leiden  diirte.  so  wollen  wir  hiermit  willigen,  dass 
dem  pp.  Schmalz  zu  den  G8  Klaftern,  die  er  bereits  geschlagen,  noch 
soviel  Klafter  zu  hauen  verstatfet  sein  soll,  dass  der  Rath  zu  Jena  an 
den  versprochenen  2UÜ  Klaftern  ein  hundert  von  Schmalz  erlangen  soll. 
des  anderen  Holzes  mögen  sie  sich  aber  an  anderen  Orten,  da  es  der 
Wildfuhr  und  den  (Jehölzen  nicht  nachtheilig  erholen«'''). 

Gegen  die  adeligen  Waldverwüster  verfuhr  man  weit  schonender 
und  begnügte  sich  in  der  Regel  mit  Verbot  und  Drohung.  So  schrieb 
(1553)  Joh.  Friedrich  an  Christ,  von  Beulbar  wegen  Verwüstung  seiner 
Gehölze:  »Uns  gelanget  glaublich  an,  dass  Du  die  Gehölze,  welche  zu 
Deinem  Rittergut  gehörig,  übermüthig  zu  gebrauchen  und  mit  Verhauen 
sehr  zu  verwüsten  dich  unterstehen  sollst;  wenn  wir  dann  Dir  solches, 
dieweil  es  unserem  Lehen,  auch  desselbigen  Folgern  und  dann  unserer 
VVildfuhr  nachtheilig  und  schädlich,  nachzulassen  und  zu  gestalten  nicht 
gemeinet,  Du  auch  zu  berührter  Verwüstung  und  Verödung  keine  Ur- 
sache: so  begehren  wir.  Du  wollest  die  Gehölze  hinfürder  anders  nicht, 
denn  pfleglicher  Weise  gebrauchen,  damit  unserem  Lehen  und  desselbigen 
Folgern,  auch  unserer  Wildfuhr  kein  Abbruch  dadurch  geschehe,  wie 
auch,  da  Du  Dich  dessen  nicht  massigen  solltest,  wir  darauf  Achtung 
zu  geben  befohlen  haben ;  denn  sollte  es  von  Dir  weiter  geschehen  und 
solch  übermässiges  Verhauen  und  Verwüsten  angezeigter  Gehölze,  als 
unseres  Lehens  nicht  nachbleiben,  so  werden  wir  uns  gegen  Dich  mit 
gebührlicher  Strafe  erzeigen«  '^). 

Nur  in  seltenen  Fällen  wurde  Gemeinden  oder  Einzelnen,  wenn 
das  Bcdürfniss  nachgewiesen  wurde  und  wenn  es  ohne  grossen  Nach- 
theil für  die  Wildfuhr  geschehen  konnte,  das  Roden  nachgelassen;  so 
fern  es  jedoch  landesherrlichen  Waldboden  betraf,  so  wurde  für  die  ge- 
rodete Fläche  ein  Erbzins  von  1  oder  2  gr.  pr.  Acker  darauf  gelegt. 
Im  J.  1570  bat  z.  B.   die  Gemeinde  Etterwinden  bei  Eisenach,   dass 


15)  Weiin.  Cnmm.  Arcli.  Reg.  DD.  p.  141. 

l(j)  Als  Waldverwüster  wurden  im  J.  1551  denuncirt  die  Herren  von  Herda,  die 
Hunde  zum  Alienstein,  die  von  Uetlerodt  zu  Sciiarfenherg,  der  Burggraf  von  Kirch- 
beig,  die  Herren  von  Wangenlieim  zu  Winterslein  samnit  iliren  ünterthanen,  welctie 
eigenes  Gehölze  besassen,  und  die  ünterthanen  Jos.  von  ReckrodU  zu  Mechlerstädt. 
Weim.  Comin.  Arch.  Reg.  DD.  p.  207. 
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ihr  gestattet  werden  möge  etliche  Acker  zu  roden '^).  »Nachden»  wir 
in  der  Wildfuhr  gelegen  und  nur  mit  gar  geringem  Ackerbau  versehen: 
so  bitten  EKG.  wir  armen  Leute  unterthänig,  EFG.  wolle  Befehl  thun, 
damit  wir  zu  unserem  Ackerbau  etliche  Aecker,  so  um  uns  gelegen, 
ausroden  mögen,  damit  wir  unsere  armen  Kinderlein,  wenn  sich's  der 
Gehölze  halben  thun  lässt,  erhalten  und  den  Unrath,  vom  Wilde  zu- 
gefügt, erschwinden  mögen.  Auch  bitten  wir  armen  Leute,  EFG.  wol- 
len uns  gnädiglich  vergönnen,  dass  wir  des  Grases  im  Walde,  so  Gott 
lob  viel  vorhanden  und  nachdem  es  von  dem  Wilde  nicht  wird  aus- 
geweidet, —  denn  es  viel  lieber  in  den  Wiesen  das  gute  Gras  isset 
und  also  das  alte  Waldgras  verfaulet  —  zu  unserer  Nothdurft  zu  ge- 
legener Zeit  mögen  gebrauchen«.  Da  der  Oberaufseher  der  Gehölze 
und  der  Schulteis  zu  Eisenach  die  Aussagen  der  Bauern  bestätigten 
und  hinzufügten,  dass  man  ihnen  in  der  Nähe  des  Ortes,  wo  doch  das 
Wild  keinen  Stand  habe,  zumal  viel  Wege  und  Steige  durchgingen, 
ohne  sonderlichen  Schaden  für  die  Wildfuhr  10 — 12  Acker  zum  Roden 
ablassen  könne:  so  wurde  das  Gesuch  der  Gemeinde  bewilligt,  mit  der 
Bedingung,  dass  auf  jeden  Acker  2  gr.  (4  Sgr.)  Erbzins  zu  schlagen 
seien.  Auch  das  Grasen  im  Walde  wurde  ihnen  gestattet;  doch  sollten 
sie  sich  des  Mähens  mit  den  Sensen  gänzlich  enthalten  und  beim  Grasen 
die  jungen  Schösslinge  und  Sommerlatten  verschonen. 

Die  grösste  Unordnung  in  der  Behandlung  der  Wälder  war  zur 
Zeit  der  Gefangenschaft  Joh.  Friedrich's  des  Grossmüthigen  eingerissen. 
Die  Forstknechte  fragten  weder  nach  ihren  Vorgesetzten,  noch  nach 
der  Waldordnung,  rodeten  nach  Belieben  zu  ihrem  eigenen  Nutzen, 
legten  Aecker  und  Wiesen  an  und  führten  selbst  neue  Gebäude  auf, 
»die  sie  nach  ihrer  Gelegenheit  aus  den  Wäldern  führen  Hessen«.  Als 
endlich  Joh.  Friedrich  in  der  Gefangenschaft  von  der  eingerissenen  Un- 
ordnung Nachricht  erhielt ,  entspann  sich  hierüber  eine  lange  Corre- 
spondenz  und  es  fehlte  nicht  an  Vorwürfen  gegen  seinen  Sohn :  »So 
viel  aber  das  Roden  anlanget,  ist  uns  nicht  wenig  beschwerlich,  dass 
D.  L.  dasselbige  so  weit  einreissen  lassen  und  dass  auf  unsere  Holz- 
ordnung, —  darin  solches  Roden  um  besonderer  Ursachen  und  grossen 
Schadens  willen  verboten,  welcher  nicht  allein  uns,  sondern  auch  den 
Unterthanen  schädlich  und  nachtheilig  ist,  aus  welchem  auch  allbereit 
erfolget,  dass  D.  L.  und  Brüder  Gehölz  auch  mit  Nachtheil  der  Wild- 
fuhr desto  sehrer  angreifen  müssen ,  weil  die  Bauern  und  zum  Theil 
auch  die  von  Adel   ihre  eigenen  Gehölze  nochmals  abgetrieben  und  zu 


17)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  OD.  p.  HO. 
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rodon  sich  unterstanden  haben  —  nicht  besser  und  ernstlicher  gehalten 
wird.« 

Wie  sehr  die  Beamten  wie  Schösser  und  Forstknechte  zum  Roden 
der  Wälder  behufs  missbrüuchlicher  P.onntzung  des  Waldbodens,  wenn 
sie  nicht  stren^^e  Oberaufsiciit  zu  fürchten  hatten,  geneigt  waren,  zeigt 
ein  Schreiben  ,Ioh.  VVilhelnrs  (1568)  an  den  Oberaufseher  der  Gehölze, 
worin  er  sich  beschwert,  wie  der  Rentmeister  in  verschiedenen  Aemtern 
»selbst  befunden ,  dass  die  Schösser  und  etliche  Reaniten  sich  unter- 
stehen sollen ,  in  unseren  Gehölzen  Rübsamen  zu  säen ,  welches  dann 
den  Gehölzen,  wie  Du  selbst  zu  erachten  hast,  nicht  wenig  schädlich. 
Derohalben  begehren  wir,  da  Du  solchen  hinführo  in  einem  oder  meh- 
reren unserer  Aemter  befinden  würdest,  Du  wollest  nicht  allein  solches 
bei  denselbigen  gänzlich  abschaffen ,  sondern  uns  auch  unterthänigen 
Bericht  thun,  damit  wir  uns  gegen  denselben,  welcher  dergestalt  ohne 
unser  Vorwissen  in  unsere  Gehölze  Rübsamen  gesäet,  mit  gebührlicher 
Strafe  zu  erzeigen  haben,  auch  nothwendigen  Befehl  thun  mögen,  dass 
der  auf  den  Fall  erbaute  Rübsamen  uns  zu  gut  von  den  Uebertretern 
genommen  werde«  '"). 

Organisation  der  Forstverwaltung. 

Die  Organisation  der  Forstverwaltung  des  Ernestinischen  Sachsen- 
landes im  sechszehnten  Jahrhundert  war  nicht  die  gleiche  im  ganzen 
Lande,  sondern  je  nach  lokalen  Verhältnissen  der  verschiedenen  Ge- 
bietstheile,  oft  selbst  schon  der  Aemter  und  nach  den  persönlichen 
Verhältnissen  der  Beamten  eine  verschiedene.  Je  weniger  eine  Technik 
der  Forstwirthschaft  sich  ausgeprägt  hatte,  desto  mehr  waren  Beamte, 
welche  anderen  Geschäftskreisen  angehörten,  als  Amtleute,  Schulteisen, 
Schösser  und  Kastner  mit  zu  den  forstlichen  Geschäften  herbeigezogen. 
Die  niederen  Beamten  des  Forstdienstes  waren  die  Forstknechte,  in 
anderen  Gegenden  auch  Holz-  oder  Heideknechte,  auch  Büscher  ge- 
nannt, auf  welche  später  der  Titel  Förster  als  allgemeine  Bezeichnung 
überging.  Alle  diese  »Knechte«,  sei  es,  dass  sie  Holzförster,  Wild- 
oder Holzmeister  genannt  wurden,  standen  einer  Seits  unter  dem  Forst- 
meister (Oberförster),  waren  aber  auch  dem  Amtmann,  Schösser  oder 
Schulteis  unterstellt,  von  dem  selbst  der  P'orstmeister  nicht  unabhängig 
war.  Der  höchste  Forstbeamte  war  der  »Oberaufseher  der  Gehölze«, 
welcher  bald  die  sämmtlichen  Forste  des  Landes  zu  beaufsichtigen 
hatte,  bald  nur  den  östlichen  Theil,   während  über  den  westlichen  ein 


18)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  208. 
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besonderer  Oberaufseher  bestellt  war.  Die  Oberaufsicht  über  so  weite 
Waldgebiete  wurde  jedoch  meist  als  ein  Nebenamt  verwaltet,  wie  denn 
der  Amtmann  von  Weida  das  Oberaiifseheramt  im  ganzen  Lande  be- 
kleidete. Aber  auch  der  Oberaufseher  schaltete  nicht  selbständig  in 
seinem  Bereiche,  sondern  war  vielfältig  an  die  Mitwirkung  der  Amt- 
leute und  Schösser  gebunden,  sowie  er  sich  auch  den  Anordnungen  der 
zur  Waldbesichtigung  vom  Landesherrn  Verordneten,  zu  welchen  er 
zwar  selbst  immer  gehörte,  fügen  musste. 

Die  wichtigste  Thätigkeit  der  Forstbeamten  wurde  im  Verkaufe 
des  Holzes  erblickt,  den  die  Schösser  oder  Schulteisen  zu  controliren 
und  wofür  sie  die  Zahlung  in  Empfang  zu  nehmen  und  Rechnung  zu 
führen  hatten.  Da  nun  das  Subordinationsverhältniss  nicht  festgestellt 
war  und  die  Befehle  des  Oberaufsehers,  der  Amtleute  und  Schösser, 
die  Anordnungen  der  zur  Waldbesichtigung  Verordneten  und  die  nicht 
selten  wandelbaren  Bestimmungen  der  Holz-  und  Waldordnungen,  sowie 
schriftliche  oder  mündliche  Aeusserungen  des  Landesherrn  sich  oft  nicht 
vereinigen  Hessen  oder  sich  gar  widersprachen,  so  entstanden  hieraus 
endlose  Competenzstreitigkeiten,  bei  welchen  sich  die  Betheiligten  dann 
gewöhnlich  unmittelbar  mit  ihren  Klagen  an  den  Landesherrn  wandten. 
Ausserdem  handelte  ein  jeder  der  Betheiligten  nach  seinem  Privatin- 
teresse. Die  Vortheile,  welche  sich  die  niederen  Forstbeamten  im  Klei- 
nen zu  verschaffen  wussten,  genossen  die  Vorgesetzten  im  Grossen. 
Verkaufte  der  Forstknecht  das  Holz  unangezeigt  acker-  und  klafter- 
weise, so  schlug  der  Oberaufseher  »ganze  Berge«  los.  Eine  Hand 
wusch  die  andere.  Nur  wenn  sie  sich  —  vielleicht  aus  Neid  über  den 
grösseren  Gewinn  —  entzweiten,  deckten  sie  gegenseitig  ihre  Betrüge- 
reien auf.  Im  Verlaufe  dieser  Abhandlung  werden  sich  hierzu  noch 
Belege  finden.  Den  höheren  Beamten  war  schwer  beizukommen,  da 
sie  sich  theils  die  persönliche  Gunst  des  Landesherrn  zu  verschaffen 
gewusst  hatten ,  theils  in  der  Umgebung  desselben  ihre  Freunde  und 
Beschützer  hatten.  Als  der  Oberaufseher  der  Gehölze  und  Amtmann 
zu  Tenneberg,  Asmus  von  Gleichen,  wegen  verschiedener  Ordnungswid- 
rigkeiten (1561)  seines  Dienstes  entsetzt  worden  war,  traten  mehrere 
seiner  früheren  Untergebenen  mit  Klagen  gegen  ihn  und  seinen  Genos- 
sen auf,  dass  er  nicht  nur  vielerlei  Holz,  namentlich  Dielen  und  Stamm- 
holz ohne  Bezahlung  für  sich  verbraucht,  sondern  auch  ansehnliche 
Geldposten  unterschlagen  habe.  Solchen  Denunciationen  wurde  aber 
lange  Zeit  kein  Gehör  gegeben,  obwohl  ein  Ankläger  behauptet  hatte, 
er  wolle  beweisen ^^),    »wo  sie  tausend  verkauft,   da  hätten  sie  nicht 

19)  Weim.  Cotnm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.207.  Anhang. 
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hiiiulort  horcdinct*.  Die  Drohunj,'  des  Kläf,'erH,  dass  er  sich  an  Job. 
Friedrich  seihst  wenden  wolle,  "damit  duch  der  üftentliche  Diehstahl 
und  die  Wahrheit  an  den  Taf,'  kommen,«  schlug  endlich  durch  und 
bewirkte  die  "Verstrickung^"  des  vormali^'en  Oberaufsehers;  aber  unter 
der  vornmndschat'tlichen  Regierunj,'  erkannten  die  Statthalter  (1573) 
auf  seine  Freilassung,  weil  die  drei  Hol/knechte  als  Zeugen  *singula- 
res  und  allgemein  propriam  turpitiidinem  bekannt.»  nachdem  sie  ein- 
gestanden, dass  sie  selbst  die  llolzordnung  nicht  gehalten  und  der 
eine  Zeuge  an  einer  Unterschlagung  Theil  genommen  und  »weil  keine 
interrogatoria,  die  von  Gleichen  bei  den  Artikeln  eingebracht,  bei  den 
Acten  zu  befinden«. 

Viele  der  höheren  Beamten  wurden  beschuldigt,  dass  sie  über 
ihre  an  und  für  sich  schon  enormen  Holzdeputate  noch  mehr  Holz  für 
sich  hätten  fällen  lassen.  Was  der  Vorgesetzte  that,  glaubte  der  Un- 
tergel)ene  eben  so  ungestraft  thun  zu  dürfen.  War  der  niedere  Beamte 
etwa  der  fürstlichen  Gunst  sicher  und  hatte  er  »frei  Geleit«,  so  küm- 
merte er  sich  wenig  um  die  Befehle  seiner  Vorgesetzten  und  setzte 
deren  Anordnungen  Trotz  und  Hohn  entgegen.  Der  Oberaufseher  und 
der  Schösser  zu  Ileinhardsbrunn  konnten  einen  der  ihnen  untergebenen 
Forstknechte  nicht  dahin  bringen,  dass  er  zu  seiner  Verantwortung  vor 
ihnen  erschien,  geschweige,  dass  er  aufhörte,  gegen  die  Holzordnung 
den  Schmieden  in  Ruhla  Holz  zu  verkaufen,  bis  sie  auf  die  Vermu- 
thung  kamen,  dass  er  durch  directe  Befehle  hinter  ihrem  Rücken  vom 
Landesherrn  zum  Verkaufe  autorisirt  sein  müsse. 

Oberaufseher  und  Schösser,  Forstmeister  und  Knechte,  Ober-  und 
Unterbeamte  wandten  sich  unmittelbar  an  den  Fürsten  oder  an  einen 
Kammersecretär ,  welcher  demselben  die  Sache  vortragen  sollte.  Bei 
Meinungsverschiedenheiten  oder  Streitigkeiten  berief  der  regierende 
Herr  zuweilen  Unbetheiligte  als  Schiedsrichter  oder  unparteiische  Be- 
richterstatter ^^). 

Das  Hauptgebrechen  der  Beamtenwelt  jener  Zeit  war  der  Eigen- 
nutz. Betrügereien,  Unterschleife  und  Kassendefecte  der  Beamten  hör- 
ten nicht  auf.  Sie  blieben  dem  Landesherrn  natürlich  nicht  verborgen, 
liessen  sich  aber  nicht  abstellen,  weil  es  entweder  an  unbescholtenen 
Männern  fehlte  oder  weil  auch  sonst  ehrliche  Leute  nicht  allein  durch 
die  unzureichenden  Besoldungen,  sondern  besonders  durch  die  Art  der- 
selben, welche  den  Betrug  nahe  legte,  gleichwie  durch  das  ansteckende 
Beispiel  zu  leicht  zur  Unredlichkeit  verlockt  wurden. 


20)  Weim.  Conim.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  116. 
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Wenn  wir  heute  von  unserem  wohlgeordneten  Staatswesen  aus,  in 
welchem  Gesetzwidrigkeiten  der  Finanzbeamten  nur  als  seltene  Ausnah- 
men erscheinen  und  ebenso  unausbleiblich  an  den  Tag  kommen  müssen, 
als  unnachsichtig  durch  Urtheil  und  Recht  bestraft  werden,  kaum  zu 
begreifen  vermögen,  wie  in  gewissen  Ländern  noch  heute  die  Corruption 
der  Beamten  keineswegs  die  Ausnahme  bildet,  wie  diese  von  oben  her 
zwar  erkannt,  verfolgt,  verdammt  und  oft  schwer  bestraft,  aber  doch 
nicht  beseitigt  werden  kann:  sollten  wir  nicht  vergessen,  dass  es  auch 
in  Deutschland  und  wenigstens  in  dem  Jahrhundert,  von  welchem  hier 
die  Rede  ist,  eine  Zeit  gegeben,  wo  —  vielleicht  nur  etwas  weniger 
raffinirt  —  genau  dieselben  Verhältnisse  herrschten  und  der  Fürst  trotz 
seiner  Unumschränktheit  in  Bezug  auf  die  stricte  Durchführung  der 
besten  Regierungsmassregeln  —  machtlos  erschien.  Wiederholt  ausge- 
sprochene Befehle,  wie  es  mit  der  Bezahlung  des  Holzgeldes  gehalten 
werden,  welche  Controle  dabei  stattfinden  sollte,  wurden  trotz  der  an- 
gedrohten Strafen  nur  mit  Widerstreben  und  nie  ordnungsmässig  voll- 
zogen, wie  später  dargelegt  werden  wird. 

Wenn  ferner  der  Untergebene  seinem  Vorgesetzten  drohend  das 
Handrohr  unter  die  Nase  hielt  und  ihm  in's  Gesicht  erklärte,  sein  Be- 
fehl gelte  ihm  so  viel,  als  wenn  eine  Gans  pfiffe;  wenn  der  Amtmann 
nach  dem  Förster,  der  ihm  Betrug  vorwarf,  mit  dem  Schweinsspiess 
stiess  und,  als  der  Bedrohte  sein  Pferd  rasch  umdrehte,  unter  lauten 
Schimpfreden  Steine  hinter  ihm  herwarf:  so  sehen  wir  aus  solchen 
Scenen,  wie  die  Beamten  auch  der  Rohheit  jener  Zeit  ihren  Tribut 
brachten. 

Die  Obliegenheiten  der  niederen  Forstbeamten  finden  sich 
in  verschiedenen  Holzordnungen  und  Instructionen  festgestellt.  »Vor  allen 
Dingen  soll  man  wahrnelnnen,  dass  die  Wälder  und  Gehölze  mit  treuen 
und  tauglichen  Aufsehern  und  Förstern  bestellt  werden,  die  selbst  mit 
Holz  nicht  partiren  und  nicht  eigen  Holz  dabei  liegen  haben,  fromm 
und  redlich  und  bemeldetcm  Dienst  dienstlich  und  nützlich  sind.«  Ohne 
Vorwissen  der  Amtleute  sollten  sie  nichts  aus  dem  Walde  verkaufen, 
das  Geld  aber  für  das  verkaufte  Holz  alle  vierzehn  Tage  in's  Amt  tra- 
gen und  den  Amtmann  oder  Schösser  in  sein  Gegenregister  einschrei- 
ben lassen;  das  Holz  nicht  nach  Gunst  »um  ihres  Nutzens  und  der 
Geschenke  willen«  verkaufen ,  noch  Einem  gelegener  als  dem  Anderen 
anweisen,  das  Brennholz  ferner  an  den  Orten,  wo  es  den  Gehölzen  am 
wenigsten  Schaden  thut,  hauen  und  namentlich  die  jungen  gerciden,  zu 
Bauholz  dienlichen  Stämme  stehen  lassen;  die  Gehölze  mit  Fleiss  be- 
reiten und  auf  die  Wildfuhr   achten.     In  einer  späteren  Verpflichtung 
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vom  J.  1574  gelobt  der  Forstknecht  durch  Eid  und  Unterschrift,  den 
Befehlshabern  der  Gehölze  und  Amtleuten  treu,  hold  und  gewärtig  zu 
sein,  den  Nachtheil  des  Landesherrn  zu  verhüten  und  dessen  Bestes  zu 
befördern,  die  Gehölze,  sonderlich  die  jungen  Schläge,  Wildfuhr,  Teiche 
und  Wiesen  treulich  zu  beaufsichtigen,  des  Ilolzverkaufens,  Anweisens 
und  Geldeiiineliniens  sich  gänzlich  zu  enthalten,  nicht  Gezanke,  Zwie- 
tracht und  Munkelei  zu  machen,  sondern  dem  Schosser  je  und  allewege 
mit  Grund  und  Walirheit  zu  berichten,  des  Birschens  und  Schiessens 
sich  nicht  nur  zu  enthalten,  sondern  sich  überhaupt  nicht  mit  einer 
Birschbüchse  finden  zu  lassen*'). 

Der  Forstmeister  hatte  nach  einer  Bestellung  vom  J.  1519  zu 
geloben,  treulich  nach  »Wäldern,  Forsten  und  Gehölzen«  zu  sehen,  des 
G.  H.  Schaden  zu  verhüten,  Nutzen  zu  befördern,  keine  Neuerung  in 
den  Wäldern  zu  machen,  »Niemand  von  Gunst  wegen,  der  nicht  Ge- 
rechtigkeit hat,  darin  zu  besetzen,  daraus  dem  gnäd.  Herrn  eine  Ge- 
rechtigkeit gemacht  und  zu  Nachtheil  gereichen  würde«.  Er  hatte  alle 
Jahre  zwei  Mal,  nämlich  im  Herbst  und  in  der  Fastenzeit,  alle  Wälder 
mit  Wissen  eines  Pflegers  (Amtmanns)  oder  dessen  Stellvertreters  mit 
Fleiss  zu  bereiten  und  zu  besichtigen  und  im  Herbst  anzuweisen,  wo 
im  Winter  das  Feuerholz  zu  hauen  sei,  in  den  Fasten  aber  nachzu- 
sehen, ob  seiner  Anweisung  gemäss  gehandelt  worden  sei,  und  dabei 
die  Wälder  nochmals  zu  bereiten.  Wenn  Holz  abgegeben  wird,  soll  er 
mit  dem  Knechte  desselben  Orts  Gegenregister  oder  Zettel  nehmen, 
die  dann  zur  Rechnung  gegen  einander  ausgelegt  werden  sollen.  Ueber 
Höfe  und  Schafhäuser  sollte  der  Forstmeister  gut  Aufsehen  haben,  dass 
solche  Gebäude  in  gutem  Wesen  erhalten  bleiben  und  wenn  sie  der 
Ausbesserung  bedürfen,  den  Bau  mit  Wissen  des  Schossers  oder  Kast- 
ners, der  die  Gebäude  zu  verwalten  hat,  zu  gebührlicher  Zeit  machen 
lassen.  Ebenso  sollte  er  mit  seinen  »Knechten«  grosse  Acht  auf  die 
Wildfuhr  haben  und  getreulich  darob  halten,  auch  Niemand  in  der 
Wildfuhr,  er  sei  wer  er  wolle,  mit  Büchsen  zu  schiessen  gestatten. 
Nach  einer  Instruction  von  1541  hatte  der  Forstmeister  alle  Monate 
wenigstens  die  Gehölze  zu  bereiten  und  darauf  zu  achten,  ob  etwas 
Unrichtiges  geschehen,  ob  namentlich  Waldboden  gerodet  worden  sei, 
wogegen  er  alsbald  strafend  einschreiten  sollte. 

Der  Vorsteher  (Amtmann)  sammt  seinem  Schreiber  hatte  alle 
vier  Wochen  in  den  Wäldern  der  (1527)  säcularisirten  Abteien  Rein- 


21)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  235. 
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hardsbrunn  und  GeorgenthaP*^)  neben  den  Holz-  und  Forstknechten 
auf  den  Wäldern  zu  erscheinen  und  »jeden,  der  Waldarbeit  treibt,  dahin 
zu  bescheiden,  mit  demselben*  seiner  Arbeit  Abrechnung  zu  thun  und 
Bericht  zu  empfangen,  was  solcher  vergangene  vier  Wochen  gehauen; 
dazu  sollte  er  »alle  Quartal  mit  den  Knechten  zusammenkommen  und 
was  und  wieviel  des  Vierteljahrs  verkauft,  in  ihren  Registern  beschlies- 
sen  und  also  allzeit  hinfort  von  vier  Wochen  zu  vier  Wochen,  von 
Vierteljahr  zu  Vierteljahr  und  endlich  zu  Vollendung  des  ganzen  Jah- 
res vollständige  Holzrechnung  durch  sie  beschlossen  werden«. 

Amtleute  oder  Schösser  hatten  (1536)  gewöhnlich  alle  vier- 
zehn Tage  die  Holzhaue  zu  bereiten  und  zu  sehen,  dass  recht  damit 
umgegangen  und  nicht  zu  Nachtheil  S.  Ch.  G.  gehandelt  werde,  und 
wenn  das  Holz  gehauen,  sollte  der  Amtmann  oder  Schösser  neben  dem 
Förster  die  Klaftern  zählen  und  auf  Kerbhölzer  schneiden,  damit  er 
sich  mit  dem  Holzhauerlohn  danach  zu  richten  habe ;  ohne  sein  Wissen 
und  Beisein  sollte  überhaupt  kein  Holz  verkauft  werden^'). 

Der  Oberaufseher  der  Gehölze  hatte  die  Aufrechthaltung 
der  Holzordnung  wohl  zu  überwachen  und  die  Heiden  und  Gehölze, 
welche  nicht  angegriffen  werden  sollten,  zu  hegen;  alle  Register  der 
Aemter,  der  Forstmeister,  Förster  und  Knechte  über  die  Holzverkäufe 
sollte  er  mit  Fleiss  übersehen  und,  wenn  er  sie  richtig  befunden,  unter- 
zeichnen, wie  denn  der  Rentmeister,  der  höchste  Finanzbeamte,  an 
Avelchen  die  Schösser  die  üeberschüsse  einzuliefern  hatten,  kein  Regi- 
ster über  die  Holzverkäufe  annehmen  sollte,  welches  nicht  vom  Ober- 
aufseher unterschrieben  wäre.  Derselbe  hatte  ferner  auch  die  Grenzen 
und  Lachen  der  Wälder  mit  den  Knechten  einmal  im  Jahre  zu  berei- 
ten und  dabei  zu  besichtigen,  ob  an  denselben  nichts  entzogen  werde. 
»Was  er  aber  für  Wege  und  Stege  in  Bereitung  der  Gehölze  erlernen 
wird,  die  soll  er  bei  seinem  Eide  nie  Jemand  weisen,  noch  auch  für 
sich  selbst  gefährlich  gebrauchen.«  Würde  er  finden,  dass  Jemand  an 
der  Wildfuhr  »unbilligen  Einhalt  zu  thun  gedächte,«  so  soll  er  dies  zu 
verhüten  helfen  und  auf  die  fürstliche  Wildfuhr  und  Hoheit  neben  dem 
Jägermeister  treulich  achten. 

Als  im  J.  1551  Wolf  Goldacker,  der  Oberaufseher  aller  Gehölze 
und  Amtmann  zu  Weida,  gestorben  war,  gerieth  Joh.  Friedrich  d.  Grossm. 


22)  Holzordnung   des    Kurf.   Johann  zu  Sachsen.     S.  Golh.  Haus-  u.  Staatsarcb. 
Reg.  Kk.     XIV.  3. 

23)  S.  Goth.  Haus-  u.  Staafsarch.  Reg.  KK.     XIV.  6. 
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in  Verlegenheit"),  Jemand  an  Goldacker's  Stelle  zu  find'^n,  »der  sich 
des  Holzkaufs  und  desselbigen  Gelegeiiliüit  genuf^sanilich  verstehe  und 
dem  für  sei,  dass  die  Gehölze  nicht  zu  Grunde  verhauen  und  verwüstet, 
sondern  der  aufgerichteten  Ordnung  gemäss  damit  umgegangen  würde«. 
Joh.  Friedr.  d.  Mittl.  schrieb  seinem  Vater,  eine  I'erson,  die  der  Dinge 
so  genugsam  verständig  gewesen  wie  Goldacker,  könne  zwar  nicht  ge- 
funden werden,  er  habe  aber  neben  ^  einen  Käthen  bedacht,  dass  Gre- 
gor von  Kain  dazu  zu  gebrauchen  sei ;  *denn  ob  er  wohl  der  Gehölze 
Gelegenheit  sonderlich  in  der  ersten  Zeit  nicht  allenthalben  und  wie 
es  die  Nothdurft  erfordert,  Wissenschaft  und  Bericht  haben  mag,  auch 
wie  es  mit  Gehauen  und  Verkaufung  ordentlich  zu  halten;  weil  er  aber 
ein  fleissiger  und  mühseliger  Mann  sein  soll,  so  wird  es  dafür  geachtet, 
dass  er  sich  in  solchen  Dienst  also  schicken  und  mit  dem  Fleisse  er- 
zeigen und  um  die  Gehölze  annehmen,  dass  er  mit  der  Zeit  denselben 
Dienst  zum  Nutz  und  Besten  verwalten  und  ausrichten  werde«.  Weil 
der  Vater  sich  erinnerte,  dass  G.  v.  Kain  »sonst  ein  ehrlicher  und  or- 
dentlicher Gesell,  der  sich  bei  uns  im  Zuge  vor  den  Feinden  wohl  ge- 
halten und  ihm  nichts  nehmen  lässt,«  Hess  er  sich  gefallen,  dass  man 
ihn  dazu  annehme;  aber  »weil  es  der  Gehölze  viele  und  stattliche  sind, 
und  dieselben  zur  Nothdurft  zu  bereiten,  bei  allen  Holzkäufen  zu  sein, 
dem  pp.  Kain  im  Anfang  das  Aufseheramt  etwas  schwer  ankommen 
möchte,«  darum  empfahl  er,  erst  nur  ein  Jahr  lang  zu  einem  Versuche 
ihm  das  Oberaufseheramt  und  nur  in  den  östlichen  Gehölzen  zu  über- 
tragen; fände  man,  dass  er  damit  fertig  werden  könnte,  dann  solle 
man  ihm  auch  die  westlichen  übergeben.  Von  der  Frage  seiner  tech- 
nischen Befähigung  war  dabei  nirgends  die  Rede**). 

Die  Oberaufsicht  über  die  Wälder  im  westlichen  Landestheile  er- 
hielt Asmus  von  Gleichen,  Amtmann  zu  Tenneberg,  nach  dessen  Ab- 
setzung der  Schulteis  von  Eisenach  (1562)  den  Fürsten  bat,  »ehe  ein 
Fremder  dazu  kommen  sollte,«  ihn  mit  der  Besoldung  zu  begnaden, 
damit  er  »durch  diese  Addition  so  viel  mehr  bequeme  Unterhaltung 
allhie  habe;  denn  er  hoffe  solchen  Befehl  über  die  Gehölze  neben  sei- 
nem jetzigen  Amte  dermassen  zu  verwalten,  dass  sein  gnäd.  Herr  sein 
Gefallen  darob  haben  sollte«. 


24)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  K.  p.  281  N.  3.  Schreiben  Joh.  Friedrich'g  von 
Augsburg. 

25)  Als  Job.  Wilbebii  1569  den  Paul  Henlein  als  Oberforstmeister  und  Land- 
richter nach  Altenburg  selzle,  fragte  er  zuvor  beim  Amtmann  in  Kreuzburg  an,  ob 
sich  Henlein  ,,auf  die  Geliölze  verstehe  und  ihm  ein  Forstdienst  zu  befehlen  sei". 
Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Rr.  p.  237.  N.  58. 
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Auch  der  Jägermeister  wurde  zu  den  Forstangelegenheiten  mit 
herbeigezogen.  Weil  sich  die  Knechte  gegen  denselben  widersetzig 
zeigten,  wurden  »Forstmeister  und  Knechte  zu  Ross  und  zu  Fuss«  dem 
Jägermeister  verpflichtet,  »dass  sie  in  Jagdsachen,  auch  was  das  Ver- 
kaufen der  Gehölze  anlange,  auf  ihn  nicht  weniger  als  auf  den  Ober- 
aufseher sollten  beschieden  sein,  doch  mit  der  Beschränkung,  dass  der 
Jägermeister  über  Wildfuhr  und  Jagden  zwar  allein  gebieten,  im  Holz- 
verkauf aber  ohne  Vorwissen  und  Rath  des  Oberaufsehers  Aenderungen 
nicht  anordnen  dürfe.  Aus  Furcht  vor  unausbleiblichen  Conflicten  mit 
dem  Oberaufseher  hätte  sich  der  Jägermeister  gern  der  Mitaufsicht 
über  die  Forsten  entzogen,  wenn  nicht  der  ausdrückliche  Befehl  des 
Landesherrn  seine  Bedenken  niedergeschlagen  hätte. 

Auf  die  Bereitung  und  Besichtigung  der  Wälder  setzte  der  Landesherr 
seine  Hoffnung,  so  oft  ihm  Klagen  über  Missachtung  der  Holzordnungen 
und  den  schlechten  Zustand  der  Wälder  zu  Ohren  kamen.  Zwar  ge- 
hörte es  mit  zu  den  Functionen  des  Oberaufsehers  der  Gehölze,  seinen 
weiten  Bezirk  von  Zeit  zu  Zeit  zu  bereiten  und  namentlich  den  Holz- 
verkauf zu  überwachen  und  zu  leiten;  allein  gerade  aus  der  Vernach- 
lässigung dieses  beschwerlichen  Geschäfts  entsprang  die  Unordnung. 
Die  zur  Waldbesichtigung  Verordneten  wurden  durch  eine  schriftliche 
Instruction  auf  die  Gesichtspunkte  aufmerksam  gemacht,  welche  sie  im 
Auge  zu  behalten  hatten  ^^).  Zunächst  sollten  sie  die  W^älder  und  Ge- 
hölze, welche  früher  »unberitten«  geblieben  waren,  von  Bergen  zu  Ber- 
gen, von  Gründen  zu  Gründen  nach  Nothdurft  besichtigen  und  die  Wald- 
ordnung mitnehmen,  um  sich  daraus  Raths  zu  erholen,  »damit  gleich- 
wohl den  armen  Unterthanen  die  Gehölze  ganz  und  gar  nicht  zuge- 
sperret,  sondern  ihnen  zur  Nothdurft  Bau-  und  Brennholz  daraus  ge- 
lassen werden  möge«;  sie  sollten  ihr  Bedenken  vermelden,  »wie  wir 
und  unsere  Erben  der  Wälder  künftig  ohne  Verwüstung  derselben  bes- 
ser denn  bisher  geniessen  und  zu  unserem  Nutz  gebrauchen  können, 
wie  sie  in  gedeihlichen  Aufwuchs  gebracht  werden  und  ob  nicht  in  den 
Gründen  und  Thälern  mehr  Wiesen  gemacht  werden  könnten,  ob  nicht 
eine  Anzahl  Ochsen  für  die  Hofhaltung  ohne  des  Waldes  Nachtheil  zur 
Weide  dahin  getrieben  werden  dürfe.  Sie  hatten  ferner  zu  berichten, 
wie  viel  Geld  ohne  Nachtheil  aus  den  Wäldern  ungefähr  gelöst  werden 
könne,  und  ob  sich  nicht  zu  billigerem  Transport  des  Holzes  Flössen  an- 


26)  Weim.  Comm.  Arch.  Heg.  Dd.  p.  231.  f.  34. 
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legen  Hessen.  Bezüglich  der  von  Alters  hergebrachten  Holzgerechtig- 
keiten der  Unterthanen  sollten  sie  Erkundigungen  einziehen  und  sich 
urkundliche  Beweise  dafür  vorlegen  lassen,  über  wünschenswerthe  Ver- 
änderungen ihr  schriftliches  Bedenken  abgeben,  namentlich  auch  darauf 
achten,  ob  Ilolzkäufcr,  die  unter  dem  Scheine  ihrer  vermeintlichen 
Holzgerechtigkeit  Bau-  und  Brennholz  suchen,  "damit  partiren  und 
handiren,*-  was  bei  Leibesstrafe  zu  verbieten  sei,  auch  die  Forstknechte 
anweisen,  dass  sie  solche  »Partirer«  zur  gebührlichen  Strafe  ziehen. 
Wenn  die  Verordneten  irgendwo  die  Gehölze  in  Verwüstung  fanden, 
so  hatten  sie  zu  berichten,  aus  welchem  Jahre  und  von  welchen  Be- 
amten sie  herrühre.  War  solche  Verwüstung  durch  Eisenhämmer, 
Schneidemühlen  und  Kohlenbrenner  herbeigeführt,  so  galt  es  zu  rathen, 
wo  jene  abzuschaffen  und  wo  sie  vielleicht  an  anderen  Orten  mit  bes- 
serem Nutzen  angelegt  werden  könnten. 

Nebenbei  waren  die  Verordneten  auch  befugt,  sich  Bergverstän- 
dige zuzuordnen,  um  nach  Eisenstein  schürfen  und  suchen  zu  lassen, 
»und  da  guter  Zechen  und  schneidiger  Eisenstein  angetroffen,  mit  Zu- 
ziehung verständiger  Hammerschmiede  darauf  zu  gedenken,  wo  Häm- 
mer anzurichten  und  zu  bauen  wären,«  besonders  an  den  Orten,  wo 
man  das  Holz  anders  nicht  wohl  verwerthen  könne.  Auch  die  Fisch- 
bäche, welche  durch  die  Schneidemühlen  bedeutend  verwüstet  worden 
sein  sollten,  wurden  der  Aufmerksamkeit  der  Verordneten  empfohlen. 

Eine  grosse  W^aldbesichtigung  war,  wie  die  Rechnungen  in  den 
Aemtern  über  die  Ausrichtung,  d.  h.  die  Zehruug  und  den  Fourage- 
verbrauch,  ausweisen,  sehr  kostspielig  und  wurde  nur  mit  vielen  Um- 
ständen in's  Werk  gesetzt.  Sie  bestand  oft  aus  fünf  bis  sieben  Perso- 
nen, aus  dem  Oberaufseher  selbst,  aus  fürstlichen  Käthen  und  Ver- 
trauensmännern von  Adel,  aus  einem  Amtmann,  Schösser  oder  Schulteis 
mit  der  entsprechenden  Anzahl  von  Dienern.  Die  ganze  schwerfällige 
Gesellschaft  setzte  sich  mit  zehn  bis  fünfzehn  Pferden  an  einem  zuvor 
festgesetzten  Tage  von  einem  bestimmten  Orte  aus  in  Bewegung,  nach- 
dem sie  sich  nach  Gutdünken  noch  durch  Hinzuziehung  »erfahrener 
und  holzverständiger  Holzförster«  aus  den  nächsten  Revieren  verstärkt 
hatte.  Selten  entsprachen  jedoch  die  Erfolge  den  grossen  Zurüstungen. 
Bald  fiel  schlechtes  Wetter  ein,  bald  musste  Einer  oder  der  Andere 
»wegen  Leibesschwachheit«  zurückbleiben  und  die  Anderen  hielten  es 
nicht  mehr  für  gerathen,  weiter  zu  reiten,  holten,  erst  wieder  Verhal- 
tungsbefehle ein  oder  zerstreuten  sich  und  verschoben  das  Geschäft  auf 
spätere  Zeit. 

Nicht  nur  die  Forstbeamten,   welche  vielleicht  Vorwürfe  und  An- 
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klagen  zu  fürchten  hatten,  waren  geheime  Gegner  der  Waldbesichti- 
gung, sondern  auch  das  Publikum,  eine  Steigerung  der  Holzpreise  und 
die  Entziehung  von  mancherlei  hergebrachten  Berechtigungen  und  ein- 
geschlichenen Vortheilen  fürchtend,  sah  sie  mit  argwöhnischen  Augen 
an.  Die  mit  der  Waldbesichtigung  Beauftragten  bemerkten,  dass  sich 
Leute  unterstanden,  »ihnen  nachzureiten  und  unverschämt  zu  erfor- 
schen, was  allenthalben  durch  sie  verrichtet  worden  wäre«.  Deshalb 
musste  ausdrücklich  verboten  werden,  dass  Niemand  nachreiten  oder 
nachschleichen  solle;  wer  aber  dennoch  nachschleichen  und  sich  nicht 
abweisen  lassen  würde,  den  sollten  die  Verordneten  gefänglich  einzie- 
hen lassen,  damit  »der  Verbrecher«  seiner  Strafe  nicht  entgehe.  Eben 
diese  Verordneten  berichteten  an  ihren  Landesherrn,  »dass  solche  be- 
fohlene Besichtigung  den  Waldleuten  und  sonderlich  denen,  so  darin 
bisher  ihres  Willens  und  Gefallens  gehandelt,  als  wenn  der  Wald  ihr 
Eigenthum  wäre,  zum  höchsten  entgegen,  von  denen  wir  auch  diese 
Tage  angelaufen  und  dermassen  berichtet  worden,  mündlich  und  schrift- 
lich, als  wollte  man  sie,  wie  es  ihnen  eingebildet,  ihrer  befreiten  und 
hergebrachten  Forstgerechtigkeit  mit  Beholzen  und  Triften  berauben, 
indem  sie  denn  sonderlich  über  den  Oberaufseher  und  die  Forstknechte 
geklagt.  Und  ob  wir  den  Leuten  angezeigt,  dass  diese  von  E.  Ch.  G. 
befohlene  Besichtigung  ihnen,  dem  ganzen  Lande  und  den  Nachkommen- 
den zum  Besten  gemeint  sei,  spüren  wir  doch  so  viel,  dass  sie  zu  guter 
Ordnung  und  Polizey  nicht  fast  grossen  Lust  haben,  dass  wir  uns  auch 
schier  der  Gedanken  nicht  erwehren  können,  sie  müssen  von  Jemand 
verleitet  worden  sein.  Damit  es  aber  die  Waldleute  nicht  dafür  ach- 
ten möchten,  wie  sie  schier  darüber  reden  und  murmeln  wollen,  als 
wären  wir  diejenigen,  so  zu  solchem  Werke  uöthigten  und  E.  Ch.  G. 
darin  verleiten  thäten ,  ihnen  ihre  Gerechtigkeit  zu  nehmen :  so  wäre 
schier  nicht  unrathsam,  auf  dass  sie  E.  Ch.  G.  ernstliche  Meinung  desto 
mehr  spüren,  sie  hätte  sich  nur  einen  Tag  oder  zwei  zu  uns  in's  Amt 
Reinhardsbrunn  in  eigner  Person  verfüget  und  selbst  gesehen,  wie  übel 
in  den  Gehölzen  und  sonderlich  in  den  Tannen  hausgehalten.  Dann 
würde  dieses  heilsame  und  nützliche  Werk  ohne  allen  Zweifel  bei  den 
Leuten  mehr  Ansehen  haben  und  denjenigen,  so  des  Waldes  miss- 
braucht, eine  grosse  Furcht  und  Scheu  bringen.« 

Aber  wenn  auch  in  der  That  die  Bereitung  der  Wiilder  nicht  un- 
geeignet war,  die  Missbräuche  in  der  Forstwirthschaft  kennen  zu  leh- 
ren und  aufzudecken,  wenn  auch  die  Verordneten  die  zweckmässigsten 
Rathschläge  gaben  ^^),  so  blieb  die  Angelegenheit  in  den  meisten  Fällen 

27)  Die  zur  Waldbesictitigung  Verordnelen   überschätzten  freilich  oft  die  gewon- 
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doch  wieder  liep^en  und  die  Sache  kam  in  Vergessenheit.  Die  betref- 
fenden Forstbeamten  befanden  .-^ich  bei  der  hergebrachten  Unordnung 
weit  besser,  als  dass  sie  ein  Interesse  gehabt  hätten,  an  die  Miss- 
bräuche zu  erinnern;  der  Landesherr  lebte  in  der  fernen  Residenz  und 
liess  sich  lieber  bei  einem  neuen  Anstoss  zu  einer  abermaligen  Wald- 
besichtigung veranlassen,  ehe  er  die  Resultate  der  vorausgegangenen 
benutzte. 

Erst  die  trotz  aller  Unordnung  durch  die  steigenden  Holzpreise 
wachsenden  Forsteinnahmen,  dazu  nicht  weniger  die  drohende  Gefahr 
des  Holzmangels  riefen  ein  umsichtigeres  und  ernstes  Einschreiten 
gegen  die  vieleilei  Missbräuche  im  Forstwesen  hervor.  Und  dies  ge- 
schah zu  derselben  Zeit,  als  man  durch  eine  bedeutende  Besoldungs- 
erhöhung die  Forstbeamten  der  Versuchung  zum  gewohnten  nefas  zu 
entziehen  suchte. 

Besoldungen  der  Forstbeamten. 

In  einer  Zeit,  wo  die  Einkünfte  der  Landesherren  nur  zum  gerin- 
geren Theile  in  baarem  Gelde  bestanden,  wo  die  Einfachheit  der  Le- 
bensbedürfnisse in  den  mittleren  Kreisen  der  Gesellschaft,  welche  den 
Luxus  späterer  Jahrhunderte  noch  nicht  kannte,  verhältnissmässig  we- 
niger baares  Geld  in  Anspruch  nahm,  machte  natürlich  auch  das  baare 
Gehalt  der  Beamten  anfangs  nur  einen  geringeren  Theil  der  Besoldun- 
gen aus.  Dazu  kam,  dass  zumal  die  Forstbeamten,  sei  es,  weil  man 
von  der  so  grossen  nationalökonomischen  Bedeutung  ihres  Dienstes 
noch  keinen  Begriff  hatte,  sei  es,  weil  die  Mehrzahl  der  Forstbearaten 
weder  durch  eine  höhere  Bildung,  noch  durch  technische  Kenntnisse, 
insofern  es  damals  überhaupt  noch  keine  Technik  der  Forstwirthschaft 
gab,  aus  der  Masse  des  Volks  sich  sonderlich  hervorhob,  unter  den 
damaligen  Beamten  nur  einen  niederen  Rang  einnahmen.  Diejenigen 
Forstbeamten,  welche  mit  dem  Publikum  in  unmittelbarem  Verkehr 
standen  und  an  welche  sich  der  Holzbedürftige  zunächst  zu  wenden 
pflegte,  waren  die  Forst-  oder  Holzknechte,  welche  noch  im  Laufe  des 
sechszehnten  Jahrhunderts  zu  Förstern  und  anderen  modernen  Titula- 
turen avancirten. 


nenen  Resultate,  wenn  sie  z.  B.  1541  aus  Coburg  schrieben:  „E.  Ch.  G.  sollen  hin- 
fort mit  Gottes  Hülfe  ohne  alle  Beschwerung  der  Wälder  bis  in  1500  Fl.  mehr  ge- 
niessen,  denn  zuvor  beschehen ,  und  die  Wälder  sollen  mehr  und  besser  zunehmen, 
denn  bisher.  Wiewohl  der  Jägermeister  und  ich  fast  drei  ganze  Wochen  damit  zuge- 
bracht, so  hoffe  ich,  das  Glück  soll  uns  diese  und  andere  treue  Arbeit  wohl  beloh- 
nen; geschieht  es  allhier  nicht,  so  geschieht  eg  ohne  Zweifel  in  jener  Welt."  Weim. 
Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  111. 
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Die  frühesten  Besoldungsangaben  der  Forstbeamten  im  Ernestini- 
schen  Sachsen  aus  dem  sechszehnten  Jahrhundert'^^)  finden  sich  aus 
der  Pflege  Coburg  vom  Jahre  1507  und  beruhen  auf  protokollarischen 
Declarationen  der  Beamten,  welche  unverkennbar  das  Bestreben  einer 
möglichst  niedrigen  Fassion  durchschimmern  lassen.  Das  baare  Gehalt 
machte  hiernach  nicht  bloss  einen  ganz  unwesentlichen  Bestandtheil 
der  Besoldung  aus,  sondern  der  grössere  Thcil  der  Forstknechte  war 
ohne  irgendwelche  Geldbesoldung  ausschliesslich  auf  Naturalbezüge, 
namentlich  aber  in  einer  für  die  landesherrlichen  Einkünfte  mehr  als 
bedenklichen  Weise  auf  Accidenzien  angewiesen. 

Die  Besoldungen  bestanden  zunächst  in  der  Benutzung  eines  Forst- 
guts, dessen  Grösse  nach  den  Scheffeln  oder  Simmern  der  Aussaat  be- 
messen wurde,  aus  Wiesen,  um  darauf  einige  Kühe,  wohl  auch  ein 
Pferd  zu  halten,  und  aus  »Forstlaiben«,  d.  h.  aus  Broten,  welche  höchst 
wahrscheinlich,  weil  sie  in  den  Erbbüchern  verzeichnet  sein  sollten,  aus 
den  Aemtern  geliefert  wurden.  An  verschiedenen  Orten  hatten  die 
Forstbeamten  auch  die  Haferbeete  oder  Haferbitt,  d.  h.  die  Berechti- 
gung, bei  den  Angehörigen  der  Gemeinden  Hafer  einzufordern,  ein 
Recht,  dessen  Ausübung  die  Bauern  in  die  Gelegenheit  versetzte,  durch 
reichliche  Haferspende  sich  die  Gunst  der  Forstleute  zu  sichern.  Eben 
so  nachtheilig  für  die  landesherrliche  Kasse  war  die  weitere  Bestim- 
mung, dass  bei  einem  Hausbaue  der  Bauherr  dem  holzanweisenden 
Forstknecht  »vier,  fünf  oder  sechs  Schillingen^)  nach  Eines  Vermögen 
oder  Gefallen«  zahlen  musste.  So  oft  Waldgedinge  gehalten  wurde, 
erhielten  die  Forstknechte,  deren  fünf  aus  der  Gegend  anwesend  sein 
mussten,  »es  mochte  viel  oder  wenig  gedingt  werden,«  ein  Pfund'**), 
welches  sie  unter  sich  theilten  und  was  jedem  jährlich  ungefähr  einen 
Gulden  (1  Thlr.  12  Sgr.)  trug.  Hatte  der  Forstknecht  ausser  dem  Wald- 
gedinge Holz  anzuweisen,  so  erhielt  er  »ungefährlich  von  fünf  bis  sechs 
Stämmen  einen  Groschen«  (=r  2  Sgr.),  oder  von  einer  Schwelle  9  Pf. 
und  von  jedem  Stamme  3  Pf.  zur  Gebühr,  was  sich  nach  Angabe  der 
Empfänger  auf  einen  Gulden  jährlich  belief.  Einzelne  Forstknechte,  in 
deren  Revieren  Kohlen  für  die  Hütten  gebrannt  wurden,  erhielten  von 
einem  jeden  Fuder  einen  Heller'^),  was  bei  dem  ansehnlichen  Kohlen- 


28)  Herz.  S.-Golhaisches  Haus-  u.  Slaatsarch.  Reg.  KK      XIV.  1. 

29)  Zwanzig  Schillinge  wurden  auf  den  Gulden  gerechnet. 

30)  Ein  Pfund  betrug  dreissig  Pfennige  und  wird  nur  im  Coburgischen  genannt. 
Vergl.  V.  Praun,  Gründliche  Nachricht  vom  deutschen  Münzwesen.  Leipzig  1784. 
S.66.  §.5. 

31)  Sechzig  Heller  =  30  Pfenu.  =:  1  Pfund   und  4  ffund  —  1  rhein.  Gulden. 
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verbrauch  der  Hütten'*)  einen  nicht  unbedeutenden  Betrag  ausmachte. 
Das  dürre  Holz,  *.sü  zu  rfiihlen  oder  Klafterholz  gar  nicht  tauglich,« 
pflegten  sie  »nach  ihrem  Nutz  zu  gebrauchen  und  sonderlich  denjenigen 
zu  Steuer  zu  geben,  bei  denen  sie  sich  der  Haferbitt  erholen«.  »Alt 
verlegen  Holz,  Afterzegel,  Windbrüche«  verwendeten  sie  zu  ihrem  Vor- 
theil,  mit  der  Ausnahme,  da.ss  sie  »überflüssige«  (grosse)  Windbrüche, 
die  freilich  angeblich  selten  vorkommen  sollten,  zu  verkaufen  und  dem 
Schösscr  zu  berechnen  hätten. 

Der  Unfug,  welcher  mit  den  Windfällen  oder  Windbrüchen  getrie- 
ben wurde,  kam  schon  zur  Zeit  Friedrich's  des  Weisen  zur  Sprache,  und 
es  wurde  bereits  1523  von  verständigen  Käthen  empfohlen,  der  Kurfürst 
möge  verordnen,  »dass  sich  Forstknechte  und  Förster  mit  ihrem  Jahr- 
solde zu  begnügen  hätten  und  der  Windbrüche,  Afterschläge  oder  wie 
etliche  Förster  bisweilen  diesen  Dingen  eigennützlichen  Namen  pflegen 
zu  geben,  ganz  und  gar  müssig  gingen,  dieselbigen  verkauften  und  in 
beständige  offene  Rechnung  brächten,  ihr  Feuerwerk  auch  gleich  sammt 
anderen  Leuten  ums  Geld  kauften  und  desselben  nicht  so  gar  viel  als 
sie  wollten,  zum  Mälzen,  Brennen  und  anderen  Dingen  nehmen  dürften. 
Wäre  dann  ihr  Jahrsold  zu  geringe,  dass  sich  einer  darauf  nicht  be- 
helfen  möchte,  dass  ihm  allererst  derselbe  ziemlicher  Weise  gebessert 
oder,  so  ihnen  Holz  zu  ihrem  Feuerwerk  gegeben  werden  sollte,  dass 
solcher  Gabe  ein  Name  gemacht  und  ihnen  eine  Anzahl  Klafterscheite 
geordnet  werde:  das  dünkte  auf  Verbesserung  der  Wälder  der  alier- 
richtigste  Weg  zu  sein.«  Trotzdem  sollte  dieser  Weg  noch  lange  nicht 
eingeschlagen  werden  und  die  Forstknechte  hielten  fest  an  dem  Miss- 
brauche, in  welchem  sie  selbst  von  ihren  Vorgesetzten,  den  Oberauf- 
sehern, welche  gleichfalls  weit  über  ihren  Bedarf  Holz  bezogen,  ge- 
schützt worden  zu  sein  scheinen. 

Die  Anstellung  der  Forstknechte  geschah  auf  Widerruf,  nur  weni- 
gen wurde  der  Dienst  »auf  Leben  lang  zu  verwesen  zugesagt«.  Doch 
konnten  sie  vom  Forstmeister  allein  weder  angenommen  noch  entlassen 
werden.  Pensionirung  kannte  man  nicht,  wohl  aber  erhielt  nicht  selten 
ein  treuer  Diener,  wenn  er  »alt  und  verlebt«  war,  aus  fürstlicher  Gnade 
ein  paar  Schefiel  Korn  jährlich  auf  den  Schösser  angewiesen.  Ihre 
Wohnungen  hatten  sie  auf  dem  Forstgute.     Zu  Bauten  wurde  ausser 


Siehe  v.  Praun  a.  a.  0.      Später,   als  sich  die  Münze  immer  mehr  verschlechterte, 
wurden  5,  auch  6  Pfund  auf  den  rhein.  Gulden  gerechnet. 

32)  Ein  Forslknecht  gab  den  Kohlenverbrauch  der  Hütten  in  seinem  Revier  auf 
jährlich  ungefäLr  zwanzig  Schock  Fuder  an. 
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dem  nöthigen  Holze  nicht  gern  etwas  gegeben ;  hatte  jedoch  ein  Forst- 
knecht auf  eigene  Kosten  sich  eine  bessere  Dienstwohnung  hergerichtet, 
so  erhielt  er  wohl  die  Zusage  einer  billigen  Entschädigung,  »wenn  man 
seinen  Kindern  den  Dienst  nicht  lassen  wollte«. 

Selbstverständlich  waren  nicht  alle  Forstknechte  bezüglich  ihrer 
Besoldung  gleich  gestellt.  Einige,  wiewohl  wenige,  hatten  kein  Forst- 
gut und  erhielten  dafür  als  Ersatz  jährlich  fünf  Pfund ;  ein  Anderer 
hatte  zwei  Forstgüter,  von  denen  er  eins  um  2^4  Fl.  (3  Thlr.  4  Sgr. 
6  Pf.)  verpachtet  hatte.  Die  Forstgüter  hatten  von  7 — 21  Scheffel  oder 
Simmern  Aussaat;  nicht  Alle  hatten  Wiesen;  Einige  waren  nicht  zur 
Haferbitt  berechtigt;  Andere  hatten  weniger  Anweisungsgebühren  oder 
ermangelten  der  Forstlaibe  oder  hatten  keinen  Anspruch  auf  Wind- 
brüche. 

Die  Forstknechte  waren  aber  auch  ausser  dem  eigentlichen  Forst- 
dienste noch  zu  Leistungen  verpflichtet^^).  Da  nämlich  den  Landes- 
herren, als  dem  Kurfürsten  Friedrich  und  dessen  Bruder  und  Nachfol- 
ger Johann,  welche  ihren  »wesentlichen«  Aufenthalt  meist  im  Kurland 
Sachsen  und  in  Thüringen  hatten,  die  Wildfuhr  um  Coburg  zu  entfernt 
lag,  als  dass  sie  dieselbe  regelmässig  selbst  hätten  bejagen  können,  so 
waren  die  Forstknechte  auch  angewiesen,  Hunde  zu  halten  und  Rehe 
mit  Garnen  zu  fangen,  für  deren  Anfertigung  sie  selbst  Sorge  tragen 
raussten.  Besonders  aber  lag  ihnen  ob,  jenachdem  ihre  Reviere  Jagd- 
beute gewährten,  10—20  Hasen,  25—60  Stück  Eichhorn,  10 — 20  Ha- 
selhühner, einige  Auer-  und  Birkhähne  und  eine  bestimmte  oder  unbe- 
stimmte Anzahl  Rehe  einzuschicken.  Mancher  Forstknecht  brauchte 
nur  dann  erst  Hasen  und  Rehe  einzuliefern,  wenn  es  ihm  geboten 
wurde,  namentlich  wenn  Fürsten  oder  fürstliche  Räthe  nach  Coburg 
kamen.  Sie  brachten  auch  zuweilen  den  Frauen  des  Schössers  und 
Kastners  einen  Hasen  »zur  Verehrung«  in  die  Küche.  Auch  Raub- 
vögel, als  Habichte  und  Sperber,  waren  sie  zum  Theil  einzuliefern  ver- 
pflichtet. 

Sämmtliche  Forstknechte  standen  unter  dem  Befehl  des  Forstmei- 
sters, welcher  als  Besoldung  15  Fl.  (21  Thlr.),  12  Scheff'el  Korn,  30 
Scheff'el  Hafer  und  20  Klaftern  Holz  erhielt.  Vom  Bauholz  bekam  der- 
selbe sein  Stammgeld,  auch  wenn  es  zu  landesherrlichen  Bauten  be- 
stimmt war,  was  er  jedoch  nicht  höher  als  auf  einen  Gulden  (1  Thlr. 


33)  IMissbräuchlich  wurden  sie  auch  vom  Oberaufseher  in  Angelegenheiten  be- 
nutzt, die  nichts  mit  dem  Forsldienste  zu  ihun  hatten,  wodurch  derselbe  nicht  wenig 
veruacblässigt  wurde. 
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12  Sgr.)  jährlich  anschlaj^en  wollte.  *Er  Rebraucht  sich  nicht  der  Ha- 
ferbitt,  es  wäre  denn,  dass  ihm  aus  Gutwilligkeit  etliche  Durfschaften 
Hafersteuer  geben,  das  stehe  in  ihrem  Willen,  er  unterwinde  sich  auch 
solches  nicht  von  ihnen  zu  fordern.«  Vom  "Waldgedinge  hatte  er  keine 
Gebühren.  Wenn  er  in  des  Amts  Geschäften  auf  das  Schloss  Coburg 
ritt,  sollte  er  »Futter  und  Mahl«  haben.  Kr  hielt  ein  Pferd  für  sich 
und  seinen  Knecht  (l orstknecht) ,  »der  Aufsehen  hat  in  Zeiten  seines 
Aussenbleibens,  so  er  an  Enden  aus  Nothdurft  der  Hölzer  Besichti- 
gung thut«. 

In  den  eisenacher  Forsten  haben  bereits  im  J.  1509  sämmtliche 
Forstbeamten  baare  Besoldung  neben  verschiedenen  Naturalbezügen  an 
Getreide  und  Holz,  welches  sie  sich  weit  über  den  eigenen  Bedarf  zu- 
legten. Einige  hatten  auch  Waldwicsen,  auch  von  einer  Benutzung  des 
Rodelandes  finden  sich  Spuren,  wenn  auch  eigentliche  Forstgüter  nicht 
erwähnt  werden.  Die  niederen  Beamten- hiessen  hier  Holzknechte,  spä- 
ter auch  Forstknechte,  unter  welchen  einige  den  Titel  von  Wildmei- 
stern und  Förstern  führten,  ohne  dass  sie  deshalb  weitere  dienstliche 
Befugnisse  gehabt  hätten.  Sie  standen  in  früherer  Zeit  sämmtlich  unter 
dem  Schulteis,  au  welchen  sie  das  Holzgeld  abliefern  mussten;  der 
Jägermeister  hatte  ihnen  nur  in  Jagdangelegenheiten  zu  befehlen.  In 
Eisenach  selbst  wohnten  zwei  Holzknechte  vor  dem  Frauenthore  mit 
jährlich  40  Gr.  (2  Thlr.  20  Sgr.)  baarer  Besoldung;  ein  dritter  vor 
dem  Georgenthore  hatte  zwei  Schock  (8  Thlr.);  die  übrigen  hatten  ein 
bis  vier  Schock  (4—16  Thlr.)  Jahrgehalt. 

In  den  Jahren  1523 — 24,  noch  mehr  1528  sind  die  Besoldungen, 
welche  übrigens  wenigstens  bezüglich  des  haaren  Gehaltes  nicht  an  den 
Revieren  hafteten,  wesentlich  erhöht,  indem  sich  in  dem  letztgenannten 
Jahre  nur  je  eine  Stelle  von  40  Gr.  und  von  2  Schock  findet,  während 
die  übrigen  bis  zu  4  Schock  gestiegen  sind,  ja  sogar  eine  die  Höhe 
von  8  Schock  (32  Thlr.)  erreicht  hat.  Auch  ein  baarer  Betrag  zur 
Herstellung  der  Kleidung  von  40  Gr.,  auch  von  1  Schock  45  Gr.  (7  Thlr.) 
ist  hinzugekommen.  Im  J.  1550  sind  die  Besoldungen  weiter  erhöht, 
so  dass  vier  Stellen  über  7  Schock  (28  Thlr.),  zwei  Stellen  3  Schock 
20  Gr.  (13  Thlr.  10  Gr.)  betragen.  Auch  die  Entschädigung  für  die 
Kleidung  ist  etwas  erhöht.  Jeder  Holzknecht  hatte  ausserdem  1 — 7 
Malter  Korn  und  ebensoviel  Hafer  '*).    Bei  auswärtigen  Geschäften  be- 


'  34)  Zu  Martini  wurde  den  Holzknechten  und  Tliorwärlern  in  Eisenach  nach  aUem 
Herkommen  „eine  Ergölzliciikeil"  mit  Zwiebeln,  Kastanien,  Nüssen  und  Bier  zu  einem 
Aufwand  von  10—12  Gr.  (20—24  Sgr.)  hergerichtet. 
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rechneten  sie  im  Amte  ihre  Zehrung.  Neue  Reviersitze  tauchen  auf, 
andere  verschwinden  wieder.  Nach  einer  abermaligen  Besoldungserhö- 
hung, die  aus  den  Amtsrechnungen  hervorgeht,  ist  bis  zum  Jahre  1576 
eine  vollständige  Umgestaltung  der  Besoldungsverhältnisse  eingetreten. 

Zuvor  sind  jedoch  noch  einige  Notizen  über  die  Besoldungsverhält- 
nisse in  anderen  Gegenden  Thüringens  aus  den  vorangehenden  Jahr- 
zehnten mitzutheilen.  Um's  Jahr  1551  erhielten  die  beiden  »zu  zwei 
Pferden  bestellten«  Oberaufseher  der  Gehölze,  Asmus  von  Gleichen ^^) 
und  Gregor  von  Kain,  von  denen  jener  die  Gehölze  am  Thüringer 
Walde,  dieser  aber  diejenigen  auf  der  Haide.  d.  h.  in  den  Forsten  jen- 
seits der  Saale  von  Saalfeld  bis  Camburg,  zu  beaufsichtigen  hatte,  an 
Besoldung  60  Fl.  (84  Thlr.),  8  erfurter  Malter  Korn,  4  Malter  Gerste, 
14  Malter  Hafer  und  Sommer-  und  Winterkleidung  auf  zwei  Personen 
aus  der  Hofschneiderei.  Beide  erhielten  Holz  in  Fülle,  namentlich  der 
Jägermeister  Kain  auf  der  Haide  aus  dem  Klosterholz  im  Amte  Roda, 
»so  viel  er  dessen  bedürftig,«  150  Klaftern.  Ein  reitender  Forstkuecht 
auf  der  Haide  erhielt  20  Fl.  (28  Thlr.j,  20  Schetfel  Hafer,  4  Scheffel 
Korn  und  Winterkleidung;  ein  anderer  Forstknecht,  der  später  auch 
einen  Klepper  beanspruchte,  weil  er  die  Wälder  weit  hin  besuchen 
müsste,  bekam  15  Fl.  (21  Thlr.)  und  5  Scheffel  Korn  3«).  Wenn  die 
Oberaufseher  in  Dienstgeschäften  umherritten  und  ihre  Behausung  des 
Abends  nicht  erreichen  konnten,  so  durften  sie  die  Kosten  berechnen, 
sollten  aber  darauf  halten,  »dass  die  Zehrung  ziemlicher  Weise  sei«  ^^). 
Kam  ihnen  ein  Pferd  im  Dienste  zu  Schaden,'  so  wurde  »nach  Hofge- 
brauch« Ersatz  dafür  geleistet. 

In  der  Herrschaft  Krainberg,  welche  bis  1567  den  Grafen  von 
Beichlingen  gehörte,  erhielten  drei  Forstknechte  je  6  Fl.  (8  Thlr.  12  Sgr.), 
6  Malter  Hafer,  6  Klaftern  Holz,  ein  Winterkleid  und  die  Kost  auf 
dem  Schlosse.  Dazu  hatten  sie  auch  die  Berechtigung,  wenn  sie  einen 
Hirsch  oder  ein  Wild  »gefangen«,  die  Haut,  den  Hals,  das  Eisbein, 
den  Rücken,  die  Brust  und  das  Unschlitt  für  sich  zu  behalten;  von 
einem  Schwein,  Bache  oder  Frischling,  hatten  sie  die  vier  Läufe,  den 
Hochruck  und  das  Schmeer.  Als  nach  dem  Tode  des  letzten  Grafen 
Herzog  Joh.  Wilhelm  die  Herrschaft  an  sich  genommen  hatte,  wurden 
zwei  Holzknechte    angestellt,    ein   reitender   diesseits  der  Werra  mit 


'S^.    35)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.249.  E*. 

36)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  246. 

37)  Sie  erhielten  aucli  bisweilen  einen  offenen  Brief  zu  ihrer  Beglaubigung,  worin 
die  Schösser  zur  Lieferung  des  Futters  für  die  Pferde  angewiesen  wurden. 
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15  Fl.  (21  Thlrn.),  1  erfurter  Malter  Korn,  2  Malter  Hafer  und  dem 
nüthigen  Brennholz,  und  ein  *laufender^  Knecht  jenseits  der  Werra 
mit  6  Kl.  und  1  Malter  Korn  Besoldung'"). 

Es  ist  hier  noch  eines  Kniolunientes  /u  gedenken,  welches  in  den- 
jenigen Forsten,  in  welchen  es  Wolle  gab,  wie  um  Eisenach  und  auf 
der  »Ilaide«,  den  Forstbeaniten  zu  Statten  kam;  das  war  der  Wolfs- 
biss,  unter  welchem  man  zunächst  das  von  den  Wölfen  beschädigte,  ge- 
bissene, dann  überhaupt  aber  alles  kranke  oder  -gefällte*  (gefallene) 
Wildpret  verstand.  Da  jedoch  mit  dem  Wolfsbiss  sehr  viel  Missbrauch 
getrieben  wurde,  indem  man  mehrere  Jahre  hinter  einander  das  vom 
W^olfsbiss  gefallene  Wild  jährlich  auf  einige  achtzig  Stück  schätzte,  — 
»man  befand  aber,  dass  es  der  Bauern  Rüden  mehr  als  die  Wölfe  ge- 
than,«  —  so  wurde  derselbe  durch  die  Verfügung  abgeschafft,  *dass 
denselbigen  Niemand,  wer  der  auch  sei,  behalte,  sondern  dass  dersel- 
bige  zu  Salz  geschlagen  (eingesalzt)  und  die  Häute  jedesmal  angezeigt 
werden  sollten,  auf  dass  man  wüsste,  wie  viel  im  Jahr  zu  W^olfsbiss 
gefallen«  ^^).  Dass  aber,  wie  damals  gewöhnlich,  der  landesherrliche 
Befehl  von  den  Beamten,  wenn  es  deren  Vortheil  betraf,  nicht  sofort 
befolgt  wurde,  bezeugen  die  wiederholten  Befehle  zur  Abschaffung  des 
Wolfsbisses ;  der  Förster  wollte  sich  ebensowenig  den  W'olfsbiss  nehmen 
lassen,  als  er  auf  das  Seitenstück  desselben,  den  Windbruch,  sogleich 
Verzicht  zu  leisten  vermochte.  Zur  Jagd  waren  die  Forstknechte  über- 
haupt nicht  berechtigt;  aber  auch  der  Befehl,  dass  sie  sich  des  Hasen- 
jagens und  Lauschens,  des  Birschens  und  Schiessens  gänzlich  enthalten 
sollten,  musste  oft  genug  wiederholt  werden. 

Wenn  der  Oberaufseher  der  Gehölze  WMldpretsdeputat  bezog,  so 
verdankte  er  dies  dem  Jägermeisteramte,  welches  er  zu  Zeiten  mit  be- 
kleidete*"). 

Da  etwa  um  die  Mitte  der  zweiten  Hälfte  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts eine  auffallende  Depreciation  des  Geldes  eingetreten  war, 
welche  theils  in  der  Auffindung  eben  so  zahlreicher  als  ergiebiger  Mi- 
nen der  neuen  Welt  und  in  der  durch  den  Fortschritt  der  bergmänni- 
schen Technik  erhöhten  und  voraussichtlich  nachhaltigen  Ausbeute  der- 
selben, theils  in  dem  durch  die  Entdeckung  so  reicher  Länder  beding- 
ten Aufschwung  des  Handels  und  der  hierdurch  vermehrten  Circulation 


38)  Weim.  Cotnni.  Arch.  Reg.  Dd.  p.230. 

39)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  98. 

40)  Vergl.  hierüber  des  Verf.  „Preis-  und  Lohnverhältnisse"  in  Hildebrand 's 
Jahrbb.  Bd.  I.  S.279f.  Anui. 
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des  Geldes  ihre  Erklärung  findet,  hatten  in  natürlicher  Folge  auch  die 
Preise  der  nothwendigsten  Lebensbedürfnisse  eine  Steigerung  erfahren, 
welche  durch  den  allmählig  etwas  herabsteigenden  Preis  der  Fabrikate 
noch  lange  nicht  ausgeglichen  wurde.  Die  Nothwendigkeit  einer  we- 
sentlichen Erhöhung  der  Besoldungen  aller  Klassen  von  Beamten  hatte 
sich  daher  seit  längerer  Zeit  unabweislich  geltend  gemacht  und  zu  der 
Einsicht  geführt,  dass  die  seitherige  successive  Aufbesserung  der  Be- 
soldungen keineswegs  mit  dem  fallenden  Werthe  des  Geldes  gleichen 
Schritt  gehalten  hatte. 

Nachdem  daher  zunächst  die  Hofbeamten,  die  Räthe  der  Regie- 
rung, die  Beamten  der  Canzlei  und  der  Renterei,  sowie  die  Professo- 
ren der  Universität  Jena  eine  Erhöhung  ihrer  Besoldung  erfahren  hat- 
ten*'), erscheinen  mit  dem  J.  1576  auch  die  Forstbeamten  in  ungleich 
besseren  Besoldungsverhältnissen.  Eine  Aufbesserung  gerade  dieser 
Stellen  schien,  auch  abgesehen  von  dem  geringeren  Geldwerthe,  aus 
dem  Grunde  um  so  mehr  geboten,  als  durch  Beschränkung  so  mancher 
Nebeneinkünfte,  durch  den  Wegfall  des  Windbruches,  des  Wolfsbisses, 
überhaupt  aber  durch  eine  strengere  Aufsicht  verschiedene  Emolumente, 
die.  wenn  auch  nie  rechtlich  anerkannt,  doch  durch  das  Herkommen 
thatsächlich  eingeschlichen  waren,  mehr  und  mehr  unmöglich  geworden. 
Dazu  war  endlich  auch  die  Erkenntniss  gekommen,  welch'  hoher  Werth 
für  die  landesherrlichen  Einkünfte  in  den  Forsten  lag,  deren  finanzielle 
Bedeutung  die  bereits  ansehnlich  gestiegenen  Forstrevenüen  wohl  er- 
kennen Hessen.  Solche  Rücksichten  rechtfertigten  vollkommen  die 
gegenüber  den  Besoldungen  anderer  Beamten  unverhältnissmässige  Er- 
höhung des  ursprünglich  freilich  auch  unverhältnissmässig  geringen 
baaren  Gehaltes  der  Forstbeamten.  Die  haaren  Besoldungen  erschei- 
nen nämlich  im  J.  1576  bei  der  Mehrzahl  der  Stellen  gegen  die  An- 
gaben von  1571  um  das  Dreifache  erhöht.  Der  Oberaufseher  der  Ge- 
hölze Gregor  v.  Kain  erhielt  an  Geld  und  Naturalien  208  Fl.  6  Gr. 
(29lThlr.  18Sgr.),  der  Forstmeister  Hans  Lobe  161  Fl.  10  Gr.  (226  Thlr. 
2  Sgr.),  der  Förster  zu  Ettersburg  107  Fl.  (149  Thlr.  24  Sgr.).  Die 
Holz-  und  Forstknechte  im  Eisenachischen  erhielten  mit  Ausnahme 
einiger  geringeren  Stellen  meist  85—98  Fl.  (119—137  Thlr.  6  Sgr.), 
dazu  ihr  Ackerholz  oder  15—16  Klaftern  Scheitholz.  Der  zum  Forst- 
meister beförderte  Holzknecht  Balthasar  Scheerer  bezog  160  Fl.  15  Gr. 
(225  Thlr.)  und  59  Malter  Holz. 


41)  Preis-  und  Lohnverhällnisse  in  Uildebrand's  Jabrbb.  Bd.  1  S.  530  ff. 
XI.  8 
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Das  Ackermaass  und  die  Messungen. 

Die   im   Ernestinisclicn   Sachsen   iin   sechszelinloii  Julirliundert  für 
die  Ausmessung  der  Wälder  gebräuchlichen  Ackermaasse  waren,  abge- 
sehen von  einigen  anderen  mehr  lokalen  Ackerniaassen ,    nach   welchen 
in  einzelnen  Ländern  die  Felder  gemessen  wurden,  folt^ende '^''^j : 
der  thüringische  Acker     .     .      40  Ruthen  lang 

4       -        breit 


der  altenburger  Acker 


der  sächsische  Acker 


IGO 

D  Ruthen 

30 

Ruthen  lang 

6 

breit 

180  GHuthen 

40  Ruthen  lang 

4 

breit 

die  Längcnruthe  = 
8  Ellen; 


die  Längcnruthe  ■=^ 
10  Ellen; 

die  Längcnruthe  = 

160  DRuthon  '  "''  ^"'"- 
An  einigen  Orten,  wie  im  Amte  Schwarzwald,  nahm  man  den  Acker 
zu  140  Ruthen  a  16  Fuss.  Die  grösste  Verbreitung  hatte  der  thürin- 
gische Acker,  welcher  auch  bei  den  nachfolgenden  Vermessungsangaben 
zu  verstehen  ist,  wenn  nicht  ausdrücklich  ein  anderes  Ackermaass  be- 
merkt wird.  Uebrigens  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  man  mehr- 
fach die  Feld-  und  Waldruthe  unterschied,  wie  z.  B.  die  thüringische 
Feldruthe  nur  7  Ellen  betrug.  Setzen  wir  bei  einer  Reduction  der 
genannten  Ackermaasse  auf  den  heutigen  preussischen  Morgen  den 
letzteren  auf  1,  so  war: 

der  thüringische  Acker =    1,6803  preussischen  Morgen, 

der  altenburger  Acker =:   2,2615 

der  sächsische  Acker =z   1.4768 

der  Acker  zu  140  Ruthen       .     .     .    =    1,1257 

Wie  weit  die  Messungen  im  sechszehnten  Jahrhundert  von  mathe- 
matischer Genauigkeit  entfernt  waren,  lässt  die  nähere  Betrachtung 
der  mathematischen  Schriften  jener  Zeit,  welche  von  der  Feldmesskunst 
handeln"),    deutlich  erkennen,    gleichwie  auch  die  Schnelligkeit,   mit 


42)  Vergl.  hierzu  des  Verf.  „Tliüringische  Landwirllischaft  im  16.  Jahrhundert" 
jn  Hildebrand's  Jahrbb.  Bd.  111  S.  128  f. 

43)  Z.B.  „Ein  kurize  und  grundüciie  Anleyliing  zu  dem  rccliten  verstand  Geonie- 
triae.  Durcli  Christoffen  Puciiler.  Gelruckl  zu  Dilingen.  1563"  und  „Geomelrei. 
Von  künslliciiem  Feidmessen  u.  s.  w.  Von  dem  vil  erfarnen  G.  Jacob  Kübel,  wpy- 
landt  Rallschreiber  zu  Oppenheym  verlassen.  Gelruckl  zu  Francklorl  am  .Mayn.  1570." 
Köbel's  originelles  Verfahren  zur  Ermitliiuig;  der  Me.ssruUie  ist  milgelheilt  in 
Dr.  Kius,    Thür.  Landw.  im  16.  Jahrh.    in   Hildebrand's  Jalubb.  Bd.  lli  S.128. 
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welcher  die  grössten  Flächen  ausgemessen  wurden,  auf  die  Oberfläch- 
lichkeit des  dabei  angewendeten  Verfahrens  schliessen  lässt.  An  eine 
Kartirung  der  gemessenen  Fläche  war  dabei  freilich  so  wenig  zu  den- 
ken, als  an  mathematisch  geschulte  Feldmesser,  vielmehr  waren  es 
schlichte  Leute,  Bauern,  »welche  des  Messens  Verstand  haben«  sollten 
und  deren  sich  fast  in  allen  Aemtern  befanden.  Auch  die  Holzknechte 
durften  des  Messens  nicht  ganz  unkundig  sein,  weil  alljährlich  das  zu 
verkaufende  Ackerholz  erst  ausgemessen  werden  musste.  In  Folge  der 
offenbaren  Unrichtigkeit,  welche  dabei  zu  Tage  trat,  hatten  (1569)  die 
zur  Waldbesichtigung  verordneten  Räthe  »für  rathsam  bedacht  und 
erwogen,«  einen  landesherrlichen  Befehl  zu  erwirken,  »dass  eine  red- 
liche und  treue  Person  angenommen  würde,  welche  alle  gemachten 
Schläge  im  Frühling  und  Herbst  in  allen  Aemtern  des  thüringer  Wal- 
des fleissig  nachmesse  und,  wieviel  Acker  von  Jahren  zu  Jahren  weg- 
geschlagen, verzeichnete,  darüber  ein  Register  hielte  und  solches  bei 
der  ganzen  und  halben  Jahresrechnung  der  Aemter  überantworte,  mit 
ausdrücklicher  Vermeldung,  wie  theuer  ein  jeder  Acker  vergeben,  auch 
wem  und  wohin  er  verkauft  worden«**).  Der  Oberaufseher  der  Ge- 
hölze wurde  daher  angewiesen,  eine  Person,  die  hierzu  »tüchtig,  treu 
und  geschickt,«  zu  bezeichnen,  damit  sie  dazu  bestellt  und  in  gebühr- 
liche Verpflichtung  genommen  werden  könne. 

lieber  das  Verfahren  bei  dem  Messen  vernehmen  wir  aus  einem 
Berichte  des  Hans  von  Berlepsch  —  der  zur  Zeit  des  Aufenthalts  Lu- 
ther's  auf  der  W^artburg  daselbst  Amtmann  war  — ,  wie  derselbe  (1522) 
behufs  eines  Waldaustausches  mit  dem  Abte  von  Reiuhardsbrunn  »zwei 
Hülzmesser  aus  Gumpelstadt,  die  als  des  Messens  sonder  wohl  verstän- 
dig angegeben,«  und  einige  Holzknechte  herbeizog,  welche  »mit  langen 
Seilen  oder  Schnuren  den  Wald  durchzogen  und  überschlagen  haben,« 
darauf  aber  die  Erklärung  abgegeben,  »dass,  wo  sie  die  1500  Acker 
eigentlich  abmessen  sollten,  so  wüssten  sie  solches  schwerlich  in  zehn 
oder  zwölf  Tagen  auszurichten  und  zu  verfertigen«  ^^).  Die  Holzmes- 
ser, auch  »Feldschneider«  (Feldschieder)  genannt,  waren  verpflichtet, 
»geschworen,«  und  wurden  nach  der  gemessenen  Ackerzahl  bezahlt. 
Anfangs  erhielten  sie  bei  freier  Zehrung  für  die  Ausmessung  von 
hundert  Ackern  Holz,  Wieswachs  oder  Artfeld  einen  halben  Gulden 
(=r  21  Sgr.).  Im  Jahre  1569  berechneten  die  oft  genannten  Holz- 
und   Feldmesser   Gebrüder   Hess    aus  Troistedt    vier  Pfennige   Mess- 


44)  Wfim.  Comin.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  231.  Kr.  34. 

45)  Wcirn.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.226.  Nr.  3. 


116 


0.    K 


geld   von   jedem  Acker,   was  sie  auch   von   Anderen   bekommen   hät- 
ten '"'). 

lieber  Vermessungen  grüs«erer  Waldungen  finden  sich  Notizen  aus 
dem  Jahre  1544,  wo  bis  in  den  Frühling  des  nächsten  Jahr&s  durch 
Nikol  Fuchs,  Jobst  Seidler  und  Peter  Hess  die  Gehölze  im  Amte  Weimar 
vermessen  und  7288'/2  Acker  72  Ruthen  gefunden  wurden*^;.  Eine  in 
demselben  Jahre  durch  den  Landrichter  im  Altenburgischen  vorgenom- 
mene Messung  ergab  als  Resultat  für 

allenb.  Acker.  Ihüring.  Acker.  säclis.  Acker. 

die  Leina 35415  Ack.  3R.  4980  Ack.  41  R.  5312  Ack.  44  R. 

den  Kammerforst    .  .  1892?[    -      3-    2{J{A]    -     26-    2^539    -       6- 
den  Luckischen  Forst    857«    -    35  -    1200     -     21  -    1285    -     26  - 
Dazu  fanden  sich  noch  einige  kleineie  Gehölze  im  Gesammtbetrage  von 
685  altenb.  Ackern'»»). 

Eine  im  Jahre  1557  vorgenommene  Messung  ergab  —  mit  Weg- 
lassung der  Rutheu  —  für  die  Gehölze  der  Aemter: 


Saalfeld  *^)  .     .     .     . 

665 

Acker 

Volkenroda  .     .     . 

3761  Acker 

Ziegenrück  .     .     . 

823 

- 

Sachsenburg      .     . 

1285     - 

Altenburg     .     .     . 

4824 

- 

Ichtershausen    .    . 

339      - 

Dornburg     .     .     . 

428 

- 

Gotha 

563      - 

Camburg.     .     .     . 

401 

- 

Eisenach .... 

20191      - 

Jena 

.     1264 

- 

Salzungen     .     .     . 

3907      - 

Weimar  .... 

.     7026 

- 

Gerstungen  .    .     . 

3413      - 

Mehlis  und  Zella  . 

.     4487 

- 

Kreuzburg   .     .     . 

1253      - 

Schwarzwald  und  Ge- 

Tenneberg  und  Rein- 

orgenthaP") .     . 

.     5238 

- 

hardsbrunn    .     . 

15729      - 

Im  Jahre  1573  begriff  mit  Hinzunahme  der  Gehölze  der  Aemter 
Rosla  (A.  R.),  Kapellendorf  (A.  K.)  und  eines  Theils  von  Jena  (A.  J.) 
der  Forstbezirk  Weimar  7378'/«  Acker,  nämlich: 


46)  Weim.  Comm.  Arcli.  Reg.  DD.  p.  230  Nr.  32. 

47)  Blüller's  Annalen  des  Hauses  Sacliseii  S.  101. 

48)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  228  Nr.  15  c. 

49)  Diejenigen  Aemter,  deren  Wälder  siclier  noch  nicht  vollständig  gemessen 
waren,  sind  bei  diesem  Verzeichniss  ausgelassen,  ohne  dass  die  Möglichkeit  in  Ab- 
rede gestellt  würde,  dass  nicht  auch  von  den  genannten  nicht  die  sämmilichen  Ge- 
hölze gemessen  worden  wären,  weshalb  auch  die  Gesammtsumme  füglich  nicht  ge- 
zogen werden  kann. 

50)  nach  dem  140rulhigen  Acker  (1569)  5224  Acker.  Weim.  Comm.  Arch.  Reg. 
DD.  p.  229  Nr.  26  h. 
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das  grosse  Webicht  .     .     473  Ack.    das  Döbritzscher  Holz  .    841  Ack. 
das  kleine  Webicht  .     .       24    -       die  Hammelburg  ...       46    - 
das  Löbichen    ....        8    -       die  Eichelleite ....      26    - 

das  Rödichen    ....       11    -       der  Befang 1046    - 

die  Finne  A.  R.    .     .     .  1000    -       das  Legefeld'sche  H.      .     106    - 
das  Pfiffelbacher  H.  A.  R.      25    -       das  Hornsteiner  H.   .     .      49    - 
die  Steinklau  A.  R.  .     .      29    -       das  Buchholz   ....     116    - 
die  Sulzischen  H.  A.  R.  .     100    -       das  Troistedter  H.    .    .     768    - 
das  Hainer  H.  A.  J. .    .    290    -       das  Eichelborner  H.  .     .      60    - 
das  Isserstädter  H.  A.  J.     367    -       das  Lauenholz  ....       19    - 
der  Schwabh.  Hain  A.  K.     114    -       der  Ettersberg      .     .     .1831    - 
Diese  Messung  stimmt  nicht  genau  überein  mit  einer  vorausgegangenen 
vom  J.  1571,   indem  theils  einzelne  Walddistricte  bald  grösser,   bald 
kleiner  angegeben,  theils  auch  andere  nicht  besonders  genannt,  sondern 
vielleicht  mit  anderen  angrenzenden  zusammengeschlagen  sind*'). 

Die  Grenzen  der  Wälder  waren  durch  »Malsteine  und  Lochbäume« 
bezeichnet  und  der  Oberaufseher  hatte  die  Verpflichtung,  »die  Grenzen 
und  Lochen  der  Heiden  und  Gehölze  mit  den  Knechten  einmal  im  Jahre 
zu  bereiten,  zu  besichtigen  unl  zu  erkunden,  damit  an  denselbigen 
nichts  entzogen  werde«.  Da  aber  die  Bereitung  der  Grenzen  in  der 
Regel  vernachlässigt  wurde,  so  trat  dann  gewöhnlich  bei  einer  ver- 
späteten Besichtigung  der  Fall  ein,  dass  Malsteine  und  Lochbäume  zu 
sehr  verwachsen  waren,  als  dass  man  sie  hätte  erkennen  können.  Die 
Grenzen  wurden  dann  »streitig  und  irrig«,  bis  die  Privatwaldbesitzer, 
welche  ihren  Vortheil  besser  zu  wahren  und  die  Nachlässigkeit  der  Forst- 
beamten wohl  zu  benutzen  verstanden,  immer  mehr  von  dem  landes- 
herrlichen Waldboden  sich  anmassten,  wohl  auch  die  Lochen  fortrückten, 
und  nun  endlich  eine  Erneuerung  der  »Verlochung«  geboten  wurde. 
Alsdann  wurden  Forstmeister  und  Knechte  beauftragt,  die  anstossenden 
Waldbesitzer  zusammen  zu  bescheiden  und  »den  Wald  ohne  ungesparten 
Fleiss  mit  den  alten  und  dieser  Zeit  Waldförstern  und  anderen  glaub- 
haftigen Personen  mehr,  welche  des  Waldes  Grenze  und  Verlochung 
guten  Bescheid,  Kunde  und  Wissen  tragen,  zu  umziehen  und  zu  be- 
sichtigen«*'^).    Freilich   wussten  dann   oft  die  ältesten  Männer  zu  be- 


51)  Veigl.  hierzu  den  Bestand  um  1836  in  L.  W.  Schweitzer's  Geschichte 
des  Forstwesens  im  Grossh.  S.-W.-E.    1836.    S.  99  f. 

52)  Weim.  Comm.  Arcli.  Reg.  DD.  p.  201.  Weil  naiiientlicii  im  Anile  Gerstungen 
die  landesherrlichen  Waldungen  von  den  benachbarten  adeligen  Waldbcsilzern  und 
deren  Unlerlhanen  sehr  gfscliädigl  uorden  waren,  so  empfahl  die  für  jenes  .\mt  im 
J.  1538  aufgerichtete  Waldordnung,   dass  ein  Uolzknccht  angcslellt   werde,   der  „an 
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richten,  dass  in  fünfzif?  Jahren  mit  ihrem  Wissen  die  Lochuns^  und 
Grenze  nicht  erneuert  worden  sei.  Auch  die  Wildhecken  dienten  an 
verschiedenen  Orten  zur  Grenzbe/eichnun;^'. 

An  den  gefährdeten  Grenzen,  wo  namentlich  »die  Junker  anstossend 
Gehölz  haben«,  hielt  man  die  Anstellunj;  »eines  fleissigen  und  läufigen 
Knechts«  für  besonders  zweckmässig. 

Der  Holzhan. 

Das  Holzhauen  geschali  in  verschiedenen  Gegenden  von  den  Bauern 
zur  Frohne,  an  anderen  Orten  von  Holzhauern,  welche  nach  der  Klafter 
bezahlt  wurden.  Weit  entfeint,  dass  die  zum  Ilolzliauen  verptiichteten 
Bauern  fiir  die  PHege  der  Wälder  ein  Interesse  gehabt  hätten,  suchten 
sie  sich  ihrer  PHiclit  möglichst  bald  zu  entledigen,  indem  sie  ohne  An- 
weisung der  Furstbeamten .  wann  und  an  welchen  Orten  sie  wollten, 
ihre  Anzahl  von  Klaftern  hieben'*^).  Die  Holzordnung  von  1544  für 
das  Amt  Weida  setzte  erst  fest,  dass  der  Schösser  je  ein  oder  höchstens 
zwei  Dörfer  auf  ein  Mal  erfordere,  den  Förster  dazu  einlade  und  die 
Leute  anweise,  dass  sie  nicht  nach  ihrem  Gefallen  hauen;  wenn  man 
aber  der  Frohner  nicht  alle  auf  ein  Jahr  bedürfe,  so  sollten  sie  auf's 
nächste  Jahr  gespart  werden,  »damit  das  unordentliche  Verthun  abge- 
than  und  die  armen  Leute  mehr  verschont  bleiben«.  An  manchen  Orten 
gaben  die  zum  Holzhau  verpflichteten  Leute  lieber  freiwillig  dem  Schösser 
von  einer  Klafter  2  Gr.  (4  Sgr.),  besonders  seitdem  die  Scheite  geschnitten 
werden  sollten ,  während  sie  doch  keine  Sägen  hatten.  Die  Schösser 
dingten  dann  die  Scheithauer  und  gaben  ihnen  2  Gr.  für  die  Klafter, 
dass  sie  sich  Sägen  anschaffen  könnten;  sonst  waren  nur  18  Pf.  üblich. 
Die  Frohner  hatten  zudem  2  Pf.  für  Brod  zu  beanspruchen  •^■*}. 

Klagen  über  die  Holzhauer  wurden  an  vielen  Orten  laut.  Im  Ei- 
senachischen sollten  die  Klaftern  nach  dem  im  Zollhause  öffentlich  aus- 
stehenden Maasse  gemacht  werden;  aber  sie  wurden  fast  alle  unrichtig 
befunden,  »und  doch  mit  unileissigen  Holzhauern  am  Hauen  und  Legen 
der  Klaftern  beide,  die  Herren  und  Unterthanen  betrogen  werden«.    Man 


der  Grenze  auf  die  Gehölze  guJe  Aufacht  gebe,  dass  die  Trollen  und  Baumbachischen 
niciil  weiter  einreissen  mögen".  Audi  die  Wiidhecke,  weiche  die  von  Baumbach 
über  den  Landscheid  gemacht,  sollte  eingerissen  und  die  Malsteine,  welche  sie  ohne 
Vorwissen  und  Beisein  des  Amtes  gesetzt ,  ausgeworfen  werden.  Rudolf  von  Boine- 
burg  halte  sogar  einen  Hof  in's  Amisgehöize  gebaut  und  viele  Aeckrr  roden  lassen, 
„und  ist  doch  das  Gehölze  ohne  Zweifel  meines  gnädigsten  Herrn". 

63)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  201 

64)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  174. 
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empfahl  daher,  »geschworene^*)  Holzhauer  anzunehmen,  welche  die  Klaf- 
tern getreulich  hinten  und  vorne  gleich  legten ;  nachdem  man  «either 
für  die  Klafter  20  Pf.  gegeben,  könne  man  den  geschworenen  Holz- 
hauern, welche  die  Klafter  rechtschaffen  machen  und  legen  würden,  am 
Hauerlohne  wohl  etwas  zu  legen«  *'^).  Diese  Holzhauer  sollten  auch  das 
Reisig,  das  von  dem  Klafterholz  abgegangen,  ein  jeder  an  dem  Orte, 
da  er  seine  Anzahl  Klaftern  gehauen,  Üeissig  und  rein  auflesen,  zu 
Wellen  binden,  auch  rechtschaffene  Bund  machen  und  dieselben  schock- 
weise auf  Haufen  legen,  für  jedes  Schock  aber  einen  Groschen  Lohn 
erhalten. 

üie  im  Jahre  1557  von  Eisenach  aus  vorgeschlagene  Vereidigung 
der  Holzhauer  fand  schon  drei  Jahre  vorher  im  Altenburgischen  durch 
den  Landrichter  in  Gegenwart  der  Förster  statt  und  lautete  auf  folgende 
Artikel ^^):  »1.  Sollen  sie  sich  des  Forstmeisters  Bescheids  und  Befehls 
halten,  ihrem  Förster  und  Büscher  gehorsam  sein  und  was  sie  arbeiten 
und  schlagen,  dass  dasselbe  treulich  von  ihnen  geschehe  und  dass  sie 
sonderlich  fruchtbare  und  taugliche  Bäume  zu  Feuerholz  nicht  nieder- 
schlagen. 2.  Sollen  sie  sich  an  ihrem  Lohne,  inmassen  bisher  ver- 
ordnet gewesen .  begnügen  lassen  und  Niemand  darüber  beschweren, 
noch  übernehmen,  darauf  denn  die  Büscher  sonderliche  Achtung  geben 
und  für  ihre  Person  selbüt  nicht  thun  sollen.  3.  Rechte  Länge  und 
Maass  sollen  sie  mit  Schlagen  und  Setzen  der  Klafterscheite  vermöge 
zugestelltes  Maasses  halten ,  das  Holz  nicht  zu  kurz ,  und  auch  nicht 
zu  lang  schlagen,  sondern  die  Gleichheit  durchaus  gehen  lassen;  und 
damit  solches  desto  gewisser  und  bass  geschehen  möge,  sollen  sie  im 
Schroten  der  Sägen  ^'*)  gebrauchen,  sie  könnten  denn  ein  Holz  auf  drei 
oder  vier  Hiebe  entzweischroten.  Denn  wer  hierin  sonderlich  über- 
treten und  unrecht  befunden,  soll  nicht  gelitten  und  dazu  gestraft  wer- 
den. 4.  Sollen  sie  die  (verbhölzer  über  die  Klafterscheit  treulich,  Üeissig 
und  ohne  Betrug  richtig  halten  und  aufschneiden  und  hierin  keinen  Vor- 
theil  suchen  oder  gebrauchen,  sondern  damit  vorsichtiglich  umgehen 
und   alslann   Gegenkerbhölzer  mir,    dem   Forstmeister,   zu  jeder  Zeit 

55)  Schon  „die  Ordnung  des  Hoizkanfeiis  von  1536,  wie  man's  fürder  damit  im 
Amte  haUen  soll",  gebot,  ,,dle  Klaftern  solle  man  durch  Geschworene,  oder  so  man 
die  nicht  haben  kann,  sonst  durcli  geordnete  Holzhauer  und  niclit  die  Käufer  des 
Legens  halber  hauen  lassen".     S.  Golh.   Haus-  und  Slaatsarcb.  Reg.  KK.  XIV.  6. 

5(J)  VVeim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p  229  Nr.  25. 

57)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  83  Lit.  A. 

58)  ,,Weil  auch  dem  Holz  mit  dem  Schroten  viel  abgeht  und  vor  den  Späiinen 
das  junge  Holz  nicht  recht  anfliegen  kann,  so  sollen  die  Verordneten  zur  Waldbe- 
»ichligung  diesem  nachtracktcn,  ob  solches  nicht  zu  sägeu." 
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überantworten.  5.  Im  Holz  sollen  sie  fleissig  helfen  mitzusehen  und 
dem  Schaden  eben  wie  der  Büscher  seines  Abwesens  mit  Pfändungen 
helfen  vorkommen  und  auf  das  Wildjjiet  mit  Achtung  geben,  dass  mit 
Schiessen  oder  Faheu,  es  sei  an  Schweinen,  liehen,  Hasen.  Hühnern 
u.  s.  w.  kein  Schaden  geschehe .  sondern  wenn  sie  solches  vermerken 
würden,  dasselbige  wehren,  die  Thäter,  so  es  möglich,  pfänden  oder 
anzeigen.  G.  Auf  die  Holzträger.  Graser  und  die  mit  Strütfcln  Schaden 
thun,  sollen  sie  auch  sehen,  desgleichen  auf  die.  so  mit  Pferden  weiden, 
damit  ihnen  so  viel  möglich  gewehret,  dass  kein  Schade  geschehe,  auf 
welche  sie  gleich  den  Rüschern  auch  pfänden  sollen.  So  sollen  sie  auch 
zu  massiger  Zeit,  wenn  sie  im  Holz  nicht  arbeiten,  weil  sie  den  Hölzern 
nahe  wohnen,  gleichwohl  auf  alle  Artikel  und  Punkte  mit  helfen  zu- 
sehen. 7.  Dieweil  sie  alles  Holz  schlagen  und  fällen,  so  sollen  sie  neben 
dem  Büscher  weiter  nicht  schreiten,  denn,  so  ferne  sie  angewiesen,  auch 
keine  Verwechselung  treiben,  sondern  darauf  Achtung  haben,  dass  ein 
jeder  dasjenige  erlange,  so  er  gekauft  hat.  Auch  sollen  sie  die  Stämme, 
es  sei  in  offenen  Schlägen  oder  sonsten  auf's  allerniedrigste  als  mög- 
lich abhauen*®)  und  kein  Grobholz  liegen  lassen,  welches  hernach  in's 
Reisholz  kommt,  sondern  es  zum  reinlichsten  aufschneidein  und  in  die 
Klaftern  bringen,  auf  dass  nicht  ein  Schock  Reisholz,  welches  um  2  Gr. 
gegeben  wird,  besser  wird,  denn  eine  Klafter  Scheit,  welche  auf  dem 
Kammer-  und  Luckischen  Forst  gegen  den  Auswärtigen  16  Gr.  (1  Thlr. 
2  Sgr.)  gelte.« 

Während  der  Forstmeister  darauf  sehen  sollte,  dass  die  Holzhaue 
nicht  zur  Unzeit  vorgenommen  würden,  war  im  Jahre  1519  der  Herbst 
dazu  bestimmt,  nach  einer  späteren  Verfügung  aber  der  Frühling,  »doch 
dass  nicht  bis  zwischen  Ostern  und  Pfingsten  verzogen  werde,  denn 
solch  Verziehen  dem  Wiederausschlagen  der  Sommerlatten  sehr  schädlich«. 
Namentlich  in  Schlaghölzern  mit  nassem  und  kaltem  Boden  hielt  man 
den  Frühling  für  geeigneter  als  die  Herbstzeit.  Die  Rücksicht  auf  den 
Mond,  dass  das  Holz  im  März  im  neuen  Licht  gefällt  würde,  wie  es 
eine  spätere  Weimarische  Jagd-  und  Forstordnung  von  1646  vorschreibt^"), 
wird  im  sechszehnten  Jahrhundert  noch  nicht  empfohlen.  Wenn  das 
Holz  gehauen  war,  hatte  der  Amtmann  oder  Schösser  mit  dem  Förster 
die  Klaftern  zu  zählen  und  auf  Kerbhölzer  zu  schneiden,  damit  er  sich 
mit  dem  Holzhauerlohn  darnach  richten  könne. 


59)  Da  skl»  die  Foislbeamten  die  Stöcke  anzueignen  pflegten,  so  sahen  sie  es 
nicht  ungern,  wenn  die  Holzhauer  hohe  Stammslöcke  stellen  liessen ,  und  der  Be- 
fehl, alles  Stammholz  glatt  am  Boden  abzuhauen,  musste  oft  wiederholt  werden. 

60)  Siehe  Fritsch.  Corp.  jur.  ven.  forest.  Cap.  111  6. 
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Der  Holzhaueiiohn  betrug  für  die  Klafter  im  Eisenachischen  1540 
16  Pf.,  später  eben  so  viel  wie  bei  Weimar  20  —  22  Pf.,  höchstens 
2  Gr.  (4  Sgr.).  Im  Coburgischen  wurden  den  Holzhauern ,  wenn  beim 
Nachmessen  die  Klaftern  nicht  für  richtig  befunden  wurden,  2  Pf.  ab- 
gezogen, und  als  einmal  alle  Klaftern  etwas  zu  klein  befunden  wurden, 
sogar  4  Pf.,  so  dass  sie  nur  18  Pf.  erhielten^').  Ein  Malter  Kohlen- 
holz zu  hauen  kostete  5  Pf.,  ein  Acker  Stangenholz  1572  15  gr.  (=  1  Thlr.). 

Dass  die  Holzhauer,  wenn  sie  Abends  vom  Holzschlagen  heim- 
kehrten, eine  Stange  Holz,  den  sogenannten  »heiligen  Abend«  mit  nach 
Hause  nahmen,  war  alt  hergebrachte  Sitte,  von  welcher  sie  trotz  des 
Verbotes  nicht  abliessen. 

Holz  wurde  abgegeben: 

A.  an  die  Hofhaltung.  Ungeheure  Massen  Holz  nahm  die  Hof- 
haltung in  Anspruch,  welche  seit  1547  nach  der  Capitulation  von  Witten- 
berg nach  Weimar  verlegt  wurde.  Sie  bezog  ihren  Dedarf  aus  den 
zunächst  um  Weimar  gelegenen  Forsten  theils  in  Ackerholz,  theils  in 
Klaftern.  Zur  Zeit  Joh.  Friedrich's  des  Mittleren  betrug  der  Bedarf 
an  Brennholz  1200  Klaftern,  eine  Quantität,  die  man  nicht  für  möglich 
halten  könnte,  wenn  nicht  die  Hofordnung  von  1563  constatirt  hätte, 
dass  die  Stubenheizer  das  Holz  zum  Ueberfluss  der  Asche  wegen  zu 
verbrennen  pflegten,  und  dass  beim  Holzfahren  die  Frohnieute  ihre 
Ladung  oftmals  in  andere  Häuser  vor  oder  in  der  Stadt  führten.  Im 
Jahre  1553  wurden  für  das  Hoflager  75  Acker  Holz  gehauen  neben  den 
Hunderten  von  Klaftern,  v/elche  aus  dem  nahen  Webicht  bezogen  wurden. 
Im  Jahre  1567  betrug  der  Bedarf  75  Acker  Stangenholz  und  550  KIftrn. 
Scheitholz  ^^) ;  1572  stieg  er  sogar  auf  die  enorme  Masse  von  1317 
KIftrn.  und  daneben  noch  99  Acker  Stangenholz,  die  noch  eine  weit 
höhere  Klafterzahl  ausmachten  ^^j.  Da  nun  auch  ansehnliche  Deputate 
für  die  Hofdienerschaft  aus  den  nahen  Forsten  entnommen  wurden  und 
der  grosse  Wildstand  die  Gehaue  nicht  wieder  zum  rechten  Aufwuchs 
kommen  Hess,  da  ferner  »die  Gehölze  zum  öftern  Mal  überhauen  wor- 
den und  keine  Lassreiser  stehen  geblieben  waren,  also  dass  man  in  den 
ordentlichen  Gehauen,  da  es  zuvor  an  einem  jeden  Ort  sechs-  oder  sieben- 
hundert Klafter  getragen,  jetzt  ohne  Schaden  und  Nachtheil  der  geraden 

61)  Eine  Klafter  Holz  zu  spalton  uiui  klein  zu  machen  koslele  natli  der  durch 
die  Laiidesordnung  festgestellten  Taxe  15  Pf.  Vcrgl.  S.  Ernest  Landesordnung  von 
1556  Art.  LXVin. 

62)  Weini.  Cointn.   Arch.   Reg.   DD.  p.  199. 

63)  Comm.   Arch.  Keg.  DD.  p.220. 
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Schlaf»-  und  Rau-Eiclien  nicht  über  20  Khiftcr  haben  kann«,  konnte 
man  im  J.  1577  nur  »scliwerlifli  und  mit  IJnstaftcn*  die  jnrstliche  Hof- 
haltung ferner  mit  Klaffe;  liolz  versorgen,  wenn  man  nicht  die  y\bgabe 
des  Beschied-  (Deput.-it -)  llulzes  besciiränkeii  und  den  Verkauf  von 
Acker-  und  Scheitholz  gänzlich  einstellen  wollte.  Die  häufigen  Klagen 
des  Forstmeisters  über  das  viele  Wild,  welches  die  Sommerlatten  ab- 
frass,  blieben  unberücksichtigt*').  Vom  thüringer  Walde  her  das  Holz 
zu  beziehen,  war  wegen  der  weiten  Kntfernung  nicht  wohl  ausführbar, 
da  auch  die  Anlegung  einer  Flösse  auf  der  lim  bei  den  Grafen  von 
Schwarzburg  und  von  Gleichen  auf  Widerstand  stiess. 

Joh.  Friedrich  der  Grossmüthige ,  dessen  Correspondenz  erkennen 
lässt,  wie  er  weit  mehr  als  seine  noch  unerfahrenen  Söhne  die  bessere 
Bevvirthschaftung  der  Wäldür  im  Auge  hatte**),  schrieb  während  seiner 
Gefangenschaft  von  Augsburg  aus:  »So  gefällt  uns  auch  der  Vorschlag 
mit  den  Kohlen  zu  Hof  zu  kochen  nicht  übel,  dazu  uns  der  alte  Graf 
Philipp  von  Solms  Anleitung  und  Bewegung  gegeben*'').  Als  er  ge- 
sehen, dass  die  Mönche  in  Reinhardsbrunn  in  ihren  Küchen  alles  bei 
Kohlen  gekocht,  wiewohl  sie  grosse  Wälder  gehabt,  hat  er  uns  berichtet, 
dass  er,  nachdem  seine  Wälder  ganz  sehr  verwüstet  gewesen ,  in  seiner 
Haushaltung  bei  Kohlen  gekocht,  wodurch  er  dann  ein  Gro.sses  gespart 
habe.«  Joh.  Friedrich  empfahl  daher  seinem  Sohne,  dass  man  zu  einem 
V^ersuche  einige  Kai'ren  mit  harten  Kohlen  vom  Walde  herab  nach 
Weimar  führen  und,  wenn  sich  die  Sache  bewähre,  damit  fortfahi-en 
möge.  Die  Kohlen  von  hundert  Malter  Holz  kamen  zwar  in  die  Hof- 
küche, wurden  aber  neben  dem  Scheitholz  verbrannt  und  die  Probe 
vernachlässigt.  Eine  neue  Sendung  Kohlen  von  50  Maltern  wurde  dem 
Hofmarschall  unmittelbar  überschickt ,  ohne  dass  über  das  Gelingen 
des  Versuches  etwas  Weiteres  verlautete.  Indessen  kam  man  im  J. 
1564  auf  die  Benutzung  der  Kohlen  für  die  Hofküche  wieder  zurück, 
und  der  Oberaufseher  der  Gehölze  wurde  beauftragt,  150  Karren  vom 
Walde  her  nach  W^eiraar  zu  schicken.  In  einem  ausführlichen  Be- 
denken zeigte  dieser,  wie  theuer  die  Kohlen  zu  stehen  kommen  würden, 
indem  die  zu  150  Karren  nöthigen  1200  Malter  Holz,  zu  4  Gr.  be- 
rechnet,   allein   schon  228  fl.  12  Gr.  {=  319  Thlr.    18  Sgr.)  kosteten, 


64)  Weim.  Geh.  Staalsarch.  Reg.  F.  BI.294  a.  XLl.  a.  Nr.  1. 

65)  Im  ersten  Jalire  seiner  Gefangeiiscliafl  schrieb  er  „.Artikel,  welcher  geslall 
unsere  Sölnie  es  gegen  unserii  Jägermeister  und  Heidekneciiten,  aucli  der  Wildfuhr 
und  sonsten  in  unserm  Abwegen  hallen  sollen".  Weim.  Comni  Arcli.  Reg.  K.  283. 
no.  4 

66)  Weim,  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  198. 


Das  Forstwesen  Thüringens  im  sechszehnten  Jahrhundert.  123 

der  Hau-  und  Brennlohn  zu  13  Pf.,  02  fl.  18  Gr.  (—  88  Thlr.)  be- 
trage, dazu  der  Fuhrlohn  412  fl.  18  Gr.  (=:  577  Thlr.  12  Sgr.)  ohne 
die  Zehrung  für  die  Fuhrleute.  Er  schlug  dagegen  vor,  die  Kohlen 
aus  dem  Amte  Arnshaugk  zu  beziehen,  da  das  Holz  auf  der  Heide  ge- 
ringeren Werth  habe  und  200  Rthlr.  an  Fuhrlohn  erspart  würden,  wenn 
man  sich  der  Frohnbauern  bedienen  wolle. 

Für  die  Haushaltung  auf  dem  Schlosse  Heldburg,  wo  Joh.  Friedrich 
der  Mittlere  sich  zeitweise  aufhielt,  und  wo  er  mit  Grumbach  conspi- 
rirte,  wurden  jährlich  424  Klaftern  Holz  verbraucht,  so  dass  auch 
dort  der  Forstmeister  über  drohenden  Holzmangel  klagte*').  Als  im 
Herbste  1566  die  Belagerung  Gotha's  in  Aussicht  stand,  ..Hess  Joh. 
Friedrich  der  Mittlere  von  den  Dorfschaften  der  sechs  Aemter  Gotha, 
Tenneberg,  Reinhardsbrunn,  Georgenthal,  Wachsenburg  und  Ichters- 
hausen  dreitausend  Klaftern  Scheitholz  in  Eile  auf  den  Grimmenstein 
in  Gotha  schaffen*^).  Einige  Ortschaften  hatten  ihren  Antheil  an 
Kärner  verdingt,  da  sie  sich  ausser  Stand  sahen,  auf  einen  Tag  200 
Klaftern,  wozu  400  Wagen  gehörten,  fortzuführen.  Als  nach  der 
im  J.  1572  vorgenommenen  Landestheilung  zwischen  Joh.  Wilhelm  und 
seines  in  Gefangenschaft  weilenden  Bruders  Söhnen  in  Coburg  eine 
Hofhaltung  hergerichtet  wurde,  Hess  man  1737  Klaftern  Scheitholz 
und  51  Karren  Kohlen  in  das  Hoflager  führen*^). 

B.  für  Deputate.  Noch  grössere  Holzmassen  verschlangen  die 
Deputate  der  Beamten.  Der  Amtmann  in  Kreuzburg  bezog  zu  seinem 
Beschied  200  Klaftern.  Durch  die  schlechte  Waldwirthschaft  waren 
die  Wälder  daselbst  so  devastirt  worden,  dass  man  den  Bedarf  nicht 
mehr  daraus  schlagen  konnte;  Joh.  Wilhelm  schickte  daher  den  Ober- 
aufseher der  Gehölze  und  den  Rentmeister  dahin,  um  zu  untersuchen, 
ob  der  Amtmann,  wie  ihm  berichtet  worden,  mehr  denn  200  Klaftern 
jährlich  für  sich  habe  hauen  lassen,  ob  er  alles  für  seine  Haushaltung 
verbraucht  oder  ob  er  Holz  verkauft  habe  und  wohin  es  geführt  worden 
sei'*^).  Auch  der  Schösser  daselbst  wurde  beschuldigt,  mehr  als  hun- 
dert Klaftern  entnommen  und  einen  grossen  Theil  davon  verkauft  zu 
haben.    Der  Amtmann  beanspruchte  sogar  noch  sechshundert  Klaftern 

67)  Wcim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  124. 

68)  Weim.  Comm.  Arch.  Re^r    DD.  p.l2l. 

69)  Bei  Ausrichtung  (Bewirlhung)  durchreisender  fürstlicher  Personen  wurden 
in  Eisenacli  nach  dem  (iorligen  Amisburhe  täglich  mehrere  Klaftern  HoU  in  der 
Küche  verbrannt;  em  vorübergehender  AufenthaU  Friedrich's  des  Weisen  und  seines 
Bruders  kostete  so^^ti"  120  Klaftern. 

70)  Weim.  Comm.  Aich.  Ktg.  DD.  p.  230  Nr.  33. 
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rückständij^es  Holz  und  wollte,  weil  es  der  Wald  nicht  hergeben  könne, 
ein  cntsprccliLMides  Quantum  K(jin  dafür  sicii  anweisen  lassen.  Auch 
der  Amtmann  in  Ileldburg  erhielt  200  Klaftern  als  Deputat;  zu  j^leichen 
Bezüj,'en  waren  wohl  auch  die  übrigen  Aintsvorsteher  berechtigt^').  Von 
den  Schössern  hatten  nicht  wenige  an  hundert  Klaftern,  bei  den  l-'orst- 
meistern  stieg  das  Deputat  bis  auf  l.')0  Klaftern. 

Da  bei  der  durch  die  Depreciation  des  Gelde.s  und  die  zunehmende 
Verödung  der  Wälder  be<lingten  Steigung  der  IIolzpr(;i>e  der  linanzielle 
Werth  der  Waldungen  innner  mehr  zu  Tage  trat,  richtete  Job.  Wilhelm, 
welcher  zumal  zur  Tilgung  der  ansehnlichen  landesherrlichen  Schulden 
auf  die  möglichst  beste  W-rwerthung  des  Holzes  bedacht  war,  seine 
Aufmerksanda'it  auf  eine  Beschränkung  des  übermassigen  Deputatholzes. 
Schösser  und  Schulteisen  wurden  daher  beauftragt,  namentlich  in  den 
ihm  von  seinem  Druder  zugefallenen  Landestheilen  .sorgfältig  nachzu- 
forschen und  die  Holz-  und  lleideknechte  darüber  zu  vernehmen,  wie- 
viel Beschiedholz  seither  gegeben  worden  sei,  und  wo  sich  missbräuch- 
lich  die  Deputate  erhöht  hätten.  Auf  die  Versuche,  da  und  dort  das 
Besoldungsholz  abzuschneiden  oder  wenigstens  zu  ennässigen,  wandten 
sich  die  bedrohten  Beamten  an  die  Gnade  des  Fürsten,  beriefen  sich 
auf  die  von  den  fürstlichen  Vorfahren  in  Gnaden  gewährten  Holz-  und 
Getreidebezüge  und  erlangten  meist  einzeln  wieder,  was  man  der  Ge- 
sammtheit  abgeschlagen  hatte.  Eine  Anzahl  Pfarrer  wandten  sich  an 
den  Superintendenten  in  W^eimar^"^)  und  baten  um  Fürsprache  bei 
Joh.  Wilhelm,  dass  ihnen  das  jährliche  Holz  wieder  zu  Theil  werden 
möge,  welches  ihnen  Kurfürst  Joh.  Friedrich  ausgesetzt  hätte  und  das 
ihnen  jetzt  Rent-  und  Jägermeister  nicht  mehr  gewähren  wollten.  »Weil 
denn  der  vergangene  Winter  allen  Vorrath  des  Holzes  weggenommen 
und  sie  nicht  mehr  hätten,  dabei  man  kochen  und  den  kleinen  Kindern 
in  den  kalten  Tagen  eine  W^ärme  machen  könnte,  ?ie  auch  zu  kaufen 
unvermögend  wären«,  baten  sie  demüthig  um  Fortgewährung  ihres 
Holzes,  und  nicht  ohne  Erfolg. 

Die  Beamten  hatten  überdies  die  Vergünstigung,    dass   ihnen  ihr 
Holz  aus  den  besten  und  gelegensten  Forsten  angewiesen  wurde,  »damit 

71)  Der  Amtmann  zu  Coburg  sollte  sich  fürder  (1541)  mit  130  Klaftern  be- 
gnügen. Der  Scliulteis  von  Eisenach  suchte  1540  naciizuvveisen,  dass  er  mit  30 
Klaftern  nicht  reichen  könne;  er  heize  z»vei  Stuben  und  brauche  hierzu  «öchentlich 
zwei  Klaftern,  zum  Brauen  seines  Getränkes  bedürfe  er  zum  wenigsten  6  oder  8 
Klaftern ,  dazu  Holz  zum  Waschen  und  dergleichen  Sachen ,  dass  er  wohl  60  oder 
70  Klaftern  und  ein  Schock  Malter  (=  24  Klafern)  Kohlenholz  nöthig  habe. 

72)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Di),  p.  9ti. 
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sie  es  mit  der  Fuhre  desto  leichter  herausbringen«  konnten.  Wenn 
Hofgesinde  und  Räthe  Holz  kauften,  sollte  ihnen  dasselbe  vor  allen 
Anderen  gelassen  werden,  da  man  zumal  wegen  der  Zahlung  den  Vor- 
theil  hatte,  dass  man  sie  von  ihrem  Quartalgelde  abziehen  konnte'^). 

Da  trotz  der  oben  berührten  Klagen  von  1577  über  den  unzu- 
länglichen Ertrag  der  Forsten  in  der  Umgebung  von  Weimar  in  der 
alten  Weise  fortgewirthschaftet  worden  war,  indem  man  sich  zur  Her- 
beischafi'ung  des  Holzes  aus  den  etwas  weiter  gelegenen  Wäldern  ge- 
nöthigt  sah,  hatte  sich  die  Holzcalamität  allmählig  auf  einen  weiteren 
Kreis  erstreckt.  Walddistricte,  aus  denen  man  sonst  1500  Klaftern 
Scheitholz  und  darüber  hatte  schlagen  können,  waren  so  verhauen, 
»dass  itziger  Zeit  von  Eichen  nichts  darin  zu  finden ,  denn  nur  kleine 
struppige,  krumme  und  kurze  Eichlein,  deren  man  wohl  zehn  zu  einer 
Klafter  nehmen  muss.  und  dass  forthin  nicht  über  300  Klaftern  zu 
machen  seien«.  Mit  einem  entfernter  liegenden  Gehölz,  »welches  man 
bisher  zur  Zubuss  gebraucht,  hat  es  die  Gelegenheit,  dass  desselben 
etwa  noch  ein  Jahr  zu  geniessen,  denn  darin  nur  noch  etzliche  Klafter 
zu  finden  sein,  alsdann  es  auch  seine  Endschaft  hat«.  So  berichtete 
der  Forstmeister  1583. 

C.  Holzabgabe  an  die  Gemeinden.  Dass  der  Landesherr 
zur  Befriedigung  der  Holzbedürfnisse  seiner  Unterthanen  verpflichtet 
sei,  war  ein  im  16.  Jahrhundert  allgemein  anerkannter  Grundsatz,  der 
von  dem  Landesherrn  selbst  nie  bestritten  wurde.  Darauf  gründeten 
sich  auch  zum  Theil  die  Verbote  gegen  das  unmässige  Verhauen  und 
Roden  der  Gemeinde-  und  Privatwaldungen.  Je  nach  dem  Holzreich- 
thum  einer  Gegend  waren  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Unter- 
thanen —  natürlich  nur  zum  eigenen  Gebrauch  und  nicht  zum  Handel  — 
Brenn-  und  Bauholz  erhalten  konnten,  verschieden^'*).  In  gewissen 
Walddörfern  hatten  die  Bewohner  freies  Holz,  »dagegen  sollten  sie 
altem  hergebrachten  Gebrauche  nach  alle  Frohnen,  als  zur  Jagd,  zum 
Heckenmachen ,  zur  Landwehr  und  Anderem ,  nichts  ausgeschlossen, 
nach  Besage  des  Erbbuchs  (zu  Eisfeld)  jährlich  ohne  alles  Widersprechen, 
so  oft  sie  darum  angelangt  werden,  thun  und  fürvvenden.  Auf  den 
Fall  soll  man  ihnen  Brennholz  ziemlicher  Weise  folgen  lassen ,  doch 
dass  sie  Windfälle.    Afterzegel   und  sonst  das  umgefallene  Holz  ge- 


73)  Weim.  Comni.  Arch.  Reg.  K.  p.284.  5. 

74)  Die  Gemeinde  Rulila  erliiell  alles  Holz,  so  sie  zu  ihrer  Notiidurfl  zu  brennen 
bedütfen,  umsonst,  aber  was  sie  weiter  verkaufen  oder  zu  den  Eiseniiäinmern  ge- 
brauclien  wollen,  soll  ihnen  um  zwei  Pfennige  billiger,  denn  andern  gelassen  werden. 
Comni.  Arch.  Reg,  DD.  p.  176. 
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brauchen«.  In  einif^en  holzreichen  Gebenden  hatten  die  Unterthanen 
»freie  Heholziuif,'*  in  solch'  ausj^jedehnter  Weise,  dass  sie  sich  ihr  Bau- 
und  lUennholz,  wann  und  wo  sie  wollten,  abhauen  und  fällen  durften ^^j. 
So  im  Amte  Sonneberg  noch  zu  Anfang  de.s  sechszehnten  Jahrhunderts. 
Diese  Berechtigung  hatte  zu  vielem  Missbrauche  gelührt,  weshall)  die 
im  J.  ir)2()  zur  Bereitung  der  Wälder  verordneten  Käthe  ein  Verbot 
einlegten '^*),  dass  die  Gemeinden  trotz  ihrer  Protestationen,  dass  »ihre 
Vorfahren  und  Eltern  ob  Menschengedenken  und  (iber  verjährte  Zeit 
und  sie  selbst  bis  jetzt  ungehindert  männiglich  dieses  hergebrachten 
Rechts  genossen*  hätten,  hinfiihro  nie  mehr  ohne  Anzeige  und  An- 
weisung des  Schossers,  Forstmeisters  und  der  Forstknechte  Bau-  oder 
Brennholz  hauen  dürften.  Die  Gemeindemitglieder  inussten  sich  fügen 
und  meldeten  in  der  Folge  ihren  Bedarf  an  Feuerholz  am  Wuldgedinge, 
worauf  ihnen  für  ihre  Haushaltung  die  Klafter  Holz  um  vier  und  »denen 
von  Adel  Untersassen«  um  neun  Pfennige,  welche  mehr  als  Anweisungs- 
gebühr, denn  als  eine  Holzzahlung  anzusehen  waren,  angewiesen  wurde. 
Dass  diese  Anweisung  an  entfernten  und  schlecht  gelegenen  Orten  ge- 
schah, war  eri^Järlich,  gab  aber  oft  Veranlassung  zu  vergeblichen  Klagen 
und  Beschwerden.  Als  später  mit  dem  Holzmangel  auch  der  Preis  des 
Holzes  stieg,  wollte  man  ihnen  die  alten  Bedingungen  nicht  mehr  halten, 
weshalb  sie  sich  (1569)  beschwerend  an  Joh.  Wilhelm  wandten.  In 
anderen  Gegenden,  wie  z.  B.  im  Amte  Schwarzwald,  wies  man  die  Ge- 
meinden mit  freier  Beholzung  an  die  durch  die  Harzscharrer  verdor- 
benen Fichtenbäume,  an  die  Windbrüche  und  Afterschläge.  Im  gerstunger 
Amte  waren  die  Bauern  gutes  Scheitholz  gewohnt  und  sträubten  sich 
gegen  die  Zumuthung,  sich  des  Reisigs  zu  bedienen,  womit  »sie  Häuser 
und  Dörfer  anstecken«  würden.  Doch  gelang  es,  an  anderen  Orten  die 
Unterthanen  an  »das  Holz,  was  sonst  im  Walde  verderben  würde«, 
zu  gewöhnen. 

Wo  das  Brennholz  ackerweise  abgegeben  wurde,  benutzten  wohl- 
habende Leute,  da  die  ärmeren  seltener  und  nicht  einzeln,  sondern 
nur  in  Gesellschaften  Ackerholz  kaufen  konnten,  die  gute  Gelegenheit, 
um  grosse  Quantitäten,  womit  sie  sich  auf  Jahre  hinaus  mit  Brenn- 
material versehen  konnten,  auf  ein  Mal  zu  kaufen;  wie  denn  zur  Zeit 
der  Gefangenschaft  Joh.  Friedrich's  des  Grossmüthigen,  wo  Unordnungen 
aller  Art  in  der  Forstwirthschaft  eingerissen  waren,   den  Bürgern  von 


75)  Manche  Gemeinden  erhielten  Bauholz  zu  Reparaturen ,  aber  nicht  zu  Neu- 
bauten; andere  bekamen  das  nöUiige  Holz  zum  Bau  von  Kirclien  und  Pfarrhäusern, 
zu  Brücken  und  .MühUveliren. 

76)  Weim.  Comm.  4rch.  Reg.  DD.  p.  187. 
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Eisenach  gegen  siebenhundert  Acker  Holz  in  einem  Jahre  abgelassen 
worden  waren.  Die  nachfolgende  Waldbesichtigung  verfügte,  '>solchen 
Ueberfluss  fürder  abzuschneiden«.  Auch  um  1558  waren  in  einem  Jahre 
gegen  viertausend  Klaftern  Holz  in  die  Stadt  Eisenach  verkauft  worden. 

Bezüglich  des  Bauholzes  wandten  sich  die  Baulusligen.  wenn  sie 
irgendwie  ihre  Armuth  vorschützen  konnten,  an  die  Gnade  des  Landes- 
herrn ,  um  die  Baustämnie  umsonst  oder  wenigstens  zum  halben  Preis 
zu  erlangen.  »Weil  die  Leute  erfahren  haben,  dass  Churfürst  Joh. 
Friedrich  den  Ansuchenden  oft  den  halben  Theil,  bisweilen  wohl  auch 
Alles  aus  Gnaden  zu  geben  pflegen,  so  ist  des  Ansuchens  kein  Auf- 
hören, dass  die  Wälder  hierdurch  trefflich  verödet  werden.  Damit 
nun  EChG.  und  wir  des  manichfachen  Anlaufens  verschonet  werden  und 
doch  gleichwohl  die  Leute  nicht  zu  klagen,  dass  sie  um  ihr  Geld  zu 
keinem  Holze  kommen  möchten,  so  halten  wir  es  dafür,  dass  man  die 
Leute  in  den  ordentlichen  Gehauen  das  Holz  zu  kaufen  und  zu  be- 
zahlen an  den  Jägermeister  oder  die  Forstknechte  weise,  doch  aus- 
geschlossen die  Leute,  welche  Brennschaden  erlitten,  auch  die  Pfarrer, 
so  mit  eigenem  Holze  nicht  versehen ,  desgleichen  alte  Diener.«  Die 
Abgebrannten  wurden  nämlich  aller  Orten  mit  Bauholz  unterstützt;  auch 
die  Gemeinden  im  Amte  Dornburg,  welche  beim  Durchzug  der  Spanier 
(1547)  grossen  Brandschilden  erlitten  hatten^'^),  erhielten  auf  ihre  Bitten, 
»damit  ihrer  jeder  nicht  mehr,  denn  ein  Wohnhäuslein,  gestickt  und 
gekleibet,  bauen  und  mit  ihren  armen  Weibern  und  Kindern  darein 
kriechen  möchte«,  sechzig  Schock  Stämme  Bauholz,  »obgleich  es  einen 
grpssen  Schnitt  ins  Holz  thun«  würde,  zugesichert. 

Bei  Abgabe  des  Bauholzes^*)  bestand  jedoch  meist  die  Beschrän- 
kung, dass  nur  die  eine  Hälfte  desselben  unentgeldlich  abgegeben,  die 
andere  aber  aus  dem  Genieindewalde  oder  in  Ermangelung  eines  solchen 
gegen  Zahlung  aus  dem  landesherrlichen  Forste  abgelassen  werden  sollte. 
Das  Uecht  zu  unentgeldlichem  Holzbezug  für  Neubauten  wurde  von  den 
Forstbeamten  bestritten.  »Es  sollte  Niemand  verstattet  sein,  eine  neue 
Hofstatt  zu  bauen,  wo  sie  grosse  Freiheit  in  den  Wäldern  haben;  denn 
da  solches  einem  verstattet  würde,  so  sind  allbereit  wohl  fünf  oder 
sechs  da,  die  auch  des  Orts  bauen  wollen«  ^^j.  Der  billige  Preis  des 
Bauholzes  hatte  nämlicli  aus  anderen  Gegenden  oft  arme  Leute  herbei- 
gelockt. »Es  sind  auch«,  schrieb  der  Oberaufseher  1558  seinem  Herrn, 
»vor  wenig  Jahren   nicht  halb  so  viel  Leute   in   den  Dörfern   vor  den 


77)  Weim.  Coinm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  101. 

73)  Vergl.  Iiicrzti  auch  Art.  LXIY  der  S.  £rnest    Landesordnung  von  155S. 

7'J)  Weim.  Comm.  Aich.  Reg.  Üü.  p,ii3. 
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Wäldern  gcwosen ,  als  itziind.  Und  wie  wohl  solch  Bauen  von  EFG. 
an  denen  Knden  oftnial  verboten  und  ahgeschatlt  worden,  wird  es  doch 
nicht  gehalten  und  werden  die  Bauerngüter  an  vielen  Orten  dennassen 
zerrissen,  dass  welcher  KFG.  hiebevor  mit  Pferd  und  Geschirr  fiedienet 
hat,  kann  jetzt  kaum  mit  der  Ilaml  dienen,  dadurch  die  Wälder  also 
in  Abnehmen  kommen«  ""). 

Auch  der  Adel  hatte  die  VerpHichtung,  seinen  Untersassen  das 
nüthige  P»au-  und  Brennholz  zu  massigen  Preisen  zu  gewähren,  fand 
es  aber  vortheilhafter,  an  Auswärtige  das  Holz  zu  besserem  Preise  zu 
verkaufen  und  die  Unterthanen  an  die  lande>herrlichen  Forste  zu  ver- 
weisen. »Und  sind  die  Wälder  mit  nichts  Anderem  so  verwüstet  wor- 
den, denn  dass  alle  die  von  Adel  vor  dem  Thüringer  Walde  desgleiclien 
die  Amtsbefelilhaber  so  viel  arme  Leute  haben  bauen  lassen,  welche 
nichts  können,  denn  Holz  hauen  und  Kohlen  brennen;  und  wenn  es 
dann  an  dem  ist .  dass  die  armen  Leute  für  FG.  etwas  thun  sollen,  es 
sei  Steuer  oder  Folge,  so  laufen  sie  davon;  denn  ihre  Häuser  sind 
also  geschafl'en,  dass  nicht  mehr  denn  vier  Gabel  eingegraben  und  die 
gestickt  und  gekleibct  werden .  und  sind  der  Häuser  viel .  dass  eins 
nicht  fünf  Groschen  werth  ist.  Daher  wäre  mein  Bedenken,  dass  hin- 
fürder  keinem  von  des  Adels  Unterthanen  Holz  verkauft  würde,  es 
würden  denn  die  von  Adel  gut  für  ihre  U'nterthanen ,  was  dieselben 
kaufen .  dass  sie  es  Niemand  weiter  verkaufen  durften*  *'). 

Ueber  Steigerung  der  Holzpreise  kamen  zuweilen  Klagen  gegen 
die  Adeligen  von  deren  Unterthanen  an  den  Landesherrn.  Die  Bauern 
v{m  Gnmpelstadt  beschwerten  sich  über  ihre  Herren ,  sie  könnten  un- 
möglich das  theure  Holz  erschwingen,  sondern  müssten  ->  verderben  und 
den  Stab  fürder  setzen«,  da  sie  von  ihren  Gütern  über  die  anderen 
Unkosten  nicht  so  viel  lösen  könnten ,  als  das  Holz  koste ;  auch  das 
Brauen  müssten  sie  zum  Nachtheil  der  Tranksteuer,  nachdem  das  Jahr 
lang  viel  Bier  gebraut,  aufgeben.  Auf  ihre  Bitte,  der  Herzog  möge 
doch  ihre  Junker  bei  den  alten  Preisen  zu  bleiben  vermögen,  erhielten 
sie  die  Antwort:  »Dieweil  Kaufen  und  Verkaufen  in  eines  jeden  Will- 
kür und  frei  steht,  als  mögen  sich  Supplikanten  mit  ihren  Erbherren 
eines  endlichen  Kaufs  vergleichen  oder  aber  nach  unserer  Waldordnung 
sich  um  gebürliche  Zahlung  Holzes  erholen«. 

Wie  schon  »die  unter  dem  Adel  Gesessenen«  eigentlich  keinen 
Anspruch  auf  Holz  aus  den  landesherrlichen  Forsten  hatten,  wenn  ihnen 
auch  zuweilen  auf  ihre  dringende  Bitte,  sowie  auf  die  Fürsprache  ihrer 

80)  Heizogl.  S.  Golh.  Slaalsarch.  Reg.  KK.  XIV.  36. 

81)  Weim.  Comm.  Arcb.  Reg.  DD.  p.  207. 
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Herren  solches  aus  Gnaden,  meist  aber  zu  einem  etwas  höheren  Preise 
nachgelassen  wurde,  so  war  der  Verkauf  an  »Ausländische«  durch  oft 
wiederholte  Verbote  untersagt.  Dessen  ungeachtet  war  es  der  höheren 
Preise  wegen  für  die  Bauern  am  Thüringer  Walde  zu  verführerisch,  ihr 
Holz  nach  Erfurt  zu  führen.  Schlau  wussten  sie  das  Verbot  zu  um- 
gehen ,  fuhren  angeblich  nach  Weimar  und  kamen  dann  von  der  ent- 
gegengesetzten Seite  nach  Erfurt,  oder  die  Erfurter  kamen  ihnen  nach 
Verabredung  unterwegs  entgegen.  Ein  Hauptplatz  für  dergleichen  Holz- 
geschäfte war  Arnstadt.  Der  Oberaufseher  rieth  endlich,  den  unter 
dem  Adel  Gesessenen  gar  kein  Holz  zu  verkaufen,  »denn  obwohl  ihre 
Junker  für  ihre  Unterthanen  schreiben  und  Bürgen  v.erden,  wie  allbe- 
reit geschehen,  so  wird  es  doch  nicht  gehalten.« 

D.  Holzabgabe  an  technische  Gewerbe.  Au  technischen 
Gewerben  war  zwar  das  sechszehnte  Jahrhundert  natürlich  noch  nicht 
reich,  aber  doch  werden  nachstehende  Notizen  beweisen,  dass  die  vor- 
handenen in  der  Holzconsumtion  nicht  Unbedeutendes  leisteten. 

''  a.  Für  die  Bergwerke  zu  Schweina  und  Steinbach,  die  ihren 
Besitzern  nur  wenig  einbrachten,  »denn  dass  Einer  den  Andern  betro- 
gen,« wurde  der  Forstmeister  »heftig  um  Holz  angelaufen«,  weil  sie 
dasselbe  aus  den  landesherrlichen  Forsten  um  einen  billigeren  Preis 
erhielten.  Wenn  sie,  so  meinte  der  Forstmeister,  von  den  umliegenden 
Nachbarn ,  die  ihnen  in  seinem  Beisein  ganze  Berge  zu  verkaufen  an- 
geboten hätten,  ihr  Holz  kaufen  sollten,  so  müssten  sie  »besser  in  den 
Prügel  beissen« ;  es  sei  also  rathsam,  um  des  vielfachen  Anlaufens  über- 
hoben zu  sein,  die  Taxe  etwas  höher  zu  setzen. 

b.  Saigerhütten.  Im  Jahre  1545  hatte  Kurfürst  Joh.  Friedrich 
im  Einverständniss  mit  seinem  Bruder  P^rnst  »dem  Eurer  ^^)  in  Nürn- 
berg und  Gesellschaftern«  eine  Saigerhütte  bei  Eisfeld  laut  aufgerich- 
teter Verschreibung  auf  sechs  Jahre  »gelassen  und  ihnen  zu  ihrem  Sai- 
gerhandel  die  sechs  Jahre  über  und  jedes  Jahr  besonders  Kohlen,  Tixnb- 
und  Dürrholz  zur  Nothdurft  in  massen  dem  Grafen  von  Mansfeld  und 
Gesellschaftern^^)   auch   geschehen,    anzuweisen   und   folgen  zu  lassen« 


82)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  112. 

83)  Die  Saigerliülte  bei  Eisfeld  war  dem  Grafen  Albreclit  von  Mansfeld  ver- 
liehen gewesen;  als  aber  Kuif.  Job.  Friedrich  seinem  Bruder  Ernst  die  Pflege  Coburg 
überliess,  n)ussle  der  Graf  gegen  die  Siininic  von  3000  fl.  (4000  Tiilrn.)  die  Hütte 
wieder  herausgeben,  paclitele  sie  aber  von  Neuem  gegen  jährliciie  Zaiilung  von 
150«.  (210Tlilrn.)  Hüllenzins  und  100  fl.  (140  Thlrn.)  Waldmielhe,  indem  er  einen 
billigeren  Holzpreis  beanspruchte,  als  die  Hütlenbesitzer  von  Sleinach,  welche  ihr 
Holz  fl(>'^sen  Uönuten ,  während  er  es  zur  Achse  herbeiführen  müssle. 

XI.  i» 
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befohlen.  Darüber  sah  sich  der  Forstmeister  von  Franken  zu  dem  He- 
richt  veranlasst,  dass  die  Fiirer  mit  ihren  Gesellschaftern  auf  das  eine 
und  erste  Mal  mehr  denn  neunzehntausend  Malter  Kohlholz  und  bei 
anderthalhhundert  Klaftern  Trcil)-  und  Dürrholz  zu  ihrem  vurhabenden 
Saiyerhandel  hätten  niederschlagen  lassen.  Wenn  ihnen  nun  alle  Jahre 
so  viel  Holz  zu  verabfolgen  wäre,  so  würde  dies  für  die  Wälder  de.^ 
Amtes  Eisfeld  "etwas  viel«  werden,  und  er  bitte  deshalb  um  gnädigen 
Bescheid ,  ob  er  ihnen  auch  fernerhin  solche  Quantitäten  ge;^tatten 
dürfe.  Ein  solcher  Holzverbrauch  giebt  den  Maassstab  für  die  Ge- 
sammtconsumtion  der  Saigerhütten,  deren  es  am  Walde  noch  viele  an- 
dere gab,  ohne  dass  über  den  Bedarf  der  einzelnen  die  Angaben  vor- 
handen wären  ""*). 

c.  Das  (iiesswerk  zu  Kcinhardsbruun  verbrauchte  im  Jahre  1555 
an  15,608  Mltr.,  *ohne  das,  was  itzunder  gehauen  wird,  und  da  es  den 
Landsassen  wäre  verkauft  worden,  so  hätte  ein  jegliches  Malter  gern 
einen  Schneeberger  (3V2  ^^'-  =^  '  Sgr.)  gegolten,  welches  an  Gelde 
2601  Fl.  7  Gr.  (3641  Thlr.  28  Sgr.)  macht  »^).« 

d.  Eisenhämmer  gab  es  in  Menge  vom  südöstlichen  Abhänge 
des  Thüringer  Waldes  bis  zu  dem  entgegengesetzten  Ende  desselben, 
hauptsächlich  zu  Ruhla.  Von  den  dasigen  Hämmern  gehörten  drei  der 
sächsischen  Seite  an  und  eben  so  viele  denen  von  Uetterodt;  gleicher 
Gestalt  waren  auch  die  Meilcrköhler  ungefähr  zur  Hälfte  vertheilt. 
Auf  vielfaches  Bitten  war  bewilligt  worden,  dass  jedem  Hammer  acht^*j 
Acker  Holz  —  Scheitholz  sollten  sie  gar  nicht  erhalten  —  und  den 
Meilerköhlern  sämmtlich  zehn  Acker  gelassen  werden  sollten,  »an  den 
Orten,  wo  sich's  der  Wildfuhr  halben  am  bequemsten  leiden  will«;  die 
Uetterodt'schen  aber  sollten   an  ihre  Erbherren  und  auf  deren  Gehölz 


84)  Einer  „Gesellschaft  der  Hütten"  zu  Arnstadt  war  1550  gestattet  worden, 
einen  Tlieil  ihres  Holzbedarfs  aus  den  säciisisclien  Forsten  im  Amte  Scliwarzwald  ,,an 
Enden,  wo  man  sie  anweisen  wird  und  nicht  nach  der  Geseliscliafler  Gefallen"  gegen 
einen  besliminlen  Preis  zu  beziehen.  Daneben  mussten  sie  sich  durch  einen  Revers 
verpflichten,  jedes  Jahr  hundert  Gulden  (zz  140  Thlr.)  in  guter  Fürslenmünze  in  die 
Renterei  nach  Weimar  zu  bezahlen  oder  statt  dessen,  wenn  man  in  Weimar  Kupfer 
bedürfe,  je  über  das  andere  Jahr  hundert  Centner  gegen  baare  Zahlung,  doch  um 
einen  Gulden  billiger,  als  es  sonst  in  den  Hütten  der  Zeit  verkauft  würde,  ab- 
zulassen. 

85)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  128. 

86)  Im  J.  1571  wurden  auf  jeden  ganzen  Hammer  in  Ruhla  fünf  Acker  Holz  ge- 
rechnet, auf  einen  halben  die  Hälfte.  Die  Hämmer  gehörten  nämlich  in  der  Weise 
oft  mehreren  Besitzern,  dass  Einer  die  Hälfte  oder  ein  Viertel  oder  auch  zwei  oder 
drei  Tage  „SchmiedeVTerk"  hatte. 
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gewiesen  werden.  Da  die  Hammerschmiede  jedoch  weit  über  das  ge- 
stattete Quantum  Holz  sich  zu  verschaffen  wussten^^j,  gab  man  ihnen 
Schuld,  dass  durch  sie  Wälder  und  Wildfuhr  verwüstet  würden,  und 
hielt  eine  Aenderung  für  höchst  nothig.  »Nicht  der  dreissigste  Cent- 
ner Eisen  bleibt  im  Fürstenthum,  sondern  wird  nach  dem  Lande  zu 
Hessen  und  dem  Stifte  Fulda  geführt;  allda  sind  Personen,  die  die 
Hammerschmiede  vorlegen,  und  was  alsdann  im  Lande  zu  Hessen  oder 
im  Stifte  zu  Fulda  ihnen  nicht  will  haar  Geld  gelten,  das  wird  an  den 
Rheinstrom  geschickt.  Da  niui  F.  G.  das  Land  zu  Hessen,  das  Stift 
Fulda  und  den  Rheinstrom  mit  Eisen  sollen  versorgen ,  so  würde  der 
Thüringer  Wald  nicht  lange  währen,  es  würde  der  Wildfuhr  zum  Ver- 
derben und  den  ünterthanen  zu  grossem  Nachtheil  am  Eisenkauf  ge- 
reichen^^).« 

Der  Betrieb  der  Eisenhämmer  hatte  sich  bedeutend  vermehrt,  seit- 
dem ein  herzoglicher  Hammer  in  Georgenthal  eingerichtet  worden  war, 
welcher  Tag  und  Nacht  arbeitete.  Darauf  consumirten  namentlich  auch 
die  Hämmer  zu  Mehlis  und  Zella  bei  Weitem  mehr  Holz  als  früher  ^^). 
Wenn  den  Eisenschmieden ,  berichtet  der  Oberaufseher,  ihr  Eisen  aus- 
serhalb des  Fürstenthums  zu  verführen  gestattet  werde,  so  bedürfe 
ein  jeder  die  Woche  70  Karren,  das  ist  im  Jahre  1560  Karren  Koh- 
len, nämlich  die  eine  Hälfte  Lichtkohlen,  die  andere  Meilerkohlen. 
Wenn  man  nun  den  Karren  Lichtkohlen  zu  4  Gr.  (=  8  Sgr.),  die  Mei- 
lerkohlen aber  wiederum  als  zur  einen  Hälfte  aus  stehendem  Holze  ge- 
brannt das  Malter  zu  6  Pf.,  die  andere  Hälfte  aber  das  Malter  zu 
4  Pf.  rechne,  so  ergebe  der  Waldzins  —  bei  diesem  enorm  billigen 
Preise  —  für  1560  Karren,  wozu  pr.  Karren  7  Mltr. ,  also  gegen  elf- 
tausend Malter  Holz  gehören,  jährlich  auf  einen  Hammer  264  FI.  12  Gr. 
(370Thlr.  12  Gr.).  Statt  dieser  an  und  für  sich  ganz  geringen  Summe 
hatten  sie  aber  bis  dahin  von  einem  Hammer  sogar  nur  18  Fl.  (25  Thlr. 
6  Sgr.)  gegeben.  »Nun  ist  zu  bedenken,  was  sie  für  einen  Gewinn 
gehabt,  dieweil  meine  gnädigen  Fürsten  und  Herren  den  Holzkauf  nicht 
gesteigert  und  sie  gleichwohl  einen  Centner  Eisen  um  48  Gr.  (3  Thlr. 


87)  Nachdem  dei*  Schosser  in  Ueinhardsbiunn  und  der  Oberaufseher  der  Geliölze 
dem  Herzog  Joh.  Friedrich  d.  3liltl.  wiederholt  bericlitet  liatlen,  dass  der  Forst- 
kneciil  Ruswurm  den  Hamniersclimieden  zu  Ruhla  wider  das  Verbot  weit  über  das 
bewilligte  Quantum  Ackerholz  gewährte,  ohne  dass  er  sich  daran  verhindern  Messe, 
schöpften  sie  endlich  selbst  Verdacht,  dass  er  im  Geheimen  von  Joli.  Friedrich  dazu 
autorisirt  sein  möchte. 

88)  Herz.  S.  Golh.  Staatsarch.  Reg.  KK.  XIV.  36. 

89)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  i56  a.  Lit.  M. 

9* 
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6Sgr.)  unfl  höher  geben,  wclclier  hiebovor  nur  l'/jThlr.  (2  Thlr.  2  Sgr.) 
gekostet  liat.  Nun  wäre  mein  bedenken,  F.  G.  Hessen  durch  Leute, 
so  dieses  Handels  einen  Verstand  hätten ,  ordnen ,  dass  die  Ilaninier- 
schniiede  nicht  mehr  Eisen  schmiedeten ,  als  die  Unterthancn  bedürfen, 
so  würde  nicht  so  viel  Holz  verwüstet  werden.  Wenn  es  aber  dahin 
soll  gcrichlet  sein,  dass  man  saget,  wenn  Eisen  genug  im  Lande  '\>t. 
so  mögen  die  Hanimerschnüede  solch  üebriges  verkaufen,  wo  sie  wol- 
len, so  ist  meinem  gn.  Fürsten  und  auch  der  I>andschaft  nicht  gedienet, 
sondern  nur  den  Hannnerschmieden ;  denn  Klein-  und  Grossschmiede 
in  Städten  und  Dörfern,  desgleichen  die  Verkäufer  in  den  Städten  des 
Vermögens  nicht  sind,  dass  sie  den  Hammerschmieden  10,  15  oder 
20  Cntr.  auf  einmal  abkaufen  köimen,  sondern  sie  kaufen  1,  2,  3  Wa- 
gen ^*^)  oder  Cntr.  Wenn  nun  die  reichen  Hammerschmiede  eine  Summe 
Eisens  in  Yorrath  haben  und  wollen's  den  armen  Unterthanen  nicht 
vereinzeln ,  auch  nicht  verborgen ,  so  konnnen  sie  dann  gegen  Hof  und 
klagen,  sie  könnten  das  Eisen  nicht  verkaufen  und  müssten  meinem 
gnäd.  Fürsten  grossen  Waldzins  und  Anderes  geben,  wie  denn  die  Bril- 
lenreisser  ihren  Worten  zu  helfen  wissen ;  so  ist  es  denn  wie  zuvor  und 
werden  die  Wälder  verwüstet  und  die  Landschaft  von  den  Hannner- 
schmieden ihres  Gefallens  geschätzt,  nämlich  was  die  Landschaft  vor 
wenig  Jahren  für  einen  Gulden  an  Eisen  hat  kaufen  können ,  dafür 
müssen  jetzt  den  Hammerschmieden  zwei  auch  drittehalb  Gulden  ge- 
geben werden,  dieweil  es  also  nach  Nürnberg  und  in  andere  auswär- 
tige Orte  geführt  wird.« 

Die  Eisenhämmer  in  den  Aemtern  Sonueberg  und  Eisfeld  gaben 
zwar  jährlich  eine  vertragsmässig  festgestellte  Summe  für  Hüttenzins 
und  Waldmiethe.  hatten  aber  dafür  die  Berechtigung  zu  unbeschränk- 
tem Holz-  und  Kohleuverbrauch  für  den  niedrigsten  Preis.  Das  Ham- 
merwerk zu  Hüttensteinach  hatte  um  15.54  jährlich  105  Fl.  (147  Thlr.) 
Hüttenzius,  der  Hammer  zu  Eisfeld  1545  178  Fl.  (249  Thlr.  6  Sgr.) 
Waldmiethe  und  100  Fl.  (140  Thlr.)  Hüttenzins,  im  J.  1554  im  Ganzen 
400  rhein.  Goldgulden  (ä  26  Gr.  =i  495  Fl.  5  Gr.  =  693  Thlrn.  10  Sgr.j 
zu  entrichten.  Jener  bezog  (1545)  gegen  231  Schock  Mltr.  (13.860  Mltr. 
=  5544  Klaftern)  theils  zu  7  Pf.,  theils  zu  5  Pf.;  dieser  brauchte  zu 
gleichem  Preise  bald  mehr,   bald  weniger^').  —    Eine  Drahthütte  zu 


90)  Die  Wag  "  42  Pfund.     Conim.  Arch.  Reg.  BB.  p.  49.  Cap.  IX.  112. 

91)  Der  Sclimiedeliainnier  zu  Hohenkirclien  verbrauchte  1555  gegen  3060  .MUr. 
Holz  und  1060  Stulz  Kohlen;  das  Brennmaterial  war  auch  hier  unler  dem  orlsüblichen 
Preise  berechnet. 
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Unterneubrunn  gab  jährlich  52  Fl.  (=:  72  Thlr.  24  Sgr.)  Zins.  —  Der 
Hammer  au  der  Steinach  zahlte  für  das  Fuder  Kohlen  1  Gr.  (=  2  Sgr.) 
und  hatte  den  Zehuten  vom  Eisenstein  in  natura  zu  liefern,  welcher 
sich  aber  nur  auf  den  Werth  von  einigen  Gulden  berechnete.  —  Ein 
Hammer  an  der  Schleusse  erhielt  das  Fuder  Kohlen  sogar  für  9  Pf. 
und  den  Karren  für  3  Pf.  —  Es  bedarf  wohl  nicht  erst  der  Bemer- 
kung, dass  mit  den  genannten  Eisenwerken  die  gesammte  Zahl  dersel- 
ben auf  dem  ganzen  Thüringer  Walde  nicht  erschöpft  ist. 

e.  Saline.  Von  der  Saline  zu  Salzungen  berichtet  1551  der 
Schösser  über  die  dort  herrschende  Holznoth,  welche  besorgen  lasse, 
»dass  das  Salzsieden  dadurch  wüste  und  nicht  mehr  erhalten  werden« 
könne  ^^}.  Der  Schösser  hatte  für  den  landesherrlichen  »Nappentheil«, 
d.  h.  den  Zehnten  der  Soole,  allein  seither  jährlich  gegen  800  Fl.  für 
Holz  geben  müssen  und  es  war  zu  befürchten,  ob  er  noch -ferner  Holz 
zu  Kauf  bekommen  würde.  Die  jährliche  Holzausgabe  für  die  Saline 
muss  also  gegen  8000  Gulden  betragen  haben,  wofür  sich,  zu  guten 
Preisen  gerechnet,  gegen  16,000  Klaftern  Holz  kaufen  Hessen.  Weil 
gerade  im  Amte  Wartburg  viel  Holz  geschlagen  und  dies  unter  den 
Bauern  bekannt  gemacht  worden  war,  so  bat  der  Schösser,  dass  davon 
der  Pfännerei  zu  Salzungen  abgelassen  werden  möchte,  was  sich  auch 
deshalb  empfehle,  weil  die  Pfännerei  und  die  Stadt  für  die  Bezahlung 
Bürgschaft  leisteten,  während  sonst  die  Holzknechte  bei  den  Bauern 
herumreiten  mussten,  um  sich  das  Holzgeld  zu  holen.  Wenn  man  fer- 
ner der  Pfännerei  nicht  zu  Hülfe  komme,  müsse  das  Salzsieden  ganz 
eingestellt  werden  und  die  landesherrlichen  Einkünfte  würden  durch 
den  geminderten  Salzzoll  ^')  in  Abfall  kommen.  Diese  Befürchtung 
überwog  das  Bedenken,  dass,  wenn  man  den  Salzungern  wider  die 
Holzordnung  noch  Holz  verabfolgen  lassen  wolle,  auch  bald  andere 
Städte,  Flecken  und  Dörfer  darum  bitten  würden,  und  sie  wurden  auf 
einen  Wald  angewiesen,  in  welchem  die  Grafen  von  Henneberg  die 
Jagd  hatten,  nachdem  man  ihnen  früher  schon  einen  schönen  Wald, 
das  Flachsland,  um  ein  »liederlich  Geld«  iiingegeben  hatte.  Mit  der 
Drohung,  den  Salzpreis  zu  erhöhen  oder  das  Sieden  ganz  einzustellen, 
was  ja  des  gnädigsten  Herrn  eigener  Schade  wäre,  wussten  sich  die 
Salzunger  auch  späterhin  noch  Holz  zu  verschaffen. 

f.  Eine   Glashütte    hatte    im  Amte   Gerstungen    »^^ehr   grossen 


92)  Weim.  Comm.  Arcb.  Reg.  DD.  p.  179. 

93)  Der    Salzzoll    wurde    von    den    Fuhrleuten    und  Kärrnern,    welche    das  Sah 
nach  allen  Strassen  hin  führten  ,  an  den  landesherrlichen  Geleiten  entrichtet. 
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Schaden  im  Gehölz  gcthan  und  ji^ar  einen  geringen  .Nutz  getragen,  des- 
halb sie  gar  ist  abgeschatl't  wurden'^*;.« 

g.  Die  Schneidemühlen.  Vom  grössten  Nachtheil  i'ui-  die  Wäl- 
der erwiesen  sich  von  Jahr  /u  Jahr  mehr  die  Schneidemühlen,  welche 
daher  auch  als  die  gefährlichsten  Waldverwüster  bezeichnet  wurden. 
Sie  waren  meist  in  rrivatbesitz,  obgleich  es  auch  nicht  an  lande.-iherr- 
lichen  fehlte.  Der  gute  Absatz  der  Dielen  und  Latten  nach  den  thü- 
ringischen Städten  hatte  schon  in  sehr  frühen  Zeiten  ^'^j  in  den  Thälern 
am  nordöstlichen  Abhänge  des  Thüringer  Waldes  eine  grosse  Anzahl 
von  Schneidemühlen  hervorgerufen,  welche  namentlich  in  den  Aemtern 
Tenneberg,  Reinhardsbrunn  und  Schwarzwald,  wo  sie  die  Schneide- 
bäume bequem  aus  den  Vorbergen  des  Thüringer  Waldes  entnehmen 
konnten,-  bei  treftlicheni  Absatz  die  besten  Geschäfte  machten.  Unter 
welch'  günstigen  Bedingungen  sie  lange  Zeit  her  ihr  Material  bezogen 
hatten,  erhellt  aus  des  Oberaufsehers  der  Gehölze  Beantwortung  einer 
Supplicationsschrift  der  Schncidemüller,  worin  sie  sich  beschwert  hatten, 
dass  ihnen  die  Abgänge  von  den  Blochbäumen  nicht  mehr  überlassen 
würden.  Der  Oberaufseher  schrieb  1558  an  Joh.  Friedrich  d.  Mittl, 
er  habe  den  Dielenschneidern  die  Abgänge  von  den  Schneidebäuraen 
deshalb  entzogen,  weil  er  »befunden,  dass  sie  für  einen  jeden  Bloch- 
baum  7  Gr.  (rz:  14  Sgr.)  gegeben  und  was  zu  Dielen  oder  Brettern 
tauglich  gewesen,  davon  abgeschnitten  und  alsdann  die  Wipfel  und  Ab- 
gänge zu  Scheitholz  gehauen  und  verkauft  und  soviel  aus  den  Abgän- 
gen eines  Baumes  gelöst  haben,  als  sie  sonst  für  drei  Bäume  gegeben, 
und  haben  die  Schneideklötze  alle  umsonst  gehabt.  Dieweil  es  denn 
eine  grosse  Verwüstung  des  Waldes  ist,  so  haben  die  Verordneten,  so 
die  Wälder  beritten,  darauf  geschlossen,  dass  hinfürder  ein  Blochbaum 
soll  um  7  Gr.  gegeben,  die  Abgänge  oder  Afterzagel  aber  EFG.  zum 
Besten  verkauft  und  verrechnet  werden  sollen,  wie  ich  denn  hiermit 
etlich  hundert  Klftr.  aus  solchen  Afterzageln  habe  hauen  lassen,   und 


94)  Herzogl.  S.  Goth.  Slaatsarcli.  Reg.  KK.  XIV.  8. 

95)  Als  im  J.  1529  einige  kurf,  Räthe  wegen  Auslausch  eines  Waldes  mit  dem 
Abte  von  Reinhardsbrunn  den  Wald  bereisten,  wurde  ihnen  eine  Urkunde  aus  dem 
J.  1429  vorgelegt,  durch  welche  Herzog  Wilhelm  einem  Bürger  von  Schmalkalden 
den  Wald,  „in  der  Schmalkalde"  genannt,  überliess  ,  „also  dass  er  und  seine  Erben 
unsjern  Wald  inne  haben,  daselbst  eine  Hausung  und  Schneidemühle  nach  seiner 
Nolhdurft  ba-uen ,  darin  wohnen,  unseres  Waldes  zum  Schneiden  nach  ihrem  Nutzen 
geniessen  sollen.  Davon  sollen  Br.  und  seine  Erben  uns  und  unseren  Erben  jährlich 
auf  St.  Walp.  auf  unser  Scliloss  zu  Tenneberg  zu  rechtem  Erbzins  reichen  zwei 
Schock  Groschen  altes  Geldes  und  ein  Schock  i6schuhiger  Dielen." 
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wird  solches  den  umliegenden  Dorfschaften  verkauft.  Dass  die  Schneide- 
mühlen wollen  von  Alters  her  befreiet  sein,  werden  sie  nicht  darthun 
können,  denn  es  stehet  bei  EFG. .  ob  sie  Blochbäume  erhalten  sollen 
oder  nicht.  Wenn  sie  anzeigen,  dass  es  ihnen  von  Alters  nachgelassen 
sei,  alles  liegend  und  stehend  Holz  aus  dem  Walde  zu  führen  und 
ihres  Gefallens  zu  gebrauchen,  so  könnte  ich  nicht  wissen,  was  die 
Wälder  EFG.  nütze  sein  sollten.« 

Da  indessen  .die  Schneidemühlen  Blochbäume  erhalten  konnten,  so 
viel  sie  wollten,  so  blieb  ihr  Geschäft,  trotzdem  sie  des  Vortheils  der 
Afterschläge  verlustig  gegangen  waren,  doch  im  besten  Schwünge  und 
sie  konnten  kaum  so  viel  schneiden,  um  die  Nachfrage  zu  befriedigen. 
Eine  Folge  war,  dass  die  Verwüstung  der  »Vorhölzer«  immer  sichtbarer 
wurde  und  eine  Beschränkung  der  verderblichen  Schneidemühlen  gebo- 
ten schien.  Dazu  kam,  »dass  nicht  das  zwanzigste  Brett  im  Fürsten- 
thum  bleibt,  sondern  alles  nach  dem  Lande  zu  Hessen,  in  das  Stift 
Fulda,  auch  ins  Churfürstenthum  nach  Weissensee,  Tennstädt,  Salza, 
Mühlhausen  und  aufs  Eichsfeld  geführt  wird.«  Auf  die  vielen  Klagen 
hauptsächlich  der  Schösser  erfolgte  zwar  der  Befehl,  dass  einige  Schneide- 
mühlen abgeschafft  werden  sollten ,  ohne  dass  jedoch  demselben  Folge 
geleistet  worden  wäre.  Da  sie  sehr  wenig  in's  Amt  zinsten,  zog  man 
vor,  den  Zins  lieber  ganz  fallen  zu  lassen,  als  dass  man  mit  sonder- 
licher nachtheiliger  Verödung  der  Wälder  die  Schneidebäume  alle  aus- 
hauen und  verschneiden  lassen  sollte.  Den  Ausschlag  gab  hierbei  be- 
sonders der  Umstand,  dass  die  Dielen  weniger  dem  Inlande  und  den 
Unterthanen  zu  Nutz  dienten,  als  vielmehr  in  auswärtige  Orte,  nament- 
lich nach  Erfurt  geführt  wurden  ^^).  Der  Oberaufseher  und  die  Schös- 
ser wurden  daher  veranlasst,  ihr  schriftliches  Bedenken  einzureichen, 
welche  Mühlen  gegen  Erlass  des  Erbzinses  eingezogen  werden  und  welche 
im  Gange  bleiben  sollten,  und  wie  viel  Schneidebäume  man  einem  jeden 
Schneidemüller  auf  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren  jährlich  ohne  Scha- 
den ablassen  dürfe;  auch  sollten  sie  berichten,  ob  die  Besitzer  der 
Mühlen  in  Betracht,  dass  der  Wald  die  Masse  der  Brettbäume  nicht 
ertragen  könne,  von  ihren  Forderungen  freiwillig  abstehen  würden. 

Oberaufseher  und  Schösser  empfahlen  hierauf,  dass  man  an  allen 
den  Orten,  wo  sich  mehrere  Schneidemühlen  befänden,  eine  möchte 
eingehen  lassen,  dessen  sich  die  Inhaber  billiger  Weise  auch  nicht  be- 


96)  Aus  demselben  Grunde,  weil  sie  ihre  Dielen  in  das  benachbarte  SMft  Bam- 
berg zu  verkaufen  pflegten,  wurde  den  Schneidemüllern  am  südöstlichen  Abhänge 
des  thür.  Waides  die  Anzahl  der  Schneidebäume  beschränkt. 
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schweren  dürften,  zuinal  sie  auch  des  jährlichen  Zinses  enthoben  wür- 
den und  F.  0.  schon  einige  der  eigenen  eingezogen  hätten.  Zudem 
könnten  sicli  auch  die  Schneidemüller  unter  einander  vergleichen,  welche 
Mühlen  an  jedem  Orte  eingehen  sollten,  -also  dass  gleichwohl  die  An- 
deren der  bleibenden  Mühlen  zum  Schneiden  zu  gebrauchen  hätten 
oder  aber  die  Mühlen  zu  anderm  Gebrauch,  wie  zum  Mahlen  und  zum 
Schleifwerk,  wozu  man  des  Waldes  nicht  bedürftig,  eingerichtet  wür- 
den«. Wirklich  gingen  einige  Schneidemüller  freisNillig,  andere  nuth- 
gcdrungen  darauf  ein,  und  den  übrig  bleibenden  konnten  auf  sechs 
Jahre  die  nöthigen  Stämme  zugesichert  werden.  Acht  Schneidemühlen 
im  Amte  Ueinhardsbrunn  erhielten  jährlich  320  Stämme,  eine  lande.-5- 
herrliche  Mühle  schnitt  aber  allein  fünfzehn  Schock  Stämme,  davon 
man  die  Dielen  auf's  Schloss  nach  Gotha  schaffte. 

Ein  Schneidebaum  wurde  berechnet  zu  vier  Blochen  von  sieben 
Ellen  Länge;  der  Kiefernbloche  gehörten  drei  zu  einem  Baum.  Die 
Latten  hatte  man  früher  aus  jungem  Holz  gehauen,  «und  ist  nicht  we- 
nig Schade  damit  geschehen,  weil  man  ein  Schock  Stämme  hat  hauen 
müssen,  das  man  mit  einem  guten  Baum  ersetzen  kann,  und  muss 
jeder  Klotz  zu  Latten  zum  wenigsten  zehn  Ellen  lang  sein.«  Mau  be- 
diente sich  übrigens  allgemein  der  »Buchmühlen,  die  aber  etwas  lang- 
sam und  schwerlich  schneiden;  sollte  der  Orte  eine  Kurbelmühle  ge- 
macht werden,  darauf  man  noch  eins  so  viel,  als  auf  der  Buchmühl 
schneiden  kann«. 

Trotzdem,  dass  nun  mit  Mühe  eine  Ordnung  gemacht  zu  sein 
schien,  welche  der  Verwüstung  der  Wälder  durch  die  Dielenschneider 
Einhalt  gebieten  sollte,  riss  bald  wieder  und  noch  unter  der  Regierung 
Joh-.  Friedrich's  d.  M.,  die  überhaupt  der  Consequenz  und  Energie  in 
vielen  Beziehungen  ermangelte,  das  alte  Unwesen  der  Schneidemüller 
in  verstärktem  Maasse  wieder  ein.  Dies  zeigte  sich  besonders,  nach- 
dem Joh.  Wilhelm  die  gesammten  Ernestinischen  Lande  unter  sich  ver- 
einigt hatte.  Nach  zweijähriger  Regierung  beklagte  er  sich  über  den 
geringen  Nutzen  der  Wälder  und  bestellte  eine  neue  Waldbesichtigung, 
welche  über  alle  Gebrechen  der  Wälder  berichten  sollte.  Sie  fand, 
dass  »Etliche  in  den  Gehölzen  zu  ihren  Schneidemühlen  Blochbäume 
berechtigt  sein  und  dieselben  nicht  höher  denn  fünf  für  einen  Gulden 
bezahlen  wollen,«  für  ihre  Berechtigung  jedoch  Beweise  nicht  vorlegen 
konnten.  Auch  der  Schösser  von  Weimar  sah  sich  zu  dem  dringenden 
Kath  veranlasst,  die  Schneidemühlen  so  viel  als  möglich  abzuschaffen, 
weil  sie  zahllose  Tannen-  und  Fichtenbäume  abgehauen  und  von  den 
schönen  und  grossen  niedergefällten  Bäumen   nur  einen  oder  höchstens 
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zwei  Klötze  gehauen  hätten,  das  andere  aber  liegen  Hessen,  dass  das 
Meiste  verfaulen  mttsste.  »Weil  sie  nun  an  den  Bergen,  so  ihnen  wohl- 
gelegen, ausgewüstet,  so  hauen  und  fällen  sie  nicht  allein  vierspännige 
Bäume,  sondern  drei-  und  zweispännige,  nehmen  auch  etwa  einen  Klotz 
daraus,  das  Andere  bleibt  liegen  ^'^).  Sie  suchen  aber  gleichwohl  in 
den  Gebirgen  so  viel  zusammen,  dass  sie  Tag  und  Nacht  schneiden  und 
zu  einer  Schneidemühle  in  die  zwanzig  Personen  gesellschaftsweise  ge- 
hören; dieweil  eine  Parthie  schneidet,  liegen  die  Andern  Tag  und  Nacht 
in  den  Schenken,  schlemmen  und  themnien,  vertreiben  also  meinem 
gnädigsten  Herrn  jährlich  für  viel  hundert  Gulden  Bauholz,  dagegen 
mein  gnäd.  Herr  ein  gering  Geld  bekommt.  Dazu  weichen  auch  die 
Forellen  aus  den  Bächen  von  wegen  der  Sägespähne,  welche  sie  hin- 
einwerfen.« Auch  der  Oberaufseher  hatte  zur  Anzeige  gebracht,  dass 
sie  von  den  Baustämmen  nur  ein  Bloch  aus  der  Mitte  und  selbst  von 
den  grössten  Bäumen,  die  über  hundert  Jahre  alt  wären,  nur  zwei 
Bloche  herausnähmen,  das  Uebrige  aber  liegen  Hessen,  dass  es  verfau- 
len müsse. 

Eine  Commission,  welche  auf  diese  Berichte  hin  sogleich  abgesandt 
wurde,  um  die  Dielenschneider  vorzubescheiden  und  zu  vernehmen,  ob 
sie  sich  über  ihre  etwaigen  Gerechtigkeiten  ausweisen  und  »briefliche 
Urkunden«  vorzeigen  könnten,  berichtete,  dass  Letzteres  bei  allen  Die- 
lenschneidern nicht  der  Fall  sei;  wenn  ihnen  kein  Holz  verabfolgt 
würde,  könnten  sie  nicht  schneiden.  Eine  Schneidemühle  habe  20,  30, 
50,  60,  80  Gulden  und  seit  vier  Jahren  jährlich  100  Gulden  (UOThlr.) 
zu  Waldmiethe  gegeben,  dagegen  hätten  die  Besitzer  geschnitten,  was 
ihnen  gefällig,  und  so  viel  sie  immer  gewollt  und  gekonnt  hätten.  — 
Eine  zweite  Schneidemühle  hatte  jährlich  9  Fl.  (12  Thlr.  18  Sgr.),  zu- 
letzt 18  Fl.  zu  Zins  erlegt  und  Dielen  und  Bühnen  schockweise  ge- 
schnitten, nämlich  2  Gr.  (4  Sgr.)  von  einem  Schock  Bühnen  und  5  Gr. 
von  einem  Schock  Dielen;  es  war  angeblich  »liegend  faul  Holz  und 
Afterschläge,«  welche  der  Oberaufseher  aufzuschneiden  befohlen  hatte. 
Eine  dritte  Schneidemühle  arbeitete  unter  gleichen  Bedingungen.  An- 
dere Mühlen  schnitten  »baumweise«  und  zahlten  für  den  Baum  6  Gr. 
(12  Sgr.)  für  windfällige  Bäume  gaben  sie  1  Gr.  oder  9  Pf.  ***). 

Die  landesherrlichen  Schneidemühlen  waren  verpachtet  zu  einem 
*  Wasserzins«  von  12,  22  und  25  Fl.  (35  Thlr.)  jährlich.  Dabei  muss- 
ten  sie  für  jeden  Baum,  den  sie  schnitten,  7  Gr.  geben.     Eine  Mühle 


97)  Weim.  Coinm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  230.  F.  32. 

98)  Weim.  Comin.  Anli.  Reg.  DD.  p.  231.   F.  34. 


138  0.   Kius, 

gab  zu  Erbzins  2  Stück  Fcdcnwildpret  und  20  Pf.  —  Von  den  Schneide- 
mühlen im  vVmte  Keiiiiiiud.sbrunn  gaben  zwei  je  30  Gr.,  andere  40  oder 
90  (iv.  (G  Thh*.)  zu  lübzins.  Sic  hatten  mei.st  mehrere  Besitzer,  von 
welchen  einige  die  Hälfte  oder  ein  Viertel  besassen,  andere  zu  einem 
Tage  oder  zu  zweien  zum  Schneiden  bereciitigt  waren. 

Im  Amte  Koda  mussten  die  Schneidemülden .  weil  es  dort  keine 
landesherrlichen  gab,  «zu  der  Herren  Gebäuden"  jeden  Schnitt  um  2  Pf. 
thun^^),  im  Coburgischen  das  Schock  IGschuhiger  Dielen  für  I2V2  Gr. 
(zzz  25  Sgr.)  und  ISschuhige  für  2'/2  PW.  schneiden. 

Noch  ist  eines  besonderen  Vorthcils  zu  erwähnen ,  de.ssen  sich  die 
Dielenschneider  im  Coburgischen  zu  bedienen  verstanden.  Sie  kauften 
nämlich  am  Waldgedinge  pro  forma  nur  drei  Bäume,  die  sie  mit  einem 
Gulden  bezahlten,  während  sie  ausser  dem  Waldgedinge  angeblich  wind- 
brüchiges Holz  in  grossen  Quantitäten  von  den  Forstknechten  zu  einem 
weit  geringeren  Preis  bezogen,  z.  B.  20schuhige  Bloche  um  15  Pf., 
lisch uhige  um  7  Pf. 

h.  Die  Kohlenbrennerei  war  auf  dem  ganzen  Thüringer  Walde 
sehr  im  Schwünge  und  der  übermässige  Holz  verbrauch  der  Meiler-  und 
Grubenköhler  wurde  bei  jeder  Gelegenheit  gerügt.  Den  Holzknechten 
wurde  wiederholt  befohlen,  dass  sie  die  Köhler  in  die  Buchen-  und 
anderen  Schlaghölzer  nicht  eher  weisen  sollten,  bis  sie  zuvor  wenig- 
stens zum  halben  Theil  das  liegende  Tannen-  und  Fichtenholz  und  die 
Afterschläge,  was  meist  von  den  Schueidemüllern  herrührte  und  sonst 
alles  verfaulen  würde,  gekohlt  hätten;  und  auch  dann  sollten  sie  zu 
den  harten  Kohlen  in  die  unwüchsigen  und  struppigen  Schlaghölzer 
gewiesen  werden,  so  dass  sie  immer  erst  zwei  Meiler  weiche  und  dann 
einen  Meiler  harte  Kohlen  machen  dürften.  Die  öftere  Wiederholung 
dieser  Vorschrift  lässt  mit  Recht  darauf  schliessen,  dass  sie  nicht  be- 
folgt wurde.  So  viel  als  möglich  sollte  die  Meilerstatt  an  solchen  Plätzen 
gemacht  werden,  da  es  dem  Anfliegen  und  dem  W^iederaufwuchs  nicht 
schaden  würde. 

Grosse  Schwierigkeit  machte  für  einen  ehrlichen  Forstknecht  sowohl 
die  Abzahlung  der  Kohlen  nach  Karren,  als  auch  die  andere  Verkaufs- 
weise nach  der  Malterzahl,  weil  die  Knechte  nicht  überall  bei  der  Ab- 
zahlung der  Malter  oder  Karren  zugegen  sein,  sondern,  wenn  sie  zu 
einem  Meiler-  oder  Grubenköhler  kamen,  nur  nach  dem  Augenschein 
schätzen  konnten,  wie  viel  Malter  Holz  in  der  Grube  oder  im  Meiler 
stecken  nlöchten  ^^°).    Um  dieser  Unrichtigkeit  mit  dem  Kohlenkauf  ein 

99)  Weim.   Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.229.  \r.  26  c. 

100)  Weim.  Comm.  Arch,  Reg.  DD.  p.  230.  Nr.  32. 
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Ende  zu  machen,  wurde  der  Oberaufseher  der  Gehölze  beauftragt,  eine 
Anzahl  Malter  Holz  zu  schlagen  und  in  einen  zehn-  oder  fünfzehnklaf- 
terigen  Meiler  richten  zu  lassen  und  zu  berechnen,  wie  viele  Malter 
in  einen  solchen  Meiler  kommen  möchten.  Wenn  dann  ein  Meiler  ge- 
setzt würde,  sollte  er  ihn  durch  einen  Holzknecht  in  Beisein  der  an- 
deren Knechte  abmessen  lassen,  jedoch  nicht  eher,  als  bis  er  gedeckt 
wäre.  Ebenso  sollte  er  auch  mit  den  Grubenkohlen  verfahren.  »Denn 
sollten  die  Knechte  mit  den  Köhlern  die  Malter  abzählen,  so  könnte 
der  Köhler  den  halben  Theil,  eingenommenem  Bericht  nach,  an  einem 
heimlichen  Orte  verborgen  halten,  dass  also  wir  wenigstens  um  den 
dritten  Theil  vervortheilt  würden.«  Im  Amte  Roda  hatte  man  früher 
den  Köhlern  einen  Meiler  zu  zehn  Klaftern  Birkenholz  berechnet;  da 
man  aber  fand,  dass  sie  mehr  als  zehn  Klaftern  dazu  nahmen,  so  sollte 
fernerhin  (1557)  das  Birkenholz  nach  der  Klafter  und  nicht  nach  Mei- 
lern verkauft  werden. 

Damit  war  jedoch  dem  Betrug  bei  Weitem  noch  nicht  ein  Ziel 
gesetzt  ^°^).  Aus  dem  Amte  Reinhardsbrunn  machte  der  Schösser  auf 
den  Missbrauch  aufmerksam,  dass  die  Forstknechte  die  Meilerköhler  in 
die  Windfälle  gewiesen,  wo  sie  für  einen  Karren  Kohlen,  zu  welchem 
sie  zwei  Klaftern  Holz  gebrauchten,  5  Gr.  (=:  10  Sgr.)  zahlten,  da 
doch  eine  Klafter  allein  schon  5  —  6  Gr.  gelte,  und  also  mehr  als  der 
halbe  Theil  am  Holze  verloren  werde. 


101)  Von  dem  kolossalen  Betrug,  den  ein  Köhler  verüble,  schrieb  der  Oberauf- 
seher der  Gehölze  an  Joh.  Wilhelm  :  „Hans  Bromann  von  Tambach  kaufte  4  Schock 
Älltr.  Holz,  davon  er  den  Frühling  und  ganzen  Sommer  über  gekohlt  und  zu  31arkt 
geführt,  kann  aber  mit  solcher  geschriebenen  Anzahl  Holzes  bei  weitem  nicht  einge- 
langt haben,  denn  er  eine  solche  abgeeckte  Person  ist,  dass  ich  nicht  kann  glauben, 
dass  seines  Gleichen  am  ganzen  Thür.  Wald  nicht  sein  wird,  der  solche  Practiken 
mit  Gehölz  weiss  zu  parliren.  Diesen  tückischen  List  hat  Bromann  gebraucht:  wenn 
er  Holzhauer  eingelegt,  hat  er  aus  anderer  Herrschaft  z.  B.  von  Königsee  12  oder 
15  Holzhauer  also  mit  Haufen  im  Walde  eingelegt,  die  sind  nicht  ins  Dorf  kommen, 
sondern  er  hat  [sie  auf  dem  Walde  erhalten,  und  auf  einem  andern  Orte  hat  er 
E.  F.  G.  Unterthanen  zu  hauen  angelegt;  da  kein  Theil  vom  andern  gewusst,  so  hat 
auch  Niemand  erfahren,  wie  viel  er  Holzes  hat  liauen  lassen;  da  hab  ich  solcheR 
zählen  lassen  und  ist  befunden  vierzehnlhalb  Schock  und  9  Mllr.  Er  hat  in  keiner 
Rechnung  über  vier  oder  zum  meisten  fünf  Schock  Malter  verwaldmiethet  und  es  ist 
vermuthlich,  wenn  Bromann  5  Seh.  iMltr.  hat  schreiben  lassen,  hat  er  20  Seh.  ge- 
hauen." Johann  Wilhelm  begnügte  sich,  darauf  zu  antworten:  „Da  wir  vernommen, 
dass  der  Bromann  ein  rechter  Holzverwüster  sein  soll,  der  viel  und  mancherlei 
tückische  List,  Practiken  und  falschen  Betrug  gebraucht,  und  da  er  5  Seh.  Mltr.  hat 
schreiben  lassen,  wohl  20  Seh.  dagegen  hat  abhauen  lassen,  —  sollst  Du  wohl  Acht 
auf  ihn  haben."     Weim.  Comm.  Arcb.  Reg.  Dd.  p.  189. 
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Die  Ausfuhr  der  Kohlen  über  die  allenthalben  nahe  Landes;^'enze 
war  verboten,  weil  der  Wildl'uhr  und  den  Unterthanefi  dadurch  Scha- 
den ^'eschehe,  weshalb  auch  den  Koidenbreiinern ,  welche  in  den  lan- 
desherrlichen Forsten  kolilten  und  die  K(jhlen  nicht  in  inländische  Orte 
zum  Verkaufe  führten ,  t^ar  kein  Holz  mehr  verabreicht  werden  sollte. 
Ebenso  wui-den  die  Köhler  bestraft,  wenn  sie  das  ihnen  zur  Köhlerei 
billiger  abgelassene  Holz  anderweit  verkauften. 

i.  Das  Aschen  brennen  wurde  hauptsächlich  auf  dem  südö.st- 
lichen  Theile  des  Thüringer  Waldes  an  solchen  I'orstorten  betrieben, 
wo  das  Holz  nicht  wohl  abgeführt  werden  konnte.  Der  Gefährlichkeit 
wegen,  indem  man  die  nicht  selten  vorkommenden  Waldbrände  der 
Fahrlässigkeit  der  Aschenbrenner  zuschrieb,  wurde  es  zwar  untersagt, 
aber  doch  noch  fortbetrieben,  wie  der  Schösser  von  Sonneberg  1540 
an  den  Kurfürsten  Joh.  Friedrich  berichtete*"^). 

k.  Werkholz.  Die  Wagner  erhielten  ihr  Werkholz  theils  klaf- 
terweise zu  einem  bestimmten  Preise,  theils  zahlten  sie  die  jungen 
Eichen,  Buchen,  Ahorn,  Aspen,  Birken,  Aschen  »nach  Erkenntniss  des 
Forstmeisters«.  —  Die  Löfflcr,  deren  sich  in  Sonneberg  allein  elf 
befanden,  gaben  für's  Jahr  Vj^  bis  3  Fl.  (3  Thlr.  13  Sgr.  bis  4  Thlr. 
6  Sgr.)  zu  Waldgedinge,  und  diese  damals  bedeutende  Summe  wurde 
dadurch  gerechtfertigt,  da.ss  »sie  ihr  Gehölze  in  den  Wäldern  hin  und 
wieder  suchen  müssen,  dadurch  sie  an  keinen  benannten  Ort  zu  weisen 
und  gleichwohl  viel  Holz  gebrauchen,  doch  den  mehren  Theil  liegen 
lassen  und  das  Beste  daraus  nehmen«.  —  Drechsler,  Spindler, 
Schüssler  und  Mülderer,  die  meist  Ahorn,  Buchen,  Aschen,  Aspen 
gebrauchten,  zahlten  baumweise  nach  Anweisung  des  Forstmeisters  oder 
der  Knechte.  —  Die  Schindler  (Schindelmachcr),  welche  für  den 
Verkauf  arbeiteten,  bezahlten  den  Schindelbaum  mit  8  Gr.  (16  Sgr.), 
während  Leute,  »denen  man  aus  altem,  hergebrachtem  Gebrauch  zu 
ihren  Gebäuden  Steuer  (Beisteuer)  zu  geben  pflegt,«  für  den  Baum  nur 
5  Gr.  3  Pf.  (10  Sgr.  6  Pf.)  zu  zahlen  hatten.  Dem  Missbrauche,  dass 
die  Leute  einen  solchen  zu  billigerem  Preise  erhaltenen  Schindelbaum 
unter  dem  Verwände  seiner  Untauglichkeit,  statt  zu  Schindeln,  zu  an- 
deren Zwecken  benutzten,  wurde  durch  die  später  hinzugefügte  Bestim- 
mung vorgebeugt,  dass  er  in  diesem  Falle  nachträglich  nach  seinem 
wahren  Werthe  bezahlt  werden  müsse.  Für  einen  Gulden  kaufte  man 
1300  St.  Schindeln  (1571).  —  Böttcher  gab  es  ganz  besonders  viel 
in  Eisenberg  und  bei  dem  billigen  Preise,   zu  welchem  man  ihnen  die 


102)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Hd    p.  187. 
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guten  und  grossen  Bäume  abliess,  vermehrte  sich  ihre  Zahl  noch,  so 
•dass  man  fürchten  musste,  es  würden  in  vier  Jahren  keine  solchen 
Stämme  mehr  im  Walde  zu  finden  sein.  Das  beste  Böttcherholz  wurde 
in  den  eisenacher  Forsten  gewonnen ,  von  wo  die  Klostergeschirre  von 
Oberweimar,  Ettersburg.  Reinhardsbrunn,  Lausnitz,  Roda,  Eisenach, 
Georgenthal  und  Gotha  alljährlich  den  ganzen  Bedarf  an  Fassholz, 
Dauben  und  Bodenstücken,  zu  40-,  60-  und  meist  80eimerigen  Fässern 
und  Kufen  nach  Weimar  und  namentlich  in  die  grosse  Kellerei  zu  Jena 
führen  mussten  '"^). 

Die  Verkaufsweiße  des  Holzes. 

A.  Das  Waldgedinge.  In  manchen  Gegenden  des  Landes  war 
es  seit  Menschengedenken  hergebracht,  dass  zu  gewissen  Zeiten,  einmal 
oder  zweimal,  auch  wohl  noch  öfter  im  Jahre,  ein  Tag  bestimmt  war, 
an  welchem  Jedermann,  welcher  Brenn-,  Bau-  oder  Werkholz  bedurfte, 
das  Quantum  seines  Bedarfs  anmeldete,  beziehungsweise  auch  bezahlte. 
Dieser  Termin  hiess  das  Waldgedinge.  Dasselbe  bildeten  die  Forstbe- 
amten des  Bezirkes  nebst  demjenigen  Beamten,  welcher  die  Holzgelder 
in  Empfang  zu  nehmen  und  zu  verrechnen  hatte.  In  der  Pflege  Co- 
burg wurde  es  »drei  Wochen  nach  den  heiligen  Ostcrfeiertagen  eines 
gelegenen  Tages«  in  Anwesenheit  des  Schössers  und  Kastners  zu  Co- 
burg, des  Amtmanns  zu  Sonneberg,  des  Forstmeisters  und  von  wenig- 
stens fünf  Forstknechten  aus  der  Umgegend  abgehalten.  Die  befohle- 
nen Mitglieder  des  Waldgedinges  mussten  alle  diejenigen,  welche  sich 
Holz  schreiben  Hessen,  kennen,  weil  der  Verkauf  weder  an  Ausländer 
gestattet  war,  noch  selbst  die  Inländer  über  ihren  eigenen  Bedarf  kau- 
fen und  mit  dem  Holz  »partiren«,  d.  h.  Handel  treiben  durften.  Holz- 
versteigerungen waren  nicht  bekannt;  alles  Holz  wurde  nach  einer 
bestimmten  Taxe  verkauft.  Die  Holzpreise  waren,  sofern  nicht  eine 
Aenderung  '  eintrat ,  welche  vor  dem  Waldgedinge  bekannt  gemacht 
wurde,  allgemein  bekannt.  Vorausbezahlung  wurde  gewünscht,  zuwei- 
len befohlen,  konnte  aber  meist  nicht  geleistet  werden;  doch  sollte  der 
Holzhauerlühn  mindestens  erlegt  werden.  Das  Waldgedinge  hatte  den 
Zweck,  dass  man  die  Masse  des  ganzen  Bedarfs,  namentlich  an  Brenn- 
holz, überschlagen  und  nach  den  verschiedenen  lorstortcn  vertheilen 
könne,  damit  die  einzelnen  nicht  zu  sehr  angegriffen  würden.    Natür- 


103)  Ein  Gesellin-  konnte  8  Bodenstücke  zu  einer  SOeimerigen  Kufe  und  15  der 
grösslen  Dauben  oder  20  St.  des  grösslen  Daubenholzes  oder  100  St.  25eimerige 
fahren. 
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lieh  kamen  auch  ausser  dem  Waldgedinge  noch  Holzforderungen,  na- 
mentlich für  Bau-  und  Werkhulz,  wofür  dann  die  For.stknechte  ein  be- 
sonderes Stammgeld  als  Anweisungsgebühr  zu  beziehen  hatten.  In  an- 
deren Gegenden  hielt  der  Schüsser  mit  dem  Forstmeister  im  Herbst 
oder  auch  zweimal  im  Jahre  einen  »Schreibtag*  und  stellte  dann  dem 
Holzknecht  ein  Verzeichniss  zu,  »was  er  und  darüber  nicht  verkaufen 
sollte«. - 

Aber  nicht  aller  Orten  bestanden  die  Waldgedinge,  obwohl  ihre 
Einführung  von  Zeit  zu  Zeit  empfohlen  wurde  '"•*).  Namentlich  in  den 
eisenachischen  Forsten  wurde  »vor  und  nach  dem  Hauen  angewiesen 
und  ist  keine  Zeit  bestimmt  gewesen,  zu  der  die  Leute  zur  Verkaufung 
des  Holzes,  noch  Einnehmung  des  Geldes  wären  beschieden  worden, 
sondern  man  ist  durch's  ganze  Jahr  damit  umgangen.  Daher  wird 
bedacht,  dass  hinfürder,  wie  in  anderen  Aemtern  vorgeschlagen,  jährlich 
zwei  Gedinge,  als  eins  zu  Fastnacht,  das  andere  um  Bartholomäi  sol- 
len gehalten  werden.  Wer  dann  Klafterholz  zu  den  Gedingen  haben 
wollte,  der  sollte  sein  Hauerlohn  für  die  Anzahl  Klaftern,  so  er  ihm 
schreiben  Hess,  auflegen«.  Der  Rentmeister  bestand  fortwährend  dar- 
auf '^^),  dass  es  in  Eisenach  auch  sowie  anderwärts  vor  dem  (thüringer) 
Walde  gehalten  werde,  »dass  die  Leute,  so  Klafterholz  kaufen  wollen, 
alle  zusammen  auf  einen  Tag  beschieden  werden  und  den  Hauerluhn 
sogleich  bezahlen  sollten«.  »Ohne  das  so  nehmen  die  Schösser  sol- 
chen von  dem  Holzgelde  und  bringen  dasselbe  langsam  ein  und  folget 
daraus  allerlei  Nachdenkens,  Mangel  und  Beschwerung.« 

Aber  auch  vor  dem  Walde,  wo  die  W\aldgedinge  längere  Zeit  be- 
standen hatten,  kamen  sie  in  Verfall;  während  früher  beim  Waldge- 
dinge jedem  Holzknecht  angezeigt  worden  war,  wohin  jede  Stadt  und 
jedes  Dorf  laut  der  Holzordnung  angewiesen  werden  sollte,  schalteten 
sie  später  eigenmächtig  und  Hessen  Holz  schlagen,  wo  sie  wollten. 

B.  Eine  Controle  beim  Holz  verkaufe  ausser  derjenigen, 
welche  das  Waldgedinge  gewährte,  war  schon  frühzeitig  durch  die  äl- 
testen Holzordnungen  von  1507  und  1519  geboten,  indem  kein  Forst- 
oder Holzknecht,  selbst  nicht  der  Forstmeister  ohne  Wissen  des  Schös- 
sers, Amtmanns  oder  Kastners  Holz  verkaufen  durfte,  »er  hätte  denn 
zuvor  auf  wie  viel  Stämme  und  Klafter,  auch  wo  sie  gehauen  werden 
sollen,  mit  Benennung  des  Käufers  einen  Zettel  vom  Schösser  erhalten 
und  also  mit  dessen  Wissenschaft  gehandelt.«     Die  »Ordnung  des  Holz- 

104)  Herz.  S.-Goth.  Staalsarch.   Reg.  KK.     XIV.  36. 

105)  Weim.  Comm.  Arcb.  Reg.  Dd.  p.  105. 
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kaufs«  von  1536  *"^)  schärfte  von  Neuem  ein,  »die  Förster  sollten  ohne 
Vorwissen  der  Amtleute  und  Schösser  kein  Holz  verkaufen  und  die 
Käufer  in  den  Registern  mit  Namen  genannt,  auch  dabei  geschrieben 
werden,  in  welcher  Stadt  oder  in  welchem  Dorfe  sie  wohnen  und  wel- 
ches Holz  oder  an  welchem  Orte  das  Holz  und  wie  viel  '*"")  verkauft 
worden  und  was  für  Holz  es  gewesen,  auf  dass  so  die  Förster  Arg- 
wohns oder  Verdachts  werden,  dass  man  sich  bei  den  umliegenden 
Städten  und  Dörfern,  so  sich  daraus  pflegen  zu  beholzen,  solches  Ver- 
dachts erholen  und  erkunden  möchte.  Desgleichen  soll  es  mit  dem 
vergebenen  Holz  auch  gehalten  und  allewege  dabei  gemeldet  werden, 
auf  wes  Befehl  solches  vergeben.« 

Der  Oberaufseher  der  Gehölze  sollte  auch  alle  Register  seiner  Un- 
tergebenen über  das,  was  verkauft  und  dafür  gelöst  worden  sei,  mit 
Fleiss  übersehen  und  wenn  sie  richtig  befunden,  sie  unterzeichnen. 
Der  Rentmeister,  welcher  wieder  die  Schösser  beaufsichtigte  und  die 
Amtsrechnungen  prüfte,  sollte  überhaupt  kein  Register  annehmen,  das 
nicht  vom  Oberaufseher  unterschrieben  wäre.  Die  Schösser  sollten  dann 
getreue  und  richtige  Rechnung,  wie  viel  Holz  aus  eines  jeden  Knechts 
Revier  verkauft,  auch  wie  viel  Geld  daraus  erlöst  worden,  halten,  und 
wenn  eine  jede  Rechnung  beschlossen  worden,  eine  Abschrift  davon  an 
den  Laudesherrn  zu  eigenen  Händen  überschicken. 

Diese  Vorschriften  wurden  jedoch  nur  kurze  Zeit  befolgt,  und 
trotzdem,  dass  sie  wiederholt  erneuert  wurden,  fanden  die  betreffenden 
Beamten  Mittel  und  Wege,  sie  zu  umgehen  und  in  dem  alten  Schlen- 
drian fortzuwirthschaften.  Von  Anfang  an  war  den  Forstbeamten  die 
Nebenaufsicht  der  Schösser,  mit  welchen  sie  meist  auf  gespanntem  Fusse 
standen,  höchst  lästig;  die  Schösser  fanden  nicht  den  nöthigen  Schutz 
von  oben,  Hessen  die  Forstleute  gewähren  und  wälzten  die  Schuld  von 
sich  weg,  ohne  jedoch,  wenn  sie  die  offenbaren  Betrügereien  der  Forst- 
beamten sahen,  ihren  eigenen  Vortheil  zu  vernachlässigen.  Die  Forst- 
knechte wollten  nur  Befehle  von  ihren  Vorgesetzten  annehmen  und 
kümmerten  sich  nicht  um  Schösser  und  Schulteis.  Sie  verkauften  Holz, 
ohne  dem  Schösser,  Amtmann  oder  Schulteis  davon  Anzeige  zu  machen; 
erst  wenn  der  Schösser  die  Jahresrechnung  schliessen  wollte,  brachten 
sie  so  viel  Geld,  als  sie  nach  ihrer  Angabe  gelöst  haben  wollten.  Ihre 
Rechnung  war  nur  nothdürftig  gestellt,   auch  nicht  vorschriftsmässig 


106)  Herz.  S  -Golh.  Staalsarch.    Reg.  KK.     XIV.  6. 

107)  Die  Holzknechte  nannten  in  ihren    Rechenzetteln    oft    nur   den   Geldbetrag, 
ohne  die  Quantität  des  verkauften  Holzes  zu  bezeichnen. 
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von  dem  Oberaufseher  der  Gehölze  unterzeichnet,  indem  die  Holz- 
knechte sich  darauf  beriefen,  ihr  Vorgesetzter  habe  dies  für  überflüssig 
erklärt,  da  er  selbst  die  Berechnung  zu  Hofe  schicke.  Der  Schulteis 
von  iMsenach  bekannte  ganz  often,  dass  er  seit  vier  Jahren  nicht  *zur 
Ilolzwirderungv  (Taxation  und  Verkauf)  gefordert  worden  sei.  Ob  der 
Jägermeister,  Forstmeister  oder  Oberaufseher  persönlich  bei  der  Ab- 
messung gewesen  sei,  wisse  er  nicht.  Die  Holzordnung  schreibe  zwar 
vor,  dass  man  nicht  jedem  Auswärtigen  Holz  verkaufen  dürfe,  sondern 
dass  zunächst  nur  das  Bedürfniss  der  Einheimischen  zu  decken  sei,  und 
wenn  Jemand  Acker  -  oder  Bauholz  haben  wolle ,  so  müsse  er  erst  zu 
ihm  kommen  und  in  zwei  Register,  wovon  er  das  eine,  das  andere 
aber  der  Holzknecht  zu  bewahren  habe,  eingezeichnet  werden 5  dann 
erst  würde  den  Leuten  und  Holzknechten  ein  Tag  von  ihm  bestimmt 
und  das  Holz  in  seinem  oder  seines  Stellvertreters  Beisein  abgemessen. 
Diese  Ordnung  wäre  aber  nur  kurze  Zeit  gehandhabt  worden  und  es 
würde  Jedermann  von  den  Holzknechten  Acker-,  Bau-  und  allerlei  Holz, 
so  viel  ein  Jeder  wollte,  zu  jeder  Zeit  ohne  sein  Vorwissen  und  Bei- 
sein abgelassen  und  verkauft.  Als  er  die  Holzknechte  wegen  solcher 
Unordnung  zur  Rede  gesetzt,  behaupteten  sie,  Befehl  zu  haben,  Jeder- 
mann nach  seinem  Verlangen  verkaufen  zu  dürfen.  Der  Schulteis  deckte 
gleichzeitig  noch  mehr  Unterschleife  der  Holzknechte  auf,  dass  sie  ihre 
Dienstwiesen  erweitert  und  ungefähr  sechs  Acker  Landes  hätten  roden 
lassen. 

Eine  weitere,  auf  des  Schulteis  Denunciation  hin  eingeleitete  Un- 
tersuchung ergab,  dass  die  Holzknechte  an  eisenacher  Bürger  Acker- 
holz ungemessen  verkauft  hatten,  von  denen  einer  10  Fl.  (=14  Thlr.) 
gezahlt  habe,  während  nur  9  Fl,  in  der  Rechnung  standen,  der  wirk- 
liche, von  dem  Käufer  eingestandene  Werth  aber  17  Fl.  15  Gr.  betrug, 
der  andere  sogar  für  47  Fl.  9  Gr.  wahren  Holzwerth  nur  18  Fl.  ge- 
zahlt hatte.  Bei  der  Untersuchung  erhitzten  sich  der  Schulteis  und 
die  Holzknechte ,  welche  von  dem  Oberaufseher  in  Schutz  genommen 
wurden,  der  Art,  dass  nun  einer  der  letzteren  mit  Beschuldigungen 
gegen  den  Schulteis  vorging  und  erklärte,  der  Schulteis  habe  laut  der 
Holzordnung  nur  30  Klaftern  zu  beziehen,  er  lasse  aber  60,  80,  auch 
100  Klaftern  für  sich  schlagen  und  sage  ihm  auch  nichts  davon,  und 
er  wisse  auch  nicht,  von  wem  der  Schulteis  den  Befehl  dazu  habe; 
ja,  derselbe  schicke  auch  den  Holzknechten  Zettel  hinaus  und  befehle 
ihnen,  den  Bauern  Holz  zu  lassen,  dem  Einen  hier,  dem  Andern  dort. 

Auch  aus  Kreuzburg  gelangte  die  Klage  an  Joh.  Friedrich  den 
Gros^m.  nach  Augsburg,  wie  »die  Holz-  und  Forstknechte  nicht  leiden 
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wollten,  dass  die  Schösser  beim  Holzverkauf  zugegen  seien  oder  wie 
damit  umgegangen,  Wissens  haben;  sie  hatten  sich  auch  hören  lassen, 
dass  sie  allein  auf  den  Jägermeister  und  Forstmeister  und  nicht  auf 
sie  (die  Schösser)  beschieden  wären«.  Dabei  erfährt  der  in  Gefangen- 
schaft weilende  Joh.  Friedrich  mit  Unwillen,  dass  der  Rentmeister  seit 
zwei  Jahren  diese  Unordnung  an  den  Hof  nach  Weimar  berichtet,  auch  • 
Mittel  und  Wege  angegeben  habe,  wie  man  hinter  den  rechten  Grund 
kommen  könnte,  ohne  dass  etwas  geändert  worden  sei.  Weil  die  Be- 
schwerden des  Rentmeisters,  der  Schösser,  Schulteisen  und  Amtleute 
in  Weimar  kein  Gehör  gefunden  hatten,  so  Hessen  sie  die  Sache  ihren 
Gang  gehen.  »Wenn  der  Jägermeister  nach  Gerstungen  oder  Kreuz- 
burg kommt,  so  verbeut  er  den  Wirthen,  sie  sollen  dem  Schösser, 
Schulteis  oder  Am.tmann  nichts  davon  sagen  oder  seine  Ankunft  ver- 
melden, und  reitet  allein  mit  den  Holzknechten  auf  die  Gehölze  und 
thut  ihnen  Befehl  mit  Verkaufen  und  Anderem.  Und  wie  das  die  Holz- 
knechte alsdann  machen,  müssen  wir  dazu  stillschweigen,  denn  sie  spre- 
chen, der  Jägermeister  habe  es  also  befohlen.  Weil  ich  denn  auch 
nicht  habe  wissen  können,  was  der  Jägermeister  den  Holzknechten  be- 
fohlen, so  kann  ich  auch  nicht  wissen,  ob  sie  weiter  schreiten,  denn 
des  Jägermeisters  Befehl  mitbringt.« 

Auf  solche  Klagen  folgte  dann  in  der  Regel  die  Anordnung  einer 
neuen  Waldbesichtigung,  die  jedoch  gewöhnlich  der  damit  verbundenen 
Weitläufigkeiten  und  Umstände  wegen  nicht  in's  Werk  gesetzt  wurde. 
Die  auf  diese  Veranlassung  hin  erneuerte  Eiiischärfung  der  Vorschrif- 
ten bezüglich  des  Holzverkaufs,  die  wiederholt  befohlene  Zuziehung  der 
controlirenden  Finanzbeamten  blieb  gewöhnlich  ohne  dauernde  Folgen, 
wenn  auch  den  Knechten  angedroht  wurde,  dass  sie  ernstlich  »mit  dem 
Thurme  (Gefängniss)  und  vollends  mit  Enturlaubung«  bestraft  v/erden 
sollten. 

Aus  verschiedenen  ihm  zugekommenen  Berichten  schloss  Joh.  Frie- 
drich ^^^)  ganz  richtig,  es  müsse  »bei  den  Forst-  und  Holzknechten  ent- 
weder eine  grosse  Veruntreuung  sein  oder  eine  andere  Verpartirung 
dahinter  stecken  und  man  solle  nur  sehen,  ob  das  Holz  um  Geld  oder 


108)  Sclircibcn  Joli.  Friedrich's  von  Augsburg  d.  6.  Aug.  1550  an  seinen  Sohn. 
Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  K.  p.  283.  Nr.  4.  Der  neue  Oberaufseher  der  Gehölze 
halle  vor  Antritt  seines  Amtes  seinem  Herrn  eine  Sciiilderung  von  dem  traurigen 
Zustande  der  Wälder  und  dem  gesetzwidrigen  Verfaliren  der  Beamten  gemacht:  „So 
viel  ich  jetzt  hin  und  wieder  reite  in  meinen  Geschäften,  so  dünttl  mich,  die  Gehölze 
seien  alle  preis,  es  hauet,  wer  da  will,  sollt  ich  dasselbe  verantworlin  ?"  —  ,,Es  ist 
ein  solcher  Schade  den  Gehölzen  geschehen,  dass  es  nicht  wohl  zu  glauben  ist." 
XI.  10 
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umsonst    hinweg    gelassen    und    ob    das    Geld    dafür    berechnet    wor- 
den  sei.« 

Im  Jahre  15G^  beschwert  sich  wieder  der  Schösscr  von  Ueinhards- 
brunn  über  die  Unbotmässigkeit  der  Holzknechte:  "iJieweil  ich  im  Ver- 
^  kaufen  des  llulzes  allerlei  Unordnung-  und  Mangel  gespürt,  liab  icli  den 
liolzknechten  etliche  Mal  untersagt,  kein  Holz,  stellend  oder  liegend, 
zu  hauen  oder  zu  verkaufen,  noch  anzuweisen,  es  geschehe  denn  mit 
meinem  Vorwissen  und  dass  solches  zuvor  im  Amt  eingeschi-iebcn  und 
von  dem  Scheitholz  der  llauerlohn  niedergelegt  oder  von  mir  der 
Hauerlohn  bezahlt  werde,  damit  ich  wissen  mag,  was  und  wie  viel 
jedes  Mal  verkauft  und  was  im  Vorrath  zu  Klaftern  gehauen  werde, 
ohne  welches  mir  dann  nicht  möglich,  gebührliclie,  vollkomndiche  Rech- 
nung zu  halten.  Aber  solches  ist  bei  ihnen  nicht  geachtet,  sondern 
haben  über  den  Holzhieb,  so  ich  wöchentlich  im  Amte  verlohne,  darum 
ich  mit  den  angelegten  Holzhauern  Kerben  halte,  durch  sonderliche 
Holzhauer  an  mancherlei  Orten  Klafterholz  zu  hauen  und  ganze  Bäume 
und  Zimmerholz  zu  verkaufen  sich  unterstanden ,  sonderlich  in  den 
Windfällen  ihres  Gefallens  zu  handeln;  welches  ich  auch  mit  den  Holz- 
knechten nothdürftig  geredt;  aber  sie  machen's  nach  ihrem  Gefallen 
und  wollen  nicht  auf  mich ,  sondern  auf  Asmus  von  Gleichen  (Jäger- 
meister und  Oberaufseher)  beschieden  sein.«  —  »So  werde  ich  auch 
glaubwürdig  berichtet,  wie  dass  die  Holzknechte  dieses  Jahr  etlich 
Holzgeld,  so  aus  dieses  Amtes  Gehölzen  gelöst  und  vielleicht  viel  mehr, 
denn  man  mir  angezeigt,  Asmus  von  Gleichen  zu  Händen  zugestellt, 
ohne  was  im  vorigen  Jahre  geschehen.  Denn  es  hat  sich  vor  zwei 
Jahren  begeben ,  dass  A.  v.  Gleichen  einen  ganzen  Berg  Buschholz  in 
die  vierzig  Acker  ohne  mein  Vorwissen  verkauft,  jeden  Acker  um  2  Thlr. 
(3  Thlr.  6  Sgr.),  dafür  er  das  Geld  mehrentheils  eingenommen.  Als 
ich  aber  dies  in  Erfahrung  gebracht,  hat  er  mir  auf  meine  Erforde- 
rung,  weil  das  Geld  in  meine  Rechnung  gehörig,  das  eingenommene 
Geld  wiederum  herausgeben  und  Einer  der  Holzknechte  das  Uebrige 
vollends  einbringen  und  erlegen  müssen*"^).«  —  »Niemand  darf  sich 
wagen  mit  mir  zu  gehen,  viel  weniger  mir  etwas  im  Walde  zu  zeigen 
oder  zu  berichten ,  weil  die  Leute  besorgen  müssen ,  dass  sie  des  Wal- 
des durch  die  Holzknechte  beraubt  und  gänzlich  ausgeschlossen  werden. 
Die  Holzkuechte  pochen  und  trotzen  alle  auf  A.  v.  Gleichen,  der  ihnen 
den  Rücken  hält,  verrathen  auch  sonst  männiglich,  der  es  nicht  mit 
ihnen  hält,   treiben  auch  solche  Zehrung,   Fressen  und  Sauferei,   dass 


109)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  171. 
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ein  jeder  ^Yohl  zu  begreifen,  dass  es  unmöglich  sei,  dass  ihr  Jahrsold 
und  ihre  Güter  solches  ertragen  können;  dazu  sie  auch  stattliche  Häu- 
ser bauen  und  ihnen  gar  an  nichts  mangeln  lassen.« 

Als    der    oben   genannte   Asmus  von  Gleichen   wegen   vieler   Ord- 
nungswidrigkeiten und  offenbarer  Betrügereien  endlich  seines  Dienstes 
entlassen  worden  war ,   unterstand  er  sich  dennoch ,    den  Holzknechten  <> 
des  Thüringer  Waldes  »aufzulegen   und  zu  befehlen ,   in  den  Gehölzen, 
wo  es  ihm  gefällig,  Holz,  so  viel  er  dessen  haben  wollte,  zu  fällen«. 

Nicht  besser  wirthschafteten  die  Holzknechte  selbst  in  der  Nähe 
von  Weimar  1573,  gleichsam  unter  den  Augen  der  kurfürstlichen  Statt- 
halter. Der  Holzknecbt  in  Döbritzschen  hatte  »wunderliche  Practiken 
in  Verpartirung  des  Holzes,  wobei  er  seinen  sonderlichen  Geniess  und 
Vortheil  sucht.  Und  wenn  er  seiner  Quasserei  und  Schwelgerei  wartet, 
so  schickt  er  andere  Leute  von  seinetwegen  aufs  Holz,  die  placken  und 
schätzen  die  Leute  ihres  Gefallens,  hauen  auch  Geschirrholz  zu  Pflügen 
und  andei'em  Ackergeschirr  aus  und  verpartiren  dasselbige  den  Leuten, 
holen  es  auch  etliche  bei  ihnen  öftentlich  wie  bei  den  Wagnern.  Er 
macht  Gras  in  den  jungen  Schlägen,  welche  billig  gehegt  werden  soll- 
ten, hält  sein  Gesinde  darauf,  die  es  herausschneiden,  und  macht  Heu 
für  sein  Vieh  daraus,  dass  er  es  auch  fuderweise  wegführen  lässt.  Sei- 
nem Vorgesetzten  hat  er  ein  kurz  Handwehr,  das  er  verborgen  bei 
sich  gehabt,  unter  die  Nase  gehalten  und  ihm  erklärt,  was  er  ihm  be- 
fehle, halte  er  so  hoch,  »als  wenn  eine  Gans  pfiffe«.  »Der  Holzknecht 
in  Schwabhausen  ist  gleicher  gestalt  sehr  unfleissig,  wartet  mehr  seines 
Fressens  und  Saufens,  denn  der  Gehölze,  liegt  oftmals  vier,  fünf  oder 
mehr  Tage  in  den  Schenken.  Wenn  die  Bauern  solches  wissen,  so  ge- 
schieht Schade  in  den  Gehölzen;  oftmals  haben  ihn  etliche  in  den 
Schenken  behalten,  damit  die  Andern  in  das  Holz  gehen  und  heraus- 
hauen konnten,  was  ihnen  gefallen  "^^).«  In  vielen  Fällen  wurde  für 
nützlich  erachtet,  dass  man  einen  in  der  Gegend  fremden  Mann,  der 
keine  Freunde  und  Verwandten  in  der  Nähe  habe,  zum  Holzknecht  be- 
stelle, weil  mancher  derselben  »seine  Schwäger  und  Freunde  zu  IIolz- 
kuechtcn  und  Laufern  macht,  die  in  den  Gehölzen  haushalten.* 

Line  Art  von  Betrug,  welchen  sich  viele  Forstknechte  erlaubten 
und  der  häufig  gerügt  zu  werden  pflegte,  wurde  mit  dem  Ausdruck 
Verpartirung  bezeichnet.  Sie  bestand  darin,  dass  die  Forstbeamten 
Holz  zu  billigen  Preisen  an  sich  brachten,  vielleicht  nicht  einmal  be- 
zahlten,  dasselbe  in  ihre  Höfe  Schäften  Hessen  und  damit  Handel  trie- 


110)  Wcini.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  245. 
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ben,  »wodurch  eine  Ersteigcrung  des  Holzkaufs  und  Beschwerung  der 
Unterthancn«  erfolgte,  die  es  gleich  den  Auswärtigen  theuer  erkaufen 
rausstcn.  Als  eine  strafbare  Verpartirung  wurde  es  auch  angesehen, 
wenn  die  Holzknechtc  das  für  die  Unterthanen  bcstimuite  Scheitholz  in 
ihre  Höfe  fahren  Hessen  und  durch  Fortlegung  der  Klafter  eine  grös- 
sere Zahl  derselben  zu  erzielen  suchten.  Die  \'erpartirung  war  den 
Holzknechten  um  so  schwerer  nachzuweisen,  als  sie  ansehnliches  Depu- 
tatholz erhielten,  dessen  Ueberschuss  zu  verkaufen,  man  ihnen  füglich 
nicht  verbieten  konnte.  Sie  Hessen  sich  überdies  ihr  schönes  Holz  von 
den  Holzhauern  so  geschickt  legen,  dass  sie  nach  eigenem  Geständniss 
aus  sechszehn  Klaftern  deren  zwanzig  zu  verkaufen  vermochten.  So 
verwertheten  sie  ihr  ganzes  schönes  Deputatholz  zu  den  höchsten  Prei- 
sen und  wussten  sich  auf  andere  Weise  ihren  Brennbedarf  zu  verschaf- 
fen, auch  ohne  »die  alten  Bäume  im  Garten«  fällen  zu  müssen. 

Der  Unmuth  über  das  verbotswidrige  Verkaufen  des  Holzes  führte 
Job.  Friedrich  den  Grossraüthigcn  schon  1539  zu  dem  Beschluss '"), 
um  der  Verwüstung  der  Gehölze  Einhalt  zu  thun,  die  Wälder  in  der 
Pflege  Coburg  »gänzlich  zu  verschliessen«,  und  erst  »auf  klagendes  An- 
langen der  Unterthanen,  als  ob  solche  Verschliessung  ihrer  Nahrung 
und  Unterhaltung  zu  Schmälerung  und  Nachtheil,  auch  zu  gründlichem 
Verderben  gereichen  sollte,«  gestattete  er  nach  einiger  Zeit,  sie  »wie- 
der zu  öffnen«.  Im  Jahre  15G7  sah  sich  auch  Joh.  Wilhelm  »der  Un- 
richtigkeit und  Untreue  halben,  welche  bisher  im  Verkaufen  und  Aus- 
lassen der  Gehölze  gebraucht  worden,«  zu  dem  wahrhaft  desparaten 
Befehl  an  seine  Forstmeister  veranlasst,  »hinfürder  keinem  Ausländi- 
schen, auch  nicht  unseren  Unterthanen,  wer  die  auch  sein  möchten, 
so  künftig  um  Holz  und  Kohlen  bei  ihnen  ansuchen  würden,  von  dem- 
selben weder  viel,  noch  wenig  ohne  unser  Vorwissen  und  mit  eigenen 
Händen  unterschriebenen  und  besiegelten  Befehl  folgen  oder  kommen 
zu  lassen,  sondern  dieselbigen  zuvor  an  uns  weisen  und  darauf  Be- 
scheids erwarten  und  solches  bei  Vermeidung  unserer  ernsten  Strafe 
nicht  anders  halten**^).«  Dieser  Befehl  zeigt  nicht  nur,  wie  Joh.  Wil- 
helm die  Untreue  und  den  Betrug  beim  Holzverkauf  kannte,  sondern 
auch  die  gänzliche  Rathlosigkeit  bezüglich  einer  durchgreifenden  Ver- 
änderung. Denn  lange  konnte  eine  solche  Verfügung,  durch  welche 
sich  der  Landesherr  die  Functionen  aller  Forstbeamten  seines  Landes 
auf  legte ,;  natürlich  nicht  bestehen,   und   als  nach  sechs  Wochen   der 


111)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  111. 

112)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.208. 
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fürstliche  Unwille  einigermassen  verraucht  war,  wurde  jener  Befehl  mit 
dem  Bemerken  wieder  aufgehoben,  S.  F.  G.  hätten  nur  das  Wohl  der 
Uiiterthanen  dabei  im  Auge  gehabt;  da  aber  dieselben  eine  zu  grosse 
Beschwerung  hierin  erblickten ,  so  wolle  S.  F.  G.  bis  auf  Weiteres  den 
Holzverkauf  wieder  gestatten,  »doch  dass  man  die  Wälder  und  Gehölze 
nicht  unpfleglich  verhauen,  auch  die  Wildfuhr  nicht  in  Abnehmen  und 
Verderben  gerathen  möge«.     Es  blieb  eben  Alles  wieder  beim  Alten. 

C.  Der  Verkauf  des  Brennholzes  geschah  in  ganz  verschie- 
dener Weise,  in  Ackern,  in  Klaftern,  Maltern,  in  Fudern  und  in  Hau- 
fen, wie  es  in  den  verschiedenen  Landestheilen  von  Alters  hergebracht 
war.  Ackerweise  wurde  in  der  Regel  das  Buschholz  verkauft;  war  der 
Acker  mit  Bäumen  bestanden,  so  musste  eine  bestimmte  Anzahl  der- 
selben stehen  bleiben.  Bei  einer  grösseren*Ackerzahl  wurde  ein  Durch- 
schnittspreis bestimmt,  der  für  gut  und  schlecht  bestandene  Acker  galt, 
während  bei  dem  Verkaufe  einzelner  Acker  der  Preis  ein  sehr  verschie- 
dener sein  konnte.  Die  Verkaufsweise  nach  dem  Acker  von  160  Ruthen 
zu  16  Werkschuhen  war  für  solche  Leute,  welche  nicht  viel  Holz  be- 
durften, ziemlich  unbequem;  daher  vereinigten  sich  gewöhnlich  Meh- 
rere, indess  Einer  für  sich  »sammt  Gesellschaft«  oder  »mit  seinen  Ge- 
sellen» kaufte  und  Zahlung  leistete.  Auch  Deputate  wurden  hie  und  da 
in  Ackern  abgegeben.  Die  Klafter  war  drei  Ellen  hoch  und  weit  und 
hatte  zwei  Ellen  Scheitlänge.  Aber  nicht  immer  wurde  das  Klafter- 
maass  genau  eingehalten.  Wenn  schon  in  den  landesherrlichen  Forsten 
da  und  dort  das  Klaftermaass  verringert  wurde,  so  kümmerten  sich  die 
adeligen  Waldbesitzer  noch  weniger  um  das  vorschriftsmässige  Klafter- 
maass, sondern  verringerten  dasselbe  bei  lebhaftem  Absätze,  während 
die  Bauern  ohne  Scheu  die  städtischen  Käufer  betrogen.  Solchem  Be- 
trüge suchte  die  Landesordnung  von  1556  in  Art.  LVHI  zu  begegnen: 
»Damit  auch  der  Betrug,  so  im  Holzverkaufen  geschieht,  soviel  möglich 
verkommen  (verhütet),  wollen  wir,  dass  die  Räthe  unserer  Städte  ihre 
rechte  Klaftermaass  an  öffentlichen  Stellen  der  Städte  halten  und  die 
Bauern  schuldig  sein  sollen,  das  Holz,  so  sie  zu  Markte  führen,  nach 
ganzen  oder  halben  Klaftern  zu  verkaufen  und  nach  berührtem  j\Laass 
zu  gewähren.  Welcher  sich  aber  dessen  weigern  wird,  der  soll  das 
Holz,  so  er  zu  Markt  geführt,  dem  Gericht  verlustig  sein.  Und 
soll  des  Klafterholzes  ein  Scheit  nicht  unter  vier  Mannsschuh  oder 
zweien  Werkellen  lang  sein;  aber  die  Scheit  länger  zu  machen  stehet 
in  eines  Jeden  Gefallen.« 

Wie  wenig  aber  die  Regierung  zu  Weimar  den  polizeilichen  Be- 
stimmungen  ihrer  Landesordnuug  pünktliche  Befolgung   zu  verschaffen 
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im  Stande  war,  geht  aus  den  Klagen  hervor,  welche  von  verschiedenen 
Orten   und   ■/..  B.   auch   vom  Amtmann  und  vom  Käthe  der  Stadt  Jena 
über    den    betrügerischen    Ilol/verkuuf    der    Hauern    erhoben    wurden. 
Joh.  Wilhelm  befahl  daher  1570,  es  sollte  kein  Hol/,  in  Jena  vor  den 
Thoren  verkauft  werden,    es  sei  denn  zuvor  durch   etliche   verordnete 
Personen   in   ein  richtiges  Klaftermaass  gesetzt   und   nach  Gelegenheit 
der   Zeit  und   des   Wegs,    auch   der   Güte   des   Holzes  taxirt  worden. 
Gegen   diese   Verordnung   mit   aller    Anerkennung   der    wohlmeinenden 
Absicht  derselben  machte  jedoch  der  Uath  das  Bedenken  geltend,    ^es 
möchten  die  Bauern  mit  Holz   und  Kolden  anher  zu  fahren   hierdurch 
eine  Zeit  lang  deterrirt  und  abgeschreckt  werden  und  Ursach  nehmen, 
an  andere  Orte,  als  z.  B.  nach  Weimar  und  Naumburg,  wo  man  Holz 
und  Kühleu  noch  mehr  als  tlier  benöthigt,  zu  Markt  fahren  und  solches 
aus  nachfolgenden  Ursachen,  weil  ganz  wenig  Bauern  sind,  welche  ihr 
eigenes  Holz  in  Vorrath  haben,  sondern  sich  desselben  in  EFG.  Gehölzen 
und  bei  etzlichen  Vornehmen  von  Adel  klafterweise  erholen.     Und  ob- 
wohl das  Holz  klafterweise  zum   feilen  Kaufe  aufgesetzt  wird,   so  sind 
doch  die  Klaftern  der  Länge  nach,  so  ein  jedes  Scheit  haben  soll,  und 
wie  es  auch  sonsten  der  Breite  und  Höhe  nach  in  das  rechte  Klafter- 
maass gesetzt  werden  soll,  ganz  ungleich  und  sehr  unrichtig,  also  dass 
die  Bauern,  da  sie  damit  zu  Markte  kommen,  ein  rechtes  Klaftermaass 
nicht  gewähren  können   noch  mögen.     Auch  haben  die  von  Adel  keine 
rechtmässige  Taxe,    sondern  verkaufen    das  Holz   ihres  Gefallens   am 
Theuersten  oder  lassen  eher  das  Holz  verderben«.  —  »Unserer  Einfalt 
nach  will  dieses  der  beste  Weg  sein,  dass  EFG.  mit  dem  Jägermeister 
zu  Roda  und  Anderen,   welche  von  EFG.  des  Holzkaufs  Befehl  haben, 
diese  Verordnung   machen   und   aufrichten   lassen,    dass  dieselben  Be- 
fehlichsleute (d.  h.  die  Forstbeamten)  ein  gewisses  Klaftermaass,  welches 
die  gebührende  Breite  und  Höhe  und  auch  die  rechte  Länge  an  Scheiten 
hätte,  im  Legen  und  Setzen  durch  die  Holzhauer  gebrauchten  und  da- 
nach im  Verkaufen  die  Klafter  Scheit  nicht  so  hoch  steigerten,  sondern 
in  billiger  W\n-thschaft  den  Bauern  und  Anderen,  welche  es  gegen  Jena 
zu  Markte  führen,  lassen  sollten.    Demselbigen  nach  müssten  sich  auch 
die  von  Adel  und  Andere,    so  Holz   zu  verkaufen   hätten,   hierin   mit 
dem   Klaftermaass  und   der  Taxe  bei  namhaftiger   Strafe   gemäss   ver- 
halten.    Dadurch  könnten   wir  diesem  EFG.  Befehl   nach   desto   besser 
zu  dem   befohlenen  Klaftermaass  und   der   Taxe   kommen   und   darauf 
halten,   also   dass  sich  dieses  Niemand   mit  Billigkeit   zu   beschweren, 
viel    weniger  Ursache   haben  möchte,    sich   mit  Holz   und   Kohlen    an 
andere  Orte  zu  wenden.    Hiervon  haben  wir  uns  auch  mit  den  Herren 
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professoribiis  und  insonderheit  mit  dem  jetzigen  magnifico  domino 
Vice-Rectore  dieser  EFG.  hohen  Schulen  allhier,  weil  es  dieselben  mit 
betrifft  und  auch  von  denselben  in  diesem  EFG.  Befehl  Meldung  ge- 
schieht, unterredet,  welcher  es  vor  allen  Dingen  nothwendig  erachtet, 
dass  zuvor  eine  Ordnung  auf  richtiges  Maass  und  Taxe  des  Holzes  oben 
auf  den  Gehölzen  vorgenommen  und  geordnet  werden  möchte«  '''). 

In  demselben  Jahre  beschwerten  sich  auch  die  Dorfschaften  im 
Amte  Reinhardsbrunn,  dass  jetzt  die  Klaftern  kleiner  gemacht  würden 
als  früher,  während  sie  den  gleichen  Preis  behalten  hätten.  Nun  habe 
man  den  P^inwohnern  von  Gotha  die  alte  Klafter  gelassen,  sie  aber 
sollten  die  neue  annehmen,  wodurch  sie  in  grossen  Schaden  kämen; 
sie  könnten  jetzt  fünf  Klaftern  in  Gotha  nur  für  vier  verkaufen ,  ob- 
wohl sie  fünf  Klaftern  »verwaldzinsen«   müssten. 

In  manchen  Gegenden,  wie  im  Eisenachischen  und  im  Coburgischen, 
war  neben  dem  Verkaufe  in  Klaftern  auch  ein  kleineres  Maass,  das 
Malter,  üblich,  welches  ungefähr  ^/^  Klafter  betrug. 

Im  Altenburgischen  kaufte  man  das  Brennholz  zu  Anfang  des 
sechszehnten  Jahrhunderts  in  Haufen  ^^*),  dann  nach  Fudern,  »daraus 
man  schier  IV2  Klafter  hat  machen  können«,  später  in  Klaftern.  Als 
man  daselbst  1546  das  Brennholz  wieder  in  Haufen  verkaufen  wollte, 
wobei  ein  solcher  im  Preise  auf  anderthalb  Klaftern  geschätzt  wurde, 
fand  sich  Niemand,  der  das  Holz  kaufen  wollte,  »weil  in  manchen 
Haufen  kaum  eine  Klafter  oder  wenig  darüber  befunden  worden;  wo 
aber  das  Holz  gross  stehet  und  dick  gehauen  wird,  da  mag  in  einem 
Haufen  doch  schwerlich  Vj^  Klafter  befunden  werden«. 

Wenn  die  Unterthanen  Holz  gekauft  hatten,  welches  sie  selbst 
schlagen  und  in's  Maass  setzen  mussten,  pflegten  sie  gern  die  Klaftern 
und  Malter  grösser  zu  machen.  Dies  zu  verhüten,  war  Sache  der  Holz- 
knechte  und  der  Contravenient  wurde  zu  einer  Busse  verurtheilt,  welche 
für  wenige  Malter  schon  21  Gr.  (=^  1  Thlr.  12  Sgr.)  betrug. 

Das  Reisig  wurde  in  Schocken,  zuweilen  auch  in  Haufen  verkauft, 
und  da  es  zum  Brennholz  nicht  gern  genommen  wurde,  indem  z.  B.  die 
Bauern  im  Amte  Gerstungen  erklärten,  »sie  und  ihre  Weiber  wären 
nicht  gewohnt,  mit  Welleuholz  umzugehen,  sie  möchten  die  Häuser  und 
Dörfer  damit  anstecken« ,  wurde  den  Holzkäufern  zu  verschiedenen 
Malen  die  Verptiichtung  aufgelegt,  dass  sie  zu  dem  Scheitholz  auch 
eine  entsprechende  Quantität  Reisig  nehmen  sollten.  In  den  holzreichen 

113)  Weim.  Comni.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  141. 

114)  Die  Haufen  waren  von  so  verschiedener  Grösse,  dass  der  Preis  alle  Stufen 
von  8  Gr.  bis  zu  1  Schock  15  Gr.  (=:  75  Gr.)  bcdageii  konnte. 
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Gegenden  Hess  man  früher  das  Reisholz  im  Walde  verfaulen ,  bis  es, 
nachdem  die  Preise  des  Klafterhulzes  merklich  gestiegen,  endlich  auch 
zu  Ehren  kam. 

Zwar  hatte  man  bei  einer  Veränderung  des  Ilol/maasses  in  der 
Regel  eine  Steigerung  des  Preises  im  Sinne;  aber  auch  gerade  vom 
Gegentheil  finden  sich  Beispiele,  indem  man  zu  Zeiten,  um  das  Holz 
käuflicher  zu  machen  und  eine  schnelle  Geldeinnahme  zu  erzielen,  die 
Scheite  länger  machte  als  gewöhnlich.  Als  Joh.  Wilhelm  im  J.  Iö71 
zweitausend  Klaftern  Tannenholz  an  der  Hm  bei  Minieitach  hatte  schlagen 
lassen,  suchte  der  Obeiaufseher  durch  grössere  Sclieite  die  Käufer  an- 
zulocken, ohne  dass  sich  dieses  an  und  für  sich  unwirth.-chaftliche 
Mittel  bewährt  hätte  "■^). 

D.  Die  Erhebung  des  Holzgeldes.  Ueber  die  Schwierigkeit 
der  Erhebung  des  Wnhlzinsos  oder  der  Waldmiethe,  d.  h.  des  Holz- 
geldes, wurde  zu  allen  Zi'iten  von  den  Schösscrn  geklagt.  Als  das 
sicherste  Mittel  eine  prompte  Zahlung  zu  erzielen,  erschien  das  Gebot 
der  sofortigen  Zahlung,  ohne  welche  das  Holz  nicht  abgegeben  werden 
dürfe.  Zu  verschiedenen  Zeiten  wurde  auch  diese  Verkaufsweise  ver- 
sucht, erregte  aber  theils  allgemeine  Klagen,  theils  passiven  Wider- 
stand, indem  sich  die  Unterthanen  nach  Verabredung  des  Holzkaufs 
möglichst  enthielten  und  anderwärts  ihr  Holzbedürfniss  zu  befriedigen 
suchten.  Schon  unter  Kurfürst  Friedrich  1511  wurde  die  Einführung 
der  sofortigen  Baarzahlung  versucht,  welche  jedoch  allgemeine  Be- 
schwerde hervorrief.  Namentlich  die  Waldbew^ohner,  welche  ihre  Nah- 
rung meist  aus  dem  Walde  zogen,  klagten  bezüglich  des  Werkholzes, 
dass  sie  wider  altes  Herkommen  mit  dem  Waldzins  beschwert  würden, 
indem  jetzt  der  arme  Mann,  sobald  er  einen  Baum  abhaue,  denselben 
dem  Förster  zahlen  müsse,  ehe  er  ihn  verarbeiten  dürfe;  vor  Alters 
wäre  es  auf  dem  Walde  so  gehalten  worden,  dass  die  »Waldmiether«, 
wenn  zu  Pfingsten  oder  zu  Weihnachten  Rechnung  habe  geschehen 
sollen,  sich  mit  dem  Gelde  zu  den  Förstern  begeben  und  die  Stämme 
bezahlt  hätten,  so  dass  der  arme  Mann  mittlerweile  die  Arbeit  zu  Gelde 
hätte  machen  können"").  Sie  fügten  sogar  die  Drohung  hinzu,  wenn 
ihrer  Beschwerde  nicht  abgeholfen  würde,  dass  dann  zu  besorgen  wäre, 
es  möchten  etliche  Güter  verödet  liegen  bleiben,  so  dass  ChG.  »an 
der  Mannschaft,  Zinsen  und  Renten  Abgang  geschehe«. 

So  oft  später  noch  die  Baarzahlung  auf  Andringen  der  Schösser 
beim  Holzverkauf  zur  Bedingung  gemacht  wurde,   sah   man  sich  bald 

115)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.200. 

116)  Weim.  Comm.  .\rch.  Reg.  Dd.  p.  148.  1511. 
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wieder  genöthigt,  entweder  Ausnahmen  zu  gestatten  oder  gänzlich  da- 
von Abstand  zu  nehmen.  Als  im  J.  1571  Joh.  Wilhelm  durch  einen 
bedeutenden  Holzverkauf  eine  grosse  Summe  Geldes  sich  zu  verschaffen 
gedachte  und  vorher  hatte  bekannt  machen  lassen,  dass  ohne  baares 
Geld  kein  Holz  verabfolgt  werden  sollte,  berichteten  Forstmeister  und 
Schösser,  dass  unter  dieser  Bedingung  wenig  Holz  Abgang  finden  würde, 
und  der  Herzog  sah  sich  genöthigt,  den  Holzkäufern  Stundung  der  Wald- 
miethe  zu  gestatten. 

Eine  andere  Unordnung  bei  der  Holzgejdeinnahme,  welche  oben 
schon  berührt  wurde  und  welche  selbst  die  absolutesten  Befehle  der 
Landesherren  nicht  zu  beseitigen  vermochten,  war  die  Annahme  des 
Holzgeldes  durch  die  Forst-  und  Holzknechte.  Nachdem  diese  aller- 
dings in  der  frühesten  Zeit  zur  Einkassirung  autorisirt  gewesen  waren, 
hatte  sich  bald  herausgestellt,  dass  dabei  viel  Unrichtigkeit  mit  unter- 
lief, weil  ihre  rechnerischen  Kenntnisse  oft  nicht  über  das  »Kerbholz« 
hinausgingen  und  auch  selbst  die  absichtliche  Unterschlagung  der  Holz- 
gelder zu  nahe  lag.  Eine  Controle  gewährte  zwar  das  Waldgedinge, 
wo  solches  eingeführt  war,  allein  es  wurde  auch  ausser  diesem  viel 
verkauft  und  die  Vorschrift,  dass  der  Holzempfänger  mit  einer  An- 
weisung vom  Schösser  versehen  sein  sollte,  wurde  in  unendlich  vielen 
Fällen  nicht  beobachtet.  Von  Zeit  zu  Zeit  brachte  wohl  der  Holzknecht 
dem  Schösser,  was  er  laut  seines  »Rechenzettels«  an  verkauftem  Holze 
gelöst  haben  wollte,  aber  dieser  Rechenzettel  war  höcht  mangelhaft 
und  schloss  in  keiner  Weise  den  Betrug  aus,  auch  wenn  er  vom  Forst- 
meister unterzeichnet  war,  was  die  Vorschrift  verlangte,  was  aber 
eben  so  wenig  beobachtet  wurde.  Die  Holzknechte  verkauften,  wann  und 
wo  sie  wollten,  wie  viel  und  wie  theuer  es  ihnen  beliebte,  unbekümmert 
um  entgegenstehende  Befehle.  Die  Unordnung  war  zu  gross,  als  dass 
nicht  der  Missbrauch  sofort  in  die  Augen  geleuchtet  hätte.  Bei  jeder 
Anstellung  der  Forstmeister,  der  Forst-  oder  Holzknechte,  beim  Wald- 
gedinge, bei  jeder  Besichtigung  der  Wälder  und  den  darauf  folgenden 
Verfügungen,  bei  den  häutigen  Klagen  der  Schösser  und  des  Rent- 
meisters, die  nicht  müde  wurden,  auf  diesen  Unfug  hinzuweisen,  wurde 
den  Forstknechten  streng  geboten,  sich  des  Einnehmens  der  Forstgelder 
entweder  durchaus  zu  enthalten  oder  nur  unter  den  gehörigen  Controle- 
massregcln  der  Schössei-  das  Geld  zwnr  in  Empfang  zu  nehmen,  aber 
sofort  an  den  Schösser  abzulieiern,  —  und  doch  konnte  die  Ordnung 
nie  zur  Regel  werden.  Es  ist  wahrhaft  wunderbar,  wie  die  strictesten 
fürstlichen  Befehle,  da  es  sich  gerade  um  den  landesherrlichen  Beutel 
handelte,  durch  fortdauernde  Nichtbeachtung  gleichsam  verhöhnt  wurden. 
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Die  Forstbcamton ,  diirdi  fiileiches  Interesse  verbunden ,  hielten  zähe 
am  Missl)rauch,  bei  welciieni  .sie  sich  wolil  befanden;  an  ihren  Vor- 
gesetzten fanden  sie  Deckung'  und  liiickhalt.  \on  den  vielfachen  Be- 
trügereien war  schon  oben  die  llede.  Die  Schösser,  sofern  sie  ehrlich 
genug  waren  ,  mir  das  landesherrliche  Interesse  zu  wahren  und  sich 
den  Forstknechten  gegenidjer  keine  Blosse  zu  geben,  brachten  ihre 
Klagen  an  den  Kentineistcr ,  als  ihren  Vorgesetzten ,  welcher  jedoch 
gegen  den  hochstehenden  Oberaufseher  nicht  vorgehen  konnte  oder 
wollte.  Au.sserdeni  war  es  den  Schö.ssern,  wenn  sie  den  Vortheil  des 
Landesherrn  nicht  höher  anschlugen,  bequemer,  die  Forstgelder  in  ganzen 
Sunnnen  von  den  llulzknechten  in  Kiiii)fiing  zu  nehmen,  als  einzeln 
einzuziehen,  zumal  ihnen  die  Diener,  welche  die  Leute  um  das  Holz- 
geld gemahnt  hätten,  nicht  zu  Gebote  standen.  Nur  aus  diesem  Grunde 
wollte  auch  der  Schulteis  von  Eisenach ,  wenn  doch  das  Holz  nicht 
gegen  baare  Zahlung  verkauft  werden  sollte,  den  einen  Holzknecht, 
welchen  er  für  ehrlich  hielt,  zur  Einnahme  des  Holzgeldes  beibehalten 
wissen.  Von  allem  Holze,  das  bisher  vom  Frühling  bis  Bartholomäi 
zu  bezahlen  sei,  würde  wenig  oder  gar  keins  um  baares  Geld  verkauft, 
das  Hulz  auch  nicht  allein  in  dieses  Amt,  sondern  auch  nach  Salzungen 
und  Vacha,  auch  zum  Theil  drei  Meilen  Wegs  weiter  geführt  und  ob- 
wohl den  Käufern  der  Zahlungstermin  angezeigt  worden,  so  habe  doch 
der  Holzknecht,  wenn  er  von  einem  Orte  zu  dem  andern  geritten,  auf 
den  Termin  niemals  den  dritten  oder  vierten  Theil  an  guter  ganghafter 
Münze  bekommen,  sondern  um  Bartholomäi^''')  sei  er  auf  die  Zeit  ver- 
tröstet worden,  wenn  sie  ihre  Früchte  ausgedroschen  und  verkauft 
hätten;  so  sei  er  vier-  bis  fünfmal  in  jeden  Ort  geritten  und  habe 
doch  nicht  volle  Bezahlung  erlangen  können.  Die  Hammerschmiede  in 
der  Kuhla  blieben  ihr  Holzgeld  schuldig,  wenn  sie  in  langen  und  harten 
Wintern  -nicht  schmieden  könnten;  in  allen  Rechnungen  sei  Holzgeld 
in  Restat  geblieben''^).  Dies  könne  auch  nicht  anders  werden,  so 
lange  das  Holz  nicht  gegen  Baarzahlung  verkauft  würde.  Sollte  nun 
ein  Schulteis  oder  Schösser  so  oft  wie  der  Holzknecht  von  einer  Stadt 
zur  anderen  umherreiten  müssen ,  so  würden  die  Amtsgeschäfte  liegen 
bleiben.    Dass  andere  Holzknechte  zu  Zeiten  ohne  Geheiss  und  gegen 


117)  Nach  der  Holzordnung  von  1573  sollten  die  Scliösser  oder  Förster  jedes 
Orts  dafür  „selbstscliuldig;"  liaften,  dass,  „was  in  der  Herbslförsterei  verborget,  folgende 
Martini,  was  aber  im  Märzenmonal  verkauft,  folgende  Barllioloinäi  gewiss  bezahlt 
werden  müsse".     Weim.  Geh.  Slaalsarch.  F.  Bl.  294.  a.  XLI.  Nr.  1. 

118J  Weim.  Comm.  Arcii.  Reg.  K.  p.  284  Nr.  5. 
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das  Verbot  Holzgeld  eingenommen  haben,  hält  er  dagegen  für  ordnungs- 
widrig und  strafbar. 

Dass  die  Holzknechte  bei  Ablieferung  ihrer  Gelder  den  ganzen 
Betrag  des  verkauften  Holzes  überreicht  hätten,  geschah  fast  nie,  oft 
hatten  sie  nur  den  kleineren  Theil,  »und  will  zu  einiger  Entschuldigung 
vorgewendet  werden,  es  stehe  noch  unter  den  Waldleuten,  welches  oft- 
mals eine  viel  andere  Gelegenheit  hat.  Nämlich  wenn  sie  zum  Theil 
ihre  Rechnung  nicht  können  ersetzen,  so  muss  das  Holzgeld  dran  und 
sagen  alsdann,  es  stehe  unter  den  Leuten,  auf  die  künftige  Rechnung 
wollen  sie  es  einbringen,  und  wird  sich  also  von  Etlichen  beholfen  bis 
zum  letzten ,  dass  sie  ausgedienet  haben ,  so  findet  sich's  erst  mit  an- 
deren weiteren  Umständen«.  Der  Holzförster  in  Jena,  welcher  bei 
seiner  kleinen  Besoldung  in  einigen  Jahren  so  »in  Unrath«  gekommen 
war,  dass  er  60  alte  Schock  (r=  80  Thlr.)  für  eingenommenes  Holzgeld 
schuldete,  bat  1550  flehentlich,  »da  er  mit  vielen  kleinen  Kindlein  und 
dabei  mit  grosser  Armuth  begabt,  dass  er  mit  Hunger  und  Kummer 
haushalte«,  um  gnädigen  Erlass  seiner  Schuld.  Auf  Befürwortung  des 
Oberaufsehers,  »weil  er  mit  vielen  kleinen  Kindlein  befallen,  unver- 
mögend und  gleichwohl  ein  alter  Diener  sei«,  wird  er  im  Dienst  ge- 
lassen, mit  der  Bedingung,  »dass  er  das  hintersteilige  Holzgeld  jähr- 
lich auf  leidliche  Frist  bezahle  und  förderher  sein  Holzgeld  zu  jeder 
Zeit  antworte*.  Der  Mann  hatte  nur  25  Fl.  (=z  35  Thlr.)  Besoldung. 
Die  Milde  des  patriarchalichen  Regiments  unter  den  Ernestinern  im 
16.  Jahrhundert  hatte  nur  Drohungen  für  untreue  Beamte;  die  »Ent- 
urlaubung«  erfolgte  nur  selten. 

Holzpreise. 

Die  Holzpreise  waren  zu  allen  Zeiten  je  nach  dem  Holzreichthum 
der  einzelnen  Landestheile  und  Aemter  verschieden.  Unter  den  viel- 
fachen Angaben  von  Holzverkäufen  liegt  das  meiste  Material  vor  aus 
der  holzreichen  Umgebung  von  Eisenach.  In  Hunderten  von  Ackern 
meist  ohne  Bezeichnung  der  Holzarten  wurde  das  Holz  an  Hammer- 
schmiede, Köhler,  Bäcker,  an  ganze  Gemeinden  und  Privatpersonen 
verkauft : 
1534     161  Acker  ä  1  Fl.  bis  2  Fl.  18  Gr., 

ä  2  Fl.  bis  6  Fl.  (—  2  Thlr.  24Sgr.  bis  8  Thlr.  12Sgr.). 

ä  1  Fl.  10  Gr.  bis  3  Fl.  10  Gr., 

ä  3  Fl.  3  Gr.  bis  3  Fl.  17  Gr., 

allein  in  die  Stadt  Eisenach  ^'^), 

119)  Weim    Comm.  Arcli.  Reg.  K.  p.  283  Nr.  4. 
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290  Acker  k  3  Fl.  10  Gr.  (-—  4  Thlr.  2G  Sgr.), 

ä  1  VI  10  Gr.  bis  4  Fl.  (—  2  Thlr.  2  Sgr.  bi.s  5  Thlr. 

18  S-r.). 
ä  2  Fl.  bis  7  Fl.  10  Gr., 
a  15  Gr.  bis  10- Fl.  (=z  1  Thlr.  bis  14  Thlr.), 
a  1  Fl.  bis  10  Fl., 
a  1  Fl.  10  Gr.  bis  5  Fl.  5  Gr. 
Auf  einem  Acker  von  mittlerem  Bestände,  -nicht  da  es  am  besten 
ist«,  wurden  122  Malter  lUichen- und  91  Malter  Tannenhoi/.  ge.-chlagcn; 
auf  einem  anderen,  ^Yelcher  1532  mit  2'/2  Fl.  (=::  3  Thlr.   13  Sgr.)  ver- 
kauft wurde,  44  Klaftern  Scheitholz;  auf  einem  1550  zu  3  Fl.  (=z  4  Thlr. 

0  8gr.)  verkauften  Acker  32  Klaftern  Scheitholz  und  20  Schock  Hopfen- 
stangen. Den  im  eisenacher  Forstbezirk  zu  75  Klaftern  berechneten 
Acker,  worauf  10  Eichen  stehen  bleiben  sollten,  wollte  1500  die  Saline 
zu  Salzungen  mit  8  Fl.  (:r:  11  Thlr.  G  Sgr.j  bezahlen,  welche  spater 
bei  dem  immer  bedenklicher  werdenden  Holzmangel  trotz  enormen  Geld- 
aufwandes kaum  mehr  ausreichendes  Brenmnaterial  erlangen  konnte. 

In  Klaftern  kostete  das  Brennholz  1525  noch  1  Gr.  4  Pf.  bis 
8  Pf.  (2  Sgr.  8  Pf.  bis  3  Sgr.  4  Pf.) ,  etwa  ein  Jahrzehnt  später  für  die 
Einheimischen  4  Gr.  bis  4  Gr.  8  Pf.  und  2  Gr.  8Pf. ,  jenachdem  es 
hartes  oder  weiches  Holz  war.  das  Malter  19  Pf.,  auch  IG  Pf.  Fremde, 
die  nicht  holzberechtigt  waren,  sollten  8  Gr.  zahlen.  Klafterholz  aus 
Abgängen  und  Afterschlägen,  auch  »Eselsholz«  genannt,  war  noch 
billiger,  das  Malter  8  Pf. '2«). 

Bau  Stämme  wurden  1534  bezahlt  mit  1—12  Gr.  {=  2— 24  Sgr.), 
Eichen  zu  Schwellen ,  Wellen  und  Piinnen  bis  zu  10  Gr. ,  die  grössten 
Buchen  bis  zu  15  Gr.  (=:  1  Thlr.),  alte  hohle  Eichen  zu  4  Gr.,  Eichen 
zu  Thorsäulen  und  Fensterpfosten  zu  4  Gr. ,  Eichen  zu  Schweinströgen 
3 — 4  Gr.,  ein  Fuder  geringe  Bühnen  3  Gr. 

Werkholz.  Ein  Fuder  geringe  Aspen  und  Birken  3  Gr.  (=:  6  Sgl'.), 
geringe  Eichenstämme  zu  Felgen  1  Gr.  8  Pf. ,  zu  Kadern  und  Speichen 

1  Gr.,  starke  P^ichen  für  Büttner  10  Gr.,  geringere  4  —  GGr. ,  der 
Karren  Büttnersreife  5  Gr.,  ein  Schock  Hopfenstangen  2  Gr.,  ein  Schock 
Bühnen  12  Gr. 

1550.  Grosse  Baustämme  zu  13  Gr.  (=:  26. Sgr.),  der  Stamm 
Eichenbauholz  6  Gr.,  der  Stamm  Weissholz  IV2  Gr.,  ein  grosser  Büttners- 
baum 14  Gr.,  ein  Schock  Bühnen  15  Gr.,  eine  Welle  Stickgerteu  (Fach- 


120)  Ueber  das  successive  Steigen  der  Holzpreise  im  Eisenachisclien  in  den 
folgenden  Jahrhunderten  i.sl  zu  vergleichen  Store h's  Geschichte  des  Forst-  und 
Jagdwesens  im  Eisenachischen  Kreise  S.  110  ff. 
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gerten)  3  Pf. ,  ein  Schock  Stickholz  1  Gr. ,  ein  Schock  Zaungerten  2  Pf. 
1558.  Bauholzstänmie  von  2  Gr.  bis  1  Fl.  10  Gr.,  ein  Leiterbaum 
2— 4  Pf.  1571.  Der  theuerste  Eichenstamm  bis  zu  2  Fl.  6Gr. ,  der 
Karren  Pteifstangen  8  Gr.,  ein  Fuder  Hordengerten  16  Gr.,  ein  Ge- 
bund  Stickgerten  4  Pf. ,  eine  Welle  Stickholz  4  Pf. 

In  Allstedt  wurde  1509  das  aus  mehreren  hundert  Ackern  be- 
stehende Gehölze  der  Hain  am  Schlosse  an  einen  Bürger  aus  Querfurt 
zum  Verkohlen  verkauft,  der  Acker  zu  27*  Fl.  {—  3  Thlr.  4  Sgr.  6  Pf.). 
»Stamm  und  Busch«  mussten  in  zwei  Jahren  geräumt  sein  und  auf 
jedem  Acker  acht  junge  »tügliche  Reis«  stehen  bleiben. 

In  Altenburg  kostete  1503  der  Haufen  Holz^^*),  eine  ganz  un- 
bestimmte Quantität,  auf  dem  Kammerforst  8  Gr.  bis  75  Gr.  (=:  16  Sgr. 
bis  5  Thlr.) ,   das  Fuder ,   gegen  anderthalb  Klaftern  enthaltend ,   3  bis 

5  Gr.   (=:  6  bis   10  Sgr.),   Eichen   8   bis   21  Gr.,   später   die  Klafter 

6  Gr.*^^).  1546  sollte  wieder  nach  Haufen  zu  kaum  IV2  Klaftern  ver- 
kauft werden,  zu  13  Gr.  wollte  aber  Niemand  recht  kaufen;  später 
setzte  man  wieder  die  Klafter  auf  12  Gr. ,  und  da  die  von  Adel  den 
Preis  der  Klafter  bis  auf  1  Thlr.  steigerten,  so  befahl  Joh.  Wilhelm 
1570,  man  solle  auswärtigen  und  fremden  Personen  das  Holz  ebenso 
hoch  verkaufen;  für  Einheimische  aber  sollte  der  Preis  auf  14  Gr.  fest- 
gesetzt sein. 

Im  coburger  Forst  kosteten  im  J.  1507  je  fünf  Baustämme  1  Fl. 
(=  1  Thlr.  12  Sgr.),  ein  Schindelbaum  1  Gr.  4  Pf.,  em  Büttnerbaum 
1  Gr.  6  Pf.,  eine  Klafter  Afterschläge  2  Gr.  Im  J.  1572  war  der  Preis 
einer  Klafter  auf  V2  Fl.  gestiegen. 

Im  eisfelder  Forst  verkaufte  man  1554  die  Buchen  bis  zu  12  Gr. 
(=  24  Sgr.),  die  Tannen  bis  zu  10  Gr.  ^^^),  den  Schindelbaum  zu  eigenem 
Bedarf  für  5  Gr.  3  Pf.  und  zum  Verkauf  für  8  Gr.  (—  16  Sgr.),  die 
Klafter  Buchen -Scheitholz  für  2  Gr.  und  Tannen -Scheitholz  zu  l  Gr. 
Der  Holzhauerlohn,  welcher  dem  Holzwerth  gleich  kam,  war  bei  diesem 
Klafterpreise  nicht  mit  inbegriffen.     Uebrigens   war  das  Amt  Eisfeld 


121)  Weim.  Comm.  .\rch.  Reg.  Dd,  p.211  Kap.  L.  1503  und  p.84. 

122)  Die  Bürger  gestehen  zwar  zu,  dass  Elliche  von  Adel  die  Klafter  nocii 
höher  verkauften  als  für  6  Gr.,  allein  das  habe  darin  seinen  Grund,  dass  ihre  Ge- 
hölze den  Leuten  der  Fuhre  halber  besser  gelegen  seien,  weil  sie  eher  drei  Klaftern 
heim  in  ihre  Höfe  bringen  könnten,  als  aus  dem  Kammerforsl  eine,  indem  sie  10 
bis  12  Gr.  Fuhrlohn  der  bösen  Wege  halben  geben  müssten,  so  dass  sie  eine  Klafter 
schon  16  bis  18  Gr.  (=  1  Thlr.  2  Sgr.  bis  6  Sgr.)  zu  stelu-n  komme. 

123)  Windfällige  Bäume  waren  viel  billiger  und  es  ist  auffallend,  wie  viel 
Stämme  unter  dieser  Bezeichnung  verkauft  wurden. 
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wohl  das  einzige,  wo  der  Ilolzpreis  bis  1570  nicht  ansehnlich  gestiegen 
wäre.     Die  Preise  waren  liier  dieselben  geblieben  '"j. 

Für  den  eisenberger  Forst  schlägt  der  Forstmeister  1542  zum 
Zweck  einer  Erhöhung  der  lIolzj)reise  folgende  Preissätze  vor:  für  die 
Klafter  Eichen-,  Buchen-,  liirken-,  Kienbauni-  und  Fichtenscheit  ohne 
Holzhauerlohn  G  Gr. '^^j,  für  die  Klafter  Tannenscheit  4  Gr.  (=8Sgr.j, 
für  die  Klafter  Aspen  3  Gr.,  Böttcher-  und  Schindclbäunie  gab  man 
den  Böttchern  in  Eisenberg  zu  ihrem  Handwerk  jährlich  in  die  andert- 
halb hundert  gute  und  grosse  Bäume  zu  7  Gr.  und  der  Forstmeister 
befürchtete,  da  der  Böttcher  im  Städtlein  immer  mehr  würden,  dass 
die  grossen  Bäume  nicht  viele  Jahre  mehr  reichen  würden. 

Bei  Jena  wurde  1549  der  Acker  Holz  auf  der  Welmse  um  8  alte 
Schock  =:  7  Fl.  13  Gr.  {=z  10  Thlr.  20  Sgr.)  und  um  4  Fl.  16  Gr. 
(z=z  G  Till.  20  Sgr.)  verkauft;  letzterer  Preis  galt  auch  auf  dem  Gleis- 
berg. Im  J.  1574  wurden  in  Jena  25  Klaftern  mit  dem  Hau-  und 
Fuhrlohn  zu  31  Fl.  9  Gr.  (rz:  44  Thlrn.)  berechnet. 

In  den  zum  Kloster  Reinhard sbrunn  gehörigen  Forsten  wurde 
1522,  als  Kurfürst  Friedrich  einen  Wald  mit  dem  Abte  auszutauschen 
beabsichtigte  '^^) ,  ein  grosses  Gehölz  von  Sachverständigen  taxirt  und 
»befunden,  dass  dasselbe  mit  gutem  Holze  in  ziemlicher  Hegung  und 
Wachsung  stehe«  ,  so  dass  der  Acker  einer  in  den  andern  gerechnet 
21  silberne  Gr.  (=:  1  Thlr.  12  Sgr.)  werth  sei;  in  einem  anderen  Be- 
zirke bei  Tenneberg  schlugen  die  mit  dem  Tauschgeschäfte  Beauftragten 
den  Acker  auf  5  silberne  Gr.  an  und  wenn  man  die  grossen  Tannen, 
»die  vielleicht  in  hundert  Jahren  kaum  so  gross  wieder  wüchsen,  mit 
einhauen  Hess«,  könne  man  den  Acker  um  10  silberne  Gr.  und  höher 
nicht  verkaufen.  Nach  einer  anderen  Seite  hin  schlugen  die  Holz- 
knechte einen  Acker  »erwachsenes  und  hauiges«  Holz  auf  20  bis  30 
silberne  Gr.  an.  Zu  der  Mönche  Zeiten  wurde  freilich  das  Holz  noch 
wenig  geachtet,  auch  waren  viele  Schneidemüller  auf  eine  für  den  Wald- 
besitzer lästige  Weise  in  den  Wäldern  zum  Dielenschneiden  berechtigt. 
Nach  der  Säcularisation  1527  erhöhten  sich  die  Preise.  Ein  Stamm 
zu  Schindeln,  Fassholz,  Bretklötzen  kostete  5  Gr.  (:=:  10  Sgr.),  ein 
Stamm  Säul-,  Balken-  und  Schwellenholz  4  Gr.,  die  Klafter  Buchen- 
holz 8  Gr.  Im  J.  1548  die  Klafter  Buchenholz  15  Gr.,  Tannen-Scheit- 
bolz 7  bis  10  Gr.,  dürre  Bäume  4  Gr.,  ein  Gspanniger  Stamm  Tanneu- 


124)  \<feiiii.  Comm.  Arcli.  Reg.  Dd.  p.  222.  1570. 

125)  Bis   dahin    liatle   die   Klafter   nur  4  Gr.   geliostet.      Weini.    Comm.    Arcti. 
Reg.  Dd.  p.  213  und  p.  207. 

126)  Weim.  Comm.  Ardi    Reg.  Dd.  p.  226. 
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holz  5  Gr. ,  ein  Sspanniger  4  Gr.,  ein  4spanniger  3  Gr.,  ein  Sspanniger 
2  Gr.,  ein  2spanniger  IV2  Gr.;  ein  4spanniger  Stamm  Buchenholz  5  Gr., 
ein  Sspanniger  4  Gr.,  ein  2spanniger  3  Gr.  —  In  dem  nahe  bei  Rein- 
hardsbrunn gelegenen  tenneberger  Forste  kostete  1570  die  Klafter 
hartes  Holz  IV2FI. ,  Gemangholz  25  Gr.,  Tannen -Scheitholz  1  ¥1^^^). 

Im  Amte  ßo da  galten  1550  — 1556  folgende  Holzpreise '2*):  eine 
Klafter  Birkenholz  3  Gr.  (=  6  Sgr.) ,  gutes  Bauholz  der  Stamm  3  Gr., 
ein  Büttnerbaum  8  Gr. ,  wandelbare  Eichen  G  Gr. ,  Aspen  4  Gr. ,  ein 
Schock  Latten  5  Gr.,  Tannen-  und  Fichtenscheitbäume  7  Gr.,  Kiefern- 
scheitbäume ,  3  Bloche  lang ,  9  Gr. ,  ein  Klotz ,  7  Ellen  lang ,  3  Gr. 

In  Sonneberg  war  1541  der  Preis  der  Klafter  Holz  schon  auf 
5  Gr.  und  8  Gr.  gestiegen;  ein  Schindelbaum  zum  eigenen  Gebrauch 
kostete  5  Gr.  3  Pf. ,  zum  Verkauf  8  Gr. ,  je  fünf  Baustämme  1  Fl. 

In  der  Stadt  Weimar  kostete  fast  durch  das  ganze  sechszehnte 
Jahrhundert  die  Klafter  Holz,  ohne  dass  die  Gattung  desselben  be- 
zeichnet wäre,  1  Fl.  Als  durch  die  Verwüstung  der  Wälder,  welche 
theils  durch  den  enormen  Bedarf  der  Hofhaltung  und  durch  die  vielen 
Deputate  übermässig  in  Anspruch  genommen,  theils  durch  den  grossen 
Wildstand  laut  oft  wiederholter  Klagen  der  Forstleute  sehr  geschädigt 
worden  waren,  grosse  Holznoth  entstanden  war,  musste  man  das  Holz 
aus  entfernteren  Forstbezirken  beziehen,  wodurch  sich  der  Fuhrlohn 
bedeutend  erhöhte,  wenn  auch  der  Kaufpreis  niedriger  war,  als  in  der 
Nähe  der  Stadt  Weimar '^^).  Nach  einem  Anschlag  der  Gehölze  von 
Weimar  aus  dem  J.  1571  wurde  der  Acker  Holz  geschätzt:  im  Webicht 
auf  10  Fl.  (z=z  14  Thlr),  im  grossen  Ettersberg  12  Fl.,  im  kleinen 
15  Fl. ,  im  isserstädter  Holz  GFl.,  im  schwabhäuser  Hain  8F1. ,  in 
Döbritzschen  12  Fi.,   im  troistedter  Holz  3V2  Fl->    im  Bornthal  10  Fl., 


127)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  p.  49  Cap.  IX  Nr.  874. 

128)  Weitn.  Comm.  Arcli.  Reg.  Dd.  p.  220  Nr.  1  und  p.  229  Nr.  26  c. 

129)  Sclion  1552  schrieb  Job.  Friedrich  der  Milllere  an  seinen  Vater  nach  In- 
spruck:  ,,Rälhe,  Hofgesinde  und  die  Bürger  der  Stadt  klagen,  dass  das  Hol/,  zum 
Feuerwerk  alle  Jalirc  bölicr  steiget,  zudem  dass  es  auch  ums  Geld  nicht  zu  erlangen. 
Derovvegen  mich  das  Hofgesinde  von  Rällien  und  Andern  sämmtlich  gebeten,  damit 
ihnen  vor  Andern  Holz  um  ihr  Geld  gelassen  werde.  So  bitte  ich,  EFG.  wolllen 
hefehlen,  dass  aus  dem  Webicht  Niemand  kein  Holz  verkauft  werde,  denn  den  Rülheii 
und  Hofgesinde  und  dass  auch  das  Holz  im  Lenz  und  nicht  im  Winter  geiiauen 
werde,  sie  auch  dasselbe  mit  der  Fuhre  desto  leichter  hereinbringen  können,  denn 
ohne  das  und  da  es  im  Herbst  gehauen,  werden  sie  mit  dem  Fuhrlohn  lioch  ge- 
steigert, wie  man  denn  in  diesem  Jahre  von  einer  Klafler  in  die  Stadl  zu  führen 
8  Gr.,  für  das  Holz  einen  Fl.  und  zween  Gr.  von  dem  Hauen  hat  geben  müssen, 
dass  also  eine  Klafter  Holz  31  Gr.  (=  2  Thlr.  2  Sgr.)  gestanden." 
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auf  der  Finne  G  Fl..  Obgleich  ein«  neue  Schätzung  von  1573  einen 
etwas  höheren  Ackerwerth  ergiebt'^^j,  so  lässt  :^ich  daraus,  wenn  man 
das  Verhältniss  des  Ackerwerthes  zum  Klaftcrwertli  des  Holzes  be- 
trachtet und  die  eiscnaclier  Acker-  und  Klafterpreise  mit  denen  um 
Weimar  vergleicht ,  doch  nur  der  Schluss  ziehen ,  dass  die  Wälder  um 
Weimar  in  eineni  weit  schlechteren  Bestand  sich  befunden  haben  müssen 
als  diejenigen  bei  Eisenach,  womit  auch  die  Berichte  der  Forstbeamten, 
welche  den  Zustand  der  Wälder  bei  Weimar  nicht  trostlos  genug  be- 
schreiben können ,  übereinstinmien. 

Die  oben  bemerkten  Ilolzpreise'^*)  sind  sämmtlich  nach  legalen, 
aus  den  Rechnungen  entnommenen  Ilolzverkäufen  dargestellt.  Nun  aber 
auch  ein  Paar  Beispiele  von  wahrhaften  llolzverschleuderungen^'^j. 
Die  Waldbesichtigung  von  15G8  deckte  einige  derselben  auf,  indem 
sie  in  ihrem  Bericht  erwähnt,  dass  *ein  Ort  Holz  am  Wartberg  bei 
Schwarzwald  gegen  den  Oberhof«  hin  für  10  Fl.  (=:  14  Thlr.j  verkauft 
worden  sei.  Nachdem  der  Käufer  darauf  180  Klaftern  Scheitholz  ge- 
hauen und  8  Schock  Baustämme  ausgezogen ,  hatte  er  erst  den  halben 
Theil  seiner  für  10  Fl.  gekauften  WaldÜäche  gehauen,  als  ihm  Einhalt 
geboten  wurde.  An  einem  anderen  Orte  fand  sich,  dass  ein  Schneide- 
müller in  einem  Vierteljahre  mehr  als  300  Blochbäume  gehauen,  die, 
»weil  er  sie  nach  einem  Jahrgcld  verwaldzinst«,  pr.  Stück  ungefähr  auf 
vier  Pfennige  kamen,  während  sie  sonst  zu  5  bis  6  Gr.  zu  verkaufen 
waren. 

Die  Steigerung  der  Holzpreise,  welche  sich  sprungweise  im 
Laufe  des  sechszehnteu  Jahrhunderts  fast  in  allen  Landestheilen,  wenn 
auch  nicht  in  gleichem  Verhältnisse  vollzog,  findet  ihre  Begründung 
in  der  Entwerthung  des  Geldes,  in  dem  zunehmenden  Holzmangel  und 
in  dem  Streben  der  Landesherren  durch  den  Holzverkauf,  w'elcher  sich 
als  eine  ergiebige  Finanzquelle  zu  erweisen  anfing,  die  landesherrlichen 
Einkünfte  zu  vermehren.  In  dieser  Steigerung  der  Holzpreise  gingen 
die  adeligen  Waldbesitzer  voran  und  die  Fürsten  folgten  unter  den 
Beschwerden  und  Klagen  ihrer  Unterthanen.    An  manchen  Orten  nahm 


130)  In  den  nächsten  Jahren  stiegen  die  Wälder  ansehnlich  im  Preise.  Im  Jahre 
1580  kaufte  das  Amt  Weimar  das  Osterholz  bei  Kohra  von  78V  Acker  für  2044  Fl. 
(rz  2861  Tlilr.  18  Sgr.)  und  1582  das  sogenannte  Sangerhausische  Holz  bei  Troistedt, 
112  Acker  haltend,  für  2576  Fl.  (—  3606  Thlr.  12  Sgr.).  Müiler'.s  Annalen  des 
Hauses  Sachsen  S.  176  und  183. 

131)  lieber  das  Verhältniss  der  Holzpreise  zu  den  gleichzeitigen  Getreidepreisen 
suche  „Preis- und  Lohnverhältnisse  im  16.  Jahrhundert"  von  Dr.  Kius  in  Hilde- 
brand's  Jahrbb.  1.  Bd.  S.  295. 

132)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  230  F.  32. 
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diese  Beschwere! eführuiig  den  Charakter  aufrührerischer  Widersetzlich- 
keit an,  z.  B.  in  Altenburg,  wo  allerdings  die  Holzpreise  während 
eines  Menschenalters  durch  mehrmaligen  Wechsel  des  Verkaufsmaasses 
mit  jedesmaliger  Erhöhung  des  Preises  auf  das  Vierfache  gestiegen 
waren.  Bei  der  letzten  Preiserhöhung,  welche  im  J.  1570  unter  Joh. 
Wilhelm  durch  das  ganze  Land  ging,  wurde  »von  den  Aufwieglern« 
in  Altenburg  eine  Supplicationsschrift  nach  Weimar  getragen  und  vor- 
läufig die  Bezahlung  des  Holzes  verweigert,  trotz  der  Drohung  des 
Schössers,  er  werde  »solche  muthwillige  Aufwiegler  und  Meutmacher 
zu  finden  und  zu  strafen  wissen«.  Joh.  Wilhelm  wurde  berichtet,  »dass 
solch  muthwilliges  Widersetzen  und  halsstarriges  Beginnen  nicht  von 
dem  Rathe  und  der  Gemeinde,  sondern  von  etlichen  wenigen  Aufwieg- 
lern, Meutmachern  und  Zanksüchtigen«  ausginge,  und  verlangte  Auf- 
schluss,  »wie  sich  diese  Aufwiegelung  und  Meutmacherei  begeben,  auch 
wer  die  Rädeleinsführer  und  Anstifter  seien«.  Das  grosse  Abnehmen 
der  Wälder  habe  eine  Erhöhung  der  Holzpreise,  die  nur  »geringschätzig 
und  wohlfeil«  sei,  nöthig  gemacht.  Das  sofort  eingeleitete  »Examen« 
ergab,  dass  sich  »die  Bürger  auf  dem  Rathhause  die  Hände  zusammen 
gegeben  und  zugesagt  hätten,  von  einander  nicht  zu  lassen,  sondern 
beisammen  für  einen  Mann  zu  stehen,  es  geriethe  gleich,  wie  es  wolle, 
hätten  auch  hierum  ein  Gewühle  und  gross  Wesen  gehabt  und  den 
Rath  nicht  vom  Rathhause  herunter  gehen  lassen  wollen«.  Einer  der 
Anstifter  hatte  gesagt,  wer  kein  Holz  habe,  sollte  nur  zu  ihm  kom- 
men'^'). Gross  war  auch  die  Erbitterung  gegen  den  Eörster,  einen 
ehemaligen  Hopfenhändler,  welcher  beschuldigt  wurde,  dass  er  mehr 
Holz  für  sich  nehme,  als  ihm  zukomme,  das'gute  Holz  nach  Gunst 
vertheile  und  »das  unschlachtige«  und  zum  Theil  verfaulte  Holz  »fla- 
cianisches«  Holz  nenne  und  denen  anweise,  welchen  er  missgünstig  sei. 
Der  Bürgermeister  versicherte  zu  seiner  Entschuldigung,  ^ass  er  nebst 
dem  Rathe  der  Stadt  die  Supplikanten  von  ihrer  Schrift  abgemahnt 
und  ihnen  zu  Gemüthe  geführt  habe,  wie  das  Holz  in  anderen  Eürsten- 
thümern  noch  theuerer  sei  als  hier  und  dass  FG.,  weil  gemeine  Land- 
schaft nicht  zu  einer  nothwendigen  Landsteuer  hätte  einwilligen  wollen, 
der  höchsten  und  äussersten  Nothdurft  halben  gedrungen  gewesen  wären, 
den  Holzkauf  etwas  zu  erhöhen. 

Eine  Zusammenstellung  der  gesammten  jährlichen  Holzgeldeinnahmeu 
des  eisenacher  Bezirks  lässt  sich  aus  den  Amtsrechuungcn  des  Schult- 
eisen  entnehmen.     Diese  Rechnungen   wurden  halbjährig  mit  den  Ter- 


133)  Weira.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  84. 
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minen  Michaelis  (Elisabeth)   und  Ostern  (Walpurgis)  geschlossen.  Bei 

Weitem  i\^<,  meiste  Holz  wiirch^  in  dem  ersten,  d.  i.  dem  Sommerhalb- 
jahre verkauft.     Die  Verkaut'ssumnien  waren: 

1528  —  29       86  Schock   24  CIr.   —  Pf.    —      345  Thlr.    18  Sgr.   —  Pf. 

1529  —  30     107       -         31 =      430  -  2     -      —  - 

1530  —  31      136       -         27     -     —    -      =:      445  -  24     -      —  - 

1536  —  37     247       -         53     -     —    -      —      991  -  16     -      _  . 

1537  —  38  337  -  50  -  —  -  =  1351  -  10  -  —  - 
1539  —  40  222  -  20  -  —  -  =  667  -  10  -  —  - 
1543  —  44  516  -  35  -  —  -  =:  2642  -  10  -  —  - 
1544-  45     601       -         42     -     —    -      =    2406  -  24     -      —  - 

(323     -  4     -     10    - 

|155     -  15     -     10    - 


1545  —  46 


1546  —  47 


1548  —  49 


1549  —  50 


1550—51 


1552  —  53 


1555  —  56 


478  - 

20  - 

8  - 

^553  - 

27  - 

3  - 

1173  - 

30  - 

—  - 

726  - 

57  - 

3  - 

(435  - 

7  - 

9  - 

(120  - 

27  - 

—  - 

555  -- 

34  - 

9  - 

(534  - 

53  - 

—  - 

(236  - 

46  - 

—  - 

771  - 

39  - 

—  - 

j649  - 

24  - 

3  - 

l   65  - 

25  - 

1  - 

714  - 

49  - 

4  - 

(537  - 

11  - 

—  - 

l   29  - 

40  - 

—  - 

■566  - 

51  - 

—  - 

j452  - 

11  - 

—  - 

a74  - 

57  - 

—  - 

627  - 

8  - 

—  - 

(371  - 

58  - 

1  - 

(248  - 

56  - 

7  - 

620  - 

54  - 

8  - 

744   - 
BfiO 

43  - 

2  - 

=    1913     -       10     -        8    - 


=:    2907     -       17 


=    2222 


_    -       —    3086     -       18 


—    2859 


2267     -       11 


1557  —  58 

1558  —  59 

1559  —  60 
1578  —  79   1291       -         23     ■-       7    - 

Zu  der  Holzgeldeinnahme  des  letztgenannten  Jahres  lieferten  die 
einzelnen  Reviere: 


=z   2608  - 

16  - 

— 

=  2483  - 
=z   2978   - 

—  9910 

18  - 
26  - 

8  - 
2  - 

rr  5165 

16  - 

7  - 
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Marksuhl  .     ;         974  Fl.  17  Gr.  2  Pf. 

Oeckershausen  (Eckartshausen)    571    -    1.5    -    2    - 

Ruhla 446    -      8     -     6    - 

Salzungen 446    -    14    -     3    - 

Eisenach 1250    -      5     -     1    - 

Der  Förster  in  Berka  a/W.  überlieferte  im  Jahre  1510  als  den 
Erlös  für  Holz  aus  seinem  Revier  von  2  Jahren  —  46  Gr.  (■=  3  Thlr. 
2Sgr.).  Vom  gerstunger  Gehölz,  »welches  gut  und  bös  ob  denn  acht 
tausend  Ackern  sein  soll«,  schrieb  (1550)  der  Amtmann  von  Kreuzburg, 
es  habe  in  fünf  Jahren  nach  des  Holzknechts  Rechnung  nicht  mehr  als 
31  Fl.  und  etliche  Groschen  aus  verkauftem  Holze  getragen;  er  habe 
vergeblich  bei  Hofe  davon  Anzeige  gemacht  und  gebeten,  »einen  andern 
Holzknecht  zu  verordnen  oder  die  Sache  mit  diesem  auf  andere  Wege 
zu  richten«  '^*). 

Nach  einem  sechsjährigen  Durchschnitte  sollen  die  uachgenannten 
Aemter  1557  folgende  Einkünfte  an  Holzgeld  ergeben  haben: 

Saalfeld 436  Fl.    Ziegenrück      .     200  Fl.  (280  Thlr.) 

Arnshaugk 300   -      Weida  ...     476   - 

Leuchtenburg     .     .     .     .     516   -      Roda     .     .     .     180   - 
Lausnitz    .     .         ...     875   -      Eisenberg  .     .     160   - 

Bürgel 140   -      Altenburg  .     .  3747   - 

Jena 25   - 

Nach  einer  Angabe  ohne  Jahresbestimmung  (wahrscheinlich  von  1569), 
»wie  ich  Gregor  von  Kain  die  Gehölz  besichtigt  und  überschlagen,  was 
man  jährlich  daraus  nehmen  könnte«,  mochte  man  ohne  Schaden  der 
Wälder  verkaufen  aus  dem  Amte 

Altenburg  für.  3000  Fl.  (4200  Thlr.)  Eisenberg  für  .  .  .  .  1200  Fl. 
Weida  für.  .  .     350  -   (  490     -    )    Arnshaugk  für.     .     .     .       200  - 

Leuchtenb.  für     600  -   (  840    -    )    Roda  für 250  - 

Saalfeld  für    .     600  -  Weimar  für      ....       900   - 

wiewohl  die  Gehölz  daselbst  sehr  angegriffen.  In  den  Aemtern  Dorn- 
burg und  Camburg  konnte  man  nichts  verkaufen,  weil  man  zu  Schied- 
holz (ßesoldungshülz)  für  den  Rentmeister  und  Andere  und  zur  Besserung 
der  Mühlen  viel  Holz  gebrauchte '^^). 

Holzabfuhr. 

Bezüglich  der  Abfuhr  des  Holzes  bestimmte  schon  eine  im  Jahre 
1519  erlassene  Waldordnung,   dass  alles  Bau-  und  Brennholz  vor  der 

134)  Weim.  Conim.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  98. 

135)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  230  Nr.  34. 
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Zeit,  ehe  das  Holz  ausschlüpfe,  aus  doin  Walde  peräumt  werden  müsse, 
damit  die  Schlii^a»  anfkoimiicn  köiiiitcii  und  nicht  iiieder^'cdrückt  würden. 
Dessen  unj,'eai:htc;t  Hessen  die  KüulVr  Klalterholz  und  Stangen  üher  Sum- 
mer und  Winter  in  den  Schlägen  liegen,  dass  die  Plätze,  wo  die  Klaftern 
lagen,  »sich  nicht  behoizcn  konnten  und  die  Soinmerlatten  mit  Pferden 
und  Wagen  zertreten  wurden«.  Allerdings  war  die  Zeit  zwischen  Fast- 
nacht und  Ostern,  in  welcher  das  Holz  gefällt,  geschlagen,  geflö.s.set 
und  aus  den  Wäldern  geräumt  werden  sollte,  zu  kurz,  und  die  Holz- 
käufer wurden  von  den  Fuhrleuten,  die  nicht  einmal  in  genügender  An- 
zahl vorhanden  waren,  ühernonnnen,  ohne  dass  das  Holz  zur  rechten 
Zeit  aus  den  Gehauen  hätte  geschafft  werden  können.  Daher  wurde 
später  angeordnet,  dass  die  Schlaghölzer  schon  im  Herbst,  .sobald  das 
Laub  gefallen .  glatt  von  den  Stöcken  zu  Klaftern  und  Gebunden  ge- 
schlagen und  sobald  man  der  Witterung  ballier  dazu  konnnen  könnte, 
verkauft  werden  sollten,  wobei  besonders  darauf  zu  halten  sei,  dass 
bei  Verlust  des  gekauften  Holzes  die  Gehaue  vor  Walpurgis  geräumt 
werden  müssten.  im  Falle  dann  bis  dahin  die  Käufer  nicht  Fuhrleute 
beschaffen  könnten,  sollten  sie  wenigstens  verpflichtet  sein,  das  Holz 
vor  die  Gehölze  zu  rücken ,  damit  dieselben  du'ch  Wagen  und  Pferde 
nicht  zertreten  würden.  Alles  Holzes  aber,  das  nach  Walpurgis  noch 
in  den  Gehauen  gefunden  werden  würde,  sollten  die  Käufer  verlustig 
sein ,  der  fünfte  'J'heil  davon  den  Amtsdienern  und  Förstern  zustehen, 
die  anderen  vier  Theile  aber  verrechnet  werden.  Die  rechtzeitige  Ab- 
fuhr des  Holzes  war  vor  dem  Verkaufe  den  Käufern  zur  Bedingung 
zu  machen,  auch  die  Drohung  hinzuzufügen,  dass  die  Baumstämme, 
welche  oft  lange  Zeit  im  Walde  zerstreut  lagen,  zu  Scheiten  geschlagen 
und  weiter  verkauft  werden  würden,  wenn  die  Abfuhr  nicht  zur  ge- 
hörigen ?^eit  bewerkstelligt  sein  sollte.  Zu  solch'  scharfen  Vorschriften 
und  harten  Bedrohungen  führte  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  die  Un- 
ordnung in  der  Holzabfuhr,  ohne  dass  jedoch  von  dieser  Strenge  Ge- 
brauch gemacht  worden  wäre.     Die  Klagen  dauerten  daher  fort. 

Das  Bauholz  pflegte  man  nach  alter  Gewohnheit  gleich  an  dem 
Orte,  wo  es  gefällt  worden  war,  zu  beschlagen  und  in's  Gevierte  zu 
hauen,  damit  es  leichter  aus  dem  Walde  geschafft  werden  konnte. 
Da  aber  die  Leute  Acste  und  Späne  aus  dem  Walde  zu  schaffen  meist 
versäumten'^*'),   wodurch  die  Wälder  verwüstet  wurden  und  der  junge 


136)  Die  „Ordnung  des  Ilolzkaufens  und  Vergebens"  vom  Jalire  1536  gebot; 
„Es  soll  Niemand  vergunst  weiden,  das  Bauliolz  in  Wäldern  oder  llölzern  auszu- 
arbeiten, er  habe  denn  zuvor  zugesagt  die  Spälinc  wegzuschaffen.  Herzogl.  Sachs, 
Golh.  Slaalsarch.  KK.  XIV.  6. 
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Aufwuchs  und  die  Wildbahn  Nachtheil  erlitten,  so  sollten  nach  einer 
Verordnuijg  vom  Jahre  1570  die  Stämme  rund  oder  »keulig«  aus  den 
Schlägen  geschleift  werden '^^).  Als  dieser  Befehl  vom  Oberaufseher 
der  Gehölze  vor  dem  Verkaufe  bekannt  gemacht  wurde,  erregte  er 
die  allgemeine  Bestürzung  der  Käufer  und  viele  derselben  enthielten 
sich  gänzlich  des  Kaufes.  Der  Graf  von  Gleichen,  welcher  für  sich 
viele  Stämme  hatte  kaufen  lassen,  versicherte,  dass  ein  solcher  Trans- 
port den  armen  Leuten  unmöglich  wäre,  da  die  Kosten  desselben  den 
Werth  des  Holzes  überstiegen.  Auch  der  Rath  von  Gotha  bat,  sein 
Bauholz  wie  früher  im  Walde  beschlagen  zu  dürfen  und  versprach,  Aeste 
und  Späne  sogleich  herausschaffen  zu  lassen ,  dass  Wald  und  Wildfuhr 
keinen  Schaden  zu  leiden  hätten. 

Forst-  und  Holzknechte  hatten  mit  allem  Fleisse  darauf  zu  achten, 
dass  zur  Abfuhr  des  Stammholzes  »taugliche  Wege  an  Enden ,  da  es 
.am  wenigsten  Schaden  fügt«,  gemacht  würden,  und  wenn  zu  ihrer  Her- 
stellung einige  Stämme  Holz  abgehauen  werden  müssten,  dieselben  in 
Rechnung  zu  bringen.  Unordnung  und  Betrug,  welcher  beim  Holz- 
abfahren häufig  vorkam,  führte  zu  der  Verfügung,  dass  Niemand  Holz 
abfahren  dürfe,  bevor  er  zur  Fuhre  angewiesen  wäre.  Ebenso  wurde 
auch  für  zweckmässig  gehalten,  »dass  die  Käufer  auf  benannte  Tage, 
so  viel  in  einem  Tage  möchte  ausgebracht  werden,  beschieden  und 
nicht  einzeln  angewiesen  würden,  aus  dem  Grunde,  dass  sich  Einer  vor 
dem  Andern  weiter  zu  greifen  scheuen  möchte«.  Die  Richter  und  Ael- 
testen  in  den  umliegenden  Dörfern  sollte  man  fragen,  ob  Einer  mehr 
Holz  weggeführt,  als  er  gekauft  habe. 

Wo  das  Holz  von  den  Frohnbauern  abgefahren  werden  musste, 
wie  z.  B.  zur  Hofhaltung  nach  Weimar,  wurde  Unterschleif  aller  Art 
getrieben.  Dass  viele  Holzfuhren  statt  in  das  fürstliche  Schloss  in 
andere  Häuser  in  und  vor  der  Stadt  gefahren  wurden,  hatte  der  Hof- 
marschall öfters  zu  rügen;  aber  schon  im  Walde  liessen  sie  von  jeder 
Klafter  zwei  oder  drei  Arme  voll  Scheit  nebst  den  Unterlagen  und 
Klafterstecken  liegen,  »welches  der  Holzknecht  für  seine  Person  wohl 
zufrieden«.  Der  neue  Forstmeister  zu  Weimar  ^^1588)  erkannte  diesen 
Missbrauch,  wollte  den  Holzknechten  »solche  und  dergleichen  vortheil- 
hafte  Eingriife«  nicht  gestatten  und  bat  den  Rentmeister,  eine  zuver- 
lässige Person  zu  bestimmen,  welche  beim  Auf-  und  Abladen  des  Holzes 
zugegen  sei  und  ferneren  Betrug  verhindere.  Der  Rentmeister  empfahl 
hierzu  einen  Gerichtsknecht  »um  mehrerer  Scheu  und  Gehorsams  Willen, 


137)  Weim.  Comin.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  il7. 
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weil   die   Frohnbauern   auf  die    Ilolzkiiechtc   und  andere   Leute  wenig 
geben«  "*). 

Die  Holzfiösse. 

Nachdem  durch  eine  unwirth-chaftliclie  Bcnuf/unfj  der  Wälder 
namentlich  an  den  Orten,  wo  das  Bedürfniss  für  die  Hofhaltung  und 
eine  grössere  Stadtbevölkerung  sich  geltend  i.iachte,  der  Ilolzniangel 
immer  drückender  zu  werden  drohte,  nmsste  man  (hirauf  Bedacht  neh- 
men, den  llolzreichthum  des  thüringer  Waldes  herbeizuziehen.  Die 
Beförderung  des  Holzes  auf  der  Achse  war  trotz  der  Verpflichtung  der 
Bauern  zum  Frohndienstc  kostspielig  und  umständlich.  Jidi.  Wilhelm, 
der  zumal  nach  einer  besseren  Verwerthung  der  Wälder  strebte,  richtete 
daher  seine  Aufmerksamkeit  ganz  besonders  auf  Herstellung  von  Holz- 
üössen. 

In  Thüringen  war  seit  uralter  Zeit  die  Flösserei  auf  der  Saale 
im  Schwünge '^^j;  in  der  Pflege  Coburg  wurde  auf  der  Tettau  und 
Steinach  viel  Holz  nach  Franken  geflösst.  Während  man  in  früheren 
Jahrzehnten  die  Benutzung  anderer  Bäche  zur  Flösserei,  weil  man  die 
Fischzucht  damit  zu  beeinträchtigen  fürchtete,  ausdrücklich  verboten 
hatte,  so  überwog  jetzt  die  Rücksicht  für  eine  bessere  Verwerthung 
des  Holzes,  und  man  suchte  selbst  kleinere  Gewässer  flössbar  zu  machen. 
Bald  nach  der  Landestheilung  mit  seinem  Bruder  Job.  Friedrich  d.  M. 
1566  schrieb  daher  Job.  Wilhelm  an  den  Wildmeister  zu  Mönchröden 
und  an  den  Forstmeister  zu  Schalkau,  sie  möchten  schleunigst  berichten, 
ob  man  das  Holz  bis  Münchröden  und  weiter  hin  bis  Coburg  in's  Hof- 
lager flössen  könnte.  Die  Untersuclmng  mit  der  Wasserwaage  führte 
zu  dem  Resultat,  dass  man  mit  Benutzung  zweier  Teiche  bei  Münch- 
röden, sofern  man  nur  etwas  darauf  verwenden  wolle,  bis  Coburg 
würde  flössen  können.  Sofort  wandte  sich  Job.  Wilhelm  an  seinen 
Schwager,  den  Kurfürsten  von  der  Pfalz,  in  dessen  Diensten  zu  Amberg 
der  Zeugmeister  Heinrich  Braun  sich  befand,  »welcher  nach  eines  jeden 
Wassers  Gelegenheit  beständige  Schleussen  anzugeben  und  anzufertigen 
gute  Erfahrung  und  Wissenschaft  gehabt«  und  bat  ihn,  genannten  Meister 
zur  Anlegung  von  Flössen  ihm  überlassen  zu  wollen.  Auf  das  Gutachten 
des  Zeugmeisters  hin  setzte  alsbald  Job.  Wilhelm  seinen  Bruder  davon 
in  Kenntniss,   dass  er  zur  Schonung  der  Wälder  bei  Coburg  und   zur 
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Verhütung  des  gänzlichen  Verfalls  der  Wildfuhr  die  Anlage  einer  Flösse 
bis  Coburg  beabsichtige,  und  stellte  es  »in  seines  Bruders  Gefallen, 
ob  dieser  dem  Lande  nutzbare  Hauptbau,  der  ihn  eben  so  gut  betreffe, 
angefangen  und  mit  S.  L.  Rath.  Consens  auch  Hälfte  der  Kosten  aus- 
geführt werden  solle«. 

Im  folgenden  Jahre  wurde  schon  von  Mupperg  nach  Coburg  ge- 
flösst  '^"j.  Der  Oberwildmeister  meldete  jedoch,  dass  von  dem  geÜössteu 
Holz  61  Klaftern  mangelten,  von  denen  Niemand  wüsste,  wo  sie  hin- 
gekommen wären ,  »allein  dass  die  Forstknechte  berichten ,  es  gehe  im 
Flössen  viel  ab,  dass  es  nicht  alles  aus  dem  Flusse  herauskomme;  so 
ginge  auch  vom  Messen  ab,  denn  die  Klaftern  würden  im  Walde  nicht 
so  genau  zusammengelegt,  wie  hier  aussen«. 

In  einer  Instruction  von  1569  für  die  zur  Waldbesichtigung  ver- 
ordneten Räthe  Christ,  von  Thun,  Gregor  von  Kain.  Friedrich  von 
Amsdorf,  Phil,  von  Zehmen ,  Heinrich  von  Etzdorf  wird  ebenfalls  ge- 
boten, »auf  Mittel  und  Wege  zu  trachten,  ob  nicht  an  den  Orten  das 
Holz,  da  es  auf  der  Achse  ohne  grosse  Unkosten  nicht  fortzubringen, 
an  die  Wasserläuf  unseres  Fürstenthums  gebracht.  Flössen  angerichtet 
und  das  Holz  mit  wenigen  Unkosten  unseren  Landen  und  Leuten  zu 
Gute  gebracht,  ihnen  und  uns  dadurch  ein  ansehnlicher  Nutz  möchte 
geschafft  werden«. 

Am  wichtigsten  schien  den  zur  Waldbesichtigung  Verordneten  die 
Herstellung  der  Flösse  auf  der  Ihn,  auf  welcher  man  die  reichen  Schätze 
des  ilmenauer  Forstes  nach  der  holzbedürftigen  Hauptstadt  Weimar,  in 
deren  Umgebung  die  Wälder  in  hohem  Grade  verhauen  waren,  flössen 
zu  können  hoffte.  Weil  aber  dieser  Fluss  das  Gebiet  der  Grafen  von 
Henneberg,  Schwarzburg  und  Gleichen,  sowie  vieler  von  Adel,  die  ihre 
Fischwasser  an  der  Hm  hatten,  berührte,  so  trug  man  Bedenken,  ob 
dieselben  die  Flösse  dulden  würden.  Daher  empfahlen  die  fürstlichen 
Räthe,  zunächst  den  Grafen  von  Henneberg  »durch  eine  Person,  die 
»sich  wohl  mit  ihm  vermocht  hätte« ,  um  die  Flösse  vertraulich  an- 
sprechen zu  lassen  und  dann  durch  andere  Personen  die  Grafen  von 
Schwarzburg,  von  Gleichen  und  die  von  AdeP*').  Im  Falle  der  gnä- 
digste Herr  vermeine,  dass  sie  es  verweigern  würden,  möge  er  durch 
Rechtsgelehrte  zuvor,  und  ehe  das  Ansuchen  gestellt  würde,  »in  stiller 
Geheim  wohl  erwägen  lassen«,  ob  es  mit  Recht  verlangt  werden  könne. 
Auch  wäre  vom  höchsten  Vortheil  für  den  Thüringer  Wald,  wenn  sich 
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S.  F.  G.  mit  Ilcnncbcrg  und  Schwnizbiirj:;  des  Tlolzkaufs  und  der  Taxe, 
wie  Schindel-,  IJau- ,  Pfühl-  und  lUochliolz  fjei^'ebeu  werden  .sollte,  ei- 
nigten, sonderlich  den  Fremden  und  Auswärtii^en  Kegonüber,  welche 
durch  den  Hol/kauf  ihren  eigenen  Nutzen  suchen  und  weiter  nichts 
darum  lliuii,  als  eine  schlechte  nezahlung  gewähren,  dagegen  die  Unter- 
thaiien  im  Lande  und  die  dei-  anderen  Herren  mit  Folge,  Steuer,  Rente, 
Zins  und  Dienst  gewärtig  sein  miissten,  die  aiuh  billig  vor  den  Fremden 
einen  Vortheil  haben  und  zuwider  alt  hergebrachter  «lerechtigkeit  nicht 
übersetzt  werden  dürfen. 

Im  Auftrage  Job.  Wilhclm's  begaben  sich  dann  auch  Heinrich  von 
Etzdorf  und  Heinrich  von  Erfi'a  nach  Arnstadt,  um  die  Grafen  von 
Schwarzburg  um  ihre  Einwilligung  zu  ersuchen,  dass  in  ihrem  Gebiete 
eine  IIolzHösse  angelegt  werde.  Beide  wurden  jedoch  von  den  Grafen 
mit  dem  Vorgeben  hingehalten,  sie  wollten  sich  erst  die  Sache  über- 
legen und  später  Antwort  ertheilen.  Da  diese  jedoch  ausblieb,  während 
man  die  Angelegenheit  rasch  gefördert  wis.sen  wollte,  so  wurden  aber- 
mals zwei  Käthe  mit  einer  ausführlichen  Instruction  abgesandt.  Ver- 
gebens; unter  höflichen  Ausdrücken  wurde  das  Gesuch  Joh.  VVilhelm's 
von  den  Grafen  abgelehnt  und  zwar  aus  folgenden  Gründen :  1)  wenn 
die  Flösse  einen  Fortgang  haben  sollte,  so  würde  eine  Verwüstung  des 
ganzen  Baches  daraus  erfolgen;  2)  wären  die  Wasser  und  Bäche  nicht 
I.  G.  allein,  sondern  Andere  von  Adel  hätten  dazwischen  Bäche  und 
Wasserflüsse ,  denen  sie  nichts  vergeben  könnten ;  3)  wären  des  Orts 
14 — 15  Mühlen,  welche  durch  die  Flösse  leicht- Schaden  leiden  könnten; 
4)  würde  der  treffliche  Wieswachs  der  Gegend  Schaden  leiden;  5)  hätten 
sie  selbst  solche  Flössen  anlegen  wollen,  sie  wären  aber  aus  denselben 
Gründen  davon  abgestanden,  ja  sie  wären  sogar  von  ihren  Unterthanen 
bedroht  worden,  dass  sie  sich  an  Kaiserliche  Majestät,  dessen  Lehen 
der  ganze  Ilmstrom  des  Orts  sei,  klagend  wenden  wollten  und  hofften. 
Kaiserliche  Majestät  werden  ihnen  Kccht  geben.  Aus  allen  diesen 
Gründen  bedauerten  die  Grafen .  auf  die  Wünsche  Herzog  Joh.  Wil- 
helm's  bezüglich  der  Anlage  einer  Holzflösse  auf  der  Hm  nicht  ein- 
gehen zu  können  ^^'^). 

Besichtigungen  zur  Einrichtung  von  Holzflössen  wurden  gleichzeitig 
aller  Orten  vorgenommen,  selbst  an  Bächen,  »welche  an  etzlichen  Orten 
zu  beschreiten«,  wie  im  Amte  Zella,  so  dass  Phil,  von  Zelmien  seine 
Verwunderung  darüber  aussprach,  »wer  E.  F.  G.  mit  Solchem  beschweren 
und  in  vergebliche  Unkosten  führen  wollen«. 


142)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  182. 


.  Das  Forstwesen  Thüringens  im   sechszehnten  Jahrhundert.  169 

Von  den  kleinen,  aus  dem  südöstlichen  Abhänge  des  Thüringer 
Waldes  nach  dem  Maine  zu  fliessenden  Flüssen,  der  Tettau  und  Steinach, 
die  zu  gewissen  Zeiten  und  wenigstens  im  Frühjahre  flössbar  waren, 
wurde  ein  Flössgeld  erhoben,  welches  in  den  Forstrechnungen  mit  auf- 
geführt wurde.  Dasselbe  betrug  für  die  Klafter  Pfählholz  auf  nicht 
grosse  Strecken  1  —  2  Gr.  (2  —  4  Sgr.),  für  ein  Bloch  1  Pf.  Mit  aus- 
drücklicher Bewilligung  des  Kurfürsten  Job.  Friedrich  durften  aus  den 
von  Pappenheim'schen  und  den  bambergischen  Forsten  gegen  Entrich- 
tung des  Flösszolles  Holzmassen  abgeführt  werden. 

Forst  -  Nebennutznngen. 
A.  Das  Leseholz. 

Im  sechszehnten  Jahrhundert,  also  zu  einer  Zeit,  wo  man  den 
Werth  des  Holzes  noch  so  gering  achtete,  machte  die  Beschafi"ung  des- 
selben dem  Volke  wenig  Sorge.  Nach  der  populären  Ableitung  des 
Wortes  Holz  von  Hol's  hielt  man  dasselbe  für  einen  Gegenstand,  den 
man  nur  aus  dem  Walde  zu  holen  brauche.  In  den  holzreichen  Gegen- 
den des  Landes  hatten  viele  Gemeinden  »freie  Beholzung«;  andere 
zahlten  nur  nach  einer  massigen  Taxe.  Holzverkauf  aufs  Meistgebot 
war  gänzlich  unbekannt.  Nur  in  den  holzärmeren  Gegenden  waren 
die  armen  Leute  an's  Leseholz  gewiesen,  wozu  sie  theils  unentgeltlich 
berechtigt  waren,  theils  die  Berechtigung  mit  einem  Maas  Hafer,  wel- 
ches sie  jährlich  in's  Amt  zu  liefern  hatten,  erkauften.  In  der  Pflege 
Coburg,  wo  die  Forstknechte  die  Haferbeete  oder  Haferbitt  hatten, 
überliessen  dieselben  denjenigen,  bei  welchen  sie  »sich  der  Haferbeete 
erholten,«  die  Abgänge  oder  Afterzägel  von  den  Windbrüchen. 

Den  Holzmangel,  der  in  Folge  der  Verwüstung  der  Wälder  da  und 
dort  eintrat,  hatten  zunächst  die  Armen  zu  fühlen,  welchen  dann  mit- 
unter sogar  das  Leseholz  versagt  wurde.  So  wandten  sich  während  des 
kalten  Winters  im  J.  1571,  da  die  Holznoth  um  Weimar  sehr  bedenk- 
lich geworden  war,  »die  armen  Hausgenossen«  an  Job.  Wilhelm  mit 
der  Bitte ,  es  möge  ihnen  wie  früher  dürres  Holz  im  Walde  zu  lesen 
gestattet  werden^*').  Auf  Befürwortung  durch  den  Superintendenten 
wurde  ihr  Gesuch  trotz  früheren  Missbrauchs  unter  der  Bedingung  ge- 
währt, dass  sie  weder  Axt  noch  Beile  mitnehmen  und  sich  ein  bleier- 
nes Zeichen  als  Legitimation  geben  lassen  wollten.  Nachdem  aber  über 
150  hausarme  Leute  an  einem  bestimmten  Tag  in  den  Wald  gegangen 
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waren,  gab  es  bald  kein  flürres  Holz  niohr,  und  sie  vor;rriffen  sich  am 
prilneii,  worauf  ihnen  der  Wald  wieder  vorlxtteii  wurde.  Auf  die  im 
fül;?enden  Jahre  erneute  Bitte  um  IIol/lese-Erlaubniss,  »dass  sie  ihren 
armen  Kiiidlein  eine  Wärme  machen«  diirften.  wurde  nur  den  armen 
alten  und  nicht  den  jungen,  starken  Hausgenossen  das  Holzlesen  nach- 
gelassen. 

Weil  von  der  Haide,  d.  h.  aus  den  Wäldern  jenseits  der  8aale, 
berichtet  worden  war,  dass  die  Leute,  welche  angeblich  nach  Leseholz 
gingen,  Kienbäume  abhieben,  den  Kien  forttrügen,  das  übrige  Stück 
im  Holz  liegen  Hessen .  um  es  später  als  umgef;illenes.  windbrüchiges 
Holz  nach  Hause  zu  schleifen,  so  wurde  in  den  Aemtern  den  Holzlesem 
befohlen,  dass  sich  kein  Holzträger,  »er  habe  denn  im  Holz  zu  schaffen 
oder  etwas  zu  arbeiten  verdinget.«  mit  einer  Barte  oder  Axt  finden 
lasse,  sondern  allein  mit  Lesen  uml  Brechen  begnügig  sein  sollte,  und 
da  einer  des  Bauens  oder  Verstümmeins  des  Holzes  betreten,  so  soll- 
ten von  ihm  zur  Strafe  20  Gr.  unvermindert  genommen  und  darüber 
in  die  Renterei  berichtet  werden.  Zu  Zeiten,  wo  die  Wildfuhr  be.son- 
ders  geschützt  werden  sollte,  wurde  den  armen  Leuten  das  dürre  Holz 
aufzulesen  verboten,  ja,  sie  wurden  sogar  geschlagen,  wenn  sie  sich  im 
Walde  betreten  Hessen. 

B.    Die  Lohe. 

»Seit  Menschengedenken  ist  es  mit  Holzschälen  dermassen  gehal- 
ten worden,  so  ein  Zimmermann  etliche  Stänmie  Bauholz  erkauft  hat, 
ist  es  in  des  Zimmermanns  Willen,  wem  er's  zu  schälen  gegönnt,  all- 
wege  und  noch  bisher  (1554)  gestanden,«  schrieb  der  Oberaufseher  der 
Gehölze  zur  Beantwortung  der  Supplicationsschrift  eines  Lohmüllers  an 
Job.  Friedrich  d.  Mittl.  »^»).  *Was  aber  E.  F.  G.  aus  Gnaden  verschenkt, 
das  haben  des  Supplikanten  Vorfahren  und  Besitzer  derselben  Loh- 
mühle zu  schälen  gehabt,  doch  allezeit  mit  der  Heideknechte  oder  För- 
ster Gunst  und  Willen,  und  haben  den  Förstern  darum  eine  Verehrung 
und  Geschenk  gethan.  Es  hat  auch  nie  ein  Lohmüller  solches  Schälen 
allein  gehabt,  wie  dieser  Supplikant  begehrt,  sondern  auch  die  anderen 
umliegenden  Mühlen.« 

In  den  Amtsbüchern  und  Jahrrechnungen  der  Schösser,  wie  in  den 
Recheuzetteln  der  Forst-  und  Holzknechte  findet  sich  keine  Einnahme 
für  Lohe  verzeichnet;  sie  wurde  also  noch  nicht  als  ein  Gegenstand 
von  besonderem  Werthe  für  die   Forstverwaltuug.  betrachtet  und   die 


144)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  200. 


Das  Forstwesen  Thüringens  im   sechszehnten  Jahrhundert.  171 

Abgabe  derselben  dem  Förster  nach  Gutdünken  überlassen,  ohne  dass 
ihm  eine  Erkenntlichkeit  dafür  zu  beanspruchen  verboten  gewesen  wäre. 
Doch  noch  vor  Ausgang  des  sechszehnten  Jahrhunderts  wurde  von  dem 
grossen  Schaden  berichtet,  welchen  die  am  Walde  wohnenden  Leute  in 
den  Gehölzen  verübten,  »indem  sie  die  Bäume  geschält,  Lohe  daraus 
gemacht  und  nach  Erfurt  verkauft  haben«.  Es  ging  daher  von  Weimar 
aus  das  Begehren  an  den  Bath  der  Stadt  Erfurt,  »\'erfügung  thun  zu 
lassen,  damit  keinem,  wer  der  auch  sei,  Lohe  zu  verkaufen  gestattet 
würde,  es  sei  denn,  dass  er  von  den  Holzförstern  einen  genügsamen 
Schein  und  Beweis  vorzuzeigen  habe,  wie  und  wo  er  dieselbe  bekom- 
men. Da  aber  ein  oder  der  andere  Verkäufer  dergleichen  Beweis  nicht 
hätte,  Süll  ihm  die  Lohe  abgenommen  und  uns  Anzeige  davon  gemacht 
werden«  Ebenso  sollte  es,  wenn  die  Lohe  aus  dem  Schwarzburgischen 
oder  Hohenlohischen  hergeführt  worden  sei,  den  dortigen  Forstbehörden 
mitgetheilt  werden,  nachdem  eine  Verabredung  mit  denselben  getroffen 
worden  war. 

C.    Das  Harzen. 

Nur  weil  nach  dem  heutigen  System  der  Forstnutzung  die  Gewin- 
nung des  Harzes  und  Peches  zu  den  Nebennutzungen  des  Forstes  ge- 
zählt zu  werden  pÜegt,  dürfte  die  Harzgewinnung  im  sechszehnten 
Jahrhundert  an  dieser  Stelle  angeführt  werden,  ohne  dass  hierbei  in 
Rücksicht  auf  die  forstlichen  Verhältnisse  jener  Zeit  die  Ironie  wegzu- 
leugnen wäre,  welche  das  Harzen  zu  den  Nebennutzungen  zählt,  das 
doch  vielmehr  unter  den  Hauptschädigungen  der  Forste  verdientermas- 
sen  eine  hervorragende  Stelle  einnehmen  würde.  Die  Harzgewinnung 
lag  nämlich  nicht  in  den  Händen  der  Forstbeamten,  so  dass  sie  nur  an 
den  Orten,  wo  eine  Schädigung  der  Wälder  nicht  zu  fürchten  war, 
hätte  ausgeübt  werden  können,  sondern  sie  wurde  von  den  Harzern, 
Harzscharrern  oder  Harzpichern  betrieben,  welche  gegen  höchst  unwe- 
sentliche Gegenleistungen  aus  alten  Gerechtsamen  ganze  Wälder  für 
ihr  Geschäft  in  Anspruch  nahmen  und  darin  ohne  alle  Rücksicht  wirth- 
schafteten.  So  verlangten  im  J.  1524  die  Harzpicher  im  Amte  Wer- 
dau,  dass  keine  grünen  Fichten  verkauft  werden,  sondern  dass  sie  ihnen 
zum  Harzen  stehen  bleiben  und  nur  die  alten  mürben  Bäume,  welche 
der  Wind  bricht  und  aus  denen  nur  wenig  Geld  gelöst  wird,  hinge- 
geben werden  sollten**-^).  Für  solche  Forderungen  gaben  die  Harz- 
picher jährlich  nur  30  Stein  Pech,  welche  auf  drei  Gulden  (=  4  Thlr. 
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6  Sgr.)  geschätzt  wurden,  in's  Amt;  da  aber  die  Amtleute  das  Pech 
als  ein  Accidens  für  sich  helijeltun,  so  liatte  die  landesUerrlithe  Kasse 
gar  keinen  Gewinn,  denn  aus  dem  Fichtenholz  fiel  nur  eine  sehr  ge- 
ringe Nutzung.  Der  Ami  mann  beschränkte  daher  die  Harzer  we^en 
der  sichtbaren  Verwüstung  der  Wälder  und  verl)ot  ihnen  namentlich, 
die  kleinen  jungen  Fichten  zu  reissen.  liner  Beschwerde  bei  Kurfürst 
Friedrich  dem  Weisen  hielt  er  entgegen,  dass  sie  gar  keine  brieflichen 
Urkunden  aufweisen  könnten,  den  W^ald  aber  so  geschädigt  hätten,  dass 
es  nöthig  wäre,  wieder  jungen  Wald  zu  zeugen;  der  Wald  gehöre  zwar 
dem  Kurfürsten,  aber  andere  Leute  hätten  »den  Frommen*,  daher  es 
besser  wäre,  dass  gar  kein  Pech  mehr  auf  dem  Walde  gemacht  würde. 
Diese  Angelegenheit  zog  sich  hin,  bis  im  J.  154G  Kurfürst  Johann 
Friedrich  an  den  Amtmann  zu  Werdau  schrieb,  er  möge  mit  den  Harz- 
pichern  unterhandeln,  »dass  sie  ihr  Geld,  so  sie  oder  ihre  Vorfahren 
um  angezogener  Gerechtigkeit  des  Picliens  gegeben,  wieder  nehmen 
und  unseres  Werdischen  Waldes  solches  Pichens  müssig  gehen«. 

Die  W'aldordnung  von  1544  verbot  zwar  den  Harzpichern  bei  Ver- 
lust ihrer  Gerechtigkeit,  junge  Bäume,  welche  zuvor  nicht  gerissen, 
ferner  zu  reissen  ^'*^);  sie  kümmerten  sich  aber  nicht  um  das  Verbot. 
Im  J.  1552  wurde  ein  Vertrag  mit  den  Harzpichern  im  Amte  Schwarz- 
wald vereinbart,  wonach  diesen  zugestanden  wurde,  an  Orten,  da  es 
ihnen  gebühre,  die  vierspännigen  Fichten  zu  reissen  und  ihnen  das  Pech 
zu  nehmen,  so  lange  sie  solches  geben,  aber  keine  Fichten  zu  reissen, 
die  nicht  vier  Spannen  dick  wären.  Dafür  sollten  auch  die  grösseren 
Fichten,  so  lange  sie  Pech  gäben,  nicht  gehauen  werden.  Des  jungen 
Holzes  hatten  die  Picher  sich  gänzlich  zu  entlialten.  Auf  diese  W^eise 
sicherte  man  sich  die  Verfügung  über  die  minderspannigen  Bäume, 
während  man  auf  Heranziehung  stärkerer  gesunder  und  brauchbarer 
Bäume,  insofern  sie  nach  dem  Lachen  oder  Reissen  dürr  und  abstän- 
dig wurden,  verzichtete.  In  der  Anzahl  der  Lachen,  welche  je  nach 
der  Stärke  der  Bäume  »geschlagen  oder  gerissen«  werden  konnten. 
waron  sie  ganz  unbeschränkt. 

Aus  dem  oben  genannten  Amte  Schwarzwald  beklagten  sich  1559 
die  Harzpicher,  dass  sie  wider'  alten  Gebrauch  höchlich  beschwert  wür- 
den, weil  sie  mehr  Wildhecken  machen  müssten,  als  sie  ehedem  herzu- 
stellen verpflichtet  gewesen  wären  '*'').  »Zudem  so  haben  wir  vormals 
von  einem  Harzwalde  nur  einen  Arbeiter  die  Wildhecke  zu   machen 


146)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  122. 

147)  Weim.  Cooim.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  184. 
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schicken  müssen,  da  wir  jetzt  gezwungen  werden,  zween  Arbeiter  von 
jedem  Walde  an  solche  Hecken  zu  schicken.  Ueber  das  haben  wir  je 
und  allwege  in  üblichem  Gebrauch  gehabt,  unsere  Harzwälder  mit  Fal- 
len und  anderem  zu  bestellen,  damit  wir  das  Wildpret,  so  wir  EFG. 
von  solchen  Wäldern  zu  zinsen  pflichtig,  desto  statthaftiger  haben  ent- 
richten mögen,  welches  uns  jetzt  auch  verboten  ist.  da  wir  doch  solch 
Zinswildpret  nir;iends  anders  denn  in  den  Harzwäldern  zu  bekommen 
wissen.  Auch  werden  wir  mit  anderen  Dingen  mehr  beschwert,  dass 
ein  Harzwald,  auf  dem  man  zuvor  einen  Knecht  zur  W'ildhecken  gehal- 
ten ,  jetzt  in  vier  Theile  getheilt  und  nun  von  jedem  Theil  ein  Knecht 
an  die  Hecken  muss  gesciiickt  werden.  Zudem  geschieht  uns  armen 
Leuten  in  den  Wäldern  grosser  Schaden,  denn  viele  Fichten  abgehauen 
werden ,  welche  Neuerungen  uns  armen  Leuten  zu  unüberwindlichem 
Schaden  gereichen.«  Sie  baten  weiter  um  Abstellung  ihrer  Beschwer- 
den »und  dass  die  Wälder  möchten  geheget  und  verschonet  werden«. 
Der  Schösser,  hierüber  zum  Bericht  aufgefordert,  suchte  ihre  Klagen 
zu  widerlegen  und  bemerkte,  dass  sie  jährlich  nur  wenig  Federwild- 
pret,  etwa  einige  Haselhühner  lieferten,  und  wenn  sie  in  den  Wäldern 
*nach  Federvieh  zu  stellen  ihres  Gefallens  Macht  haben  sollteD,  so 
wüssten  EFG.  wir  mit  Federwildpret  das  Jahr  über  nicht  zu  versehen, 
da  der  wenigste  Theil  der  Harzpicher  unter  EFG.  gesessen,  sondern 
unter  fremden  Gerichten«.  Wollte  man  aber  der  Harzpicher  wegen  die 
Fichten  nicht  hauen,  so  würde  F.  G.  der  Wälder  gänzlich  verlustig 
gehen  und  die  Harzpicher  würden  dieselben  als  ihr  Eigenthum  be- 
trachten. 

Nachdem  die  Wildhecke  eingegangen  war,  wurde  den  Harzschar- 
rern  auferlegt,  alle  drei  Jahre  zu  Michaelis  anstatt  der  Heckenbesse- 
rung 50  Fl.  (=  70  Thlrn.)  in's  Amt  zu  zinsen.  Ausser  dem  Federwild- 
pret, meist  bis  zu  acht  Haselhühnern  oder  einem  Sperber,  gaben  einige 
Harzscharrer  noch  Y4  bis  ^4  Centner  Pech  oder  Harzgriefen  ^*^)  bis  zu 
sechs  Centner  und  andere  einige  Groschen  Geldzins. 

Auf  landesherrliche  Rechnung  wurde  die  Harzgewinnung  der  Ver- 
wüstung der  Wälder  wegen  nicht  betrieben  und  aus  demselben  Grunde 
der  Vorschlag  des  Jägermeisters,  als  er  einen  Harzwald  anzulegen  em- 
pfahl, trotzdem  dass  der  W^erth  des  Pechs  seit  1524  um  das  Dreifache 
gestiegen   war,   abgelehnt.    Vielmehr  suchte  man   die  Berechtigungen 


148)  HarzgrielVn  wurden  wälirciid  der  Arnveseiilieit  des  Kurfürsten  Joh.  Frie- 
drich im  fSommer  1540  zu  Eisenach  fünf  Ccnlner  zu  7  Gr.  zu  Nachllichtern  ver- 
braucht. 
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zum  Harzen  zu  kaufen,  so  oft  sich  die  Gelej^enheit  dazu  bot,  und  Joh. 
Willu'liii  j^cluieb  ir)7()  auf  des  Oberaufsehers  Vorschhi^'  dein  Scbösser 
zu  Geor^'eiiUial ,  er  niö;;e,  weiui  sich  Käufer  an  den  liChentagen  mit 
der  Bitte  einfänden,  ihnen  die  Harzwühler  zu  Lehen  zu  reichen,  ohne 
seine  Erhmbiiiss  keinem  einen  Harzwahi  als  Lehen  verschreiben,  viel- 
w(Mii^'er  Lehen^eld  armehmen,  sondern  mit  den  Personen,  welche  Harz- 
wälder verkaufen  wollen,  verhandeln  und  sofort  berichten,  wie  theuer 
ein  .Jeder  seinen  gebührenden  Ort  ablassen  wolle '''^). 

Den  Gemeinden  war  in  ilirem  eignen  Gebiet  die  Anlegung  von 
Harzwäldern  streng  verboten,  weil  man  nach  der  durch  die  Harzgewin- 
nung vorauszusehenden  Verwüstung  der  Gehölze  fürchten  musste,  dass 
alsdann  die  Gemeinden  mit  Holzforderungen  an  den  Landesherrn  sich 
wenden  würden.  Ein  Gesuch  der  Heimbürgen  und  Gemeindevormünder 
von  Greifenhain  (1566)  im  Amte  Georgenthal,  dass  ihnen  um  ihrer  Ar- 
muth  willen,  indem  sie  nicht  einen  Gulden  weder  in  der  Gemeinde, 
noch  im  Gotteshaus  in  Vorrath  hätten,  einen  Harzwald  in  ihrem  Ge- 
meindeholz zu  benutzen  gestattet  werden  möge,  wogegen  sie  sich  einen 
billigen  Zins  gefallen  lassen  wollten,  wurde  nur  deshalb  vcrwilligt,  weil 
sie,  obwohl  wider  das  Verbot,  bereits  Lachen  gerissen  hätten  und  das 
Harz  sonst  verderben  würde.  »Weil  wir  denn  vermerken,  dass  solcher 
Schade  unwiederbringlich.  —  darum  wir  uns  die  Strafe  wollen  vorbe- 
halten haben  —  so  wollen  wir  gescheh^i  lassen,  dass  die  von  Greifen- 
hain in  diesem  Falle  das  Harz  scharren  und  zu  Nutz  bringen.  Wir 
begehren  aber,  Du  (Jägermeister)  wollest  den  Leuten  befehlen,  wenn 
sie  solches  Harz  alles  gemacht  haben ,  dass  sie  uns  die  Anzahl  dessel- 
ben wahrhaftig  berichten  und  sich  hinfürder  weiteres  Reissens  und 
Scharrens  bei  Verlust  ihres  Waldes  gänzlich  enthalten  sollen.«  Zugleich 
wurde  auch  dem  Jägermeister  das  fürstliche  Missfallen  zu  erkennen 
gegeben,  dass  er  nebst  den  Holzknechten  nicht  fleissiger  zugesehen  und 
das  Reissen  der  Bäume  zu  gründlicher  Verderbung  des  Waldes  habe 
geschehen  lassen  '^"). 

D.   Samen  zur  Holzsaat. 

Obwohl  von  einer  Anwendung  der  künstlichen  Holzsaat  im  ganzen 
sechszehnten  Jahrhundert  in  Thüringen  noch  keine  Spur  sich  findet, 
wurde  doch  von  zweien  Laien,  Volkmar  Rohrbach,  Bürger  zu  Kreuz- 
burg, und  Martinus  Hess,  Pfarrer  zu  Langenhain  im  Amte  Tenneberg, 


149)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  116. 
160)  Weiui.  Comm.  Arcb.  Reg.  DD.  p.  119. 


Das  Forstwesen  Thüringens  im  sechszelinten  Jahrhundert.  175 

der  Vortheil  der  künstlichen  Waldsaat  »erfunden«  und  in  einem  Schrei- 
ben an  Joh.  Wilhelm  (1569)  empfohlen'-^').  Die  beiden  Männer  hatten 
jedoch  mit  dem  Tannensamen,  zu  dessen  Einsammlung  sie  sich  die  Er- 
laubniss  erbitten  wollten,  noch  einen  anderen  Zweck  im  Auge,  über 
welchen  sie  sich  in  ihrem  Schreiben  an  den  Landesherrn  aussprachen : 

»Nachdem  nicht  allein  in  der  Erfahrung  und  Klage  des  gemeinen 
Volks  gespürt,  dass  es  mit  Holz  nicht  wohl  genugsam  kann  versehen 
werden,  sondern  auch  in  EEG.  Landesordnung  befunden  wird,  dass 
sich  in  EEG.  Wäldern  Mangel  und  Abgang  des  Holzes  zu  besorgen: 
haben  mit  göttlicher  Hülfe  wir  bedacht  und  erfunden,  wie  EEG.  Tan- 
nenwälder durch  Pflanzung  von  Samen  der  fruchtbaren  Tannenbäume 
von  Jahren  zu  Jahren  gemehrt  und  gebessert,  auch  dadurch  in  künfti- 
ger Zeit  der  Abgang  erstattet  werden  möchte.  Auch  haben  wir  durch 
göttliche  Gnade  erfunden,  wie  aus  dem  Tannensamen  ein  Oel  zu  machen, 
das  in  der  Wundarzenei  und  zu  mehr  Sachen  nicht  geringe  Kraft  hat, 
wie  EEG.  Doctores  und  Wundärzte  hier  zu  Weimar  zu  berichten  wis- 
sen, ist  uns  auch  von  etlichen  Wundärzten  abgekauft  und  die  Mass 
um  einen  halben  Thaler  bezahlt  worden.  Bitten  derhalben  EEG.  wir 
Arme  ganz  unterthänig,  EEG.  wollte  uns  gnädiglich  bewilligen,  dass 
ohne  Jemandes  Verhinderung  wir  in  EEG.  Wäldern  den  Tannensamen, 
der  doch  sonst  vergeblich  und  zu  Unrath  umkäme,  abnehmen,  einsam- 
meln und  zu  solchem  Oel  gebrauchen  möchten.  Erbieten  uns  hingegen 
EEG.  jährlich,  sofern  anders  der  Tannenbaum  fruchtbar,  des  Samens 
soviel  zu  verschaffen  und  darzuthun,  damit  EEG.  etliche  hundert  Acker 
besamen  lassen  möge,  auch  dazu  selbst  die  Anweisung  zu  thun.  Wollte 
aber  EEG.  aufs  Oel  auch  Unkosten  mit  anwenden,  stellen  wir  zu  EEG. 
Bedenken.« 

»Auch  könnte  EEG.  bestellen,  dass  gleicher  Gestalt  Eichen,  Buchen, 
Aschen  und  andere  Gehölz  von  ihren  Samen  oder  Erüchten  gepflanzt 
werden.  Weiter  bin  ich  Volkmar  ßohrbach  des  Erbietens,  da  EEG. 
zu  etlichen  Künsten,  die  ich  bei  mir  habe  und  aufs  Papier  entwerfen 
lassen,  zum  Mühlwerk  und  anderen  Sachen  mehr  dienlich,  ein  Gefallen 
trüge,  dieselben  in  einem  geschnitzten  Muster  EEG.  unterthäniglich 
vorzubringen.« 

Die  Petenten  harrten  in  Weimar  der  Antwort,  und  da  ihnen  Joh. 
Wilhelm  das  Bedenken  mündlich  aussprechen  Hess,  wenn  man  den  Tan- 
nensamen abnehmen  und  zum  Oel  gebrauchen  sollte,  dass  alsdann  die 
Wälder  möchten  verwüstet  werden,  stellten  sie  diese  Gefahr  durch  eine 


151)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  208. 
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weitere  Ausführung  in  Abrede.  Grosses  Interesse  erregte  das  Oel  und 
man  wiinschtu  /m  wissen,  wozu  es  gut  sei  und  wie  es  geniaiht  werde.  — 
-Wdzu  iibur  das  Oel  gut  sei,  kann  El-(i.  zum  Theil  von  den  Medicis 
und  Chirurgis,  in  deren  Profession  es  gehörig,  iH-riclitet  werden.«  Uns 
ist  bewusst,  dass  es  zu  Wunden  und  erfrorenen  Gliedern  heil>uin  und 
bewahrt;  auch  schreibt  Marsilius  Ficinus,  der  Geruch  der  Tannea- 
l)äume  sei  last  nutz  das  Leben  zu  ert'ii>chen.  wie  er  denn  mit  langem 
Alter  ist  und  im  Winter  grün.  Zum  Theil  auch  mögen  durch  weitere 
tägliche  Erfahrung  seine  virtutes  ferner  ergründet  werden.  Das  Oel 
aber  zu  machen,  müssen  wir  einen  sonderlichen  Bau  und  Muhlwerk, 
auch  andere  instrumenta  haben,  denn  wir  noch  zur  Zeit  nur  eine  kleine 
Prob ,  kaum  zwei  Maass  Oels  gemacht.«  Nachdem  das  Gutachten  des 
Oberaulsehers  der  Gehölze  die  P.rtheilung  der  erbetenen  Erlaubniss  für 
ungefährlich  gefunden,  wurde  ihnen  mitgetheilt,  wenn  sie  die  Aeste 
von  den  Tannen  nicht  abhauen,  auch  sonst  dem  Walde  keinen  Schaden 
zufügen  und  dieses  ausdrücklich  angeloben  wollten,  sollte  ihnen  das 
Sammeln  des  Tannensamens  nachgelassen  werden.  Der  gerühmte  Vor- 
theil  einer  künstlichen  Holzsaat  erregte  weit  weniger  das  Interesse  Job. 
Wilhelm's  und  seiner  Kathgeber,  als  die  möglichen  Heilkräfte  des  zu 
fabricirenden  Oeles. 

E.   Eicheln  und^Bucheckern. 

Das  Lesen  der  Eicheln  und  Bucheckern  war  vielen  Gemeinden  von 
früheren  Zeiten  her  theils  unentgeltlich  gestattet,  theils  waren  sie  zu 
einer  Gegenleistung,  dem  Forsthafer  ^^2),  verpflichtet,  einer  Abgabe,  die 
in  verschiedenen  Gegenden  eine  verschiedene  Bedeutung  hatte.  Diese 
Berechtigung  suchten  die  Schösser  vielfach  zu  beschränken,  nicht  nur 
weil  durch  eine  allzu  grosse  Ausbeutung  derselben  die  Wildfuhr  Schaden 
leiden  könnte,  sondern  auch,  weil, sie  glaubten,  durch  eine  specielle 
Erlaubnissertheilung  in  den  Jahren,  wo  Eicheln  und  Buchein  reichlich 
gewachsen  wären,  noch  besondere  Einnahmen  zu  erzielen.  So  beschwerte 
sich  im  J.  1535  eine  Gemeinde  über  den  Schösser  zu  Schweinitz,  dass 
er  ihnen  verboten  habe,  ihre  Schweine  in  die  Eckern  laufen  zu  lassen. 
Die  Leute  hatten  bis  dahin  nach  des  Schössers  eigener  Aussage,  damit 
sie  nicht  mit  ihrem  Vieh  gepfändet  werden  dürften,  jährlich  15  Scheffel 
Hafer,  Schweinshafer  genannt,  und  30  Gr.  (=  2  Thlr.)  Weidegeld  in"s 
Amt  gegeben,  was  auch  erblich  von  ihnen  einkam.   Da  nun  gerade  die 


152)  Ueber  die  Entstehung  des  Forslhafers   vergl.    Chr.  Ludw.  Stieglitz,  Ei- 
gentbuDisverbältuisse  an  Wald  und  Jagd.    S.  86- 
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Eckern  gut  gerathen  waren,  wollte  der  Schösser  das  Eckernlesen  gegen 
einen  Scheffel  Hafer  und  einen  Pfennig  für  ein  Huhn  besonders  ver- 
pachten, und  die  Gemeinde  sollte  bei  Strafe  eines  Schockes  vierzehn 
Tage  lang  ihre  Schweine  ausserhalb  des  Busches  (Waldes)  halten  und 
dann  erst  nach  Ausgang  dieser  Zeit  gleichsam  zur  Nachlese  ihre  Schweine 
in  die  Wälder  treiben.  Der  Kurfürst  erklärte  sich  jedoch  für  die  Be- 
rechtigung der  Gemeinde  und  gestattete  ihr  »den  Schweinslauf«  ^^^). 

In  den  Gemeinden  um  Gerstungen  und  Berka  an  der  Werra  hatte 
jeder  Bauer,  der  von  der  Schweinemast  Gebrauch  machte,  einen  Schef- 
fel Hafer  fuld.  Maasses  in's  Amt  zu  liefern.  In  der  Gegend  von  Eise- 
nach hatten  einige  Gemeinden  »seit  Menschengedenken«  Schweine  und 
Vieh  in  die  Gehölze  getrieben,  so  weit  sich  ihre  Hut  erstreckte,  aber 
von  1539  ab  ward  ihnen  vom  Scbulteis  geboten,  weder  zu  hüten  noch 
Eicheln  zu  lesen '^*).  Der  Schösser  zu  Eisenberg  meldete  1571,  dass 
die  Leute  die  Eicheln  fuder-  und  karrenweise  verkauften,  wodurch  dem 
Wildpret  viel  geschadet  würde;  er  habe  den  Leuten  vierzehn  Tage  ver- 
stattet, aber  diese  seien  abgelaufen  und  doch  sammelten  sie  immer 
noch^^*).  —  Die  Holzordnung  von  1573  gebot,  dass  in  den  Wäldern 
in  der  Nähe  von  W'eimar,  wo  die  W^ildfuhr  ganz  besonders  gepflegt 
wurde,  dem  Wildpret  zum  Besten  die  Mast  nicht  vermiethet  werden 
sollte;  in  anderen  Gehölzen  dagegen,  in  welchen  die  Gemeinden  keine 
Befugniss  hätten ,  sollte  die  fürstliche  Henterei  entscheiden ,  ob  es  der 
Mühe  werth  erscheine,  »die  Schweine  vom  Hofe  darein  zu  schlagen,« 
andern  Falles  die  Mast  nach  ihrem  Werthe  vermiethen.  Alle  Personen, 
welche  ohne  Erlaubniss  Eicheln  gelesen  oder  durch  ihr  Gesinde  hatten 
lesen  lassen,  wurden  mit  6  Gr.  8  Pf.  bestraft.  Auch  wer  vor  der  er- 
laubten Zeit  Eicheln  zu  lesen  in  den  Wald  ging,  wurde  zur  Strafe 
gezogen. 

Auch  das  Sammeln  der  Haselnüsse  im  Walde  war  verboten  und 
1558  wurden  acht  Männer,  welche  sich  gegen  dieses  Verbot  vergangen 
hatten ,  mit  47  Gr.  (=  3  Thlrn.  4  Sgr.)  bestraft. 

F.   Laub-  und  Nadelstreu. 

V^on  Laub-  und  Nadelstreu,  sowie  von  der  Haidebenutzung  zu  glei- 
chem Zwecke  findet  sich  keine  Spur,  sei  es,  dass  die  Forstverwaltung 
sich  dagegen  gleichgültig  verhielt,   oder  dass  man  den  Werth  der  ver- 


153)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  92. 
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mehrten  DüngcrerzeugunK  "'(^J't  zu  würdigen  verstand,  was  wenigstens 
ans  dem  Umstände  hervorgeht,  dass  von  vielen  hindesherrliclieii  Höfen 
und  Vorwerken  das  Stroh  zu  Oehl  gemacht  oder  für  die  Hofhaltung 
und  zu  Deputaten  benutzt  wurde """'). 

G.   G  r  a  s  u  n  d  W  e  i  d  e. 

Die  Weidebenutzung  stand  den  Gemeinden  im  ausgedehntesten 
Maasse  zu  und  sie  machten  umfassenden  Gebrauch  davon.  Da  die 
Bauern  für  Schonung  des  jungen  Aufwuchses  nirgends  Sinn  und  Ver- 
ständniss  hatten  oder  haben  wollten,  gab  es  unaufliörliche  Klagen  Sei- 
tens der  Forstbeamten  und  der  Waldbesichtigei',  welchen  die  Bauern 
ihr  althergebrachtes  Recht  entgegenhielten.  Sie  wollten  nändich  nicht 
begreifen,  »dass  die  Verbietung  der  Triften  zu  guter  Hegung  und  zum 
Besten  der  Wälder  geschehe,  die  bisher  zuwider  der  vorigen  Wald- 
ordnung ohne  Unterschied  betrieben ,  wodurch  das  angeflogene  junge 
Holz  verbeisset  worden,  dass  nichts  hat  aufkonnnen  können;  und  da 
auch  etwas  künftig  wiederum  anfliegen  und  aufwachsen  soll,  so  müssen 
die  Gehaue  und  Schläge  zum  fleissigsten  geheget  und  darüber  mit  Ernst 
gehalten  werden«. 

Die  Forstordnungen  und  wiederholte  Gebote  bestimmten,  dass  we- 
nigstens fünf'^^)  Jahre  laug,  nachdem  das  Holz  aus  den  Gehauen  ge- 
schaßt worden,  die  Hirten  nicht  in  die  Schroten  treiben,  noch  die  Wei- 
ber mit  den  Sicheln  darin  grasen  sollten.  Aber  auch  gegen  diese  bil- 
lige Beschränkung  erhoben  die  Bauern  Widerspruch,  vielleicht  weil  sie 
sahen,  dass  der  weit  grössere  Schade  von  dem  da  und  dort  übermässi- 
gen Wildstande  herrührte  und  dass  die  Forstleute  selbst  in  den  zu 
hegenden  Orten  ihr  Gesinde  grasen  und  Laub  streifein  ^^^)  Hessen. 
Nicht  selten  gingen  die  Forstbeamten  in  ihren  Befehlen  zu  weit,  wenn 
sie  z.  B.  einigen  Gemeinden  um  Sonneberg  die  Waldhut  von  Walpurgis  bis 
zum  Herbst  gänzlich  verboten,  nachdem  diese  ihr  altes  Recht  geltend 
gemacht  und  auf  einige  Wochen  während  der  Jagdzeit  den  W\ild  mit 
ihrem  Vieh  zu  meiden  versprochen  hatten.  Die  Schäfer,  welche  in  die 
Wildfuhr  trieben,   mussten  ihren  Hunden  ellenlange  Knüttel  anhängen, 


156)  Vergl.  des  Verf.  Thüringisclie  Landwirlhschaft  im  16.  Jahrhundert  in  Hil- 
debrand's  Jahrbb.  f.  Nat.  u.  Stat.    Bd.  III  S.  121. 

157)  Die 'Holzordnung  des  Kurfürsten  Johann  v.  Sachsen  von  1527  verbot  das 
Hüten  in  den  Gel»auen  so  lange,  bis  der  junge  AVald  wiederum  zweier  Ellen  hoch 
gewachsen  sei.  Herz.  S.-Golh.  Staatsarcii.  Reg.  KK.  XIV.  3.  Nach  der  Holzordnung 
von  1573  sollte  kein  Gehau  unter  acht  Jahren  beirieben  werden. 

158)  Auch  das  Laubstreifeln  war  bei  einer  Strafe  bis  zu  16  Gr.  verboten. 
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widrigenfalls  sie,  da  man  in  Betreff  der  Wildfuhr  sehr  empfindlich  war, 
unnachsichtig  bestraft  werden  sollten.  Wo  nicht  die  Berechtigung  zur 
Waldweide  durch  alten  Gebrauch  —  urkundliche  Beweise  hierfür  gab 
es  kaum  —  dargethan  werden  konnte,  sollte  Hut  und  Trift  in  den 
Wäldern  streng  verboten  sein.  —  Weil  das  Geisvieh  den  Wäldern  be- 
trächtlichen Schaden  zufügte,  so  sollten  die  Ziegen  nicht  unter  den 
Heerden  in  die  Wälder  getrieben,  sondern  ausserhalb  derselben  von 
eigenen  Hirten  gehütet  werden. 

Im  Amte  Gerstungen  hatten  etliche  Gemeinden  für  die  Hutweiden 
im  Forst '^^)  eine  jährliche  Abgabe  an  Hafer  zu  entrichten,  der  mit 
dem  Namen  Forsthafer  in  den  Amtsbüchern  aufgeführt,  seit  1538  aber 
in  eine  Geldabgabe  umgewandelt  wurde  '^"). 

Noch  ist  der  Gras-  und  Weidenutzung  auf  dem  Thüringer  Walde 
zu  gedenken,  von  welcher  die  Hofhaltung  Gebrauch  machte,  indem  sie 
die  in  Heerden  von  oft  mehreren  hundert  Stücken  »im  Lande  zu  Polen 
und  in  Reussen«  erkauften  Ochsen  auf  den  Wald  treiben  und  von  dort 
je  nach  dem  Bedürfniss  in's  Hoflager  nach  Weimar  oder  Coburg  zur 
Schlachtbank  führen  liess.  Zu  diesem  Zweck  sollten  auch  die  zur  Wald- 
besichtigung Verordneten  darauf  achten,  »ob  nicht  hin  und  wieder  in 
den  Gründen  und  Thälern  mehr  Wiesen  gemacht,  eine  Anzahl  Ochsen, 
für  unsere  Hofhaltung  zu  gebrauchen,  darein  geschlagen,  geweidet  und 
erhalten,  auch  sonsten  Viehnutzung  ohne  des  Waldes  Nachtheil  ange- 
richtet werden  möchte.« 

Viele  Streitigkeiten  gab  es  über  die  Hutberechtigung  der  unter 
dem  Adel  gesessenen  Dorfschaften,  welche  von  ihren  Herren  aus  deren 
Wäldern  getrieben  und  in  die  landesherrlichen  gewiesen  wurden.  Dem 
Landesherrn  gegenüber  verfocht  der  Adel  sein  Interesse  mit  Zähigkeit 
und  meist  mit  Erfolg. 


159)  Der  gerslunger  „Forst"  war  1538  „durch  und  durch  mit  Sträuchern  und 
Dornen  bewachsen,  dass  auch  kein  Jungholz  darin  aufkommen  kann,  auch  das  alle 
verdirbt.  Da  aber  gar  ein  guter  Wieswaciis  darin  zu  machen,  der  jährlicher  Nutzung 
in  die  zwei-  oder  dreihundert  Gulden  wohl  ertragen  sollte,  so  ist  des  Jägermeisters 
und  Scliössers  Bedenken,  dass  derselbe  zu  Wieswachs  ausgethan  werde."  Herz.  S.- 
Goth.  Staalsarch.    Reg.  KK.    XIV.  8. 

160)  Die  Gemeinde  Herda  halte  bis  dahin  für  die  Hut  im  „Forst"  60  Älllr.  fuld. 
Hafer  jälirlicii  zu  Zins  in's  Amt  entrichtet,  als  ihnen  der  Schösser  die  Hut  nach  dem 
Acker,  nämlich  12  Schneeberger  (Groschen)  für  einen  jeden,  zu  verzinsen  gebot. 
Auf  ihre  Vorstellung,  dass  sie  die  Hut  nicht  als  eine  Wiese  verzinsen,  in  nassen 
Jahren  überhaupt  wenig  gebrauchen  könnten,  erhielten  sie  den  Bescheid,  dass  die 
umliegenden  Ortschaften  den  verlangten  Zins  zu  geben  bereit  wären.  Weim.  Comm. 
Arch.  Reg.  DD.  p.  252.  11.  K. 

12* 
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Contravcntioncii  gegen  das  Verbot  der  Waldhut  kamen  sehr  häufig 
vor.  Die  Strafen  waren  jedoch  nicht  aller  Orten  gleich,  indem  theils 
der  angerichtete  Schaden ,  theils  andere  Umstände  bei  Bemessung  der 
Busse  mit  in  Betracht  gezogen  wurden.  Bald  hatte  der  Schäfer  seine 
Heerdc  in's  junge  Gchau  getrieben  und  die  Ausschösslinge  (Sommer- 
latten) verbeissen  lassen,  wofür  21  —  (iO  Gr.  (=  1  Thlr.  12  Sgr.  bis 
4  Thlr.)  Busse  zu  erlegen  waren;  bald  hatte  ein  Bauer  mit  .^;einen 
Pferden  in  den  jungen  Schlägen  zu  Schaden  gehütet,  was  eine  Busse 
bis  zu  42  Gr.  {zzz  2  Thlrn.  24  Sgr.j  nach  sich  ziehen  konnte.  Für 
ihren  Hirten  musste  die  Gemeinde  einstehen. 

H.    Die   Z ei del weide. 

Eine  Nebennutzung  der  Wälder,  die  sich  am  längsten  in  Preus.>en 
und  Polen  erhalten  hat,  in  Deutschland  aber  vor  einer  umsichtigeren 
Waldwirthschaft  schon  lange  keine  Gnade  mehr  fand ,  war  im  sechs- 
zehnten Jahrhundert  die  W'aldbienenzucht,  auch  Bienenbeuten.  Bienen- 
oder Zeidelweide  genannt.  Auf  der  Lochauer  Haide  an  der  Elbe  bil- 
deten die  Waldbienenzüchter  oder  Zeidler  eine  Corporation,  welche  in 
Folge  eines  fürstlichen  Privilegiums  vom  J.  1487  auf  einem  ihnen  über- 
lassenen  Revier  die  Bienenbeuten  betrieben.  Auf  ihre  Bitte  wurde 
ihnen  im  J.  1527  durch  einen  erneuten  Bestätigungsbrief '^')  zuge- 
sichert, dass  sie  auf  dem  ihnen  angewiesenen  Revier  das  ausschliess- 
liche Recht  zu  Bienenbeuten  haben,  dass  namentlich  Geistliche,  Bürger 
und  Bauern  nicht  befugt  sein  sollten,  Beuten  zu  hauen  und  Stöcke 
aufzuziehen;  nur  »unseren  Ehrbaren«  (den  Edelleuten)  sollte  es  auf 
ihren  eigenen  Hölzern  nicht  gewehret  werden.  W^er  solches  Gebot  über- 
treten würde,  den  sollten  die  Amtleute  unnachsichtig  bestrafen.  Die 
Zeidler  sollten  überhaupt  bei  dem  alten  Herkommen  belassen  werden 
»doch  also,  dass  ihrer  keiner  soll  Holz  zu  Beutenbretern  oder  Pflöcken 
hauen,  er  bringe  es  denn  an  der  Beuten  Nutz  und  haue  das  mit  Wis- 
sen unseres  Amtmanns  oder  Schössers;  würde  es  aber  jemand  ohne 
Laub  der  Heideknechte  hauen ,  heimführen  und  zu  anderen  Dingen 
nutzen,  so  soll  ihn  unser  Amtmann  darum  strafen  und  auch  den  Zeid- 
lern  besonders  die  Buss  geben;  es  soll  auch  ihrer  keiner  mehr  denn 
sechzehn  Beuten  hauen,  sonst  soll  er  auch  von  unserem  Amtmann  be- 
straft werden.« 

Auf  dem  Thüringer  Walde  wurde  die  Waldbienenzucht  erst  im 
sechszehnten  Jahrhundert   eingeführt.     Im  J.  1569  schrieb  ^^^)  nämlich 

161)  Grossh.  S.  geh.  Staatsarchiv.  Cop.  B.  9.  fol.  443. 

162)  Wcim.  Comm.  Arch.  Reg.  DD.  p.  231  Nr.  34. 
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Job.  Wilhelm  an  den  Oberaufseher  der  Gehölze,  H.  von  Obernitz,  dass 
er  eiitschli)ssen  sei,  die  Zeidehveide  und  das  Beuten  auf  den  thüringi- 
schen Wäldern  einrichten  zu  lassen.  Da  ihm  der  Ueberbringer  des 
Briefes  als  ein  guter  Zeidler  empfohlen  sei,  so  habe  er  ihn  dazu  be- 
stellt und  angenommen ;  die  Holzknechte  sollten  ihn,  so  weit  eines  jeden 
Revier  ginge,  in  die  Gründe  und  Orte,  da  solch  Beuten  am  besten  ge- 
schehen könnte,  führen,  auch,  was  er  anders  mit  Zeichnen  der  Bäume 
und  sonst  dazu  nöthig  habe,  folgen  lassen. 

Wenige  Wochen  darauf  erfolgte  die  Verleihung  der  Bieneubeute 
auf  dem  lehestener  Walde.  —  »Wir  thun  kund  und  bekennen,  dass 
wir  Peter  Eimer,  Müller  zu  Lehesten,  die  Zeidelweide  und  Honigbeuten 
auf  dem  ganzen  Lehestener  Walde,  soviel  davon  jetzo  besessen,  erfun- 
den und  künftiger  Zeit  durch  ihn  ferner  zugerichtet  und  gemehret 
werden  mögen,  um  den  halben  Theil  alles  darin  erbaueten  und  erlang- 
ten Honigs  und  Wachses  auf  sein  Leben  lang  anstatt  und  von  wegen 
hochgedachtes  unseres  gnädigsten  Fürsten  und  Herrn  verlassen  und  ein- 
gethan  haben,  also  dass  er  der  Beuten  und  Bienen  mit  Fleiss  warten, 
auch  dieselben  von  dem  Seinen  nähren  und  halten  und  pflegen  solle.«  — 
»Was  auch  für  Bäume  im  Walde  dienlich,  die  soll  er  verplätzen  oder 
sonst  wie  gebräuchlich  zeichnen ,  auf  dass  sie  nicht  umgehauen  werden 
mögen.«  —  »Soviel  neuer  Beuten  zu  machen  von  Nöthen  und  beweis- 
lich dargethan,  zu  der  jeder  soll  dem  Beutner  zween  Groschen  zur 
Herrn  Hälfte  gegeben  werden.«  —  »Wenn  es  auch  an  gewöhnlicher 
Zeit  ist,  nach  den  Bienen  und  dem  Honig  zu  sehen,  soll  er  solches  zu- 
vor ins  Amt  Saalfeld  dem  Schösser  oder  Befehlhaber  daselbst  berichten, 
und  es  soll  ihm  Jemand  zugeordnet  werden,  der  den  Honig  und  das 
Wachs  aufs  Gleichste  mit  ihm  theile  und  was  also  zu  des  gnädigsten 
Fürsten  und  Herrn  Hälfte  fällt,  das  wird  der  Schösser  Befehl  haben 
an  den  gehörigen  Ort  zu  verschicken.«  —  »Wo  nun  befunden,  dass  er 
der  Beuten  und  Bienen,  inmassen  er  zu  thun  angelobet,  fleissig  und 
treulich  wartet,  dieselben  auch  mehren  hilft  und  nicht  zu  Verringerung 
derselben  durch  Nachlässigkeit  Ursache  giebt,  desgleichen  keinen  Vor- 
theil  noch  eigenen  Geniess,  der  auch  in  alle  Wege  bei  diesen  Dingen 
nicht  sein  soll,  an  ihm  vermerkt,  auf  den  Fall  soll  auch  durchs  Amt 
oder  den  Schulteis  zu  Lehesten  fleissig  über  ihn  gehalten  werden,  da- 
mit ihm  einiger  Einhalt,  Hinderniss,  Schade  oder  Nachtheil  zu  den 
Beuten  und  Bienen  von  anderen  Leuten  nicht  geschehen  möge.  Da 
aber  dem  zuwider  einiger  Vortheil,  Untreu  oder  Unfleiss  an  ihm  er- 
kannt würde,  so  soll  unserem  gnädigsten  Herrn  vorbehalten  sein,  in  dem 
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zu  jeder  Zeit  Veränderung  zu  machen,    ihn   des  Dienstes  zu  entsetzen 
und  in  gebührliche  Strafe  zu  nehmen.« 

Das  Jagdwesen. 
A.    Die    Jagdnutzung. 

Der  übermässige  Wildstand  war  fast  zu  alh-n  Zeiten  im  <echszehn- 
ten  Jahrhundert  ein  Gegenstand  der  Klage  nicht  blo-s  der  L'nterthanen 
(s.  Wihlschaden),  sondern  aucli  insofern  der  Forstbeamten,  als  durch 
denselben  die  Wälder  zu  keinem  rechten  Aufwuchs  kommen  konnten. 
Die  Jagdleidenschaft  der  Fürsten  übersah  selbst  den  eigenen  Nachtheil. 
Der  Landgraf  riülipi)  der  (irossmüthige  von  Hessen  empfahl  in  seinem 
Testamente  seinen  Söhnen  die  W^ildfuhr  ausdrücklich'*');  »denn  hätte 
Gott  kein  Wildpret  haben  wollen,  so  hätte  es  seine  Allmächtigkeit  nicht 
in  die  Arche  Noä  nehmen  lassen.«  Auch  Kurfürst  Joh.  Friedrich  ge- 
bot seinen  Söhnen^**),  »die  Wildfuhr  nicht  einzuziehen,  noch  engern 
zu  lassen,  sondern  dieselbe  mit  den  zeitherigen  Gerechtigkeiten,  Ge- 
wohnheiten und  Herrlichkeiten  erhalten  zu  helfen.«  Zur  Zeit,  als  die 
Wölfe  in  Thüringen  ziemlich  heimisch  waren,  namentlich  im  nordwest- 
lichen Theile  des  Thüringer  Waldes,  scheinen  diese  das  Uebermaas  des 
Wildstandes  etwas  gemässigt  zu  haben,  wenigstens  wurde  aus  der  eise- 
nacher  Gegend,  die  noch  viele  Wölfe  beherbergte,  über  den  Wildscha- 
den weniger  Beschwerde  geführt. 

Zu  den  Hauptjagdzeiten,  wie  zur  Hirsch-  und  Schweinefeist,  auch 
Schweinshatz  genannt,  fanden  sich  dann  die  fürstlichen  Herren  meist 
mit  zahlreichem  Jagdgefolge  in  den  besten  Wildfuhren  ein  und  pflegten 
Wochen  lang  der  Jagd.  Die  Jagdausbeute  gewährte  im  J.  1529  in  dem 
Ernestinischen  Thüringen  87  Hirsche,  23  St.  Wild  und  10  Rehe;  im 
Sommer  1546  103  Hirsche,  16  St.  Wild  und  4  Rehe;  im  Winter  des- 
selben Jahres  nur  in  den  Aemtern  Roda  und  Lausnitz  5  Bären,  11  Sf 
Wild,  9  hauende  Schweine,  8  Bachen,  8  Frischlinge  und  3  Rehe.  Im 
J.  1550  lieferte  die  Sommerjagd  137  Hirsche,  70  St.  Wild,  9  Rehe  und 
1  Schwein,  die  Winterjagd  10  Schweine,  91  Bachen.  77  Frischlinge,  8 
Kirche,  32  St.  Wild  und  38  Rehe  ^*^).  Unter  Friedrich  Wilhelm  wurden 
1585  in  der  gefürsteten  Grafschaft  Henneberg  nach  einem  eingesand- 
ten Verzeichniss  »gefangen  und  gepirscht«  149  Stück:  als  11  Schweine. 


163)  Vergl.  Rommel's  Landgraf  Philipp  von  Hessen.     Giessen,  1830.     I.  580. 

164)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  K.  p.  283.  Nr.  4. 

165)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  49.  Cap.  IX.  515.  b. 
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66  Bachen,  53  Frischlinge,  8  Hirsche,  7  St.  Wild  und  4  Wildkälber, 
ausserdem  nach  einem  weiteren  Verzeichniss  von  eben  daher  noch  an 
Roth-  und  Schwarzwild  148  Stück:  nämlich  18  Schweine,  19  Bachen, 
57  Frischlinge.  4  Hirsche,  19  St.  Wild  und  1  Reh^^«).  Im  J.  1590 
erlegte  Friedrich  Wilhelm  im  Hennebergischen  mit  seinem  Bruder  Johann 
in  der  Zeit  vom  26.  Aug.  bis  zum  26.  Sept.,  wie  er  es  täglich  eigen- 
Jiändig  in  seinen  Kalender  eingetragen,  484  Stück  an  Hirschen,  Thieren 
und  Rehen  und  einen  Wolf;  ferner  in  demselben  Jahre  ebendaselbst 
vom  18.  Nov.  bis  zum  19.  Dez.  251  Stück  Roth-  und  122  St.  Schwarz- 
wildpret  nebst  2  Bären. 

Als  Jägerrecht  (Schuss-  oder  Fanggeld)  wurde  bezahlt  für  einen 
Hirsch  9  Gr.  (r=z  18  Sgr.),  eben  so  viel  für  einen  Bären,  für  ein  Thier 
7  Gr.,  für  hauende  Schweine  und  Bachen  3  Gr.,  für  Frischlinge  2  Gr., 
für  Rehe  1  Gr.  '^''j.  Daneben  hatte  der  Jägermeister  die  Haut  und 
das  Unschlitt  von  den  Hirschen,  von  den  Schweinen  das  Schmeer  und 
jährlich  einen  Hirsch  und  ein  Schwein  »für  die  Essspeise«.  Die  Jäger- 
knechte erhielten  »den  Kopf  an  den  Hirschen,  Wildpret  und  Rehen,  so 
lang  oder  weit  die  Ohren  reichen ;  daraus  mögen  sie  sich  theilen«.  An 
anderen  Orten  hatten  die  Jäger  von  einem  Hirsch  oder  Wild  die  Haut, 
den  Hals,  das  Eisbein,  den  Rücken,  die  Brust  und  das  Unschlitt;  von 
Schweinen,  Bachen  und  Frischlingen  die  vier  Läufe,  den  Hochruck  und 
das  Schmeer  '^^). 

Nichts  weniger  als  unbedeutend  waren  die  Kosten  der  Jagden. 
Zur  Erhaltung  der  Salzlecken  oder  Wildsulzen  **'^)  wurden  Quantitäten 
Salz  von  6—12  Körben  zu  22—28  Gr.  (=  1  Thlr.  14—26  Sgr.),  1560 
zwei  Karren  für  4  Schock  12  Gr.  (=  16  Thlrn.  24  Sgr.)  verbraucht, 
ebenso  zum  Einsalzen  des  Roth-  und  Schwarzwildprets ,  das  in  vielen 
Fässchen  in's  Hoflager  geschickt  wurde,  wie  z.  B.  im  J.  1535  fünf  Klo- 
stergeschirre mit  einer  Zehrung  von  1  Seh.  36  Gr.  118  Fässlein  Wild- 
pret nach  Weimar  führten.  Die  Fässchen  (ä  3  Gr.)  kosteten  allein 
5  Seh.  40  Gr.  (=  22  Thlrn.  20  Sgr.)  und  im  J.  1560  die  Herstellung 


166)  Müller's  Annalen  des  sächs.  Hauses  S.  191  u.  204. 

167)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Aa.  p.  427.  2.  a.  und  Reg.  Bb.  p,  49.  Cap.  IX. 
Nr.  295. 

168)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  230.  231. 

169)  Statt  Salzlecken  kommt  auch  häufig  der  Ausdruck  Wildsaul  oder  Wildsuhl 
▼or;  denn  dass  unter  den  oft  erwähnten  Wildsuiilen  nicht  im  Walde  befindliciic  Pfützen 
oder  Ouellenbecken  zu  verstehen  sind,  geht  daraus  hervor,  dass  1545  zur  Herrich- 
tung der  „"Wildsuhle"  7  Körbe  Salz  für  2  Schock  34  Gr.  {-  8  Thlni.  10  Sgr.)  ge- 
kauft wurden. 
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von  88  neiion  Fässchon  und  das  Ziisclila^^en  und  Vorpichon  von  121 
dcrgleichon  mit  HlmIoii  u.  s.  w.  .'»  Sdi.  'U')  Gr.  Zur  Fiilterung  der  vie- 
len Hunde,  \velch(3  auf  dein  Ja^dliause  zu  Wintershausen  (Wilhelms- 
tiialj  bei  Kisenacli  theils  das  j^'anze  Jalir  hindurch  gehalten,  theils  aui" 
die  Ja{,'dzeit  von  anderen  Orten,  z.  L5.  1527  vom  Abte  zu  JJürgel,  dahin 
geliehen  worden  waren,  wurden  bedeutende  Sendungen  von  Koggen  zu 
llundebrod  und  von  Hafer  zu  'Ilundeass«  aus  den  Aemtern  ab;,a'liefert. 
Zu  diesem  Zweck  wurden  ifjH  allein  IOV4  crliirl.  Malter  (ä  l^rJ'/ei 
preuss.  Schett'el)  Koggen  und  G'/z  erf.  Mltr.  Hafer,  ein  andermal  98 
Schefl".  Hafer  und  15(iO  15  erf.  Mltr.  Koggen  nach  Winter.shausen  ge- 
schickt. In  einem  andern  Jahre  waren  sogar  3(i  erf.  Mltr.  Korn  und 
eben  so  viel  Hafer  für  die  Hunde  berechnet  worden'^").  In  der  1563 
neu  aufgerichteten  weiniaiischen  Ilofordnung  wurde  gerügt,  »dass  eine 
merkliche  Anzahl  hundert  Schefiel  Getreidichs  jährlich  auf  die  Hunde 
verrechnet,  und  würde  doch  grosser  Zweifel  getragen,  dass  eine  so 
grosse  Summe  auf  die  Hunde  aufgehen  könne«  ''^'j.  Dazu  kam  die 
kostspielige  Zchrung  für  das  Jägerpersonal  und  eine  Menge  kleinerer 
xVusgaben:  für  Stricke  zu  den  Koppeln,  an  welchen  die  Küden  geführt 
wurden,  für  Gelten,  aus  welchen  dieselben  frassen,  für  Botenlohn,  Netz- 
fuhren, Hufbeschlag,  Wagenschmiere  und  Reparaturen ,  so  dass  diess 
Alles  1544  die  Summe  von  288  Fl.  9  Gr.  {=  403  Thlrn.  24  Sgr.)  aus- 
machte. Die  Frohner  von  den  Dörfern ,  welche  beim  Jagen  thätig  ge- 
wesen waren,  erhielten  für  den  Tag  einen,  auch  zwei  Pfennige.  In 
Wildscheunen  bewahrte  man  das  Heu  auf,  mit  welchem  das  Wild  zur 
Winterzeit  gefüttert  wurde.  Auch  Wolfsbeizen  wurden  angelegt  und 
alte  Pferde  gekauft,  dass  die  Wölfe  in  der  Wildfuhr  damit  »gepfeistet« 
würden. 

Wild pretsp reise.  Ein  Hirsch  oder  ein  Stück  Wild  kostete  1561 
durchschnittlich  2V2  Fl.  (=  3V2  Thlr.),  ein  Reh  IV2  Fl.  {=  2  Thlr. 
3  Sgr.j,  1574  ein  Hirsch  4  Fl.  (=  5  Thlr.  18  Sgr.),  Bach-  und  Hau- 
schweine 3  Fl.  (4  Thlr.  6  Sgr.),  ein  Frischling  IV2  Fl.  Verkauft  wurde 
übrigens  von  der  fürstlichen  Jagdbeute  nichts,  weil  Alles  eingesalzen 
an  den  Hof  geführt  wurde;  nur  einige  Deputate  wurden  abgegeben. 

Durch  alle  diese  eben  angeführten  Kosten,  hauptsächlich  aber 
durch  die  kostspielige  Unterhaltung  eines  zahlreichen  Jagdpersonals 
war,  schon  abgesehen  von  dem  Schaden,  welchen  die  Wälder  durch  das 
Wild  erlitten,  der  Ertrag  der  fürstlichen  Jagden  ein  negativer  und  man 


170)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Bb.  p.  26.  Cap.  III  Nr.  38. 

171)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Rr.  p.  342.  Nr.  79. 
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berechnete  —  vielleicht  mit  einiger  Uebertreibung  — .  dass  Herzog 
Friedrich  Wilhelm  ein  jeder  erbeutete  Hirsch  auf  hundert  Gulden 
(140  Thlr.)  zu  stehen  komme  ^^^). 

Je  mehr  indessen  der  fürstliche  Wildstand  gepflegt  Avurde.  desto 
mehr  beuteten  die  angrenzenden  adeligen  Waldbesitzer  ihre  Jagden 
aus,  indem  sie  namentlich  an  den  Grenzen  das  Wild  weidlich  zusam- 
menschössen, ja  selbst  die  Grenzen  der  landesherrlichen  Wildfuhr  über- 
schritten. So  berichtete  der  Förster  von  Tafarts,  die  Herren  von  Uet- 
terodt  und  von  Wangenheim  fingen  gegen  Jägersbrauch  alle  Hirsche 
und  wilden  Sauen,  selbst  wenn  sie  untüchtig  seien,  hinweg.  So  hätten 
sie  an  einem  Tage  (1561)  acht  Hirsche  gefangen  und  einen  davon  sogar 
vor  dem  herzoglichen  Jagdhause  niedergestochen.  Auf  ihrer  Grenze 
behackten  sie  die  Wildbahn  wie  ein  Gartenbeet,  damit  sie  das  Wild 
spüren  könnten.  Das  geschehe  im  Winter  wie  im  Sommer,  und  jeden 
Morgen  untersuchten  sie,  ob  Wild  auf  ihr  Gebiet  gegangen  sei.  Sei  es 
nun  nicht  wieder  zurückgegangen,  so  werde  es  auch  gefangen.  Von 
Michaelis  1560  bis  Viti  (den  15.  Juni)  1561  erlegten  die  von  Uetterodt 
und  die  von  Wangenheim  einige  60  Hirsche  und  Wild,  sowie  25  Sauen, 
ohne  die  Rehe  und  das,  was  nicht  zur  Kenntniss  des  Holzförsters  ge- 
kommen war.  Der  Jägermeister  Asmus  von  Gleichen  steuerte  diesem 
Unfuge  nicht,  weil  er  mit  den  betreffenden  Personen  nahe  befreundet 
war;  der  Herzog  Job.  Friedrich  d.  M.  aber  untersagte  nicht  nur  alle 
dergleichen  Missbräuche,  sondern  verbot  auch  das  Jagen  vor  Trinitatis 
bei  100  Fl.  Strafe  (Heldburg,  2.  Sept.  1562).  Dessen  ungeachtet  han- 
delten die  von  Uetterodt  und  Wangenheim  dem  Verbote  entgegen,  und 
Job.  Friedrich  d.  M.  erkannte  ihnen  die  Strafe  von  100  Fl.  zu ''''). 

Von  der  Reiherbeize  finden  sich  nur  aus  dem  Jahre  1509  kurze 
Notizen  über  einige  Ausgaben,  z.  B.  für  Zehrung  der  Falkenersknechte, 
für  »eischerne  Zinken«,  für  Leinwand,  welche  auf  den  Wagen  über  die 
Reiher  gespannt  wurde  u.  s.  w. 

Noch  ist  der  Vogelherde  zu  gedenken,  deren  es  am  Walde,  na- 
mentlich im  Coburgischen,  sehr  viele  gab,  und  die  gegen  eine  bestimmte 
jährliche  Abgabe  »verlassen«  wurden.  Die  Pächter  mussten  eine  ge- 
wisse Anzahl  Vögel  liefern ;  was  sie  nicht  in  natura  einbrachten,  musste 


172)  Ebenso  wird  behauptet,  dass  unter  Kurfürst  August  jedes  Pfund  Wildpret, 
das  auf  die  fürstliche  Tafel  gesetzt  wurde,  auf  meiirere  „Species-Ducaten"  zu  ste- 
hen kam. 

173)  Beck,  Joh.  Friedrich  d.  Miltl.  Weimar,  1858.  I.  S.  67  f.  Haus-  u.  Staats- 
archiv zu  Gotiia.    £E.  II.    Tenneberg  2. 
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in  Geld  mit  3  Pf.  pr.  Stück  bo/ahlt  werden.    Die  Pannahme  belief  sich 
auf  8  — 10  Schock  \'öj,a'l  oder  deren  Geldeswerth. 


B.     Der  Wildschaden. 

Eine  wichtige  Angelegenheit  für  die  iMirstcn  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts war  die  Herstellung  und  Erhaltung  einer  guten  Wildfuhr, 
gegen  welche  Sorge  selbst  das  Interesse  für  den  jungen  Aufwuchs  der 
Wälder,  welcher  durch  den  zahlreichen  Wildstand  laut  öfterer  Berichte 
ausserordentlich  geschädigt  wurde,  zurücktreten  musste.  Wieviel  we- 
niger war  man  also  geneigt,  die  Klagen  der  Unterthanen  über  den  un- 
mässigen  Wildschaden  zu  berücksichtigen !  Von  einem  selbst  auch  nur 
geringfügigen  Wildschadenersatz  zeugt  kein  Bericht,  obgleich  in  Art.  XXIX 
der  S.  Ernest.  Landesordnung  vom  J.  1550  versprochen  wurde:  -Wir 
thun  uns  gnädiglich  erbieten,  welcher  hierüber  von  dem  Wiidpret  Scha- 
den leidet,  uns  solches  anzeigen  und  den  Schaden  bescheinen  wird,  dass 
wir  uns  gegen  denselbigen  gnädiglich  erzeigen  wollen.« 

Auch  die  eruestinischen  Fürsten  des  Sachsenlandes,  welche  sonst 
weit  entfernt  von  Härte  mit  Milde  und  Wohlwollen  regierten,  huldigten 
übermässiger  Jagdlust  und  gewöhnten  sich  allmählig  an  die  Klagen  der 
armen  Unterthanen ,  welche  sie  zwar  mitleidig  vernahmen .  ohne  dass 
sie  jedoch  dem  fürstlichen  Vergnügen  das  Opfer  einer  Beschränkung 
des  Wildstandes  hätten  auflegen  mögen ;  zuletzt  gewöhnten  sich  denn 
auch  die  Unterthanen ,  den  unabwendbaren  Verlust  eines  Theils  ihrer 
Ernten  mit  Resignation  zu  ertragen.  Nur  wenn  der  Wildschaden  das 
hergebrachte  gewohnte  Maass  überstieg,  erschallten  von  Neuem  laute 
Klagen.  So  im  Jahre  1548.  Nachdem  mit  der  Gefangennehmung  Joh. 
Friedrich's  des  Grossmüthigen ,  eines  grossen  Freundes  des  Waidwerks, 
und  schon  einige  Jahr  zuvor  die  Jagd  nicht  betrieben  worden  war. 
hatte  sich  der  früher  schon  gehegte  Wildstand  namentlich  in  der  Saal- 
gegend über  die  Maassen  vermehrt.  Dabei  hatte  Joh.  Friedrich  die 
stete  Sorge  um  seine  Wildfuhr  mit  in  die  Gefangenschaft  genommen, 
Hess  sich  über  dieselbe  berichten  und  hörte  mit  Entrüstung  in  Brüssel, 
wenn  die  Bauern  irgendwo  am  Thüringer  Walde  einen  Hirsch  gefangen 
und  »gefressen«  hätten,  befahl  auch,  dass  diese  »Wildpretfresserei* 
der  Bauern  gehörig  bestraft  würde  '^*).  Die  an  und  für  sich  schon 
strengen  Befehle  zur  Aufrechthaltung  der  Wildfuhr  wurden  von  dem 
Forst-  und  Jagdpersonal   durch  Härte  noch  verschärft,   wenn  dasselbe 


174)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  98. 
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den  Leuten  das  Wild  aus  den  Feldern  und  Weinbergen  nicht  einmal 
zu  verscheuchen  gestattete. 

Da  besonders  die  Aemter  im  Saalthale  von  Wildschaden  schwer 
heimgesucht  wurden,  so  wandten  sich  Pfarrer  und  Rath  zu  Jena  an 
ihren  Landesherrn  und  klagten,  dass  das  Wild  zumal  um  den  jenaischen 
Forst  die  junge  Saat  und  die  Sommerlatten  in  den  Weinbergen  abfresse 
und  was  noch  stehen  bleibe  und  reif  zu  werden  beginne,  später  vollends 
vernichte.  Mancher  arme  Mann  müsse  Aecker,  Wiesen  oder  Weinberge 
liegen  lassen ,  denn  er  dürfe  das  W^ild  nicht  einmal  scheuchen ,  auch 
spitzige  Zäune  um  die  Weinberge  würden  des  Wildes  halber  nicht  ge- 
duldet. Wirklich  war  das  Wild  allmählig  so  zahm  geworden,  dass  es 
in  Rudeln  von  15  —  20  Stücken  bei  hellem  Tage  bis  an  den  Stadt- 
graben von  Kahla  kam.  Auf  solche  Klagen  aus  den  Aemtern  Jena  und 
Kahla  verfügte  Job.  Friedrich  von  Augsburg  aus,  dass  demnächst,  weil 
in  drei  bis  vier  Jahren  das  Wild  nicht  gejagt  oder  gefangen  worden 
sei,  in  der  Hirschfeistzeit  dreissig  bis  vierzig  Stück  »doch  ohne  Schaden 
der  Wildfuhr«  gefangen  und  in's  Salz  geschlagen  werden  sollten.  Er 
versprach  auch,  aus  den  Weinbergen  bei  Jena,  Kahla  und  Saalfeld  das 
Wild  durch  seine  Jäger  mit  Hunden  in  die  Heide  jagen  zu  lassen.  Auch 
sollte  es  den  Unterthanen  gestattet  sein,  mit  »geprügelten  und  gehechsten« 
Hunden  das  Wild  von  ihrem  Grunde  zu  verscheuchen.  Die  PrügeP'^). 
welche  den  Hunden  an  den  Hals  gebunden  werden  sollten,  mussten  drei 
Schuh  lang  sein.  Weil  aber  die  »geprügelten«  Hunde  den  Weinbergen 
mehr  Schaden  thun  würden,  indem  sie  den  Wein  abstreiften  und  zer- 
rissen, so  sollte  den  Leuten  nachgelassen  werden,  die  Hunde  nur  zu 
hechsen  und  ohne  Prügel  zum  Abscheuchen  zu  gebrauchen;  »aber  dass 
nur  die  Hunde  dem  Wildpret  nicht  in  das  Gehölz  nachjagen !«  Hier- 
mit, glaubte  Joh.  Friedrich,  würden  die  Unterthanen  wohl  »gesättigt  und 
zufrieden  sein«. 

Der  Wildschaden  war  indessen  zu  einer  wahren  Landescalamität 
geworden  und  Joh.  Friedrich  erfuhr  in  Augsburg  zu  seinem  Verdruss, 
wie  die  Geistlichkeit  sich  der  unglücklichen  Unterthanen  annehme  und 
»deswegen  von  den  Prädikanten  auf  der  Kanzel  darauf  gepredigt  und 
geschrieen  werde«.  Erzürnt,  »dass  die  Bauern  von  den  Predigern  in 
unbilligen  Sachen  Beifall  haben  sollten,  wie  zur  Zeit  des  bäuerischen 
Aufruhrs  auch  geschadet,  da  jedermann  mit  seiner  Obrigkeit  alles  ge- 
mein haben  wollte« ,   gebot  er  seinem  Sohne,   den  l'iädikanten   unter- 


175)  Stieglitz,    Eigentluimsverhällnisse    an    Wald    und    .lagd,    führt    zu    §.  36 
Anm.  19  noch  andere  L,änder  an,  ivo  ähnliche  Beslimmungen  galten. 
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sagen  zu  lassscn,  die  Klaffen  der  Landleutc  ferner  anzunehmen,  indem 
solches  vor  die  Ohri^^keit  und  nicht  vor  die  Pre(ii^;er  gehtire '^'^i.  Uebri- 
gens  sollte  der  .Iü{,'ernicister  den  Ileidekncchten  b(;fehlen,  die  Leute 
nicht  mehr  zu  schlagen ,  sondern  sie  bei  N'crgehcn  zu  gebührender 
Strafe  zu  ziehen. 

In  dem  Antwortschreiben  an  seinen  \ater  bestätigte  Joh.  Friedrich 
der  Mittlere,  dass  allerdings  die  Prediger  am  Hofe,  desgleichen  in  den 
an  und  in  der  Wildfuhr  gelegenen  Städten  und  Dörfern  »auf  den  Kan- 
zeln eine  Zeit  lang  heftig  geschrieen,  wie  das  Wildpret  den  armen 
Leuten  an  ihren  Früchten  trefflichen  Schaden  zugefüget,  dass  sie  es 
nicht  scheuchen,  auch  nicht  in  ihre  eigenen  Wälder  gehen,  vielweniger 
dieselben  brauchen  dürften,  auch  die  Leute  durch  Jäger,  Forst-  und 
Ilolzknechte  übel  geschlagen  worden  wären,  und  wie  solche  Klagen  und 
Beschwerungen  der  armen  Leute  eine  Ursache  und  \'erhinderung  seien, 
dass  das  herzliche  Gebet  vieler  Christen  E.  G.  Erledigung  halben  vor 
Gottes  Ohren  nicht  kommen  könnte«. 

Die  Erinnerung  an  den  Bauernkrieg,  die  Aehnlichkeit  der  Ver- 
hältnisse, indem  die  allgemeine  Unzufriedenheit  über  die  erlittenen  Be- 
drückungen der  Bauern,  die  auch  damals  an  der  Geistlichkeit  Für- 
sprecher fanden,  dem  Aufstand  der  Bauern  vorangegangen  war,  Hess 
die  Sache  so  ernst  erscheinen,  dass  Joh.  Friedrich  der  Mittlere  alle 
seine  lläthe  mit  Zuziehung  des  obersten  Forstbeamten  zu  einer  Bera- 
thung  versammelte  und  auf  deren  Ilath  eine  Deputation  an  die  *Su- 
perattendenten« ,  Schösser  und  Käthe  der  Städte  Jena,  Kahla,  Neu- 
stadt, Arnshaugk  und  Saalfeld  entsandte,  -*>um  Erkundung  zu  nehmen, 
durch  wen  solche  Klagen  an  sie  gelangt,  wer  den  Unterthanen  das 
Wildpret  zu  scheuchen  verboten  und  welche  von  den  Jägern  und  Holz- 
knechten die  Leute  geschlagen  hätten«.  Ah  Resultat  der  Untersuchung 
stellte  sich  zwar  heraus,  dass  die  Sache  »vielleicht«  nicht  so  schlimm 
sei,  als  sie  die  Prädikanten  dargestellt  hätten,  dass  aber  der  Schade, 
den  die  Leute  vom  Wildpret  erlitten,  allerdings  gross  genug  sei;  auch 
möchten  wohl  die  Jäger  und  Forstknechte  auf  eigene  Hand  hin  weiter 
gegangen  sein,  als  die  Ordnung  vorschreibe.  Die  Versicherung  der 
abgesandten  Räthe,  dass  den  Unterthanen  das  Verscheuchen  des  Wildes 
'»mit  Hunden,  die  gehechst  oder  Kuittel  dreier  Schuh  lang  am  Halse 
haben« ,  wenn  nur  die  Hunde  nicht  bis  in  die  Heiden  jagen ,  gestattet 
sei,  vermochte  jedoch  die  aufgeregten  Gemtither  noch  nicht  zu  be- 
ruhigen ;  es  schien  daher  empfehlenswerth,  »zur  Stillung  des  Geschreis« 


176)  Comm.  Arch.  Reg.  K.  fol.  277. 
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eine  kurze  offene  Schrift  nicht  allein  an  die  Städte,  sondern  auch  an 
die  Aemter  und  Bauern  und  des  Adels  Unterthanen  abzufassen  und 
sich  darin  zu  entschuldigen ,  dass  solche  Härte  des  Landesherrn  und 
des  Jägermeistei's  Befehl  nicht  gewesen  wäre.  Auch  möge  man  die 
Jäger  und  Furstkneclite  vernehmen  und  ihnen  befehlen,  dass  sie  »mit 
den  armen  Leuten  nicht  so  geschwinde  fahren  '^^) ,  sondern  mit  des 
Jägermeisters  Vorwissen  handeln  sollten«. 

Mit  Entrüstung  schrieb  der  alte,  ehrwürdige  Kanzler  Gregorius 
Brück  von  dem  barbarischen  Gebot,  dass  die  Leute  ihre  Hunde  hechsen 
sollten  ^'^^) ,  was  doch  die  Voreltern  des  gnädigsten  Herrn  nicht  be- 
fohlen hätten,  ohne  doch  an  stattlichen  Wildfuhren  und  Wildpret  Mangel 
zu  leiden.  Jetzt  finde  man  wenig  Wildpret  auf  den  Heiden,  da  es  den 
ganzen  Tag  auf  den  Feldern  liege,  und  die  Edelleute  machten  sich 
den  grossen  Wildstand  zu  Nutze  und  jagten  an  den  Grenzen ,  so  viel 
sie  wollten.  »Das  ist  fürwahr  nichts  Anderes,  denn  eine  Strafe  Gottes 
über  solche  Anordnungen  und  Beschwerungen  der  armen  Leute.«  Diesen 
Aeusserungen  seines  Kanzlers  gegenüber  behauptete  Joh.  Friedrich  der 
Grossmüthige,  das  Hechsen  der  Hunde  sei  schon  lange  sowohl  bei 
seinen  Vorfahren  und  Vettern,  als  auch  bei  des  Herzogs  Georg  Hasen- 
jagden gebräuchlich  gewesen  und  später  nur  deswegen  unterblieben, 
weil  man  befürchtete,  wenn  die  Hunde  an  einem  Schenkel  gehechst 
würden  ^^^),  dass  alsdann  in  der  Schweinshetz  Mangel  an  Saurüden  ein- 
treten könnte.  Diese  habe  man  sonst  nach  altem  Gebrauche  bei  den 
Bauern  entnommen  und  was  übrig  geblieben,  ihnen  wieder  gegeben. 
Nachdem  aber  vor  etlichen  Jahren  »des  Muthwillens  von  den  Bauern 
zuviel  geworden«  und  eine  Dorfschaft  auf  der  Lochauischen  Heide  im 
Winter  auf  dem  Eise  neun  oder  elf  Hirsche  mit  ihren  Hunden  gefangen 
hätte,  wollte  Niemand  von  den  Bauern  solches  gethan  haben.  Auch 
in  Thüringen  seien  einige  Jahre  nach  einander  etliche  achtzig  Stück 
Wild  für  Wolfsbiss  berechnet  worden,    da  es  doch   der  Bauern  Rüden 


177)  Ein  Mann  von  Hiimmelsliain  beklagt  sich  1553,  er  habe  einen  kleinen  Gar- 
ten, der  an  der  Strasse  liege  und  die  Wildfuiir  nicht  hindere,  seit  40  Jahren  ohne 
Einrede  b  sessen  und  jetzt  sei  ihm  vom  Jägermeister  geboten  worden,  den  Acker 
fernerhin  bei  20  El.  Strafe  liegen  zu  lassen. 

178)  Fr.  Ulr.  Slisser  theilt  in  seiner  Forst-  und  Jagdhistorie  S.  209  f.  noch 
aus  dem  Jahre  1736  ein  Edict  Herzog  August's  von  Weimar  mit,  dass  den  Haus- 
und Reitenhunden  der  Schwanz,  den  Schäferbunden  die  Oliren,  den  31etzgershunden 
sowohl  Sciiwanz  als  Ohren  —  bei  Strafe  von  20  Thirn.  —  abgeschnitten  werden 
sollten. 

179)  Aehnlich  wie  das  Absensen  beim  Rothwild.  Vergl.  des  'Waidmanus  neue 
Practica  von  K.  v.  Train  S.  101. 
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mehr  als  die  Wölfe  f,'etli!in  liütteii.  Darum  habe  er  sich  veranlasst  ge- 
sehen, das  llecliseii  dci-  Hiuide  oder  dass  sie  Priigel  tragen  sollten  zu 
befehlen,  /iimal  ein  liiuid.  auch  wenn  er  ;iii  einem  lieine  gehechst  sei, 
doch  nocii  das  Wild  vj-rschciichen   könne  "^"). 

Der  ilofpredii^er  MaJ,^  Stolz  in  Weimar  hatte  sich  in  seinem  Zorn 
über  den  Forstmeister  Kuswunn  und  den  Jägermeister  Wolf  Goldacker 
zu  satyrischen  Versen  f,'ej^'en  dieselben  hinreissen  lassen  ""j.  lluswurm 
sandte  diese  'Satyrica«  an  Wolf  (joldacker,  bat,  sie  verdeutschen  zu 
lassen  und  bemerkte,  alle  Knaben  in  der  Schule  zu  Neustadt  wüssten 
sie  auswendig,  und  wenn  man  idcht  dagegen  einschritte,  ^werden  sie 
zuletzt  ganze  Bücher  von  uns  schreiben.  Aber  ohne  Befehl  will  ich 
nicht  nachlassen  und  wenn  die  Pfafi'en  noch  so  sehr  schreien  und 
schreiben«.  Mag.  Stolz  wurde  zur  Verantwortung  gezogen  und  ent- 
schuldigte sich  wegen  seines  Eifers,  da  er  nur  seines  gnädigsten  Herrn 
und  des  Landes  Wohl  im  Auge  gehabt  und  das  Unglück  der  armen 
Leute  nicht  länger  habe  mit  ansehen  können.  »Zudem  werden  E.  F.  G. 
auch  ohne  Zweifel  gnädiglich  bedenken ,  dass  dadurch  die  Wildfuhr 
nicht  gebessert,  wenn  das  Wild  seinen  Namen  verliert  und  wie  eine 
Heerde  Vieh  zahm  wird,  heraus  aus  den  Hölzern  in  die  Wiesen,  Aecker, 
Weinberge  und  Gärten  tritt,  seiner  gewöhnlichen  Speise,  die  ihm  Gott 
im  Holz  geschaöen  und  verordnet  hat,  vergisst  und  das  wegfrisst,  zer- 
tritt, zerwühlet  und  verwüstet,  das  den  Menschen  zum  Nutzen  ge- 
wachsen, vollends  auch  in  fremde  Hölzer,  weil  es  keine  Scheu  hat, 
spaziert  und  eher  von  Fremden  aufgefangen  wird ,  als  es  E.  F.  G.  ge- 
messen sollten.   So  giebt  unser  Herrgott  wenig  Segen  dazu,  dass  E.  F.  G. 


180)  Kurfürst  Ciirislian  I.  von  Sachsen  befall)  sogar,  dass  die  Leute  „allen  ihren 
Hunden,  die  sie  mit  aufs  Feld  führen,  einen  Vorderfuss  ablösen  lassen  sollten".  Vergl. 
Codex  Augusteus  P.  II.  p.  532, 

181)  In  Ruswurmium. 

Vermis  es?  an  natus  truculentis  vermibus?  anne 

Ruswurmi  fies  vermibus  esca  nialis? 
Vermis  es  et  natus  truculentis  vermibus  atque 

Ruswurmi  fies  vermibus  esca  malis. 
Pestis  es  his  oris,  Basilisco  natus  es,  atque 

Vermibus  arrosum  triste  cadaver  eris. 
In  Goldacker. 
Scilicet  aurato  nomen  tibi  ducis  ab  agro, 

Non  quod  agris  auruni  tradis,  sed  inde  rapis. 
-    Instar  et  inde  liipi  rapis  aurum ,  credila  sulcis 

Dum  sata  devastas  per  (tua  nionstra)  feras. 
At  tua  crede  mihi  laniabunt  vlscera  rursum 

Ni  resipis,  Slygiis  qui  dominautur  aquis. 
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jetzt  nicht  viel   mehr  Wildes   bekommen,   denn   zuvor,    da  es  in   den 
Hölzern  verschlossen«  ^^^). 

Aber  auch  die  Wälder  hatten  unter  der  grossen  Menge  des  Wildes 
zu  leiden  und  konnten  zu  keinem  rechten  Aufwuchs  kommen.  Im  Jahre 
1577  berichteten  Statthalter  und  Käthe  zu  Weimar  an  den  Kurfürsten 
August  von  Sachsen,  den  Vormund  der  minderjährigen  Söhne  Joh. 
Wllhelm's,  über  die  Schwierigkeit  der  ferneren  Beschaffung  des  nöthigen 
Holzes  und  über  den  Schaden,  welchen  das  W'ild  in  den  bei  Weimar 
gelegenen  Forsten  verübe,  indem  es  in  den  jungen  Gehauen  die  Sommer- 
latten abfresse,  woraus  den  Gehölzen,  die  struppig  und  unwüchsig 
blieben,  ein  augenscheinlicher  Schade  entstehe,  »wie  denn  das  Wild- 
pret  im  Ettersberge  je  länger,  je  mehr  zunimmt,  dadurch  den  armen 
Unterthanen ,  welche  Sommerzeit  Tag  und  Nacht  hüten  lassen  müssen, 
in  ihrem  Getreide  grosser  unüberwindlicher  Schade  zugefügt  wird«. 
Allein  in  seiner  Antwort  gedachte  der  Kurfürst  mit  keiner  Sylbe  des 
Schadens,  welchen  das  Wild  an  den  Wäldern  und  Getreidefeldern  ver- 
übte. So  währte  es  fort  auch  unter  der  späteren  Regierung  Friedrich 
Wilhelm's  bis  an's  Ende  des  Jahrhunderts. 

C.    Jagdfrohnen. 

Neben  dem  schweren  Wildschaden  waren  auch  die  Jagddieuste  für 
die  Bauern  eine  drückende  Last.  Durch  die  vielfachen  Klagen  und 
Beschwerden  der  Gemeinden  zieht  sich  immer  die  Behauptung  hindurch, 
dass  sie  früher  nicht  so  viel  Jagdfrohnen  hätten  leisten  müssen.  Um 
1515  wendet  sich  eine  Gemeinde  an  Friedrich  den  Weisen  mit  der 
Bitte  um  Schonung:  »Es  trifft  sich  wohl  in  der  besten  Saatzeit,  dass 
wir  fort  müssen  und  haben  eines  Theils  weit  zu  ziehen,  kommen  oft- 
mals erst  um  Mitternacht  heim  und  müssen  vor  dem  Morgen  wieder 
zur  Stelle  sein,  dass  unsere  Aecker  nicht  zur  rechten  Zeit  besäet  wer- 
den und  wir  uns  auf  die  Länge  nicht  erhalten  mögen«;.  Eben  so  be- 
schwerlich war  das  Fahren  der  Netze,  welche  mau  zur  Jagd  brauchte 
und  die  von  den  Bauern  zur  Frohne  oft  nach  entlegenen  Orten  ge- 
fahren werden  mussten.  Die  Leute  behaupteten,  man  habe  sie  erst 
»von  wegen  fürstlicher  Gnaden  mit  Bitten  ersucht«,  die  Netze  nach 
geschehener  Jagd  weiter  zu  fahren,  und  was  sie  aus  Gutwilligkeit  nicht 

182)  Joh.  Friedrich  bemerkt  über  Mag.  Stolz,  dass  er  gar  ein  gelehrter,  treflf- 
licher  und  frommer  Mann  sei,  aber  es  scheine  doch,  dass  er  eine  besondere  Er- 
bitterung gegen  Goldaciier  haben  müsse  ,  „denn  wenn  alles  das  müssle  erlogen  sein, 
was  die  Jäger  berichten  und  das  wahr,  was  die  Bauern  vorgeben,  so  wurde  mau 
wenig  Wildpret  und  Jäger  behalten''. 
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abzuschlagen  gewusst  hätten,  wäre  dann  *zu  einem  Gezwang  geworden«, 
dass  sie  denn  oft  an  drei.^sig  Netze  weit  weg  fain'en  inüssten  "*^j.  Da 
geschehe  es  wohl,  dass  ein  armer  Mann,  der  nnt  seinen  Pferden  nicht 
fahren  kann,  um  zwei  Net/c  tortzuscliatfen .  0  bis  8  Gr.  {=  12  bis 
10  Sgr.)  zahlen  müsse.  Das  Alles  hatten  die  Leute  schon  Friedrich 
dem  Weisen  vorgestellt  und  nach  dessen  Tode  seinem  Druder  und  .Nach- 
folger .loliuiui ;  ab(!r  ihre  Ditte  um  Schonung  blieb  erfolglos,  iiHlcm  der 
.lägermei^ter  seinem  lleiiii  hierüber  berichtete:  »sollte  man  die  Leute 
dieser  Veri)Hiclitung  entledigen,  so  würde  es  schwer  werden,  andere 
Leute  zu  finden,  welcJie  ums  Geld  solche  Fuhren  thun-^.  Die  Klagen 
über  das  viele  Xetzfahren  kamen  aus  verschiedenen  Gegenden.  Als 
sich  einst  eine  Gemeinde  des  Netzfahrens  geweigert  hatte,  Hess  der 
Jägermeister  drei  Ochsen  derselben  wegnehmen  und  einen  davon  schlach- 
ten und  taxiren,  um  diejenigen  damit  abzulohnen ,  welche  er  in  Eile, 
um  die  Netze  schnell  weiter  fahren  zu  lassen,  hatte  miethcn  mü.ssen. 

Die  Klagen  der  Unterthanen  wegen  der  übermässigen  Jagdfroh- 
nen  '^*)  und  der  vielen  und  oft  sehr  weiten  und  kostspieligen  Netz- 
fuhren wurden  ebensowenig  berücksichtigt,  als  ihr  Jammer  über  die 
verwüsteten  Saatfelder  das  Erbarmen   der  fürstlichen  Gebieter  erregte. 

Die  grösste  Veranlassung  zu  wohl  begründeten  Beschwerden  hatten 
die  Unterthanen  an  den  bei  den  Wolfsjagden  zu  leistenden  Frohnen. 
Thüringen  barg  nämlich  um  jene  Zeit  noch  zahlreiche  Wölfe  in  seinen 
Wäldern ,  wie  denn  allein  in  der  Umgebung  von  Eisenach  noch  in  der 
ersten  Hälfte  des  sechszehnten  Jahrhunderts  jährlich  gegen  fünfzehn  bis 
zwanzig  Wölfe  von  Holzknechten,  Bauern  und  Hirten  eingebracht  wurden. 
Für  die  Einlieferung  derselben  hatte  der  Schulteis  eine  Prämie  zu  ge- 
währen ,  welche  für  einen  alten  Wolf  ein  Viertel .  für  einen  jungen 
Wolf  ein  halb  Viertel  Roggen  betrug.  Eigentliche  Wolfsjagden  wurden 
hier  nicht  abgehalten,  wohl  aber  waren  solche  auf  der  Heide,  d.  h.  in 
den  jenseits  der  Saale  gelegenen  Forsten  zur  grossen  Last  der  Unter- 
thanen eingeführt  worden.  Ueber  diese  Neuerung  wandten  sich  die 
Dorfschaften  im  Amte  Iloda  1551  klagend  an  den  Landesherrn  *^^) : 
manche  Leute  müssten  der  Wolfsjagden  halben  weite  Wege  machen  und 
bei  20  Fl.  Pön  alles  im  Stiche  lassen  und  zur  Wolfsjagd  folgen;  das 
wäre  im  Winter  wohl  zehnmal  vorgekommen.     Ausserdem  würden  sie 


183)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  79. 

184)  Zu  Jagdfrolinen  verpflichtet  waren  nicht  nur  die  Hausbesitzer,  sondern 
auch  „die  Hausgenossen"  ;  der  Vater,  welcher  dem  Sohne  das  Haus  abgetreten  hatte, 
war  niciit  von  den  Jagdfrohnen  befreit. 

185)  Comm.  Arch.  Reg.  K.  fol.  280. 
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oft  ZU  der  Wildpret-  und  Schweinsjagd  mitten  in  der  Erntezeit  ge- 
fordert, müssten  ihr  Getreide  und  alle  Arbeit  ruhen  lassen  und  oft 
mit  dreissig  Pferden  folgen,  während  sie  früher  nicht  so  weit  zu  gehen 
und  die  Netze  nicht  so  weit  zu  fahren  gewohnt  gewesen  wären.  Sie 
seien  arme  Leute,  hätten  nur  mageren  Boden,  da  weder  Korn  noch 
Gras  so  gut  gedeihe,  wie  an  anderen  Orten,  sondern  nur  Holz,  Dorn- 
hecken, dürre  Leeden  und  unwüchsige  Wiesplätze,  auch  viele  wilde 
Thiere,  gegen  welche  sie  sich  wenig  vertheidigen  könnten.  Daher 
hätten  sie  kaum  des  lieben  Brodes  satt  und  müssten  mit  ihren  vielen 
armen  Kindlein  schier  nackend  gehen  und  viel  Noth  leiden.  Die  Kriegs- 
beschwerungen beim  Durchzuge  der  Spanier  hätten  sie  hart  betroffen 
und  ihnen  so  viel  Gefahr  und  Schaden  gebracht,  dass  Manchem  mehr 
genommen  worden  sei,  als  er  sein  Leben  lang  wieder  werde  erwerben 
können.  Dennoch  würden  sie  schwere  Dienste,  Zins  und  Frohnen  wil- 
lig und  gehorsam  leisten ,  auch  ihre  Armuth  geduldig  ertragen ,  bis  es 
der  liebe  Gott  nach  seinem  gnädigen  Willen  wende,  wenn  nur  dazu - 
nicht  die  neue  Frohne  mit  der  Wolfsjagd  aufgelegt  würde.  »Jetzo  wenn 
der  Knecht  oder  Amtsfrohner  Abends  kemmt  und  gebeut  uns  bei  einer 
Pön  mit  der  besten  Wehr  auf  zu  sein  früh  vor  Tage  und  an  dem  oder 
jenem  Ort  sich  finden  zu  lassen,  da  müssen  wir  allesammt  in  finsterer 
Nacht  auf^^'').  Mancher  hat  —  für  EFG.  züchtig  zu  sagen  —  keine 
Bein-  oder  sonst  Kleider,  weder  Schuhe,  Kappen  noch  Handschuhe,  ja 
kein  Brod  im  Hause,  laufen  also  dahin  etliche  eine  oder  anderthalb  Meilen 
und  wenn  wir  zur  Stelle  kommen,  kriegt  einer  nicht  einen  Bissen  Brod, 
hat  auch  keins  mitzunehmen,  stehen  da,  erfrieren,  hungern,  dass 
Mancher  umfallen ,  verschmachten  und  sterben  möchte ,  wenn  uns  Gott 
nicht  sonderlich  stärkte.  Wenn  man  endlich  nach  Hause  kommt,  so 
ist  nichts  da,  daran  man  sich  erquickte.  Den  andern  Tag  fordert  man 
uns  wieder  und  lässt  die  Glocken  in  der  Nacht  läuten ,  dass  das  Volk 
erschrickt.  Da  wir  damit  also  beschwert  bleiben  sollten,  so  wäre  nicht 
möglich,  dass  wir  uns  erhalten  könnten,  sondern  müssten  zum  Theil 
erfrieren,  verhungern,  verderben  oder  entlaufen.« 

Während  die  Dorfschaften  die  Antwort  auf  ihre  Beschwerdeschrift 
noch  erwarteten,  hatten  sie  auf  den  Rath  ihrer  Edelleute  bis  zur  Ent- 
scheidung der  Sache  die  Frohnen  nicht  geleistet.  Als  sie  darauf  nach 
Roda  zum  Wochenmarkt  kamen,  wurden  sie  ergriften  und  in  den  Ge- 
wahrsam gesteckt,  aus  welchem  sie  dann  flehentlich  um  Befreiung  nach- 
suchten. Auch  ihre  adeligen  Herren  baten,  dass  man  die  Leute  nicht 
mit  der  neuen  Frohne  der  Wolfsjagd  beschweren  wolle. 

186)  Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  K.  p.  280. 

XI.  13 
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Johann  Friedrich  bestritt  zunilclist  ""■).  dass  die  Wolfsjagden  jetzt 
erst  eingeführt  worden  wiiren,  die  liain.'rn  hätten  vielmehr  schon  zu 
seines  Vaters  Zeiten  zur  Wolfsjagd  auf  der  lleiile  frohnen  nuissen;  man 
habe  auch  zu  Hofe  die  IJauern  zu  dieser  Frohne  um  so  mehr  für  ver- 
ptiichtet  gclialten,  als  der  Schade,  welchen  die  Wölfe  dem  Wildpret.  so- 
wie dem  \  it'ii  und  den  Pferden  zufügten,  ein  allgemeiner  Landesschade 
wäre,  den  jeder  zu  verhindern  schuldig  sei.  Allerdings  habe  man  früher 
neben  der  Wolfsjagd  die  Wolfsgärten  gehabt,  nachdem  man  die  Wolfs- 
gruben, die  vurmals  auf  der  Heide  ül)lich  gewesen,  weil  sich  auch  Wild- 
pret darin  gefangen,  aufgegeben  hatte.  In  früherer  Zeit  habe  man  näm- 
lich die  Wölfe  in  irgeiul  einem  Gehölze  gealzt  und  sie  dann  mit  Hülfe 
der  Bauern  gejagt;  das  sei,  wie  er  sich  wohl  zu  erinnern  wisse,  wohl 
drei  oder  vier  Mal  im  Jahre  geschehen.  Das  jetzige  Jagen  auf  die 
bayerische  Art  sei  durch  Goldacker  iu\s  Land  gekommen,  indem  man 
den  Wölfen  einen  oder  zwei  Tage  nachziehe  und,  wo  sie  sich  nieder- 
lassen, sie  überfalle.  Diese  Jagd  habe  einen  weit  besseren  Erfolg  ge- 
liefert, wenn  sie  auch  grosse  Mühe  und  Arbeit  erfordere.  Er  wolle 
nicht  in  Abrede  stellen,  dass  die  Leute  nüt  viel  mehr  Frohnen  belastet 
worden  seien  denn  zuvor,  dass  ihnen  auch  das  Gehen  und  das  lange 
Stehen  in  der  Kälte  beschwerlich  sei;  es  sei  aber  auch  seit  der  Zeit 
den  Leuten  von  den  Wölfen  weniger  Schade  an  ihrem  Vieh  geschehen 
und  dieser  Ilaubthiere  im  Jahr  eine  grosse  Zahl  gefangen  worden.  Auch 
bei  Herzog  Wilhelm  von  Bayern  und  anderen  Fürsten  sei  der  Brauch 
gewesen,  wenn  Wölfe  vorhanden,  dass  dann  das  ganze  Land  habe  mit- 
helfen müssen. 

Die  Rückkehr  zu  den  früheren  Wolfsgärten,  zu  deren  Herstellung 
die  Unterthanen  ihre  Mithülfe  bereitwillig  zugesagt  hatten ,  war  dem 
alten  Herren  aus  dem  Grunde  bedenklich  *^"j,  weil  ihm  der  Überaufseher 
der  Gehölze  berichtet  hatte,  dass  zur  Anlage  eines  Wolfsgartens  bei 
Hummelshain  nach  seiner  oberflächlichen  Schätzung  bei  drittehalb  tausend 
Stämme  nöthig  wären,  lieshalb  wünschte  er  die  \Volfsjagden  mit  der 
Frohne,  zu  welcher  die  Unterthanen  doch  einmal  verpflichtet  wären, 
beizubehalten.  »Denn  dass  alle  Wölfe  auf  der  Heide  auf  so  viele 
Meilen  nach  solchen  Wolfsgärten  laufen  sollten,  dafür  können  wir's 
nicht  halten;  so  wissen  wir  auch,  dass  Wolfsgärten  wenig  thuu;  aufs 
erste  Jahr  ist's  wohl  ein  Ding,  dass  etliche  W^ölfe  gefangen  werden, 
sobald  sie  aber  das  gewahr  werden,  ist's  danach  aus«. 


187)  Schreiben  von  Augsburg  den  16.  April  1551. 

188)  Schreiben  Joli.  Friedrich's  des  Aelteren  aus  Augsburg  den  22.  Nov.  1550. 
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Forst-  und  Jagdpolizei. 

Nachdem  der  grösste  Theil  der  forstpolizeilichen  Bestimmungen  bei 
Abhandlung  der  verschiedenen  Materien' seine  Stelle  gefunden,  ist  hier 
noch  des  Holzdiebstahls  zu  gedenken.  Indem  man  gewissermassen  auf 
das  in  der  ältesten  Zeit  bestandene  Gemeingut  der  Wälder  zurückging 
und  daher  das  Waldeigenthum  anderen  Arten  des  Eigenthums  nicht 
gleichstellte,  sah  man  den  Holzdiebstahl  weit  milder  an  und  bestrafte 
den  Dieb  oder  Frevler  nicht  wegen  Diebstahls,  sondern  wegen  unbefugten, 
d.  h.  wegen  ohne  Vorwissen  und  Erlaubniss  der  Forst-  oder  Holzknechte 
geschehenen  Holzhauens.  Selbst  die  Entwendung  schon  gefällten  und 
klafterweise  aufgesetzten  Brennholzes  oder  des  Bauholzes,  wenn  es  nur 
noch  im  Walde  lag,  wurde  nur  als  »Entfremdung«  und  nicht  als  ge- 
meiner Diebstahl  bestraft '^^).  Die  Forststrafen  oder  Bussen  wurden  im 
Beisein  der  Holzknechte  und  anderer  fürstlichen  Diener  im  Amte  »er- 
teidingt« ,  d.  h.  gerichtlich  zuerkannt  und  im  Amtsbuche  verrechnet. 
Die  grösste  Strafe,  welche  das  Bussgericht  in  Eisenach  aussprach,  be- 
trug 11  Schock  {=z  44  Thlr.)  für  einen  Schäfer,  weil  er  Wald  und 
Wildfuhr  angesteckt  und  über  vier  oder  fünf  hundert  Acker  Holz  ver- 
brannt oder  verdorben  hatte.  Die  meisten  Bussen  wurden  wegen  ohne 
Wissen  und  Erlaubniss  der  Holzknechte  in  eigenem  oder  fremdem  Ge- 
hölze gehauenen  Holzes  und  wegen  unerlaubter  Waldhut  ausgesprochen. 

In  das  Jahr  1572  fällt  die  Einführung  eines  Waldzeichens.  Es 
war  nämlich  schon  seit  längerer  Zeit  bemerkt  worden,  dass  die  Käufer 
die  ihnen  angewiesenen  und  geschriebenen  Bäume  so  lange  stehen  Hessen, 
bis  der  Regen  die  Schrift  abgewischt  hatte,  worauf  sie  alsdann  die  besten 
beliebigen  Stämme,  wo  sie  wollten,  abhieben.  Nachdem  Joh.  Wilhelm 
erfahren,  dass  man  sich  in  den  kurfürstlichen  Forsten  eines  eisernen 
Waldzeichens  bediene,  schickte  er  seinen  Forstmeister  zu  Schweinitz 
nach  Arnshaugk,  dass  er  »das  eiserne  Zeichen '^^"),  wie  es  gemaclit,  mit 
Fleiss  besehen  und  alsdann  nach  demselben  eins  dergleichen,  doch  an- 
statt der  Schwerter  den  Kauteukranz,  die  Schrift  als  72  und  den  Namen 
(des  Forstmeisters)   zu  Saalfeld   machen  lassen   und  zum  Gemerk  der 

189)  Bei  Weitem  härtere  Slrnfen  wurden  in  den  ausserlhüringischen  Landes- 
tlieilen  des  Kurfür&tenlhunis  Sachsen  ausgesprochen,  wie  z.  B.  1521  ein  Bürger  aus 
Sclnniedeberg',  der  auf  der  Düben'schen  Heide  einige  Klaftern  Holz  unbefugt  gehauen 
hatte,  mit  einer  so  exorbitanten  Strafe  belegt  wurde,  dass  er  erst  auf  dem  Wege 
der  Gnade  die  Herabsetzung  derselben  auf  hundert  Gulden  (=::  140  Thlr.)  erreichte. 

190)  Das  kurfürsllicli  sächsische  Waldzeiclieii  bestand  aus  cin«=m  Kreis,  darin 
über  den  gekreuzten  Sciiwertern  die  Jahrzahl  (71)  und  unter  denselben  der  Naniens- 
zug  des  Forstmeisters  sich  befand.     Weim.  Comm.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  174. 

13* 
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Bäiiirio,  HO  künftig  angewiesen  werden,  jedoch  dass  die  Zalil  auf  ein 
jedes  -lalir  geüiidert  w(!nlc .  j^M^brauchen'^  sollte.  ''So  könnte  solchem 
Miith\vill(;ii  auch  gesteuert  weideii". 

Auch  die  Contniveutionen« gegen  die  Jagdgesetze  wurden  von  den 
Bussg(!richt(;ii  bestraft,  wo  nicht,  wie  im  Altenburgischen ,  besondere 
llegegericlite  bestanden,  welche  über  Schädigung  der  Wildfuhr  zu  er- 
kennen hatten.  Im  Altenburgisclien  Landestheile  wurde  nämlich  um's 
Jahr  1557  eine  besondere  llegegericlitsordnung  eingeführt,  zu  folge 
welcher  an  drei  bestimmten  Orten  jährlich  zweimal  ein  llegegericht  ge- 
halten werden  sollte '^^).  »In  diesem  Gericht  soll  gerügt  werden  alles 
dasjenige,  was  dem  Gehege  zuwider  oder  zu  Nachtheil  gehandelt  wird. 

I.  Soll  Niemand,  er  sei  von  Adel,  Bürger  oder  Bauer  in  den  Gehegen. 
Wäldern  oder  Büschen,  sofern  sich  unserer  gnädigen  Fürsten  und  Herreu 
Obrigkeit  und  sonderlich  das  itzt  stehende  Gehege  erstreckt,  Säue,  Rehe 
und  anderes  Ilochwildpret  fahen ,  schiessen  oder  mit  Hunden  erhctzen. 

II.  Soll  Niemand  in  solchem  Gehege  Kälber.  Frischlinge,  noch  im  Schnitt, 
Wiesen  oder  Kraut  junge  Hasen  aufheben,  auch  sonst  nicht  umbringen, 
es  sei,  durch  was  es  immer  wolle.  III.  Soll  Niemand  im  angezeigten 
Gehege  Hasen  fahen ,  schiessen ,  hetzen ,  lauschen ,  abschrecken  ,  noch 
sonst  in  keinerlei  Weise  schädlich  sein.  IV.  Soll  Niemand  mit  Hunden 
darein  reiten,  gehen  oder  ziehen,  noch  kein  Bauer,  so  in  die  Gehölze 
fahren  wird ,  Rüden  mit  sich  laufen  lassen ;  so  sollen  auch  diejenigen, 
so  in  den  Gehegen  oder  daran  wohnen,  auch  diejenigen,  deren  Hunde 
in's  Gehege  zu  laufen  pflegen,  Prügel  zweier  Ellen  lang  eine  Spanne 
vom  Halse  anbinden.  V.  Soll  kein  Bauer  oder  sonst  Niemand  Auer- 
hähne,  Fasanen,  wilde  Enten,  Gänse,  Hühner,  Trappen,  Kraniche  oder 
Reiher  schiessen  oder  fahen,  noch  desselbigen  Federwildpret  Eier  oder 
Junge  ausnehmen  oder  umbringen.  —  Wer  nun  solches  in  einem  Artikel 
überschreiten  würde,  des  soll  10  Fl.  (:=  14  Thlr.)  Strafe  dem  Amt  ver- 
fallen und  unnachlässig  eingebracht  werden.  W^elcher  auch  einen  solchen 
angiebt,  dem  soll  der  dritte  Theil  davon  folgen.  —  Es  soll  auch  ein 
jeder  fleissig  Achtung  geben  auf  diejenigen,  so  von  Fastnacht  bis  Bar- 
tholomäi  Hasen  oder  Füchse  hetzen  oder  sonst  lauschen,  abschrecken 
und  jagen  würden ,  damit  dieselben ,  so  also  vor  der  Zeit  den  armen 
Leuten  Schaden  pflegen  zuzufügen,  zu  gebührlicher  Strafe  gebracht  werden 
mögen.  Und  alles  dasjenige,  so  dermassen  wider  vorerzählte  Artikel 
gehandelt  würde,  soll  von  euch  vermittelst  eurer  Eide  und  Pflicht  von 
Dorf  zu  Dorf,   von  Personen   zu  Personen,   nachdem   ein  jeder  zu  der 


191)  Weim.  Comm.  Arcli.  Reg.  Dd.  p.  2  Nr.  7. 
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Rüge  erfordert  wird,  unverschwiegen  gertigt  und  angezeigt  werden.  Denn 
da  erfunden,  dass  einer  etwas  verschweigen  und  nicht  anzeigen  würde, 
der  soll  gleich  den  Uebertretern  auch  um  10  Fl.  (=  14  Thlr.)  gestraft 
werden«.  Während  diese  Hegegerichtsordnung,  gestützt  auf  den  etwas 
umfangreicheren  Artikel  XXIX  der  Sachs.  Ernest.  Landesordnung  von 
1556^®^),  auf  jedes  Vergehen  ohne  Unterschied  eine  Busse  von  10  Fl. 
setzt,  waren  anderwärts  in  Thüringen  die  Strafen  weit  milder.  Schäfer, 
welche  ihre  Hunde  ohne  den  vorschriftsmässigen  Knüppel  in  die  Wild- 
fuhr laufen  Hessen,  wurden  mit  20  bis  40  Gr.  (=  1  Thlr.  10  Sgr.  bis 
2  Thlr.  20  Sgr.)  gebüsst.  Einer,  der  (1529)  eine  Bleikugel  bei  sich 
getragen,  ohne  von  dem  Verbot  derselben  etwas  zu  wissen,  hatte  10  Gr. 
(=:  20  Sgr.) ;  ein  Anderer ,  welcher  in  der  Wildfuhr  Marder  gefangen, 
50  Gr.  (=:  3  Thlr.  10  Sgr.);  ein  Dritter,  der  an  die  Salzlecken  gegangen 
war,  6  Gr.  Strafe  zu  zahlen. 

Die  Forst-  oder  Holzknechte  waren  berechtigt,  die  Uebertreter  der 
forst-  und  jagdpolizeilichen  Gesetze  zu  pfänden,  und  die  Verweige- 
rung des  Pfandes,  noch  mehr  die  thätliche  Widersetzlichkeit  vermehrte 
die  Strafe  sehr  wesentlich.  So  geschah  es  nicht  selten,  dass  Schafe 
und  Lämmer,  sogar  Pferde  und  Rindvieh  gepfändet  wurden.  Das  Pfand- 
geld betrug  5  Gr.  (=:  10  Sgr.)  und  gehörte  zu  den  Accidenzien  der 
Forstbeamten,  welche  sich  »mit  dem  Pferde  ins  Amt,  dahin  sie  gehören, 
wenden  und  sonder  der  Amtleute  und  Schösser  Wissen  mit  den  Ge- 
pfändeten in  keinen  Vertrag  einlassen«  sollten.  Freilich  wurden  nur 
die  wenigsten  Pfänder  in's  Amt  abgeliefert,  vielmehr  die  Auslösung 
derselben  zum  Besten  der  Forstbeamten  ohne  Wissen  des  Schössers 
abgemacht.  Als  später  der  Jägermeister  den  Knechten  nicht  mehr  ver- 
stattete, »ihr  Pfandrecht  einzubringen«,  sondern  nur  eine  Barte  oder 
Axt,  die  nicht  über  2  bis  3  Gr.  werth  wäre,  wegzunehmen,  »dadurch 
denn  die  Leute  so  sicher  und  muthig  gemacht  werden,  dass  sie  keiner 
Pfändung  mehr  geachtet  und  grossen  Schaden  angerichtet«,  stellte  Job. 
Wilhelm  1571  die  frühere  Verordnung  wieder  her,  dass  der  Gepfändete 
zu  Erlegung  des  Pfandrechts  als  5  Gr.  angehalten  und  solch  Geld  dem 
Holzknecht,  damit  sie  zu  ihrem  Dienst  desto  tieissiger  seien  und  ge- 
naues Aufsehen  haben ,  zugestellt  werden  sollte«  '^^). 

Gegen  Jagdfrevel  schritten  die  Forstbeamten  nicht  selten  mit  grosser 
Gewaltthätigkeit  vor'^*).    Im  Jahre  1564  hatten  die  Bauern  in  Franken- 

192)  Vergl.    hierzu  auch  Art.  LXIX    der  Polizei  -   und  Landesordnung  von  1589. 
Jena. 

193J  Weim.  Conim.  Arch.  Reg.  Dd.  p.  174. 

194)  indessen  schrill  man  im  Ernestinischen  Sachsen,  wenn  aucli  die  >Vilddiebe 
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liL'iin,  einem  Dorfc  am  Thürim^^or  Walde,  ungeachtet  der  strcn|];en  Vor- 
schriften ihren  Ilirteiihiindcin  keine  Kntippel  angebunden  und  naciidem 
die  Hunde  ein  Hirschkalb  erjagt  hatten,  dasselbe  auftrchoben  und  nnt 
nach  Hause  geiionunciu.  (ileichzeitig  hatte  ein  Mann  aus  demselben 
Dürfe  eine  Schiesshut te  an  der  Salzlecke  gemacht  und  war  dabei  von 
einem  Furstknccht  ergriffen  worden.  Zur  Busse  liess  der  .lägermeister 
der  (iemeimle  sofort  sechs  Stück  Vieh  wegncluuen  und  sein  Verfahren 
wurde  vollständig  gebilligt,  als  sich  die  Gemeinde  unter  Fürsprache 
ihres  Patrons  bei  Joh.  Friedrich  dem  Mittleren  beschwerte'***). 

„peinlich"  vcrliört  wurdfii,  bei  Weilern  noch  nicht  mit  den  strengen  Strafen  ein, 
wie  sie  die  Ja^dgeselzgcbiinjj  im  Km  fürslenliium  Sachsen  gestaltete,  wo  nach  den 
Mandaten  von  1579,  1582,  1584  „die  Wildprelsbeschädiger  mit  dem  Galgen  und  da 
sie  aucli  dabei  freveln  und  rauben,  als  Slrassenräuber  bestraft  werden  sollen",  ob- 
wolil  früher  Kurfürst  August  nur  auf  den  Fall  den  Tod  gesetzt  hatte,  wenn  ein 
Wilddieb  sich  widersetzte.  Vergl.  Codex  Augusteus  P.  IF  S.  519.  523.  530. 
195)  Weim.  Comm.   Arch.  Reg.  Dd.  p.  114  Lit.  f. 
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Natioimlökonomische    Gesetzgebung    Bayerns. 

IV. 
Gesetz,  dai§  Ciewerbsweseu  betreffend 

•  vom  Januar  1868. 

I.     Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Alle  Staatsangehörigen  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  und 
des  Glaubensbekenntnisses  sind  zum  Betriebe  von  Gewerben  im  ganzen  Um- 
fange des  Königreiches  berechtigt. 

In  dieser  Berechtigung  liegt  insbesondere  die  Befugniss ,  verschieden- 
artige Geschäfte  gleichzeitig  an  mehreren  Orten  und  in  mehreren  Lokalitäten 
desselbigen  Ortes  zu  betreiben,  von  einem  Gewerbe  zum  andern  überzugehen, 
ein  Geschäft  auf  den  Bereich  anderer  Gewerbe  auszudehnen  und  Hilfspersonen 
aus  verschiedenartigen  Gewerbszweigen  in  beliebiger  Anzahl  in  und  ausser 
dem   Hause   zu   beschäftigen. 

Art.  2.  Die  Gewerbsbefugnisse  eines  Inländers  kommen  auch  den  An- 
gehörigen  anderer  Staaten   zu. 

Die  Regierung  ist  befugt,  von  dieser  Bestimmung  eine  Ausnahme  in  Be- 
zug auf  die  Angehörigen  jener  Staaten  eintreten  zu  lassen  ,  deren  Gewerbe- 
Gesetzgebungen  in  wesentlichen  Punkten  von  den  Grundsätzen  dieses  Ge- 
setzes in  beschränkender  Weise  abweichen. 

Aktien- Gesellschaften  ,  Commandit- Gesellschaften  auf  Aktien  und  andere 
Erwerbsgesellschaften  des  Auslandes  dürfen,  soferne  nicht  durch  Staatsver- 
träge ein  Anderes  festgesetzt  ist,  nur  mit  staatlicher  Genehmigung  in  Bayern 
Gewerbe  treiben. 

Art.  3.  Die  gesetzlichen  Vorschriften  über  den  Aufenthalt  ausserhalb 
der  Heimatgemeinde  kommen   neben   diesem   Gesetze  zur  Anwendung. 

Art.  4.  Die  aus  Standes-  und  Dienstesvorschriften  und  aus  dem  bürger- 
lichen Rechte  fliessenden  Beschränkungen  des  freien  Gewerbsbetriebes  erleiden 
durch  das  gegenwärtige  Gesetz  keine  Abänderung. 

Art.  5.  Jeder  Gewerbetreibende  ist  in  der  Anlage,  den  Einrichtungen 
und  dem  Betriebe  seines  Geschäftes,  dann  rücksichtlich  der  Steuern  und  Ab- 
gaben allen  in  der  Landesgesetzgebung  begründeten  Beschränkungen  und 
Vorschriften   unterworfen. 


*)  Durch  ein  Versehen  ist  im  1.  Heft  dieses  Bandes  S.  52  bei  .Mitlheilung  der 
Gesetze  betr.  die  Schuldhaft,  die  Genossenschaften,  die  stehenden  Gewerbe  im  nord- 
deutschen Blinde  die  Ueberschrift :  „Natioiialökonomisrhe  Grspl/pcbunä:  des  Nord- 
deutschen  Bundes"  lortijelassen  worden.     Dieselbe  sei  hiermit  nacligetragen. 
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Art.  6.  Wer  in  einer  Gemcindi;  ein  nencs  Gewerbe  anfanel ,  oder 
seinen  Ge.scliän.sbelricl»  in  einer  Weise  ändert,  welche  «esel/.iicli  eine  Sleuer- 
erlKihiiii«  zur  Folfr,.  |,i,t^  ,^i  ^^^^^.^^  „|,„j.  voransf^eirunircne  Aurfi.rderuiie  <^e- 
liallcn  ,  hievon  vor  He^rinn  der  (ieselialtsausühun»?  bei  der  einschläj^igcn  Ge- 
meindebehörde Anzeige  zu  machen  nnd  zuirleich  die  für  die  Anlage  der  Ge- 
werbesteuer gesetzlich   vorgeschriebene   Krklürung  abzugeben. 

Ist  das  Gewerbe  nach  den  folgenden  Artikeln  von  einer  (^oneession, 
amtlicjien  Bestellung  oder  polizeiliclicn  IJcwilliirniig  ahhiiriffig.  so  hat  der 
Gewerbelreibende   bei  jener  Anmeldung   die   bezuyliclie   l'rkunde   vorzuzeigen. 

lieber  die   Aiiincldiirig   wird   eine    Bescheinigung   erlheilt. 

Die  Bcstimnmiigen  über  die  Führung  der  gemeindlichen  Anmelderegister, 
sowie  über  die  Mitlheilung  der  Gewerbs-Zu  -  und  Abgänge  an  die  Gew  erbs- 
polizei-  und   die   Finanzbehörde  bleiben   der  Vollzutrsvorschrift  überlassen. 

Art.  7.  Die  dingliche  Kigenschaft  der  zu  Hecht  bestehenden  realen 
und  radizirlen    Gewerbe   bleibt   unverändert. 

In  realer  oder  radizirter  filigenschaft  dürfen  keine  Gewerbe  mehr  ver- 
liehen werden. 

II.     Concessionspflicht. 

Art.   8.      Nur  auf  Grund   einer  Concession   dürfen   betrieben   werden: 

1)  Privat -Eisenbahn-  und  DampfschilTfahrts  -  Unternehmungen  ; 

2)  Privat -Unternehmungen  von  Creditcassen   und   Bankanstalten; 

3)  das  Apotheker-Gewerbe,  die  Bereitung  von  Gift  oder  Arzneien,  deren 
Verkauf  beschränkenden  Verordnungen  unterliegt,  sowie  der  Handel 
mit  diesen  Waaren; 

4)  die  Gast-  und  Schenkwirthschaft,  dann  der  Kleinhandel  mit  geistigen 
Getränken  in  den   Landestheilen  diesseits  des  Rheins; 

5)  das   Trödlergewerbe; 

6)  die  Commissions-  und   Anfragebureaus. 

Bewerber  um  die  Concession  zum  Betriebe  eines  der  unter  Ziffer  3  auf- 
geführten Gewerbe  haben  eine  Prüfung  über  den  Besitz  der  erforderlichen 
persönlichen  Befähigung  abzulegen.  Von  dieser  Prüfung  kann  bei  Individuen, 
deren  Befähigung  anderweitig  feststeht,   Umgang  genommen  werden. 

Art.  9.  Von  der  Regel  des  Art.  8  treten  folgende  Ausnahmen  ein, 
und  zwar  in  Bezug  auf  die 

a)  iMedizinal-Gewerbe: 
Die   Verordnungen    über    die    Hand  -  Apotheken    wie    über    den    Verkauf 
von    kosmetischen    oder    Geheimmitteln    werden    durch    die    Bestimmung    des 
Artikels  8  nicht  berührt. 

b)  Wirthschafts-Gewerbe: 
1)  Der  Ausschank  des  eigenen  Erzeugnisses  bleibt  den  Brauern  in  einem 
hiefür  bezeichneten  Lokale  und  auf  ihren  Lagerkellern ,  desgleichen 
nach  Massgabe  des  örtlichen  Herkommens  und  der  ortspolizeilichen 
Vorschriften  den  schenkberechtigten  Communbräuern  und  Weinbauern 
gestattet. 

Sämmtliche  genannte  Gewerbtreibende  unterliegen  hiebei  den  durch 
Gesetze  und  Verordnungen  festgestellten  Verpflichtungen  der  Inhaber 
von  Wirthschaftsgewerben. 
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2)  Apotheker  haben  das  Recht,  in  Verbindung  mit  ihrem  Gewerbe  jene 
geistigen  Getränke  im  Kleinen  zu  verkaufen,  zu  deren  Führung  sie 
nach  der   Pharmakopoe  verpflichtet  sind. 

3)  Ob  und  in  wieweit  die  Inhaber  von  Conditoreien  sich  mit  der  Verleit- 
gabe geistiger  Getränke  befassen  dürfen,  bleibt  oberpolizeilicher  Rege- 
lung vorbehalten. 

4)  Innerhalb  der  Kasernen,  der  Lagerplätze  bei  militärischen  Jlanövern 
sowie  auf  3Iärschen  dürfen  die  von  den  Militärbehörden,  —  in 
den  Bahnhöfen,  Stations-  und  Haltplätzen  die  von  der  einschlägigen 
Bahnbehörde,  —  auf  den  Schiffen  die  von  den  Unternehmern  auf- 
gestellten Personen   Getränke   ausschenken   und   Speisen   verabreichen. 

5)  Kostreicher  öffentlicher  Anstalten  dürfen  an  die  Angehörigen  der  An- 
stalt nach  den  Bestimmungen  der  Aufsichtsbehörde  Speisen  und  Ge- 
tränke abgeben. 

6)  Das  Halten  von  Privatkosttischen  sowie  die  Verabreichung  von  Speisen 
über  die  Gasse,  ohne  Abgabe  von  Getränken  ist  ohne  besondere  Er- 
laubniss  gestattet. 

Art.  10.  Ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  und  Bedingungen* 
die  Errichtung  von  Filial- Gewerben  oder  ein  vorübergehender  Gewerbsbetrieb 
ohne  Concession  Platz  greifen  kann ,  bleibt  dem  Ermessen  der  zuständigen 
Behörde  überlassen. 

Art.   11.     Jede  Concession  ist  persönlich. 

An  Corporationen,  Aktiengesellschaften,  Commanditgesellschaften  auf 
Aktien  und  andere  Erwerbsgesellschaften  findet  die  Concessionsverleihung  nur 
auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  statt. 

Inhabern  von  realen  und  radizirten  Gewerben  darf,  soferne  dieselben 
den  vorgeschriebenen  persönlichen  Voraussetzungen  genügen,  die  zur  Aus- 
übung des  Gewerbes   erforderliche  Concession   nicht  verweigert  werden. 

Reale  oder  radizirte  Gewerbe  können  durch  Stellvertreter  ausgeübt  oder 
verpachtet  werden. 

Stellvertreter  oder  Pächter  müssen  die  für  den  selbstständigen  Betrieb 
des  betreffenden  Gewerbes  nöthigen  Eigenschaften  haben ,  und  der  Behörde, 
welcher  die  Concessionsverleihung  zusteht ,  zur  Genehmigung  angezeigt 
werden. 

Diese  Behörde  hat  auch  zu  bestimmen,  inwiefern  bei  einem  persön- 
lichen Gewerbe  Stellvertretung  oder  Verpachtung  zulässig  ist. 

Art.   12.     Die  Concession  erlischt: 

1)  wenn  innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Ertheilung  oder  nach  dem  in 
der  Concessions- Urkunde  für  die  Ausführung  etwa  bestimmten  späteren 
Zeitpunkte  die  Ausübung  nicht  begonnen  oder  eine  Fristverlängerung 
nicht  ausgewirkt  worden  ist,  oder  wenn  der  Betrieb  länger  als  zwei 
Jahre  eingestellt  wird; 

2)  durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  sie  ertheilt  worden  ist  (Art.  11 
Abs.   2); 

3)  durch   Verzicht; 

4)  durch  Auflösung  der  Gesellschaft; 

5)  durch   den  Verlust  des   realen  oder  radizirten   Rechtes ;   endlich 

6)  durch   den   Tod    des   Berechtigten. 
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H'ür  Hechnung  der  VVittwtMi  darC  jedoch  das  Gewerbr  auf  (Jrund  der 
allen  Coiicession  forlüclnlirl  werden;  wenn  die  Naiiir  des  Gewerl)t's  es  er- 
fordert,  ist  ein  befüliiffter   Stellvertreter   auf/iistellen. 

Die  Concession  kann  ;iiil  bestinimte  Zeit  eingestellt  oder  ganz  /.urürk- 
gezogen  werden  : 

1)  wenn  die  Unrichtigkeit  der  Angaben,  auf  deren  (Jrund  hin  die  Con- 
cession  erllu^ill    worden    ist,   dargethan    wird; 

2)  im  Falle  des  Art.  H  ZilV.  1,  2  und  0,  wenn  der  Inhalier  den  Con- 
cessionsbedingnngen  ganz  oder  (lieilweise  nicht  nachgekommen,  und 
deshalb   wiederholt    amtlich    verwarnt   worden    ist; 

3)  in    den    Fallen    des   Art.    29. 

III.    Erforderniss  amtlicher  Bestellung  oder  polizeilicher  Bewilligung. 

Art.  13.  Fiir  die  Handelsmakler  (Sensale)  bleiben  die  bestehenden 
gesetzlichen    Bestimmungen  in   Kraft. 

Art.  14.  Die  Geschälte  der  Krahnen-  und  Aichmeister  dürfen  nur 
von  denjenigen  Personen  betrieben  werden,  welche  von  der  zuständigen  Be- 
'hördc  hiezu  bestellt  sind. 

Bezüglich  der  Vornahme  von  Abschätzungen  und  Versteigerungen  ver- 
bleibt   es  bei   den  bestehenden   Gesetzen. 

Art.  15.  Die  Regelung  der  Verhältnisse  der  Kaminkehrer  und  der 
Wasenmeister  wird    der  Verordnung  vorbehalten. 

Art.  16.  Die  Bestimmungen  des  Polizeigesetzbuchs  über  Auswan- 
derungsgeschäfte und  Auswanderungsagenturen,  über  Schau-  und  Vorstellungen, 
ßadanstalten ,  Brand-  und  sonstige  Versicherungs- Anstalten ,  Leihgeschäfte, 
über  die  im  öffentlichen  Interesse  für  bestimmte  Dienstleistungen  besonders 
aufgestellten  Personen  und  über  die  Gesindeverdinger  erleiden  durch  das  gegen- 
wärtige  Gesetz  keine   Abänderung. 

Personen,  welche  aus  der  Errichtung  von  Renten-  und  ähnlichen  Kassen 
ein  Gewerbe  machen ,  bleiben  den  für  diese  Unternehmungen  bestehenden 
gesetzlichen   Bestimmungen   unterworfen. 

Art.  17.  Das  Gewerbe  der  Personen,  welche  sich  mit  der  Vertilgung 
von  Ungeziefer  befassen ,  darf  nur  auf  Grund  einer  polizeilichen  Erlaubniss 
betrieben  werden. 

Art.  18.  Ueber  die  Befugniss  zum  Betriebe  der  Segel-,  Ruder-  und 
Kleinschifffahrt,  der  Flösserei  und  des  Gewerbes  der  Schiffs-  und  Flossführer 
entscheiden  die  einschlägigen  Staats -Verträge,  Schifffahrts  - ,  Canal  -  und 
Flossordnungen. 

In  Ansehung  der  Ueberfahrts- Anstalten  über  öffentliche  Flüsse  mittelst 
Fähren,  Nähen  (Prahmen)  oder  fliegender  Brücken  behält  es  bei  den  bestehen- 
den  gesetzlichen   Bestimmungen   sein  Bewenden. 

Art.  19.  Die  Regelung  des  Salzhandels  und  des  Handels  mit  Malz 
ist  Gegenstand  der  Verordnung. 

IV.     Gewerbebetrieb  im  Umherziehen.     Hausirhandel. 

Art.  20.  Die  Befugnisse  der  Handelsreisenden  zum  Aufsuchen  von 
Waarenbestellungen  mit  und  ohne  3Iuster  sind  nach  den  bezüglichen  Staats- 
verträgen  und  gesetzlichen   Bestimmungen   zu   beurtheilen. 
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Art.  21.  Der  Gewerbebetrieb  solcher  Personen,  welche  nur  vorüber- 
gehend und  ausser  dem  Mess-  und  Marktverkehr  an  einem  Orte  Verkaufslo- 
kale zum  Absatz  von  Waaren  unterhalten  (soo-.  Wanderlager),  ist  von  der 
ortspolizeiliciien   Bewilligung   abhängig. 

Für  diese  Bewilligung  darf  eine  Abgabe  zur  Genieindekasse  erhoben 
werden,  deren  Regelung  durch  >  erordnung  festgestellt  werden  kann. 

Art.  22.  Der  Aufkauf  von  Waaren,  die  Verrichtung  gewerblicher  Ar- 
beiten ,  sowie  das  Aufsuchen  von  Arbeitsbestellungen  im  Umherziehen  kann 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Polizeistrafgesetzbuchs  Art.  209  Abs.  2 
aus  Gründen  der  Sicherheits-  und  Sittenpolizei  im  Verordnungswege  von 
einer  polizeilichen   Erlaubniss  abhängig  gemacht  werden. 

Art.  23.  Der  Hausirhandel  wird  durch  Verordnung  geregell.  Die  Hausir- 
scheine werden  je  auf  ein  Jahr  ausgefertigt.  Die  Regierung  ist  ermächtigt, 
für  die  Ausfertigung  eines  Hausirscheines  eine  Abgabe  im  Maximalbetrage  von 
sechsunddreissig  Gulden  erheben   zu  lassen. 

Das  Einkommen  aus  diesen  Abgaben  wird  für  den  gewerblichen  Unter- 
richt   verwendet. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Betreff  des  Hausirhandels  innerhalb 
des  Zollgrenzbezirkes    werden  durch    das  gegenwärtige  Gesetz   nicht  berührt. 

Für  das  Hausiren  mit  Schriften ,  sowie  das  Hausiren  mit  verkäuflichen 
Lebensmitteln  und  sonstigen  Gegenständen  des  gewöhnlichen  Wochenmarkts- 
Verkehrs  sind  die  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  massgebend. 

Art.  24.  Die  Einführung  neuer  Messen  und  Märkte  bleibt  von  der  Ge- 
nehmigung der  Regierung  abhängig. 

V.     Gewerbliche  Verbindungen. 

Art.  25.  Die  Gewerbetreibenden  haben,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
des  Vereins  -  Gesetzes ,  das  Recht,  zur  Förderung  gemeinsamer  gewerblicher 
Interessen  freie  Vereine  zu  bilden. 

Dergleichen  Vereine  verwalten  ihre  Angelegenheiten  selbständig  und 
erlangen,  wenn  sie  die  Bestätigung  ihrer  Satzungen  von  Seite  der  Regierung 
erwirken ,  die  juristische  Persönlichkeit. 

Art.  26.  Die  bisherigen  Gewerbs- Vereine  —  Innungen  —  sind  auf- 
gehoben. 

Ueber  die  Verwendung  des  nach  Berichtigung  der  Schulden  übrig  blei- 
benden Vermögens  haben,  unbeschadet  etwaiger  privatrechtlicher  Ansprüche, 
die  bisherigen  Vereinsgenossen  in  einer  von  der  Gewerbsbehörde  zu  be- 
rufenden Versammlung  einen  Beschluss  zu  fassen,  welcher  zu  seiner  Giltig- 
kejt  der  absoluten   Stimmenmehrheit  der  Erschienenen  bedarf. 

Die  an  einzelne  Gewerbs-Vereine  nach  dem  Gesetze  vom  12.  31ai  1848, 
die  Aufnahme  eines  Anlehens  betr. ,  und  nach  §  41  Ziffer  3  des  Landtags- 
Abschiedes  vom  25.  Juli  1850  als  unangreifbare  Stammkapitalien  bewilligten 
Fonds  sind  zunächst  nach  den  bei  der  Verleihung  gelr'»ll>,nen  Bestimmungen 
zu  behandeln,  dürfen  aber  in  keinem  Falle  zur  Vertheilung  unter  die  Mit- 
glieder des  Vereines  gelangen. 

Zur  Zahlung  der  durch  das  Vermögen  nicht  eedockten  Schulden  sind, 
soweit    nicht    die   Bestimmungen    der  Vereinssatzungen   oder  besonderen  Ver- 
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trä^c  Mass  geben  ,  die  an  ficni  Tiij;«'  ,  an  welclicni  uf^Kt^nwartieps  Gesetz  ins 
l,('l)t;n  tritt,  vorliandciu  ii  Vcrcin.NMiitiiliLMk'r  zu  ulciclien  ArilliüiiiMi  vcrpilichlet. 
Art.  27.  Die  Bcstiniiiiuiiin'ii  iilter  die  (icwcrbe-,  Fabrik-  und  Handels- 
ralhe ,  dann  iilier  die  (ieMerl)e-  und  HandeLskaminern  bleiben  der  Ke|^icTun(( 
vorbeliallen. 

VI.     Strafbestimmungen. 

Art.  28.  ZuNviderliaiidhuiRen  {iet,rcn  dieses  Gesetz  und  ((cijen  die  auf 
Grund  des.solben  erlassenen  Verordnungen,  ober-  und  ortspolizeilieben  Vor- 
schriften werden  ,  soweit  nicht  in  den  StraCjiesetzen  bereits  massgebende  ße- 
stininiungen  enthalten  sind,  als  rolizci-Uebertretungen  an  Geld  bis  zu  fünf- 
zig Gulden   und   im   ntickfalic   bis    zu  hundert  Gulden   bestraft. 

Art.  29.  Wird  eines  der  im  Art.  8  benannten  Gewerbe  zu  einer  Hand- 
lung missbraucht,  welche  als  Verbrechen  oder  Vergehen  strafbar  ist,  so  sind 
die  Strafgericlite  befugt,  neben  der  gesetzlichen  .Strafe  auszusprechen,  dass 
dem  Verurthcilten  die  Berechtigung  zum  selbststiindigen  Betrieb  des  betref- 
fenden  Gewerbes  entzogen   werden   kann. 

Liegt  ein  solcher  Ausspruch  vor,  so  kann  die  zuständige  Gewerbspolizei- 
behörde innerhalb  dreier  Monate  nach  eingetretener  Hechtskraft  des  Straf- 
urtheils  den  selbstständigen  Gewerbsbetrieb  auf  die  Dauer  von  höchstens  3 
.fahren  untersagen. 

VII.     Zuständigkeit  und  Verfahren. 

Art.  30.  Die  Zuständigkeit  und  das  Verfahren  bei  Ertheilung,  Ein- 
ziehung und  zeitweiliger  Einstellung  gewerblicher  Concessionen  wird  vor- 
behaltlich der  Bestimmungen  des  folgenden  Artikels  durch  Verordnungen  fest- 
gesetzt, die  sich  auch  auf  den  Umfang  des  betreffenden  Gewerbes  und  die 
mit  demselben  verbundenen  Rechte   und  Verpflichtungen   zu  erstrecken   haben. 

Art.  31.  Gegen  Beschlüsse  der  ersten  Instanz  in  Gewerbspolizei-Sachen 
können  die  Betheiligten  bei  der  nächst  höheren  Verwaltungsstelle  Beschwerde 
führen,  vorbehaltlich  dessen,  was  das  Gesetz  über  Errichtung  eines  Ver- 
waltungsgerichtshofes bestimmt. 

Die  Beschwerden  sind  binnen  einer  vierzehntägigen  Frist  bei  der  ersten 
Instanz  schriftlich  einzureichen  oder  zu   Protokoll  zu  geben. 

Alle  nach  Abschnitt  II  und  VI  bei  den  Kreisverwaltungsstellen  zu  er- 
lassenden Beschlüsse  sind  auf  Grund  collegialer  Berathung  zu  fassen. 

Vm.     Grenze  und  Umfang  des  Gesetzes. 

Art.  32.  Das  Münz-,  Post-,  Salinen-  und  Salpeterregale,  sowie  die 
Bestimmungen  über  Perlfischerei  und  Goldwäscherei  erleiden  durch  das  gegen- 
wärtige  Gesetz  keinen   Abbruch. 

Auch  findet  dasselbe  keine  Anwendung  auf: 

1)  das  Telegraphenwesen; 

2)  den  Handel  mit  Stempelpapier; 

3)  Gewerbsunternehmungen   einer  der   Hofhaltungen   des  königl.   Hauses; 

4)  Gewerbsunternehmungen  ,  die  als  Staatsanstalten   betrieben  werden,  mit 
Einschluss  der  3Iilitär-Etablissements  und  des  bei  den  Heeresabtheilungen 
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für  militärische  Bedürfnisse  stattfindenden  Gewerbsbetriebes  durch  Militär- 
angehörige ; 

5)  die  gewerblichen  Arbeiten  öffentlicher  Unterrichts- ,  Erziehungs- ,  Ar- 
men-,  Straf-   und  Polizei  -  Anstalten  ; 

6)  die  Lohnarbeit; 

7)  die  weiblichen  Haus-  und  Handarbeiten,  falls  diese  Beschäftigungen 
ohne  Gehilfen ,  offenen  Laden  und  ohne  öffentliche  Ankündigung  be- 
trieben werden ; 

8)  die  sogenannten  Haus- Industrie -Gewerbe ,  soweit  solche  durch  die 
eigenen  Familienmitglieder  und  nur  gegen  Lohn  für  einen  Unternehmer 
ausgeübt  werden  ; 

9)  die  Anwaltschaft,  das  Notariat: 

10)  die  Heilkunde,  einschliesslich  des  Wundarzneidienstes,  der  Zahnheil- 
kunde, der  Geburtshilfe,  des  Veterinärwesens  und  der  Eröffnung  von 
Heilanstalten; 

11)  den  Privat- Unterricht  und  die  Privat-Bildungs-Anstalten  einschliesslich 
der  auf  Erziehung  und  Pflege  gerichteten  Erwerbszweige ; 

12)  die  schriftstellerische  Thätigkeit  und  die  Ausübung  der  schönen  Künste; 

13)  den  Hof-,  Staats-,  Militär-,  Kirchengemeinde-  und  Stiftungsdienst 
und    den    auf  einem    laufenden   Dienstvertrage  beruhenden  Privatdienst; 

14)  die  Land-  und  Forstwirthschaft ,  die  Jagd  und  Fischerei,  den  Bergbau, 
soweit  sich  diese  Bescliäftigungen  auf  die  Gewinnung  der  bezüglichen 
Produkte  und  deren  partienweisen  Verkauf  beschränken,  die  Ausübung 
des  Privatbeschälgeschäftes  und  die  Verwendung  von  Zuchtstieren  zur 
Zucht. 

IX.     Schlussbestimmuugen. 

Art.  33.  Die  nach  den  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  erworbenen 
persönlichen  Gewerbe-,  Fabriks-  und  Handels-Berechtigungen  bleiben  bis  zu 
ihrem  Ablauf  in  Giltigkeit,  und  es  stehen  deren  Inhabern  auch  alle  jene  aus- 
gedehnteren Rechte  zu,  welche  das  gegenwärtige  Gesetz  mit  dem  Betriebe 
eines   Gewerbes  verbindet. 

Wer  auf  Grund  der  bisher  giltigen  Bestimmungen  ohne  Concession  ein 
Gewerbe  betreibt,  welches  durch  gegenwärtiges  Gesetz  als  concessionspflichtig 
erklärt  ist,  hat  bei  Vermeidung  der  Einziehung  seines  Gewerbes  innerhalb 
drei  Monaten  vom  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  an  eine  Con- 
cession zu  erwirken,  die  ihm  nicht  verweigert  werden  darf,  wenn  er  bis- 
her sein   Gewerbe  ordnungsmässig  ausgeübt  hat. 

Art.  34.  Gegenwärtiges  durch  das  Gesetzblatt  und  das  Kreisamtsblatt 
der  Pfalz  zu  verkündende  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Mai  1868  für  den  ganzen 
Umfang  des  Königreichs   in  Wirksamkeit. 

Vom  gleichen  Tage  an  sind  die  Grundbestimmungen  fur  das  Gewerbs- 
wesen vom  11.  September  1825,  mit  Ausnahme  der  Art.  9  und  II  Abs.  H 
derselben ,  sowie  die  bislier  in  der  Pfalz  bestandenen  Gesetze  über  Buch- 
druckereien und  Bucliiiandel  (Dekret  vom  5.  Februar  1810),  über  den  Handel 
mit  Gift  und  Arzneiwaaren  und  das  Apothekerwesen  (Verordnung  des  mitlel- 
rheinischeu  General-Gouverneurs  vom  5./7.  Mai  1814,  Verordnung  vom  12. 
August  1818,  Gesetz  vom  21.  Germinal  des  Jahres  XI,   Gesetz  vom  25.  Ther- 
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midur  des  Jahres  \l),  iiber  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Pul- 
ver (G(!>et/,  vom  13.  Fruttidor  V  iitid  (leselz  vom  23.  Pluviose  XIII),  über 
die  Aulatre  der  Oelen,  Schmieden  und  Gewerke  (W .  und  V.  Abschnilt  des 
Gesetzes  vom  21.  April  1810),  Irrncr  Artikel  67  des  Gesct/,<'s  vom  1.  Juli 
1856,  die  Gevverbstciicr  liclrcllftid.  (uirllitli  alle  dem  ifetfenw artigen  Gesetze 
enlycet'iisleliendeii  Bestiiiiniiin^'cn  iiltcrcir  Gesetze  und  \  erordniineen  über  das 
(lewerbswesen    niirüeboben. 

Art.  35.  Bis  zum  Kriass  einer  neuen  Gemi'indeordnunir  hat  der  Ge- 
werbetreibende vom  Tajre  der  Anmeldung-  zum  Gewerbsbetriebe  an  nach  dem 
Massstabe  seiner  Gewerbesteuer  zu  den  Gemeindelasten  jener  Gemeinde  bei- 
zutragen ,   in    welcher   er  das    Gewerbe   ausübt. 


V. 
Gesetz  über  Hoiiiiath,  Vereholichiinsr  und  Aufenthalt 

vom  16.  April  1868. 

Tit.    1. 
Von  der  Heimath. 

U  rspr  ü  ni^  liehe   Heimath. 

Art.  1.  Jeder  Angehörige  des  bayerischen  Staats  hat  seine  ursprüng- 
liche Heimath  in  jener  politischen  Gemeinde,  in  welcher  seine  Eltern  heimath- 
berechtigt  waren. 

Bei  ehelichen  Kindern  entscheidet  die  Heimath  des  Vaters,  bei  ausser- 
ehelichen   die  Heimath   der  Mutter. 

Den  ehelichen  Kindern  werden  die  legitimirten ,  die  voll  adoptirten, 
die  arrogirten,  die  durch  Einkindschalt  angenommenen  und  die  in  einer  pu- 
tativen Ehe  erzeugten  Kinder  gleichgeachtet. 

Die  aus  einer  nach  Art.  33  Abs.  !I  bürgerlich  ungiltigen  Ehe  ent- 
sprossenen Kinder  folgen  der  Heimath  ihrer  Jlutter ,  so  lange  die  Ungiltig- 
keit  dieser  Ehe   währt. 

Erworbene   Heimath. 

Art.  2.  Definitiv  angestellte  Beamte  und  Diener  des  Staats,  der  Kirche, 
der  Gemeinde,  einer  öffentlichen  Corporation  oder  Stiftung  erwerben  die 
Heimath  in  der  Gemeinde  ihrer  Anstellung,  Schullehrer  in  der  Gemeinde  des 
Schulsitzes,  Offiziere  und  im  Offiziersrange  stehende  3Iilitarbeamte  in  der 
Gemeinde   ihrer  Garnison   oder  ihres   Amtssitzes. 

Art.  3.  Männer,  welche  zur  Zeit  des  Abschlusses  einer  bürgerlich 
giltigen  Ehe  noch  ihre  ursprün.oliche  Heimath  besitzen  ,  erwerben  durch  die 
Eheschliessung  jene   Heimath   als   selbstständige   Heimath. 

Frauenspersonen  erwerben  durch  Schliessung  einer  giltigen  Ehe  die 
Heimath   des  Mannes. 

Art.  4.  Die  Ehefrau  folgt  der  Heimath  des  Mannes,  dessen  letzte  Hei- 
math  sie  auch   als   Wittwe    behält. 

Einer  geschiedenen  Ehefrau  bleibt  die  Heimath,  welche  der  3Iann  zur 
Zeit  der  Scheidung  hatte;    die  für    immer  oder  auf  unbestimmte  Zeit  ausge- 


Nationalökonomische  Gesetzgebung:.  207 

sprochene  Trennung  von  Tisch  und  Bett  wird  hiebei  der  Scheidung  gleich 
geachtet. 

Wird  eine  Ehe  als  nichtig  erklärt  oder  ist  sie  bürgerlich  ungiltig,  so 
hat  die  Frau  ihre  Heimath  da,  wo  sie  ihr  zukäme,  wenn  sie  diese  Ehe  nicht 
geschlossen  hätte;  war  die  nichtige  Ehe  von  Seite  der  Frau  im  guten  Glauben 
eingegangen  worden,  so  behält  sie  diejenige  Heimath,  welche  der  Ehemann  zur 
Zeit  der  Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  besitzt. 

Art.  5.  Mit  dem  Bürgerrechte  wird  das  Heimathrecht  in  der  Gemeinde 
erworben. 

Wer  das  Bürgerrecht  in  einer  andern  Gemeinde  nur  in  Folge  Hausbe- 
sitzes oder  unter  Beibehaltung  seines  bisherigen  Bürgerrechts  erwirbt,  er- 
langt das  Heimathrecht  in  jener  Gemeinde  nur  dann,  wenn  er  durch  eine 
an  die  Verwaltungen  beider  Gemeinden  abgegebene  Erklärung  auf  sein  bis- 
heriges Heimathrecht  verzichtet  und  das  Heimathrecht  in  der  Gemeinde  an- 
spricht, in  welcher  er  zuletzt  Bürger  wird. 

Art.  6.  Anspruch  auf  Verleihung  des  Heimathrechtes  in  der  Aufent- 
haltsgemeinde haben  jene  Angehörigen  des  bayerischen  Staates,  welche  im 
Alter  der  Volljährigkeit  ununterbrochen  während  der  fünf  ihrer  Bewerbung 
unmittelbar  vorausgehenden  Jahre  freiwillig  und  selbstständig  in  der  Gemeinde 
sich  aufgehalten,  während  dieser  Zeit  direkte  Steuern  an  den  Staat  bezahlt, 
ihre  Verpflichtungen  gegen  die  Gemeindekasse  und  Armenkasse  erfüllt,  Ar- 
menunterstützung  aber  weder  beansprucht  noch  erhalten  haben. 

Als  selbstständig  sind  nicht  zu  erachten : 

1)  Personen,  welche  auf  Grund  richterlicher  Verfügung  unter  Curatel 
stehen; 

2)  Dienstboten,  Gewerbsgehilfen  und  Haussöhne,  welche  im  Brode  des 
Dienstherrn  oder  Familienhauples  stehen  und  keine  eigene  Wohnung 
haben. 

Art.  7.  Anspruch  auf  Verleihung  des  Heimathrechts  in  der  Aufent- 
haltsgemeinde haben  auch  jene  Angehörigen  des  bayerischen  Staats,  welche 
im  Alter  der  Volljährigkeit  ununterbrochen  während  der  zehn  ihrer  Bewerbung 
unmittelbar  vorhergehenden  Jahre  freiwillig  in  der  Gemeinde  sich  aufgehalten 
und  während  dieser  Zeit  Armenunterstülzung  weder  beansprucht  noch  er- 
halten haben. 

Art.  8.  Die  Gemeindeverwaltung  kann  jedem  Angehörigen  des  bayeri- 
schen Staates  das  Heimathrecht  auch  dann,  wenn  ein  gesetzlicher  Anspruch 
nicht  besteht,  auf  Ansuchen  verleihen  und  hiebei  mit  dem  Bewerber  die  Be- 
dingungen vereinbaren,  von  deren  Erfüllung  die  Verleihung  des  Heimath- 
rechts  abhängig  gemacht  wird. 

In  Gemeinden  mit  städtischer  Verfassung  ist  zu  einer  solchen  Verleihung 
die  Zustimmung  der  Gemeindebevollmächtigten   erforderlich. 

Art.  9.  Ausländer  können  ein  Heimathrecht  in  Bayern  auf  Grund  vor- 
stehender Art.  6  —  8  nur  erwerben,  wenn  sie  den  Bestimmungen  des  §.  3 
der  ersten   Beilage  zur  Verfassungsurkunde  Genüge  leisten. 

In  den  einer  Distriktsverwaltungsbehörde  untergeordneten  Gemeinden 
bedarf  die  Verleihung  des  Heimathreclits  an  Ausländer  der  Bestätigung  dieser 
Behörde ;  bei  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Bedingungen  darf  die  Bestäti- 
gung nicht  versagt  werden. 
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Die  Rrwerbiinj^  des  Heiiniilliieclils  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehefrau 
und    auf    die    noch    unselhsl?.lari(li};en  ehelichen    oder  durch    nuehfid^ende 

Ehe  lefjiliniirten  —  Kinder  des  Ausländers,  wenn  die  ihm  zur  Seite  stehende 
Auswanderungs  -  Kriauhiiiss  nach  den  Gesetzen  seines  bisherigen  Vaterlandes 
für  die  benannten  Familien- Ang'ehörigen  wirksam  ist  oder  wenn  diese  Er- 
laubniss    besonders   für   dies(;lben    beij^ebracht   wird. 

Die  Kinder  einer  Ausländerin,  welche  durch  N  erehelichunif  eine  Hei- 
math in  Bayern  erwirbt.  t'oli>(-n  dieser  ileimath  nur  dann,  wenn  sie  durch 
jene  VereheliclHin{j  leiiilimirl  werden  und  die  etwa  erforderliche  Auswande- 
runnfsbewillifrung-    bcibrin<^en. 

Ausländer,  welchen  eine  vorläulipe  Ileimath  in  Bayern  deshalb  arme- 
wiesen worden  ist,  weil  deren  Wegweisung'  aus  dem  Staatsgebiete  nicht 
niü<>lich  war,  sind  bezüglich  der  Erwerbung  einer  wirklichen  Heimath  wie 
Inlander  zu   behandeln. 

Art.  10.  Bestehen  in  einem  anderen  Staate  Bestimmungen,  welche 
die  Erworbung  des  Heimathrcchls  dortselbst  den  Anirehorigen  des  bayerischen 
Staates  mehr  erschweren,  als  es  durch  gegenwärtiges  Gesetz  Ausländern 
gegenüber  geschieht,  so  können  auf  dem  Wege  der  Verordnung  die  An- 
gehörigen eines   solchen  Staats  denselben  Erschwerungen  unterworfen  werden. 

Heimath  gebühr. 
Art.    11.     Die  Gemeinden    sind  in   den  Fällen  der  Art.   3   Abs.   1,    Art. 
6  und   7   berechtigt,    die   Erwerbung  des  Heimathrechts   von   Bezahlung  einer 
Gebühr  abhängig  zu   machen,  welche 

in   Gemeinden   von   mehr  als   20,000  Seelen   48  fl.. 
in   Gemeinden   von   mehr  als  5000   Seelen   36   fl. , 
in   Gemeinden  von   mehr  als   1500   Seelen   24   fl. , 
in   kleineren   Gemeinden   12   fl. 
nicht  übersteigen  und    für  Ausländer,    soweit  nicht  Staatsverträge  entgegen- 
stehen ,   bis   zum   Doppelten   erhöht  werden    darf. 

Wer  in  einer  Gemeinde,  an  welche  er  die  Heimatligebühr  bezahlt  hat, 
später  das  Bürgerrecht  erwirbt,  darf  den  bezahlten  Betrag  an  der  treffenden 
Bürgeraufnahmsgebühr  in  Abzug  bringen. 

Angehörige  des  bayerischen  Staates,  welche  auf  Grund  von  Art.  7  das 
Heimathrecht  erwerben,  sind  von  Entrichtung  der  Heimathgebübr  befreit, 
wenn  sie  w^ährend  voller  zehn  Jahre  ununterbrochen  in  der  Gemeinde  als 
Dienstboten,  Gewerbsgehilfen,  Fabrikarbeiter  oder  Lohnarbeiter  sich  ernährt 
haben  und  zu  einer  Freiheitsstrafe  richterlich  nicht  verurtheilt  worden  sind. 
Tax-  und  Stempelpflicht. 
Art.  12.  Verhandlungen  über  den  Vollzug  der  Art.  6  und  7  sind  frei 
von  der  Tax-  und  Stempelpflicht,  für  die  das  Heimathrecht  verleihende  Ur- 
kunde kann  jedoch  eine  Taxe  von  36  kr.  zu  Gunsten  der  Gemeindekasse  er- 
hoben werden. 

Wirkungen  der  Heimath. 
Art.    13.      Die   Heimath  in  einer  Gemeinde   gewährt: 

a)  das  Recht,   im   Gemeindebezirke  sich   aufzuhalten: 

b)  für  den  Fall   eintretender  Hilfsbedürftigkeit  Anspruch  auf  Unterstützung 
durch  die  Gemeinde  nach  Massgabe  des  Gesetzes   über  die  Armenpflege. 
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Definitiv  angestellte  Beamte  und  Diener  des  Staats,  der  Kirche  oder 
der  Gemeinde,  einer  öirentlichen  Corporation  oder  Stiftung-,  Offiziere  und 
im  Offiziersrange  stehende  Militärbeamte  sind,  wenn  sie  den  Pensionsanspruch 
durch  freiwilligen  Verzicht  auf  ihre  dienstliche  Stellung  oder  zur  Strafe  ver- 
loren haben ,  bei  eintretender  Hilfsbedürftigkeit  gleich  ihren  Frauen  oder 
Wittwen  und  Kindern  nach  Massgabe  des  Gesetzes  über  die  Armenpflege  aus 
derjenigen  Kasse  zu  unterstützen,  aus  welcher  sie  unter  andern  Umständen 
eine  Pension  zu  beziehen   gehabt  hätten. 

Verehelicht  sich  eine  der  im  vorstehenden  Absätze  benannten  Personen 
erst  nach  dem  Ausscheiden  aus  dem  Dienstesverbande,  so  haben  die  Ehefrau 
und  die  aus  dieser  Ehe  hervorgegangenen  Kinder  lediglich  den  oben  unter 
lit.   b   erwähnten  Anspruch  auf  Unterstützung  durch  die   Gemeinde. 

Schullehrer,  deren  Frauen  oder  Wittwen  und  Kinder  sind,  so  lange  die 
nach  Art.  2  begründete  Heimath  besteht,  bei  eintretender  Hilfsbedürftigkeit 
von  der  Schulgemeinde,  in  welcher  der  Schullehrer  zuletzt  angestellt  war, 
zu   unterstützen. 

Verehelicht  sich  ein  Schullehrer  erst  nach  dem  Ausscheiden  aus  dem 
Dienstesverbande,  so  haben  die  Ehefrau  und  die  aus  dieser  Ehe  hervorge- 
gangenen Kinder  den  oben  unter  lit.  b  erwähnten  Anspruch  an  jene  politische 
Gemeinde,  in  welcher  der  Mann  heimathberechtigt  ist  oder  zuletzt  heimath- 
berechtigt  war. 

Verlust  der  Heimath. 

Art.    14.     Die  Heimath  geht  verloren: 

1)  durch  Erwerbung  der  Heimath    in  einer  andern  bayerischen  Gemeinde; 

2)  mit  dem  Verluste  des  bayerischen  Indigenats. 

Angewiesene  Heimath. 

Art.  15.  Kann  die  Heimalh  einer  in  Bayern  betretenen  Person  nicht 
ermittelt  werden,  so  ist  diese  Person  durch  die  zuständige  Behörde  vorläufig 
einer  Gemeinde  zuzuweisen,  welche  dann  so  lange  als  Heimathgemeinde  gilt, 
bis    die  wirkliche  Heimath  festgestellt  oder  eine  neue  erworben  worden  ist. 

Hiebei   ist  nach  folgenden  Grundsätzen  zu  verfahren : 

a)  Findelkinder  sollen  ihre  vorläufige  Heimath  in  jener  Gemeinde  haben, 
in  deren  Älarkung  sie  gefunden  wurden  ; 

b)  andere  heimathlose  Personen  sind  derjenigen  Gemeinde  zuzuweisen,  in 
welcher  sie  sich  während  der  den  Heimathrecherchen  unmittelbar  vor- 
ausgehenden fünf  Jahre  zuletzt  mindestens  sechs  Jlonate  freiwillig  und 
ununterbrochen  aufgehalten  haben ; 

c)  wenn  die  unter  a  und  b  erwähnten  Voraussetzungen  nicht  gegeben 
sind,  insbesondere  auch  dann,  wenn  der  Platz,  wo  ein  Findelkind 
gefunden  wurde,  keiner  Gemeindemarkung  angehört,  so  ist  eine  Ge- 
meinde des  Verwaltungsbezirkes,  in  welchem  das  Kind  gefunden  oder 
der  Heimathlose  zuletzt  betreten  wurde,  als  vorläufige  Heimath  zu 
bestimmen. 

Von  der  Staatsregicrung  aus  dem  Auslande  berufene  Beamte  und  ölTent- 
liche  Diener  besitzen,  so  lange  sie  nicht  eine  wirkliche  Heimath  nach  Ulass- 
gabe  dieses  Gesetzes  erworben  haben,  die  vorläufige  Heimalh  in  der  Ge- 
meinde ihrer  Anstellung. 

XI.  14 
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Art.  1  fi.  I)i<;  Bestimniun{rcn  des  vorstehenden  Artikels  linden  iiucli  auf 
Ausländer  Anwfiidiintr ,  sd  liuiLr»'  deren  Weu^weisune  aus  dem  Staatsgebiete 
niclil  niöi^^licii    ist. 

Falls  sülelie  Ausltiuder  fnilier  in  Hauern  lieirnatliherecliliijt  waren,  sind 
sie  jener  Gemeinde  zuzuweisen,   in  welcher   sie  zuletzt  das  lleiniatlireelit  hallen. 

Art.  17.  Der  auf  Grund  vorstehender  Art.  15  und  Mi  eint-m  Manne 
angewiesenen   vorliiuii^en    Heiniath   folgt   auch   seine   Khelrau. 

Kinder,  die  noch  keinen  eigenen  Hausstand  haben,  theilen  die  ihren 
Eltern   anj^ewiesene   lleimath. 

Art.  18.  Unterstützungen,  welche  den  in  Art.  15  —  17  erwähnten 
rersonen  nach  iMassgahe  des  Gesetzes  über  die  Armenpflege  gewährt  werden, 
lallen  dem  Staate  in  dem  llmlange  zur  Last,  in  welchem  sie  sonst  von  der 
Heimatligemeinde   zu   tragen   wären. 

Die  Slaalshehörden  sind  jedoch  berechtigt,  solche  l'ersonen  auch  ausser- 
halb der  angewiesenen   Heimalhgemeinde   unterzubringen. 

Zuständigkeit  und  Verfahren. 

Art.  19.  Die  Ausmittlung  der  Heimath,  sowie  die  ,\nw'eisunff  einer 
vorläuligen   Heimath  ist  Amtssache. 

Zuständig  ist  jene  Distriktsverw  altunirsbehörde ,  in  deren  Bezirk  die 
Person ,  über  deren  Heimath  sich  Zweifel  ergeben  haben ,  ihren  Wohnsitz 
oder  bei  Erniangelung  eines  festen  Wohnsitzes  den  Aufenthalt  hat,  oder  in 
deren  Bezirk  die  betreuende  Person  gefunden  oder  zuletzt  betreten  wurde : 
in   München  ist  die  k.   Polizeidirektion   zuständig. 

Die  Entscheidung  ist  nach  Vernehmung  sämmtlicher  Betheiligten  zu  er- 
lassen. 

Art.  20.  Eine  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  kann  auf  Grund  neuer 
wesentlicher  Thatsachen  bei  jener  Behörde  staltfinden ,  welche  früher  in  er- 
ster Instanz  über  Zuerkennung  oder  vorläufige  Anweisung  der  Heimath  Be- 
schluss   gefasst  hatte. 

Art.  21.  Keine  Polizeibehörde  darf  Personen,  deren  Heimath  zweifel- 
haft oder  streitig  ist,  aus  dem  Polizeibezirke  ausweisen,  ehe  die  Heimatii 
solcher  Personen  ausgemittelt  oder  ihnen  eine  vorläufige  Heimath  angewiesen 
wurde. 

Ebensowenig  darf  eine  Polizeibehörde  solche  Personen,  die  ihr  von 
einer  anderen  inländischen  Polizeibehörde  zugewiesen  wurden,  unter  dem 
Vorwande  des  Mangels  der  Heimathberechtigung  vor  desfalls  ergangener  Ent- 
scheidung wegweisen. 

Zuwiderhandelnde  Beamte  haften  für  alle  durch  die  Zuwiderhandlung 
entstehenden   Kosten  und   Schäden. 

Art.  22.  Die  Verleihung  von  Heimatbrechten  nach  den  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Gesetzes,  sowie  die  Ausstellung  der  Heimathscheine,  in- 
sofern nicht  .auf  Grund  von  Staatsverträgen  eine  andere  Vorschrift  getroffen 
wird,  ist   Sache   der   Gemeindebehörden. 

Die  Ausstellung  der  Heimathscheine  darf  ohne  Angabe  von  Gründen 
weder   verweigert  noch   verzögert  werden. 

Die  Form  der  Heimathscheine  wird  durch  Minislerialvorschrift  geregelt. 
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Art.   23.     Streitigkeiten 

1)  über  das  Vorhandensein  eines  gesetzlichen  Anspruches  auf  Verleihung 
des  Heimathrechtes; 

2)  über  das  Vorhandensein  eines  im  gegenAvärtigen  Gesetze  begründeten 
Anspruches  gegen  die  Heimathgemeinde  oder  gegen  die  deren  Stelle 
bezüglich  der  Armenunterstützungspflicht  vertretende  Kasse    — 

sind  nach   summarischer  Verhandlung  und  nach  Vernehmung  aller  Betheiligteu 
durch   die  zuständige  Verwaltungsbehörde  zu  entscheiden. 
Art.   24.      Zuständig  in   erster  Instanz   ist 

1)  die  Kreisregierung,  Kammer  des  Innern,  wenn  ein  derselben  unmittel- 
bar untergeordneter  Magistrat  einen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ver- 
folgten Anspruch  zurückgewiesen  hat. 

2)  ausserdem  im  Falle  des  Art.  23  Ziff.  1  die  der  Gemeinde,  gegen  welche 
der  Anspruch  erhoben  wird,  vorgesetzte  Distrikts-Verwaltungs-ßehörde, 
im  Falle  des  Art.  23  Ziff.  2  die  vorgesetzte  Distrikts-Verwaltungs- 
ßehörde  jener  Gemeinde,  in  welcher  die  betreffende  Person  ihre  wirk- 
liche oder  angewiesene  Heimath  hat. 

Art.  25.  Gegen  die  Entscheidung  der  ersten  Instanz  kann  jeder  Be- 
theiligte binnen  einer  Nothfrist  von  vierzehn  Tagen  Beschwerde  an  die  vor- 
gesetzte Verwaltungsstelle  ergreifen,  welche  in  letzter  Instanz  entscheidet, 
—  vorbehaltlich  dessen,  was  das  Gesetz  über  den  obersten  Verwaltungs-Ge- 
richtshof bestimmen  wird. 

Art.  26.  Entscheidungen,  welche  ein  Magistrat  als  Distriktsverwaltungs- 
behörde, oder  welche  eine  Kreisregierung  im  Vollzuge  vorstehender  Be- 
stimmungen  erlässt ,   haben   sich  auf  collegiale  Berathung  zu  gründen. 

Art.  27.  Als  Betheiligte  im  Sinne  der  Art.  19  Abs.  3,  Art.  23  und 
25  erscheinen: 

1)  die  Gemeinden,  welchen  eine  Verpflichtung  auf  Grund  gegenwärtigen 
Gesetzes  aufgelegt  werden  soll  oder  durch  die  Entscheidung  erster  In- 
stanz aufgelegt  worden  ist; 

2)  der  k.  Fiscus,  wenn  es  sich  um  Anweisung  einer  vorläufigen  Heimath 
oder  um  Ansprüche  handelt,  welche  gegen  die  Staatskasse  auf  Grund 
gegenwärtigen   Gesetzes  erhoben   werden; 

3)  die  Vertreter  der  in  Art.  13  Abs.  2  erwähnten  Kassen,  wenn  auf 
Grund  gegenwärtigen  Gesetzes  ein  Ansprucii  gegen  jene  Kassen  er- 
hoben wird; 

4)  jene  Personen,  deren  Heimath  in  Frage  oder  welchen  eine  vorläufige 
Heimath  anzuweisen  ist,  dann  jene  Personen,  welchen  die  Anerkennung 
ihrer    im    gegenwärtigen   Gesetz    begründeten   Ansprüche  versagt  wird. 

Die  betheiligten  Gemeinden  werden  durch  die  Gemeindeverwallungen 
vertreten;  hat  jedoch  auf  Grund  des  Art.  19  Abs.  2  der  Magistrat 
einer  der  Kreisregierung  uiimiüelbar  untergeordneten  Stadl  zu  ent- 
scheiden, so  steht  die  Vertretung  der  Interessen  dieser  Stadt  den 
Gemeinde  -  Bevollmächtigten  zu. 

Besondere   Bestimmungen   für  die   Pfalz. 

Art.  28,  Der  Art.  5  Abs.  2  ist  für  die  Pfalz  nicht  anwendbar;  die 
Art.  6  und  7   finden  in   der  Pfalz  nur  dann  Anwendung,  wenn  ein  Angehöriger 
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der  reciitsrheinisclieii  Lundestheiie  die  Verleiliuiitf  der  lieimath  in  einer  pfälzi- 
sclien    (jernoinde    l)eiinspruciil. 

Art.  2d.  Jeder  .selbstständige  volijähriije  Angeliörige  der  FMalz  i>t  be- 
recliliyl,  in  jeder  pf'iil/.isclien  (ienieinde,  in  weicher  er  sitii  niedergelassen 
bat,   die    lieiniulb    /m    erwerben. 

Dieser  lleimatherw erlt  isl  bedin<i;t  dnr<b  die  Ai)gabe  einer  bierauf  be- 
ziiglieiieii  Krkiiirung  bei  dem  Hiiriierineisteramle  der  bisberi^a-n  und  der  neuen 
ileiinalb<:>'enieinde ,  sowie  dureli  Kntriclitung  der  Heiniatligebühr,  wenn  eine 
solclie  in  der  Gemeinde  ein<re|'(ibrt  ist  und  soferne  diese  Gebnbr  nicbt  aus- 
driicklicii    nuciigelassen,  wurde. 

iNucb  Kriüilung  dieser  Bedingungen  tritt  die  Erwerbung  der  neuen  Hei- 
math krall   des   Gesetzes  ein. 

IJinnen  .lahresl'rist  nach  dem  Eintritte  dieses  lleimatherwerbcs  kann  durch 
den  Gemeinderatli  der  neuen  lleimatbt^emeinde  die  Wiederaufbebung  des  neuen 
Heimathreclits  beschlossen  werden,  wenn  der  neue  Heimalhaugeböri&^e  wahrend 
jener   Frist    öllentliche   Armenunterstützung    angesprochen    oder  erbalten   hat. 

Gegen  einen  solchen  Beschluss  steht  sowohl  der  betrelVenden  l'erson, 
als  auch  der  Iriiheren  Heimalbgemeinde  innerhalb  vierzebnlägiger  Frist  die 
Beschwerde  zu,  welche  unter  Anwendung  der  Art.  23  ZilV.  1,  Art.  24  ZilV.  2 
und  Art.  25  zu  bescheiden  ist.  Mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Beschluss 
rechtskräl'tig  geworden  ist,  tritt  das  frühere  Heimatbrecht  wieder  in  Wirk- 
samkeit; in  diesem  Falle  ist  aber  die  Gemeinde  zur  Rückzahlung  der  em- 
pfangenen Heimathgebühren  verpflichtet,  soweit  solche  nicht  zur  Unterstützung 
der  belrelVenden   Person  verwendet  worden   sind. 

Art.  30.    Anstatt  des  Art.  1 1  gelten  für  die  Pfalz  folgende  Bestimmungen: 

Die  Gemeinden  der  Pfalz  sind  berechtigt,  eine  Heimalbgebühr  bis  zum 
Maximalbetrage  von   100  fl.  zu  erheben: 

1)  von  Personen,  welche  auf  Grund  der  Art.  5  Abs.  1,  Art.  6,  7  oder  29 
eine  neue  Heimath  selbstständig  erwerben; 

2)  von  Personen,  welche  auf  Grund  des  Art.  2  eine  neue  Heiniath  er- 
worben haben,  wenn  dieselben  die  Tbeilnahme  an  den  zum  Privatvor- 
theile  der  Gemeindeangehörigen  verwendeten  Nutzungen  des  Gemeinde- 
vermögens ansprechen  oder  wenn  sie  seit  zw  ei  Jahren  in  der  Gemeinde 
mit  Haus-,  Grund-   oder   Gewerbesteuer   angelegt  sind. 

Innerhalb  dieses  Maximalbetrages  wird  die  Heimatbgebühr  nach  den 
durchschnittlichen  Jabres-Erträgnissen  des  Gemeinde-  und  Stiflungsvermögens, 
soweit  dessen  Renten  oder  IN'utzungen  für  öffentliche  Zwecke  oder  zum  Pri- 
vatvortheile  der  Gemeinde- Angebörigeu  verwendet  werden,  in  der  Art  be- 
rechnet, dass  die  Heimathgebülir  in  keinem  Falle  das  Zehnfache  des  Betrages 
übersteigen  darf,  welcher  sich  bei  Theilung  der  Summe  jener  Erträgnisse 
durch  die  Zahl  der   zur  Antheilnahme  berechtigten  Familien  ergibt. 

Für  Ausländer  können,  soweit  nicht  Staatsverträge  entgegenstehen,  die 
für  Inländer  festgesetzten  Beträge  bis  zum  Doppelten  erhöht  werden. 

Die  Erhebung  einer  Heimathgebühr  ist  nur  zulässig,  wenn  ein  Tarif 
festgestellt  und   öirentlich  bekannt  gemacht  worden  ist. 

Zuständig  zur  Feststellung  dieses  Tarifs  ist  der  Gemeinderath,  für  dessen 
Beschluss  die  Genehmigung  der  vorgesetzten  Distriktsverwaltungsbehörde  er- 
forderlich ist. 
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Ergeben  sich  an  den  Grundlagen  der  Berechnung  wesentliche  Aende- 
rungen ,  welche  eine  nachhaltige  Minderung  der  Heimathgebiihren  zur  Folge 
hätten,  so   kann   die   vorgesetzte  Behörde  eine  Revision   des  Tarifs  anordnen. 

Dem  Gemeiüdcrathe  steht  es  frei,  die  tarifmässigen  Gebühren  ganz  oder 
theilweise  zu  erlassen  oder  Fristenzahlungen  zu  gestatten,  in  welchem  letz- 
teren  Falle   das   Heimathrechl  mit  Bezahlung  der  ersten   Rate   erworben  wird. 

Wenn  in  einer  Gemeinde  die  eventuelle  Antheilnahme  an  Stiftungen 
oder  Wohlthätigkeitsanstallen  bei  Feststellung  des  Tarifs  in  Anschlag  ge- 
kommen ist,  so  hat  ein  verhältnissmässiger  Theil  der  Heimathgebühr  in  die 
Kassen   der  betrefl'enden   Stiftungen   oder  Anstalten  zu  fliessen. 

Angehörige  des  bayerischen  Staats,  welche  nach  zehnjährigem  Aufent- 
halte in  der  Gemeinde  das  Heimathrecht  erwerben,  sind  von  Entrichtung  der 
Heimathgebühr  befreit,  wenn  sie  während  voller  zehn  Jahre  ununterbrochen 
in  dieser  Gemeinde  als  Dienstboten ,  Gewerbsgehilfen ,  Fabrikarbeiter  oder 
Lohnarbeiter  sich  ernährt  haben  und  zu  einer  Freiheitsstrafe  richterlich  nicht 
verurtheilt  worden  sind. 

Art.  31.  Der  aus  dem  Heimathrechte  in  einer  pfälzischen  Gemeinde 
fliessende  Anspruch  auf  den  Mitgenuss  an  Gemeindeanstalten  und  auf  die 
Theilnahme  an  den  Nutzungen  des  Gemeinde-  und  lokalen  Stiftungsvermögens 
bemisst  sich  nach  den  Bestimmungen  der  Gemeindeordnung  und  nach  dem 
örtlichen  Herkommen. 

Tit.  II. 
Von  der  Verehelichung. 

Voraussetzungen   der  Verehelichung. 

Art.  32.  Jeder  Angehörige  der  Landestheile  diesseits  des  Rheins  hat 
unter  nachstehenden  Voraussetzungen  das  Recht,  sich  zu  verehelichen. 

Art.  33.  Die  Verehelichung  darf  nur  erfolgen  auf  Grund  eines  von 
der  zuständigen  Behörde  ausgestellten  Zeugnisses,  dass  gegen  die  beabsich- 
tigte Eheschliessung  kein  im  gegenwärtigen  Gesetze  begründetes  Hinderniss 
bestehe. 

Eine  im  Widerspruche  mit  dieser  Bestimmung  eingegangene  Ehe  ist  so 
lange  bürgerlich  ungiltig ,  als  die  Ausstellung  jenes  Zeugnisses  nicht  nach- 
träglich erwirkt  wurde. 

Zuständig  zur  Ausstellung  des  Zeugnisses  ist  die  Distriktsverwaltungs- 
behörde jener  Gemeinde ,  in  welcher  der   Mann  seine  Heimalh  hat. 

Art.   34.      Die  Ausstellung   des   Zeugnisses   ist  bedingt: 

1)  durch  den  Nachweis,  dass  der  Verehelichung  des  Mannes  die  Mililär- 
dienstpflicht  nicht  hindernd  im  Wege  steht; 

2)  durch  die  nach  Vorschrift  des  Art.  35  gepflogenen  Erhebungen  über 
das  Nichtvorhandensein   civilrechtlicher  Ehehindernisse; 

3)  durch  Beibringung  der  nach  bestehenden  Dienstesvorschriften  erforder- 
lichen dienstlichen  Bewilligung,  falls  der  Mann  eine  im  Dienste  des 
Staates,  der  Kirche,  einer  öffcntliclien  Corporation  oder  Stiftung  ver- 
wendete Person  ist,  deren  Anstellung  dem  Slaatsoberhaupto  oder  einer 
Staatsbehörde  zusteht; 
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4)  durch  Beibringung  der  Auswandorungsbewilligimg,  falls  die  Braut  eine 
Ausliinderiu  und  nach  den  (iesctzen  ihres  Landes  eine  Bewilligung  r,ur 
Auswanderung  erforderjicli    ist  ; 

5)  durch   das   Mchthestelien  eines    in    Art.  .'UJ    begründeten   Kins|)ruchs. 
Ueberdies    hat   der  Bewerber  alle   zur  Wiirdignng  des    Gesuchs  erforder- 
lichen  Anfscliliisse  zu   ertheilen   und  .Nachweis   über   Alter,   Stand  und  Heimath 
der  Braut,  sowia  ihrer  etwa   vorhandenen   Kinder  beizubringen. 

Einspruchsrechte. 

Art.  35.  Wird  die  Schliessung  einer  Ehe  beabsichtigt,  so  ist  dieses 
durch  ölTentlichcn  Anschlag  mit  dem  Beifügen  bekannt  zu  machen,  dass  jene 
Personen ,  welche  gegen  Schliessung  dieser  Ehe  auf  Grund  civilrcchtlicher 
Bestimmungen  Einspruch  erheben  wollen,  ihren  Einspruch  binnen  10  Tagen 
bei  der  Gemeindeverwaltunii:  oder  bei  der  nach  Art.  33  zuständigen  Distrikts- 
verwaltungsbohörde  geltend   zu  machen   haben. 

Diese  Bekanntmachung  ist  zu  erlassen  und  während  10  Tagen  ölTentlich 
anzuheften : 

1)  von  der  Verwaltung  jener  Gemeinde,  in  welcher  beide  Brautleute  ihren 
Aufenthalt  haben; 

2)  wenn  die  Brautleute  sich  nicht  in  derselben  Gemeinde  aufhalten,  von 
der  Verwaltung  jeder  der  beiden  Gemeinden ,  in  welcher  die  Braut 
oder  der  Bräutigam  ihren   Aufenhalt  haben. 

Die  Gemeindeverwaltung  hat  auf  der  Bekannlmachungsurkundc  zu  be- 
stätigen,  dass  letztere  während  10  Tagen  in  der  Gemeinde  öffentlich  ange- 
heftet war. 

Ist  die  Bekanntmachung  in  einer  Gemeinde  der  Pfalz  oder  des  Auslandes 
zu  erlassen  5  so  genügt  die  Beobachtung  der  dort  für  Aufgebote  geltenden 
Vorschriften. 

Wenn  ein  Betheiligter  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  einen  auf  civil- 
rechtliche  Bestimmungen  sich  gründenden  Einspruch  erhebt  und  binnen  10 
Tagen  nach  Abgabe  der  desfallsigen  Erklärung  nachweist,  dass  dieser  Ein- 
spruch bei  Gericht  geltend  gemacht  worden  ist,  so  bat  die  Distriktsverwal- 
tungsbehörde das  in  Art.  33  vorgeschriebene  Zeugniss  so  lange  zu  versagen, 
bis  durch  Beibringung  eines  Bescheids  des  zuständigen  Gerichts  die  legale 
Beseitigung  des   erhobenen   Einspruchs  nachgewiesen  wird. 

Wurde  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  zwar  kein  Einspruch  erhoben, 
ist  es  aber  amtsbekannt  oder  aus  bestimmten  Gründen  wahrscheinlich,  dass 
gleichwohl  der  beabsichtiaten  Ehe  ein  civilrechtliches  Verbot  hindernd  im 
Wege  steht,  so  hat  die  Distriktsverwaltungsbehörde  binnen  längstens  drei 
Tagen  nach  Empfang  der  Bekanntmachungsurkunde  zu  verfügen,  dass  durch 
Bestätigung  des  Stadt-  oder  Landgerichtes,  in  dessen  Bezirk  die  zunächst 
von  jenem  Eiieverbote  betroffene  Person  ihren  Wohnsitz  hat,  das  Nichtvor- 
handensein oder  die  legale  Beseitigung  des  in  Frage  stehenden  Ehehinder- 
nisses nachgewiesen  werde,  und  hat  bis  zur  Beibringung  dieses  Nachweises 
das  in  Art.  33.  vorgeschriebene  Zeugniss  zu  verweigern. 

Art.  36.  Die  Gemeinde,  in  welcher  der  Mann  seine  Heimath  hat,  kann 
gegen   Ausstellung  des  Verehelichungszeugnisses  Einspruch   erheben  : 

1)  wenn    der    Mann    wegen    Verbrechens    oder    Vergehens    verurtheilt    ist 
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und    sich    weder    über  Abbüssung    noch  über  Machlass   der  Strafe  aus- 
zuweisen  vermag; 

2)  wenn  und  so  lanffe  sich  derselbe  wegen  Verbrechens  oder  Vergehens 
in  Untersiicliuüg  befindet; 

3)  wenn  derselbe  in  den  unmittelbar  vorhergehenden  drei  Jahren  öffent- 
liche Armenunterstützung   beansprucht   oder  erhalten   hat; 

4)  wenn  und  so  lange  derselbe  sich  mit  den  der  Gemeindekasse  oder  Armen- 
kasse seiner  Heimathgemeinde  gegenüber  ihm  obliegenden  Leistungen 
im  Rückstande  befindet ; 

5)  wenn   und  so   lange  derselbe    unter   Curatel  steht. 

Die  Geltendmachung  des  Einspruchsrechtes  steht  in  Landgemeinden  dem 
Gemeindeausschusse  zu.  In  Gemeinden  mit  städtischer  Verfassung  ist  der 
Magistrat  befugt,  das  Nichtvorhandensein  gesetzlicher  Einspruchsgründe  an- 
zuerkennen, wenn  dieses  vollständig  nachgewiesen  oder  amtsbekannt  ist.  In 
zweifelhaften  Fällen,  sowie  bei  dem  Vorhandensein  eines  unzweifelhaften 
Einspruchsgrundes  haben  die  Gemeindebevollmächtigten  zu  beschliessen ,  ob 
Einspruch  erhoben   werden  soll. 

Hat  der  Mann  eine  angewiesene  Heimath ,  so  steht  die  Erhebung  des 
Einspruchs  dem  Fiskalate  jenes  Regierungsbezirkes  zu,  in  welchem  die  an- 
gewiesene Heimathgemeinde  liegt. 

Art.  37.  W^enn  der  Gesuchsteller  nicht  durch  eine  von  der  Verwaltung 
seiner  Heimathgemeinde  ausgefertigte  schriftliche  Erklärung  sofort  nachweist, 
dass  ein  im  Art.  36  begründetes  Einspruchsrecht  nicht  besteht  oder  nicht 
geltend  gemacht  werden  will,  so  hat  die  Distriktsverwaltungsbehörde  an  die 
Heimathgemeinde  von  dem  Gesuche  Mittheilung  zu  machen  unter  der  Auf- 
forderung, einen  etwaigen  Einspruch  binnen  ausschliessender  Frist  von  14 
Tagen  zu  erheben. 

Ist  der  Magistrat  der  Heimathgemeinde  zugleich  die  Distriktsverwaltungs- 
behörde und  ist  die  Zuständigkeit  der  Gemeindebevollmächtigten  nach  Art.  36 
Abs.  II  begründet,  so  wird  das  Gesuch  mit  obiger  Aufforderung  sofort  den 
Gemeindebevollmächtigten  zugestellt. 

Die  Mittheilung  und  Aufforderung  ergeht  von  Amtswegen  an  das  Kreis- 
fiskalat,  wenn   der  Gesuchsteller  eine   angewiesene  Heimath   hat. 

Ueber  die  gesetzliche  Zulässigkeit  des  erhobenen  Einspruchs  entscheidet 
die  Distriktsverwaltungsbehörde. 

Von  der  getroffenen  Entscheidung  ist  den  Betheiligten  Kenntniss  zu  geben. 

Die  Aussfellupg  des  Verehelichungszeugnisses  darf  erst  dann  erfolgen, 
wenn  der  Beschluss ,  welcher  einen  auf  Grund  von  Art.  36  erhobenen  Ein- 
spruch zurückweist,  die  Rechtskraft  beschritten  hat. 

Besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Pfalz. 

Art.  38.  Beabsichtigt  ein  in  den  Landestheilen  diesseits  des  Rheins 
heimathberechtigter  Mann  in  der  Pfalz  eine  Ehe  zu  schliessen,  so  darf  diese 
nur  dann  als  geschlossen  erklärt  werden,  wenn  das  im  Art.  33  vorgeschriebene 
Zeugniss  beigebracht  ist. 

Will  ein  in  der  Pfalz  heimathberechtigter  Mann  in  den  Landestheilen 
diesseits  des  Rheins  eine  Ehe  schliessen,  so  darf  die  Verehelichung  nur  er- 
folgen auf  Grund  eines  von  der  Dislriktsverwaitungsbehörde  jener  Gemeinde, 
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in  welcher  der  Mann  seine  wirkliche  oder  angewiesene  Heimalli  hat,  aus- 
gcslelltcii  Zeu(Tiiisses,  dass  ncniiu  die  beabsichtigte  Eheschlies.suii^'  kein  ge- 
setzlich begründetes   Uinderniss  bestelle. 

Die  Ausstellung  dieses  Zeugnisses   ist  bedingt : 

1)  durch  die  Beibringung  der  in  Art.  34  Abs.  1  Ziil'.  i,  3  und  4  vor- 
geschriebenen iNacli\\eisc  und  durch  Erlheilung  der  auf  Grund  des  Art.  34 
Abs.  II   geforderten  Aufschlüsse; 

2)  durch  den  Naciiweis,  dass  die  im  Art.  G3  des  in  der  l'fai/.  geltenden 
Civilgesetzbuchs  vorgeschriebenen  Aufgebote  vorireiiomnien  worden  sind, 
dass  in  deren  Folge  kein  Einspruch  gegen  die  beabsichtigte  Eheschlies- 
sung erfolgt  oder  der  erhobene  Einspruch  rechtsgiltig  beseitigt  worden 
und  dass  seit  Vornahme  jener  Auf;;ebote  noch   kein  .lahr  verflossen  ist; 

3)  durch  den  Nachweis,  dass  bei  der  beabsichtigten  Verehelichung  den 
Bestimmungen  der  .\rt.  144  —  164  des  genannten  Civilgesetzbuches 
nicht  zuwider  gehandelt  wird. 

Ist  den  vorstehenden  Voraussetzungen  Genüge  geleistet,  so  darf  die 
Ausstellung  des  Verehelichungszeugnisses   nicht  verweigert  werden. 

Ver eh elich u  n g  von  Ausländern. 

Art.  39.  Ausländer,  welche  auf  bayerischem  Gebiete,  ohne  nach  Bayern 
förmlich  eingewandert  zu  sein,  eine  Ehe  schliessen  wollen,  haben  der  Di- 
striktsverwaltungsbehörde  des  Ortes,  an  welchem  die  Eheschliessung  erfolgen 
soll,  den  Nachweis  vorzulegen,  dass  nach  den  im  Heimalhlande  des  .Mannes 
geltenden  Gesetzen  diese  Eheschliessung  zulässig  ist  und  dieselben  Wirkungen 
hat,  wie  wenn  sie  im  Heimathlande  selbst  erfolgt  wäre. 

Ist  dieser  Nachweis  geliefert,  so  hat  die  Distriktsverwaltungsbehörde 
ein  Zeugniss  auszustellen,  dass  der  Eheschliessung  kein  Hinderniss  im  Wege 
stehe. 

Beschwerderecht. 

Art.  40.  Gegen  die  Beschlüsse  der  Distriktsverwaltungsbehörde  können 
die  Betheiligten  innerhalb  einer  iNothfrist  von  14  Tagen  Beschwerde  an  die 
vorgesetzte  Kreisregierung,  Kammer  des  Innern,  ergreifen,  welche  nach  col- 
legialer  Berathung  in  zweiter  und  letzter  Instanz  zu  entscheiden  hat,  —  vor- 
behaltlich dessen,  was  in  dem  Gesetze  über  den  obersten  Verwaltungsgerichts- 
hof bestimmt  werden  wird. 

Als  Betheiligte  sind  zu   erachten : 

1)  derjenige,   dem   die  Ausstellung  des  Zeugnisses   verweigert  wird; 

2)  die  gesetzlichen  Vertreter  der  Gemeinden  oder  des  Fiskus,  wenn  ein 
auf  Grund  des  Art.  36  von  ihnen  erhobener  Einspruch  zurückgewiesen 
wurde; 

3)  diejenigen  Privatpersonen,  deren  auf  Grund  des  Art.  35  erhobener 
Einspruch  keine  Berücksichtigung  fand. 

Strafbestim  mun gen. 
Art.   41.  .  Angehörige   der  diesrheinischen   Landesfheile    werden,    wenn 
sie    im  Auslande    eine  Ehe    schliessen,    ohne    vorher   das  im  Art.   33  vorge- 
schriebene  Zeugniss    erhalten    zu    haben,    mit  Geld    bis    zu   100  fl.   oder  mit 
Arrest  bis  zu  30  Tagen  bestraft. 
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Art.  42.  Auf  Geistliche  und  andere  zur  Vornahme  einer  Trauung  be- 
rechtigte Personen  in  den  Landestheilen  diesseits  des  Rheins  finden,  wenn 
sie  eine  Trauung  vornehmen,  ehe  das  in  Art.  33,  in  Art.  38  Abs.  II  oder 
in  Art.  39  vorgeschriebene  Zeugniss  beigebracht  war,  die  Bestimmungen 
der  Art.   390   und  392  des   Strafgesetzbuches   Anwendung. 

Civilstandsbeamte  in  der  Pfalz  unterliegen  den  Strafbeslimmungen  der 
Art.  391   und  392  des  Strafgesetzbuches: 

1)  wenn  sie  die  Ehe  eines  Wehrpflichtigen ,  welcher  seiner  allgemeinen 
Wehrpflicht  zum  Dienste  in  der  aktiven  Armee  noch  nicht  Geniige  ge- 
leistet hat,  als  geschlossen  erklären,  bevor  die  im  Gesetze  vom 
80.  Januar  1868,  die  Wehrverfassung  betrefl"end,  Art.  30  Abs.  I  vor- 
geschriebene Erlaubniss   der  Militärbehörde  beigebracht  war; 

2)  wenn  sie  eine  Ehe,  auf  welche  die  Bestimmungen  des  Art.  38  Abs.  I 
oder  des  Art.  39  anwendbar  sind,  als  geschlossen  erklären,  bevor  das 
daselbst  vorgeschriebene   Zeugniss  beigebracht  war. 

Tit.  m. 
Vom  Aufenthalte. 

Aufenthaltsrecht  der  Inländer. 

Art.  43.  Jeder  Angehörige  des  bayerischen  Staats  ist  berechtigt,  sich 
ausserhalb  seiner  Heimath  in  jeder  Gemeinde  des  Königreichs  aufzuhalten, 
soferne  nicht  gesetzliche  Hindernisse  entgegenstehen. 

Ausländer,  welchen  in  Bayern  eine  vorläufige  Heimath  angewiesen  ist, 
sind  bezüglich  des   Aufenthaltes  wie   Inländer  zu  behandeln. 

Art.  44.  Wer  sich  in  einer  fremden  Gemeinde  aufhält,  hat  binnen  8 
Tagen  nach  der  Ankunft  hievon  der  Ortspolizeibeliörde,  in  München  der  k. 
Polizeidirektion,  nach  Massgabe  der  oberpolizeilichen  oder  ortspolizeilichen 
Vorschriften  Anzeige  zu  erstatten. 

Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift,  welche  auf  die  in  Art.  48  bezeichneten 
Personen   keine   Anwendung  findet,  wird   an   Geld  bis   zu   10  fl.   bestraft. 

Ueber  die  erfolgte  Anzeige  hat  die  Ortspolizeihehörde  taxfreie  Bescheini- 
gung zu  ertheilen ,  welche  den  zur  Leistung  von  Krankenkassabeiträgeu  ge- 
setzlich verpflichteten  Personen  erst  dann  behäudigt  werden  soll,  wenn  sie 
die  erstmalige  Bezahlung  des  treflenden  Beitrages  nachgewiesen  haben. 

Die  k.  Polizeidirektion  München  ist  verpflichtet,  von  den  nach  Abs.  I 
ihr  erstatteten  Anzeigen  wenigstens  einmal  wöchentlich  dem  Maffistrale  voll- 
ständige Mittheilung  zu  machen. 

Zulässigkeit  der  Ausweisung. 

Art.  45.  Unter  Vorbehalt  der  Vorschrift  des  Art.  21  kann  durch  die 
zuständige  Polizeibehörde  der  Aufenthalt  in  einer  fremden  Gemeinde  nach 
Massgabe  folgender  Bestimmungen   verboten  werden: 

1)  Personen,  welche  nicht  binnen  4  Wochen  nach  ergangener  Aufl'orde- 
rung  genügenden  Xachweis  über  ihre  Heimathberechligung  liefern,  kann 
der  Aufenthalt  für  so  lange  untersagt  werden,  als  jener  Nachweis  nicht 
geliefert  wird; 
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2)  Personen,  welche  von  der  (iemeindc  Armeniinterstüfziinir  heanspruchen 
oder  erhallen,  liönncti  auf  Antra«;  der  (ictneindcvcrw  alturii-^  für  die 
Dauer  von  3  Jahren  ans  der  Gemeinde  wefftfcwiesen  werden,  wenn 
sie  nicht  während  der  zwei  uiimitleihar  vorherjielii'nden  Jahre  in  der 
Gemeinde;  Ahgahen  fiir  Arnienzwecke  he/.ahlt  oder  Gemeindedit-nste 
{feleistel  haben,  und  wenn  seit  dem  Taf^e  ,  an  welchem  sie  zuict/.t 
Armcnunterstiitzung  beanspruclil  oder  eriiallen  haben,  noch  nicht  volle 
sechs   Monate  verflossen   sind. 

Will  die  ausgewiesene  Person  vor  Ahlauf  von  3  Jahren  ihren  Auf- 
enthalt wieder  in  der  Gemeinde  nehmen ,  so  hat  sie  den  Besitz  zu- 
reichender Unterhaltsmittel   darzulhiin. 

Die  gesetzliche  Verbindlichkeit  der  Aiifenthallsjremeinde ,  in  Krank- 
heitsfällen oder  in  sonstigen  Fällen  dringender  .Noth  die  unentbehr- 
liche Hilfe  zu  leisten,  wird  durch  gegenwärtige  Bestimmung  nicht  auf- 
gehoben. 

3)  Personen,  welche  mit  ihren  der  Aufenthalfsgemeinde  schuldigen  Ab- 
gaben länger  als  ein  Jahr,  vom  Verfalllermine  an  gerechnet,  im  Rück- 
stande bleiben ,  können  auf  Antrag  der  Gemeindtverwaltung  ausge- 
wiesen werden,  sind  jedoch  nach  erfolgter  Zahlung  des  schuldigen 
Betrages  zur  Rückkehr  befugt; 

4)  Personen,  welche  sich  in  einer  Gemeinde  aufhalten,  um  daselbst  Dienst 
oder  Arbeit  zu  suchen,  können  aus  der  Gemeinde,  wenn  sie  inner- 
halb der  ihnen  gewährten  angemessenen  Frist  weder  ein  ständiges  Unter- 
kommen oder  eine  ihren  Unterhalt  sichernde  Beschäftigung  linden,  noch 
den  Besitz  hinreichender  Unterhaltsmittel  darzuthun  vermögen,  für  die 
Dauer  von  3  Monaten  weggewiesen  werden,  sind  jedoch  schon  früher 
zur  Rückkehr  befugt,  wenn  für  sie  ein  solches  Unterkommen  oder 
eine  solche  Beschäftigung  gefunden  ist. 

Auf  Personen,  welche  in  der  Gemeinde  einen  selbstsländigen  Ge- 
werbsbetrieb angemeldet  und  innerhalb  der  ihnen  gewährten  angemes- 
senen Frist  wirklich  begonnen  haben,  ist  vorstehende  Bestimmung  nicht 
anwendbar. 

5)  Personen ,  welche  wegen  Verbrechens  oder  wegen  eines  Vergehens 
gegen  die  Sittlichkeit  oder  wegen  Vergehens  des  Diebstahls,  der  Unter- 
schlagung, des  Betrugs,  der  Hehlerei  oder  der  Fälschung,  oder  inner- 
halb Jahresfrist  wiederholt  wegen  Felddiebsfahls ,  Feld-,  Forst-  oder 
Jagdfrevels,  endlich  Personen,  welche  wegen  Arbeitsscheue,  Land- 
streicherei, Bettels,  Gaukelei  oder  gewerbsmässiger  Unzucht  zu  einer 
Freiheitsstrafe  verurlheilt  worden  sind,  können  in  der  Zeit  von  der 
Rechtskraft  des  Urtheils  bis  zum  Ablaufe  zweier  Jahre  nach  Beendi- 
gung des  Strafvollzugs  für  die  Dauer  von  2  Jahren,  in  welche  jedoch 
die  Zeit  der  Halt  nicht  eingerechnet  wird,   ausgewiesen  werden. 

6)  Personen,  welche  wegen  einer  im  Genieindebezirke  verübten  strafbaren 
Handlung  nach  Art.  204  Abs.  I  des  Polizeistrafgesetzbuches  oder  nach 
Art.  333  Abs.  I  des  Strafgesetzbuches  oder  nach  Art.  101  des  Polizei- 
strafgesetzbuches oder  als  Veranstalter  eines  verbotenen  Spieles  nach 
Art.  104  des  Polizeistrafgesetzbuches,  desgleichen  Personen,  welche 
binnen    Jahresfrist    wiederholt    wegen    einer    im  Gemeindebezirke    ver- 
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übten  Uebertretung  der  Art.  95,  211,  212  oder  214  des  Polizeistraf- 
gesetzbuches veriirtheilt  worden  sind,  können  in  der  Zeit  von  der 
Rechtskraft  des  Urtheils  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  nach  Beendigung 
des  Strafvollzugs  für  die  Dauer  von  zwei  Jahren ,  in  welche  jedoch 
die   Zeit   der  Haft  nicht  eingerechnet  wird,   ausgewiesen  werden. 

7)  Weibspersonen,  welche  oflenkundig  mit  ihrem  Körper  ein  unzüchtiges 
Gewerbe  treiben  und  die  Gelegenheit  hiezu  auf  öffentlicher  Strasse 
aufsuchen,  dann  jene  Personen,  welche  offenkundig  an  dem  Erträgnisse 
des  unzüchtigen  Gewerbes  Antheil  haben,  können  für  die  Dauer  von 
zwei  Jahren  aus  der  Gemeinde  weggewiesen  werden. 

8)  Ist  im  Gemeindebezirke  die  öffentliche  Sicherheit  durch  eine  Handlung 
gestört  worden,  zu  deren  Unterdrückung  das  Aufgebot  der  bewaffneten 
Macht  erfolgte  oder  gesetzlich  zulässig  war,  so  können  Personen, 
welche  an  der  Sicherheitsstörung  oder  an  den  Vorbereitungen  hiezu 
Theil  genommen  oder  hiezu  aufgefordert  haben  —  unbeschadet  der 
Strafverfolgung  —  für  die  Dauer  eines  Jahres  aus  der  Gemeinde  weg- 
gewiesen werden. 

Die  Erlassung  eines  solchen  Aufenthaltsverbots  ist  aber  nur  statt- 
haft, so  lange  die  Ruhestörung  dauert  oder  deren  Wiederholung  zu 
befürchten  ist. 

Ebenso  können  Personen,  welche  einer  Betheiiigung  an  den  Ruhe- 
störungen dringend  verdächtig  sind,  innerhalb  desselben  Zeitraumes 
und  für  die  gleiche  Zeitdauer  ausgewiesen  werden,  wenn  sie  weder 
ständigen  Arbeitsverdienst  noch  ausreichende   Unterhaltsmittel  haben. 

9)  Studirende  oder  Zöglinge  einer  Unterrichtsanstalt,  welche  zur  Strafe 
entlassen  worden  oder  ohne  Vorwissen  ihrer  Eltern  oder  Vormünder 
ausgetreten  sind,  dann  entwichene  oder  entlassene  Lehrlinge  können 
binnen  3  Monaten  nach  der  Entfernung  von  der  Anstalt  oder  Lehre 
für  die  Dauer  eines  Jahres  aus  der  Gemeinde  weggewiesen  werden, 
wenn  die  Familie ,  welcher  sie  angehören ,  nicht  in  dieser  Gemeinde 
ihren  Wohnsitz   hat. 

10)  Minderjährige  Personen,  welche  sich  ohne  Bewilligung  ihrer  Eltern 
oder  Vormünder  in  einer  fremden  Gemeinde  aufhalten,  können  auf 
Antrag  des  Inhabers  der  elterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt 
ausgewiesen  werden.  Blödsinnige  oder  Geisteskranke,  welche  sich  der 
Obhut  jener  Personen,  welchen  ihre  Bewachung  obliegt,  entzogen  haben, 
können  diesen  Personen  oder  deren  Bevollmächtigten  übergeben  oder 
an  die  Gemeindebehörde  des  Wohnsitzes  der  gedachten  Personen  ab- 
geliefert werden. 

Art.  46.  Die  Ausweisung  erstreckt  sich  —  vorbehaltlich  ihrer  civil- 
rechllichen  Folgen  —  nur  auf  diejenigen  Personen,  gegen  welche  ein  ge- 
setzlicher Ausweisungsgrund  vorliegt. 

Art.  47.  Das  Aufenthalfsvetbot  kann  auch  auf  benachbarte  Gemeinde- 
bezirke erstreckt  werden ,  wenn  ohne  solche  Ausdehnung  eine  Vereitlung 
des  Zweckes   der  Ausweisung  zu  T)efürchten  wäre. 

Ist  in  einem  Bezirke  das  Slandreclil  verkündigt,  so  kann  die  auf  Grund 
des  Art.  45   verfügte   Ausweisung  einer    Person  ,    welche  in  keiner   Gemeinde 
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des  Verwaltiint;sbczirkes  Biir;.'erreclit  oder  Heimathreclit  besitzt  ,  auf  diesen 
ganzen  Bezirk   ausgedcliiil    \\  erden. 

Art.  48.  Angehörige  des  bayeriselieii  Staates,  vvelelie  auf  Grund  ihrer 
Anstellung  im  Dienste  des  Staates,  der  Kirehe,  der  Gemeinde,  einer  öffent- 
lichen Körperschaft  oder  Stillung  oder  zur  Krfüllung  einer  gesetzlichen  l'llicht 
in  einer  Gemeinde  sich  aufzuhalten  genöthiift  sind,  oder  welche  in  der  Ge- 
meinde das  liiirgerrecht  ohne  lleimullirecht  besitzen  ,  können  aus  dieser  Ge- 
meinde  nieht  wegfiewiesen    werden. 

Art.  49.  In  den  Füllen  des  Art.  45  Zilf.  2  und  3  kann  eine  Aus- 
weisung nur  auf  Antrag  der  Gemeindeverwaltung  erfolgen  und  muss  dieselbe 
von   der  Polizeibehörde  verfügt  werden  ,   wenn  jener  Antrag  vorliegt. 

In  allen  übrigen  Fällen  kann  das  Anfenthaltsverbot  auf  Antrag  der  Ge- 
meindeverwaltung oder  von  Amtswegen  erlassen  werden ,  jedoch  nur  dann, 
wenn  besondere  Verhältnisse  die  Annahme  begründen,  dass  die  öllenlliclie 
Sicberheit  oder  Sittlichkeit  durch  die  Anwesenheit  der  betreffenden  Personen 
in   der  Gemeinde  gefährdet  wird. 

Aufenthaltsrecht  und  Ausweisung  der  Ausländer. 

Art.  50.  Auch  Ausländern  ist  der  Aufenthalt  in  jeder  Gemeinde  des 
Königreiches  gestattet,  wenn  sie  sich  über  ihre  Staatsangehörigkeit  und  Hei- 
math genügend  ausweisen  und  wenn  ihrem  Aufenthalt  ein  gesetzliches  Hin- 
derniss   nicht  entgegensteht. 

Die  Bestimmungen  der  Art.  44  —  47  und  des  Art.  49  linden  auch  auf 
Ausländer  Anwendung. 

Die  zuständige  Polizeibehörde  ist  überdiess  befugt,  gegen  jeden  Aus- 
länder, dem  auf  Grund  des  Art.  45  der  Aufenthalt  in  einer  Gemeinde  unter- 
sagt wird,  für  die  Dauer  dieses  Aufenthaltsverbotes  auch  die  Wegweisung 
aus  dem  Königreiche  zu  verfügen,  wenn  es  im  öffentlichen  Interesse  geboten 
erscheint. 

Ausserdem  ist  das  Staatsminislerium  des  Innern  berechtigt,  aus  Gründen 
der  inneren  oder  äusseren  Sicherheit  des  Staates  einen  Ausländer  aus  dem 
Königreiche  wegzuweisen. 

Endlich  hat  die  Staatsregierung  das  Hecht,  die  Aufenthalfshefugniss  von 
Ausländern  in  Bayern  durch  Verordnung  denselben  weitergehenden  Beschrän- 
kungen zu  unterwerfen ,  welchen  bayerische  Staatsangehörige  rücksichtlich 
ihres  Aufenthalts    im   Heimathlande  jener  Ausländer  unterworfen   sind. 

Zuständigkeit. 

Art.  51.  Zuständig  zur  Erlassnng  eines  Aufenthallsverbots  auf  Grund 
des  Art.  45  und  zur  Wegweisung  aus  dem  Königreiche  auf  Grund  des  Art.  50 
Abs.  III  ist  in  erster  Instanz  die  Distriktspolizeibebörde  jener  Gemeinde,  aus 
welcher  zunächst  eine  Person  ausgewiesen  werden  soll ,  in  München  die  k. 
Polizeidirektion. 

Beschwerderecht. 

Art.  53.  Beschwerden  .oegen  die  Beschlüsse  erster  Instanz  werden 
von  der  Kreisregierung,  Kammer  des  Innern,  nach  collegialer  Berathung  in 
zweiter  und  vom  Staatsministerium  des  Innern  in  letzter  Instanz  entschieden, 
—  vorbehaltlich  dessen,  was  das  Gesetz  über  die  Einrichtung  eines  obersten 
Verwaltungsgerichtshofes  bestimmen  wird. 
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Zur  Beschwerdeführung  sind  berechtio-t : 

1)  die  Personen,  deren  Aufenthalt  in  Frage  ist: 

2)  die  Gemeindeverwaltungen,   deren   Antrag  auf  Ausweisung  einer  Person 
abgelehnt  wurde. 

Die  Beschwerden  sind  an  eine  Nothfrist  von  14  Tagen  gebunden  und 
haben,  wenn  ein  sofortiger  Vollzug  des  Ausweisungsbesciilusses  im  öffent- 
lichen  Interesse  geboten   erscheint,   keine  aufschiebende  Wirkung. 

Die  Beschwerden  können  bei  der  ersten  Instanz  schriftlich  eingereicht 
oder  mündlich  zu   Protokoll   gegeben   werden. 

Alle  durch  Erlassung  eines  Aufenthaltsverbotes  hervorgerufenen  Ver- 
handlungen sind  von  der  Tax-  und  Stempelpflicht  befreit. 

Tit.  IV. 
Schlussbestimmungen. 

Art.  53.  Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  mit  dem  ersten  September  1868 
in  Wirksamkeit. 

Mit  demselben  Tage  erlöschen  alle  entgegenstehenden  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, insbesondere: 

das  Gesetz  vom   11.  September   1825,   die  Keimath  betreffend^ 
die  Gesetze    vom   11.  September  1825  und  vom   1.  Juli  1834,    die 
Ansässigmachung   und   Verehelichung  betreffend; 

das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1849,  die  Ergänzung  des  revidirten 
Gesetzes  über  Ansässigmachung  und  Verehelichung  bezüglich  der  Schul- 
lehrer betreffend ; 

der  Art.  81   des  Polizeistrafgesetzbuches  vom   10.  November  1861; 
die  Verordnung   vom    12.  Juli    1808,    unerlaubte  Verehelichung   im 
Auslande  betreffend; 

alle    Ausnahmsbestimmungen    in    Bezug    auf   die    Einwanderung    von 
Juden. 
Art.  41    gegenwärtigen  Gesetzes    tritt  an  die  Stelle  des   Art.  52  Abs.  1 
des  Polizeistrafgesetzbuches,  Art.  42  Abs.  II  Ziff.  1  an   die  Stelle  der  Ziff.  8 
von   Art.  391    des  Strafgesetzbuches. 

Alle  am  1.  September  1868  vorliegenden  und  noch  nicht  erledigten 
Gesuche  um  Erlaubniss  zur  Ansässigmachung  sind  als  gegenstandlos  zu  be- 
trachten; Gesuche  um  Erlaubniss  zur  Verehelichung  oder  um  Verleihung  des 
Heimathrechts  sind   nach   den   Bestimmungen   dieses   Gesetzes  zu  behandeln. 

Bei  Anwendung  der  Art.  6  und  7  wird  die  vor  dem  1.  September  1868 
zurückgelegte  Aufenthaltszeit  nicht  in  Berechnung  gezogen. 

Die  an  diesem  Tage  bereits  erworbenen  Heimathrechte  sind  nach  den 
bisherigen  Bestimmungen  zu  beurtheilen. 

Bis  zur  Einführung  der  Gemeindeordnung  sind  die  Gemeinden  berechtigt, 
von  Personen ,  welche  durch  den  Besitz  eines  Wohnhauses  die  Gemeinde- 
gliedeigenschaft  erwerben  ,  die  nach  §.  7  des  revidirten  Ansässigmachungs- 
gesetzes  vom  1.  Juli  1834  zulässigen  Aufnahmsgebühren  zu  erheben,  wovon 
jedoch  die  etwa  auf  Grund  des  Art.  11  gegenwärtigen  Gesetzes  bezahlte  Hei- 
mathgebühr abgerechnet  werden  darf. 
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III. 

llas  Recht  der  ff^xpropi-iation.  Von  Dr.  (leorg  Meyer,  Privaldocenl 
an  der  jurislisclien  Facullät  der  Univer.sität  Marburg.  Leipzig,  Serig'sche  Buch- 
handlung, 1868.    333  SS. 

Diese  Schrift  verdankt  ihre  Entstehung  der  Ueberzeugung  des  Verf., 
dass  das  heutige  Exproprialioiisreclit  einer  neuen  Bearbeitung  bedürfe,  da 
weder  eine  brauchbare  Zusammenstellung  der  neueren  Gesetzgebungen  exi- 
stire,  noch  auch  die  leitenden  Grundsätze  mit  hinlänglicher  Schärfe  und  Klar- 
heit festgestellt  seien.  Wir  geben  dem  Verf.  hierin  Recht  und  können  ihm 
das  Zeugniss  nicht  versagen,  dass  er  seine  Aufgabe  mit  Fleiss,  und  zum  Theil 
auch  mit  Erfolg,   zu  lösen   bestrebt  war. 

Als  besonders  befriedigend  muss  der  erste  oder  historische  Theil  des 
Inhalts  bezeichnet  werden.  Rs  wird  in  demselben  auf  der  Grundlage  des 
freilich  nicht  ganz  feststehenden  Satzes,  dass  in  Rom  von  Anfang  an  keine 
Feldgemeinschaft,  sondern  nur  strenges  Privateigenthum  an  Grundstücken  und 
possessio  am  ager  publicus  bestanden  habe,  das  Fehlen  des  Exproprialions- 
rechtes  im  ältesten  römischen  Recht  nachgewiesen,  und  die  allmählige  Ent- 
wicklung desselben  aus  den  Agrargesetzen  und  den  politischen  Parteient- 
schädigungen seit  Sulla  und  Cäsar,  sowie  seine  Feststellung  in  der  Kaiserzeit 
verfolgt.  Sodann  bespricht  der  Verf.  nach  einem  allgemeinen  Hinblick  auf 
das  ältere  deutsche  Recht  die  Fortbildung  des  römischen  Expropriationsrechts 
im  Mittelalter  durch  die  Glossatoren,  Canonisten  und  Postglossatoren  unter 
der  Einwirkung  der  politischen  und  kirchlichen  Ideen  und  Jlachtverhältnisse 
jener  Zeit  und  lässt  die  neuere  Theorie  dieses  Rechtsinstituts  von  Hugo 
Grotius  iliren  Ausgang  nehmen,  dessen  wichtigere  Nachfolger  bis  zum  Ende 
des  18.  Jahrb.  einer  kurzen  Erörterung  unterzogen  werden.  Auch  die  Ge- 
setzgebung und  Praxis  dieses  Zeitraums  bleibt  nicht  unerwähnt.  Zuletzt 
wendet  sich  der  Verf.   der  Gesetzgebung  und   Doctrin   des    19.  Jahrb.   zu. 

Wir  sind  diesen  Untersuchungen  des  Verf.  mit  Vergnügen  gefolgt  und 
stimmen  ihm  in  vielen  Punkten  bei,  insbesondere  in  der  Ableitung  des  Ex- 
propriationsrechts aus  dem  römischen  Rechte.  Wer  diese  Slaterie  nicht  zu 
einem  Gegenstand  eigener  umfassender  Studien  gemacht  hat,  wird  aus  ihnen 
viel  Belehrendes   und   Anregendes   schöpfen  können. 
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Im  zweiten  oder  dogmalischen  Theil  wird  zunächst  vom  „staatsrecht- 
lichen Princip"  und  vom  „privatrechtlichen  Charakter"  der  Expropriation, 
sodann  von  den  Detailbestimmungen  über  die  Abtretung,  Entschädigung  und 
über   das   Expropriationsverfahren   gehandelt. 

Dieser  Theil  der  Arbeit  ist  weniger  gelungen,  als  der  erste.  Er 
bietet  im  Ganzen  wenig  mehr  als  eine  nicht  immer  correcte  Behandlung 
von  Prozessfragen  neben  einer  etwas  äusserlich  gehaltenen  Zusammenstellung 
positiver  Gesetze  und  lässt  Klarheit  und  Folgerichtigkeit  in  der  Begründung 
und  Durchführung  eines  richtigen  Princips  vermissen.  Wir  halten  uns  nur 
an   Allgemeines. 

Vor  Allem  ist  die  Ansicht  des  Verf.  unrichtig,  dass  nur  dingliche  Ver- 
mögensrechte, niclit  auch  Forderungsrechte  expropriirt  werden  können.  Zu- 
nächst sind  nicht  sowohl  Vermögensrechte,  als  vielmehr  Vermögens  ob - 
jecte  Gegenstand  der  Zwangsenteignung,  ein  Unterschied,  der  bei  den  jura 
in  re  hervortritt,  denn  diese  gehen  nicht  auf  den  Staat  über,  obgleich  er 
eine  Entschädigung  dafür  leisten  muss.  Man  könnte  sich  also  die  Behaup- 
tung gefallen  lassen ,  dass  Forderungen  nicht  expropriirt  werden  können, 
weil  diese  Gattung  von  Vermögensobjecten  nur  in  der  Gestalt  von  Rechten 
erscheinen  und  Rechte  als  solche  der  Zwangsenteignung  nicht  zugänglich 
sind.  Allein  die  Ausschliessung  der  Forderungsrechte  soll  nach  dem  Verf. 
darin  begründet  sein,  dass  sie  entweder  auf  Sachen  oder  auf  Dienste  gehen; 
bei  den  ersteren  genüge  aber  die  dingliche  Expropriation,  bei  den  letzteren 
die  Ausübung  anderer  Hoheitsrechte.  Hier  ist  die  den  Juristen  geläufige 
charakteristische  Begriflsbestimmung  der  Obligation  als  eines  Rechts  auf  Hand- 
lungen, also  einer  partiellen  Beschränkung  der  persönlichen  Willensfreiheit 
des  Schuldners  verlassen.  Warum  soll  nicht  der  Staat  auch  Forderungs- 
rechte als  Vermögensobjecte  expropriiren  können ,  z.  B.  zum  Zweck  einer 
milderen  Behandlung  der  Schuldner?  Wir  wünschen  dies  zwar  nicht,  ob- 
gleich es  schon  geschehen  ist  (cf.  div.  VII.  21);  es  ist  jedoch  zu  verhüten, 
dass  die  richtige  Begrenzung  durch  ein  fehlerhaftes  Argument  in  ein  schie- 
fes Licht  gebracht  werde. 

Als  staatsrechtliches  Princip  der  Expropriation  will  Verf.  weder  das 
öffentliche  Interesse  noch  die  öffentliche  iS'othwendigkeit,  sondern  den  Staats- 
zweck gelten  lassen ;  er  kann  sich  zwar  nicht  verhehlen  ,  dass  dieser  Aus- 
druck ebenso  vag  sei,  wie  die  zuerst  genannten,  meint  jedoch,  dass  er  sich 
für  den  concreten  Staat,  für  die  concrcten  Zustände  des  Volks  feststellen 
lasse,  und  dies  sei  Aufgabe  der  Wissenschaft.  Allein  dies  gilt  vom  ölTent- 
lichen  Interesse  so  gut  wie  vom  Staatszweck.  Uns  scheint,  dass  die  Ex- 
propriation ein  Recht  der  Staatsgewalt  ist  und  dass  Rechte  durch  ihren 
Gegenstand  und  ihre  eigenthümliche  .Natur  bestimmt  werden  müssen ;  ihre 
Ausübung  im  concreten  Fall  wird  immer  von  factischen  EntSchliessungen 
abhängen,  deren  Präcisirung,  so  weit  es  möglich  ist,  auch  die  Jurisprudenz, 
wenn  sie  nicht  blos  für  den  Richter  und  Advokaten  Vorarbeiten  liefern  will, 
nicht  von  sich  ablehnen  kann.  Demzufolge  ist  dem  Verf.  entschieden  zu 
widersprechen,  wenn  er  glaubt,  dass  z.  B.  auch  Produclivassociationen  vom 
Staat  auf  dem  Weg  der  Expropriation  gefördert  werden  könnten.  Die  Ex- 
propriation ist  Einziehung  eines  Vermögensobjects  (gegen  Entschädigung), 
nicht  Einführung  eines  neuen  Erwerbsrechtes ,    wie  es  im  Princip   der  Asso- 
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ciation  enthalten  ist;  einzelne  Fahrikcn  könnte  der  Staat  allenfalls  expro- 
priiren,  allein  damit  würde  der  mit  der  Assuciation  verbundene  Zweck  einer 
neuen    Hcg^ulirung   des   Arbeitseiiikomniens   nicht   erreicht. 

Die  F,x|»r()|)riati()ii  wird  vom  Verf.  tlieiis  in's  Staatsrecht,  theils  in'» 
Privalrechl  eing^estellt.  Kiiii-  solche  Zerreissuiig  eines  einheitlichen  Hechts- 
instituts ist  nicht  zu  biilij^en.  Dasselbe  gehört  vielmehr  in  das  Verwaltungs- 
recht, welches  freilich  in  Bruchstücken  zerstreut  zur  Zeit  noch  in  verschie- 
denen   Hechtsdisciplinen    unjherliegt. 

Der  mangelhafte  principielle  Standpunkt  des  Verf.  zeigt  sich  sofort  bei 
seiner  Bestimmung  des  „privatrechtlichen  Charakters  der  Expropriation". 
Schon  dieser  Ausdruck  ist  übel  gewählt,  denn  die  Expropriation  ist  ihrer 
Natur  nach  ein  souverainer  Verwaltungsact ,  nur  mit  obligatorischen  Folgen, 
die  unter  Umständen ,  wenn  nämlich  die  Entschädigung  dem  Staat  nicht  ob- 
liegl,  sogar  fehlen  können.  Verf.  meint,  sie  sei  ein  wirklicher  Kauf,  wenn 
Consens  vorliegt;  ausserdem  eine  Zustandsobligation  (luasi  ex  contractu; 
allein  wir  lialten  seine  l'olemik  gegen  die  rechtliche  itlöglichkeit  eines 
Zwangsverkaufs  für  unbegründet.  Darüber,  wie  weit  die  Analogie  des  Kauf- 
contractes  bei  der  Beurtheilung  der  obligatorischen  Folgen  des  Abtretungs- 
geschäfles  gehen  solle,  kann  man  allerdings  verschiedener  Meinung  sein;  die 
positive  Gesetzgebung  ist  in  diesem  Punkte  schwankend.  Der  Umstand,  dass 
der  Staat  titulo  emtionis  die  Zwangsenteignung  vornimmt,  darf  indessen  kei- 
nesfalls buchstäblich  den  Ausschlag  geben;  denn  sie  ist  und  bleibt  immer 
ein  Staatsact,  kein  rein  liscalisches  Rechtsgeschäft,  und  Administration  wie 
Justiz  haben  immer  zu  bedenken,  dass  in  diesem  Fall  der  Staatsschatz  nicht 
auf  dem  Fuss  des  Fiscus  behandelt  werden  darf.  Gerade  hier  zeigt  sich's, 
dass  der  „privatrechtliche  Charakter"  der  Expropriation  zu  ihrer  erschöpfen- 
den  Normirung  nicht   ausreicht. 

Auch  rücksichtlich  der  Entschädigungsfrage  sind  wir  nicht  des  Verf., 
sondern  MohTs  Meinung,  dass  die  Entschädigung  nur  den  wahren  objecti- 
ven  Werth  des  Ablretungsgegenstandes  betragen  dürfe;  denn  es  scheint  wi- 
derspruchsvoll, den  Expropriaten,  dem  der  Staaiswille  ein  Vermögensobject 
entzieht,  doch  so  zu  behandeln,  als  wäre  es  ihm  nicht  entzogen.  Das  Wort 
Entschädigung  ist  vieldeutig  und  der  Schaden  wird  bekanntlich  auch  im  Civil- 
recht  nach  Art  der  Fälle  verschieden  bemessen;  so  kann  auch  hier  Nichts 
aus  dem  Worte,  sondern  es  muss  Alles  aus  dem  Wesen  des  Expropriations- 
acles  gefolgert  werden.  Wenn  Verf.  meint,  der  Gesammlwerth  des  Vermö- 
gens des  Expropriaten  müsse  unverändert  erhalten  werden,  so  ist  dies  nicht 
nur  eine  petitio  principii,  sondern  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  Das  Ge- 
sammtvermögen  des  Expropriaten  bleibt  überdiess  gänzlich  ausser  Spiel. 
Wer  aus  Erfahrung  die  ausschw^eifenden  Forderungen  kennt,  die  bei  Zwangs- 
enteignungen an  den  Staat  gestellt  werden ,  der  wird  sich  schwächlicher 
Humanität  ernstlich  hüten,  zumal  wenn  sich's  de  lege  ferenda  handelt. 

Auch  diese  Arbeit  bestärkt  uns  in  der  Ueberzeugung,  dass  in  der  Juris- 
prudenz eine  ^ungesunde  Arbeitstheilung  herrscht  und  dass  das  Bedürfniss 
einer  neuen  Grenzberichtigung  auf  Grund  einer  tieferen  und  lebendigeren 
Beherrschung  des  gesaramten  Rechts   immer  fühlbarer  wird.  Rr. 
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IV. 

Der  ISechtsbeg^riff  des  öffentlichen  H'assea-laufs,  entwickelt 
aus  den  Quellen  des  römischen  Rechts,  von  Dr.  Alfred  Kappeier. 
Zürich,  Fr.  Schullhess,  1867.     131  S. 

Der  Verf.  dieser  interessanten  Schrift  ist  der  Ansicht,  dass  die  Funda- 
mentalsätze des  römischen  Rechts  über  die  ölTentliclie  Benutzung-  des  flies- 
senden Wassers  eine  brauchbare  Grundlage  abgeben  können  für  die  moderne 
Wassergesetzgebung  und  folglich  das  Princip  der  Regalität  für  die  Befriedi- 
gung der  heutigen  Bedürfnisse  des  Wassergebrauches  durchaus  nicht  gebo- 
ten   sei. 

Es  wird  zunächst  nachgewiesen,  dass  der  Begriff  der  res  publicae  im 
strengen  Sinn,  d.  h.  der  dem  öffentlichen  Gebrauche  durch  Jedermann  über- 
lassenen  Dinge,  weder  das  Eigeiithum  daran  nothwendig  ausschliesse ,  noch 
auch,  dass  damit  das  Eigenthum  des  Staats  oder  von  Gemeinden  an  ihnen 
von  selbst  gegeben  sei.  Sodann  wird  der  Rechtsbegrilf  des  frei  fliessenden 
Wassers  (aqua  profluens)  im  Gegensatz  zur  aqua  ducta  erörtert  und  gezeigt, 
dass  ersteres  als  res  communis  omnium  seiner  Natur  nach  in  Memandes 
Eigenthum  stehen  könne,  während  letzteres  im  Eigenthum  des  Leitungsbe- 
rechtigten stehe.  Auf  diesen  Grundlagen  werden  ferner  die  verschiedenartige 
Benutzung  des  fliessenden  Wassers,  die  verschiedenen  Arten  desselben,  die 
hiefür  zu  Gebote  stehenden  Schutzmittel  und  die  privatrechtlichen  Sonder- 
rechte, welche  der  Staat  Einzelnen  an  Gewässern  verleihen  kann,  be- 
sprochen. 

Diese  durchaus  quellenmässig  gehaltene,  jedes  überflüssige  Raisonnement 
verschmähende  Abhandlung  legt  von  dem  Talent  und  den  Kenntnissen  des 
Verfassers,  der  im  Jahre  1865  zu  den  tüchtigsten  Mitgliedern  des  Jenaer 
staatswissenschaftlichen  Seminars  gehörte,  ein  höchst  günstiges  Zeugniss  ab 
und  kann  als  ein  werthvoller  Beitrag  zur  wissenschaftlichen  Erkenntniss  des 
Wasserrechts  anempfohlen  werden.  Mit  den  gewonnenen  Resultaten  und  der 
Art  der  Beweisführung  wird   man   fast  durchweg  einverstanden  sein   müssen. 


V, 

nas  ^eisii^^e  Kigeiathnm  an  l§ehriften,  Hun.«itwerken  und  Er- 
findungen, nach  preussischem  und  internationalem  Reclile  darge- 
stellt von  St.  Klostermann,  Oberbergrath.  i.  Band,  Allgcm.  Theil.  Verlags- 
recht und  Nachdruck.     Berlin,  J.  Gullenlag,  1867.     452  S. 

Inhalt  des  Werkes:  Allg  em.  Th  ei  1.  I.  Einleitung.  II.  Gescliiclite  des  gei- 
stigen Eigenliiiims.  III.  Reclitsquellen  und  Lileralur.  JV.  Das  geislige  Eigfuliium. 
y.  Gegenstände  (Schrilten.  Kunstwerke.  Gewerbliche  Erfindungen.  >Vaari'nniu>lfr  und 
FabrikzeiciiHn).  VI.  Enisleliung  und  Endigung.  —  Verlagsrecht  und  Nach- 
druck. VII.  Der  Verlagsvertrag.  YIII.  Nachdruck.  IX.  Verfolgung  des  Nach- 
druck.s. 

Die  Schrift,  welcher  ein  zweiter  Band  über  die  l'atenfgesetzgebung  aller 
Länder  und  die  Gesetzgebung  über  den  Muster-  und  Forniensciiulz,  sowie 
über  den  Schutz  der  Waarenzeiciien  nachfolgen  soll,  ist  mit  Umsicht  und 
ziemlich  vollständiger  Beherrschung  des  gesetzgeberischen  und  literarischen 
Materials  angelegt,  einfach  und  fasslich  geschrieben.  Mehr  für  allgemeine 
XL  ^  15 
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und  prnctischc  Belr*hriiiig-,  als  für  slrciifj  wisseiiscliüfUiche  Durcharbciturio^ 
des  Slollcs  bcslininit,  kinin  sie  dcnjetiif-eii ,  wciclien  es  um  eint;  leiilile  und 
übcrsiclitliclic  Oricntirun«'  auf  diesem  wiclitigcn  und  vielbeslriltenen  Gebiele 
der  Gesetx<,robun^   zu   tbun   ist,   mit  Grund  empfohlen   werden. 

Bei  dem  Umstände,  dass  gerade  in  der  ilalerie  des  geistigen  Eigen- 
tbums  die  Ucfjjrill'e  noch  nicht  geklärt,  die  i'rincipiuii  noch  nicht  festgeslelll 
sind  und  die  Gesetzgebung  noch  unsicher  und  wnftrlig  umherschw  aiikt,  wäre 
eine  S(»rglaÜigc  Bearbeitung  des  principiellen  Theils  der  Lehre,  wie  sie 
neuerlich  von  Scliäfflf  vorsucht  wurde,  höchst  erwünscht;  in  dieser  Be- 
ziehung lässt  das  vorliegende  Werk  eine  Lücke,  welche  durch  die  Beichhal- 
ligkcit   des   Details    niciit  ausgefüllt  ist. 

^  erf.  fasst  das  geistige  Eigentlium  als  eine  Gewerbsgcrechligkeit  auf 
und  polemisirt  mit  Recht  gegen  diejenigen,  welche  es  auf  das  Sacheneigen- 
Ihum,  auf  Vertrag  und  auf  Delicl  zuriickfüiircn.  Er  will  es  aber  auch  nicht 
als  ein  polizeiliches  Privilegium  gelten  lassen ,  sondern  als  ein  Recht  der 
geistigen  Arbeil  auf  die  vermögensrechtliche  .Nutzuiiü  ihrer  l'roducte,  wie  er 
überhaupt  alles  Hecht  aus  der  Arbeit  oder  vielmehr  Theilung  der  Arbeit  ab- 
leitet. Woher  lliesst  aber  jenes  Erwerbsrechl  der  geistigen  Arbeit,»  da  es 
doch  nicht  aus  einem  Recht  am  Arbeitsproduct  oder  aus  der  Persönlichkeit 
des  Arbeiters  heijründet  werden  kann?  Zugegeben,  dass  der  Arbeit  ein 
nicht  durcl!  das  Eigenthumsrecht  bedingtes  Erwerbsrecht  zu  ertheilen  sei, 
so  setzt  (loch  diese  Forderung  eine  Erwerbsordnung  auf  dem  Boden  der 
Arbeit  überhaupt  voraus,  und  das  geistige  Eigentlium  darf  nicht  als  ein  selb- 
ständiges Vermögensrecht,  sondern  nur  als  Bestandtheil  einer  auf  organisirte 
Arbeit   gegründeten  Erwerbsordnung  behandelt  werden. 

Was  man  auch  zur  Begründung-  des  geistigen  Eigenthums  vorbringen 
mag,  so  folgt  doch  daraus  nur,  dass  unter  Umständen  es  unsittlich  und  un- 
ehrenhaft sei,  in  die  Erwerbssphäre  Anderer,  zumal  zu  ihrem  positiven  Scha- 
den, einzugreifen.  Allein  unsittliche  und  unehrenhafte  Handlungen  zum  Nach- 
theil Dritter  sind  darum  noch  nicht  rechtswidrig.  Vielmehr  kann  und  soll 
man  sie  sich  selbst  verbieten.  Die  hier  fragliche  Materie  ist  also  ihrem  in- 
nersten Wesen  nach  ein  Geaetistand  der  Selbstgesetzgebung,  oder  vielmehr, 
da  der  Erwerb  regelmässig  nach  gleichen  Grundsätzen  von  Berufsixenossen 
ausgeübt  wird,  ein  Gegenstand  der  autonomischen  Gesetzgebung.  Dieser 
allein  richtige  Standpunkt  wurde  eingehalten  auf  dem  Boden  des  Zunttrechts. 
Wo  freilich,  wie  in  unserer  Zeit,  die  Autonomie  mit  allen  fruchtbaren  Ele- 
menten wahrer  bürgerlicher  Freiheil  darnic  derliegt,  da  wird  die  centralisirte 
Geselzgebung  der  Staatsgewalt  aushelfen  müssen;  allein  dies  sollte  im  rich- 
tigen Zusammenhang  und  mit  Berücksichtigung  des  wahren  Wesens  der  Sache 
geschehen   und  die  Wissenschaft  sollte  das  Verständniss   dafür  vorbereiten. 

ü.  E.  ist  das  sog.  Recht  des  geistigen  Eigenthums  nur  ein  Bruchstück 
eines  grösseren  Ganzen,  dessen  Vollendung  der  Zukunft  vorbehalten  zu  sein 
scheint.  Denn  auch  die  technische  Arbeit  dringt  immer  mehr  auf  Herstel- 
lung einer  Ordnung,  durch  welche  ihr  Antheil  am  Gesammterwerb  der  Nation 
gerechter,  als' es  jetzt  geschieht,  normirt  wird.  Könnte  nicht,  selbst  vom 
Standpunkte  der  bisherigen  Theorie,  auch  die  technische  Arbeit  ein  selb- 
ständiges Nutzungsrecht  an  ihren  Produclen  beanspruchen  ?  Die  Versöhnung 
dieser  Forderung  mit  den  Grundsätzen  des  Eigenthums  bildet  eben  die  ganze 
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Schwierigkeit  der  fraglichen  3Iaterie,  und  hierüber  darf  nicht  mit  Stillschwei- 
gen  hinweggegangen   werden. 

Auch  nach  einer  anderen  Seile  hin  wären  Bedenken  zu  erheben.  Die 
herrschende  Wirthschaftslehre  kennt  nur  drei  rroductionsfactoren :  iNalur, 
Capital  und  Arbeit;  die  Intelligenz  findet  darunter  keine  Stelle,  sie  kann 
hienach  auch  nicht  als  productiv  gellen.  Wir  halten  zwar  diese  Lehre  für 
unrichtig  und  für  eine  Verwechselung  der  technischen  Productionsmittel  mit 
historisch  zu  Recht  bestehenden  Erwerbszweigeii.  Jedenfalls  aber  müsste 
die  Jurisprudenz  sich  erst  mit  der  Nationalökonomie  auseinandersetzen,  ehe 
sie  daran  singe,  der  Gesetzgebung  die  Schöpfung  eines  neuen  Erwerbstitels 
zu  empfehlen,  der  vorläulig  nur  durch  allgemeine  Billigkeitsräsonnements 
und  durch  das  Drangen  einer  in  hohem  Grade  monopolistisch  gesinnten  Ge- 
schäftswelt begründet  werden   kann. 

Auf  die  specielleren  Ansichten  des  Verf.  und  deren  juristische  Begrün- 
dung gehen  wir  hier  nicht  näher  ein ;  sie  kann ,  besonders  im  allgemeinen 
Theil,   nicht  immer  als  gelungen   bezeichnet  werden.  Rr. 


VL 
llie  freie  Advok»tur  und  ihre  leg^islative  Organisation.    Eine 
Abhandlung    zur    Reform    der    deutschen    und    Ostreich  Ischen    Ge- 
setzgebung von  Dr.  Heinrich  Jacques.     ATien,  Braumüller,  1868.    235  S. 

Eine  mit  Wärme  und  Sachkenntniss  verfasste  Schrift  zu  Gunsten  der 
freien  Advokatur.  „Die  Rechtspilege  niuss  dadurch  gehoben,  gefördert,  ent- 
wickelt werden,  dass  sie  arbeitet  gleichsam  mit  der  ganzen  Summe  von 
Talent  und  Charakter,  welche  auf  diesem  Gebiete  zu  finden  sind."  —  «Je 
selbständiger,  je  unabhängiger  der  Parteienvertreter  den  Gerichten  und  den 
Verwaltungsorganen  gegenübersteht,  je  würdevoller,  ich  möchte  sauen,  je 
stolzer  diessfalls  seine  Position  ist,  desto  thatkräftiger  und  erfolgreicher  wird 
er  die  Parteienrechte  zu  vertreten,  desto  wirksamer  wird  er  das  Gedeihen 
der   Rechtspflege   im   Staate   zu   fördern   vermögen." 

Von  diesem  Standpunkt  aus  fordert  Verf.  völlige  Freiheit  der  Advoka- 
tur und  Aufhebung  aller  Unterordnung  derselben  unter  die  Staatsgewalt: 
1)  bezüglich  der  Bedingungen  der  Zulassung  zur  Advokatur;  2)  der  Hand- 
habung der  DisciplinargeM^alt  über  die  Advokaten;  3)  des  Gebühren-  und 
Taxwesens;  und  4)  corporative  Genossenschaft  der  Advokaten  mit  selbstän- 
diger Repräscnlaaz.  Er  erklärt  sich  ferner  für  den  sog.  Advokatenzwang 
und  will,  ohne  den  engen  Zusammenhang  der  Advokatur  mit  dem  gericht- 
lichen Verfahren  zu  verkennen,  doch  nicht,  dass  die  Reform  der  ersteren 
bis  zu  der  der  letzteren  verschoben  Averde.  —  Als  Beilagen  angehängt  sind 
eine  Anzahl  von  (von  Advokaten  verfassten)  Berichten  über  die  Zustände 
der  Advokatur  in  den  deutschen  Staaten,  sowie  sonstige  gutachtliche  und 
statistische   Materialien. 

Obgleich  die  Schrift  gerade  nichts  Neues  bringt,  so  ist  sie  doch  ver- 
dienstlich und  empfehlenswerth,  sofern  sie  einen  in  hohem  Grade  heachtens- 
werthen  Gegenstand  auf's  Neue  auregt  und  die  wichtige  Ansicht  im  Ganzen 
mit  Eifer  und  Geschick  vertheidigt.  In  den  Einzelnheiten  ist  dem  Verf.  nicht 
durchweg  beizusliüimen ;    so   z.  B.   halten  wir  den  Vorschlag    einer    längeren 
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(vorbcreilcncicn)   Zwangspraxis   nacli   erlangtem   Dcicldrat   iiiul   abgeleeler  Prü- 
fung  für   princip-   und   zweckwidrig,   denn 

quo   semel  est  imbnla  rccens  servahit  odorem  testa  diu. 

Wer  die  hohe  Ansicht  des  Verf.  von  dem  Beruf  der  Advokatur  theilt, 
der  wird  jedenfalLs  dieseilte  nicht  in  die  Kategorie  des  Gewerhebetriebs 
rechnen  und  von  der  Bestimmung  des  neuerdings  für  den  .Norddculschen 
Bund  (irlassenen  sog.  .Nolhgewerlxgesetzes  unangenehm  berührt  sein,  worin 
es  heisst,  dass  §  2  desselben  keine  Anwendung  finden  soll  auf  .  ..  Hebam- 
men, Advokaten,  Notare,  Secschilfer,  Lootsen.  Es  wäre  dalier  auch  zu  wun- 
scheu gewesen,  dass  Verf.  seine  Verthcidigung  der  Wohlthaten  der  Advoka- 
turfreiheit weniger  auf  das  „.Naturgesetz"  von  Angebot  und  Nachfrage  ge- 
stützt Itätte. 

In  den  Liindern  mit  freier  Advokatur  zerfällt  dieselbe,  wenigstens  that- 
sächlich ,  in  zwei  wesentlich  verschiedene  Classen :  1)  in  eine  Agentur  für 
Reclitsgeschäfte  und  Hechtsangelegenheitcn ;  2)  in  ein  besonders  durch  die 
Macht  der  Beredsamkeit  und  politisches  Ansehen  einllussreiches  i'atronat  vor 
den  Gericiiten.  Olfenbar  ist  es  nun  nicht  erschöpfend,  die  Wirkungen  der 
Advokalurfreilieil  vorwiegend  nur  nach  dem  Massstab  der  zweiten ,  weitaus 
minder  zahlreichen  Classe  zu  bcurlheilen.  Ferner  bildet  in  diesen  Ländern 
eigentlich  der  Advokatenstand  das  (Jri)S  des  Juristenstandes,  was  mit  ihrer 
Gerichtsverfassung,  insbesondere  mit  der  Zahl  und  der  socialen  Stellung  der 
Richterpersonen  innig  zusammenhängt.  Auch  scheint  die  Frage  nicht  un- 
wichtig, inwiefern  unser  heuliger,  ziemlich  einseitig  gehaltener  Rechtsunter- 
richt mit  den  höheren  Anforderungen  an  die  Leistungen  der  Advokaten  har- 
monirt. 

Eine  gründliche  Berücksichtigung  dieser  Punkte  würde  der  Schrift  nicht 
nur  mehr  sachlichen  Inhalt,  sondern  auch  einen  grösseren  Reiz  der  .\euheil 
verliehen  haben.  Jedenfalls  erscheint  eine  gleichmässige  Hebung  des  Rich- 
terpersouals  mit  der  Advokatur  unerlässlich.  Rr. 


VII. 

Die  CrrundsätKe  der  Volliswirth.*«ehaltslchre  vom  Standpunkte 
der  iNOKialen  lief orm.    Von  H.  Manrus.    Heidelberg,  Winter,  1868.    535  S. 

Das  vorliegende  Werk  ist  ein  wirkliches  populäres  Handbuch,  das  vor 
vielen  ähnlichen  Beachtung  und  Würdigung  verdient.  Gründliche  Durchar- 
beitung des  Stoffs  mit  Benutzung  der  neusten  und  Zuthat  eigner  Forschun- 
gen, phrasenlose,  klare,  gemeinverständliche  Sprache,  Entwicklung  der  Be- 
griffe und  Verhältnisse  aus  dem  wirklichen  Leben,  ohne  die  sonst  in  der 
Wirthschaftslehre  so  beliebten  Constructionen  aus  lingirten  Urzuständen  und 
Robinsonaden,  sind  dem  Buche,  das  übrigens  ohne  allen  gelehrten  Apparat 
und  ohne  Citate  auftritt,  eigen.  Die  vier  Hauptabschnitte  sind  überschrie- 
ben: die  menschlichen  Bedürfnisse;  die  Gütererzeugung;  der  Güteraustausch; 
das  Creditwesen.  Die  Lehre  von  den  menschlichen  Bedürfnissen,  als  den 
nach  Culturgesichtspunkten  geregelten  Zwecken  der  Production  und  des  Aus- 
tausches, oder  die  Lehre  von  der  Consumtion  im  weiteren  Sinne,  muss  den 
Ausgangspunkt  der  Sozialwissenschaft  bilden,    ist  daher  hier  mit  Recht  vor- 
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angestellt;  die  Lehre  vom  Credit,  als  auf  Production  und  Austausch  selbstän- 
dig und  oleichmässig  einwirkend,  ist  ebenso  richtig  ausgeschieden,  und  die 
vom  Verf.   gewählte  Eintheilung  ist  deshalb   voUkommeu   gerechtfertigt. 

Diejenige  menschliche  Thätigkeit,  sagt  Maurus,  Avelche  sich  aus  der 
im  gesellschaftlichen  Zusammenleben  liegenden  besonderen  gütererzeugenden 
Kraft  für  die  Beförderung  der  materiellen  und  geistigen  Wohlfahrt  des  Ein- 
zelnen und  der  Gesanimtheit  entwickelt,  ist  die  Yolkswirthschaft.  Die  Rege- 
lung der  Erzeugung  des  Wohlstandes,  der  Vertheilung  desselben  unter  die 
einzelnen  Gesellschaftsmitglieder  und  Classen  und  die  Sicherung  des  vollen 
Genusses  des  Werthes  der  Arbeit  des  Einzelnen  ist  der  Gegenstand  der 
Wirthschaftspflege.  Die  Arbeitskraft  entwickelt  sich  in  der  Gesellschaft;  die 
Erfolge  der  Arbeit  werden  durch  die  gesellschaftlichen  Institutionen  bedingt, 
sie  bestimmen  also  die  Arbeitsrechte  und  Pflichten.  Armuth  und  Reichthum 
beruhen  nicht  nur  auf  Verschiedenheit  der  persönlichen  Fähigkeiten,  sondern 
sind  ebenso  Ausflüsse  gesellschaftlicher  Einrichtungen.  Die  Productionsfähig- 
keit  der  Erde  steigt  mit  Vermehrung  des  Arbeitsaufwandes.  Der  Nahrungs- 
mangel ist  keine  Folge  der  zu  grossen  Vermehrung  der  Menschenzahl  an 
sich,  sondern  der  örtlichen  Vertheilung  derselben.  Theilung  und  soziale 
Organisation  der  Arbeit  schafi"en  die  Formen  der  Arbeitsentlohnung,  das 
Eigenthum  am  Boden  und  Kapital  und  die  Nutzung  desselben  als  Rente  und 
Zins.  Die  Gesellschaft  hat  ein  Recht,  die  Benutzung  des  Eigenthums  auf 
productive  Weise  zu  verlangen,  sie  kann  den  Griindeigner  zur  Bodenbebauung 
und  den  Unternehmer  zu  einer  solchen  Anlage  der  Unternehmung  nöthigen, 
welche  den  Arbeitern  die  nöthigen  Garantieen  bietet.  Die  natürlichen  und 
künstlichen  31onopole,  welche  sich  sowohl  in  Ansehung  des  ArbeitsslolTs,  als 
auch  der  Arbeitskraft  (geistige  Monopole)  bilden  können,  muss  die  Gesell- 
schaft entweder  verhindern  oder  (durch  Abfindung  des  Monopolisten)  der 
allgemeinen  Benutzung  zugänglich  machen.  Der  unmittelbare  Güteraustausch 
(Verkehr),  welcher  immer  mehr  Kraft  zur  Gütererzeugung  überschüssig  macht, 
ist  durch  Beseitigung  aller  hemmenden  Schranken  zu  fördern ;  der  Handel, 
ein  nothwendiger,  aber  kostspieliger  und  der  gesunden  Gütervertheilung 
leicht  schädlicher  Intervenient  im  Güteraustausch,  ist  der  eigenen  Kraft  zu 
überlassen,  aber  nicht  durch  künstliche  Mittel  (Colonialpolitik)  zu  stärken. 
Von  den  Verkehrsmitteln  bedürfen  diejenigen,  welche  ein  natürliches  Mono- 
pol mit  sich  bringen,  der  Organisation  durch  die  Gesellschaft  (Staatseisen- 
bahnen), während  die  anderen  der  eigenen  Entwicklung  zu  überlassen  sind. 
Dem  Auslande  gegenüber  kann  unter  Umständen  die  Troduction  der  künst- 
lichen Stärkung  und  des  Schutzes  bedürfen.  Das  Creditweseii  bedarf  der  Orga- 
nisation zu  Gunsten  der  persönlichen  Arbeitskraft  (Entwicklung  des  l'ersonal- 
credits).  Der  Staatscredit  muss  nach  dem  Prinzipe  der  Steuerschuldigkeit 
der  Gesellschaftsmitglieder  geregelt  werden. 

Das  sind  einige  Grundgedanken  des  Werks,  welche  wir  hier  nur 
kurz  andeuten  wollten.  Die  Mittel,  durch  welche  eine  Reform  der  gegen- 
wärtigen Gesellschaftszustände  anzubahnen  wäre,  sind  schliesslich  in  zwölf 
Sätzen  zusammengefasst.  im  Einzelnen  Hesse  sich  mit  dem  Verf.  gewiss  um 
Vieles  rechten  und  namentlich  werden  Manchem  die  Mangel  der  gegenwär- 
tigen Credilorganisation  in  zu  schwarzen  Farben  gemalt  erscheinen.  Jeder 
Unbefangene  wird   aber  zugeben  müssen,    dass    die    Beleuchtung    der    wirth- 
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scliafllidicn  Ersclmiiuinpen  in  ^  erliin<lunü  mit  doii  rechtlichen  und  politischen 
Inslitiilioiien,  dii;  Kritik  der  olioiiomischcn  Kr.schciiiiin{,'cn  aus  di-m  (ii-sichls- 
punkle  der  sozialen  lleform,  die  Hervorhebune  der  Hichtunir,  nach  welcher 
die  WirlhscliiirtsCormen  sich  zu  entwickeln  haben,  mit  Schürfe  und  Conse- 
quenz  diircliircfiiliit  sind.  Wir  glauben  die  Sciirift  als  eine  im  edelsten  Sinn 
populäre    und    zugleich    wissenschaftlich    anreizende    empfehlen    zu    dürfen. 

Seh. 


VIII. 

Alls<'in<'in«*  Oewerbslehre  von  [)r.  jur.  A.  Em  m  i  ngliaus,  Professor  der 
Wirlliscliarislehrc  an  der  grossli.  polytechnischen  Schule  zu  Karlsruhe.  Berlin, 
Herbig,  181)8. 

Das  vorliegende  Buch  ist  die  Ausführung  eines  fiedankens,  den  der  Verf. 
bereits  in  einer  kleinen  Abliandlunir  in  Fa  u  c  li  e  r '  s  Vicrteljalirsschrift  Jahrg. 
1868  Heft  I  S.  26  entwickelt  hat.  Kmminghaus  will  die  wissenschaft- 
liche Behandlung  der  Gesetze  des  wirthschaftliclien  Lebens  als  ellgemeine 
Wirth  scha  f  tsl  eh  re  von  der  P  ri  va  twi  rt  hschaft  sieh  re  oder  dem 
System  von  Hegeln  für  den  rationellen  Betrieb  der  (jiewerbe  trennen,  und 
letztere  als  eine  aus  der  allgemeinen  Wirlhschaftslehre  abgeleitete,  aber  ab- 
getrennte Zweigwissenschaft  behandeln  —  oder  vielmehr  er  spricht  die  Hoff- 
nung aus,  dass  verschiedene  solche  rrivatwirlbscliaftslehren  für  die  einzelnen 
grösseren  Gruppen  von  Gewerben  entstehen  und  bietet  un.s  zuniichst  eine 
Privatwirlhschaftslehre  für   die   Gewerbe. 

Wie  aus  der  erwähnten  Abhandlung  zu  ersehen,  ist  der  Gedanke  zu- 
nächst aus  dem  Bedürfnisse  hervorgegangen,  an  einer  polytechnisclien  Hoch- 
schule den  dortigen  Zuhörern  aus  dem  Gesammtgebiete  wirthscliuftlicher 
Wissenschaft  gerade  das  zu  bieten,  was  für  diese  direct  anwendbar  und  da- 
her vorzugsweise  wissenswürdig  ist.  Auch  eine  allgemeinere  Bedeutung 
vindicirt  der  Verf.  seiner  Idee,  indem  die  Trennung  theoretischer  und  prak- 
tischer Fragen,  die  Scheidung  der  Fragen,  die  vom  Standpunkt  der  Gesammt- 
und  der  Einzelwirthschaft  behandelt  werden  müssen,  auf  die  Klarheit  der 
Darslellung  in   beiden  Wissenszweigen  von   gutem  Einlluss   sein  muss. 

Die  Zukunft  wird  zeigen,  ob  diese  Trennung  einem  allgemein  empfun- 
denen Bedürfniss  entspricht.  Unseres  Erachtens  sind  Versuche  in  dieser 
Richtung  schon  in  Anbetracht  der  verschiedenen  technischen  Hochschulen 
nützlich,  wenn  nur,  wie  Emminghaus  dios  auch  selbst  beabsichtigt,  die 
neuen  Lehrfächer  in  abhängigem  Zusammenhang  mit  der  allgemeinen  Wirth- 
schaftslehre  (Nationalökonomie)  und  der  sog.  Wirthschaftspolizei  bleiben,  in 
welchen  beiden  älteren  Wissenszweigen  gewiss  nach  wie  vor  die  Hauptarbeit 
an   neuen   wissenschaftlichen   Forschungen   geleistet   werden    muss. 

Was  die  Durchführung  des  Gedankens  betrifft,  so  steht  der  Verf.  — 
wie  man  dies  nach  seinen  früheren  Arbeiten  erwarten  kann  —  im  Grossen 
und  Ganzen  auf  dem  Standpunkt  der  sog.  Freihandelslheorie.  Schon  die  Idee 
der  Privatwirtlischaftslehre  in  ihrer  Trennung  von  der  allgemeinen  Wirth- 
schaftswissenschaft  beweist  das;  denn  die  «Naturgesetze  für  das  wirthschaft- 
liche  Leben«  einerseits,  der  «Vortheil  des  Einzelnen"  anderseits,  sind  eben 
das    Ziel    resp.    der    Ausgangspunkt     der    von     Adam    Smith    begründeten 
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Wirthschaftslehre.  Es  kann  nun  nicht  in  der  Aufgabe  eines  Buciies  über  die 
nAllgemeiiie  Gewerbslehre"  liegen,  die  in  der  Opposition  gegen  Ad.  Smith 
liegenden  Keime  wissenschaftlichen  Fortschritts  weiter  zu  entwickeln,  da  es 
sich  ja  mehr  um  Rathschläge  handelt,  die  aus  mehr  oder  minder  allgemein 
anerkannten  Sätzen  abgeleitet  werden  sollen.  Wir  enthalten  uns  daher  hier 
einer  Beurtheilung  des  allgemeinen  Standpunkts,  den  Emminghaus  ein- 
nimmt und  begnügen  uns  mit  einer  kurzen   Angabe  des  Inhalts. 

Die  Einleitung  und  der  erste  Theil  bringt  uns  die  Begriffsbestimmung 
von  Gewerbe  und  Ge werke,  wodurch  das  vielfach  schillernd  gebrauchte 
Wort  Gewerbe  bestimmter  präci^rt  und  unter  „Gewerken"  das  ausgeschie- 
den wird,  was  der  Sprachgebrauch  sich  gewöhnlich  unter  dem  Worte  Indu- 
strie zu  denken  pflegt.  Der  zv.eite  Theil  handelt  von  der  gewerklichen 
Arbeit  und  ist  unbedingt  der  am  eingehendsten  behandelte  Theil  des  Ganzen. 
Es  ist  von  den  verschiedenen  Arten  der  Lohnzahlung,  von  Tantieme  und 
Commissionssystem,  von  der  industrial  partnership,  von  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit, von  der  Sorge  des  Unternehmers  für  Gesundheit,  Sittlichkeit,  Woh- 
nung, Sparsamkeit  der  Arbeiter  die  Rede  —  lauter  Dinge,  die  in  die  sogen. 
Arbeiterfrage  einschlagen.  Emminghaus  untersucht  hier  dem  Plane  seines 
Buches  gemäss  immer  in  erster  Linie  nur,  was  für  den  Unternehmer  vor- 
Iheilhaft  sei,  es  finden  sich  aber  Spuren,  dass  er  dies  doch  nicht  für  das 
einzige  Ziel  hält,  nach  welchem  überhaupt  gestrebt  werden  müsse,  indem 
humane  Rücksichten  doch  als  berechtigte  Motive  für  das  Handeln  des  Unter- 
nehmers auftreten.  Ohne  sich  der  Aufgabe  einer  Umwälzung  der  National- 
ökonomie hinzugeben ,  hätte  hier  der  Verf.  die  Möglichkeit  einer  Differenz 
zwischen  Einzel-  und  Gesammtwohl  in  höherem  Maasse  anerkennen  sollen; 
denn  die  Behauptung,  dass  der  dauernde  Vorthei!  des  Einzelnen  mit  dem 
der  Gesammtheit  übereinstimme,  ist  durchaus  nicht  immer  beweisbar.  Ueber- 
mässiges  Festhalten  an  theoretischen  Principien  scheint  uns  auch  in  der  ent- 
schiedenen Abneigung  gegen  Staatshülfe  zu  liegen,  die  zwar  betreffs  der 
Kinderarbeit,  nicht  aber  betreffs  der  Beschränkung  der  Frauenarbeit  als  etwas 
von  den  Unternehmern  zu  Erstrebendes  bezeichnet  wird. 

Der  dritte  Theil  handelt  vom  gewerklichen  Kapital,  wobei  das  Verhält- 
niss  von  Arbeit  zu  Kapital  nur  betreffs  der  bekannten  Maschinenfrage  noch 
einmal  erwähnt  wird.  Sonst  handelt  es  sich  zumeist  um  einfache  Regeln 
betreffs  der  Beschaffung  und  Benutzung  der  verschiedenen  Güter,  welche  in 
den  Gewerken  als  Kapital  eine  Rolle  spielen.  Unter  Kapital  ist  dabei  der 
neuesten  Theorie  entsprechend  Grund  und  Boden  mit  aufgenommen.  Der 
vierte  Theil  spricht  von  den  Hülfsmilfeln  der  Gewerke  und  geht  über  die 
interessantesten,  als  Transport-,  Credit-  und  Versicherunas-Anstalten,  ziem- 
lich kurz  hinweg.  Eine  detaillirte  Beschreibung  der  besten  Einrichtung  die- 
ser Anstalten  gehört  zwar  mehr  in  die  Handels-  als  in  die  Gewerkslehre, 
hätte  aber  immerhin  in  einem  Buche  Platz  finiien  können,  das  dem  jungen 
Industriellen  das  für  ihn  Wissenswürdigste  aus  dem  Gebiete  der  wirthschaft- 
lichea  Wissenschaft  bieten  soll.  Der  fünfte  Theil  verbreitet  sich  noch  kurz 
über  einige  interessante  Fragen,  wie  z.  B.  die  ^  ortheile  des  Gross-  und 
Kleinbetriebs,  und  der  sechste  Theil  bringt  als  Anhang  eine  Darstellung  der 
gewerklichen  Buchführung,  die,  wie  das  ganze  Buch,  klar,  fasslich  und  über- 
sichtlich geschrieben   ist.  A.   H. 
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rx. 

Dir  iintionalökoiioiniMcli«'  liitf «'radir  in  «Irr  p«'rindiHchPii 

t'rt'MHV. 

F  r  a  II  k  r  c  i  c  li. 

Aiicli  liir  Frankri'icli,  wie  IViilicr  l'iir  Kiii;l;iii(i  und  die  \  creiiiigU-ii  Staaten 
von  Nordamerika,  halx'ii  wir  im  Nacli. stellen  den  \er.siHlit,  das  deriKu  urdii,M- 
Jahr  1867  mit  einigen  Strichen  zu  kenii/.eichnen.  Wie  in  Enijland  1866 
der  Fall  des  grossen  Bankhauses  Overend  (Airney  &  Co.  die  Creditkrisis  ein- 
leitet, so  ist  auch  in  Frankreich  im  Jahr  1867  der  Verfall  des  Credilinsli- 
tiites  der  Gehrüder  Perreire  im  Gefolge  der  allgemeinen  Credilerschiilterun^ 
und  der  gänzlichen  Darniedcrlage  von  Handel  und  Industrie.  Am  hezeich- 
nendslen  tritt  das  Jahr  1867  in  dem  Ge  sc  h  ä  f  Is  h  e  r  i  r  h  t  der  Bank  von 
Frankreich  hervor.  Wir  hriiigen  im  Nachstehenden  diesen  Geschäfts- 
bericht nebst  einem  Blick  auf  die  G  e  s  a  ni  m  t  o  p  e  r  a  t  i  o  n  der  Bank  von 
Frankreich  seit  ihrer  Begründung  bis  zumSchluss  des  Jahres 
18  66,  ferner  die  Curse  der  hauptsächlichsten  Werthe  von  Frank- 
reich und  einen  Rückblick  auf  die  Finanzgeschichte  Frankreichs 
seit  18  5  2,  weiter  die  Vermehrung  der  Geisteskranken  in  Frank- 
reich und  einige  Aotizen  über  die  Entvölkerung  des  platten  Landes 
und  die  Bevölkerungszunahme  in  Frankreich  unter  Berücksich- 
tigung der  letzten   Volkszählung. 

1)  Compte  rendu  des  Operations  de  la  banqne  de  France  en 
1867  compare  aux  epoques  anterieures,  par  Clement 
Juglar.      Journal   des  Econom.   Jouin   1868  p.  394  sqq. 

Der  kürzlich  verölTentlichte  Bechenschaftsbericht  über  die  Operationen 
der  Bank  von  Frankreich  auf's  Jahr  1867  ist  ein  wichtiges  Document  zur 
Signatur  der  ökonomischen  Geschichte  dieses  Jahres.  Nicht  nur  im  Ver- 
gleich mit  dem  Vorjahre,  sondern  ebenso  mit  früheren  Jahren  ist  das  Bank- 
jahr 1867  merkwürdig;  es  ist  aber  nicht  im  Widerspruch  mit  der  Bank- 
geschichte von  England  und  mit  den  übrigen  wirthschafllichen  Erscheinungen 
von  1867.  Die  Metallreserve,  welche  eben  noch  einen  so  niedrigen  Stand 
einnahm,  übersteigt  1867  die  höchsten,  welche  bis  jetzt  noch  aufgezeichnet 
wurden;  der  Discontsatz  ist  auf  2  Procent  gefallen,  und  dabei  bleibt  das 
Portefeuille  leer.  Mit  Recht  fragt  Juglar,  was  aus  den  Theorieen  (in  Frank- 
reich) geworden  sei,  nach  welchen  eine  Discontrate  von  vier  Procent  den 
Geschäften  solche  Hilfsquellen  bieten  sollte,  dass  sie  keine  Hinderung  in 
ihrer  Enthaltung  zu  befürchten  haben  würden.  In  England  sprachen  sich 
Autoritäten,  es  ist  gar  nicht  lange  her,  dahin  aus,  dass  der  Discont  nie- 
mals so  tief  wieder  sinken  könnte.  (In  dem  Artikel:  Two  per  Cent  (von 
Goschen?)  Edinburgh  Review  January  1868  erscheint  uns  der  Satz  ziem- 
lich flach:  Every  page  in  its  records  (of  the  year  1867)  bears  witness 
to  the  discomfitmre  of  prophecies  and  the  triumph  of  paradox.  Thelongest 
experience  and  the  most  accredited  theories  were  found  equal- 
ly  at  fault.  Es  ist  die  ökonomische  Geschichte  der  Jahre  1866  und  1867 
nur  ein   Beleg  dafür,    dass   in   Bezug    auf  Geld    und  Credit  unsere   Theorieen 
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und  vorgefassten  Meinungen  auf  schwachen  Füssen  stehen ,  und  dass  wir 
noch  nicht  im  Stande  sind,  die  werdende  ökonomische  Entwickelung  in  ihren 
verschiedenen  Phasen  zu  verstehen.  Alles  drängt  uns  dahin,  die  werdenden 
ökonomischen  Erscheinungen  zu  studiren  und  vorurtheilslos  mit  denen,  die 
wir  bereits  kennen  und  in  ihren  Zusammenhang  untersucht  haben ,  fort  und 
fort  zu  vergleichen   und   zu  prüfen    —   wenn  wir  etwas  lernen   wollen. 

Juglar  ist  seit  Jahren  ein  aufmerksamer  Beobachter  der  Bankgeschichte 
von  England  und  Frankreich.  Von  grossem  Interesse  sind  folgende  Zusammen- 
stellungen von  ihm ,  die  wir  dem  obigen  Artikel  entlehnen : 
Uebersicht  der  Zeiten  des  Stillstands  und  der  Verminderung 
der  Operationen  und  der  Discontirungen  derBank  von  Frank- 
reich  nach  den  Han  de  Is  er  i  s  e  n  : 

1839.  1843.  1847.  1849. 

Millionen  Francs. 

Maxima.       Minima.         Differenz.     Maxima.  Minima.         Differenz. 
Operationen         14.54          1082      -      373          1853  1216      -      367 

Discontirungen    1183  1011      -      271  2658  1024      -    1634 

1857.  1858.  1864.  1867. 

Millionen  Francs. 
Maxima.       Minima.  Differenz.     Maxima.      Minima.         Differenz. 

Operationen         5961  5168      -      792  8252  7372      -      920 

Discontirungen    5581  4161      -    1420  6538  5717      -    1130 

Seit  1839  ist  die  Vermehrung  der  Operationen  der  Bank  sowie  der 
discontirten  Summen  eine  unausgesetzte ;  nur  viermal  trittt  ein  Stillstand 
und  Rückgang  ein,  in  den  vier  Handelscrisen  1839,  1847,  1857  und  1864. 
Die  Schwankung  bei  den  discontirten  Summen  ist  eine  weit  stärkere,  als 
bei  den  Bankoperationen.  Die  Verminderung  der  Discontsummen  nach  den 
Crisen,  während  gleichzeitig  der  Disconlsatz  sinkt,  ist  eine  be- 
merkenswerthe  Thatsache,  welche  sich  in  gleicher  Regelmässigkeit  in  Frank- 
reich wie  in  England  seit  Beginn  des  Jahrhunderts  wiederholt. 
Die  Bewegung  der  Metallreserven. 
In  Frankreich  wie  in  England  haben  die  Metallreserven  im  Jahre  1867 
eine  ausserordentliche  Vermehrung  erfahren.  In  beiden  Ländern  übersteigt 
die  Vermehrung  Alles  das,  was  man  bisher  beobachtet  hatte.  Seit  1864 
stiegen   sie 

in   Frankreich   von    152   Millionen   Fr.   auf  1015   Millionen   Fr. 
-    England         -      297  -  -      -       614  - 

Gleichzeitig  fiel  das  Portefeuille 

in   Frankreich   von   791    Millionen   Fr.   auf  428   Millionen   Fr. 
-    England         -     841  -  _      _     418 

Zusammenstellung    der    Banknotencirkulation,    der    Metallre- 
serve, des  Portefeuille  und  der  Conto  correnten. 
Notencirculation.  Metalireserve.  Portefeuille.  Conlocorrenten. 

Max.        Min.  Max.        Min.  Max.        Min.  Max.        Min. 

Millionen  Francs. 

1845  320  119 

1846  309 

1847  232  76      320  40 
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Notencirnilation.  Mrt.illresci  v«-.  Porloffiiillp.  Conlocorrenten. 

Max.        Min.  M.i\.        Min.  Max.        Min  Max.        Min. 

Millionen  Franr«. 
1851  62S  93  218 

1853        704 

1857         526  181      628  127 

1859  646  348      341 

1862   869 

1864         720  152      791  110 

1867   1195  1016  42h      430 

Aus  dieser  Uebersicht  {,'ehl  hervor,  »Ihss  zu  allen  Epochen  die  Summe 
der  in  Circuialion  befindlichen  Noten  seiir  weil  davon  entfernt,  den  Di.scon- 
lirunfren  zu  (olgcu ,  vieluiehr  mit  der  Bewegung  der  Metallreserven  Schritt 
hält.  Die  Maxima  der  iNotencirculotion  und  des  fncasso  beobachtet  man  im- 
mer in  den  Jahren,  welche  den  Crisen  foltren,  im  Augenblick,  wo  das  Porte- 
feuille fast  leer  ist.  Folglich  (iiidel  die  Notenemission  nicht  als  ein  Mittel 
des  Credits  statt,  sondern  ist  mehr  eine  einfache  Substituirung  der  .Noten 
an   Stelle  des  baaren  Geldes. 

Aach  dem  Belauf  der  einzelnen   Note   betrug  die  .Notencirculation : 

5000  Ff.     1000  Fr.     500  Fr.       300  Fr.       100  Fr.  50  Fr. 
Millionen  Francs 

1864      50            399            79            37            189  12          720,000,000  Fr. 

1867     40            706          116            16            284  31       1,155,000,000  - 

Die  Summe  der  Funfzi.<:francnoten  ist  merkwürdig  gering  geblieben,  wie 
denn  auch  der  Gesammtbelrag  der  Hundertfranc-Billets  gegen  das  Tausend- 
franc-Billet  zurücktritt.  Dagegen  gehört  die  Schnelligkeit  der  Circulation 
dem   Billet   von   geringerem   Betrag. 

Man  beobachtet  bei  der  Bank  von  Frankreich,  dass  nach  den  Crisen  die 
Maxima  der  Contocorrenten  fast  mit  dem  tiefsten  Stand  des  Portefeuille 
zusammenfallen.  Sie  sind  nicht  wie  in  den  Joint  Stockbankeu  discontirte 
Depositen,  sondern  deponirtes  Geld,  welches  dann  diese  Ziffer  der  Bilance 
anschwellen  lässt.  Beweis  dafür  ist,  dass  im  Augenblick,  wo  sie  von  273 
auf  430  Millionen  steigen,  das  ist  um  175  Millionen  Fr.  (5.  Januar,  23.  De- 
cember  1867)  das  Portefeuille  um  215  Millionen  Fr.  sinkt,  während  auch  die 
Metallreserve  um  343  Millionen  und  gleichzeitig  die  .Notencirculation  um 
74  Millionen  steigen.  Es  giebt  demnach  bei  der  Bank  eine  beträchtliche 
Summe  von  Kapitalien,  welche  keine  Neigung  oder  Gelegenheit  haben,  bei 
den  gegenwärtigen  Preisen  verwendet  zu  werden. 

Was  die  Vorschüs.se  auf  Werlhe  anbetrifft,  so  zeigt  sich  kein  wesentlicher 
Unterschied   zwischen  den  Jahren  1866  und   1867. 

Fasst  man  nun  die  Gesammtsituation  der  Banken  von  England  und  Frank- 
reich zusammen,  so  zeigt  der  Geschäftsstillstand  von  1867,  bezeichnet  durch 
die  Beschaffenheit  des  Bankportefeuille,  den  Discontsatz  von  2  und  2'/2  Proc. 
in  England  und  Frankreich,  den  massenhaften  Kückfluss  der  edlen  Metalle,  die 
Summen,  welche  ohne  Interessen  in  den  beiden  Banken  deponirt  sind,  wie 
in  den  früheren  Epochen  darauf  hin,  dass  wir  in  den  Zwischenjahren  sind, 
welche  der  Liquidation  der  Crisen  folgen  und  dem  Erwachen  der  Speculation 
vorausgehen.    Dieser  Ansicht  Juglar's  dürfte  beizupflichten  sein.    Es  scheint. 
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dass  wir  geg-enwärtig  im  Jahr  1868  in  wirthscliafllicher  Hinsiclit  in  ähnlicher 
Lage  uns  beiinden.  wie  1860  und  186!.  ^Vir  glauben  daran  trotz  des  be- 
waffneten Friedens  und  werden  wiederholt  Gelegenheit  nehmen,  das  an 
einzelnen   bezeichnenden   Thatsachen   nachzuweisen. 

2)  Ein 

Ueberblick  iibei-  die   Gesaninitoperationen  der  Bank  von 
Frankreich    seit    ihrer  Begründung    bis  zum   Schluss   des 
Jahres  1866 
findet  sich  im  Decemberheft  des  Journal  des   Economistes  von   1867  ; 

Resume  des    Operations    de    la  banque    de  France   depuis 
sa   creation  jusqu'ä   la  fin  de   1866. 

In  den  67  Jahren  dieser  Periode  erreichte  die  Gesammtziffer  der  sämmt- 
lichen  Operationen  der  Bank  nebst  Succursalen  die  Summe  von  133  Milliarden 
und  390  Millionen  Fr.,    welclie  in   folgende  Hauploperationen   zerfallen: 

1)  Escomptirungen ,  zusammen  78  Milliarden  311  Millionen,  wovon  auf 
die  Discontiruni>en  von  Handelspapieren   75,357  ftlillionen  Fr.   kommen, 

2)  Vorschüsse  auf  Scliatzbonds,  Kanalaktien  und  andere  Werthe  990  Mil- 
lionen, auf  Renten  3940,  auf  Barren  2304,  auf  Eisenbahn -Werthe 
und  Credit  mobilier  4434,  zusammen    11    Milliarden   668  Millionen. 

3)  Operationen  bezüglich  edler  Metalle  und  Goldprämien  556  Millionen, 
ferner  mit  dem   Staatsschatz   und  der  Stadt   Paris   6267  Millionen. 

Der  Gesammlbetrag  von  diesen  drei  Kategorieen  ist  96  Milliarden 
762  Millionen  Fr.  Das  Surplus,  das  ist  36  Milliarden  628  Millionen,  fällt 
auf  die  übrigen   Geschäfte  der  Bank  und   ihrer  Succursalen. 

Diese  Zilfern  geben  das  magere  Bild  der  ungeheuren  Geschäftsthätigkeit 
der  Bank  von  Frankreich  seit  ihrem  Bestehen  bis  zum  Schluss  des  Jahres 
1866.  Der  allgemeine  mittlere  jährliche  Durchschnitt  aller  Operationen  war 
1  Milliarde  991  Millionen   Fr. 

3)   Die    Course    der    hauptsächlichsten    Werthe    von     Frank- 
reich in   den  Jahren    1866   und   1867. 
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La  banque   de  France 
Comploir  d'Escompte 
Credit  Foncier 
Credit  Industriel . 
Credit  Mobilier    . 
Societe  Generale 
Le  Nord*)      .      .     . 
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50 
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25 

1162 

50 
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'"')  Dir  fran/ösisrlion  Haiiplhhlincn  zpichnrn  sich  ftH.iuicb  vnitluillMfl  aus,  dass 
sie  mehr  und  niflir  äl\nlitli  liiier  öffentlirlion  Rente  eine  gieirlimässigc  Revenue  pe- 
wäliren  So  trieb!  die  Balin  !e  Midi  für  H?«  Vpr»»alhin|i;*j,ilir  1866  ebenso,  wie  für 
das  vorhergehende  JhIh  ,  40  Fr.  Dividende,  rOiiest  1866  35  Fr.,  dns  .lalir  vorher 
37  Fr,  50  C  ,  Pctris  L>on  60  Fr.  jur  Aclin  ,  le  .\'or(\  giebt  70  Fr.,  das   Jalir  vorher, 
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I/Oucsf        .... 
L'Orlearis    .... 

L'Esf 

I^yoii.s  -  Medilcrriincc, 
Le   ■Midi       .... 
Messagerics   Imperiales 
Triinsatlaiiti(|iics  Frauvai.se.s  550 
l'arisiaii   Gas    . 
Compaftiiie  Iniinohilicre 

Die  (IreiproceiilifTc  Iraiizösisclie  Heule  hat  wiederholt  80  "/o  erreicht, 
ja  überschritten,  Schluss  1867  stand  sie  68,32'/2.  Im  Jahre  1856  standen 
die  Eisenbahnaclien  des  Nord  1100  Fr.,  {'Orleans  auf  1400,  Paris -Lyon 
1200,  Lyons -Mediterrance  1350.  (Jeher  den  Credit  mobilier  und  fredir 
FoHcier  müssen   wir  etwas   eingehender  sprechen. 

4)   La  n  nee    1867    —    Coup   d'oeii    retrospecfif    depuis   1852, 
par  Th  eure  au.     .lournal  des   Kcon.  Janvier  1868  p.  113  sq. 

Der  Anfang  des  zweiten  Kaiserreichs  ist  für  Frankreich  zugleich  be- 
kanntlich auch  der  Beginn  eines  neuen  grossen  Finanzsystems.  Die  beiden 
grössten  Creditinstitute  nächst  der  Bank  von  Frankreitii , '  der  Credit  foncier 
de  France  und  die  Societe  generale  de  Credit  mobilier  datiren  ihren  Ur- 
sprung aus  (lieser  Zeit.  Das  Jahr  1867  hat  über  das  letzlere  Creditinstitut 
den  Stab  gebrochen.  Seine  zu  500  Fr.  ausgegebenen  Actien,  welche  im 
Jahre  1855  eine  Dividende  von  203,70  gaben  und  im  Jahre  1856  einen 
Augenblick  den  Stand  von  1980  Fr.  erreichten,  waren  am  Schluss  des 
vorigen  Jahres  auf  162,50  herabgesunken.  Die  mit  ihm  verschwisterte 
Compagnie  Immobiliere   theilte  sein   Schicksal. 

Fast  das  Entgegengesetzte  ist  die  Laufbahn  des  Credit  Foncier.  Der- 
selbe ist  ohne  Zweifel  in  Frankreich  einem  Bedürfniss  entgegengekommen 
und  in  seiner  Organisation  dem  französischen  Geiste  und  dem  daselbst  herr- 
schenden Credilsystem  homogen.  Die  Ausdehnung  seiner  Wirksamkeif  ist 
fortwährend  im  Steigen  begrififen.  Seine  Actien,  welche  früher  700  standen, 
haben  auch  im  Jahre  1867  keinen  wesentlichen  Rückgang  erlitten,  und 
standen   am   Schluss  des  ersten  Halbjahrs   von   1868   1540. 

Der  Beginn  des  Kaiserreichs  mit  der  Devise:  i^L'empire  c'est  la  paix" 
ist  namentlich  für  Frankreich  eine  Aera  erstaunlichen  Aufschwungs  der  Ge- 
schäfte. Von  den  Jahren  1852  bis  1856  oder  57  entfaltet  sich  in  Frank- 
reich ausser  dem  Handel  und  der  Industrie  namentlich  die  Börse  und  die 
Finanz  zu  einer  vorher  nie  dagewesenen  Macht  und  Grösse;  in  diese  Periode 
fällt  die  glücklichste  Thätigkeit  des  Hauptcreditinstituts,  des  Credit  mo- 
bilier.   Wir  erinnern   nur  daran,   dass  unter  seiner  Patronage  ausser  Anderem 

1865,  71  Fr.  50  C.  L'Est  bleibt  unbeweglich  auf  33  Fr.  und  l'Orleans  vertheiU 
36  Fr.  Vid.  ,,Les  Chemins  de  fer  Fran^ais  et  l'epargne  ä  propos  du  quatrieme 
r^seau  en  projet",  par  Paul  C o  q.     Journal  des  Econ.  Juillet  1867  p.  66. 
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die  Verschmelzung'  der  französischen  Eisenbahnen ,  welciie  auf  sechs  grosse 
Linien  reducirt  wurden,  stattfand.  In  der  gegenwärtigen  Periode  der  herbsten 
Kritik  dieses  Creditinstitutes  muss  man  darauf  hinweisen,  was  dasselbe  wirk- 
lich geleistet  hat.  Wir  führten  oben  den  soliden  Stand  der  französischen 
Bahnactien  an.  Gerade  in  das  Jahr  1867  fällt  die  Periode,  in  welcher  ein 
englischer  Schriftsteller  (wahrscheinlich  Goschen)  sich  über  die  englischen 
Eisenbahnwerthe  in  folgender  Weise  äussert:  Man  sehe  auf  die  Preise  von 
unsern  leitenden  Eisenbahnactien  ,  auf  die  Great-Aorthern ,  welche  seit  1864 
von  134  auf  104  sinken,  auf  die  Great- Western,  die  von  78  auf  43,  und 
auf  die  London  und  Brigtlion,  welche  von  103  auf  51  fallen.  Die  Railway 
debentures ,  von  den  Vorniiindern  in  England  als  eine  Yermögensanlage  an- 
gesehen, welche  an  Sicherlieit  den  Vorzug  vor  den  Consols  erhielten,  sanken 
im  vorigen  Jahr  in  England  zu  Papieren  herab,  die  jetzt  in  Misscredit  auf 
gleichem  Niveau  mit  Spielpapieren  stehen  ■'•). 

In  jene  glänzende  Periode  des  Aufschwungs  fällt  das  enorme  Steigen 
von  Werthen  aller  Art.  Nur  ein  Beispiel  hier:  Vor  1852  galt  die  Stelle 
eines  agent  de  change  in  Paris  600,000  Fr.,  1853  stieg  sie  über  eine  31il- 
lion  und  wurde  in  den  Jahren  1855  und  1856  zu  2  31illionen,  2^^  Mil- 
lionen und  selbst  zu  2Y2  Millionen  verkauft.  Jetzt  ist  eine  solche  Stelle 
nicht  mehr  als  1,300,000  Fr.  werth,  der  Preis  des  zuletzt  elTectuirten  Kaufes. 
Seit  dem  Jahre  1859  scheint  in  Frankreich  ein  Rückschlag  einzutreten,  und 
wenn  nach  1860  unter  dem  Einfluss  der  Handelsverträge  und  anderer  öko- 
nomischen Freiheiten  ein  Aufschwung  der  Geschäfte,  namentlich  der  Börsen- 
geschäfte, wieder  einzutreten  schien,  so  bewies  doch  das  Jaiir  1866  und 
namentlich  1867  ,  dass  die  Reaction  eine  unaufhaltsame  war.  Offenbar  steht 
man  jetzt  vor  einer  neuen  ökonomischen  Periode,  und  wir  befinden  uns 
nicht  unter  der  Zahl  der  Pessimisten.  Frankreich  ist  und  bleibt  eine  der 
ersten  Finanzmächte  der  Welt  und  ist  ein  industriell  weit  vorgeschrittenes 
Land. 

5)  Die  Vermehrung  der  Geisteskranken  in  Frankreich.    Jour- 
nal des  Econ.  Juin  1867   p.  374  sqq. 

Nach  einer  neuen  Publikation  der  Statistik  von  Frankreich,  welche  aus- 
schliesslich der  Statistik  der  Irrenanstalten  (asiles  d'alienes)  gewidmet  ist, 
nimmt  die  Zahl  der  Geisteskranken  in  Frankreich  in  schreckenerregender 
Weise  zu.  In  den  Anstalten  befanden  sich  am  1.  Junuar  1835  10,539 
Geisteskranke,  am  I.Januar  1861  gab  es  deren  30,239,  nahezu  die  drei- 
fache Anzahl.  Verglichen  mit  der  normalen  Vermeiirung  der  Bevölkerung, 
so  betrug  dieselbe  in  25  Jahren  9,47  "/q,  für  die  Geisteskranken  in  Anstalten 
war  sie  172^/0,  achtzehnmal  grösser.  Daneben  wurden  in  den  Familien 
1835  24,433  Geisteskranke  verpllegt,  im  Jahre  1861  53,160.  Wenn  auch 
die  Höhe  der  Bezillerung  in  neuerer  Zeit  zum  Theil  auf  Rechnung  der  Ver- 
vollkommnung der  Statistik  und  Verwaltung  zu  schreiben  sein  dürfte,  so 
bleibt  doch  die  ausserordentliche  Zunahme  der  Geisteskrankheit  selbst  be- 
stehen. Herr  Leclut  hat  in  einem  in  der  Akademie  der  moralischen  und 
politischen    Wissenschaften    zu    Paris    verlesenen    Bericht   drei    Ursachen    als 


")  Ttvo  per  Cent.    Edinburgh  Revenue  January  1868  p.  246  und  248. 
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(jrund  dieser  ausscrodeiilliclicii  Vi  rim;liriiii{,'  der  Geisteskranken  in  Frankreich 
hcrvorgeliohen  :  .Nitotiiiver^iriuiiti  ,  ailnenicines  Walilreclit  (!J  und  die  uber- 
huiid  ^uaomnu'ne  Suciit,  durch  Speculalion  anstatt  durch  Arlieit  reicii  zu 
werden.  Uemerkcnswerlh  ist  jedcnfnils ,  dass  im  Jahre  1635  beim  Sleuer- 
ertru^  vom  Tahak  in  liulio  von  70  Millionen  l'r.  in  den  Anstalten  nur 
10,539  Geisteskranke  aiifj,^e/.eichnel  wurden,  wahrend  I8C0  neben  ciiii-r 
Tahaksstciier  von  184  Millionen  lirlra«;  30,239  in  Anstalten  iiufgenoinmene 
Gei  leskranke  sich  vui  linden.  Dass  man  das  alli,renieine  Wahlrecht  als  Ur- 
sache mit  heibeizieht,  zeitjl  wohl  nur,  dass  man  vor  einem  ung^eloslen 
Problem  steht.  Die  Ansprüche  der  Civilisation  verlangen  ihre  Opfer;  und 
die  allfjemeine  Zunahme  der  Geisteskranken  weit  über  das  Steigen  der  Be- 
völkerungsziller  hinaus  ist  eine  überall  constatirte  Thatsache.  Sie  geht  nicht 
Frankreich  allein   an. 

6)  Die  Entvölkerunfi   des   platten   Landes  in   Frankreich. 

De    la    lenteur    relative  tle    l'ac  croisse  m  enl    de    la    popu- 

iation   de  France  et  de  l'emigration  dans   Ics  villes.    Dis- 

cussion    dans    la    societe    d'economie    politique.      Journal    des    Econ. 

Fevrier   1867   p.  297  sqq. 
La    depopulation   des   campagnes   est-elle    a    desirer    on    a 

regretter,  par  Ch.  Le  Ilardy  de  ßeaulieu.    Journal  des  Econ. 

Septembre   1867   p.  332  sq. 
La  nature    de    Timpöt  et  la  depopulation   des    campagnes, 

par    M.    Leo  nee    de    Lavergn  e.      Journal    des    Econ.    Aoüt   1867 

p.   90  sq. 

Es  ist  gegenwärtig  wiederholt  die  Frage  in  Frankreich  zur  Erörterung 
gekommen ,  ob  die  Verminderung  der  Landbevölkerung  als  eine  günstige 
oder  als  eine  beklairensw  erllie  ilialsaclie  anzusehen  sei.  Die  Frage,  wie 
sich  auch  Le  Hardy  de  Beaulieu  im  obigen  Artikel  ausspricht,  kann 
nicht  wohl  im  Allgemeinen  beantwortet  werden.  Es  kommt  auf  die  ver- 
schiedenen Ursachen  der  Abnahme  der  Agriculturbevölkerung  an,  und  wird 
namentlich  für  die  verschiedenen  Länder  und  Districte  eine  verschiedene 
Beurtheilung  zulassen.  Für  Frankreich  steht  die  Thatsache  zunächst  fest, 
dass  bei  nur  langsam  zunehmender  Bevölkerung  im  .\Ilü^emeinen  seit  den 
letzten  15  Jahren  die  Abnahme  der  Agriculturbevölkerung  eine  sehr  be- 
deutende ist.  Leo  nee  de  Lavergne,  in  der  Bevölkerungsfrage  und 
den  landwirthschaftliclien  Verhältnissen  von  Frankreich  eine  Autorität  ersten 
Rangs,  stellt  eine  Vergleichung  zwischen  Belgien  und  Frankreich  in  diesen 
Beziehungen  an,  welclie  sehr  zu  Ungunsten  Frankreichs  ausfällt.  Nach  ihm 
erhebt  sich  die  eigentliche  Landbevölkerung  in  Frankreich  auf  nur  36  Ein- 
wohner auf  100  Hectaren,  während  sie  vor  15  Jahren  40  betrug;  in  Belgien  ist 
sie  die  doppelte.  Gleichzeitig  finden  sich  dieselben  Ursachen,  welche  in 
Frankreich  dahin  wirken,  sei  es  die  Bevölkerung  zu  beschränken  oder  sie 
zur  Veränderung  des  Orts  zu  bewegen ,  nicht  in  dem  Grade  in  Belgien  vor. 
Der  Gesammtb'elrag  des  Budgets,  welcher  in  Frankreich  60  Fr.  auf  den  Kopf 
erreicht,  überschreitet  in  Belgien  nicht  30  Fr.  Dasselbe  Verhältniss  stellt 
sich  für  die  unproductiven  Ausgaben  heraus.  Die  Ausgaben  für's  Militär 
und  die  öffentliche  Schuld,  welche  in  Frankreich  30  Fr.   auf  den  Kopf  über- 
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schreiten,  kommen  in  Belgien  nur  auf  die  Hälfte.  Agricultur  wie  Industrie 
hält  de  Laverg-ne  für  weit  blühender  in  Belgien,  als  in  Frankreich.  Das 
Land  bringt  in  Belgien  im  Durchschnitt  zweimal  mehr  hervor  und  die  land- 
wirthschaftliche  Production  befindet  sich  dort  in  einem  beständigen  Fort- 
schritt, was  schon  aus  der  Höhe  der  Pachtungen  sich  ergiebt.  Während 
in  Frankreich  die  uncultivirtcn  Ländereien  noch  den  fünften  Theil  der  Boden- 
fläche bilden ,  machen  sie  in  Belgien  nur  den  zehnten  Theil  aus.  Die  un- 
productive  Brache,  die  in  Frankreich  sich  über  fünf  Millionen  Hecfaren  aus- 
dehnt, ist  in  Belgien  gleich  .\ull.  In  Belgien  hat  die  Industrie  Biesenfort- 
schritte gemacht  und  nimmt  die  meisten  Hände  in  Anspruch.  Wenn  ein 
belgischer  Ackerbauer  das  platte  Land  verlässt,  so  findet  er  anderswo  Ge- 
legenheit, seine  Arbeitskräfte  nützlich  zu  verwerthen.  In  Belgien  ist  nach 
de  Lavergne  das  Kopital,  welches  bei  der  landwirthschaftlichen  Production 
thätig  ist,  im  Durchschnitt  um  dreimal  höher,  als  in  Frankreich,  und  lässt 
nicht  nach,  sich  zu  vergrösseru.  Er  zweifelt  selbst,  ob  in  Frankreich  die 
Industrie  seit  den  letzten  fünfzehn  Jahren  einen  Theil  der  Arme  gewonnen 
hat,  welche  der  Ackerbau  verlor.  Er  findet  verschiedene  Ursachen  auf, 
welche  ihm  genügend  erscheinen,  die  wirthschaftlich  für  das  Land  nach- 
theilige  Abnahme  der  Landbevölkerung  zu  erklären. 

Obwohl  die  ungünstige  Erklärung  der  Verminderung  der  Agricultur- 
bevölkerung  Frankreichs  nicht  allseilig  getheilt  wird,  so  ist  doch  d  e  L  a- 
vergne  ein  zu  unabhängiger  Charakter  und  eine  zu  bedeutende  Autorität 
und  die  Sache  von  zu  grosser  Tragweite,  als  dass  v.ir  nicht  kurz  seine 
Auffassung  über  die  Art  und  Weise  wiedergeben  sollten,  wie  der  der  Land- 
wirthschaft  verlorene  Theil  seiner  Bevölkerung  aufgebraucht  und  verwendet 
worden   ist. 

Der  Ursachen  erste  und  unproductivste  ist  der  Krieg,  horrida  bella. 
Frankreich  verlor  seit  15  Jahren  in  den  Kriegen  im  Orient,  Italien,  China, 
Mexico  und  in  dem  Garnisonleben,  bisweilen  ebenso  mörderisch  als  der  Krieg 
selbst,  4  oder  500,000  Menschen  in  der  Blüthe  des  Alters,  welche  fast 
sämmllich  von  der  Landbevölkerung  geliefert  wurden.  Ausser  dass  dieser 
Theil  der  Bevölkerung  als  der  zahlreichste  und  gesundeste  der  Aushebung 
die  meisten  tüchtigen  Menichen  giebt,  so  hat  auch  das  System  der  Befreiung 
vom  Militärdienst  den  wohlhabenderen  Familien  in  Frankreich  gestattet,  ihre 
Kinder  loszukaufen.  Die  Last  fällt  fast  ganz  und  gar  auf  die  ärmeren  Fa- 
milien *),  Aber  nicht  allein  diese  halbe  Million  Menschen  würde  fehlen, 
sondern  sie  hat  auch  die  Kachkommenschaft  derselben  mit  sich  entführt, 
welche  sie  gehabt  haben  würde**). 


*)  Das  Veriiällniss  der  Luskaufungen,  verglichen  mit  dem  Conlingent.  ist  im 
mittleren  Durclischnill  20%,  aber  in  gewissen  Departements  steigt  es  bis  auf  40Vo» 
in  andern  fällt  es  unter  10%. 

'*)  Welche  Bedeutung  die  durch  Krieg,  Garnison-  und  Lagerdienst  Frankreich 
verlorene  Bevölkerung  zu  bedeuten  hat,  darüber  noch  ein  Wort.  Vor  1847  wuchs 
die  Bevölkerung  nach  den  Zählungen  um  200,000  Seelen  pro  Jahr  im  millleren 
nurclisclmitt.  Von  1847  bis  1851  war  die  jälirliclie  Ziinnlinu'  niriil  mehr  als  75,000 
und  von  1851  bis  1856  nur  50,000  —  in  diese  Periode  fällt  gleicliwolil  der  Auf- 
schwung von  Handel,  Industrie  und  Finanzunternehmungen.  Von  1856  bis  1861 
stieg  sie  wieder  auf  135,000  jährlich,  und  nach  der  letzten  Volkszählung  im  Jalire 
1866  hat   sie  sich,   von  den  annektirten  Provinzen   abgesehen,    auf  derselben  Ziffer 
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Kinc  zweite  Ursache  bildet  die  ungeheure  Kapitalvernichtun^  durch  das 
Steiften  der  u  ri  p  r  o  d  ii  c  li  v  e  ii  Austfaben.  Vor  dem  .Mcnclieu  verlicss 
das  Ka[)ilal  die  Felder;  es  wurde  in  den  Ausgaben  für  das  Älililür,  in  den 
Zerstörungen  von  Paris  und  in  abenteuerlichen  SpecuUiiionen  ,  sowohl  in 
Frankreich  als  im  Ausland,  verloren.  Ein  Viertel  wurde  davon  vielleicht  in 
iiütKlicben  Unlernehmuni(en  aMt,a'I(<^t,  wie  bei  den  Kisenbaimen ,  aber  die 
drei  andern  Viertel  sind  verschwunden.  Dies  Kapital  lelill  zuuial  der  Ai^ri- 
cultur.  Die  f^rosse  Majorität  der  Kapitalisten,  kleine  wie  grosse,  verwendet 
ihr  Geld  nicht  mehr  auf  das  Land,  sei  es  unter  der  Form  von  Kauf  oder 
unter  der  des  Darlehns,  oder  unter  der  Form  von  Verbesserungen  des  (jrund 
und  Bodens.  Die  Neigung  des  französischen  Kapilalisten  für  andere  Kapital- 
anlagen zeigen  wieder  die  glänzenden  Kesultate  der  jiingsten  Anleihe  des 
Kaiserreichs.  Das  landwirUiscbaftliche  Kapital  in  Frankreich  vermindert  sich 
mehr,  als  es  wächst.  So  l,eonce  de  Lavergne.  Er  scliliesst  seinen 
Aufsatz  mit  folgenden  Iraijisclieti  Worten  :  ^^  olit  ihr  die  2  Millionen  Ein- 
wohner wieder  linden,  welche  unsere  Campagnen  verloren  haben  seit  10 
Jahren,  so  suchet  sie  nicht  in  den  Ateliers  der  Industrie.  Sie  sind  unter 
den  Soldaten,  welche  die  Kasernen  bevölkern,  ia  der  Menge  der  kleinen 
Geschäftsleute,  welche  die  Ceiitralisation  vervielfältigen,  in  den  Zerstörern 
von  Paris,  unter  der  Bevölkerung  der  Städte  in  jener  trägen  und  parasitischen 
Bevölkerung,  welche  die  grossen  Centren  an  sich  ziehen,  und  endlich  in 
den  Hospitälern,   mo   in   grosser   Zahl   diese  Existenzen   zu   Grunde  gehen. 

Als  Abhülfsmittel  schlägt  er  vor:  1)  die  Reduction  des  Elfectivslandes 
der  Armee  auf  350,000  Mann  und  selbst  darunter  und  2)  die  Unterdrückung 
von  2  bis  3  Millionen  unproductiver  Ausgaben  —  fromme  Wünsche  für 
das  Kaiserreich.  K  — n. 


erhalten,  sodass  gegenwärtig,  die  Zoiialime  der  Bevölkerung  überliaupt  ausser  An- 
satz gelassen,  das  Steigen  der  Bevölkerungszunahme  um  65,000  hinter  der  vor  1847 
zurüctislelil.  Die  Erscheinung  des  Ortswechsels  der  Bevöikening  wird  durch  folgende 
Ziffern  charakterisirl.  Im  Jalire  1856  iiatlen  45  Departements  zusammen  447,000  Ein- 
wohner in  füiif  Jaiiren  verloren.  Das  Departement  der  Seine  war  für  sicli  allein 
um  305,000  gewachsen.  1861  fiel  die  neue  Verminderung  von  zusammen  100,000  Ein- 
woiinern  auf  29  Departements,  das  Departement  der  Seine  hatte  dagegen  226,000  ge- 
wonnen. 186(i  haben  dreissig  der  alten  Departements  zusammen  103,000  verloren, 
das  Departement  der  Seine  dagegen  193,600  gewonnen.  Aus  der  neuen  Volkszählung 
geht  hervor,  dass  die  45  Städte  Frankreichs  mit  über  30,600  Seelen,  Paris  mit  ein- 
gesciilossen ,  in  den  letzten  fünf  Jaiiren  um  312,600  Einwoliner  gewachsen  sind;  in 
der  vorhergehenden  Periode  waren  sie  um  363,000  gestiegen.  Frankreich  steht  unter 
den  europäischen  Nationen  in  Hinsiclit  auf  die  Zahl  der  Geburten  auf  der  un- 
tersten Staffel.  Es  stellt  dagegen  obenan  für  die  geringe  Zahl  der 
Todesfälle.  Vid.  Sur  le  denombrement  de  la  popuialion  en  1866,  par  L.  de  La- 
vergne. Journal  des  Econ  Juillet  1867.  Ilinsiclillich  der  Ergebnisse  der  letzten 
Volkszählung  vergleiche  noch  den  Aufsatz  des  Chefs  der  allgemeinen  Statistik  von 
Frankreich:  Des  condilions  d'accroissement  de  la  popuialion  Frant^aise  comparee 
aux  aiilres  populations  europeennes  im  Juni-  und  August-Heft  des  Journal  des  Econ. 
von  1867  p,  356  sqq.  und  205  sqq. 
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Die  Ernten  im  Grossherzogthum  Sachsen 
1861  bis  1867. 

Miltheilung  des  statistischen  Bareans  vereiuigter  thüringischer  Staaten. 

In  gerechter  Würdigung  des  grossen  praktischen  und  wissenschaft- 
lichen Wer  thes  einer  landwirthschaftlichen  Produktionsstatistili  hat  das 
Grossherzogliche  Staatsministerium  seit  dem  Jahre  1861  regelmässige 
Erhebungen  über  den  jährlichen  Anbau  und  Ertrag  der  hauptsächlichen 
Nährfrüchte  organisirt. 

Das  statistische  Bureau  glaubt  durch  die  zusammenfassende  Dar- 
stellung der  nunmehr  seit  sieben  Jahren  erhobenen  Nachrichten  nicht 
nur  die  Landeskunde  des  Grossherzogthums  Sachsen  wesentlich  zu 
bereichern  und  einen  willkommenen  Beitrag  auf  einem  schwierigen  und 
wenig  angebauten  Felde  der  Statistik  zu  liefern,  sondern  hat  durch  die 
Veröffentlichung  dieser  Arbeit  gerade  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt 
zugleich  die  Freude,  den  Dank  der  Wissenschaft  einem  sorgsamen 
Förderer  aller  liberalen  Bildung  und  wohlwollenden  Pfleger  auch  unse- 
rer Bestrebungen  zu  einem  Tage  abzustatten,  wo  derselbe  unter  freu- 
diger Theilnahme  des  ganzen  Landes  auf  seine  fünfundzwanzigjährige 
segensreiche  Thätigkeit  als  Leiter  der  Regierung  dieses  Staates  zurück- 
blicken kann  *). 

Wenn  gleich  die  nachstehend  mitgetheilten  Resultate  sich  noch 
bei  Weitem  nicht  zu  der  Vollständigkeit  und  Genauigkeit  erheben, 
welche  von  dem  Material  einer  vollkommenen  Erntestatistik  verlangt 
werden  müssen,  so  wird  sich  doch  zeigen,  dass  die  Erhebungen  mit 
einer  Sorgfalt  ausgeführt  sind,  wie  sie  für  grössere  Distrikte  und  in 
regelmässiger  Folge  bis  jetzt  nur  selten  aufgewendet  wurde,  und  dass 
die  Ergebnisse  derselben  hinsichtlich  ihrer  Verwendbarkeit  zu  prakti- 
schen und  theoretischen  Schlussfolgerungen  sich  den  besten  bis  jetzt 
zur  öffentlichen  Kenntniss  gelangten  Arbeiten  dieser  Art   an   die  Seite 

*)  Herr  Slaatsminisler  von  Walzdorf  Irat  am  6.  October  1843  in  den  neimari- 
scben   Slaatsdienst. 
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stellen  dürfen.  Jedenfalls  müssen  die,  mindestens  in  ihren  Endresulta- 
ten, wenig  befriedigenden  Versuche,  welche  bisher  auf  dem  Gebiete  der 
Erntestatistik  angestellt  wurden  ' j ,  dazu  ennuntern ,  möglichst  viel  zu 
weiteren  Arbeiten  brauchbares  Material  herbeizuschaffen. 

Die  Erhebungen  über  Ertrag  und  Anbau  der  wichtigsten  Nahrungs- 
früchtc  wurden  angeordnet  durch  Ministerialrescript  vom  23.  April  18G1 
an  die  Direktoren  der  fünf  Verwaltungsbezirke,  in  welche  das  Land 
getheilt  ist,  und  von  denen  der  erste  und  zweite  den  weimarischen, 
der  dritte  und  vierte  den  eisenacher,  der  fünfte  den  neustädter  Kreis 
des  Grossherzogthums  bildet. 

Zu  diesem  Zweck  wurden  zwei  Formulare  entworfen,  von  welchen 
das  erste  folgendes  Schema  darstellt: 


üebersicht    des    Ernteertrages   in   dem   Gemeindebezirke 
von  im  Jahre  186 


c 

Fruchlgattung. 
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140  CR. 

Ertrag  pro  Acker 
in 
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2 

s 

1. 

Weizen      .     . 

— 

— 

2. 

Roggen  (Korn) 

— 

— 

3. 

Gerste   .     .     . 

— 

— 

4. 

Hafer     .     .     . 

— 

— 

5. 

Erbsen       .     . 

— 

— 

6. 

Kartoffeln 

— 

— 

— 

— 

7. 

Winterölfrucht 

— 

— 

— 

— 

8. 

Futterkräuter 

(in  Heu  reducirt 

6  Ctr.    grün    = 

1  Ctr.  dürr). 

— 

— 

— 

"~ 

— 

9. 

Heu  u.  Grummet 
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— 

— 

— 

— 

— 

• 

am 
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D 

er  Gen 

...  186_ 
leinde 

^^or 

st 

and  da 

sei 
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1)  lieber  die  bisherigen  Leistungen  in  der  Erntestalistik  s.  J.  Conrad,  Die 
Statistik  der  landvrirtiischartlichen  Production,  in  Hilde  brand's  Jahrbüchern  f.  Na- 
tionalökou.  u.  Stat.  Bd.  X  (1868)  S.  112  ff. 
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Dieses  Formular  ist  alljährlich  von  den  Bezirksdirektoren  an  die  Vor- 
stände der  627  Gemeinden  des  Landes  zu  vertheilen.  Die  Bürgermeister 
sämmtlicher  Ortschaften  in  den  einzelnen  Justizämtern  des  Verwaltungs- 
bezirks sind  dann  von  den  Direktoren  zusammenzuberufen,  über  die  Wich- 
tigkeit der  Aufnahmen  aufzuklären  und  über  den  Gebrauch  des  Formulars 
zu  instruiren.  Dieses  muss  möglichst  sorgfältig  uiid  genau  ausgefüllt  bis 
zum  15.  November  jeden  Jahres  der  Bezirksdirektion  eingesendet  werden. 

Ueber  die  Art,  wie  die  Ermittelung  der  zur  Ausfüllung  des  Sche- 
mas nöthigen  Data  geschehen  soll,  ist  in  der  Verordnung  nichts  Nähe- 
res bestimmt,  und  auch  von  den  Bezirksdirektoren  wird  dieselbe  dem 
Ermessen  der  Gemeindevorstände  in  der  Regel  anheimgestellt.  Diese 
verfahren ,  wie  eingezogene  Erkundigungen  ergeben ,  dabei  entweder 
so,  dass  den  Ortseingesessenen  in  der  Gemeindeversamndung  die  Fra- 
gen zur  Beantwortung  vorgelegt  werden,  oder  dass  die  Eintragungen 
nach  Anhörung  der  Feldgeschworneu  und  geeigneter  Personen  aus 
der  Zahl  der  Grundbesitzer  erfolgen  (dies  ist  namentlich  in  Städten 
und  grösseren  Orten  der  Fall),  oder  aber  die  Ortsvorsteher  füllen 
das  Formular  nach  ihren  eigenen  Erfahrungen  und  Kenntnissen  von 
den  Verhältnissen  in  der  Gemeinde  aus.  Der  letztere  Weg  muss  in 
kleinen  Gemeinden  sogar  als  ein  verhältnissmässig  sicherer  angesehen 
werden,  denn  hier  weiss  der  Bürgermeister  die  Anbau-  und  Ertrags- 
verhältnisse der  Feldmark  fast  ausnahmslos  mit  ziemlicher  Zuverläs- 
sigkeit in  Erfahrung  zu  bringen,  gehört  durchgängig  zu  den  gebil- 
detesten und  vertrauenswürdigsten  Mitgliedern  der  Gemeinde,  und  das 
Motiv  zu  unrichtigen  Angaben  aus  Steuerfurcht,  Misstrauen  u.  dgl. 
Gründen  ist  bei  seinen  Angaben  weniger  wirksam,  als  bei  denen  der 
Gemeindeglieder  selbst.  Für  grössere  Orte  ist  das  als  zweites  ange- 
gebene Verfahren  jedenfalls  das  empfehlenswertheste.  Das  erste  Ver- 
fahren ist  prinzipiell  gewiss  das  richtigste,  aber  in  Gemeinden  mit 
zahlreichen  Familien  steht  ihm  die  Schwierigkeit  der  i)raktischen 
Ausführung  und  überall  der  Umstand  entgegen,  dass,  namentlich  bei 
amtlich  angestellten  Ermittelungen,  die  Landleute  nur  zu  geneigt 
sind ,  ungenaue  Auskunft  zu  ertheilen.  Nach  der  übereinstinnnenden 
Ueberzeugung  der  Sachverständigen  werden  die  amtlich  erhubenen 
Erträge  von  den  wirklichen  bedeutend  übertroffen.  Als  eine  com- 
petente  Stinnne  über  diesen  Punkt  wollen  wir  ein  Gutachten  des 
landwirthschaftlichen  Hauptvereins  des  neustädter  Kreises  hier  ein- 
schalten, jedoch  mit  der  Reserve,  dass  dasselbe  nur  da  seine  volle 
Gültigkeit  hat,  wo  das  eben  in  Rede  stehende  Erhebungsverfahren  zur 
Anwendung  gekommen  ist. 

16* 
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»Die  Angaben  der  Gemeindevorstände«,  sagt  jenes  Gutachten,  »sind 
meist  zu  niedrig.  Ein  Tlieil  der  Landwirthe  giebt  seinen  Ernteertrag 
nicht  richtig  an,  weil  er  fürchtet,  es  möchten  ihm  danach  hijhere  Steuern 
aufgelegt  werden,  der  grösste  Theil  der  Landwirthe  aber  führt  nicht  ein- 
mal genau  Buch  und  Ivcchnung.*  (NB.  Da  es  sich  hier  nur  um  Anbau 
und  Rohertrag  der  llaui)tfrüchte  handelt,  so  glauben  wir,  dass  von  klei- 
nern Landwirthen  die  Angaben  selbst  ohne  Buch  und  Rechnung  zuver- 
lässig gemacht  werden  könnten,  wenn  der  gute  Wille  vorhanden  ist.) 

»Wie  viel  Prozent  die  Angaben  zu  niedrig  sind« ,  fahrt  das  Gut- 
achten fort,  »lässt  sich  schwer  sagen.  Es  ist  tief  zu  beklagen,  dass 
eben  noch  solche  und  zwar  nicht  unbedeutende  Uebelstände  sich  vor- 
finden ;  vorläufig  lässt  sich  aber  gar  nichts  thun.  Es  muss  durch  die 
fortschreitende  Bildung  das  landwirthschaftliche  Publikum  nach  und 
nach  dahin  kommen,  dass  dasselbe  auch  andere  Interessen  bezüglich 
des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  kennen  lernt,  die  über  das  rein 
Materielle  hinausgehen.  Eür  jetzt  ist  es  nur  ein  kleiner  Bruchtheil 
der  Bevölkerung,  der  im  Stande  ist,  die  Landwirthschaft  auch  von 
einem  höheren  Gesichtspunkte  aus  aufzufassen.« 

Es  steht  also  fest,  dass  die  Sicherheit  der  Angaben  zum  Theil 
noch  durch  den  Mangel  an  Bereitwilligkeit  der  Auskunftsertheilenden 
beeinträchtigt  wird .  und  dass  sie  stellenweis  auch  durch  die  UnvoU- 
ständigkeiten  leiden  mag,  welche  ungenaue  oder  fehlende  Rechnungs- 
führung für  den  Ueberblick  der  Wirthschaftsverhältnisse  mit  sich  bringt. 
Wie  viel  stärker  diese  Momente  in  Ländern  mit  geringerer  Volksbil- 
dung als  Thüringen,  das  in  dieser  Beziehung  eine  der  höchsten  Stufen 
einnimmt,  wirken  mögen,  lässt  sich  denken. 

In  Hinsicht  auf  jenes  zweite  Moment  ist  es  unzweifelhaft,  dass 
nicht  alle  Angaben,  welche  in  unserem  Formular  verlangt  werden, 
durch  den  mangelhaften  Einblick  der  Landwirthe  in  ihren  eigenen 
Betrieb  gleich  stark  affizirt  werden.  Das  Schema  bezieht  sich  auf  den 
Anbau  und  Ertrag  von  neun  Fruchtgattungen,  wie  man  sieht,  die  vier 
Hauptgetreidearten,  die  als  Nahrung  grade  in  Thüringen  sehr  wich- 
tigen Kartoffeln,  ferner  Erbsen,  Winterolfrucht,  dann  Futterkräuter  und 
Heu.  In  der  ersten  Columne  sollen  die  angebauten  Flächen  nach  wei- 
marischen Ackern,  einem  überall  im  Lande  gebräuchlichen  oder  min- 
destens genau  bekannten  Feldibaass,  angegeben  werden.  Es  liegt  kein 
Grund  vor,  anzunehmen,  dass  die  hierauf  bezüglichen  Angaben  erheb- 
lich von  der  Wahrheit  abweichen  werden,  denn  das  Land  ist  in  den 
letzten  Jahrzehnten,  bis  auf  wenige  noch  rückständige  Gemeindefluren, 
speziell   vermessen   und   neu   katastriit,    so  dass  wohl  ein  Jeder   nicht 
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nur  den  Umfang  seines  Besitzes,  sondern  auch  den  der  mit  den  ver- 
schiedenen Früchten  bestellten  Theile  ziemlich  sicher  anzugeben  ver- 
mag, und  wenigstens  in  den  Landgemeinden  werden  die  Anbauverhält- 
nisse auch  durch  den  Ortsvorstand  leicht  zu  ermitteln  sein,  so  dass 
bedeutende  Unrichtigkeiten  in  den  Angaben  bald  corrigirt  werden 
könnten.  Dabei  wollen  wir  uns  freilich  nicht  verhehlen,  dass  eine 
Sunimirung  vieler  kleiner  Ungenauigkeiten  schon  eine  beträchtliche 
Differenz  ergeben  kann. 

Die  zweite  und  dritte  Hauptcolumne  des  Formulars  beziehen  sich 
auf  den  Ertrag,  der  in  ortsüblichem  Maass  angegeben  werden  und 
später  durch  die  Bezirksdirektionen  auf  das  Landesmaass  reduzirt  wer- 
den soll,  und  zwar  die  vordere  Columne  auf  den  Ertrag  pro  Acker, 
die  dritte  auf  den  Gesammtbetrag;  zwei  Grössen,  die  sich  gegenseitig 
ergänzen  und  von  denen  nur  die  eine  direkt,  die  andere  durch  Ver- 
gleichung  mit  dem  Areal  zu  ermitteln  sein  wird.  Die  Angabe  der 
Scheffelzahl  für  die  Quercolumnen  1  bis  7  wird  von  Jedem,  der  seine 
Culturfläche  und  das  ausgedroschene  Quantum  Körner  und  Erbsen  und 
seine  Kartoffelernte  kennt,  mit  Leichtigkeit  gemacht  werden  können, 
zumal  die  Berichte  nur  bis  zum  15.  November  ^j,  also  so  spät  eingegeben 
zu  werden  brauchen,  dass  die  Fruchtbarkeit  seines  Ackers  wenigstens 
nach  den  vorläufigen  Ergebnissen  des  Erdrusches  Jedem  bekannt  sein 
muss.  Weniger  unbedenklich  ist  die  Sache  bei  den  Angaben  über  die 
geernteten  Schock  Stroh  und  die  Centnerzahl  des  Dürrfutters.  Nicht 
alle  Landwirthe  werden  sich  die  Mühe  nehmen,  die  geernteten  Schock 
Stroh  zu  zählen  oder  gar  darauf  zu  achten,  dass  die  Bunde  gleich 
gross  gemacht  werden;  vielleicht  der  kleinste  Theil  der  Landwirthe 
aber  wird  im  Stande  sein,  das  Gewicht  der  gewonnenen  Futterkräuter 
auf  Heu  reduzirt  und  des  Heus  und  Grummets  von  den  Wiesen  mit 
einiger  Genauigkeit  anzugeben.  Ein  grosser  Theil  dieser  Ernte  wird 
nicht  einmal  in  vollen  Wagenladungen  eingelahren,  sondern  allmählig, 
Tag  für  Tag,  grün  verfüttert,  und  nur  im  verhältuissmässig  seltenen 
Falle  des  Verkaufs  von  Heu  und  Dürrfuttcr  hat  der  Landwirth  das 
Interesse,  das  Gewicht  einer  Wagenladung  zu  berechnen.  Wenn  sich 
auch  bei  gutem  Willen  die  Erträge  in  den  meisten  Fällen  nicht  allzu 
schwer  werden  feststellen  lassen,  so  scheint  es  uns  doch  gewagt,  in 
diesem  Punkt  irgendwie  zuverlässige  Nachrichten  zu  erwarten.  Auch 
nach  der  Ansicht  Sachverständiger  sind  gerade  diese  Angaben  die 
unsichersten,  und  merkwürdiger  Weise  soll  hierbei  noch  die  Besorgniss 

2)  In  Wirkliclikeit  werden    die  Naclirichlen  oft  erst  zu  einem   späteren    Termine 
eingereicht,  was  für  die  Sicherheil  der  Angaben  gewiss  nur  l'örderlicii  sein  kann. 
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der  Lanfhvirthe  mitwirken,  dass  die  Behörden  aus  dem  Futterquantum 
Rückschlüsse  auf  ihren  Viehstand  —  der  doch  schon  anderweiti«,',  wenn 
auch  zu  ungünstiger  Zeit,  ermittelt  wird  —  machen  möchten'). 

Wir  kommen  also  bezüglich  der  Eintragungen  in  das  vorgelegte 
Formular  zu  dem  Gesammtresultat,  dass  wir  die  Zahlen  über  die 
bebauten  Flächen  mit  ziemlicher  Zuversicht,  die  Erträge  in  Scheft'eln 
mit  der  Reserve,  dass  sie  durchgängig  zu  niedrig  sind,  die  Strohgewin- 
nung mit  einigem,  die  Centnerzahl  des  Dürrfutters  mit  bedeutendem 
Misstrauen  aufnehmen  müssen. 

So  sind  also  die  Zahlen  boschaften ,  welche  von  den  Gemeindevor- 
ständen ge.sannnelt,  in  die  Urliste,  so  zu  sagen,  eingetragen  und  den 
Bezirksdirekt ionen  eingereicht  werden.  Die.scn  liegt  nun  die  rechne- 
rische Prüfung,  Vornahme  der  nöthigcn  Maassreduktionen  und  die 
Zusammenstellung  der  Resultate  in  ein  zweites  Fornmlar  ob,  dessen 
Rubriken  ganz  denen  des  Formulars  Nr.  1  entsprechen  und  nur  die 
Ziffern  nach  der  Reihenfolge  der  einzelnen  Gemeinden  und  für  die 
Aemter  und  den  ganzen  Bezirk  summirt  zeigen.  Diese  Uebersicht  soll 
zunächst  dem  Bezirksausschuss,  einem  von  den  Gemeinden  und  Höchst- 
besteuerten des  Bezirks  gewälilten,  dem  Bezirksdirektor  berathend  und 
controlirend  zur  Seite  stehenden  Collegium,  vorgelegt  und  dessen  Gut- 
achten behufs  etwaiger  Corrccturen  u.  dgl.  gehört  werden.  Sodann 
gehen  die  Acten  an  den  Fachreferenten  im  grossherzoglichen  Staats- 
ministerium, der  die  Listen  jeden  Orts  sorgfältig  prüft,  mit  den  vor- 
jährigen vergleicht  und  unvollständige  oder  unglaubwürdige  zur  Cor- 
rectur  resp.  Erneuerung  der  Aufnahmen  zurückschickt.  Die  Acten 
beweisen,  dass  diese  Revision  seit  dem  Beginn  der  Aufnahmen  mit 
einer  Sorgfalt  geschieht,  welche  nicht  bureaumässige  Routine,  sondern 
nur  wirkliches  Interesse  an  der  Sache  eingeben  kann.  Nur  ganz  ver- 
einzelt dagegen  finden  wir  Fälle,  wo  sich  Gemeindevorstände  in  der  Ver- 
besserung offenbar  unrichtiger  Angaben  schwierig  zeigten.  Nach  Erledi- 
gung dieses  Geschäftes  werden  endlich  die  Hauptresultate  für  das  Gross- 
herzogthum  nach  dem  Schema  des  Formulars  Nr.  1  zusammengestellt 
und  die  wichtigsten  Zahlen  in  den  offiziellen  Blättern  veröffentlicht. 


3)  Die  Zahl  solcher  Leute,  welche  albern  und  mulhwillig  absichtlich  verkehrte 
Angaben  machen,  ist  jedenfalls  nur  eine  kleine.  Die  meislen  Angaben  werden  aus 
Missirauen  nur  zu  niedrig  gemacht.  Da  aber  das  Ulisstrauen  überall  ziemlich  gleich 
stark  wirkt,  so  sind  diese  Angaben  für  die  Slalistik  schon  dadurch  von  Werlli,  dass 
sich  aus  ihnen  eine  Reihe  von  Verhäilnissen  ,  wie  z.  B.  das  Verhällniss  des  Anbaus 
verschiedener  Fruchlgallungen,  das  Ertragsverhällniss  verschiedener  Gegenden  richtig 
erkennen  lässt. 


Die  Ernten  im  Grossherz ogthum  Sachsen  1861  —  1867.  247 

Auf  diese  Weise  wurden  also  die  von  uns  hier  bearbeiteten  Zah- 
len gewonnen,  denen  wir  diese  ausführliche  Darstellung  des  Aufnahme- 
verfahrens mit  gutem  Grunde  haben  vorangehen  lassen;  denn  nur, 
wenn  man  die  Entstehung  statistischer  Data  kennt,  kann  man  ihren 
Werth  beurtheilen.  Schlüsse  aus  den  dargebotenen  Zahlen  zu  ziehen, 
ist  mehr  oder  weniger  jeder  aufmerksame  Leser  im  Stande,  die  Ent- 
stehungsgeschichte der  Zahlen  kann  ihm  aber  nur  von  dem  mitgetheilt 
werden,  welcher  sie  selbst  gesammelt  hat.  Zugleich  glauben  wir  gezeigt 
zu  haben,  dass  Organisation  und  Ausführung  dieser  Erntestatistik  so 
gut  sind,  wie  man  von  amtlichen  Erhebungen,  welche  ohne  Aufwand 
ausserordentlicher  Kosten  gemacht  werden  sollen,  nur  immer  erwarten 
kann.  Zu  wünschen  bliebe  vielleicht  noch  eine  etwas  stärkere  Einwir- 
kung auf  die  Gemeindevorstände  zur  Erzielung  eines  gleichmässigeren 
rationellen  Verfahrens  bei  den  Eintragungen  (mit  Wahrung  der  für 
Berücksichtigung  der  Ortsverhältnisse  nöthigen  Freiheit)  und  dann  eine 
irgendwie  geregelte  Heranziehung  der  landwirthschaftlicheu  Vereine, 
deren  Theilnahme  an  den  Ermittelungen  übrigens  schon  jetzt  eine  rege 
und  anerkennenswerthe  ist. 

Die  bestellten  Flächen. 

Wie  aus  der  bisherigen  Darstellung  hervorgeht,  beziehen  sich 
unsere  Ernteermittelungen  nur  auf  einen  Theil  der  überhaupt  bestell- 
ten Ackerfläche  und  auf  die  Wiesen;  sie  fehlen  für  denjenigen,  kleine- 
ren und  minder  wichtigen  Theil  des  Ackerlandes,  welcher  mit  Bohnen, 
Linsen,  Wicken,  Mohn,  Flachs,  Hanf  und  anderen  Handelsgewächsen, 
sowie  mit  Rüben,  Kraut,  Gemüse  u.  s.  w.  bestellt  ist,  sowie  für  das 
sämmtliche  Brachland.  Da  nun  in  den  Katastralauszügen  Nachrichten 
über  Vertheilung  der  Gesammtfläche  in  Acker,  Wiese,  Wald  und  unbe- 
stelltes Land  vorhanden  sind,  so  liegt  es  nahe,  diese  herbeizuziehen, 
um  erstens  den  Antheil  der  von  uns  betrachteten  Fläche  am  Gesammt- 
areal  zu  ermitteln,  dann  durch  Abzug  des  hier  in  Betracht  kommen- 
den Ackerlandes  von  der  ganzen  Ackerfläche  den  übrig  bleibenden  Theil 
zu  finden  und  endlich,  bei  den  Wiesen,  die  auf  verschiedenen  Wegen 
gewonnenen  Resultate  zu  vergleichen.  Nach  diesen  Gesichtspunkten 
sind  die  Tabellen  sub  I — III  aufgestellt,  aus  denen  wir  zunächst  die 
Culturverhältnisse  nach  den  Katastralangaben  ersehen,  dann  die  Flächen 
des  mit  den  in  Rede  stehenden  neun  Fruchtgattungen  bebauten  Landes 
sowie  der  Wiesen  nach  den  Ernteerhebungen  und  das  Verhältniss  die- 
ser Flächen  zu  den  Katastralflächen. 
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Daraus  crRiobt  sich,  dass  das  Areal,  welclics  den  ErnteennitteluTi- 
gen  unterließet,  ohiigefilhr  40  70,  al.so  beinahe  die  IJälfte  des  gesamm- 
ten  ausmacht.  Das  mit  jenen  neun  Hauptnahrungsfrüchten  (incl.  Oel- 
saat)  bestellte  Ackerland  belauft  sich  nach  diesen  Berechnungen  auf 
etwas  weniger  als  drei  Viertheile  des  nacli  den  Katastern  überhaupt 
vorhandenen  Ackerlandes,  und,  da  dieses  wiederum  ein  wenig  über  die 
Hälfte  des  Gesanimtareals  betragen  soll,  werden  dem  Anbau  jener 
Fruchtgattungen  etwa  drei  Achtel  der  Gesammtflüche  des  Grossherzog- 
thums  gewidmet.  Die  Wiesen  nehmen  nach  den  Katastern  O'/^Vo  des 
Areals  ein,  nach  den  Eiuteerhebungen  nur  ca.  TVzVo-  D'^o?^fi  Differenz 
ist  allerdings  auffallend  und  wir  müssen  einen  Theil  derselben  wohl 
auf  die  Mangelhaftigkeit  unserer,  jedenfalls  eher  zu  niedrigen  als  zu 
hohen  Angaben  setzen,  wir  müssen  dabei  aber  auch  bedenken,  dass 
die  Kataster  sich  durchweg  auf  einen  früheren  Zeitpunkt  als  unsere 
Ermittelungen  beziehen,  und  dass  unterdess  die  ümlegung  des  Wiesen- 
landes zu  Acker  unzweifelhaft  bedeutende  Fortschritte  gemacht  hat. 
Ein  Theil  dieser  Differenz  ist  also  dem  Ackerlande  zuzulegen,  welches 
jetzt  gewiss  einen  grösseren  Theil  der  Gesammtfiäche  occupirt,  als  den 
von  den  Katastern  nachgewiesenen*).  Ziehen  wir  nun  noch  den  Um- 
stand in  Betracht,  dass  das  mit  den  neun  Hauptfrüchten  bestellte 
Ackerland  in  Wirklichkeit  etwas  grösser  sein  mag,  als  unsere  Ziffern 
besagen,  so  werden  wir  also  daran  festhalten  dürfen,  dass  der  Anbau 
der  vier  Getreidearten,  der  Erbsen,  Kartoffeln,  Winterölfrucht  und  der 
Futterkräuter  drei  Viertheile  der  im  Grossherzogthum  als  Acker  bear- 
beiteten Fläche  und  etwas  über  drei  Achtel  der  gesammten  Fläche 
einnimmt,  dass  also  dem  Anbau  der  übrigen  auf  Ackerland  gezogenen 
Feldfrüchte  und  der  Brache  ein  Viertheil  der  Feldfläche  und  etwas 
über  ein  Achtel  des  Gesammtareais  gewidmet  ist. 

Die  Vertheilung  jener  drei  Viertheile  des  Ackerlandes  auf  die  ein- 
zelnen Feldfrüchte,  welche  nach  absoluten  und  relativen  Zahlen  in  den 
Tabellen  IV  a  und  b  dargestellt  wird,  ist  natürlich  eine  sehr  ver- 
schiedene. 


4)  Im  Arllande  nach  den  Kataslerangaben  ist  auch  das  Weinbergsland  enthalten, 
das  aber  1863  nur  570  w.  A.  umfasste.  S.  Hildebrand's  Jahrbb.  f.  Nationalök.  u. 
Stat.  Bd.  Vll  (1806)  S.  349.  Dass  die  Angaben  bei  den  Ernleerniiltelungen  betreffs 
der  Wiesen  niclit  ganz  genau  sind,  bezeugen  die  Schwankungen  der  Ziffern  für  die 
einzelnen  Jahre,  welclie  in  der  Wirklichkeil  nicht  so  bedeutend  sein  können.  Dass 
im  Ganzen  die  Wiesen  abnehmen,  gelit  auch  aus  unsern  Ziffern  hervor.  Zu  berück- 
sichtigen ist  immer,  dass  in  den  ersten  Jahren,  namentlich  1861,  in  Anbetracht  der 
Neuheit  der  Aufnahmen,  die  Ziffern  weniger  zuverlässig  sein  werden,  als  später. 
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Selbstverständlich  occupirt  unsere  hauptsächliche  Brodfrucht,  der 
Rüggen,  davon  den  grössten  Theil  der  Fläche,  fast  ein  \'iertheil  (dem- 
nach ca.  '/le  des  gesanimtcn  Artlandes),  nächstdem  koinint  der  Hafer 
mit  einem  Fünftel,  die  Gerste  mit  etwas  über  ein  Sechstel,  der  Weizen 
und  die  Futterkräuter  mit  ca.  einem  Achtel.  Die  Kartofl'eln  occupiren 
weniger  als  ein  Zehntel  des  in  Rede  stehenden  Areals,  ein  Verhältniss, 
welches  man  bei  dem  hervorragenden  Platze,  den  die  Kartoffel  in  der 
Ernährung  namentlich  der  thüringischen  Bevölkerung  einnimmt,  wohl 
grösser  erwarten  könnte.  Indess  findet  dies  seine  Erklärung  darin, 
dass  durch  den  Kartoffelbau  auf  derselben  Fläche  bekanntlich  eine 
bedeutend  grössere  Menge  Nahrungsstoff"  gewonnen  wird,  als  durch  den 
Körnerbau.  Vergleichen  wir  die  Anbauverhältnisse  nach  der  Bewegung 
in  den  einzelnen  Jahren,  so  finden  wir  eine  sehr  entschiedene  und 
stetige  Ausdehnung  des  Anbaus  namentlich  bei  den  Kartoff'eln.  auch 
der  Roggenbau  scheint  nach  Ausdehnung  zu  streben,  während  Weizen 
etwas,  Gerste  ziemlich  bedeutend  an  Terrain  verloren  hat;  die  anderen 
Früchte  haben  sich  nahezu  in  demselben  Umfange  erhalten.  Der  auf- 
fallend schwache  Roggenbau  im  Jahre  1861  hat  darin  seinen  Grund, 
dass  diese  F'rucht  damals  vielfach  ausgewintert  war  und  Sommerfrucht 
an  deren  Stelle  trat,  woher  auch  Gerste  und  Hafer  in  diesem  Jahre 
eine  ungewöhnlich  grosse  P'läche  einnahmen. 

Wesentlich  verschieden  ist  auch  die  Benutzung  des  Feldbodens  in 
den  einzelnen  Kreisen  des  Grossherzogthums,  welche  in  den  Tabellen 
V  a  und  b  zur  Anschauung  kommt. 

(S.  die  Tabelle  V  a  u.  b  auf  folg.  Seite.) 

Man  sieht,  dass  der  eisenacher  und  der  neustädter  Kreis  einen 
bedeutend  grösseren  Theil  ihres  Bodens  auf  den  Bau  der  nothwendig. 
sten  Nährfrüchte,  Roggen  und  Kartoff'eln,  verwenden,  als  das  beim 
weimarischen  Kreis  der  Fall  ist,  wo  mehr  Gerste  und,  wenigstens  dem 
neustädter  Kreis  gegenüber,  auch  mehr  Weizen  gebaut  wird.  Ausser 
mit  der  Beschaffenheit  des  Bodens  mag  dies  damit  zusammenhängen, 
dass  im  we'imarischen  Kreis,  wo  überhaupt  verhältnissmässig  mehr 
Ackerfläche  zur  Verfügung  steht,  weniger  Land  auf  die  nothwendig- 
sten  Nahrungsmittel  und  ein  grösserer  Theil  auf  solche  Früchte  ver- 
wendet werden  kann,  die,  wie  Weizen  und  Gerste,  mehr  Handels- 
artikel sind.  Der  Bau  von  Erbsen  wird  im  eisenacher,  der  von  Win- 
terölfrucht  •  im  neustädter  Kreise  am  stärksten  getrieben.  Der  auffal- 
lend geringe  Futterbau  des  eisenacher  Landes  hat  seinen  Grund  ofi'en- 
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bar  in   der   grüsscren  Ausdehnung  des  Weidelandes  und  der  Schwäche 
des  Viehstandes  ^). 

VI.     Der  Getreidebau  im  flrossherzoglbun»  Sachsen. 


.>iii 

Von  der  mit  (»• 

lr*-i(le   bi-hleiltLii 

Von  der  mit  Getreide 

Gt-treitle 

Fläche  wuiden  bt 

;baiil  wcimari.sciii' 

besleillen  Flätlie  iialim 

GrogHlier/oglli. 
S.- Weimar. 

bt-slelll 

Aci<er  mit 

ein  ", 

/fl  die 

waren 
Aveimar. 

Wiiilerfniclit 

Sommerrruclit 

Winter- 

SoDimer- 

.AfUcr 

(\V<'i/.  u.  Hopg.) 

(Gerste  11.  Hafer) 

frucht 

frucht. 

18Ü1 

371500 

160030 

21 1560 

43,07 

56,93 

1862 

377903 

190542 

187361 

50,42 

49,58 

1863 

383925 

194586 

189339 

50,68 

49,32 

1864 

384335 

192747 

191588 

50.15 

49,85  • 

■■  1865 

384870 

192410 

192460 

49,99 

50,01 

1866 

384081 

194160 

189921 

50,55 

49,45 

1867 

380208 

191600 

188608 

50,39 

49,61 

Durchschnitt 
1861/67 

380988 

188011 

192977 

49,35 

50,65 

"Wenn  wir  den  Getreidebau  noch  speziell  betrachten ,  wie  in  Ta- 
belle VI  geschieht,  so  sehen  wir  denselben  durchschnittlich  drei  Vier- 
theile derjenigen  drei  Viertheile  der  gesammten  Ackerfläche  einnehmen, 
auf  welche  sich  unsere  Ermittelungen  hier  beziehen.  Rechnet  man 
davon  Weizen  und  Roggen  als  W^inter-,  Gerste  und  Hafer  als  Sommer- 
frucht, so  theilt  sich  das  Getreideland  ziemlich  gleichmässig  in  diese 
zwei  Hauptgattungen;  die  einzige  bedeutende  Differenz  im  Jahre  1861 
wurde  schon  vorhin  erklärt,  sie  ist  der  Auswinterung  des  Roggens 
zuzuschreiben. 

Somit  hätten  wir  wohl  die  wesentlichsten  auf  den  Anbau  bezüg- 
lichen Data  zusammengestellt,  und  müssen  es  Fachmännern  überlassen, 
durch  Combinationen  und  Vergleichungen  mit  Erhebungen  anderer  Län- 
der diejenigen  weiteren  Schlussfolgerungen  zu  ziehen,  welche  sich  für 
den  Landwirth  aus  ihnen  ergeben  können,  deren  Verfolgung  aber  nicht 
unmittelbare  Aufgabe  des  Statistikers  ist^). 


5)  Wege,  Leeden  und  Triften,  nebst  Ob.slbaumanlagen  betrugen  im  weimarischen 
Kreis  7,38,  im  eisenacher  9,80,  im  neustädter  3,67%  des  Gesammlareals.  Weiden 
allein  lassen  sich  nach  den  Katasterangaben  nicht  ausscheiden.  S.  Statistik  Thürin- 
gens.    Jena  (Frommann)  1866.   Bd.  I  S.  72. 

6)  Die  zur  Vergieitliung  iieranzuzieliende  Literatur  ist  namentlich:  Zeitschrift 
des  K.  Preuss.  Statist.  Bureaus  a.  a.  0.  —  Zeitschrift  des  K.  Sachs. 
Statist.  Bu  reaus  Jahrg.  1861  S.  125  ff.  —  Beiträge  zur  Statistik  des  Kö- 
nigreichs Bayern  XV.  Heft.  1866:  „Die  Ernten  im  Königreich  Bayern  und  einigen 
andern  Ländern."  —  Das  Königreich  Württemberg.  Eine  Beschreibung  von 
Land,  Volk  und  Staat.    Herausgeg.  vom  Stat.-Topogr.  Bureau.  Stuttgart  1863  S.  426  ff. 
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Die  Erträge  der  bestellten  Flächen. 

(S.  Tabelle  VII  u.  VIII  auf  den  folg.  Seiten.) 

In  den  folgenden  Tabellen  VII  und  VIII  sind  diejenigen  Zahlen 
dargestellt,  welche  sich  über  die  Erträge  der  soeben  nach  ihrer  Aus- 
dehnung betrachteten  Flächen  aus  dem  vorhandenen  Material,  soweit 
dies  brauchbar  erschien,  für  das  Grossherzogthum  sowie  die  einzelnen 
Jahre  und  die  Landestheile  ziehen  Hessen.  Wir  sehen  zunächst  aus 
den  absoluten  Zahlen  in  Tabelle  VII  a,  dass  die  grösste  Scheffelmenge 
von  den  Kartoffeln  geliefert  wird,  obgleich,  wie  wir  sehen,  diese  nur 
einen  verhältnissmässig  kleinen  Theil  der  Feldfläche  einnehmen;  diesen 
folgt  der  Hafer,  der  eine  etwas  geringere  Fläche  occupirt  als  der  Rog- 
gen, und  dann  erst  der  letztere.  Die  Gerste,  welche  nur  ca.  9%  we- 
niger Land  einzunehmen  pflegt  als  der  Roggen,  liefert  eine  fast  gleiche 
Scheffelmenge,  der  Weizen,  mit  circa  der  Hälfte  so  viel  Fläche,  bedeu- 
tend weniger  an  Körnerquantum.  Die  Feldfrüchte,  nach  Ertragsmengen 
geordnet,  geben  also  eine  andere  Reihenfolge  wie  nach  ihren  Flächen 
geordnet,  was  von  der  sehr  verschiedenen  Ertragsfähigkeit  herrührt. 
Nach  den  einzelnen  Jahren  geordnet,  stellt  sich  diese  Ertragsfähigkeit 
in  Tabelle  VII  b  dar.  Danach  hätte  im  Durchschnitt  der  sieben  Jahre 
ein  Weimar.  Acker  an  weimar.  Scheffeln  in  runden  Zahlen  ertragen: 

Weizen.       Roggen.       Gerste.       Hafer.       Erbsen.       Kartoffeln.       Winterölfrucht. 

5  6  8'/2  10  43/4         ■      45  5V4, 

und  da  ein  weim.  Scheffel  =:  1.37  preuss.  Scheffel,  in  letzterem  Maasse: 

6,8  8,2  11,6        13,7         6,5  61,6  7,2; 

ferner  die  Futterkräuter  18  und  das  Heu  15  Centner  auf  dem  weimar. 
Acker.  Da  ferner  1  weimar.  Acker  :=  1,12  preuss.  Morgen  ist,  so 
waren  die  Erträge  nach  preussischem  Flächen-  und  Hohlmaasse  folgende : 

6,0  7,3  10,4       12.2         5,8  55,0  6,4 

und  16,1  Centner  an  Futterkräutern,  13,4  an  Heu. 

Es  muss  der  Beurthcilung  von  Landwirthen  überlassen  bleiben,  ob 
diese  Sätze  der  Tragfähigkeit  des  weimarischen  Bodens  entsprechen. 
Nach  andern  uns  aus  Thüringen  vorliegenden  Angaben^)  nähern  sich 
dieselben  mit  Ausnahme  derer  von  Gerste  und  Kartoffeln  überall  nur  der 
niedrigsten  Schätzung.    Man  darf  wohl  sagen,  dass  dies  Durchschnitts- 


7)  S.  Die  Land-  und  Forslwirlhsciiaft  des  Fürslenlliums  Schxvarzburg- Sonders- 
hausen. Sondersli.  1862.  S.  163.  Audi  wissen  wir  zuverlässig,  dass  z.B.  in  der  Gegend 
von  Allstedt  auf  einzelnen  Giilern  in  niillleren  Jahren  16  Scheffel  Roggen,  d.  h.  das 
Sechszehnfache  der  Aussaat,  geerntet  werden. 
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Sätze  für  grössere  Landstriche  immer  thun  werden,  weil  in  der  Regel 
der  scldechtere  Boden  überwiegt.  Wie  das  Verhältniss  des  Ackerlandes 
nach  Bonitätsklassen  im  weimurischen  Lande  sei,  vermögen  wir  nicht 
anzugeben;  die  (jlunst  oder  Ungunst  der  Witterung  von  1B61  bis  1867 
zeigt  das  Verhältniss  der  Jahreserträge  zu  einander.  Durchgängig  in 
allen  Früchten  befriedigend  ist  nur  die  Ernte  des  Jahres  1863  zu 
nennen.  In  anderen  Jahren  stellen  sich  uns  bei  einzelnen  Früchten 
bessere  Erträge  heraus.  So  war  nach  unseren  Ziffern  der  Weizen  1864, 
die  Gerste  1807,  der  Hafer  1864,  die  Kartoffel  1865  noch  besser  ge- 
rathen.  Als  schlechtestes  Erntejahr  von  diesen  sieben  stellt  sich  1866 
heraus,  wo  W^cizen,  Koggen  und  Oelfrucht,  die  drei  Winterfrüchte, 
den  niedrigsten  Satz  erreichen,  Gerste,  Kartoffeln  und  Wiesenheu  fast 
den  niedrigsten  und  auch  die  übrigen  Erträge  nur  massig  waren. 

Wenn  wir,  wie  in  Tab.  VIll  geschieht,  die  Erträgnisse  in  den 
verschiedenen  Kreisen  vergleichen,  so  tritt  uns  der  weiraarische  als 
der  bei  Weitem  fruchtbarste  entgegen.  Nur  im  neustädter  Kreise  lie- 
ferten die  Kartotfeln ,  deren  Anbau  dort  stark  betrieben  wird ,  bessere 
Ernten  und  der  Weizen  fast  gleiche.  Der  eisenacher  Kreis  überragt  den 
neustädter  nur  in  Wiesenerträgen,  konmit  ihm  bei  Roggen  und  Gerste 
nahe,  steht  aber  im  Uebrigen  hinter  den  andern  beiden  Landestheilen 
an  Fruchtbarkeit  weit  zurück. 

Dass  wir  für  die  Zahlen ,  welche  Futterkräuter  und  Heu  betreffen, 
nur  geringes  Vertrauen  beanspruchen,  wurde  schon  oben  ausgeführt; 
aus  demselben  Grunde  ersparen  wir  uns  auch  die  ausführliche  Mitthei- 
lung der  Zahlen  für  die  von  den  einzelnen  Fruchtgattungen  und  in 
den  verschiedenen  Jahren  gewonnenen  Schock  Stroh.  Im  Durchschnitt  sol- 
len von  Weizen,  Roggen,  Gerste.  Hafer  und  Erbsen  zusammen  1,090,387 
Schock  jährlich,  oder  per  Acker  2,74  Schock  geerntet  worden  sein; 
wenn  wir  dabei  das  Stroh  der  beiden  ersten  Früchte  als  Winterstroh, 
das  der  drei  letzten  als  Sommerstroh  bezeichnen ,  so  wurden  durch- 
schnittlich per  Jahr  517,685  Schock  oder  2,75  per  Acker  Winterstroh, 
und  275,702  oder  2,73  per  Acker  Sommerstroh  gewonnen.  Dabei  muss 
mau  behufs  eines  richtigen  Anschlages  beachten ,  dass  man  ein  Schock 
Winterstroh  zu  7,2  Ctr.,  ein  Schock  Sommerstroh  aber  nur  zu  6,2  Ctr. 
ohngefähr  annehmen  darf,  so  dass  man  also  6  Schock  Wiuterstroh  7 
Schock  Sommerstroh  gleichsetzen  kann.  Die  Scheidung  der  beiden  Stroh- 
gattungen gewinnt  auch  dadurch  an  Bedeutung,  dass  das  Stroh  von 
Winterfrucht  als  Streustroh,  dass  von  Sommerfrucht  mehr  als  Futter- 
stroh zu  bezeichnen  ist. 

Sehr  wünschenswerth ,  weil  für  die  Beurtheilung  unserer  Zahlen 
förderlich,  wäre  es,  wenn  man  zur  Vergleichung  andere,  auf  anderem 
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Wege  und  durch  andere  Organe  gewonnene  Angaben  über  die  Erträge 
der  einzelnen  Fruchtgattungen  für  dasselbe  Gebiet  und  denselben  Zeit- 
raum herbeiziehen  könnte.  Nun  liegen  zwar  nicht  für  das  ganze  Gross- 
herzogthum,  aber  wenigstens  für  den  neustädter  Kreis  Ertragsermitt- 
lungen vor,  welche  schon  seit  dem  Jahre  1859  durch  den  landwirth- 
schaftlichen  Hauptverein  seines  Kreises  regelmässig  angestellt  und  dem 
Staatsministerium  eingereicht  werden. 

Die  Erhebungen  des  neustädter  Kreisvereins  werden  auf  folgende 
Weise  bewerkstelligt.  Einer  Anzahl  von  durchschnittlich  fünfzig  ver- 
trauenswürdigen Landwirthen  in  den  verschiedenen  Gegenden  des  Kreises 
und  auf  Besitzungen  verschiedener  Grösse  und  Lage  werden  im  No- 
vember jedes  Jahres  Blättchen  mit  folgendem  Vordruck  zugeschickt: 

»Das   Ergebniss   meiner  diesjährigen  Ernte  wird   nach   einer  vor- 
läufigen Ermittlung  das  folgende  sein : 
»Bei  den  einzelnen  Fruchtarten: 

Weizen  das    .     .     .    Korn  (ohne  Abzug  der  Aussaat), 

Roggen  das    .     .    . 

Gerste  das      ... 

Hafer  das       ... 

Kartoffeln       .     .     .     Sack  von  1  weimarischen  Acker. 

»Bemerkung :   Bei  einer  Mittelernte  baute  ich  seither : 

Weizen  das  .  .  .  Korn 
Roggen  u.  s.  w.,  wie  oben,  und  dann  Ort  und  Namensunterschrift.  Die 
Zahlen  der  sämmtlichen  Angaben  werden  dann  summirt,  aus  ihnen  der 
Durchschnitt  gezogen  und  die  Prozente  berechnet,  um  welche  die  wirk- 
liche Ernte  über  oder  unter  der  Mittelernte  geblieben  sein  soll.  Das 
Verfahren  ist  also  insofern  dem  in  Preussen  und  Sachsen  gehand- 
habten ähnlich,  als  es  schliesslich  auch  auf  eine  Prozentberechnung  im 
Verhältniss  zur  Mittelernte  hinausläuft.  Während  aber  bei  den  preussi- 
schen  Aufnahmen  die  Mittelernte  eine  vollkommen  imaginäre  und  will- 
kürliche Grösse  zu  sein  scheint,  soll  dieselbe  (wie  aus  den  Aufnahme- 
instructionen  resp.  Acten  hervorgeht)  im  neustädter  Kreise  möglichst 
aus  einem  zehnjährigen  Durchschnitt  gewonnen  werden ,  und  überdies 
wird  auch  nach  dem  wirklichen  Betrag  des  wievielsten  Kornes  von  der 
Aussaat  gefragt.  Vor  allen  Dingen  haben  aber  die  neustädter  Aufnah- 
men den  Vorzug,  dass  sie  auf  derselben  Fläche  von  einer  viel  grösse- 
ren Anzahl  von  Leuten  entnommen  wurden ,  als  dies  anderwärts  ge- 
schieht. Im  Jahre  1861  z.  B.  wurden  in  der  ganzen  preussischen  Provinz 
Sachsen ,  also  auf  einem  Räume  von  460  Quadratmeilcn  nur  73  Berichte 

gesammelt,  in  andern  Provinzen  verhältnissmässig  noch  weniger,  während 

17:.: 
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die  Berochiiimgen  im  neustädter  Kreis,  der  nur  1 1  Quadratmeilen  enthält, 
sich  auf  48  Berichte,  in  anderen  Jahren  auf  noch  mehrere,  gründen. 
Wenn  man  die  ausserordentlichen  \erschiedenheiten  der  selbst  auf  einem 
so  kleinen  IJaum  gesannnelten  Nachrichten  betrachtet,  so  kann  man  sich 
vorstellen,  welchen  Werth  Durchschnitte  für  eine  Fläche  von  mehreren 
Hundert  Quadratmeilen ,  wo  von  je  G  Quadratmeilen  noch  nicht  einnial 
ein  liericht  eingesanmielt  wird .  haben  müssen,  wenn  auch  die  Bericht- 
erstatter noch  so  gut  ausgewählt  und  unter  denselben  vielleicht  auch 
einzelne  Vereine  sein  mögen.  Die  neustädter  Angaben  hingegen,  welche 
wir  ausserdem  mit  Sorgfalt  und  Liebe  zur  Sache  gesannnelt  wissen, 
können  wir  njit  ziendichem  Vertrauen  hinnehmen.  Leider  sind  die  dort 
gebotenen  Zahlen ,  weil  nach  einem  anderen  Gesichtspunkte  als  die 
uuserigen  gesammelt,  wie  aus  Vorstehendem  hervorgeht,  zur  Verglei- 
chung  mit  unseren  Nachrichten  und  zur  Controle  derselben  nicht  un- 
mittelbar zu  benutzen,  denn  die  amtlichen  Erhebungen  fragen  nach  dem 
Ertrag  per  Acker,  die  des  landwirthschaftlichen  Vereins  nach  der 
Körnerzahl  von  der  Aussaat ,  wenigstens  bei  den  Getreidearten ,  wäh- 
rend bei  den  Kartoffeln  beiderseits  die  Ackerfläche  zu  Grunde  gelegt 
wird.  Die  Art  der  Fragestellung,  wie  sie  beim  Verein  gehandhabt 
wird ,  hat  jedenfalls  den  Vortheil ,  dass  der  Landmann  durch  die  Be- 
antwortung derselben  keinen  unmittelbaren  Aufschluss  über  die  von 
ihm  geernteten  Quanta  und  bebauten  Flächen  giebt,  also  noch  weniger 
Grund  zu  misstrauischen  Besorgnissen  vorhanden  ist,  wie  dort;  anderer- 
seits ist  der  Nachtheil  damit  verknüpft,  dass  man  die  wirkliche  Frucht- 
barkeit per  Acker  und  die  im  Lande  producirten  Quanta  nur  auf  dem 
Wege  der  Combination  ermitteln  kann.  Um  aus  jenen  Angaben  den 
Ertrag  per  Acker  zu  ermitteln,  muss  man  selbstverständlich  ein  be- 
stimmtes Aussaatquantum  für  diese  Fläche  und  die  einzelne  Frucht- 
gattung annehmen,  und  die  gewonnene  Körnerzahl  damit  multipliciren. 
Dabei  kommt  es  natürlich  darauf  an,  dieses  Aussaatquantum  möglichst 
richtig  zu  bestimmen.  Nach  den  Aussagen  einer  Reihe  von  Sachver- 
ständigen beträgt  im  Grossherzogthum  der  durchschnittliche  Bedarf  an 
Aussaat  für  einen  weimarischen  Acker  bei  Weizen,  Roggen  und  Gerste 
je  1,  bei  Hafer  IV4  weimarische  Scheffel.  Halten  wir,  wie  das  wohl 
geschehen  darf,  diese  Grössen  auch  für  den  neustädter  Kreis  fest,  und 
setzen  wir  die  Grösse  eines  Sackes  Kartoffeln  —  das  neustädter  For- 
mular verlangt,  wie  man  aus  dem  Mitgetheilten  ersieht,  die  Angaben 
nach  Säcken  Kartoffeln  —  auf  l'/s  weimarische  Scheffel  fest,  und  neh- 
men wir  ferner  die  Angaben  der  amtlichen  Erhebungen  für  den  neu- 
städter Kreis  hinzu,  so  lassen  sich  diejenigen  Berechnungen  ausführen, 
welche  die  Tabellen  IX  a  und  b  zeigen. 
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l'ür  unseren  Zweck  am  interessantesten  sind  natürlich  die  llesul- 
tate  der  Tabelle  b,  welche  die  Abweichungen  der  amtlichen  Krhebungen 
von  denen  des  Vereins  bezeichnen.  Da  stellen  sich  allerdings  nament- 
lich für  Weizen,  Roggen  und  Kartoffeln  sehr  erhebliche  Differenzen 
heraus;  und  es  wird  dadurch  unsere  Voraussetzung,  dass  die  amtlichen 
Ermittelungen  zu  geringe  Erträge  ergeben  mögen,  durchaus  bestätigt; 
denn  nur  ein  einziges  Mal  liber.steigcn  diese  Angaben  die  des  land- 
wirthscliaftlichcn  Vereins.  Da.ss  bei  (ierste  und  Hafer  die  Differenzen 
durchgängig  um  so  viel  geringer  sind  als  bei  den  anderen  Früchten, 
kann  wohl  kaum  in  etwas  Anderem  seinen  Grund  haben  als  darin,  dass 
das  Aussaat(iuantum  verhältnissmässig  etwas  niedriger  angenommen  sein 
mag  wie  bei  Winterfrucht  und  Kartoffeln  ").  Man  sagt  nun  zwar,  dass 
bei  dem  Publikum ,  welches  den  Ilaupttheil  der  landwirthschaftlichun 
Vereine  zu  bilden  pflegt,  oft  die  Neigung  vorhanden  sei,  ihre  Ernten 
eher  zu  hoch  als  zu  niedrig  anzugeben,  um  sich  als  gute  Wirthe  zu 
zeigen  und  ihrem  Credit  und  Ruf  nicht  zu  schaden ;  mag  das  sein. 
Wenn  wir  aber  angesichts  unserer  Zahlen  behaupten,  dass  man,  um 
der  Wirklichkeit  näher  zu  kommen,  den  amtlich  ermittelten  Beträgen 
durchschnittlich  noch  ein  Zehntel  zufügen  dürfe,  so  ist  das  nicht  zu 
viel  gesagt.  Wir  haben  durch  diese  Untersuchungen  also  wenigstens 
einen  ungefähren  Maassstab  für  die  Beurtheilung  gewonnen. 
(S.  die  Tabelle  IX  c  auf  folg.  Seite.) 

Aus  den  Ziffern  der  hier  angehängten  Tabelle  IX  c,  welche  für 
die  sieben  Jahre  einen  Vergleich  der  Jahresernten  mit  den  Mittelernten 
für  den  neustädter  Kreis  nach  den  Angaben  des  Kreisvereins  giebt, 
erhält  man  eine  Uebersicht  der  Jahresfruchtbarkeit  auf  jenem  kleineren 
Gebiete,  wie  sie  für  das  ganze  Grossherzogthum  in  anderer  W^eise 
schon  in  den  früheren  Tabellen  gegeben  wurde.  Auch  hier  tritt  das 
Jahr  1863  als  ein  reich  gesegnetes  hervor,  während  die  beiden  letzten 
Jahre  die  ungünstigsten  Kesultate  aufweisen.  Wir  sehen  aber  hier  zu- 
gleich, ein  wie  wenig  klares  Bild  doch  die  Vergleichungen  mit  einer 
sog.  Mittelernte  geben,  auch  wenn  sie  nicht  rein  fingirt,  sondern  nach 
dem  zehnjährigen  Durchschnitt  berechnet  sein  soll.  Das  Jahr  1866 
stellt  sich  nach  unseren  obigen  Betrachtungen  entschieden  als  das 
schlechteste  der  sieben  Jahre  heraus,  während  man  hier  zwischen  den 
beiden  letzten  Jahren  schwanken  müsste.  Das  kann  zum  Theil  von 
lokalen  Verhältnissen  herrühren,  zum  Theil  ist  aber  auch  der  Umstand 


8)  Nach  den  Resultaten  unserer  Umfragen   glaubten  wir  die  Aussaatquanta  aber 
nicht  anders,  als  geschehen,  ansetzen  zu  dürfen. 
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Die  Tabelle  X  stellt  zunächst  das  Verhältniss  des  Anbaus  der  ein- 
zelnen Feldfrüchte  zum  Areal  der  drei  Landestheile  und  zur  Bevölke- 
rung des  Grossherzogthums  dar,  wie  sich  dasselbe  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1861  bis  1867  gestellt  hat.  Die  Betrachtung  der  Ziffern  führt 
uns  im  Allgemeinen  zu  denselben  Resultaten .  welche  schon  aus  der 
früheren  Darstellung  des  Verhältnisses  der  einzelnen  Fruchtgattungen 
zu  einander  hervorgiengen,  wenigstens  was  das  ganze  Grossherzogthuni 
betrifft.  Da  es  sich  hier  aber  nicht  mehr  um  den  Antheil  der  ver- 
schiedenen Früchte  an  der  mit  den  in  Rede  stehenden  neun  Früchten 
bebauten  Fläche,  sondern  um  den  Antheil  am  ganzen  Areal  der  ver- 
schiedenen Landestheile  handelt,  die  mit  jenen  Früchten  bestellte  Fläche 
aber  in  den  drei  Kreisen  verschiedene  Theile  des  Gesammtareais  der- 
selben fortnimmt,  so  müssen  sich  die  Verhältnisse  dem  entsprechend 
verschieben,  wie  aus  einer  Vergleichung  der  Tabellen  V  und  X  hervor- 
gehen wird. 

Wir  finden,  dass  der  Roggenbau  im  Grossherzogthum  auch  absolut 
die  grösste  Fläche  unter  jenen  neun  Fruchtgattungen  einnimmt,  aber 
immerhin  noch  nicht  ganz  ein  Zehntheil  jeder  Quadratmeile,  welche 
19,322,3  weimarische  Acker  enthält;  die  Kartoffeln  beanspruchen  auch 
hiernach  nur  ein  verhältnissmässig  kleines  Areal,  den  0,00  Theil  jeder 
Quadratmeile.  Die  Flächenräume,  welche  die  einzelnen  Früchte  über- 
haupt durchschnittlich  im  Grossherzogthum  occupiren,  berechnen  sich 
demnach  für  den  Weizen  auf  3,3,  Roggen:  6,4,  Gerste:  4,5,  Hafer:  5.4, 
Erbsen:  0,8,  Kartoffeln:  2,4,  Winterölfrucht:  0,4,  Futterkräuter:  3,3, 
Wiesen  5,3  Qu.-M.  Die  letztern  sollen  nach  den  Katasterangaben  (s. 
Tab.  I)  etwas  über  6  Qu.-M.  einnehmen;  wir  werden  sie  in  Anbetracht 
des  früher  Ausgeführten  wohl  gegenwärtig  auf  5,5  Qu.-M.  schätzen 
dürfen. 

Bei  Berechnung  des  Anbaus  zur  Bevölkerung  von  Jahr  zu  Jahr 
für  das  Grossherzogthum  treten  im  Ganzen  nur  die  Erscheinungen 
markirter  hervor,  welche  hinsichtlich  der  Anbauverhältnisse  der  einzel- 
nen Jahre  früher  dargelegt  wurden ,  und  es  wird  deshalb  hier  in  der 
letzten  Columne  der  Tabelle  X  nur  das  Durchschnittsresultat  des  Zeit- 
raums mitgetheilt.  Schon  diese  Data  mit  Zuhültenahme  des  früher 
über  Bewegung  des  Anbaus  Beigebrachten  reichen  vollkommen  hin. 
um  uns  eine  Anschauung  von  dem  Stillstand,  Rückgang  und  Fortschritt 
des  Anbaus  der  verschiedenen  Früchte  im  Verhältniss  zur  Bevölkerung 
des  Grossherzogthums  zu  geben,  wenn  wir  uns»  dabei  gegenwärtig  hal- 
ten, dass  letztere  seit  1861  bis  zur  vorjährigen  Volkszählung  um  19.604 
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oder  7,2  7o  gestiegen  ist.  Wir  linden  dann  im  Vergleich  zur  Bevölke- 
rung der  betreuenden  Jahre  den  Anbau  des  Weizens  ein  wenig,  den 
der  Gerste  nicht  unbedeutend  zurückgegangen;  der  Roggenbau  hin- 
gegen scheint  mit  der  Bevrdkerung  gleichen  Schritt  zu  halten.  Am  auf- 
fallendsten hebt  sich  bei  Jener  T'ntersuchung  die  Zunahme  des  Kartof- 
felbaus heraus.  Während  nilndich  bei  der  mittleren  Bevölkerungsziffer 
für  unseren  Zeitraum,  welche  sich  auf  278,974  berechnet.  16,87  Acker 
Kartoffelfeld  auf  100  Einwohner  fallen,  kamen  18G1  nur  15,95,  1862: 
16,58,  1863:  16,74.  1864:  16,77  Acker  auf  dieselbe  Volksmenge,  1865 
ist  das  Verhältniss  schon  auf  17,03,  1866  auf  17,26.  1867  auf  17,71 
gestiegen.  Da  die  Kartoffeln  jedenfalls  nur  in  sehr  geringem  Maasse 
exportirt  werden,  so  deutet  dies  auf  einen  wachsenden  Kartoffelver- 
brauch hin,  der  vielleicht  auf  Kosten  des  Weizen-  und  Gerstenconsums 
stattfindet. 

Für  Schlussfolgerungen  auf  die  Consumtion  wird  indess  natürlich 
nicht  die  Statistik  des  Anbaus,  sondern  die  des  Ertrages  herbeizuzie- 
hen sein;  und  zwar  kann  es  sich  hier  nicht  um  den  Rohertrag,  son- 
dern um  denjenigen  Theil  desselben  handeln,  welcher  zur  Consumtion 
disponibel  bleibt,  d.  h.  um  den  nach  Abzug  der  Aussaat  für  das  nächste 
Jahr  übrig  bleibenden  Betrag. 

(S.  Tabelle  XI  auf  der  folg.  Seite.) 

Dieser  in  den  einzelnen  Jahren  im  Grossherzogthum  zur  Consum- 
tion disponibel  gewesene  P^rtrag  ist  nun  in  Tabelle  XI  für  die  vier 
Getreidearten  und  die  Kartoff"eln  berechnet,  und  zwar  für  die  ersteren 
mit  Zugrundelegung  der  schon  oben  motivirten  Annahmen  von  je  1  Schef- 
fel für  Weizen,  Roggen  und  Gerste,  IV4  Scheffel  für  Hafer  als  durch- 
schnittlichen Aussaatbedarf  per  weimar.  Acker;  Sätze,  welche  wir  als 
ziemlich  zutreffend  bezeichnen  dürfen.  Bei  den  Kartoflfeln  ist  es  leider 
nicht  möglich,  die  Auslage  in  Scheff"eln  für  eine  bestimmte  Fläche  so 
richtig  zu  bestimmen,  da  bekanntlich  einige  Landwirthe  die  Saatkar- 
toöel  ungeschuitten,  andere  in  zwei  Hälften  geschnitten,  wieder  andere 
geviertheilt  und  manche  sogar  nur  die  ausgestochenen  Keimaugen  aus- 
legen. W^enn  wir  also  nach  dem  Resultat  unserer  Umfragen  den  Aus- 
saatbedarf per  Weimar.  Acker  zu  9  Scheffel  angenommen  haben,  so  kann 
diese  Bestimmung  nur  als  eine  approximative  gelten  und  wir  können 
nicht  beanspruchen,  ein  verhältnissmässig  ebenso  treues  Bild  der  Wirk- 
lichkeit zu  geben,  wie  für  die  Getreidefrüchte,  wo  dasselbe  freilich 
auch  noch  hinter  derselben  zurückbleibt.  Erbsen  und  Winterölfrucht 
haben   wir   sowohl ,    weil   sie    unwesentlicher    (letztere  auch   nicht  zur 


Die  Ernten  im  Grossherzogthum   Sachsen   1861  —  1867. 


267 


a 
o 


a 

o 

■«^ 
S 

a 
o 
O 
(-1 


^ 


OOCDCOfHiOOS^ 

COCDCiC^COfMOOO 

^ 

1— it^CMOOi— (0OC<jTt< 

-rJHOCTSrHCDCßC^CO 

cot^cDt^a)05t-oo 

V 

hm 

lOOOCOi— iiOOiCO 

x> 

bd 

'-Hl— ICMi-HC^r-li— (1— 1 

» 

Ja 

«> 

JS 

CO 

e 

V 

COO-^OCDGO^CO 

CO 

u 

t-COCOCOt^COOO 

bl 

(NCOlr^CsjoOiOC^CD 

to 

CO 

COC^-^CMiO.— ITt^O 

fa 

a 

lOOSt^OCOOOOr-H 

'a> 
is  1 

0«DCOOC^>— lCT>GO 


i-H-^-^-riHGoait^oq 
0100?.— lOoococi:) 


^ 


o 


CCC<Ii— ICOCOCOOO 
COOiCMCDt^t^OOiO 
(MCCOGOCCOit^O^ 
CDcOOOCQOOO-rt* 


CO 


CO 
00 


1— I  CJ  CO  -^  \0  CO  t^ 
CO  CO  CO  CO  CO  CO  CO 
OD  00  GO  00  O)  CO  00 


ja 
Q 


"O  S 

CQ  »-  — 


2  c^' 

OD  >& 


U!' 


o 


s 
> 

Ö 
O 

g 

xrx 

o 

O 


X 


1— I  05  lO  O  I— t  t»  t~ 

CO^  O^ '^^  Oi^  00  CO  C5 

■— I  O  Co"  Ö~  CO~  I— r  (m" 


CO  c^  c^  >n 

00  C-  C^  Ol 


00  lO 
CO  in 


c?  1— I  cci  cq  1— I  .-H  o? 


CO  CO  t>-  I— I  CO  CO  o 
O^i-j^xH  tJ<  CO  t^  CS 

^  o"  ■:£  o"  o"  ö^  ö~ 


CO  CO  00  o  o  t^  o 

Tj^^  -^  lO  CO  CO  1— I  C<J 

ö~  ö^  ö~  o"  o"  o"  ö~ 


V  — J 


=5  ta 

•<!  TO  ~ 

« ^  . 

..  =  •- 
oc  o  V 

^  B 

<  s 

5S 


O 


,9^ 


es 

cn  ^ 

■<  >- 

tos  *^  "  I 

=  03-^ 

.o  t-t»  - 

O  G.«»  I 
ns  o  ä  ' 

^^    L 


U 


f-H  CN  O  C^  lr~  r— I  lO 
00  I— I  CO  CO  00  -^  "* 
»-H  lO  !>-  O  t~  -^  00 
I— (  lO  t~-  I— (  1— I  o  o 
"«^l  CS  lO  lO  t~  t^  tJI 
'^  I  Cl  CS  O  •<;1<  00 


00  CO 
CO  CS 


CO  Tt< 

Tj^  O 

CO  O 

t~  o 

T— (  CO 

CO  CO 


•— I  lO  CO 
CO  o  t- 
C5  CO  CS 
05  CS  O 
t-  t-  CS 

-<^  ^  t^ 


CS  00  O  C5 

1— I  r^  o  F-i 

CS  00  T— I  t~ 

<— I  -^  O  CO 

X  CO  CO  I— I 

CS  .-I  r-l 


00  lO  CO 
t-  O  CS 

O  ^  00 

■^  lO  Ot) 

05  I— I  CO 

CS 


C5  00  1-1  Oi  -^  00  I— I 
O  CO  t~-  00  CS  t^  00 
t~  I— I  CS  »O  CS  !>•  CO 

0  CO  I— I  00  CO  00  CO 

01  CS  CO  CO  00  -^  lO 


r— I  1— (  O  O  1— I  t—  l>- 

CO^O^'^  Ot>  00  CO  o^ 

in  CO  t^  T^  t~  u^Tco" 


o 


_!.  bc 


il.i 

u  o  9; 


00  »^  -<*  O  CO  CO  o 
O^Ol^-^^uO  Oti  O  00 

CO  I— I  es"  es"  i-T -h' es" 


t-^  t~  t~  .— I  t^  t:J<  O 

•^  CO  O  OS  I— I  t^  CJ 

i-T  es"  es'  of  es"  —T  es" 


CO  CO  00  o  o  t-  o 

CS  05  O  •— I  00  CO  t~ 

O"  O"  r-^  r^  O"  O"  O" 


•— I  00  •«*  1— I  CO  ^-H  CO 

m  CD  00  o  00  t-  lo 
CS  m  00  CS  o  o  00 
CO  in  t>  o  r-H  ,— 1  CS 

b-  t~-  t~  CO  00  00  00 
CS  CS  CS  CS  CS  CS  CS 


>— I  CS  CO  -<*  »n  CO  t- 

CD  CO  CO  CO  CO  CO  CO 
00  00  00  00  CO  00  00 


268  Die   Kmlcn    im    (Jrossherzogthiim   Sach.s«ii    1861-  1867. 

direkten  Consumtion  bestimintj  sind ,  als  weil  auch  bei  ihnen  die  Aus-' 
suatqiianta  schwierig  zu  bestininien  waren .  gänzlich  l)ei  Seite  gelas- 
sen ^). 

Die  durch  diese  lk'.r''(huungen  sich  darstellenden  Ertragsquanta 
gewinnen  selbstverständlicii  nur  ihre  Ilcdcutung.  wenn  man  sie  in  Be- 
ziehung zu  der  Menge  der  Cün.^umenten  setzt,  für  welche  sie  bestimmt 
sind.  Dieses  ist  in  Tabelle  XII  in  der  Weise  geschehen,  dass  man 
zuvörderst  jene  Sunnnen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  jeden  Jahres'") 
gleiclunässig  vertheilte,  dann  mit  Annahme  eines  bestimmten  durch- 
schnittlichen Jahresbedarfs  per  Kopf  der  Bevölkerung  das  nach  Abzug 
(der  Aussaat  und)  dieses  (k)nsumtionsbedarfs  noch  übrig  bleibende 
Erntequantum  berechnete  und  diesen  Rest  wiederum  auf  die  Volks- 
menge gleichmässig  vertheilte. 

(S.  Tabelle  XII  auf  der  vorigen  Seite.) 

Hierdurch  soll  also  anschaulich  gemacht  werden,  ein  wie  grosses 
Quantum  von  den  vier  Früchten:  Weizen,  Roggen,  Gerste,  Kartoffeln 
(der  Haferertrag  wird  weiter  unten  in  Beziehung  zum  Pferdebestand 
gesetzt)  jährlich  für  den  Consum  eines  Menschen  überhaupt  vorhanden 
ist.  und  wie  viel  nach  Befriedigung  dieses  Consums  etwa  für  andere 
Zwecke  übrig  bleibt. 

Eine  grosse  Schwierigkeit  für  diese  Berechnungen  liegt  nun  darin, 
einen  annähernd  richtigen  Satz  zu  finden  für  den  Durchschnittsbedarf 
der  jährlichen  Consumtion  per  Kopf,  der  nicht  nur  an  sich  sehr  schwer 
zu  bestimmen,  sondern  natürlich  auch  für  die  einzelnen  Länder,  Yolks- 
stämme  und  Gesellschaftskreise  ein  sehr  verschiedener  ist.  Für  das 
weimarische  Land  selbst  liegen  uns  nur  die  Schätzungen  vor,  welche 
von  Herrn  Oekonomierath  Ewald  bei  Bearbeitung  der  Ernteübersich- 
ten für  das  grossherzogliche  Staatsministerium  angewendet  zu  werden 
pflegen")-,   mit  Zuhülfenahme  dieser  und  der  bekannten  Berechnungen 

9)  Die  Berechnung  des  Aussaatsbedarfs  ist  hier  auf  die  Anbaufläche  dessel- 
ben, nicht  —  wie  streng  genommen  richtig  wäre  —  des  folgenden  Jahres  bezogen, 
weil  die  Anbaufläche  lür  1868  noch  nicht  bekannt  war.  Die  Differenz  ist  selbstver- 
ständlich  eine  verschwindend  kleine. 

10)  Der  Zuwachs  zwischen  den  Volkszählungen  von  1861,  1864  und  1867  wurde 
auf  die  zwisclienliegenden  Jahre  gleich  vertheiU. 

11)  Wir  dürfen  wohl  hier  Gelegenheit  nehmen,  sowohl  dem  genannten  Herrn  als 
den  Herren  Gutsbesitzern  in  verschiedenen  Theilen  des  Landes,  sowie  dem  Vorstände 
und  dem  Secrelär  des  landwlrthschaftlichen  Vereins  des  neustädter  Kreises,  welche 
uns  durch  gütige  Auskunftsellheilung  bei  dieser  Arbeit  unlersiiilzten ,  unsern  Dank 
auszusprechen. 
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des  Vermessungsinspectors  Gauss  ^^)  glaubten  wir  das  durchschnitt- 
liche jährliche  Consumtionsquantum  eines  weiiuarischen  Einwohners  fest- 
setzen zu  dürfen  (mit  Berücksichtigung  des  Verhältnisses  der  städtischen 
zur  ländlichen  Bevölkerung  wie  1  :  2)  '^): 

Weizen  0,50,  Roggen  2,50,  Gerste  0,25,  Kartoffeln  4,00  weiraar. 
Scheffel.  Diese  Sätze  liegen  also  den  Berechnungen  unserer  Tabelle 
zu  Grunde.  Aus  dieser  ersehen  wir  nun  zunächst,  wie  bedeutenden 
Schwankungen  in  den  einzelnen  Jahren  das  disponible  Consumtions- 
quantum per  Kopf  unterworfen  ist,  Schwankungen,  welche  die  empfind- 
lichsten Folgen  gerade  bei  den  Früchten  haben  müssen,  die  die  unent- 
behrlichsten für  den  menschlichen  Consum  sind  (und  wo  sie  nach  unse- 
ren Ziffern  gerade  die  stärksten  zu  sein  scheinen),  bei  Roggen  und 
Kartoffeln.  Namentlich  stellt  ein  Ausfall  in  der  Kartoffelernte  einen 
so  gut  wie  unersetzlichen  Verlust  dar,  weil  an  die  Stelle  dieser  billig- 
sten und  schwer  transportablen  Frucht  nicht  leicht  eine  andere  treten 
kann.  Eine  weitere  Betrachtung  unserer  Zahlen  würde  darauf  hinwei- 
sen, dasb  an  Weizen  und  Gerste  stets  ein  Ueberschuss  über  den  unmit- 
telbaren Bedarf,  an  Kartoffeln  nur  in  ganz  schlechten  Jahren  ein  Defi- 
zit, an  Roggen  nur  in  ganz  guten  Jahren  kein  solches  vorhanden  sei. 
Das  Defizit  könnte  selbstverständlich  nur  durch  Einfuhr  von  ander- 
wärts, durch  eingeschränkten  Consum  überhaupt,  oder  durch  Ersatz 
der  einen  Frucht  durch  andere,  beim  Roggen  z.  B.  durch  Gerste  und 
Hafer,  ersetzt  werden.  In  wie  weit  eine  solche  Einfuhr  und  ein  solcher 
Ersatz  wirklich  Statt  gefunden  hat,  dafür  vermögen  wir  keine  statisti- 
schen Anhaltepunkte  beizubringen,  und  ebensowenig  dafür,  ob  die  von 
uns  angenommenen  Consumtionssätze  bei  Roggen  und  Kartoffeln  etwa 
zu  hoch  gegriffen  sein  mögen.  Beide  Annahmen  sind  etwas  niedriger, 
wie  die  von  Gauss  für  Preussen;  und  wenn  wir  bedenken,  dass  bei 
2,50  Weimar.  Scheffel  Roggen  ä  110  Pfd.  =  275  Pfd.  pro  Person  und 


12)  S.  Zeitschrift  des  kön.  preussischen  statistischen  Bureaus  1861  S.  277. 
Gauss  berechnet  für  Preussen  den  Durchschnittsconsum  per  Einwohner  in  preussi- 
schen Scheffeln: 

für  die  Städte  für  das  Land 

Weizen     .     .    0,98  0,33 

Roggen     .     .    2,96  3,37 

Gerste       .     .     0,13  0,50 

Kartoffeln      .     7,00  6,00 

13)  Am  3.  Dez.  1867  betrug  die  Zollabrechnungsbevölkerung  des  Grossherzog- 
thutns  in  den  Städten  93,688,  auf  dem  Lande  189,168. 
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Jahr  V*  PM.  Rof,'-en  uikL  1  Pfd.  Ro^r^ren  —  2/3  Pf'l.  Mehl  =  1  Pfd. 
Brod  ansenünimeii,  folglich  Y,  Pfd.  iirod  pro  Kopf  und  Tag  sich  be- 
rechnen, dass  bei  4,0  Scheffeln  Kartoffeln  Jahresbedarf  nur  0,18  Metzen 
auf  den  Tag  und  die  Person  entfallen,  und  schliesslich  bedenken,  dass 
fast  G9Vo  tler  Bevölkerung  aus  Personen  über  14  Jahren  bestehen'^), 
so  scheinen  jene  Schätzungen  kaum  zu  hoch. 

Indess  kann  ein  so  starkes  Defezit,  wie  es  unsere  Tabelle  bei 
Roggen  in  fünf  Jahren  und  bei  Kartoff"eln  im  Jahre  1862  zeigt,  wohl 
in  Wirklichkeit  nicht  vorhanden  sein.  Wir  bemerkten  schon  oben,  das.s 
die  sämmtlichen  Erträge  um  mindestens  10%  zu  erhöhen  sein  dürften, 
wodurch  dann  das  Minus  bei  den  Kartoff'eln  ganz,  bei  Roggen  wenig- 
stens für  1862  und  67,  für  1865  nahezu  wegfiele.  Bei  den  Kartoffeln 
würden  wir,  wenn  uns  die  oben  beleuchteten  Angaben  des  landwirth- 
schaftlichen  Vereins  des  neustädter  Kreises  als  Richtschnur  dienen  soll- 
ten, sogar  einen  um  ein  Viertheil  höheren  Ertrag  annehmen  können. 
Ein  verhältnissmässig  so  geringer  Ueberschuss  über  den  menschlichen 
Consumtionsbedarf  an  Kartoffeln,  wie  er  sich  in  unserer  Tabelle  für 
mehrere  Jahre  herausstellt,  müsste  ohnehin  auch  für  den  Brennereibetrieb 
und  den  Viehstand  des  Landes  ein  sehr  precärer  werden.  Welche 
Kartoffelmengen  die  Brennereien  des  weimarischen  Landes  jährlich  ver- 
braucht haben,  lässst  sich  aus  den  Uebersichten  er.sehen,  die  von  der 
Generalinspection  des  thüringischen  Zoll-  und  Handelsvereins  zu  Erfurt 
über  den  thüringischen  Brennereibetrieb  geliefert  werden  '*).  Nach 
Abrechnung  derselben  von  den  Summen,  welche  als  über  Aussaat-  und 
direkten  menschlichen  Consumtionsbedarf  vorhanden  sich  herausstellten, 
müsste  man  also  den  Betrag  erhalten,  der  für  andere  Zwecke,  nament- 
lich für  das  Viehfutter  übrig  bleibt.  Da  es  nicht  thunlich  erschien,  den 
durchschnittlichen  Consumtionsbedarf  desjenigen  Viehbestandes,  dem  die 
Kartoffeln  hauptsächlich  als  Futter  zukommen,  festzusetzen,  weil  die 
Fütterungsweisen  je  nach  den  einzelnen  Oekonomieen  und  auch  je  nach 
dem  Futtervorrath   der  einzelnen  Jahre  sehr  verschiedene  sind,  so  be- 


14)  Am  3.  Dezember  1867  bestand  die  Zollabrechnungsbevölkerunf  des  Gross- 
herzogthums  aus  89,118  Personen  unter  (31,5%),  193,738  Personen  über  14  Jahren 
(68,50/0). 

15)  Im  Grossherzogthum  wurden   zur  Brennerei  verwendet  weim.  Scheffel 

1861.      1862.      1863.      1864.       1865.      1866.      1867. 
21052     24428      9304      22890     17169     24634     21768. 

Hiervon  kommt  die  Schlempe  wieder  als  Viehfulter  in  Betracht. 
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gnügen    wir    uns    zur    Veranschaulichung    des    Verhältnisses    zwischen 
Kartoffelerträgen  und  Viehstand '^)  mit  den  folgenden  Daten: 

Nach  Abzug  des  directen 
menschl.   Consumlionsbe- 

darfs  und    des  zur  Bren-  Grösse    des  Viehstandes  im  Gross- 

nerei  verwendeten  Betra-  herzoglhum  Saclisen -Weimar  an 

ges  bleibt  disponibles 
Quantum 

Karl  offein. 
Weim.  Scheffel. 


1861 

420,129 

1862 

—  49940 

1863 

948,456 

1864 

228,179 

1865 

1,054,618 

1S66 

445,807 

1867 

819,077 

Rindvieh. 

Schueinen. 

Stück. 

Stück. 

115,792 

85,694 

115,821 

91.173 

115,850 

96,652 

115,879 

102,132 

112,488 

99,727 

109,097 

97,322 

105,705 

94,917 

Für  die  Ernährung  des  Pferdebestandes  wird  namentlich  der  Hafer- 
ertrag in  Betracht  zu  ziehen  sein,  und  hier  scheint  es  wegen  der  con- 
stanteren  Fütterungsweise  auch  unbedenklicher,  den  durchschnittlichen 
Bedarf  des  Pferdebestandes  an  Hafer  zu  ermitteln,  demselben  das  ge- 
erntete Quantum  gegenüber  zu  setzen  und  den  danach  erbleibenden 
Ueberschuss  zu  veranschaulichen,  wie  dies  in  Tab.  XIH  geschehen  ist. 
Dabei  wurde  nach  den  übereinstimmenden  Angaben  von  Sachverständi- 
gen der  Bedarf  an  Hafer  per  Pferd  und  Jahr  auf  50  weimarische 
Scheffel  oder  2, 2  weimarische  :==  3  preussische  Metzeu  ca.  per  Tag 
angenommen.  Demnach  wäre  nur  1866  eine  Zufuhr  oder  eine  Ein- 
schränkung der  Fütterung  nöthig  gewesen ,  in  den  anderen  Jahren  er- 
giebt  sich  ein  Ueberschuss  von  6  bis  21<'/o  über  den  Bedarf  für  die 
Pferde,  nach  Abzug  der  Aussaat.  Erhöht  man  dazu  noch  die  Beträge 
in  der  früher  angegebenen  Weise,  so  ergiebt  sich  im  Ganzen  ein  Quan- 
tum, das  jedenfalls  für  den  Hauptzweck  reichlich  genügt. 


16)  S.die  Zahlen  betr.  den  Viehsland  in  Hildebrand's  Jahrbb.  VI  (1866)  S.  375 
(für  1861  und  1864)  und  XI  (1868)  S.  74  (für  1867).  Zuwachs  seit  1861  und  Ab- 
nahme seit  1864  sind  auf  die  zwischen  den  Zählungen  liegenden  Jahre  gleich 
vertheill. 
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Ernten  und  Preise. 

Da  die  Consumtion  der  Feldfrüchte  bei  mehr  als  zwei  Dritteln  der 
Bevölkerung  des  Grossherzogthunis  nicht  in  dem  unmittelbaren  Ver- 
brauch des  selbst  resp.  auf  eigenem  Grund  und  Boden  gewonnenen 
Ertrages  besteht '«),  sondern  durch  das  Geld  vermittelt  wird,  und  auch 
für  die  Produzenten  der  Tauschwerth  ihrer  Ernten  eine  durchgreifende 
Bedeutung  hat,  so  erübrigt  es  noch,  unsere  Ertragsermittelungeu  mit 
einer  Statistik  der  Preise  in  Verbindung  zu  bringen.  Diese  ist  eine 
nothwendige  Ergänzung  der  Ertragsstatistik  selbst;  denn  die  Kenntniss 
der  Erträge  macht  die  Erkenntniss  der  Preise  keineswegs  entbehrlich, 
und  zwar  schon  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  die  Jahresernte  nicht 
der  einzige  Faktor  ist,  welcher  auf  die  Bestimmung  der  Preise  desselben 
Jahres  einwirkt.  Denn,  selbst  der  Bedarf  der  inländischen  Bevölke- 
rung als  constant  angenommen,  sind  doch  dabei  noch  die  Vorräthe  aus 
dem  Vorjahre,  Export-  und  Importverhältnisse  und  selbst  die  Specula- 
tion  als  selbständiger  Faktor  der  Preisbestimmung  in  Mitwirkung. 
Keineswegs  dürfen  wir  also  erwarten,  die  Jahrespreise  den  Jahres 
ernten  stets  analog  zu  finden. 

(S.  Tabellen  XIV  1  bis  4  auf  den  folg.  Seilen.) 

In  den  Tabellen  XIV  1  bis  4  sind  nun  die  Gesammterträge  (ein- 
schliesslich Aussaat)  per  Acker  und  per  Kopf  in  weimarischen  Scheffeln 
für  die  Getreidearten  in  den  drei  Kreisen  den  Preisnotirungen  in  den 
drei  Kreishauptstädten  gegenübergestellt,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass 
die  Preisermittelungen  sich  auf  die  Kalenderjahre  beziehen  und  aus 
den  bei  den  Marktämtern  resp.  Gemeindevorständen  der  Städte  festge- 
stellten monatlichen  Durchschnittspreisen  gewonnen  sind.  Durchschnitte 
nach  Erntejahren  oder  die  Martinipreise,  welche  für  unseren  Zweck 
wohl  tauglicher  gewesen  wären,  lagen  dem  statistischen  Bureau  nicht  vor. 
Uebrigens  ist  die  Preisbewegung  nach  Kalender-  und  nach  Erntejahren 
in  der  Regel  keine  wesentlich  abweichende  '^). 

Betrachten  wir  erst  nur  die  Reihen  der  Preise  in  ihrem  Verhält- 


18)  Nacli  der  Ermittelung  der  Berufsklassen  der  Bevölkerung  des  Grosslierzog- 
thums  für  I8ö4  gehörten  der  Land  -  und  Forstuirliischaft  an  (letztere  ist  nicht  aus- 
geschieden) im  Ganzen  89,156  Personen  oder  31,82%  der  Bevölkerung.  Darunter 
Selbständige  18797,  Gehülfen  770,  Dienstboten  10,152,  Familienglieder  59,437.  S. 
Stat.  Thüringens  II,  2.  und  3.  Lief.  S.  304  (1867). 

19)  Den  Nachweis  dieser  Behauptung  für  das  Ilcrzoglhum  Altenburg  s.  in  v. 
Scheel's  Untcrsucliungen  über  den  Einfluss  der  Fruclitpreise  auf  die  Bevölkerungs- 
bewegung in  Hildebrand's  Jahrbüchern  für  Nat.  und  Stat.  Bd.  VI  (1866)  S,  171. 

XL  18 
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niss  zu  einandcM-,  so  füllt  die;  hüdeiitciiide  und  constaiite  Verschiedcniieit 
derselben  in  den  eiii/eliieii  Kreisen  des  Grosslieizogthunis  auf.  I.)ie 
Preise  stellen  sieh  mit  wenij^en  Ausnahmen  am  iiiedrij^sten  im  weimari- 
schen, am  höchsten  im  neustädter  Kreise.  Kur  iiog^^en  findet  sich  nur 
löü4  in  Kisenach  ein  etwas  nieiiri^^erer  Jahrespreis  anj,'ej,'eben  als  in 
Weimar,  für  die  Gerste  18G3  und  186ü,  für  Hafer  1802.  63  und  Oü. 
Die  Preise  in  Neustadt  behaupten  sich  durchwej^  hijher  als  in  Weimar 
und  Ei.senach.  Da  wir  keinen  Grund  haben,  die  Differenzen  etwa  in 
den  abweichenden  Ermittelungsmethoden  zu  suchen ,  so  müssen  wir 
tiefere  Ursachen  annehmen.  Das  Verhältniss  von  Weimar  zu  den  bei- 
den anderen  Kreisen  mag  sich  aus  der  uns  schon  bekannten  und  auch 
aus  die.•^en  Tabellen  ersichtlichen,  durchweg  höheren  Fruchtbarkeit  er- 
klären lassen;  indess  müssten  aus  diesem  Gesichtspunkt  die  Preise  in 
Eisenach  höher  sein  als  in  Neustadt,  denn  wir  finden  hier.  ^(JWohl  was 
die  Fruchtbarkeit  des  Landes  als  den  Ertrag  per  Kopf  betrifft ,  mit 
Ausnahme  weniger  Jahre  durchgängig  günstigere  Verhältnisse  als  dort. 
Dass  die  eisenacher  Preise  dennoch  niedriger  sind,  lässt  sich  möglicher 
Weise  aus  zwei  Ursachen  herleiten :  einmal  nämlich  aus  einer  geringeren 
Consumtionsfähigkeit  (an  Getreide)  der  Bevölkerung  des  eisenacher  Krei- 
ses, welche  trotz  des  kleineren  Ertrages  doch  eine  verhältnissmässig  grös- 
sere Menge  überschüssig  lässt,  und  andrerseits  für  Neustadt  aus  der 
Nähe  des  Königreichs  Sachsen,  welches  bei  seiner  starken  Industrie- 
Bevölkerung  bedeutender  Zufuhren  aus  den  Nachbarländern  bedarf 
und  diesen  so  ihre  Waare  vertheuert.  Wir  müssen  es  indess  der  Be- 
urtheilung  Sachkundiger  überlassen ,  ob  diese  Gründe  zur  Erklärung 
jener  Erscheinung  geeignet  und  genügend  seien.  Dass  in  den  einzelnen 
Gegenden  Thüringens  sehr  erhebliche  Preisverschiedenheiten  statt  fin- 
den, ist  eine  auch  anderweit  gemachte  Wahrnehmung^"). 

In  den  beiden  Zahlenreihen,  welche  den  Ertrag  per  Acker  und  per 
Kopf  neben  einander  darstellen,  dürfen  wir  im  Allgemeinen  Ueberein- 
stimmung  erwarten,  da  das  Verhältniss  des  Anbaus  zur  Bevölkerung 
plötzlichen  Aenderungen  nicht  unterworfen  sein  wird.  Das  Gegentheil 
können  wir  in  der  That  auch  nur  beim  Weizen  und  bei  der  Gerste  in 
unsern  Tabellen  einige  Male  beobachten,  was  darin  gegründet  sein  mag. 
dass  bei  diesen  Früchten,   welche  im  Grossherzogthum  bedeutend  über 


20)  Dies  gellt  z.  B.  auch  aus  den  vom  thüringischen  Zoll-  und  Handelsverein 
gesammelten  Daten  hervor  s.  z.  B.  Die  Branntweinbrennerei  Thüringens  von  1865 
bis  67.  Hildebrand's  Jahrbücher  XI,  2.  und  3.  Heft  (1868),  Wenn  so  bedeutende 
Differenzen  schon  auf  kleinem  Territorium  statifinden,  kann  man  den  Werth  von 
Jahresdurchschnittspreisen  für  ganze  grosse  Länder  ermessen. 
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den  unmittelbaren  Consurationsbedarf  gebaut  werden,  das  Festhalten 
eines  stetigen  Verhältnisses  des  Anbaus  zur  Bevölkerung  nicht  so  noth- 
wendig  erscheint.  Dass  aber  auch  bei  diesen  Fruchtgattungen  die  An- 
bauverhältnisse im  Ganzen  nur  sehr  allmähligen  Veränderungen  unter- 
liegen, zeigen  die  früheren  Darstellungen. 

Fassen  wir  nun  schliesslich  das  Verhältniss  jener  Zahlenreihen, 
welche  die  Preise  darstellen,  zu  den  beiden  Reihen  des  Ertragsquotien- 
ten in's  Auge,  so  bestätigt  sich  vollkommen,  was  wir  oben  als  von 
vornherein  wahrscheinlich  hinstellten ,  dass  nämlich  die  Jahrespreise 
durchaus  nicht  stets  den  Jahresernten  als  Ausdruck  dienen,  diesen 
analog  sind.  Wir  machen  noch  insbesondere  die  Bemerkung,  dass  sehr 
schlechte  und  sehr  gute  Jahre  in  bedeutendem  Maasse  auf  die  Preise 
auch  der  folgenden  Jahre  nachwirken,  und  können  ferner  beobachten, 
wie  die  Winterfrüchte,  W^eizen  und  Roggen  durchweg  stärkere  Preis- 
schwankungen erfahren  als  die  Sommerfrüchte,  Gerste  und  Hafer. 
Wir  dürfen  hierfür  als,  wenigstens  theilweisen  Erklärungsgrund  an- 
nehmen, dass  die  letzteren  beiden  Getreidearten,  mehr  Gegenstände  des 
Binnenhandels^'),  nicht  in  dem  Grade  an  den  Preisschwankungen  des 
Weltmarktes  Theil  nehmen,  wie  der  kosmopolitische  Weizen,  und  dass  an- 
drerseits Roggen,  die  unentbehrlichste  Brodfrucht,  durch  Furcht  und 
Hoffnung  der  Kaufenden   und   Verkaufenden    in   seinen  Preisen  beson- 


21)  Ueber  den  Export-  und  Importhandel  fehlen  natürlich  alle  dierecte  Er- 
hebungen, (loch  können  wir  uns  auf  Grund  der  Tabelle  XII  im  Zusammenhalte  mit 
den  unten  aufgezeichneten  Fruchtpreisen  wenigstens  eine  ungefähre  Vorstellung  von 
dessen  Bedeutung  für  Land-  und  Volkswirthschaft  machen.  Nach  .\bzug  ihrer  Aus- 
saat und  des  Consumlionsbedarfes  betrug  der  gesammte  zum  Export  disponible  üeber- 
schuss  an  Weizen  in  den  Jahren  1861—67:  770,990  Scheffel,  an  Gerste  —  ohne 
Abzug  der  im  Iniande  zum  Bra\imalz  verwendeten  Gerste  —  4,116,718  Scheffel;  dagegen 
ergiebt  sich  für  den  Roggen  ein  Minus  von  451,487  Scheffeln,  das  durch  Import  gedeckt 
worden  sein  wird.  Um  den  Geldwerth  dieser  Quanta  zu  finden,  addiren  wir  die 
Preise  der  einzelnen  Jahre  in  den  verschiedenen  Kreisen,  reduciren  sie  auf  den 
Durchschnitt  der  7  Jahre  und  gewinnen  so  als  Durchschnittspreis  für  den  Sclieffel 
Weizen:  113,  Roggen  88,  Gerste  66  Gr.;  mit  den  obigen  Mengen  multiplicirt,  er- 
giebt sich  für  den  Weizen  ein  Geldertrag  von  2,900,672,  für  Gerste  von  9,166.779  Thlrn., 
dagegen  für  Roggen  ein  Deficit  von  1,324,362  Thlrn.,  es  verleibt  somit  nach  Abzug 
der  letzteren  Summe  von  den  beiden  erslercn  ein  schliesslicher  Ueberschuss  von 
10,743,089  Thlrn.  für  alle  7  Jahre  ;  mithin  beträgt  der  Jahresdurchschnitt  1,534,727  Thlr. 
Da  im  Durchschnitt  der  4  Jahre  von  1863—1866  jährlich  86,000  Cenlner  Braumalz  in 
Weimar  versteuert  wurden  oder  (1  Scheffel  Gerste  zu  160  Pfund  Braumalz  gerechnet) 
rund  53,000  Scheffel  im  Geldwerth  von  116,266  Thlr.,  so  ergiebt  sich  ein  Durch- 
schniltswerlh  des  Ueberschusses  des  jährlich  exportirlen  Getreides  über  den  Wertli 
des  Getreideimports  von  1,418,461  Thlr. 
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(lers  stark  affizirt  wird.  Vür  die  nächst  Ro^'geu  bei  uns  wichtigste 
Nahruugsfrucht.  die  Kartoflel.  deren  Preisstatistik  Hierkwiir(iiger  Weise 
bei  den  amtlichen  Krhebuiigen  auffaUend  vernachlässigt  wird,  war  es 
uns  leider  nicht  möglich,  die  nöthigen  zuverlässigen  L)ala  zu  sammeln. 
Es  steht  zu  erwarten,  dass  diese  in  ihren  Erträgen  sehr  unsichere  und 
schwer  transportable  Frucht  nicht  geringeren  Preisschwankungen  ört- 
lich und  zeitlich  unterliegt,  als  das  Brodkorn.  Ein  so  starki.'s  Steigen 
und  Fallen  der  Preise  der  nothwendigen  Nahrungsmittel ,  wie  wir  es 
schon  in  diesem  kleinen  Zeitraum  sehen,  kann  allerdings  zu  ernsten 
Betrachtungen  Anlass  geben.  Wenn  man  erfährt,  dass  der  Landbau- 
tagelohn  in  unserem  Lande  durchschnittlich  (Winter-,  Sommer-  und 
Erntelohn  in  eins  gerechnet)  für  den  Mann  etwa  8  Sgr.,  für  eine  Frau 
6  Sgr.  beträgt '^^),  und  die  Löhne  seit  18()1  meist  gai**  nicht  oder  doch 
nur  in  Gegenden  gestiegen  zu  sein  scheinen ,  wo  sie  noch  niedriger 
waren,  wenn  man  bedenkt,  dass  grade  im  Winter,  der  Zeit  des  grös- 
seren Bedarfs,  die  Löhne  am  niedrigsten  sind,  und  weiter  erwägt,  dass 
schon  in  guten  Jahren  der  Lohn  auf's  Knappste  zugeschnitten  ist,  so 
muss  man  sich  fragen,  wie  hat  ein  grosser  TheiP^j  unseres  Volks  in 
schlechten  Jahren,  wie  1866  und  1867  gelebt  V 

Mit  dieser  unerledigten  Frage  schliessen  wir  vorstehende  Betrach- 
tungen, in  der  Hoffnung,  dass  unsere  Darstellungen,  wenn  auch  auf 
noch  unvollkommenem  Material  aufgebaut,  dem  Leser  willkommenen  Stoff 
des  Nachdenkens  und  der  weiteren  Forschung,  dem  Vaterlandsfreunde 
erweiterte  Kenntniss  der  einheimischen  Zustände,  und  denen,  welche  bei 
dem  Ausbau  der  landwirthschaftlichen  Statistik  des  Grossherzogsthums 
betheiligt  sind,  eine  erneute  Anregung  geboten  haben,  ihre  Bemühungen 
für  Gewinnung  immer  vollkommeneren  Materials  mit  Eifer  und  Liebe 
fortzusetzen. 


22)  Diese  Sätze  sind  den  Angaben  einer  Reihe  von  Gulsbesilzern  entnommen  und 
gelten  für  die  Fälle,  wo  keine  sonstigen  Bezüge  in  natura  verabreicht  werden. 

23)  1864    wurden   im  Grossherzogllium    gezählt    29,570  Handarbeiter    und  Tage- 
löhner mit  49,171  Familiengliedern,  17,55%  der  Bevölkerung. 


V. 
Zur  Theorie  des  Werthes. 

Von 
Prof.  Roesler  in  Rostock. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  sog.  Gebrauchs-  und  Tauschwerthe 
wurde  zwar  schon  von  den  Theoretikern  vor  Adam  Smith'),  ja  be- 
reits im  Alterthum^)  besprochen;  doch  wird  man  diesen  Gegenstand 
erst  durch  und  seit  Adam  Smith  in  der  Theorie  als  förmlich  einge- 
bürgert betrachten  und  die  Lehrsätze  des  Letzteren  zum  Ausgangspunkt 
der  kritischen  Untersuchung  nehmen  dürfen,  um  so  mehr,  als  von  den 
Späteren  auch  in  diesem  Punkte  auf  der  von  Adam  Smith  gegebenen 
Grundlage  fortgebaut  wurde. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Lehre  vom  Werthe  sowohl  früher  wie 
auch  in  der  neuereu  Literatur  sich  als  eine  unerschöpfliche  Quelle  dia- 
lectischer  Polemik  erwies  und  dass  sie  innerhalb  der  Smithianistischen 
Theorie  durchaus  nicht  als  erledigt  gelten  kann.  Ebenso  bekannt  ist 
es,  dass  diese  Lehre  der  von  Adam  Smith  ausgegangenen  Anregung 
zufolge  wesentlich  auf  der  Grundlage  des  Unterschiedes  zwischen  Ge- 
brauchs- und  Tauschwerth  bearbeitet  wurde,  so  dass  die  Ansichten  der 
Schriftsteller  in  der  Hauptsache  insofern  aus  einander  zu  gehen  pflegen, 
als  die  Einen  mehr  das  Moment  des  Gebrauches,  die  Anderen  mehr  das 
Moment  des  Tausches  bei  der  Aufstellung  ihrer  Begriffsbestimmungen 
berücksichtigen.  Auch  wird  die  Annahme  nicht  unrichtig  sein,  dass 
im  Ganzen  und  Grossen  die  ausländische  Theorie  mehr  auf  das  letztere, 
die  deutsche  dagegen  mehr  auf  das  erste  dieser  beiden  Momente  Ge- 
wicht legte.  Adam  Smith  hat  sich,  was  die  ausdrückliche  Erörterung 
betrifft,   um   den  sog.  Gebrauchswerth   weiter  gar   nicht  bekümmert'). 

1)  Röscher,  System  §.  5  Anm.  5  (4.  Aufl.). 

2)  Rau,  Lehrbuch  i.  §.57  Anm.  c  (6.  Ausg  ).     Roesler,  Lehrbucli  §.6. 

3)  S.  Röscher  a.  a.  0.  Gleichwohl  war  Smilh  der  Meinung,  dass  das  Ge- 
treide immer  den  gleichen  Werth  behaue,  weil  es  steU  dazu  diene,  eine 
gleiche  Menge  von  Individuen  zu  ernähren;  vergl.  Ricardo,  Principles 
eh.  28. 


280  Roesler, 

Ricardo  untersucht  f,'leirhfalls  nur  die  Verhältnisse  des  Tauschwerthes 
und  hält  die  nutzbaren  Ki^enscliai'ten  der  Dinge  für  geradezu  unwesent- 
lich in  Bezug  auf  ihren  Werth'j;  .1.  H.  Say  bezeichnet  als  Werth  der 
Dinge  das,  was  ein  Ding  werth  ist  (vaut),  d.  h.  die  Quantität  anderer 
Werthsachen  (choses  evaluablesj,  ilie  man  dafür  im  Tausch  erhalten 
kann'*).  Andererseits  nennt  Kau")  den  Werth  »den  im  menschlichen 
Urtheil  anerkannten  Grad  von  Nützlichkeit  eine.-^  .Sachgutes« .  Koscher 
»den  Grad  jener  Brauchbarkeit,  welche  einen  Gegenstand  zum  Gute 
erhebt« '). 

Es  sei  gestattet,  bei  den  zuletzt  erwähnten  Definitionen  einen  Augen- 
blick stehen  zu  bleiben;  denn  sie  geben  Anlass  zu  Fragen,  die  nicht 
leichthin  übergangen  werden  dürfen.  Was  heisst  das,  der  Grad  von 
Nützlichkeit  oder  Brauchbarkeit  eines  Gegenstandes?  Man  kann  darunter 
verstehen  diejenigen  physikalischen  Eigenschaften  und  Dimensionen  eines 
Gegenstandes,  welche  in  ihm  ein  bestinuntes  Mass  von  Tauglichkeit 
für  irgend  einen  menschlichen  Lebenszweck  constituiren  und  die  wir. 
mögen  sie  nun  ursprüngliche  oder  künstlich  zubereitete  sein,  ein  für  alle- 
mal technische  nennen  wollen.  In  diesem  Sinne  hat  im  Winter  ein  wol- 
lener Rock  unstreitig  einen  höheren  Werth  als  ein  leinener,  weil  in  jenem 
ein  höheres  Mass  wärmender  Kraft  enthalten  ist;  zwei  Scheffel  Getreide 
sind  das  Doppelte  werth  von  einem  Schefl'el  gleichen  Getreides,  weil 
in  jenen  ein  doppeltes  Nahrungsquantum  steckt  u.  s.  f.  Es  ist  aber 
einleuchtend,  dass  man  mit  dieser  Supposition  nur  die  Erklärung  von 
Werthverhältnissen  gewinnt,  auf  Grund  der  verschiedenen  Quan- 
tität und  Qualität  gleichartiger  Gegenstände,  nicht  aber  die  Erklärung 
des  einfachen  Werthes,  der  diesen  Verhältnissen  und  ihrer  Berechnung 
zu  Grunde  liegt.  Man  erfährt  hierdurch .  warum  ein  wollener  Rock 
mehr  werth  ist  als  ein  leinener,  warum,  wenn  1  Schetfel  Weizen  2  Thaler 
werth  ist,  der  Werth  von  2  Scheffeln  4  Thaler  beträgt ;  nicht  aber  auch, 
warum  ein  wollener  Rock  etwa  gerade  20  und  nicht  5  Thaler,  warum 
der  Scheffel  Weizen  2  und  nicht  V2  Thaler  werth  ist  *).     Diese  Begriffs- 


4)  Ricardo  a.  a.  0.  „Qu'y  a-t-il  de  conimun  entre  la  valeur  et  la  propri^le 
de  servir  ä  la  nourritiire  el  aux  velenients?"  (Nacli  der  französischen  Au^gabe  von 
A.  Fonteyraud.     Paris  1847.) 

6)  Traile  d'economie  politique  tome  II.  Epitome  v.  valeur.  „Evaluer  une  chose, 
c'est  declarer  qu'eile  doit  etre  eslimee  autant  qu'une  autre  chose  qu'on  designe." 
ibid.  liv.  II  eh.  1. 

6)  Lehrbuch  I.  §.57, 

7)  System  I.  §.4.  Vergi.  im  üebrigen  Stein,  Lehrbuch  der  Volifswirthschaft 
S.  41  ff. 

8)  Strenge  genommen  lässt  sich  aus  dieser  Auffassung  ein  Werth  an  sich  über- 
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bestimmung  würde  also  nicht  ausreichen,  so  namentlich  nicht,  wenn  es 
sich  um  den  Werth  von  ungleichartigen  Dingen  handelt,  die  für  ver- 
schiedene Zwecke  tauglich  sind.  Quellwasser  ist  gut  zum  Trinken,  frisches 
Fleisch  zum  Essen,  Tuch  zur  Kleidung;  jedes  dieser  Dinge  erfüllt,  wie 
wir  annehmen ,  seinen  Zweck  gleich  gut  in  seine  r  Sphäre ,  es  müsste 
also  jedes  einen  gleichen  Grad  von  Brauchbarkeit  und  folglich  gleichen 
Werth  beanspruchen ;  gleichwohl  ist  der  Werth  dieser  Dinge  höchst  ver- 
schieden. Woher  kommt  dies?  Man  kann  darauf  antworten,  dass  die 
Bedürfnisse,  für  welche  die  einzelnen  Güter  bestimmt  sind,  auf  ver- 
schiedenen Rangstufen  stehen  und  dass  hieraus  eine  Verschiedenheit 
des  Werthes  sich  auf  die  Güter  überträgt.  Allein  wie  gelangt  man 
zu  einer  solchen  Rangordnung  der  Bedürfnisse  oder  Lebenszwecke?  Jeder 
Zweck  ist  in  seiner  Sphäre  abgeschlossen  und  behauptet  darin  ein  souve- 
raines  Dasein.  Wenn  die  Menschen  ebenso  gut  essen,  wie  trinken  und 
sich  kleiden  müssen,  so  scheint  in  den  Bedürfnissen  oder  Zwecken  selbst 
kein  Moment  zu  liegen,  welches  jedem  einzelnen  eine  grössere  oder 
geringere  Wichtigkeit  beilegen  könnte.  Eine  Rangordnung  der  Bedürf- 
nisse würde  hiernach  sich  schwer  denken  lassen.  Würde  aber  nicht  eine 
solche  Rangordnung,  um  nicht  unter  dem  Einflüsse  willkürlicher  und 
subjectiver  Vernünftelei  im  Nebel  zu  zerfliessen,  auf  eine  höhere,  fest- 
stehende Ordnung  zurückweisen,  in  welcher  sie  ihren  Ursprung  und 
ihre  Erklärung  findet?  Dann  müsste  diese  höhere  Ordnung  die  Quelle 
des  Werthes  sein ,  und  sie  könnte  weder  in  den  technischen  Eigen- 
schaften der  Dinge  noch  in  den  Zwecken,  für  welche  sie  dienen,  ge- 
sucht werden.  Insofern  hat  Ricardo  vollkommen  Recht,  wenn  er 
der  Brauchbarkeit  der  Dinge  jeden  Einfluss  auf  die  Werthbildung  ab- 
spricht. Noch  schwieriger  wird  die  Sache,  wenn  man  mit  dem  Begriff 
des  Grades  der  Tauglichkeit  das  Moment  der  Expansions-  und  Con- 
tractionsfähigkeit  des  Werthes  verbindet,  eine  Verbindung,  die  in  An- 
betracht der  beständigen  Werthfluctuationen  der  Dinge  im  reellen  Leben 
gerade  innerhalb  der  Smithischen  Theorie  nicht  abgewiesen  werden  kann; 
wenn  es  sich  also  um  eine  Erklärung  dafür  handelt,  warum  ein  Rock 
jetzt  20  und  zu  einer  anderen  Zeit  25 ,   warum   ein  Scheffel  Getreide 

haiipt  iiiclit  ableiten,  da  ja  der  einfache  Werth  gleich  Null  sein  könnte,  folglich  die 
technischen  Verliällnisse  der  Quanliläl  und  Qualität  kein  positives  Werlhverhältniss 
hervorbringen  würden.  So  isl  mancher  Arbeiter  tecliniscli  brntichl'arrr  als  ein  an- 
derer, aber  daraus  folgt  nicht,  dass  jener  mehr  Werth  hat  als  dieser,  weil  eben  der 
(freie)  fllenscli  kein  Werthgegensland  ist.  So  ist  auch  Sciionheil  aslhetiscli  (um  hier 
nicht  zu  sagen  technisch)  befriedigender  als  Hässlichkeit ,  allein  die  menschliche 
Schönheit  geiiörl  deihnlb  niciit  in  die  Reihe  der  Werthobjecle. 
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jetzt  2  und  früher  V2  'Ihnlor  werth  ^var.  Die  technische  Rranchbar- 
keit  ist  otteiibar  dieselbe  geblieben;  in  der  strengsten  Kulte  kann  ein 
wollener  liock  nie  mehr  als  ein  bestimmtes  Mass  von  Wiirme  an  den 
Körper  abgeben,  in  der  höchsten  Hungersnoth  ein  Scheffel  Getreide 
nie  länger  als  ein  bestimmtes  Maximum  einer  Zeitdauer  hindurch 
einen  Menschen  ernähren;  gleichwohl  hat  sich  der  Werth  der  Gegen- 
stände verändert.  Man  wird  darauf  entgegnen,  dass  der  Wertliwechsel 
eintritt,  sobald  das  Rangverhältniss  der  Bedürfnisse  oder  Lebenszwecke 
in  concreten  Fällen  eine  Aenderung  erleidet.  Dies  ist  ein  Einwand, 
der  einen  hinreichend  freien  Si)ielraum  bietet  für  willkürliche  Conjec- 
turen.  welche  jedoch,  wie  wir  sjiäter  zeigen  werden,  in  der  Wirklich- 
keit der  Dinge  keine  Bestätigung  finden;  er  stösst  jedoch  die 'lliatsache 
nicht  um .  dass  jedes  Bedürfniss  in  seiner  Sphäre  unter  allen  Verhält- 
nissen souverain  dasteht  und  die  technische  Brauchbarkeit  eines  Gegen- 
standes eine  ein  für  allemal  gegebene  ist  und  ein  Auf-  und  Nieder- 
steigen ihres  Grades  nicht  zulässt.  Von  dem  Bedürfnisse  und  von  der 
Brauchbarkeit  aus  lässt  sich  also  zu  einem  reellen  Begriff  des  Werthes 
nicht  gelangen. 

Diese  Bemerkungen  gewinnen  erheblich  an  Gewicht,  wenn  man 
den  sog.  Gebrauchswerth  mit  der  Tauschwert)!  -  und  Preisbildung  in 
Verbindung  bringt,  wie  es  regelmässig  in  der  herrschenden,  insbesondere 
der  deutschen  Theorie  geschieht.  Der  Gebrauchswerth  soll  die  Grund- 
lage des  Tauschwert.hes  und  des  Preises  der  Dinge  sein;  zwar  wird 
diese  Regel  sofort  jedweder  Ausnahme  preisgegeben .  allein  sie  wird 
doch  als  solche  aufgestellt.  Wenn  nun  aber,  wie  gezeigt  wurde,  der 
Gebrauchswerth  hinsichtlich  des  Bedürfnisses  und  der  Brauchbarkeit 
einer  Verschiedenheit  des  Grades  nicht  fähig  ist,  wie  kann  der  Tausch- 
werth  und  der  Preis  der  Dinge  wechseln?  Wodurch  kann  es  gerecht- 
fertigt werden,  dass  ein  armer  Tagelöhner  jetzt  2  Thaler  für  einen 
Scheffel  Brodnahrung  zahlen  muss  und  im  nächsten  Jahre  3  Thaler V 
Liegt  darin  Vernunft?  Man  wende  nicht  ein,  dass  der  Preis  noch  durch 
andere  Momente  als  den  Gebrauchswerth  bestimnit  wird,  z.  B.  durch 
die  Kosten.  Ganz  abgesehen  davon ,  dass  damit  ein  unübersehbares 
Labyrinth  von  sich  gegenseitig  durchkreuzenden  Ursachen  und  W' irkungen 
betreten  wird,  welches  nur  der  Verdunkelung  und  Verflachung  der  ße- 
griff'e  Vorschub  leistet,  so  handelt  es  sich  hier  um  ein  festes  Princip, 
um  eine  massgebende  Norm  für  die  Ordnung  des  bunten  Gewirres  der 
Thatsachen. "  Ist  der  Gebrauchswerth  eine  solche  Norm,  und  dies  muss 
jedenfalls  die  Theorie  einräumen,  welche  in  dem  Bedürfniss  das 
Wahrzeichen  der  Wirthschaft  erblickt,  dann  können  Einflüsse  nicht  zu- 
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gegeben  werden ,  welche  diese  Norm  beliebig  verrücken ,  dann  ist  die 
Theorie  falsch  und  inconsequent,  welche  die  Preisbildung  zu  einem 
Spiel  anderweitiger  Einflüsse  werden  lässt.  Entweder  ist  der  Gebrauchs- 
werth  wirklich  keine  Norm  des  Tauschwerthes  und  des  Preises,  oder 
das  Gesetz  der  freien  Preisbildung  unter  dem  Einfluss  chaotischer  Zu- 
fälle ist  damit  unvereinbar.  Bedürfniss  oder  Gebrauchswerth  und  freie 
Concurrenz  lassen  sich  schlechterdings  nicht  mit  einander  vereinigen. 

Diese  Schwierigkeit  hat  Bastiat^j  wohl  gefühlt,  indem  er  einen 
Unterschied  statuirte  zwischen  dem  Nutzen  des  Gegenstandes  und  dem 
Nutzen  der  Dienstleistung  (service),  die  daran  gemacht  wird,  und  die 
letztere  als  Norm  des  Werthes  erklärte.  Nach  ihm  wird  ein  Wasser- 
träger nicht  für  das  Wasser  bezahlt,  das  er  zuträgt,  sondern  für  die  nütz- 
liche Arbeit,  die  er  dadurch  am  Wasser  verrichtet  und  dem  Empfänger 
erspart.  Die  Dienstleistung  oder  vielmehr  die  ersparte  Arbeit  soll  nach 
ihm,  wie  nach  Carey,  die  Norm  des  Werthes  sein.  Allein  damit  ist 
Nichts  gewonnen.  Denn  entweder  nimmt  man  die  Arbeit  als  nützliches  Re- 
sultat, dann  kommt  man  wieder  auf  die  haltlose  Grundlage  der  technischen 
Brauchbarkeit  zurück,  oder  als  Thätigkeit  eines  Menschen,  dann  kann 
der  technische  Gegenstand  und  Charakter  der  Arbeit  keinen  Unterschied 
des  Werthes  begründen  und  man  eröffnet  damit  nur  die  Bresche,  durch 
welche  der  Communismus  in  die  Volkswirthschaft  eindringen  kann. 
Das  würde  nicht  sowohl  die  Arbeit,  als  der  Mensch  bezahlt,  und  es  könnte 
kaum  die  Arbeitszeit  als  Regulator  des  Werthes  noch  bestehen  blei- 
ben '").  Vollends  wäre  nicht  einzusehen,  warum  der  Werth  einer  Tages- 
arbeit gemäss  den  Schwingungen  der  Concurrenz  auf  und  ab  fluctuiren 
könnte.  Oder  wollte  man  sich  darauf  berufen,  dass  das  Brod  in  einer 
belagerten  Stadt  nicht  blos  die  Arbeit  der  Feldbestellung,  sondern  auch 
die  Arbeit  der  Vertreibung  des  Feindes  und  der  Pacification  des  Landes 
kostet  V  Dabei  würden  seltsame  Werthberechnungen  zum  Vorschein 
kommen.  Und  was  bestimmt  dann  den  Werth  der  geleisteten  oder  er- 
sparten Arbeit?  Doch  wieder  nur  die  mystische  Rangordnung  der  Be- 
dürfnisse. Denkt  man  sich  diese  aber  hinweg,  also  alle  Bedürfnisse  gleich- 
artig reducirt,  so  fällt  die  Nützlichkeit  als  Moment  der  Werthbestimmung 
hinweg  und  nur  das  Moment  der  Arbeit  bleibt  übrig.  Gerade  dies  wollte 
aber  Bastiat  widerlegen. 


9)  Harm.  cap.  5. 

10)  Dass  die  Arbeit  bei  der  Werthbildung  eine  Rolle  spielt,  ist  »inläiigbar;  es 
fragt  sich  nur,  in  welcher  Weise?  Wenn  die  Nützliclikeil  ein  Producl  menschlicher 
Verhältnisse  ist,  so  kann  die  Arbeitsleistung,  welche  nur  die  äusseren  Träger  der 
Nützlichkeit  hervorbringt,  keine  Werthquelle  sein. 
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Adam  Smith")  hat  mit  der  fol<;('ii(h}n  Bemerkuiin  den  Grund  zu 
dieser  vcr\vici<elten  Cuiitroverse  K^'le^t: 

•»Das  Wort  Werth  hat,  wie  zu  hcachteii  ist.  eine  zweifache  lie- 
doutunj^;    es    drückt   manchmal    aus   (hMi  Nutzen  (Utility)  irgend 
eines  Gegenstandes  und  manchmal  die  Macht,    andere  Güter   zu 
kaufen,  die  der  Hcsitz  des  Gegenstandes  verleiht.    Das  eine  kann 
genannt  werden  Gehrauchswerth  (value  in  usej,  das  andere  Tausch- 
werth  (value  in  cxchangej.     Die  Dinge,  welche  den  grüssten  Ge- 
brauchswerth    besitzen ,    haben   häufig  geringen  oder  gar  keinen 
Tauschwerth;  und  umgekehrt,  Dinge  vom  grässten  Tauschwerth 
haben  häufig  geringen  oder  gar  keinen  (iebrauchswerth.     Nichts 
ist  nützlicher   als   das  Wasser;    gleichwohl   wird   es  kaum  einen 
Gegenstand   kaufen  können,  man   kann  kaum  Etwas  im  Tausch 
dafür   erlangen.     Dagegen    hat   der  Diamant  kaum  irgend  einen 
Gehrauchswerth;  jedoch  kann  man  häutig  eine  sehr  grosse  Quan- 
tität anderer  Güter  dafür  im  Tausch  erhalten.« 
Er  geht  von  hier  aus  sofort  über  zu  der  Aufgabe,  die  Gesetze  des 
Tauschwertlies  zu  untersuchen.    Es  ist  wahr,  dass  Adam  Smith  dem 
Gehrauchswerth,  dem  er  doch  in  den  angeführten  Worten  eine  gleiche 
Stellung  neben  dem  Tauschwerth  einräumt,  in  ausdrücklicher  Erörterung 
keine  weitere  Beachtung  schenkt,   und  es  ist  dies  schon  mehrfach  von 
Anderen  bemerkt  worden ;  allein  eine  andere  Frage  ist  es,  ob  nicht  den- 
noch der  Gehrauchswerth  in  seiner  Theorie  grundsätzlich  eine  wichtige 
Rolle   spielt?     Diese   Frage,    welche   nachher   untersucht   werden  soll, 
muss,    wie  wir  sogleich   hier   vorausschicken   wollen,   in  hohem  Grade 
bejaht  werden*^).     Trotzdem  machte  Smith  keinen  Versuch,   den  Be- 
grif!' des  Tauschwerthes ,   dessen  Quelle  er  in  der  Arbeit  erblickte,  mit 
dem  des  Gebrauchswerthes  zu  einer  höheren  wissenschaftlichen  Einheit 
zu  verbinden ;  beide  Begriffe  stehen  in  seiner  Theorie  als  disjecta  mem- 
bra  unvermittelt  und  gleichwohl  unter  ein  und   derselben  Bezeichnung 
neben  einander  und   er  hat  dadurch   in    der  Wirthschaftstheorie  einen 
Abgrund  eröffnet,   der   von   seinen  Nachfolgern   nicht  mehr  überbrückt 
werden  konnte. 

11)  Weallh  of  naticiis  I.  4.  fin. 

12)  Man  vergleiclie  die  oben  angefülirte  Bemerkung  Smith's  über  den  Werth 
des  Getreides,  ferner  seine  Definition  der  Reiclithums  als  des  Inbegriffs  aller  Noth- 
wendigkeilen  und  Annehmlichkeiten  des  Lebens,  sodann  sein  Princip  der  Consumtion 
als  Grundprincip  aller  wirlhschafllichen  Thäligkeit.  Wie  halte  auch  die  .Naturphilo- 
sophie des  vorigen  Jahrhundert.s,  welcher  Smith  ergeben  war,  einen  anderen  Stand- 
punkt einnehmen  können  i 
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Adam  Smith  nimmt  in  der  soeben  citirten  Stelle  einen  Stand- 
punkt ein,  der  keine  liealität  hat  und  durchaus  bekämpft  werden  muss. 
Wie  kommt  er  dazu,  dem  Wasser  einen  unbegrenzten  und  dagegen 
dem  Diamanten  so  gut  wie  gar  keinen  Nutzen  zuzusprechen?  Das 
Wasser  ist  nützlich  zum  Trinken,  zum  Reinigen  u.  s.  w. ,  der  Diamant 
zu  Schmuck  und  Prunk;  Jedes  dieser  Dijage  erfüllt  seinen  Zweck  in 
seiner  Sphäre,  eines  ist  so  nützlich  wie  das  andere,  denn  hier  handelt 
es  sich  nicht  um  die  vorhin  besprochenen  Momente  der  Quantität  und 
Qualität,  welche  nur  verschiedene  Werthverhältnisse  hervorbringen. 
Der  Diamant  kann  nicht  getrunken  und  das  Wasser  nicht  zu  Schmuck 
verwandt  werden,  das  ist  der  ganze  Unterschied 5  eine  Verschiedenheit 
des  Werthes  beider  Gegenstände  kann  daraus  nimmermehr  entspringen. 
Wollte  Smith  damit  eine  Kritik  der  Bedürfnisse  üben,  so  kann  es 
nichts  Verkehrteres  geben  als  eine  solche  Kritik.  Das  ist  eine  Theorie 
für  rohe  Naturmenschen,  für  Wilde,  die  thierisch  dahin  vegetiren,  aber 
nicht  für  Menschen,  die  sich  auf  dem  Wege  der  Cultur  befinden  und 
die  Mittel  zur  Verschönerung  und  Veredelung  des  Daseins  zu  würdigen 
wissen.  Sicherlich  wollte  Smith  keine  Theorie  für  Wilde  schreiben, 
sondern  für  Nationen,  die  den  Reichthum  zu  ihren  wichtigsten  An- 
gelegenheiten rechnen.  Was  soll  nun  aber  eine  solche  Kritik,  die 
nicht  einmal  eine  Rothhaut  anerkennen  würde,  denn  selbst  die  Rothhaut 
ist  geneigt,  ein  Paar  bunte  Glasperlen  höher  zu  schätzen  als  das  Er- 
gebniss  mühsamer  und  langwieriger  Jagdanstrengungen,  womit  sie  sich 
den  Magen  vollstopfen  kann.  Wir  behaupten  daher,  dass  durch  Smith 
von  dem  von  ihm  eingenommenen  Standpunkte  aus  der  angebliche  Gegen- 
satz zwischen  Gebrauchswerth  und  Tauschwerth  nicht  im  Mindesten 
nachgewiesen  ist  und  dass  seine  Definiti(m  des  Gebrauchswerthes  durch- 
aus keine  Realität  besitzt.  Insgemein  legen  die  Menschen  den  Dingen 
mit  vollem  Recht  um  so  mehr  Werth  bei,  je  höher  die  Stufe  in  der 
Culturleiter  ist ,  auf  welche  sie  durch  deren  Besitz  und  Gebrauch  ge- 
hoben werden ;  sie  müssen  sich  dem  ihnen  vom  Schöpfer  eingepflanzten 
Veredelungsdrange  gemäss  durch  das  Nützliche  zum  Angenehmen  hin- 
durcharbeiten und  ziehen  ganz  folgerecht  und  in  Uebereinstimmung  mit 
der  Anlage  ihres  ganzen  Wesens  das  Angenehme  dem  blos  Nützlichen 
vor'^).  Nie  wird  man  ein  Weib  überreden,  dass  ein  Gewand  nur 
kleiden,  und  nicht  auch  schön  kleiden  müsse;   nie   einen  Mann,  dass 

13)  „Gesundlieil  ist  eine  grosse  Segnung,  und  unsere  Sorge  für  dieselbe  darf 
nicht  verabsäumt  werden;  allein  es  giebt  weit  lieiligere  Pllichlen,  gegen  deren  Er- 
füllung der  Leib  Nichts  ist.  Denn  es  ist  nicht  nöthig  zu  leben;  aber  iiölhig  ist  es, 
ein  edles  Leben  zu  führen."    Buliver. 
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eine  ptiite  K()cliiii  die  beste  Gattin  sein  wird.  So  gewiss  der  Gipfel 
eines  IJerges  höher  ragt  als  die  darunter  befindlichen  Abhänge,  so  ge- 
wiss steht  auch  das  Angenehme  höher  als  das  blos  Nützliche.  Wenn 
der  Maassstab  der  genieinctn  Utilität  im  Leben  entscheidend  wäre,  dann 
müsste  der  menschliche  Entwicklungsgang  eine  umgekehrte  liiclitung 
nehmen,  es  inüsste  das  Leben  jedes  einzelnen  Individuums  auf  den 
Kopf  gestellt  werden.  Läuft  auch  bei  der  ISeurtheilung  des  Schönen 
und  Angenehmen  viel  Thorheit  und  Frivolität  mit  unter,  so  ist  ja  das 
Gleiche  auch  bei  der  Beurtheilung  des  Nützlichen  nicht  zu  vermeiden; 
die  Wissenschaft,  wenn  sie  positive  Resultate  erlangen  will,  kann  daraus 
nur  die  Aufforderung  entnehmen,  das  menschliche  Lebensgesetz  in  seiner 
Wahrheit  und  'J'otalität  zu  erforschen  und  das  J'i'incip  des  Falschen  zu 
bekämpfen.  Jenen  Gesetzen  gemäss  muss  denn  auch  die  Wirthschafts- 
ordnung  gestaltet  werden;  was  soll  man  dann  aber  dozu  s.ngen.  dass 
Adam  Smith  die  höchste  Weisheit  der  Wirthschaft  in  dem  freien 
Laufenlassen  der  Naturtriebe  erblickte? 

Koscher'*)  hat  sich  bemüht,  den  »zumal  von  socialistischer  Seite* 
(auch  von  ihm  selbst  in  i^.  5)  hervorgehobenen  bedenklichen  W^ider- 
spruch  zu  beseitigen,  der  zwischen  Gebrauchs-  und  Tauschwerth  statt- 
fände. Er  gibt  zu,  dass  z.  B.  das  Eisen  »ohne  Frage«  der  Gattung 
nach  einen  viel  höheren  Gebrauchswerth  habe  als  das  Gold;  allein  er 
wendet  dagegen  ein,  dass  eine  Quantität  (1  Pfund)  Gold  eine  viel 
grössere  Quote  des  Goldbedürfnisses  befriedige  als  eine  gleiche  Quantität 
Eisen  des  Eisenbedürfnisses,  und  er  führt  auf  dieser  Grundlage  eine 
Berechnung  aus ,  welche  beweisen  soll ,  dass  das  einzelne  Pfund  Gold 
einen  25,000mal  so  hohen  concreten  Gebrauchswerth  habe,  als  das 
einzelne  Pfund  Eisen.  Allein  wenn  der  Standpunkt  der  vulgären  Uti- 
lität, den  Adam  Smith  und  die  Socialisteu  einnehmen,  zugegeben 
werden  müsste,  dann  könnte  die  concrete  Quantität,  nach  der  von 
diesem  oder  jenem  Individuum  ein  Bedarf  ausgeht,  das  daraus  ent- 
springende Resultat  nicht  in's  Gegentheil  verkehren.  Es  möchte 
wohl  kaum  zu  beweisen  sein ,  dass  ein  Landmann  seinen  goldenen  Ehe- 
ring in  Vergleichung  bringt  mit  einem  25,000mal  so  grossen  Geiäthe 
von  Eisen.  Beides  sind  gänzlich  disparate  Gegenstände,  die  auch  mit 
Berücksichtigung  des  Verhältnisses  der  Quantität  keine  abstracte  Ver- 
gleichung unter  sich  zulassen.  Bereits  oben  wurde  nachgewiesen,  dass 
die  W^erthverhältnisse,  welche  aus  den  Unterschieden  der  Quantität 
entspringen,  das  Vorhandensein  eines  einfachen  oder  absoluten  Werthes 


14)  System  I.  §.  6. 
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voraussetzen,  ihn  aber  nicht  erzeugen  können.  Ein  Trauring  am  Finger 
und  ein  Pflug  auf  dem  Felde  haben  an  und  für  sich  Nichts  mit  ein- 
ander gemein ,  das  einen  Vergleichungspunkt  zwischen  ihnen  abgeben 
könnte.  Jener  scharfsinnige  und  anscheinend  glückliche  Gedanke  durfte 
daher  den  Werth  eines  illusorischen  Auskunftsmittels  nicht  übersteigen : 
auch  scheint  es,  dass  in  der  Sphäre  der  historischen  Methode  der 
Werth  des  Goldes  im  Verhältniss  zu  dem  Werth  des  P^isens  nicht 
arithmetisch,  sondern  historisch  erklärt  werden  müsste. 

Der  hier  berührte  und  von  Rau*^)  in  die  Theorie  eingeführte 
Unterschied  des  abstiacten  oder  Gattungswerthes  vom  concreten  Werthe 
ist  nicht  im  Stande,  über  die  Widersprüche  der  Smithianistischen  Werth- 
lehre  hinwegzuhelfen.  Der  abstracte  Werth  soll  den  Grad  der  Nützlich- 
keit der  Sachen  ihrer  Gattung  und  Art  nach  für  die  Menschen  im  All- 
gemeinen, der  concreto  Werth  den  einer  einzelnen  Quantität  eines  Sach- 
gutes oder  eines  einzelnen  Stückes  für  eine  gewisse  Person  anzeigen. 
Weder  Quantität  noch  Qualität  sind  aber  selbständige  Momente  der  Werth- 
bildung,  sie  ergeben  nur  abhängige  Verhältnisse  bereits  normirter 
Werthe.  Leitet  man  den  Gebrauchswerth  aus  der  technischen  Nützlich- 
keit ab,  so  kann  ein  überflüssiger  Vorrath  rien  Gütern  Nichts  von  ihrem 
Gebrauchswerth  entziehen ,  weil  der  Ueberfluss  die  technischen  Eigen- 
schaften der  Güter  nicht  schmälert.  Ein  Landmann,  der  von  100  ge- 
ernteten Scheffeln  Getreide  20  zu  Hause  verzehrt  und  die  übrigen  80 
verkauft,  wird  den  letzten  80  keinen  geringeren  Gebrauchswerth  zu- 
schreiben als  den  ersten  20 ;  kann  er  in  einem  Jahre  90  statt  80  Scheftel 
verkaufen,  so  muss  er  möglicher  Weise  mit  geringerem  Preise  vorlieb 
nehmen,  allein  dies  würde  den  Tausch-,  nicht  den  Gebrauchswerth  be- 
treffen. Warum  soll  ferner  eine  Doublette  nicht  denselben  Gebrauchs- 
werth haben  wie  das  erste  Exemplar'?  Der  Besitzer  kann  jene  so  gut 
zum  Lesen  verwenden  wie  dieses.  Es  scheint  somit,  dass  bei  der  Auf- 
stellung dieses  Gegensatzes  unwillkürlich  der  Begriff  des  Tauschwerthes 
hereinspielt.  Die  Quantität  gehört  zu  den  äusseren  Erscheinungen  der 
Preisbildung,  aber  sie  hat  mit  der  technischen  Brauchbarkeit  Nichts  zu 
thuu.  Liegt ,  wie  nicht  zu  bezweifeln ,  in  dem  Begriff  der  Quantität 
das  Moment  der  räumlichen  oder  zeitlichen  Begrenzung,  so  müsste, 
wenn  man  den  Gebrauchswerth  nur  von  dem  abstracten  Bedürfniss  und 
von  den  technischen  Eigenschaften  der  Güter  abhängen  lässt,  einer 
quantitativ  unbestimmten  Gattung  oder  Art  von  Gütern  die  Fähigkeit 
unbegrenzten  Gebrauchswerthes  zugesprochen  werden.     Dies  ist  gerade 


15)  Lehrbuch  I.  §.61  (6.  .\u8g.). 
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der  Gedanke,  der  dem  hier  besprüchenen  Widerspruch  der  beiden  Arten 
des  Werthes  zu  Grunde  liegt,  der  auch  in  der  Snnthianistischen  Preis- 
theorie  und  in  dem  ganzen  System  eine  mächtige,  wenn  auch  unbe- 
merkte Rolle  spielt.  Allein  eben  dieser  Gedanke  ist  es,  welcher  der 
positiven  Uealität  der  Dinge  widerstreitet  und  als  durchaus  falsch  und 
verderblich  bekämpft  werden  muss.  Ueberdies  scheint  in  der  Gegen- 
überstellung von  abstractem  und  concretem  Werth  kein  richtiger  Gegen- 
satz zu  liegen.  Der  Gegensatz  des  Ab.stiacten  ist  nicht  das  concret 
begrenzte,  sondern  das  Positive,  das  Wirkliche;  erst  das  Wirkliche  hat 
in  weiterer  Verzweigung  seine  wechselnden  Erscheinungen  in  dem  Con- 
creten.  Der  wirkliche  Werth  der  Güter  ab(;r  wird  sich  von  ihrem  con- 
creten  Werth  in  den  einzelnen  Fällen  nicht  weiter  entfernen  können, 
als  der  Durchschnitt  von  den  einzelnen  Grössen,  aus  denen  er  gezogen 
wird.  Abstract  genommen  ist  das  Wasser  unschätzbar,  ebenso  aber 
auch  alles  Andere,  was  die  Substanz  des  menschlichen  Lebens  bedingt; 
der  positive  Werth  des  W' assers  ist  gering.  Dank  der  unter  den  Menschen 
gesetzten  Ordnung,  ebenso  aber  auch  der  concrete  W'erth  einzelner 
Wasserquantitäten  ^^).  Um  den  abstracten  Werth  der  Güter  zu  finden, 
müssten  wir  uns  in  eine  Ordnung  der  Dinge  versetzen,  die  in  Wahr- 
heit nicht  existirt,  obwohl  sie  der  Smithiauistischen  Volkswirthschafts- 
doctrin  stillschweigend  zu  Grunde  liegt. 

Wenn  wir  nun,  nachdem  wir  eine  vorläufige  Grundlage  für  die 
Beurtheilung  unserer  Frage  gewonnen  haben,  zu  den  in  der  neueren 
Literatur  seit  Adam  Smith  hervorgetretenen  Definitionen  des  Ge- 
brauchs- und  Tauschwerthes  übergehen,  so  werden  wir  finden,  dass 
sich  dieselben  wesentlich  auf  dem  Boden  der  von  dem  eben  genannten 
Schriftsteller  aufgestellten  Theorie  bewegen. 
Hermann*''): 

»Nennt  man  die  Brauchbarkeit  eines  Gutes  überhaupt  seinen 
Werth,  die  unmittelbare  Verwendbarkeit  in  den  eigenen  Nutzen 
des  Besitzers  den  Gebrauchs-  oder  Nutzwerth,  die  Fähig- 
keit gegen  Vergeltung  in  anderen  Gütern  ausgetauscht  zu  werden, 
den  Tausch  werth,  so  lässt  sich  der  Unterschied  zwischen 
den  freien  Gütern  und  den  wirthschaftlichen  auch  so  bestimmen, 
dass  jene  blos  Nutzwerth,  diese  ausser  dem  Nutzwerthe  zugleich 


16)  Dies  scheint  Rau  (Lehrbuch  §.62)  auch  anzuerkennen,  indem  er  die  Nütz- 
liciikeil  jedes  Gutes  nach  seinem  Verhältniss  zu  dem  in  einem  Volke  herrschenden 
Systeme  sittlich  zulässigen  Zwecke  untersucht  wissen  will;  allein  ein  abslracler 
Werth  kann  niciit  Ergebniss  einer  solchen  Untersuchung  sein. 

17)  Staatswirthsch.  Unters.  S.  4. 


Zur  Theorie  des  Werthes.  289 

Tauschwert!!  haben.  Alles,  was  Tauschwerth  hat  und  in  so  weit 
es  Tauschwerth  hat,  ist  Gegenstand  der  Wirthschaft.« 
Ganz  die  abstracte  Auffassung  des  Gebrauchswerthes,  wie  sie  bei 
Adam  Smith  zu  finden  ist  und  wodurch  die  positive  Begründung  des 
Werthes  als  eines  realen  Lebensbegriffes  verloren  geht.  Uebrigens  weist 
Hermann  damit  den  Gebrauchswerth  als  solchen  aus  der  Sphäre  der 
Wirthschaft  hinaus,  obwohl  er  in  seiner  Preislehre  eine  grosse  Rolle 
spielt. 

Rau^«): 

»Es  gibt  zwei  Hauptarten  des  Werthes:  1)  Der  Grad  von  Taug- 
lichkeit eines  Gutes,  seinem  Besitzer  bei  der  eigenen  Anwendung 
für  einen,    in  der  Bestimmung   des  Gutes  liegenden,  nicht  erst 
durch  den   Verkehr   vermittelten  Zweck   einen  Vortheil  zu  ge- 
währen, ist  der  Gebrauchswerth  oder  Werth  im  engeren 
Sinne.     Er  ist   theils  Genusswerth,   theils  Erzeugungs- 
werth.     2)  Die  Tauglichkeit   einer  Sache,   ihrem  Besitzer   zum 
Erwerbe  anderer  Güter  im  Verkehre  behülflich   zu  sein,   lässt 
sich  Verkehrs  werth   nennen.   —    Wird   das   zu   schätzende 
Gut  als   Verkaufsgegenstand,    d.  h.    als   Mittel  zur    Erlangung 
eines  Gegenwerthes   (Aequivalents)   im   Tausche   betrachtet,    so 
ergibt  sich   sein  Verkehrswerth  aus  dem   dafür  zu  erwartenden 
Preise  nach  Abzug  der  etwa  nöthigen  Fracht-  und  anderen  Ver- 
kaufskosten '^).     Der  Verkehrswerth   verdient  in   diesem   Falle 
ausschliesslich  den  Namen  Tauschwerth.«  —  Ausserdem  wird 
noch   ein  besonderer  Verkehrswerth  der  Erwerbsmittel  ausge- 
schieden. 
Die  Trennung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth  ist  hier,  wie  man 
sieht,  vollständig  durchgeführt  und  mit  der  ganzen  diesem  ausgezeich- 
neten Gelehrten   eigenen  Gründlichkeit  in  dem  reichhaltigen  Abschnitt 
über  diesen  Gegenstand  erörtert;    zu  bedauern  ist  nur,   dass  Adam 
Smith  den  Leitstern  für  ihn  gebildet  hat. 
Röscher^"): 

»Den  Grad  jener  Brauchbarkeit,  welche  einen  Gegenstand  zum 
Gute  erhebt,  nennen  wir  den  Werth  desselben.  Vom  Stand- 
punkte desjenigen  aus  betrachtet,  welcher  das  Gut  unmittel- 
bar selbst  gebrauchen   will  (gewiss   der   ursprünglichste  Stand- 


18)  Lelnbucli  I.  §.58.  60. 

19)  Warum  nicht  der  Productionskosteu  überhaupt? 

20)  System  1.  §.  4.  6. 
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piinkt'*))  erscheint  der  Werth  als  Gebrauchswerth ;  und  z^Yar 
kann  man  hier  je  nach  Verschiedenheit,  des  subjectivcjn  Zwecks 
von  I'roductions-  oder  Genusswerth.  bei  dem  letzteren  wieder 
von  IJenutzungs-  oder  Verzehrun^'swerth  sjjrechen  .  .  .  Der  (ie- 
brauchswerth  ist  um  so  höher,  je  mehr  Bedürfnisse  durch  das 
Gut  befriedigt  werden ,  je  all{,'emeiner  und  dringender  diese  Be- 
dürfnisse sind,  je  völliger,  sicherer,  dauerhafter,  leichter  und 
angenehmer  man  sie  dadurch  befriedigt  ^^J.  —  Der  Tauschwerth 
eines  Gutes,  oder  der  Grad  seiner  Fähigkeit,  gegen  andere  Güter 
umgetauscht  zu  werden,  beruht  auf  dem  Gebrauchswerthe  des- 
selben.    Er  läuft  aber  keineswegs  mit  diesem  ganz  parallel.« 

Im  Wesentlichen  die  Theorie  des  Adam  Smith. 

Stein^'): 

»Der  Werth  ist  seinem  allgemeinen  Begriffe  nach  dass  Mass, 
in  welchem  ein  Gut  die  Bedingung  für  die  Verwirklichung  des 
allgemeinen  Zwecks  liegt,  der  in  allen  Gütern  liegt;  der  be- 
stimmte Werth  ist  das  Maass  der  Brauchbarkeit  oder  Nutzbar- 
keit, den  ein  bestimmtes  Gut  für  einen  bestimmten  Zweck  hat«. 
Im  Verlaufe  wird  ein  innerer  Werth  (Erzeugungs  >  Verbrauchs- 
werth)  und  ein  verglichener  oder  Tauschwerth  unterschieden. 

V.  Mangoldt^*): 

»Die  den  Gegenständen  der  Aussenwelt  in  Folge  der  ihnen  zu- 
erkannten Fähigkeit,  einem  Bedürfniss  zu  entsprechen,  beige- 
legte Bedeutung  nennen  wir  Werth.«  Er  unterscheidet  hienach 
in  Bezug  auf  diese  Fähigkeit  einen  abstracten  und  concrcten 
Werth  und  bestimmt  den  Tauschwerth  nach  dem  Quantum  von 
Gütern,  das  man  für  andere  Güter  erlangen  kann. 

J.  B.  Say25): 

»Ein  anerkannter  Werth  (valeur  incontestable)  ist  die  Quantität 


21)  Dies  dürfte  für  eine  Theorie  der  öffentlichen  Wirthschaftsordnung  eines  Volks 
zu  bezweifeln  sein. 

22)  Darnach  wäre  das  Wasser  z.  B.  ziemlich  das  werthvollste  Gut;  da  aber 
schon  ein  Glas  Wasser  seinen  Zweck  meist  vollkommen  erfüllt,  so  wäre  hier  das  in 
Bezug  auf  Gold  und  Eisen  angewandte  Auskunftsmiitel  nicht  mehr  anwendbar,  ein 
Glas  Wasser  müsste  also  unter  fast  allen  Umständen  werlhvoller  sein  als  z.  B.  ein 
Diamant. 

23)  Lehrbuch  der  Volkswirthschaft  S.  40  ff.  Mit  der  allgemeinen  Auffassung 
dieses  Schriflslellers  könnte  ich  mich  noch  am  ersten  einverstanden  erklären,  inso- 
fern ihr  das  Moment  organischer  Werlhbildung  nach  dem  Massslab  einer  bestimmten 
Lebensordnung  zu  Grunde  zu  liegen  scheint. 

24)  Grundriss  der  Volkswirlhschaftslehre  §.  1.  2.  6. 

25)  Traile  d'econ.  polit.  üb.  II  eh.  1. 
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anderer  Dinge,  die  man,  sobald  man  es  wünscht,  erlangen  kann 
im  Austausche  gegen  die  Sache,  deren  man  sich  entledigen  will. 
—   Die   gesellschaftlichen  Güter    (wirthschaftlichen   nach  Her- 
mann) haben   einen  Werth,    weil   wir  gezwungen  sind,   sie  zu 
kaufen.     Womit    bezahlen    wir    sie?     Mit   productiveu   Dienst- 
leistungen. —  Der  Austausch  zweier  Producte   ist  in   der  That 
nichts  Anderes  als  der  Austausch  der  productiven  Dienstleistungen, 
deren  Ergebniss  die  zwei  Producte  sind.« 
Darnach  scheint  Say  blos  den  Tauschwerth  bei   seiner  Definition 
zu   berücksichtigen ,    denn    die    natürlichen   Güter  (freien   Güter  nach 
Hermann)   haben  keinen  Werth  (valeur  echangeable  setzt  er  freilich 
in  aller  Stille  hinzu),    »weil  die  Natur  allein  die  Kosten   davon   trägt 
(en   fait  les  frais)«.     Gleichwohl  verweist  er   die  Brauchbarkeit  nicht 
aus   den   Momenten   der  Werthbildung,    denn  er  nennt   im  Appendix 
zwei  Grundlagen  (fondemens)  des  Werthes:  1)  die  Nützlichkeit,  welche 
die  Nachfrage  nach  einem  Producte  bestimmt ,  und  2)  die  Productions- 
kosten ,   welche  die   Ausdehnung  dieser  Nachfrage   bestimmt.    Ferner 
spricht  er  sich  noch   in  folgender  Stelle   des  Näheren  über   seine  An- 
sicht aus:    »Wie  man  sieht,   ist  es  der  Werth  einer  Menge  von  unter 
einander  verglichenen   Producten,    der   den   laufenden   Werth   (valeur 
courante)  der  productiven  Dienstleistungen,   und   nicht   umgekehrt  der 
Werth  der  productiven  Dienstleistungen,   welcher  den  Werth  der  Pro- 
ducte begründet,  wie  einige  Autoren  (Ricardo)  behauptet  haben;  und 
da  es  die  Brauchbarkeit  eines  Gutes  ist,  welche  einen  Bedarf  dar- 
nach erzeugt  und  ihm  einen  Werth  verleiht,  so  bewirkt  die  Fähigkeit, 
diese  Brauchbarkeit  zu  erzeugen,  einen  Bedarf  nach  productiven  Dienst- 
leistungen  und  verleiht  ihnen  Werth ;    ein  Werth ,   der  für  jede  unter 
ihnen  der  Wichtigkeit  ihrer  Mitwirkung  gleichsteht  und  dessen  Totalität 
für  jedes  Product  das  ausmacht,  was  man  seine  Productions kosten 
nennt. 

Klar  und  bestimmt  ist  dies  nicht  gedacht,  doch  möchte  Folgendes 
aus  dieser  Theorie  mit  Sicherheit  abzuleiten  sein:  1)  der  Werth  ist 
nach  Say  vorwiegend  Tauschwerth,  specieller  ausgedrückt  in  Bezug 
auf  Handel  und  alle  Geldsciiätzungen  Marktpreis  (prix  courant) ;  2)  die 
Brauchbarkeit  ist  kein  für  sich  allein  entscheidendes  Moment  der  Werth- 
bildung, darum  sind  natürliche  Güter  werthlos;  3)  der  Werth  läuft 
parallel  mit  den  Productionskosten. 

Können  diese  Ausspi'üche  auch  nicht  erschöpfend  genannt  werden, 
so  verrathen  sie  doch  eine  bemerkenswerthe  Unabhängigkeit  von  der 
Smith 'sehen  Werththeorie,  welche  besonders  in  folgenden  zwei  Punkten 

19* 
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hervortritt.  Einmal  darin,  dass  der  Werth  eine  Quantität  von 
Producten  genannt  wird,  somit  die  Wirkung,  welciie  aus  dem  Ge- 
brauch einer  Sache  für  ein  Individuum  entsteht,  und  die  Fähigkeit, 
andere  Güter  einzutauschen,  in  den  Hintergrund  tritt;  und  sodann 
darin,  dass  Say  eine  selbständige  Werthbilduug  der  Producte 
annimmt,  unabhängig  von  dem  Werth  der  productiven  Dienstleistung 
oder  einfach  gesagt  der  Arl)eit.  Allein  dieser  Dissens  ist  ziemlich  un- 
fruchtbar geblieben ,  da  er  doch  wieder  die  Productionskosten  als  fon- 
dement  de  la  valeur  bezeichnet;  freilich  blieb  ihm  nichts  Anderes  übrig, 
da  auch  dieser  Schriftsteller,  in  den  Fussstapfen  des  Adam  Smith 
wandelnd,  die  vermögensrechtliche  Oi-dnung  der  Dinge  aus  seinem  Ge- 
sichtskreise verbannt  hat. 
Rossi^^); 

»Man  kann  die  Dinge  für  unsere  Bedürfnisse  unmittelbar  oder 
mittelbar  anwenden.  Mit  Smith  nenne  ich  die  erste  Art  des 
Werthes  Gebrauchswerth ,  Fähigkeit  (puissancej,  unmittelbar  un- 
seren Bedürfnissen  zu  genügen;  die  zweite  nenne  ich  Tauschwerth, 
Fähigkeit,  uns  durch  den  Tausch  Dinge  zu  verschaffen,  die  un- 
seren Bedürfnissen  unmittelbar  genügen  können.  Aus  diesen 
Begriffen ,  welche  die  Uebersetzung  der  unbestreitbarsten  all- 
gemeinen Thatsachen  in  die  Sprache  der  Wissenschaft  sind  (?). 
folgt,  1)  dass  der  Werth  nur  der  Ausdruck  eines  Verhältnisses 
zwischen  unseren  Bedürfnissen  und  den  Dingen  ist.  Dieses 
Verhältniss  ist  wesentlich  veränderlich.  2)  Der  Gebrauchswerth 
ist  der  Ausdruck  eines  wesentlichen  Verhältnisses,  welches  die 
ganze  politische  Oekonomie  beherrscht:  das  Verhältniss  der 
menschlichen  Bedürfnisse  zu  den  äusseren  Gegenständen.  Der 
Tauschwerth  ist  nur  eine  Form  des  Gebrauchsvverthes ;  er  ent- 
stammt demselben  Princip.  3)  Endlich,  der  Gebrauchswerth 
dauert  so  lange,  als  das  Verhältni.ss  der  Dinge  zu  den  njensch- 
lichen  Bedürfnissen  existirt.  Der  Tauschwerth  existirt  reell  nur 
im  Moment  des  Tausches.« 
Eine,  wie  uns  scheint,  höchst  unglückliche  Erläuterung  der  Be- 
griffe des  Adam  Smith. 

Courcelle-SeneuiP''): 
»Der  Werth  ist  die  Macht,  welche  einer  Waare  in  dem  Tausche 
beigelegt  wird,  dessen  Gegenstand  sie  ist.    Diese  Macht  (pouvoir) 
bemisst  sich  nach  ihren  Wirkungen,   d.  h.  nach  der  Quantität 

26)  Cours  d'econ.  polit.  3.  le^on. 

27)  Traile  Iheorique  et  pratique  d'econ.  polit.  Tome  I.  p.45.  2tö, 
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der  Waare,  die  man  im  Tausch  für  die  erste  erhält.   Umgekehrt 
drückt  die  Quantität  der  letzteren  den  Werth  der  ersteren  aus.« 
Dieser   in   Deutschland  wenig  beachtete  Schriftsteller  ist  unseres 
Wissens  der  Einzige,  welcher  den  Werth  nur  als  Tauschwerth  fasst  und 
den  Gebrauchswerth  gänzlich   fallen  lässt.     Er   bekennt  sich  zu  der 
durchaus  richtigen  Ansicht,  dass  die  Dinge  rücksichtlich  der  Wirkungen 
ihres  Gebrauches  für  die  Menschen  keine  numerische  Vergleichung  zu- 
lassen,  folglich  insofern  keinen  Werth  haben  können.     »In  der  That«, 
sagt  er,   »besteht  zwischen   der  Brauchbarkeit   (utilite)  zweier  Dinge, 
von  denen  jedes  zur  Befriedigung  verschiedener  Bedürfnisse  eines  und 
desselben  Individuums  tauglich  ist,   in  Wirklichkeit  kein  gemeinschaft- 
liches Mass:   ich  habe  Hunger  und  ich  empfinde  Kälte,   ich  kann  zwi- 
schen  dem  einen  und   dem  anderen   dieser  Bedürfnisse  und  folglich 
zwischen  der  Brauchbarkeit  der  zu  ihrer  Befriedigung  tauglichen  Gegen- 
stände keine  numerische  Vergleichung  anstellen,  da  diese  Brauchbarkeit 
wechselt    mit    der  Intensität    des  Bedürfnisses  und   sich  immer  nach 
diesem  richtet.     Wenn  ich  wenig  Hunger  empfinde,  während  ich  in  der 
Gefahr  schwebe  zu   erfrieren,    dann  ziehe  ich  allen  Nahrungsmitteln 
einen  Gegenstand  vor,   der  mich  vor  Kälte  schützt;   wenn   im  Gegen- 
theil  der  Hunger  mich  mehr  quält,  werde  ich  die  Nahrungsmittel  vor- 
ziehen,  und  unter  ihnen  diejenigen,   die  mich  zugleich  gegen  Hunger 
und  Kälte  schützen,  wie  Fleisch,  Fettwaaren,  geistige  Getränke.   Andern 
Tags,  einen  Augenblick  nachher,  wechseln  meine  Bedürfnisse  und  mit 
ihnen  die  relative  Brauchbarkeit  der  zu  ihrer  Befriedigung  tauglichen 
Gegenstände.     Um  so  mehr  hat  die  Brauchbarkeit  kein  gemeinschaft- 
liches Mass,  gegenüber  den  Bedürfnissen  verschiedener  Individuen.« 
Carey^*): 
»Der  Werth  ist  das  Mass  des  Widerstandes,  welcher  überwunden 
werden  muss,   um  die  für   unsere  Zwecke  nothwendigen  Güter 
zu  erlangen  —  das  Mass  der  Macht   der  Natur  über  den  Men- 
schen. —  Die  Brauchbarkeit  der  Dinge  ist  das  Mass  der  Macht 
des  Menschen  über  die  Natur.« 
Carey  trennt  hiernach  gleichfalls  den  Gebrauchswerth  von  dem 
Werth  als  Tauschwerth  gänzlich  ab,  aber*  in  Ausdrücken,  welche  beide 
nur  als  Verzweigungen  eines  und  desselben  Begriffs  erscheinen  lassen. 
Da  er  überdiess  das  Mass  der  »Macht  der  Natur  über  den  Menschen«, 
des  Tauschwerthes,  in  den  ersparten  Reproductionskosten  sieht,  so  gilt 
gegen   seine  Ansicht  dasjenige,   was  bereits  oben  gegen  Bastiat,   der 


28)  Principles  of  social  science  I.  eh.  6. 
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von  ihm  stillschweigend  entlehnt  zu  haben  scheint,  bemerkt  werden 
musste. 

Die  en^'iischen  Schriftsteller^'-')  stehen  in  der  Hauptsache  auf  dem 
Standpunkt  des  Adam  Smith  und  sehen  vorzugsweise  uuf  den  Tausch- 
werth;  sie  behandeln  die  Lehre  vom  Werth  als  Grundlage  der  Preis- 
bildung, Werth  und  Preis  ist  ihnen  im  Grunde  identisch.  Ein  klares 
und  stichhaltiges  Princip  der  Werthbildung  exist.irt  auch  in  der  engli- 
schen Theorie  nicht.  Die  Arbeit  soll  die  alleinige  Quelle  des  Werthes 
sein,  wobei  seit  der  Polemik  Kicardo's  gegen  Smith  zwischen  der 
einzutauschenden  und  der  aufgewendeten  Arbeit  unterschieden  werden 
muss;  doch  soll  in  manchen  Fällen  auch  ein  Preis  für  die  Mitwirkung 
von  Naturkräften  bezahlt  werden,  der  dann,  wie  schon  Smith  auf- 
stellte, ein  »Monopolpreis«  sein  soll,  insofern  er  durch  die  ausschliess- 
liche Aneignung  von  Naturkräften  Seitens  eines  Individuums  bedingt  ist. 
Damit  ist  bekanntlich  die  Grundrente  gemeint.  Dass  dann  aber  auch 
die  Capitalrente  einen  »Monopolpreis«  involviren  müsste,  ja  auch  selbst 
der  Arbeitslohn,  insofern  er  heute  höher  steht  als  gestern,  wird  still- 
schweigend übergangen''^).  Bei  der  unglückseligen  Idee,  dass  die  Ar- 
beit die  Quelle  des  Werthes  sei,  konnte  eine  richtige  Theorie  des  Werthes 
unmöglich  entstehen. 

Das  Wort  Werth  muss  hier  stets  in  seinem  eigentlichen  wirthschaft- 
lichen  Sinne  genommen  werden,  und  nicht  in  dem  allgemeinen  und  übertra- 
genen, in  welchem  es  auch  für  andere  Beziehungen  des  Lebens  gebraucht 
wird;  Letzteres  ist  eine  Licenz  des  Ausdrucks,  die  auch  bei  vielen  an- 
deren Wirthschaftsbegriffen,  wie  Arbeit,  Rente,  Preis  u.  s.  w.,  tausend- 
fach im  Leben  wiederkehrt.  Im  Allgemeinen  enthält  das  Wort  Werth 
den  Begriff  einer  Vergleichung  oder  Schätzung,  welche  natürlich  eben- 
sowohl auf  anderen  Gebieten  des  Lebens,  wie  auf  dem  wirthschaftlichen 
vorgenommen  werden  kann.  Wenn  man  also  im  Leben  sagt,  dieser 
Regen  ist  Goldes  werth,   oder  ein  täglicher  Spaziergang  sei  für  diese 


29)  S.  eine  Aufzählung  der  wicliligeren  bei  Carey  a.a.O.  S.  161  flf. 

30)  Es  wäre  der  iMülie  werlh,  in  einer  eigenen  Abhandlung  den  Nachweis  zu 
führen,  wie  Adam  Smilh  die  positiven  Rechtsverhältnisse  und  Lebensbegriffe  ver- 
zerrte und  so  gegen  seine  übertriebenen  und  feindseligen  Angriffe  wehrlos  machte, 
indem  er  ihnen  bald  gehässige  bald  ablenkende  Benennungen  unterschob.  Das  Recht 
des  Grundeigenthums  ist  iiim  bald  ein  Monopol,  bald  der  Inbegriff  der  Naturkräfle; 
das  bewegliche  Eigenthum  nennt  er  Capital ,  und  versieht  darunter  die  äusseren 
Productionsmiitel ;  und  so  verfährt  er  in  vielen  anderen  Fällen.  Das  war  bei  ihn 
nicht  etwa  besondere  persönliche  Verschmitztheit  oder  Confusion,  sondern  die  auch 
an  ihm  zum  Vorschein  gekommene  krankhafte  Geistesverwirrung  seiner  Zeit,  welche 
später  in  die  Raserei  des  „Schreibens''  überging. 
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Person  unendlich  viel  werth,  wenn  ein  Gelehrter  einem  literarischen 
Funde  einen  hohen  Werth  beilegt,  so  sind  das  Schätzungen,  deren  Be- 
zeichnung eine  bildliche  und  aus  dem  Wirthschaftsleben  herübergenom- 
men ist,  welche  aber  den  wirthschaftlichen  Begriff  des  Werthes  nicht 
confundiren  dürfen;  ebenso  wenig  als  der  Oekonoraist  den  Begriff  der 
Arbeit  auf  Thiere  und  Maschinen  anwenden  oder  in  Aussprüchen 
wie  »die  Nacht  ist  des  Tages  Preis«  u.  a.  wirthschaftliche  Begriffsbe- 
stimmungen finden  darf.  Es  ist  daher  lediglich  eine  Abschweifung  aus 
dem  wirthschaftlichen  Gebiete.  Xvenn  Rossi  sagt:  »Es  gibt  Dinge, 
die  nur  Gebrauchswerth  haben.  Wir  Alle  besitzen  sie.  Keiner  von 
uns  denkt  daran,  seine  Kleider,  seinen  Hut,  das  Portrait  seiner  Mutter, 
ein  Andenken  seines  JYeundes  zu  verkaufen«;  oder  wenn  Röscher 
meint,  einem  Landmann  seien  seine  Trauringe  ebenso  wichtig,  wie 
irgend  ein  eisernes  Werkzeug  von  tausendfachem  Volumen.  Es  scheint, 
dass  die  Vernachlässigung  dieser  Distinction  zu  der  ganzen  Theorie 
vom  Gebrauchswerth  den  Anstoss  gab. 

Unser  Axiom,  dass  die  Wirthschaftsordnung  eines  Volks  in  seiner 
Rechtsordnung  enthalten  ist  und  folglich  alle  wirthschaftlichen  Grund- 
fragen, soweit  sie  nicht  specielle  Verwaltuugsangelegenheiten  betreffen, 
bereits  durch  Grundsätze  des  positiven  Rechts  entschieden  sein  müssen, 
wird  um  so  richtiger  erscheinen,  wenn  es  auch  in  Bezug  auf  die  Werth- 
lehre  seine  Bestätigung  findet.  Es  ist  daher  von  Interesse,  einen  Blick 
auf  die  Behandlung  zu  werfen,  welche  das  Recht  und  die  Jurisprudenz 
dem  Werthe  angedeihen  lassen.  Hören  wir  zunächst  v.  Savigny,  der 
in  seinem  Systeme  die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  und  Rechtsbegriffe 
mit  aller  Klarheit  und  Sicherheit  eines  Meisters  entwickelt  hat. 

»Wir  verstehen«,  sagt  dieser  grosse  Gelehrte,  »unter  Vermögen 
die  Totalität  aller  hier  beschriebenen  Verhältnisse  (des  Vermögensrechts : 
dingliche  Rechte,  Obligationenrecht),  insoferne  sie  sich  auf  eine  bestimmte 
Person  als  deren  Träger  beziehen.  Dieser  wichtige  Rechtsbegriff"  wird 
noch  durch  folgende  nähere  Bestimmungen  ausgebildet.  Erstlich  ist 
die  Beziehung  dieser  Rechte  auf  eine  bestimmte  Person  zufällig  und 
wandelbar,  so  dass  also  jedes  Vermögen  einen  bestimmten  Umfang  hat 
nur  unter  Voraussetzung  eines  gegebenen  Zeitpunktes,  und  dass  es  in 
jedem  anderen  Zeitpunkt  einen  ganz  verschiedenen  Inhalt  haben  kann. 
Zweitens  können  wir  in  der  allgemeinen  Betrachtung  des  individuellen 
Vermögens  abstrahiren  von  der  Beschaffenheit  der  einzelnen  Rechte, 
woraus  es  gerade  besteht ,  und  durch  diese  Abstraction  verwandelt  es 
sich  für  unsere  Betrachtung  in  eine  reine  Quantität  von  gleichartigem 
Gehalt.     Die  abstracte   Behandlung  des   Vermögens    macht  es  ferner 
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möglich  und  nöthig,  in  dasselbe  aucl)  die  passive  Seite  der  Oblif^ationen 
mit  liinein  zu  ziehen,  das  Veiliültiiiss  des  Schuhlners,  wehhes  nicht 
so,  wie  das  bisher  betrachtete  Vermüf,^en ,  eine  erweiterte  Freilieit  be- 
gründet, sondern  eine  verminderte.  Indem  wir  auf  diese  Weise  auch 
die  Schuhien  als  Ik'standtheilc  des  Vermögens  ansehen,  müssen  wir 
annehmen,  dass  die  Totalität  eines  jeden  Vermögens  bald  ein  I'lus, 
bald  ein  Minus,  bald  auch  eine  völlige  Indifferenz  oder  eine  Null  dar- 
stellen kann.  Diese  rein  (juantitalive  licliandlung  de,>  N'ermögens,  ohne 
welche  eine  Handhabung  des  Rechts  nur  in  sehr  unvollkommener  Weise 
möglich  sein  würde,  wird  vermittelt  durch  den  Begriff  des  Werthes, 
oder  der  Gleichstellung  verschiedenartiger  Vermögens- 
rechte durch  Reduction  auf  ein  gemeinschaftliches  Drit- 
tes. Und  dieser  Begriff  wiederum  wird  äusscrlich  dargestellt  und  in 
das  wirkliche  Leben  eingeführt  durch  das  Geld,  so  da.ss  also  für  den 
juristischen  Gebrauch  Werth  und  Geldwerth  gleichbedeutende  Ausdrücke 
sind,  und  auch  in  der  That  abwechselnd  angewendet  zu  werden  pflegen. 
Das  individuelle  Vermögen  wird  also  dadurch  in  eine  reine  Quantität 
verwandelt,  dass  alle  Bestandtheile  desselben  in  das  Eigenthum  von 
Geldsummen  aufgelöst  werden ^^). 

Dieser  Deduction,  welche  über  unseren  Gegenstand  völliges  Licht 
verbreitet,  möchte  nur  das  erläuternd  hinzuzufügen  sein,  dass,  wenn 
der  Begriff  des  Werthes  in  der  Gleichstellung  verschiedenartiger  Ver- 
mögensrechte gefunden  wird,  dies  nicht  exclusiv  zu  verstehen,  son- 
dern die  Subsumtion  von  Vermögensobjecten  hinzuzudenken  ist, 
da  ein  Vermögensrecht  ohne  einen  Gegenstand,  auf  welchen  es  sich 
bezieht,  nicht  gedacht  werden  kann.  Insofern  nun  die  wirthschaftliche 
Substanz  eines  Vermögensobjects  in  den  Wirkungen  beruht,  die  seine 
Verwendung  zu  Vermögens-  oder  Wirthschafuszwecken  für  die  Person 
hervorbringt,  wird  die  durch  die  technische  Substanz  eines  Vermögens- 
objects gegebene  Verwendungsfähigkeit  für  Wirthschaftszwecke,  oder 
mit  einem  Worte  seine  Brauchbarkeit,  allerdings  mit  in  die  quantita- 
tive Abschätzung  des  Vermögens  und  seiner  einzelnen  Bestandtheile 
herein  zu  beziehen  sein,  folglich  die  Brauchbarkeit  einer  Sache  auch 
auf  ihren  Werth  Einfluss  haben.  Allein  dies  ist  nicht  der  isolirt  ge- 
dachte Gebrauchswerth  des  Adam  Smith  und  seiner  Nachfolger,  son- 
dern der  durch  die  positiv  herrschende  Vermögensordnung  bestimmte 
Werth  der  Vermögensobjecte ,  so  dass  in  der  Realität  der  Dinge  nie- 
mals die  Brauchbarkeit  einer  Sache  an  sich,   sondern  immer  nur  einer 


31)  System  des  heutigen  römischen  Rechts  1.  Bd.  S.  375  ff. 
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Sache  als  eines  Vermögensobjectes  in  Betracht  kommt  und  an  der  Werth- 
bestimraung  Antheil  hat.  Die  ungeheure  Wichtigkeit  dieses  Unterschiedes 
leuchtet  ein.  Denken  wir  uns  das  Recht,  insbesondere  die  Vermögens- 
ordnung  hinweg  und  legen  wir  dann  den  Sachen  ihre  Bedeutung  bei 
nach  den  Wirkungen,  die  ihr  Gebrauch  für  uns  hat,  so  tritt  uns  als- 
bald ein  bunt  durch  einander  laufendes  Chaos  von  Lebensbedingungen 
entgegen,  für  welche  es  an  jedem  Massstab  der  Vergleichung  fehlt. 
Jedes  Glas  Wasser,  jedes  Stück  Brod,  jeder  Bissen  Fleisch,  jedes  arm- 
selige Kleidungsstück  kann  unschätzbar  werden,  je  nach  den  factischen 
Umständen,  die  ein  solcher  Wirrwarr  für  das  Individuum  erzeugen 
würde.  Im  wirklichen  Leben  hat  das  Wasser  Werth,  nicht  soweit  es 
eine  unerlässliche  Lebensbedingung  für  die  Menschen  ist,  sondern  so- 
weit die  bestehende  Vermögensordnung  für  den  Einzelnen  seinen  Ver- 
brauch zu  einer  Lebensangelegenheit  macht.  Würde  das  Wasser  von 
einem  Tyrannen  monopolisirt  und  mit  schweren  Abgaben  belastet,  so 
würde  sein  Werth  unzweifelhaft  in  die  Höhe  gehen,  aber  nicht,  weil 
seine  technische  Brauchbarkeit  gestiegen,  denn  diese  ist  ein-  für  alle- 
mal gegeben  und  unveränderlich,  sondern  weil  eine  andere  Vermögens- 
ordnung darüber  errichtet  wäre.  Gleiches  gilt  von  allen  übrigen  Gegen- 
ständen des  Verbrauches.  Eine  Sache  kann  keinen  Werth  haben,  wenn 
nicht  eine  Vermögensherrschaft  darüber  besteht,  durch  welche  sie  in 
Bezug  auf  das  sie  beherrschende  Individuum  gegenüber  allen  übrigen 
Individuen  in  die  Ordnung  des  Lebens  nach  einem  bestimmten  Mass- 
stabe eingefügt  wird^^).  Gäbe  es  kein  Eigenthum  an  Diamanten,  so 
wären  Diamanten  ungeachtet  ihres  Glanzes  und  ihrer  Seltenheit  werth- 
los;  welchen  Werth  könnte  für  mich  eine  Sache  haben,  die  mir  in 
jedem  Augenblick  von  dem  nächsten  Besten  abgenommen  werden  kann 
und  welche  in  der  Ordnung  des  Lebens  keine  Stelle  findet?  Die  Werth- 
ordnung  ist  daher  ein  Ausflu.ss  der  Rechts-,  insbesondere  der  Ver- 
mögensordnung. Ausserhalb  der  Vermögenssphäre  gibt  es  keinen  Werth, 
weil  es  ausserhalb  dieser  Sphäre  keine  gesellschaftliche  Macht  gibt, 
welche  ein  Verhältniss  der  Dinge  unter  einander  begründen  und  auf- 
recht erhalten  könnte.     Hebt  das  Eigenthum  auf  und  alle  Güter,  auch 


32)  Vergl.  Brinz,  Lehrbucli  der  Pandekten  2.  Ablli.  S.  652.  „Irren  wir  nicht, 
so  liegt  (der  Grund,  dass  gerade  die  Saclien-  und  Forderungsrechle  das  Vermögen 
bilden,)  darin,  dass  al.s  „Werlh  ,  den  Jemand  hat",  nur  dasjenige  ersclieinen  kann, 
was  er  hat,  und  zwar  für  sich,  lediglicii  für  sich,  Mos  als  Recht,  kurz  als  Privat- 
recht  hat,  und  dass  Niemand  etwas  derart  lial,  es  wäre  denn  in  Gestalt  von  Eigen- 
thum, jus  in  re ,  Forderung;  —  woneben  sich  von  selbst  versteht,  dass  es  nicht 
gerade  die  römische  Gestalt  sein  muss." 
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die.  denen  wir  den  höchsten  Werth  zuschreihen.  werden  werthlos. 
Schon  eine  Bedrohun;^  der  Uechlsordniiiij,'  mindert  den  Werth  der  Gü- 
ter, wie  gar  viele  seufzende  Geschäftsleute  der  Gej^enwart  bestätigen 
werden.  Die  Ansicht,  d;iss  die  Arbeit  die  Quelle  des  Werthes  sei, 
sofern  sie  die  technische  Brauchbarkeit  der  Giiter  hervori)ringe,  ist 
nicht  nur  mit  dem  wirklichen  Leben  unvereinbar,  sondern  geradezu 
rechtswidrig.  Sie  trägt  das  Piincip  der  Aufleliiuuig  gegen  die  Rechts- 
ordnung in  die  Gesellschaft  hinein.  Wir  nannten  anderwärts  den  Werth 
einen  Ausfluss  der  Persönlichkeit,  und  dies  ist  nach  zwei  Seiten  hin 
richtig,  einmal,  weil  die  Persönlichkeit  in  der  Gesammtheit  des  sich 
fortentwickelnden  Volkslebens  die  Rechts-  und  Vennögensordimng  er- 
zeugt, und  sodann,  weil  die  Persönlichkeit  in  ihrer  individuellen  Sphäre 
diese  Ordnung  mit  bestimmten  Wirkungen  realisirt. 

Hienach  können  wir  folgende  Sätze  als  begründet  ansehen : 

1)  Die  Dinge  als  solche,  blos  im  Hinblick  auf  die  W^irkungen  ihres 
Gebrauchs  betrachtet,  sind  werthlos;  mit  der  technischen  Brauch- 
barkeit der  Dinge  kann  die  Idee  des  Werthes  nicht  verbunden 
werden,    ohne  das  Rechtsbewusstsein  zu  verwirren. 

2)  Der  Werth  im  Allgemeinen  ist  die  Vermögensqualität  der  Güter, 
als  Ausfluss  des  gesellschaftlich  und  individuell  bestimmten  Lebens 
der  rechtlich  constituirten  Persönlichkeit. 

3)  Der  Werth  eines  bestimmten  Objects  ist  das  quantitative  Mass 
der  darüber  bestehenden  Vermögensherrschaft  einer  Person.  Folg- 
lich lässt  sich  der  Werth  so  wenig  wie  die  Persönlichkeit  übertra- 
gen; Gegenstand  des  Verkehrs  sind  nur  die  Objeete,  deren  W^erth 
sich  je  nach  der  Anwendung  der  darüber  Seitens  einer  Person 
ausgeübten  Vermögensgewalt  verschieden  gestalten  kann. 

4)  Die  Idee  des  Werthes  entsteht,  wenn  man  von  der  Beschaffenheit 
der  über  eine  Sache  bestehenden  Rechte  abstrahirt  und  dieselben 
auf  einen  gleichartigen  Gehalt  reducirt,  der  sodann  quantitativ 
gemessen  werden  kann.  Nimmt  man  z.  B.  das  Eigenthum  als 
Massstab,  so  haben  die  Güter  ceteris  paribus  um  so  viel  weniger 
Werth,  als  minder  volle  Eigenthumsmacht  daran  von  einer  Person 
ausgeübt  werden  kann. 

5)  Nur  diejenigen  Dinge  haben  W^erth,  an  welchen  Vermögensrechte 
möglich  sind;  freie  Personen  haben  folglich  keinen  Werth,  ihre 
Handlungen  (Dienstleistungen)  nur  insoweit  sie  Gegenstand  des 
Vermögensrechtes  sind ''). 


33)  Im  Civili'echte  herrgeht  die  Regel:    quae  facti  sunt,  ad  dominium  non  trän- 
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6)  Die  Werthschwankungen  sind  nichts  Naturnothwendiges ,  sondern 
Wirkungen  der  in  einer  Gesellschaft  organisirten  Vermögensgewalt 
und  ihrer  Ausübung  durch  die  Träger  der  Vermögensrechte ;  weder 
in  der  technischen  Beschaffenheit  noch  in  den  Massenverhältnissen 
der  Güter  liegt  an  sich,  wie  die  Sm i thi an is tische  Theorie 
lehrt,  ein  Princip  der  Werthbildung  und  des  Werthwechsels. 

7)  Ein  Verständniss  des  Werthes  kann  nur  aus  der  positiven  Rechts- 
ordnung in  ihrem  Detail  gewonnen  werden ;  mit  der  Auflösung  die- 
ser Ordnung  verschwindet  die  Werthordnung  und  es  bleiben  nur 
technische  Gegenstände  ohne  Zusammenhang  und  Verhältniss  übrig. 

Wir  können  hienach  weder  einen  Gebrauchs-,  noch  einen  Tausch- 
werth  mehr  anerkennen;  es  gibt  nur  einen  Werth  der  Dinge,  dessen 
Wesen  soeben  dargestellt  wurde.  Der  Gebrauchswerth  dürfte  im  Vor- 
ausgehenden seine  hinlängliche  Widerlegung  gefunden  haben.  Was  den 
Tauschwerth  betrifft,  so  ist  vor  Allem  die  Incorrectheit  des  Ausdrucks 
zu  bemerken,  als  sei  er  eine  Fähigkeit  der  Güter,  gegen  eine  Quantität 
anderer  Güter  ausgetauscht  zu  werden.  Nicht  die  Güter  haben  diese 
Fähigkeit,  sondern  nur  der  Berechtigte  besitzt  die  Macht,  sie  in  den 
entgeldlichen  Verkehr  zu  geben :  die  potestas  alienandi  der  Juristen. 
Eine  potestas  alienari  dürfte  wohl  schwerlich  ein  reeller  Gedanke  sein. 
Sodann  aber,  und  dies  geht  auf  das  Wesentliche,  ist  die  Veräusserungs- 
gevvalt  nur  ein  Stück  der  gesammten  Vermögensgewalt,  die  den  Werth 
der  Sachen  hervorbringt,  es  kann  also  dieses  Bruchstück  nicht  hinrei- 
chen, um  einen  besonderen,  für  sich  allein  bestehenden  Werth  der 
Sachen  zu  begründen.  (Etwas  ganz  Anderes  ist  es,  die  Veräusserungs- 
gewalt  für  sich  quantitativ  zu  messen  und  sie  als  einen  Werthbestand- 
theil  zu  behandeln,  was  im  Leben  sehr  häufig  geschieht.)  Ueberdiess 
ist  jene  Veräusserungsgewalt  nichts  Unerlässliches  für  die  Werthbildung, 


seunt,  das  rein  Factische  lässt  keine  Eigentliumsgewalt  darüber  zu,  eine  Regel,  die 
in  Rom  besonders  bezüglich  des  Veihäilnisses  der  von  Sciaven  abgeschlossenen  Ge- 
sciiäfte  zu  ihren  Herren  bedeutungsvoll  war.  Nun  sind  aber  Handlungen  im  eminen- 
ten Sinne  etwas  rein  Faclisches  und  dies  ist  die  eigentliche  Quelle  des  neben  dem 
Eigenthum  stehenden  Obiigalionsrechtes,  durch  welches  letztere  der  Begriff  der  Ver- 
mögensgewalt auch  auf  Handlungen  ausgedehnt  wurde.  Einleuchtender  Weise  ist  die 
obligatorische  Vermögcnsgewalt  geringer  wie  die  des  Eigenthunis  —  minus  est  habere 
aclionem  quam  rem  —  ;  legt  man  daher  Verm5?:*'nsrechten  auf  Handlungen  einen 
Werlh  bei,  so  ist  klar,  dass  dieser  immer  geringer  sein  muss  als  der  des  Eigen- 
thums;  die  Differenz  ist  —  der  Zins.  Hierin  liegt  zugleich,  dass  der  reine  Werth 
einer  Sache  nicht  blos  nach  dem  Tausche  bemessen  werden  darf,  d.  U.  nach  der  Mög- 
lichkeit, mit  iiinen  einen  Tauschoct  vorzunehmen.  Ein  Fideicommissgut  würde  sonst 
ziemlich  werthlos  sein. 
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sie  kann  auch  fehlen  und  wird  alsdann  den  Gcsarnnitwerth  des  Objects 
modifiziren.  Wir  glauben  daher,  dass  auch  die  Idee  des  Tauschwer- 
thes,  als  eines  besonderen  Worthes  für  sich  zu  nehmen,  mit  der  Wirk- 
lichkeit des  positiven  Lebens  nicht  im  Einklang'  steht.  Ks  zeigt  sich 
auch  hier,  wie  auf  anderen  Gebieten  des  Hmitliianistischen  Lehrgebäu- 
des, die  naturphilosophischc  Zerrcissung  der  realen  Lebensbegriffe  in 
einzelne,  in  ihrer  nackten  Isolirung  unwahre  Bruchstücke. 

Unter  den  Juristen  dürfte  meines  Wissens  nur  l'uchta'*),  mit 
Berufung  auf  Hermann,  den  Unterschied  v(»n  Gebrauchs- und  Tausch- 
werth  in  das  Rechtssystem  aufgenommen  haben .  wohl  ohne  Ahnung 
dessen,  was  er  hiemit  that;  er  behaiulelt  jedoch  den  Gebrauchswerth 
gar  nicht  und  den  Tauschwerth  nur  in  seiner  Beziehung  als  Preis  und 
als  Aestimation  (Geldleistung  als  Surrogat  der  Sachleistung).  Er  war 
natürlich  weit  entfernt,  der  Sm.ithischen  Auffassung  des  Gebrauchs- 
werthes  irgend  einen  Einfluss  auf  seine  Eormulirung  der  Rechtssätze 
zu  geben.  Savigny'-^)  erwähnt  zwar  in  einer  gegen  Hegel  polemi- 
sirenden  Anmerkung  des  Gebrauchswerthes,  es  ist  aber  einleuchtend, 
dass  er  bei  seiner  Darlegung  des  Werth  begriff  es  an  einen  Gebrauchs- 
werth als  selbständige  Werthgattung  nicht  denken  und  dass  er  damit 
höchstens  die  durch  die  positive  Vermögensordnung  bestimmte  Rangstufe 
der  Dinge  rücksichtlich  ihres  Gebrauches  meinen  konnte.  Im  üebrigen 
erkennt  die  Jurisprudenz  einstimmig  nur  einen  einheitlichen  Begriif  des 
Werthes,  den  Sachwerth,  an;  Manche  nennen  das  Interesse  (Schadens- 
ersatz u.  dgl.)  relativen  Werth  ^^),  allein  dies  ist  etwas  ganz  Anderes, 
als  der  Gebrauchswerth  der  Oekonomisten.  So  sagen 
V.  Saviguy  '^): 

»(Der  Ausdruck  quanti  res  est  kann)  erstlich  heissen:  so  viel 
die  streitige  Sache  nach  gewöhnlichen  Preisen  werth 
ist  (Sachwerth);  zweitens:  so  weit  der  Berechtigte  bei  dem 
vorliegenden  Rechtsstreit  oder  bei  der  vorgefallenen  Verletzung 
interessirt  ist  (Interesse).« 
W  i  n  d  s  c  h  e  i  d  ^^) : 
»In  der  Beziehung  auf  eine  bestimmte  Person  und  deren  beson- 
dere Verhältnisse  liegt  das  Wesen  des  Interesse;  es  bildet  somit 
den  Gegensatz  zu  dem  Werth e.  der  durch  Anlegung  eines 


34)  Pandekten  §  38. 

35)  A.  a..O.  S.  376. 

36)  Sintenis,  Das  practische  gemeine  Civilrecht  II.  S.  69ff. 

37)  Syslem  5.  Bd.  S.442. 

38)  Lehrbuch  des  Pandektenrechts  II.  Bd.  §  257. 
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objectiven,     für    Jedermann    geltenden    Massstabes 
gefunden  wird  (sog.  Sachwerth).« 
Momrasen  ^^): 

»Der  Sachwerth   ist   derjenige  \Yerth,    welchen  der  Gegenstand 
für  einen  Jeden  hat.    Denn  den  Werth,    welchea   derselbe   im 
Verkehr  hat,    und   welcher   durch  Yeräusserung  erlangt  werden 
kann,   hat  der  Gegenstand  auch  für  denjenigen,   welcher  selbst 
ausser  Stande  ist,  einen  Nutzen  von  demselben  zu  ziehen.     Die 
Bestimmung   des   Sachwerthes    erfolgt    nach    einem 
durchaus  objectiven  Massstab,    ohne  alle  Rücksicht 
auf  die  besonderen  Vortheile,  welche  der  zur  Frage 
stehende  Gegenstand  dieser  oder  jener  Person  ge- 
währen kann.« 
Von  der  Aufstellung  eines  besonderen  Gebrauchswerthes  im  Smi- 
thianistischen  Sinne  findet  sich  auf  Seiten  der  Jurisprudenz  somit  keine 
Spur.     Die   Rechtsquellen    weisen    diesen    Gebraucliswerth    sogar    aus- 
drücklich zurück.     »Sextus  quoque   Pedius  ait,   pretia   rerum  non   ex 
affectione,    nee  utilitate  singulorum,   sed  communiter   fungi*"}.«     Die 
hier  genannte  utilitas  singulorum  ist  gerade,    wie  nicht  zu  bezweifeln, 
der  Smithische  Gebrauchswerth,   der  Grad  von  Nützlichkeit,   den   eine 
Sache  durch  ihren  Gebrauch  für  den  Einzelnen  hat;  sie  wird  auf's  Be- 
stimmteste   als    ein   Moment   der  Werthschätzung   negirt.     Das    Wort 
communiter  bedeutet  ferner  nicht  etwa   die  gemeinsame,  durchschnitt- 
liche Nützlichkeit  der  Dinge,  im  Gegensatze  zu  individuellen  Besonder- 
heiten und  Liebhabereien,   sondern   die   communio  juris,   die  für  Alle 
gilt  und  aus  den   Sachen   Gegenstände   des  Vermögensinteresses   nach 
gemeiner  Schätzung  macht;  sonst  müssten  Wasser  und  andere  Lebens- 
mittel immerhin   eine  hohe  W^erthschätzung  zulassen.     Dies  wird  aber 
entschieden  verneint  in  folgender  Entscheidung,  die  geradezu  für  unsere 
Controverse  bestimmt  zu  sein  scheint**).     Jemand  schliesst  einen  Con- 
tract  ab  auf  Lieferung  von  Getreide,   um    damit   seine  Sclaven  zu  er- 
nähren.    Die  Lieferung  unterbleibt  und   die  Sclaven  sterben  Hungers. 
Der  Käufer  kann  nun  nicht  etwa  den  Werth  der   durch  die  unterlas- 
sene Getreidelieferung  umgekommenen  Sclaven  als  Schadensersatz  for- 
dern,  obwohl  das  Getreide  für  ihn  einen  diesem  Betrage  entsprechen- 
den Gebrauchswerth  gehabt  hätte. 


39)  Beilr.  z.  Oblig.-Reclit  2.  Abtli.  S.  16. 

40)  L.  33  pr.  D.  ad  leg.  Aquil.  (9.  2). 

41)  L,21  §3  D.  de  A.  E.  Y.  (19.  1). 
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Die  Frage  des  Werthes  (vera  rei  aestimatio)  geht  vielfach  in  die 
des  Interesses  (qiianti  iuterestj  ül)er.  eine  der  schwierigsten  Fragen  des 
Vermögensrechts,  welche  in  den  Grenzen  dieser  Abhandlung  nicht  wei- 
ter erörtert  werden  kann.  Wiewohl  di(!  Ansichten  darüber  aus  einan- 
der gehen,  so  steht  doch  so  viel  unzweil'elhai't  lest,  dass  niemals  der 
Gebrauchswerth  den  Massstab  der  Interesseschätzung  abgeben  kann, 
sondern  dass  innner  nur  das  nach  den  liesonderheiten  des  einzelnen 
Falls  (utilitas  circa  rem  ipsanij  zu  untersuchende  positive  Vermögens- 
interesse in  Anschlag  kommt,  wie  es  sich  in  den  Verschlingungen  der 
persönlichen  Vermögenshandlungen  durch  die  Ereignisse  des  Geschäfts- 
lebens bildet  ■*^).  Selbst  der  sog.  Affectionswerth  wird  hier  nicht  be- 
rücksichtigt *'). 

Erkennt  nun  aber  das  Recht  einen  selbständigen  Gebrauchswerth 
nicht  an,  so  kann  von  ihm  auch  nicht  in  der  \Virthschaft  als  von 
einem  realen  Princip  die  Rede  sein ;  denn  die  Wirthschaft  kann  ausser- 
halb der  Rechtssphäre  keine  selbständige  Existenz  behaupten.  Die  Idee 
des  Gebrauchswerthes  constituirt  einen  diametralen  Gegensatz  zur  posi- 
tiven Vermögensrechtsordnung  und  führt  in  das  Lager  des  der  letzte- 
ren feindlich  gegenüber  stehenden  Socialismus. 

Es  darf  sogar  geradezu  behauptet  werden,  dass  die  Idee  des  Ge- 
brauchswerthes einfach  auf  einem  Denkfehler  beruht:  nämlich  auf  einer 
Verwechselung  zwischen  Werth  und  Wirkung.  Woher  kommt  aber  die 
Berechtigung,  Wirkung  und  W^erth  für  identisch  zu  nehmen?  Wenn 
der  Gebrauch  eines  Gegenstandes  die  Ursache  ist,  dass  daraus  gewisse 
Wirkungen  für  ein  Individuum  entspringen,  so  ist  das  ein  Verhältniss 
der  Causalität,  nicht  des  Werthes;  mit  der  Angabe  einer  Wirkung  ist 
über  den  Werth,  weder  dieser  Wirkung  noch  ihrer  Ursache,  noch  nicht 
das  Allermindeste  ausgesagt.  Will  man  den  Werth  des  causalen  Ob- 
jeets  nach  dem  Grade  der  Nützlichkeit  seiner  Wirkung  bestimmen, 
welche  merkwürdige  Folgerungen  müssten  daraus  gezogen  werden! 
Wasser  erhält  unser  physisches  Dasein,  das  ist  seine  Wirkung;  wäre 
damit  auch  der  W^erth  des  Wassers  gegeben,  so  müsste  jedes  einzelne 
Glas  Wasser,  das  wir  zur  Erhaltung  unseres  Daseins  trinken  müssen, 
dem  Werth  unseres  Lebens  gleichkommen;  ein  Bettler  besässe  den 
hundert-  und  tausendfachen  Betrag  von  dem  W'erthe  seines  Lebens  in 
den  dürftigen  Armseligkeiten,  mit  denen  er  sein  Leben  »von  der  Wiege 
bis  zur  Bahre«  fristet,  er  müsste  aber  auch  in  jedem  einzelnen  Augen- 


42)  Puchta,  Pandekten  §  225. 

43)  Puchta,  Pand.  §220  Note  1.     Windscheid,  Pand.  §258. 
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blick  den  Werth  seines  Lebens  so  viel  mal  in  sich  tragen,  als  er  gleich- 
zeitig mit  verschiedenen  Lebensnothwendigkeiteu  versehen  sein  muss, 
um  existiren  zu  können.  Die  Individualität  des  Menschen  wäre  nicht 
mehr  eine  einfache,  sondern  eine  vielfache  und  müsste  mit  den  ver- 
schiedensten Factoren  multiplizirt  werden.  Ferner:  Wird  der  Werth 
nach  dem  Grad  der  Nützlichkeit  bestimmt,  so  können  Ursachen  von 
schädlicher  Wirkung  keinen  Werth  haben  und  der  Werth  muss  sich 
genau  nach  der  nützlichen  Wirkung  richten ;  hiernach  hätte  eine  kleine 
Dosis  Gift,  die  als  Arznei  wirken  kann,  einen  höheren  Werth  als  eine 
grosse  Quantität,  die  eine  tödtliche  Wirkung  hat  und  folglich  das  Ge- 
gentheil  von  Werth  besitzen  müsste.  Ferner:  Ein  Steuerruder  hat  die 
Wirkung,  dass  man  durch  seinen  Gebrauch  ein  Schiff  mit  Ladung  und 
Mannschaft  sicher  in  den  Hafen  führen  kann ;  folglich  müsste  der  Werth 
des  Steuerruders  —  von  der  Mannschaft  ganz  abgesehen  —  mindestens 
dem  Werth  des  Schiffes  und  der  Ladung  gleichstehen.  Da  aber  das 
Schiff  als  Ganzes  doch  mehr  werth  sein  muss,  als  das  Steuer,  das  nur 
ein  Theil  des  Schiffes  ist,  so  würde  das  Schiff  wieder  mehr  werth  sein, 
als  es  selbst  mit  Einschluss  der  Ladung  Werth  hat;  hiedurch  würde 
wieder  der  Werth  des  Steuers  höher  sich  belaufen,  als  nach  der  ersten 
Schätzung;  eine  dritte  Schätzung  würde  einen  höheren  Werth  ergeben, 
als  die  zweite  und  so  fort;  es  ist  klar,  dass  die  Idee  des  Gebrauchs- 
werthes  in  einen  circulus  vitiosus  hineinführt,  aus  dem  einen  Ausweg 
zu  finden,  eitles  Bemühen  wäre.  Die  nützliche  Wirkung,  die  der  Ge- 
brauch eines  Gegenstandes  für  die  Menschen  hat,  kann  nur  um  den 
Preis  der  seltsamsten  Widersprüche  als  Massstab  seines  Werthes  ange- 
sehen werden**). 

Man  mache  sich  nur  einmal  vollständig  klar,  was  es  heisst,  mit 
den  nützlichen  oder  schädlichen  Wirkungen  des  Gebrauches  der  Dinge 
die  Idee  des  Werthes  zu  verbinden.  Nichts  kann  wahr  sein,  was  in 
seiner  Anwendung  das  einfachste  Bewusstsein  der  Wahrheit  beleidigt. 


44)  Ich  bemerke  ausdrücklich,  dass  ich  selbst  früher  der  Theorie  des  Gebrauchs- 
werllies  anhing  und  dass  meine  Polemik  nur  gegen  die  Sache,  nicht  gegen  Personen 
geht;  ich  weiss  es  sehr  wohl  zu  würdigen,  dass  für  weitverbreilele  falsche  Theorien, 
welche  das  Denken  wie  ein  nnwiderstehiiclies  Fiuidum  durchdringen,  nicht  die  Per- 
sonen, die  sich  zu  ihnen  bekennen,  verantworllich  gemacht  werden  können.  Ich  habe 
jedoch  schon  früher  den  Gebrauchswerlh  auf  Gebrauchsverhältnisse  zurückgeführt, 
wodurch  wenigstens  die  abslracle  Werlhschälzung  der  isolirten  Nützlichkeit  der  ein- 
zelnen Dinge  zurückgewiesen  und  ein  in  den  concreten  Gcbrauchsverhällnissen  lie- 
gendes Mass  des  Gebrauchswerlhes  gegeben  war.  (S.  mein  Leiirbuch  der  Volks- 
wirtkschaftsiehre  S.  232  Anm.) 
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Obgleich  die  Sache  durch  die  vorausgegangene  Erörterung  hinlänglich 
aufgeklärt  sein  dürfte,  wird  es  doch  nicht  liberliilssig  sein,  die  Conse- 
quenzeu  der  Theorie  des  Gebrauchswerthes  noch  an  einer  kleinen  Reihe 
von  lieispielen  zu  illustriren;  denn  es  handelt  sich  um  die  Ausrottung 
eines  verhängnissvollen,  in  der  iJoctrin  festgewurzelten  Irrthunies,  wel- 
cher, wie  die  menschlichen  Dinge  einmal  gehen,  vielleicht  noch  einige 
Zeit  hindurch  festgehalten  werden  möchte. 

Für  die  meisten  Menschen  ist  ausreichender  Schutz  gegen  die  Un- 
bilden der  Witterung  eine  Lebensfrage.  Viele  würden  sich  mit  aller 
Wahrscheinlichkeit  den  Tod  holen,  wenn  sie  z.  B.  eine  kalte  Winter- 
nacht, unter  dem  Wüthen  eines  entfesselten  Schneesturmes,  im  Freien 
zubringen  müssten.  Ein  Obdach,  ein  Zimmer,  ein  Bett  sind  für  sie 
Lebensbedingungen,  deren  Werth  sie,  wenn  die  Wirkung  entscheidet, 
dem  Werth  ihres  Lebens  gleichstellen  müssen.  Diese  »werthvollen« 
Güter  bietet  ihnen  jeder  Gastwirth  um  einen  kleinen  Betrag. 

Jemand  fällt  in  eine  gefährliche  Krankheit,  für  die  es  aber  ein 
specifisches  Heilmittel  gibt,  dessen  Anwendung  ihn  von  der  Gefahr  des 
Todes  erretten  wird.  Jede  Apotheke  liefert  dieses  Heilmittel  für  wenige 
Groschen,  obwohl  es  nach  der  Theorie  des  Gebrauchswerthes  unschätz- 
bar sein  mtisste. 

Jemand  leidet  an  nervöser  Erregtheit,  Magenschwäche  und  Schlaf- 
losigkeit; man  räth  ihm,  vor  dem  Schlafengehen  ein  Glas  Wasser  zu 
trinken,  das  seinen  Magen  kühlen,  seine  Nerven  beschwichtigen  und 
ihm  den  ersehnten  Schlaf  bringen  wird.  Schon  dieser  Uath  hätte  un- 
ermesslichen  Werth,  ebenso  aber  auch  das  Wasser,  und  sodann  das 
Gefäss,  aus  dem  es  getrunken  wird.  Wie  gelangt  man  dazu,  eine  Rang- 
ordnung zwischen  diesen  unschätzbaren  Gütern  herzustellen?  Die  Wirk- 
lichkeit der  Dinge  liefert  sie  alle  drei  fast  umsonst. 

Jemand  muss  von  Hamburg  nach  Berlin  reisen  und  die  wichtigsten 
Interessen  machen  es  nöthig,  dass  er  diese  Reise  an  einem  Tage  zurück- 
legt. Er  kann  diese  ihm  werthvolle  Reisegelegenheit  an  der  Eisenbahn- 
kasse um  wenige  Thaler  haben.  Wie  würde  er  erstaunen,  w^nn  die 
Eisenbahnverwaltung  die  Theorie  des  Gebrauchswerthes  auf  ihn  anwen- 
dete! Doch  was  wollte  er  als  Smithianist  antworten,  wenn  man  ihm 
auf  sein  Verlangen  nach  einem  Fahrbillet  an  der  Kasse  folgendermassen 
aufwartete:  Mein  Herr,  die  Reise,  welche  Sie  zu  machen  beabsichtigen, 
hat  für  Sie  den  Umständen  gemäss  einen  Gebrauchswerth  von  vielen 
tausend  Thalern;  Sie  können  nicht  verlangen,  dass  wir  Ihnen  diesen 
hohen,  ja  vielleicht  für  Sie  unschätzbaren  Werth  für  ein  Paar  Thaler 
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ablassen;  die  Verwaltung  ist  berechtigt,  nach  den  strengen  Regeln  der 
Wissenschaft  von  Ihnen  für  ein  Billet  nach  Berlin  1000  Thaler  zu  er- 
heben. Würde  es  ihm  etwas  helfen,  sich  darauf  zu  berufen,  dass  der 
Tauschwerth  »nicht  immer«  mit  dem  Gebrauchswert!!  parallel  läuft? 

Die  Elementarkenntnisse,  Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  sind  für  die 
Menschen  äusserst  nutzbringend.  Ihr  Besitz  bedingt  nicht  nur  das  Ein- 
dringen in  jegliches  höhere  ^Vissen,  sondern  er  ist  für  die  Erfolge  der 
Berufsthätigkeit ,  für  das  Fortkommen  im  Leben,  für  alle  möglichen 
Lebensangelegenheiten  geradezu  unentbehrlich.  Es  gibt  in  unserer  pa- 
l)ierenen  Zeit  Nichts,  was  ihrem  »Gebrauchswerthe«  gleichkäme  im 
Reich  des  Geistes.  Sind  nun  vielleicht  die  Elemeutarlehrer,  denen  wir 
den  unschätzbaren  Besitz  dieser  Kenntnisse  verdanken,  die  werthvollsten 
Personen  im  Staate  der  Intelligenz?  Hat  man  doch  geäussert,  dass 
die  preussischen  Volksschullehrer  die  Schlacht  bei  Sadowa  gewonnen 
haben ! 

Die  reichsten  und  höchstgestellteu  Personen  sind  den  gemeinen 
Bedürfnissen  des  Lebens  unterworfen,  ebenso  gut  wie  die  armen  und 
niedrigen  Sterblichen.  Sie  müssen  essen,  trinken,  schlafen,  wohnen, 
sich  kleiden  wie  die  geringsten  ihrer  Mitmenschen.  Die  Verrichtungen, 
welche  ihnen  die  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  möglich  machen,  sind 
für  sie  um  so  viel  wichtiger  und  unerlässlicher,  als  eine  grössere  Fülle 
von  dem  Reichthum  des  Culturdaseins  bei  ihnen  in  Frage  steht.  Was 
würde  aus  Rothschild  werden ,  wenn  er  sein  eigener  Stiefelputzer  und 
Stallknecht  sein  müsste?  Was  aus  der  Majestät  der  englischen  Krone, 
wenn  die  Königin  von  England  sich  selbst  ihr  Wasser  tragen,  selbst 
ihr  Zimmer  reinigen,  selbst  ilire  Suppe  kochen,  selbst  ihre  Gewänder 
nähen  müsste?  Die  niedrigen  Dienstleistungen,  welche  in  ihrem  Haus- 
halt verrichtet  werden,  haben  einen  »Gebrauchswerth«,  der  bis  an  den 
Glanz  und  die  Erhabenheit  der  englischen  Königswürde  hinaufreicht, 
ist  dies  ein  Werth,  wie  ihn  die  positive  Ordnung  der  Dinge  aner- 
kennt ? 

Freilich  hat  St.  Simon  gesagt,  Frankreich  würde  Nichts  verlie- 
ren, wenn  in  einer  schönen  Nacht  alle  seine  Prinzen  und  Prinzessin- 
nen, alle  seine  Bischöfe  und  Erzbischöfe,  alle  seine  Marschälle  und 
Grosswürdenträger  aufgehoben  und  in  das  Land  versetzt  würden,  wo 
der  Pfeffer  wächst.  Allerdings  ist  es  wahr,  dass  alle  diese  Personen 
kein  Wasser  tragen,  keine  Schuhe  flicken,  kein  Brod  backen,  kurz, 
Nichts  leisten,  was  die  gemeine  Utilität  unmittelbar  befriedigt.  Aber 
St.  Simon  war  ein  Socialist;  er  hatte  wahrscheinlich  bei  Ad.  Smith 
gelesen,  dass  das  Wasser  einen  unschätzbaren  und  der  Diamaut  eigent- 
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lieh  gar  keinem  Wcrth  hat.  Sicherlich  hat  den  aufrichtigen  Mann  die- 
ser »bedenkliche  Widersiiruch«  davon  überzeugt,  dass  man  Socialist 
sein  müsse,  um  den  Werth  der  Dinge  gehörig  verstehen  zu  können. 

Man  wird  nun  vielleicht  darauf  entgegnen  wollen,  dass  es  trotz- 
dem feststehe,  dass  die  Dinge  einen  der  Wirkung  ihres  Gebrauches 
entsprechenden  Grad  von  Nützlichkeit  für  die  Mcmschen  haben ,  und 
dass  Nichts  im  Wege  stehe,  diesen  Nützlichkeitsgrad  mit  dem  Aus- 
drucke Gebrauchswerth  zu  bezeichnen,  wenn  man  nur  das  Gewicht  auf 
den  Werth  des  Gebrauches  lege  und  die  Begriffe  des  Tauschwer- 
thes  und  Preises  streng  davon  ausscheide.  Wäre  diese  Controverse 
nur  ein  Wortstreit  und  hinge  nicht  die  principielle  Auffassung  der 
wirthschaftlichen  Dinge  davon  ab,  so  wäre  hiegegen  Nichts  zu  erinnern ; 
allein  schon  der  Umstand,  dass  die  ganze  bisherige  Theorie  es  für  ihre 
Aufgabe  hielt,  sich  durch  die  ßegritfe  Gebrauchs-  und  Tauschwerth 
hindurchzuwinden,  und  sich  um  die  Aufklärung  dieses  Gegenstandes 
mit  stets  wiederkehrenden  Anstrengungen  bemühte,  dürfte  dagegen 
sprechen,  dass  es  sich  hier  um  einen  blossen  Wortstreit  handelt.  Ich 
glaube,  man  verwechselt  auch  hier  die  technische  Nützlichkeit  mit  der 
wirthschaftlichen,  die  technische  Wirkung  mit  dem  Werthe.  Wäre  die 
Wirthschaft  nur  ein  System  von  technischen  Nützlichkeitsverhältnissen, 
dann  könnte  man  die  Idee  eines  Gebrauchswerthes,  obgleich  es  eine 
unpassende  Ausdrucksweise  wäre,  einräumen;  allein  den  eigentlichen 
und  realen  Begriff  des  Werthes  müsste  man  dann  aus  der  Wirthschafts- 
theorie  herausnehmen,  er  würde  nicht  in  diese  Theorie,  sondern  in  die 
Theorie  des  Rechts  gehören.  Chemie  und  Physik  handeln  nicht  von 
Werthen,  sondern  von  technischen  Naturverhältnissen;  wenn  sie  von 
Werth  sprechen,  so  geschieht  das  mit  dem  Bewusstsein  einer  bildlichen 
Ausdrucksweise.  Ist  aber  die  Wirthschaft  kein  System  von  Naturver- 
hältnissen, sondern  von  Vermögensverhältnissen,  so  muss  der  Werth 
von  der  Wirthschaftstheorie  in  seiner  eigentlichen  und  wahren  Bedeu- 
tung als  Vermögeusbegriff  genommen  und  behandelt  werden.  Ist 
der  Werth,  wie  oben  nachgewiesen  wurde,  ein  \'ermögensbegriff,  so  ist 
es  von  entscheidender  Wichtigkeit  für  die  Wissenschaft  und  für  das 
Leben,  einen  richtigen,  klaren  und  stichhaltigen  Vermögeusbegriff  zu 
geben,  denn  weder  die  Wissenschaft  noch  das  Leben  könnte  ausserdem 
zu  befriedigenden  und  mit  der  wirklichen  Ordnung  der  Dinge  verein- 
baren Resultaten  gelangen.  Die  Menschen,  wie  sie  insgemein  sind, 
leben  nach  Vermögensbegriffen  und  nehmen  sie  zum  Massstab  ihrer 
wirthschaftlichen  Handlungen  und  ihrer  Beurtheilung  der  wirthschaft- 
lichen Dinge.     Die  Anwendung  eines  falschen  VermögensbegriÖes  kann 
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nur  unheilvolle  Folgen  nach  sich  ziehen;  werden  die  Menschen  von 
einem  solchen  falschen  Begriffe  beherrscht,  so  werden  sie  auch  das 
Leben  darnach  gestalten  wollen  und  damit  ist  die  Mine  gelegt,  durch 
welche  die  positive  Vermögensordnung  in  die  Luft  gesprengt  wird. 

Wer  das  Vermögen  und  die  irdischen  Genüsse,  zu  denen  es  ver- 
hilft, gering  schätzt,  der  wird  auch  auf  den  Werth  der  Dinge  kein  Ge- 
wicht legen.  Er  legt  an  die  Güter  des  Lebens,  so  weit  er  es  im  Zu- 
sammenleben mit  seinen  Nebenmenschen  durchzuführen  vermag,  einen 
anderen  Massstab  an,  als  er  nach  den  Regeln  des  unter  den  Menschen 
herrschenden  Vermögensrechtes  angelegt  werden  muss.  Er  wird  frei- 
lich Gold  und  Diamanten  gering  achten,  aber  ebenso  auch  die  Gegen- 
stände der  gemeinen  Utilität,  von  denen  unsere  natürliche  Beschaffen- 
heit unsere  nackte  Existenz  abhängig  macht.  Wasser  und  Brod  werden 
einem  Solchen  nicht  Güter  von  unschätzbarem  Werthe  sein;  sollte  er 
in  die  Lage  kommen,  Gold  und  Diamanten  gegen  ein  Stück  Brod  oder 
einen  Trunk  Wassers  dahingehen  zu  können,  so  wird  er  es  thun,  aber 
nicht,  um  gegen  einen  geringen  Werth  einen  höheren  einzutauschen, 
sondern  weil  der  Werth  keine  Gewalt  über  ihn  hat.  Die  Theorie  des 
Smithianismus  über  unseren  Gegenstand  kann  also  nicht  etwa  insofern 
gerettet  werden,  als  ob  sie  erhaben  wäre  über  die  gemeinen  Vorur- 
theile  der  schwachen  Menschenkinder;  sie  hat  Nichts  gemein  mit  der 
von  dem  Christenthum  verkündigten  Lehre  von  der  Nichtigkeit  aller 
irdischen  Dinge  oder  auch  nur  mit  der  Philosophie  eines  Diogenes. 

Ich  habe  bereits  anderwärts  mehrfach  behauptet  und  nachgewie- 
sen, dass  der  Smithianismus  die  eigentliche  Vorschule  des  Socialismus 
ist  und  dass  es  gerade  die  in  dem  ersteren  enthaltenen  Lebensanschau- 
ungen sind,  aus  welchen  die  Socialisten  ihr  System  für  die  Herstellung 
einer  neuen  Gerechtigkeit  und  einer  völlig  neuen  Gesellschaftsordnung 
für  die  Menschen  ableiten.  Dies  gilt  nun  insbesondere  auch  rücksicht- 
lich der  Theorie  des  Werthes. 

Wenn  es  angeht,  mit  der  technischen  Nützlichkeit  der  Dinge  die 
Idee  des  Werthes  zu  verbinden,  dann  folgt  unabweislich,  dass  diejeni- 
gen den  Werth  der  Dinge  erzeugen,  welche  ihre  technisch  nützlichen 
Eigenschaften  hervorbringen.  Die  Arbeit,  welche  diese  hervorbrin- 
gende Wirkung  hat,  ist  folglich  die  Ursache  des  Werthes.  Dies  ist 
eine  Folgerung,  gegen  welche  vom  Standpunkt  des  Smithianistischeu 
Gebrauchswerthcs  Nichts  eingewendet  werden  kann.  Zwar  würde  dar- 
aus noch  nicht  folgen,  dass,  weil  die  Arbeit  den  Werth  der  Producta 
hervorbringt,  den  Arbeitern  auch  die  Arbeitsproductc  nach  \'erhältniss 
ihres  Werthes  gehören  müssen.     Allein  der  Socialismus  nimmt  es  mit 
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der  Corrcctheit  seiner  Deductionen  nicht  eben  genau;  er  weiss,  dass 
der  Sniitliianisnms  ilnn  in  der  Verdiinkehiiig  der  VVirth.sciiat'kbeiirirte 
trefflich  vorgearbeitet  hat,  und  duss  er  in  diesem  ßegriffsdunkel  seine 
Sache  ziendich  ungestört  vor\värt>  bringen  iiann.  Kr  liihlt  in^tinkt- 
mässig  aus  dem  Leben  —  denn  die  Wissenschaft  hat  es  ihm  nicht  ge- 
sagt, dass  der  Wertli  die  Vermögensquahtät  der  Güter  sei  — ,  dass  der 
Werth  mit  der  Vcrmögensgewalt  zusammenhängt,  und  dieser  unbewusste 
Zusammenhang  genügt  ihm,  um  die  Ansprüche  der  Arbeit  auf  den 
Werth  der  Arbeitspruducte  für  begründet  ansehen  zu  können,  üeber- 
diess  lehrt  der  Smitliianisnuis,  dass  der  Productionsertrag  den  Inhabern 
der  Productiüns(iuellen  geiiöre;  die  Socialisteu  erkennen  nun,  gestützt 
auf  den  vorhin  ausgesprochenen  Satz,  nur  die  Arbeit  als  productiv  an, 
das  »Capital«  ist  ihnen  ein  Raub  an  der  Arbeit,  damit  glauben  sie 
genug  bewiesen  zu  haben.  Aus  dem  Begriff  des  Tauschwerthes,  welcher 
nach  der  herrschenden  Lehre  nur  die  Fähigkeit  der  Güter  bedeu- 
tet, gegen  andere  Güter  ausgetauscht  zu  werden,  folgt  ohnehin  noch 
Nichts  über  die  persönliche  Zuständigkeit  derselben  oder  über  ihre  ver- 
mögensrechtliche Vertheilung.  Die  Idee  des  Gebrauchswerthes  erscheint 
mithin  als  ein  wesentliches  Glied  in  der  Gedaukeukette  des  Socialis- 
mus,  sie  ist  eine  vortreffliche  Waffe,  um  damit  über  die  »faulen  Droh- 
nen« der  Gesellschaft  herzufallen.  Ohne  die  Theorie  des  Gebrauchs- 
werthes müsste  der  Socialismus  seine  Ansprüche  aus  Rechtsbegriffen 
herleiten,  er  müsste  sich  in  das  System  der  Rechtsordimng  hinein  ver- 
setzen; allein  der  Jurisprudenz  fühlt  er  sich  nicht  gewachsen,  wohl 
aber  dem  Smithianismus,  in  dessen  Grundanschauungen  er  zu  Hause  ist. 
Zwar  hat  ein  Bentham  das  Princip  der  Utilität  in  das  Recht  einzu- 
führen versucht;  allein  man  braucht  nur  die  Theorie  des  Gebrauchs- 
werthes, wie  es  in  dieser  Abhandlung  versucht  wurde,  mit  einigem 
Ernste  in  ihre  Consequenzeu  zu  verfolgen,  um  die  gründliche  Ueberzeu- 
gung  von  der  Unausführbarkeit  einer  utilitarischen  Rechtsordnung  zu 
gewinnen.  Es  möge  gestattet  sein,  die  Worte  hier  zu  wiederholen, 
welche  v.  Raum  er  seiner  wohlerwogenen  Kritik  über  Bentham  ein- 
gefügt hat:  »Die  Nützlichkeitslehre,  wie  sie  Thrasymachus  in  Platon's 
Republik  vorträgt,  hat  eine  ganz  andere  Frische,  als  wenn  sie  jetzt 
aus  modernen  Kaufläden  und  Börsen  (und  Werkstätten,  setzen  wir  hin- 
zu) hervorwächst.  Epikur's  System  besteht  zu  seiner  Zeit  als  ein  ver- 
fehlter wissenschaftlicher  Versuch,  ist  aber  doch  in  dem  Gange  der 
Geschichte  begreiflich  und  natürlich;  jetzt  unter  dem  anmasslichen  Na- 
men der  Wissenschaft  hingestellt,  erscheint  es  so  thöricht  als  verdamm- 
lich.  Allerdings  kann  man  durch  Umdeutuug:  gut  und  wahr,  und  nütz- 
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lieh,  und  menschenfreundlich  und  eigenliebig  u.  s.  w.  als  gleichbedeu- 
tend, als  synonym  darstellen.  Allein  in  der  Regel  läuft  dies  auf  Sophi- 
stik,  auf  Einschmuggeln  der  Lüge  und  des  Bösen  hinaus.  Und  wozu 
das  Chaos  der  Sprache  herstellen,  nachdem  die  wissenschaftliche  Arbeit 
von  Jahrtausenden  den  Begriff  und  die  Bedeutung  der  Worte  ergrün- 
det, gesondert  und  festgestellt  hat?  Wer  den  Ertrag  dieser  Arbeit 
nicht  kennt  und  versteht,  lebt  auch  sein  Leben  bis  zu  Ende,  nur  nicht 
innerhalb  der  wissenschaftlichen,  der  philosophischen  Kreise*'^).« 

Es  dürfte  daher  nicht  überflüssig  sein,  diejenigen,  welche  uns  Ge- 
setze geben  und  uns  regieren,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass, 
wenn  sie  Eigenthum,  Industrie,  Handel,  kurz,  alle  Einrichtungen  der 
W^irthschaft  civilisirter  Völker,- retten  wollen,  sie  dieselben  aus  der  ge- 
fährlichen Umschlingung  der  Smithianistischen  Wirthschaftstheorie  be- 
freien müssen.  Zudem  bewegt  sich  das  Naturrechtssystem  des  Adam 
Smith  in  einem  noch  viel  engeren  Gesichtskreis,  als  das  des  Jere- 
mias  Bentham. 

Adam  Smith  erblickte  in  der  Bedürfnissbefriedigung  —  Consum- 
tion  —  den  alleinigen  Endzweck  der  Production;  hienach  muss  folge- 
recht der  Gebrauchswerth  der  entscheidende  Massstab  der  Wirthschafts- 
ordnung  sein,  denn  es  ist  eben  die  technische  Nützlichkeit  der  Dinge, 
welche  uns  die  nach  Naturgesetzen  erfolgende  Befriedigung  unserer 
Bedürfnisse  ermöglicht.  V^on  hier  aus  gibt  es  nun  durchaus  keinen 
vermittelnden  Uebergang  zum  Tauschwerth,  denn  es  ist  gewiss  un- 
richtig, dass  der  Gebrauchswerth  die  Grundlage  des  Tauschwerthes  sei, 
wie  in  den  vorausgehenden  Beispielen  zur  Genüge  gezeigt  wurde.  Im 
Gegentheil,  hier  besteht  ein  Gegensatz,  welcher  geradezu  einer  Spal- 
tung des  Wirthschaftssystems  in  zwei  gänzlich  disparate  Bestandtheile 
gleichkommt.  Der  Preis  der  Dinge  verschliesst  im  wirklichen  Leben 
an  tausend  und  tausend  Stellen  den  freien  Zugang  zur  ausreichenden 
Versorgung  mit  den  nach  Smith  allein  werthvollen  Gütern;  wie  kann 
nach  Smith  Vernunft  darin  liegen,  dem  Besitzer  eines  Diamanten  die 
Verfügung  über  10  Jahre  Arbeit  zu  verleihen,  kurz,  gerade  den  werth- 


45)  F.  V.  Raum  er,  Ueber  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Begriffe  vou 
Recht,  Staat  und  Politik  S  249  ff.  (3.  Aufl.)  In  der  Tliat  ist  die  Verzerrung  der 
Worte  und  das  sophistische  llmnennen  der  Begriffe  auch  ein  hervorstechendes  Merk- 
mal im  Systeme  des  Adam  Smith,  dem  Einwerfen  trüben  Schlammes  in  reines 
Quellwasser  vergleichbar.  I\lan  darf  nur  die  Smithianistischen  Begriffe  in  ihre  ur- 
sprünglichen reinen  Rechtsbegriffc  zurückdenken  und  mit  der  Gesammllieit  der  Rechts- 
institute in  Zusammenhang  setzen,  um  sich  der  Verirrungen  jener  Theorie  zu  ent- 
ledigen. 
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losesten  Dinp;on  die  meiste  Arbeit  zu  widmen?  Aus  diesem  Widersj)ruch 
kann  es  oH'ciisiclitlicli  i<eine  Itettun;,'  geijen.  ausser  in  der  Iitickkchr 
zum  Naturzustand  oder  im  Communisinus.  Im  letzteren  Falle  wurde 
der  Tiiuschwerth  ganz  verschwinden,  im  ersteren  wüideu  die  "frivolen 
Nichtigkeiten«  des  Cultuilebens  auf  ein  verschwindendes  Mininmni  her- 
absinken. Es  zeigt  sich  hiedurch,  dass  sich  in  dem  Smithischen  System 
die  Gedankenrichtung  der  Zeit,  in  der  es  ciitstand .  sehr  bemerkbar 
wiederspicgelt. 

Es  wurde  bereits  oben  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  der  Ge- 
brauchswcrth ,  obwohl  er  von  Adam  Smith  nicht  weiter  ausdrucklich 
erörtert  wurde,  doch  in  seiner  Theorie  stillschweigend  eine  sehr  erheb- 
liche Rolle  spielt;  dies  soll  nun  in  einigen  wichtigen  Beziehungen  noch 
näher  dargethan  werden. 

Haben  die  Güter  einen  Werth  im  Verhältniss  des  Nutzens,  den 
wir  aus  ihrem  Gebrauche  ziehen,  so  ist  dieser  Werth  den  Umständen 
und  Personen  nach  sowohl  höchst  veränderlich,  als  auch  insbes(jndere 
an  und  für  sich  unbegrenzt.  Wer  vermöchte  dem  Werth  des  Wassers, 
der  Speisen  u.  s.  w.  eine  Grenze  zu  ziehen,  wenn  man  den  Massstab 
unserer  Lebenserhaltung  oder  auch  nur  unserer  Befriedigung  daran  an- 
legt? Ist  einmal  der  Gebrauchswerth  ein  reeller  Begriff  in  der  Wirth- 
schaft,  dann  kann  natürlich  nicht  blos  der  Gebrauchswerth  des  Natur- 
zustandes berücksichtigt  werden,  sondern  es  wird  jedes  Individuum  den 
Massstab  seiner  Lebensbefriedigung  an  die  Güter  des  Lebens  anlegen. 
Hienach  kann  nun  zunächst  keine  gemeinsame  Werthordnung  mehr  be- 
stehen, sondern  es  herrscht  der  Individualismus  unumschränkt  über  den 
W^erth  der  Güter.  Auch  könnte  es  keine  gemeinschaftlichen  Wirth- 
schaftseinrichtungen  mehr  geben,  weil  dieselben  dem  Individuum  in  der 
atomistischen  Realisirung  seiner  Werthschätzung  der  Dinge  tausend- 
fältigen Zwang  anthun  würden.  Hieraus  folgt  also  n)it  Nothwendigkeit 
die  Zerreissung  des  historisch  ausgebildeten  volkswirthschaftlichen  Ver- 
bandes der  Völker  und  ihre  Auflösung  in  unverbunden  neben  einander 
stehende  Einzelwirthschaften,  denn,  lehrt  Adam  Smith,  jedes  Indivi- 
duum versteht  seine  Interessen  am  besten  und  weiss  sie  am  besten  zu 
verfolgen.  Dies  ist  wohl  selbst  vom  Standpunkte  des  Gebrauchswerthes 
kaum  richtig;  aber  angenommen,  es  wäre  richtig,  so  lässt  sich  doch 
damit  das  Princip  der  individualistischen  Wirthschaftsbeherrschung  mo- 
tiviren.  Damit  steht  dann  weiterhin  das  Smithianistische  Princip  der 
freien  Concurrenz  im  engsten  Zusammenhang.  Denn  haben  rlie  Güter 
wirklich  ihrer  technischen  Nützlichkeit  nach  einen  unbegrenzten,  durch 
keine  menschliche  Weisheit  voraus  bestimmbaren  Werth,  so  ist  es  aller- 
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dings  consequent,  sie  auf  das  Feld  einer  unbegrenzten  Werthsteigerung 
zu  versetz«!],  mit  anderen  Worten,  sie  dem  Speculationswucher  der  ab- 
stracten  Eigentbumsgewalt  preiszugeben.  Wer  kann  sich  darüber  be- 
klagen, wenn  die  freie  Concurrenz  ihm  für  ein  Glas  Wasser,  für  ein 
Stück  Brod  sein  halbes  Vermögen  abfordert,  da  ihm  doch  sein  Leben 
noch  viel  mehr  werth  sein  wird  V  Lehrt  ja  doch  die  Theorie,  dass  jeder 
Handel  unberechenbaren  Nutzen  bringt,  weil  er  Gebrauchswerthe  lie- 
fert, die  man  vorher  nicht  hatte.  Freilich  werden  solche  äusserste 
Eventualitäten  sich  nur  in  Nothfällen  ereignen;  allein  dies  hindert 
nicht,  dem  Princip  der  abstract  freien  Preisbildung  entgegenzutreten, 
welches,  wenn  auch  in  viel  geringeren  Dimensionen,  den  positiven  Werth 
der  Güter  verkehrt  und  der  Lebensbefriedigung  der  Menge,  nach  der 
Wirklichkeit  der  Dinge  bemessen,  einen  unübersehbaren  Abbruch  berei- 
tet. Erinnerte  man  sich,  dass  es  die  in  der  Gesellschaft  bestehende 
Vermögensherrschaft  ist,  welche  den  Preis  der  Dinge  hervorbringt  und 
dass  dieser  nicht  an  einem  vorgeblichen  Gebrauchswerth  gemessen  wer- 
den kann,  so  würde  folgen,  dass  die  Vermögens-  und  überhaupt  die 
Rechtsordnung  so  bestellt  sein  muss,  dass  die  masslose  Speculation 
auf  die  Gegenstände  des  Lebensbedarfs  in  Schranken  gehalten  und  dem 
Volke  nicht  der  Segen  der  Arbeit  in  Unsegen,  Schmutz  und  Mangel 
verkehrt  werden  kann. 

Freilich  wird  man  entgegnen,  dass  die  willkürliche  Werthbildung 
an  dem  Kostenaufwand  ihren  natürlichen  Regulator  findet.  Ich  kann 
diesem  x\rgumente  nicht  das  geringste  Gewicht  beilegen.  Abgesehen 
davon,  dass  die  Kosten  sehr  verschieden  aufgefasst  werden  und  der 
ganze  »übliche«  Speculationsprofit  mit  eingerechnet  werden  kann,  so  ist 
dies  lediglich  ein  formales  Princip,  welches  jegliche  Preissteigerung 
zulässt.  Wenn  die  Wirthschaft  eines  Volkes  sich  dahin  gestalten  sollte, 
dass  die  Production  eines  Scheffels  Getreide  100  Thaler  kosten  würde, 
so  wäre  der  Preis  von  100  Thalern  für  einen  Scheffel  Getreide  noch 
immer  ein  regelrechter  und  »natürlicher«  Preis.  Es  handelt  sich  aber 
darum,  eine  unnatürliche,  den  Lebensanforderungen  gebildeter  Völker 
widersprechende  Wirthschaftsweise  mit  den  darin  liegenden  Kosten-  und 
Preisbildungen  zu  verhüten,  und  hiezu  findet  sich  in  dem  Smithischen 
System  der  haaren  Eigenthumswillkür  keine  Spur  eines  Versuches.  Ent- 
weder ist  es  unnatürlich  und  widersinnig,  für  ein  Gut,  dem  wir  die 
Erhaltung  unseres  Lebens  verdanken,  mit  Pfennigen  und  Groschen  zu 
bezahlen,  oder  der  Werth  und  Preis  der  Güter  haben  Nichts  mit  den 
nützlichen  Wirkungen  ihres  Gebrauches  zu  schaffen ,  und  es   sind  dies 
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Momente,    welche  mit  der  Gesammtordnung   des   menschlichen   C'iiltiir- 
lebcns  in  Uehereinstimmiuij^  eilüilten  werden  müssen. 

Man  kann  nun  noch  weiter  j^^ehen  und  den  Be^^rif!'  des  Gebrauchs- 
werthes  von  den  Gütern  auch  auf  die  Verrichtun}j;en  übertragnen,  durch 
welche  sie  entstehen.  Dai'iiach  müsste  die  Arbeit  Werth  haben  im  \'('r- 
hältniss  des  Grades  der  Nützlichkeit  ihrer  technischen  Producte**).  Im 
Smithianismus  gilt  ohnehin  die  Arbeit  nur  für  ein  (iut,  welches  wie 
jede  andere  Waare  in  den  Verkehi'  gebracht  wird  und  seinen  Preis  aus 
den  Ergebnissen  der  Concurrenz  erhält.  I)('r  unbegrenzte  Gebrauch.s- 
werth  der  Arbeit  und  folglich  die  Möglichkeit  einer  unbegrenzten  Stei- 
gerung ihres  Preises  sind  also  wesentliche  IJestandtheile  dieser  'J'heorie. 
Hier  tritt  nun  freilich  das  bekannte  Populatiunsgesetz  hinzu,  welches, 
unter  der  Supposition,  dass  die  Arbeiter  nur  von  dem  natürlichen  Ge- 
nerationstrieb beherrscht  werden,  ihrer  Concurrenz  eine  wesentlich 
negative  Bedeutung  gibt.  Das  auch  auf  sie  angewendete  formale  Ge- 
setz der  Preisregulii'ung  nach  den  Kosten  erhält  also  hier  einen  be- 
stimmten Inhalt,  der  freilich  in  beliebigen  Dimensionen  herumschwan- 
ken kann.  Dass  nun  alle  diese  »Gesetze«  willkürliche  Behauptungen 
sind  und  keinerlei  wissenschaftlichen  Beweis  enthalten,  dürfte  jetzt 
wohl  so  ziemlich  feststehen ;  es  ist  aber  von  Interesse,  zu  beachten,  wie 
die  Begriffe  des  Smithischen  Systems  in  der  Sphäre  der  Arbeit  trotz 
der  gegen  sie  ostentirten  Befreiungs-  und  Gleichstellungstendenz  sofort 
eine  andere  Färbung  annehmen,  als  in  der  Sphäre  des  Capitals  "*') ;  ein 
deutlicher  Beweis,  dass  die  Verhältnisse,  in  denen  der  positive  Mensch 
lebt,  sich  nicht  in  todte  Schemata  einzwängen  lassen. 


46)  Wie  will  man  es  denn  einer  Fabrikarbeiterin,  ivelclie  die  „werthvollsten" 
Güter  hervorbringt,  verwehren,  ihr  Loos  mit  dem  einer  Ballettänzerin,  die  gar  kei- 
nen „Nutzen"  in  der  Gesellschaft  stiftet,  zu  vergleichen  und  auf  die  Idee  zu  kom- 
men, dass  vielleicht  das  freie  Laufenlassen  der  JN'aturlriebe  ihr  mehr  Gerechtigkeit 
bringen  wird  oder  dass  die  Gesellschaft  nichts  als  eine  Assekuranz  für  Widersinnig- 
keiten sei? 

47)  Warum  wird  nicht  von  der  Theorie  behauptet,  dass  die  Concurrenz  keinem 
Capilalisten  einen  grösseren  Profit  aus  seinem  Geschäfte  zu  machen  erlaube,  als  zu 
seinem  Lebensunterhalt  noihwendig  sei?  Dies  liälte  mindestens  eben  so  viel  Sinn, 
wie  die  gleiche  Behauptung  rücksichtlich  der  Arbeiter.  Der  Begriflf  der  Prodac 
lionskosten  Hesse  sicii  auf  den  Capitalisten  so  gut  anwenden,  wie  auf  den  Arbeiter. 
Und  warum  sollte  es  nicht  denkbar  sein,  das  „Capital"  einfach  aus  der  Reihe  der 
activen  Concurrenzmäohte  zu  streichen  und  nur  die  Concurrenz  der  Menschen  unter 
einander  bestehen  zu  lassen?  Die  Zukunft  wird  sicher  dergleichen  Theorien  zur 
Welt  bringen ,  wenn  der  Auflösung  des  positiven  Rechtsbewusstseins  nicht  Einhalt 
geschieht. 
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Bekanntlich  ist  es  der  Gedanke  des  Gebrauchswerthes  der  Arbeit, 
mit  anderen  Worten,  ihrer  technischen  Unentbehrlichkeit ,  welcher  der 
heutigen  socialistischen  Bewegung  und  insbesondere  der  Coalitionsbewe- 
gung  eine  Stütze  verleiht.  Wir  billigen  den  Coalitionswucher  ebenso 
wenig  wie  den  Speculationswucher ;  denn  es  steckt  keine  Lebenswahr- 
heit in  beiden.  Ist  es  aber  zu  verwundern,  wenn  die  Arbeiter,  nach- 
dem endlich  die  falschen  Theorien,  die  in  der  Gegenwart  die  Norm 
der  Dinge  abgeben,  bis  zu  ihnen  gedrungen  sind,  sie,  gereizt  von  dem 
Bewusstsein,  dass  der  Segen  der  Arbeit  ihnen  genommen  sei.  und  ge- 
hetzt von  ihren  angeblichen  Freunden,  in  ihrer  Weise  auffassen  und 
auch  einmal  den  Trumpf  der  Concurrenz- ausspielen V  Sie  sind  ein- 
sichtsvoll genug,  um  zu  wissen,  dass  die  Coalition  nur  eine  Waffe  des 
Kriegs  gegen  Unterdrückung  und  keine  Einrichtung  des  Friedens  und 
der  Ordnung  sein  kann.  Aber,  beherrscht  von  der  Theorie  des  Ge- 
brauchswerthes, müssen  sie  der  bestehenden  Vermögensordnung,  zumal 
Angesichts  ihrer  missbräuchlichen  Verzerrung,  abtrünnig  werden  und 
dem  reinen  Socialismus  zur  Beute  fallen.  Jede  Schuld  bestraft  sich, 
so  will  es  die  ewige  Gerechtigkeit,  und  wir  glauben,  dass  unser  vom 
Smithianismus  angefülltes  Jahrhundert  nicht  zu  denjenigen  gehört, 
welche  die  geringste  Schuld  auf  sich  geladen  haben. 


VI. 

lieber   die  Bundeszollgemeinschaft 
Nordamerikas. 

Von 
CiJ.  Fi.*«chcr. 

Wir  veröffentlichen  unter  diesem  Titel  die  Fortsetzunj,'  der  von 
dem  Verf.  in  diesen  Jalirbücliern  Bd.  VII  S.  22.3  —  304  und  Bd.  VIII 
S.  252  —  350  publicirten  Abhandlungen  und  sind  damit  genöthigt,  die 
Reihe  dieser  Artikel,  wenn  gleich  unvollendet,  zu  schliessen.  J  'er  nach- 
stehende auch  als  Fragment  werthvolle  Aufsatz  ist  das  Manuscript, 
welches  sich  in  der  Hinterlassenschaft  des  im  März  1868  im  Alter  von 
65  Jahren  als  Professor  der  Staatswissenschaften  an  der  Universität  zu 
Jena  verstorbenen  Verfassers  vorfand.  Möge  das  Nachfolgende  zugleich 
dienen,  das  Andenken  an  einen  Mann  wachzurufen,  der  durch  eine 
siebenunddreissigjährige  ehrenvolle  Lehrthätigkeit  in  der  dankbaren 
Erinnerung  seiner  vielen  einstigen  Zuhörer  und  Schüler  fortleben  wird 
und  dessen  Verlust  als  eines  fleissigen  und  geschickten  Mitarbeiters  an 
dieser  Zeitschrift   wir  besonders   bedauern  müssen. 

Die  Redaction. 


Um  das  Wesen  derjenigen  Zollgemeinschaft  unter  mehreren  Staaten, 
welche  auf  einer  Bundesverfassung  beruht  und  die  wir  deshalb  Bundes- 
zollgemeinschaft nennen  können,  sowie  den  Unterschied  derselben 
von  den  bereits  besprochenen  beiden  Arten  eines  Zollverbandes  zu 
untersuchen'^*^),  müssen  wir  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
den  Schweizerbund  in's  Auge  fassen ;  denn  diese  beiden  Staatenvereine 
waren  bis  zur  Gründung  des  norddeutschen  Bundes,  wenn  auch  nicht 
die  einzigen,  doch  die  wichtigsten^*^),  in  welchen  mit  dem  Uebergange 

244)  Vergl.  diese  Jahrbb.  Bd.  VII  S.  23ö  t. 

245)  Wenn  auclt  in  einigen  Bundesrepubliken  Mittel-  und  Südamerikss,  welchen 
die  Verfassung-  der  Vereinigten  Staaten  als  Vorbild  gedient  hat,  mit  der  .\nnaiime 
einer  Bundesverfassung  Zollgemeiuschaft    eingeführt  worden   ist,   so   scheint   es  doch 
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vom  Staatenbunrle  zum  Bundesstaate  Verkehrsfreiheit  im  ganzen  Bundes- 
gebiete und  ein  gemeinschaftliches  Grenzzollsystem  eingeführt  wurde. 

Die  Bundeszollgemeinschaft  ist  im  Jahre  1789  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  zum  ersten  Mal  zu  Stande  gekommen.  Ihre 
Entstehung  ist  daher  älter,  als  die  der  Zollverbände,  aber  wie  diese 
eine  sehr  neue  Erscheinung  in  der  Geschichte  ^*^). 

Wir  werden  zuerst  nachweisen,  dass  vor  der  Gründung  der  Bundes- 
verfassung von  1789  zwischen  den  verschiedenen  englischen  Colonieen 
in  Nordamerika  und  den  aus  denselben  erwachsenen  Staaten  weder 
Verkehrsfreiheit,  noch  ein  gemeinschaftliches  Grenzzollsystem  bestand, 
sodann  aber  zeigen,  wie  und  aus  welchen  Gründen  Verkehrsfreiheit 
innerhalb  des  ganzen  Bundesgebietes  und  Zollgemeinschaft  unter  sämmt- 
lichen  Vereinigten  Staaten  durch  die  gedachte  Bundesverfassung  her- 
gestellt wurde  ^^''). 

Die  englischen  Colonieen.  aus  welchen  die  Vereinigten  Staaten 
entstanden  sind ,  umschlang  kein  anderes  gemeinsames  Band .  als  die 
Abhängigkeit  von  demselben  Mutterlande,  die  gemeinsame  Sprache  und 
Abstammung  der  grossen  Mehrheit  ihrer  Bewohner  ^*^)  und  die  gemein- 
same Gefahr,  mit  welcher  sie  im  Norden  durch  die  Franzosen  und  im 
Westen  durch  die  Indianer  bedroht  wurden.  Auch  galten  die  englischen 
Gesetze  und  Gewohnheiten,  als  gemeinsame  Grundlage  (common  law) 
der  in  den  einzelnen  Colonieen  verschieden  sich  ausbildenden  Gesetze 
und  Gewohnheiten.     Was  dagegen  den  Grad  der  Abhängigkeit  von  der 

für  unseren  Zweck  unnöthig,  auf  diese  £inrichtung;en  einzugehen,  da  sie  weit  unvoll- 
kommener sind  ,  als  die  der  Vereinigten  Slaaten  und  diesen  jedenfalls  nur  nachge- 
bildet wurden.  Ueberdies  gebricht  es  uns  an  den  Hilfsmitteln  zu  einer  genügenden 
Darstellung  derselben. 

246)  Vergl.  unseren  ersten  Artikel  Bd.  II  S.  318.  355  und  die  erste  Abtheilung 
des  zweiten  Artikels  Bd.  VII  S.  230. 

247)  Aus  unserer  Darstellung  wird  sich  ergeben,  dass  es  eine  sehr  mangel- 
hafte Kennlniss  der  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  verrälh,  wenn 
Wilhelm  0  echel  h  ä  u  s  er ,  Der  Fortbestand  des  Zollvereins  S.  8  f.  sagt :  „Der  Zoll- 
verein wird  stets  in  der  Geschichte  als  das  erste  grossartige  Denkmal  eines  Sieges 
dastehen,  welchen  die  Rücksicht  auf  das  materielle  Wohl  der  Staatsangehörigen  über 
den  politischen  Parlicularismus  davon  getragen  hat.  Denn  in  den  Vereinigten 
Staaten  war  die  Verkehrsfrei  heil  im  Innern  älter,  als  die  Bildung 
der  einzelnen  Bundesstaaten,  wuchs  nl<;o  ganz  natürlich  in  diese 
hinein. 

248)  Wenn  auch  den  englischen  Colonieen  holländische  und  schwedische  Nieder- 
lassungen einverleibt  «urilen  und  Einwanderer  aus  Deutscliland  ,  Frankreich  und 
Italien  frühzeitig  hinzukamen,  so  war  doch  die  englische  Nationalität  entschieden 
vorherrschend. 
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Re^McrunK  des  Mutterlandes,  die  Verfassun^r,  die  Ordmiiifr  der  Oenieinde- 
uiid  der  liodenverliältiiisse,  die  Sitte,  (hu  Glauben  und  die  (ieistes- 
richtung  betraf,  so  bestanden  in  allen  diesen  Ueziehuiif^'en  bedeutende 
Unterschiede  /wischen  den  einzelnen  Colonieen'^'").  Dieselben  wurden 
{,'etr(!nnt  veiwaltet  und  betrachteten  sich  nicht  als  einen  ein/.iyen  zum 
britischen  Reiche  gehörigen  Theil,  sondern  als  verschiedene,  von  dem- 
selben abhängige  Länder.  Kbenso  wurden  sie  von  Grossbritannien  an- 
gesehen: «nur  durch  das  Mutterland  sind  sie  Schwestern'^,  sagte  man 
im  Parlamente.  Das  Bewusstsein  der  politischen  Zusammengehörigkeit 
unter  den  ('olonieen  darf  man  daher  ursprünglich  nicht  voraussetzen, 
vielmehr  entwickelte  sich  dasselbe  erst  nach  und  nach  durch  gemein- 
same Gefahren,  welche  die  Colonieen  bedrohten  und  nur  mit  vereinig- 
ten Kräften  abgewendet  werden  konnten. 

Der  englische  Staat  als  solcher  hatte  sich  bei  der  Gründung 
von  Colonieen  in  Nordamerika  nicht  betheiligt,  sondern  er  stellte  le- 
diglich die  Freibriefe  dazu  aus,  deren  Benutzung  Privatpersonen,  ent- 
weder einzelnen  angesehenen  Männern  oder  privilegirten  Gesellschaften, 
überlassen  wurde.  Diese  Privatpersonen  standen  mit  ihrem  Lehens- 
cigenthume  völlig  unverbunden  neben  einander  und  jede  fasste  nur  ihr 
besonderes  Interesse  in's  Auge. 

Die  Colonieen  waren  getrennte  und  von  einander  völlig  unabhängige 
Gemeinwesen.  Jede  derselben  hatte  ihre  eigene  Regierung,  Gesetz- 
gebung und  Rechtspflege.  Sie  waren  nicht  einmal  durch  Staatsverträge 
und  Bündnisse  mit  einander  verbunden.  Jeder  Versuch,  ein  solches 
Band  zu  knüpfen,  scheiterte  entweder  an  den  widerstreitenden  An- 
sichten und  Interessen  der  einzelnen  Colonieen  oder  an  der  Eifersucht 
der  Könige    von   England,    deren   Zustimmung   zu    einer   Vereinigung 


249)  Vergl.  Joseph  Story,  Commentarie.s  on  Ihe  Constitution  of  the  United 
States;  with  a  preliminary  review  of  tlie  constifiitional  history  of  the  colonies  and 
States,  before  the  adoplion  of  the  Constitution.  I  — III.  Boston  1833;  Ed.  2.  I  — II. 
Boston  1851.  —  Das  Bundesstaatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  Nordamerika's.  Nach 
J.  Story 's  Commentaries  on  the  Constitution  of  the  United  States.  Von  F.  J.  Buss. 
Karlsruhe  1844.  S.  17—81.  Da  den  meisten  nnserer  Leser  das  Original  von  Story's 
berühmtem  Werke  nicht  zugänglicii  sein  möchte,  werden  wir  diese  Uebersetzung  ci- 
tiren,  obgleich  sie  mangelhaft  ist;  es  giebt  leider  keine  bessere.  —  Karl  Friedrich 
Neu  mann,  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Berlin  1863.  Bd.  I. 
S.  1  — 103.  (Die  Gründung  der  Colonieen  und  der  Verfassung.)  —  Wilhelm 
Kiesselbac.il,  Der  amerikanische  Federalisl.  Politische  Studien  für  die  deutsche 
Gegenwart.  2  Bände.  Bremen  1864.  S.  32  — 61.  —  Rükimann,  Das  nordameri- 
kanische Bundesstaatsrecht  verglichen  mit  den  politisclien  Einrichtungen  der  Schweiz. 
Zürich  1867.     Bd.  I  §.  4  —  20. 
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dieser  Art  erforderlich  gewesen  wäre.  Eine  selbstständige  Politik  nach 
aussen  konnten  die  Colonieen  wegen  ihrer  Abhängigkeit  von  England 
nicht  verfolgen.  Was  die  inneren  Verhältnisse  betrifft,  so  schuf,  wie 
wir  sehen  werden,  die  selbstsüchtige  Handelspolitik  des  Mutterlandes 
künstliche  Schranken  zwischen  den  Colonieen.  Auch  waren  die  Com- 
municationsmittel  so  mangelhaft,  dass  ein  lebhafter  Verkehr  sich  nicht 
entwickeln  konnte  und  das  Bedürfnis«  gemeinsamer  Einrichtungen  sich 
wenig  fühlbar  machte. 

Oft  genug  entstanden  zwischen  den  Colonieen  Eifersucht,  Reibungen 
und  Feindseligkeiten,  namentlich  wurden  von  einzelnen  Colonieen  schon 
sehr  früh  Anordnungen  hin.sichtlich  des  Handels  und  Verkehrs  getroffen, 
welche  die  Interessen  anderer  Colonieen  verletzten.  So  erhob  z.  B.  der 
Herzog  von  York,  als  er  noch  Delaware  besass,  Zölle  von  den  nach 
New-Jersey  hinaufsegelnden  Schiffen '^•'^).  Wenn  auch  einige  Colonieen 
zum  Zweck  geraeinsamer  Vertheidigung  sich  verbanden,  so  waren  dies 
nur  lockere  Bündnisse  zwischen  gegenseitig  unabhängigen  Gebieten.  So 
kam  z.  B.  in  den  Jahren  1637  bis  1643  nach  und  nach  der  »Bund  der 
Vereinigten  Colonieen  von  Neuengland«  zum  Schutze  gegen  die  Hol- 
länder, die  damals  New -York  unter  dem  Namen  »Neue  Niederlande« 
besassen,  und  gegen  die  Indianer  zu  Stande.  An  diesem  Bunde  be- 
theiligten sich  jedoch  nur  vier  von  den  Colonieen ,  die  man  unter  dem 
Gesammtnamen  Neuengland  zusammenfasste ,  in  dem  Rhode -Island 
ausgeschlossen  wurde.  Diesem  Bunde  fehlte  es  während  seines  vierzig- 
jährigen Bestandes  nicht  an  inneren  Zwistigkeiten ,  indem,  was  uns  be- 
sonders interessirt,  z.  B.  Durchgangszölle  von  einzelnen  der  verbundenen 
Colonieen  erhoben  wurden,  welche  langwierige,  aber  niemals  erledigte 
Streitigkeiten  unter  den  Bundesgenossen  veranlassten  2^'). 

Da  die  Freibriefe  zu  einer  Zeit  ertheilt  wurden,  wo  das  englische 
Parlament  noch  einen  beschränkten  Einfluss  auf  die  Regierung  hatte, 
so  waren  sie  ohne  Erwähnung  des  Parlaments  von  der  Krone  aus- 
gestellt. Nur  in  Hinsicht  des  Handels  blieben  die  Colonieen  von  An- 
fang an  den  Beschlüssen  des  Parlaments  unterworfen.  Durch  Handels- 
monopole und  Schiftfahrtsacten  suchte  das  Mutterland,  dem  damals 
herrschenden  Merkantilsysteme  gemäss,  sich  den  grössten  einseitigen 
Vortheil  zu  sichern.  Aller  Handel  durfte  nur  auf  Fahrzeugen  betrieben 
werden,   welche  in  britischen  Besitzungen  gebaut  und  wenigstens  mit 


250)  Vergl.  Kies  selb  ach  a.  a.  0.  Bd.  1  S.59  und  64. 

251)  Eduard  U  ei  mann,  Die  Vereinigten  Slaalen  von  Nordamerika  im  Ueber- 
gange  vom  Staatenbund  /um  Bundesstaat.  Weimar  1855.  S.  5ff. ,  besonders  S.  9.  — 
Kiesselbach  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  49  und  69  ff. 
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drei  V^iertel  Eiij-ländern ,  die  Capitiiiio  eingeschlossen,  bemannt  waren. 
Alle  Colonialwaaren  und  Fabrikate  durften  die  Ctdonieen  nur  von  Eng- 
land beziehen,  und  ihre  eigenen  Erzeugnisse,  welche  den  britischen 
Kaufleuten  Ciewinn  versprachen,  nur  an  diese  verkaufen.  In  diesem 
Sinne  regelte  das  l'arlament  den  Ein-  und  Ausfuhrhandel'^"). 

Um  das  strenge  Ilandelsniünopol  des  Mutterlan(his  aufrecht  zu  er- 
halten, wurde  der  Veikehr  zwischen  den  Colonieen  thcils  verboten, 
theils  mit  Abgaben  belastet.  Da  die  SchitiTahrt  Neuenglands  schnell 
zunahm,  so  hemmte  im  Jahre  1G72  eine  Pailamentsactc  den  Verkehr 
desselben  mit  den  südlichen  englischen  Colonieen.  Die  Freiheit  des 
Handels  zwischen  den  englischen  Provinzen  in  Nordamerika  wurde  auf- 
gehoben und  auf  alle  besonders  benannten,  von  einer  Colonie  in  die 
anderen  ausgeführten  VVaarcn  ein  Zoll  gelegt,  welcher  dem  in  Kn;jland 
von  denselben  Waaren  erhobenen  gleichkam.  Die  Schiffe  Neuenglands 
waren  dadurch  verhindert,  die  Erzeugnisse  Carolina's  oder  Virginiens 
über  Boston  nach  England  zu  führen ;  denn  die  Erzeugnisse  einer  jeden 
Colonie  sollten  nur  direct  nach  dem  Mutlerlande  gesendet  werden ^*^). 

Um  die  Wollfabrikation  in  den  Colonieen  nicht  aufkommen  zu 
lassen,  bestimmte  im  Jahre  1G99  eine  Parlamentsacte,  dass  alle  ameri- 
kanische Wolle  nur  nach  England  verschifft  werden  dürfe,  und  verbot, 
weder  Wolle,  noch  wollene  oder  mit  W^olle  gemischte  Zeuge,  welche 
in  einer  der  englischen  Provinzen  Amcrika's  verfertigt  würden ,  aus 
einer  derselben  in  die  andere  oder  sonst  nach  einem  Orte  zu  versen- 
den^^"*). In  Connecticut  wurde  1705  ein  hoher  Zoll  auf  die  Ausfuhr 
von  Bau-  und  Nutzholz  nach  mehreren  anderen  Colonieen  gelegt,  weil 
man  dieselben  verhindern  wollte,  im  billigen  Schiffsbau  mit  dem  Mutter- 
lande zu  concurriren^^'). 

Bald  nach  Beendigung  des  siebenjährigen  Krieges  beschloss  die 
englische  Ptegierung,  den  Schleichhandel  an  der  nordamerikanischen 
Küste,  der  von  den  Colonisteu  in  bedeutender  Ausdehnung  und  mit 
grossem  Gewinn  betrieben  wurde,  streng  zu  unterdrücken.  Der  Ober- 
befehlshaber des  Heeres  in  den  Colonieen  und  der  Admiral  der  dort 
stationirten  Kriegsflotte  sollten  die  Zollbeamten  in  ihren  Verrichtungen 
kräftig  unterstützen.  Der  Marine  sagte  man  Prisengelder  von  den  weg- 
genommenen Schiffen  zu  und  statt  der  gewöhnlichen  Richter  sollten 
fortan  besondere  Gerichtshöfe  der  Viceadmiralität  in  den  Colonieen  über 


252)  Reimann  a.  a.  0.  S.  4.     Neumann  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  24. 

253)  Kiesselbach  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  80. 

254)  Kiesselbach  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  94  f. 

255)  Kiesselbacli  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  92  f. 
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Schmuggelfälle  entscheiden.  An  diese  Massregeln  schloss  sich  »das  Zoll- 
gesetz für  die  Colonieen  und  Ansiedelungen« ,  welches  das  Parlament 
am  4.  April  1764  erliess.  ohne  die  gesetzgebenden  Versamndungen 
(general  Assemblies)  der  einzelneu  Colonieen  zu  befragen.  Die  Zölle 
sollten  bei  der  Einfuhr  in  Amerika  nicht  in  Papiergelde,  sondern  in 
baarem  Gelde  entrichtet  werden  und  ihr  Ertrag  in  die  londoner  Schatz- 
kammer tiiessen,  um  dort  abgesondert  zur  Bestreitung  der  Staatsaus- 
gaben für  die  Colonieen  verwendet  zu  werden.  Die  strengere  Durch- 
führung der  Schifffahrtsacte  und  das  erwähnte  Zollgesetz  bedrohten  den 
Seeverkehr  der  Nordamerikaner  mit  Vernichtung.  Es  ist  daher  be- 
greiflich, dass  diese  Massregeln  in  den  Colonieen,  die  thatsächlich 
einen  hohen  Grad  von  Selbstständigkeit  genossen,  einem  sehr  lebhaften 
Widerstände  begegneten,  zumal  da  man  den  Colonieen  ausser  den  Zöllen 
bald  auch  innere  Steuern,  namentlich  eine  Stempelabgabe,  auflegte, 
die  nicht  blos  von  den  Kaufleuten,  sondern  von  allen  Volksklassen  sehr 
drückend  empfunden  wurde.  Die  gesetzgebenden  Versammlungen  der 
Colonieen  protestirten  gegen  diese  Beeinträchtigung  ihres  Rechtes  der 
Selbstbesteuerung.  In  einigen  Städten,  namentlich  in  Boston,  verab- 
redete man,  keine  britischen  Fabrikate  mehr  zu  gebrauchen.  Um  die 
einheimische  Schafzucht  und  die  Wollenindustrie  zu  heben,  unterschrie- 
ben fast  alle  Einwohner  der  Stadt  eine  Erklärung,  welche  das  Ver- 
sprechen enthielt,  kein  Lanmifleisch  zu  geniessen.  Der  Handelsstand 
von  New -York  machte  sich  verbindlich,  vom  1.  Januar  1766  an  keine 
mit  Zoll  belegten  ausländischen  Waaren  kommen  zu  lassen  oder  in 
Commission  zu  nehmen  und  die  in  England  bereits  gemachten  Bestel- 
lungen zurückzuziehen.  Diesem  Beispiele  folgten  bald  die  Kaufleute 
aller  übrigen  Provinzen ,  indem  sie  sich  verpÜichteten ,  so  lange  keine 
Waaren  aus  England  einzuführen ,  als  die  Stempelgesetze ,  die  Zucker- 
zölle und  die  Verordnung  hinsichtlich  des  Papiergeldes  nicht  aufgehoben 
würden.  In  Philadeli)hia  einigte  man  sich  darüber,  dass  kein  Advocat 
eine  englische  Schuldforderung  gegen  einen  Amerikaner  einklagen  und 
kein  Amerikaner  Schulden  in  England  bezahlen  solle.  Zugleich  bildeten 
sich  überall  Vereine  zur  Beförderung  des  Gewerbfleisses  der  Colonieen. 
Virginien  und  Südcarolina  erklärten  sich  bereit,  die  Ausfuhr  des  Ta- 
baks nach  England  zu  verbieten.  New -York  weigerte  sich  schon,  das 
englische  Schifffahrtsgesetz  überhaupt  als  giltig  anzuerkennen. 

Ausser  diesen  vereinzelten  Massregeln  wurde  eine  allgemeine  er- 
griffen. Am  6.  Juni  1765  fasste  die  gesetzgebende  Versammlung  von 
Massachusetts  den  Beschluss,  einen  amerikanischen  Congress  von  Ab- 
geordneten der  gesetzgebenden  Versammlungen  aller  13  Provinzen  in 
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den  ersten  Tagen  des  October  nuch  New  York  zu  berufen,  der  zu- 
nächst eine  gemeinsame  Vorstellung  gegen  die  Ausführung  der  Steuipel- 
acte  einreichen  sollte.  Dieser  Congress  wurde  am  7.  October  in  New- 
York  erötihet  und  setzte  sich  den  weit  umfassenderen  Zweck,  die  Rechte 
und  die  Freiheit  der  Colonieen  gegen  das  Mutterland  gemeinsam  zu 
wahren.  Seine  Beschlüsse,  namentlich  diejenigen,  welche  an  der  Selbst- 
besteuerung durch  die  gesetzgebenden  Versanmdungen  der  Colonieen 
festhielten,  und  gegen  die  Beschränkungen  des  amerikanischen  Handels 
durch  die  Kegierung  des  Mutterlandes  gerichtet  waren  ^^*a),  wurden 
nachträglich  von  allen  Provinzen  gebilligt  "•*). 

Die  nachtheiligen  L'olgen,  welche  diese  Haltung  der  nordameri- 
kanischen Colonieen  für  die  Gewerbe  und  den  Handel  Englands  hatten, 
mussten  sich  sehr  bald  fühlbar  machen.  An  das  Parlament  gelangten 
zahlreiche  Bittschriften  des  Haudelsstandes,  welche  die  bittersten  Klagen 
enthielten  und  Abhilfe  verlangten.  Von  der  Regierung  und  dem  Par- 
lamente wurden  bald  strengere,  bald  mildere  Massregeln  gegen  die 
widerspenstigen  Colonieen  ergriffen,  aber  das  Recht,  dieselben  zu  be- 
steuern, festgehalten.  Die  bei  den  Nordamerikanern  so  verhasste 
Stempelacte  wurde  zwar  aufgehoben,  aber  die  unter  anderen  Formen 
erneuten  Versuche,  die  Colonieen  zu  besteuern,  steigerten  die  feind- 
selige Stimmung  in  denselben  und  der  Streit  nahm  auf  beiden  Seiten 
allmählig  eine  andere  Wendung.  Das  Verhältniss  der  Colonieen  zum 
Mutterlande  wurde  zum  Gegenstande  der  eifrigsten  Erörterung.  Man 
fand  es  unnatürlich,  dass  ein  Volk,  welches  zum  Theil  andere,  zum 
Theil  entgegengesetzte  Interessen  habe,  ganz  und  gar  an  das  Handels- 


255»)  In  der  Eingabe  an  das  Unterhaus  hiess  es:  „Das  Parlament  ist  berechtigt, 
Verordnungen  über  den  Handel  zu  erlassen,  jedoch  nicht  zu  dem  Ende,  um  das  Ein- 
kommen der  Krone  zu  mehren.  Die  Colonieen  müssen  völlige  Freiheit  von  Abgaben 
wünschen  in  allen  Gegenständen,  welche  dem  Verkehr  des  3Iutterlandes  nicht  zum 
NachUieil  gereichen.  Hierzu  sind  sie  als  Colonisten  berechtigt,  berechtigt  durch  ge- 
meinschaftliche Bande  mit  den  freien  Söhnen  Grossbrilanniens.  Alle  Steuern  mindern 
den  Reichtlium  des  Volkes,  gleichviel  werden  sie  unter  diesem  oder  jenem  Namen 
erhoben  ,  heissen  sie  innere  oder  äussere.  Das  Land  kann  sowohl  durch  Zölle  wie 
durch  andere  Abgaben  verarmen.  Im  eigenen  Interesse  Grossbritanniens  liegt  es, 
dass  unsere  3Iiltel  nicht  Schaden  leiden.  Gehen  doch  alle  unsere  Gewinnst«,  da 
wir  von  Andern  nicht  kaufen  dürfen,  nach  dem  Mutterlande  für  seine  durch  allerlei 
Abgaben  vertheuerten  Manufacturen.  Und  so  vermehren  wir  in  hohem  Grade  das 
Einkommen  der  Krone.  Baares  Geld  ist  sehr  selten  bei  uns.  Es  wird  durch  Aus- 
fuhr, um  unsere  Schulden  bei  den  britischen  Kaufleuten  zu  zahlen,  immer  seltener." 
Vergl.  Neumann  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  132  f. 

256)  Ueber  alles  bisher  Erwähnte  vergl.  Kiesselbach  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  167  ff., 
171  ff. 
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Interesse  eines  weit  entfernten  Landes  gekettet  sein  solle;  man  erklärte 
sich  immer  entschiedener  gegen  die  Giltigkeit  der  Monopole  und  leug- 
nete zuletzt  schlechthin  die  gesetzgebende  Gewalt  des  Parlaments  über 
die  Colonieen..  Als  der  Widerstand  zu  Gewaltthätigkeiten  führte,  kam 
es  zum  offenen  Kampfe  gegen  die  Heere,  welche  die  Regierung  des 
Mutterlandes  in  die  Colonieen  sendete,  um  ihre  Herrschaft  zu  behaupten. 
Je  mehr  während  desselben  das  Streben  nach  gänzlicher  Unabhängigkeit 
vom  Mutterlande  sich  in  den  Colonieen  entwickelte,  um  so  mehr  er- 
griffen sie  gemeinsame  Massregeln  und  vereinigten  sie  sich  zu  einem 
Ganzen. 

Am  5.  September  1774  traten  Abgeordnete  aller  Colonieen  (mit 
Ausnahme  Georgiens)  in  Philadelphia  zusammen  und  constituirten  sich 
unter  der  Benennung:  >*Die  zu  einem  allgemeinen  Congress  versammel- 
ten Repräsentanten  der  Vereinigten  Colonieen  von  Nordamerika.«  Am 
10.  Mai  1775  versammelte  sich  der  Congress  zum  zweiten  Male  und 
nun  war  vom  15.  Juli  an  auch  Georgien  in  demselben  vertreten.  Am 
4.  Juli  1776  erfolgte  die  Erklärung  der  Unabhängigkeit  und  am  15.  No- 
vember 1777  kam  nach  langen,  oft  unterl)rochenen  Berathungen  der 
Beschluss  zu  Stande,  eine  ewige  Conföderation  unter  dem  Namen 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu  gründen.  Am  8.  Juni 
1778  einigte  man  sich  im  Congresse  über  die  Conföderationsartikel, 
d.  h.  über  die  Verfassung  des  neuen  Bundes  ^^^«).  Im  Laufe  desselben 
Jahres  wurden  diese  Artikel  zwar  von  den  meisten  der  13  Staaten, 
aber  nicht  früher  als  am  I.März  1781  von  allen  angenommen-'^''). 

Die  Conföderation  war  nichts  als  ein  sehr  lockerer  Staatenbund. 
Jeder  Staat  behielt  seine  Souverainetät,  seine  Freiheit,  seine  Unab- 
hängigkeit und  alle  Rechte,  welche  nicht  ausdrücklich  dem  Bunde  über- 
tragen waren.  Jeder  Staat,  mochte  er  gross  oder  klein  sein,  hatte 
gleiches  Stinmirecht  im  Congresse  und  zur  Giltigkeit  eines  Beschlusses 
war,  wenigstens  bei  allen  wichtigen  Angelegenheiten,  erforderlich,  dass 
demselben  9  unter  den  13  Staaten  beistimmten.  Viele  der  wichtigsten 
Angelegenheiten,  die  nur  als  gemeinsame  zweckmässig  behandelt  werden 
können,  blieben  den  einzelnen  Staaten  überlassen.  Das  galt  namentlich 
von   der  Gesetzgebung  über  die  Zölle   und   andere  Abgaben   von   der 


25(5»)  Der  Titel  dieser  Urkunde  laulel :  Arlicles  of  Confederalion  and  Perpelual 
Union  of  llie  Slales,  die  dann  alle  13  iiainentlicli  an^efiilirt  werden.  Vergl.  Slory 
a.  a.  0.  übers,  von  Buss  S.3fr. ,  wo  die  Artikel   ab^edriiriit  sind. 

257)  Daraus  erkliirl  es  sich,  dass  die  Buiidesariikel  von  einigen,  z  B.  Story, 
als  die  von  1778,  von  andern,  z.  B.  Reimann,  als  die  von  1781  bezeichnet 
werden. 

XI.  21 


322  G.  Fischer, 

Ein-  und  Ausfuhr.  Wenn  auch  dem  Congresse  ausschliesslich  das  Recht 
zustand,  Bündnisse  und  Verträge  abzuschliessen,  so  durfte  doch 
der  Congress  durch  einen  Handelsvertrag  die  einzelnen 
Staaten  nicht  verhindern,  Fremde  mit  den  gleichen  Auf- 
lagen zu  belasten,  wie  die  eigenen  Angehörigen,  oder  die 
Einfuhr  oder  Ausfuhr  irgend  eines  Artikels  zu  verbie- 
ten'^'^"). Dagegen  war  es  auch  keinem  Staate  gestattet, 
solche  Zölle  und  Abgaben  aufzulegen,  die  mit  irgend  einer 
Bestimmung  in  den  Verträgen,  welche  der  Congress  mit 
fremden  Staaten  abgeschlossen  hätte,  in  Widerspruch 
ständen '^^'•*). 

Ein  Hauptmangel  der  Conföderation  bestand  darin,  dass  er  jeder 
Zwangsgewalt  entbehrte,  um  seine  verfassungsmässigen  Beschlüsse  aus- 
zuführen; denn  er  besass  blos  das  Recht,  gewisse  Massregeln  den  ein- 
zelnen Staaten  zu  empfehlen,  so  dass  es  von  dem  guten  Willen  der- 
selben abhing,  ob  eine  von  ihm  beschlossene  Massregel  zur  Ausführung 
kam  oder  nicht.  Da  die  gesetzgebenden  Versannnlungen  der  einzelnen 
Staaten  über  die  Zweckmässigkeit  der  Beschlüsse  des  Congresses  sehr 
verschiedener  Ansicht  wai'en,  so  wurden  dieselben  von  einigen  kräftig 
unterstützt,  von  anderen  für  verderblich  erklärt.  Selbst  während  des 
Unabhängigkeitskampfes,  als  die  gemeinsame  Gefahr  sehr  dringend  zur 
Einigkeit  mahnte,  hemmte  oder  vereitelte  die  Tlieilnahmlosigkeit  der 
einzelnen  Staaten  nicht  wenige  Massregeln  des  Congresses;  ja,  in  einigen 
Fällen  fanden  die  Beschlüsse  desselben  entschiedenen  Widerstand.  Am 
auffallendsten  trat  dieser  Mangel  in  dem  Finanzwesen  der  Conföderation 
hervor.  Der  Congress  war  nur  berechtigt,  die  Summen,  welche  ihm 
zur  Bestreitung  der  Ausgaben  der  Vereinigten  Staaten  für  uöthig  er- 
schienen,   und   den  verhältnissmässigen  Beitrag  jedes  Staates  zu   be- 


258)  Art.  9  §.1  bestimmt:  „Die  im  Corigresse  versammelten  Vereinigten  Staaten 
sollen  da»  alleinige  und  ausscliliessliclie  Reclil  haben,  ....  Verträge  und  Bündnisse 
einzugehen,  unter  dem  Vorbehalt,  dass  kein  Handelsvertrag  abge- 
schlossen werden  soll,  durch  welchen  die  gesetzgebende  Gewalt 
der  betreffenden  Staaten  beschränkt  wird,  Ausländern  solche  Ab- 
gaben und  Zölle  aufzulegen,  denen  ihr  eignes  Volk  unterworfen  ist, 
oder  die  Aus-  und  Einfuhr  von  Gutern  und  Waaren  irgend  einer 
Art  zu  verbieten." 

259)  Art.  6  §.  3  lautet:  „Kein  Staat  soll  irgend  Abgaben  oder  Zölle  auflegen 
dürfen,  die  w£ls  immer  für  ßestiinmmungea  in  Verträgen  widerstreiten  mögen,  welche 
die  im  Congresse  versammelten  Vereinigten  Staaten  mit  irgend  einem  Könige,  Fürsten 
oder  Staate  zufolge  gewisser  schon  durch  den  Congress  den  Höfen  von  Frankreich 
und  Spanien  vorgeschlagenen  Verträge  eingegangen  haben." 
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stimmen.  Da  aber  die  Gewalt,  Steuern  aufzulegen  und  zu  erheben, 
ausdrücklich  den  einzelnen  Staaten  vorbehalten  war,  so  blieb  der  Zeit- 
punkt und  die  Art  der  Zahlung  höchst  ungewiss.  Die  Requisitionen 
mussten  bei  13  unabhängigen  Staaten  gemacht  werden,  und  es  hing 
von  dem  guten  Willen  der  gesetzgebenden  Versammlung  jedes  einzelnen 
Staates  ab ,  ob  denselben  Folge  geleistet  würde.  Diese  Einrichtung 
versetzte  den  Congress  schon  während  des  Krieges  in  beständige,  sehr 
drückende  Geldverlegenheit,  so  dass  allein  aus  diesem  Grunde  manche 
seiner  besten  Massregeln  vereitelt  wurden.  Nach  dem  Frieden  von  1783 
trat  eine  allgemeine  Erschlaffung  ein  und  manche  Staaten  suchten  un- 
ter verschiedenen,  oft  nichtigen  Vorwänden  der  Erfüllung  ihrer  un- 
zweifelhaften Verbindlichkeiten  sich  zu  entziehen. 

Schon  während  des  Unabhängigkeitskampfes  hatte  der  Congress 
die  Ermächtigung  gefordert,  zum  Besten  der  Union  Eingangszölle  er- 
heben zu  dürfen.  Diese  Ermächtigung  war  jedoch  nicht  von  allen  ge- 
setzgebenden Versammlungen  der  einzelnen  Staaten  zu  erlangen,  indem 
einige  die  Regelung  der  Zölle  und  des  mit  ihnen  zusammenhängenden 
internationalen  Verkehrs  als  ein  unveräusserliches  Recht  jedes  einzelnen 
Staates  betrachteten,  andere  einen  entschiedenen  Widerwillen  gegen 
Zölle  überhaupt  hegten,  weil  die  verhassten,  vom  englischen  Parlamente 
aufgelegten  noch  in  frischer  Erinnerung  waren. 

Bei  dem  Abschlüsse  des  P'riedens  betrug  die  öffentliche  Schuld  der 
Vereinigten  Staaten  mehr  als  zw  ei  und  vierzig  Millionen  Dollars. 
Da  der  Congress  mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  nicht  ein- 
mal die  Zinsen  dieser  Schuld  zu  bezahlen  im  Stande  war,  so  beschloss 
er  am  12.  Februar  1783,  dass  die  Gründung  bleibender  und  angemessener 
Fonds  oder  die  Einführung  von  Steuern  in  allen  Staaten  durchaus  noth- 
wendig  sei,  um  die  Staatsgläubiger  zu  befriedigen.  Am  18.  April  1783 
wurde  nach  langen  Debatten  eine  Aufforderung  an  die  Staaten  be- 
schlossen, dem  Congresse  die  Gewalt  einzuräumen,  von  geistigen  Ge- 
tränken, Wein,  Thee,  Pfeffer,  Zucker,  Syrup,  Cacao  und  Kaffee  ge- 
wisse genau  bestimmte  Abgaben  zu  erheben,  und  auf  alle  anderen  ein- 
geführten Güter  einen  Zoll  von  fünf  Procent  des  Werthes  zu 
legen.  Diese  Abgaben  sollten  25  Jahre  bestehen  und  ausschliesslich 
zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schuld  der  Vereinigten  Staaten  ver- 
wendet werden.  Die  Erhebung  derselben  wollte  man  Beamten  über- 
tragen, die  zwar  von  den  Staaten  gewählt  würden,  aber  nur  dem 
Congresse  verantwortlich  seien  und  daher  nur  von  ihm  abgesetzt  Nverden 
könnten.  Obgleich  der  Congress  in  einer  kräftigen  Adresse  an  die 
gesetzgebenden   Versammlungen   und   Washington   in   einem  Rund- 
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schreiben  an  die  Governors  der  einzelnen  Staaten  diese  Massregel  sehr 
dringend  und  mit  den  sclilagendsten  Gründen  empfahlen,  .so  wurde  sie 
doch  nicht  genehmigt.  Einige  Staaten  erklärten  sich  zwar  schnell  mit 
dem  Beschlüsse  des  Congresses  einverstanden,  andere  gaben  dagegen 
nur  zögernd  ihre  Zustimmung,  und  noch  andere  nahmen  ihn  blos  zur 
Nachricht.  Es  ist  erklärlich,  dass  unter  diesen  Verhältnissen  die  Schuld- 
scheine der  Vereinigten  Staaten  auf  den  zehnten  Theil  ihres  Nenn- 
werthcs  herabsanken.  Im  Februar  1780  erliess  der  Congress  einen 
nochmaligen  und  letzten  Aufruf  an  die  Staaten,  mit  der  ausdrücklichen 
Bemerkung,  dass  die  Ehre,  der  Credit  und  die  Existenz  der  Vereinigten 
Staaten  auf  dem  Spiele  ständen,  wenn  man  sich  nicht  entschlösse,  dem 
Congresse  die  nüthigen  Einkünfte  zu  gewähren  ^*^").  Nun  erklärten  sich 
alle  Staaten,  welche  bisher  opponirt  hatten,  für  die  vom  Congresse  em- 
pfohlene finanzielle  Massregel,  mit  einziger  Ausnahme  New -Yorks, 
dessen  gesetzgebende  Versammlung  bei  der  Verweigerung  beharrte  und 
dadurch  allein  die  unbedingt  nothwendige  Massregel  vereiteltet*^'). 

Ausser  der  Unfähigkeit  des  Congresses,  sich  die  nöthigen  Ein- 
künfte zu  verschaffen,  bestand  ein  Hauptgebrechen  der  Conföderation 
darin ,  dass  der  Congress  nicht  ausschliesslich  befugt  war,  den  inneren 
und  äusseren  Verkehr  zu  regeln.  Die  gesetzgebende  Versammlung 
New-Jersey's  hatte  dies  früh  erkannt,  denn  schon  in  den  ersten  Jahren 
des  Unabhängigkeitskrieges  stellte  sie  bei  der  Berathung  über  die  Con- 
föderationsartikel  ausdrücklich  den  Antrag,  dem  Congresse  die  Leitung 
des  Handels  ausschliesslich  zu  übertragen,  aber  ohne  Erfolg.  Während 
des  Krieges  hatte  man  diesen  Mangel  weniger  empfunden,  aber  nach 
dem  Abschlüsse  des  Friedens,  als  die  regelmässigen  Handelsverbindungen 
wieder  hergestellt  waren,  zeigten  sich  bald  die  verderblichen  Folgen. 
Da  die  Conföderationsartikel  jedem  einzelnen  Staate  das  Eecht  vor- 
behielten, Zölle  und  Abgaben  zu  erheben,  soweit  diese  mit  den  Handels- 
verträgen, welche  bereits  mit  Frankreich  und  Spanien  abgeschlossen 
waren,  nicht  im  Widerspruche  ständen,  so  gab  es  in  den  einzelnen 
Staaten  sehr  verschiedene  Zollgesetze.     So   erhoben,    um   nur  einige 


260)  Um  den  traurfgen  finanziellen  Zustand  der  Vereinigten  Staaten  zu  heueisen, 
genügt  eine  einzige  Tlialsaclie.  In  dem  Zeilraunie  vom  1.  November  1781  bis  zum 
I.Januar  1786  balle  der  Congress  10  Millionen  Dollars  zu  den  nolinvendigsten  Aus- 
gaben gefordert,  er  erhielt  aber  nur  2'/2  .Million  wirklich.  Da  die  Zinsen  für  die 
auswärtige -Staatsscliuld  allein  jährliLli  über  eine  halbe  Million  betrugen,  so  wäre, 
wenn  man  auch  nur  diese  gezahlt  halle,  für  alle  übrigen  Ausgaben  nichts  übrig 
geblieben. 

261)  Vergl.  Story  a.  a.  0.,  übersetzt  von  Buss,  S,  97  ff. 
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Beispiele  anzufiihreu,  die  Küstenstaaten  ihre  Zölle  auf  eigene  Rechnung 
und  die  übrigen  weniger  günstig  gelegenen  Staaten  beklagten  sich  da- 
her bitter,  dass  sie  von  den  Nachbarstaaten  besteuert  würden.  Man 
berechnete,  dass  Connecticut,  welches  über  New -York  die  aus  Europa 
eingeführten  Waaren  bezog,  jährlich  mehr  als  50,000  Dollars  in  die 
Zollkasse  dieses  Staates  zahle.  Noch  im  Jahre  1784  errichtete  New- 
York  sein  eigenes  Zollhaus  und  führte  ein  völlig  selbstständiges  System 
der  Handelspolitik  ein.  Pennsylvanien  und  New- York  wollten  dem  vir- 
ginischen  Tabak  keinen  Schutz  gegen  fremde  Concurrenz  gewähren. 
Massachusetts  und  Maryland  gestatteten  die  freie  Einfuhr  des  englischen 
Eisens,  während  dasselbe  in  anderen  Staaten  mit  einem  Zolle  belegt 
war.  Neuengland  und  New -York  besteuerten  die  ausländische  Wolle, 
um  die  inländische  Schafzucht  zu  begünstigen,  dagegen  wollten  die 
beiden  Carolina's  von  einem  Schutzzoll  auf  Wolle  und  Wollenwaaren 
nichts  wissen.  So  collidirten  die  Interessen  der  einzelnen  Staaten  sehr 
oft  und  schroff  mit  einander,  und  die  verschiedenen  Massregeln,  welche 
von  denselben  ergriffen  wurden,  waren  eine  unversiechbare  Quelle  der 
Eifersucht  und  des  Zwistes. 

So  lange  13  unabhängige  Staaten  ausschlies.slich  die  Macht  be- 
sassen,  ihren  Handel  zu  regeln,  war  an  eine  Gleichförmigkeit  des  Zoll- 
und  Handelssystems  und  an  ein  Zusammenwirken  im  gemeinschaftlichen 
Interesse  nicht  zu  denken. 

Diese  grossen  Uebelstände  wurden  durch  die  ungünstige  Lage,  in 
welcher  sich  der  auswärtige  Handel  der  Vereinigten  Staaten  befand, 
noch  sehr  vermehrt.  Während  des  Krieges  war  derselbe  durch  die 
überlegene  Seemacht  Englands  beinahe  vernichtet.  Aber  auch  nach  dem 
Abschlüsse  des  Friedens  wurde  die  Jintwickelung  des  nordamerikanischen 
Handels  durch  England  auf  mehrfache  Weise  gehemmt.  Es  war  nicht 
geneigt,  einen  Handelsvertrag  mit  der  Union  abzuschliessen ,  weil  es 
noch  immer  an  dem  Fortbestande  derselben  zweifelte. 

Bereits  vor  dem  förmlichen  Friedensschlüsse  (im  Juli  1783)  hatte 
die  englische  Regierung  Geheimerathsbefehle  erlassen,  die  für  die  Nord- 
amerikaner äusserst  nachtheilig  waren.  Die  Schiffe  der  Union  sollten 
unter  keiner  Bedingung  in  Westindien  zugelassen,  ja  gewisse  Producte 
Amerika's  selbst  auf  britischen  Fahrzeugen  nicht  dahin  gebracht  werden. 
Diese  Massregeln  erregten  grossen  Unwillen,  so  dass  man  in  mehreren 
Staaten  Verbote  der  englischen  Waaren  erliess^^'a). 

Dessenungeachtet  wussten  die  Engländer  sich  bedeutende  Handels- 


261a)  Neu  mann  a.  a.  0.  Bd.]  S.  374f. 
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vorthcilc  zu  verschaffen;  denn  sie  überschwemmten  nicht  nur  die  Ver- 
einigten Staaten  mit  ihren  Fabrikaten,  sondern  betrieben  auch  einen 
bedeutenden  Theil  des  inneren  Handels  in  denselben.  Die  Kaufleutc 
der  Vereinigten  Staaten  mussteii ,  wenn  ihre  Waaren  überhaupt  zu- 
gelassen wurden,  im  britischen  Westindien  hohe  Zölle  zahlen,  von 
welchen  die  englischen  Kaufleute,  die  sich  in  nordainerikanischen  Städten 
niedeigela.sscn  hatten,  ganz  befreit  waren.  So  wurde  es  den  ersteren 
unmöglich  gemacht,  mit  den  letzteren  zu  concurriren.  Zahlreiche  Pe- 
titionen aus  Boston,  Philadelphia  und  anderen  Seeplätzen  forderten 
daher  von  dem  Congresse  die  \'ertreibung  der  britischen  Handelshäuser 
aus  den  Hafenstädten  der  Vereinigten  Staaten.  Als  der  Congress  noch- 
mals, aber  wieder  vergeblich,  von  den  Staaten  verlangt  hatte,  dass 
ihm  das  Recht  der  Zoll-  und  Handelsgesetzgebung  ertheilt  würde,  be- 
schloss  die  gesetzgebende  Versamndung  von  Massachusetts  am  2'6.  Juni 
1785,  die  Ausfuhr  aller  amerikanischen  Güter  aus  seinem  Gebiete  nach 
solchen  britischen  Besitzungen,  in  welchen  amerikanische  Schiffe  nicht 
zugelassen  würden,  vom  1.  August  desselben  Jahres  an  zu  verbieten. 
Zugleich  legten  Massachusetts  und  New -Hampshire  einen  Differenzzoll 
von  100  Procent  auf  alle  unter  fremder  Flagge  eingeführten  Güter. 
So  übten  einzelne  Staaten  eine  ganz  selbstständige  Handelspolitik  und 
kümmerten  sich  gar  nicht  um  die  Handelsverträge,  welche  der  Congress 
mit  fremden  Staaten  abgeschlossen  hatte.  Frankreich  und  Holland  re- 
clamirten  auch  wirklich  sogleich  bei  dem  Congresse  gegen  die  von  Massa- 
chusetts ergriffenen  Massregeln,  weil  durch  dieselben  ihre  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  eingegangenen  Verträge  verletzt  würden. 

Auch  abgesehen  von  den  mit  fremden  Staaten  abgeschlossenen 
Handelsverträgen  ergriffen  einzelne  Staaten  Massregeln,  die  mit  den 
Bundesartikeln  entschieden  im  Widerspruche  standen.  So  ertheilten 
z.  B.  New-York,  New-Jersey,  Pennsylvanien  und  Maryland  ihren  Fahr- 
zeugen ausschliessliche  Vorrechte  und  behanlelten  die  Bürger  anderer 
Unionsstaaten  als  Ausländer  ^^'i»).  Pennsylvanien  und  New-York, 
Virginien  und  Maryland  schlössen  ohne  Genehmigung  des  Congresses 
Handelsverträge  mit  einander  ^^ ''"'). 


261b)  Artikel  4  §.  1  der  Conföderalionsarlikel  enthält  die  Bestimmung:  „Das 
Volk  eines  jeden  Staates  soll  in  jedem  andern  Staate  sämmlliciie  Vorreciite  des 
Handels  und  Verkehrs  geniessen,  und  den  nämlichen  Zöllen,  Auflagen  und  Be- 
schränkungen unterworfen  sein,  wie  die  betreffenden  Bewoliner  desselben." 

261c)  Die  Conföderalionsarlikel  bestimmen  im  Art.  6  §.2  ausdrücklicli :  „"Weder 
zwei  noch  mehrere  Staaten  sollen  zu  irgend  einem  Vertrage ,  einer  Conföderation 
oder  einem  Bündnisse  unter  sich  zusammenlreten,  ohne  die  Zustimmung  der  im  Con- 
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Wenn  andere  Staaten  der  Union  durch  die  von  ihnen  ergriffenen 
Massregehi  auch  nicht  gerade  die  Bundesartikel  verletzten,  so  erreichten 
sie  doch  ihren  Zweck  nicht,  da  es  ihrer  Handelspolitik  an  Ueberein- 
stimmung  fehljp  und  sie  daher  nicht  selten  sogar  entgegengesetzte 
Massregeln  ergriffen.  Um  ihre  Einnahme  zu  vermehren  oder  um  die 
einheimischen  Erzeugnisse  und  Fabrikate  gegen  fremde  Concurrenz  zu 
schützen,  erhöhten  einzelne  Staaten  ihren  Tarif;  die  Zölle  der  ver- 
schiedenen Staaten  waren  daher  weder  von  gleicher  Höhe,  noch  trafen 
sie  dieselben  Artikel.  Der  geringere  Zollsatz  in  Maryland  vermehrte 
nicht  nur  die  Einnahme  dieses  Staates,  sondern  bewirkte  auch,  dass 
der  Handel  Virginiens,  wie  dessen  Kaufleute  klagten,  sich  zum  Theil 
nach  Maryland  zog.  Nun  wurde  der  Tarif  Virginiens  wieder  erniedrigt, 
um  die  fremden  Schiffe  nach  den  eigenen  Häfen  zu  ziehen.  Als  Penn- 
sylvanien  die  britische  Einfuhr  rait  Zöllen  belegte,  machten  Delaware 
und  New -Jersey  mehrere  Städte  zu  Freihäfen,  aus  denen  dann  ein 
ausgedehnter  Schleichhandel  nach  Pennsylvanien  betrieben  wurde.  Die 
südlichen  Staaten,  welche  keine  eigene  Ehederei  besassen,  und  deren 
Producte  regelmässig  auf  englischen  Schiffen  ausgeführt  wurden,  wollten 
dem  Congresse  das  Ptccht  zu  Beschränkungen  dieses  Verkehrs  nicht  ein- 
räumen. In  diesem  Theile  der  Vereinigten  Staaten  wurde  daher  der 
Handel  mit  England  ungestört  fortgetrieben  ^''^). 

Ein  Uebelstand,  welcher  nur  durch  ein  gemeinschaftliches  Grenz- 
zollsystem beseitigt  werden  konnte,  war  die  geographische  Lage  einiger 
Staaten,  welche  keine  bequemen  Häfen  für  den  Handel  mit  dem  Aus- 
lande besassen  und  daher  der  Besteuerung  durch  die  Nachbarstaaten 
unterworfen  waren ,  deren  Häfen  sie  sich  bedienten.  In  dieser  un- 
günstigen Lage  befanden  sich  namentlich  New-Hampshire ,  Connecticut, 
New-Jersey  und  Nordcarolina.  Deshalb  verglich  Madison  den  letzteren 
Staat,  der  Südcarolina  und  Virginien  zu  Nachbarn  hatte,  mit  einem 
Patienten,  der  an  beiden  Armen  blutet,  New-Jersey  aber  wegen  seiner 
Lage  zwischen  Philadelphia  und  New -York  mit  einem  Fasse,  das  an 
beiden  Seiten  angezapft  ist^'^^j. 


gresse  versammelten  Vereiniglen  Staaten,  wobei  sie  genau  die  Zwecke  be.iennen 
sollen,  für  weiche  jene  eingegangen  werden,  und  wie  lange  sie  dauern  sollen." 

2G2)  Vergl.  Story  a.  a.  0.,  übersetzt  von  Biiss,  S.  100  f.  Kiessclbacii 
a.  a.  0.  Bd.  11  S.67flf.     Reimann  a.  a.  0.  S.61f. 

263)  Vergl.  Reimann  a.  a.  0.  S.  29  f.  61. 
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Oeoffrapliischcs     Jahrbuch.     Unter   Mitwirkung    von    A.    Auwers,    J. 
J.  Bayer,  E.  D  c  b  e  s  ,  A.  F  a  b  r  i  c  i  u  s  ,  A.  G  r  i  s  c  b  a  cli ,  F  r  i  e  d  r.  31  ü  1 1  e  r , 
K.    V.   S  cl)  er  z  er,  L.  K.  Sc  li  m  a  r  da,    F.    R.  S  e  li  g  man  n  ,  E.  v.  Sy  d  o  w 
C.    Vogel    lierausgegeben  von    E.  Belim.  —  Gotlia,  Justus  Perllie«,  1868.     8. 
IL  Bd.    CXIV  und  488  SS. 

In  Band  VII  Heft  2.  3  S.  179  dieser  Jahrbücher  wurde  der  1.  Band 
des  um  jene  Zeit  erschienenen  geograpiiischen  Jahrbuches  sehr  günstig  re- 
censirt  und  somit  dem  folgenden  Bande  mit  regem  Interesse  entgegengesehen. 
Derselbe  ist  kürzlich  erschienen  und  liegt  hier  zur  Besprechung  vor.  Wir 
tragen  kein  Bedenken,  denselben  als  eine  treffliche  Fortsetzung  des  1.  Ban- 
des zu  bezeichnen.  In  der  Eintheilung  des  Stoffes  schliesst  sich  der  2.  Band 
ganz  an  seinen  Vorgänger  an;  er  zerfällt  in  folgende  4  Hauptabtheilungen: 
1.  geographische  Zeitrechnung;  2.  geographische  Zahlennachweise;  3.  Ab- 
handlung über  den  Fortschritt  der  geographischen  Wissenschaften.  4.  Hulfs- 
tabellen. 

Die  I.  Abtheilung  enthält  eine  Reihe  von  Daten  aus  der  Geschichte 
der  Geographie  sowie  über  die  Zeitrechnung  verschiedener  Völker. 

Abtheilung  II  bringt  im  1.  Abschnitt  „Areal  und  Bevölkerung"  eine 
Zusammenstellung  der  Gebielsveränderungen ,  Zählungen  und  Schätzungen 
aus  den  Jahren  1866  und  1867,  die  namentlich  auch  dadurch  an  Werth  ge- 
winnt, dass  historische  Notizen  beigefügt  wurden ;  sub.  2  j^Ortsbevölkerung" 
werden  die  Ergebnisse  der  neuesten  Zählungen  für  die  Städte  über  2000 
Einwohner  mitgelheilt.  Nr.  3  enthält  eine  Zusammenstellung  der  geograpiii- 
schen  Länge  und  Breite  von  88  Sternwarten  von  Auwers,  Nr.  4  endlich 
eine  orographische  Skizze  über  das  Sudetenland  von  v.  Sydow.  Die  111. 
Abtheilung  umfasst  9  Abhandlungen  über  die  Fortschritte  der  geo- 
graphischen  Wissenschaften,  nämlich  : 

1.  Bericht  über  den  Fortschritt  der  Gradmessungen  von  Bayer.  Der- 
selbe verbreitet  sich  speciell  über  den  gegenwärtigen  Standpunkt  der  beiden 
grossen  europäischen  Gradmessungen.  Als  Anhang  hat  die  Redaktion  eine 
Reihe  von  Notizen  über  Gradmessungsarbeiten  in  Spitzbergen  und  Chile  bei- 
gefügt. 
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2.  Bericht  über  die  Fortschritte  in  der  Geographie  der  Pflanzen  von 
Grisebacli. 

3.  Bericht  über  die  Fortschritte  unserer  Kenntniss  von  der  geographi- 
schen Verbreitung  der  Thiere.     Von  K.  Schmarda. 

4.  Bericht  über  die  Fortschritte  der  Ragenlehre.     Von  Seligmann. 

5.  Entwurf  eines  Systems  der  linguistischen  Ethnographie.  Von  F. 
Müller. 

6.  Bericht  über  die  Forlschritte  der  Bevölkerungsstatistik.  Von  Fabri- 
cius.  Der  Bericht  beginnt  mit  einer  Zusammenstellung  der  auf  dem  in- 
ternationalen Congress  in  Florenz  1867  in  Bezug  auf  die  Bevölkerungsstati- 
stik gefassten  Beschlüsse  und  knüpft  hieran  eine  Nachweisung  über  den  der- 
maligen Stand  der  Volkszählung  in  den  einzelnen  europäischen  Staaten  so- 
wie einige  Vorschläge  über  die  weitere  Ausbildung  der  Volkszählung  und 
der  Statistik  der  Bewegung  der  Bevölkerung,  die  zum  Theil  sehr  beachtens- 
werth  sind;  namentlich  wird  mit  Recht  verlangt,  dass  die  bisher  übliche 
Unterscheidung  zwischen  Stadt  und  Land  einer  geeigneteren  Platz  mache. 
Doch  können  wir  uns  mit  der  von  Fabricius  vorgeschlagenen  Klassifici- 
rung  in  55 Wohnplätze  1.  Klasse  mit  mehr  als  10000  Einwohner,  in  solche 
2.  Klasse  mit  10000  und  weniger  Einwohner,  wo  wenigstens  ein  Geistlicher, 
ein  Schullehrer  und  eine  Gemeindeverwaltung  ihren  Sitz  haben,  endlich  in 
Wohnplätze  3.  Klasse,  welche  die  Gesammtzahl  der  übrigen  Wohnplätze  um- 
fasst",  nicht  einverstanden  erklären.  Von  vornherein  ist  es  sehr  bedenklich, 
für  alle  Länder  den  gleichen  Blassstab  anwenden  zu  wollen.  Dann  aber  ist 
es  offenbar,  dass  die  2.  Klasse  ganz  verschiedenartige  Grössen  umfassen 
muss ;  nach  dieser  Unterscheidung  würde  z.  ß.  die  Fabrikstadt  Apolda  und 
ein  ganz  unbedeutendes  Dorf  in  die  gleiche  Kategorie  fallen.  Sachentspre- 
chender dürfte  schon  folgende  Unterscheidung  sein:  Orte  von  vorwiegend 
landwirthschaftlichem  Characler;  Orte  gemischten  Characters;  Orte  von  vor- 
wiegend industriellem  Character.  Innerhalb  dieser  Gruppen  könnte  man 
dann  noch  passende  Grössenabstufungen  vornehmen. 

7.  Einige  Miltheilungen  über  den  Welthandel  und  die  wichtigsten  Ver- 
kehrsmittel.    Von  v.  Scherzer. 

8.  Die  in  den  Jahren  1866  und  1867  eröffneten  Eisenbahnen  auf  dem 
europäischen  Conlinent.     Von  Vogel. 

Die  beiden  letztgenannten  3Iitlheilungen  gehören  ihrer  ganzen  Natur 
nach  nicht  in  diese,  sondern  in  die  vorige  Abtheilung.  Bei  Nr.  7  vermissl 
man  namentlich  die  grade  bei  einer  solchen  Arbeit  sehr  wünschbaren  spcciel- 
len  Quellennachwei-e,  Uebrigens  ist  Europa  gegenüber  anderen  zum  Theil 
ganz  unwichtigen   Ländern   sehr  stiefmütterlich   behandelt  worden. 

9.  Die  bedeutenderen  geographischen  Reisen  in  den  Jahren  1866  und 
1867  nebst  Notizen  über  die  geographischen  Gesellschaften  und  Publikatio- 
nen.    Von   Behm. 

Die  IV.  Abtheilung  endlich  j^Hülfstabellen  von  Dabes'  giebt  sub 
1  die  Fortsetzung  einer  Zusammenstellung  der  Jlaasse  der  verschiedenen 
Länder;  sub  2  —  4  Reduclionslaf'eln  geographischer  Längen-  und  Flächen- 
maasse,  sub   5   und  6  vergleichende  Tabellen   über  Ackermaasse. 

T. 
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XF. 

.fnlircwliorichi  der  llandi'lN-  und  liiofverbekaininerii  in  "Hürl- 
teinborfi^  l'iir  dn.s  .fuhr  1KC(7,  mit  N  a  c  li  l  r  ä  p;  c  n  und  einem  sta- 
tt s  l  isc  li  e  ii  A  II  li  ,1  n  g.  llor.'i IIS •„'<■(;(•  bell  von  der  Köiiigl.  Ceiitralhlelle  für  Ge- 
werbe und   ll.-iiidil.     Sliillgarl  1808.     '2Hi  SS. 

Die,  Ziisamniciislclliiiiücii  der  .lalireshcriclile  der  Württemberg'schen 
Handels-  und  (iewerhekiimmern,  welche  die  Ceiilralslelle  für  (iewerbe  und 
Handel  in  >S[uU;,rart  alljiilirlieii  publicirt,  f,a'l)örcn  hekannllicli  schon  seil  Jahren 
zu  den  wcrlhvollslen  Bereicherungen  der  gewerhliclien  Slalislik  Deutschlands. 
Sie  enthalten  neben  den  gewöiinlichcn  Gewerbe-  und  Verkehrsübersichten 
auch  gesichtete  Zusammenstellungen  über  einzelne  nationalökonomischc  That- 
sachen,  wie  z.  B.  über  den  Gang  der  Lcbcnsniitlelpreise  und  über  die  Arbei- 
terverhäitnisse,  die  in  manchen  anderen  Ilandelskammerberichten  schmerzlich 
vermisst  werden.  Was  uns  aber  speciell  veranlasst,  den  diesjährigen  be- 
sonders hervorzuheben,  ist  der  auf  Seite  239  ff.  mitgelheiUe  Versuch,  das 
procenlale  Verhültniss  von  Silber,  Gold  und  Tapier  in  der  Geldcirculation 
Württembergs  zu  erheben. 

Schon    im  Jahresbericht  von    1864  war  angegeben,    dass  aus   mehr   als 
50  Kassenbesländen    grosser    und    mittlerer  Handels-    und    Gewerbegeschäfte 
das   Verhällniss   der   drei   Gattungen  von   Umlaul'smitteln   gefunden   sei   zu 
29,56  o/o  Silber,   33,44  "/o  Gold   und  37  V«   I'apiergeld. 

Eine    in    letzter    Zeit    erneute    Erhebung    von    115   Kassenbeständen    hat 
nun   nahezu   dasselbe  durchschnittliche  Verhältniss   ergeben,   nämlich 
30,66%  Silber,  31  "/o  Gold  und  38,33%  Papiergeld. 

Diese  Erhebung  scheint  allerdings  nur  stattgefunden  zu  haben,  um  das 
Bedürfniss  einer  durchgreifenden  Reform  des  31ünzwesens  im  Zollverein  recht 
dringend  nachzuweisen.  Wenigstens  zieht  der  Bericht  nur  diesen  Schluss 
daraus.  Wir  möchten  aber  diese  und  ähnliche  Erhebungen  noch  aus  einem 
ganz  andern  Grunde  auch  für  andere  Länder  dringend  empfehlen. 

Bekanntlich  gehört  es  zu  den  wichtigsten,  aber  zugleich  schwierigsten 
Aufgaben  der  Statistik,  die  Summe  des  circulirenden  Metallgeldes  zu  ermit- 
teln, und  alle  bisherigen  Versuche,  theils  aus  der  Gold-  und  Silberproduk- 
tion Iheils  aus  der  Stärke  der  Ausprägungen  die  circulirende  Geldmasse  zu 
berechnen,  haben  sich  schon  deshalb  als  höchst  unvollkommen  erwiesen, 
weil  die  Produktion  in  den  überseeischen  Ländern  nie  korrect  festgestellt 
werden  kann  und  weil  der  jährliche  Blünzabgang,  welcher  durch  Einschmel- 
zung,  Schiffbruch  und  ähnliche  Unglückfälle  herbeigeführt  wird,  stets  unbe- 
kannt bleibt. 

Würde  aber  das  obige  Verfahren  Württembergs  zur  allgemeinen  An- 
wendung gebracht  und  periodisch  wiederholt,  so  würde  sich  aus  den  Ver- 
hältnisszahlen die  Quantität  des  vorhandenen  Gold-  und  Silbergeldes  des- 
halb berechnen  lassen ,  weil  von  den  verschiedenen  Facloren ,  auf  welche 
sich  das  Verhältniss  bezieht,  wenigstens  einer,  das  Papiergeld  nämlich,  eine 
bekannte  Grösse  ist.  Nur  müsste  selbstverständlich  für  diesen  Zweck  bei 
der  Aufnahme  auch  das  Qualitätsverhältniss  der  einzelnen  Papiergeldsorten, 
des  Staatspapiergeldes,  der  Banknoten  und  der  circulirenden  Coupons  genau 
ermittelt  werden ,  weil  nur  die  Quantität  der  beiden  ersten   Sorten    bekannt, 
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die  Menge  der   circulirenden    Coupons    dagegen  sehr  schwankend  und  unbe- 
stimmt ist. 

Allerdings  geben  wir  von  vornherein  zu,  dass  auch  dieser  Weg  kein  voll- 
kommen exactes  Resultat  giebl,  weil  die  statistische  Erhebung  immer  nur  bei 
einer  beschränkten  Zahl  von  Kassen  vorgenommen  werden  und  sich  immer  nur 
auf  diejenigen  Geldsummen  beziehen  kann,  welche  nicht  im  wirklichen  Um- 
laufe, sondern  im  Moment  der  Ruhe  sich  befinden,  aber  jedenfalls  würde  er 
die  Ermittelung  der  Summe  des  circulirenden  31etallgeldes  um  ein  gutes  Stück 
weiter  befördern  und  der  Wahrheit  näher  führen  als  die  bisher  eingeschla- 
genen Wege.  H. 


XII. 

lieipzig^s  Bevölkerung.  Erstes  Heft  der  Mittheilungen  des  Sla- 
tistisclien  Bureaus  der  Stadt  Leipzig,  herausgegeben  von  G.  F.  Knap  p. 
Leipzig,  Duncker  u.  Humblot,  1868.     26  S.  4. 

In  dem  vorliegenden  Hefte  haben  wir  die  Freude,  das  erste  publizisti- 
sche Lebenszeichen  eines  Instituts  zu  begrüssen,  wie  es  deren  leider  bis 
jetzt  nur  wenige  giebt,  nämlich  eines  städtischen  statistischen  Bureaus.  Das 
im  vorigen  Jahre  gegründete  und  mit  hinreichenden  Mitteln  ausgestattete 
Bureau  der  Stadt  Leipzig  hat  seine  Thäligkeit  mit  der  Bearbeitung  der  vor- 
jährigen Bevölkerungsaufnahme  für  die  Stadt  begonnen.  Bekanntlich  ist  das 
ganze  Volkszähiungsgeschöft  in  Sachsen  im  königlichen  statistischen  Bureau 
zu  Dresden  concenlrirt;  nur  fiir  die  Stadt  Leipzig  ist  mit  Rücksicht  auf  das 
dortige  Spezialbureau  eine  Ausnahme  gemacht  worden.  Diesem  Umstände 
verdanken  wir  die  in  Rede  stehenden,  zuerst  im  Leipziger  Tageblatt  ver- 
öffentlichten Arbeiten,  welche  nicht  nur  Leipzigs  Einwohnern  und  den  für 
die  Stadt  sich  interessirenden  Auswärtigen,  sondern  auch  den  Statistikern 
als    solchen    willkommen   sein   werden. 

Der  Inhalt  besteht  erstens  in  der  Reproduction  eines  kleinen  Vortrages : 
die  Aufgabe  der  Volkszählung,  der  als  Hinweis  auf  die  Bevölkerungsaufnahme 
im  städtischen  Verein  gehalten  wurde;  dann  in  einem  längeren  Aufsatze 
über  Leipzigs  Bevölkerung  am  3.  Dez.  1867,  mit  Berücksichtigung  der  ein- 
zelnen Stadttheile  und  der  früheren  Zählungen;  dann  in  einem  Artikel  über 
Zahl,  Gattungen  und  Beschäftigungen  der  Staatsfremden  in  Leipzig;  und  fer- 
ner in  einer  anziehenden  Skizze  des  Wachsthums  der  Strassen  Leipzigs  von 
1865  bis  1867.  Zum  Schluss  ist  ein  Nachweis  über  die  Bevölkerung  der 
Dörfer  um  Leipzig  und  ein  Verzeichniss  der  Grundstücke  nach  ihren  Brand- 
katasternummern, aus  welchen  die  Strassen  bei  der  Volkszählung  von  1867 
zusammengesetzt  wurden,   angehängt. 

Wir  sprechen  die  Hoffnung  aus,  dass  nicht  nur  dieses  städtische  stati- 
stische Bureau  das  tüchtig  Begonnene  glücklich  fortsetzen  möge,  sondern  dass 
der  Vorgang  Leipzigs,  welches  schon  bei  seiner  jetzigen  Volkszahl  (90,824 
Einwohner,    Zollabrechnungsbevölkerung    am    3.  Dez.   1867)    das    Bedürfniss 
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nach  einer  gulcn  Statistik,  als  nncnlbclirliclicm  Hülfsmittel  der  Verwaltung, 
ganz  richtig  gewürdigt  und  befriedigt  liat ,  wenigslens  Städte  von  grösserer 
Volkszahi   zur  Nachfolge   antreibe.  S. 


XIII. 

Die  neueste  fateratiir  über  landwirthsehafflleheii 
Creditwesen. 

1)  Dr.  Lette,  Das  landwirlhschaftliche  Credit-    und  Hypolliekenwesen  ,   für 

den   Congress  deutscher  Landwirthe  in   Berlin.     Berlin   1868. 

2)  C.   Wilmanns,  Die   Creditnolh    der    Grundbesitzer    und     deren    Abhülfe 

durch    eine     norddeutsche  Bundcs-IIypothekcn-Bank.      Berlin    18G8. 

3)  E.   I.   Bekker,   Die  Reform   des  Hypothekenwesens  als  Aufgabe  des  nord- 

deutschen Bundes.      Berlin    1867. 

4)  Dr.  J.  Matern,  Die    volkswirthschaftliche   Aufgabe   der    landschaftlichen 

Hypotheken-Credit-Institute  und   Grundziige   für    die  nothwendige  Reor- 
ganisation   derselben.     Berlin   1868. 

5)  Julius    Rachel,    Die    Realcreditfrage.     Leipzig  1868. 

6)  Rodberlus-Jagetzow.      Zur    Erklärung  und    Abhülfe   der    heutigen 

Creditnoth  des  Grundbesitzes.     I.  Die  Ursachen  der  INoth.  Berlin   1868. 

7)  S.   Graf   von   Pfeil,   Vortrag  gehalten   in    dein  Verein   zur  Wahrung  der 

Interessen   des  Grundbesitzes  in  Berlin   am  26.  Nov.    1867.   Berlin   1868. 

8)  Dr.   Henry  Brocher,    Die  Hypothekenbanken.    Separatabdruck  aus  dem 

Wagner' sehen  Staatslexicon.      Berlin   1667. 

9)  H.  Th.  Haustein,    Handfesten  zur  Erleichterung  des  Hypothekencredlls 

für  Städte  des  Königsreichs  Sachsen.     2.  Aufl.     Chemnitz   1868. 

10)  W.  Holtz-Alt  Marrin,  Die  Reform  des  hypothekarischen  Darlehns 
auf  ländlichen  Grundbesitz  durch  ein  norddeutsches  Pfandbriefinslitut 
auf  Gegenseitigkeit.     Berlin   1868. 

11)  Freiherr  von   S  ch  o  rl  emer  -  AI  s  t,  Die  Lage  des  ländlichen   Grundbe- 

sitzes in  Westfalen.     Hlünster  1868. 

Kaum  ist  gegenwärtig  eine  andere  volkswirthschaftliche  Frage  von  so 
grosser  praktischer  Bedeutung  für  Deutschland,  als  die,  auf  welche  Weise 
der  Creditnoth  der  Landwirthe  abzuhelfen  ist;  und  die  Rühiigkeit,  mit  wel- 
cher in  den  betrelTenden  Kreisen  an  ihrer  Erledigung  gearbeitet  wird,  zeigt, 
dass  die  Wichtigkeit  genügend  erkannt  ist.  Die  Staatsbehörden,  die  Männer 
der  Wissenschaft  wie  die  Landwirthe  selbst  suchen  mit  Eifer  ihr  Theil  dazu 
beizutragen.-  Die  Landtage  grösserer  und  kleinerer  Staaten,  die  land-  und 
volkswirtbschaftlichen  Congresse  nicht  minder,  wie  die  kleinen  landwirth- 
schaftlichen  Vereine  haben  das  landwirlhschaftliche  Creditwesen  in  den   letz- 
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ten  Jahren  regelmässig  zum  Gegenstande  der  Tagesordnung  gemacht,  und  der 
Bundesrath  des  norddeutschen  Bundes  veranstaltete  eine  umfassende,  Enquete 
über  das  Hypotliekenbankwesen ,  während  Privatunternehmungen  in  grosser 
Zahl  die  Frage   direct  auf  praktischem  Wege  zu  lösen   suchen. 

Kein  Wunder,  dass  dabei  die  Literatur  in  kaum  zu  überwältigender 
Weise  anwächst,  da  jeder,  der  seine  Ansichten  nicht  in  mündlicher  Discus- 
sion  zur  Gellung  bringen  kann,  zur  Presse  seine  Zuflucht  nimmt,  und  manch 
brauchbarer  Stein  wird  auf  diese  Weise  zum  Bau  geliefert.  ?soch  ist  es  un- 
gewiss, ob  der  Schwerpunkt  der  zu  ergreifenden  Massregeln  in  die  Reform 
der  Hypothekengesetzgebung,  resp.  ihre  gänzliche  Umgestaltung  gelegt  wer- 
den wird,  oder  in  die  Erweiterung  und  Verbesserung  der  Creditanstalten, 
ob  der  Staat  selbst  nicht  nur  als  Gesetzgeber,  sondern  auch  als  protegiren- 
der  Unternehmer  auftreten,  oder  ob  er  nach  Klärung  der  Anschauung  das 
Weitere  der  Selbsthiilfe  überlassen  wird  und  welche  der  verschiedenen  Vor- 
schläge als  die  brauchbarsten  anerkannt  werden.  Es  erscheint  daher  eine 
Vorführung  und  Besprechung  der  beachtenswerthesten  Schriften  über  das 
landwirthschaftliche  Creditwesen  am  Platze,  was  sich  die  folgenden  Blätter 
zur  Aufgabe  gemacht  haben. 

ad  I.  Die  vorliegende  Schrift  des  Präsidenten  Lette  sucht  die  Hülfe 
bei  der  jetzigen  Credilnoth  der  Landwirthe  weniger  in  der  weiteren  Aus- 
bildung der  Creditanstalten,  als  in  der  Verbesserung  der  Hypotheken-  und 
Subhastationsgesetzgebung  ,  und  hebt  ausdrücklich  hervor,  dass  die  bisheri- 
gen Privat- Hypotheken  nicht  zu  entbehren  seien,  wie  dies  von  einigen  Sei- 
ten behauptet  ist.  Soll  durch  die  Pfandbriefinstilute  das  Geld  vom  Auslande 
herangezogen  Averden  ,  so  würde  damit  eine  so  unbedingte  Sicherheit  ge- 
fordert, dass  die  Maximalgrenze  der  Beleihung  unverhältnissmässig  tief  und 
dem  Bedürfniss  gegenüber  zu  niedrig  gehalten  werden  müsste,  so  dass  Pfand- 
briefinstitute allein  nicht  genügen.  Lette  spricht  sich  ferner  unbedingt 
gegen  die  Staats-  und  Actienhypothekenbanken  aus  und  warnt  im  Hinweis 
auf  den  Credit  foncier  nachdrücklich  vor  Centralisation,  da  durch  dieselbe 
die  nöthige  Berücksichtigung  localer  Verhältnisse  unmöglich  gemacht  werde 
und  durch  jedes  Privilegium  ,  welches  derartigen  grossen  vom  Staate  prote- 
girten  Anstalten  eingeräumt  zu  werden  pflegte,  die  Gefahr  wachse,  dass 
ihre  Geschäfte  weniger  zum  allgemeinen  Besten,  als  zu  dem  der  Anstalt 
selbst  geleitet  würden. 

Eine  grössere  Wirkung  als  von  der  Entweiterung  der  Credilinstitufe 
verspricht  sich  L. ,  wie  erwälint,  von  einer  Reform  des  Hypotheken-  und 
Subhastationswesens ,  deren  Unzulänglichkeit  in  Preussen  er  mit  scharfen 
Zügen  kennzeichnet.  Vor  Allem  verlangt  L.  die  Beseitigung  der  acces- 
sorischen  Natur  der  Hypothek  und  Umwandlung  des  Hypotiiekenscheins  in 
eine  reine  Realobligation,  was  übrigens  in  der  neuern  Zeit  auch  von  otfi- 
ciösen  preussischen  Schriften  (Entwurf  eines  Gesetzes  über  das  Hypotheken- 
wesen und  einer  llypolhekenordnung  für  Preussen.  Berlin  18G4;  —  Entwurf 
einer  Grundbuchordnuiig  für  das  Gebiet  des  norddeutschen  Bundes.  Berlin 
1868)  ausdrücklich  als  wünschenswcrlh  anerkannt  ist.  Die  Erleichterung 
der  Cession  will  L.  so  weit  ausgedehnt  haben,  dass  zu  derselben  nur 
die  beglaubigte  Unterschrift    des    Cedenten    nolhwendig    sein  soll.     Mit  Eut- 
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schiedenheit  verwirft  er  dagegen  die  Verwandlung  der  Hypotlickenhriefc  in 
liCtlres  au  porteur  als  unvcrlriii^Hich  mit  dem  iiKÜviduclleii  Imniohiliiirtredit, 
in  ähnlicher  Weise,  wie  dies  in  dem  genannten  Kntwnrl'  eines  (jeselxes  über 
das  lly|)r)Hick(;nwesen.  Berlin  1864,  dann  in  der  hekannlen  Schrift  rdie 
prss.  Ilv[)(»lliel\en  -  und  Subhastationsgesetzgebung^  von  Mayer.  Berlin 
1854  ausgesprochen   ist. 

Zur  Reform  des  Subhaslationswescns  empfiehlt  L.  Forlfall  des  wie- 
derholten Zahliingsbcfehles  —  des  sogenannten  priiparatorischen  Mandates 
—  durch  welche  eine  unnothige  Verzögerung  heri)eigefnhrt  würde;  ebenso 
wird  in  der  Schrift  die  Vornahme  einer  gerichtlichen  Taxe  fiir  iiberllii.ssig 
gehalten  ,  seit  durch  die  Grundsleucrveranlagung  ein  genügender  Anhalt  zur 
Beurtheilung  der  BeschafTcnheit  der  Grundstücke  gegeben  sei.  Mit  besonderm 
Nachdruck  befürwortet  L,  die  Aulhebung  aller  \  orrechle  der  Landschaft 
bei   der  Subhatation. 

Der  ^  erf.  bemerkt  in  der  Einleitung  ausdrücklich,  dass  seine  Vorschläge 
nicht  auf  Originalität  Anspruch  machen,  sondern  dass  es  ihm  nur  darauf  an- 
komme, die  von  der  Wissenschaft  angegebenen  Gesichtspunkte  sowie  die 
gesammten  Erfshrungssätze  in  Betrefl  des  landwirthschaftlichen  Credilwesens 
zusammenzustellen ,  um  sie  den  Mitgliedern  des  landwirliischafllichen  Con- 
gresses  zu  Berlin  zur  Vorbereitung  für  die  bevorstehende  Discussion  zuzu- 
stellen. 

Die  Klarheit  der  Darstellung,  der  lehrreiche  Inhalt  haben  der  Schrift 
eine  schnelle  Verbreitung  in  weiten  Kreisen  verschafft,  so  dass  bereits  eine 
2.  Aullage  erschienen  ist,  und  sie  wird  sicherlich  viel  zur  Klärung  der  An- 
sichten  über  das   Cieditwesen  bei   den   Landwirtben  beitragen. 

Lette  hatte  Gelegenheit,  auf  dem  Congresse  norddeutscher  Landwirlhe 
in  Berlin  als  Referent  seine  Ansichlen  näher  mündlich  vorzuführen,  und  die 
Genuglhuung,  fast  allseitige  Anerkennung  und  Zustimmung  bei  der  Ver- 
sammlung zu   finden. 

ad  II.  Wir  haben  es  hier  mit  einer  der  bedeutendsten  Schriften  zu 
thun ,  welche  in  neuerer  Zeit  über  das  Creditwesen  erschienen  sind.  Der 
Verf.,  Assessor  Wilma  nn  s ,  hat  die  wissenschaftliche  wie  praktische  Seite 
der  Frage  zum  Gegenstand  eingehenden  Studiums  gemacht  und  bringt  hier 
in  kurzer  und  präciser  Darstellung  eine  grosse  Zahl  mehr  oder  weniger 
neuer  und  beachtenswerther  Vorschläge  zur  Hebung  der  Creditnoth  der 
Landwirthe  vor,  die  wohl  zum  grossen  Theil  auf  praktische  Verwerthung 
rechnen   können. 

Der  gegenwärtige  Verfall  des  Realcredits  ist  nach  Wilmanns  vorzüg- 
lich durch  die  übermässige  Concurrenz  der  Börsenpapiere  hervorgerufen, 
denen  die  Hypotheken  bei  ihrer  jetzigen  Einrichtung  in  keiner  Weise  ge- 
wachsen sind.  Es  müssten  denselben  daher  Werthpapiere  substituirt  werden, 
welche  den  Börsenpapieren  gleich  stehen.  Er  zeigt,  dass  dies  geschehen 
kann,  wenn  ausser  der  Vereinfachung  der  Form  für  die  Ueberlragung  und 
Einziehung  der  Forderungen  sowie  der  Sorge  für  deren  rechtliche  Sicher- 
heit noch  die  allgemein  anerkannte  Garantie  für  ökonomischen  Werlh  des 
verpfändeten  Grundstückes  geleistet  werde,  also  eine  allgemein  anerkannte 
ökonomische  Sicherheit  noch  ausser  der  rechtlichen  geschaffeu  werde. 
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—  Die  Aufgabe,  diese  Garantie  zu  gewähren,  iiaben  nun  die  verschiedenen 
Creditinstitute  übernommen. 

Der  Verf.  spricht  sich  bei  Betrachtung  der  verschiedenen  Hypotheken- 
banken dann  gleichfalls  entschieden  gegen  Actienunternehmungen  aus ,  weil 
dieselben  dem  Landwirtlie  den  Credit  vertheuern.  Er  warnt  aber  auch  vor 
allgemeiner  Staatsgarantie  der  Hypotheken ,  weil  der  Staat  zu  Gunsten  einer 
ganzen  Classe  nur  eintreten  dürfe,  wenn  ihr  auf  andere  Weise  nicht  gehol- 
fen werden  könne,  da  eine  gleiche  Hülfe  dann  von  allen  Classen  gefordert 
werden  dürfe,  was  den  Grundprincipien  des  Socialismus  entsprechen  würde. 
Die  Creditvereine  sind  es  dagegen,  von  denen  eine  ausreichende  Hülfe  er- 
wartet und  wobei  an  Bestehendes  angeknüpft  werden  könnte.  Da  nun  die 
Sicherheit  um  so  grösser  und  in  um  so  weiteren  Kreisen  anerkannt  werde, 
je  grösser  die  Fläche  ist,  über  die  sich  ein  Creditinstitut  verbreitet,  so  em- 
pfehle sich  eine  Vereinigung  der  schon  bestehenden  oder  noch  zu  gründenden 
Provinzial-Pfandbrief-Institute  zu  einer  den  ganzen  norddeutschen  Bund  um- 
fassenden Hypothekenbank,  wobei  indess  keineswegs  ein  Zwang  anzuwenden, 
sondern  Jedem  überlassen  sein  solle,  einzutreten,  sobald  der  Reservefond 
die  nöthige  Höhe  erreicht  hat  oder  nicht.  —  Jedem  Institute  soll  ferner  die 
eigene  Selbständigkeit  im  weitesten  Masse  gewahrt  bleiben.  Nur  die  Ober- 
aufsicht, die  Ausfertigung  der  Pfandbriefe,  dann  die  Hülfe,  wenn  die  Pro- 
vinzialbanken  sich  zahlungsunfähig  zeigen ,  bleiben  der  Centralbaiik  vorbe- 
halten. Doch  soll  die  Hülfe,  wie  ausdrücklich  bemerkt  wird,  erst  dann  ein- 
treten, wenn  die  Provinzialinstitute  sich  auch  nach  Erschöpfung  ihrer  beson- 
deren Reserve-  und  selbst  der  Hypothekenfonds  zur  Befriedigung  der  Gläubi- 
ger nicht  im  Stande  zeigen.  —  Wir  wollen  nicht  unerwähnt  lassen ,  dass 
Wilmanns  dieser  Anschauung  auch  auf  dem  Congresse  norddeutscher  Land- 
wirthe  in  folgender  Resolution  Ausdruck  verlieh :  nEs  ist  dahin  zu  streben, 
dass  im  Gebiete  des  norddeutschen  Bundes  die  auf  Selbsthülfe  der  Grund- 
besitzer gegründeten  Institute,  unbeschadet  ihrer  selbständigen  Organisation 
und  eignen  Verwaltung,  behufs  gemeinschaftlicher  Emission  von  Credit- 
papieren  zu  einem  einheitlichen  Banksystem  sich  vereinigen  lassen".  Von 
dem  Correferenten  Prof.  Bekker  unterstützt  führte  er  dort  näher  aus,  dass 
eine  solche  Vereinigung  nicht  nothwendig  eine  Centralisation,  d.  h.  Ver- 
waltung von  einem  gemeinschaftlichen  Centrum  und  Organisation  nach  einer 
gleichen  Schablone  bedinge,  und  machte  darauf  aufmerksam,  dass  die  schwe- 
dische Reichshypothekenbank  eine  solche  Trennung  in  der  Vereini- 
gung der  Creditvereine  mit  Erfolg  durchgeführt  habe.  —  Es  wurden  dem 
entgegen  die  Schwierigkeiten  einer  Zusammenziehung  der  versciiiedenartigen 
Institute  des  norddeutschen  Bundes  hervorgehoben,  und  da  auf  eine  all- 
seitige Zustimmung  durch  die  Versammlung  nicht  gerechnet  werden  konnte, 
wurde  die  übrigens  mit  vielfachem  Beifall  aufgenommene  Resolution  zurück- 
gezogen, —  S.  Verhandlungen  des  ersten  Congresses  norddeutscher  Land- 
wirthe  abgehalten  zu  Berlin  von  17.  bis  22.  Februar  1868.  Berlin  1868. 
S.   167   If. 

Als  besondere  Eigenlhümlichkeiten  des  Vorschlags  sind  ferner  hervor- 
zuheben: 1.  dass  das  Direclorium  der  Centralbank  ganz  in  den  Händen  von 
Staatsbeamten  liegen  soll^  2.  dass   die  Bank  städtischen  wie  ländlichen  Grund" 
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besitz  zugleich  umfasst,  und  3.  dum  diu  Belciiiiing  auf  Grund  der  Grund- 
sleucrveranlagung,  nicht  nacli  bcsondcrn  Taxen  geschehen  sull,  uhne 
dass  übri^^ens  die  Begriiiidung  dieser  Aufstellung  und  die  Widerlegung 
der  dagegen  zu  macliciidcn  Kinwände  als  ausreichend  bezeichnet  werden 
kann.   — 

Die  in  Hede  stehende  .Schrill  ist  ganz  besonders  vor  andern  ähnlichen 
dadurch  ausgezcichnel,  dass  sie  womöglich  den  ganzen  landwirthschaftlichen 
Crcdilvcrkehr  durch  die  Anstallen  vermitteln  will,  dabei  auf  die  Verscliiedcii- 
arligkeil  der  Kapilalisten,  auf  welche  der  Landwirlh  angewiesen  ist,  Hück- 
sichl  nimmt  und  ihren  Ansprüchen  durch  verscliiedciie  Arten  der  Darlehen 
Kechnung  trägt.  Den  .Speculanten  soll  mötMichste  \  erlügbarkeit  des  Kapitels 
verschallt  werden,  wie  sie  die  an  dcv  Börse  circulirenden  Creditpapicre 
gewähren ,  ohne  darum  den  Landwirlh  durch  Kündigung  in  Verlegen- 
heit zu  setzen.  Andrerseits  strebt  W.  den  Rentiers  u.  s.  w.,  welchen  um 
dauernde  Kapitalanlage  und  nur  um  regelmässigen  und  sichern  Zinsenbezug 
zu  thun  ist,  nicht  nur  unbedingte  Sicherheit  für  prompte  Zinszahlung  zu 
verschallen,  sondern  sie  auch  vor  Verlusten  durch  Cursschwankungen  zu  be- 
wahren und  ihnen  in  bestimmter  Frist  das  volle  Kapital  zuriickzustelien, 
mithin  die  Annehmlichkeiten  der  alten  Hypotheken  ohne  ihre  iNachlheile  zu 
bieten.    — 

Der  erste  Zweck  wird  erreicht  werden  können  durch  die  Ausgabe  von 
Pfandbriefen,  von  denen  ein  Theil  der  regelmässigen  Amortisation  unterwor- 
fen und  entweder  durch  Ausloosung  oder  durch  Einziehung  nach  einer  be- 
stimmten Frist  getilgt,  der  andere  aber  nur  als  Hentenbriefe  ausgegeben 
würde,  die  allerdings  von  Seiten  des  Schuldners  ablösbar,  deren  Einziehung 
aber  doch  kaum  zu  erwarten,  da  sie  nicht  auf  ein  bestimmtes  Grundstück 
lauten  und  daher  leicht  durch  von  andern  Besitzern  neu  aufgenommene  er- 
setzt werden  können.  —  Dem  zweiten  Zweck  sucht  Wilmanns  durch  V er- 
mittel uug  und  V  er  sicheru  ng  gewöhnlicher  Hypotiiekendarlehen,  welche 
die  Bank  ühernimml,  zu  entsprechen,  und  hoHl  durch  die  Garantie  der  Bank 
den  einfachen  Hypotheken  einen  weiteren   Circulationskreis  zu  erwirken. 

Um  den  Pfandbriefen  zu  einem  höheren  Curse  zu  verhelfen ,  schlägt 
VV.  vor,  ihnen  durch  Prämien  einen  besondern  Reiz  zu  verleihen.  Das 
Schädliche  einer  solchen  Begünstigung  durch  Glücksspiel  verkennt  er  kei- 
neswegs; doch  weist  er  darauf  hin,  dass  die  Gelegenheit  im  Auslande 
zu  vielfach  geboten,  als  dass  man  derartige  Speculalionen  überhaupt  verhin- 
dern könne,  und  dass  es  nur  gelte,  durch  eine  doch  bereits  bestehende  Ein- 
richtung, die  Allen  zugänglich,  dem  Inlande  bedeutende  Summen  zu  erhalten, 
die  gegenwärtig  durch  die  Hofinung  auf  Prämiengewinn  in's  Ausland  ge- 
lockt werden. 

Die  bedeutenden  Fonds,  welche  durch  Bildung  eines  den  norddeutschen  Bund 
umfassenden  Centralinstitutes  gewonnen  werden,  bieten  nach  W. 's  An- 
sicht Mittel  genug,  um  daraus  auch  dem  Landwirlhe  Personalcredit  zu  ge- 
währen, w^enn  man  die  Ausgabe  von  Banknoten,  freilich  nur  in  beschränktem 
Masse,  so  wejt  es  ohne  jegliche  Gefahr  gescheiien  kann,  gestaltet.  Der  Vf. 
scheint  selbst  überzeugt,  dass  diese  letzlere  Thäligkeil  der  Bank  nur  eine 
untergeordnete  Bedeutung  haben  werde,  und  in  der  Thal  ist  zu  bedenken, 
dass  mit   der    Ausbreitung    des   Instituts   zwar    die  disponiblen  Fonds,    aber 


Litteratur.  337 

auch  die  Zahl  der  Creditbedürftigen  und  deren  Ansprüche  wachsen,  so  dass 
ein  grosses  Institut  relativ  kaum  in  höherem  Masse  als  ein  kleines  den  An- 
sprüchen zu  genügen  im  Stande  sein  wird.  Es  würde  sich  mehr  darum 
handeln,  bei  momentaner  Calamität  einzelner  Gegenden  mit  Vorschüssen  für 
kurze  Zeit  einzutreten,  als  fortdauernd  dem  Personalcredit  der  Landwirthe  zu 
genügen,  wie  dies  z.   B.   der  Creditverein   für  Sachsen   erstrebt.    — 

ad  III.  Der  Verfasser,  Prof  ßekker  aus  Greifswald,  strebt,  durch  Reform 
der  Hypothekengesetzgebung  und  durch  besondere  neue  Institutionen  dem 
Landwirthe  möglichst  weitgehenden  und  billigen  Credit  zu  verschaffen.  Um 
dies  zu  erreichen,  müsse  der  Landwirth  dem  Kapitalisten  eine  Summe  von 
Vortheilen  bieten ,  welche  die  and  rn  Kapitalsuchenden  nicht  zu  gewähren 
vermögen;  vor  Allem  Sicherheit,  dann  besondere  Annehmlichkeiten,  wie 
leichte  Verfügbarkeit  des  Kapitals  und  Aus.  icht  auf  späteren  ausserordent- 
lichen  Gewinn. 

Bekker  geht  bei  seinen  Vorschlägen  anscheinend  von  der  bisherigen 
Privathypothek  aus,  kommt  aber  im  Wesen  bald  auf  die  Pfandbriefinstitute 
zurück.  Um  dem  Hypothekeninstrumente  die  möglichst  leichte  Umsetzbarkeit 
anzueignen,  wird  dasselbe  einfach  in  ein  Inhaberpapier  verwandelt,  die 
Hypothek  ihrer  accessorischen  iNatnr  gänzlich  entkleidet,  und  als  reine 
Realobligation  hingestellt  (gleich  den  Grundschuklen  des  Entwurfs  einer 
Grundbuchordnung  für  das  Gebiet  des  norddeutschen  Bundes),  also  bis  an 
die  äusserste   Grenze  der   Umwandlung  gegangen. 

Es  wird  indess  eingeräumt,  dass  hiermit  wenig  gewonnen  ist,  wenn 
den  Hypotheken  nicht  zugleich  der  locale  Charakter  genommen  wird,  und 
dass  dies  nur  geschehen  kann  durch  Garantie  des  ökonomischen  Werthes 
des  Pfandobjectes.  Diese  Garantie  soll  nun  durch  einen  Grundschuldenver- 
band, eine  Vereinigung  aller  zum  norddeutschen  Bunde  gehörigen  Grundstücke 
und  deren  Haftung  für  alle  contrahirten  Hypothekenschulden  gewährt  werden, 
und  zwar  wie  bei  den  Pfandbriefinstituten  in  der  Weise,  dass  eine  voll- 
ständige Trennung  zwischen  Kapitalisten  und  Schuldner  bewirkt  wird,  nicht 
einmal  ein  bestimmtes  Gut  als  haftend  auf  dem  Schuldschein  bezeichnet 
wird,  dass  vielmehr  stets  der  gesammte  Verband  dem  Gläubiger  gegenüber 
als  Schuldner  hafte.  Uebernimmt  das  Risiko  auch  der  Grundbesitz  selbst, 
so  soll  doch  die  ganze  Institution  unter  Leitung  des  Staats  gestellt  werden, 
da  die  ausübenden  Behörden  einfach  von  der  Regierung  ernannt  werden,  und 
nur  die  Controle  und  vereinzelte  Geschäfte,  wie  die  Taxation  u.  s.  w.,  wird 
von  den  Grundbesitzern  frei  gewählten  Vertrauensmännern  übertragen.  Die 
ganze  Organisation  fusst  auf  Grundbucliämtern  der  einzelnen  Kreise,  welche 
unter  gemeinsamen  Provinzialbehörden  und  einer  Ccntrallstelle  in  Berlin 
stehen.  Diese  Grundbuchämter  haben  indess  eine  ganz  andere  Bedeutung 
als  diejenigen,  die  man  in  Frankreich  kennt.  Sie  sind  vielmehr  als  lauter 
kleine  Filialbanken  anzusehen ,  Avelche  die  Grundschuldenscheine  ausfertigen, 
die  Zinsen  durch  Einlösung  der  damit  verbundenen  Coupons  besorgen  und 
ausserdem  sogar  Depositen  annehmen,  den  Landwirthen  Coutocorrent  erölY- 
nen  und  Personalcredit  bis  zu  einer  für  Jeden  festgestellten  Maxinialgrenze 
gewähren;  kurz,  man  hat  es  mehr  mit  einer  grossartigen  allumfassenden 
Creditanstallt  und  einer  Unzahl  Filialen  zu  thun ,  als  mit  einer  Erweiterung 
der  bisherigen  Hypothekenämter. 
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Als  Grundlage  für  die  Beleiliung-  wird  auch  hier  die  Grundsleuerveran- 
lajung  acicptirl.  Da  B  e  k  k  e  r  al)ei-  zufresteht,  dass  damit  für  viele  Besitzer 
eine  «icwalli^'c  Bceiiitriiclili<i;iiti2:  verbunden  sein  würde,  so  will  er  ge- 
stalten, dass  Landwiilhe  deren  Güter  im  KrlraüC  (^e.sticiren  sind,  eine  beson- 
dere Taxirung  durcli  dazu  von  dem  Verbände  j:(wahlte  Verlrauensmunner 
beansprucben  können,  mit  der  sehr  bedeutsamen  Clausel ,  dass  der  neuen 
Taxe  ent>;prechend  auch  die  Grundsteuer  eine  iJteigerung  erfahren  solle.  Der 
Verf.  ist  auf  diesen  letzten  Tunkt  weder  auf  dem  Congresse  norddeutscher 
Landwirlbe  noch  bei  seiner  Vernclimuiig  als  Sachverstandiffcr  vor  der  Comis- 
sion  des  Bundesralbes  zurückgekommen,  und  wohl  mit  Beclil.  Wir  wieder- 
holen liier  niclil,  was  sich  überhaupt  gegen  eine  veränderliclie  Grundsteuer 
sagen  liisst  und  gesagt  ist.  31an  bedenke  nur,  dass  die  Grundsteuer  nach 
dem  Gesetze  in  Treussen  9,5  "/^  der  Grundrente  beiragen  soll,  faclisch  aber 
anerkannter  Massen  noch  nicht  6  "/q  beträgt,  es  wird  daher  eine  Erhöhung 
durch  Kevision  fast  stets  zu  erzielen  sein,  eine  spätere  Verminderung  aber 
nicht.  Jeder  Besitzer  in  bedrängter  Lage  kann  daher,  um  seinem  Credit  auf- 
zuhellen, die  Grundsteuer  steigern  und  damit  für  alle  Zeit  zum  iNaclillieil  für 
alle  Naclifolger,  die  vielleicht  Erben,  nicht  Kaufer  sind,  also  bei  der  Ueber- 
nahme   keinen   entsprechenden   Abzug  machen  können. 

Die  Ilypolliekenbriefe  sollen  nicht  sämmllich  gleichartig  sein,  sondern 
in  4  Serien  ausgegeben  werden,  wobei  jede  einen  besondera  Verband  um- 
fassl  und  ihrer  Stellung  nach  der  1.,  2.,  3.  oder  4.  Hypothek  entspricht. 
Jeder  der  4  Verbände  leistet  mit  dem  gesammlen  Grundbesitz,  der  ihm  an- 
gehört, Garantie,  und  ausserdem  mit  einem  besondern  Reservefond,  der  durch 
5  "/o  jeder  ausgeliehenen  Summe  gebildet  wird,  welche  sofort  bei  der  Ueber- 
gabe  der  betr.  Obligation  zurückbehalten  werden,  sowie  durch  eine  forl- 
dauernd eingezahlte  Amortisations-  und  Versicherungsprämie.  Die  letztere 
ist  zwar  fixirl,  kann  aber  bei  eintretendem  Bedarf  erhöht  werden.  Beson- 
deres Gewicht  legt  Bekker  auf  die  Amortisation,  durch  welche  die  Schuld 
—  wenn  keine  Zwischenfälle  eintreten  —  in  40—60  Jahren  getilgt  sein 
soll.  Gegen  diese  Eintheiiung  der  Hypothekenbriefe  in  4  Serien,  für 
welche  besondere  Verbände  haften,  erhob  Geheimrath  .Noah  in  der  später 
zu  besprechenden  Enquete  mit  Recht  das  Bedenken,  dass  dadurch  nothwen- 
dig  ini  Publikum  Misstrauen  gegen  die  3.  und  4.  Serie  erweckt  werden 
müsse.  Es  ist  auch  ein  Grund  für  die  Trennung  der  Verbände  nicht  einzusehen. 
Ist  es  durch  die  ganze  Organisation,  besonders  durch  die  Versicherungsprä- 
mien gelungen,  den  letzten  Serien  dieselbe  Sicherheit  zu  geben  wie  den  er- 
sten, so  brauchen  sich  die  Schuldner  der  ersten  Verbände  so  wenig  zu 
scheuen,  die  Garantie  für  die  folgenden  mit  zu  übernehmen,  wie  das  Publi- 
kum die  Pfandscheine  derselben  für  den  gleichen  Preis  wie  die  vorstehen- 
den zu  kaufen.   — 

Die  auszugebenden  Creditpapiere  sucht  Bekker  den  verschiedenen 
Ansprüchen  der  Kapitalisten  möglichst  angemessen  zu  machen.  Sie  sind 
zwar  nicht  kündbar,  aber  nach  vorher  bestimmter  und  verschiedener  Frist 
einzulösen.-  Hinen  wird  ausserdem  dadurch  ein  bestimmter  Reiz  zu  verleiben 
gesucht,  dass  den  einen  eine  Art  Dividende,  eine  variirende  Zuschlagsprämie, 
die  sich  nach  dem  Discontosatze,  den  Getreidepreisen  u.  s.  w.  zu  richten 
habe,  zugetheilt  wird,    während  ein   anderer   Theil  bei  der  Rückzahlung  zur 
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bestimmten  Frist  einen  Zuschlag  von  25  °/o  erhält.  Durch  diese  Einrichtung, 
verbunden  mit  der  unbedingtesten  Sicherlieit,  meint  Bckker  diese  Credit- 
papiere  in  deii  Stand  gesetzt  zu  haben,  mit  allen  Börsenpapieren  mit  Erfog 
zu  concurriren,  und  ihnen  auch  im  Auslande  Eingang  zu  verschallen,  wenn 
geeignete  kaufmännische  Verbindungen  daselbst  Behufs  ihrer  Unterbringung 
angekauft  sind. 

Dies  sind  in  kurzen  Zügen  die  Vorschläge,  welche  mit  Recht  in  den 
weitesten  Kreisen,  im  landwirthschaflliclien  Congresse  zu  Berlin,  wo  der  Vf. 
als  Correferent  bei  der  Discussion  über  das  landwirthschaftliche  Creditwesen 
auftrat,  sowie  im  ßuüdesralhe  und  der  weiteren  Literatur  dieses  Jahres  die 
eingehendste  Beachtung  gefunden;  auch  wir  werden  noch  mehrfach  darauf 
zurückzukommen  haben. 

Mehr  andeutungsweise  ist  in  der  Schrift  noch  ausser  dem  Angeführten 
zur  Ergänzung  hinzugefügt,  dass  bei  richtiger  Einriclitung  der  Grundschul- 
denverband allen  verständigen  Ansprüchen  zu  genügen  im  Stande  ist,  dass 
eine  weitere  Beleihung,  als  sie  die  betr.  unparteiischen  und  sachverständigen 
Vertrauensmänner  des  Verbandes  glauben  gewähren  zu  können,  dem  Land- 
wirtbe  selbst  nur  zum  Nachtbeil  gereichen  könne,  dem  Institute  aber 
Umstände  und  Nachtlieile  zufügen  werden;  weshalb  er  glaubt,  dass 
eine  jede  Aufnahme  von  Hypotbekarschulden  ausserhalb  des  Grundschul- 
denverbandes zu  untersagen  sei.  —  Auch  auf  diesen  Punkt  ist  Bekker 
nicht  wieder  zurückgekommen.  Es  bedurfte  auch  kaum  eines  eingehenden 
Nachweises,  wie  ihn  Graf  Pfeil  in  seiner  oben  erwähnten  Schrift  geliefert, 
dass  eine  solche  Beschränkung  der  individuellen  Freiheit  den  Anforderun- 
gen der  Zeit  gänzlich  zuwider  und  ausserdem  undurchführbar  ist.  — 
Es  muss  ferner  bemerkt  werden,  dass  Bekker  bei  seiner  Vernehmung  durch 
die  Bundesrathscommission  ausdrücklich  erklärte,  dass  er  die  Bildung  des 
von  ihm  empfohlenen  Grundschuldenverbandes  als  ein  Ideal  ansehe  ,  das  zu 
erstreben,  aber  nicht  auf  ein  ölal  in  nächster  Zeit  zu  erreichen  sei.  Er  ge- 
steht zu,  dass  es  erst  eines  Versuches  und  der  Erfahrur.g  bedarf,  ob  diese 
Scheine  auch  ohne  Garantie,  durch  ein  Institut  in  Circulation  zu  bringen 
seien,  wie  er  ausserdem  die  Notbwendigkeit  umfassender  statistischer  Aufnahme 
zur  Feststellung  von  Erfahrungssätzen  betont,  ohne  die  sich  die  Fragen  nicht 
lösen  lassen.  —  Er  hofl't  ferner,  dass  es  gelingen  müsse,  überall  kleine 
Credit-Vereine  einzuführen,  welche  sich  der  Vermiltelung  zwischen  Gläubi- 
gern und  Schuldnern  unterziehen,  die  dann  ihrerseits  wieder  durch  ein  selbst 
durch  den  Staat  zu  gründendes  Versicherungsinstitut  der  BanlC  zu  vereinigen 
wären  ,  indem  dasselbe  die  gemeinsame  Garantie  übernähme.  —  Noch  mehr 
musste  Bekker  seine  Ansprüche  und  Wünsche  auf  dem  Congresse  nord- 
deutscher Landwirthe  einschränken,  um  sich  daselbst  mit  dem  Referenten 
Lette  zu  gemeinsamen  Resolutionen  zu  einigen.    — 

ad  IV.  Die  vorliegende  Schrift  des  Commissars  der  sächs.  Hypotheken- 
versichemngs-Gesellschaft  zu  Dresden  sucht  zur  Beantwortung  von  5  Fragen 
beizutragen,  welche  der  Commission  des  Bundesratlies  des  norddeutschen 
Bundes,  der  die  Erörterung  der  Frage  über  Errichtung  von  Hypoliiekonban- 
ken  anheim  gegeben  ist,  vorgelegt  wurden  und  kommt  dabei  zunächst  zu 
folgendem  Resultat: 
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Die  verscliiedenen  Creditanstallen,  iianienllicli  die  Pfaiidbriefinstitute  haben 
zu  ilirer  Zeit  sehr  sejreti.sreicli  {rewiikl;  doch  sind  sie  nicht  melir  im  Stande, 
i)ei  ilircr  all(;ti  Kinrichlimi:  den  jcit/Ji^cn  Ans|)riic  hcn  zu  <ienu:.'eii.  Sie  haheii 
insbesondere  die  AiisleiliiMiK  von  Kiipilaiien  auf  liy|)olheken  ohne  N'ermitte- 
lun<f  nicht  ausschliesscn  können,  dieselbe  ist  vieimeiir  nach  wie  vor  bei 
Weitem  die  aiif^emeinerc  und  zwar  weil  der  Ka|)ilalist  ein  unmittelbares 
Pfandrecht  an  einem  bestimmt  bczeichnclen  Object  zu  seiner  Sicherung  ver- 
langt, worauf  bei  jeder  Reform  zu   achten   ist. 

Die  Ursachen,  dass  die  bisherige  Einrichtung  den  Zweck  nicht  erreicht, 
liegen  tiieils  in  gesetzlichen  tbeiis  in  administrativen  Schranken,  tlieils  io 
der  Schwerfälligkeit  der  gesetzlichen  Formen,  iiberiiaupt  darin,  dass  sie 
weder  der  iNcigung  des  Kapitals  nach  den  Bedürfnissen  des  Schuldners  ent- 
sprechen. 

In  der  Gesetzgebung  über  das  Subhastationswesen  war  man  in  Sachsen 
bestrebt,  den  Schuldner  übermässig  zu  schützen,  indem  zur  Heranziehung 
Kaullustiger  eine  zehnjährige  Frist  zu  Deckung  der  Entstehungsgelder  bei 
Zwangsveriiusserungen  gestattet  wird,  vahrend  in  l'reussen  nur  acht  (vier?) 
Wochen  hierzu  eingeräumt  werden,  was  wiederum  den  Erwerb  übermässig 
erschweren  muss.  Andrerseits  ist  die  Kündigungsfrist  in  mehreren  Ländern 
6  —  8,  Monate  in  Sachsen  auf  nur  8  Wochen  gesetzt.  Namentlich  in  dem 
zuerst  angeführten  Punkte,  der  in  den  andern  vorliegenden  Schriften  keine 
Beachtung  gefunden  hat,  sieht  Rachel  den  Hauptgrund,  dass  in  Preussen 
in  letzter  Zeit  enorme  Kapitalien  auf  Subhastationen  verloren  gegangen,  und 
hält  die  Bestimmung  des  österreichischen  Rechtes  für  angemessen ,  welches 
den   Zwang  der  Auszahlung  auf  die  ausgeklagten   Kapitalien   beschränkt. 

Bei  Besprechung  der  Hypothekenbücher  tadelt  Rachel  die  Strenge  der 
sächsischen  Gesetzgebung,  welche  denselben  unbedingte  und  ausschliessliche 
Beweiskraft  zuschreibt,  während  ein  Widerspruch  hierzu  noch  die  altrömische 
Anschauung,  dass  die  Hypothek  nur  ein  annexum  der  Hauptforderung  sei, 
beibehalten  ist. 

Gleichwohl  hält  der  Verf.  die  Gesetzgebung  nicht  für  den  Inbegriff  der 
Hindernisse,  die  das  Kapital  von  der  hypothekarischen  Anlage  abhalten;  in 
höherm  Maasse  die  Schranken,  welche  den  Credilinstituten ,  namentlich  den 
Banken  auferlegt  sind,  z.  B.  in  Bezug  auf  Ausgabe  von  Obligationen,  die 
ein  bestimmtes  Jlultiplum  des  Actiencapitals  nicht  übersteigen  darf,  obwohl 
seiner  Ansicht  nach  das  Actiencapital  nur  als  Betriebsfond  und  Reserve  für 
denselben,  nicht  aber  als  Garantiefond  Bedeutung  habe.  Für  ebenso  unge- 
rechtfertigt hält  er  jede  Beschränkung  der  Beleihung  u.   s.   w. 

Der  Verf.  bezeichnet  es  ausdrücklich  als  unmöglich,  dass  die  Creditin- 
stitute  allen  Anforderungen  entsprechen.  Die  Bedürfnisse  des  Realcredits 
gehen  über  die  Hälfte  des  Werthes  hinaus,  was  die  Maximalgrenze  ist,  bis 
zu  welcher  die  Institute  eine  Beleihung  vornehmen  können;  es  müssen  da- 
her dem  Landwirth  weitere  und  dauerndere  Geldquellen  eröffnet  werden, 
und  hierzu  hält  er  die  Privalhypothek  und  deren  Versicherung  durch  be- 
sondere Anstalten,  die  als  Ergänzung  zu  den  bisherigen  Anstalten  hinzuzu- 
treten haben,  für  berufen. 

Bis  jetzt  war  das  Feld  der  verschiedenen  Anstalten  nicht  gehörig  ab- 
gegrenzt, sondern  beide  griffen  sich  gegenseitig    in    ihre  Gebiete,  besonders 
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fand  Versicherung  noch  statt,  da  Unsicherheit  überhaupt  nicht  vorhanden 
war,  während  die  Hypothekenversicherung  erst  am  Platze  ist,  wo  ein  Risiko 
beseitigt  werden  soll.  Die  betr.  Bank  soll  daher  für  die  Creditinstitute  in 
allen  nüsslichen  Fällen,  wo  es  sich  um  Sequestration,  Subhastalion  und  dgl. 
handelt,  eintreten.  Sie  soll  zugleich  die  Stelle  eines  Reservefonds  vertreten 
und  von  jenen  zu  diesem  Behufe  im  Nothfalle  ausser  der  Versicherungs- 
prämie besondere  Beiträge   beanspruchen  können. 

Es  ist  kein  besonderer  Grund  dafür  angegeben,  weshalb  eine  Trennung 
beider  Anstalten  nothwendig,  weshalb  nicht  dieselbe  Bank  die  Geschäfte  bei- 
der vollführen  kann,  da  die  Sicherheit  beider  ja  dieselbe  Wurzel,  nämlich 
der  verpfändete  Grundbesitz  ist;  und  eine  Mothwendigkeit  der  Ueberwachung 
der  einen  durch  die  andere  ist  nicht  abzusehen,  wenn  die  Organisation  der- 
selben eine  einigermassen  vertrauenerweckende  wie  das  bei  Gegenseitig- 
keitsinstituten, die  auch  Rachel  allein  empfiehlt,  zu  erwarten  ist. 

Die  Schrift  kommt  also  zu  einem  ähnlichen  Resultate  als  die  bereits 
besprochene  von  Wilmanns.  Dass  die  erste  Werthhälfte  des  Grundbe- 
sitzes mit  unkündbaren  Pfandbriefen  beliehen,  darüber  hinaus  gleichfalls  durch 
Vermittelung  von  Banken  und  durch  Versicherung  kündbare  Darlehn  gewährt 
werden  sollen,  und  gibt  für  beide  Fälle  eine  Menge  beachtenswerther  Vor- 
schläge an  die  Hand. 

Zur  Erleichterung  des  Hypothekenverkehrs  empfiehlt  er  Errichtung  einer 
besondern  Hypothekenbörse,  die  Angebot  und  Nachfrage  nicht  nur  für 
Pfandbriefe,  sondern  auch  für  die  gewöhnlichen  Privathypotheken  vermittelt, 
wozu  natürlich  noch  eine  wesentliche  Erleichterung  der  Cession  zu  bewir- 
ken ist. 

Durch  derartige  Verbesserungen ,  namentlich  auch  durch  die  erwähnte 
Reform  der  Subhastationsgesetzgebung,  wozu  noch  der  Fortfall  aller  Vor- 
rechte der  Landschaften  dabei  hinzuzufügen  ist,  hofft  Rachel  den  künd- 
baren Hypotheken  sogar  einen  billigeren  Zinsfuss  verschaffen  zu  können, 
als  den  unkündbaren,  was  allerdings  wohl  erst  durch  die  Erfahrung  bewie- 
sen werden  muss. 

In  Bezug  auf  die  Pfandbriefinstitute  sind  folgende  Bemerkungen  zu  be- 
achten. Vor  Allem  wünscht  er  die  Specialisiruug  der  Pfandbriefe  wieder- 
herzustellen, wie  sie  ursprünglich  üblich  war,  dass  auf  jedem  Pfandbriefe 
ein  bestimmtes  Grundstück  als  haftend  bezeichnet  wird,  um  dem  Kapitali- 
sten eine  doppelte  Sicherheit  und  ein  unmittelbares  Pfandrecht  an  einem  be^ 
stimmten  Grundstücke  noch  ausser  dem  Ansprüche  an  die  Bank  überhaupt 
zu  gewähren. 

Es  ist  indess  nicht  einzusehen ,  weshalb  hierdurch  dem  Kapitalisten  ein 
grösseres  Vertrauen  eingeflösst  werden  soll,  als  wenn  ihm  gesagt  wird,  dass 
er  aus  tausend  Gütern  beliebig  wählen  kann,  welches  er  für  seine  Forderung 
mit  Beschlag  belegen  will  (und  die  Möglichkeit,  dass  das  Institut  Obligatio- 
nen ausgeben  kann,  ohne  dass  dahinter  wirklich  eine  Hypothek  steht,  wie 
der  Verf.  meint,  kann  wohl  ausser  Rechnung  gelassen  werden),  zumal  er 
selbst  das  Klagerecht  ausschliesslich  der  Bank  vorbehalten  will ,  so  dass 
der  Gläubiger  nicht  einmal  von  seinem  vermeintlichen  Vorlheil  Gebrauch 
machen   darf. 

W^ir  sehen  allerdings   in  der  solidarischen   Haft  des  verpfändeten  Grund- 


342  L  i  1 1  c  r  a  t  u  r. 

bcsilzcs  eine  ausreiclicndc  Siclicninjr,  obgleich  dieselbe,  wie  der  Vf.  richtig 
bemerkt,  iiirlil  gcüiau  zu  scliut/.eii  ist,  da  riocli  iilicr  die  PraiKibiicf^cliiild 
hinaus  eine  bclicbiiic  N  er|)faii(luii{.''  v()ry:en()iriiii(;n  werden  darf,  der  Werlh 
der  weiteren  Haft  also  illusitrisch  ffeniacht  werden  Kann.  Handelt  es  >ich 
um  ein  einzelnes  Gut,  wie  es  der  Vf.  wünscht,  so  sind  derartii^e  Bedenken, 
ob  eine  weitere  Verschuldung  die  Sicherheit  nicht  beeintrüchtii^^t,  wohl  ge- 
rechtferliiit.  Bei  einer  (gemeinsamen  Halt  von  vielen  Q.Mcili-n  hiesse  es 
der  Krlalirunn-  Hohn  sprechen,  wollte  man  eine  solche  all^^emcinc  Uebcr- 
schuldnnir  fiir  ni();rlicli  hallen.  Wir  miissen  daher  die  ausdnickliche  ße- 
stellnng  einer  Cautioiisliypollick ,  wie  11.  sie  ferner  vorscliliij^t ,  für  un- 
nölhi"'  und  daher  fiir  schädlich  halten ,  da  sie  eine  weitere  Verschuldung 
natürlich  beeinträchtigen  würde.  Ein  Ersatz  für  den  Reservefond  wurde 
durch  die  Canlioiishypothek  deshalb  nicht  geschalTen  werden  ,  weil  ihr  die 
unniillclhare  Verfiigharkeit  abgehen  würde,  die  man  vom  Reservefond  ver- 
langt, waiirend  ein  solcher  Krsatz  gleichralls  nach  RaclieTs  Vorschlag 
durch  Ausschreibung  von  Extrabeiträgen  in  passenderer  Weise  erlangt  wer- 
den   kann. 

Als  Ilauplfehler  der  bislierigen  Creditinslitute  bezeichnet  R.  mit  einer 
gewissen  Berechtigung,  dass  sie  dem  Bedürfniss  der  Landwirthe  nach  Per- 
sonalcredit  nicht  Rechnung  tragen,  sondern  dieselben  ganz  dem  Privat- 
verkehr überlassen.  Um  dieselben  nun  in  den  Stand  zu  setzen,  auch  in 
dieser  Beziehung  Hülfe  su  leisten,  räth  R.  Schuldscheine  ausgegeben, 
die  in  3,  6  oder  12  Monaten  zurückzuzahlen  sind,  durch  deren  Disconlirung 
dem  Erborger  haar  Geld  auf  kurze  Zeit  zur  Disposition   gestellt   wird. 

Die  nöthigen  Baarmittel  sollen  beschallt  werden  durch  Verbindung  mit 
Sparkassen,  dann  durch  einen  Stammfond,  der  durch  5  "/o  des  geliehenen 
Kapitals  gebildet  und  —  wenn  keine  Zwischenfälle  eintreten  —  zur  Ab- 
zahlung der  Schuld  verwendet  wird. 

Wir  treuen  hier  ferner  auf  den  Vorschlag  eines  schwankenden  Zinses, 
um  den  Pfandbriefen  einen  hohen  Curs  zu  sichern,  während  die  zwangsweise 
Amorlisution  als  zu  langsam  und  die  Abstossung  nachstehender  Hypotheken 
verhindern,  verworfen  wird.  Es  ist  schliesslich  zu  bemerken,  dass  der  Vf. 
sich  nicht  scheut,  einen  Staalsvorschuss  und  damit  Staatsaufsicht,  gleichsam 
zur  Vertretung  der  Interessen   der  Gläubiger,  zu   acceptiren. 

Die  Hauptbedeutung  der  Schrift  suchen  wir  in  der  klaren  und  ein- 
gehenden Empfehlung  der  Hypolhekenversicherung,  welche  auf  den  Congres- 
sen  und  in  der  Commission  des  Bundesrathes  nur  sehr  geringe  Berücksich- 
tigung gefunden  hat;  und  durch  die  ganze  Art  der  Behandlung  des  Gegen- 
standes liefert  die  Schrift  eine  sehr  beachtenswerthe  Ergänzung  des  durch 
die  übrige  Literatur  gebotenen  Materials.   — 

ad  V.  Sicher  Mird  sich  mancher  Sachverständige  durch  die  Einleitung 
von  der  weiteren  Durchsiebt  der  sonst  sehr  lesenswerllien  Schrift  von 
Matern  abhalten  lassen,  denn  sie  enthält,  wie  überhaupt  das  Buch  bei 
Betrachtung  theoretischer  Fragen,  manche  verworene  Stelle,  s.  S.  6  Z.  9 
S.  9  Z.  7  V,  u.  S.  10  Z.  5.  14.  15  u.  f.  S.  16  Z.  8  S.  20  Z.  12  v.  u. 
u.  s.  w.,  und  zeigt,  dass  der  Vf.  auf  diesem  Felde  nicht  recht  heimisch  ist. 
Es  würde  uns  zu  weit  führen,  hierauf  näher  einzugehen:  Avir  wenden  uns 
daher  zu  dem   ungleich  bessern  Theil,  der  Vorschläge  zur  praktischen  Reform 
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der  Credilanstalten  enthält,  die  allerdings  wohl  nur  zum  sehr  kleinen  Theil 
auf  Verwerthung-  rechnen  können,  aber  immerhin  zur  Klärung  der  Anschau- 
ung beitragen   werden.      Die  Hauptsätze   sind  folgende : 

Ostpreussen,  für  welclies  die  Schrift  vorzugsweise  verfasst  ist,  muss,  um 
der  Creditnoth  der  Landwirthe  abzuhelfen,  Kapital  von  Aussen  heranziehen 
und  dem  Grundbesitz  überweisen.  Das  beste  Mittel  hierzu  ist,  die  Mobili- 
sirung  der  Ilypolhekenscliuld  durch  Verwandlung  der  Privathypotheken  so- 
viel als  mögl.ch  in  Pfandbriefe,  die  Aussicht  haben,  auch  im  Auslande  genom- 
men zu  werden,  wodurch  ein  grosser  Theil  des  bisher  in  Hypotheken  anrreleg- 
ten  Kapitals  dem  Landwirthe  zu  weiterer  Verwerthung  zur  Disposition  bleibt. 

Das  Pfandbriefinstitut  gründlich  reformirl  oder  durch  ein  neues  ergänzt, 
ist  im  Stande,  den  Anforderungen  zu  genügen,  nicht  durch  eine  höhere  ße- 
leihung  des  einzelnen  Gutes,  wodurch  die  Sicherheit  gefährdet  würde  ,  son- 
dern  durch  eine  Ausdehnung  derselben  auf  alle  Güter. 

Matern  hält  es  für  einen  Hauptnachtheil  der  bisherigen  Pfandbriefe, 
dass  sie  so  bedeutend  im  Curse  schwanken  und  zum  grossen  Theil  weit  unter 
pari  stehen,  so  dass  der  Grundbesiizer  durch  Aufnahme  und  Verkauf  dersel- 
ben bedeutende  Verluste  hat.  Diesen  Uebelständen  glaubt  er  durch  zwei 
Massregeln  vorbeugen  zu  können:  durch  Einführung  1.  der  Kündbarkeit  der 
Pfandbriefe,  2.  durch  Veränderlichkeit  des  Zinsfusses  nach  Art  des  Disconto, 
den  der  Vorstand  der  Anstalt  alle  halbe  Jahre  den  Verhältnissen  gemäss  fest- 
stellt. Durch  beide  Massregeln  meint  er  zugleich  den  Pfandbriefen  bedeu- 
tende Vorzüge  vor  allen  andern  Creditpapieren  zu  geben ,  und  Gläubigern 
sowohl  als  Schuldern  Vortheile  zu  gewähren. 

Der  schwankende  Zins  für  die  Pfandbriefe  ist  noch  von  anderer  Seile 
empfohlen,  wir  kommen  daher  darauf  zurück;  hier  nur  die  Bemerkung,  dass 
ftlatern's  ganze  Polmik  nicht  gegen  die  Cursschwankungen  gerichtet  ist, 
wie  er  beabsichtigt,  sondern  nur  dagegen,  dass  Pfandbriefe  mit  zu  niedrigem 
Zinsfusse  ausgegeben  werden,  welchem  Uebelstande  in  einfacherer  Weise  ab- 
zuhelfen wäre.  —  Dagegen  steht  die  Idee  unter  den  genannten  Schriften 
isolirt,  die  Kündigung  der  Pfandbriefe  zu  gestatten,  also  auf  eine  Massregel 
zurückzugreifen,  die  man  gerade  vor  30  Jahren  aufgegeben  hat  und  worin 
man  bis  zum  heutigen  Tage  einen  Fortschritt  sah.  Eine  theihveise  Kün- 
digung der  Pfandbriefe  einer  best,  höhern  Serie  gestattet  allerdings  der 
Creditverein  der  Provinz  Sachsen  und  die  neu  projectirte  Hypothekenbank 
für  Norddeutschland  in  Berlin.  Auch  dies  hallen  wir  für  unbedingt  ver- 
werflich, doch  ist  es  ein  gewaltiger  Unterschied,  ob  es  sich  um  einen  kleinen 
Theil  oder  den  ganzen  Betrag  der  Pfandbriefschuld  handelt,  die  kündbar 
sein  soll.  —  Es  ist  hier  ausdrücklich  zu  beachten,  dass  die  in  Rede  stehende 
Schrift  ausschliesslich  Ostpreussen,  eine  notorisch  geldarme  Gegend  im  Auge 
hat,  dass  hier  also  die  Gründe  in  Fortfall  kommen,  welche  die  Allenburger, 
Braunschweiger  und  andere  reiche  Gegenden  dafür  anführen,  dass  die  dorti- 
gen Banken  kündbare  Depositen  hypothekarisch  ausleihen,  und  ihre  Erfah- 
rungen  nicht  für  die  Heimath  des  Verfassers   massgebend  sein   können.    — 

Auch  Matern  sieht  ein,  dass  der  Landwirth  dauernden  Credit  bedarf, 
und  die  Kündigung  nicht  verträgt.  Er  glaubt  indess ,  dass  jeder  Kapitalist 
von  derselben  abgehalten  werden  wird,  erstens  durch  die  leichte  üebertrag- 
barkeit  der  Pfandbriefe,  zweitens  durch  das  Bewusstscin,  zu  jeder  Zeit  kün- 
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digen,  also  das  volle  Kapital  zurückverlangten  zu  können;  drittens 
durch  die  Erwartung",  dass  bei  steigendem  Zinsfuss  in  der  gesammten  Ge- 
scliiiltswelt  auch  fiir  die  Pfandbriefe  eine  gleiche  Erliöhuni,'  am  Ende  des 
halben  Jahres  eintreten  werde.  Durch  die  Kiiiidii.MJnüsrahitrkeit  » ürde  die 
Fiirrlil  vor  Verlust  schwinden  und  der  Curs  selbst  in  Kriegszeilen  nicht 
sinken,  und  da  ausserdem  die  \orlheiIe  geboten  werden,  welche  der  Zeit 
angemessen  sind,  entspränge  dem  Inhubcr  der  l'fnndbriefe  aus  der  Kündigung 
kein  Nutzen.  So  liolft  Matern  den  kündbaren  Pfandbriefen  die  Vortheile 
der  Privathypotheken  mit  ihrem  stabilen  Charakter  und  ausserdem  die  Cir- 
culationsfiibigkeit  und  Sicherheit  der  alten  Pfandbriefe  anzueignen.  Allein 
die  l'rämissen  stehen  auf  sehr  schwachen  Füssen  und  mit  ihnen  kommen  die 
Schlüsse  zu  Fall.  Dass  auch  wirkliche  Sicherheit  vor  Kiindigung  nicht 
schützt,  haben  im  Jahre  186G  die  Sparkassen  zu  ihrem  eigenen  wesentlichen 
Schaden  in  schlagender  Weise  erfaiiren,  denen  im  Allgemeinen  sehr  bedeu- 
tende Summen  während  des  Kriegs  gekündigt  wurden  und  zum  grossen 
Theil  aus  Zweifel  an  der  Sicherheit,  der  durchaus  ungerechtfertigt  war,  da 
z.  B.  für  die  Kreissparkassen  in  Preussen  der  gesammte  Grundbesitz  haftet 
und  nirgends  ist,  soweit  es  uns  bekannt,  eine  westliche  Stockung  in  den 
Zahlungen  derselben  eingetreten.  Ganz  anders  müssle  nolhwendig  das  Resul- 
tat bei  einer  ausgebreiteten  Kündigung  der  Pfandbriefe  sein,  da  es  an  Un- 
möglichkeit grenzen  würde,  die  Gelder  von  den  bedrängten  Grundbesitzern 
—  wenn  auch  erst  nach  ^/2iähr\ger  Kündigungsfrist  —  zu  erhalten.  Die 
Zahlungseinstellung  des  Pfandbriefinstitutes  wäre  die  nothwendige  Folge; 
ein  Moratorium  würde  verlangt  werden  müssen,  wie  dies  der  schlesischen 
Landschaft  factisch  1807  gewährt  wurde  (Engelmann,  Schlesisches  Land- 
schaftsregelaient  von  1770.  Breslau  1866.  S.  146).  In  gleiche  Verlegen- 
heit ist  die  alte  poscner  Landschaft,  welche  allein  die  Kündbarkeit  beibehielt, 
gekommen,  wie  Geheimrath  Noah  vor  der  Commission  des  Bundesralhes  dar- 
legte. Die  somit  nicht  ganz  ungerechtfertigten  Bedenken  gegen  die  Zah- 
lungsfähigkeit der  Landschaft  würde  zu  einem  übermässig  hohen  Reserve- 
fond nöthigen   und  damit   das   Darlehn  nolhwendig  vertheuern. 

Dass  eine  in  Aussicht  siehende  Erhöhung  des  Zinses  auch  in  Zeiten 
der  allgemeinen  Geldnoth  die  Kündigung  verhindern  wird,  ist  gleichfalls  mehr 
als  zweifelhaft;  denn  es  handelt  sich  dann  weit  mehr  darum,  das  Kapital 
selbst  in  die  Hand  zu  bekommen,  um  es  als  Stütze  für  industrielle  Unterneh- 
mungen oder  sonstige  Geschäfte  zu  verwenden ,  die  ohne  denselben  dem 
Concurse  verfallen  würden,  als  um  eine  höhere  Rente,  die  kein  Aequivalent 
sein  kann.  Gerade  das  Bewussfsein ,  stets  nach  Ablauf  einer  gewissen  Frist 
sein  Geld  zurückziehen ,  andrerseits  aber  auf  der  Börse  dasselbe  zu  jeder 
Zeit  und  ohne  Umstände  in  gleicher  Weise  wieder  anlegen  zu  können,  wird 
zu  häufiger  Kündigung  führen,  um  günstige  Conjuncturen  zu  benutzen, 
während  die  jetzige  Privathypothek  schon  deshalb  davor  sicher  ist,  weil  ge- 
waltige Schwierigkeiten  entstehen,  wenn  der  Landwirth  nicht  zur  Zahlung 
im  Stande  und  andrerseits  die  Unterbringung  auf  sichere  Hypothek  gleichfalls 
mit  Kosten  irnd  Umständen  verbunden  ist.  Mit  der  Unkündbarkeit  der  Pfand- 
briefe ist  die  Veränderlichkeit  des  Zinsfusses  natürlich  ausgeschlossen,  denn 
man  kann    nicht  dem   Gläubiger  ankündigen  ,  von  jetzt  ab   erhälst  du    1   Proc. 
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weniger  Zinsen,  ohne  ihm  zugleich  freizustellen,  sein  Kapital  zurückzuziehen, 
wenn  er  nicht  damit  einverstanden  ist. 

Von  weiteren  Vorschlägen  zu  Reformirung  der  Landschaft  sind  noch 
zwei  zu  erwähnen.  Erstens  wünscht  31.  die  zwangsweise  Amortisation  zu  be- 
beseitigen, da  er  eine  massige  Verschuldung,  wozu  die  Landschaft  nur  Ge- 
legenheit bietet,  für  kein  Unglück,  sondern  für  volkswirtliscliaftlich  durch- 
aus gerechtfertigt  ansieht,  als  eine  Theilung  des  Grundbesitzes  zwischen  Land- 
wirthen  und  Kapitalisten,  deren  Vereinigung  kaum  denkbar  und  kaum  wün- 
schenswerth  ist.  Da  die  Amortisation  ausserdem  zur  Versicherung  hier  nicht 
nothwendig,  wird  durch  dieselbe  nur  eine  bedeutende  Vermehrung  der  Ge- 
schäfte und  zwar  unnützerweise  veranlasst.  Der  zweite  Vorschlag  berührt 
den  wichtigen  Punkt  der  Taxation,  die  bei  der  Landschaft  in  Ostpreussen  noch 
sehr  im  Argen  liegt.  Das  Resultat  der  Grundsteuerveranlagung  dafür  zu 
acceptiren,  hält  M.  für  unmöglich,  da  das  Einschätzungsverfahren  auf  keiner 
einheitlichen  Grundlage  basirt.  M.  hält  dagegen  die  vorgenommene  Boni- 
tirung  für  sehr  brauchbar  und  daher  für  werth,  von  der  Landschaft  acceptirt 
zu  werden,  wenn  sie  nur  für  jede  Bodenklasse  in  den  einzelnen  Kreisen 
besondere  Werthsätze  aufstellt  und  ausserdem  die  Momente  in  Rechnung 
zieht,  welche  bei    der   Grundsteuer  nicht    berücksichtigt  werden. 

Im  Ganzen  leuchtet  das  Streben  durch,  die  unbedingteste  Sicherheit  zu 
wahren,  wenn  auch  auf  Kosten  der  Höhe  der  Beleihung.  ,\ur  durch  Ausdeh- 
nung der  Pfandbricfbeleihung  auf  alle  Güter,  durch  Mobilisirung  der  Hypo- 
theken hofft  er  die  Creditnoth  der  Landwirthe  zu  beseitigen.  Die  Begründung 
dieser   Ansicht  muss   indess   als   sehr  unzureichend  bezeichnet  werden.    — 

ad  VL  Waren  die  bisher  betrachteten  Schriften  von  Bestehendem  aus- 
gegangen, und  wollten  nur  reformiren,  schaben  wir  es  hier  bei  der  Rod- 
bertus'schen  mit  einer  solchen  zu  thun ,  die  eine  gänzliche  Umgestaltung 
der  Gesetzgebung  und  eine  völlige  Umkehr  der  bisherigen  Anschauun- 
gen über  das  landwirthschaftliche  Creditwesen  verlangt ,  also  revolutioniren 
will.  Die  Erörterungen  derselben  sind  ohne  Zweifel  von  hoher  wissenschaft- 
licher Bedeutung  und  es  ist  eine  nähere  Besprechung  derselben  hier  am  Platze; 
doch  wird  der  noch  nicht  erschienene  2.  Theil  deren  praktische  Verwerthung 
vorzeichnen  und  erst  dann  eine  endgültige  Beurtheilung  der  aufgestellen 
Sätze  möglich  sein.  Einstweilen  begnügen  wir  uns  mit  einer  kurzen  Wie- 
dergabe der  Hauptsätze : 

1.  Der  landwirthschaftliche  Grundbesitz  ist  volkswirthschaftlich  kein 
Kapital,  d.  h.  kein  Product  menschlicher  Arbeit,  —  und  erhält  seinen  Werth 
erst  durch  seine  Producte,  der  daher  als  secundär  zu  bezeichnen  ist.  Der  Rein- 
ertrag ist  nicht  nur  die  natürliche  Basis  des  Wcrthes  des  Grund  und  Bodens, 
sondern  er  repräsentirt  diesen  Werth  selbst.  Der  Grundbesitz  hat  nur  Er- 
trags-, nicht  Kapitalswerth  ;  ersferer,  d.  b.  die  Rente  sollte  daher  auch  allein 
dabei  in  Rechnung  kommen.  Gleichwohl  hat  sich  der  Usus  eingebürgert, 
nach  dem  laufenden  Zinsfusse  den  Reinertrag  zu  kapitalisiren  und  den  so 
gefundenen  Kapitalswerth  beim  Kauf  wie  bei  der  Beleiliiing  in  Rechnung  zu 
ziehen,  obgleich  derselbe  nur  ein  scheinbarer,  der  steigen  kann,  selbst  wenn 
der  Ertragswerth  fällt.  Der  Kapitalswerth  interessirt  nicht  den  Besitzer, 
sondern   nur  den   Verkäufer,  den   Miterben,   —    überhaupt  den   Kapitalisten. 

2)    Die    Verschuldung    des   Grund  und   Bodens  hat,  wie  R.   durch   stati- 
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slisclie  Zahlen  nachweist,  seinen  Ilaupigrund  in  der  häufigen  Besilzvcründe- 
rung  desselben.  Vor  Allem  ist  der  Grundbesitz  hei  Krbüuseiriandcrsetzungcn 
aus  privutreclillichcn  Gründen  zu  Iininobiliarverscliulduni,'  gezwuni^en,  und  es 
zeigt  sich  deiilliiii,  diiss  er  iiierbei  nicht,  Geld  cniprängl,  sondern  welches 
abgeben  soll,  und  zwar  in  einer  Form,  in  der  er  es  nicht  au  (bringen 
kann,  als  Kapital.  Die  Erben  sind  \\ohl  berechligt,  einen  Anlheil  am 
Reinerträge  zu  verlaufren,  aber  nicht  dass  die -er  iiinen  kajiilalisirt  ausgezahlt 
wird;  denn  der  Grund  und  Boden  kann  nur  Heinerlrag  abwerlcn,  nicht  in 
Kapital  verwandelt  und  getlieilt  werden,  während  es  bisher  gerade  umge- 
kehrt geschali.  In  diesem  falschen  Verrahrcn,  das  bei  dem  ganzen  land- 
wirllischarHichen  Credilwcsen  zur  Anwendung  l.omnit,  sucht  H.  die  Wurzel 
der  ganzen  Crcdilnoth  und  verspricht  sic!i  von  keiner  Reform  des  Hypolhe- 
kenwesens  und  der  Credilinslilule  wesentlichen  Nutzen,  wenn  nicht  aufge- 
hört wird,   vom   Grundbesitz  Ka[)itulzahlungen   zu  verlangen. 

3)  Sieht  er  also  in  der  freien  Vererbung  des  Grund  und  Bodens  und 
der  dabei  zur  Anwendung  kommenden  Berechnung  der  Antheile  als  Kapital 
den    Grund  der  jetzigen   Calamitiit  der  Landwirthe.   — 

Durch  ein  gleiches  Verfahren  hat  die  Verschuldung  schon  im  Alterlhum, 
wie  R.  in  einem  Artikel  der  ,\ordd.  Allg.  Zeitung  näher  ausgeführt  hat,  die 
römische  Landwirthschaft  vernichten  helfen,  während  man  im  3litlelaller  in 
richtiger  Krkennlniss  der  Sachlage  nur  den  Rentenkauf,  d.  h.  dass  Gewähren 
eine;  ewigen  Darlehens  gegen  Antheil  an  der  Rente,  gestaltete,  das  Leihen 
eines  Kapitals  gegen  Zins  dagegen  verbot.  Ein  gleiches  Gesetz  ist  nach  H. 
auch  jetzt  allein  im   Stande,  den  Grundbesit;'.  vor  Ruin  zu  bewahren. 

4)  Sind  es  die  Schwankungen  des  Zinsfusses ,  weiche  als  Ursache  der 
landwirthschaftlichen   Calamilät   angesehen   werden. 

Je  niedriger  der  Zins,  um  so  höher  nach  der  jetzigen  Rechnungsmethode 
der  Kapitalswerth  des  Grund  und  Bodens;  steigt  der  Zins,  so  verliert  der 
Besitzer  bei  etwaigem  Verkauf,  während  die  darauf  lastende  Schuld  dieselbe 
bleibt,  mitliin  einen  grössern  Theil  des  Gesammtwerthes  umfasst,  und  die 
Creditfähigkeit  des  Gutes  gesunken   ist. 

Da  nun  in  der  letzten  Zeit  der  Zinsfuss  in  fortwährendem  Steigen  be- 
griffen war,  so  musste  hiernach  die  jetzige  Creditnoth  nothwendig  entstehen, 
und  ein  weiteres  Steigen,  wie  es  sicher  zu  erwarten,  wird  dieselbe  vermeh- 
ren und  schliesslich  zum  Ruin  des  Grundbesitzers  führen,  da  derselbe  —  wie 
R.  sich  ausdrückt  —  einen  fictiven,  nicht  den  realen  Werth  bezahlt  und  be- 
lastet hat.  Den  Fluctuationen  des  Zinsfusses  legt  er  den  höchsten  Einfluss 
bei  und  nimmt  für  die  Zeit  von  1835  —  55  ein  Sinken  desselben  um  1  *>/o, 
seitdem  aber  wieder  ein  Steigen  um  eben  so  viel  an,  eine  Behauptung,  der 
natürlich  aus  31angel  an  statistischem  Material  eine  Begründung  nicht  zur 
Seite  steht,  welche  indess  durch  die  Aussagen  der  Sachverständigen,  welche 
von  der  Bundesralhscommission  vernommen  wurden,  im  Grossen  und  Ganzen 
bestätigt  ist.  —  Gleichwohl  ist  es  nicht  als  erwiesen  anzusehen,  dass  hier- 
durch eine  solche  Beeinträchtigung  des  Grundbesitzes  stattgefunden  hat,  als 
R.  annimmt.    . 

Das  Sinken  der  Getreidepreise,  das  Steigen  des  Arbeitslohns,  die  gleich- 
falls f^anz  unabhängig  von  der  Landwirthschaft  einer  speciellen  Gegend  ein- 
treten, werden  in  gleicher  Weise,  ohne  dass  der  Ertrag  an  Bodenproducten 
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sich  vermindert,  eine  wesentliche  Werthsverring-erung  des  Grund  und  Bodens 
herbeiluliren.  Sie  verschulden,  nach  Fr  aas  ( Ackerbau- Krisen)  die  ge- 
g-enwärlige  Calamität  der  Landwirthe  in  Bayern  und  sind  ohne  Zweifel  für 
Norddeutschiand  von  grösserer  Bedeutung  vis  die  Fluctualion  des  Zin- 
ses. Die  letztere  geht  nur  sehr  langsam  vor  sich,  sie  hat  auf  den  alten 
Besitzer  keinen  Einiluss,  da  dieser,  wie  R.  selbst  zugiebt,  weit  weniger  cre- 
dilbedürflig  ist  und  durch  die  Entwerthung  des  Gutes,  welche  der  steigende 
Zins  herbeiführt,  vom  \  erkauf  abgehallen  wird,  in  gleicher  Weise  wie 
allerdings  das  Sinken  desselben  dazu  verleitet.  Ist  dagegen  ein  häufiger 
Besitzwechsel  eingetreten,  so  vertheilt  sich  der  Verlust  wiederum  sehr  und 
wird  durch  die  forldauernde  Ertragssteigerung,  die  R.  zugesteht,  vollends 
ausgeglichen  5  denn  eine  Entwerthung  des  Grund  und  Bodens,  ein  Sinken 
der  Bodenpreise  hat  in  den  letzten  13  Jahren  im  Allgemeinen  keineswegs 
stattgefunden.  Dass  dagegen  manche  Speculation  verfehlt  ist  oder  verfehlt 
werden  wird,  weil  auf  das  Steigen  des  Zinsfusses  nicht  Rücksicht  ge- 
nommen wurde,  ist  allerdings  möglich;  doch  sicher  nicht  von  so  durch- 
greifender Bedeutung,  wie  R.  annimmt.  Wirkliche  Verlegenheit  entsteht 
dagegen  dann  für  den  Grundbesitzer,  wenn  er  für  seine  Hypothekenschul- 
den plötzlich  einen  höheren  Zins  zahlen  soll.  Eine  solche  Steigerung  ist 
aber  nur  möglich  bei  kündbaren  Kapitalien,  nicht  bei  Pfandbriefschulden,  die 
man  immer  mehr  an  die  Stelle  der  Individualhypolhek  zu  setzen  strebt,  und 
über  die  hinaus  eine  Rentenschuld  schwerlich  zu  contrahiren  sein  dürfte. 
Wir  wiederholen  noch  einmal,  diese  Verlegenheit  wird  beseitigt  durch  die 
Unkündbarkeit  der  Hypothekenschulden,  nach  der  von  allen  Seiten  hinge- 
slrebt  wird. 

Wird  die  Kapitaiisirung  der  Rente,  z.  B.  bei  Erbfällen  an  Grund  und 
Boden  untersagt,  so  hat  dies  bei  steigendem  Zinsfuss  allerdings  einen  Vor- 
theil  für  den  Uebernehmer  des  Gutes  und  einen  IS'achtheil  für  die  Jlilerben, 
bei  Sinken  des  Zinsfusses  aber  umgekehrt,  so  dass  im  Laufe  der  Zeit  die 
Sache  sich  ausgleicht.  Die  Kapitaiisirung  überhaupt  wird  natürlich  nicht 
vermieden  werden,  denn  einem  grossen  Theile  der  Jlilerben  ist  nicht  mit  einer 
regelmässigen  Rente,  sondern  nur  mit  dem  Kapital  selbst  gedient,  weshalb 
der  Rentenantheil  zu  Verkauf  gestellt  werden  wird,  und  bei  hohem  Zins- 
fusse  mit  Verlust.  In  diesem  Falle  eine  Benachtheiligung  der  Jliterben  zu 
Gunsten  des  Grundbesitzers,  wozu  ein  zwingender  Grund  auch  aus  R's. 
geistvoller  Darstellung  nicht  ersichtlich  wird. 

Die  Kündigung  ausscliliesscn ,  heisst  ausserdem  nichts  Anderes,  als  den 
Kapitalisten  den  Umsatz  der  Hypothek  oder  des  Rentenbriefes  überlassen, 
während  bisher  dem  Landwirth  selbst  bei  eingetretener  Kündigung  die  Be- 
sorgung eines  neuen  Kapitals  oblag.  —  Ist  solch'  ein  Kapital  zum  Er- 
satz nicht  ohne  besondere  Entschädigung  zu  haben,  so  IrilTt  nicht  den  Schuld- 
ner, sondern  fortan  den  Gläubiger  der  Verlust.  Dies  werden  die  bisherigen 
Inhaber  von  Hypotheken  wohl  bemerken  und  keineswegs  ohne  Ausnahme  die 
Umwandlung  derselben  in  unkündbare  Rentenbriefe  ohne  Weiteres  zuge- 
stehen, sondern  Iheilweisc  ihre  Kapitalien  zurückziehen.  —  Wenn  nun  R.  bei 
seiner  mündlichen  Vernehmung  vor  dem  Ausschusse  des  Bundesralhes 
meinte,  die  tausend  Million  llypothekenkapital  würde  schwerlich  ein  anderes 
Unterkommen   finden,  sondern  gezwungen   sein,  die  Rentenscheine  zu  nehmen. 


348  L  i  1 1  e  r  a  t  II  r. 

so  lial  er  für  die  grosse  Masse  allcrflin^-s  reclil,  aber  ein  sehr  bedeutender 
Theil  möchte  doch  iinbcdiiit^t  (ic  letzen  heil  zu  anderer  Verwcrlhun;^  linden, 
lind  (las  illiltel,  der  (Tcdiliiolh  abziiheUcii,  beriibl  docli  scliwerlich  darin,  die 
Ka|iilalien  vom  Lande  zu  verlreiben  ,  sondern  vielmehr  noch  neue  zu  den 
f'riihern    der  l.andvvirlhschafl   zuzulniiren.    - 

H.  macht  ferner  darauf  aufmerksam,  dass  der  Grund  und  Boden  nur,  so 
weit  sein  Werlh  nicht  aus  nfienschlicher  Arbeit,  sondern  allein  aus  seinen 
natürlichen  Kigenschaften  entsprinirl,  hypothekarisch  und  dauernd  beliehen 
werden  könne.  Nur  so  weil  er  Grundrente  abwerfe,  biete  er  dem  Hcalcre- 
dit  einen  Anhalt,  wahrend  das  Betriebskapital  fiir  die;  Landwirllischaft  wie 
für  die   Industrie  nur  durch   Personalcredil   zu   beschallen    sei. 

B.  vergisst  hier,  dass  noch  zwischen  dem  Bodenkapital,  das  reine 
Grundrente  abwirft  und  Basis  der  Grundsteuer  ist,  und  dem  umlaufenden 
ein  sehr  bedeutender  Theil  als  stehendes  und  aus  menschlicher  Arbeit 
hervorjireg angenes  Kapital  mit  dem  Boden  verbunden  ist,  nicht  nur  in  den 
(Jebänden  ,  sondern  allen  ßodenmelioratioiien ,  ferner  in  dem,  was  man  als 
alte  Cultiir  bezeichnet  und  bezahlt.  Obgleich  dieser  Theil  bei  der  jetzigen 
intensiven  Bewirthschaftung  von  fast  überwiegender  Bedeutung  ist,  so 
dass  er  eine  beachtenswerlhe  Creditbasis  bietet  und  Veranlassung  war,  in 
dem  Entwurf  für  die  norddeutsche  Grundbuchordnung  den  Unterschied  zwi- 
schen Grund-  und  Ilypothekenschulden  zu  machen.  Er  vergisst,  dass  dieser 
Credit  auch  einen  dauernden  Charakter  haben  niuss  und  die  Kündharkeit 
gleichfalls  nicht  verträgt,  ohne  darum  reiner  Bealcredit  zu  sein.  Gerade 
in  diesem  Theile  finden  wir  eine  3Hschung  von  Beal-  und  Personalcredit,  die 
der  höheren   Landwirlhschaft  durchaus   eigenthümlich. 

Der  Theil  des  im  Grundbesitz  repräsentirten  Kapitals,  der  reine  Grund- 
rente abwirft,  ist  aber  nnverhältnissmässig  klein  und  seine  Beleihung  allein 
würde  dem  Creditbedürfniss  wenig  entsprechen.  Die  Renlenbriefe ,  die  da- 
rauf auszugeben  wären,  würden  keine  grosse  Summe  repräsentiren ,  wenn 
man  streng  verführe  und  das  Product  menschlicher  Arbeit  separat  in  Be- 
tracht ziehen  wollte. 

Das  städtische  Grundstück  erkennt  B.  als  Kapital,  d.  h.  als  Product 
menschlicher  Arbeit  an ,  spricht  also  bei  ihm  von  Zinsen,  nicht  von  Rente. 
Er  räumt  ein,  dass  es  sich  hier  um  reinen  Immobiliarcredit  handelt,  da  das 
Haus  nicht  zur  Production,  sondern  zur  Consumtion  dient,  worin  wir  wohl 
einen  quantitativen,  aber  keinen  qualitativen,  principiellen  Unterschied  mit 
dem  landwirthschaftlichei)  Grundstück  in  Bezug  auf  den  Credit  erkennen 
können. 

Auch  bei  dem  städtischen  Grundstücke  dient  Grund  und  Boden  dem 
Credit  zur  Basis  oder  kann  wenigstens  demselben  zur  Basis  dienen.  Die 
Werthschwankungen  desselben  können  allerdings  bedeutend  sein,  doch  sind 
dieselben  auch  beim  landwirthschaftlichen  Besitz,  selbst  bei  gleichem  Ertrage 
und  Zinsfusse  je  nach  den  Gelreidepreisen,  dem  Arbeitslohn,  den  Communi- 
cationsvvegen,  Eröffnung  und  ^'erschliessung  eines  Marktes  u.  s.  av.,  wie  bei 
einer  Stadt  durch  Zu-  und  Abnahme  der  Bevölkerung  —  zu  beobachten. 
Ebenso  kommt  die  Ausschliesslichkeit  des  Besitzes  bei  beiden  in  Betracht^ 
während  die  willkürliche  Vermehrbarkeit  des  städtischen  Besitzes  seine 
Schranken  hat,    ist  sie  bei  dem   Acker  bis  jetzt   noch   nicht  als  ausgeschlos- 
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seil  zu  betrachten.  —  Dass  auf  einem  Landbesitz  viel  Kapital  mit  dem  Boden 
verbunden  ist,  wurde  bereits  bemerkt,  so  dass  auch  hierin  derselbe  mit  dem 
städtischen  eine  gleiciie  Basis  für  den   Immobiliarcredit  bietet. 

Ob  schliesslich  das  Object  zur  Production  oder  Consumtion  benutzt 
wird,  worauf  R.  besonderes  Gewicht  legt,  ist  für  unsre  Frage  sehr  irrele- 
vant ;  wenigstens  insoweit,  als  es  sich  um  dauernden  Hypothekarcredit  handelt, 
den  beide  beanspruchen  ^  während  die  Person  des  Besitzers  auch  bei  dem 
städtischen  Grundstücke  nicht  ohne  Bedentung  ist  und  gleichfalls  durch  Nach- 
lässigkeit eine  Entwerthung  desselben  herbeiführen  kann.  —  Kurz,  wir  kön- 
nen einen  Grund  nicht  einsehen,  weshalb  bei  dem  landwirthschaftlichen 
Grundstücke  nur  von  Rente,  beim  städtischen  dagegen  nur  von  Zins  die 
Rede  sein  soll. 

Das  nothwendige  Ergebniss  von  R.'s  Auffassung  ist,  dass  er  den  Kapi- 
talisten überhaupt  nicht  gestatten  will,  die  Ablösung  der  Rente  zu  verlangen, 
auch  nicht  durch  allmählige  Amortisation,  da  dies  natürlich  auch  nur  nach 
Kapitalisirung  der  Rente  geschehen  könnle.  Damit  ist  dann  jede  höhere 
Beleihung  von  vornherein  ausgeschlossen,  sie  kann  sich  dann  allein  auf  die 
unzerstörbaren  Naturkräfte  beziehen  und  sich  auf  noch  ein  niedrigeres  Mass 
beschränken,  als  die  preussische  Landschaft,  welche  doch  Gebäude  ,  die  neue 
westpreussische  sogar  das  Inventar  u,  s.  w.  mit  in  Rechnung  zieht.  Der 
Personalcredit  würde  dann  eintreten  müssen,  wo  jetzt  noch  Realcredit  herrscht, 
und  den  Landwirth  noch  häufigeren  Kündigungen  aussetzen.  Wo  nun  der 
Vortheil  der  Massregel  liegen  soll,  muss  uns  erst  der  2.  Theil  der  R. 'sehen 
Schrift  nachweisen.   — 

ad  7.  Der  Vortragende,  Gr.  v,  Pfeil,  lehnt  sich  wesentlich  an  die 
Ro  dbert  US 'sehen  Anschauungen  an;  in  eindringlicher  Weise  sucht  er  die 
Nothwendigkeit  der  Unkündbarkeit  aller  Hypotheken  und  insbesondre  auch 
der  unsichern  nachzuweisen  und  legt  den  Schwerpunkt  der  ganzen  Reform 
des  Hypothekenwesens  in  die  Verwandlung  aller  Hypothekenscheine  in  un- 
kündbare Rentenbriefe,  die  indess  im  Gegensatz  zu  Rodbertus'  Ansicht 
durch  Annuitäten  zu  amortisiren  sind.  Zur  Vermittelung  zwischen  Gläubi- 
gern und  Schuldern  namentlich  zur  Ansammlung  der  abgezalten  Kapitalien, 
dann  zur  Einlösung  der  Coupons  sollen  bestimmte  Behörden  eingesetzt  wer- 
den nach  Art  der  Hypothekenämter,  wie  ßekker  sie  vorschlägt,  die  indess 
nicht  wie  jene  und  die  Creditanstalten  auch  für  den  ökonomischen  Werlh 
des  verpfändeten  Objectes,  also  nicht  für  die  Sicherheit  der  Hypothek  ein- 
stehen ,  sondern  die  Prüfung  derselben  sowie  das  damit  verbundene  Risiko 
dem  Gläubiger  selbst  überlassen. 

Die  Zweckmässigkeit  der  beiden  erwähnten  Eigenthümlichkeiten  finden 
in  dem  nur  kurzen  Vortrage  indess  keine  ausreichende  Begründung.  Es 
wäre  vor  Allem  der  auf  der  Hand  liegende  Einwand,  dass  sich  schwerlich 
ein  Kapitalist  dazu  hergeben  wird,  auf  nicht  absolut  sichere  Hypothek  ein 
unkündbares  Kapital  zu  geben,  während  Pf.  ausdrücklich  eine  höhere  Be- 
leihung als  b  sher,  also  auch  eine  unsichere  verlangt,  ausführlicher  zu  wider- 
legen gewesen.  Seine  Hinweisung  auf  die  Eisenbahnactien ,  die  gleichfalls 
unkündbar  sind,  ohne  völlige  Sicherheit  zu  bieten,  kann  darum  nicht  genü- 
gen, weil  hier  die  Geschäftslage  mehr  oder  weniger  allgemein  bekannt  ist, 
was    bei    einem    einzelnen    Gute    nicht    der   Fall.     Die  mangelnde  Sicherheit 
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wird  sich  dalicr  in  nocl»  weit  liolicrem  Masse  in  Cursscliwanluiniren  aus- 
drücken; ein  jNaclitlieil,  der  durcli  ein  Inslilut,  das  die  ünlersucliuii»  und 
UelxMWuchuiiü-  der  Vorliitlliii.sse  des  Scliuldncrs  iibeminimt,  weseiiUicIi  zu 
niindcrn   ^^;i^e. 

Uic  Lotiilisiriiii<4-  d(;s  llyixillu'keiivcrkelirs,  welclie  l'f.  durcli  die  Fort- 
nalime  einer  allf^euicincii  G.iranlie  lierbeilulirt ,  vermehrt  er  noch  durch  die 
Beslimmiiris:  in  seinen  Helornivorschlagen ,  dass  jeder  Verkauf  die  Zahlung 
sämnillichcr  IIypülhckenforderun;,'en  bedingen  soll,  wenn  nicht  ausdrucklich 
etwas  Anderes  im  Conlracle  ausyemaclit  ist:  ein  Satz-,  dessen  erster  Theil 
der  Bremer  „llandveslcnordnuny"  entnommen  ist.  Auf  diese  Weise  tritt  l'f. 
in  wesentlichen  Gc;iensalz  zu  den  betrachteten  Scliriflen,  welche  die  Circu- 
lalioi.'sfaliigkeit  der  IJypolhekeu  vielmehr  möi,Hichst  zu  erweitern  streben  und 
ilinen   womö<ilich  auch   im   Auslande  einen    Markt  zu   verschairen  wünschen. 

Der  Schrift  ist  ausserdem  eine  Kritik  der  Bekker'schen  Schrift  an.je- 
hängt,  welche  heachtenswerlhe  Momente  enthält. 

ad  VIII.  Die  Schrift  enlhiilt  in  gedrängter  Form,  wie  es  einem  Artikel 
für  ein  Slaalslexicon  angemessen,  eine  sehr  klare  ßesprecliuni:  des  Creiiites 
in  seinen  verschiedenen  Forriien,  eine  geschichtliche  Eiitwickeluns  derHj[)0- 
Ihekenbanken  und  kurze  Darstellung  der  Eigcnthümliciikeiten  der  meisten 
derartigen  Institute  verschiedener  Länder,  ohne  wesentlich  Aeues  zu  bieten. 
Aus  dem  Ganzen  geht  eine  grosse  Vorliebe  des  Verf.s  für  die  Hypotheken- 
banken, selbst  für  den  Credit  foncier  gegenüber  den  Creditvereinen,  her- 
vor, die  er  für  überlebt  hält,  ohne  indess  seine  Ansicht  genügend  zu 
motiviren. 

ad  IX.  Die  Brochüre  von  Haustein  ist  darum  mit  Freude  zu  begrüs- 
sen,  weil  sie  auch  das  grössere  Publikum  mit  den  vorzüglichen,  in  ihrer  Art 
einzigen  Eigenthümliclikeiten  der  Bremer  Handvestenordnung  bekannt  zu 
machen  strebt  und  ihre  Verwerlhung  für  andere  Gegenden  und  andere  Ver- 
hältnisse durch  Aufstellung  besonderer  Statuten  übernimmt.  Zu  bedauern 
ist  nur,  dass  in  den  angefugten  Erläuterungen  nicht  ausdrücklich  hervorge- 
hoben ist,  in  welchen  funkten  der  vorgelegte  Entwurf  vom  Original  ab- 
weicht, der  sich  auf  diese  Weise  als  einen  selbständigen  Vorschlag  hinstellt, 
anstatt  durch  Hinweis  auf  das  Bestehende  zugleich  die  Kritik  zu  erleichtern, 
obgleich  Abänderungen  schon  durch  die  allgemeine  Hypothekengeselzgebung 
nothwendig  würden.  Es  wird  daher  eine  Hinweisung  auf  den  schon  altern 
Artikel  des  Senator  Heineke,  ;5die  Bremen'schen  Einrichtungen  zur  Beför- 
derung des  Credits"  im  Archiv  f.  civ.  Praxis  ßd,  32  hier  am  Platze  sein, 
der  die  Handvestenordnung  in  Bremen  in  ausgezeichnet  klarer  und  ausführ- 
licher Weise  bespricht. 

Ais  bedeutsam  möchten  wir  hervorheben,  dass  in  dem  in  Rede  stehen- 
den Entwurf  nicht  wie  bei  der  Bremer  Einrichtung  bei  einem  jeden  frei- 
willigen Verkauf  die  Einlösung  aller  Handvesten  geboten  ist,  vielmehr  dieser 
Punkt  ganz  mit  Stillschweigen  übergangen,  also  nach  der  sächsischen  Gesetz- 
gebung zu  behandeln   vorgeschlagen  wird. 

ad  X.  Worauf  Holtz  hinaus  wHI,  ist  in  dem  ausführlichen  Titel  der 
Schrift  bereits  ausgesprochen.  Er  huldigt  den  Ideen  von  Rodbertus  und  sucht 
durch  das  moderne  Institut  der  Landschaft  den  alten  Rentenkauf  möglichst 
>vieder  herzustellen.   —   Der  vorgelegte  Entwurf  eines  entsprechenden  Instituts 
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lehnt  durchaus  an  jene  preussischen  Anstalten  an,  verwirft  aber  die  zwangs- 
weise Amortisation,  adoptirt  die  Grundsleuerveranlagung  als  Ersatz  für  die 
Taxen  und  hält  den  35fachen  Betrag  derselben  nebst  einem  Zuschlag  für  die 
Wohngebäude  für  angemessen.  Eine  Prämienverloosung  soll  den  Curs  der 
Scheine  erliöhen.  —  Von  der  Ausdehnung  des  Institutes  auf  den  ganzen  nord- 
deutschen Bund  vers5)richt  sich  der  Verf.  eine  grosse  Wirkung.  —  Die  Be- 
leihung soll  allerdings  eine  höhere  sein  als  bisher  bei  den  Landschaften, 
auch  die  Cursdiiferenz  zum  Theil  besonders  geliehen  werden,  —  durch 
welche  besondere  Sicherheitsmassregeln  ein  solches  Unternehmen  nun  gerecht- 
fertigt werden  soll,  ist  nicht  angegeben,  ausser  durch  einen  Reservefond,  der 
nur  Y2  1^'s  V4  Vo  *^'^''  rfandljrieTe  einnehmen  soll.  —  Die  ganze  Ausfüh- 
rung bietet  kaum  etwas  Neues  oder  Hervorragendes.  — 

ad  XI.  Die  theoretischen  Auseinandersetzungen  der  ersten  3  Abschnitte 
dieser  Brochüre  eignet  man  sich  besser  an,  wenn  man  die  Rodhertus'- 
sche  liest,  mit  der  sie  meist  wörtlich  übereinstimmt  und  nur  in  unbedeu- 
tenden Punkten  Abweichungen  zeigt.  Von  einigem  Interesse  sind  die  Be- 
merkungen über  die  Creditverhiiltnisse  Westfalen's.  Bis  jetzt  ist  demnach 
die  Immobiliarverschuldiing  daselbst  nicht  bedeutend  und  eine  Realcreditnoth 
daher  nicht  vorhanden ,  da  noch  an  der  Sitte  festgehalten  wird,  Grundbesitz 
ungelheiit  in  den  Händen  der  Familie  zu  erhalten  und  bei  Erbtheilungen 
jede  Kapilaleintragung  möglichst  zu  vermeiden  durch  geringe  Ablindung  der 
iJlilerben.  Ob  aber  diese  Sitte  noch  lange  so  erhalten  bleiben  wird ,  wird 
als  fraglich  hingestellt.  —  In  Bezug  auf  den  Personalcredit  bat  sich  bereits 
ein  Mangel  fühlbar  gemacht,  der  allem  Anscheine  nach  immer  empfindlicher 
werden  wird,  weil  das  Bestreben  sich  fortdauernd  mehrt,  eine  intensivere 
Bewirthschaftung  eintreten  zu  lassen,  die  grössere  Betriebsmittel  verlangt, 
und  die  disponiblen  Gelder  einen  andern  Weg  aufsuchen  als  auf  das  Land, 
namentlich  werden  die  Sparkassen  verdächtigt,  den  Bauern  gefährliche  Con- 
currenz  zu  machen  ,  die  nun  vom  Verf.  aufgefordert  werden,  durch  Bildung 
von  Vorschussvereinen  u.  s.  w.  sich  zu  verstärken  und  dem  bisherigen 
Mangel  an  Creditinstitutcn  abzuhelfen. 

(Fortsetzung  im  nächsten  Heft.) 


XIV. 
Die  iiationalökoiioinisclie  liitteratur  in  der  periodischen 

Presse. 

England. 

In  der  Finanzgeschichte  sind  noch  niemals  Melallreserven  verzeichnet 
worden,  wie  sie  sich  Ende  August  in  den  Banken  von  Enaland,  Frankreich 
und  dem  Schatzamt  von  New -York  aufgehäuft  finden.  Es  lagen  bei  der 
Bank  von  England  21  Millionen  L. ,  bei  der  Bank  von  Frankreich  mehr  als 
52'/2  Millionen,  während  bei  dem  Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten  gegen 
17  Millionen  notirt  waren,  zusammen  90  iMiilionen  L.  —  Ist  die  Krisis  von 
18G6  überwunden  oder  nicht?  ist  das  wirtiischaflliche  Leben  der  Nation 
wieder  ein  aufsteigendes?  Wenn  die  Einnahmen  des  Staates  auch  noch  in 
den  nächsten  Quartalen  die  Nachwirkungen   des  Jahres   1866  zeigen  werden, 
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so  neigt  man  sich  doch  in  Kni^land  aiigenhiickiith  melir  zur  günstigeren 
Auffassung,  die  jüngste  ölidnoniische  Gesciiichte  aber  weist  überall  nach, 
wie  lief  die  Spuren  von  18öG  bishergingen.  -  Im  iNachslelienden  besprechen 
wir  die  Ergebnisse  der  S  taatse  i  n  na  h  mh;  n  ,  den  Handel  Englands, 
die  U  c  b  e  r  n  a  h  m  (■  der  T  cl  jc  g  r  a  p  h  e  n  d  u  r  c  ii  den  Staat,  das  neue 
Bankerottgcsetz  und  diu  lirnälirung  Englands  durch  das  Aus- 
1  a  II  d. 

1)  The   light   Ihrown    by    the   slate    of   Ihe    revenue    upon    Ihe 
condition   ofthe  country.      Economisl,  July   4.    1868. 

An  den  sich  mindernden  Slaatseinnahinon  wird  immer  klarer  e;-kennbar, 
was  England  von  der  Krisis  von  1866  und  der  darauf  folgenden  Geschäfts- 
stockung  und  Credillosigkeit  zu  leiden  hat.  England  ist  oircnbar  etwas  armer 
geworden.  Bereits  an  der  Qiiarlaieinnalime  vom  Schluss  des  vorigen  Jahres 
war  dies  ersichtlich;  beim  eben  abgelaufenen  Vierteljahr  aber  nimmt  der 
Einnahmerückgang  schon  etwas  Beunruhigendes  an.  Damals,  Anfangs  1868, 
wurde  der  Rückgang  vom  Economist  noch  hinweggeläugnet  und  verkannt*), 
—  und  doch  war  damals  schon  ein  Ausfall  in  der  Excise  von  380,000  L. 
und  in  der  property  tax  von  ungefähr  440,000  L.  Jetzt  sagt  er  wörtlich: 
5^Aber  die  Zahlen  sind  nur  solche,  welche  man  vernünftigerweise  er- 
warten musste,  und  wie  es  beim  gegenwartigen  Zustand  des  Landes  unver- 
meidlich war".  Solche  Verkennungen  sind  beim  Economist  keine  Selteniieit. 
Doch  zunächst  die  Bezilferung  der  Staatseinnahme  für  das  Quartal  selbst. 

Quartal  Qiiarlal 

endend  30.  Juni  1868.  endend  30.  Juni  1867. 

Zölle 5,453,000  5,499,000 

Accise 4,857,000  5,028,000 

Stempel     ....      2,372,000  2,547,000 

Abschätzungssteuern      1,476,000  1,506,000 

Einkommensteuer     .      2,269,000  1,577,000 

Post 1,120,000  1,150,000 

Kronland  ....           73,000  72,000 

Verschiedene       .     .         664,003  402,925 

18,284,003  17,781,925 
Alle  wesentlichen  Kategorieen  der  Einnahmen,  Stempel  und  Post  nicht 

ausgeschlossen,    zeigen    gegen    das    Quartal  des  Vorjahrs  Ausfall.     Aächst 

*)  Im  Economist  vom  4.  Januar  1868  lieisst  es  S.5:  ,,Tm  Ganzen  genommen  ist 
die  Einnalwne  -  Uebersiiciit  keineswegs  so  schlecht,  als  sie  scheint.  Wir  liatlcn  hin- 
reichenden Grund,  ein  bedeutendes  Fallen  im  Ertrag  der  Consumlionssteuern  zu  fürch- 
ten. Und  hier  ist  nicht  allein  kein  Fallen,  sondern  selbst  ein  geringes  Steigen 
in  dem  Vierleljahrsertrag  der  Zölle  von  ungefähr  140,000  L."  Allein  selbst  dieser 
letztere  Gesiclilsnuiikt  ist  ein  irriger.  Der  Economist  weist  selbst  in  einem  .Artikel 
vom  18.  Juli  1868  llie  natural  increase  in  the  Customs'  revenue  narli,  das*;  das  nalür- 
liclie  durclischniltliche  Steigen  der  jährlichen  ZollHiiinalimen  seit  1866  817,000  L.  ist, 
während  für  da»;  Kait'nflerjaiir  1867  dieselben  nur  693,'236  betrugen;  das  letzte  Quar- 
tal, endend  mit  30  Juni  1868,  aber  wies  selbst  eine  at'solute  Abnahme  (5,453,000  L. 
in  1868  gegen  '6,499,000  L.  18137)  nach.  Das  Jahr  1867  ist  übrigens  seil  1-2  Jaliren 
das  erste  Jahr,  in  welciiem  keine  Verminderung  oder  Herabsetzung  von  Zöllen  statt- 
findcl.  Das  Toryministcriuin  bringt  neue  Steuern^  Gladslone's  Finanzvemallung 
minderte  sie. 
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der  Excise  wird  vielleicht  am  stärksten  die  Einahnie  aus  der  Einkommen- 
steuer betroffen,  wenn  die  Steuererhöhung  in  Folge  des  abessynischen  Krieges 
in  Anschlag  gebracht  wird.  Von  hohem  Interesse  wird  dereinst  eine  spe- 
cialisirte  Uebersicht  der  Einkommensteuer  und  deren  Repartirung  auf  die 
einzelnen  Klassen  für  die  Jahre  1867  und  1868  sein.  Wer  hat  durch 
das  Jahr  1866  am  meisten  verloren?! 

2)   Board  of  trade   returns.      Economist,  August  1.    1868. 

Auch  die  Veröffentlichungen  des  Handelsamtes  weisen  einen  Stillstand, 
wenn  nicht  selbst  einen  augenblicklichen  Rückgang  der  Einfuhr  wie  der  Aus- 
fuhr nach.  Es  betrug  der  Gesanimtwerth  der  Ausfuhr  der  Producte  und 
Manufacturen  von  Grossbritaimien  während  der  ersten  sechs  3Ionate  von  1868 
und  der  beiden  vorhergehenden  Jahre. 

L. 

1866  .     .     .     92,857,830 

1867  .     .     .     87,613,484 

1868  .     .     .     84,601,157 

Die  Baumwollenmanufactur  (Piece  goods)  zeigt  im  Jahre  1868  gegen 
1867   einen  Ausfall  von  2,972,301  L. 

Dagegen  war  der  Werth  der  hauptsächlichsten  Artikel  der  Einfuhr  wäh- 
rend der  ersten  fünf  Monate  von  1868,  verglichen  mit  den  beiden  Vor- 
jahren : 

L. 

1866  .  .  .  98,315,826 

1867  .  .  .  88,547,811 

1868  .  .  .  90,167,617 

Zu  beachten  ist  hierbei,  dass  der  Werth  der  eingeführten  Rohbaum- 
wolle in  den  ersten  fünf  Monaten  von  1867  und  1868,  zwischen  25  und 
26  Millionen  L. ,  nahezu  derselbe  ist  und  dass  dagegen  im  Jahre  1868  der 
Mehrwerth  des  eingeführten  Weizens  2,650,157  L.  beträgt.  In  fast  fort- 
währender Zunahme  als  Einfuhrartikel  nach  England  ist  der  Kaffee.  Der 
Werthsbetrag  für  die  ersten  fünf  Monate   ist 

1867:  1868:  Vermphrung: 

1,182,491  L.  1,488,266  L.  305,775  L. 

Der  Quantität  nach  sind  die   Zahlen 

1867:  34,616,077,    1868:  46,834,519   Pfund. 

3)  The  monopolies  of  civilisation.     Economist,  August  8.   1868. 

Es  ist  ein  Ereigniss  zu  nennen,  dass  die  Telegraphen  in  England 
aus  Privathänden  an  die  Verwaltung  des  Staates  übergegangen  sind.  Das 
Postamt,  welches  bereits  die  Leitung  der  sogenannten  Posisparbanken  zur 
grossen  Befriedigung  des  Publikums  besorgt,  ist  nach  dem  Vorgange  anderer 
Länder  die  Behörde,  an  welche  der  Telegraphendiensl  übergeht.  Der  An- 
kauf der  Telegraphen  durch  den  Staat  und  überhaupt  das  ganze  Princip, 
dass  sich  darin  geltend  macht,  hat  verhältnissmäs.sig  wenig  Opposition  im 
Parlament  hervorgerufen.  Zweifel,  ob  die  Post  als  Staatsanstalt  und  ihre 
Beamten  auch  fähig  sein  würden  ,  den  Dienst  für's  Publikum'  auch  gut  zu 
XL  -IS 
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verriclilen,  wurden  leicht  beseitigt  durch  den  Hinweis  auf  das,  was  die  eiisr- 
lisclie    Post   bis  jetzt   jj^eleistet. 

Der  Econornisl  let>t  diesem  Schritte  des  l'ariurrienls  principiell  eine  un- 
gemeine ßedenliini^  bei.  Er  sajil:  r>\)ic  erste  khire  Zuiassunjf  durcli  die  üe- 
setzgebung-,  dass  die  unvermeidlichen  .Monopole,  die  von  der  Wissensclialt 
gescliall'cn  und  von  der  Civilisalion  veilanj^l  worden,  vom  Staate  als  iJejirä- 
seiitanlen  des  Publikums  regulirt  und  überwacht  werden,  ist  ein  bedeutungs- 
volles Ereigniss."  Er  nennt  dies  »die  Ergänzunir  (complement)  unserer  Frei- 
handeisgesetzgebnng«.  Es  würde  das  wohl  nichts  Anderes  heissen ,  als  die 
Principion  des  Freihandels  reichen  für  alle  Falle  des  wirlhschaniichen  Lebens 
nicht  aus,  sind  daher  nicht  absolut  richtig.  Cobden  sagt,  wenn  wir  irgend 
es  hindern  können,  wird  es  keine  Jlonopolien  mehr  gehen,  da  das  Interesse 
des  Monopolisten  dem  Interesse  der  Aalion  entgegengesetzt  ist.  >N'enn  aber 
nun  unvermeidliche  Monopole  entstehen  und  exisliren,  so  müssen  und 
sollen  sie  nach  der  Cobden 'sehen  Sclilussfolirerung  der  Aation  gehören, 
da  dann  so  und  nur  so  das  Interesse  des  Alonopolisten  das  Interesse  der 
Nation  wird.  Schwer  und  ernst  ist  diese  Frage  an  das  englische  Volk  her- 
angetreten im  vorigen  und  in  diesem  Jahre.  Wie  bei  der  Uebernahme  der 
Telegraphen  durch  den  Staat  ist  bei  der  noch  viel  wichtigeren  Frage  der 
üeberwachung  und  Regulirung  des  Eisenbahnwesens  das  englische  Volk 
kaum  einen  Augenblick  im  Zweifel  gewesen,  dass  bedeutende  Beschränkungen 
der  Privalwillkür  der  Eisenbahnen  in  ihrer  Verwaltung  einzutreten  haben.  Das 
Gesetz  über  die  englischen  Eisenbahnen  ist  vielleicht  das  wichtigste  der  ver- 
gangenen Session  gewesen.  Ja,  selbst  der  Kauf  von  Eisenbahnen  (der  iri- 
schen) durch  den   Staat  ist   Gegenstand   der   Debatte   gewesen. 

In  einem  andern  Artikel,  the  management  of  state  monopolies,  Econo- 
mist  August  15.  1868  begeistert  sich  der  Economist  förmlich  für  die  Staats- 
monopolien  und  preist  die  Sparsamkeit  der  Verwaltung,  die  bei  ihnen  zu 
finden  sei,  sowie  sie  auf  den  Punkt  gekommen,  wo  sie  einen  Aulzen  ab- 
werfen. 

Von  Interesse  dürfte  die  Schätzung  der  Telegraphen -Einnahmen  und 
der  Zahl  der  Depeschen  sein,  wie  sie  von  dem  ausgezeichneten  vielbelobten 
Postbeamten  Scudamore  aufgestellt  worden  sind.  Es  ist  der  Zeitraum  Juli 
1868  bis  Juli   1869   angenommen. 

M  a  X  i  m  a  1  s  c  h  ä  t  z  u  n  g. 

Zahl  der  gewöhnlichen  Inlanddepeschen  11,650,000,  pro  Depesche 
1  s.  2  d.,  wobei  2  d.  angenommen  werden  als  3Iehrertrag  für  die  durch- 
schnittliche Ueberschreitung  von  Worten;  daraus  Einnahme:  680,000  L.  Nach 
Abzug  der  Ausgaben  würde  aus  dem  Telegraphendienst  ein  Nettogewinn  von 
358,000  L.  sich  ergeben    —   dies  nach  der  Maximalannahme. 

M  i  n  1  m  a  I  s  c  h  ä  t  z  u  n  g. 

Zahl  der  Depeschen  7,500,000;  daraus  Einnahme:  437,500,  abzüglich 
Ausgabe  für  Dienstverrichtung  u.  s.  v>\  bleibt  203,000,  Nettoeinnahme  aus  dem 
Telegrapliendienst  nach  der  geringsten  Annahme;  die  mittlere  Zahl  würde 
eine  Nettorevenue  von  280,500,000  L.  sein.  Im  Jahre  1866  wurden  6  Mil- 
lionen Depeschen    in  England    constatirt;    es    wird   sich  nun  fragen,   ob  die 


Litteralu  r.  355 

Herabsetznng  des  Preises  des  Telegramms,  wie  sie  jetzt  staltfinden  soll,  nicht 
eine  noch  viel  bedeutendere  Vermehrung  dieses  Verkehrs  zur  Folge  hat,  als 
einst  die  Herabsetzung  des   Portos  beim  Briefverkehr  bewirkte. 

4)  The   new  bankruptcy  Act.      Economist,  August   15.   1868. 

Seit  dem  Bankerottgesetz  von  1861  ist  man  in  England  fortwährend 
mit  weiteren  Aenderungen  in  der  Bankerottgesetzgebung  beschäftigt.  Gleich 
wie  bei  der  übrigen  Gesetzgebung  kann  man  sich  in  England  jedoch  nicht 
entschiiessen,  durch  einen  grossen  Act  das  ganze  Bankerottwesen  gesetzlich 
zu  regeln  und  nach  den  heutigen  Bedürfnissen  und  den  gemachten  Erfah- 
rungen umzugestalten.  Sectionenweise,  um  so  zu  sagen,  werden  A'euerungen 
eingeführt  und  auf  ein  altes  Gewand  neue  Flicken  aufgesetzt.  Das  ßanke- 
rottgesetz ,  welches  in  diesem  Jahre  in  England  berathen  und  beschlossen 
wurde,  tritt  bereits  mit  dem  11.  October  in  Kraft  und  beschäftigt  sich  haupt- 
sächlich mit  der  Verbesserung  des  Verfahrens  zur  Herstellung  der  Grundlage 
des  ganzen  Gantwesens,  der  Aufstellung  und  Verificirung  des  Vermögens- 
status des  Genieinschuldners,  namentlich  des  Verzeichnisses  seiner  Schuldner 
und  seiner  Schulden.  Die  Hauptbestimmung,  die  man  hier  getrolfen  hat,  ist 
ein  glücklicher  Wurf  zur  Abkürzung  des  ganzen  Verfahrens,  und  sie  ver- 
dient alles  Lob,  was  man  dem  Urheber  der  Bankerottacte  Moffat  spendet. 
Um  falschen  Gläubigern ,  welche  sich  für  wirkliche  ausgeben ,  ein  Ziel  zu 
setzen,  ist  die  Bestimmung  getroffen,  dass  beim  Gerichtshof  eine  Liste  der- 
jenigen Creditoren  eingegeben  werden  soll,  welche  sich  an  einem  Arrange- 
ment betheiligen  wollen ,  die  versehen  ist  mit  deren  Namen  und  Addressen 
und  den  näheren  Bestimmungen  ihrer  Schuldforderungen  nebst  Angabe  et- 
waiger in  den  Händen  derselben  befindlicher  Sicherheiten  mit  Beifügung  des 
Werthes  derselben.  —  Diese  Liste  wie  jeder  Nachtrag  muss  eidlich  veri- 
ficirt  sein.  Sie  soll  verbunden  werden  mit  der  Aufstellung  des  Vermögens 
des   Gemeinschuldners. 

Eine  weitere  wichtige  Bestimmung  der  Parlamentsacte  ist  die  Ertheilung 
des  Rechts  für  jeden  Betheiligten,  den  Gemeinschuldner  oder  jeden  der  Gläu- 
biger oder  irgend  eine  Person,  die  im  Stande  ist,  Auskunft  über  den  Stand 
der  Sache  geben  zu  können,  gerichtlich  befragen  zu  lassen. 

Noch  thätiger  als  in  England  ist  man  in  den  Vereinigten  Staaten  auf 
diesem  Gebiete  der  Gesetzgebung,  welches  in  volkswirthschafllicher  Be- 
ziehung an  Wichtigkeit  kaum  von  einem  anderen  Theil  der  Gesetzgebung 
übertroffen  wird.  Alle  Bestrebungen  drängen  darauf  hin,  dass  das  Verfahren 
bei  Regelung  einer  Ueberschuldung  möglichst  erleichtert  und  abgekürzt  und 
ein  Arrangement  erzielt  wird.  Nicht  das  Urtheil,  sondern  der  Vergleich 
ist  der  ausgesprochene  Zweck    des  Verfahrens. 

5)  The  sources  of  our  subsistance.     Economist,  Juni  27.   1868. 

Nach  den  Untersuchungen  von  Caird  trugen  zur  Frnährung  des  Ver- 
einigten Königreichs  in  den  12  Jahren,  endigend  mit  dem  Jahre  1866,  durch 
Zufuhr   von   Weizen   bei: 

23* 
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pro  Cent. 

Vercinif^le   Staaten   von   .Nord.imcrika  35 

Deulscliland 20 

Husslund 17 

Frankreicli 12 

Aegyplen 0 

Andere   Länder 10 

100 

Im  Jahre  1862,  das  Jahr  der  stärksten  Weizeneinfuhr  in  Kngland,  welche 
bisher  vorgekommen  ,   kam  auf  Amerika   fünf  Elftel  derselben. 

Merkwürdiger  Weise  ist  für  das  Jahr  1867,  welches  durch  hoiie  Preise 
und  Theuerung  in  neuerer  Zeit  oben  ansteht,  nicht  mehr  Amerika  das  Land, 
welches   die   stärkste  Zufuhr  liefert. 

Die  folgende  Uebersicht  zeigt,  Land  für  Land,  nach  den  officiellen  Ueber- 
sichten,  die 

Weiz  e  n  e  i  nfu  hr    in  das  Vereinigte  Königreich    im  Jahre   186  7. 

Quarter. 

Russland,  nördliche  Häfen      ...'....  312,293 

„          südliche   Häfen 2,924,300 

Dänemark 96,464 

Preussen 1,285,906 

Herzogthümer  Schleswig  und  Holstein  mit  Lauenburg  29,359 

Hansestädte 161,746 

Deutschland,  andere  Häfen 162,135 

Frankreich 137,862 

Spanien 30,170 

Venedig 27,407 

Illyrien,   Croalien   und  Dalmatien 125,223 

Wallachei   und  Moldau 125,082 

Türkisches  Reich,  nicht  besonders  specificirt .     .     .  439,526 

Aegypten 335,025 

Britisch  Nordamerika 157,644 

Vereinigte  Staaten 966,464 

Chili 449,129 

Andere  Länder 229,375 

Gesammtsumme     7,995,109 

danach  stehen  1867  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zurück  hinter 
dem  südlichen  Russland,  ja  selbst  hinter  Preussen  allein,  das  andere  Deutsch- 
land nicht  mit  gerechnet.  Während  des  Bürgerkriegs  bis  Ende  1864  hatten 
die  Vereinigten  Staaten  reichliche  Ernten,  aber  1865  und  1866  nur  sehr 
ungenügende.  Die  Wirkung  auf  die  englische  Einfuhr  äussert  sich  un- 
mittelbar. 
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Ausfuhr    aus    den  Vereinigten  Staaten    nach    dem  Vereinigten 

K  ö  nigreich. 

Quarler. 

1862  .  .  .  3,724,770 

1863  .  .  .  2,008,708 

1864  .  .  .  1,821,926 

1865  .  .  .  271,758 

1866  .  .  .  146,601 

1867  .  .  .  966,464 

Frankreich  ist  in  Hinsicht  auf  den  Getreidemarkt  wegen  der  xXähe 
und  der  Aehnlichkeit  der  Bodenbeschaffenheit  beider  Länder  für  England  ein 
Concurrent  auf  dem  Markt,  wenn  dessen  Ernten  schlecht  sind,  und  für  dessen 
Getreidebauer  ein  Concurrent  in  der  Zufuhr,  wenn  die  Ernten  gut  sind.  Wie 
unregelmässig  die  Weizeneinfuhr  von  Frankreich  nach  England  ist,  zeigt  die 
nachstehende  Aufstellung. 


Die    Weizen  ein  fuhr 


uh  r 

aus 

F 

rankreich  in 

das  Vereinigte 

Koni 

greich. 

Quarter. 

1859 

.   1,096,672 

1860 

552,601 

1861 

181,672 

1862 

224,835 

1863 

34,034 

1864 

135,485 

1865 

519,893 

1866 

810,490 

1867 

137,862 

Wir  bedauern,  keine  dem  ähnliche  Uebersicht  der  Weizeneinfuhr  aus 
Deutschland  in  das  Vereinigte  Königreich  geben  zu  können. 

Aus  den  angeführten  Zahlen  ergiebt  sich  übrigens,  wie  variirend  die 
Ernteerträgnisse  und  die  Füglichkeit  der  Getreideausfuhr  in  den  verschiedenen 
Ländern  ist.  K  — n. 
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lieber  die  Bcvölkerung^sbeweg^ung^  in  Unq^arn. 

Von 

Dr.  Alex.  Konek, 
Prof.  der  Statistik  ii.  ord.  Mitglied  der  iingar.  Acadciiiie  der  Wissenschaften  zu  Pes». 

Geburten  -"). 

Eine  unmittelbare  Folge  von  günstiger  TrauungszilTer  ist  nafurgemäss 
eine  höhere  GeburlszilTer,  es  stellt  sich  somit  auch  in  Bezug  auf  die  jähr- 
lichen Geburten  die  Bilanz  zu  Gunsten  Ungarns  gegenüber  der  übrigen  Mon- 
archie, denn  das  bereits  geschilderte  günstigere  Verhältniss  der  jährlichen 
Trauungen  erzengt  in  jeder  Beziehung  günstigere  Momente  des  Geburtenver- 
hältnisses. Es  kommt,  da  im  Durchschnitte  des  letzten  Dezenniums  605,372 
Neugeborne  auf  das  Jahr  entfallen,  auf  je  22,8  Seelen  der  Bevölkerung  ein 
Neugeborner;  in  der  Westhälfte  der  Monarchie  Qährlich  71 1,718  Neugeborne) 
kommt  erst  auf  je  25,6  Seelen  ein  Neugeborner.  Die  Geburtszilfer  in  Un- 
garn beträgt  demnach  4,4  "/o,  in  dem  reichsräthlich  vertretenen  Gebiete 
nur   3,90/0- 

In  dieser  Beziehung  als  ganz  besonders  günstig  muss  das  Jahr  1865 
bezeichnet  werden,  da  die  auf  633,118  sich  belaufende  Zahl  der  Xeugebor- 
nen  dieses  Jahres  nicht  nur  den  zehnjährigen  Durchschnitt  bedeutend  über- 
holt, sondern  mit  einziger  Ausnahme  des  Jahres  1859  im  ganzen  Dezen- 
nium kein  Jahr  mit  solcher  absoluten  Zahl  der  Gehörnen ,  wie  das  be- 
zeichnete Jahr  1865,  erscheint,  denn  es  wurden  im  Allgemeinen  eezählt 
Neugeborne : 


*)  Ueber  die  Trauungen  s.  Bd.  X  S.  361— 378. 
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I-   j        ...  im  Gebiete  der  übrigen          •     j       ,.  .• 
im  Ungar.  Landergebiete :          _  ,     „      .          °             in  der  Monarchie: 
"                   °                      ostr.  Provinzen : 

,     ,   .         eine  Geburt        ,      ,   ,        eine  Geburt           .      ,   .  eine  Geburt 

absolut.           r  c     ,  ahso  ut.           ,.   c     ,              abso  ut.  „   „     i 

auf  Seelen.                          aut   Seelen.  auf   Seelen. 

1852  621,213          21  681,027          26  1,302,240  24 

1853  600,300          22  678,926          26  1.279,226  25 

1854  541,872          25  666,981           27  1,208,853  26 

1855  562,389          24  588,650          30  1,151,039  27 

1856  579,170          23  675,659          26  1,254^420  25 

1857  632,749          21  741,239          24  1,373,988  23 

1858  618,979          23  745,926          24  1,364,905  24 

1859  643,954          22  770,029          23  1,413,983  23 

1864  619,979          24  806,927          24  1,426,906  24 

1865  633,118          23  762,229          26  1,395,347  25 
Durch-    —————    -^— —    —    _— _^_  _ 


schnitt      605,372  22,8  711,718  25,6  1,317,090  24,5 

Die  einzelnen  Bestandtheile  des  ung-ar.  Ländergebietes  halten  auch  in 
Bezug  auf  die  relative  Stärke  der  Geburtsziffer  dieselbe  Reihenfolge  ein,  wie 
dies  früher  (Bd.  X  S.  361  ff.  dieser  Jahrbb.)  mit  Rücksicht  auf  die  Trauungs- 
zifler  nachgewiesen  wurde.  Den  ersten  Platz  nimmt  die  Militärgränze  ein, 
hierauf  folgt  Kroatien  mit  Slavonien,  sodann  Ungarn,  endlich  Siebenbürgen, 
welch'  letzteres  eine  ebenso  geringe  GeburtszilTer  wie  niedrige  Trauungszif- 
fer aufweist.  Dies  wird  aus  folgender,  auf  die  Angaben  des  Jahres  1865 
sich  stützenden  Zusammenstellung  ersichtlich.     Es  zählten   1865: 

Neugeborne  ein  Neugeborner  auf  je 

die   Militärgränze   ....        55,219  20,5   Seelen   der  Bevölkerung, 

Kroatien  mit  Slavonien  .     .        41,679  23  -         - 

Ungarn 463,580  23,4      -  - 

Siebenbürgen 72,640  28,8      -  - 

Zusammen      633,118 

Hier  lässt  sich  gleichzeitig  der  Zusammenhang  erkennen ,  der  zwischen 
den  Geburten  und  Trauungen  nach  der  ^'atHr  der  Sache  stets  obwaltet,  und 
wonach  in  Ungarn  gegenüber  den  übrigen  Provinzen  in  Folge  der  günstige- 
ren Trauungsziffer  ein  so  merklicher  Unterschied  in  den  Geburten  sich  her- 
ausstellt, dass  unter  je  1000  Einwohnern  jährlich  um  15  mehr  Neugeborne 
vorkommen,  als  beispielsweise  in  den  Alpenländern  Tirol,  Kärnthen,  Salz- 
burg  u.   s.  w. 

In  Betreff  des  Civilstandes  der  Geburten  macht  sich  in  neuester  Zeit 
die  Erscheinung  geltend,  dass  die  unehelichen  Geburten  in  Ungarn  stark  zu- 
nehmen. Bei  dem  Umstände,  dass  hier  so  viele  Momente  zusammenwirken, 
um  dieses  soziale  Uebel  auf  das  möglich  geringste  Maass  einzuschränken, 
namentlich  die  unverkennbar  regere  Heirathslust,  sowie  die  das  Eingehen  der 
Ehe  erleichternde,  ja  offenbar  erheischende  agronomische  Beschäftigung  der 
Bevölkerung,  die  vcrhältnissmässig  geringe  Anzahl  grosser,  starkbevölkerter 
Städte,  die  unleugbar  auf  dem  Flachlande  vorherrschende  grössere  Sitten- 
reinheit, insbesondere  aber  der  auf  Verminderung  der  ausserchelichen  Ge- 
burten mächtig  einwirkende  Umstand,  dass  man  hier  allgemein  in  jüngerem 
Alter  zur  Ehe  schreitet,  muss  die  "Wahrnehmung  wahrlich  deprimirend  wir- 
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ken,  dass  die  uncheliclieii  Geburten  seil  dem  Jahre  1851  sieh  mehr  als  ver- 
doppeln. Es  UMify  iiuch  weniir  Trosl  darin  liegen,  dass  selbst  naeh  solch' 
bedauerlicher  Ziinahnie  dies  Verhallniss  immer  noch  um  so  Vieles  {fünslij^er 
ist,  als  in  der  anderen  Heichshäll'le,  wo  auch  j^egenwärtig  noch  immer  ver- 
hällnissmässig'  drei-,  ja  viermal  so  viele  Kinder  ausser  der  Ehe  jährlich  er- 
zeufjt  werden,  als  im  un>4^ar.  l-ündercomple\e.  Das  in  dem  ubrii,'en  Liuider- 
gebiele  herrschende  Yerhiiltniss  lindct  in  truur.  Kiiropa  nicht  seines  (Jleichen, 
vveni<,^sleiis  nicht  in  der  Heihc  der  Kulliirslaalen  Knro|»as.  In  welchem  .Uaasse 
die  uncheliclien  (ü'biirlen  vom  Jahre  1854  an  in  der  Ost-  und  WolliiilCle 
der  Monarchie  zuj^enommcn,  erhellt  aus  folijender,  von  den  zweirelliaftcn 
Jahren   absehenden   Zusammenstellung;    man   zählle   nämlich: 

im  Ungar.  Ländergcbiele:     '"  ^^"  "brigen  Pro-  .^  ^^^  Monarchie: 

VMizen: 
unfliel.     von  den  Gc-     iineliel.     von  den  CJe-     uneliel.     von  den  Ge- 
Geburt,   sanimigeburt.     Geburt,    sammlgeburt.    Geburt,    sammlgeburt. 
% 

92,455 

77,585 

92,094 

115,118 

121,814 

112,409 


1854 

20,214 

3,8 

1855 

21,090 

3,8 

1856 

24,180 

4,2 

1857 

33,799 

5,3 

1864 

42,747 

6,9 

1865 

43,115 

6,9 

6jähriffer 

% 

% 

13,9 

112,699 

9,3 

13,2 

98,675 

8,6 

13,2 

116,274 

9,3 

15,5 

148,917 

10,8 

15,9 

164,561 

11,5 

14,8 

155,524 

11,2 

Durchschnitt  30,862  5,2  101,913         14,5         132,775         10,1 

In  den  Ländern  der  ungar.  Krone  war  somit  das  Verhältniss  der  un- 
ehelichen Geburten  in  den  letzten  zwei  Jahren  nahezu  7  "/o  der  Gesammt- 
geburten.  Hätte  nicht  die  in  Folge  des  Hauscommunionswesens  durchaus 
günstige  Proportion  des  Militärgrenzgebietes  hier  einen  bedeutend  mässigen- 
den  Eiiifluss,  so  würde  sich  dieses  Verhältniss  noch  ungünstiger  herausstel- 
len, denn  werden  die  einzelnen  Bestandtheile  des  ungar.  Ländercomplexes 
in  Betracht  gezogen,  so  ergibt  sich,  dass  von  den  jährlichen  Gesammtgebur- 
ten    auf  die   Unehelichen    folgende   Prozente   kommen  : 

Nacli  dem  Durcliscbnille         jor-t  jor^- 

der  Jahre  1851-57.  ^^^^-  l^^^- 

im  Militärgrenzgebiele    .      .  1,3  1,4  1,5 

in   Ungarn 3,4  7,7  7,5 

in   Siebenbürgen   ....  3,9  6,4  7,0 

in   Kroatien  mit  Slavonien  .  4,8  6,3  5,8 

Es  hat  sich  daher  dieses  Verhältniss  am  meisten  in  Ungarn  und  Siebenbür- 
gen verschlimmert,  in  ersterem  erscheint  dasselbe  mehr  als  nochmals,  in 
letzterem  nahezu  nochmals  so  stark,  als  ehedem.  In  dieser  Beziehung  ist 
Ungarn,  ja  selbst  das  gesammte  Gebiet  der  ungar.  Krone  als  Ganzes  genom- 
men in  einer  weitaus  ungünstigeren  Lage,  als  die  meisten  Kulturstaaten  Eu- 
ropas. Nicht  nur  das  russische  Reich  erfreut  sich  eines  günstigeren  Zustan- 
des,  wo  bei  dem  stark  ausgeprägten  patriarchalischen  Sinn  der  Bevölkerung 
und  einer  tiefeingewurzelten  Neigung  zu  dem  Familienleben,  bei  der  grösse- 
ren Erwerbsleichtigkeit,  der  geringeren  Anzahl  von  Grossstädten,  namentlich 
aber  bei  dem  Umstand,  dass  bis  in  jüngste  Zeit  die  grosse  Mehrzahl  des 
Volkes,  als  an  die  Scholle  gefesselt,  auf  den  Zifferansatz  der  Unverehelichten 
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kaum  einen  merkliclien  Einfluss  nehmen  konnte,  das  diesfällige  Verhältniss 
4''/o  beträgt,  nicht  nur  in  dem  von  einem  nüchternen,  sparsamen  Volke  be- 
wohnten IN'iederlanden  findet  sich  ein  massigerer  Prozentsatz  (4,7  "/o) ,  nicht 
nur  das  gewerbfleissige  schweizerische  Volk  und  Italien  haben  ein  geringe- 
res Zahlenverhältniss  der  unehelichen  Geburten  (5,2  "/q  der  Gesammtgebur- 
ten),  sondern  selbst  in  Grossbritannien  ist  der  diesfäilige  Prozentantheil  ein 
geringerer,  nämlich  6^0?  trotz  der  dichten,  zur  grösseren  Hälfte  in  stark 
bevölkerten  Städten  lebenden  Bevölkerung,  trotz  dessen,  dass  die  meisten 
Erwerbszweige  fast  bis  zur  Grenze  des  Jlöglichen  bereits  ausgebeutet,  somit 
weit  mehr  das  Anwachsen  der  ausserehelichen  Geburten  begünstigende  Um- 
stände als  mitwirkend  erscheinen,  wie  bei  der  gerade  unter  entgegengesetz- 
ten Verhältnissen   lebenden   Bevölkerung  des   ungar.  Ländergebietes. 

Dass  die  Hauptstadt  Ungarns  in  dieser  Richtung  neuestens  einen  raschen 
Fortschritt  bekundet,  ist  um  so  bedauerlicher,  weil  dies  leicht  zur  Befesti- 
gung jenes  ohnedies  nur  zu  sehr  verbreiteten  Vorurtheiles  führen  kann,  als 
sei  mit  der  Entwickelunj;-  des  Kulturlebens  nothwendigerweise  eine  stetige 
Vermehrung  der  unehelichen  Geburten  verbunden.  In  Pest,  dem  31ittelpunkte 
des  Ungar.  Territoriums,  hat  sich  das  Verhältniss  der  unehelichen  Geburten 
von  25,5 ''/o  im  Durchschnitte  der  Jahre  1851 — 57  bis  zu  37  °/o  im  Jahre 
1863  erhoben;  im  Jahre  1865,  wo  unter  6691  Geburten  2402,  und  im  Jahre 
1866,  wo  bei  7158  Geburten  2532  aussereheliche  waren,  hat  sich  dieses 
Verhältniss  mit  35,3  bezüglich  35,8^0  herausgestellt.  Wenngleich  Ungarns 
Hauptstadt  trotz  dieser  namiiaften  Steigerung  immer  noch  hinter  der  Durch- 
schnittsziffer  der  übrigen  österr.  Landeshauptstädte  zurücksteht,  so  wäre  es 
doch  sehr  wünschensw'erth,  dass  Pest  den  wahren  Fortschritt  des  Kulturlebens 
auf  ganz  anderem  Gebiete  zu  erstreben  trachte  und  überhaupt  in  dieser,  sowie 
manch'  anderer  sozialwirthschaftlicher  Beziehung  das  Vorbild  nicht  von  den 
übrigen  Erbprovinzen  Oesterreichs  entlehnte,  deren  nicht  eben  stark  bevöl- 
kerte Städte  im  Durchschnitte  einen  Prozentansatz  der  unehelichen  Geburten 
von   44  "/o   aufzuweisen   haben. 

Die  Todtgebornen  erscheinen  auch  in  den  Jahren  1864  und  1865  im 
Ländergebiete  der  ungar.  Krone  mit  demselben  massigen  Prozentansatze,  wie 
schon  seit  vielen  früheren  Jahren,  sie  betragen  nämlich  nicht  ganz  ein  Pro- 
zent der  Gesammtgeburten,  was  jedenfalls  ein  günstigeres  Verhältniss  ist,  als 
jenes  der  übrigen  Provinzen  Oesterreichs  oder  der  meisten  Staaten  Europas. 
Namentlich  ist  in  den  deutsch- slavisclien  Ländern  der  Monarchie  sowohl  die 
absolute  wie  relative  Zahl  der  Todtgebornen  zwei-  bis  dreimal  so  gross,  wie 
dies  aus  folgender  Zusammenstellung  erhellt;  es  Wurden  nämlich  Todtgebo- 
rene   gezählt: 

im  reichsrälhlieh  vertre- 
tenen Complexe 

absolut 

11,473 

13,078 

15,901 

17,106 

15,774 
Ob    nun    dieser    mäs.'^igere    Prozentsalz   im  ungar.  Ländercomplexe   nicht 


im  ungar.  Länder- 

gebicle 

absolut          % 

1855 

5305          0,9 

1856 

5465          0,9 

1857 

6453          1,0 

1864 

5945          0,9 

1865 

6075          0,9 

vcrii  f- 
?xe 

in  der  Monarchie 

% 

ab.^olut           % 

1,9 

16,778         1,5 

1,9 

18,543         1,5 

2,1 

22,358         1,6 

2,1 

23,045         1,6 

2,0 

21,859         1,9 
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etwa,  wenigstens  llieilwcisc; ,  darin  .seine  Eiltiürung  fMKicn  durfte,  dass  die 
Aufnahmen  in  dieser  Hiclitunt^  vielseitig  noch  als  mangelhaft  und  unrichtig 
bezeichnet  werden  können,  lässl  sich  nicht  mit  Bestimmiheit  behaupten,  aber 
jedenfalls  lasst  sich  aus  mehreren  Umständen  die  Schlusslol^^eruntf  ziehen, 
dass  in  der  Oslliülfle  der  i^Ionnrcliie  dieses  Verhältniss  ein  }^uii.slii:eres  sein 
muss,  als  in  der  lindern  Keiclishallie ;  so  ist  z.  IJ.  ein  die  Anzahl  der  Todt- 
gebornen  jedenfalls  verrintreriider  Faclor  der  bereits  nachgewiesene  L'nisland, 
dass  daselbst  die  Khen  in  der  Kegel  in  früherem  Alter  und  zwar  von  l'erso- 
nen  eingegangen  werden,  die  zumeist  in  der  gleichen  Alterskategorie  sich 
betinden,  dass  ferner  die  Frauen  in  den  uiigar.  Provinzen  zufolge  der  allge- 
mein verbreiteten  landwirthschaftliiiien  l}e>cluifligung  bei  steter  Bewegung 
unter  freiem  Himmel  eine  der  l,eibesfrurlit  mehr  zusagende  Lebensweise  füh- 
ren, als  die  vorliegend  bei  (iewerben  beschäftigten  Frauen  der  übrigen  I'ro- 
vinzen,  somit  auch  die  Aeugebornen  mehr  Vitalität  und  Lebenskraft  besitzen. 
Der  hauptsächlichste  Grund  mag  aber  sein ,  dass  die  ungar.  Länder  dennoch 
gegenüber  den  übrigen  eine  weitaus  geringere  Anzahl  von  unehelich  Gehör- 
nen besitzen,  bei  denen  bekanntlich  der  Prozentsatz  der  Todlgebornen  ein 
grösserer  zu  sein  pflegt.  In  dem  ungar.  Ländercomplexe  erscheinen  bei  den 
Unehelichen  verbältnissmässig  zwei-,  ja  dreimal  so  viel  Todtgeborene,  als  bei 
den  ehelich  Gehörnen,  denn  wenn  wir  aus  den  letzteren  Jahren  blos  das 
Verhältniss  der  Todtgebornen  rücksichllicli  der  Unehelichen  in  Betracht  zie- 
hen, so  stellt  sich  heraus,  dass  von  den  ausser  Ehe  erzeugten  Kindern  ge- 
zählt  wurden  : 

in  dem  ungar.  Ländercomplex  in  den  übrigen  Provinzen 

im  Verhiillniss  zu  im  Verhältniss  zu 

Todtgeborene  den   unehel.    Ge-  Todtgeborene  den    uneliel.    Ge- 

burten   %  hurten    % 

1856  600  2,9  3178  3,4 

1857  733  2,3  4092  3,0 

1864  761  1,8  4303  3,5 

1865  779  1,8  3765  3,3 

Was  das  Sexualverhältniss  der  Neugebornen  betrifft,  so  bestätigen  die 
Angaben  der  Jahre  1864  und  1865  die  auch  anderwärts,  namentlich  aber 
in  den  beiden  Gebietstheilen  der  Monarchie  seit  einer  langen  Reihe  von  Jah- 
ren gemachte  Wahrnehmung,  dass  das  männliche  Geschlecht  bei  den  Gebur- 
ten überhaupt,  insbesondere  aber  bei  den  Todtgebornen  stark  vorwiegt.  In 
den  beiden  erwähnten  Jahren  kommen  nämlich  unter  den  Neugebornen  im 
Allgemeinen  auf  100  Mädchen  106,6,  bei  den  Todtgebornen  sogar  131  Kna- 
ben. Ebenso  zeigt  sich  auch  nach  den  Ergebnissen  der  Jahre  1864  und 
1865  dieses  Ueberragen  des  männlichen  Geschlechtes  in  geringerem  Maasse 
bei  den  Mehrlings-  als  bei  den  Einzelgeburten;  überhaupt  zählte  man  im 
Ländergebiele  der  ungar.  Krone  bei   den  Zwillinffsgeburten   u.   g. 

Zivillingsgeburten.         2  Knaben.         2  Hlädchen.         1  Knabe  und  1  Mädchen. 

1855  7235        2280      2093  2862 

1856  7408        2258      2207  2943 

1857  5058        2471      2748  3209 

1864  7148        2386      2031  2731 

1865  7872        2462      2354  3056 

In  dieser  Beziehung  tritt  im  Jahre  1865   ebenfalls  eine  stärkere  Propagations- 
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kraft  zu  Tage,  da  die  Mehrlingsgeburten,  sowohl  absolut  wie  relativ  genom- 
men, eine  namhafte  Steigerung  erkennen  lassen.  Dies  liesse  sich  auch  rück- 
sichtlich der  Drillingsgcburten  nachweisen,  die  jedoch,  als  ausserhalb  des 
regelmässigen  Verlaufes  gelegen,  füglich  keinen  geeigneten  Stütz-  oder  Aus- 
gangspunkt  populationistischer  Folgerungen   bilden   können. 

Weit  mehr  Interesse  dürfte  eine  Erörterung  über  die  Vertheilung  der 
Geburten  nach  Slonaten  zu  bieten  im  Stande  sein.  Hierin  giebt  sich  ein 
wesentlicher  Unterschied  zwischen  den  beiden  Hälften  der  Monarchie  kund; 
denn  wenngleich  beiderseits  die  Geburten  sich  viel  gleichförmiger  auf  die 
einzelnen  Monate  vertheilen ,  wie  die  Trauungen,  da  hierauf  nicht  nur  die 
von  neugeschlossenen,  sondern  auch  aus  den  schon  bestehenden  Ehen  her- 
rührenden Geburten  Einfluss  nehmen,  lässt  sich  dennoch  die  Rückwirkung 
der  verschiedenen  Vertheilung  der  jährlichen  Trauungen  nach  den  einzelnen 
Monaten  auf  eine  ähnliche  Vertheilung  der  Geburten  im  ungar.  Ländergebiete 
viel  prägnanter  erkennen,  als  im  Ländergebiete  der  übrigen  Erbprovinzen. 
So  fällt  in  dem  ungar.  Ländergebiete,  ganz  im  Einklänge  mit  dem  Maximum 
der  Trauungen  in  den  Jlonaten  Januar  und  Februar,  das  Jlaximum  der  Ge- 
burten auf  die  Monate  September  und  Oktober,  als  9.  Monat  nach  der  Em- 
pfängniss,  wo  in  dem  übrigen  Ländercomplexe  das  Maximum  der  Geburten 
auf  die  Monate  März  und  Januar  entfallen,  was  durchaus  in  keitier  unmittel- 
baren Beziehung  zu  der  in  den  entsprechenden  Conceptionsmonaten,  nämlich 
Juli  bezüglich  Mai,  dort  wahrnehmbaren  TrauungszifTer  steht,  muthmasslich, 
weil  in  dem  gedachten  Ländergebiete  die  unehelichen  Geburten  eine  bedeu- 
tendere Rolle  spielen.  Ebenso  entspricht  das  Minimum  der  Geburten  im  ung. 
Ländergebiete  in  den  Monaten  Dezember  und  Januar  vollkommen  dem  auf 
die  betreffenden  Conceptionsmonate  März  und  April  entfallendem  Trauungs- 
antheile ,  wo  im  westleithanischen  Gebiete  das  Minimum  der  Geburten  auf 
Dezember  und  August  fällt,  obschon  auch  hier  eine  weit  grössere  Gleichför- 
migkeit in  der  Vertheilung  der  Geburten  auf  die  einzelnen  3Ionate  ,  als  bei 
den  von  positiven  Massnahmen  und  sozialen  Einrichtungen  mehr  abhängigen 
Trauungen  zu  erkennen  ist.  Zur  grösseren  Veranschaulichung  der  in  dieser 
Beziehung  zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  der  Österreich.  Monarchie  ob- 
waltenden Verschiedenheit  mögen  hier  die  Daten  des  Jahres  1865  wieder 
mit  jener  Durchschnitts- Prozentuation  in  Parallele  gezogen  werden,  die 
Schimmer  aus  der  Zeitperiode  vom  Jahre  1851—64  für  die  ganze  österr. 
Monarchie  nachgewiesen  hat.  Es  entfallen  nämlich  von  den  jährlichen  Ge- 
sammtgeburten   u.  z. 

in  d.  österr.  JGicsamnit-       im  ungar.  Länder-       im  Gebiete    der    übri- 

gebiete  gen  österr.  Länder 

1865.  1865. 

7.6  9,2 

8.1  8,9 
8,9  9,5 

8.5  8,7 
8,4  8,6 

7.7  7,9 
8,0  8,0 

8.7  7,7 
D,0  7,6 

9.8  8,2 

8.2  7,8 

7.6  7,7 


monarcli 

je  n.  d.  Durch 

auf   den    Monat 

schniüe 

V.  1851-64. 

Januar 

8,9 

Februar 

9,1 

März 

8,8 

April 

8,4 

Mai 

8,2 

Juni 

7,9 

Juli 

8,0 

August 

8,0 

Sfplember 

8,3 

Okiober 

8,2 

November 

8,3 

Dezember 

7,9 
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Hieraus  ergibt  sitii,  dass  V  i  1 1  c  r  ni  c  '  s  Behauptung,  als  übte  die  ver- 
schiedene \erlhoilunj;  der  Trauungen  nach  Monaten  durcliaus  keinen  Einfluss 
auf  eine  ähnliche  Verllieiiung  der  Gehurlen,  sich  in  Bezug  auf  das  ungar. 
Landergehiet  nicht  bewährt,  da  sich  hier  das  gerade  Gegentheil  herausstellt. 
Ferner  liisst  sich  auf  Grundlage  unserer  Zillern  jene  vielfach  verbreitete  An- 
sicht nicht  rechlfcrligen ,  als  niiisste  unter  allen  Unislanden  das  Maximum 
der  Geburten  auf  die  \N  iiilcrnionate  enllallen ,  da  in  der  enlspretbenden 
Conceptionsperiode,  nämlich  im  Frühjahre,  die  rroductivkräfle  der  Aatur, 
gleich  wie  in  der  l'danzenwelt  oder  im  Thierreiche,  so  auch  bei  der  Fort- 
pllanzung   des   menschlichen    Geschlechtes   sich    am    wirksamsten    erweisen. 

Das  Sterblichkeitsverhältniss. 

Eine  Besserung  der  Mortalilalsverhaltnisse  kann  namentlich  dann  als  eine 
erfreuliche  Erscheinung  betrachtet  werden,  wenn  dieselbe  mit  einer  günsti- 
gen Trauungs-  und  Geburtsziller  zusammentrifft,  und  es  ist  für  das  ungar. 
Ländergebiet  sehr  erfreulich,  dass  eben  in  dieser  Beziehung  das  Jahr  1865 
sich  als  besonders  günstig  herausstellt.  Nicht  nur  bleiben  die  Sterbefälle 
dieses  Jahres  weit  hinter  dem  Durchschnitt  der  letzten  zehn  Jahre  zurück, 
sondern  auch  gegenüber  den  übrigen  Provinzen  Oesterreichs  ist  es  seit  15 
Jahren  das  erste  Mal,  dass  im  ungar.  Ländergebiete  eine  geringere  iMortalität 
sich  herausstellte,  als  in  der  westleitlianischen  Hälfte.  Im  gedachten  Jahre 
kamen  im  ungar.  Gebiete  im  Ganzen  454,243  Sterbefälle  vor,  somit  einer 
auf  je  33  Seelen,  während  in  den  westleilhanischen  Ländern  bei  598,863 
Sterbefällen  auf  je  32,9  Seelen  der  Bevölkerung  ein  Todesfall  kam.  Aber 
solch'  ein  Ausnahmsjahr  ist  nicht  entscheidend,  namentlich  dürfte  die  mas- 
sigere Ziffer  dieses  Jahres  eine  natürliche  Folge  jener  intensiveren  Sterblich- 
keit sein,  die  im  Jahre  1863  in  Folge  der  allgemeinen  Missernte  und  des 
ausserordentlichen  Nothstandes  in  Ungarn  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  hier 
geherrscht,  die  aber  wegen  Mangels  der  Daten  ziflermässig  nicht  nachgewie- 
sen werden  kann.  Dass  aber  die  Sterblichkeit  dieses  Jahres  eine  höchst  be- 
deutende sein  musste,  lässt  sich  schon  aus  dem  Umstände  entnehmen,  dass 
noch  in  dem  darauf  folgenden  Jahre  1864  eine  das  hierorts  gewöhnliche 
Maass  namhaft  überschreitende  Mortalität  geherrscht  hat.  Es  wurde  damals 
bei  516,124  Sterbefällen  bereits  auf  je  28,7  Seelen  der  Bevölkerung  ein 
Sterbefall  gezählt.  Nun  ist  es  aber  ein  allgemeiner  Erfahrungssatz,  dass  bei 
allen  Fällen  aussergewöhnlich  starker  Sterblichkeit  in  den  nächst  darauf  fol- 
genden Jahren  eine  um  so  gemässigtere  Mortalität  eintritt.  Dies  hat  sich 
auch  gezeigt  in  den  beiden  Jahren  1856  und  1857,  wo  in  Folge  der  ausser- 
ordentlich grossen  Sterblichkeit  des  Cholerajahres  1855  gleichfalls  eine  be- 
deutend hinter  dem  gewöhnlichen  Durchschnitt  zurückgebliebene  Mortalität 
beobachtet  wurde. 

Uebrigens  so  wenig  sich  behaupten  lä«st,  dass  die  österr.  Monarchie 
im  Allgemeinen  und  selbst  das  Gebiet  der  westleithanischen  Provinzen  eines 
gunstigen  Mortalilätsverhältnisses  sich  erfreue,  ebenso,  ja  noch  weit  weni- 
ger ist  dies  beim  ungrar.  Ländergebiete  der  Fall,  da  hier  nach  dem  Durch- 
schnitte der  Jahre  1852  —  65  schon  auf  28,5,  in  den  übrigen  Provinzen  aber 
auf  32  Seelen    ein    Sterbefall   jährlich    kommt,    daher  die  Sterbeziffer  in  der 
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westlichen  Hälfte  der  Monarchie  3,1  "/q,  im  ungar.  Ländercomplexe  dagegen 
3,5  "/o  beträgt,  oder  mit  anderen  Worten,  in  letzterem  Gebiete  starben  unter 
1000  Einwohnern  jährlich  um  vier  mehr,  als  in   den   übrigen   Erbländern. 

In  welchem  Verhältnisse  sowohl  die  absolute  wie  die  relative  Zahl  der 
jährlichen  Sterbefälie  in  dem  einen  und  dem  anderen  Staatsgebiete  der  Mo- 
narchie seit  dem  Jahre  1852  bis  1865  zugenommen  hat,  lässt  sich  aus  fol- 
gender Zusammenstellung  entnehmen;  abgesehen  nämlich  von  den  Todtge- 
bornen   kamen   in    der   gedachten   Zeitperiode   Sterbefälle  vor: 

in  dem  ungar.  Länder-      in  den  übrigen  Län-  ■     a      nt  i  • 

«.     uvo  A^^^  ••!  der  Monarchie 

complcxe  dern 

ein  Sterbe-  ein  Sterbe-  ein  Sterbe- 

Sterbefälie.      fall    auf     Sterbefälle.      fall    auf      Sterbefälle,      fall    auf 
Einwohner.  Einwohner.  Einwohner. 

1852  437,294  30,5  550,799  32,5  988,093  32,0 

1853  525,234  26,0  570,885  32,1  1,096,119  29,0 

1854  555,193  24,8  622,695  29,9  1,177,888  26,8 

1855  648,300  20,8  787,649  32,8  1,435,949  22,8 

1856  460,181  30,0  541,887  35,6  1,002,068  31,2 

1857  443,902  31,0  503,915  34,5  947,817  33,3 

1858  503,228  28,5  532,920  34,0  1,036,148  31,5 

1859  463,820  32,4  540,475  34,0  1,004,295  33,3 

1864  516,124    28,7    585,142    33,5   1,101,266   31,2 

1865  454,243    33,1    598,863    32,9   1,053,106    33,0 


lOjährig.   ■■  — — 

Durchschn.     500,751         28,5         583,523         32,0        1  084,274        30,4 

In  dieser  Beziehung  reihen  sich  die  einzelnen  Bestandtheile  des  ungar. 
Ländergebietes  ganz  in  entgegengesetzter  Ordnung  an  einander,  als  hinsicht- 
lich des  Geburtsverhältnisses.  iSach  den  Ergebnissen  der  Jahre  1864  und 
1865   waren   Sterbefälle   ohne  die  Todtgebornen : 

1864. 

ein  Sterbe- 
absolut,        fall   auf 
Einwohner. 

in  Siebenbürgen 52,379         39,2 

in   Ungarn 381,687  27,7 

in   Kroatien-Slavonien         .      .      .       35,131  27,1 

im  Militärgrenzgebiete        .     .     .       46,927         23,8 
Zusammen    516,124 

Angesichts  der  Reihenfolge  daher,  welche  die  einzelnen  Länder  der  un- 
garischen Krone  rücksichtlich  der  Geburtszilfer  einhalten,  erscheint  die  obige 
Folgeordnung  als  gerader  Gegensatz,  was  unzweifelhaft  auf  den  innigen  Zu- 
sammenhang hindeutet,  der  zwischen  den  beiden  Momenten  des  Geburts-  und 
Mortaiitätsverliällnisses,  namenllich  zufolge  der  grossen  Kindersterblichkeit 
un.strcitig    besteht. 

In  jedem  Staate,  selbst  bei  höher  entwickeltem  Kulturleben  pllcgt  die 
Kindersterblichkeit  eine  bedeutende  zu  sein,  da  die  iNcugeborncn  vornioge 
ihres  zarlcren ,  durch  Widerwärtigkeiten  noch  nicht  gestärkten  Organismus, 
namenllich  im  ersten  Lebensjahre,  viel  eher  den  feindlichen  Einflüssen  unter- 


1865. 

ein  Sterbe- 

absolut. 

fall    auf 

E 

inwoliner. 

51,262 

40,8 

329,210 

32.8 

31,605 

30,4 

42,166 

26,8 

454,243 
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liegen,  (iieselben  mö£,'^cn  aus  naliiiliclien ,  sozialen  oder  wirllisclianiichen 
Verhältnissen  lierrühreii.  Je  mehr  Sori;fail  und  IMleire  man  im  Ailiremeinen 
den  Saiiglinffon  anpedciheri  lässt,  je  {^rüsser  die  An/.ahi  derjenii^eii  lillern  ist, 
die  vermöf^e  ihres  materiellen  VVohi^-tandes  ihre  Kinder  i^ej^en  die  lehensver- 
kiir/.enden  Hiiilliisse  zu  sr.liiil/,»;n  in  der  La<re  sind,  je  \vcni<rer  Kpideinieen 
herrschen,  denen  die  Kinder  im  zartesten  Aller  niassenliall  als  Opfer  zu 
fallen  pllegen ,  mil  einem  Worte,  je  hesser  die  Geseilsehal't  or^^anisirl  ist, 
je  günstiger  sich  die  sozialen  Verhiillnisse  in  einem  Staate  gestallen,  um 
so  geringer  pllegt  auch  die  Kindersterblichkeit  zu  sein.  Im  enlges^enge- 
setzten  Falle  macht  sich  aber  eine  um  so  grössere  Kinderslerhlichkeit  be- 
merkbar, so  zwar,  dass  eine  jede  Kalamität,  jeder  bedeutendere  soziale 
l'cbclstand  sich  vor  Allem  durch  eine  ungewöhnlich  iresleigerte  Kindersterb- 
lichkeit  fühlbar   macht. 

Die  in  dem  ungar.  Ländercomple.xe,  namentlich  die  in  einigen  Landern 
der  Ungar.  Krone  wahrnehmbare  minder  günstige,  ja,  gegenüber  den  meisten 
Kulturstaalen  oll'enbar  höchst  ungiinstige  Sterbeziller  ist  zumeist  das  Ergeh- 
niss    der    uniiemein    starken    Kindersterblichkeit. 

Während  in  den  meisten  europäischen  Staaten  ertaliningsgemäss  unter 
den  jährlich  Verstorbenen  die  Kinder  bis  zum  ersten  Jahre  mit  25°/o,  bis 
einschliesslich  des  fünften  Lebensjahres  aber  mit  40 ''/o  vertreten  erscheinen, 
betragen  die  ersteren  in  den  Ländern  der  ungar.  Krone  31—34,  die  letzte- 
ren aber  50  und  mebr  Prozente  der  jährlich  Verstorbenen.  So  war  die  Zahl 
der  bis  zum  ersten  Lebensjahre  Verstorbeneu  im  ungar.  Ländergebiete  im 
Verhältniss  zur  Gesammtzahl  der  Todesfälle:  1856  30,5,  1857  34,0,  1864 
30,4,  1865  31,2 ''/o-  Die  Zahl  aber  der  bis  zum  fünften  Lebensjahre  Ge- 
storbenen beträgt  sogar  in   denselben  Jahren   47,9,   52,0,   50,3   und   50,8 "/(,. 

Werden  die  bis  zum  ersten  Lebensjahre  Gestorbenen  mit  den  im  selben 
Jahre  Gehörnen  in  Vergleich  gebracht,  so  ergibt  sich,  dass  während  der 
letzteren  zwei  Jahre  und  zwar  1864  25,3  und  1865  22,3  "/o  der  Xeugebor- 
nen  noch  im  selben  Jahre  starben.  Nach  vieljähriger  Erfahrung,  sowie  dem 
Ergebniss  dieser  beiden  Jahre  stellt  sich  heraus,  dass  gerade  der  zehnte 
Theil  der  Neugebornen  bereits  im  ersten  Monate  stirbt  und  dass  die  unehe- 
lich Gehörnen  in  dieser  Beziehung  weit  ungünstiger  gestellt  sind,  als  die 
ehelichen,  für  die  sich  bis  zum  ersten  Lebensjahre  eine  gewöhnlich  um  10  "/^ 
geringere  Sterblichkeit  herausstellt.  Nach  den  Angaben  des  Jahres  1864 
und  1865  ergibt  sich  übrigens  ein  Unterschied  zwischen  beiden  von  nur 
8  •'/q,  wie  dies  aus  folgender  Gegenüberstellung  klar  wird.  Es  starben  näm- 
lich  in   den  Ländern   der  ungar.  Krone  Kinder  bis   zum   ersten  Lebensjahre: 

eheliche  uneheliche 

im  Verhällniss  zu  den  im  Veiiiällniss  zu  den 


ehelich  gebo 

rnen. 

unehel 

ich  gel 

bornen. 

% 
1864. 

1865. 

1864. 

% 

1865. 

10,8 

10,2 

13,1 

12,2 

7,8 

6,7 

12,5 

11,2 

6,1 

4,9 

6,8 

5,7 

von  der  Geburt  bis  1.  Monat 
vom   1.  — 6.  Monat    . 
vom  6.  — 12.'  Monat 

bis  zum   1.  Jahre     .  24,7  21,8  32,4  29,1, 

Da  aber  ausserdem,  unter  den   unehelichen  Geburten  auch   mehr  Todtge- 
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borene  gezählt  werden,  als  bei  den  ehelichen,  so  ist  es  evident,  wie  nach- 
theilig das  häufigere  Vorkommen  von  ausserehelichen  Geburten  auf  das  Sterb- 
lichkeits-Verhältniss  im  Allgemeinen   wirkt. 

Was  überhaupt  das  Alter  der  Gestorbenen  betrilTt,  wird  jene  auf  viel- 
jährige Erfahrung  basirte  Wahrnehmung  auch  durch  die  Daten  der  beiden 
Jahre  1864  und  1865  bestätigt,  dass,  wenn  nicht  ausserordentiche  Ereig- 
nisse, wie  Epideniieen,  i\othstand,  Missernlen,  Feldzüge  u.  s.  w.  störend  ein- 
greifen ,  in  der  Absferbeordnung  der  einzelnen  AiterstufFen  eine  auffallende 
Gleichförmigkeit  sich  kundgiebt^  nur  dass  auch  hierin  zwischen  den  beiden 
Ländercomplexen  der  Monarchie  ein  Unterschied  besteht,  und  zwar  so,  dass  in 
den  Ländern  der  ung.  Krone  auf  die  in  vorgerückterem  Alter  Verstorbenen 
ein  weit  geringerer  Prozentansatz  fällt ,  als  in  den  übrigen  Provinzen ,  und 
zwar  nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  das  stärkere  Kontigent,  welches  hier  die 
Kinder  in  der  ersten  Lebensperiode  stellen  (wodurch  natürlich  der  Prozent- 
antheil  der  übrigen  Alterskategorien  um  so  Vieles  herabgemindert  wird) 
sondern  auch  absolut  genommen  erscheinen  hier  unter  den  Gestorbenen  weit 
weniger  Hochbetagte  als  in  der  westleithanischen  Hälfte.  Es  waren  unter 
Verstorbenen  im  ^  erhältniss  zu  den  gesammten  Sterbefällen  im  ungarischen 
den   Ländergebiet   Prozent : 


im 

Alter 

von 

0 

-    5 

Jahn 

en 

5 

-15 

n 

15- 

-25 

•>■> 

25- 

-45 

« 

45- 

-65 

» 

65 

-85 

55 

85 

-100 

'           55 

u, 

Sterbffälle 

1864 

1865 

50,3 

50,8 

7,6 

7,6 

5,4 

5,4 

12,6 

12,7 

14,7 

14,5 

8,6 

8,3 

0,7 

0,6 

0,1 

0,1 

unbekanntes   Alter 

Zusammen      100,0  100,0 

in  dem  Gebiete  der  übrigen 
Länder  und  Provinzen 

1864  1865 

0—    5   Jahren                             49,6  50,1 

5-15        „                                    5,4  5,4 

15  —  25        „                                  4,5  4,7 

25-45        „                                  10,7  10,8 

45  —  65        „                                15,4  15,3 

65-85        „                                13,2  12,7 

85—100     „     u.  darüber            1,2  1,0 

unbekanntes  Alter                          0,0  0,0 

Zusammen      100,0  100,0 
Aus   dieser    unstreitig    lehrreichen    Zusammenstellung    erhellet,    dass   die 

Kinder    bis    zum    5.   Lebensjahr    in    den    Todteiilisten  der    beiden  Gebiete  so 

ziemlich    in    gleichem    Verhältnisse    erscheinen ,    und  zwar  grade   mit  50  "/„, 

aber  schon  die  im  Alter  von  5—15  Jahre  sind  mit  vollen  2  "/q,  die  15  — 
25jährigen  mit  1,  endlich  die  im  Alter  von  25  —  45  Jalire  wieder  um  volle 
2  Vo  geringer  vertreten  in    der  west-  als    in    der  ost- leithanischen  Hälfte; 
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oder   mit  anderen  Worten:   in  dem    unjf.  Ländcrconiplext;   weisen  diese  Alters- 
kalegorieen   eine  ebenso   viel  stärkere  Sterhliciikcit  nach. 

Damit  stellt  die  weilen;  trleicliralls  für  das  nnj^urische  Gebiet  niis.sralli^:e 
Walirnelimiiii«,^  in  Verbindnii«,'- ,  dass  d(!m  vfirtfcriickleren  Aller  daselbst  ein 
weit  i>erin(i('r(!r  l'rozentantlieil  in  den  Sterbelislen  znkommt,  als  in  der  an- 
dern HeicIisliäUtc,  w()  die  Allerslnlen  von  45~(j5  Jahr  mit  einem  ganzen 
Prozent,  die  im  Alter  von  65  —  85  Jahren  Verstorbenen,  daher  die  eii^entlich 
Ilocbbctaglen  sogar  mit  4  —  5  Prozenten,  und  selbst  die  im  Greisenaller  Ver- 
storbenen, niinilich  von  85  — lOU  Jahren  und  daruber  hinaus,  immer  noch  mit 
einem  halben  Prozent  stärker  verlretcui  erseheinen  als  in  t"isl(;itbanien  ,  was 
unslreitij>-  ein  nn<,niiisli}ies  populalionistisches  Moment  bildet,  da  ein  um  so  g-e- 
ringcrer  Bruchlhcil  der  Bevölkeruiij?  ein  hohes  Greisenalter  zu  erreichen  scheint. 

Mit  liücksicht  aul'  den  Prozentantheil  der  im  hohen  Alter  N'erstorbenen 
reihen  sich  die  einzelnen  Länder  der  ung.  Krone  in  derselben  Folge  an  ein- 
ander, wie  rücksichtlich  der  Morlalitäts-Ziirer  im  Allgemeinen;  das  günstigste 
Verhältniss  besteht  in  Siebenbürgen,  wo  überhaupt  die  günstigste  Morlalitäts- 
ziHer  anzulrellen  ist,  das  ungünstigste  Verliältniss  dagegen  ist  im  Militär- 
grenzgcbieic  vorherrschend,  wo  noch  um  3  — 4''/q  weniizer  Hochbetagte  un- 
ter den  jährlich  Verstorbenen  erscheinen  als  durchschnittlich  im  ganzen  ung. 
Ländercomplexe,  was  ein  helleres  Slreillicht  auf  die  dortigen  sozialpolitischen 
Zustände  wirft,  wie  so  manche  zur  Beleuchtung  des  Hauscommunionswesens 
vorgebrachten  Argumente.   — 

So  w^ar  unter  den  Verstorbenen  des  Jahres  1865: 

im  Alter  von  65—85  Jahren,     von  85— 100  Jahren  und  darüber 

%  Vo 

in  Siebenbürgen  12,9  1,3 

„    Ungarn  8,0  0,5 

55    Kroatien  -  Slavonien  9,6  0,3 

55    Militärgrenzgebiete  5,5  0,4 

Besonders  auffallend  ist  die  grosse  Anzahl  der  im  Greisenalter,  nament- 
lich im  Alter  über  100  Jahre  Verstorbenen  in  Siebenbürgen,  so  dass  nach 
einem  10jährigen  Durchschnitt  ein  Fünftel,  ja  selbst  ein  Viertel  der  in  diesem 
Alter  in  der  Gesammt-Monarchie  Gestorbenen  auf  Siebenbürgen  entfällt.  So 
waren  über  100  Jahre  alte  Greise: 
in  der  31onarciiie 


1852 

290 

1853 

314 

1854 

281 

1855 

300 

1856 

211 

in  Sieberdji 

irgen 

in 

der 

.Mona 

rchie 

in 

Si 

iebenbürgen 

71 

1857 

178 

30 

77 

1858 

215 

49 

52 

1859 

207 

54 

49 

1864 

248 

47 

42 

1865 

191 

44 

ein   lOjähr.   Durchschnitt:         243,5  51,5 

Dies  dürfte  muthmasslich  jenem  Umstände  zuzuschreiben  sein,  dass  die 
Romanen  oder  s.  g.  Rumänen  im  Allgemeinen  erfahrungsmässig  ein  höheres 
Alter  zu  erreichen  pflegen,  dieselben  aber  die  überwiegende  3Iajorität  der  Bevöl- 
kerung Siebenbürgens  bilden.  Auch  in  jenen  Gegenden  Ungarns,  wie  nament- 
lich in  den  westlichen  und  südöstlichen  Komitaten ,  die  vorwiegend  von 
Rumänen  bewohnt  sind,  lässt  sich  unter  den  jährlich  Gestorbenen  ein  Ueber- 
ragen  der  Hochbetagten  wahrnehmen. 
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Hinsichtlich  des  Sexualverhältnisses  der  Verstorbenen  zeigt  sich  eine 
derartige  Ueberzahl  des  männlichen  Geschlechtes,  dass  hierdurch  nicht  nur 
die  des  männlichen  Geschlechtes,  bei  den  Geburten  vollständig  ausgeglichen, 
sondern,  wenigstens  in  dem  Ländergebiete  der  ungarischen  Krone,  weit  über- 
holt wird.     Es   kamen   unter  den  Verstorbenen; 

1864  1865 

auf  100  Verstorb.  auf  100  Verstorb. 

weibl.  Geschlechts  weibl.  Geschlechts 

männliche  männliche 

im  ung.  Ländergebiete  108,6  108,0 

in  Westlaithanien  105,8  105,8 


in  der  Monarchie  106,9  106,7 

Es  ist  somit  das  männliche  Geschlecht  in  den  ungarischen  Ländern 
unter  den  Verstorbenen  mit  8  — 8,6  "/q,  dagegen  bei  den  Geburten  nur 
mit  5  — 6*^/0,  somit  jedenfals  mit  2  — 3  Prozenten  stärker  vertreten  als  das 
weibliche. 

Diese  ungleiche  Vertretung  des  Sexualverhältnisses  ist  jedoch  keineswegs 
bei  den  einzelnen  Altersstufen  eine  gleichförmige ,  es  tritt  vielmehr  b«»i  den 
einzelnen  Altersgruppen  eine  verschiedenartige  Betheiligung  des  Geschlechtes 
zu  Tage ;  so  ist  das  Ueberwiegen  des  männlichen  Geschlechtes  am  augenfällig- 
sten von  der  Geburt  an  bis  zum  5.  Lebensjahre,  und  zwar  mit  15  — 16°/o 
und  selbst  noch  im  Alter  von  5  — 15  Jahren  erscheint  das  männliche  Ge- 
schlecht mit  einigen  Prozenten  stärker  vertreten.  Vom  15  —  45.  Jahr  erlangt 
das  weibliche  Geschlecht  ein  bedeutendes  Uebergewicht,  da  in  dieser  Alters- 
kategorie 6  —  8  Prozent  weniger  von  dem  männlichen  Geschlechte  unter  den 
Verstorbenen  gezählt  werden;  im  Alter  von  45  —  65  Jahren  pflegt  sich 
ein  Gleichgewicht  zwischen  beiden  Geschlechtern  herauszustellen,  wogegen  im 
ung.  Ländergebiete  wenigstens  während  der  zwei  letzten  Jahre  auch  bei  dieser 
Altersgruppe  das  männliche  Geschlecht  und  zwar  ziemlich  stark  überwiegt. 
Im  hohen  Alter  von  65  —  85  Jahren  und  noch  mehr  von  85  —  100  Jahren 
und  darüber  hinaus  ist  unter  den  jährlich  Verstorbenen  in  dem  Ländercom- 
plexe  der  ung.  Krone  das  männliche,  in  dem  übrigen  Ländergebiete  der 
Monarchie  dagegen  das  weibliche  Geschlecht  vorwiegend  vertreten,  woraus 
sich  unverkennbar  ergiebt,  dass  im  ung.  Ländergebiete  mehr  Männer,  in  dem 
übrigen  Complexe  hingegen  mehr  Frauen  das  Greisenaltcr  erreichen.  Ob 
nun  diese  Erscheinung  in  unmittelbaren  Zusammenhange  mit  dem  Umstände 
steht,  dass  in  dem  Ländern  der  ung.  Krone  das  w^eibliche  Geschlecht  aus- 
schliesslich bei  der  Urproduktion,  namentlich  beim  Feldbaue,  in  der  andern 
Hälfte  der  Monarchie  aber  vorwiegend  bei  den  Gewerben  und  in  Fabriken 
beschäftiüet  erscheint,  ob  hierauf  namentlich  der  Umstand  einen  bestinunon- 
den  Einlluss  uinwnt,  dass  in  Folge  eines  stärkeren  Geburtsverlüiltnissos  und 
der  Eheschliessnng  in  früherem  Alter  das  weibliche  Geschlecht  des  ung. 
Ländergebietes  mehr  in  Anspruch  genommen  zu  werden  scheint,  oder  ob 
diese  Wahrnehmung  überhaupt  anderweit  zu  erklären  wäre,  iässt  sich  bei 
den  bisherigen    mangelhafleii    Bcobachluniien   schwer   beslimineii. 

Wie   das   Sexualverliällniss   bei   den  einzelnen  Altersgrujjpeii   in    den   zwei 
letzten    Jahren     sowohl     im   Osten   wie    im   Westen   der  Leilha   Vc-rtrctcn   er- 
scheint, Iässt  sich  aus  folgender  Zusammenstellung  entnehmen  : 
XI.  24 
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In  Betreff  der  Ursachen  der  jährlicheu  Sterblichkeit,  d.  h.  in  Betreff  der 
Todesart  ist  jener  Prozentantlieil  von  besonderem  Belange,  welcher  auf  die 
Epiriemieen  entfällt,  namentlich  dort,  wo  wie  in  den  Ländern  der  ung.  Krone 
die  Epidemieen  keineswegs  als  ausserordenlliches,  sondern  weit  mehr  als  ein 
jährlich  regelmässig  wiederkehrendes  Ereigniss  bezeichnet  werden  müssen,  denn 
abgesehen  von  den  namhaften  Verheerungen  der  Cholera  erheischen  die  hier- 
lands  bald  in  der  einen  bald  in  der  anderen  Form  auftretenden  Epidemieen 
jährlich  solch  ein  Tribut  an  Menschenleben,  wie  nicht  leicht  anderswo.  Selbst 
in  den  regelmässigsten  Jahren  fallen  den  verschiedenen  Epidemieen  verhält- 
nissmässig  fast  dreimal  so  viel  zum  Opfer,  wie  in  den  übrigen  Provinzen  der 
Monarchie  und  noch  ungünstiger  stellt  sich  dies  Verhältniss  gegenüber  den 
westlichen  Kultur-Staaten  Europa's.  So  haben  beispielsweise  in  den  letzten 
zwei,  sonst  ganz  normalen  Jahren,  wo  doch  die  Cholera  nur  sehr  sporadisch 
auftrat,  die  verschiedenen  Epidemieen  nahezu  5  Vo  zu  den  Gesammt-Verstor- 
benen  geliefert,  ein  fühlbares  Kontingent,  das  in  normalen  Verhältnissen  um 
so  bedauerlicher  erscheinen  niuss,  als  es  den  Beweis  liefert,  dass ,  sobald 
die  eine  oder  andere  Krankheitsform  einen  epidemischen  Charakter  annimmt, 
die  Mortalität  nicht  allein  durch  massenhaftere  Verheerungen  ,  sondern  noch 
durch  den  Umstand  gesteigert  wird,  dass  jene  Krankheitsarten  den  epidemi- 
schen Charakter  nicht  leicht  abstreifen,  dass  vielmehr  unter  der  Herrschaft 
von  Epidemieen  selbst  die  gewöhnlichen  Erkrankungsfälle  einen  gefährlicheren 
Verlauf  nehmen,  und  mehr  oder  minder  bösartig  sich  gestalten.  Jedenfalls  dürfte 
das  häufigere  Auftreten,  sowie  die  rasche  Verbreitung  der  Epidemieen  im 
ganzen  ungar.  Gebiete,  namentlich  aber  in  Ungarn  selbst,  geeignet  sein,  den 
Gegenstand  ernster  Erörterungen  zu  bilden ,  um  die  muthmasslich  in  sani- 
tätspolizeilichen Uebelständen  gelegene  Ursache  dieser  Erscheinung  zu  er- 
gründen. 

Der  Unterschied,  der  hierin  zwischen  dem  ungar.  Ländergebiete  einer- 
seits und  den  im  Reichsrathe  vertretnen  Ländern  anderseits  obwaltet, 
lässt  sich  aus  folgender  Zusammenstellung  entnehmen.  Es  kamen  nämlich 
ausser  der  Cholera  und  Blattern  Sterbefälle  in  sonstigen  Epidemieen  vor, 
und  zwar : 


im  Gebiete  der  ung. 

im  Gebiete  der  reichsrälh- 

in  der 

öster.- 

•ung. 

Krone 

lich  vertretenen  Länder 

31onarchie 

im  Verhältniss 

im  Verhältniss 

im  V( 

>rliältniss 

zu  d.  Gesammt- 

zu  d.  Gesammt- 

zu  d.  Gesamml- 

absolut 

Gestorbenen 
Vo 

absolut       Gestorbenen 
Vo 

absolut 

Gesti 

orbenen 

% 

1854 

25,948 

4,7 

17,288              2,7 

43,200 

3,6 

1855 

26,360 

4,0 

18,640              2,3 

45,000 

3,1 

1856 

.  16,399 

3,3 

13,127              2,4 

29,526 

2,9 

1857 

16,404 

3,7 

9,388             1,8 

25,792 

2,7 

1864 

20,609 

4,0 

8,601              1,5 

29,210 

2,7 

1865 

21,036 

4,6 

9,861               1,6 

30,897 

2  9 

zus. 

126,756 

76,875 

203,631 

oder     62  "/o 

38% 

Ebenso   unverhältnissmässig  gross   ist  jener   Anthcil,   den  das   ung.   Län- 
dergebiet   an     den    Sterbefällen    nimmt,    welche    in  Folge    der  Cholera  bald 

24* 


4,012 

7,364 

100,386 

270,148 

696 

2,495 

234 

1,560 

140 

1,110 

422 

1,355 

105,890 

284,032 
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jährlich   regelmässig,   bald    in    ausserordentlichen    Jahren    ausnahmsweise  die 
Todeslisten  der  iMonarcliie  füllen,   so  starben   an   der  Cliolera: 

iiti  ung.  Liindergebiete     in  den   übrigen  Provinzen     in  der  Monarchie 

1854  3,352 

1855  169,762 

1856  1,799 

1857  1,326 

1864  970 

1865  933 
zusammen     178,142 

oder     62,8  Vo  37,2  "/o 

Wie  gross  im  Jahre  1866  der  Antheil  des  ungarischen  Ländergebie- 
tes an  den  Cholera  -  Sterbefällen  war,  lässt  sich  wegen  Mangel  der  dies- 
fälligen  Nachweisungen  bisher  noch  nicht  genau  bestimmen  ,  doch  hat  unser 
verdienstlicher  Statistiker  und  ehemaliger  Oberphysikus  der  Stadt  Pest  Dr. 
Tormay  die  diesbezüglichen  Angaben  rücksichtlich  des  Königreichs  Ungarn 
zusammengestellt,  wonach  in  gedachtem  Jaiire  in  1817  Gemeinden  zusammen 
126,672  Individuen  an  der  Cholera  erkrankten,  und  davon  58,818  an  der 
Cholera  starben,  daher  jedenfalls  weniger  als  im  Jahre  1855,  wo  bloss  in 
Ungarn  104,262  Menschen  dieser  Epidemie  als  Opfer  fielen.  Ueberhaupt  ist  es 
von  den  einzelnen  Bestandtheilen  des  ungarischen  Ländergebietes  vornehm- 
lich Ungarn  selbst,  wo  gleichwie  die  Cholera,  so  auch  ^die  übrigen  Epidemieen 
Jahr  für  Jahr  die   namhaftesten  Verluste  verursachen. 

Es  sind  abgesehen  von  den  Cholerafällen  bei  den  Sterbefällen  an  son- 
stigen Epidemieen  die  einzelnen  Länder  mit  folgenden  Proz.  betheiligt: 


1864 

1865 

Ungarn 

90,7 

90,6 

Kroatien.  Slavonien 

2,1 

1,9 

Siebenbürgen 

6,8 

6,7 

der  Militärgrenze 

0,4 
100,0 

0,8 

zusammen 

100,0 

An  den  Blattern  erleidet  das  ung.  Ländergebiet  gleichfalls  einen  fast 
dreimal  grösseren  Verlust  von  Menschenleben,  als  die  andere  Hälfte  der 
Monarchie,  da  zu  den  gesammten  jährlichen  Sterbefällen  in  Folge  von  Blat- 
tern der  Ungar.  Ländercomplex  mehr  als  72  Proz.  beisteuert;  so  starben  in 
Folge  von  Blattern : 

nach  dem  Durchschnitt 
von   1854  —  59 
ahsoliit       % 
im  ung.  Ländercomplexe   12,152    72 
im  übrigen  »  4,726    28 

in  der  Monarchie:         16,878 

Die  jährlichen  Sterbelalle  in  Folge  schwerer  Entbindung  bekunden 
gleichfalls  im  ung.  Ländergebiete  ein  unsjünsti.'eres  Zahleiiverhä  tniss  als  im 
Westen  der  Leitha,  und  eine  Beobachtung  durch  eine  lange  Reihe  von  Jah- 
ren zeigt,  dass  im  Osten  der  Leiliia  mehr  die  gebärenden  Mütter,  im  Westen 
aber  relativ  mehr  die  Neugeborenen  iu  Folge    schwerer  Entbindung   starben. 


1864 

1865 

absolut 

% 

absolut                  o/o 

21,902 

76 

11,281              72,5 

7,088 

24 

4,542              27,6 

28,990 

15,823 

Miscellen.  373 

Man  zählte  in  Folge  schwerer  Entbindung  Verstorbene: 

im  ung.  Ländergpbiete  im  G«'biele  der  übrigen  Länder 

Müller  Neugeborne  3Jülter  Neugeborne 
im  Durchschnitte 

von   1854  —  59        2,709  3,426  2,398  6,973 

1864  2,611  3,674  2,134  5,841 

1865  2,440  3,654  1,797  4,827 

In  den  amtlichen  west-  ung.  Nachweisungen  befindet  sich  eine  Rubrik 
mit  der  elastischen  Aufschrift  ^lOrtskrankheiten",  ohne  dass  specieil  ange- 
geben erscheint,  welche  Krankheitsformen  hierunter  zu  verstehen  seien, 
jedenfalls  aber  weist  auch  diese  Rubrik  eine  augenfällig  stärkere  Prozentua- 
tion  in  dem  Gebiete  der  ung.  Krone  nach  als  in  jenem  der  übrigen  Pro- 
vinzen. 

Die  den  überaus  grossen  Theil  der  Verstorbenen  enthaltende  Rubrik 
«gewöhnliche  Krankheiten"  ist  nicht  geeignet  daraus  erhebliche  Schlussfolare- 
rungen  zu  ziehen;  um  so  mehr  Stoff  liefern  hierzu  die  unter  der  Rubrik 
„gewaltsame  Todtesarten"  enthaltenen  einzelnen  Abtheilungen,  wie  die  in 
Folge  Selbstmordes,  Hundswuth,  Verunglückungen  Verstorbene,  die  Erschla- 
genen, Ermordeten,  Hingerichteten  u.  s.  w.  Alle  diese  naturwidrig  ein- 
tretenden Sterbefalle  kommen  ebenfalls  weit  häufiger  in  der  Ost-  als  in  der 
Westhälfte  der  Monarchie  vor;  so  zählte  man  im  Allgemeinen  Sterbefälle 
gewaltsamer  Art: 

im  ung.  Ländercomplexe     im  Gebiete  der  übrigen  Länder 

im  Durchschnitte 
von   1854-59  5,506  7,436 

1864  7,152  7,159 

1865  7,385  7,896 

AulTallend  gross  ist  insbesondere  die  Zahl  der  jährlich  Erschlagenen 
und  Ermordeten,  sowie  jene  der  Hingerichteten,  und  in  dieser  Reziehung 
stellt  sich  ein  noch  merklicherer  Unterschied  zwischen  den  beiden  Länderge- 
bielen  heraus;  so  erscheinen  nach  dem  Miitel  der  fünf  Jahre  1854  —  59  in 
der  Weslhälfte  der  Monarchie  jährlich  4:23,  in  der  Osthaltte  dagegen  590 
theils  als  erschlagen  theils  als  ermordet  nach'jevviesen ,  und  dort  sind  nach 
eben  diesem  Mitteldurchschnitt  jährlich  15,  hi^Tlands  aber  60,  d.  i.  viermal 
so  viel  hingerichtet  worden,  und  diese  Zahleuirösse  hat  sich  in  jüngster 
Zeit  noch  bedeutend  gesteigert;  so  wurden  verzeichnet  als 

ErschlaKPne   u.   Ermordete  Hingerichtete 

1&64  1865  1864  1865 

im  ung.   Ländergebiete  738  868  119  43 

im  übrig.  „  522  625  7  15 


in  der  Monarchie:       1,260  1,493  126  58 

Die  gewaltsamen  Todesarten,  namentlich  die  der  Ermordungen  und  Hin- 
richtungen haben  sich  in  den  gedachten  zwei  Jahren  überhaupt,  namentlich 
aber  jene  der  Justificationen  in  Jahre  1864  in  wahrlich  Resorgniss  erregen- 
der Weise  vermehrt. 

Die  Zahl  der  Selbstmorde  dürfte  in  der  öster.-  ung.  Monarchie  im  All- 
gemeinen als  eine  ziemlich   günstige    bezeichnet    werden,    müsste    nicht    das 
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Mangelhafste  der  Aufzeichnungen  als  Erklanuifrsfjrund  angcnummen  werden. 
Doch  vorausgesetzt,  dass  diese  .Mangelhaftigkeit  der  amtlichen  .Ausweise  in 
einer  wie  der  anderen  lliilfle  der  Monarchie  eine  gleiche  ist,  kann  jcdesfalls 
die  weil  geringere;  Anzahl  der  Selbstmorde  in  dem  ung.  Ländercoriiplexc  als 
ein  weiterer  Beleg  für  die  günstigeren  sozialökonomischen  Verliültnisse  die- 
ser Ländergruppc  gegeniiher  dem  anderen  Gebiete  geltend  gemacht  werden, 
und  wirklich  sind  wieder  im  weslleithanischen  Gebiete  in  den  Aipeniaiidern 
eben  bei  der  am  meisten  zurückstehenden  volkswirthschaftlichen  Kntwicke- 
iung  die  relativ  meisten  Selbstmorde  verzeiclinet.  Es  kommen  nach  den 
amtlichen   Zusammenstellungen   Selbstmorde  vor,   und   zwar: 

im  ung.  Ländergebiete  in  dem  Gebiete  der  übrigen  Länder 
im   Durchschnitte 

von  18r)4-59        539  1,120 

1865  748  1,306 

1865  718  1,461 

Die  bedeutende  Steigerung  der  Selbstmorde  namentlich  in  dem  ung. 
lyändcrcomplexe  dürfte  weit  mehr  das  Ergebniss  gewissenhafterer  Aufnahme, 
als   einer  Verschlimmerung  der  sozialwirthschaftlichen   Zustände   sein.    — 

Mit  üebergehung  anderer  auf  die  Slerblichkeitsverhältnisse  bezüglicher 
Momente  möge  hier  noch  die  Vertheilung  der  Sterbefälle  nach  den  Jahres- 
zeiten Berücksichtigung  finden ,  namentlich  da  ,  wie  schon  anderweit  be- 
merkt wurde,  dies  in  unverkennbaren  Zusammenhange  steht  mit  der  Ver- 
theilung der  Trauungen  und    der  Geburten    nach    Jahreszeiten    und  iMonaten. 

Die  klimatischen  Verhältnisse  und  somit  auch  die  verschiedenen  Jahres- 
zeiten haben  auf  die  Mortalität  einen  weit  bestimmteren  Einfluss  als  auf 
welch'  immer  andere  populationistische  Momente,  in  dieser  Beziehung  un- 
terliegt der  Mensch  wohl  weit  mehr  der  zwingenden  Gewalt  äusserer  .Natur- 
kräfte, als  bei  den  Trauungen  oder  selbst  hinsiclitlicb  des  Geburtsverhältnis- 
ses, da  es  viel  mehr  in  der  Macht  des  Einzelnen  gelegen,  durch  vernünftige 
Mässigung  der  Geschlechtstriebe  auf  die  Propagativkraft  Einfluss  zu  nehmen, 
als  sich  den  Einwirkungen  der  lebensgefährlichen  äusseren  Einflüsse  ganz 
oder  selbst  theilweise  zu  entziehen,  so  dass  die  reinen  Naturkräfte  hier  auf 
den  Menschen,  eben  so  wie  auf  jeden  anderen  organischen  Körper  ihre  Herr- 
schaft weit  ungehemmter,  und  daher  auch  fühlbarer  ausüben,  als  hinsichtlich 
der  in  vieler  Beziehung  von  sozialökonomischen  Einrichtungen  abhängigen 
Geburten.  Freilich  können  mit  dem  Fortschreiten  des  Culturlebens  selbst  be- 
züglich der  Mortalität  die  ungünstigen  Einwirkungen  der  Naturkräfte,  wenn 
auch  nicht  völlig  beseitiget,  doch  bedeutend  gemildert  werden.  Jedenfalls 
ist  es  bei  der  grösseren  Abhängigkeit  der  Sterblichkeit  von  den  äussern 
Einflüssen  um  so  interessanter,  zu  untersuchen,  wie  sich  die  Sterbefälle  in 
einem  gegebenen   Staate  nach  Jahreszeiten   und  einzelnen  3Ionaten   vertheilen. 

Betrachten  wir  die  übliche  Eintheilung  des  Jahres  nach  den  gewöhn- 
lichen vier  Jahreszeiten,  so  stellt  sich  auch  auf  dem  Gebiete  der  ung.  Krone 
das  Maximum  der  Todesfälle  im  Winter  und  Herbst  heraus,  nicht  nur  weil 
die  lebenzerstörenden  Einflüsse  des  Winters  sich  hauptsächlich  bei  den 
ärmern  Klassen,  namentlich  aber  bei  den  hiefür  empfindlicheren  Neugeborenen 
geltend   machen,  die  Kindersterblichkeit  aber   die  allgemeine  Mortalität  in   er- 
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heblichem  Maasse  beeinflusst,  sondern  der  bedeutende  Antheil,  der  dem  Herbste 
zufällt,  steht  unleugbar  im  Zusammenhange  mit  der  in  derselben  Jahreszeit 
hierlands  wahrnehmbaren  höheren  GeburtszifTer.  Um  aber  die  Vertheilung 
der  Sterbefälle  nach  Jahreszeiten  gebührend  zu  würdigen,  muss  der  auf  die 
einzelnen  3Ionate  entfallende  Prozentansatz  näher  berücksichtigt  werden.  Hier- 
zu scheint  das  Jahr  1865  deshalb  besonders  geeignet,  weil  es  eben  in  Be- 
zug auf  3Iortalität  eines  der  normalsten  Jahre  ist,  namentlich  wenn  die  An- 
gaben mit  den  auf  Grund  eines  14jährigen  Durchschnittes  gewonnenen  Mil- 
telzahlen  in  Vergleich  gebracht  werden : 

in  der  Osler.-  ung. 

Älonarchie  in  dem  ung.  Länder-       in  dem  Gebiete  der 


nach 

dem  Mittel  der 

complexe 

übrigen  Länder 

im  den  Monat 

Jahre  1851—64 

1865 

1865 

Vo 

% 

Vo 

Januar 

10,0 

9,1 

9,5 

Februar 

10,0 

9,1 

9,6 

März 

9,8 

10,8 

10,9 

April 

8,9 

9,7 

9,9 

Mai 

7,7 

6,5 

8,4 

Juni 

6,9 

7,0 

7,2 

Juli 

6,8 

8,1 

7,4 

August 

7,9 

7,8 

8,1 

September 

7,8 

7,7 

7,3 

October 

7,4 

7,9 

7,0 

November 

8,4 

7,9 

6,9 

Dezember 

8,4 

8,5 

7,9 

Hiernach  finden  wir  zwischen  dem  Gebiete  der  ungar.  Krone  und  jenem 
der  übrigen  Grenzen  nur  insofern  eine  Uebereinstimmung,  als  hier  wie  dort 
das  Maximijfn  der  Mortalität  auf  die  Monate  März  und  April  fällt,  und  dass 
diesen  der  Monat  Januar  und  Februar  zunächst  stehen;  jedoch  hinsichtlich 
des  Minimums  zeigt  sich  der  bedeutende  Unterschied,  dass  hierlands  dasselbe 
in  den  Monat  Juni  und  Juli,  im  westleithanischen  Ländercomplexe  dagegen 
in  den  Monat  October  und  November  fällt,  eben  in  jene  Monate,  wo  im  Un- 
gar. Gebiete  eine  ziemlich  starke  Sterblichkeit  zu  Tage  tritt.  Dieser  Un- 
terschied wird  noch  augenfälliger,  wenn  das  Jahr  nicht  nach  der  üblichen 
Weise  nach  den  vier  Jahreszeiten,  sondern  in  drei  gleiche  je  vier  Monate 
enthaltende  Theile  zerlegt  wird,  denn  bei  solcher  Eintheilung  entfällt  auf 
die  vier  letzten  Monate  des  Jahres  auf  den  ungar.  Ländercomplex  ein  um 
fast  3  °/o  höherer  Ansatz  als  in  dem  Gebiete  der  übrigen  Erbländer,  muth- 
masslich  weil  in  eben  diesen  4  Monaten  hierlands  um  eben  so  viel  mehr 
Geburten  vorkommen,  und  somit  die  in  dem  ersten  Monate  häufigsten  Sterbe- 
fälle daher  massgebenden  Einfluss  üben ,  wogegen  in  dem  ersten  und  zwei- 
ten viermonatlichen  Abschnitte  des  Jahres  der  Prozentantheil  hierlands  ge- 
ringer ist  als  in  der  andern  Hälfte  der  Monarchie,  eben  weil  auch  die  Pro- 
zentuation  der  Geburten  eine  geringere  ist.  So  entfallen  nach  den  Daten 
des  Jahres   1865: 
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in  der  Zeit  von 


di;rKrl>i(!le. 
.laniiiir   I)is    April  3S,7'>/„ 

Ahii    l)is   Aiiüiist  29,4   - 

ScplcnilxT  Itis  Di!Zi!inl)('r     31,9   - 


bei   den   Strrborallen  ; 
im  iinf(ar.  I.iin-         in  itfii  nhrif^en 


bei   den  Geburten : 

im  un^ar.  Län-  in  den   übrigen 

derf^cbiele.  Ländern. 

33,1  7o  3(>,.-iV„ 

32,8   -  32,2  - 

31,1    -  31,3   - 


Lündt-rn. 

39,9  V„ 

31,1    - 

29,0  - 
llicniiis  litssl  sich  y.icmlic.li  unverkennbar  die  Polireninff  nuuben,  dass  mit  dem  L'eber- 
wieffen  der  Geburten  in  der  Heycl  ein  solches  der  ;>lortalilnt  verbunden  ist,  dass  daher  die 
versebiedeuartiife  Vertiieihinff  der  (ieburtcn  nach  einzelnen  Jabreszeilcn  und  Monaten  einen 
i)estimmlen  Kinlluss  auf  die  Verlheilunij  der  Sterbelalle  nach  .lahrcszeiten  unri  Monaten  ausübt. 
Dil  die  Verlheiluntr  der  Geburten  naeh  Monaten  wieder  im  Zusammenhange  stellt  mit  der  ver- 
schiedeiiartiiren  VertlieiliiniT  der  Traiiung-en  iiaeli  Moiiateti,  dies  aiier  von  jiositiv  sozialen  Ein- 
riclitiiniien  abliiinjriii-  ist,  so  muss  jede  slaatlielie  und  pesellschaflliehe  Institution,  die  auf  die 
gleiciirormiyc  Verllieilun{r  der  Trauunaen  wiibrend  der  einzelnen  .labreszciten  einen  mass- 
pebendeii  Kinlluss  übt,  einen  solchen  tfleichzeitiff  auch  auf  die  Geburls-  und  Mortalilatsver- 
hällnisse  haben.  Dies  ist  ein  neuer  Belejr  dafür,  dass  olle  drei  Faktoren  der  Bevölkerungs- 
bewegung- im  engsten   gegenseitigen  Zusammenhange  stehen. 


IV. 
Die  Bierhrntu-reioii  ThiirinQrenN  1863  bis  1866  und  1867. 

Nach   den   Berichten   der  Generalinspection   des   Thüringischen   Zoll-   und   Han- 
delsvereins. 
Mittheilung  des  statistischen  Bureaus  vereinigter  thüringischer  Staaten. 

I. 

Rierprodiirtion   im   thurinffischen   Verein. 


u 


Ertrag  der  Brau- 
nialzsleuer : 


in  den  lauf  dem    über- 
Städlen!  Lande,    baupl. 


Menge 
d  ver- 
arbei- 
telen 
Braii- 
inalzes. 


Menge  dos  produ- 
cirten  Bieres: 


90  e„_        den  Ctr. 

c,  I  Mai /sehr 

Steuer    rr        ,^n  n 
4i\ii  r\       1    ZU  IM)  Ou 
lUÜ  Ouarl.  ,  ^  , 

gerecjinel 


Zu-  und   Ab- 
nahme der  Bier 
produ'lion  (nach 
Spalte  7): 


absolut.     I  in  %. 


Auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung   kommt: 

t^  [iroiluiirtes  _i     . 

=  "^  Bier  nstb    ^  ^ 

^  i:  der    Spalte  ^  r- 

=  6.       7.     ^  ^ 


Thlr.    '   Thir. 


Tiilr 


Ctr. 


Quart.  '  Quart. 
1863'178,'.>S1  129.638  3(17,919  412,81 7|4ti,l8T,8i;0  7}.307.(ltJli 
18ti-j;i8S,H(i6  13s,99(i  3-27.302'438.90'2'49,O9-.,3(l()  79.(Mi2.3iiü 
l8(j.Sh'0t),9ts.Mt 9,9.51  3.)(i.9:<6J47!i,i63  ä:U40.4(iü  8H.249,340 
Iöü(i}l9ti,öü7  146,531  343,038;4bl,559[51,45o,7üU,ö3,0&0,620 

II. 


Ctr      Oll.     Qu.    Sgr. 

(i,3H43.(IH  69,27  8,61 
695,300  6,32  0.41  4.^.77  73.»>4  9.15 
246,9(s0  9.17  0,4.i  49,91  ^0,40  9,98 
—3,168,720  —3,67(0,42  46,63  75,29  9.32 


Vergleich   Thüringens   mit  andern   Vereinsländern. 


Preussen. 

Luxen 

iburg. 

Sach 

sen. 

Braunschweig. 

Thüringen. 

^■?^ 

Verst. 

Stcuer- 

Verst. 

Steuer- 

Verst. 

Sleuer- 

Verst. 

Steuer- 

Verst. 

Steuer- 

i«  E 

Bier. 

erlrau;. 

Bier. 

ertrag. 

Bier. 

erlrag. 

Bier. 

erlrag. 

Bier. 

erlrag. 

Quart. 

Sgr. 

Quart. 

Sgr. 

Quart. 

Sgr. 

Quart. 

Sgr. 

Quart. 

Sgr. 

1863 

13,25 

2,6 

13,33 

2,7 

25,43 

5.1 

17,27 

3,4 

43,06 

8,61 

1864 

14,03 

2,8 

14,48 

3,9 

26,74 

5,3 

18,96 

3.8 

45,77 

9,15 

1865 

15,11 

3,0 

14,11 

2,8 

28,67 

5,7 

19,37 

3,9 

49,91 

9,98 

1866 

14,89 

3,0 

10,08 

2,2 

29,66 

5,11 

22,00 

4,4 

46,63 

9,32 
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III. 

Die  thüringischen  Vereinsländer,  geordnet  nach  dem  Umfang 
ihrer  absoluten   Production   von   1863   bis   18  6  6. 


^         « 


._    V 

ü    so 


1 

01  . 

2  J 

2 

■^"s 

^  s 

«j    . 

o 

3  2 

-«^ 

CC  •- ■ 

O 

S-   '« 

«>    ^ 

S   u 


«'== 


Es  wurden  producirt  Ohm  Bier 


129,229 1 99,686 1 79,187 175,2741 73,441 1 61,240 |57,078i 40,331 1 24,236 1 21,820 1 1 1,761 1  687 

IV. 

Die  thüringischen   Vereinsgebiete,    geordnet  nach   der   Grösse 
der  relativen   Production   von   1863   bis   186  6. 


u 
s 
.o 
o 

Cauls- 
dorf. 

Sonders- 
liausen. 

Reuss 
j.  L. 

1 

ce     . 

3    = 

im      X 

0. 

Rudol- 
stadt. 

Meinin- 
gen. 

Allen- 
burg. 

o 

o 

Weimar. 

Ol 

ii 

-.    SB 

Es  entfielen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  Quart  producirten  Bieres 


198,73  1 139,26 1  91,61  \  85,22  |  84,67  |  84,25  |  67,35  |  66,49  |  62,27  |  60,35  |  58,27  [50,15 

V. 

Die  Zahl  der  Brauereien. 


gewerblifhe. 

nicht 

gpwei  bliebe. 

städt. 

überhaupt 

Jahre. 

städt.       ländl.    j  überh. 

städt.  j 

ländl.      überh. 

!   ländl. 

überh. 

1863 
1864 
1865 
1866 

190     1    1242       1432 
197     !    1243        1440 
201     t    1240    i    1441 
207     1    1227    i    1434 

6 

7 

9 

10 

438         444 
479         486 
508         517 
543    1     543 

196 
201 
210 
217 

i    1680    ! 
i    1722 
i    1748    , 
1    1770    1 

1876 
1926 
1958 
1987 

VI. 

Betrieb   der  gewerblichen   Brauereien. 


Von  den  gewerblichen  Bierbrauereien  haben  BraumaU 
versteuert 

G;ni/Iicli  tje- 
nitil  linbi-ii  von 

Jahre. 

über  2000  Clr. 

üb.'r  1000  bis 
2000  Clr. 

über  100  bis 
lüOO  Clr. 

100  Clr.  und 
dai unter 

den  gew  erbl. 
Brauereien 

tre 

CO 

in          ^ 
—          O 

m          C 

4) 

slädt. 
ländl. 
überh. 

slädt. 
ländl. 
überh. 

-    I   ^    t  •£ 

1863 
1864 
1865 
1866 

39 
40 

47 
46 

5 

9 
10 

8 

44 

49 
57 
54 

39 
43 
43 
40 

13 
12 
14 
15 

52 
55 
57 
55 

99    447 
101    476 

97    485 
106   475 

546 

.^77 
582 
581 

10  1  639 ; 649 
9  1613    622 
9  1598    607 

11  j  606    617 

3  138    14t 

4  133    137 

5  133.138 
4     120  1  127 

Den   vorstehenden    Tabellen    diene   Folgendes   zur   Erliiulerung : 
Ad  I.      Die    Bierbrauerei    Thüringens   in   den  .lahren    1854—1862   ist  in 
Band  IV   dies,  .lahrbb.   S.  65  ll".   (1865)   dargestellt  worden.      Vergleicht    man 
den    Uittfang    der    Bierproduction    in    den    vier  Jahren    1863  —  66   mit  der  in 
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den  .liilirrn  1 8")  1  —  (»ti ,  s(i  /.ciul  sich  eine  htdcutciHl«'  Krlioliiiiit,'.  .^ur  das 
Jahr  |Hli;{  s  (•  li  (' i  II  l  \(.ii  diu  .lalirin  iH.'j!»  und  1HG2  iihcrlrnn'tMi  /.ii  wer- 
den; riirliscii  i.sl  jcdocli  dii.N  (H'jrintlicil  der  Füll,  da  dii-  fnilier  unt.'r\\  iinilti-' 
|{(;reclinun(>f   der   Miilzsclirotnicinic  20  Sjjr.   :       1  Clr.  ein  zu  Ii()1k->  He- 

siillal  tTüicl)!.  Vciylciclil  muri  ntiinlicli  den  Steiiercrlrat:  dieser  .'5  Jahre  m't 
einander,  so  /.eij-l  sieh,  dass  in  dein  J.  lH(i;{  {rej^ennlier  dem  J.  iH.j'J  ei" 
riiis  von  2H,718  Tlilrii.,  iret^ennher  |H(;2  eine  Mehreinnalime  von  23,322 
Thlni.  aurgekominen  ist.  Die  i'roduetioii  des  J.  \H(\'S  wird  dapcpen  wieder 
und  zwar  ziemlich  bedeutend  von  den  3  folgenden  Jahmi  iil)crrai;t;  am 
stärksten  ist  die  Bierprodiielion  im  J.  lHfi5,  sie  uhersteigl  das  J.  1803  um 
16"/o.      Fiir   die    einzelnen    Jahre    ersieht   sich    Folgendes: 

J  a  li  r  tH()3.  Die  F>nteerirelinisse  des  Vor-  wie  des  lanrenden  Jahres 
waren  befriedigende,  sowohl  nach  Oiiantitiit  als  (.)ualitiit;  schon  in  der  ersten 
Hälfte  des  J.  18(53  standen  die  Gersten-  und  Ilopfenprcise  so  niedrig,  dass 
eine  lebhafte  Aufnahme  des  Brauereibetriebs  möglich  war;  zu  Folge  der  er- 
giebigen F^rnte  des  J.  1863  stellten  sich  die  Preise  noch  niedriger.  Wah- 
rend Anfang  1863  der  Durehsehniltspreis  der  Gerste  pro  preuss.  Scheffel 
1  Thir.  17  Sgr.,  der  des  Centners  Hopfen  56  Thir.  betragen  halte,  sank  der- 
selbe nach  der  F>nte  fiir  die  Gerste  auf  I  Thir.  15  Sgr.,  für  den  Hopfen  auf 
53  Thir.  Diese  dem  Aufschwünge  des  ßrauereibetriehs  so  förderlichen  Um- 
stände wurden  noch  durch  andere,  auf  Steigerung  der  Bierconsumtion  hin- 
wirkende Verhältnisse  begünstigt,  namentlich  durch  die  heisse  Sommerwitle- 
rung  und  eine  Anzahl  grösserer  Volksfeste.  Dagegen  vermochte  die  zu  Folge 
des  amerikanischen  Krieges  eingetretene  Steigerung  der  Pechpreise  die  gün- 
stige Lage  des  thüringischen  Brauereibetriebs  nur  wenig  zu  beeinträchtigen. 
Auch  der  gelinde  Winter  von  1862/63,  welcher  die  Beschalfunir  des  zur 
Verdrängung  der  Wärme  aus  den  Kellerräumen  nöthigen  Eises  hinderte,  war 
nicht  wesentlich  nachtheilig,  für  die  Steuereinnahme  sogar  von  Vortheil,  in- 
dem manche  Gewerbsanstalten  gezwungen  waren,  zum  Ersatz  der  rasch  um- 
geschlagenen untergährig  gebrauten  Lagerbiere  zahlreichere  Einmaischungen 
vorzunehmen. 

Jahr  18  6  4.  Auch  dieses  Jahr  ist  dem  Braugeschäft  äusserst  günstig. 
Zu  Folge  der  ausgezeichneten  Ernte  des  Vorjahres  und  der  gleiciifails  guten 
Ernte  des  J.  1864  sank  der  Preis  der  Gerste  so  tief,  wie  seit  vielen  Jahren 
nicht,  auf  1  Thir.  12  Sgr.  p.  Scheffel,  und  auch  der  Hopfen  konnte,  trotz 
der  nach  Quantität  und  Qualität  hinter  dem  Vorjahre  zurückstehenden  Ernte, 
auch  noch  am  Schlüsse  des  J.  1864  zu  dem  Preis  von  53  Thlrn.  p.  Ctr.  in 
ausreichender  31enge  beschafft  werden.  Gegenüber  diesen  günstigen  Haupt- 
factoren eines  regen  Brauereibelriebs  konnten  die  nasskalte  ^^'itterung  des 
J.  1864,  sowie  die  noch  fortbestehenden  hohen  Pechpreise  nicht  von  we- 
sentlichem iN'achtheil  sein,  und  in  der  That  steigt  auch  die  verwendete  3Ialz- 
schrotmenge  um  6  •'/o  verglichen  mit  dem  Vorjahre. 

Jahr  1865.  Wiederum  ist  eine  beträchtliche  Steigerung  der  Bier- 
production  zu  constatiren.  Dieselbe  hat  vorwiegend  ihren  Grund  in  der  für 
die  Bierconsumtion  äusserst  günstigen  Witterung  des  J.  1865,  welche  es 
mit  sich  brachte,  dass  die  Vorräthe  vielfach  schon  am  Schlüsse  des  1.  Halb- 
jahres aufgebraucht  waren.  Andrerseits  standen  zwar  die  Ernteergebnisse 
des    laufenden    Jahres    hinter   dem  Vorjahre  zurück,    jedoch  nicht  sq  bedeu- 
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tend,  um  dem  lebhaften  Fortbetriebe  des  Brauereigeschäftes  hinderlich  zu 
sein.  In  der  ersten  Hälfte  war  Gerste  wie  Hopfen  noch  zu  dem  früheren 
billig:en  Preise  von  1  Thlr.  12  Sgr.  —  Gerste  —  und  53  Thlr.  —  Hopfen  — 
zu  erlangen,  zu  Folge  der  weniger  ergiebigen  Ernte  stieg  jedoch  die  Gerste 
um  1  —  2  Sgr. ,  der  Hopfen  um  ca.  20  Thlr.:  doch  wurde  die  Preissteige- 
rung der  Gerste  zum  Theil  wieder  dadurch  ausgeglichen,  dass  dieselbe  aus- 
serordentlich stärkehaltig  war  und  deshalb  zum  Brauereibetrieb  sich  vorzüg- 
lich eignete.  Von  günstigem  Einfluss  war  endlich  noch  die  Beendigung  des 
nordamerikanischen  Krieges,  welche  bewirkte,  dass  die  Preise  des  Pechs  wie- 
der  auf  den   normalen    Standpunkt   sanken. 

Jahr  186  6.  Zum  ersten  Male  seit  dem  J.  1860  ist  eine  Abnahme  der 
Bierproduction  gegenüber  dem  Vorjahre  zu  verzeichnen,  sie  beträgt  4°/o, 
jedoch  ist  die  Production,  abgesehen  vom  J.  1865,  immer  noch  stärker  als 
die  eines  jeden  Jahres  seit  1854  und  doch  walteten  Verhältnisse,  die  es  er- 
klärlich machen  würden ,  selbst  wenn  das  Braugeschäft  viel  bedeutender  ab- 
genommen hätte.  Zunächst  waren  die  Kriegswirren  des  laufenden  Jahres 
von  übelstem  Einfluss:  Handels-  und  Verkehrsstockungen,  Entziehung  der 
Arbeitskräfte  und  Kapitalien,  Einschränkung  der  Bewohner  in  ihren  Ausgaben 
—  Alles  das  musste  lähmend  auf  den  Brauereibetrieb  einwirken.  Auch  die 
in  einem  grossen  Theile  Thüringens  auftretende  Cholera  hemmte  die  Con- 
sumtion  der  nicht  ganz  schweren  Biere,  da  der  Genuss  der  leichteren  Sorten 
für  schädlich  gehalten  wurde.  Zu  alle  dem  traten  endlich  noch  höchst  un- 
günstige Witterungs-  und  Ernteverhältnisse.  Der  durch  die  ausserordentlich 
milde  Witterung  des  Winters  1865/66  entstandene  Mangel  an  Eis  war  dem 
Braugeschäfte  äusserst  hinderlich;  starke  untergährige  Biere  konnten  nur  in 
geringer  Menge  gebraut  werden  und  das  gewonnene  Bier  war  überdies  we- 
nig haltbar.  Die  wichtigsten  Braumaterialien  waren  nun  zwar  im  Anfang 
des  Jahres  zu  billigen  Preisen  zu  erlangen ,  dagegen  stiegen  dieselben  be- 
deutend im  Laufe  des  Sommers  und  noch  mehr  in  Folge  der  ungünstigen 
Ernteverhältnisse  gegen  den  Schluss  des  Jahres.  Der  durchschnittliche  Preis 
der  Gerste  stieg  um  ca.  8  Sgr.  p.  Scheffel,  nämlich  von  1  Thlr.  13  Sgr.  auf 
1  Thlr.  21  Sgr.,  und  der  Preis  des  Hopfens,  der  schon  im  Vorjahre  von  53 
auf  73  Thlr.  gestiegen  war,  erfuhr  wiederum  zu  Folge  der  höchst  ungünsti- 
gen  Ernteergebnisse   eine   Steigerung   um   11   Thlr. 

Ad  II  — IV.  Die  Tabelle  ist  auf  Grund  der  «Statistik  der  Brauereien  im 
preussischen  Staate  und  in  denjenigen  Vereinsstaaten  und  Vcreinsgebielsthei- 
len ,  deren  Regierungen  mit  Preussen  die  Uebergangsabgabeu"  als  eine  ge- 
meinschaftliche theilen,  aufgestellt.  Wir  mussten  hierbei,  was  das  versteuerte 
Bierquantum  betrifl't,  die  Zahlen  der  Sp.  6  in  Tabelle  I  als  massgebend  be- 
trachten, weil  in  der  citirten  Statistik  angenommen  ist,  dass  durchschnittlich 
20  Sgr.  Steuerertrag  100  Quart  Bier  gleich  zu  setzen  sind.  Die  Zahlen  sind 
selbstredend  viel  zu  niedrig,  da  aus  1  Ctr.  Malzschrot  wenigstens  180  Quart 
gutes  Bier  gewonnen  werden;  doch  ist  dieser  Umstand  für  den  vorliegenden 
Fall  von  keiner  Bedeutung,  da  es  sich  nur  darum  handelt,  das  Vorliältniss 
der  einzelnen  Staaten  zu  einander  kennen  zu  lernen.  —  Ein  Blick  auf  diese 
llebersicht  zeigt,  dass  Thüringen  in  der  Bierproduction  eine  «ranz  hervor- 
ragende Stelle  einnimmt.  Die  Production  Sachsens  wird  von  der  Thüringens 
um   ca.   60  "/o,  die   Preussens  um   mehr  als  das  Dreifache   übertrolTen. 


380  Mihcellen. 

Ucbrigcns  sind  die  EinlliJss«',  welclie  nuf  die  pesammte  tliürinf^iüche 
UraiKTci  (Miiwirktcii,  im  All^eiiieineii  uuch  Ix'i  den  einzelnen  Stnaten  siohthur. 
Die  Jalire  18(J3-  (»5  zciyen  niil  \> eiligen  Ausnahmen  eine  bedeutende  Stei- 
gerung der  i'iiiduction,  das  .1.  18(J(i  (-inen  meist  nicht  sehr  bedeutenden  Ab- 
schlag. Ausserdem  waren  in  versciiiedenen  Staaten  noch  .Nel)enumstande 
wirksam,  welche  die  oft  auffälligen  Verschiedenheiten  in  der  Nertheiiunjf  iier 
Gesummt/.unahnie  auf  die  cinKcIncn  Vereinsgebictc  erklären;  «ie  »ind  theils 
localer,  theils  allgemeinerer  Natur.  So  hat  in  Weimar  und  Hudulstadt 
auf  die  betriiclitliclie  Krböhung  d  r  l{ier|)roduction  die  Verdrängung  des 
Branntweins  nicht  unwesentlichen  Kinlhiss  gehabt,  in  Alienburg  undlieuss 
j.  L.  der  Kisenbaliniiau  /.wischen  (Jera  und  (iossnitz,  dajfegen  in  I'reu.ssen, 
Kurhessen  und  Coburg  der  stiirhere  Absatz  der  in  den  Städten  Krfurt, 
Schmalkaldcn    und  Coburg   gebrauten    Kxporlbiere   in   den   .Nachbarländern. 

Ad  V  und  VI.  Die  /aiil  der  Brauereien  hat  sich  in  den  qu.  4  Jahren 
um  111  vermeiirt,  davon  fallen  21  auf  die  Städte,  90  auf  das  Land.  Da  die 
Brauereien  in  gewerbliche  und  nichtgewerbliche  zerfallen,  so  fraet  es  sich, 
wie  die  Bewegunir  innerhalb  einer  jeden  dieser  Kaleaorieen  sich  gestaltet. 
Wir  bemerken  sofort,  dass  die  Hauplziinaiime  von  der  Vermehrung  der  nicht- 
gewerblichen Brauereien  herrührt,  also  denjenigen,  welche  ihres  minimen 
Umfanges  wegen  von  verschwindender  Bedeutung  sind;  dagegen  ist  die  Zahl 
der  gewerblichen  ländlichen  Brauereien  um  15,  von  1242  auf  1227  ge- 
fallen, während  die  städtischen  gewerblichen  Brauereien  von  190  auf 
207  gestiegen  sind.  Den  Schlüssel  zu  diesen  Erscheinungen  bietet  die  Ta- 
belle VI.  Hiernach  haben  die  kleineren  Gewerbsanstalten,  welche  vorwie- 
gend auf  dem  Lande  Ausbreitung  gefunden,  sich  vermindert,  die  grösseren 
dagegen    sich   vermeiirt. 

Anlangend  die  Troduction  der  grösseren  Brauereien  im  Verhällniss  zu 
der  Production  der  übrigen,  ist  schliesslich  zu  bemerken,  dass  ungefähr  die 
Hälfte  des  gesammten  Steuerertrages  von  77  Brauereien  —  Durchschnitt  aus 
den  4  Jahren  1863  —  66  — ,  welche  über  1000  Ihlr.  Steuer  zahlten,  auf- 
gebracht wurde;  in  einzelnen  Staaten,  so  Rudolstadt,  iMeiningen,  Weimar, 
wird  dieser  Procentsatz  freilich  bei  Weitem  nicht  erreicht,  dagegen  wird 
derselbe  bedeutend  übertroflen  in  Beuss  alt.  und  jünff.  L. ,  Cobursr  und  den 
preussischen  Gebietstbeilen ;  eine  mittlere  Stellung  nehmen  die  übrigen  Ver- 
einsstaaten  ein. 

Bei  der  Correcfur  gebt  uns  der  Bericht  für  1867  zu,  aus  dem  wir  Folgen- 
des nachtragen.  Es  bestanden  im  Vereinsgebiet  in  diesem  Jahre:  l.  Gewerb- 
liche Brauereien:  in  den  Städten  214,  auf  dem  l.andi'  1233,  davon  haben  ge- 
ruht 10  resp.  150.  Es  versteuerten  über  2000  Ctr.  Braumalz:  35  resp.  8 
Brauereien;  1000  bis  2000:  44  resp.  13;  100  bis  1000:  111  resp.  428; 
unter  100  Ctr.:  14  resp.  634.  II.  Brauereien  für  den  Hausbedarf:  in  den 
Städten  7,  auf  dem  Lande  515.  An  Braumal/.stener  wurden  excl.  Restitutionen, 
Bonificatiiinen  etc.  bezahlt:  in  den  Städten  182,140  Thlr.,  auf  dem  Lande 
132,273  Thlr.,  zusammen  314,414  Thlr.  Rechnet  man  20  Sgr.  Steuer  =:  100 
0».  Bier,  so  betrug  die  producirle  Hlenge:  47,162,200  Qa.  zzr  42,7  Qu.  per 
Kopf;  rechnet  man  1  Ctr.  Malzschrot  (verst.  Gewiclitsmens*!  420,109  Ctr.)  =: 
180  Oll.,  so  beträgt  das  l'roduct:  88,222,890  Qu.  =  80,0  Qu.  per  Kopf. 
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Der  i'iiu"  Kruiidel  sicli  aiil'  das  laut  HMtrii-hsidancn  zur  Verwctuiunp  crckom- 
niciic  Uliiisclirnalerial  in  \  »'rl)iti(liiii(f  mit  dm  K.  initli-liiiiKtri  dvr  ()ln;rsli'UiT- 
coiilroh'iirc,  lK'/,iiiili<li  des  aii><  je  I  S<li('llVI  Koriili  utlil  n-sp.  uns  je  I  Stlief- 
i'cl  Karloll'firi  r.r/.icilcn  Alkoli(il^<;>vinns ;  der  aridcic  hiiclit  dadurcii  /.um  Ziele 
7,u  pelaiiyen,  dass  ;ius  der  UrMiiiilwciiisteucreiiwialime  die  .Monjfe  des  .Maiscli- 
rauins  herecliiicl  und  der  Alkolioluewinn  aus  je  100  (^u.  Muisclirauni  auf 
Grund  der  Beohaclilunjr  der  yVursiciilsbeanileii  iu  Verhinduni^  tnit  ticn  Antraben 
der  I5renncreil)esil/,er  lestzuslellen  tcsuelit  wird.  Der  drille  We;^  zur  IJe- 
reelinun^  des  produzirlen  Urarmlwcins  liei^t  iu  einer  aus  früherer  Zeil  dali- 
renden  und  hei  dein  inniiltelsl  ralidiieller  ein:rerielilelen  lircnnereibelriehc 
kaum  noeli  zutrelVeiiden  Aiinalinie,  dass  ans  einem  SciielVel  Getreide  2ü  (Juarl 
und  aus  einem  ScIielVel  Kartolleln  0  (Juart  Branntwein  gewonnen  wurden. 
Die  obigen  Zahlen  sind  aus  den  Durclisclinitlen  der  bei  den  verschiedenen 
Bereclinungsweiscn  sich  erjrebenden  Besultale  gezogen.  Ad  5  :  Der  .Normal- 
sleuerwerlh  ist  1  S^r.  l^i ''f-  pr-  rjOVo.  Ad  6:  Der  diirclischiiillliche  jähr- 
liche Sleuererlrag  im  Zeilranm  von  1838—1866  ist  l(7,>j5.'i  Tlilr.  Der  Uureli- 
sciinilt  des  let/,len  Jahr/.eiinls  vor  1867  ist  88,513  Thlr.  Die  Kiniialinie  an 
Branntwcinriibrikalionssieuer  in  den  zur  gemoinscliarUichcn  Theilnnir  dieser 
Abgabe  verbundnen  Staaten,  Preussen,  Sachsen,  Thüringen  und  Braunschweig, 
betrug  1865  1 1,553,868  Thlr.,  1866  1 1,822,107  Thlr.,  1867  1 1,449,452  Thlr. 
Die  Summe  der  gezahlten  Bonilicationen  für  ausgeführten  oder  zu  technischen 
Zwecken  verwendeten  Branntwein  beiief  sich  für  Thüringen  1865  auf  8,835 
Thlr.,  1866  7,318Thlr.,  1867  12,038Thlr.  Ad  7  u.  8 :  Die  Spiriluspreise 
waren  von  1863  —  65  eriiehlich  (gesunken  und  die  auf  den  Vertras;  mit  Frank- 
reich gegründeten  Hoil'nungen  blieben  für  1865  wegen  des  niedrigen  Stan- 
des der  Spiriluspreise  im  Auslände  unerfüllt.  Ad  9—11:  Für  die  Berech- 
nung der  durchschnilllichen  Preise,  welche  auf  Grund  der  Berichte  der  Ober- 
conlroleure  geschieht,  ist  zu  bemerken,  dass  die  Differenzen  der  Marktpreise 
in  den  einzelnen  Gegenden  Thüritiirens  sehr  bedeutende  waren  und  ausser- 
dem nicht  zu  conslatiren  ist,  ob  überall  gehörige  Bücksicht  darauf  genom- 
men wurde,  welche  Preise  speziell  für  diejenigen  Feldfrüchle  gezahlt  und 
gefordert  worden,  die  eben  lediglich  zur  Jlaischbereitung  bestimmt  sind,  in- 
dem das  dazu  häufig  verwendete  flachkörnige  Getreide  und  die  sog.  Vieh- 
kartolfeln  jedenfalls  billiger  verkauft  werden,  als  die  besseren  Getreidesorten 
und  die  guten  Speisekartolleln.  Von  den  bestehenden  Preisdifferenzen  kön- 
nen folgende  Data  eine  Anschauung  geben.  Nach  den  Angaben  der  Ober- 
steuercontroleure  wurde  1865  der  Weizen  am  theuersten  in  den  Bezirken 
aieiningen  und  Suhl  (86'<>/i2  resp.  77^12  Sgr.) ,  am  billigsten  dagegen  in 
Weimar  (56'7i2  ^g^-)  bezahlt.  Der  Boggen  hatte  den  höchsten  Preis  im  Be- 
zirke Suhl  (587i2  Sgr.),  den  niedrigsten  in  Erfurt  (44^12  Sgr.).  Die  Gerste 
kostete  am  meisten  (46  Sgr.)  im  Bezirke  Weida,  am  wenigsten  (38^12  Sgr.) 
im  Bezirke  Eisenach.  Der  Hafer  erreichte  den  höchsten  Preis  (37^12  Sgr.) 
im  Bezirke  Suhl  und  war  am  billigsten  (27  "'/12  Sgr.)  in  Weimar.  Die  Kar- 
tofl'eln  standen  am  höchsten  (23-/i2  Sgr.)  in  Coburg,  am  niedrigsten  (14  Sgr.) 
im  Bezirke  Altenburg.  Für  1867  stellten  sich  die  Extreme  nach  Bezirken: 
Weizen  902/12  resp.  763/i2  (Suhl  und  Gotha)-,  Boggen  69«/i2  "«d  59»/i2 
(Weida  und  Weimar);  Gerste  58Vi2  «nd  48  Sgr.  (Suhl  und  Jena);  Hafer 
43  Sgr.  und  29^12  Sgr.  (Suhl  und  Weimar);  Kartofi'eln  25  Sgr.  und  I2V12  Sgr. 
(Gera  und  Altenburg). 


Eingesendete  Schriften. 

Berichte   von   stntistisrhen  Vereinen  und  Handelskammern. 

Frankfurt  a.   M.      1)  Jahre  bericht  des  Fr.  Vereins  für  Geographie  und  Sta- 
tistik.     31.  Jaiir^.    1866  —  67. 

2)  Statistische  Millheilunufen  über  den  Civilstand  der  Stadt  Frankfurt  a.  M., 
sowie  der  Gemeinden  Bornheim,  Oberrad,  iN'iederrad,  Hausen,  Bonames, 
Niederursel   im  Jahre   1867. 

3)  Jahresbericht  über  die  Verwaltung  des  Medizinalwesens  der  freien  Stadt 
Frankfurt.  Herausaeg.  vom  ärztlichen  Verein.  IX.  Jahrg.  1865.  Frankf. 
a.  M.    (Sauerländer)    1868. 

4)  Handelskammer  zu  Frankfurt  a.  M.  Jahresbericht  für  1866.  (Frank- 
furt  1867.) 

Die  slali^lisclien  Pulilikalionen  aus  Frankfurt  a.  Hl.,  an  denen  der  seit  langer 
Zeil  um  die  Wissenschalt  liorliverdiente  Verein  für  Geogra|.|iie  und  Slalislik  hervor- 
ragenden  Antliei!  Iial,  nelmien   eine  liohe  Slule  in  der  betreffenden  Literatur  ein. 

Die  Mitlh.  über  den  Civilstand  gi-hen  einen  N'adiiveis  der  Gelrauten,  Geborenen 
und  Gestorbenen  nach  »Monaten,  der  Getraulfii  narh  .Alter,  Faniilit-nsland  und  Hei- 
math, der  Geborenen  nach  den  gewölmlii  lien  vier  Kalegorieeti,  der  Verstorbenen  nach 
Heimalii ,  Geschleciit,  Familienstand,  Lebensalter;  eine  sehr  gut  kla-sifi/iile  l'eber- 
sicht  der  Gestorbenen  nach  Todesursaclun ,  auf  Grund  der  är/.tlitlien  Todtenscheine 
zusammengeslelll ;  Alles  für  die  Stadt  und  für  die  Landgemeinden  gesondert. 

Der  Jahresbericht  über  das  Jlerii/inahvesen  giebl  in  seinem  ersten  Tlieil  Bei- 
träge zur  Topographie  der  freien  Stadt  Frankfurt  (meteorologisdie  Verhällni-ise  von 
J.  Wallach,  Stand  und  Beue^ung  der  Bevölkerung  im  J  18li5  von  G.  Varren- 
trapp),  im  zweiten  Theil  eine  Sammlung  ärzlliclier  Berichte  über  das  J  18tj.5,  und 
zwar:  L  Uebersicht  der  Todesfälle  für  186:>.  II.  Die  Leistungen  der  Hospitäler  und 
dahin  geliörigen  .'\nslallen.  III.  Die  Tbätigkeit  der  Armenärzte.  IV.  Stand  und  Thä- 
tigkeit  arzneivvissenschafilicher  Vereine  und  Anstalten. 

Der  Bericht  der  Handelskammer  zerfällt  in  einen  gutachtlichen  und  in  einen  sta- 
tistischen Theil.  Die  Darstellung  der  Gewerbe-  und  Handelsverhällnisse  des  Bezirks 
ist  nach  Anordnung  und  Inhalt  eine  selir  klare  und  ansprechende.  Die  Bewegung  der 
Preise  und  das  Geld-  und  Creditgeschäft,  welches  ja  auch  in  Fr.  einen  hervorragen- 
den Platz  einnimmt,  haben  die  eingehendste  Behandlung  erfahren.  Sehr  gelungene 
graphische  Tafeln  unterstützen  die  Uebersicht. 

Wir  sprechen  schliesslich  den  Wunsch  aus,  dass  die  Leistungen,  durch  welche 
sich  Frankfurt  a.  M.  auf  statistischem  Gebiete  auszeichnet,  auch  in  Zukunft  erhalten 
bleiben  und  vervollkommnet  werden  mögen  —  und  dass  die  Pflege  eines  so  unent- 
behrlichen Hilfsmillels  der  Verwaltung,  wie  es  die  Statistik  ist,  nicht  durch  den  Ver- 
lust der  Souverainetät  geschmälert  werden  möchte,  welchen  die  Stadt  in  neuerer  Zeit 
erfahren  hat,  ein  Verlust,  der  ja  gerade  nur  durch  beständige  Verbesserungen  in  Ge- 
meinde- und  Voikswirthschaft  wieder  einzubringen  ist. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  in  Köln  für  18  6  7.     Köln  1868. 

A.  Ansichten,  Gutachten  und  Wünsche.  B.  Tlialsächliches  über  die  einzelnen 
Industriezweige.  Sehr  wünschenswerlh  wäre  es,  wenn  die  Handelskammerberichle  es 
sich  zur  Aufgabe  machten,  Nachrichten  über  die  Arbeitslöhne  in  den  einzelnen  Indu- 
striezweigen zu  veröfTentlichen,  ähnlich  wie  das  z.  B.  der  Chemnitzer  H.-K.-B.  in  sei- 
nem Jahrg.  1864:  gethan  hat. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  G e w e r b  e k  a m  m e r  zu  Chemnitz 
186  7.     Chemnitz  (Focke's  Commiss.)   1868.     90  SS. 
Der  im  Uebrigen  mit  gewohnter  Tüchtigkeit  bearbeitete  Jahresbericht  der  Chem- 
nitzer Handelskammer  ist  dieses  Mal  um  ein  Bedeutendes  dünner  ausgefallen,  als  wir 
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das  Buch  «oriKt  /u  selicn  gewohnt  v\ar('n.  Eh  rüliit  dies  daher,  dass  in  dies  Jahrg. 
sowohl  die  allKi-iiieirie  lieheritirlit,  weh  he  den  (ieh(h:ir(8\erkeiir  itn  Allj^emeini-n,  (it-ld- 
verliiillnisse,  HandeUijcricIile  ii.  «.  w.  brsprach,  alu  auch  uher  Verkehrs-  unil  Bihlnnus- 
dnslHlltn,  Associalions-  und  Ven-inswcHtMi  herichlt-le,  forli^efalicn  ist  und  man  es  lur 
die  dieHMialige  Hei  ichlerstnltung  hei  dt'n  Millh('iiun|;en  üher  den  Geschäftsverkehr  der 
einzehien  liidu>lrie/.wi'i|(e  hat  bewencUn  lassen.  Da  diese  Aenderuni;  aus  der  Kiii- 
sichl  hervoine(;an(;en  ist,  dass  einf  jährliche,  also  in  kurzen  /eilräurnen  wiedn keh- 
rende Berichlrr>tatliing  der  (irüm'liciikeil  der  Berichte  si:liadel,  man  also  künfli)^ 
nach  iänt^ei'cn  /riträumen  eine  desto  umfassendere  Bearheilunu;  erwarten  darf,  so 
wird  man  sich  mit  der  vor^enümmetien  Aenderuiij^  ganz  einverstanden  erklaren  kön- 
nen. Vielleicht  wäre  es  wiinschenswerlh,  dass  dieselbe  sich  auch  auf  den  nocii  übri- 
gen Theil  der  Berichte  erstreckte,  und  dass  dasjenige  Maleriai,  bei  dem  es  auf 
Schnelligkeit  der  Publikation  ankommt,  in  anderer  Form,  als  in  der  eines  JahrbuiJiH 
erschiene,  falls  dadurch  die  Kegelmässigkeit  der  Hauptberichte  nicht  beeinträchtigt 
würde. 

B  0  r  i  c  ii  t  der  Handels-  und  G  c  w  e  r  b  e  k  a  ni  m  e  r  für  das  K  r  z  ii  e  r  z  o  ^  - 
thum  0  Österreich  unter  der  Knns  an  das  k.  k.  .Ministerium  für 
Handel  und  Volkswirthschan  über  den  Handel,  die  Industrie  und  die  Ver- 
keiirsverhiiltnisse  des  Kanimerbezirks  wahrend  des  Jahres  1867.  Wien, 
Verlag  d.  Hand.-   u.  Gew. -Kammer.     450  SS. 

Die  Darstellung  bewegt  sich  in  folgendem  Schema:  1.  Erzeugung  und  Vertrieb 
vegetabilischer  Produkte,  il.  do.  animalischer.  III.  do.  mineralischer.  IV.  Masciii- 
nen,  Werkzeuge,  Transportmitlei,  Instrumente.  V.  Jlelalie  und  .Metallwaaren.  VI.  Er- 
zeugnisse aus  nidilmetallischen  Mineralien.  VII  Chemische  Produkte.  VlII.  Nah- 
rungsmittel und  sonstige  Verzehrsgegenstände.  IX.  Garne,  gewebte,  gewirkte  u.  dgl. 
Stoffe,  dann  Arbeiten  aus  denselben.  X.  Arbeiten  aus  sonstigen  organischen  Stoffen. 
XI.  Erzeugnisse  der  Baugewerbe.  XII.  do.  der  Kunstgewerbe.  XIII.  Marken-  und 
Musterschutz.  XIV.  Verschiedene  Gewerbe.  XV.  Geld-  und  Credilwesen.  XVI.  Ver- 
sicherungswesen. XVII.  Communicationen  und  Verkehr.  XVIII.  Rechtspflege.  XIX. 
Unterriclit.     XX.  Vereine. 

Die  Vorrede  dieses  gründlichen  und  umfa.^senden  Berichts,  in  welcher  die  Wün- 
sche der  Handelskammer  für  die  Entwicklung  des  volkswirthschaftiichen  Lebens  zu- 
sammengefasst  vorgetragen  werden,  bildet  ein  lescnswertlies  Stück  realer  und  gesun- 
der Volkswirihschaftspolilik.  Hoffen  wir,  dass  die  frohe  Zuversicht,  mit  welcher  der 
Bericht  geschrieben  werden  konnte,  sich  allseitig  erfüllt. 

Mitt Heilungen   der  Handels-  und   Gewerbekammer  in  Wien. 

Inhalt:  Nr.  50.  Aus  dem  Einreichungsprolokolle  der  Gewerbekammer.  Nr.  .51  u  52. 
Vorschlag  für  die  künftige  Durchführung  der  Lieferungen  von  .Monturs-  und  Rü- 
stungs-Sorten für  die  k.  k.  -Armee  Nr  53  Ueber  das  Projecl  einer  transatlan- 
tischen Handelscompagnie.  Nr.  54  Zur  Frage  der  Hebung  des  Pferdehandeis  in 
Wien  und  der  Pferdezucht  in  Oesterreich. 

Hamburgs  Handel   und   Schi  ff  fahrt   186  7. 

Die  Einrichtung  ist  die  gleiche,  wie  die  des  vorigen  Jahrganges.  —  Ueberflüssig 
erscheint  e-,  bereits  Piiblirirles  in  jedem  Jahrgange  wieder  von  Neuem  abzudrucken. 
Wir  verweisen  in  dieser  Beziehung  auf  das  im  Bd.  X  dies.  Jahrbb.  S.  390  über  die 
„Slati»lik  des  bremischen  Staates"   Gesagte. 

Rigas  Handel   und   Scbifffahrt   1867. 

Vorlii'g  ist  der  zweite  Jahrgang  des  in  den  Jahrbb.  Bd.  XI  S  3.iO  aufgeführten 
und  g>  Liliten  Werkes.  Er  scliiiesst  sich  nach  Foim,  Inhalt  und  Erhebungsmodus  dem 
ersien  an.  Erweitert  i«t  das  Material  durch  Angabe  der  Marktpreise  der  wesent- 
lichen  Import-   und   Exportartikel. 


VII. 
Die  Sparkassen  in  Thüringen. 

MittheiluDg  des  statistischen  Bureaus  Tereiuigter  thüriugisciier  Staaten. 

Die  in  dem  V.  Bd.  dieser  Jahrbh.  S.  432 — 464  enthaltene  Mittheilung 
des  statistischen  Bureaus  über  die  thüringer  Sparkassen  basirte  auf  einem 
ziemlich  unvollkommenen  Material,  so  dass  die  erzielten  Resultate  noch 
viel  zu  wünschen  übrig  Hessen.  Es  erschien  daher  dringend  nothwendig, 
sollte  die  Sparkassenstatistik  nicht  auf  dieser  niedrigen  Stufe  stehen 
bleiben,  einmal  den  Sparkassenverwaltungen  Thüringens  die  Aufstellung 
und  Einreichung  jährlicher  Geschäftsberichte  aufzugeben,  andererseits 
diese  Berichte  nach  einem  einheitlichen,  den  Zwecken  der  Wissenschaft 
und  Praxis  entsprechenden  Plane  zu  organisiren.  Zu  dem  Ende  ent- 
warf das  statistische  Bureau  auf  Grund  der  von  den  internationalen 
statistischen  Congressen  gegebenen  Normen  das  nöthige  Formular  und 
legte  dasselbe  am  Schlüsse  des  Jahres  1865  den  betheiligten  Regierungen 
zur  Prüfung  und  eventuell  Annahme  vor.  Das  Formular  zerfällt  in 
4  Hauptabschnitte: 

Nr.  1  fragt  nach  dem  Bestand  der  Sparkassenbücher  am  Anfange 
sowie  nach  dem  Ab-  und  Zugang  im  Laufe  des  Jahres. 

Nr.  II.  —  Geschäftsergebnisse  —  gliedert  sich  in  4  Abschnitte: 
1)  Einlagen;  2)  Ausleihungen;  3)  Betrag  der  Verwaltungskosten;  4)  Ei- 
genes Vermögen.  Sub  1  und  2  wird  ebenfalls  nach  dem  Bestände  der 
Einlagen  und  Ausleihungen  am  Anfange  und  dem  Ab-  und  Zugang  im 
Laufe  des  Jahres  gefragt. 

Nr.  III.  betrifft  die  Verthcilung  der  Inhaber  von  Sparkassenbüchern 
am  Ende  des  Jahres  nach  Stand,  Geschlecht  und  Gesammtbetrag  des 
Guthabens;  endlich  wird  auch  noch  die  Abstufung  der  Sparkassenein- 
lagen ohne  Unterscheidung  des  Berufs  u.  s.  w.  nach  gewisisen  Grössen- 
klassen  verlangt ;  diese  Klassen  sind  :  bis  zu  20  Thlrn.,  20 — 50,  50—100, 
100  —  200,  über  200. 

XI.  25 
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Nr.  IV.  fragt  endlich  nach  den  im  Laufe  des  Jahres  erfolgten  Ver- 
änderungen. 

Ausser  von  Sach.'^on-Gollia  und  Sacliscn-ÄIcininpen  —  aus  welchen 
Staaten  übcihaupt  seit  unserer  letzten  Mitllieiliing  keine  Berichte  der 
Sparka.ssenverwaltungen  eingelaufen  sinil  —  ist  das  l-"i)rniular  von  allen 
Staaten  acceptirt  worden,  doch  nicht  in  der  Weise,  dass  es  ülierall 
den  Sparkassen  zur  unabweisliclien  Pflicht  gemacht  worden  wäre,  sämmt- 
liche  Fragen  zu  beantworten;  in  Schw.-Son(kM>huusen  war  man  sogar 
nicht  in  der  Lage,  die  Sparkassenvcrwaltung  in  Arnstadt  zur  Lr.-^tattung 
eines  Jahresberichtes  anzuhalten.  Was  nun  die  Ausfüllung  (\(ir<  einge- 
fidnten  Kormuhires  betrifft,  sie  sind  die  Abschnitte  I,  II  und  IV  von 
allen  WMwaituiij^en  beantwortet,  —  mit  Ausmihme  der  Kasse  in  Coburg, 
welche  die  Zahl  der  Einleger  nicht  angiebt  —  dagegen  ist  die  Be- 
antwortung des  III.  Abschnittes  nur  fragmentarisch  geblieben;  nanient- 
licii  hat  man  sich  gescheut,  den  Beruf  der  Eiideger  zu  ermitteln;  voll- 
ständiger sind  schon  die  Mlttheihingen  über  die  Abstufung  der  Einlagen. 
Wir  geben  hier  eine  kurze  Uebersicht  des  Standes  der  Nachweisungen. 

a)  Sachsen-  W  e  i  in  a  r. 

Den  ganzen  Abschnitt  III  lassen  unbeantwortet  die  Sparkassen 
Weimar,  Buttstedt,  Eisenach,  Neustadt; 
ausser  diesen   stufen   alle  Sparkassen   die  Einlagen   nach   dem  Betrage 
des  Guthabens  ab; 

Angaben  über  Stand  u.  s.  w.  machen  nur 
Allstedt,  Apolda,  Dermbach. 

b)  S  a  c  h  s  e  n  -  A 1 1  e  n  b  u  r  g. 

Hier  beantwortet  nur  die  Sparkasse  zu  Uhlstedt  den  ganzen  Ab- 
schnitt; die  übrigen  Sparka.ssen  machen  blos  Miltheilungen  über  die 
Abstufung  der  Guthaben. 

c)  Sachsen-Coburg. 

Coburg  beantwortet  den  qu.  Abschnitt  gar  nicht,  Rodach  nur  die 
Frage  nach  der  Abstufung. 

d)  Seh  w.  -  R  u  d  o  1  s  t  a  d  t. 

Fünf  Sparkassen  (Bhinkenburg,  Leutenberg,  Schwarza,  Franken- 
hausen, Schlotheim)  beantworten  alle  Fragen;  Rudolstadt,  Stadtilm  und 
Teichel  nur  die  nach  der  Abstufung;  Königsee  endlich  schweigt  ganz. 

e)  S  c  h  w.  -  S  0  n  d  e  r s  h  a  u  s  e  n. 

Die  Sparkassen  zu  Arnstadt  (Stadt-  und  Landbezirk)  reichen  ihre 
Berichte  ganz  nnch  Belieben  ein;  die  für  den  Stadtbezirk  hat  sich 
überhaupt  noch  niciit  zur  Erstattung  des  qu.  Jahresberichtes  be- 
wogen  gefühlt;    die    für   den   Laudbezirk    scheint  sich    diesem   Ver- 
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halten  nunmehr  auch  anschliessen  zu  wollen;  wenigstens  liegt  für  1866 
noch  kein  Bericht  vor;  bisher  gab  derselbe  Auskunft  über  den  Beruf, 
nicht  aber  über  die  Abstufungen;  dagegen  machen  Gehren,  Sonders- 
hausen und  Greussen  die  letzteren  Angaben,  während  über  die  Ver- 
theilung  nach  dem  Beruf  u.  s.  w.  keine  Nachweise  gegeben  werden, 
f)  Reuss  j.  L. 

Die  reussischeu  Sparkassen  lassen  den  ganzen  Abschnitt  unbeant- 
wortet. 

Es  sei  uns  gestattet,  an  diese  Uebersicht  eine  Bemerkung  zu 
knüpfen.  Die  meisten  Sparkassen,  welche  den  Abschnitt  III  nicht 
oder  unvollständig  beantwortet  haben,  versuchen  die  Lücke  damit  zu 
entschuldigen,  dass  es  zu  mühevoll,  wohl  gar  unmöglich  sei,  nament- 
lich den  Beruf  zu  ermitteln,  dass  derartige  Angaben  auch  von  sehr 
zweifelhaftem  Werthe  seien,  weil  die  Cessionen  nicht  berücksichtigt 
werden  könnten,  der  Beruf  oft  ein  mehrfacher  sei.  —  Dass  es  zunächst 
nicht  unmöglich  ist,  die  bewussten  Fragen  zu  beantworten,  beweist 
wohl  der  Umstand,  dass  eine  ziemliche  Reihe  von  Sparkassen  und  zwar 
ohne  weitere  Widerreden  dieselben  beantwortet  hat.  Und  in  der  That 
dürften  die  etwaigen  Schwierigkeiten  bei  etwas  gutem  Willen  und 
zweckmässiger  Anordnung  nicht  im  Mindesten  in's  Gewicht  fallen. 
Kleinere  Kassen  könnten  die  nöthigen  Erörterungen  recht  gut  durch 
Befragen  anstellen;  grössere  dagegen,  bei  denen  der  starke  Zudrang 
ein  mündliches  Befragen  nicht  zuliesse,  brauchten  nur  ein-  für  allemal 
die  Vorschrift  in  ihre  Statuten  aufzunehmen,  dass  der  jeweilige  Inhaber 
seinen  Hauptberuf  resp.  den  seines  Versorgers  auf  eine  genau  zu  be- 
zeichnende Stelle  im  Sparkassenbuche  einzutragen  hat.  Der  betreuende 
mit  der  Eintragung  der  Berufsklassen  beauftragte  Beamte  hat  dann 
nur  einen  Blick  auf  die  bezügliche  Stelle  zu  werfen,  um  die  nöthige 
Notiz  zu  machen.  Das  einzige  Bedenken  bestände  nun  noch  darin, 
dass  alle  Cessionen  der  Sparkassen  -  Guthaben ,  also  auch  der  vielleicht 
damit  verbundene  Wechsel  im  Berufsstand  ohne  Mitwirkung  der  Ver- 
waltung vor  sich  gehen  und,  soll  das  Publikum  nicht  zu  sehr  belästigt 
werden,  auch  so  vor  sich  gehen  müssen.  Dieser  Mangel  aber  ist  von 
sehr  untergeordneter  Bedeutung;  einmal  konnnen  derartige  Cessionen, 
d.  h.  solche,  die  am  Schlüsse  des  Jahres  den  Verwaltungen  durch  Ab- 
und  Zuschreiben  nicht  bekannt  geworden  wären,  nur  selten  vor,  anderer- 
seits haben  die  betr.  Daten  doch  ihren  Werth,  denn,  wenn  sie  sich 
auch  nicht  auf  den  Schluss  des  Jahres  beziehen,  so  bezeichnen  sie 
doch  einen  im  Laufe  des  Jahres,  also  in   der  jüngsten  Vergangenheit 

liegenden  factischen  Zustand. 

25* 
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Wir  gehen  zu  den  statistischen  Resultaten  über. 


A.     Einleger  und  Einlagen  am  Jahresßchlusß. 
I.    Sachsen-Weimar. 


Jahr. 

Zaiil  der  Einleger. 

Betrag  der  Einlagen. 
Tl.lr. 

18G5») 

25968 

1685767 

1866 

25739 

1642360 

1867 

25871 

1574G48 

1865 

9023 

586962 

1866 

9100 

617246 

1867 

9377 

618844 

1865 

10141 

501717 

1866 

9962 

444210 

1867 

9732 

387227 

1865 

45132 

2774446 

1866 

44801 

2703816 

1867 

44980 

2580719 

Weimarischer  Kreis 


Eisenacher  Kreis 


Neustädter  Kreis 


Zusammen 


Ein  Vergleich  des  Betrages  der  Einlagen  in  jedem  der  drei  Jahre 
mit  den  entsprechenden  Zahlen  der  in  unserer  vorigen  Mittheilung  be- 
trachteten Jahre  ergiebt,  dass  jedes  der  drei  letzten  Jahre  die  voran- 
gegangenen übertrifft;  doch  bezeichnet  das  Jahr  1865  den  Höhepunkt, 
1866  sinken  die  Einlagen  um  ca.  70000  und  1867  sogar  um  123000  Thlr. 
gegenüber  dem  Vorjahre;  trotzdem  ist  der  Betrag  der  Einlagen  am 
Schluss  des  letzteren  Jahres  noch  um  12000  Thlr.  höher  als  der  des 
Jahres  1863,  in  welchem  doch  die  Summe  der  Einlagen  vor  1865  die 
grösste  Höhe  erreichte  ^).  Betrachten  wir  die  einzelnen  Kreise,  so  zeigt 
sich,  dass,  was  die  Bewegung  der  Einlagen  betrift't,  analoge  Erschei- 
nungen im  weimarischen  und  neustädter  Kreis  auftreten,  ebenso  ent- 
spricht im  weimarischen  Kreis  das  jetzige  Verhältniss  dem  der  frühe- 
ren Zeit,  dagegen  übertrifft  im  neustädter  Kreis  nur  das  Jahr  1865 
alle  vorangegangenen,  wogegen  1866  vom  Jahre  1863,  1867  sogar  von 
den  3  Jahren  1861/63  überragt  wird.  Der  eisenacher  Kieis  zeigt  eine 
abweichende  Entwicklung.  Jedes  der  Jahre  1865/67  übertrifft  nicht 
nur  wie  im  weimarischen  Kreis  die  vorangegangenen,  sondern  es  steigt 
zugleich  von  Jahr  zu  Jahr  die  Höhe  der  Einlagen;  während  aber  1866 


1)  Für  18H4  sind  nur  aus  Scliiv.  -  Sondershaiisen  Bericlile  eingegangen. 

2)  Da    das  Jahr  1863    in    allen  Staaten    vor   1865    die    günstigsten   Ergebnisse 
aufweist,  so  beziehen  sich  die  Vergleiche  überall  auf  jenes  Jahr. 
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das  Vorjahr  um  30000  Thlr.  überragt,  so  1867  das  Jahr  1866  nur  um 
1600  Thlr. 

Fragen  wir  nach  der  Zahl  der  Einleger,  so  ergiebt  sich,  dass 
dieselbe  im  ganzen  Grossherzogthum  von  1865  zu  1866  um  331,  von 
1866  zu  1867  um  179  zugenommen  hat.  Die  drei  Kreise  aber  weisen 
verschiedene  Verhältnisse  auf;  stetig  gefallen  ist  die  Zahl  der  Einlagen 
nur  im  neustädter  Kreis:  1866  um  179,  1867  um  weitere  230;  im 
weimarischen  Kreis  fällt  die  Zahl  1866  um  229  und  steigt  1867  wieder 
um  132.  Den  relativ  günstigsten  Stand  zeigt  der  eisenacher  Kreis; 
hier  ist  für  das  erste  Jahr  ein  Steigen  um  77,  1867  um  weitere  277 
zu  constatiren.  Diese  letztere  Differenz,  die  bedeutendste  von  allen, 
beträgt  doch  nur  3°/o-  —  Vergleiche  mit  den  Vorjahren  können  wir 
nur  für  den  neustädter  Kreis  anstellen,  da  in  den  übrigen  Laudestheilen 
die  Zahl  der  Einleger  früher  nicht  ermittelt  wurde.  Für  jenen  ergiebt 
sich  eine  ganz  beträchtliche  Zunahme;  das  Jahr  1866  übertrifft  das 
früher  höchste  Jahr  1863  um  1570=:  18  "/o,  diese  Differenz  ermässigt 
sich  zwar  1806  auf  1391  und  1867  auf  1161.  beträgt  aber  doch  noch 
im  letzteren  Jahre  14%, 

Hat  nach  der  vorangegangenen  Darlegung  der  eisenacher  Kreis 
während  der  3  Jahre  die  günstigsten  Resultate  aufzuweisen,  so  gestaltet 
sich  die  Sache  anders,  wenn  wir  nicht  nach  der  Bewegung  der  Ver- 
hältnisse, sondern  nach  den  absoluten  Zuständen  fragen.  Von  vor- 
wiegender Bedeutung  ist  das  Verhältniss  der  Einleger  zur  Ein- 
wohnerzahl. Annähernd  gleiche  Resultate  liefern  in  dieser  Be- 
ziehung der  weimarische  und  neustädter  Kreis;  es  kommen  dort  auf 
1  Einleger  im  Durchschnitte  der  3  Jahre  5,67,  hier  5,13  Einwohner; 
im  eisenacher  Kreis  dagegen  9,18.  Da  nun  nach  der  Zählung  vom 
December  1864  durchschnittlich  auf  eine  Haushaltung  im  weimarischen 
Kreise  4,29,  im  neustädter  Kreise  4,59,  im  eisenacher  Kreise  4,43 
Personen  kamen,  so  würde  im  letzteren  Landestheil  erst  in  2  Haus- 
haltungen, dagegen  in  den  beiden  anderen  beinahe  in  1  Haushaltung 
Ein  Einleger  vorhanden  sein.  Bekanntlich  aber  haben  Durchschnittszahlen 
nur  einen  relativen  Werth;  es  wäre  sehr  gut  möglich,  dass  in  den 
begüterten  Klassen  2  und  mehr  Sparer  in  einer  Haushaltung  vorhanden 
sind,  in  den  ärmeren  dagegen  vielleicht  erst  in  3,  4  Haushaltungen 
ein  solcher.  Um  daher  klar  zu  sehen,  wäre  es  nothwendig,  zu  wissen, 
in  welchem  Verhältnisse  die  den  verschiedenen  Berufsklassen  Angehören- 
den an  den  Einlagen  participiren.  Da  nun.  wie  einleitend  bereits  dar- 
gelegt wurde,  die  Sparkassenberichte  auch  Auskunft  über  die  Ver- 
theiluns  der  Einleger  nach  Stand,  Geschlecht  und  Betrau  des  Guthabens 
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geben  sollen,  so  würden  wir  die  aufgeworfene  Frage  mit  Zuhülfenahme 
der  betr.  Resultate  der  Volkszüblung  genau  beantworten  können,  wenn 
alle  Si)arkassen  die  erforderlichen  Mittheihmgen  gemacht  hätten.  Gerade 
dieser  Vnukt  ist  es  aber ,  welcher  trotz  seiner  hervorragenden  Bedeu- 
tung am  liickeidiaftesten  beantwortet  worden  ist.  Es  wurde  weiter  aber 
bereits  bemerkt,  dass  von  den  Sparkassen  des  Gro.ssherzogthums  nur 
drei:  Allstedt,  Apolda  undDermbach  entsprechende  Aufnahmen 
resp.  Mittheilungen  gemacht  haben.  Wir  glauben  trotzdem  einen  will- 
kommenen Beitrag  zur  Kenntniss  der  einheimischen  Zustände  zu  bringen, 
wenn  wir  die  Resultate  der  Aufnahmen  dieser  3  in  verschiedenen  Landes- 
theilen  gelegenen  Sparkassen  hier  publiciren.  Wir  beginnen  mit  der- 
jenigen, welche  den  exceptionellsten  Standpunkt  einnimmt,  der  die 
Fabrikstadt  Apolda  eiiischlies.senden  Sparkasse  dasell)St.  Voraus- 
zuschicken haben  wir  noch,  dass  die  Specification  der  Berufsklassen  in 
folgender  Weise  stattgefunden  hat:  1)  Landwirthe,  2)  Fabrikanten, 
Handwerker  und  Kaufleute,  3)  Fabrikarbeiter,  4)  andere  Arbeiter  und 
Taglöhner,  5)  Dienstboten,  6)  Beamte,  Geistliche  und  Lehrer,  7)  andere 
Berufsarten;  endlich  wird  auch  noch  nach  der  Zahl  der  einlegenden 
Corporationen  und  Stiftungen  sowie  nach  dem  Betrage  ihrer  Einlagen 
gefragt. 

Wir  fassen  zunächst  das  Verhältniss  der  Geschlechter  zu  einander 
innerhalb  jeder  Berufsklasse  in's  Auge  und  zwar  unter  Zugrundlegung 
des  Durchschnittes  aus  den  Ergebnissen  der  3  Jahre  1865/G7.  Setzt 
man  die  auf  das  männliche  Geschlecht  sich  beziehenden  Daten  n=  lOO. 
so  beträgt  die  Zahl  der  weiblichen  Einleger  in  Procenten  der  männlichen 

bei  den  Beamten  82,  Landwirthen  93,  bei  den  »anderen  Arbeitern« 

97,   bei   den  Fabrikanten  98,  bei  den   »anderen   Berufsarten*') 

103  »/o- 
Dagegen  werden  diese  Verhältnisse  ganz  bedeutend  tiberstiegen  bei  den 
Fabrikarbeitern  und  Dienstboten;  es  betragen  die  weiblichen  Einleger 
dort  403,  hier  185 «/o- 

Zum  Theil  von  den  soeben  betrachteten  Ergebnissen  bedeutend  ab- 
weichende Verhältnisse  resultiren,  wenn  wir  den  Gesammtbetrag  der 
Einlagen  für  das  weibliche  und  männliche  Geschlecht  innerhalb  jeder 
Berufsklasse  in  Proportion  bringen.  Ziemlich  gleich  ist  dasselbe  bei 
den  Fabrikanten  mit  97  70  (Differenz  gegenüber  dem  Verhältniss 
der  Zahl  der  Einleger  zu  einander  —  1  %) ;  daran  schliessen  sich  die 
Beamten  mit  91    {-\-  9),   Landwirthe  mit   69   (—  24),   andere 

3)  Der  Kürze   Iialber   setzen   wir   nur   die   Anfangsworte   der   oben   speciell   be- 
ze^clinelcn  Berufsarien. 
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Berufsarten  mit  30,  Dienstboten  225  (-1-40),  endlich  Fabrik- 
arbeiter 206  ( —  197).  Diese  Abweichungen  haben  natürlich  ihren 
Grund  in  der  verschiedenen  Höhe  der  Einlagen.  Nicht  wesentlich  ver- 
schieden ist  der  durchschnittlich  auf  1  männlichen  und  1  weiblichen 
Einleger  kommende  Betrag  bei  den  Fabrikanten  (41  Thlr.  für  beide 
Geschlechter),  Beamten  (43  Thlr.  pro  Kopf  des  männlichen,  48  Thlr. 
pro  Kopf  des  weiblichen  Geschlechts)  und  Dienstboten  (23  und  28  Thlr.). 
Dagegen  sind  die  Ditferenzen  ziemlich  bedeutend  bei  den  übrigen  Berufs- 
klassen: Landwirthen  (81  und  60 Thlr),  Fabrikarbeitern  (23  und 
12  Thlr.),  anderen  Arbeitern  und  Taglöhnern  (44  und  29  Thlr.), 
endlich  bei  den  »anderen  Berufs  arten«  (61  und  43  Thlr.).  Aus 
diesen  Daten  ergiebt  sich  zugleich,  in  welchem  Verhältnisse  die  Spar- 
einlagen der  verschiedenen  Klassen  zu  einander  stehen.  Fragen  wir 
nur  nach  dem  durchschnittlich  ohne  Unterscheidung  des  Geschlechts  auf 
1  Einleger  konmienden  Einlagebetrag,  so  ergiebt  sich  folgende  Reihen- 
folge für  die  qu.  Berufsklassen:  Landwirthe  71,  »andere  Berufsarten« 
51,  Beamte  45,  Fabrikanten  41,  andere  Arbeiter  36,  Dienstboten  26, 
Fabrikarbeiter  14  Thlr. 

Endlich  haben  wir  zur  Vervollständigung  unseres  Bildes  noch  an- 
zugeben :  a.  in  welchem  Verhältniss  steht  die  Gesammtzahl  der  Einleger 
in  den  einzelnen  Berufsklassen,  b.  deren  Gesammteinlagen  zu  einander? 
Darüber  giebt  nachfolgendes  Tableau  Auskunft: 

Procentverhallniss 
der  Zahl  der  des  Brirages  der 

Einleger.  Einlagen. 

2,60  1,42 

4,21  3,97 

4,71  3,55 

11,13  3,26 

33,67  49,81 

39,12  33,04 

4,56  4,95 

Endlich  haben  wir  noch  zu  bemerken,  dass  die  Zahl  der  Corpo- 
rationen  3,16  <»/o  der  Zahl  der  Einleger,  deren  Einlagen  6,93  »/o  der 
Gesammteinlagen  betrugen. 

Da  die  Ergebnisse  der  beiden  anderen  Sparkassen,  Allstedt  und 
Permbach,  natürlich  unter  die  gleichen  Gesichtspunkte  zu  bringen 
sind,  so  stellen  wir  in  Folgendem  die  Hauptergebnisse  nur  kurz  tabel- 
larisch zusammen. 


Zahl 

der  Einleger, 

Dienstboten    .     .     . 

74 

Beamte 

120 

Arbeiter  und  Taglöhner 

134 

Fabrikarbeiter    .     . 

317 

Landwirthe     .     .    . 

959 

Fabrikanten   .     .     . 

1114 

andere  Berufsarten  . 

130 
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Buttstedt  und  Weimar;  dagegen  haben  in  den  beiden  anderen  Kreisen 
nur  je  eine  Sparkasse  —  Dermbach  und  Weida  —  Mittheilungen  ge- 
macht. 

Die  Resultate  sind  folgende: 

Zahl  der  Einleger  nach  dem  Betrage  des  Guihabens  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1865/67. 
bis20Thlr.       20—50.         50—100.        100—200.      darüber. 
Weim.  Kreis  (5  Kassen)  5972  2927  2149  1239  817 

Dermbach 870  617  298  246  215 

Weida 1927  855  566  339  214 

Zusammen 8769  4399  3013  1824         1246 

Berechnet  man  das  Verhältniss  der  Einlegerzahl  in  jeder  Gruppe 
zur  Gesammtzahl  der  Einleger,  so  ergiebt  sich,  dass  45,5  "/o  aller  Ein- 
leger der  untersten  Gruppe,  22,8  der  nächsten,  15,6  der  Gruppe  50—100, 
9,5  der  Gruppe  100 — 200,  endlich  6,5  der  letzten  angehören.  Sehr  be- 
deutende Unterschiede  weisen  die  einzelnen  Kreise  gegenüber  diesem 
Gesammtresultate  nicht  auf;  zu  bemerken  ist  nur,  dass  bei  der  Spar- 
kasse Dermbach  —  eisenacher  Kreis  —  der  Procentsatz  der  der  letzten 
Gruppe  Angehörigen  am  höchsten  steht,  er  beträgt  9, 6 Vo- 
ll.   Sachsen-Altenburg. 

Beirag  der  Einlagen. 
Thlr. 
680437 
632720 
298253 
295899 
978690 
928619 

Im  Vergleiche  mit  den  Vorjahren  hat  die  Summe  der  Einlagen  er- 
heblich zugenommen;  1865  im  Vergleiche  mit  1863  um  33 "/o,  1866 
nur  um  27  o/o-  Bedeutende  Unterschiede  ergeben  sich  aber,  wenn  wir 
die  beiden  Kreise  getrennt  betrachten;  im  Ostkreis  betragt  die 
Steigerung  1865:  45,  1866:  35%,  im  Westkreis  16  und  llVo- 

Die  Zahl  der  Einleger  ist  im  Üstkreis  1866  um  448  gefallen,  dagegen 
im  Westkreis  um  171  gestiegen.  Während  also  die  Summe  der  Ein- 
lagen im  Üstkreis  viel  bedeutender  gestiegen  ist  als  im  Westkreis,  hat 
sich  dort  die  Zahl  der  Einleger,  wenn  auch  nur  um  2,6  Vo,  vermindert, 
dagegen  im  Westkreis  um  2,3  «/o  erhöht.  —  Vergleiche  mit  der  \er- 
gangenheit  können   nur   für  den  Westkreis  angestellt    werden;   es   er- 


Jahr. 

Zahl  der  Einleger. 

Ostkreis 

1865 

17048 

1866 

16600 

Westkreis 

1865 

7343 

1866 

7514 

Herzogthum 

1865 

24391 

1866 

24114 
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giebt  sich  gegenüber  18G3  eine  nicht  unbeträchtliche  Vermehrung,  näm- 
lich 1865  eine  Zunahme  von  372  ^  5,3  Vo,  18GÜ  von  543  =:z  7.8  «/o- 
lietnicliten  wir  die  absoluten  Zustänih»  der  2  Kreise  vergleichend, 
so  ergeben  sich  keine  wesentlichen  Differenzen.  E.s  konnnen  nämlich 
auf  1  Einleger  im  O.stkreis  5,5,  im  Westkreis  6.5  Einwohner;  ferner 
auf  1  Einwohner  dort  ca.  7,  hier  6  Thlr..  endlich  auf  1  Einleger  in 
beiden  Kreisen  ziendich  40  Thlr.  Da  diese  letztere  /iff"er  sich  aus  sehr 
ungleichartigen  Factoren  zusammensetzen  kann,  so  müssen  wir  einen 
Blick  auf  die  Abstufungsverhältnisse  werfen. 

Einleger  nach  dem  Betrage  des  Guthabens 
Ostkreis.      Jahr.        bls'iOThlr.      20-r)0.        50-100.      100-200.       darüber. 
Zahl.     .     .     .1865  8377  4604  2426  1162  479 

1866  8418  4341  2279  1062  500 

Procente     .     .  1865         49,14         27,00         14,23  6,82  2,81 

1866         50,71         26,15         13,73  6,40  3,01 

Auf  1  Einleger 
Einwohner  .  1865         11,18         20,34         38,60         80,59         195,50 
1866         11,11         21,54         41,02         88,04         186,99 
Westkreis. 
Zahl  .     .     .  •  .  1865  3776  1772  1016  533  246 

1866  3989  1766  946  586  227 

Procente     .     .  1865         51,42         24,13         13,84  7,26  3,35 

1866         53,09         23,50         12,59  7,80  3,02 

Auf  1  Einleger 

Einwohner  .  1865         12,76         27,18         47,41         90,38         195,81 
1866         12,09         27,31         50,99         82,31         212,50 
Man  sieht,  dass  auch  nach  dieser  Specification  die  relativen  Ver- 
hältnisse in  beiden  Kreisen  nicht  wesentlich  verschieden  sind. 

Ueber  die  Vertheilung  der  Einleger  nach  Stand  und  Beruf  hat  nur 
eine  Sparkasse,  die  zu  Uhlstedt,  berichtet.  Der  Umfang  derselben  ist 
aber  so  klein,  dass  wir  von  einer  Mittheilung  der  Ergebnisse  ab- 
sehen. 

III.    Sachsen-Coburg. 

Leider  haben  wir  hier  einen  Rückschritt  gegenüber  den  früheren 
Aufnahmen  zu  constatiren;  während  wir  früher  die  Zahl  der  Einleger 
angeben  kopnten,  so  ist  das  jetzt  nicht  möglich,  weil  die  Sparkasse 
zu  Coburg  keine  Mittheilungen  darüber  gemacht  hat.  Wir  können  des- 
halb nur  mittheilen,  dass  1865  die  Einlagen  1144638,  1866:  1158094, 
1867:   1210443  Thlr.  betrugen,  mithin  ein  Plus  gegenüber  dem  Jahre 
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1863  von  8040  resp.  21516  und  73865  Thlrn.  Berechnet  man  die 
Einlagen  zur  Bevölkerung,  so  ergiebt  sich,  dass  in  diesen  Jahren 
zwischen  23  und  25  Thlr.  Spareinlagen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
fallen  ^). 

IV.    Schwarzburg-Rudolstadt. 

In  Rudolstadt  bestehen  gegenwärtig  3  Sparkassen  mehr  als  früher, 
nämlich  die  1864  gegründete  Sparkasse  zu  Schwarza  und  die  1865 
eröffneten  Sparkassen  zu  ßlankenburg  und  Teichel;  sie  gehören 
sämmtlich  der  Unterherrschaft  an. 

Die  Zahl  der  Einleger  und  den  Betrag  der  Einlagen  giebt  nach- 
folgendes Tableau: 

„  ,,  ^     „.  ,  Betrag  der  Einlagen. 

Jahr.  Zahl  der  Einleger.  jl . 

Oberherrschaft      1865  7999  382948 

1866  8315  393692 

1867  8436  378428 
Unterherrschaft  1865  1401  118046 

1866  1371  118145 

1867  1289  108076 
Zusammen     1865          9400  500994 

1866  9686  511837 

1867  9725  486504 

Im  Vergleiche  mit  früheren  Jahren  zeigt  sich  eine  beträchtliche 
Erhöhung  der  Zahl  der  Einleger  sowohl  als  der  Einlagen.  Gegenüber 
dem  Jahre  1862  hat  die  Gesammtzahl  der  Einleger  in  den  3  Jahren 
um  1953,  2239,  2278  zugenommen;  davon  fallen  nach  dem  Durchschnitt 
der  3  Jahre  auf  die  Oberherrschaft  30,  auf  die  Unterherrschaft  20  "/o- 
Die  Gesammtzunahme  der  Einlagen  in  den  Jahren  1865/67  gegenüber 
1862  beträgt  88876,  106719,  74386  Thlr. ,  davon  kommen  unter  Zu- 
grundlegung  des  Durchschnittes  der  3  Jahre  auf  die  Oberherrschaft  22, 
auf  die  Unterherrschaft  20%. 

Vergleichen  wir  die  Zahl  der  auf  1  Einleger  fallenden  Bewohner, 
so  zeigt  sich,  dass  die  Oberherrschaft  bei  Weitem  günstiger  situirt  ist, 
doch  ist  die  Differenz  jetzt  nicht  mehr  so  bedeutend  wie  früher ;  in  der 
Oberherrschaft  kommen  durchschnittlich  7,   in   der  Unterherrschaft  12 


4)  Bei  der  kleineren  der  beiden  liier  in  Belraclit  kommenden  Sparkassen,  der 
zu  Rodacli,  war  die  Zahl  der  Einleger  von  1088  am  Schlüsse  des  Jalires  1866  auf 
1179  am  Schlüsse  des  Jalires  1867  gestiegen.  Von  diesen  hallen  Gulhaben  im  Be- 
trage bis  zu  20  Thlrn.:  501,  20-50  Thlrn.:  217,  50-100  Thlrn.:  157,  100— 200  Thlrn.: 
137 ,  über  200  Thlr. :  167.     Das  Gesainmtgulhaben  betrug  126269  Thlr. 
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Die  Vertheilung  auf  Stand  und  Beruf  erhellt  aus  dem  vorstehenden 
Tableau  auf's  Deutlichste,  so  dass  wir  uns  eine  weitere  Illustration  des- 
selben ersparen  können.  Freilich  wäre  es,  um  ganz  klar  zu  sehen,  noch 
nöthig,  die  Abstufungen  innerhalb  jeder  Berufsklasse  kennen  zu  lernen; 
in  Ermangelung  dessen  musste  das  Durchschnittsconto  ermittelt  werden. 
Gewissermassen  zur  Ergänzung  dienen  daher  die  Nachweise  über  die 
Abstufungen  der  Einlagen,  welche,  jedoch  ohne  Unterscheidung  der 
ßerufsklassen,  vorgeschrieben  sind  und  für  Rudolstadt  auch  vollständig 
vorliegen. 

Zahl  der  Einleger  nach  dem  Betrage  des  Guthabens  nach  dem 
Durchschnitt  von  1865/67: 

bis20Thlr.         20—50.         50—500.      100—200.       darüber. 


Oberherrschaft  . 

2086 

1273 

936 

784 

683 

Unterherrschaft . 

421 

327 

296 

193 

117 

Zusammen     .     . 

2507 

1600 

1232 

977 

800 

Procente  .    .    . 

35,23 

22,49 

17,31 

13,73 

11,24 

Von  diesem  Durchschnittsergebnisse  für  das  ganze  Fürstenthura 
entfernt  sich  keine  der  beiden  Herrschaften  beträchtlich;  wir  bemerken 
nur,  dass  in  der  höchsten  Klasse  der  Procentsatz  für  die  Oberherr- 
schaft 11,85,  für  die  Unterherrschaft  8,64  beträgt. 

V.     Schwarzburg-Sondershausen. 

Nur  für  die  Unterherrschaft  sind  von  allen  Sparkassen  Berichte 
eingegangen.  Wir  lassen  die  Daten  über  Zahl  der  Einleger  und  Be- 
trag der  Einlagen  folgen. 

Betrag  der  Einlagen. 

Thlr. 

90364 

107214 

118334 

109816 

Gegenüber  1863  hat  sich  die  Zahl  der  Einleger  in  jedem  der  4 
Jahre  vermehrt  um  192,  404,  547,  472,  mithin  im  Durchschnitt  um 
23  Vo-  I^ie  Einlagen  haben  in  noch  stärkerem  Maassc  ziigeiiomiuen, 
nämlich   um   25341,    42191,    53311,    44793,    mithin   im   Durthsclmitt 

um  640/0- 

Von  einer  Publizirung  der  Resultate  für  die  Oberherrschaft  sehen 
wir  jetzt  ganz  ab,  da  die  Berichte  für  den  Stadtbezirk  Arnstadt  ganz 
fehlen,  für  den  Landbezirk  Arnstadt  fehlt  der  Bericht  pro  18(i6;  es 
ist  also  nur  die  Sparkasse  zu  Gehren,  welche  regelmässig  berichtet  hat. 


Jahr. 

Zahl  der  Einleger, 

Unterherrschaft    1864 

1922 

1865 

2134 

1866 

2277 

1867 

2202 
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Vicllciclit,   (lass  wir  in  rlcn  Stand   ppsetzt  werden,    nachträglich  noch 
eine  vollbtändige  Mittheilun«'  /,u  machen. 


Bezirk  Gera 


Bezirk  Schleiz 


Bezirk  Lobenstein 


Ueberhaupt 


VI.     Reuss  j.  L. 

Jahr.  Zaiil  der  Einleger. 

1865  9588 

1866  9712 

1867  9871 
18G5  3689 

1866  3632 

1867  3630 

1865  1216 

1866  1207 

1867  1220 

1865  14493 

1866  14551 

1867  14721 


Betrag  der  Einlagen. 

Tlilr. 

1190484 

1164422 

1145739 

357340 

309531 

270380 

79305 

70772 

61570 

1627129 

1544725 

1477689 


Die  Einleger  haben  sich  1865  im  Vergleiche  mit  1863  um  1561 
=  12  Vo  vermehrt;  in  den  beiden  folgenden  Jahren  findet  eine  weitere 
Zunahme  von  58  und  481 ,  zusammen  von  539  Statt.  Die  Einlagen 
haben  sich  vermehrt  gegenüber  1863  in  den  Jahren  1865/66  um  140693, 
58289,  dagegen  1867  abgenommen  um  8747.  Vergleicht  man  den  Durch- 
schnitt der  3  Jahre  mit  den  Ergebnissen  pro  1863,  so  resultirt 

a.  für  die  Zahl  der  Einleger  eine  Zunahme  von 

Vo:   Gera  13,  Schleiz  11,  Lobenstein  18; 

b.  für  den  Betrag  der  Einlagen 

Vo:  Gera  5,6,  Schleiz  2,9,  Lobenstein  —  9,3. 
Fasst  man  die  absoluten  Zahlen  vergleichend  in's  Auge,  so 
kommen  auf  1  Einleger  Bewohner:  ziemlich  4  in  Gera,  über  7  in 
Schleiz,  über  18  in  Lobenstein,  6  im  Fürstenthum  überhaupt.  Aehn- 
liches  Resultat  ergiebt  eine  Reduction  der  Einlagen  pro  Kopf:  ca.  30 
Gera,  11  Schleiz,  3  Lobenstein. 

Zum  Schlüsse  dieses  Abschnittes  werfen  wir  noch  einen  vergleichen- 
den Rückblick  auf  die  betrachteten  Staaten.    Die  zu  beantwortenden 
Fragen  sind:  wie  viel  Bewohner  kommen  auf  1  Einleger?  wie  viel  Ein- 
lagen auf  r Bewohner? 
a.  wie  viel  Bewohner  pro  Einleger? 
3 — 4    Bezirk  Gera; 
iö— 6    weimarischer  und  neustädter  Kreis,  altenburger  Ostkreis; 
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6 — 7    altenburger  Westkreis; 
7—8    rudolstädter  Oberherrschaft,  Bezirk  Schleiz; 
9 — 10  eisenacher  Kreis; 
11 — 12  rudolstädter  ünterherrschaft; 
18 — 19  Lobenstein,  sondershäuser  Unterherrschaft, 
b.  wie  viel  Einlagen  pro  Bewohner? 

3 — 4  Thlr.  Lübenstein,  sondershäuser  Unterherrschaft; 
6 — 8     -      altenburger  Ost-  und  Westkreis,   rudolstädter  Obcr- 
und    Unterherrschaft,    neustädter   und   eisenacher 
Kreis ; 
10 — 12  -      Bezirk  Schleiz,  weimarischer  Kreis; 
30       -      Bezirk  Gera. 

B.    Ausleihungen. 

Das  Verhältniss  der  Sparkassen  zur  Volkswirthschaft  ist  ein  dop- 
peltes :  einmal  sollen  sie  in  der  Bevölkerung  den  Sparsinn  wecken  und 
beleben,  andererseits  sollen  sie  durch  geeignete  Ausleihung  der  ihnen 
übergebenen  Gelder  dafür  sorgen,  dass  diese  Kapitale  möglichst  be- 
fruchtend wirken.  Dass  in  letzterer  Beziehung  die  Sparanstalten  auf 
sehr  verschiedenartigen  Standpunkten  stehen,  ist  bekannt:  die  einen 
leihen  auf  Credit,  die  anderen  nur  gegen  möglichst  sicheres  Unterpfand 
aus  oder  legen  die  Gelder  in  Obligationen  und  dergleichen  an.  In 
Thüringen  hat  nur  die  letztere  Art  der  Sparkassen  Ausbreitung  ge- 
funden. Dass  die  erstere  Art  von  viel  bedeutungsvollerem  Einflüsse 
auf  die  Hebung  des  Volkswohlstandes  ist,  bedarf  keines  Beweises. 
Freilich  kann  man  auch  nicht  verkennen,  dass  Sparkassen,  welche 
keinen  weiteren  Fonds  als  eben  die  Einlagen  besitzen,  zur  Erhaltung 
ihres  Credits  auf  die  sicherste  Ausleihung  der  Gelder  bedacht  sein 
müssen.  Nachfolgende  Tabelle  giebt  über  Umfang  und  Art  der  Aus- 
leihungen Auskunft. 

(Siehe  die  folgenden  Seilen.) 

Aus  dieser  Uebersicht  erhellt,  dass  die  Ausleihungen  auf  hypo- 
thekarisches Unterpfand  in  S.-Weimar,  Coburg,  Rudolstadt  und 
den  Bezirken  Gera,  Schleiz  eine  so  hervorragende  Stelle  ein- 
nehmen, dass  die  übrigen  Arten  der  Ausleihung  kaum  in  Betracht 
kommen.  Nur  das  Herzogthum  Altenburg  und  der  Bezirk  Loben- 
stein weisen  beträchtlich  abweichende  Verhältnisse  auf;  die  hypo- 
thekarischen Ausleihungen  prädominircn  zwar  auch  hier,  doch  nehmen 
die  »anderweit«  ausgeliehenen  Kapitalien  einen  nicht  viel  geringeren 
Procentsatz  ein. 
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Welche  wesentlichen  Unterschiede  sich  bei  einem  Vergleiche  der 
Kassen  unter  einander  ergeben,  erhellt  ohne  weitere  Bemerkung. 

Werfen  wir  einen  ßückblick  auf  unsere  Mittheilung,  so  müssen 
wir  leider  bekennen,  dass  dieselbe  auch  jetzt  noch  zum  Theil  fragmen- 
tarisch geblieben  ist.  Sie  hat  aber  bewiesen,  dass  es  recht  wohl  mög- 
lich wäre,  das  zum  Aufbau  einer  tüchtigen  Sparkassestatistik  erforder- 
liche Material  zu  sammeln ;  denn  wenn  eine  nicht  unbedeutende  Anzahl 
von  Sparkasseverwaltungen  im  Stande  war,  einen  alle  Fragen  beant- 
wortenden Jahresbericht  zu  erstatten,  dann  muss  auch  den  übrigen  ein 
Gleiches  möglich  sein.  Wir  schliessen  mit  dem  Wunsche,  dass  für  die 
Zukunft  die  betr.  Verwaltungen  bemüht  sein  mögen,  vollständige  und 
brauchbare  Jahresberichte  einzureichen. 


YIII. 
Zur  Theorie  des  Werthes. 

Zweiter  Artikel. 

Von 
Prof.  Roe«ler  in  Kostock. 

Durch  die  Erörterung  im  ersten  Artii\el')  wurde  der  Nachweis  zu 
führen  gesucht,  dass  die  herkünmdiche  Unterscheidung  zwischen  Gebrauchs- 
und Tauschwcrth  unrichtig  sei  und  mit  dem  Moment  des  nützlichen  Ge- 
brauclis  der  Dinge  der  Begriff  des  Werthes  absolut  nicht  verbunden 
werden  könne;  dass  vielmehr  der  Begriff  des  Werthes  nur  ein  einheit- 
licher sei,  die  Vermögensqualität  der  Dinge  bezeichne  und  durch  Bea- 
lisirung  der  Vermögensrechtsordnung  zur  concreten  Erscheinung  komme. 

Im  Folgenden  soll  nun,  um  diese  für  die  Erkenntniss  der  wirth- 
schaftlichen  Dinge  so  verhängnissvolle  Controverse  ihrer  endlichen  Er- 
ledigung näher  zu  bringen,  der  Begriff  des  Werthes  noch  schärfer  ana- 
lysirt  werden ,  theils  zur  mehreren  Befestigung  der  gewonnenen  Re- 
sultate, theils  um  meiner  nicht  überall  mit  dem  erforderlichen  Ver- 
ständniss  aufgenommenen  Kritik  des  Adam  Smith  eine  weitere  Stütze 
zu  verschaffen.  Ich  bediene  mich  dazu  des  Hülfsmittels  der  mathcnia- 
tischen  Methode,  um  die  Kraft  der  Argumentation  zu  verstärken  und 
gegen  abweichendes  Raisonnement  sicher  zu  stellen,  um  so  mehr,  als 
auch  der  neueste  Schriftsteller,  der  sich  mit  der  Analyse  des  Werthes 
eingehend  beschäftigte ,  dieses  Mittel  der  Verdeutlichung  gewählt  hat, 
ohne  jedoch,  wie  mir  scheint,  zu  abschliessenden  Resultaten  gelangt  zu 
sein  ^). 

K.  Marx  gibt  auf  die  Fragen,  wie  wird  der  Werth  einer  Waare 
ausgedrückt  und  wie  gewinnt  er  eigene  Erscheinungsform?  —  die  Ant- 
wort: Durch  das  Verhältniss  verschiedener  W^aaren. 


1)  Siehe  S.  279  ff.  dieses  Bandes  der  Jalirbb. 

2)  K.  3Iarx,  Das  Capilal.  Kritik  der  politischen  Oekonomie.  I.Band  Buchl: 
Der  Produclionsprozess  des  Capitais.  Cap.  l.  und  Anhang  zu  Cap.  1.  (S.  1  ff.  und 
S.  764  ff.J 
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Schon  diese  Antwort  ist  unrichtig  und  enthält  den  Keim  aller  Irr- 
thümer.  Denn  Waaren  sind  stets  ein  Doppeltes :  einmal  nützliche  Ge- 
genstände für  Zwecke  des  Gebrauchs  und  sodann  Werthgegenstände. 
Nennen  wir  die  Waaren  in  der  ersteren  Eigenschaft  Artikel,  so  erhellt, 
dass  zwei  Artikel  sich  gleichstehen  oder  gleich  gesetzt  werden  können, 
ohne  dass  daraus  etwas  für  ihren  Werth  resultirt.  Lässt  sich  z.  B.  mit 
20  Ellen  Leinwand  ein  gleich  nützlicher  Gebrauch  anstellen  wie  mit 
einem  Rock ,  so  folgt ,  dass  20  Ellen  Leinwand  und  1  Rock  als  Artikel 
(nützliche  Gegenstände)  sich  gleich  stehen,  aber  nicht  zugleich  als  Werth- 
gegenstände. Das  Verhältniss  zweier  Waaren  drückt  also  noch  nicht 
ihren  Werth  aus ;  die  Gleichsetzung  zweier  Waaren ,  soweit  sie  nur  als 
durch  ihre  Naturalerscheinung  nützliche  Gegenstände  sich  darstellen, 
lässt  ihren  Werth  unbekannt. 

W^enn  daher  Marx  die  einfache  Werthform  und  das  Geheimniss 
aller  Werthform  in  der  Gleichung:  20  Ellen  Leinwand  =.  1  Rock  findet, 
so  irrt  er.  Diese  Gleichung  besagt  nicht,  wie  Marx  meint,  20  Ellen 
Leinwand  sind  1  Rock  werth,  sondern  nur:  20  Ellen  Leinwand  sind 
gleich  1  Rock.  Diese  Gleichung  kann  die  beiden  Waaren,  Leinwand 
und  Rock ,  nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  Artikel  betreffen ;  sie  ist  dem 
Wortlaut,  d.  h.  dem  strengen  Lihalt  nach  nur  eine  Artikelgleichung, 
nicht  eine  Werthgleichung.  Die  Gleichung:  20  Ellen  Leinwand  r=:  1 
Rock  wird  daher  falsch  gelesen,  wenn  man  sie  liest:  20  Ellen  Lein- 
wand sind  1  Rock  werth;  denn  in  dieser  Lesung  wird  ein  Eactor,  der 
Werth,    hinzugesetzt,    der   in  der  Gleichung  selbst  nicht  enthalten  ist. 

Um  den  Eactor  des  Werthes  aus  der  Gleichung  herauszulesen,  muss 
er  in  dieser  selbst  zum  Vorschein  kommen.  Die  Gleichung  müsste  also 
lauten : 

W  20  L  =r  W  R. 

Diese  Gleichung  heisst:  Der  Werth  von  20  Ellen  Leinwand  ist 
gleich  dem  Werth  eines  Rocks.  Sie  ergibt  ein  Verhältniss  zweier  Waaren 
als  Werthgegenstände  zu  einander,  nicht  mehr  als  einfacher  Artikel. 
Sie  ist  correct,  weil  sie  genau  und  vollständig  in  Zeichen  ausdrückt, 
was  mit  Worten  besagt  werden  will. 

Nun  ist  aber  klar,  dass  die  Gleichung  W20L=iWR  zwar  ein 
Wer thverhältniss  zwischen  Leinwand  und  Rock  angibt,  aber  nicht 
den  Werth  der  Leinwand  oder  des  Rockes.  Sie  gibt  an,  dass,  wenn 
20  Ellen  Leinwand  und  1  Rock  Werth  haben,  dieser  Werth  ein  gleicher 
ist;  sie  gibt  aber  nicht  an,  dass  Leinwand  und  Rock  wirklich  Werth 
haben,  und  wie  gross  dieser  Werth  ist.  Ist  W  eine  negative  Grösse, 
z.  B.  0  (Null),  so  verschwindet  der  Werth  der  Leinwand  und  des  Rocks; 


408  R  o  e  s I e  r , 

denn  jede  Grösse,  Onial  genommen,  wird  =:  0.  Die  Gleichung  \V  20 
L  =  W  R  ergibt  also  nicht  den  Werth  weder  der  Leinwand  noch  des 
Rocks;  sie  lüsst  ihn  hyjjotlietisch.  Die  Werthgrössen  der  Leinwand  und 
des  Rocks  sind  mit  anderen  Worten  in  dieser  Gleichung  unbekannte  Grössen. 
Set/t  man  W20L  =  a,  und  WRrr:b,  so  würde  die  Gleichung  auch 
lauten  a=::b.  Nun  weiss  man  aber  aus  der  Gleichung  amb  weder 
die  Grösse  von  a  noch  die  Grösse  von  b;  man  weiss  nur,  dass  beide 
Grössen  gleich  sind.  Um  die  Grösse  von  a  zu  finden,  müsste  man  die 
von  b  kennen;  oder  umgekehrt,  um  die  Grösse  von  b  zu  finden,  müsste 
man  die  Grösse  von  a  kennen.  Die  Grösse  zweier  Unbekannten,  sagt 
ein  Klementargesctz  der  Algebra,  kann  nicht  aus  einer,  sondern  nur 
aus  zwei  Gleichungen  gefunden  werden.  Ist  in  unserem  Fall  a  =  3, 
dann  weiss  man,  dass  auch  b  =::  o.  Und  folglich  ist  W  20  L  r=  3,  dann 
auch  W  K  =:  3. 

Weder  aus  der  Formel  20  L  =  R ,  noch  aus  der  Formel  \V  20  L 
=  \V  R  lässt  sich  also  der  "VVerth  der  Leinwand  oder  des  Rocks  ent- 
nehmen. In  der  ersten  Formel  ist  der  Factor  des  Werthes  gar  nicht 
vorhanden,  sie  ist  daher  gar  keine  Werthformel ;  in  der  zweiten  ist  der 
Factor  des  Werthes  zwar  vorhanden ,  aber  auf  beiden  Seilen  der  Glei- 
chung. Da  nun  der  Werth  durch  die  Formel  erst  gefunden  werden 
soll,  also  als  unbekannte  Grösse  in  der  Formel  steht,  so  folgt,  dass 
die  einfache  Gegenübersetzung  zweier  Waaren  niemals  ihren  Werth  er- 
kennen lässt.  Nicht  aus  einer,  sondern  nur  aus  zwei  Formeln  könnte 
eine  Erkenntniss  des  Werthes  gewonnen  werden;  da  nun  in  der  einen 
von  beiden  Formeln  immer  die  eine  unbekannte  Grösse  als  bekannt  ge- 
geben wird,  so  folgt,  dass  die  Bestimmung  des  Werthes  einer  Waare 
durch  einfache  Gleichsetzung  mit  einer  anderen  den  Wertli  als  bekannt 
voraussetzt,  widrigenfalls  der  Werth  beider  Waaren  unbekannt  und 
ihre  positive  Werthexistenz  hypothetisch  bleibt. 

Die  richtige  Formel  für  den  Werth  einer  Waare  kann  also  nur 
eine  solche  sein,  welche  den  Factor  des  Werthes  weder  auf  beiden 
Seiten  der  Gleichung  hat,  noch  ihn  auf  beiden  Seiten  nicht  hat,  d.  h. 
eine  solche,  die  den  Factor  des  Werthes  nur  auf  einer  Seite  hat. 
Sie  muss  also  lauten: 

VV  20  L  =  R. 

Diese  Gleichung  heisst:  20  Ellen  Leinwand  sind  werth  1  Rock,  oder 
der  Werth  von  20  Ellen  Leinwand  beträgt  1  Rock.  So  sagt  auch  die 
Sprache  richtig:  1  Elle  Leinwand  ist  1  Thaler  werth,  nicht:  sie  ist  den 
Werth  1  Thalers  werth ;  der  Werth  einer  Elle  Leinw^and  beträgt  1  Thaler, 
picht:  den  Werth  eines  Thalers. 
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Hieraus  folgt  das  wichtige  Gesetz:  Der  Werth  eines  Dinges 
bedeutet  die  Gleichsetzung  mit  einem  anderen,  welches 
keinen  Werth  hat.  Oder:  Die  Werthsubstanz  der  Waaren 
darf  selbst  keinen  Werth  haben. 

Die  Wahrheit  dieses  Gesetzes  leuchtet  sofort  ein.  Sucht  man  den 
W'erth  als  Unbekanntes,  so  ist  jeder  Nichtwerth  im  Gegensatz  hiezu 
das  Bekannte.  Müsste  man  den  Werth  wieder  iu  einem  Werth  suchen, 
dann  auch  das  Unbekannte  im  Unbekannten,  was  ein  Widerspruch  und 
eine  Unmöglichkeit  ist. 

Wir  machen  hiervon  im  Vorbeigehen  eine  wichtige  Anwendung  für 
die  Theorie  des  Geldes.  Ist  das  Geld  Ausdruck  des  Werthes,  so  kann 
es  nicht  selbst  Werth  sein;  denn  den  W^erth  im  Werth  ausdrücken, 
hiesse,  ihn  nicht  ausdrücken.  Geld  als  solches  kommt  daher  nicht  als 
Werth  in  Betracht;  mit  anderen  W^orten,  Geld  in  seiner  reinen  Function 
ist  keine  W^aare.  Ist  das  Geld  das  Aequivalent  der  Waaren,  so  kann 
es  als  solches  keinen  Werth  haben,  sonst  wäre  es  sein  eigenes  Aequi- 
valent. Edelmetall,  als  Geld  geprägt,  streift  daher  seine  natürliche 
oder  stoffliche  Werthqualität  als  W^aare  ab,  wodurch  viele  Erscheinungen 
des  Geldwesens  sich  erklären.  Es  beruht  daher  auf  einem  ökonomischen 
Irrthum,  wenn  man,  wie  z.  B.  neuerdings  Endemann,  den  Werth  als 
den  Gegenstand  des  Darlehens  bezeichnen  will;  umgekehrt,  der  Gegen- 
stand des  Darlehens  ist  gerade  kein  Werth,  sondern  ein  reiner  Artikel. 
Daraus  ferner,  dass  nur  der  Werth  der  Edelmetalle  als  Waaren.  nicht 
aber  der  des  Geldes  sich  verändern  kann,  weil  ein  solcher  gar  nicht  exi- 
stirt,  ergeben  sich  die  Rechtsnormen  für  die  Rechtsgültigkeit  der  Geld- 
zahlung. Dass  das  Geld  historisch  zugleich  in  der  Erscheinung  der 
Waare  auftritt,  beweist  nicht,  dass  das  Metallgeld  das  normale  Geld 
ist,  sondern  eher,  dass  es  anomales  Geld  ist;  daher  ist  es  richtiger, 
die  (Metall-)  Geldwirthschaft  unentwickelte  Geldwirthschaft  zu  nennen, 
als  etwa  umgekehrt  die  Creditwirthschaft  nur  eine  höhere  Stufe  der 
Metallwirthschaft  ■''). 

Unsere  Gleichung  W  20  L  =  R  enthält  den  Satz ,  dass  auf  der- 
jenigen Seite  der  Werthformel,  welche  die  Werthsubstanz  darstellt,  der 
Eactor  des  Werthes  sich  nicht  betinden,  die  Werthsubstanz  selbst  keine 
Waare  sein  darf.  Der  Buchstabe  R  bedeutete  aber  bisher  einen  Rock, 
und  ein  Rock  ist  doch  eine  Waare,  wenigstens  sind  wir  Alle  gewohnt, 
ihn  als  eine  solche  zu  betrachten.     Um  daher  das  historische  Bewusst- 


3)  In  der  berühmten  Definition  des  Geldes  von  Paulus  (L.  1.  pr.  I>.  de  conlrah. 
emt.  (18.  1.)  sind  alle  diese  Sätze  vollständig  enthalten.  Insbesondorr  behandeln  die 
römischen  Juristen  das  Geld  stets  als  res  incorpor alis. 
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sein  der  J.eser  niclit  in  Veile^aMiiicit  zu  bringen  und  dadurch  das  Ver- 
ständniss  des  loii^MMiden  unnotliiger  Weise  zu  erschweren,  wird  es  niithifr, 
die  (jlieicliini^,  von  der  wir  aiis^Mii;^'en  und  die  sich  ohnehin  in  weiterer 
Analyse  als  iinrichti;^  daistcllfe,  zu  verändern.  Wir  setzen  daher  nun- 
mehr statt  K  lieber  2()  A,  und  meinen  damit  ein  (|uantitativ  bestimmtes 
l'ltwas ,  (las  keinen  Wertli  iiat.     i)ie  (ileichun^  lautet  nunmelir 

W2()  L-:'2U  A. 

Diese  Gleichung  heisst:  20  Kllen  Leinwand  sind  werth  2o  A  ;  da 
jede  Gleicluing  richtig  bleibt,  weim  man  sie  auf  beiden  Seiten  in  gleichem 
Verliältniss  verändert,  so  können  wir  auch  i>etzcn: 

WL— .  A, 
womit  ausgedrückt  ist,  dass  die  Werthsubstanz  der  Leinwand  schlecht- 
hin in  dem  werthlosen  Dinge  A  be>telit.  Da  die  Leinwand  uns 
nur  als  Beispiel  dient,  und  jeder  andere  Werthgegenstand  darunter 
zu  subsumiren  ist,  so  heisst  die  Gleichung  überhaupt  su  viel,  als  dass 
A  die  Werthsubstanz  aller  Waaren  ist.  Wir  könnten  L  auch  ganz 
weglassen,  dann  würde  die  Gleichung  W  =  A  den  Satz  in  sich  schliessen, 
dass  der  Werth  aller  denkbaren  Waaren  gleich  A  ist. 

In  den  Gleichungen  W20Lr=:20A,  WL=:A,  W==A  steht  auf 
der  linken  Seite  W,  das  Unbekannte,  so  zu  sagen  die  Werthfrage,  auf 
der  rechten  Seite  A,  das  Bekannte.  \Velches  ist  nun  dieses  bekannte 
Ding,  das  selbst  keinen  Werth  haben  darf  und  doch  den  Werth  aller 
Waaren  bestimmt?  Da  dieses  Ding  uns  bis  jetzt  unbekannt  ist,  so 
setzen  wir,  um  nicht  gegen  unsere  eigene  oben  angewendete  Regel  zu 
Verstössen,  in  Gedanken  eine  weitere  Gleichung  hinzu,  die  wir  aber 
erst  durch  das  Folgende  ausfüllen  können ,  nändich  A  rr:  x.  x  oder  A 
muss  uns  also  bekannt  sein ,  um  den  Werth  der  Waaren  bestimmen 
zu  können. 

Man  ist  nun  ziemlich  einig  darüber,  in  der  Arbeit  die  Werth- 
substanz der  Dinge  zu  erblicken.  Angenommen ,  dies  ist  richtig,  so 
setzt  dies  den  Begrifi  der  Arbeit  und  .ihre  Function  in  der  gesellschaft- 
lichen Wirthschaft  als  bekannt  voraus.  Aus  Irrthümern  über  den  Be- 
griö'  der  Arbeit  können  nur  Irrthümer  über  den  Werth  entspringen. 
Ferner  setzt  diese  Lehre  voraus,  dass  die  Arbeit  nicht  selbst  Werth 
habe,  also  nicht  selbst  eine  Waare  sein  darf.  Hätte  die  Arbeit  Werth, 
so  könnte  sie  nicht  benutzt  werden  zur  Bestimmung  des  Unbekannten, 
des  Werthes,  weil  sie  dann  selbst  unbekannt  wäre.  Die  sittliche  An- 
forderung, die  Arbeit  nicht  als  Waare  zu  behandeln,  ist  also  auch 
streng  mathematisch  beweisbar. 

Hiemit  fällt  ein  von  Adam  Smith  aufgestelltes  Gesetz 
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über  den  Haufen,  nämlich  das  Gesetz  der  freien  Concur- 
renz  zwischen  Arbeit  und  Capital  nach  den  Grundsätzen 
des  Waarentausches;  dieses  Gesetz  ist  nicht  anwendbar,  weil  die 
Arbeit  keinen  Werth  hat. 

Unterstellt  man  nun  die  Arbeit  als  Werthsubstanz  der  Waaren, 
womit  nicht  gesagt  ist,  dass  die  Arbeit  auch  die  werthbildende  Substanz 
sei    so  fragt  es  sich,  was  wir  unter  der  Arbeit  zu  verstehen  haben. 

In  dieser  Beziehung  stellen  sich  unter  dem  Namen  der  Arbeit  ver- 
schiedene Begriffe  dar,  welche  streng  von  einander  zu  scheiden  sind. 
Arbeit  kann  bedeuten:  einmal  entweder  Arbeitskraft  oder  Arbeits- 
leistung; sodann  geleistete  Arbeit  oder  verfügbare  Arbeit.  Häufig  wird 
unter  Arbeit  auch  der  Arbeiter  selbst  oder  die  arbeitende  Klasse  ver- 
standen, wovon  für  jetzt  jedoch  abgesehen  werden  kann. 

Es  ergeben  sich  offenbar  ganz  verschiedene  Kesultate,  jenachdem 
man  die  Arbeitskraft  oder  die  Arbeitsleistung,  die  geleistete  Arbeit  oder 
die  verfügbare  Arbeit  als  die  Materie  der  Werthbildung  erklärt.  Es  ist 
bekannt,  dass  Adam  Smith  zwischen  den  beiden  letztgenannten  Alter- 
nativen herumschwankte,  Ricardo  dagegen  mit  der  ganzen  Kraft  seines 
eleganten  Scharfsinnes  für  das  Moment  der  geleisteten  Arbeit  eintrat  und 
dieses  seinem  ganzen  System  als  Eckstein  zu  Grunde  legte.  Wenn  man  nun 
auch  noch  gegenwärtig  mit  Emphase  zu  dem  Lehrsatz  sich  bekennt, 
dass  die  Arbeit  allein  den  Werth  erzeuge,  so  ist  damit  noch  gar  Nichts 
gesagt;  es  fragt  sich,  welche  Arbeit  erzeugt  Werth V 

Die  Arbeitskraft  ist,  an  sich  betrachtet.  Nichts  weiter  als  quanti- 
tativ messbare  Naturkraft  in  menschlich  organischer  Gestalt,  Knochen, 
Muskel ,  Sehne ,  Gehirn ,  Blut  u.  s.  f. ,  deren  Entstehung  durch  Ein- 
führung der  erforderlichen  Nahrungsmittel,  in  ihrer  Gesammtheit  Unter- 
halt genannt,  in  den  menschlichen  Organismus  bedingt  ist.  Insofern 
ist  die  Arbeitskraft  nur  die  organisch  bestimmte  Eorm  einer  Quantität 
Unterhaltsmasse,  welche  sich  im  fortlaufenden  Lebensprozess  des  Indi- 
viduums beständig  zu  verflüchtigen  strebt,  wie  in  jedem  Naturgebilde, 
welche  aber  durch  die  geistige  Thätigkeit  des  Arbeiterindividuums,  die 
Arbeitsleistung ,  zu  einer  anderen  Stoffbildung  verwendet  und  somit  in 
ein  neues  Product  ausserhalb  des  menschliclicn  Organismus  übergeleitet 
werden  kann.  Bei  dieser  Wanderung  der  Unterhaltsmasse  durch  ver- 
schiedene Bildungsformen  —  ein  reiner  Naturprozess ,  der  ganz  ebenso 
auch  an  Thieren  und  anderen  Naturkörpern  vorgelit  —  wird  sie  ihren 
Werth  beibehalten,  wenn  sie  solchen  bereits  besitzt;  in  diesem  Fall 
kann  aber  eine  Werthbildung  daraus  nicht  abgeleitet  werden,  weil  erst 
der  Werth  der  Untcrhaltsmasse  selbst  zu  erklären  wäre.     Eine  Werth- 
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ülicrtrasnni?  liefet  daj^ogcn  nidit  \<ii-,  wenn  din  IJnterlinltsinasse  selbst 
keinen  VVertli  liaf ;  hier  Wi  das  Stadiiiiii  der  WerthhildmiK  iil)erliaiii)t 
iiocli  nicht  eingetreten,  sondern  es  s])iiint  sich  mir  ein  Naturprozess 
ai).  nnstreiti^  von  Wicht i,i,d{eit  liir  das  hetliciligte  Individiuun.  welches 
(ladurch  ernährt  und  am  Leben  erlialten  wird,  aber  ohne  von  dem  Ile- 
snltat  einer  Werthbiliinnu  hegleitet  zu  sein.  Der  Mensch  führt  liier 
noch  (his  Leben  ch's  Thieres. 

Wann  ist  nun  die  l'nterhaltsmasse,  die  ein  Arbeiter  verzciirt,  ohne 
WertliV  Oti'enbar  dami,  wenn  seine  Arbeitsleistung  keinen  höheren 
Krt'olg  hat,  als  die  lleproduetion  seines  Unterhalts.  100  Schefiel  Ge- 
treide, welche  durch  Arbeit  niemals  vermehrt,  sondern  innner  nur  in 
derselben  Quantität  wieder  hergestellt  werden  können ,  sind  oifenbar 
keine  Werthmasse.  ISie  sind  vollständig  unlösbar  vom  Arbeiter  und 
können  weder  einen  Vermögensgegenstand  für  sich,  noch  einen  Tausch- 
gegenstand bilden.  In  diesem  Stadium  der  Production  ist  ein  Privat- 
eigenthum  unmöglich,  nicht  einmal  Sclaverei,  die  folglich  schon  eine 
höhere  Siufe  der  Wirthschaftsentwickhing  andeutet;  denn  welches  Inte- 
resse könnte  man  haben,  eine  Arbeiiskraft  zu  besitzen,  die  nur  zu 
vegetiren  vermag?  oder  eine  Waare,  die  keine  Verfügung  über  sich 
selbst  zulässt? 

Diejenige  Arbeit,  welche  nicht  mehr  hervorbringt,  als  sie  verbi'aucht, 
nenne  ich  negative  Arbeit.  Ihr  steht  gleich  diejenige  Arbeit,  welche, 
gleichviel  wie  viel  sie  hervorbringt,  ihr  eigenes  Product  stets 
und  vollständig  wieder  verschlingt.  Wo  dem  Arbeiter  sein  ganzes  Pro- 
duct ausschliesslich  angehört,  ohne  dass  er  es  jedoch  von  seiner  Person 
loszutrennen  vermöchte,  da  ist  weder  Privateigenthum  noch  Werthbildung 
möglich.  Negative  Arbeit  lässt  also  die  Entstehung  von  Werth  nicht 
zu,  obgleich  sie  Gegenstände  hervorbringt,  deren  Gebrauch  von  grossem 
Nutzen  sein  kann,  und  obgleich  hier  Arbeit  in  gewissem  Massstabe  ge- 
leistet wird.  Setzen  wir  negative  Arbeit  =  0  A ,  so  verwandelt  sich 
die  obige  Formel  W  L  =  A  in  die  andere  Formel  W  L  =  0 ;  woraus 
sich  deutlich  zeigt,  dass  im  Fall  der  negativen  Arbeit  eine  Werthbil- 
dung undenkbar  ist. 

Der  Satz,  dass  jedes  Product  so  viel  Werth  habe,  als  Arbeit  darin 
enthalten  sei,  ist  also  jedenfalls  für  den  Fall  der  negativen  Arbeit  un- 
richtig. 

Im  Gegensatz  hiezu  nenne  ich  positive  Arbeit  diejenige,  welche 
mehr  hervorbringt,  als  sie  verbraucht.  Dies  leuchtet  von  selbst  ein. 
Soll  W  L ,  d.  h.  der  Werth  von  Leinwand  oder  irgend  einer  anderen 
Waare,  eine  positive  Grösse  sein,  so  umss  auch  A  eine  positive  Grösse 
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sein.  Die  Wertlibilduiig  setzt  also  unter  allen  umständen  positive  Ar- 
beit voraus.  Werthbildung  ist  nur  möglich,  wenn  aus  100  Scheffeln 
Getreide  durch  Yermitüuug  von  Arbeit  etwa  110  Scheffel  gemacht 
werden  können. 

Ist  WL=:A,  so  ist  WL  um  so  grösser,  je  grösser  A.  Ist  A^S, 
so  auch  WL^üo;  ist  A=r6,  so  auch  WL  =  6.  Der  Werth  der  Waaren 
steht  folglich  im  directeu  Verhältniss  zu  dem  Grade,  in  welchem  sie 
sich  mit  positiver  Arbeit  verbinden  können,  und  im  umgekehrten  Ver- 
hältniss zu  dem  Grade,  in  welchem  sie  mit  negativer  Arbeit  vereinigt 
werden.  Mit  anderen  Worten:  der  Werth  der  Waaren  steht  im  directen 
Verhältniss  zu  ihrer  Lösbarkeit,  und  im  indirecten  Verliältniss  zu  ihrer 
Gebundenheit  gegenüber  der  Arbeit. 

Beide  Verhältnisse  können  auch  combinirt  auftreten.  Xehmen  wir 
beispielshalber  WLz:^o  (hier  ist  A  die  positive  Grösse  3)  und  WG 
(Gold)  :=  0.  Letztere  Gleichung  zeigt  an,  dass  Gold  keine  Waare  ist, 
welche  mit  positiver  Arbeit  verbunden  werden  kann.  Addirt  man  nun 
beide  Gleichungen ,  so  erhält  man  W  (L  -|-  G)  =  3.  Dieses  Ergebniss 
zeigt,  dass  G,  obgleich  für  sich  allein  wertblos,  doch  durch  die  Ver- 
bindung mit  L  einen  Werth  erhalten  kann.  Möglicher  Weise  zieht  G 
durch  seine  Verbindung  mit  L  die  Hälfte,  mehr  oder  weniger,  von  dem 
Werth  der  letzteren  auf  sich  herüber.  Denkt  man  sich  nun  die  un- 
endliche Mannichfaltigkeit  von  Verbindungen,  welche  die  verschiedenen 
Vfaaren  unter  einander  eingehen  können,  so  folgt:  1)  dass  der  Werth 
jeder  einzelnen  Waare  regelmässig  auch  abhängig  sein  wird  von  dem 
Werth  aller  übrigen,  und  2)  dass  sehr  viele  Mittelglieder  erforderlich 
sein  werden,  um  alle  Waaren  in  eine  ununterbrochene  und  zusammen- 
hängende Werthkette  zu  vereinigen,  und  um  so  mehr,  je  höher  der 
Werth  im  Einzelnen  steigt  und  je  weiter  sie  in  Bezug  auf  ihr  Ver- 
hältniss zur  Arbeit  von  einander  entfernt  sind.  P's  eröffnet  sich  hier 
ein  Prozess  der  Werthbildung,  der  jedoch  nur  angedeutet  und  für  jetzt 
nicht  weiter  untersucht  werden  soll.  Es  war  jedoch  nöthig,  diese  Be- 
merkung einzuüechten ,  um  dem  Irrthum  vorzubeugen,  als  könnten  nur 
diejenigen  Waaren  Werth  erlangen,  welche  pliysikalisch  mit  positiver 
Arbeit  verbunden  werden  können,  d.h.  nur  IJnterhaltsmittel  für  Arbeit. 
Die  Verbindung  von  Unterhalt  mit  positiver  Arbeit  mag  der  Ausgangs- 
punkt der  Werthbildung  sein,  aber  die  Werthbildung  bleibt  bei  diesem 
Ausgangspunkt  niciit  stehen.  Immerhin  kann  der  Prozess  der  Werth- 
bildung die  Thatsache  nicht  umstossen,  dass  jede  Arbeit,  auch  die  po- 
sitive, mit  physilvalischer  Notlnvendigkeit  einer  bestimmten  ünterhalts- 
masse  bedarf,  woraus  sich  der  Schluss  ziehen  lässt,  dass  jeder  Werth- 
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gcgüiistand  ökonomisch  eine  Quantität  Unterhalt  repräsentirt  und  die 
ganze  voihandene  VVerthniasse  sich  wenigstens  mittelbar  in  IJnterhalts- 
masse  für  positive  Arbeit  auflösen  lassen  muss. 

Negative  und  i)ositive  Arbeit,  obgleich  ini  l'rozos  der  Werth- 
i)ildung  diametral  entgegengesetzt,  sind  als  Natiirprozesse  identi.-ch. 
l)(!r  negative  Arbeiter  verrichtet  in  physikalischer  Hinsicht  mit  Arm. 
I'iiss,  Oehirn  u.  s.  w.  ganz  dasseli)e,  was  der  ])osifive.  Soweit  der 
natin'liche  Arl)eitsprozess  in  Frage  steht,  ist  er  also  weder  negativ  noch 
l)ositiv.  Nicht  einmal  die  Grösse  des  Arbeitsproducts  ist  entscheidend; 
100  Scheifel  Getreide  können  ein  Krgebniss  negativer  wie  positiver  Ar- 
beit sein,  in  100  Sclietleln  Getreide  liegt  also  Nichts,  was  ihren  Werth 
erzeugen  könnte.  Im  Product  als  solchem  liegt  kein  Moment  der  Werth- 
bildung. 

Jedes  Product  als  solches  trägt  zwei  Eigenschaften  in  sich:  1;  ist 
es  ein  nützlicher  Gegenstand  (Artikel)  und  der  Grad  seiner  Nützlich- 
keit wird  durch  seine  physikalischen  (technischen)  Eigenschaften  be- 
stimmt; 2)  ist  es  Ergebniss  (Träger)  geleisteter  Arbeit. 

Hieraus  folgt  zur  Evidenz :  Eine  Waare  kann  weder  dadurch  Werth 
erhalten,  dass  sie  einen  gewissen  Grad  von  Nützlichkeit  in  sich  birgt, 
noch  dadurch,  dass  sie  durch  Arbeit  hervorgebracht  wurde.  Die  Werth- 
bildung  der  Waaren  ist  folglich  unabhängig  von  ihren  nützlichen  Eigen- 
schaften und  von  ihrer  technischen  Entstehungsweise. 

Es  zeigt  sich  also  auch  hiedurch,  dass  die  oben  bekämpfte  Formel : 
20  Ellen  Leinwand  =:  1  Rock  keine  Werthformel  sein  kann.  Beide 
Waaren  sind  im  Gebrauch  nutzbar  und  beide  durch  Arbeit  entstanden, 
aber  wenn  letztere  negativ  wäre,  sind  sie  trotzdem  werthlos.  Damit 
sie  Werth  erhalten,  ist  nothwendig,  dass  zu  beiden  der  Factor  W  =:  A, 
d.  h.  positive  Arbeit  hinzutritt. 

Man  pflegt  zu  sagen,  aller  Werth  sei  relativ,  er  bestehe  stets  nur 
in  einem  Verhältniss  zweier  Waaren,  die  gegen  einander  ausgetauscht 
werden  können.  Dies  ist  ein  Irrthum,  eine  Waare  hat  Werth  nicht 
durch  das  Vorhandensein  anderer  Waaren,  sondern  positiver  Arbeit. 
Gesetzt  alle  Waaren  verschwänden  bis  auf  eine,  die  aber  positive  Ar- 
beit hervorzurufen  vermöchte,  so  behielte  sie  Werth.  Dasselbe  ist  der 
Fall,  wenn  eine  Waare  von  der  Circulation  ausgeschlossen  ist.  Un- 
verkäufliche Grundstücke  z.  B.  haben  Werth  im  Verhältniss  der  posi- 
tiven Arbeit,  die  auf  ihnen  verrichtet  wird. 

Ein  allgemeines  Steigen  der  Werthe,  welches  häufig  als  ein  innerer 
Widerspruch  bezeichnet  wird,  weil  hier  das  gegenseitige  Werthverhält- 
niss  der  Waaren  unter  einander  nicht  verändert  werde,  ist  daher  trotz- 
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dem  eine  reelle  Erscheinung.  Wird  die  Arbeit  positiver  an  allen  Punkten, 
wo  sie  verrichtet  wird,  so  müssen  alle  Werthe  in  die  Höhe  gehen ;  dies 
ist  aber  kein  blosses  Gaukelspiel,  sondern  es  hat  sehr  reelle  Wirkungen 
für  alle  Diejenigen,  welche  an  der  Werthbildung  participiren. 

Die  Positivität  der  Arbeit  darf  mit  ihrer  Productivität  nicht  ver- 
wechselt werden;  beide  können  gleichzeitig  mit  einander  auftreten  und 
sich  entwickeln,  aber  sie  sind  in  ihrem  Wesen  ganz  und  gar  verschieden. 
Auch  sterile  Arbeit  kann  positiv  sein ,  umgekehrt  productive  Arbeit 
negativ.  Gesetzt  100  Scheffel  Getreide  ergeben  im  Arbeitsprozess  wieder 
nur  100,  aber  der  Arbeiter  erhält  davon  nur  90,  so  ist  seine  Arbeit 
positiv,  denn  10  Scheffel  lösen  sich  ab  von  seiner  Person  und  gehen 
in  das  Vermögen  über  als  selbständige  Bestandtheile;  erbringen  dagegen 
100  Scheffel  im  Arbeitsprozess  110,  aber  diese  110  fallen  ganz  an  den 
Arbeiter,  so  ist  seine  Arbeit  negativ,  denn  sein  Product  kann  nicht 
von  ihm  abgetrennt  werden.  Der  Arbeiter  kann  mehr  geniessen,  allein 
ein  Werth  ist  nicht  vorhanden. 

Man  sieht  also,  dass  die  Werthbildung  undenkbar  ist  ohne  ein 
Vermögensrecht,  welches  den  Arbeiter  von  seinem  Producte  trennt  in 
positivem  Verhältniss.  Die  Werthformel  WL  =  A  setzt  einen  gesell- 
schaftlichen Zustand  voraus,  in  welchem  Arbeitslohn  und  Arbeitsproduct 
verschiedene  Grössen  sind.  Wo  zwischen  beiden  keine  Differenz  besteht, 
ist  alle  Arbeit  negativ,  gleichviel  welche  Producte  sie  liefert,  und  alle 
Werthbildung  unmöglich.  Folglich  erzeugt  das  Vermögens- 
recht und   nicht  die  Arbeit  den  Werth. 

Ob  in  einem  Gemeinwesen  negative  oder  positive  Arbeit  verrichtet 
wird,  ist  weder  abhängig  von  den  natürlichen  Eigenschaften  der  Waaren 
noch  von  den  natürlichen  Gesetzen  des  durch  Arbeit  vermittelten  Pro- 
ductionsprozesses.  Weder  aus  der  Waare  noch  aus  der  natürlichen 
Arbeitsthätigkeit  lässt  sich  folglich  ein  Wirthschaftsgesetz  ableiten ,  das 
nicht  rein  physikalischer  oder  technologischer  Natur  wäre.  Die  Wirth- 
schaftsgesetze  stehen  völlig  ausserhalb  dieses  Kreises,  sie  sind  identisch 
mit  den  Ptechtsverhältnissen ,  in  welchen  die  zu  einem  Gemeinwesen 
vereinigten  Personen  unter  einander  stehen.  Ist  nun  die  Kechtsbildung 
ein  historisches  Product  der  menschlichen  Entwicklung,  so  versteht  es 
sich  von  selbst,  dass  die  Wirthschaftsgesetze  keine  ewigen  Naturgesetze 
sein  können.  Welches  Rechtsverhältniss  besteht  zwischen  Arbeit  und 
Vermögen?  Dies  ist  die  Cardinal  frage,  deren  Picantwortung  sowohl 
über  die  Werthbildung,  wie  über  alles  Detail  der  Wirthschaft  entscheidet. 

Die  Gleichung  W20L  =  20A  bedeutet:  der  AVerth  von  20  Ellen 
Leinwand  beträgt  ein  20faches  C^iuinlum  positiver  Arbeit.    Arbeit  muss 
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also  ein  Diii^^  sein,  welches  (|iiantitativ  nicssbar  ist,  d  li.  es  wird  im 
Prozess  der  Werthbilduiif,'  von  den  (lualitativen  Unterschieden  der  Arbeit 
abgesehen,  und  nur  qualitativ  gleiche  Arbeit  zu  Grunde  gelegt.  Bezieht 
also  ein  Arbeiter  bei  gleicher  Arbeitsdauer  einen  höheren  Arbeitslohn 
als  ein  anderer  Arbeiter,  so  hiit  dies  keinen  Kintlu-s  auf  die  \V(;rth- 
bildung;  mit  anderen  Worten:  bei  gegebenem  positivem  Grude  der  Ar- 
beit ist  der  Werth  der  Arbcitsproducte  unabhängig  von  der  Il(»he  des 
Arbeitslohnes. 

Hieraus  folgt  das  Gesetz :  Der  Arbeitslohn  ist  kein  Moment 
der  Werthbildung. 

Damit  fällt  ein  zweites  von  Adam  Smith  aufgestelltes  Funda- 
mentalgesetz zusammen,  nämlich  das  Gesetz,  dass  der  Werth  oder 
Preis  aller  Waaren  sich  schliesslich  auflöse  in  Arbeitslohn,  Profit  und 
Rente.  Der  Arbeitslohn  spielt  vielmehr  im  Werthbilduug-sprozess  keine 
Rolle  und  es  bleiben  höchstens  Profit  und  Rente  übrig. 

Dies  leuchtet  ein.  Da  jede  vorhandene  Werthmasse,  wie  oben  ge- 
zeigt, Unterhaltsmittel  für  positive  Arbeit,  also  Arbeitslöhne,  repräsentirt, 
so  kann  ihr  Werth  nicht  durch  die  Arbeitslöhne  bestimmt  werden.  Die 
Unterhaltsmasse  ist  ja  gerade  die  Masse,  deren  Werth  gefunden  werden 
soll;  die  Ursache  ihres  Werthes  kann  nicht  in  ihr  selbst  liegen.  P]s 
wäre  nicht  abzusehen ,  wie  daraus ,  dass  die  Arbeit  ein  Quantum  von 
Producten  verbraucht,  um  dann  dieses  Quantum  in  einer  gewissen  Pro- 
portion wieder  hervorzubringen,  der  Werth  dieser  Producte  abgeleitet 
werden  kann. 

Liegt  nun  qualitativ  gleiche  Arbeit  der  Werthbildung  zu  Grunde, 
so  kann  die  Zeit  als  ihr  quantitativer  Massstab  benutzt  werden.  A  ist 
somit  1  Tag  positiver  Arbeit.  Die  Gleichung  W  20  L  =  20  A  bedeutet 
daher:  20  Ellen  Leinwand  haben  den  Werth  von  20  Tagen  positiver 
Arbeit,  oder,  der  Besitzer  von  20  Ellen  Leinwand  hat  20  Tage  positiver 
Arbeit  zu  seiner  Verfügung.  Auch  hieraus  ergibt  sich  deutlich,  wie 
sehr  das  Princip  des  Werthes  mit  der  Existenz  des  Privateigenthums 
unzertrennlich  verbunden  ist.  Denn  hätte  der  Besitzer  von  Leinwand 
keine  ausschliessliche  Verfügungsgewalt  über  dieselbe,  so  könnte  er 
auch  nicht  über  positive  Arbeit  verfügen. 

Aus  der  Gleichung  W  20  L  =  20  A  ergibt  sich  als  ebenso  richtig 
die  andere:  WL=:A,  d.  h.  1  Elle  Leinwand  ist  1  Tag  positiver  Ar- 
beit werth  ;•  ferner  W  100  L  ==::  100  A,  100  Ellen  Leinwand  sind  100 
positive  Arbeitstage  werth  u.  s.  f.  Mit  anderen  Worten :  die  Quantität 
einer  W^aare  hat  keinen  verändernden  Einüuss  auf  ihren  Werth.  Dieses 
Gesetz  ist  jedoch  nur  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  richtig,   weil  die 
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Concentration  grosser  Werthquantitäten  leicht  den  Positivitätsgrad  der 
Arbeit  alterirt. 

Daraus,  dass  die  Gleichung  W  20 LrrrWR  noch  die  weitere  Gleichung 
W20Lnz20A  erfordert,  um  den  Werth  von  L  oder  R  zu  erforschen, 
folgt,  dass  aus  reinen  Waarenverhältnissen  noch  kein  Werthverhältniss 
von  positivem  Inhalt  abstrahirt  werden  kann.  Das  Tauschverhältniss 
der  Waaren  zu  einander  folgt  mithin  nicht  aus  ihnen  selbst,  sondern 
aus  ihrem  positiven  Verhältniss  zur  Arbeit.  Weder  die  einzelne  Waare, 
noch  die  Gesammtheit  aller  einzelnen  Waaren  zusammengenommen  ent- 
hält ein  Werthmoment.  Daraus  folgt,  dass  der  Werth  keine  objective 
Eigenschaft  der  Waaren  sein  kann ,  auch  nicht  in  dem  relativen  Sinne 
der  bisherigen  Theorie.  Der  Werth  ist  vielmehr  eine  persönliche  Macht 
der  Waarenbesitzer  gegenüber  der  Arbeit;  diese  Macht,  in  einem  ge- 
gebenen Grade  vorausgesetzt,  kann  jedoch  in  verschiedenem  Grade  von 
den  einzelnen  Individuen  ausgeübt  werden,  und  daraus  ergeben  sich 
beständige  WerthÜuctuationen  rein  individueller  oder  localer  >;atur. 
So  wenig  daher  mit  der  Uebertragung  (Tradition)  einer  Waare  ein 
fester  Werth  übertragen  werden  kann,  so  wenig  liegt  in  den  Quantitäts- 
verhältnissen der  Waaren  unter  einander  ein  Moment  ihres  Werthes; 
Nachfrage  und  Vorrath  sind  daher  keine  Ursachen,  sondern  nur  Er- 
scheinungsformen des  Werthprozesses. 

Mit  dem  Unterschied  zwischen  negativer  und  positiver  Arbeit  darf 
ein  anderer,  bereits  von  Cauard  aufgestellter  und  neuerdings  vdeder 
hervorgezogener  Unterschied  nicht  verwechselt  werden,  nämlich  der 
Unterschied  zwischen  nothwendiger  und  überflüssiger  Arbeit.  In  diesem 
letzteren  liegt  eine  socialistische  Verdrehung  jenes  ersteren,  welche 
von  der  Realität  der  Dinge  weit  abführt.  Nothwendige  Arbeit  soll  die- 
jenige sein,  welche  den  Werth  der  verbrauchten  Unterhaltsmittel  des 
Arbeiters  reproducirt,  überflüssige  diejenige,  welche  einen  Mehrwerth 
hervorbringt.  Diese  Begriffsformulirung  beruht  auf  dem  Irrthum  Ri- 
cardo's,  dass  die  geleistete  Arbeit  den  Werth  regulire,  und  fällt 
selbstverständlicli  mit  diesem  Irrthum  in  sich  zusammen,  zugleich  mit 
allen  socialistisclien  Folgerungen ,  die  man  daraus  ziehen  mag.  Allein 
es  handelt  sich  in  der  That,  wie  oben  gezeigt,  nicht  um  einen  Uebcr- 
schuss  an  Producten  über  ihren  Verbrauch,  sondern  um  eine  Trennung 
des  Products  vom  Arbeiter,  mit  anderen  Worten  um  den  Nachweis, 
dass  die  Arbeit  für  sich  das  werthbildende  Princip  sei.  Dieser  Nach- 
weis ist  nicht  geliefert. 

Läge  im  Werth  nicht  das  beherrschende  Princip  für  die  Verthei- 
lung  des  Products,    so  müsste  ein  anderes  Princip   an   dessen  Stelle 
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treten.  Soll  nun  der  Arbeit  ihr  ^'anzcs  Product  zufallen,  so  müsste 
die  Arl)eit  —  denn  um  den  Namen  kann  es  sich  nicht  handeln  — ■  \Vertli 
haben;  mit  der  Anmihme  eines  Werthes  der  Arbeit  ist  aber  der  Zu- 
gang zum  Verstäiidniss  des  Werthes  versi)errt. 

Die  Arliüit  verzehrt  keinen  Werth,  so  weni;,'  wie  das  Thier  oder 
die  Maschine;  sie  braucht  also  auch  keinen  Werth  zu  reproduciren; 
es  kann  ihr  also  auch  nicht  das  Verdienst  eines  Mehrwerthes  zuge- 
sprochen werden. 

Aus  der  (Jleichuug  WMirrr  A  folgt  die  weitere:  W  =--.   Wäre  nun 

A  =  L,  so  wäre  ortenbar  W  ^i:;  1,  und  folglich  das  Product  aus  W  L  rz  L. 
Damit  würde  aber  der  Factor  W,  d.  h.  der  Factor  des  W'erthcs,  aus  der 
Waare  L  verschwinden  und  die  Waare  Leinwand  allein  übrig  bleiben. 
Dann  wäre  aber  nicht  mehr  WL=:A,  sondern  schon  L  =  A,  was  für 
uns  einen  inneren  Widerspruch  enthält.  A  muss  daher  grösser  sein 
als  L,  mit  anderen  Worten,  Leinwand  hat  nur  dann  Werth,  wenn  sie 
sich  durch  Arbeit  zum  Vorthcil  ihres  Desitzers  quantitativ  vermehrt. 
Der  Werth  einer  Waare  läuft  daher  parallel  mit  der  Fähigkeit  ihres 
Besitzers,  durch  Arbeit  ihre  Quantität  zu  vermehren^). 

Man  sage  nicht,  dass  hiedurch  Werth  mit  Productivität  identisch 
würde.  Schon  oben  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  positive  und  pro- 
ductive  Arbeit  verschiedene  Dinge  seien.  Auch  sterile  Arbeit  kann  po- 
sitiv sein,  wenn  sie  das  Vermögen  vergrössert.  Das  Vermögen  besteht 
nicht  in  der  Masse  der  Producte,  sondern  in  ihrem  Werth.  Ist  aber 
grosses  Vermögen  Reichthum ,  so  leuchtet  ein,  dass  der  Reichthum  an 
sich  kein  Mittel  ist,  die  Genussfähigkeit  eines  Volkes  zu  erhöhen.  Die 
Bedürfnissbefriedigung  steht  daher  mit  der  Ansammlung  des  Reichthums 
in  keinem  inneren  Zusammenhang;  folglich  sind  auch  W^erth  und  Be- 
dürfniss  keine  harmonischen  Begriffe.  Eine  Theorie,  welche  vom  Be- 
dürfniss  ausgeht  und  bei  der  höchstmöglichen  "Wertherzeugung  anhangt, 
ist  keine  consequente  Theorie.  Die  auf  den  Begriff  des  Werthes  ge- 
baute Wirthschaftstheorie  darf  nur  von  dem  Princip  des  Vermögens 
ausgehen.  Ein  Volk  kann  bei  verhältnissmässig  negativer  Arbeit,  also 
ohne  grosse  Vermögensausammlung,  möglicher  Weise  sehr  reichlich  ver- 
sorgt sein,  und  umgekehrt  werden  grosse  Werthziffern  vielfache  Ent- 
behrung für  Alles,  was  Arbeit  heisst,  mit  sich  bringen.  Die  Lehre, 
dass  nur  das  Einkommen,  d.  h.  das  erzeugte  Mehrproduct  verzehrt  werden 


4)  Allerdings    ist  W  =  A,    folglich  L=:  —  ^^i.    Dies  heisst  aber  nur,  dass  L 
eine  bestimmte  Quantität  irgend  einer  Waare  bedeutet. 
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dürfe,  ist  vom  Standpunkte  des  Ganzen,  also  innerhalb  einer  Volks- 
wirthschaftstheorie ,  so  irrig  wie  möglich.  Will  man  die  Gesetze  der 
Gütervertheilung  erforschen,  so  darf  man  nicht  ausgehen  von  dem  Ge- 
sichtspunkt des  Gesammteinkommens  oder  der  Vermehrung  der  Pro- 
ducte;  dieser  Gesichtspunkt  lässt  Alles,  was  Arbeit  heisst,  ausser  Be- 
trachtung. Die  Ansicht,  dass  das  Arbeitseinkommen  aus  der  Güterver- 
mehrung bestritten  werde,  ist  ebenso  irrig,  wie  etwa  die  Meinung,  dass, 
wenn  ich  einen  Thaler  in  die  Tasche  stecke  und  ihn  daraus  wieder 
hervorziehe,  durch  diese  Manipulation  ein  zweiter  Thaler  entstanden  sei. 

Da  auch  bei  steriler  Arbeit  der  Volksreichthum ,  d.  h.  die  Anzahl 
reicher  Leute  in  einem  Volke,  steigen  kann,  so  ist  klar,  dass  fort- 
während steigender  Heichthum  zufolge  der  Wucht  seiner  überlegenen 
Quantität  den  Positivitätsgrad  der  Arbeit  leicht  in  zunehmender  Pro- 
portion erhöht.  Dass  damit  fortlaufende  Deterioriation  des  Volks  zu- 
nächst in  materieller  Hinsicht,  dann  auch  in  sittlicher  und  geistiger, 
verbunden  sein  muss,  leuchtet  ein.  Hiedurch  erklärt  sich  die  Erscheinung, 
dass  das  Proletariat  ein  stetiger  Begleiter  des  Pteichthums  ist,  und  be- 
stätigt sich  das  historische  Gesetz,  dass  der  Reichthum  von  einem  ^'olk 
nie  festgehalten  werden  kann,  weil  er  die  Mittel  seiner  Ansammlung 
erschöpft.  Er  zehrt  sich  selbst  auf.  Der  Volksreichthum  ist  daher 
stets  eine  vorübergehende  Phase  im  Leben  der  Völker,  und  hierin  liegt 
der  Beweis,  dass  es  eine  »Wissenschaft  des  Volksreich th ums«  durchaus 
nicht  geben  kann,  so  wenig  wie  eine  Wissenschaft  des  INIittelalters  oder 
des  Cäsarismus.  Was  nicht  über  die  Wandlungen  der  Zeit  erhaben  ist, 
kann  nicht  Gegenstand  einer  Wissenschaft  sein. 

Hiemit  können  wir  schliessen,  dass  der  W^erth  oder  die  quantita- 
tive Vermögenssubstanz  der  Waaren  in  einem  Quantum  positiver  Ar- 
beit besteht. 

Sind  Werth,  Privateigenthum,  Unterschied  des  Arbeitslohnes  vom 
Arbeitsproduct ,  sich  gegenseitig  bedingende  systematische  Begriffe,  so 
ist  klar,  dass  man  mit  dem  Aufsuchen  einer  neuen  Productionsmascliinerie, 
um  dem  Arbeiter  sein  Product  ungeschmälert  zu  erhalten,  einen  Weg  be- 
tritt, der  zur  Vernichtung  des  Privateigenthums  und  der  Werthbildung 
führt.  Dies  reicht  hin,  um  das  Urtheil  festzustellen  über  die  Prupo- 
ganda  für  die  Projecte  der  sog.  Association,  durch  welche  jenes  Ziel 
erreicht  werden  soll. 
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XV. 

Hie  ricuoste  l<itera<iir  iib«>r  liindwirtlimoliaftlieheft 
Creditwcseii. 

(Scliluss.) 

12)  Stenographischer  Bericht  üher  die  Verliandlungen  des  Ausschusses  des 
Bundesralhes  des  norddeutschen  Bundes  für  Handel  und  Verkehr  be- 
trelTend  die  Enquete  über  das  Hypotliekenbankwesen  vom  13.  März 
1868   bis   zum  14.  Juni   1868.     Berlin   1868. 

Der  Eindruck,  den  Jeder  aus  den  sfeno;u:raphischen  Berichten  über 
die  Vernehmung-  der  Sachverstandigen  durch  den  Ausschuss  des  nord- 
deutschen Bundesraths  über  das  Hypotheken-Bankwesen  empfangen  wird,  ist 
vor  Allem  der,  dass  auf  diese  Weise  ei»  überaus  reiches  und  unschätzbares 
Material  zur  Lösung  der  schwebenden  Frage  erlangt  ist.  Dank  der  ein- 
gehenden Fragestellung,  der  Tüchtigkeit  der  Sachversländis-en  und  besonders 
Dank  der  vorzüglichen  Leitung  der  Vernehmung  durch  den  Vorsitzenden 
Geh.  Rath  W  o  1 1  n  y.  Hollen  wir,  dass  die  Regierung  nach  diesem  günstigen 
Erfolge  zu  einem  ähnlichen  Verfahren  bei  anderen  Fragen  greifen  wird,  wie 
das  in  andern  Ländern  schon  öfter  geschehen,  und  nirgends  mit  solcher 
Theilnahme  vom  Publikum  verfolgt  werden  und  damit  zur  Berichtigung  der 
Ansichten   beitragen  wird,  als  gerade   in   Deutschland. 

Andererseits  kann  man  sich  der  Einsicht  nicht  verschliessen ,  dass  es 
grosse  Schwierigkeiten  hat,  aus  dem  reichhaltigen  Material  ein  entscheidendes 
Resultat  zu  ziehen;  denn  fast  üher  jeden  Punkt  finden  sich  diametral  ent- 
gegengesetze  Anschauungen  vertreten,  je  nach  den  localen  Verhältnissen  der 
Gegend,  welche  der  betr.  Sachverständige  repräsentirle,  und  nur  das  Eine 
geht  daraus  unwiderleglich  hervor,  dass  in  Norddeutschland  zu  verschiedene 
Verhältnisse  der  Landwirthschaft  vorliegen,  als  dass  sie  in  gleicher  Weise 
behandelt  werden  könnten,  als  dass  dieselbe  Schablone  für  den  ganzen  Nor- 
den  brauchbar  wäre. 

Die  Frage  über  die  Hypotheken-  und  Subhasfationsgesetzgebung  ist 
sehr  in  den  Hindergrund  gedrängt  und  zwar  mit  Absicht,  da  ein  zweiter 
später  7.ur  Beantwortung  vorgelegter  Fragebogen  darüber  nur  summarische 
Fragen  enthält;  Avahrscheiulich  hält  die  Regierung  die   Sache  für  spruchreif  und 
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wohl  mit  Recht.  Ebenso  muss  die  wichtige  Frage  über  die  Behandlung  des 
Personalcredits  als  durch  die  Enquete  nicht  erledigt  bezeichnet  werden.  — 
Beide  Punkte  beanspruchen  eine  völlig  gesonderte  Erörterung,  weshalb  wir 
sie   hier  ganz   ausser  Acht  lassen. 

Bei  der  Reichhaltigkeit  des  Stoffes  ist  eine  Vorführung  der  Einzelheiten 
unmöglich  und  bei  der  Verschiedenheit  der  ausgesprochenen  Ansichten  eine 
Summirung  nicht  minder.  Es  bleibt  daher  nur  übrig,  die  wichtigsten  Momente 
herauszugreifen,  und  da  für  fast  jede  Ansicht  Anhalte  zu  finden  sind,  ohne 
dass  die  Begründung  des  abgegebenen  Urtheils  stets  eine  ausreichende  oder 
erschöpfende  zu  nennen  Aväre ,  so  liegt  die  Gefahr  für  den  Referenten  sehr 
nahe,  dadurch  vorzüglich  sein  subjectives  Urtheil  zu  verstärken  und  diess  im 
Referat  übermässig  in  den  Vordergrund  zu  stellen.  Wir  versuchen  es  daher 
gar  nicht,  den  Schein  der  Objectivität  zu  wahren  und  ein  einfaches  Referat 
zu  liefern,  sondern  wollen  vielmehr  nur  unsre  eigene  Auffassung  wieder- 
geben, wie  sie  sich  aus  eigener  Erfahrung  und  nach  Bearbeitung  der  hier 
vorgeführten  Literatur  und  besonders  der  in  Rede  stehenden  stenogr.  Berichte 
gebildet  hat,  und  nehmen  als  Leitfaden  der  Darlegung  den  zweiten  Fragebogen, 
welcher  den  Sachverständigen  zur  Beantwortung  vorgelegt  wurde,  ohne  uns 
jedoch,  eben  so  wenig,  wie  diese  es  gethan  haben,  genau  an  denselben  zu 
binden. 

Fragen  für  die  Enquete  über  das   Hyp  o  thekenbankwese  n. 

I.  Welches  sind  zur  Zeit  die  Bedürfnisse  des  Grundbesitzes 
in  Bezug  auf  den  Hypothekarcredit,  und  können  diese  Bedürfnisse  allein, 
event.  in  wie  weit  durch  die  Einrichtung  von  Bankinstituten  befriedigt  wer- 
den, oder  bedarf  es  dafür  auch  einer  Veränderung  der  Hypothekenordnung 
und  der  sonstigen  auf  das  Hypothekenwesen  bezüglichen  materiellen  Gesetz- 
gebung sowie  der  Bestimmungen  über  die  Execution  in  Grundstücke,  über 
Concessions -Ertheilungen ,  über  die  Ausstellung  von  Papieren,  welche  eine 
Zahlungsverpflichtung  an  jeden   Inhaber  enthalten  ? 

II.  Ist  die  Errichtung  von  Bankinstituten  überwiegend  oder  ausschliess- 
lich der  Frivatindustrie  zu  überweisen,  oder  wird  es  als  Aufgabe  der 
Staatsgewalt  anerkannt,  die  qu.  Angelegenheit  in  Anbetracht  der  tiefgreifen- 
den  Bedeutung  ihrerseits  in  die  Hand   zu  nehmen? 

III.  Auf  welcher  Grundlage  haben  die  der  Förderung  des  Realcredits 
gewidmeten  Privatinstitute  —  Vereinigungen  den  creditsuchendcn  Grund- 
besitzer und  Actiengesellschaften  —  die  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  in  AngrilT 
zu  nehmen,  ist  insbesondere  der  von  der  Mehrzahl  solcher  Institute  gewählte 
Weg 

der  Gewährung  unkündbarer  Darlehen  zu  einem  unveränderlichen,  mög- 
lichst billigen  Zinssatz  an  den  Grundbesitzer  unter  der  von  Letzterm  zu 
übernehmenden  Verpflichtung  der  Amortisation, 

der  Ausgabe   auf  jeden   Inhaber  lautender,  von   Seilen   des   Inhabers 
unkündbarer    Schiildverschroibunqen    mit    unveränderlichem    Zinssatz    bei 
Uebernahme    der   principalen     oder     accessorischen    Verbindlichkeit    von 
Seiten   des  Instituts 
als  der  richtige   anzuerkennen  ? 

IV.  Können    zur  Erreichung    des  Zweckes    der    bezeichneteu    lustitulc 
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aiidorwcilc  MiUcl  mit  der  Aussicht  auf  ffünslij^ere  Erfolß^e  vorirestlilasen 
werden;  würde  etwa  tiamcntlich  event.  unter  weichen  Voraussetziuicen  und 
mit  weichen  Massyuhen  von  der  Unltiindhurlteit  der  Dariehne  oder  der  uus- 
/,niiel)eii(len  Sciiiildversclireil)iin<ren,  \oii  der  Unveräiiderliclilteil  des  Zinssatzes 
oder  von  der  Vcrpllichlunt'^  des  Grundhcsitzers  zur  Amorlisalion  iil)i:eseh('n 
werden   luinnen? 

\  .  Worin  sind  die  Ursachen  zu  suchen  ,  aus  welchen  der  Zweck  der 
gcdacliten  Institute  l)isher  nur  auf  unvollkommene  Weise  erreiclit  worden 
ist?   Licjicen   diese   Ursachen   namenllicii 

A.     in    der  Benutziinü   uiiüeeiffncler  oder  unzureichender  Mittel, 
]i.    in    allgemeinen  Verkehrs-   oder  wirlhscliai'llichen  Verhallnisscn,  vorzugs- 
weise  in    solchen,   welciic   die   Unraliii;keit  des   Grundhesitzes,   die   Con- 
currenz    mit    dem   Handel    und    der    Industrie    in    der    Höhe    des   Zins- 
fusses   zu  hcslehen,   zur  Folg-e  hahen, 

C.  in  der  hestehenden   Org'anisaliou   der  Institute,  insbesondere 

a.   in   ihrer    auf  jjewisse  räumliche  Bezirke    oder   auf  eewisse  Klassen 

des   Grundhesitzes  heg-renztcn   Wirksamkeit, 
h.   in    der    Schwerf;illi<^keit    oder    Kostspielig'keit    der  Verwalfuiiff, 
c.    in   der  Unzulänglichkeit   oder  Undurchsichtijrkeit    der    hei    Ermilte- 
luns>-  der  heleihung-sfähigen   Werthe    zu   Grunde    zu  legenden   Vor- 
schriften, 

D.  auf  administrativem  Gebiet,  besonders  insofern 

a.  die  Art    und  Höhe  der  Beleihung-en, 

b.  die  Vermögensverwaltung  der   Institute, 

c.  der    gleichzeitige    Betrieb    von    Handels-    und    anderweitieen    Ge- 
schäften 

gewissen  grundsätzlichen  Bestimmungen  ( Xormativbedingungen )  unterwor- 
fen ist? 

VI.  In  welchem  Verhältniss  stehen  die  Hindernisse  einer  erfolgreichen 
Wirksamkeit  zu   den  für  die  bestehenden  Institute   gewählten  Formen 

der  Gesellschaften  creditsuchender  Grundbesitzer, 

der  Actiengesellschaften ; 
welche  Psachtheile  äussern   sich  namentlich    bei   der  einen   oder  andern  Kate- 
gorie  überwiegend? 

VII.  Welche  Massregeln  können  zur  Beseitigung  dieser  Hindernisse  im 
Wege   der  Gesetzgebung   oder  Verwaltung  getroffen  werden,  sei  es 

A.  durch  Wegräumuug  vorhandener  Beschränkungen,   oder 

B.  durch  positive  Anordnungen. 

VIII.  In  welcher  Weise  und  in  welcher  Richtung  ist  ev.  eine  Bethei- 
ligung der  Staatsgewalt  zu   empfehlen  : 

1)  durch  Gewährung  von  Dotationskapitalien,  Vorschüssen  oder  Garantien, 

2)  durch  Ertheilung  besonderer  Befugnisse,  vornehmlich 

a.  durch   Verleihung  des  Rechtes   zur  Ausgabe  unverzinslicher  Noten, 

b.  durch  Erweiterung  der  Depositalfähigkeit, 

c.  durch   Gestattung  von  Prämienausloosungen ; 

3)  durch  Gründung  eines  Centralinstituts  ,  oder  auch  andere,  eine  cen- 
trale Vereinigung  der  verschiedenen  Institute  bezweckende  Einrich- 
tungen, 
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4)  durch    orestattele   Anlehnung    der    Institute    an    den    Organismus    der 
Staatsbehörden, 

5)  durch    ausgedehntere    Mitwirkung  bei    der  Verwaltung    der  Institute? 

IX.  Ist  die  Betheiligung  der  Staatsgewalt  bei  der  Einrichtigung  von 
Bankinstituten  den  einzelnen  Bundesstaaten  zu  überlassen,  oder  ist 
Seitens   des  norddeutschen   Bundes    selbst    die  Initiative    zu    ergreifen? 

X.  Worin  sind  die  Ursachen  zu  suchen,  aus  welchen  in  einzelnen  Thei- 
len  des  Bundesgebietes  ein  Bedürfniss  nach  solchen  Instituten  angeblich  nicht 
hervorgetreten   ist,  liegt  der  Grund  davon  namentlich 

A.  in  eigenthümlichen  Verhältnissen  des  Verkehrs  oder  des  Grundbesitzes,  oder 

B.  in   einer  entwickelteren    Gesetzgebung,    welche  den   Individualhypothe- 
ken   den   Zufluss   der  Kapitalien   erhalten  hat? 

Es  wird  zunächst  unzweifeliiaft  constatirt,  dass  eine  Creditnoth  der  Land- 
wirthe  in  einem  grossen  Theile  Norddcutschlands  vorhanden  ist.  Doch  erffiebt 
sich,  dass  davon  vorzüglich  die  östlichen  Theile  und  hier  am  meisten  die 
ärmeren  Provinzen  des  preussischen  Staates  betroffen  werden.  Es  ist  Las- 
ker's  Verdienst,  dies  gebührend  hervorgehoben  zu  haben.  Er  behauptet, 
dass  wirkliche  Noth  nur  in  den  Provinzen  Preussen,  Posen  und  Pommern 
herrscht,  Ungelegenheiten  in  Schlesien  und  der  Mark  vorkommen,  während 
sie  in  Sachsen  ohne  Bedeutung,  in  Rheinland  und  Westphalen  sowie  in  den 
neuen   Landestheilen   ganz   unbekannt  ist. 

Um  die  Ursachen  der  A'oth  aufzudecken,  weist  Lasker  darauf  hin, 
dass  in  den  bedrängten  Provinzen  der  grosse  Grundbesitz  vorwiegt  ,  wäh- 
rend dort,  wo  der  kleine  allgemein  ist,  sich  der  Missstand  nicht  zeigt.  In- 
dess  trifft  dies  nicht  genau  zu,  denn  Mecklenburg  und  Provinz  Sachsen  haben 
viele  grosse  Güter  und  doch  keine  Noth ;  ebenso  kann  die  Steigerung  des 
Zinsfusses  nicht  die  Hauptursache  sein,  wie  Rodbert us  meint;  denn  diese 
Erscheinung  zeigt  sich  im  ganzen  Norden,  ohne  überall  Creditnoth  zu  er- 
zeugen, wie  wir.  Dank  der  Enquete,  behaupten  können  (hier  zeigt  sich 
gerade  die  Bedeutung  solcher  Vernehmung  von  Sachverständigen  aller  Ge- 
genden, die  das  Gleichartige  und  Ungleichartige  hervortreten  lässt  und  daher 
Material  zur  schlagenden  Beweisführung  liefert).  Auch  der  3Iangel  an  In- 
dustrie und  Communicationswegen  in  den  östlichen  Provinzen  kann  Lasker 
nicht  mit  Recht  als  vorzüglichen  Grund  der  Calamität  angeben  ,  denn  diese 
Uebelstände  haben  stets  bestanden,  eine  neue  Ursache  muss  hinzugetreten 
sein,   sollen  sie  ihre  Wirkung  gerade  jetzt  in   höherni   Masse  äussern. 

Auch  die  Missernten  geben  keine  genügende  Erklärung,  denn  der  Scha- 
den ist  ein  chronischer  und  anerkanntermassen  nicht  durch  einige  irünstiire 
Jahre  zu  repariren.  Gewichtiger  ist  die  notorische  Arniuth  der  östlicheren 
Provinzen,  wo  die  allgemein  bemerkte  Sprödigkoit  dos  Kapitals  der  I.and- 
wirthschaft  gcffenüber  in  höherem  Masse  empfunden  werden  musste.  Ganz 
wird  aber  durch  die  Bemerkung  der  Nagel  auf  den  Kopf  yelroffen  ,  dass  in 
den  östlichen  Provinzen  die  Grundbesitzer  mit  zu  geringem  Kapital  kaufen, 
dass  ihnen  zu  wenig  an  ihrem  Besitzthume  wirklich  gehört.  Die  Ver- 
schuldung wird  dort  auf  60  —  75  ^Jq  durchschnittlich  angegeben,  während  sie 
in  Westj)halen  25  "/q,  in  der  Provinz  Sachsen  circa  20  "/(,  betrauen  mag. 
(Der  Mangel  einer  ausreichenden  Statistik  tritt  hier  sehr  fiililbar  hervor.) 
Woraus   diese  Erscheinung  zu  erklären,  darüber  vermissen   wir  indess   befrie- 
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di^eiide  AriffabiM»,  ohglcitli  dh-selbiMi  fiir  den  mit  den  Verhaltnissen  Vertrau- 
ten  auf  der  Ifand   liegen. 

Die  Sitte,  mit  einem  Vermögen  von  25  — 30%  des  Kaiifkapitals  ein 
Gut  zu  üi)ernelimen ,  wurde  liervf»rgerufen  und  gereclitfertit.'^l  durtli  die  {je- 
ualtiüe  Preissteigerung  des  (jruiid  und  IJodens  seit  den  .'{0er  .Jahren,  welche 
in  (iU'ii'h(;m  Masse  in  andere  Ge{reMdeii  nur  durch  Fahrikanlutfe  und  ausser- 
gewölinliche  Dmstiinde  bewirkt  wurde.  Ks  waren  verschiedene  Momente,  die 
hier  zusammenwirkten.  Krstens  die  allmiihlig  einirefuhrte  bessere  und  in- 
tensivere Hewirthschaftung ,  durch  welche  dem  Boden  Erträge  abgewonnen 
wurden,  die  man  früher  für  unmöglich  hielt,  so  lange  die  Landwirthschaft 
auf  der  untersten  vStufe  verharrte,  was  noch  der  Fall  war,  als  im  Westen 
langst  neuere  und  rationellere  Methoden  allgemein  waren.  Die  Provinzen 
hatten  viel  nachzuholen  und  Ihateii  dies  in  erslaunenerregendcr  Weise  ,  be- 
sonders jene,  welche,  aus  polnischen  Händen  t:ekommen,  jetzt  der  Germani- 
sirung  anheimgefallen  sind,  und  alle  noch  zu  erwähnenden  Eigentbiimlich- 
keiten  in  hervorragendem  Masse  zeigen.  Die  deutschen  Landwirthe  fanden 
das  Land  durch  polnische  Wirihschaft  verwahrlost,  aber  jede  darauf  verwen- 
dete Arbeit   mit  wucherischen   Zinsen   heimzahlend. 

Zweitens  ist  zu  bemerken,  dass  der  Zinsfuss  hier  forldauernd  5  — 6**/„ 
für  ganz  sichere  Hypotheken  und  weit  höher  für  den  i'ersonalkredit  der 
Landwirthe  shmd ,  zu  einer  Zeit,  wo  er  sich  in  vielen  westlichen  Ländern 
kaum  auf  3  ^(^  erhob.  Die  Hypothekenverhältnisse  waren  so  kläglicher 
Natur,  die  ganze  Gegend  so  wenig  bekannt,  und  in  solchem  Misscredit  (man 
hat  noch  nicht  vergessen,  dass  seihst  die  eine  Landschaft  eine  Zeillang  die  Zinsen 
nicht  zahlen  lionnte),  dass  es  trotz  des  hohen  Zinsfusscs  äusserst  schwer 
war ,  Gelder  von  aussen  als  Darlehen  heranzuziehen ,  die  das  Land  selbst 
nicht  genügend  zu  liefern  vermochte,  und  nur  durch  Pfandbriefaufnahme  war 
man  im  Stande,  bedeutend  billigeres  Kapital  zu  erhalten.  Dagesren  zogen 
sich  vermögende  Landwirthe  aus  den  verschiedensten  Gegenden  in  grosser 
Zahl  dorthin  und  trieben  die  Güterpreise  fortdauernd  in  die  Höhe.  Sie 
waren  gewohnt,  ihr  Geld  nur  mit  3--4®/q  zu  verzinsen  und  konnten  daher 
höhere  Preise  geben  als  die  Inländer,  welche  5  —  6  •'/q  aufbringen  mussten. 
ihnen  standen  ausserdem  meistens  stärkere  Geldmittel  und  ganz  besonders 
höhere  Intelligenz  zu  Gebole,  und  die  geschickte  Verwendung  eines  höheren 
Betriebskapitals  steigerte  an  und  für  sich  die  Leistungsfähigkeit  und  damit 
den   Werth   des   Gutes  stets   in   ausserordentlichem  Masse. 

Bei  der  allgemeinen  und  dauernden  Preissteigerung  des  Grund  und 
Bodens  wusste  .Jeder,  der  sich  ankaufte,  dass  er  in  kurzer  Zeit  durch  Ver- 
kauf einen  Gewinn  erzielen  würde.  Es  suchte  daher  Jeder  auch  mit  den 
geringsten  Rütteln  —  statt  zu  pachten  —  zu  kaufen,  um  diesen  Profit  zu 
geniessen  und  scheute  sich  nicht,  Summen  zu  bieten,  an  deren  Verzinsung 
für  mehrere  Jahre  nicht  zu  denken  war.  Je  grösser  das  Gut,  um  so  grös- 
ser der  Gewinn,  gleichviel  wie  hoch  sich  die  Anzahlung  belief,  weshalb 
Jeder  nach  '.einem  möglichst  umfangreichen  Besitzthum  strebte,  und  der 
Verkäufer  begnügte  sich  mit  geringerer  Anzahlung,  wenn  ihm  ein  höherer 
Preis  dafür  geboten  ward,  da  er  bei  der  Aussicht  auf  die  Wertherhöhung 
nichts  zu  riskiren   glaubte. 

Gegenwärtig    haben  sich  nun    die    Verhältnisse   geändert.     Es    hat  eine 
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grössere  Ausgleichung  des  Zinsfusses  stattgefunden,  die  Differenz  ist  nicht 
mehr  so  bedeutend  wie  früher.  Die  Cultur,  wenigstens  der  grössern  Güter, 
ist  der  der  westlichen  Länder  näher  gerückt,  wenn  auch  noch  bei  Weitem 
nicht  gleich  und  noch  immer  einer  bedeutenden  Hebung  durch  neue  Kapi- 
talsanlage fähig.  —  Die  Steigerung  der  Gutspreise  hat  abgenommen  oder 
ist  doch  nicht  mehr  so  sicher  wie  früher,  und  die  Verschuldung  erscheint 
damit  als  eine  übermässige.  Die  letzten  Hypotheken  werden  als  unsicher 
angesehen ,  besonders  seitdem  Missernte  und  niedriire  Getreidepreise  den 
Bankerott  verschiedener  Besitzer  nach  sich  zogen.  Die  jetzt  überall  beob- 
achtete Neigung  des  Kapitals,  sich  vom  Lande  zurückzuziehen  und  der  Specu- 
lation  oder  doch  den  Börsenpapieren  zuzuwenden,  musste  hier  natürlich  in 
stärkerem  Masse  hervortreten  und  die  Gefahr  der  Kündbarkeit  der  Hypotheken 
tritt  in  ihrer  ganzen  Schärfe  hervor,  da  meist  die  Möglichkeit  fehlt,  durch 
neue  Kapitalien  die  gekündigten  zu  decken.  Es  fragt  sich  nun,  auf  welche 
Weise  Ersatz   zu   schaffen   ist? 

Wie  bereits  bemerkt,  ist  im  Lande  selbst  nicht  genügend  Kapital  vor- 
handen ,  und  die  notorische  Armuth  des  Osten  steht  dem  Beichthum  des 
Westen  schroff  gegenüber.  Auf  den  Beichthum  des  Landes  kommt  es  nicht 
einmal  allein  an,  sondern  es  muss  auch  (wie  Graven  hörst  bei  seiner  Ver- 
nehmung ganz  richtig  bemerkt)  die  Neigung  der  Kapitalisten  vorhanden  sein, 
das  Geld  in  Hypotheken  anzulegen.  Diese  Neigung  ist  aber  vorzugsweise 
nur  dort  zu  finden,  wo  ein  wohlhabender  Grundbesitzerstand  vorhanden  ist, 
der,  mit  den  ländlichen  Verhältnissen  genau  bekannt,  die  Creditfähigkeit  be- 
urtheilen  und  sie  fortdauernd  überwachen  kann ,  oder  wo  in  Handel  und 
Industrie  so  bedeutende  Kapitalien  beschäftigt  sind,  dass  sich  Ersparnisse 
daraus  ohne  Schaden  auf  das  Land  zurückziehen  können.  Das  Letztere  ist 
in  den  Hansestädten  der  Fall  und  Mecklenburg  zieht  vorzüglich  den  Nutzen 
daraus,  das  Erstere  in  Altenburg,  BraunschAveig  und  dem  südlichen  Hannover, 
wie  der  blühende  Stand  der  dortigen  Depositenbanken  zeigt,  ferner  in  Bhein- 
land  und  Westphalen "")  vorzugsweise  der  Fall,  während  dem  Osten  beide  Be- 
dingungen fehlen.  Es  handelt  sich  also  hier  darum,  Geld  von  aussen  her- 
anzuziehen, dort  nur  das  im  Lande  vorhandene  dem  Ackerbau  zuzuwenden. 
Ganz  natürlich  ist  es  daher,  dass  die  Sachverständigen  aus  dem  Westen  den 
Schwerpunkt  der  projectirten  Massregeln  auf  die  I  n  di  vid  ualhy  p  o  t  hek  e  n 
legen,  die  der  östlichen  Theile  dagegen  auf  die  Creditin  s tit u  te,  da  sie 
einsehen ,  dass  die  einfachen  Hypotheken  nicht  im  Auslande  unterzubringen 
sind,  dass  hierzu  vielmehr  Vermittler  zwischen  Gläubigern  und  Schuldnorii 
nöthig  sind,  welche  die  Garantie  für  die  ökonomische  Sicherheit  ühcrnelunon 
und  dem  Landmanne  die  Unkündbarkeit  des  Kapitals  gewähren,  was  sich  die 
Creditanstalten  zur  Aufgabe  gestellt  haben,  während  die  reichen  Gebenden 
darauf  kein  Gewicht  legen ,  da  es  hier  nicht  schwer  fallt,  für  gekündigte 
Gelder  Ersatz  zu  schaffen ,  und  die  Sorge  dafür  also  dem  Schuldner  selbst 
überlassen  bleiben  kann.  Bestimmte  Umsatztermine  für  Hypotheken  genügen 
für  Mecklonbwrg,  um  dem  creditbedürfligen  I.ondinann  das  nölhige  Geld  zu- 
zuführen.      Das     Kündigungsrecht    der    altenburgischen    Bodencredilbank    hat 


*)  .Man  hat  die  Sparkass«'neinlagen  in  Westphalen  auf  15  Thir.  pr.  Kopf,  in  der 
Provinz  Preussen  auf  20  Sgr.  bereclinel. 
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keinen  Stachel,  sie  wird  scliweriicli  in  die  iNolliwendiekeit  versetzt  werden, 
(iiivon  (ieliraiicli  /.u  mui-lien ,  lioclislens  wird  eine  Krliöliuri{r  des  ZinsFiisscs 
(jlaiiliii:ern  wie  Sclinldncrii  tirt^M'iiiilxT  nölliitr,  die  dann  aiisreielil,  jede  Calanii- 
tiit  /.ii  ul)er\>  indcn  ;  in  Ix-idcn  l.aniltrn  f'ilill  es  nicht  an  (ield.  Ganz  anders 
stellt   die   Sache    in    Tosen    und    l'rciisseri. 

Aus  ganz  deniseihcn  (ininde  ist  die  Hrsrliciniiiij  zu  erklären,  dass  die 
Vertreter  des  ösllifhcn  Deutschlands  sich  hesonders  für  grosse  Centralinstitute 
interessiren,  denn  nur  auf  diese  Weise  ist  eine  Erweiterunir  des  Marktes  für 
ihre  Pfandhricfe  zu  erwarten,  die  für  sie  durchaus  notliwcndip,  während  die 
Herren  aus  Hannover,  Alleiihnr;,''  u.  s.  w.  nichts  verlangen,  als  eine  Verhes- 
serunti  der  ll\  polhekeiionlnutig:,  dass  man  sie  im  l'chriL'cn  in  üuhe  lasse  und 
hesonders  mit  den  preussisclieii  Institutionen ,  der  dort  so  segensreichen 
Landschaft  mit  unkündbaren   rCandbriefen   verschone. 

Ein  fernerer  Gegensatz  jener  Landesthcile,  der  nicht  genügend  hervor- 
gehoben wurde,  ist  folacnder:  Hei  der  intensiveren  Bewirthschaftung  im 
Westen  ist  das  Betriebskapital  ein  im  Verhaltniss  viel  bedeutenderes,  wes- 
halb der  Personalcredit  dem  Immobiliareredit  <re<renül)er  eine  weit  ^»^rössere 
Bolle  spielt.  Aach  direct  von  uns  gemachten  Aufnahmen  betragen  die  W'irth- 
schaffskosten  grösserer  Güter  in  Wesipreussen  bei  ausgedehntem  Karfolfelbau 
3'/2~4'/2  Thir.  pr.  laufenden  3Ig.  Acker,  hei  intelliirent  betriebenen  horn- 
wirthschaften  nur  2  —  3  Thlr. ,  während  viele  Rübenbauer  der  Provinz  Sach- 
sen allein  für  künstlichen  Dünger  mehr  gebrauchen  .  und  die  Arbeitskosten 
für  jeden  Mg.  Hüben  auf  1  i  Thlr.  berechnet  werden.  Es  liegen  uns  An- 
gaben vor,  dass  Zuckerfabriken  zur  Uebernahme  der  Pacht  für  jeden  Mg. 
Acker  60  —  80  Thlr.  zur  Verwendung  in  Händen  haben  mussten,  um  den 
Wirthschaftsbetrieb  so  intensiv  gestalten  zu  können  ,  wie  es  nöthiir  war, 
um  bei  der  colossalen  Pacht  noch  mit  Reingewinn  zu  arbeiten,  die  also  zur 
Uebernahme  der  Pacht  ein  Betriebskapital  verwendeten  (allerdings  im  wei- 
teren Sinne  mit  Gebäuden  und  gesammtem  Inventar),  das  im  Osten  als  Kauf- 
kapital völlig  ausreiclien  würde.  Ganz  ähnlich,  wie  bei  dem  Rübenbau,  stellt 
sich  die  Sache  beim  Weinbau.  Ein  gut  gehaltener  Weinberg  am  Rhein  ver- 
ursacht pr.  Mg.  15  —  20  Thlr.  Arbeits-Kosten  und  besprucht  für  eine  gleich 
hohe  Summe  Dünger.  Kein  Wunder,  dass  bei  so  hohen  Betriebskosten  der 
Personalcredit  eine  bedeutende  Rolle  spielt  und  man  vorzugsweise  für  seine 
Befriedigung  zu  sorgen  strebt,  während  seine  Bedeutung  im  Osten  zurück- 
tritt. Es  kommt  hinzu ,  dass  der  ganze  landwirthschaftliche  Grundbesitz  in 
den  erslbesprochenen  Gegenden  einen  weit  stabileren  Charakter  behalten 
hat,  indem  er  der  Sitte  gemäss  weit  weniger  den  Besitz  wechselt,  sondern 
der  Familie  ungetheilt  erhalten  bleibt,  während  nachweislich  die  meisten 
Hypothekarverschuldungen  bei  Verkäufen  vorkommen.  Der  stabile  Charakter 
zeigt  sich  in  noch  höherm  Masse  in  anderer  Richtung,  bei  der  Wirthschafts- 
methode,  wie  das  bei  höherem  .Culturzustande  nicht  anders  zu  erwarten. 
Der  Fortschritt  geht  langsamer,  je  mehr  man  sich  dem  Gipfel  nähert.  Die- 
sem Umstände  schreiben  wir  es  zu,  dass  die  Vertreter  dieser  Gegenden  sich 
nicht  scheuen ,  die  Grundsfeuerveranlagung  zur  Feststellung  der  Höhe  der 
Beleihung  bei  Creditinstituten  zu  acceptiren ,  während  den  Repräsentanten 
jener  Provinzen,  welche  in  rapidem  Fortschritte  begriffen  waren  und  zum 
Theil   noch   sind,    dieselbe    mit  besonderer  Energie    als  unbrauchbar  verwer- 
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fen,  da  sie  schon  jetzt  der  geförderten  Cultur,  der  intensiveren  Wirfhschafl 
nicht  einen  entsprechend  höhern  Credit  gewährt  und  mit  jedem  Jahre  grös- 
sere Ungerechtigkeiten  in  sich  schliessen  muss.  Dies  war  schon  die  noth- 
wendige  Folge  davon ,  dass  man  die  ortsübliche  Wirthschaftsmethode  zur 
Grundlage  der  Einschätzung  machte,  denn  bei  der  grössern  Verschiedenheit 
der  ölethoden,  welche  die  Bestimmung  des  ortsüblichen  im  Osten  erschweren, 
mussten  auch  die  Resultate  mehr  von  der  Wirklichkeit  abweichen  und  die 
hervorragenden  Wirthschaften   zu   niedrig  stellen. 

Dieser  selbe  Umstand,  der  rapide  Fortschritt  der  Landwirthschaff,  hat  in 
den  östlichen  Provinzen  eine  fernere  Eigenthümlichkeit  erzeugt,  die  sich  im 
Westen,  ausser  in  den  Rübenbaudistricten,  nicht  vorlindet.  Das  ist  der  ge- 
waltige Unterschied  zwischen  grossem  und  kleinem  Grundbesitz.  Ungleich 
höhere  Intelligenz,  stärkeres  Betriebskapital,  vermöge  des  bessern  Credits, 
dauernd  bessere  Cultur  des  Ackers  stehen  dem  Gutsbesitzer,  dem  Bauer 
gegenüber,  der  fest  an  dem  Brauche  der  Väter  hielt,  zur  Seite,  weshalb  er 
im  Allgemeinen  einen  weit  höheren  Reinertrag  zu  erzielen  pflegt.  Um  Ein- 
wänden zu  begegnen,  bemerken  wir  sofort,  dass  hieraus  nicht  unbedingt 
folgt,  dass  er  stets  ein  höheres  Kaufgeld  für  den  Acker  zu  bieten  vermag, 
denn  der  Bauer  ist  dort,  die  Weichselniederung  ausgenommen,  an  ein  Leben 
ohne  Ansprüche  gewöhnt  und  begnügt  sich  mit  einem  geringeren  Lohn  für 
seine  Mühe  und  selbst  mit  einer  geringeren  Verzinsung  seines  Antheils  am 
Kaufkapital.  Der  Unterschied  zwischen  grossen  und  kleinen  Besitzern  tritt 
aber  nicht  nur  in  der  wirthschaftlichen  Tüchtigkeit,  sondern  in  noch  höherm 
Masse  in  der  moralischen  hervor.  Ein  Umstand,  den  die  Feuerversiche- 
rungsgesellschaften, die  sich  scheuen,  den  kleinen  Bauer  aufzunehmen,  sehr 
wohl  zu  würdigen  verstehen,  und  der  bei  der  Creditirung  wohl  in  noch 
höherm  Masse  in's  Gewicht  fällt,  als  bei  der  Versicherung.  Wer  dagegen 
zugleich  den  rheinischen  und  sächsischen  u.  s.  w.  Bauer  und  dessen  Wirth- 
schaft  kennt,  wird  es  erklärlich  finden,  dass  man  dort  die  Gründe,  wes- 
halb ein  Creditinstitut  zwischen  kleinem  und  grossem  Grundbesitz  einen 
principiellen  Unterschied  machen  soll,  nicht  völlig  gelten  lassen  will,  wie 
das  bei  Vernehmung  der  Sachverständigen  aus  dem  Westen  zum  Ausdruck 
kam.  Während  die  Herren  v.  Koller  (Pommern)  und  v.  Rabe  (Westpreus- 
sen)  eine  solche  Unterscheidung  durchaus  für  nöthig  hielten  und  dabei  sicher 
noch  weitere  energische  Unterstützungen  gefunden  hätten,  wenn  die  öst- 
lichen Provinzen,  wie  das  gerechtfertigt  und  wünschensworth  gewesen  wäre, 
eine   stärkere  Vertretung  bei  der   Vernehmung  gefunden   hätten. 

So  viel  über  den  Unterschied  zwischen  Ost  und  West,  der  scharf  be- 
tont werden  muss,  sollen  die  weiteren  Betrachtungen  nicht  unfruchtbar  blei- 
ben. Es  braucht  wohl  nicht  erst  ausgesprochen  zu  werden,  dass  sich  inner- 
halb dieser  beiden  Theile  noch  mehrfach  principiell  scheiden  Hess  und  es 
nur  unterlassen  wird,  weil  uns   dies  hier  zu   weit  führen   würde. 

Da  nun  anerkanntermassen  die  Creditnoth  haupfsächlich  in  den  öst- 
lichen Provinzen  vorhanden,  so  werden  wir  hei  Besprechung  der  vorsrelegten 
Fragen  nur   diese   im   Auge  haben. 

Zu  Frage  I.  wurde  mit  ausserordentlicher  Uebereinstimmung  anerkannt, 
dass  weder  die  Individualhypothek  allein,  noch  die  Bankinstitute  ausschliess- 
lich den  Ansprüchen   genügen   können  ,   sondern   dass  beide  vereint  und  ein- 
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ander  erf,'an/,eii(l  wirken  müssen.  Fast  wie  Ironie  erscheint  aber  dabei  die 
von  der  He^ierung  «icstcllte  Knii^e ,  ob  eine  Veränderun^j  der  Hypothcken- 
ordiiuiiir  und  -Gcsctzucbuni^  u.  s.  w.  nolhwcnditf  sei?  —  Naiiideni  laii{((;r 
als  lü  .hilir(!  Iiiiidmcb  :in  ailoii  Orlcn  die  .Ndtbwendipkeit  constatirl  und 
über  das  Wie  veriiandell  ist,  wäre  es  wabriicli  mehr  zeitgemäss,  anstatt  xu 
fragen  :  ob  etwas  verändert  werden  muss  —  den  Kammern  eiidlicij  Vorlassen 
(lariiber  zu  machen,  wie  die  \'eränderung  geschehen  soll,  was  ausdrücklich 
in  den  N'erhandiunaen  hervorgehoben  wurde.  —  Aber  nicht  minder  wurde 
anerkannt,  dass  auch  die  alten  preiissischen  Creditinstitute  in  ihrer  bisherigen 
Rinrichlung  den  Antorderuntren  der  Jetztzeit  nicht  hinlänglich  entsprechen 
können,  und  dass  eine  Umt;estalfun;j;  vorüctiomnien  werden  müsse,  welche  eine 
Ausdehnung  ilirer  l'hätigkeit  auf  eine  grössere  Zahl  Grundbesitzer,  dann  aber 
auch  auf  eine  höhere  Werthsquote  der  Güter  ermögliclic,  um  von  den  2  .Mil- 
liarden Hypothekcnscliulden  in  Preussen  einen  grossem  Tliei!  als  die  bisher 
in    Pfandbriefen   cursirenden   300  iMillionen   unkündbar  zu   maclien. 

In  Bezug  auf  das  Concessionsreclit  des  Staates  ist  .folgender  Anspruch 
Lasker's  erwähnenswerlh,  da  er  die  mehrfach  ausgesprochene  Anschauung 
am  schärfsten   wiedergiebt: 

„Positiv  kann  der  Staat  wenig  thun,  aber  so  weit  er  durch  vernünftige 
Gesetze  und  Anregung  vermag,  soll  er  das  Entstehen  von  Associationen 
und  Hnlfsbanken  begünstigen  ,  sofern  sie  nicht  Privilegien  fordern.  Der 
erste  Scliritt  hierzu  ist,  dass  der  Staat  durch  ein  Gesetz  sich  der  Willkür 
in  der  Concessionsertheilung  begiebt  und  iNormative  festsetzt ,  unter  denen 
das  Entstehen  von  Credilinstiluten  unbedingt  gestattet  ist.  Das  lan^e  Ver- 
handein mit  der  Behörde  über  Geseilschaftsprojecte ,  die  Befugniss  der  Ver- 
waltung, über  den  Inhalt  des  Statuts  zu  verhandeln  und  am  Schlüsse  frei  zu 
entscheiden,  ob  und  unter  welcher  Voraussetzung  sie  die  Concession  zu  er- 
theilen  gedenkt,  schreckt  die  Unternehmung  zurück  und  hemmt  die  Entfal- 
tung des   Creditwesens.« 

Lasker  selbst  wie  auch  Böppell  haben  Entwürfe  zu  solchen  Nor- 
mativbcstinimungen  vorgelegt,  um  dem  mehrfach  erhobenen  Einwand  zu  be- 
gegnen, dass  das  Vorrecht  der  Concessionsertheilung  deshalb  nicht  aufce- 
geben  werden  dürfe,  weil  es  nicht  möglich  sei,  in  den  Normativbcstiminun- 
gen  alle  verschiedenen  Fälle  genügend  zu  berücksichtigen  und  jeder  Gefahr 
damit  vorzubeugen. 

Ad  11  wird  fast  einstimmig  anerkannt,  dass  die  Errichtung  von  Bank- 
instituten ausschliesslich  der  Privatindustrie  zu  überlassen  sei,  da  das  allge- 
meine Interesse  genügend  auf  jenen  Punkt  hingelenkt  und  die  Anschauungen 
geklärt  seien,  während  die  Fähigkeit  der  Privaten  den  Anforderungen  zu 
entsprechen,   nicht  bestritten  werden  könnte. 

Ad  111  und  IV  ist  nach  dem  oben  Gesagten  zu  resümiren ,  dass  unter 
allen  Umständen  an  der  ausschliesslichen  Gewährung  unkündbarer  Darlehen 
festgehalten  wird,  und  dass  die  Institute  nicht  kürzeren  Credit  nehmen,  als 
geben  dürfen';  dass  also  die  von  ihnen  ausgegebenen  Pfandscheine  gleich- 
falls  unkündbar  sein   müssen. 

Wie  wir  schon  oben  andeuteten ,  wurde  allerdings  die  Meinung  ausge- 
sprochen, dass  ohne  wirkliche  Gefahr  dem  Grundbesitzer  hypothekarische 
Darlehen    von    Creditinstituten    kündbar    übergeben  werden  können   und  dem 
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entsprechend  auch  zur  Beschaffung-  des  nöthigen  Kapitals  Depositen  mit  ge- 
wöhnlicher Kündigungsfrist  benutzt  werden  dürfen,  wodurch  der  grosse  Vor- 
theil  gewonnen  wird,  dass  man  haar  Geld  in  die  Hand  bekommt  und  dem 
Landwirth  nicht  erst  Creditpapiere  zu  übergeben  braucht,  da  es  selbst  in 
Zeiten  der  Calamität  nicht  schwer  sein  würde,  Ersatz  für  die  gekündigten 
Kapitalien  zu  beschaffen,  wenn  der  gewälirle  und  dann  der  geforderte  Zins 
eine  entsprechende  Erhöhung  erführe.  Der  Hinweis  auf  den  blühenden  Stand 
verschiedener  Institute  mit  derartigen  Principien  in  Altenburff,  ßraunschweig, 
in  der  sächsischen  Oberlausitz,  in  Hannover  u.  s.  w.  konnte  nicht  als  mass- 
gebend acceptirt  werden,  da  dieselben  sich  eben  in  notorisch  reichen  Geaen- 
den  befinden  und  ausserdem,  wie  Geh.  Rath  Wollny  mit  Recht  hervor- 
hob, dauernde  Nothstände  noch  nicht  zu  überstehen  gehabt  haben  ,  während 
gleichwohl  in  Hannover  der  Staat  bereits  helfend  eingreifen  musste.  Der 
lebhafteste  Vertheidiger  der  Kündbarkeit,  Graf  Borries,  gab  zu,  dass  das 
günstige  Resultat  der  3  hannoverschen  Creditinstitute  dadurch  erzielt  sei, 
dass  die  Gläubiger  derselben,  in  der  Umgegend  selbst  wohnhaft,  ihr  Geld  nur 
fest  anlegen,  nicht  aber  damit  speculiren  wollten  und  durch  das  ßewusstsein 
im  Gefühl  der  Sicherheit  erhalten  wurden,  dass  der  Staat  erforderlichen  Falls 
helfend  eintreten  würde.  Hier  handelt  es  sich  aber  gerade  darum,  den  In- 
stituten auch  andere  Kapitalisten  als  aus  der  nächsten  Umgebung  und  ausser 
den  gewöhnlichen  auch  wo  möglich  noch  speculirende  zuzuführen  und  dem 
entsprechend  die  Einrichtung  zu  treffen.  Gesteht  man  ferner  auch  zu,  dass 
die  Staatshülfe  bei  der  Wichtigkeit  der  Sache  hier  nicht  durchaus  von  der 
Hand  zu  weisen  wäre,  da  es  sich  nur  um  vorübergehende  Unterstützung 
während  einer  Calamität  und  keineswegs  um  Schenkung  handelt,  so  ist  doch 
zu  bedenken,  dass  diese  Hülfe  gerade  in  entscheidenden  Momenten  versagen 
kann,  z.  B.  im  Kriegsfalle,  und  es  als  erste  Aufgabe  der  Anstalten  anzusehen 
ist,  sich  möglichst  selbständig  und  besonders  vom  Staate  unabhängig  hinzu- 
stellen. 

Das  weitere  im  Fragebogen  noch  hier  Angeführte  wird  besser  sub  V 
behandelt. 

Ad  V  und  VII.  Was  die  Frage  betrifft:  weshalb  die  landschaftlichen 
Institute  ihren  Zweck  nicht  erfüllt  haben,  —  so  ist  darüber  sehr  viel  und 
eingehend  verhandelt.  Es  erscheint  am  zweckmässigsten,  Punkt  VI!  hinzu- 
zufügen und  zugleich  die  Vorschläge  zur  Besserung  der  Uebelstände  zu  be- 
trachten. 

Zunächst  ist  auf  den  niedrigen  Curs  der  Pfandbriefe  hingewiesen  und 
gesagt,  dass  es  gegenwärtig  fast  unmöglich  sei,  Kapitalien  in  Pfandbriefen 
aufzunehmen,   da  der  Verlust  bei   dem  Verkaufe  ein   zu   bedeutender. 

Es  fragt  sich  nun ,  worin  ist  der  Grund  des  niedrigen  Curses  zu 
suchen?  —  Vor  Allem  ist  auf  das  Steigen  des  Ziiisfusses  hinzuweisen,  wel- 
ches auf  alle  Papiere  drückt ;  dann  vornehmlich  auf  die  grosse  Zaiil  ähnlicher 
Börsenpapiere,  von  denen  die  ausländischen  durcii  ihren  höheren  Zins  beson- 
ders mächtige  Concurrenten  sind.  Indessen  wird  dadurch  nicht  erklärt, 
weshalb  die  Pfandbriefe  auch  tiefer  stehen,  als  z.  B.  Staalsscliuldscheino  zu 
gleichem  Zinsfusse.  Die  Ursache  hiervon  im  Mangel  an  Vertrauen  zur  Sicher- 
heit zu  suchen,  erscheint  ganz  ungerechtfertigt,  wenn  man  beachtet,  dass 
sich  ein   wesentlicher    Unterschied    bei   ihnen    nicht  herausstellt,    ob  für  die- 
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selben  nur  die  Ijepfandbrieflcn  (liiler  haften,  wie  bei  den  neuen  westprens- 
siscbeii  (büiierliclicii),  diu  posi-n'-scbcn  ii.  s.  w.,  (»der  siimnitliclie  riltersciiaft- 
licbe,  wie  bei  den  allen  wesl|ir»'iissi.s(lu'ti,  poinnier'schen,  stlile.sisclien  u.  s.  w., 
oder  der  {fesaninite  plandbrielliclit!  (iriindbesitz,  wie  bei  den  ostpreussischen, 
wodurili  docli  eine  ungleiche  und  bei  der  letztern  wohl  absolute  Garantie 
gewährt  wird.  Der  gegenwärtige  Stand  der  IM'andbricfe  ist  folgender: 
der  westpreussischeu  3'/2%  "^^Vhj      ^^^  ^^/o  SS'/j 

„     ponimcr'schen  ^VsVü  75'/,,,       „     4%  84Vg 

55     ostpreussischen  ,-,  78,  „       ^  ^^^U 

„     schlesischen  „  ^O'/s,       «       r>  yO'/g  Hb.  A. 

preuss.  Slaatschuldscheine         j,  ^l'/j» 

„        Staatsanleihe  55       «  88 

Während  also  die  schlesischen  4  °/o  sogar  besser  als  die  Staatsanleihe 
von  1862  stehen,  bleiben  die  andern  in  verschiedenen  Stufen  weit  zurück, 
und  ein  Vergleich  der  Laiidscliaftsslatulen  führt  zu  keiner  Lösung  des  Hiith- 
sels.  Die  Yerscliiedenlieit  des  Curses  ist  daher  allein  aus  dem  localen  Cha- 
rakter der  l'apiere  zu  erklären,  und  so  lauge  auf  denselben  eine  bestimmte 
Provinz  verzeichnet  ist,  werden  jene  Erscheinungen  zu  bemerken  sein.  Die 
Natur  der  Liebhaber  der  Pfandbriefe  ist  im  Allgemeinen  eine  nicht  speculative, 
sondern  durchaus  solide  und  vor  Allem  wenig  weitsichtige,  weshalb  dieselben 
in  wunderbarer  Weise  an  den  ihnen  besonders  bekannten  Namen  hangen. 
Keinem  Landwirthe,  der  Ersparnisse  in  Pfandbriefen  anlegen  will,  wird  es  ein- 
fallen, solche  einer  andern  Provinz  zu  kaufen,  als  in  der  er  wohnt,  und  ganz 
ähnliche  Beobachtungen  kann  mau  bei  Kentiers  u.  s.  w.  der  Provinzialslädte 
machen,  wodurch  natürlich  einerseits  der  Reichthum,  andrerseits  die  Liebhaberei 
bei  Anlegung  des  Geldes  der  betr.  Provinz,  so  wie  des  ortsüblichen  Hypothe- 
kenzinsfusses  zur  Geltung  kommen  muss,  Staatsschuldscheine  u.  s.  w.  haben 
einen  mehr  kosmopolitischen  Charakter,  einen  viel  weitern  Markt,  nicht  nur 
in  allen  Provinzen  des  Landes,  sondern  selbst  im  Auslande,  wo  man  Pfand- 
briefe bis  jetzt  nur  höchst  vereinzelt  antreffen  wird.  Es  ist  daher  von  ver- 
schiedenen Seiten  der  Vorschlag  gemacht,  die  schon  bestehenden  und  noch 
zu  gründenden  Institute  so  weit  zu  vereinigen,  dass  sie  sämmtlich  gleiche 
Pfandbriefe  unter  gemeinsamer  Garantie  ausgeben ,  ohne  dabei  die  sonstige 
Selbständigkeit  der  einzelnen  Institute  wesentlich  zu  beeinträchtigen.  3Ian 
hegt  mit  Recht  die  Erwartung,  dass  dadurch  nicht  nur  zu  Gunsten  der  nie- 
drig stehenden  Scheine  eine  Ausgleichung  herbeigeführt  wird,  sondern  durch 
Verallgemeinerung  und  Erweiterung  des  Marktes  eine  allgemeine  Erhöhung 
des  Curses  herbeigeführt  werden  könnte  (s.  Wilmanns).  Die  Einwen- 
dungen gegen  diesen  Vorschlag  richteten  sich  vorzüglich  gegen  eine  sofor- 
tige Einführung  der  Massregel  unter  Hervorhebung  der  grossen  Schwierig- 
keiten einer  solchen  Vereinigung,  welche  Gleichheit  des  Vermögens,  der 
Sicherheit  und  annähernd  des  Credits  voraussetzen.  Von  einem  Zwang  zu 
solcher  Vereinigung  wurde  auch  allgemein  abgesehen  und  nur  dem  Wunsche 
und  der  Hoffnung  Ausdruck  verliehen,  dass  die  Erkenntniss  des  eigenen  Vor- 
theils  die  verschiedenen  Vereine  schliesslich  zu  einer  Verschmelzung  bringen 
werde     (s.  Bekker). 

Selbstverständlich  können  auch  die  umfassendsten  Massregeln  den  Pfand- 
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briefen  nicht  den  Paricurs  erringen,  wenn  ihr  Zinsfuss  nicht  den  momentanen 
Verhältnissen  entspricht.  In  Gegenden,  wo  der  hypothekarische  Zinsfuss 
5  —  6  ®/o  beträgt,  können  3^2  —  4prozentige  Pfandbriefe  nicht  al  pari  stehen. 
Es  muss  daher  vorausgesetzt  werden,  dass  dem  Landwirthe  die  Wahl  bleibt, 
ob  er  3Y2-J  4-  oder  öprozentige  u.  s.  w.  Pfandbriefe  zu  nehmen  vor- 
zieht, um  dieselben  nicht  weit  unter  dem  nominellen  Werthe  verkaufen  zu 
dürfen. 

Wunderbar  ist  dabei  die  gestellte  Frage,  ob  der  Landwirth  im  Stande 
sein  wird,  einen  so  hohen  Zins  zu  ertragen,  als  zur  Herstellung  des  Paricurses 
nothwendig ;  denn  factisch  wird  er  andernfalls  im  gezahlten  Damnum  (in 
der  Cursdiflerenz)  dennoch  gegeben,  und  RöppeU  hebt  mit  Recht  hervor, 
dass  der  Grundbesitzer  leichter  einen  höheren  Zins  als  entsprechenden  Kapi- 
talverlust ertragen  kann,  und  wer  Schulden  contrahiren  will,  wird  den  Con- 
juncturen  Rechnung  tragen  müssen.  Es  handelt  sich  auch,  wie  mehrfach  im 
Gegensatz  zu  Rodbertus  betont  wurde,  gar  nicht  darum,  dem  Grundbe- 
sitz  eine  bevorzugte  Slellung  vor  den  andern   Gewerben   einzuräumen. 

Die  Frage  ist  aber  ferner,  ob  der  niedrige  Stand  der  Pfandbriefe  nicht 
noch  bedeutend  herabgedrückt  werden  wird,  wenn  ihre  Zahl  sich  so  enorm 
vermehrt,  wie  das  in  Aussicht  genommen  ist.  Ein  Uebermass  gleichartiger 
Papiere  muss  in  der  Reziehung  schädlich  wirken  ,  und  der  Fall  würde  ein- 
treten,  wenn  nur  die  Hälfte  der  Hypothekenschulden  Preussens  in  dieser 
Form  ausgegeben  würde.  Es  gilt  daher,  dieselben  in  mehrfacher  Gestalt  und 
den  Anforderungen  verschiedener  Arten  von  Kapitalisten  anzupassen.  Unter- 
suchen wir  daher,  mit  was  für  einem  Publikum  wir  es  zu  thuu  haben,  und 
welches   seine  Ansprüche  sind. 

Wie  namentlich  v.  Rabe  sehr  richtig  hervorhob,  sind  die  Gläubiger  des 
Grundbesitzes  vorzüglich  solche  Kapitalisten,  welche  ihr  Vermögen  nicht  ver- 
mehren, sondern  es  in  Ruhe,  d.  h.  ohne  Risiko  geniessen  wollen.  Ren- 
tiers, Beamte,  Corporationen ,  Wittwen ,  Mündel  u.  s.  w.,  dann  besonders 
reiche  Leute  aller  Stände  und  Berufsarten.  Ein  Theil  von  diesen  wünscht 
das  Geld  fest  und  dauernd  anzulegen,  ein  anderer  Theil  dagegen  mehr  vor- 
übergehend, indem  er  etwaige  Ueberschüsse  zinsbar  anlegen,  aber  disponibel 
behalten  will.  Die  Ersteren  sind  es  ,  welche  die  Individualhypolheken  vor- 
ziehen, weil  sie  vor  Allem  jede  Einbusse  an  Kapital  zu  verhüten  wünschen,  wie  sie 
die  Cursschwankungen  der  Börsenpapiere,  also  auch  die  Pfandbriefe  leicht 
mit  sich  bringen.  Sollen  also  die  bisherigen  Inhaber  der  Individualhypothek 
bewogen  werden,  Pfandscheine  dafür  zu  acceptiren ,  so  muss  denselben  ilie 
Rückzahlung  des  vollen  Kapitals  in  Aussicht  gestellt  oder  doch  den  Scheinen 
ein  gleichmässigerer  Curs  verschaift  werden.  Es  ist  als  das  Verdienst  der 
Hypotheken-Versicherungs-Gesellschaften  zu  bezeichnen,  zuerst  den  Versuch 
gemacht  zu  haben,  diesen  Vorzug  der  Hypotheken  zu  bewahren  und  den- 
selben ausserdem  den  Vortheil  einer  Sicherheitsgaranlio  durch  ein  Credit- 
institut  zu  verschalfen.  Die  Letzteren  dagegen  sind  schon  jetzt  Inhaber  der 
Pfandbriefe  und  zum  grossen  Theil  selbst  Grundbesitzer,  welche  ihre  Erspar- 
nisse weniger  in  Staatsschuldscheinen  und  Eisenhahnactien,  als  in  Pfandbrie- 
fen derselben  Art  anlegen,  wie  auf  ihren  Gütern  lasten,  ohne  an  deren 
Löschung  zu  denken.  Auch  diesen  würde  mit  einem  gleichmässigeren  Curse 
gedient  sein. 
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Eine  dritte  Galtunjf  von  Kapitalisten,  welche  von  vielen  Seiten  Iierbei- 
gcwiinsclit  wird,  sind  die  Spt'culiioten ,  die  einen  l)csunderii  Gewinn  verlan- 
ffen,  denen  die  rfandtjriefe  bisher  wenig  zusatilen  und  denen  dieselben  da- 
her   dureli    eine    Art   l.otterie   schmackhafter   t,^emaciit   werden    sollen. 

Was  nun  den  ersten  l'unkl  hclrilU,  so  lieffen  verschiedene  VorschiuKe 
vor,  die  bezwecken  ,  den  Curs  dadurch  glcichmässiger  zu  machen ,  dass  ein 
schwankender,  den  Verhältnissen  entsprechender  Zinsfuss  eineerichlet  wird, 
indem  ausser  einem  festen  Minimum  eine  Art  Dividende  irezahll  wird,  weh  he 
sich  nach  den  Conjuncturen  richtet.  Indessen  sind  einerseits  die  Schwieriij- 
keiten,  die  Höhe  der  Dividende  an}i:emessen  zu  bestimmeti,  nicht  zu  uiilerschiit- 
zen,  andererseits  ist  gerade  im  Hinblick  auf  die  Kaulliehhaber  der  i'landbriefe 
zu  bezweifeln  ,  ob  ein  varriirender  Zins  dem  grössern  Tlieile  angenehm  sein 
würde,  da  einem  Hentier,  einer  Wittwe  u.  s.  w.  darum  zu  thun  ist,  die 
.lahreseinnahme  im  Voraus  zu  kennen.  Man  verleiht  durch  solche  Einrich- 
tungen den  Pfandbriefen  den  Charakter  von  Actien,  ohne  ihnen  einen  eben 
so  hohen  Zins  gewahren  zu  können,  da  industrielle  Unternehmungen  höheren 
Gewinn,  v\'enn  auch  vereint  mit  höherem  Hisiko  zu  gewähren  pflegen,  als 
der  Ackerbau. 

Am  wenigsten  einverstanden  mit  dem  wechselnden  Zinse  würde  der 
Schuldner,  der  Landwirth  sein,  da  keineswegs  anzunehmen  ist,  dass  der 
höhere  Zins  immer  mit  einer  günstigen  Ernte  zusammentrell'en  wird;  im  Ge- 
gentheil  ist  anzunehmen,  dass  gerade  in  Zeiten  der  Calamität,  wenn  auch 
er  unter  der  Geldnotli  und  Geschäftsstille  zu  leiden  hat,  die  grössten  An- 
forderungen an  ihn  gemacht  werden.  Den  Hypothekenzins  dem  Disconto 
ähnlich  machen,   heisst  die  Last   der  Schulden  verdoppeln. 

Das   Project    kann  durch   die  Enquete  als  verworfen   bezeichnet  werden. 

Man  glaubte  ferner  den  Curs  der  Pfandbriefe  durch  Ausloosung  und 
Prämienertheilung  erhöhen  zu  dürfen.  Doch  hat  sich  die  entschiedene  iMehrheit 
auch  hiergegen  erklärt.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  dieses  31ittel  bereits  bei 
vielen  Börsenpapieren,  namentlich  ausländischen,  mit  ausserordentlichem  Erfolge 
zur  Anwendung  kommt,  da  die  Hoffnung  auf  Gewinn,  wenn  sie  auch  noch  so 
unsicher  ist ,  einen  ausserordentlichen  Reiz  ausübt  und  den  Curs  so  in  die 
Höhe  treibt,  dass  dadurch  der  Aufschlag,  welcher  bei  Einlösung  des  Papiers 
über  den  Nominalwerth  ausgezahlt  w^ird ,  reichlichen  Ersatz  findet;  mit  an- 
dern Worten,  es  ist  für  den  Landwirth  profitabler,  einen  Theil  der  Entschä- 
digung für  das  Darlehn  erst  bei  der  Rückzahlung  als  Prämie  zu  gewähren, 
als  bei  den  Jahreszahlungen  in  höherem  Zins.  Indessen  ist  ein  solches 
Speculiren  auf  die  Leidenschaft  der  Menschen  als  volkswirthschaftlich  ver- 
werflich zu  bezeichnen  und  mit  dem  allgemeinen  Streben,  alle  Glücksspiele 
zu  beseitigen,  nicht  in  Einklang  zu  bringen.  Dieser  Ansicht  war  auch,  wie 
erwähnt,  die  Mehrzahl  der  Sachverständigen  und  theilte  nicht  Bekker's 
Anschauung,  dass,  so  lange  die  Leidenschaft  des  Gluckspiels  bestehe  und 
dem  Ausland^  iXutzen  bringe,  man  suchen  müsse,  selbst  daraus  Yortheil  zu 
ziehen. 

Wir  möchten  aber  auch  eine  Ausloosung  bei  dem  niedrigen  Curse  der 
Papiere  ohne  Prämienertheilung  noch  als  nichts  Anderes  als  ein  Lotterie- 
spiel ansehen,  das  dem  Inhaber  der  zufällig  gezogenen  Nummern  den  Profit 
der  Diflerenz   zwischen   100   und  dem  Cursslande  gewährt,  während   weniger 
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Glückliche,  obgleich  sie  in  der  Hoft'nung  auf  die  Ausloosung  den  Pfandbrief 
höher  bezahlt  haben,  möglicherweise  niemals  herauskommen;  denn  es  pfle- 
gen beständig  neue  Pfandbriefe  in  die  Wahlurne  gethan  zu  werden,  Melche 
die  alten  immer  von  Neuem  zurückdrängen  können.  Wir  können  daher 
nicht  umhin,   die  Ausloosung   nur  als  Kothbehelf  zu   empfehlen. 

Sehr  beachtenswerth  erscheint  nun  folgender  Vorschlag,  der  in  der 
Literatur  wie  bei  der  mündlichen  Vernehmung  mehrfach  auftauchte  (ßek- 
ker,  Wilmanns,  Noah):  Eine  besondere  Serie  Pfandbriefe  auszugeben, 
welche  nach  bestimmter,  nicht  zu  langer  Umlaufszeit  eine  Einlösung  zum 
Nominalwerthe  erfahren  solle.  Man  hofft,  dass  die  Aussicht  auf  volle  Aus- 
zahlung nach  etwa  5,  10,  15  Jahren  den  Curs  um  100  spielend  erhalten 
wird,  weder  viel  darüber  noch  darunter,  vorausgesetzt,  dass  der  Zinsfuss  ein 
den  Conjuncturen  entsprechender  war,  und  die  Ausgabe  des  Scheines  nicht 
viel  unter  dem  Nominalwerthe  erfolgte.  Es  wird  also  forldauernde  Amortisation 
vorausgesetzt.  Ein  ^^Iq  Darlehen  tilgt  sich  z.  B.  bei  \^Iq  Amortisationsprämie 
in  41  Jahren  vollständig;  man  weiss  genau,  wie  viel  in  5,  10,  15,  20  Jahren 
an  Pfandbriefen  abzuzahlen  ist.  Das  Institut  hat  sich  danach  einzurichten 
und  auf  den  Papieren  die  Einlösungszeit  zu  bemerken.  Es  ist  nicht  noth- 
wendig,  dass  alle  halbe  Jahre  ebenso  viele  Pfandbriefe  eingelöst  werden,  als 
der  Schuldner  durch  Annuitäten  abträgt.  Es  möchte  oft  Schwierigkeiten 
haben,  ein  solches  Credit-Papier  umzusetzen,  das  schon  nach  einem  halben 
Jahre  verfallen  ist.  Es  ginge  vielmehr,  wenn  dies  für  praktischer  angesehen 
werden  sollte,  wohl  an,  dass  die  amortisirten  Summen  vom  Institut  ver- 
waltet und  für  jede  Ausgabe  stets  5  Jahre  aus  einander  liegende  Verfalls- 
termine angesetzt  würden. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  solche  Papiere  mit  bestimmter,  nicht  zu  langer 
Umlaufszeit  ganz  besonders  als  ein  Ersatz  für  ludividualhypotheken  angesehen 
werden.  Handelt  es  sich  z.  B.  darum,  die  Gelder  eines  14jährigen  Mündels 
unterzubringen,  so  wird  man  Pfandbriefe  zu  kaufen  suchen,  die  in  10  Jahren 
einzulösen  sind,   um  demselben  für  das  24.  Jahr  das  volle  Kapital  zu  sichern. 

Es  wird  hier  nur  im  Interesse  des  Grundbesitzers  liegen,  einen  ange- 
messen hohen  Zins  zu  bieten,  damit  die  Ausgabe  nicht  unter  100  geschieht, 
da  er  den  Schein  sonst  Iheurer  ein-  als  verkaufen  müsste.  Es  ist  dagegen 
ein  offenbarer  Vortheil,  wenn  die  Ausgabe  über  100  geschehen  kann,  da  die 
Einlösung  nur  zu   100  erfolgt. 

Was  die  Ausdehnung  der  Institute  betrifft,  so  wird  das  Resultat  der 
Enquete,  wie  erwähnt,  darin  als  entscheidend  angesehen  werden  können, 
dass  jede  Centralisation  zu  vermeiden  ist.  Die  gewichtigsten  Stimuien  spra- 
chen sich  durchaus  für  locale  Begrenzung  der  Credilinstilute,  etwa  auf  Pro- 
vinzen oder  noch  kleinere  Districte  aus,  damit  sie  nur  in  genau  beUaiiuU'n 
Verhältnissen  arbeiten  und  auf  locale  Eigenthümlichkeiten  entsprechende 
Rücksicht  nehmen  können. 

Weniger  abgeschlossen  erscheint  die  Frage,  ob  die  Thäligkeit  derselben 
auf  gewisse  Classcn  des  Grundbesitzes  zu  begrenzen  sei.  Selbstverständlich 
ist  es,  dass  Niemand  die  Untcrsciieidung  zwischen  rittersclianiicliem  und 
bäuerlichen  Besitz  aufrecht  zu  erhalten  wünschte,  die  im  Gegentlieil  als  ein 
grosser  Mangel  mehrerer  Landschaften  bezeichnet  wurde.  Anders  stellt  sich 
die  Sache  bei  dem  grossen  und  kleineu  Grundbesilz.  Allerdings  haben  sich 
XI.  ^ö 
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fast  sämiiitliclie  Sucliverslaiidijre;  ffe»:cn  eine  solclip  Sclieidunjf  ausgesj)rothpn, 
jedocli  oliiie  ciiio  (■int;(li(;iidcr(!  Ik-f^riindiinir  liiiizuziiCiiecii  und,  wie  erwuliiit, 
mit  vorziiirliclistcr  Beriicksicliliminti  des  Westens.  Am  meisten  kommen  hier 
die  Aiisriilirnn;;en  des  (ieli.  Hiilh  i\  o  a  li  in  Belruelil,  welclie  wir  nalier  in"s 
Aiifje   fassen   milsscii. 

Wir  constatiren  /.uriiiclisl,  dass  aiuli  er  einen  principiellen  Unterschied 
zwischen  iticincm  und  (rrossenr»  Grundbesitz  macht,  und  den  ersferen  über- 
hau|)l  nicht  l'iir  credithediultii!  hält,  oder  doch  nur  vorüberaehend  in  den 
l)es()n(iers  für  die  l-andw  irthsciinft  unj>ünsli]rren  Jahren.  N.  bej^ründet  diese 
Ansiclil,  indem  er  nachweist,  dass  die  l)äuerlichen  Besitzer  bisher  nur  weniu; 
von  den  Landschaflen  Gebrauch  «gemacht  haben ,  obwohl  ilinen  bereits  seit 
längerer  Zeit  bei  melirercn,  in  Oslpreussen  schon  seil  1802,  der  Zutritt  ge- 
staltet ist,  und  dass  ferner  diejenigen,  welche  sich  den  landschaftlichen  An- 
stallen anireschiossen  haben,  durchschnittlich  docli  dem  grossem  Grundbe- 
sitz angehören.  Den  Kinwand,  dass  die  Kinriclitiintr  jener  Institute  solcher 
Art  sei,  dass  die  kleinen  Ik'silzer  sicli  nicht  (hibci  bellieiliüen  könnten,  fflaiibt 
er  durch  die  Bemerkung"  zu  widerlefren ,  dass  auch  in  der  Zeit,  wo  die 
I'fandbriefo  al  pari  standen,  kein  grösserer  Zuspruch  zu  bemerken  gewesen 
wäre.  Indessen  beweist  dies  nur,  dass  noch  andere  Gründe  vorhanden  sein 
müssen  ausser  dem  niedrigen  Cursstande  der  Pfandbriefe,  an  denen  der  kleine 
Bauer,  sein   Credilbedürfniss   vorausgesetzt,   Anstoss   nimmt. 

Drei  Fragen  sind  es,  die  wir  zur  Aufklärutiir  der  Saciie  zu  beantworten 
haben  :  1)  Ist  in  den  östlichen  Provinzen  ein  Credilbedürfniss  für  den  klei- 
nen Grundbesitz  vorhanden  ?  2)  Welcher  Unterschied  zwischen  grossen  und 
kleinen  Grundstücken  kommt  hier  in  Betracht?  3)  Sind  die  Pfandbriefinsli- 
tute  geeignet,  den  Ansprüchen  der  kleinen  Bauern  zu  genügen,  und  im 
Verneinungsfalle,  weshalb   nicht? 

Ad  t  ist  es  in  hohem  Grade  zu  beklagen,  dass  darüber  durch  die 
Sachverständigen  nichts  iNähercs  festgestellt  wurde;  doch  ist  durch  das  da- 
selbst überall  auftretende  Streben,  den  bäuerlichen  Besitzern  den  Zutritt  zu 
den  landschaftlichen  Instituten  zu  verschallen,  bereits  das  Bedürfniss  aner- 
kannt. 

Es  ist  allerdings  richtig,  dass  die  bäuerlichen  Grundstücke  bis  jetzt  weni- 
ger hypothekarisch  verschuldet  sind  als  die  grossen.  Der  Grund  dafür  liegt 
erstens  darin,  dass  es  ihnen  weit  schwerer  wurde,  Darlehen  zu  erhalten, 
zumal  die  Wuchergesetze  dem  Zinse  Schranken  auflegten.  Zweitens  weil 
häulig,  um  die  Kosten  der  Eintragung  in  das  Hypothekenbuch  zu  vermeiden, 
Personalcredit  angewendet  wurde,  auch  wo  es  sich  um  dauernde  Darlehen 
handelte,  wodurch  um  so  mehr  den  Wucherern  Thür  und  Thor  geöffnet 
war.  Drittens  weil  sie  auf  einer  tiefen  Stufe  der  Cultur  stehen  geblieben 
sind  und  die  der  Zeit  entsprechende  Verwendung  von  Betriebsmitteln  ver- 
säumten, es  sogar  vielfach  von  den  Bauern  vorgezogen  wurde,  bei  noth- 
wendig  gew'ordenem  Meubau  der  Gebäude  zu  verkaufen,  wenn  die  dazu 
nöthiigen   Gelder  fehlten,  als  dieselben  aufzunehmen.    — 

Hieraus  geht  hervor,  dass  selbst,  wo  eine  bedeutende  Nachfrage  nach 
hypothekarischen  Darlehen  nicht  bemerkbar,  doch  ein  Credilbedürfniss  vor- 
handen sein  kann,  dessen  Befriedigung  volkswirthschaftlich  geboten  ist.  Ganz 
abgesehen  davon,  dass  die  Verwandlung   der  vorhandenen  kündbaren  Hypo- 


Litteratur.  •  435 

thekenschulden  in  unkündbare,  überhaupt  als  wünschenswerth  bezeichnet  wer- 
den muss ,  und  bei  dem  kleinen  Grundbesitz,  dessen  Credit  viel  localerer 
Natur  und  zu  oft  auf  die  Winkehvucherer  angewiesen  ist,  in  erhöhetera 
Masse.  Daraus  folgt  ferner,  dass  es  das  beste,  wo  nicht  einzige  Mittel  ist, 
den  bäuerlichen  Grundbesitz  zu  entsprechendem  Forlschritte  zu  bewegen  und 
seinem  Verschwinden  einerseits  durch  völlige  Parzellirung,  andererseits  durch 
Aufsaugung  durch  die  Gutsbesitzer  vorzubeugen,  Institutionen  zu  schaffen, 
welche  ihm   reichliche   und   unkündbare  Darlehen  gewähren. 

Man  muss  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und  eine  gleiche  Gelegenheit 
für  den  aanz  kleinen  Grundbesitz  verlangen  ,  um  auch  dem  fleissigen  und 
intelligenten  Tagelöhner  es  zu  erleichtern,  Eigenkäthner  und  allmählig  kleiner 
Bauer  zu  werden.  Wir  begnügen  uns,  die  wesentlichen  Punkte  anzudeu- 
ten, da  der  uns  zu  Gebote  stehende  Raum  eine  weitere  Ausführung  dieses 
sehr  ergiebigen   Themas   unmöglich  macht. 

Ad  3.  Vor  Allem  ist  daran  festzuhalten,  dass  von  Realcredit  wohl  dem 
Vierte,  aber  nicht  dem  Sinne  nach  die  Rede  sein  kann,  wenn  der  Reinertrag 
des  Grundstücks  nicht  zum  Unterhalte  der  Familie  des  Besitzers  ausreicht, 
also  die  Zinsen  des  darauf  stehenden  Kapitals  nicht  aus  dem  Ertrage  des 
Grundstücks  ,  sondern  aus  der  anderweiten  Arbeit  des  Inhabers  entnommen 
werden  müssen,  da  es  dann  nur  von  der  Arbeitsfähigkeit  des  Besitzers  ab- 
hängt, ob  die  Zinsen  gezahlt  werden  können  oder  nicht.  So  lange 
jede  Krankheit  des  Besitzers  oder  Arbeitsmangel  ihn  an  der  Zinszah- 
lung hindert,  und  die  Anstalt  zwingen  kann,  das  Grundstück  zur  Subha- 
station  zu  stellen,  muss  jedenfalls  die  Persönlichkeit  des  Besitzers  von  dem 
Gläubiger  besonders  in  Betracht  gezogen,  dessen  Greditwürdigkeit  besonders 
geschätzt  werden.  Wir  haben  es  hier  mit  einer  Mischung  von  Real-  und 
Personalcredit  zu  thun ,  der  wir  später  noch  einmal  begegnen  und  dann 
näher  besprechen  wollen.  Ein  Grundstück  von  1  Mg.  oder  auch  eines  mit 
60  Thlr.  Reinertrag,  wie  sie  von  einigen  Landschaften  beliehen  werden,  ist 
nicht  im  Stande,  eine  Familie  zu  ernähren,  und  es  wird  bei  der  Abschätzung 
eines  jeden  Gutes  von  dem  ermittelten  Reinertrage  stets  der  Unterhalt  der 
Familie,  der  bei  den  kleinen  Grundstücken  eine  verhältnissmässig  grössere 
Quote  einnehmen  wird,  in  Abzug  gebracht  werden  müssen  und  nur  der 
Rest  als  zur  Verzinsung  verwendbar  angenommen  werden  können.  Der 
grosse  Grundbesitz  wird  daher  eine  grössere  Quote  reinen  Realcredits  aufzu- 
weisen haben. 

Ob  allgemeine  Calamitäten  von  grösseren  oder  kleineren  Besitzern 
leichter  überstanden  werden ,  wird  in  verschiedenen  Gegenden  je  nach  der 
Culturstufe  anders  entschieden  werden  müssen.  So  lange,  wie  bis  jetzt,  in 
den  in  Rede  stehenden  Provinzen  bei  den  Gutsbesit/.ern  eine  bedeutend 
höhere  Intelligenz  zu  linden  ist,  werden  dieselben  im  Vortheil  sein.  Dies 
zeigt  sich  gegenwärtig  am  schlagendsten  in  Ostpreusse» ,  wo  die  grösseren 
Güter  sich  während  des  Nothstandes  weit  besser  halten,  obgleich  ihnen  in 
viel  geringerm  Grade  Unterstützungen  von  aussen  zu  Tlieil  geworden,  ob- 
gleich dieselben  ferner  die  Tagelöhner,  die  dort  üanz  auf  dorn  Gute  wohnen, 
erhalten  mussten  und  ihnen  niciit  solche  Enlbelirungoii  znmullion  konnton, 
als  der  Bauer  bei  dem  sprichwörtlich  gewordenen  Dnnlihnngern  auf  sich 
zu  nehmen  vermag.  —  Die  einfache  Lebens-  und  Wirthschaftsweise  des  kleinen 
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Kiffcnlliiimers  wird  keine  solche  Elasticilat  liul)cn  und  nicht  so  wirksame 
Kiiischriinkiirig-en  zulassen,  als  die  luxuriösere  Wirtlischuft  des  grosseren. 
In  Kriei^szeilen  wird  die  Fori  nähme  eines  I'ferdes ,  wo  es  die  Hälfte  des 
{(anzen  Zuuvielics  aiisniachl,  schlimmer  wirken,  als  die  Kinziehunj^  einer 
grösseren  Zahl  von  einem  Gute,  welche  die  llölfle  erfahrungsgemäss  nie  er- 
reicht ,  und  welche  durch  einen  dem  (jutsbesilzer  stets  mehr  zu  Gebote  ste- 
henden   l'ersonalcredit  leichter  ersetzt  werden  können. 

Drillens  isl  zu  henierken  ,  dass  ein  kleiner  Besitzer  sein  Grundstück  in 
höherem  Masse  und  besonders  leichter  unbemerkt  cnhverthen  kann ,  sei  es 
durch  AussaugunfT  des  Bodens,  sei  es  durch  Verkauf  alles  beweglichen  Guts, 
zumal  in  wenig  bevölkerten  Gegenden.  Ist  es  doch  in  Ostpreussen  vorge- 
kommen, dass  von  den  Behörden  wie  von  den  Hypothekengläubigern  unbe- 
merkt Häuser  abgebrochen  und  verkauft  und  ebenso  alle  bewegliche  Habe 
versilbert,  das  Grundstück  also  völlig  kahl  von  dem  Besitzer  verlassen  wurde, 
um  jenseits  der  Grenze  das  Weite  zu  suchen.  Dass  solch'  ein  Grundstück 
erst  bedeutende  Kosten  verursacht,  um  es  wieder  herzustellen  und  dafür 
einen   entsprechenden   Preis    zu  erzielen,  liegt  auf  der   Hand. 

Es  schliesst  sich  hieran  viertens  der  grosse  Unterschied  des  moralischen 
Standpunktes  der  verschiedenen  Besitzklassen,  der  natürlich  auch  im  Osten 
nicht  überall  gleich  ist;  doch  kann  man  es  sich  nicht  verhehlen,  dass  er  im 
Grossen  und  Ganzen  bei  dem  kleinen  Mann  ein  ausserordentlich  tiefer  ist.  — 
Hieraus  folgt  fünftens ,  dass  der  bäuerliche  Grundbesitz  von  dem  Gläubiger 
eine  weit  grössere  und  fortdauernde  BeaufsichtiL'^ung  nöthig  macht,  wie  sie 
nur  im   kleinsten   Kreise   der  Gemeinde  selbst   möglich   ist. 

Ad  3.  Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  zum  grossen  Theil  schon  von 
selbst,  weshalb  die  ursprünglich  nur  für  die  Ritterschaft  eingerichteten  Land- 
schaften den  Anforderungen  der  kleinen  Bauern  nicht  entsprachen ,  und  be- 
sondere Einzelheiten  werden   noch   ausserdem  anzuführen   sein. 

Kann  man  den  Instituten  bei  Berücksichtigung  grosser  Güter  Kostspielig- 
keit nicht  vorwerfen,  so  tritt  dieselbe  bei  den  kleinen  allerdings  sehr  wesent- 
lich hervor.  Jede  neue  Aufnahme  veranlasst  fast  dieselben  Umstände,  gleich- 
viel ob  es  sich  um  ein  Gut  von  1000  oder  von  10  Morgen  handelt:  die- 
selben Schreibereien ,  fast  dasselbe  Taxverfahren !  —  Und  dasselbe  ist  zu 
sagen  von  den  iMühen,  die  eintreten  ,  wenn  der  Schuldner  seinen  Verpflich- 
tungen nicht  nachkommt,  nur  dass  eine  Sequestration  als  unmöglich  von 
vornherein  fortgelassen  werden  muss.  Die  erkannte  Schwerfälligkeit  der 
Anstalten  musste  den  Bauern  noch  lästiger  werden.  Gewöhnlich  entschliesst 
er  sich  erst  zu  solcher  Aufnahme,  wenn  ihn  die  höchste  Noth  dazu  zwingt 
und  ihm  jede  fernere  Verzögerung  bedeutenden  Schaden  zufügt.  Und  doch 
kann  er  nach  der  Eingabe  häufig  noch  ein  volles  Jahr  auf  das  Geld  selbst 
warten ;   eine  Aussicht,  die  natürlich  sehr  zurückschrecken   muss. 

Es  wurde  ferner  mehrfach  hervorgehoben ,  dass  der  Bauer  baares  Geld 
bedarf  und,  sich  scheut,  Papiere  zu  nehmen.  Dies  ist  indess  insofern  nicht 
stichhaltig,  als  die  Landschaft  stets  gegen  eine  ganz  geringe  Provision  den 
Verkauf  selbst  besorgt  und  also  auf  Verlangen  haar  Geld  ausliefert.  Natürlich 
hat  aber  der  Empfänger  etwaigen  Verlust,  der  durch  den  niedrigen  Curs  er- 
wächst, zu  tragen,  was  nicht  anders  möglich  bei  einem  Unternehmen,  das 
auf   Gegenseitigkeit    beruht,    wo    man    es    der    Gesammtheit   nicht    zumuthen 
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kann,  den  Verlust  für  den  Einzelnen  zu  tragen.  Doch  scheute  der  Bauer 
allerdings  ganz  besonders  den  bedeutenden  Ausfall,  der  ihm  dabei  zugemuthet 
wurde,  weil  man  versäumte,  rechtzeitig  den  Zinsfuss  der  Pfandbriefe  zu  er- 
höhen. INicht  minder  nachtheilig  musste  es  wirken,  dass  gleich  bei  der  Ein- 
gabe auch  eine  Einzahlung  verlangt  wird,  der  Bauer  also  zahlen  muss,  be- 
vor er  weiss,  wie  viel  Kapital  er  zuerwarten  hat,  und  noch  vor  wenigen 
Jahren  pflegte  das  ausserdem  wenig  genug  zu  sein,  weil  gerade  der  kleine  Be- 
sitz verhältnissmässig  niedrig  taxirt  wurde.  —  Fällt  ein  Theil  der  hier  auf- 
gestellten Uebelstände  auch  mit  Acceptirung  einer  allgemeinen  feststehenden 
Taxe  fort,  so  werden  doch  bei  einer  solchen  Verallgemeinerung  der  Auf- 
nahme kleiner  Grundstücke ,  wie  es  als  wünschenswerth  bezeichnet  m  erden 
muss,  die  Zahl  der  Geschäfte  besonders  durch  die  fortdauernde  Beaufsichti- 
gung und  die  häuiigen  Subhastationen  in  einer  Weise  gesteigert  werden, 
dass  die  jetzige  Organisation  schwerlich  den  Anforderungen  zu  entsprechen 
im  Stande  sein  würde.  Die  Sache  wird  sich  dagegen  wesentlich  vereinfa- 
chen ,  wenn  sich  die  creditbedürftigen  kleinen  Bauern  in  besondern  Ver- 
einen nach  Gemeinden,  Kirchspielen  oder  dergleichen  associiren,  die  dann 
als  unterste  Glieder  der  grossen  Creditvereine  neben  den  grössern  Besitzern 
auftreten,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  diese  Untervereine  dem  Centralin- 
stitut  solidarisch  verhaftet  bleiben,  während  sie  an  ihre  Mitglieder  die  hypo- 
thekarischen Darlehen  gewähren.  Hier  bleibt  es  dann  der  Begutachtung  der 
Vereinsglieder  überlassen ,  wie  hoch  sie  glauben  in  jedem  einzelnen  Falle 
mit  der  Beleihung  gehen  zu  können.  Sie  kennen  die  Verhältnisse  jedes 
Einzelnen  genau  und  können  sie  fortdauernd  controliren ;  wo  aber  eine  be- 
sondere Abschätzung  nothwendig  erscheint,  wird  sie  auf  die  schnellste  und 
billigste  Weise  von  dem  Verein  bewerkstelligt  werden  können.  Es  handelt  sich 
um  nichts  weiter,  als  das  Schulze-Delitz'sche  Princip  auch  auf  den  Realcre- 
dit  anzuwenden ,  dem  besondere  Schwierigkeiten  nicht  entgegenstehen.  Wo 
sich  ein  wirkliches  Bedürfniss  der  Art  herausstellt,  wird  es  ohne  Zwei- 
fel möglich  sein,  allmählig  derartige  Vereine  zu  Stande  zu  bringen  ,  wie  sie 
zur  Befriedigung  des  Personalcredits  bäuerlicher  Besitzer  bereits  vielfach  ein- 
gerichtet sind  und  auf  das  Wohlthätigste  wirken. 

Von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  Frage  über  die  Höhe  der 
B  e  1  e  i  h  u  n  g. 

In  Ostpreussen  und  Pommern  beleihet  die  Landschaft  bereits  bis  2/3  der 
Taxe,  indess  ist  die  Schätzung  eine  so  niedrige,  dass  die  Bcleihung  faclisch 
ebenso  wenig  wie  bei  den  andern  Landschaften  die  Hälfte  des  momentane» 
Werthes  überschreitet.  Im  ganzen  Osten  ist  aber  anerkannt,  dass  die  Ver- 
schuldung durchschnittlich  75  "/o  erreicht,  die  Creditinstilule  also  den  allge- 
meinen Anforderungen  nicht  entsprechen.  Von  verschiedenen  Seilen  ist  nun 
behauptet ,  dass  solche  Ansprüche  als  unberechtigt  unbeachtet  bleiben  müs- 
sen, da  eine  hohe  Verschuldung  zum  Ruin  der  Landwirlhc  füliren  müsse,  und 
namentlich  hielten  alle  Vertreter  der  westlichen  Tlicile  es  für  durchaus  wn- 
thunlich,  von  Seiten  der  Creditinstilute  über  die  erste  WerlhiuUCto  hinaus 
Darlehen   zu   gewähren. 

Wir  haben  gleichfalls  zugegeben,  dass  ein  grosser  Theil  der  jetzigen 
Creditnoth  durch  die  Landwirthe  selbst  verschuldet,  da  sie  den  Credit  schon 
behufs   Ankaufs  übermässig  angestrengt  haben.      Gleichwohl  halten  wir   es  für 
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(Jns  einzig  RicIiHj^p,  wie  Bassanio,  dem  ersten  Pfeile  einen  zweiten  iiarh- 
ziiscnrieti  ,  um  beide  ziinicltztieriiüllen.  Die  hohe  Vetschiildniit,'  liiidel 
ihre  niiliirliche  Kridüniiip ,  wie  wir  zu  zeigen  versiiehten  ,  in  den  ei^^en- 
thiimlicheii  Verhältnissen  der  (iei^^end,  und  sie  ist  zu  ali<:^emein,  als  dass  eine 
plölzliclu"  Hedueirnnj,'-  möulich  wäre.  Andrerseils  ist  aber  der  jetzige  Zu- 
stand bei  der  Kiindbarkeit  der  Hypotheken  zu  gefährlich,  um  ohne  Nachtheil 
l'ur  das  jjauze  Land  weiter  unbeachtet  bleiben  zu  können;  das  Daiiiokles- 
.scliwert  der  l'iiindiyiinH'  würde  jede  freudige  Fliilwickc^lun«:  der  Landwirtliscbaft 
verhindern.  Ks  bleibt  daher  nur  übrig,  die  Möglichkeit  zu  gewahren,  bis  zur 
Höhe  der  jetzigen  Verscbiilduntr,  also  mindestens  bis  zu  2/3  des  momenlauen 
Werthes  eine  unkündbare  Beicihung  eintreten  zu  lassen.  Hierzu  sind  aber 
allein  Crcditantlaltcii  im  Stande;  doch  nicht,  wie  fast  allgemein  anerkannt 
wird,  bei  der  jetzigen  Organisation  der  Landschaften,  welche  nicht  im  Stande 
sind,  auch  nur  das  geringste  lUsiko  zu  übernehmen.  Ks  handelt  sich  daiier 
(hiiiun,  Hinrichtungen  zu  trelVen  ,  welche  dem  Matiuel  abheilen,  und  es  bleibt 
zu  beklagen ,  dass  gerade  die  vielfach  vernommenen  Vertreter  der  Land- 
schaften in  dieser  Beziehung  nur  wenig  Vorschläge  bieten,  wie  wir  uns  hier 
überhaupt  mehr  an  die  vorgeführte  Literatur  halten  müssen,  wenn  auch  von 
Bckker,  Häubner  und  Röppell  die  Sache  bei  der  Vernehmung  zur 
Sprache   gebracht  ist.    — 

Es  war  ein  Hauptfehler  der  bisherigen  Einrichtung,  dass  das  ffesammte 
im  Grundbesitz  enthaltene  Kapital  in  gleicher  '>\  eise  behandelt  wurde,  wäh- 
rend dabei  zwei  Arten  wesentlich  zu  unterscheiden  sind.  Der  erste  Theil 
ist  das  eigentliche  Grundkapital,  welches  allein  Grundrente  abwirft  und  dem 
sog.  Grundcredit  zur  Basis  dient.  Die  zweite  Art  repräsentirt  den  Theil, 
welcher  durch  menschliche  Arbeit  hervorgebracht  und  mit  dem  Grund  und 
Boden  dauernd  verbunden  ist.  Er  liegt  dem  sog.  iandwirthschaftlichen  Credit 
zum  Grunde.  iN'ach  der  Ansicht  Vieler,  namentlich  Bodberlus,  ist  nur 
die  erste  Art  geeignet,  in  unkündbarer  Weise  beliehen  zu  werden,  mit  ihr  allein 
dürfte  es  der  Immobiliarcredit  zu  tliun  haben,  da  nur  das  eigentliche  Grund- 
kapital, die  ursprüngliche  Productionskraft  des  Grund  und  Bodens  unzerstör- 
bar und  daher  fortdauernd  von  gleichem  Werthe  ist,  während  die  zweite 
Art  vergänglich  ist,  und  ihre  Erhaltung  zum  grossen  Theile  von  der  Tüchtig- 
keit des  Unternehmers  abhängt,  weshalb  zur  Beschaffung  dieses  bezüglichen 
Kapitals  nur  l'ersonalcredit  dienen  könne.  Gerade  dieser  landwirthschaftliche 
Credit  (credit  agricole)  ist  es  aber,  welcher  hier  vorzüglich  in  Betracht  kommt. 
Er  ist  weder  als  reiner  Immobiliarcredit  noch  als  Personalcredit  anzusehen, 
sondern  als  eine  eigenthümliche  Mischung  beider,  die  sich  nicht  nach  der 
gewöhnlichen  Schablone  behandeln  lässt,  weil  es  sich  einerseits  allerdings 
um  dauernd  mit  dem  Boden  verbundenes  Kapital  handelt,  dessen  Erhaltung 
aber  andrerseits  von  der  Person  des  Wirthschaftenden  abhängt.  Sind  nun 
in  dem  Entwurf  einer  Hypothekenordnung  für  den  norddeutschen  Bund  mit 
allgemeiner  ,  Zustimmung,  die  Grundschulden  von  der  Person  des  Besitzers 
völlig  unabhängig  hingestellt,  also  die  betreflende  Hypothek  der  accessori- 
schen  ?>atur  entkleidet,  so  ist  dies  für  den  zweiten  Theil,  den  Iandwirth- 
schaftlichen Credit,  unmöglich,  so  wenig  es  möglich  ist,  ihm  einen  rein  per- 
sönlichen  Charakter   zu  verleihen,   \^as  näher  nachzuweisen. 

Vergegenwärtigen   wir  uns  zunächst   die  Bedeutung    dieser  zweiten   Art 
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des  landwirlhschafllicben  Credits,  in  einer  altern  Schrift  von  Sänger,  die 
uns  leider  nur  auszugsweise  durch  Bern  dt  bekanntgeworden,  «beweglicher 
Realcredit"   genannt. 

Das  durch  die  menschliche  Thätigkeit  mit  dem  Boden  verbundene  Kapi- 
tal wird  meist  unterschätzt.  Nach  Rodbert  us'  Vorschlasr,  auf  den  Grund 
und  Boden  nur  dauernde  Rentenbriefe  auszugeben  ,  käme  dasselbe  oflenbar 
nicht  in  Betracht,  also  auch  nicht  die  Gebäude,  welche  ja  einer  allmäliligen 
Werthverminderung  unterworfen  sind  und  mitunter  auch  dem  Pächter  ge- 
hören. Gleichwohl  sind  sie  als  Creditbasis  durch  die  Feuerversicherung  hin- 
reichend solid  geworden,  und  ihr  Werlh  ein  so  bedeutender,  dass  sie  ohne 
grossen  A'achtheil  für  den  Creditsuchenden  nicht  unbeachtet  bleiben  können, 
und  alle  Landschaften  verfuhren,  auch  so  lange  sie  keine  Amortisation  kann- 
ten, inconsequent  und  bereclineten  bei  der  Taxe  die  Gebäude  bis  zu  ^j^  des 
Rodenwerthes,  die  neue  westpreussische  sogar  bis  ^/g,  da  sie  selbst  das  In- 
ventariuni   mit  schätzt. 

Ganz  ebenso  wie  bei  den  Gebäuden  verhält  sich  die  Sache  aber  bei 
allen  Meliorationen,  welche  das  Land  dauernd  im  Werthe  heben ,  wenn  die 
nöthige  Sorgfalt  verwendet  wird,  um  ihre  Wirkung  zu  erhalten.  Z.  B. 
führen  wir  an,  die  Ziehung  eines  Graben-Netzes,  die  Drainage,  die  Wiesen- 
bewässerung, n^ht  minder  die  Arbeiten  zur  Verbesserung  der  Bodenzusam- 
niensetzung,  insbesondere  des  Düngerzustandes  u.  s.  w.,  überhaupt  die  ganze 
Thäligkeit  zur  Herbeiführung  des  Zustandes,  den  man  als  alte  Cullur  bezeich- 
net und   bezahlt. 

Wohl  mögen  die  extraordinären  Ausgaben  hierfür  in  hochcultivirten 
Gegenden  weniger  in's  Gewicht  fallen;  sie  sind  dagegen  sehr  beträchtlich 
dort,  wo  es  gilt,  in  kurzer  Zeit  nachzuholen,  was  lange  Jahre  versäumt  war, 
wie  das  in  den  östlichen  Provinzen  vielfach  der  Fall"),  und  hierzu  verlan- 
gen  dieselben   die  nöthigen   Mittel.      iNicht   in   Form  von  Personaicredit,   denn 


*)  Ein  Gut  in  Westpreussen  mit  über  2000  Mg.  Äckerland  wurde  1833  für 
35,000  Thlr.  gekauft;  um  zu  zeigen,  dass  der  Preis  kein  diircli  ausserordentliche 
Veriiäitnisse  herbeigel'ülirler  war,  beinerkeii  wir,  dass  der  Verkäufer  das  Gut  einige 
Jalire  vorher  für  28,000  Tiilr.  erstanden  lialte.  Nehmen  wir  nun  an,  dieser  Preis  sei 
allein  für  den  die  Grundrente  liefernden  Grund  und  Boden  gezaidt ,  wir  lassen  also 
die  allerdings  sehr  wertliioseii  Gebäude  wie  das  nicht  minder  miserable  Inventar,  aber 
auch  eine  Waldfläclic  von  mehreren  tausend  3Ig.  nnberürksichtigt,  da  das  [lolz  zu  jener 
Zeil  nicht  zu  verwerllien  war.  Von  1833— ü8  sind  nun  auf  jenem  Gute  für  Neubau- 
len  60,000  Thlr.  baar  ausgegeben,  wobei  das  Bauliol/.  und  ein  grosser  Tlieil  der  Zie- 
gel, als  vom  Gute  gratis  geliefert,  nicht  in  Reclinung  gezogen  sind.  Die  Feuerver- 
sicherungssiinnne  beträgt  jetzt  47,H00  Thlr.  Leider  sind  in  den  sonst  sehr  genau  ge- 
führten Wirthschaflbücliern  nicht  die  .ausgaben  lür  ^lelioialiouen  besonders  aiit'geführl. 
20,000  Thlr.  sind  aber,  wie  genaue  Calculation  ergiebl,  dafür  weit  zu  lief  y;egrinVn. 
Es  wurden  also  an  nienscliiicher  Aibeit  zur  Verbe-seiuiig  des  Gutes  80,000  Thlr. 
verwendet,  wogegen  die  Knufsumriie  des  Gruiidslücks  selbst  >  erschwiiidet.  l)ie  Giund- 
steiierveraniagung  schätzt  das  Land  auf  31:^8  Thlr.  Reinertrag;  sie  h.-it  eben  nur  die 
reine  Grundcrnle  treffen  ,  die  auf  das  Land  verwendete  Arbeit  aber  nnberücksichlrgt 
lassen  wollen,  denn  der  faclische   Reinertrag  ist    jetzt    auf    10,000  Thlr.,  an/uiirhmeu. 

Ein  anderes  Gut  wurde  1841  für  (iO,0(lO  Thlr.  gekauft.  In  den  nadwt.u  21  .Jah- 
ren absorbirten  die  Neubauten  28,000  Thlr.  die  Hlelorationen  22,000  Thlr.  in  Summa 
wurden  also  IVir  50,000  Thlr.  menschliche  Arbeil  darauf  verweu'lel,  wahrend  nach  der 
Grundsleuerveranlagung  (31fi  Thlr.  Steuer)  der  Wertli  si<;h  auf  70,000  Thlr.,  nach  der 
landschaftliehen  Taxe  auf  120,000  Thlr.  beläufi. 

Eine  drille  Besitzung  in  Westpreussen  wurde  1853  mit   15,500  Tlilrn    bezahlt.  Die 
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CS   ist  eine    linckzaliliinir    in  .lalireslrist   dahci    unmitj^licli  ,    sondern    als    festen 
liiimobiliarcrcflit.    ullcrdinffs    mit  scliarfer   Amortisation. 

Wenn  l<  o  d  h  e  r  t  n  s  hehanplet,  dass  die  Conlraliii  iintr  von  Scliulden  zu 
derpleiclicn  .Meliorationen  selten  sei,  so  ist  das,  wenn  aiieli  mit  Hescliran- 
kunfj,  einzuräumen.  (ievvöhnlicii  richtet  sieli  d(;r  Uebernelimer  eines  Gutes 
von  vornherein  danach  ein,  die  noHiit:en  Mitlei  disponibel  zu  haben,  oder, 
was  aul'  dasselbe  lieranskommt ,  Jahre  lanji;  nicht  die  Zinsen  resp.  Hie  Pacht 
(denn  es  bandelt  sich  hier  allerdinj^s  mehr  um  den  Unternehmer,  als  um  den 
Besitzer)  beranszuwirtbschaCten,  vielmehr  den  Kriraff  \\ieder  im  (iule  anzu- 
legen, da  meislens  der  hohe  Kaulpreis  nur  in  der  Hoiruunir  auf  den  durch 
diese  Kapitalsanlaffc  zu  erzielenden  Mchrertrajj  bezahlt  war.  Wo  man  sich  da- 
gej^en  ganz  da  raufbeschränkte,  nur  etwaig^en  Ueberschuss  zu  iMelioralionen  zu 
verwenden,  i<escha!i  es  in  jener  Provinz  sicher  nicht  zum  volkswirthschaft- 
lichcn  Nutzen*). 

Sobald  es  sich  aber  wie  liier  um  Unterstiitzuni;-  des  Unternehmers 
handelt,  nuiss  dessen  I'ersönlichkeit  mit  in  Betracht  «gezogen  werden.  Kin 
tiicbtiger  Wirtli  kann  ein  derartiges  Gut  sehr  \\ olil  so  liehen  ,  dass  die  an- 
fangs auf  '-^Z;,  des  Werthes  sieh  belaufende  Schuld  auch  ohne  Abzahlung  nach 
einiger  Zeit  nur  nocli  die  Hälfte  einnimmt.  Ein  untüchtiger  Unternehmer 
kann  dagegen  nicht  nur  das  gebotene  Darlebn  unproductiv  verbrauchen,  son- 
dern auch  das  Gut  noch  mehr  entwerthen.  Soll  daher  die  Beleiliung  sich 
bis  auf  diesen  zweiten  Tbeil  erstrecken,  so  kann  sie  nicht  nach  einer  Scha- 
blone geschehen,  sondern  es  mnss  die  Höhe  sich  nach  der  Creditwiirdiffkeit 
des  zu  verpfändenden  Gutes  und  der  Person  des  Inhabers  richten ,  wie  bei 
dem  Personalcredit.  Geschieht  dies  aber,  so  kann  sehr  wohl  noch  weiter 
gegangen  werden,  und  Fabriken,  Holzbestand,  das  Inventarium  gleichfalls  mit 
Berücksichtigung  finden,  wie  auch  die  Beleihung  auf  ganz  kleine  Grundstücke 
ausgedehnt  werden. 

Darauf  beruht  der  grosse  Vorthcil  der  Bodencredilbanken  auf  Actien, 
dass  sie  stets  hiernach  verfahren  konnten,  während  die  Landschaften  an  eine 
Schablone  gebunden  waren,  die  Personen  ansser  Acht  lassen  mussten ;  wie 
hätten  sieb  die  letzteren  sonst  den  vielen  Vorzügen  jener  gegenüber  halten 
können. 

Dass  aber  die  Fi.xirung    als  Hypothekendarlehn    selbst  dann  wünschens- 


Versicherungssumme  des  übernommenen  Inventars  und  Einsclinittes  betrug  5000  Thlr., 
der  Gebäude  '2000  Thlr.  —  Der  heutige  Versicherungswerlii  beläuft  sicii  für  Ein- 
sclinitt  und  Inventar  auf  32,000  Thlr.,  der  Gebäude  auf  24,000  Thlr.  An  baarein 
Geldc  wurden  30,000  Tlilr.  für  Neubauten  ausgegeben  (die  Ziegel  lieferte  das  Gut 
selbst),  für  Neuhesciiafliing  des  Inventars  und  Meliorationen  sind  über  20,000  Thlr. 
zu  bcreclinen,  in  Summa  50,000  Thlr.  (wie  sich  der  Landwirlli  ausdrückt)  in  daa  Gut 
hineingesteckt,  während  der  Kaufpreis  für  den  Grund  und  Boden  noch  nicht  40,000 
Thlr.  betrug. 

*)  Aus  der  Fruclitbarkeit  jeder  solcher  Kapitalsanlage  in  jenen  Provinzen  schö- 
pfen wir  auch  die  Hoffnung,  dass  sich  allmäiilig  das  Pachtsysteni  mehr  entwickeln 
wird,  weil  die  Einsicht  Raum  gewinnen  niuss,  dass,  seit  die  ^Vertiisteigerung  des 
Grund  und  Bodens  ohne  Hebung  des  Ertrags  nicht  mehr  zu  erwarten  ist.  die  An- 
lage eines  massigen  Vermögens  in  einem  Pacbtunternehmen  vortlieilhafter  ist,  als  bei 
einem  Kaufe.  Doch  gehört  zum  Verpachten  ein  Besitz  mit  nur  unkündbaren  Hypo- 
theken, das  möge  man  bedenken. 
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werth  sein  kann,  wenn  es  sich  um  Vermehrung'  des  reinen  Betriebskapitals 
handelt,  wird   ein   Beispiel  klar  legen. 

Ein  Besitzer  braucht  6000  Tlilr.  zur  BeschafFung  einer  Locomobile,  einer 
Drillmaschine,  einer  Anzahl  Rinder  zur  Mastuns,  100  Ctr.  Guano,  um  den 
neu  eingeführten  Rapsbau  zu  unterstutzen.  Die  höhern  Erträge  aus  dem 
Mastvieh,  dem  Raps,  die  Ersparnisse  von  Saat  und  Drescherlohn  durch  obige 
Maschinen  ermöglichen  ihm  die  Abzahlung  der  6000  Thlr.  allerdings,  aber 
um  den  eingeschlagenen  Weg  weiter  zu  verfolgen,  die  Drillcultur,  den  Raps- 
bau,  die  Mästung  weiter  fortzuführen,  bedarf  er  für  jedes  der  nächstfolgen- 
den Jahre  dieselbe  Summe  von  Neuem ,  bis  es  ihm  allmählig  gelingt,  sie 
aus  dem  erhöhten  Ertrage  abzuzahlen.  Die  Lage  des  Landwirths  ist  hier  al- 
lerdings dieselbe  wie  die  des  Kaufmanns,  der  einen  jährlichen  Umsatz  des 
Kapitals  hat,  aber  offenbar  eine  günstigere,  weil  er  eine  feste  Bürgschaft  zu 
gewähren  vermag  und  nicht  in  die  höchste  Verlegenheit  versetzt  wird,  wenn 
der  Raps  auswintert,  das  Vieh  an  der  Seuche  fällt  u.  s.  w.,  und  die  Rück- 
zahlung des  geliehenen  Kapitals  nicht  sofort  möglich  ist.  Anlagen  solcher 
Art  sind  höchst  productiv,  reben  aber  das  Kapital  selbst  nicht  in  kurzer 
Zeit  zurück;  eine  Behandlung  der  Aufnahme  als  Realschuld  ist  daher  durch- 
aus angebracht,  und  dabei  der  Nothwendigkeit  Rechnung  getragen,  das,  was 
M'irklich  einen  Credit  begründet,  in  Berücksichtigung  gezogen  zu  haben, 
während  bisher  Intelligenz,  Wirthschaftlichkeit  u.  s,  w.  für  nichts  gerechnet 
wurde. 

Wie  soll  aber  ein  Institut  wie  die  Landschaft  hierzu  im  Stande  sein, 
welche  besondern  Einrichtungen  sind  zu  trelTen ,  um  jede  Gefahr  dabei  zu 
beseitigen? 

Es  ist  dazu  nur  nöthig,  das  Princip  der  Versicherung,  dann  eine  scharfe 
Amortisation  zu  acceptiren,  während  die  Feststellung  der  Creditwürdigkeit 
sicher  durch  dieselben  Persönlichkeiten  geschehen  kann  wie  bisher.  Nur 
dass  die  Beurtheilung  ohne  so  genaue  Vorschriften  geschehen ,  vielmehr 
Vertrauenssache  sein  muss,  wie  es  jedem  Bankdirector  überlassen  ist,  wie 
weit  er  die  Unterschrift  eines  Kaufmanns  als  genügende  Bürgschaft  leistend 
acceptiren  will. 

Das  Wesen  der  Hypothekenversicherung  brauchen  wir  hier  nicht  näher 
zu  erörtern,  wir  können  vielmehr  auf  das  über  die  Schriften  von  Rachel, 
Bekker  und  Wilmanns  Gesagte  verweisen;  das  Uebrige  aber  als  bekannt 
voraussetzen ,  denn  dass  ein  grosses  Institut  das  Risiko  einer  unsichcrn 
Hypothek  billiger  übernehmen  kann  als  ein  Einzelner  Kapifalist,  haben  En- 
gel's  Ausführungen  in  reiner  bekannten  Denkschrift  über  die  Hypolhelvon- 
versicherung  schon   hinreichend  schlagend  nachgewiesen. 

Die  Darlehen  dieser  zweiten  Art  würden  also  unter  Berücksichtigung 
aller  Gegenstände,  welche  nach  dem  oben  Ausgeführten  eine  Creditbasis  bie- 
ten, von  etwa  40  ^Jq  bis  zu  75  "/^  des  Gutswertlies  steigen  und  gegen  eine 
besondere  je  nach  der  Höhe  der  Beleihung  variircnde  Versichcrungssumnic" 
und  unter  Amortisation  bis  10  •'/q  pr.  Jahr  in  l'faiKlhrielVn  mit  bestimmter 
darauf  verzeichneten  Verfallzeil   gewährt  werden. 

Die  Schuldner  dieser  Gattung  könnten,  wie  Bekker  vorschlägt,  einen 
hcsondern  \ Crbaiid  i)il(len  und  bis  zu  einem  gewissen  Tunkt  bei  Verlusten, 
die  es    nöthig    machen,    zu    iNachzahlungen    verptlichtet    sein.      Daran   müsste 
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indess  fcstg-ehnifcii  werden,  dass  den  Gläiihiporn  cof^cniibcr  das  canzc  Insti- 
tut lianeri  miiss,  also  tTfordfilicIicn  Falls  auch  die  (•r>li'  Alilli<'iliiti{r  für  die 
zweite  eintritt,  um  tiiclit  die  eine  Serie  der  andtjrn  i.'egeniilier  zu  enlwer- 
then.  —  l{  a  e  li  (•  I  inid  \N' i  I  in  a  n  ti  s  wollten  solcher  zweiten  Serie  die 
Kiindharkeit  heliisseti,  doeli  scheint  diesellic  j,'erade  hier  besonders  (jeführlicli 
(ur  den  Lundwirtli,  und  ist  dasreiren  Bekker's  Str"l)en  anzuerlvcnnen,  üher- 
all  Unkündbarkeit  eintreten  zri  lassen,  dem  wir  uns  unbedingt  anseliiiessen  ; 
unbeschadet,  dass  eine  noch  schärfere  Conlroie  darüber  geführt  werden 
muss  als  bisher,  dass  das  riandobjcct  nicht  im  Werihe  zuriickL'eht.  —  Sehr 
beachlenswerlh  ist  dabei  ein  Aulra<r  lleubner's,  auf  dem  Wcüe  der  (ie- 
9etz}i:ebniiti-  zu  bestimmen  ,  dass  auf  jedem  landwirllischaniiclien  (irundstuck 
ein  iNornialiuvenlar  vorhanden  sein  muss,  welches  in  dem  Hekofmitionsscheine 
über  die  BesilztilelberichlifTunj!;-  mit  anzuf,'^eben  ist,  um  so  einer  böswiliii,'en 
Verschlenderunf  des  Inventars,  wie  es  allerdings  vorkommt,  sofort  entgegen- 
treten   zu   können.    — 

Die  bäuerliche  Landschaft  in  Westpreussen  hat  bereits  hierauf  hinzie- 
lende Beslimnuniiien  ,  doch  stellen  sich  der  HiuidhahiiU!;  derselben  viele 
Schwierickeifen  entgegen,  worüber  indess  bei  dem  kurzen  Bestehen  des  In- 
stitutes ausreichende  Erlahruncen  noch  nicht  gesammelt  werden  konnten. 
Welch  ergiebige  Quelle  für  Streitigkeiten  bei  Pachtungen  die  contractiiche 
Bestimmung  eines  eisernen  Inventars  bildet,  ist  bekannt,  so  dass  die  Sache 
immerhin  nicbt  so  einfach  ist,  als  sie  im  ersten  Moment  erscheint.  —  Loch- 
ien die  Landwirthe  der  angeregten  Frage  die  Beachtung  zollen,  die  sie  ver- 
dient, denn  nur  sie  können  durch  practische  Erfahrung  zur  Lösung  bei- 
lragen !    — 

Mit  Heubner  müssen  wir  uns  ferner  gegen  jede  gesetzliche  Beschrän- 
kung der  Beleihungshöhe  aussprechen,  die  in  verschiedenen  Gegenden  jeden- 
falls abweichend   sein  müsste.    — 

In  Bezug  auf  den  nächsten  Punkt,  der  zu  besprechen  bleibt,  die  unbe- 
dingte zwangsweise  Amortisation,  ist  zunächst  zu  constatiren, 
dass  eine  iMenge  Stimmen  auftauchten ,  welche  sich  gegen  dieselbe  ausspra- 
chen ;  obgleich  sie  bisher  als  etwas  Wünschenswerthes ,  Selbstverständliches 
und  Untastbares  angesehen  wurde.  Nur  Hodbertus  verwirft  indessen  die 
zwangsweise  Amortisation  vollständig,  während  ihre  übrigen  Gegner  sie 
wenigstens,  aber  auch  nur  anwenden  wollen,  so  weit  sie  zur  Sicherung  des 
Darlehns  durchaus   nothwendig. 

Zunächst  ist  hier  die  Frage  zu  beantworten ,  welche  vom  Geh.  Rath 
Hoffmann  aufgeworfen  und  bei  der  mündlichen  Verhandlunsr  nicht  zur 
Erledigung  gekommen  ist:  «ob  die  Schuldenfreiheit  bei  dem  Grundbesitz  un- 
bedingt als  der  normale  Zustand  anzusehen  und  daher  fortdauernd  zu  er- 
streben  ist?" 

Hier  ist  vor  Allem  wieder  zwischen  grossem  und  kleinem  Grundbesitz 
principiell  zu  unterscheiden,  und  wir  ziehen  einstweilen  nur  den  ersteren 
in  Betracht. 

Mit  Recht  hebt  Matern  hervor,  dass  eine  massige  Verschuldung  des 
Grund  und  Bodens  nur  eine  Theilung  eines  bedeutenden  Reinertrags  zwischen 
Kapitalisten  und  Grundbesitzer  in  sich  schliesst,  während  die  Vereinigung  zu 
grossen  Reichthum   in   Einer  Hand  bedingen   würde.   Aber  nicht  nur  eine   Ver^ 
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theilung-  des  Vermögens  ist  wünschenswerth,  sondern  ganz  besonders  auch 
eine  Vertheilung-  der  Geldanlage,  d.  h.  dass,  wenn  ein  grosses  Vermögen 
sich  in  einer  Hand  befindet,  dieses  in  verschiedener  Weise  productiv  thätig 
ist,  wie  ein   Beispiel  leicht  klar  machen   wird. 

Der  Inhaber  eines  Gutes  von  100,000  Thirn.  Werth,  auf  dem  für  30,000 
Thlr.  Pfandbriefe  stehen,  erhält  durch  Verkauf  eines  Waldes  oder  durch 
Erbschaft  20,000  Thlr.  Soll  nun  von  ihm  verlangt  werden,  hiermit  die 
Pfandbriefschuld  zu  reduciren?  Gewiss  nicht.  Es  wäre  ein  Vortheil  für  seinen 
Credit  nicht  abzusehen,  wenn'das  Geld  nur  sonst  productiv  angelegt  ist.  Seine 
Vermögenslage  ist  giinslig  genug,  um  einer  besondern  Sicherung  nicht 
mehr  zu  bedürfen.  Es  wird  dagegen  die  Anlage  der  20,000  Thlr.  in  einer 
geldarmen  Gegend  zur  Hebung  des  verpfandbrieften  Gutes  selbst  oder  an- 
derer benachbarter  Besitzungen   in   hohem  Grade  wünschenswerth  sein. 

Ist  aber  für  den  Besitzer  selbst  die  Abtragung  der  Schuld  von  keinem 
Vorlheil,  so  frafft  es  sich  ferner,  wie  sich  die  Sache,  vom  allgemeinen  volks- 
wirthschaftlichen   Standpunkte  gesehen,  verhält? 

In  wessen  Hände  fliessen  die  Zinsen  der  30,000  Thlr.  ?  in  die  von  Be- 
amten, Wittwen.  Mündeln  u.  s.  w.,  welche  sich  mit  einem  niedrigen  Zinsfusse 
begnügen,  um  dafür  völlige  Sicherheit  zu  haben.  Sie  können  sich  nicht  an 
Actienunternehmungen  betheiligen ,  weil  für  sie  mit  dem  kleinen  Vermögen 
zu  viel,  vielleicht  ihr  Alles  auf  dem  Spiele  steht.  Für  sie  ist  die  Gelegen- 
heit, die  30,000  Thlr.  in  so  sicherer  Hypothek  oder  in  sichern  Papieren  an- 
legen zu  können,  eine  Wohlthat,  die  ihnen  durch  die  Tilgung  der  Schuld 
geraubt  würde.  Es  könnte  hier  erwidert  werden,  dass  es  Gelegenheil  zn 
gleich  sicherer  Kapitalsanlage  doch  immer  geben  würde.  Dies  ist  allerdins-s 
richtig;  aber  eben  weil  es  sich  um  eine  volksAvirthschafHiche  Nothwendiir- 
keit  handelt,  die  zu  beseitigen  kein  Mittel  existirt,  und  es  liegt  hier  nur 
daran,  zu  zeigen,  dass  die  Beseitigung  ganz  sicherer  Hypotheken  gar  nicht 
zu  erstreben  ist,  im  Gegensatz  zu  der  Ansicht  des  Vertreters  der  hessischen 
Begierung,  Bekker's  u.  A. 

Andrerseits  kann  in  dem  angeführten  Beispiele  der  Grundbesitzer,  wel- 
chem nun  ein  Vermögen  von  90,000  Thlrn.  angehört,  sehr  wohl  sich  mit 
den  20,000  Thlrn.  an  einer  Actienspinnerei  betheiligen,  die  ihm  zeilweise  20*^/o 
Dividende  einbringen,  zeitweite  aber  auch  keine  Zinsen  abliefern,  sondern  so- 
gar Zuschuss  verlangen  und  Kapitalsverlust  mit  sich  bringen  kann.  Ebenso 
wird  er  gegen  höhere  Entschädigung  das  Hisiko  eines  Darlehns  auf  unsichere 
Hypothek  oder  auf  Personalcredit  auf  sich  nehmen  können  und  es  ist  von 
volkswirthschaftliclier  Bedeutung,  wenn  dies  geschieht,  und  die  Möirliclikeit 
dazu   darf  ihm  nicht   durch  Zwang  zur  Schuldenvertilgung  genommen   werden. 

Ebenso  wenig  wie  aber  hier  die  plötzliche  Abtragung  eines  ganzen 
Kapitals  für  nothwendig  anerkannt  werden  konnte,  ist  dies  bei  gleicher 
Lage  der  Sache  von  einer  allmähligen  Amortisation  zu  sagen,  denn  notorisch 
reiche  Leute  zum  Sparen  zwingen  zu  wollen  ,  möchte  an  und  fiir  sich  doch 
keinen  Sinn  haben,  und  am  wenigsten ,  wenn  damit  UnbequemliihkeitiMi  ver- 
bunden sind.  Die  angeführten  Gründe  verlieren  aber  an  Werth  bei  dem 
mittlem   Grundbesitz,   sie   fallen  fort   bei  dem  kleinen. 

Gerade  für  den  Landwirth  ist  eine  alljährliche  Kapitalsabzahlung  wenig  er- 
wünscht, weil  er  keineswegs  in  jedem  Jahre  den  «rl  eichen  Ueberschuss  erlangt, 
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sondern  stots. Jahre  vorkommen,  wo  kein  Reinerlruff  er/,iell  wird.  Es  ist  dulier  die 
/.wan<(s\veise  Amortisation  als  ein  Ueliel  anzusehen,  das  erst  dann  ein  n  o  t  h  w  e  n  - 
di<res  wird,  wenn  es  zur  Siciiernnu:  des  Darlehiis  heitra<ren  niu.ss.  Dii-scr  Fall  \Nar 
al)crl)ei  den  hisheritjen  rCaiHlhriersclMilden  nicht  vorhanden,  die  AtizahlniiK  daher 
mindcvstens  iiherdiissijr.  Sie  war  ein  l'ndin}^  dort,  W(»  nachstehende  Hypcjtheken- 
schiilden,  die  theiirer  und  kiindliar  waren,  unjjleich  niehr  drückten  und  ihre  Ab- 
stossung  also  mehr  wiinschenswerth  war,  als  die  der  vorstehenden.  Sie'muss- 
len  aber  geradezu  schädlich  wirken  in  Gegenden,  wo  jeder  in  der  Landwirth- 
schaft  verwendete  Thaler  wucherische  Zinsen  tragt,  und  derselben  dadurch 
Tausende  entzogen  wurden,  und  besonders  wenn  li  o  d  b  e  r  t  u  s  Hecht  bat, 
dass  die  IJodenmeliorationen  vorzüglich  aus  den  .lahresiiberschüssen  der  Be- 
silzei-  gemacht  werden  ,  welche  die  zwangsweise  Amortisation  schmälert. 
(S.   darüber  die   älteren   Schriften   von   Hennig   und   Graf  S  tos  eh.) 

Es  bleibt  aber  noch  zu  untersuchen  ,  ob  durch  den  Fortfall  der  Amor- 
tisation, wie  Lasker  u.  A.  meinen,  der  Ciirs  der  Pfandbriefe  empfindlich 
gedrückt  werden  werde.  Die  Furcht  davor  wird  durch  die  F>fahrung  \Ni(ler- 
legt;  denn  abgesehen  davon,  dass  in  friiheren  Jahren  fast  sämnilliche  Pfand- 
briefe keiner  regelmassigen  Rückzahlung  unterworfen  wurden,  und  doch  sich 
einer  grossen  Beliebtheit  erfreuten ,  so  ist  der  Stand  der  3Y2prozenligen 
westpreussischen  verhiiltnissmässig  keineswegs  niedriger  als  der  der  4prozentigen 
desselben  Institutes,  obgleich  die  ersteren  nicht  amortisirt  werden,  wohl  aber 
die  zweiten.  Die  Amortisation  ist  es  nicht,  welche  den  Curs  hebt,  sondern 
die  damit  meistens  verbundene  Ausloossung  unter  Hückzahlung  des  Nominal- 
wertbes,  gegen  die  wir  uns  gleichfalls  aussprechen  mussten.  Für  diejenigen 
Kapitalisten,  welche  volle  Rückzahlung  verlangen,  würde  die  Ausgabe  der 
zweiten  Serie  Befriedigung  schaflen  und  auch  der  ersten  ein  entsprechendes 
Publikum   nicht  fehlen,   so   wenig  wie  es   ihnen   bisher  gefehlt  hat. 

Aus  Allem  geht  hervor,  dass  wir  für  die  Grundschulden  die  zwangs- 
weise Amortisation  nicht  für  geeignet  halten,  und  wir  holl'en  ,  dass  die  an- 
geführten Gründe,  welche  Ton  mehreren  der  vernommeneu  Sachverständigen 
näher  ausgeführt  wurden,  davor  schützen  werden,  dass  die  Gesetzgebung  in 
den  aufzustellenden  Normativbestimmungen  nicht  die  Einführung  der  zwangs- 
weisen Amortisation  zur  conditio  sine  qua  non  machen  wird ,  M-ie  dies  al- 
lerdings  der  Anschauung  des  Vorsitzenden   entsprechen   würde. 

Anders  wie  bei  den  unbedingt  sichern  Grundschulden  stellt  sich  die 
Sache  bei  der  zweiten  Serie,  welche  keine  so  dauernde  Creditbasis  hat. 
Sie  wird  eine  Rückzahlung  nöthig  machen  und  zwar  auf  dem  Wege 
der  Annuitäten,  durch  welche  das  Risiko  mit  jedem  Jahre  verringert  wird. 
Eine  Hypothek,  die  in  10  Jahren  durch  i  allmählige  jährliche  Rückzahlungen 
getilgt  werden  soll,  ist  natürlich  sicherer  als  eine  sonst  gleichstehende  erst 
nach  10  Jahren  voll  zurückzahlbare.  Gelingt  es  bei  der  ersten  Serie,  die 
Amortisation  zu  vermeiden ,  so  kann  dafür  die  zweite  um  so  schneller  zu- 
rückgezahlt Werden,  und  dies  würde  von  ganz  besonderer  Bedeutung  sein, 
je  höher   die   Beleihung   und  je  mehr   sie  den   Personalcredit  berührt.    — 

Wir  haben  schon  oben  nachzuweisen  gesucht,  dass  eine  Trennung  zwi- 
schen grossem  und  kleinem  Grundbesitz  nothwendig.  Hier  tritt  abermals  ein 
Unterschied  hervor.  Bei  der  geringeren  Intelligenz,  dem  unbedeutendem 
Vermögen   des    Bauern    fallen    bei    ihm    verschiedene    der  oben   angegebenen 
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Gründe  gegen  die  zwangsweise  Amortisation  fort,  und  ohnehin  wird  der 
Grundcredit  bei  dem  kleinern  Grundbesitz  geringer  sein  und  schliesslich  ganz 
fortfallen ,   also  die  Amortisation   ohnehin    mehr    oder  ganz  verlangt  werden. 

Wir  kommen  schliesslich  zu  der  wichtigen  Frage:  auf  welche  Weise 
die  Werthschätzung  des   Pfandobjectes  zu   bewirken   ist. 

Allgemein  wurde  anerkannt,  dass  die  bisherigen  landschaftlichen  Taxen 
höchst  mangelhaft  sind  und  einer  Aenderung  bedürfen.  Es  wurde  festge- 
stellt, dass  es  im  höchsten  Grade  wünschenswerth  ist,  1)  die  Umstände,  den 
Zeitverlust,  die  bedeutenden  Kosten  einer  jedesmaligen  Aufnahme  zu  ersparen 
und  zwar  durch  Aufstellung  einer  allgemein  gültigen  Norm ,  damit  2)  jeder 
Besitzer  sich  vorher  selbst  berechnen  kann,  welchen  Credit  er  bei  dem  In- 
stitute hat,  und  auch  der  Inhaber  der  Pfandbriefe  eine  Einsicht  in  das  Ver- 
fahren desselben  haben  kann,  und  3)  zugleich  den  Liebhabern  von  Indivi- 
dualhypolheken  einen  Anhalt  zur  ßeurtheilung  des  Gutswerthes  geboten 
wäre.  Es  wurde  dabei  fast  allgemein  beklagt,  dass  die  Arbeiten  zur  Grund- 
steuerveranlagung nicht  so  ausgefallen  sind,  dass  sie  allen  Ansprüchen  in 
dieser  Beziehung  genügen;  dagegen  theilten  sich  die  Ansichten,  ob  sie  nicht 
dennoch  ausreichten,  die  landvvirthschaftlichen  Taxen  zu  ersetzen.    — 

Während  die  Vertreter  der  Provinz  Sachsen ,  eben  so  wie  auf  dem 
Congresse  norddeutscher  Landwirthe,  die  Grundsteuerveranlagung  für  vollstän- 
dig acceptabel  erklärten  und  behaupteten,  dass  ohne  dieselbe  die  Gründung 
des  neuen  Creditinstitutes  unmöglich  gewesen  wäre ,  von  anderer  Seite  es 
sogar  für  unbedenklich  angesehen  wurde,  dass  die  Annahme  derselben  als 
nothwendige  Grundlage  durch  die  Gesetzgebung  verlangt  würde,  und  ein  be- 
stimmtes Slultiplum  des  grundsteuerpllichtigen  Heinerlrags,  als  Beleihungs- 
grenze  zur  Sicherung  der  Institute  hingestellt  werden  solle,  wird  nicht  min- 
der häufig  und  mit  grosser  Energie  von  andern  die  Grundsteuerveranlagung 
als  eine  viel  zu  unvollkommene  Arbeit  bezeichnet,  deren  Resultat  schon 
jetzt  nicht  der  Wirklichkeit  entspräche  und  jedenfalls  bei  den  gewaltigen  Fort- 
schritten der  Landwirthschaft ,  die  in  sehr  ungleicher  Weise  bei  den  ver- 
schiedenen  Gütern   wirken,   sehr  bald  ganz    unbrauchbar  sein   würde. 

Es  ist  in  hohem  Masse  zu  beklagen,  dass  noch  nicht  mehr  statistisches 
Material  gesammelt  ist,  um  zur  Entscheidung  dieser  Frage  bessern  Anhalt 
zu  liefern.  Die  unten  angegebene  Zusammenstellung  kann  als  schlagender 
Beweis  für  die  Untauglichkeit  jener  Arbeiten  für  unsere  Zwecke  in  West- 
preussen  angesehen  werden ,  wenn  auch  eine  präcise  Darstellung  der  Sach- 
lage dadurch  nicht  gewonnen  wird,  da  die  Taxen  zu  verschiedenen  Zeilen 
aufgenommen   sind,  worüber    uns    leider  keine  weitere   Angaben   vorliegen**). 

*)  Kreis:  Grösse         landschaflliciie  Taxe         Grundsteuer         Multipi. 

Culm      ....        744  1(5,747  (iü  '253 

1,724  53,618  199  269 

1,886  87,894  299  292 

1,618  75,687  234  323 

2,863  116,060  358  324 

1,886  100,803  299  337 

3,468  153,892  446  345 

2,148  96,159  269  355 

1,320  58,236  136  428 

776  19,184  24  799 
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Iiiimerliiii  ist  reriicr  daruus  zu  siilien,  dass  man  fnr  Weslpreussen  die  Be- 
leiliuiitfügreiize  wesetillicli  weilcr  iiiiiausriickeii  mussle,  als  dies  in  der  l'ro- 
vinz  Sucliscn  (IHI'acli)  Ijeliebl  wurde,  da  sclion  j(!l/,l  die  landschallliclie  Taxe, 
welclie   den    nionientanen    VVertii   nocii   nicht   einmal   zu    erreichen    |>nej,'t,   mit- 


Kreis : 

Grösse 

landscliartliche  Taxe 

Grund-ltutr 

.Mullml. 

Thoru  .  .  . 

.  2,088 

66,119 

236 

220' 

l,t)24 

48,508 

164 

296 

3,700 

124,627 

386 

332 

2,4i)l 

119,529 

345 

346 

3,007 

98,706 

265 

362'/, 

870 

32,431 

81 

400 

3,394 

149,436 

368 

405 

2,785 

96,152 

232 

414 

()08 

15,043 

35 

429 

i,;»oi 

84.352 

194 

432 

1,412 

68,055 

153 

442 

3,105 

144,553 

301 

479 

885 

11,510 

14 

488 

781 

76,176 

156 

530 

2,071 

105,972 

188 

591 

2,220 

158,042 

267 

771 

5,014 

30,094 

39 

780 

2,223 

75,208 

88 

854 

Strasburg  .  . 

.  J,737 

77,017 

163 

470 

1,238 

54,547 

102 

534 

3,867 

127,033 

235 

538 

3,401 

108,834 

185 

585 

3,297 

125,929 

181 

695 

1,688 

45,282 

53 

976 

Löliau  .  .  . 

.  3,324 

74,625 

131 

570 

2,373 

49,836 

48 

1,025 

3,441 

103,157 

98 

1,108 

Graudenz  .  . 

.   560 

36,318 

202 

179 

2,305 

114,387 

474 

241 

947 

63,359 

252 

251 

2,853 

117,347 

371 

317 

1,945 

76,253 

234 

325 

1,316 

86,206 

263 

328 

1,281 

79,397 

216 

367 

3,100 

180,631 

334 

540 

1,515 

69,982 

122 

5731/2 

Rosenberg 

.  2,209 

67,475 

180 

372 

1,688 

87,935 

159 

553 

Marienwerder 

.  2,130 

60,360 

123 

488 

1,023 

41,110 

71 

574 

Stubm  .  .  . 

.  1,778 

34,897 

144 

241 

4,727 

122,085 

440 

277 

1,569 

50,000 

173 

289 

1,801 

52,984 

148 

357 

1,908 

61,665 

172 

358 

1,900 

30,787 

62 

496 

3,027 

113,033 

121 

929 

lieber  das  Verhältnis«  der  Taxen  der  allen  Landschaft  zur  Grundsteuer  geht  uns 
für  dieselbe  Provinz  noch  folgende  Zusammenstellung  zu,  welche  das  durchschnitlliche 
Mulliplum  für  die  verschiedenen  Kreise,  wie  folgt,  zeigt: 
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unter  den  lOOfachen  Werth  des  Grundsteuer- Reinertrags  erreicht,  und  in 
einem  ganzen  Kreise  das  46fache  durchschnittlich  bereits  beliehen  wird, 
was  nach  den  allgemeinen  Klagen  den  Ansprüchen  noch  bei  ^^  eitem  nicht 
entspricht. 

Auch  hier  wird  man  aus  der  Verlegenheit  nicht  herauskommen,  wenn 
man  sich  nicht  entschiiesst,  eine  Unterscheidung  zwischen  zwei  Creditarten, 
die  verschieden  behandelt  sein  wollen ,  vorzunehmen.  Handelt  es  sich  nur 
um  den  eigentlichen  Grundcredit,  geht  d.is  Creditbedürfniss  überhaupt  nicht 
weiter,  wie  oll'enbar  in  der  Provinz  Sachsen,  so  reicht  es  allenfalls  aus,  ein 
Multiplum  der  Grundsteuer  als  Maximalsaatz  dafür  anzunehmen,  was  ohne 
besondere  Taxe  beliehen  werden  kann ,  so  gut  wie  dies  die  alte  schlesische 
Landschaft  schon  im  Beginne  ihres  Bestehens  that.  Nur  erscheint  es 
als  entschiedene  Ungerechti;j,keit ,  demjenigen  jeden  Weg  zur  Abhülfe 
abzuschneiden,  der  den  i\ach\veis  führen  kann,  dass  die  Steuerabschätzung 
nicht  mehr  der  Wirklichkeit  entspricht,  und  er  die  Kosten  einer  beson- 
dern Taxirung  bestreiten  will,  wie  dies  auch  die  ostpreussische  Landschaft  aus- 
drücklich eingeräumt  hat.  Auch  hier  wird  aber  nicht  dieselbe  Zitier  für 
den  ganzen  norddeutschen  Bund  angenommen  werden  können,  sondern  viel- 
mehr für  jeden  Bezirk,  in  dem  eine  besondere  Eiuschätzungscommission  be- 
stand, eine  eigne,  da  allgemein  angenommen  wird,  dass  die  Ungleichheit  ge- 
ringer ist,  so  lange  dieselben  Männer  das  Einschätzungsgescliäl't  vollzogen. 
Jedenfalls  niüsste  doch  in  dem  nichtpreussischen  und  dem  neuprcussischen 
Landestheile   eine  andere  Norm   aufgestellt  werden. 

Dass  bei  jeder  Aufnahme  über  den  Grundcredit  hinaus  eine  besondere 
Abschätzung  nothwendig  wird,  braucht  kaum  erwähnt  zu  werden,  weil  die 
Creditbasis  hier  mit  der  Grundrente  nichts  zu  thun  hat,  und  die  ßeleihungs- 
grenze  kann  daher  hier  unmöglich  von  der  Grundsteuer  abhängig  gemacht 
werden. 

Als  Resultat  der  Enquete  wird  angesehen  werden  können,  dass  die  Ge- 
setzgebung die  Art  der  Werthsbeslimmung  jedem  Institute  frei  zu  überlas- 
sen hat,  da  nur  durch  fortdauernde  Experimente  eine  befriedigende  Methode 
der  Taxation  gefunden  werden  kann.  Zweifelhaft  ist  es  dagegen,  ob  daraus 
gleichfalls  entnommen  werden  wird,  dass  nicht  ein  auf  der  Grundsleuerver- 
anlagung  fussendes  ßeleihungsmaximum  zur  Sicherung  der  Institute  gesetzlich 
festgesetzt  werden  darf,  womit,  wie  wir  zu  zeigen  suchten,  sonst  von  vorn- 
herein jede  zeitgemässe  Entwicklung  der  Credilanstalten  unmöglich  gemacht 
würde.   — 

Von  den  folgenden  Fragen  haben  die  meisten  in  dem  Vorhergehenden 
bereits  Berücksichtigung  erfaliren,  während  die  übrigen  als  minder  wichtig 
hier  ausser  Acht  gelassen  werden.   —  J.  Conrad. 


im  Kreise  Stuhm  309. 

„  „  Deutscid\rone  317. 

„  ,,  Grfludrnz  322. 

„  „  Culni  3(i3. 

„  ,,  Rosenberp  375. 

„  „  Uanzij,'  389. 

,,  „  Tiunn  419. 

„  ,,  iMarieinvordiT  155. 

,,  „  Behrenl  iüi. 


im  Kreise  Slargardl  485. 

„  „  SdnM't/  507. 

,,  ,,  Neuslndl  583. 

„  „  Konitz  ()49. 

„  Slrasluirjc   669. 

„  ,,  Cailli.Tus  6h0. 

„  ,,  Srlilodiau  700. 

,,  ,,  Lül\iu  924. 
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VI. 
I>i«*  liölicrcn  .Schulen  in  Thüriii;;;«'!!. 

Milllit'ilimU  des  slalislisduii  Bureaus  vereinigler  Ihüritigisclicr  Slaaleri. 

A.     Die  Gymnasien. 

Ucbcr  den  Zweck  und  dii  Ik-deuliiiiü:  der  Gymnasien  brauchen  wir  uns 
an  dieser  Stelle  nicht  :uiszus|)reclieii ;  dagegen  dürfte  es  von  uli^emeinereni 
Interesse  sein,  wenn  wir  hier  eine  kurze  Uebersichl  der  i5erecliti<:ungen  niit- 
Iheilen,  welche  in  dem  deutschen  Staate,  der  weitaus  die  grosste  Zahl  von 
Gymnasien  besitzt  und  dessen  gesetzliche  Normen  auch  in  anderen  Staaten 
des  norddeutschen  Bundes  mehr  oder  weniger  anerkannt  werden,  in  Preus- 
sen   an   die   ßeibringuno    bestim  iiter   Gymnasialzeugnisse   geknüpft  sind. 

1)  Zeugniss  der  Reif.;  für  die  II.  Classe  berechtigt  zum  Kintrilt 
in  das  Postfach  als  Postexpediti  )nsgehülfe  —  zum  technischen  Lehrer  —  zur 
Aufnahme  in  die  obere  Abtheil  ing  der  k.  Gärtner-Lehranstalt  zu  Potsdam  — 
endlich   (ein  Zeugniss   für  die  11.  sup.)  zum  Studium   der  Thierarzneikunde. 

2)  Zeugniss  über  den  6  m  o  n  a  1 1  i  c  h  e  n  Besuch  der  IL  Classe: 
Zulassung  zum   1jährigen  freiwilligen   Militärdienst    —    als  Apothekerlehrling. 

3)  Zeugniss  über  den  1jährigen  Besuch  der  II.  Classe:  Zu- 
lassung  als   Postexpedienten-Civilanwärter. 

4)  Zeugniss  der  Reife;  für  die  L  Classe:  Eintritt  in  den  .Mili- 
tärverwaltungsdienst als  Civila.^pirant  bei  den  Proviantämtern  —  Zulassung 
als  Feldmesser  —  als  31arkscheider  —  im  Civilsupernumerariat  bei  den  Pro- 
vinzialverwaltungsbehörden  mit  Ausnahme  bei  der  Verwaltung  der  indirecten 
Steuern,  ferner  als  solcher  für  den  Justizsubalterndienst. 

5)  Zeugniss  über  den  1jährigen  Besuch  der  I.  Classe:  Civil- 
applicanten  für  den  Militär-  und  Marine-Intendanturdienst  —  Civilsupernu- 
merariat bei  der  Verwaltung  d(r  indirecten  Steuern  —  Zulassung  zur  Entlas- 
sungsprüfung bei  den  k.  Provinzialgewerbeschulen  —  Studium  der  Oekonomie 
auf  den  k.  landwirthschaftlichen  Akademieen  (Zeugniss  aus   der  I.  Classe). 

6)  Matur  itäts  zeugniss  :  Zulassung  zum  Staatsbaudienst  —  zu  den 
technischen  Aemtern  der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung  —  zum 
Forstverwaltungsdienst  —  zum  Postfach  als  Posteleve  —  zur  Aufnahme  in 
das  k.   Gewerbeinstitut  zu  Berlin. 

Von  den  Gymnasien  der  am  statistischen  Bureau  betheiligten  Staaten 
sind  nur  zwei,  die  Gymnasien  zu  S  o  n  de  r  s  h  au  s  e  n  und  Hildburghau- 
sen, in  diesem  Jahrhundert  gegründet  worden;  die  Gründung  der  übrigen 
fällt   in  die  drei  vorangegangenen  Jahrhunderte: 


Mi  sc  eilen.  449 

im   16.  Jahrh.  wurden  gegründet  die  Gymnasien  zu  Gotha,  Arnstadt 

und   Eise  nach; 
im   17.  Jahrh.    die    Gymnasien    zu    Coburg,    Schleiz    und    das    Pro- 
gymnasium  zu   Eisenberg; 
im   18.  Jahrh.  die  Gymnasien  zu  Gera,  Weimar,  Altenburg,  Mei- 
ningen  und   Rudolstadt. 
Ausserdem  besitzen  einige  Staaten   Realschulen,    welche  mit  progymna- 
sialen   Nebenclassen    versehen    sind;    das    ist    der  Fall  in   Ohrdruf  (S. -Gotha) 
und    Saalfeld    (S. -Meiningen).     Doch    müssen    diese    Klassen    in    diesem    Ab- 
schnitte   unberücksichtigt    bleiben,    weil  die  einschlagenden  Daten   nicht  aus- 
geschieden  werden  konnten. 

Bekanntlich  umfassen  die  am  Bureau  betheiligten  Staaten  Thüringen  nicht 
vollständig ;   es   gehören   vielmehr   noch   dazu : 

Reuss  ältere  Linie   und  die  preussischen  Gebietstiieile,  d.  h.  die 
Kreise    Erfurt,   Schleusingen,   Ziegenrück,   Naumburg   und 
Zeitz. 
In    dem    erstgenannten    kleinsten    thüringischen    Staate    besteht  bis  jetzt 
kein    selbständiges    Gymnasium;    er    besitzt    als    höhere    Lehranstalt    nur    das 
Privat -Lehr-   und  Erziehungsinstitut  zu   Greiz.      Dasselbe    ist    als    Realschule 
I.   Ordnung    organisirt    und  mit  gymnasialen  Nebenclassen    —    Sexta  bis  Ter- 
tia  —  versehen.     In  den   genannten  preussischen  Gebietstheilen  bestehen  da- 
gegen  5  Gymnasien   —   Erfurt,   Schleusingen,  Schulpforta,   Naumburg,  Zeitz. 
Von    diesen    preussischen  Gymnasien    müssen  wir  in  der  gegenwärtigen  Mit- 
theilung absehen. 

Nach  der  Eingangs  erfolgten  Aufzählung  besitzen  die  thüringischen 
Staaten  zusammen   12   eigentliche  Gymnasien   und  zwar  fallen  davon 

auf  S. -Weimar,  S. -Meiningen,  Schw. -Sondershausen  und  Reuss  j.  L.  je  zwei ; 
auf   S. -Altenburg,  S.-Coburg,   S. -Gotha  und   Schw.-Rudolstadt   je   eins. 
Die  Volkszählung  vom  3.  Dez.  1867  hat  für  die  thüringischen  Staaten  incl. 
Reuss  ä.   L.    eine  ortsanwesende  Gesammtbevölkerung  von   1,049,899  Köpfen 
ergeben;    die   Zahl    der    Gymnasien    beträgt    12,    es    entfallen    daher    durch- 
schnittlich auf  eins  87,492  Einwohner.     Diesem  Durchschnitte  nähern  sich: 
Meiningen  mit     90,742, 

Rudolstadt  -       75,116; 

tief  unter  demselben   stehen: 

Coburg  -       49,490, 

Reuss  j.  L.         -       44,049, 
Sondershausen    -       34,054j 
endlich   stehen   beträchtlich   über  jenem   Durchschnitt: 
Gotha  mit  119,245, 

Altenburg  -     141,426, 

Weimar  -     141,523  '). 

Die  Frequenz  der  thüringischen  Gymnasien  in  den  letzten  Jaliren  zeigt 
das  nachfolgende  Tableau ,  zu  dessen  besserem  Verständniss  vorausgeschickt 
werden  muss,  dass  die  Gymnasialprograiume,  denen  wir  die  belr.  Nachrich- 
ten   entnommen  haben,    nicht  nach  gleichen  Grundsätzen  aufgestellt  worden 


1)  Wir  ziehen  einige  Vergleiche  mit  anderen  Staaten  nach  einer  Bekanntmachung 
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sind.  Manche  gehen  die  Zalil  der  Scliülür  an  zu  Anfang  des  Jahres,  andere 
am  Schlüsse,  noch  andere  den  Bestand  während  des  (ranxen  Jahres.  Dass 
diese  Verscliicdenhoiten  die  Durchsichtigkeit  der  Vergleichungen  Inihen ,  ist 
unzvvcirelhart,   die   Dillerciizen   sind   indess   nicht  sclir  bedeutend. 

F'r<(jucii/  im  Schuljalire 


Staat. 
S.  -  \V  ('  i  ni  a  r : 

S.  -  1>1  e  i  II  i  n  ge  n  : 

S.  -Allen  h  II  rg: 


S.  -  (i  t»  Ih  a  : 
S.-CN)  hiirg: 
Seh  w.-H  udo  1  s lad  t :    liu(l(jlsta(lt 
S  c  li  w.  -  S  0  n  d  (!  r  s  - 
hausen: 


Gyinn.'isiuMi.     Erlicburigstcrniin. 

Weimar  Schluss 

Eisenach  Anfang 

llildhiirgliaiiseii       Schluss 

iMciiiiiiiien  * 

Aileiihiirg 

Eiseiiberg 

Gotha 

(Johurjx 


((jesaninilhest.j 

Anfang 
(Gcsammthest.) 

Schluss 

Anfang 


1  Hti"). 
220 
118 
116 
177 
121 
l;i5 
338 
73 
158 

128 


227 
121 
110 
198 
127 
121) 
336 
95 
168 


237 
123 
107 
205 
140 
134 
364 
101 
167 


1868. 
145 


102 


Sondershausen        Anfang  128      116      111 

Arnstadt                        -  —          89        94 

Reuss  j.  L. :                   Gera                  (Gesammtbest.)  157      158      186 

Schiciz                     Schluss  99        99        95 

Reuss   ä.   L. :                  Greiz                 (Gesammtbest.)  8        17        18 

iMilhin  beträgt  die  Gesammtzahl  der  Gymnasiasten  im  jährlichen  Durch- 
schnitte der  bezifferten  Jalire  sowohl,  wie  nach  den  uns  vorliegenden  jüng- 
sten  Nachrichten   in 


a.  im 

Durchschnitt. 

b.  nach  den  jüngsten  Erhebungen 

Weimar  . 

357 

=  18% 

382  =:   18  o/o 

Gotha      ,     . 

846 

rrz    17   - 

364  =  17  - 

Meiningen     . 

304 

=    15   - 

312  =  15  - 

Reuss  j.  L.   . 

265 

=   13   - 

285  =   13  - 

Altenburg     . 

263 

—  iS  - 

274  ==  13  - 

Sondershausen  214 

=   10  - 

216  =  10  - 

Rudolstadt    . 

164 

=     8  - 

167  =     8  - 

Coburg    . 

90 

=      5   - 

101   =     5   - 

Reuss  ä.  L.  . 

14 

=     1    - 

18  r=     1   - 

2017 

=  100  o/o 

2119  =1000/0 

in  Nr.  30  des  Bun(le.<5gesetzblaltes  v.  2.  Sept.  1868,  welche  ein  Verzeichnis«  der  hö- 
heren, zur  Ausstellung  gültiger  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Qualification 
zum  einjährig  freiwilligen  Militärdienst  berechtigten  Lehranstallen  enthält 


Staat. 

Sachsen  .  .  . 
M. -Schwerin  . 
Grossh.  Hessen 
Preussen  (die  alte 

Landesthetle) 
Hannover     . 
Oldenburg    . 
Braunschiveig 
Anhalt     .     . 
M.-Strelitz  . 


Gymnasien. 

11 
4 

6 

161 
17 
4 
5 
4 
3 


Bevölkerung  nach  der 
Zählung  von  1867. 
2,426,193 
560,732 
823,644 

19,674,586 

1,936,856 

315,936 

301,966 

197,050 

99,433 


Einwohner  pro 

Gymnasium. 

220,563 

140,183 

137,274 

121,581 
113,933 

78,984 
60,393 
49,262 
33,144 
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Während  die  soeben  mitgetheilten  Zahlen  die  absolute  Stärke  der  Fre- 
quenz angeben,  beziffern  die  nachfolgenden  die  relative  Stärke,  d.  h.  sie 
zeigen ,  in  welchem  Yerhältniss  die  Schiilerzahl  zur  Einwohnerzahl  steht. 
In  sämmtlichen  thüringischen  Staaten  kommen  nach  den  neuesten  Nachrich- 
ten auf  1  Scbüler  durchschnittlich  495  Einwohner.  Von  diesem  Durch- 
schnitte weichen  indess  die  meisten  Staaten  beträchtlich  ab;  es  berechnen 
sich   nämlich   folgende   Verhältnissziffern : 

Auf  1  Schüler  kommen 
in  Reuss  ä.  L 2438  Einwohner, 

-  S.-Weimar 741 

-  S. -Meiningen    ....        536 

-  S.-Altenburg     ....        516 

-  S.-Coburg 490 

-  Schw.-Rudolstadt  .      .      .        450 

-  S.-Gotha 328 

-  Schw.-Sondershausen      .        315 

-  Reuss  j.   L.        ....        309 

Die  bisher  mitgetheilten  Daten  geben  den  Umfang  des  gesammten  Gym- 
nasialbesuches an;  hieraus  allein  kann  jedoch  noch  kein  Schluss  gezogen 
werden  auf  die  Verbreitung  der  geistigen  Bildung,  welche  diese  Anstalten 
bezwecken.  Diese  hängt  vielmehr  wesentlich  von  der  Zahl  der  Schüler  ab, 
welche 

a.  überhaupt  die  höheren   Classen  besuchen, 

b.  den   ganzen   Gymnasialcursus  absolviren ,    um  akademische  Studien   zu 
machen. 

Die  nachstehenden  Tableaus  sind  dazu  bestimmt,  über  diese  beiden 
Punkte   Auskunft  zu   geben. 

I.     Zahl    der    Primaner    und    Secundaner    in    den    Schuljahren 

1865  —  186  8. 

Staat.  Gymnasium.  ^^![^}^!".F'      1865.    1866.     1867.     1868. 

S.-Weimar; 


S.  -Meiningen: 

S.-Altenburg: 
S. -Coburg: 
S.-Gotha: 
Schw.-Rudolstadt; 
Schw.-Sonders- 
hausen: 

Reuss  j.  L. : 


Gymnasium. 

Erhebungs- 
termin. 

1865. 

1866. 

1867 

Weimar 

Schluss 

95 

97 

88 

Eisenach 

Anfang 

27 

32 

27 

Hildburghauser 

1        Schluss 

27 

27 

25 

Meiningen 

- 

46 

53 

54 

Altenburg 

Schluss 

58 

61 

64 

Coburg 

(Gesammtbcst.) 

17 

24 

25 

Gotha 

Anfang 

56 

56 

62 

Rudolstadt 

Schluss 

30 

33 

34 

Sondershausen 

Anfang 

27 

25 

15 

Arnstadt 

- 

— 

28 

25 

Gera 

(Gesammtbesl.) 

27 

28 

27 

Schleiz 

_ 

24 

21 

23 

33 


23 


Berechnet  man  aus   diesen   absoluten  ZabltMi   die  jährliche   Durchschnitts- 
zahl für  diese  Gattung  von   Schülern,   so   entsteht  folgende   Reihe: 
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M 

i  s  c  e  1 1 

0  n. 

Weimar 

122 

Schüler 

rr 

25  Vo 

Mciniiiü^eti 

77 

- 

rz: 

K)   - 

AllciiburjL,' 

Gl 

- 

=z 

i:i  - 

Gülliu    . 

58 

- 

::=^ 

12   - 

Reuss  j.   L.     . 

50 

- 

rrz 

11  - 

Soiidersliausen 

47 

- 

::i: 

10    - 

Rudolsladt 

32 

- 

~-: 

7    - 

Coburg; 

22 

- 

• — 

G   - 

Ueuss  ä.    L.     . 

0 

- 

— 

0    - 

4Gi)  Schiller  r=lOO'»/o 
Kino  Nveseiillich  andere  Reilienfolgc  crifiebt  sich,  wenn  man  die  vorhin 
hcreciinclen  VeriialtnisszilVcrn  zu  Grunde  legt.  Wahrend  in  Sondersliausen 
auf  1  der  qu.  Schiller  1449,  in  Heuss  j.  L.  1762  Kinwohner  kommen,  wei- 
sen die  iihrigen  6  Staaten  zienilirii  ilie  gleichen  Zillern  aul:  sie  schwanken 
zwischen   2050   und   2950. 


II.      Zahl   der   mit  H  e  i  fe  ze  ugn  i  s  s  e  n   entlassenen  Schüler 
1865-1867. 


Staat. 
S. -Weimar: 

S.-i^l  einingen: 

S. -Altenburg: 

S. -Coburg: 

S. -Gotha: 

S  c  h  w.  -  R  u  d  0  1  s  t  a  d  t : 

S  c  h  w.  -  S  0  n  d  e  r  s  h  a  u  s  e  n 

Reu  ss  j.   L. : 


Gymnasium. 
Weimar 
Eisenach 
Hildburghausen 
Jleiningen 
Altenburg 
Coburg 
Gotha 
Rudolstadt 
Arnstadt 
Sondershausen 
Gera 
Schleiz 


1865. 

16 
6 
6 
9 

13 
2 

13 
3 

6 
4 

3 


1866. 

17 

9 

10 

14 

10 

4 

9 

3 

7 

4 

6 

4 


1867. 

23 

6 

4 

15 

20 

4 

9 

6 

8 

4 

7 

3 


Es  betrug  also   im  jährlichen  Durchschnitte  die  Zahl   der  Abiturienten  in 


Weimar     . 
Meiningen 
Altenburg 
Sondershausen 
Gotha  .      .      . 
Reuss  j.  L.    . 
Rudolstadt 
Coburg 


25  =  26,04  o/o 
19  =  19,79  - 
14  =  14,58  - 
12  =  12,50  - 
10  =:  10,42  - 
9,37  - 
4,17  - 
3,13  - 


9  = 
4  = 
3  =z 


96  =100  0/0 
Die  relativen  ZilTern  ergeben   sich,  wenn  die  Zahl  der  Abiturienten  mit 
der  Einwohirerzahl  verglichen  wird.     Die  Resultate  sind: 
Auf  1  Abiturienten  kommen 
für  Sondershausen        .      .     .        5676  Einwohner, 

-  Meiningen 9552 

-  Reuss  j.  L 9788 
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Auf  1  Abiturienten  kommen 
für  Altenburg 10102  Einwohner, 

-  Weimar 11322 

-  Gotha     ......      11924 

-  Coburg 16497 

-  Rudolstadt 18779 

Von  grossem  Interesse  wäre  es  gewesen ,  wenn  in  den  vorstehenden 
Mittheilungen  überall  zwischen  Inländern  und  Ausländern  halte  unter- 
schieden werden  können.  Leider  war  dies  wegen  UnvollständigReit  der 
Nachrichten  nicht  möglich.  Unter  diesen  Umständen  war  es  uns  sehr  er- 
wünscht, in  den  Studentenverzeichnissen  der  deutschen  Universitäten  ein 
Material  vorzufinden,  welches  die  Aussonderung  der  thüringischen  Studenten 
nach  ihrer  Staatsangehörigkeit  gestattete.  Freilich  haben  nicht  alle  Studi- 
rende  das  Abiturientenexamen  absolvirt;  da  aber  in  den  Studentenverzeich- 
nissen stets  das  Studium  jedes  Einzelnen  angegeben  wird,  namentlich  aber 
die  Pharmaceuten  und  Oekonomen  es  sind,  die  den  Gymnasialcursus  nicht 
zu  absolviren  pflegen,  so  kann  durch  deren  Ausscheidung  die  Zahl  der  Stu- 
denten, welche  den  Gymnasialcursus  absolvirt  haben,  annähernd  gefunden 
werden.  Die  nachstehende  Uebersicht  giebt  für  jeden  thüringischen  Staat 
einmal  die  Zahl  der  Studirenden  überhaupt  an,  dann  die  Studentenzahl  nach 
Abzug  der  Pharmaceuten  und  Oekonomen,  und  zwar  nach  dem  Durchschnitte 
der  4  Semester  vom  Sommer  1866  bis  Winter  1867. 


Staaten. 

Studirende  überhaupt. 

Studirende  im  eng.  S 

Weimar 

.      166  r=    36  Vo 

146  =    36  o/o 

Coburg-Gotha 

66  =    15   - 

61   =    15  - 

Meiningen  . 

63  =:    14  - 

58  =    14  - 

Altenburg   .     . 

.        63  =    14  - 

55  =    13  - 

Reuss     .     .     . 

.       42  =      9  - 

41  =    10  - 

Sondershausen 

36  =      8  - 

32  =:      8  - 

Rudolstadt  . 

18  =r      4  - 

16  =      4  - 

Thüringen 

.     454  =100% 

409  =100"/o 

Vergleicht  man  die  Zahl  der  Studirenden  mit  der  eben  mitgetheilten 
Zahl  der  Abiturienten,  so  ergiebt  sich,  dass  durchschnittlich  in  allen  Staaten 
ausser  S. -Weimar  auf  1  Abiturienten  4,  auch  5  Studenten  kommen.  Da  nun 
ein  akademisches  Studium  durchschnittlich  4  Jahre  erfordert,  so  resultirt, 
dass  die  Zahl  der  Abiturienten  ungefähr  genügte,  um  die  von  der  Universität 
Abgehenden  wieder  zu   ersetzen. 

Was  schliesslich  die  Statistik  der  Lehrkräfte  betrifft,  so  entnehmen  wir 
auch  hier  den  Stoff  den  Gymnasialprogrammen,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass 
mit  den  Gymnasien  zu  Gotha  und  Rudolstadt  auch  Realclassen  verbunden 
sind;  es  musste  somit  die  Gesammtzahl  der  Lehrer  angenommen,  dieser  aber 
dann  selbstverständlich  auch  die  Gesammtzahl  der  Schüler,  also  incl.  Hcal- 
schüler,  gegenübergestellt  werden;  die  groizer  Lehr-  und  Erziohuiigsanslail 
aber  musste  ganz  unberücksichtigt  bleiben,  weil  dieselbe  auch  Elomenlar- 
classen   umfasst. 
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Zfllil  der     Auf  1  (lieser     Leliror       Auf  1 

o.  „I  r<  ~ . «.«   ..  Ilaiinl-      Lehrer  kom-      über-        Ldirer 

Staaten.  Oyniriastuni  ,  ,  '  t.-  i    ■        ,       .       ,.  ■    ; 

'  Ichrer        inen  Sclmler     liaupt        Schüler 

S.  -  W  t!  i  III  u  r :                Weimar  13                  1 B              16             15 

Kisciiucli  8                 18              12            12 

zusammen  21                  18             28            14 

S.  -  1>I  e  i  n  i  iigen:           Aleiniiifren  12                    7              14             14 

Hildburyhaiisen  8                 16              10            13 

zusammen  20                 16             24            14 

S.- Allen  burtr:          Altenburtr  8                 18             11             13 

Eisenberfr  5                27               6            22 

zusammen  13                21             17            16 

S. -Coburjr:                Coburg  10                10             12              3 

S.  -  G  0  l  h  a  :  Gotha  (incl. 

Healsclniie)  20                25              24            21 
Schw. -H  udo  Istad  t :    Hudolstadt  (incl. 

Healschule)  11                 18              12            17 
Schw.  -Sonders- 
hausen:               Sondershausen  9 
Arnstadt  7 
zusammen  16 
Re  u  ss  j.  L. :                  Gera  9 
Greiz  5 
zusammen  14 
Thüringen 125 

B.     rie  Realschulen. 

Während  die  Gymnasien  ohne  Ausnalime  den  einen  Zweck  verfolgen, 
ihren  den  vollen  Cursus  absolvirenden  Schülern  die  Reife  für  das  Studium 
der  auf  den  Universitäten  betriebenen  Wissenschaften  zu  verleihen,  und 
dabei  das  Hauptgewicht  auf  die  Erlernung  der  beiden  classischen  Sprachen 
legen  —  erziehen  die  Realschulen  ihre  Zöglinge  mehr  unmittelbar  für  das 
practische  Leben.  Da  der  Eintritt  in  dieses  je  nach  den  Berufsarten  auf 
verschiedener  Bildungsstufe  erfolgt,  so  ist  es  selbstverständlich,  dass  die 
Realschulen,  jenachdem  sie  die  Vorbildung  für  die  eine  oder  andere  Klasse 
von  Berufsarten  geben  wollen,  auch  das  Schulziel  näher  oder  weiter  hinaus 
rücken,  und  man  pflegt  in  Folge  dessen  dieselben,  je  nach  der  Stufe,  weche 
sie  einnehmen,  in  solche  I.  und  IL  Ordnung  und  in  höhere  Bürgerschulen 
einzutheüen.  Das  ist  namentlich  der  Fall  in  l'reussen,  dessen  Einrichtungen 
auch  für  viele  andere  Staaten  massgebend  geworden  sind.  Die  Bestimmun- 
gen über  Intensität  und  Umfang  der  Maturitätsprüfungen  für  die  verschie- 
denen Arten  der  Realschulen  enthält  die  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung 
der  Real-  und  der  höheren  Bürgerschulen  vom  6.  October  1859.  Die  Ab- 
solivirung  der  höheren  Classen  verleiht  gewisse  Berechtigungen,  die  wir  für 
die  verschiedenen   Arten   der  Schulen  hier  zusammenstellen: 

I.     Die  höheren  Bürgerschulen. 
Das    Maturitätszeugniss   berechtigt    zur  Zulassung    zum    einjährigen   frei- 
■yvilligen    Militärdienst     —    zum    Eintritt    in's    Postfach     als    Postexpedienten, 


13 

11 

10 

15 

10 

10 

14 

21 

10 

21 

13 

14 

20 

6 

17 

20 

19 

15 

18 

157 

15 
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Civilanwärter   —   zum  Eintritt  in  eine  technische  Lehrerstelle    —    endlich  zur 
Zulassung  als  Apothekerlehrling. 

II.     Die  Realschulen  II.  Ordnung. 

a.  Zeugniss  der  Reife  für  die  2.  Classe  berechtigt  zum  Ein- 
tritt als  Postexpeditionsgehülfe  —  ferner  als  Lehrling  in  die  obere  Abthei- 
lung der  Königlichen   Gärtner-Lehranstalt  zu   Potsdam. 

b.  Zeugniss  für  die  I.  Klasse  berechtigt  zum  Justizsubaltern- 
dienst  —    zum  technischen   Lehrer  —    zum   Studium  der  Thierarzneikunde. 

c.  Zeugniss  über  den6monatlichen  Besuch  der  1.  Classe: 
Zulassung  zum  einjährigen  freiwilligen  Militärdienst  —  als  Apothekerlehr- 
ling. 

d.  Zeugniss  über  den  1jährigen  Besuch  der  1.  Classe: 
Zulassung  als  Postexpedienten  -  Civilanwärter  —  ferner  zur  Entlassungs- 
prüfung bei  den   K.   Provinzial-Gewerbeschulen. 

e.  M  a  t  u  r  i  tä  t  sz  e  u  gn  is  s  :  Eintritt  in  den  Militärverwaltungsdienst 
als  Civil-Applicanten  für  den  Marine-Intendanturdienst  und  als  Civil-Aspiran- 
ten  bei  den  Proviantämtern  —  Zulassung  als  Feldmesser  —  im  Civilsuper- 
numerariat  bei  der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  und  den  übrigen  Pro- 
vinzialverwaltungsbehörden ,  endlich  Aufnahme  in  das  K.  Gewerbeinstitut  zu 
Berlin. 

III.     Realschulen  I.  Ordnung. 

a.  Zeugniss  der  Reife  für  die  2.  Classe:  Postexpeditionsge- 
hülfe —  technischer  Lehrer  —  Studium  der  Thierarzneikunde  —  Aufnahme 
in  die  obere  Abtheilung  der  K.   Gärtner-Lehranstalt  zu   Potsdam. 

b.  Zeugniss  über  den  6monatlichen  Besuch  der  2.  Classe: 
Zulassung  zum  einjährigen  freiwilligen  Militärdienst  —  als  Apothekerlehr- 
ling. 

c.  Zeugniss  der  Reife  für  die  1.  Classe:  Civil-Aspiranten 
bei  Proviantämtern  —  Feldmesser  —  im  Civilsupernumerariat  bei  den  Pro- 
vinzialverwaltungsbehörden  mit  Ausnahme  der  Verwaltung  der  indirecten 
Steuern,   ferner  bei   dem  Justizsubalterndienst.    — 

d.  Zeugniss  über  den  1  jährigen  Besuch  der  1.  Classe: 
Civilapplicanten  für  den  Militär-  und  Marine-Intendanturdienst  —  Civilsuper- 
numerariat der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  —  Zulassung  zur  Entlas- 
sungsprüfung bei  den  K.  Provinzialgewerbeschulen  —  Studium  der  Occono- 
mie  auf  den  K.   landvvirthscliaftlichen   Academieen. 

e.  Maturitätszeugnis«:  Zulassung  zum  Staatsbaudienst  —  zum 
ßergfach  für  die  technischen  Aemter  der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwal- 
tung und  als  Markscheider  —  zum  Forstverwnltungsdienst  —  zum  Postfach 
als    Posteleven    —    endlich  zum  K.   Gewerbeinstitut  in    Berlin. 

Von  den  thüringischen  Staaten  besitzt  mit  Ausnahme  des  Herzog- 
thums  Altenburg  jeder  mindestens  eine  Realschule.  Entweder  sind  diese 
Schulen  ganz  für  sich  bestehende  Anstallen  oder  sie  sind  mit  einem  Gymna- 
sium verbunden    -     das   ist  der  Fall    in    Gotha  und    Rudolsladt    —    oder 
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endlich  sie  sind  mit  progymnosialen    Nebenclassen    versehen   —   Olirdruf   luid 
Saal  fe  1(1  ^). 

IJcalschuIon   I.   Ordnung  besitzt  Thüringen   sechs: 

VV  c  i  m  n  r ,   K  i  s  (;  n  a  c  h  ,   M  c  i  n  i  n  g  c  n  ,   (]  o  t  h  a  ,   Gera,   G  r  c  i  z  '  j. 
Realschulen   II.   Ordnung   —    vier: 

Saal  leid,   Coburg,   Arnstadt,   Sond  er  s  hausen  ^J. 
Realschulen   im   Hange  einer  preussischen   höheren   Bürgerschule:     Olir- 
druf*). 

Realschulen  ohne  ausgesprochenen  Charakter:  Apolda  —  tliirfle  im 
Range  einer  pr.  höheren  Riirgcrsthule  slcilien;  im  Lateinischen  wird  freilich 
kein  Unterricht  erlheilt  —  und  R  n  d  o  I  s  l  a  d  t  —  besteht  nur  aus  2  niederen 
Realclassen ''). 

Es   bestehen   demnach   in : 

S. -Weimar  3  Realschulen,   davon   zwei   I.   Ordnung. 
S.- Mein  igen  je  1    Realschule   I.   und  II.   Ordnung. 
S. -Gotha    1   Realschule   I.    Ordiinnir   und   1    höhere   Biirgerschnlc. 
S. -Coburg   t    Realscliule   II.  Ordnung. 
S  c  h  w.  -  S  0  n  de  r  s  h  a  u  s  e  n   2   Realschulen   II.   Ordnung. 
Schw. -Rudol  Stadt  1    Realschule   niederer  Ordnung. 
Reuss  j.  L.    1    Realschule  I.   Ordnung. 
R  e  u  s  s  ä.   L.  desgl. 
lieber    die    Frequenz     der    einzelnen     Schulen    nach    den    jüngsten     Er- 
hebungen giebt  nachfolgende  Uebersicht  Auskunft: 


Erhebungs- 

Staat. 

Realschulen. 

termin. 

Schuljahr 

Frequenz. 

S. 

-Weimar: 

Eisenach 

Anfang 

1867 

161 

Weimar 

n 

)? 

250 

Apolda 

Ende 

',■) 

93 

S. 

-  BI  e  i  n  i  n  g  c  n  : 

Meiningen 

Anfang 

1868 

135 

Saalfeld 

Ende 

1867 

134 

S. 

-Coburg: 

Coburg 

1867 

192 

s. 

-Gotha: 

Gotha 

Anfang 

1867 

128 

Ohrdruf 

Ende 

n 

227 

2)  Da    diese  Classen  nicht  ausgeschieden  werden   konnten,   so  beziehen   sich  die 
betr.  weiter  unten  folgenden  Nachrichten  mit  auf  die  Progymnasialclassen. 

3)  Weimar,  städtisch  gegründet  1856,   erst  seit  IStiS  Realschule  1.  Ordnung. 
Eisen  ach,  1843  als  städtische  Realschule  gegründet,  mit  1850  zur  Landesan- 
stalt als  Realschule  I.  Ordnung  erhoben. 

Meiningen,   seit  1838  Landesanstalt. 

Gotha,  seit  der  1849  erfolgten  Reorganisation  des  Gymnasium. 

Gera,  städtisch  seit  1864;  noch  nicht  anerkannt. 

Greiz,  Privatanstalt  seit  1863;  bisher  waren  Prima  und  Secunda  unbesetzt. 

4)  Saalfeld  .  .  .  seit  1831 
Coburg  .  .  .  .  „  1848 
Arnstadt  ...  „  1857 
Sonders  ha  userv  .      „     1835 

sämmtlich  Landesanslalten. 

5)  Ohrdruf  seit  1863;  Landesanstalt. 

6)  Apolda  seit  1859  j  Privatanstalt, 
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Erhebungs 

. 

Staat.                        Realschulen. 

termin. 

Schuljahr. 

Freque 

Seh w.  -Sonders- 

hausen:                Arnstadt 

Anfang 

1868 

120 

Sondershausen 

3? 

55 

202 

Schw.-Rudolstadt :     Rudolstadt 

Ende 

1867 

35 

Reu  SS  j.   L.:                   Gera 

1867 

223 

Reu  SS  ä.   L.:                   Greiz 

55 

51 

Die   Gesainmtzahl  der  Realschulen 

he 

äuft  sich  somit  in: 

Weimar     .... 

auf 

504 

26  Vo 

Gotha         .      .      . 

55 

355 

— 

18  „ 

Sondershausen    . 

•)•) 

322 

17  „ 

Meiningen 

V) 

269 

— 

13  „ 

Reuss  j.   L.    . 

» 

223 

— 

11     5, 

Coburg     . 

■>■) 

192 

— 

10  „ 

Reuss  ä.   L.   . 

■>•) 

51 

rz: 

3  „ 

Rudolstadt     . 

55 

35 

= 

2  „ 
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Der  relative  Umfang   des   Realschulbesuches  ergiebt  sich,  wenn  man  mit 

der  Zahl  der  Schüler  eines  jeden  Staates  in  dessen  gesammte  Revölkerungs- 

ziffer  dividirt;  dann   entsteht   folgende  Reihe. 

Es  entfallen    auf  1    Schüler    Einwohner    in    Sondershausen    211;  Coburg 

257;    Gotha  336;  Reuss  j.   L.   400;  Weimar  561;  Meiningen   675;  Reuss  ä. 

L.   860,   Rudolstadt   2146. 

Einen  intensiveren   Einblick  in   die    Bedeutung    der    Realschulen    werden 

wir   erlangen,  wenn  wir  die   \  ertheilung  der  Schüler  auf  die   einzelnen   Clas- 

sen  nennen.     Zu    diesem    Zwecke  diene  nachfolgende  Tabelle: 

Classen 


Staat. 
S.- W  eim  an 


S.  -Meininge  n : 

S.-C  0  b  ur  g  : 
S. -Gotha: 

Sc hw. -Sonders- 
hau s  e  n  : 

Schw.-Rudolstadt: 
Reuss  j.   L. : 
Reuss  ä.  L. : 

Verfolgen    auch    die 


Schule. 

I. 

II. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

Eisenach 

9 

28 

31 

29 

39 

25 

Weimar 

39 

34 

42 

54 

29 

— 

Apolda 

2 

21 

40 

30 

— 

— 

Meiningen 

16 

28 

35 

56 

— 

— 

Saalfeld 

15 

28 

30 

34 

27 

— 

Coburg 

3 

19 

19 

49 

56 

46 

Gotha 

4 

24 

46 

54 

— 

— 

Ohrdruf 

14 

41 

36 

50 

47 

26 

Arnstadt 

7 

22 

46 

45 





Sondershausen 

3 

18 

53 

51 

42 

35 

Rudolstadt 

— 

— 

— 

— 

13 

^  .w 

Gera 

9 

20 

25 

41 

51 

29 

Greiz 

— 

— 

13 

20 

10 

16 

VII. 


48 


vorstehenden  aufgeführten  ScIuiUmi  nicht  die  gleichen 
Zwecke,  so  dürfen  wir  doch,  um  eine  ungefähr  Anschauung  von  deren  relative 
Bedeutung  zu  erhalten,  die  Zahl  der  Schüler  in  den  beiden  höheren  Classen 
zusammenzählen  und  die  so  gewonnenen  Resultate  vergleichen.  Zu  bemerken 
ist  vorher  noch,    dass   bei    diesem  Vergleich    Rudolstadt    und   Kouss  ä- 
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L.  gar  niclil  in  Belraclit  kommen,  da  —  wie  ein  Blick  auf  die  mitj^etlieilte 
Tabelle  zcifft  —  in  Hudolsladt  üherliaupt  nur  2  niedere  Classeii  vorhanden, 
in  Heuss  ä.  L.  aber  die  beiden  liöiieren  Classen  bisher  uiibe.sel/,1  (■ebliehen 
sind.      Für  die    sechs    übrigen    Staaten   (Tscben   sich    folgende    Mesuitate: 

Ziemlich  in  die  gleiche  Kate^erie  lallen  Gotha  und  S  o  n  d  e  r  s  h  a  u - 
sen  einerseits,  W  e  i  ni  a  r  ,  3i  e  i  n  i  n  g  e  n  und  Coburg  andrerseits;  während 
dort  auf  1  Schüler  der  beiden  höheren  Classen  circa  1 . 000  Einwohner  kom- 
men, so  entfallen  in  den  3  anderen  Staaten  auf  1  solchen  etwas  über  2000 
Einwohner.  In  Reuss  j.  L.  berechnen  sich  circa  3000  Einwohner  auf  1 
Schüler. 

Was  schliesslich  die  Statistik  der  Lehrkräfte  betrilft,  so  müssen  wir  da- 
bei Gotha,  Riidolstadt,  Beuss  j.  und  ä.  L.  unberücksichtigt  lassen,  weil 
die  dortigen  Anstallen  nur  Theile  grösserer  Institute  sind,  so  dass  die  Lehrer 
nicht  ausschliesslich   an   einem   besonderen  Theile  derselben   Unterricht   geben. 

Für  die  Schulen  der  übrigen  Staaten  sind  die  Ergebnisse  nachfolgend 
zusammengestellt : 

Staaten. 
S.  -  W  eim  ar : 


S.  -  M  6  i  n  i  n  g  e  n  : 

S.-Co  bu  rg: 
Seh  w.  -Sonder- 
hausen : 


Zahl  der 

Auf  1  dieser 

Lelirer 

Auf  1 

Haupt- 

Lehrer  kom- 

über- 

Lehrer 

Realschulen. 

lelircr 

men  Siliüler 

haupt 

Schüler 

Eisenach 

9 

18 

12 

13 

Weimar 

5 

50 

8 

31 

Apolda 

4 

23 

5 

19 

31einingen 

6 

22 

9 

15 

Saalfeld 

5 

27 

8 

17 

Coburg 

6 

32 

8 

24 

Arnstadt 

6 

20 

9 

13 

Sondershausen 

11 

18 

13 

16 

Eingesendete  Schriften. 

Die  schon  unter  „Lilteralur"  angeführten  Schriften  sind  hier  ausgeschlossen;  auf  die 
mit  einem  *  bezeiciineten  werden  wir  in  einem    der   folgenden  Hefte  zurückkommen. 

Zeitschriften. 

Zeitschrift  für  Gesetzgebung-  und  Rechtspflege  in  Preussen. 
Im  Auftrage  des  Vereins  der  preussischen  Rechtsanwälte  herausgeg.  von 
F.   u.   P.   Hinschius.      I.  Bd.    1867,     II.  Bd.    1-7.  Heft.   1868. 

Die  Zeitschrift,  eine  Fortsetzung  der  preussischen  Anwaltszeitung,  zerfällt  in 
^  Abschnitte:  1)  Abhandlungen,  2)  Rechtssprüche,  3)  Literatur,  4)  Verein  und 
Angelegenheiten  der  preiissisclien  Rechtsanwälte,  5)  Miscellen.  Als  die  Aufgabe 
derselben  wird  zunächst  bezeichnet  die  Vorbereitung  einer  neuen  einheitlichen  preus- 
sischen Gesetzgebung.  Ausserdem  bringt  sie  auch  juristisciie  Erörterungen  über 
das  in  Preussen  gellende  Recht.  Sie  erstreckt  sich  auf  die  gesanimle  Rechtspflege 
und  zieht  auch  ausserpreussisclie  Verhältnisse  herbei.  Unter  den  nationalökonomi- 
sche Gegenstände  berührenden  .\bliandlungen  sind  uns  besonders  aufgefallen:  Das 
Geld  und  die  Geldpapiere  als  Tilgungsmittel  der  Obligation,  von  Voigtel  (I,  445). 
Gesetz  über  die  vertragsmässigen  Zinsen  im  norddeutschen  Bunde,  von  P.  Hin- 
schius (II,  141  u.  336).  Vom  preussisclien  Papiergeld,  von  Keyssner  (11,  101). 
Die  Hypothekenordnung  für  Neuvorpommern  und  Rügen,  von  Silberschlag  (II, 
431)  Ueber  die  Zuläs-^igkeit  der  Beschlagnahme  künftiger  Löhne,  von  A.  Koch 
(II,  434).  Handelsgebräuclie  der  Börse  zu  Berlin  bei  Zeilgeschäften,  von  F.  Hin- 
schius (II,  513).  Die  Vorbildung  der  höheren  Verwaltungsbeamten  in  Preussen, 
von  Wolter  (II,  62G). 

Archiv  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Zollvereins,  redig. 
von   A.   Koller.      I.  Band  Heft  2  —  6. 

Jeder  Band  soll  in  3  Abtheilungen  enthalten:  1)  Gesetze,  Ausführungsverord- 
nungen mit  Motiven  und  Commentaren.  2)  Diplomatische  Actenstücke.  3)  Wichtige 
Verfassungen  und  Gesetze  des  Auslandes. 

Die  vorl.  Hefte  (das  erste  ist  schon  in  einem  früheren  Hefte  der  Jahrbb.  ange- 
zeigt) enthalten  die  Militär-  und  Marinegesetze  für  den  Nordd  Bund;  Verträge  wegen 
Fortdauer  des  Zollvereins;  Bundeshaushalt  des  N.  B.  für  1868.  In  Abschnitt  II: 
Neuere  Gesetze  Baierns,  Württembergs  und  Badens.  —  Sehr  zu  rügen  ist  der  .Man- 
gel einer  Inhaltsangabe  bei  den  einzelnen  Heften,  wodurch  es  sehr  schwer  wird,  sich 
in  dem  „Archiv"  zu  Orientiren. 

Baltische  Monatsschrift.     Mai  u.  Juni  1868. 

Nationalökonomisches:  XVH.  5.  6.  Zur  Lösung  der  russischen  Valutafrage,  von  A. 
Wagner. —  XVIII.  1.  Statistische  Studien  zur  Wohnungsfrage,  von  Las  pey  res. 

Ungarische  Monatsschrift  für  Politik,  Landwehr,  Staatsöko- 
nomie  U.S.W.     I.  Bd.   S.Heft.    Juni   186S. 

Inhalt:  Die  Schichten  der  ungarischen  Gesellschaft  vom  Standpunkte  der  Cultur- 
politik.  Strategische  Vertheidigung  Ungarns.  Ungarn  und  seine  Wehrkraft.  Das 
Zollparlament.     Ungarn  und  Rumänien.     Ungarn  und  Serbien.     Politische  Revue. 

II.  Band.  1.  Heft:  Ein  ungarischer  Gelehrtor  in  Paris.  Die  Zigeuner  und 
ihr  Verhältniss  zu  unserer  Musik.  Die  Eroberung  und  Besetzung  Ungarns  und 
Siebenbürgens  durcli  die  Ungarn.  Der  Norddeutsche  Bund.  Die  Entwicklung 
der  1867ger  Ausgleichgesetze. —  2.  Heft:  Politischer  Theil.  Ungarn  und  das 
Schützenfest.  Die  süddeutsche  Bewegung  u.  s.  w. —  3.  Heft:  An  Deak.  Un- 
garn, Dalmatien,  Galizien  u.  s.  w. 
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Eingeseiulele   Scliririen. 


Bulletill  de  la  Socielö   industrielle  de   Mulliouse.      Mui,  Juni,   Juli 
löüB.      Jlulliouse   (iniprinierie  Hader)   und   l'aris  (Lacroix). 

Der  Inlinlt  dieses  Bullflins  rrslrcckl  üicli  kovvoIiI  auf  indu-lrielle  Technik  und 
Masrliineiiwcscn ,  .'ds  auf  di«  Vnhällnisst;  der  Arhcilt-r  und  Arlii-ilKclier  im  Bfieiclie 
der  Associ.itioii.  Kür  dfii  (its(  lii(iilsi;lireil)«r  der  V()lks»virlli.-.(  li.ift  lii'i?!  iiiaiiclu-s  kost- 
bari;  .>lalt;rial  in  diesen  I'iildikatiDiien  aiiKeliiinfl.  Falls  die  Zusenduniren  fütlge.ielzt 
werden,  behalten  wir  uns  vor,  von  Zeil  /u  Zeit  Milthcilungen  aus  denselben  zu  machen. 


Hinf  ioiiiilök4»iioiiiiMeli  -  .liiriNtiNChes. 

Die  V  erk  ü  in  m  c  r  u  n  ff  der  Arbeits-  und  I)  i  e  n  .s  1 1  o  li  ii  c.  N'oii  Dr.  J. 
Hopf,  (iollia  (B.  Besser)  18G8.  40  SS. 
Der  Verf.  dieser  klar  und  umsiclilij?  geschriebenen  Brocliüre  befürwortet  nicht 
die  Besüliilion  des  iiorddenlsclieii  Beiclislriges ,  HOiiach  ein  absolutes  Verbot  der  Be- 
schlaifiialinie  nocli  nicht  \erdienlcr  Löhne  im  Execulions-  und  Arrestwege  ausgespro- 
chen werden  soll.  Er  liiill  vielmehr  die  Zulässigkeil  der  Beschlagnahme  einer  (}uote 
des  Lohnes  im  Interesse  des  Gläubigers  und  Schuldners  für  geboten.  Die  Bestim- 
mung der  Ouole  soll  dem  Ermessen  des  Richters  auf  Grund  der  causae  cognilio  an- 
heim  gegeben  sein.  Die  Beschlagnahme  soll  nicht  beim  Schuldner  des  Schuldners, 
BOndern  beim  Schuldner  direkt  erfolgen.  —  Der  Gedanke,  die  f^uole  dem  richter- 
lirhen  Arbitrium  zu  überlassen,  ist  gewiss  beachlenswerHi ;  doch,  scheint  uns,  müssle 
dabei  eine  31axiinalquole,  welche  der  Richter  nicht  überschreiten  darf,  festgesetzt 
werden. 

Die   Gew erbesteuer gesetzo:ebung   Preussens    in    ihrer    neusten 
Gestalt.      Dargestellt  von   Dr.   H.  A.   Mas  eher.      2.    verm.    Aufl.      Pots- 
dam  (Döring)   1868.      238   SS. 
Wir    haben    kaum    nölhig,    diese  und  ähnliche  .\rbeiten    des  Verf.    (wie  über  die 

deutsche  Hypothekengesetzgebung ,    das  Institut  der  Landrälhe  u.  s.  w._)    besonders  zu 

empfehlen,    da  sich  dieselben  als  Nachschlage-  und  Orienlirungsbücher  auf  den  betr. 

Gebieten  einen  hinreichend  guten  Namen  erworben  haben. 

"Das  allgemeine  Berggesetz  für  die  preussischen  Staaten  vom 
2  4.  Juli  1865,  nebst  Einleitung  und  Kommentar  von  R.  Kloster- 
mann, Oberbergrath.  2.  verm.  u.  verb.  Aufl.  Berlin  (Guttentag)  1868. 
459  SS. 

Die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  oder  das  Recht  in  Bezug  auf 
Unfälle  und  Unregelmässigkeiten  beim  Eisenbahnbetriebe  in 
England.  (The  law  relating  to  Railway  Accidents.)  Von  Henry  An- 
drews Simon.  Deutsch  von  M.  M.  Freih.  v.  Weber,  k.  sächs.  Staats- 
eisenbahn-Direktor.    Weimar  (Voigt)   1868.     120  SS. 

Ein  willkommener  Beitrag  zur  Entwickelung  des  in  Deutschland  noch  etwas 
zurückgebliebenen  Eisenbahnrechtes.  im  Anhange  sind  Berichte  über  wirklich  vor- 
gekommene Rechlsfälle  zur  praktischen  Erläuterung  beigefügt. 

Der  deutsche  Zollbund.  Eine  rechtsdogmatische  Analyse  von  P.  Frän- 
zinger,  Dr.  jur.     Freiburg  i.  B.  (Wagner)  1868.     38  SS. 


iBllML/l>«^     W^wrl.    ^< 
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